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Einleitung. 


m 


In der erften Abtheilung unjerer Arbeit haben wir den Einfluß, den das 
gemeine Erbrecht auf die Socialwirthſchaft und fpeziell auf die Bertheilung des 
landwirthſchaftlich benugten Grundeigenthums ausübt, feitzuftelen geſucht. 

Tiefer Einfluß iſt freilich Jahrhunderte Lang zurüdgehalten worden durch 
eine Reihe von fingulären Erbreditöinftituten. Indem die legteren immer mehr 
zurüdgedrängt worden find, ift der Einfluß des gemeinen Erbredt3 erft in 
der Gegenwart fo ftart geworden, wie er e3 bisher in Deutſchland noch niemals 
gewejen iſt. 

Zu diefen in den Hintergrund tretenden Sonderredhten gehören: das Erb⸗ 
recht der Lehn- und Stammgüter, der gemeinrechtlihen Yamilienfideicommiffe 
und das ältere bäuerliche Anerbenrecht. 

Alle diefe ſonderrechtlichen Inſtitute unterfcheiden ſich, ſoweit fie das Erb- 
recht berühren, von dem gemeinen Recht dadurch, daß fie in höherem Grade 
ald dieſes das dauernde Wohl der familie gegenüber dem momentanen Intereſſe 
der einzelnen Familienglieder und die fpezifiihe Natur des Grundbefiges 
gegenüber den Bebürfniffen des beweglichen Kapital3 zum Ausdrud bringen. 

Gemäß dem Geſammtcharakter der Zeit, in der diefe Sonderrechte ent- 
fanden find, fanden fie ihre Anwendung nur auf die einzelnen Stände, in die 
die Geſellſchaft des Mittelalters und des ancien regime zerfiel 

Bis auf wenige Ueberrefte find dieje Gebilde der ftändiichen Ordnung 
von dem nivellirenden Geift der ftaatöbürgerlichen Geſellſchaft bejeitigt. Nament= 
lich die Lehengüter jind größtentheil® entweder in Allodial- oder in Fideicommiß- 
güter umgewandelt worden. Und aud die Stammgüter find im Verſchwinden 
begriffen, weil fie ſchon ſeit Langer Zeit feine Berjüngung und feinen Zus 
wachs mehr erfahren. Endlich ſchien dag in die Gegenwart bineinragende 
bäuerliche Anerbenrecht noch bi8 vor Kurzem dem Einfluß des vordringenden 
gemeinen Rechts vollftändig erliegen zu jollen. 

Dod wunderbar! Im Augenblid, wo das von jeder beftimmten Wirth: 
ſchafts⸗ und Gefellichaftsorbnung Losgelöfte, dem abftracten Individualismus 
huldigende gemeine Recht zur ausſchließlichen Herrſchaft gelangt zu fein Tcheint, 
beginnt fich ein fräftiges Streben geltend zu maden, um das Intereſſe der 
Familie, al3 der über den Einzelnen ftehenden, fie umfafjenden und beherrichenden 
Einheit, fowie die Anforderungen der Socialwirthſchaft im Erbrecht wieder mehr 
zum Ausdrud zu bringen. 

Schriften XXV. — v. Miasſskowski, Grundeigenthumsvertbeilung. TI. 1 











2 Einleitung. 


Zu diefem Zweck wird an die alten ſonderrechtlichen Inſtitute angeknüpft 
und der Verſuch gemacht, fie tm Sinne der auf dem Princip der Freiheit umd 
Deweglichkeit ruhenden Ordnung des modernen wirtbichaftlihen Lebens umzu⸗ 
bilden. 


Hierher gehören die neueren particulären Rechtsbildungen des Familienfidei⸗ 
commifjes, der landwirthſchaftlichen Erbgüter und des Anerbenrechts. 

Anden die älteren entfprechenden Inſtitute fih mit dem Grundfag der 
Freiheit durchdringen, haben fie ihre frühere Starrheit und Unbeweglichkeit ver= 
Ioren, und indem ihre Anwendung nunmehr allen Ständen und allen Arten des 
landwirthſchaftlich benutzten Grundbefiges offen fteht, haben fie ihren fonder- 
rechtlichen Charakter aufgegeben. 

Wenn wir uns in diefer zweiten Wbtheilung unjerer Arbeit mit den 
fingulären Erbrechtäinftituten und ihrer modernen Umbildung befhäftigen, wird 
es unjere Aufgabe fein, zunächſt die verfchiedenen Stadien ihrer Rechtsbildung 
darzuftellen und fodann der Darftellung eine Beurtheilung derjelben vom foctal- 
wirtbichaftlichen Standpunkt folgen zu laflen. Zu diefem Zweck werden wir von 
den Refultaten auszugeben haben, zu denen wir in ber erften Abtheilung unferer 
Arbeit gelangt find. 

Diefelben beziehen fich ſowohl auf die vorhandene Berthetlung des deutjchen 
Grundeigenthums al® auf den Einfluß, welchen das gemeine Erbrecht auf diefelbe 
ausgeübt bat. 

Was den erfteren Punkt betrifft, jo erwies fih unfere Grundeigenthums- 
vertheilung im Deutfchen Reid) im Ganzen als eine gefunde, normale, ſowohl 
den beftehenden natürlichen Vorausfegungen als auch den focialwirthichaftlichen 
Anforderungen entiprechende. Die bier und da im Südweſten fowohl wie im 
Nordoften vortommenden Ausnahmen beftätigen nur die Regel. Zugleich aber 
läßt fich die Tendenz zu einem ftärferen Heroortreten der beiden Bertheilungs- 
extreme — de Hervortretend von Latifundien ımd Zwerggütern — nidjt ver- 
fennen. 

Wir conftatirten fodann, daß das gemeine und das demfelben nachgebildete 
Erbrecht — indem es mit großer Negelmäßigkeit, nach Ablauf beflimmter, der 
mittleren Lebensdauer des Menſchen entiprechender Perioden, jedes Landgut vor 
die doppelte Alternative ftellt, an eine jüngere Generation der bejigenden 
Familie oder in fremde Hände überzugehen, und in beiben Fällen entweder in 
jeinem bisherigen Beftande zu verbleiben oder feinen Umfang zu ändem — von 
dem allergrößten Einfluß auf die Vertheilung und Velaftung des Tandwirth- 
fchaftlich benutzten Grundeigenthums if. 

e Bei umferer Unterfuhung gingen wir von folgender Auffaffung des Erb» 
rechts aus. 

Dasfelbe ift nur ein nothwendiges Complement des Privateigenthums und 
muß namentlih auf höherer Culturſtufe als mit jenem untrennbar verbunden 
angejehen werden. In noch ftärferem Grade al3 das Eigenthum im engeren Sinne 
bringt e3 die fittlihen Beziehungen, die unter den Gliedern der Familie beftehen, 
und ebenfo die Bedürfniſſe umd Forderungen des wirthichaftliben Lebens zum 
Ausdrud. Ber Völkern auf höherer Culturftufe erfcheint der Familienvater durch 
feine Yegtwillige Verfügung berufen, die Ordnung des Erbübergangs feines Ver- 
mögend zu beftimmen, Für den Fall, daß er dies nicht gethan hat, hat das 
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Zuteſtaterbrecht in Anwendung zu kommen. Es hat ſich aber der Geſetzgeber, 
wenigſtens ſoweit ſittlich geſunde Volker in Betracht kommen, bei Feſtſtellung des 
Snteftaterbrecht darauf zu beſchränken, den präſumtiven Willen des Familienvaters 
zu delariven. Wie die legtwillige Verfügung des Familienvaters in der Regel 
de Stellung der einzelnen Glieder zum Ganzen der Familie am beften- zum 
Ausdruck zu bringen wijjen wird, jo wird fie aud bemüht fein, Die einen 
Beſtandtheil des Nachlaſſes bildenden Landgüter ungetheilt in der Familie zu 
erhalten. Das Inteſtaterbrecht follte fih in beiden Beziehungen den Intentionen 
— bonus pater familias anſchließen und dieſelben möglichſt genau nachzubilden 


Hieraus ergab ſich uns der Schluß, daß der Einfluß des Erbrechts auf 
ſocialwirthſchaftlichem Gebiet ein weſentlich die beſtehenden Verhältniſſe conſer⸗ 
rirender fein fol. Denn zum Hebel für die Veränderung oder gar Umwälzung 
der beftehenden Beſitzverhältnifſe — deren Wünfchbarkeit an vielen Orten wir 
bier nicht beitreiten wollen — eignet ſich gewiß fein anderes ſociales Inſtitut 
weniger ald das Erbrecht. Socialpolitifche Experimente, welche man mit 
dem und durch das Erbrecht anftellen wollte, könnten nur dahin führen, biefe 
Grundeinrichtung der beftehenden Ordnung zu discreditiren. Denn flatt ein 
Fundament umd zugleidh ein Schutzdach für alle Parteien zu fein, würde das 
Erbrecht in ſolchem Fall zu einer Waffe degrabirt, welche die eine Partei gegen 
die andere gebraucht. Bon dem mit der Tendenz, die vorhandenen Bermögens- 
mgleihheiten zu nivelliven, ins Leben gerufenen Erbrecht der franzöfiichen Revo» 
lution und des Code, welches die gleiche Verteilung des Nachlaſſes unter ſämmt⸗ 
Ihe Kinder erzwingt, zur Forberung der Vertheilung des Nachlaſſes unter 
ſammtliche Staatsbürger, d. b. zur Expropriirung des Nachlaſſes durch den 
Staat oder zur Erfegung des Familienerbrechts durch ein Staatserbrecht ift 
mr ein Schritt. Und diefe Eonfequenz haben die extremen Socialiften ganz, 
Nejenigen, welche den Socialismus falonfähig zu machen fuchen, aber wenigfteng 
zum Hälfte gezogen. Ä 

Für das. gemeine, noch mehr aber für das franzöſiſche Erbrecht juchten 
wir jodann nachzumeifen, daß e8, indem es in einfeitiger Weife nım die einzelnen 
Familienglieder ind Auge faßt und den fittlihen Gedanken, daß die Gleichheit 
de Bluts zur völligen Gleichheit am Gut führen müſſe, in mechaniſcher Weiſe 
yum Ausdruck bringt, die der foctalwirthichaftlichen Natur des Grundeigenthums 
ſchuldige Rückſichtnahme vollftändig außer Augen läßt. Die Folge davon ıft 
tum, daß dieſes Erbrecht entweder zur künſtlichen, d. h. unwirthſchaftlichen 
Zerſtüdelung oder zur Ueberfchuldung des Grundeigenthums führt. Auf beiden 
Degen wird aber fchlieflih dem für umfere Zeit bejonders gefährliche 
Wglomerationsprogeß des Grundeigenthums vorgearbeitet. 

Diefes Nefultat unferer Unterjuchung ift feitdem durch die mittlerweile von 
dem Berein für Socialpolitit veranlaßten Publicationen über die bäuerlichen 
Zuftände Deutjchlands, ſowie durch die von dem preußiſchen Minifter für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forften veranftaltete Enquöte faft ausnahmslos beftätigt 
worden !). 


1) Bänerlicde Zuftände in Deutichland. Berichte, veröffentlicht vom Verein 
für Eocialpolitit, 3 Bde. Beipaig 1889; Berhandlungen des 1. Landes⸗Oekonomie⸗ 
Rollegiums dv. 14.—17. Februar 1888, Berlin 1883. ie 
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Eine Differenz zwiſchen unferer Anficht und der Anficht einiger der genannten 
Berichterftatter (ih Hebe Hier namentlih den Präfidenten Peterfen und ven 
badiſchen Miniſterialdirector Buchenberger hervor) ftellt fid) nur bei Beurtheilung 
der Wirkung de3 gemeinen und des demfelben ‚nachgebilveten fowie des franzö⸗ 
ſiſchen Erbrechts auf die Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums heraus. 
Aber auch diefe Differenz .ift eine mehr fcheinbare al3 reelle. Denn wenn die 
genannten Berichterftatter conftatiren, daß diefe Wirhmgen unter beftimmten 
Borausfegungen des Klimas, der Höhenlage, der Bodenbeſchaffenheit, der Culturart, 
der Bevölkerungsdichtigkeit, der Nähe induftrieller Etabliffementd oder ftäbtiicher 
Anfiedelungen günftige find, jo beftreite ich das nicht, füge aber hinzu, daß fie 
es nur einftweilen find, indem das gemeine x. Erbrecht auf die Dauer im 
Allgemeinen — mit Ausnahme von nur fehr Heinen Bezirten — zu unhalt⸗ 
baren Zuftänden führen muß. Daß folde unbaltbare Zuftände bereits gegen- 
märtig in den ungünftiger gelegenen Gegenden eingetreten find, wird übrigens auch 
von einem Theil meiner Gewährsmänner zugegeben. 

Dieſem Refultat nun find die im weiteren Verlauf zu behandelnden fonder- 
vechtlihen Inſtitute entgegenzuarbeiten beftimmt. Entſprechen diefelben damit 
wirklich in allen Stüden dem vom ſocialwirthſchaftlichen Standpunfte an das 
Erbrecht zu ftellenden Anforderungen? Und wenn nicht, welche Veränderungen 
müffen mit denfelben vorgenommen werden ? 

Der Beantwortung diefer Frage find die folgenden Abfchnitte unferer 
Arbeit gewidmet. 








VII. 
Das Familienfideicommih. 


1. Entſtehungs⸗ und Entwickelungsgeſchichte 1), 


Seit der Ausbildung des Städtewefend und der Entwidelung von Gewerbe 
und Handel, fett dem ftärferen Hervortreten de3 beweglichen Kapitald im All: 
gemeinen und des Geldtapitals im Bejonderen, fett dem Untergang der alten auf 
Grundeigenthum bafirten Gericht3: und Heeresverfaffung, fett der Ausbildung der 
Landeshoheit und eines von dem Grundbefig unabhängigen Unterthanenverbandes 
nah dem Muſter des ftädtifchen Bürgerthums verlor das ländliche Grund: 
eigenthum jene ausfchliegliche oder doch dominirende Stellung im wirthichaftlichen, 
ſocialen und politifhen Leben. Statt deilen wurde e8 fortan zur Baſis eines 
beftinnnten Standes, des Adels. Was demnad früher zur Zeit der gemeinen 





YA. F Eichhorn, Deutſche Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, 4. Aufl. Göttingen 
186. H. Zöpfl, Deutſche Rechtsgeſchichte, 3. Aufl. Stuttgart 1858. F. Walter, 
Deutſche Rechtägeichichte, 12. Aufl. Bonn 1857. Befeler, Syſtem be3 gemeinen 
deutichen Privatredhte, Bd. II, Berlin 1866, 88 173 und 176. Bluntichli, 
Deutſches ivatrecht, 3. Aufl. beſorgt von F. Dahn Münden 1864, 8 68. 
vd. Gerber, Syſtem des deutichen Privatrecht, 9. Aufl. Jena 1867, , 84, 
274, 275. Stobbe, Handbuch bed beutichen Privatrechts, Berlin 1883, Bd. II 
F 138—140. v. Salza und Lichtenau, Die Lehre von Tyamiliens,, Stamm: und 

lechts⸗Fideicommiſſen, Leipzig 1838. Zimmerle, Das deutſche Stammguts⸗ 
yſtem nady jeinem Nriprung und Verlauf, Tübingen 1857. H. Schulze, Das Recht 
der Erfigeburt in den deutichen neuer u. |. w., Leipzig 1851. Coſta, Ent: 
widelungsgeichichte des deutjchen Familienfideicommiſſes, München 1864. O. Gierke, 
Das deutſche Genoſſenſchaftsrecht, Bd. I, Berlin 1868, und derfelbe, Die juriftiiche 

Önlichkeit, in nhuts Zeitichrift für das Privat: und öffentliche Recht ber 

enwart, V ©. 557 ff W. Lewis, Das Recht des Yamilienfideicommifjes, Berlin 
1868, und berfelbe, Die in den deutjchen Staaten beſtehenden gefeglichen Beftimmungen 
über al in den Annalen des Deutichen Reiche, Jahrgang 1879 
©. 456 ff. Neubauer, Zufammenftellungen des in Deutichland geltenden Recht? 
betreffend Stammgüter, tyamilienfideicommiffe u. |. w. unter ep amtlicher 
Materialien, Berlin 1880. Die Art. Yamilienfideicommiß von v. Sa 3a in Weiskes 
Rechtslexikon, Erbredht von Welder in Rotted-Welders Staatswörterbuch, Erbgüter 
von K. Maurer in Bluntichli-Braterd Staatswörterbuch und Familienfideicommiß 
von H. Brunner in dv. Holtzendorffs Rechtslexikon. Aus neuefter Zeit ſtammt 
©. Meyer, Beiträge zur Geichichte der fideicommiffarifchen Subftitutionen, ins» 
befondere der bürgerliden Familienfideicommifſe in Teutſchland, yraug. Dil. Bonn 
en ae er Nachtrag in der Zeitichrift für deutſche Rechtsgeichichte XV 


6 A. von Miaskowski. 


Freiheit die Vorausfegung für die Vollberechtigung des Freien geweſen war, 
das wurde nunmehr, feitvem die Stände des hohen und niederen Adel, Der 
Bürger und Bauern an die Stelle der früheren Gemeinsisreien getreten waren, 
die wirthfchaftliche Bafis nur eines Standes. Namentlid die Familien des 
Herrenftandes waren in Zeiten, in denen die firenge Scheidung zwiſchen Privat- 
und öffentlihem Recht noch nicht durchgeführt war, in hohem Grade an Der 
ungetheilten Erhaltung von Land und Yeuten intereffirt, da das Patrimonium 
zugleich die VBorausfegung der öffentlihen Gewalt war. Aber auch die Macht 
und das Anfehen des niederen Adeld war noch immer durch das Grundeigenthum 
bedingt, während der bewegliche Befig je länger um fo mehr die Stellung bes 
Bürgerthums beftimmte, Ä | 

ALS dann die aus den Städten auf das Land eindringende Gelbwirthichaft 
und die durch das römiſche Recht beeinflußte Rechtsanſchauung ſich aud für das 
Grundeigenthum geltend zu machen anfing, da trat bei dem Adel — al3 dem 
einzigen oder wenigſtens hauptjächlichen Vertreter Ländlicher Intereſſen in der da— 
maligen Zeit — ein bewußtes Widerftreben gegen das neue Recht hervor. Denn je 
“mehr dieſes auf den Befigwechjel und die Theilung des Grundeigenthums, ſowie 
auf die Belaftung desſelben mit Erbantheilen hindrängte, um fo mehr mußte der 
Adel für die Erihütterung feiner Vermögensverhältniffe und damit auch feiner 
jocialen und politifchen Stellung fürdten. Und je höher feine Stellung war, 
deſto mehr ftand für ihm auf dem Spiel. Emmen großen Widerftand gegen das 
Eindringen der dem Adel gefährlich werdenden Einflüffe äußerte das Lehnrecht 
durch feine ftreng geordnete, auf dem Wege legtwilliger Verfügung nur wenig 
modificirbare Erbfolge, durch den Ausfchlug oder doch die Zurüdjegung der 
Frauen bet der Succeffion in Lehngüter, ſowie die Bevorzugung des Exftgeborenen 
bei der DBererbung des Lehen, endlid) durch das den Gefanmntbelehnten und 
Agnaten zuftehende Vorkaufs⸗ und Retractsreht im Fall von Beräußerungen und 
Berpfändungen des Lehns). Fand eine Vereinigung von Lehen: und Allodtal- 
befig in einer Hand ftatt, jo gab aud für die Behandlung des lettteren der 
Lehenbefi nicht felten den Ausſchlag ?). 

Und einem Theil der Allodialgüter gewährte dad Stammgutsſyſtem den⸗ 
ſelben Schuß. Für das Recht des Stammgutes bildete das Gewohnheitsrecht 
und die einzelnen Landesgefege die Rechtsquelle. Danach waren Stammgüter 
joldhe Güter, die durch ein» oder mehrmalige Vererbung in der Familie in 
bie Hand bes gegenwärtigen Beſitzers gelangt waren. Diefer beſaß mur ein 
befchränttes Eigenthumsrecht an denfelben, indem er fie nur vorbehältlich des 
Neoocationsreht3 der Söhne und des Retractsrechts der zur Veräußerungszeit 
lebenden Agnaten entgeltlih veräußern durfte. Auch wurden diefelben im Manns⸗ 
ftamm der Familie nady einer beftimmten Succeffiongorbnung vererbt. Durd) 
diefe wurde nicht nur der Ausſchluß der Töchter durch die männlichen Ver— 
wandten, fondern aud ein Ausſchlußrecht der Söhne unter einander begründet. 
Die Wittwe, Töchter und nachgefetsten Söhne waren auf befondere Gegenftände 
des Nachlaſſes befchränkt oder erhielten Abfindungen. Indem das Stammgut 


— — SED — — — 


2) Coſta J. c. S. 18. Roſcher, Nationalokonomik des Ackerbaues, 10. Aufl. 


1882, 90. 
3) Schulzel.c. ©. 9. 
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immer nur auf einen einzigen Erben, gewöhnlich den älteften Sohn überging, 
wurde ſowohl die Theilung, wie das Hinaustreten desſelben aus der Familie 
verhindert. Die für die Stammgüter eigenthümliche Erbfolge ging neben der 
gemeinrechtlichen einher. Im Uebrigen durfte der Stammgutsinhaber ſein Gut 
frei verſchulden und auch — vorbehältlich des Revocations- und Retractsrechts 
der Söhne bezw. Agnaten — veräußern, nur nicht verſchenken. Auch ſtand 
das Stammgut dem freien Zugriff der Erbſchaftsgläubiger offen. 

Indeß war nur ein Theil der dem Adel gehörigen Allodialgüter dem 
Stammgutsſyſtem unterworfen. 

Größere Verbreitung, namentlich aud) in den reifen bes niederen Adels, 
ſcheint dasjelbe in der jegigen preußiſchen Rheinprovinz, befonders i im Julichfchen 
und Kölniſchen, im Herzogthum Weſtphalen, in ea in Kurheſſen, im 
Hamburgiſchen, Bremiſchen und in Sachſen gehabt zu haben 

Dem hohen Adel freilich fehlte es überall auch über biefe Grenzen hinaus 
nicht an den nötbigen Chutmitteln für feine Hausgüter. 

Durch Familienverträge und Hausgefege mußte er feine Güter, auch wo 
fie bisher dem objectiven Stammgüterrecht nicht unterworfen waren, mit Rechts⸗ 
Ihranfen zu umgeben, bie diefelben ſowohl vor dem Hinaustreten aus ber Familie 
und vor der Ueberſchuldung wie vor der Zerfplisterung innerhalb der Familie 
ſchützten. Bereit? im 13. Jahrhundert pflegten die Eigenthümer oder Miteigen- 
thämer eines foldhen Gute anzuordnen, daß es niemal3 unter mehrere Beſitzer 
geteilt werden folle. Und feit dem 14. Jahrhundert wurden legtwillige Ver⸗ 
fügungen des Inhalts, dag Güter der hochadligen Häufer nur im Mann- 
Hamm und zivar immer nur an einen ın der Familie vererben follten, üblich 9). 
Im 16. Jahrhundert kamen dann auch Beftimmungen über die Unveräußerlichkeit 
jolher Güter auf. 

Im niederen Adel dagegen ſuchte man dasfelbe Ziel durch ‘Privatdispofitionen, 
Nechtögefchäfte zu erreichen. 

Freilich war die allgemeine Rechtsanſchauung foldhen Dispofitionen lange 
nicht günſtig und wollte höchſtens geſtatten, daß Vinculirungen des Grundbeſitzes 
für eine beſtimmte Anzahl von Generationen (meift vier Generationen) Geltung 
hätten. Noch im Jahre 1535 konnte Hans Paumgartner jchreiben: „daß ein 
ſolches (nämlih die Errihtung eines Statut3, wonad) Jemand fein Hab und 
Gut bei feinem männliden Samen und Namen d. h. dem Mannsftamm 
beftändig erhalten wollte) nit ein brauchlich ding jet" >). 

Indeß gelang es doch im Lauf der Zeit aud) dem niederen Abel und dem 
denfelben gleihgeftellten ſtädtiſchen Patriziat ihr Biel dadurd zu erreichen, daß 
fie ım Anſchluß an die alten Stammgüter und die Familiengüter des Herren⸗ 
flandes das Rechtsinſtitut des Familienfideicommiſſes ausbildeten. Während aber 
das Inſtitut der Stammgüter in feiner urfprünglichen Geftalt die Erhaltung 
des Grumdbefiges in jeder freien Familie bewirkte, dient daS neuere Familien⸗ 
fideicommiß nad) dem Vorbilde der Zamiliengüter der hochadeligen Häufer nur 
der Erhaltung des Glanzes und Anfehens beftimmter ausgezeichneter Familien. 


4) Stobbe, —8 des a ae: Privatrecht? II 138. 
5) Stobbe, dbuch II 1 





8 A. von Miaskowõski. 


Die Jurisprudenz war lange Zeit in Berlegenheit darüber, wie fie Nele 
Fideicommißſtiftungen juriftifch conftrutren ſollte. 

Anfangs werden diejelben für Gejepgebungsacte erklärt. So hat namentlich 
Betſius in feinem Tractatus de statutis, pactis et consuetudinibus familiarum 
illustrium et nobilium (zuerft 1611, dann 1644 erfchienen) die Stiftung von 
Familienfidercommiffen auf das jus statuta condendi al8 auf ihre Duelle 
zurüdgeführt. Und an Betſius Tchließen fi) eine Reihe von anderen Yuriften 
an, die glei ihm das Familienfidercommiß als Ausfluß der Autonomie anfahen. 

Diefe Conftruction tft indeß nur fürıdie Familiengüter des hohen Adels, 
die man damals wie auch noch jpäter von den Yamiltenfidetcommifjen nicht 
gehörig unterfchied, begründet. Für diefe Ietteren lieferte mertwürdiger Weiſe das 
römiſche Recht felbft, gegen deſſen Eindringen man ſich ſchützen zu müſſen 
glaubte, in der Folge die Formel zur rechtlichen Begründung dieſes ſchützenden 
Inſtituts ©). # 

Die italienischen Yuriften des 16. Jahrhunderts haben dasfelbe zuerft als 
fideicommissum familiae zu conftruiren verfudt). Auch bei den Franzofen und 
Spaniern fam dieſe Auffajjung bald zur Geltung. Sn. Deutjchland bradı 
derfelben zuerft Ph. Knipſchildt durch feine im Jahr 1626 zu Straßburg 
erichienene Doctordiffertations und durch feinen im Jahre 1654 in Ulm gedrudten 
Tractatus de fideicommissis familiarum nobilium sive de bonis, quae pro 
familiarum nobilium conservatione constituuntur, Bahn. Die Fideicommiß- 
ftiftung iſt nad) ihm ein Rechtsgeſchäft, und die Duelle desfelben: sola fidei- 
committentis seu instituentis voluntas. Zum Zweck der juriftifchen Yormulirung 
dieſes Inſtituts zieht er daS römischrechtliche fuccefjive Bermächtnig mit feinem auf 
den fibercommittirten Gegenſtand gerichteten Veräußerungsverbot und feiner von 
der gejetzlichen abweichenden Ordnung der Uebertragung desjelben im Erbmwege 
heran. Daß die Vorausſetzung des römiſchrechtlichen Vermächtniſſes — das Be⸗ 
ftehen eines Univerfalfucceflorg — im deutichen Recht nicht immer zutraf, hinderte 
ihn nicht an der analogen Anwendung des römiſchen Rechts auf das in der 
deutjchen Praxis eingebürgerte Inftitut, für dag er den Begriff des Fideicommijjes 
im weiteren Einne fhuf. Das juriftiihe Weſen diefes legteren beftand demnach 
troß feiner Anknüpfung an das römiſche Recht nicht mehr darin, daß einer 
Perfon oder einer Reihe von Perjonen mittelbar aus dein Vermögen des Erb- 
laſſers durch legtwillige Berfügung und auf Koften der Erbſchaft ein Vermögens» 
vortheil zugemwendet werde, ſondern in einer Anordnung, durch welche die Güter 
einer Familie zum Beften des Mannzftammes für ewige Zeiten in derjelben 
erhalten bleiben follten. Es murde demnach die von dem jpäteren römiſchen 
Recht für die Wirkſamkeit des Fideicommiſſes gezogene Schranfe der vierten 
Generation nicht beachtet und das deutſchrechtliche Familienfideicommiß in 
diefer Beziehung freier geſtellts). Enpli wurde die von den italienischen 


duch Eichhorn, Deutſche Staats⸗ und Rechtsgeſchichte 440. Stobbe, Hand— 

7) v. — Deutſches Privatrecht 83. 

8) Bei den Römern waren zwar noch zu Papinians und Modeſtins Zeiten, 
alfo in der erften Hälfte des 3. Jahrhunderts n. Chr., fideicommissa perpetua 
rechtlich ftatthaft. Juſtinian hat dann aber in ber Novelle 159 immermwährende 
URAN D verboten und die Errichtung von Familienfideicommiſſen auf 4 Genera- 
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Amiften für die vehnerbfolge begründete Auffallung einer successio ex Pacto 
et providentia majorum aud) auf da8 deutjche Fideicommiß übertragen, fo daß 
fhlieplich von der Anwendung des römischen Rechts auf dasſelbe nicht viel mehr 
übrig blieb al3 der Name ?). 

Abweichend von Knipſchildt untemahm e8 dann 9 H. Böhmer in 
feinen Exercitationes ad Pand. exerceitatio XXXI B. LII lit. XIV den 
Rochweis zu führen, daß die vertraggmäßigen Fideicommiſſe ihren Urfprung im 
einheimischen Recht haben und mit den Grundfägen des römifhen Rechts in 
Widerſpruch fiehen. Dem Beifpiele J. H. Böhmers folgten J. ©t. Bütter, 
1 5. H. Poſſe und J. J. Mofer, indem fie ebenfalld die Familienfidei⸗ 
commiffe aus ben Grundſätzen des deutſchen Privatrechts zu erklären fuchten. 
Diefen Schriftftellern gebührt fomit das Berdienft, das Familienfideicommiß als 
igenes deutſchrechtliches Inſtitut aufgefaßt und feine Erflärung aus deutſch- 
uichtlicher Wurzel verfudht zu haben. 

Seitdem hat die Rechtswiſſenſchaft diefe Verſuche fortgefegt und den 
ren des Rechts für das Familienfideicommiß- Inftitut zu Ende 


Nummehr iſt auch des Familienfiveicommiß ein objectio anerkanntes Rechts⸗ 
inſtitut, fo daß es jener älteren Verlegenheitsaushilfe, welche die Familienfidei— 
commiſſe des niederen Adels und Bürgerſtandes mit den Familiengütern der 
hochadeligen Häuſer zuſammenwarf und ihre Errichtung auf einzelne Acte der 
Geſetzgebung zurüdführte, ebenſowenig bedarf wie der Ableitung dieſes Inſtituts 
aus dem römischen Recht 

Parallel mit der objectivstechtlichen Formulirung des Familienfideicommifjes 
geht die theilweife Umbildung desſelben durch die neuere Geſetzgebung. 

Der modernen ftaatöbürgerlichen Gejellihaft, die fid) in der Geſetzgebung 
der franzöſiſchen Revolution des Jahres 1789 und der folgenden Jahre eine 
entiprechende Rechtsordnung ſchuf, erſchien das Familienfideicommiß in ſeiner 
hiſtoriſch gewordenen Geſtalt und mit ſeiner auf die Erhaltung des Anſehens 
und Glanzes beſtimmter, bis dahin den privilegirten Ständen angehöriger Fa— 
milien gerichteten Tendenz als ein ihre Architektonik ſtörendes Inſtitut. Sie 
ſuchte —8* deshalb zu beſeitigen. Es geſchah dies durch die Decrete des 
Rationalconvents vom 25. October und 14. November 1792, durch welche 
die fideicommiſſariſchen Subftitutionen als unvereinbar mit den "Brincipien der 
Freiheit und Gleichheit und als nachtheilig fiir die Bodencultur und für die 
Gläubiger aufgehoben wurden. Dieje Gejege erfcheinen nur als eine Conſequenz 
des am 28. Mär; 1790 von der Nationalverfammlung gefaßten Beſchluſſes, 
durch welchen alle Rechtsunterſchiede des Grundbeſitzes und alle Unterſchiede des 
Geſchlechts und. Alter bei Erbtheilungen aufgehoben worden waren. Der am 
15. Mär; 1803 promulgirte Code civil fanctionirte dann diefen durd die 
Geſetzgebung der Revolutionszeit begründeten Zuftand, indem der Art. 896 
desfelden Subftitutionen fchlehthin verbot. Eine Ausnahme wurde dur die 
Art. 897, 1048 und 1049 mur bezüglich der portion disponible zu Gunſten 
tionen beichränft. Durch tünftliche Interpretation der Juriften ſowie durch ein 
derogatoriiched Gewohnheitsrecht wurde die Geltung der Novelle 159 für Deutichland 
tigt Lewis, Familienfideicommißrecht ©. ‚446. 

)v. Gerber, Deutſches Privatrecht 83. Stobbe, Handbuch II 138. 





10 A. von Miastowäti. 


von Enkeln und Geſchwiſterkindern geftattet; doch muß die Subflitution — 
im Sinne de3 von Mirabeau ausgefprodhenen Grundfages: „Je crois que le 
citoyen peut ätre le maitre de disposer d’une partie de sa fortune, 
pourvu quil ne derange pas le principe d’egalit& envers ses h£ritiers. 
Mon avis est donc qu’on ne puisse favoriser aucun de ses heritiers au 
prejudice de l’autre, soit en ligne directe, soit en ligne collaterale® — 
in einem foldyen Falle zu Gunften aller bereits geborenen und noch zu er- 
wartenden Sinder des Befchwerten ohne Unterſchied des Alters und Gefchledhts 
erfolgen. Code civil Urt. 1050. 

Ferner wurde durch Decret vom 30. März 1806, Senatsbeſchluß vom 
14. Auguft 1806, zwei Zatferlihe Statuten vom 1. März 1808, SDecrete 
vom 24. Juni, 28. October und 21. December 1808, vom 2. Februar, 
17. Mat und 4. Juni 1809 und vom 3. März 1810 das Majorat für 
diejenigen Güter als ftatthaft erklärt, die der Kaiſer (Napoleon I.) behufs 
Dotirung eines erblichen Zitel3 als ſolche bezeichnete (Code civil Art. 896). 
Durch diefe ausnahmsweiſe Zulaffung von Majoraten hatte Napoleon I. im 


Sinn, auf den Trümmern der ımter das gleiche Recht und das generelle Berbot 


der Errichtung von Subftitutionen gebeugten alten Ariftofratie einen neuen, auf 
feſter wirthſchaftlicher Baſis ruhenden imperialiſtiſchen Adel zu begründen, wie 
ſich das unzweideutig aus dem auf S. 119 der erſten Abtheilung dieſer 
Arbeit mitgetheilten Briefe desſelben an ſeinen Bruder Joſef, ——— König 
von Neapel, ergiebt. Dieſe Majorate von Napoleons Önaden vererbten nad) 
dem Recht der Erfigeburt und ftanden unter eigenem, von dem allgemeinen 
Civilrecht weſentlich verfchiedenen Recht, das theil auf die im einzelnen Falle 
erthailten kaiſerlichen Lehnbriefe, theils auf Latjerlihe Statuten als auf feine 
Duellen zurüdzuführen war. 

Unter der Reſtauration wurde das Recht, fideicommiſſariſche Subftituttonen 
zu errichten, noch erweitert durd) die Gefege vom 5. März 1819, 6. Februar 
1824 und 17. Mat 1826. 

Mit dem Julikönigthum trat dann aber wieder eine den Majoraten un: 
günftige Strömung zu Tage. Das Gejeg vom 12. Mai 1835 verbot bie 
Errichtung neuer Majorate und das Gejeg vom 7. Mai 1849 bejeitigte die 
ganze Napoleonifhe Majoratögejeggebung, jo daß feitdem wieder die urjprüng- 
lichen Beftimmungen des Code civil in ihrer ganzen Strenge fih in Geltung 
befinden. 

Diefe franzöfiiche Geſetzgebung, ſoweit fie fih auf bie Befeitigung der 
Samilienfideicommifje bezog, blieb nicht ohne Einfluß auf Deutſchland, während 
die Napoleoniſche Majoratsgeſetzgebung an Deutſchland ſpurlos vorüberging. 

Zunächſt wurden hier die Familienfideicommiſſe in den Ländern auf dem 
linken Rheinufer in Folge der Decrete des Nationalconvents vom 25. October 
und 24. November 1792 ſofort und unbedingt in freies Eigenthum um⸗ 
ewandelt. In den deutſchen Rheinbundsſtaaten erfolgte die Beſeitigung der 
Samilienfireicommiffe entweder in Folge der Einführung des Code civil 
(Art. 896) oder in Yolge des Erlaffes von dahin zielenden Speztalgelegen. 

Der Code civil wurde eingeführt: 

im Königreich Weftphalen durch Eonftitution des Staates vom 15. November 
1807; 
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um Zürftentfum Arenberg durd berzoglihe Verordnung vom 28. Januar 
1808; 

m Großherzogthum Berg durch kaiſerliches Decret vom 12. November 1809; 

m Großherzogthum Baden durch Einführungsvecret vom 3. Februar und 
22. December 1809 (in den literirten Zufagparagraphen zum Art. 577 
(ca—er) war jedoch ein dem Familienfideicommiß ähnliches Inftitut unter der 
Bezeihnung des Stammgutsfyftems für Perfonen des Herren- und Ritter: 
ſtandes beibehalten worden); 

um Großherzogthum Frankfurt durd Verordnung vom 25. Juli 1810; 

m den hanſeatiſchen Departement3 durch organiſches Decret vom 4. Juli 
1811; 

m Oſtfriesland, einigen anderen Gegenden Norddeutſchlands und in Holland 
durch Decret vom 24. Januar 181219), 

Durch folgende Spezialverordnungen wurden die Tamilienfideicommiffe auf- 


wa Bäürttemberg durh Normalverorbnung vom 22. April 1808, declarirte 
Verordnung vom 26. April 1812, ſowie Normalrejolution vom 19. Februar 
1814; 
m Bayern durd Edict, die. Adelsverhältniffe betreffend, vom 28. Juli 1808. 
Mir der Befeitigung der franzöfiihen Herrſchaft in Deutjchland wurden 
die Fideicommiſſe aber auch wieder allmählich in ihre alten Rechte eingelegt. 
Um ſolche Gefetgebungsacte der einzelnen deutſchen Staaten, wie fie in 
der Rheinbundszeit vorgefommen waren, wenigftend foweit der früher reichs⸗ 
mamittelbar gemejene Adel (Standesherren und Reichsritter) in Frage kam, 
in Zukunft auszuſchließen, beftimmt dann die deutfche Bundesacte vom 8. Juni 
1815, Art. 14, daß gemäß den Grundfägen der ehemaligen deutichen Reichs⸗ 
verfaffung den „im Jahr 1806 und jeitdem mittelbar gewordenen ehemaligen 
Kechsftänden und Reichsangehörigen die noch beftehenden Familienverträge aufs 
recht erhalten” werden follen. Außerdem wird ihnen die Befugniß zugelichert, 
„über ihre Güter: und Famtlienverhältniffe verbindlihe Verfügungen zu treffen, 
welche jedoch dem Souverän vorgelegt und bet den höchſten Landesſtellen zur 
i Kenntniß und Nachachtung gebracht werden müſſen !!). Alle bisher 
dagegen erlaffenen Verordnungen follen für fünftige Fälle nicht weiter anwend- 
bar fein“ 12), 
Aber auch die einzelnen zum deutjchen Bunde gehörig geweſenen Staaten 
haben jene aus der Napoleoniſchen Zeit ftammenden Fibeicommiß- Verbote für 
ihr Gebiet ausdrücklich aufgehoben. 


10) &. ©. Zadhariä, ee des franzöfiichen Zivilrechts, herausgegeben 
ven Buchelt. 6. Aufl. Heibelberg 1875. 

11) Rad dem öfterreichifchen Hofdecret vom 19. September 1836 (Nr. 156 bed 
3.8.7.) bebü übrigens fyamilienverträge ber in Defterreich wohnhaften vormals 
rtichaunmittelbaren Familien über die Güter: und Syamilienverhältniffe, fie mögen 
aun vor oder nach der Bundesacte errichtet fein, der landeöherrlichen Genehmigung. 

12) Diefem Art. 14 der deutichen Bundesacie allein und nicht aud) dem Landes 
seht der einzelnen Staaten find die autonomen Beliebungen des hohen Adels unter- 
worfen, wie denn da3 bayeriiche Recht ausdrücklich die Grundfäge feines Fideicommiß- 
edicts auf bie Familiengüter der hochadeligen Häufer für nichtanmwendbar erklärt 
(Ebd. übex die F.F.C. vom 26. Mai 1818 $ 102). 


12 A. von Miaskowski. 


Es geihah dies: 

in den ehemals zum Königreich Weſtphalen gehörig geweſenen Landestheilen 
der preußiſchen Monarchie durch königliche Verordnung vom 11. März 1818 
nebft Declarationen vom 1. Juni 1820 und 9. Yunt 1827; 

in dem ehemaligen Großherzogthum Berg durch Gefeg vom 23. März 1828 | 
und eine Anzahl ſich an dieſes Geſetz anjchließende Cabinetsordres; 

in der Rheinprovinz, fomweit in derſelben noch jegt franzöſiſches Recht gilt oder 
deren Theile, ſoweit dieſes nicht der Fall ift, doch mit dem franzöfiichen Katfer- 
veih verbunden waren, durch die königliche Cabinetsordre vom 25. Februar 
1826, betreffend die Errichtung von Familienfideicommifjen in der Rhein 
probing , ſowie durd die Verordnung vom 21. Januar 1837, weldye den 
Häupten der rheinifhen Adelsfamilien das von ihnen vor der Deceupation 
befefiene Recht, zum Beften ihrer Dejcendenten frei teftiren zu dürfen, ohne 
durch Pflichttheile gebunden zu fein, reftitnirte; 

in Oldenburg durd Verordnung vom 10. März 1814; 

in Württemberg durch Adelsſtatut von 1817, wodurch "allen ehemal3 durch 
Fidetcommiffe vinculirten Gütern, welche bis 1817 im Beſitz der betreffenden 
Familien geblieben waren, ihre Fideicommigeigenfchaft reftituirt wurde, und 
durch Töniglihe Declaration vom 8. December 1821; 

in Bayern durd das Ediet über die Samilienfideicommiffe vom 26. Mai 1818, 
welches das Fidercommißinftitut zugleih einer burchgreifenden Neuregelung 
unterwarf; 

in Heffen-Darmftabt, wo das franzöſiſche Fidercommißverbot für einen 
Theil des jegigen Großherzogthums erſt durch das Geſetz vom 13. September 
1858 aufgehoben wurde; 

in Hannover durch die Verordnung vom 23. Auguft 1814, die bürgerliche 
tranfttorifche Geſetzgebung betreffend, 88 104—106, ferner "die Verordnung 
vom 14. April 1815, die bürgerliche tranfitorifche Sefeggebung im Fürſten⸗ 
thum Hildesheim betreffend, SS 112 —115, ferner die Verordnung vom 
13. September 1815, die bürgerlihe tranfitorifhe Geſetzgebung in dem 
Kreife Meppen betreffend, 88 109—114, und endlich die Verordnung vom 
13. April 1821 über Wiederherftellung der Fideicommifje in dem Fürften- 
thum Oftfriesland, in der niederen Grafſchaft Lingen und in den vormals 
eichsfeldiſchen Landestheilen. 

Nur im gegenwärtigen Reichslande Elſaß— Lothringen iſt, trotz der 
Wiedervereinigung dieſer Länder mit Deutſchland, das Familienfideicommiß nicht 
wieder aufgelebt, und es beſteht hier das Verbot der Errichtung von fideicom: 
miſſariſchen Subſtitutionen nach wie vor ungeſchwächt in Kraft. 

Während innerhalb der ſpezifiſch deutſchen Rechtsentwickelung des Familien⸗ 
fideicommiſſes die Anlehnung an die franzöſiſche Geſetzgebung ſich nur wie eine 
kurze und wenig folgenreiche Epiſode ausnimmt, hat man in den meiſten deutſchen 
Staaten bereits im vorigen Jahrhundert ein anderes Verfahren einzuſchlagen 
begonnen und dies — nach Beſeitigung des franzöſiſchen Einfluſſes — in dieſem 
Jahrhundert fortgefegt. 

Statt die beftehenden Bamilienfideicommiffe aufzuheben und bie Errichtung 
neuer zu verbieten, wie die franzöſiſche Geſetzgebung gethan hatte, jucht man im 
Deutſchland das gemeinrechtliche a durch die Particular⸗ 
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gefeggebung im Sinne einer Annäherung desſelben an das allgemeine Recht 


Im diefem Sinme haben der Gejeggebung dieſes Jahrhunderts bereit? das 
verbeiferte ımd ergänzte Chur: Bayerische Landrecht, der ſog. Codex Maximilianeus 
Bavaricus civilis von 1756, III cap. I0 88 1—25, und dad Preußische 
Allgemeine Landrecht von 1794, Th. II Tit. 4 88 47— 226, vorgearbeitet. 

Freilich an dem Vorgehen der franzöfifhen Geſetzgebung ‚gemefien, erſcheint 
die deutſche Geſetzgebung — abgejehen von einigen wenigen Beifpielen — aufers 
ordentlich maßvoll und zahm. 

In Frankreich hatte man mit einem Schlage und meift ohne Entſchädigung 
die bäuerlichen Grundlaſten, die Gebundenheit des bäuerlichen Grundeigenthums 
und als Correlat dazu auch die beſtehenden Lehen und Fideicommiſſe beſeitigt. 
Ja den einzelnen deutſchen Staaten Dagegen — und allen voran in Preußen — 
hielt man für die Ablöfung der meiften Grundlaften principiell an der Ent: 
ſchädigungspflicht fett und ließ den Lehen: und Fideicommißverband unangetajtet. 
Auch die rechtliche Gebundenheit des bäuerlichen Grundbefiges blieb in einer 
ganzen Reihe von deutſchen Staaten des Nordweſtens noch einige Zeit nad) 
Vefreiung de3 bäuerlichen Bodens von den aus dem Mittelalter ftammenden 
Laſten beſtehen. In Preußen und einigen anderen Staaten freilich wurde 
gleichzeitig mit der Befreiung des Bodens von den grundherrlichen Laſten auch 
die rechtliche Gebundenheit deäfelben befeitigt. 

Was fpeziell daS Familienfivetcommig betrifft, jo waren die Redactoren 
des allgemeinen preußif hen Landrechts demfelben leineswegs günſtig geſinnt, 

„weil es den Güterverkehr in gleicher Weiſe feſſele, wie bie Verwendung ber 
Güter zur todten Hand, und weil die damit verbundenen Majorate, Mlinorate 
oder Primogenituren zu einer Anhäufung des Vermögens in der Hand eines 
Mitgliedes der Familie, das im Ueberfluß lebe, dagegen zur größten Unbilligfeit 
gegen alle übrigen Familienmitglieder führe, ingbejondere aber auch, weil darın 
eine große Anomalie liege, dag es in der Gewalt eines Menſchen ftehen folle, 
über das Bermögen, welches er bei feinem Abſcheiden zurücklaſſen müſſe und 
worüber ihm der Tod jedes phyſiſche Vermögen zu disponiren benimmt, auf 
viele Jahrhunderte und Geſchlechter hinaus Gelege vorzufchreiben” 13). ðleich 
wohl Hat das Allgemeine Landrecht Th. II Zit. 4 88 47—226 das 
Familienfideicommiß auch für die Zukunft anerkannt und dasſelbe mur feiner 
größten Schroffheiten zu enttleiden geſucht. 

Auch das auf die —— Initiative zurückzuführende Edict vom 
9. October 1807 $ 9 geſtattete nur bie Aufhebung ber Lehen, Familien⸗ 

ſtiftungen und Familienfideicommiſſe durch Familienbeſchlüſſe, ſowie die Vererb⸗ 
pachtung einzelner Theile von Lehens- und Familienfideicommißbeſitzungen. 

Dem Edict von 1807 fchloß ſich das Landesculturedict vom 14. September 
1811 8 6 umd bie ſpätere preußiiche Geſetzgebung an, indem fie die Dispofitiong- 
befugniß des Fideicommnißeigenthümers erweiterte und insbejondere Aufnahme 
von Darlehen unter Berpfändung des Yamilienfideicommißgute für beftimmte 


13) Suarez, Amtliche Vorträge bei der Schlußrevifion des allgemeinen Sand- 
ee © in d. — Jahrbüchern für die preuß. Geſetzgebung u. j. w. Band 41 


14 A. von Miaskowski. 


Fälle, fowie den Abverkauf einzelner Theile desſelben geftattete und endlich Die 
corporative Drgantfation der Pamilienfideicommißgüter befigenden Familien 
durchführte. 

Eine neue theilweiſe gefetzliche Regelung erhielt das Familienfideicommiß 
ſodann in den dreißiger Jahren in Sahjen-Weimar dur Patent vom 
22. Mat 1826 und durch Gefeg vom 22. April 1833, in Hannover durch 
Geſetz vom 13. April 1836, in Braunſchweig dur Gejeg vom 28. März 
1837. 

Das wenn auch nicht an äußeren Erfolgen, jo doch an mannigfachen An= 
regungen auf politiſchem, foctalem und wirthſchaftlichem Gebiet reiche Jahr 1848 
brachte neben der Beleitigung mancher anderen rechtlichen Feſſel des freien 
Verkehrs auch die Befeitigung der Familienfidetcommifje zur Sprache. 

Der von der Franfjurter Nationalverfammlung niedergeſetzte Ausihuß für 
Volkswirthſchaft beantragte nämlich unter Anderem die Aufnahme folgender Be— 
ftimmung in die Grundrechte des deutſchen Volkes: 

„Aller Lehensverband und alle Fideicommiſſe find aufgehoben. Das Nähere 
über die Art und Weife der Ausführung haben die Gefeggebungen der Einzel- 
ftaaten anzuordnen.” 

Eine Minorität im Ausſchuß dagegen beantragte zu jagen: „Die Yamilien- 
fivetcommiffe aller Art, die Majorate, Minorate, Seniorate und andere der- 
gleichen Abweichungen von der gemeinrechtlichen gleichen Erbfolge find aufgehoben 
und treten bet dem nächſten Todes- oder Beflgveränderungsfall außer Kraft.“ 

Der Majoritätdantrag wurde mit einem die Rechte der regierenden Häufer 
wahrenden Zufage und mit der Mobification, daß die Aufhebung dur die 
einzelnen Staaten zu gefchehen babe, von der Nationalverfammlung jelbft am 
21. December 1848 zum Befchluß erhoben. 

Der $ 38 des am 27. December 1848 publicirten Geſetzes über Die 
Grundrechte lautete: „Die Familienfidercommiffe find aufzuheben. Die Art und 
Bedingung der Aufhebung beftimmt die Gefeggebung der einzelnen Staaten. 
Ueber die Familienfideicommiſſe der einzelnen regierenden fürftlihen Häufer 
bleiben die Beftimmungen den Landesgefegen vorbehalten.” (Deutfche Reichs⸗ 
verfaffung von 1849 8 170.) 

Dem von der Nationalverfammlung gegebenen Impulſe zur Aufhebung 
der Familienfidetcommifje folgten: 

das für das Fürftentfum Reuß j. L. erlafiene Staatsgrundgefeg vom 
30. November 1849 und das revidirte Staatdgrundgefeg vom 14. April 1852, 


24; 

die für das Fürftentfum Shwarzburg-Sondershaufen erlaffene 
Berfaffung vom 12. December 1849, 8 43; 

das für das Fürftentbum Lippe- Detmold erlaflene Gejeg vom 
4. September 1849; 

die für das Fürſtenthum Anhalt: Bernburg erlafiene Verfaffung von 
1850, $ 49; 

die preußische Verfaffung vom 5. December 1848, Art. 38, und vom 
31. Januar 1850, Art. 40; 

das braunſchweigiſche Gefeg vom 19. März 1850, $ 1 u. 2; 

da3 oldenbur giſche Staatögrundgefeg vom 18. Februar 1849, deſſen 
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das Familienfideicommiß abolivende Beſtimmung dann in das revidirte Staates 
grundgefeg vom 22. November 1852, 8 213 übergegangen iſt. 

Allen auch diefer rein negative gufiand war, ebenſo wie der durch die 
Rapoleoniſche Geſetzgebung am Anfang des Jahrhunderts geſchaffene, in den 
meiſten Ländern nur von kurzer ‘Dauer. 

In Preußen wurde bereits mittels Geſetzes vom 5. Juni 1852 Art. 1 
der Art. 40 der Berfaflung vom 31. Januar 1850, ſoweit er die Stiftung 
von Familienfideicommiſſen unterſagte, wieder aufgehoben, womit denn der durch 
das allgemeine Landrecht, ſowie die ſpäteren Spezialgeſetze geſchaffene Rechts: 
zuſtand wieder hergeſtellt ward. 

m Reuß j. L. wurde mittels Geſetzes vom 20. Juni 1856 das ältere 
Recht wieder hergeſtellt; ebenſo wurde in Lippe⸗Detmold das die Familien⸗ 
fideicommifſe befeitigende Geſetz von 1849 durch eine Verordnung vom 2. Mai 
1854 aufgehoben und auch in Schwarzburg-Sondershauſen die Er- 
richtung von Familienfideicommiſſen wieder geſtattet. 

Endlich iſt das Fideicommißverbot auch in Braunſchweig durch das 
Geſetz vom 20. März 1858 wieder beſeitigt worden. Dieſes Geſetz ordnete 
zugleich die Rechtsverhältniſſe der braunſchweigiſchen Fideicommiſſe, hier Familien⸗ 
ſtammgũter genannt. 

Nur in Oldenburg blieb das Jamilienfideicommiß definitiv beſeitigt. 

Reformirt wurde das Familienfideicommiß: 

in Heffen-Darmftadt durch ein Geſetz vom 13. September 1858; 

im — Sachſen durch das Bürgerliche Geſetzbuch vom 2. Jenuar 
1863 un 

m ee durch das Patent vom 9. Auguft 1854 und das Geſetz 
vom 13, Juni 1868. 

Faflen wir das oben Dargeftellte in wenige Worte zufammen, fo finden 
wir, daß bie Gejeggebung vom 16. biß zur Mitte des 18. Jahrhunderis die 
Errichtung von Familienfideicommiſſen geſtattete und begünſtigte, worauf dam 
in Folge der Feen des Aufflärungszeitalter3 und der Napoleoniſchen Gejeg- 
gebung eime theilweife Reaction gegen diefe dem Fideicommiß günftige Strömung 
eintrat. Seit dem Jahre 1815 ward die Errichtung von Fideicommiſſen aber 
wieder geſtattet, und nach kurzer Unterbrechung am Schluß der vierziger Jahre 
zeigt ſich in den fünfziger Jahren ſogar eine ſehr fideicommißfreundliche Strömung, 
ud zwar in Deutſchland ſowohl wie in Oeſterreich. 

Der im allgemeinen dem Fideicommiß günftigen oder unglinftigen Strömung 
entſpricht ge auch die Zahl der in der betreffenden Periode erfolgten Fideicommiß⸗ 


Für > Gebiet des neuen Deutfchen Reichs fehlen uns leider die zum 
Delege des Geſagten erforberlihen Zahlen. Für Oeſterreich dagegen iſt dieſe 
ide neuerdings ausgefüllt worden. 

Eine in der Oeſterreichiſchen ſtatiſtiſchen Monatsſchrift für 1883 (9. Jahrg. 
10. Heft ©. 2 u. 7) veröffentlichte Arbeit von Inama-Sterneggs überı de 
Familienfideicommiſſe in Defterreich theilt über unferen Gegenftand folgendes mit. 

Hier ftammen das Gräflid Thun'ſche Familienfideicommiß in Steiermark, 
Kärnthen und Krain, das Fideicommiß des Freiherrn von Herberſtein in Steier- 
mark und da3 der Freiherrn von Malloweg und von Kaprun in Böhmen bereits 


16 4. von Miaskowski. 


aus dem 16. Jahrhundert. Darauf folgte die Stiftung der Familienfideicommiſſe + 
der Fürften von Liechtenftein (1602 und 1604), der Bubna 1608, der Wurm- 
brand 1616, der Rhevenhüller in Oberöfterreich u. |. w. 

Zur Zeit Katfer Leopolds I. wurden allein in Niederöfterreih 38 Pecuniar- 
und Grundfidercommiffe angemeldet, von denen die meiſten unter diefem Kaiſer 
errichtet worden waren. 

Unter Maria Therefia und Joſef II. war die Strömung den Fanilien- 
fivetcommifjen weniger freundlich. Ja Joſef II. trug ſich ſogar mit der Abficht, 
die Fideicommiſſe aufzuheben, eine Abjiht, die jedoch nicht zur Ausführung 
gelangte. 

Mit dem Weftgaliziihen Gefegbuh (1797) trat wieder eine dem Fidei— 
commiß günftigere Auffaffung ein, welde auch im Allgemeinen Bürgerlichen 
Geſetzbuch für die gefammten deutjchen Erblande von 1811 zum Ausdrud faın 
und in der Folge, felbft unter dem conftitutionellen Syftem, feine namhafte 
Abſchwächung mehr erfuhr. 

In einzelnen Kronländern iſt allerdings unter Napoleoniſcher Herrichaft 
eine gewaltige Störung in der Entwidelung des Fideicommiſſes eingetreten, doch 
war fie hier wie in den deutjchen Ländern nur eine vorübergehende. So wurden 
durch das franzöjische Decret d. d. Antwerpen, 30. September 1811, $ 44, die 
Fidetcommiffe im Küftenlande und in Dalmatien aufgehoben; aber bereit3 
das Hofderret vom 8. Auguft 1817 erklärte Ddiefelben als wieder zu Recht 
beitehend. 

Seitdem nimmt die Zahl der neu gegründeten Yidercommiffe zu und 
wird zugleich der bereit8 beftehende Fideicommißverband über neue Güter aus: 
gedehnt. 

So find beifpieldweife allein in Böhmen unter Katfer Franz II. 8, unter 
Kaiſer Ferdinand 6 und unter Kaifer Franz Joſef 8 neue Yamilienfideicommifje 
geftiftet worden. 

Wenn und — wie wir bereit3 oben anführten — für die zum Deutſchen 
Neic gehörigen Staaten auch die nöthigen Daten über die Zeit, in der bie 
Familienfideicommiſſe entitanden find, fehlen, jo tft doch ficher, daß in Preußen 
jeit den fünfziger Jahren wieder eine ftärfere Neigung zur Errichtung von 
Familienfideicommiſſen hervorgetreten if. &8 mag daS zum Theil mit der 
Reorganifation des Herrenhauſes — indem nad) der Verordnung vom 12. October 
1854 den Verbänden des alten und befeftigten Orundbefiges das Präfentations- 
recht ertheilt wurde und außerdem den Verbänden der durch ausgebreiteten 
Familienbefig ausgezeichneten Geſchlechter dieſes Recht vom König beigelegt 
werden fonnte —, zum Theil mit der den Bejigern von Lehngütern gewährten 
Befugniß, diefelben in Fideicommißgüter umzuwandeln, zufammenhängen. Die 
Bermehrung der Yamilienfidercommiffe ift gleihjam der Widerhall eines in der 
Sigung des preußiſchen Herrenhaufes vom 22. September 1849 geäußerten 
Wunfhes: „Ich mwünjchte, Tagte damal8 Stahl, daß die fidercommiffartfche 
Richtung in unferem Volfe überhand nehmen möge, fie wäre das rechte Gegen⸗ 
theil gegen den Hang, dem Moment zu leben und den Moment auszubeuten” 1). 


14) Stahl, Siebzehn parlamentartiche Reden, Berlin 1862, ©. 48. 
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2. Recht der Gegenwart. 


Indem wir jegt an eine vergleichende Darftellung des gegenwärtig in ben 
einzelnen deutichen Staaten geltenden Fideicommißrechts geben, jei hier nun noch 
bemerkt, daß diefe Darſtellung unfererjeit3 bloß den Zwed verfolgt, einen feften 
Anhalt für die fecialwirtäfchaftliche Analyfe des Familienfideicommiſſes zu ge 
winnen. Es find demnach diejenigen gemein und particularrechtlichen Beftim- 
mungen des Fideicommißrechts, welche nur juriſtiſch-techniſche Bedeutung haben 
und keinerlei Anlaß zu jocialwirthfchaftliher Beurtheilung geben, von und ent- 
weder gar nicht oder doch nur ſoweit berüdjichtigt worden, ald der Zuſammen⸗ 
bang mit den übrigen Beftimmungen und die Rüdficht auf das Verftändniß bes 
ganzen Rechtsinſtituts es erheifchen. 

Auch ſind in der nachfolgenden Darſtellung nur die der Landesgeſetzgebung 
unterfiehenden Familienfideicommiſſe, nicht aber auch die Kron⸗ und Hausfidei⸗ 
commiſſe der deutjchen regierenden Familien, und ebenfo wenig die Hausgüter 
der hochadeligen Familien berüdfichtigt worden. ‘Denn während die erfteren 
genen Normen unterliegen und ganz unabhängig von dem Urtheil über den 
Bert) der Fideicommiſſe beftehen, werden die legteren von dem $ 14 der 
deutichen Bımdesacte vom 8. Juni 1815 und nicht von der Landesgeſetzgebung 


eregelt. 

Hier fei nur kurz erwähnt, daß fi die Hausgüter der hochadeligen Häufer 
von den Familienfideicommiſſen hauptſächlich dadurch unterfcheiden, daß das 
Eigenthum an den Familiengütern dem hochadeligen Haufe als juriftifcher Perfon 
zufteht, und daß Verfügungen über die Subftanz dieſer Güter der Gejammtheit 
der Agnaten vorbehalten find. Auch haben die Agnaten ein Stimmrecht in 
Daudangelegenheiten, ſowie ein Anrecht am Hausgut, das ſich nicht nur in einem 
jelbftändigen Warterecht, fondern aud in einem Recht auf den Genuß ber 
Früchte des Hausguts (Apanage) äußert und durch die Verfaflung näher be- 
ſtimmt wird. Und felbft die Cognaten haben gewifje Anſprüche auf Abfindung 
und Ausftener. Dem Haupt der Yamilie, welches diefelbe nad) außen zu re⸗ 
präfentiren bat, ſtehen Bejig, Verwaltung und Benugung des Haus— 
gutes zu. 


A. Redhtsquellen. 


Jedes einzelne Familienfideicommiß iſt feiner Entftehung nad zurückzu⸗ 
führen auf einen ausdrüdlihen Willensact des Stifters. 

Diefer Act ift — da die Errichtung von Familiengütern der hochadeligen 
Häufer, welde fi) als Ausflüffe der Autonomie harakterifiven, hier nicht in 
Betracht kommt — immer eine private Dispofition, ein Rechtsgeſchäft. 

Die Privatdispofitionen find dem gemeinen Recht oder der Geſetzgebung 
der einzelnen Staaten unterworfen. 

Beide, daS gemeine Recht fowie die particularen Geſetzgebungen, enthalten 
zweierlei Arten von Beftunmungen. 

Sie befchränfen eineätheild die Privatverfügungen ihrem Inhalt und ihrer 
Form nad) durch abfolute, prohibitive Normen, mit denen fid) bie Fideicommiß⸗ 
ſtiftung in keinem Fall in Widerſpruch ſetzen darf, und enthalten anderntheils 
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fog. dispofitives Recht, das nur infofern in Anwendung kommt, als die Stif- 
tung den einen oder anderen Punct zu regeln ımterlaflen hat. 

a. Das gemeine Recht regelt noch heutzutage das Familienfideicommiß — 
wobei nur bier und da geringe Modificationen wefentlih formaler Natur durch 
die Landesgeſetzgebung angebracht find- — in folgenden Staaten: Wilrttemberg, 
Medlenburg- Schwerin, MedlenburgStrelig, Sachſen⸗-Gotha, Sadjfen:Coburg, 
Schwarzburg ⸗Rudolſtadt, Schwarzburg-Sondershauſen, Sachſen-Altenburg, 
Sadjfen-Meiningen, Waldeck, Lippe-Detmold, ſowie in folgenden zum Königreich 
Preußen gehörigen Landestheilen: Heſſen-Naſſau, Schleswig-Holſtein, Lauenburg 
und Neuvorpommern mit Rügen. 

b. In folgenden Staaten hat die Gefeggebung das gemeine Recht entweder 
volftändig verdrängt oder doc) weſentlich modificirt. 

Preußen: a. für Diejenigen Gebiete, in denen da8 A. L. R. gilt: All- 

gemeine Landrecht von 1794 II 4 $ 47—226. 

Edict vom 9. October 1807. 

Declaration zum 8 9 des Edictd vom 9. Dctober 1807, vom 
19. Februar 1812. 

Geſetz vom 15. Februar 1840 über Familienſchlüſſe bet Familien— 
fiveicommifjen, Yamtlienftiftungen und Lehen, ſowie das Gejeg vom 
felben Zage, betreffend Yamiltenfideicommilfe u. |. w. im Herzogthum 
Schleſien und in der Grafſchaft Glatz. 

Gefeg vom 5. März 1855, die Stompetenz der Gerichtsbehörden 
in Zamilienfidetcommißfachen betreffend, und Ausführungsgejeg zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 24. April 1878 $ 49 Nr. 1 und 2. 

Gefeg vom 3. März 1850 und vom 27. Juni 1860, welde den 
Abverkauf und den Austauſch geringfügiger Parcellen von Fideicom⸗ 
mißgrundftüden unter gewiſſen Bedingungen geftatten. 

b. für das Gebiet des ehemalinen Königreichs Hannover: 

Geſetz über Ablösbarkeit des Lehnverbandes u. ſ. w. und die Er- 
tihtung von Familienfidercommiffen vom 13. April 1836. 

Bayern: Edict Über die Familienfidetcommifje vom 26. Mat 1818 
(Beilage VII zum Zit. V der Verfaſſungsurkunde von 1818). 

Gejeg vom 11. September 1825, die Anwendung und Vollziehung 
einiger Beftimmungen über Familienfideicommiſſe betreffend. 

Inftruction zum $ 14 der Beilage VII Tit. V der Berfallungs- 
urtunde von 1818, vom 3. März 1857. 

Sachſen: Bürgerlices Gefegbuh für das Königreich Sachſen vom 2. Ja⸗ 
nuar 1863 $ 2527 —2541 (unter dem Titel: Ueber die Yamilien- 
anwartſchaft). 

Baden: Familienfideicommiſſe können nur in ſehr beſchränkter Weiſe für 
Enkel und Geſchwiſterkinder beſtellt werden: Landrecht Satz 896, 
1048 — 1074. Dagegen werden als zuläſſig erklärt: Stammgüter, 
die den Familienfideicommiſſen im gemeinrechtlichen Sinne ſehr ähnlich 
find: Landrecht Cap 577 ca —ev. 

577 ch iſt aufgehoben durch das Geſetz vom 31. Juli 1839, und 

an die Stelle der im Sag 577 cb gedachten Landtafel find durch 

die Berordnung vom 10. November 1842 die Grundbücher getreten. 
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Hejjen-Darmftadt: Geſetz, die Familienfideicommiſſe betreffend, vom 
13. September 1858. 


Sahfjens Weimar: Patent zur Entſcheidung einiger Rechtsfragen vom 
22. Mei 1826. 
Geſetz vom 22. April 1833 “über die bei Errichtung von Familien⸗ 
fideicommifjen und ähnlichen Stiftungen zu beobadıtende Form. 
Braunſchweig: Geſetz, die Aufhebung der Feudalrechte und die Errid- 
tung von Familienftamıngütern betreffend, vom 28. März 1837. 
Geſetz, die Errichtung von Familienſtammgütern betreffend, vom 
20. Mai 1858. 
Anhalt: Köthen: Verordnung wegen Errichtung und Aufhebung von 
Familienftiftungen und Fideicommiſſen vom 7. März 1832. 
Geſetz, betreffend Familienfchlüffe, vom 7. April 1870. 
Defterreidh: Bürgerliches Geſetzbuch für die gefammten deutfchen Erb- 
lande von 1811 88 618—645. 
ÖHofcanzleidecret vom 13. Juli 1832. 
Patent vom 9. Auguft 1854. | 
Geſetz vom 13. Juni 1868, betreffend die Bewilligung zur Er⸗ 
richtung und zur Verfchuldung von Yamilienfideicommifien. 
c. Bejeitigt find die Familienfideicommiſſe durch Die Geſetz⸗ 
gebung in 
Oldenburg feit 1849, wo das Familienfideicommiß gleichzeitig mit 
dem Lehnsverbande und der Erbunterthänigkeit abgeſchafft worden ift, 
und in 
Elſaß⸗ Lothringen durch die franzöſiſche Gejeggebung. 
Auch im Bremiſchen Landgebiet kommen keine Familienfideicom⸗ 
mifle vor. 
Demmach ift das Familienſideicommiß nahezu in ganz Deutihland in praf- 
tiiher Geltung: doc iſt der von demfelben vinculixte Theil des Bodens in den 
einzelnen Rändern ein ſehr verjchiedener. 


B. Weſen und Bezeihnung?®). 


Gemeinrechtlich befteht die Fideicommißeigenſchaft eines Gutes darin, daR 
&, in Folge des Etiftungsactes, die Beftimmung erhalten hat, behufs Erhaltung 
des Glanzes und Anfehens eines beftimmten Geſchlechts (splendor familiae), 
unveränderlich auf die Geichlechtänachfolger des Conftituenten oder eines Dritten 
bis zum Ausgang des Geſchlechts und Namens oder bis zu einem vom Stifter 
feftgefetsten Beitpuncte überzugehen. Diefe Idee findet ihren rechtlichen Ausdrud 
in dem Verbot der totalen und partiellen Veräußerung des Fideicommißguts 
unter Lebenden und auf den Todesfall, fowie der Verſchuldung ferner Subſtanz. 
Die zum Nachfolge in das Familienfideicommiß berufenen Verfonen juccedtren 


15) v. Gerber, Syftem 84,275. Beleler, Syftem 176. Bluntſchli, Deutiches 
rg 68. Bewis, H.FER. 6, 7, 16, 19-22. Deſſelben F. C. Beſtimmungen ©. 467 
468, 495 ff. Stobbe, Handbuch II 139. 
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in daſſelbe nach einer ſingulären Erbfolgeordnung, über die das Nähere weiter 
unten in einem beſonderen Abſchnitt zu erwähnen ſein wird. Die Succeſſion er⸗ 
folgt ex pacto et providentia majorum, d. h. es leiten die Fideicommißbeſitzer 
ihr Recht nicht unmittelbar von ihrem Vorgänger, ſondern ex fundatione ab ?*). 

Da der Fideicommißnachfolger in das Fideicommiß als Singular und 
nicht als Untverfalerbe des letzten Eigenthümers fuccedirt 17), fo it er berechtigt, 
die Allodialerbſchaft ſeines Vorgängers auszuſchlagen: in welchem Fall er — 
für die auf dem Fideicommiß als ſolchem ruhenden Laften (Subſtanz⸗ und 
Früchteſchulden), nicht aber auch für die perſönlichen Schulden ſeines unmittel- 
baren Vorgängers haftet 18). 

In den einzelnen Particulargejeggebungen werden die übrigen Grundfäge 
zum Theil beftätigt und näher entwidelt, zum Theil aber auch abgeändert. Was 
die Belege für die Beftätigung betrifft ‚ jo find fie bereit3 oben in den ein- 
zelnen Noten beigebradit worden. Es erübrigt daher nur noch die Abänderungen 
zu verzeichnen. 

‚Während die meiften Particulargefeggebungen in Uebereinftimmung mit dem 
gemeinen Recht einem beftimmten Gefchleht im Fideicommißgut die Vermögens⸗ 
grundlage für eine unbegrenzte Zeit zuſichern, erklären einige Geſetze es für 
ſtatthaft, daß das Fideicommiß von Anfang an nicht für alle Geſchlechtsnach⸗ 
folger in infinitum, ſondern nur für eine beſtimmte Zahl von Geſchlechts⸗ 
nachfolgern errichtet werde 19), und geſtattet das bayeriſche Geſetz die Nutzung 
des Fideicommiſſes durch mehrere Geſchlechter nach einander, ſo daß nach dem 
Ausſterben des einen Geſchlechts em anderes in die Nutzung bed Fideicom- 
miſſes tritt 29). 

Daß die Fidetcommißgüter nicht veräußert werden dürfen und daß fir die 
von dem Fideicommißbeſitzer perfünlich contrahtrten Schulden außer feinem Allo- 
— nur die von ihm während ſeiner Beſitzzeit bezogenen Früchte zu 

haften haben, ſprechen ausdrücklich aus die Geſetze Preußens, Oeſterreichs, Han⸗ 
novers, Badens und Bayerns ?!). Jedoch iſt ausnahmsweiſe auch die Bes 
laſiung des Fideicommißguts mit Schulden, ſowie die Veräußerung desſelben 
im ganzen oder in einzelnen Theilen geſtattet. Hierüber iſt das Nähere in 
einem befonderen Abjchmitt über die Veräußerung und Verſchuldung der Fidel: 
commmißgüter mitzutheilen. Die gemeinrechtliche Bezeichnung „Familienfideicommiß“ 
iſt auch in die Geſetzgebung Preußens, Oeſterreichs, Anhalts, Sachſen⸗-Weimars 
und des Königreichs Sachſen übergegangen, während die hannoverſche Geſetz⸗ 
gebung von „immerwährenden Majoraten“, die badiſche von „Stammgiltern” 
ES die ln von „Familienſtammgütern“ ſpricht. 


bu BR gerder. Syſtem 274, 275. Beſeler, Syftem 176. Stobbe, Hand⸗ 
u 
17) Ausdrüdlih anerkannt im Bad. Er 577 cn. Bayr. Eb. 77. Braunſchw. 
Gef. v. 1837 22. Braunſchw. Gef. d. 1858 

18) und anerfannt im a 82. Braunſchw. Gel. v. rd 22. 

ID we : ZeuB, Allg. ER. II 4 8 23. Oeſterr. 3. 8. 618 

) Bayr. 

21) Preuß. Ang. et ex II 4 $ 80. Oefterr. 8.6.8. 632. Hann. Gel. 35. Bab. 

ER. 577 ci. Bayr 
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C. Zur Errichtung und zum Beſitz berechtigte Berfonen?). 


a) Wenn das Familienfideicommiß auch lange Zeit ausſchließlich im Abel 
— mb zwar zunähft im hohen, dann auch im niederen Abel — ſeine Anwendung 
fand, fo räumt dad gemeine Recht doc gegenwärtig einem jeden, der hand⸗ 
Imgsfähig ift, obne Unterfchted des Standes das Recht zur Errichtung von 
Familienfideicommiſſen ein, vorausgefegt natürlich, daß dem Stifter die volle 
Dispofitionsbefugnißg über den durch Zamilienfideicommig zu vinculivenden Ge⸗ 
gaftand und die testamenti factio activa zufteht. Die der Errichtung eines 
Fideicommiſſes in einem beftimmten Gut entgegenftehenden Rechte dritter Per: 
fmen: der Notberben und Pflichttheilsberedhtigten, der Lehn⸗ Stamm: und 
Erfgutsanwärter, ſowie des Lehnsherrn und Obereigenthümers, fofern lettere 
noch heute vorlommen, fünnen jedoch nur durch Verzichte der Berechtigten be: 
kitigt werden. 

Ausdrädliche Beftätigung findet diefer gemeinrechtliche Grundſatz in der 
Geſetzgebumg Preußens, Anhalts, Sachſen-Weimars, Heffen-Darmftadts, Bayerns, 
Eachſens und Hannovers 23), 

Nr in Baden find zur Errichtung von Stammgütern lediglid) „Perfonen 
des Gerren- und Ritterſtandes“ bereditigt. 

b) In denjenigen Staaten, wie 3. B. in Baden, in denen die Errichtung 
von Fidercommifjen nur PBerfonen beftimmter Stände geftattet ift, wird auch 
das Recht zum Beſitzantritt des Fideicommiſſes von der Bugehörigfeit zu ben- 
ſelben Ständen abhängig gemacht. Aber jelbft in Bayern, wo für die Perfon 
des Stifters keinerlei Standeörequifit aufgeftellt iſt, bürfen Familienfidei⸗ 
commiffe doch nur zu Gunſten von Perſonen oder Familien, die dem Erbadel 
asgehören, errichtet werden; ja der Verluſt der Standesqualität zieht ſelbſt 
nach angetretenem Befig des Familienfideicommiſſes ben Verluſt befielben nad) 
fh. Im diefen rüdt dann der nächſte berechtigte Anwärter ein; er iſt jedoch 
verpflichtet, dern ausgeſchiedenen Befiger die Competenz zu gewähren 24), 


D. Gegenftand. 


Während die Theoretiker * gemeinen Rechts darüber einig ſind, daß nur 
eine dauernd fruchtbringende, d. h. eine durch den Fruchtgenuß ſich nicht auf- 
‚rende Sache zum Gegenftand eines Familienfideicommiſſes gemacht werden kann, 
gehen fie in ihren Anfichten darüber, was zu den dauernd fruchtbringenden 
zu rechnen ift, auseinander. Gerber md Bluntfhli 25) rechnen 
dan gang allgemein Grundſtücke und bewegliche Kapitalien, Stobbe die legteren 
ur um, wenn fie einen dauernden Genuß gewähren, Beſeler dann, 
zem fie in Grund und Boden rabicirt find und dadurch eine Gewähr für 
ihren dauernden Beftand erhalten, und Lewis nur dann, wenn fle verzinslich 


1: 





er antlalt ra riv.R. 68, 1277. Bejeler, — 18: 112. 
Gerber, Syftem 84. NR. 3-5. Stobbe, Sanbbud) 11 

3) — Allg. — 48.47. ln Sr Kur . Sachſ.⸗ Beim Ge. 5. 
Hl. Darmft. Gef. 1, 14. Bayr. Ed. 4, äcl. C.G.B. 24. Hannov. Gel. 38. 

A) Bad. L.R. 577 cm. Bayr. E. 1 8, 79. 

25) 9. Gerber, Eyfiem 84. Bluntihli, Teutiches Priv.R. 68. 
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und zugleich ſicher angelegt find 2%). Demnach bürfen der letzteren Anſicht zufolge 
Mobilien, Koftbarkeiten, wie Juwelen, Gold⸗ und Eilberfachen, Bibliotheken u. ſ. w. 
in der Hegel nicht den einzigen Gegenftand eines Familienfideicommiſſes bilden, 
wohl aber können fie einem Familienfideicommiß zugefchlagen werben 37). Ya es 
reicht bereit? die Pertinenzqualität der betreffenden Sachen hin — ſei e8, daß 
dieſe fpeziell für Fideicommißgegenftände feftgeftellt ift (Bayer. Ed. 8) ober 
daß fie den gefeglichen Beitimmungen des allgememen bürgerlichen Rechts zu 
entnehmen ift —, um fie eo ipso vom Fideicommißnerus ergreifen zu laffen, 
wie denn nach der Anfiht Einiger nach gemeinem Recht auch ganze Vermögen 
zu einem Yideicommiß gewidmet werden bürfen 28), 

Die einzelnen Particularredhte enthalten zum Theil ſehr detaillirte 
Beftimmungen darüber, was als WPertinenz eines Fideicommißguts anzu⸗ 
jehen if 29). 

Die von Gerber vertretene Auffaffung findet ihre Beftätigung in Preußen, 
Hannover und Anhalt 3%), wo adgejehen von Grundftüden, auch Gelpcapitalien allein 
Gegenftand eine Yamilienfideicommifles fein dürfen; die Anfiht Befelers 
dagegen findet fih in Sachſen-Weimar 3°) Iegalifirt, wo nur liegende Güter, 
„hypothekariſch verficherte Kapitalien, Erbzinſen und andere auf liegenden Gütern 
haftende Gefälle” zum Principalgegenftand eine Familienfideicommiſſes erflärt 
werden dürfen. 

Noch enger als die obigen Gefege umgrenzen die Gefege anderer Staaten 
den Principalgegenftand des Familienfideicommiſſes, wenn fie als foldhen nur Im⸗ 
mobilen zulafien. So verlangt Heſſen-Darmſtadt 3?) „Grundeigenthum“, Bayern 
„Srundvermögen*, Baden „liegenſchaftliches Vermögen”, Braunſchweig „mit 
—— und Wirthſchaftsgebäuden zur ſelbſtändigen Bewirthſchaftung verſehene 

üter“. 


Ein beſtimmter Werth des Fideicommißguts iſt gemeinrechtlich nicht erfor⸗ 
derlich, nur wird der Ertrag dieſes Objects im Allgemeinen dem Zweck des 
Familienfideicommiſſes, der ja in der Erhaltung des Anſehens und Glanzes her⸗ 
porragender Familien beftebt, genügen müſſen. Auf diefem Standpunct fteht 
auch die Geſetzgebung in Medlenburg, Sachſen und Sadhfen-Weimar. 

Bon einer Anzahl anderer Landesgeſetze wird Dagegen für das iyidei- 
commißodject ausbrüdli das Erforderniß eines beftimmten Werth: oder Ertrags⸗ 


26) Befeler, Syftem 176. Stobbe, Hanbbud II 139. Lewis, F. F. C. R. 5 


und %.5.0.Beflimmungen &. 468. 
27) Mit Grundfideicommiflen find vielfach auch Geldſummen (über dieſe fog- 


Becuniärfideicommifje vgl. die unten für Defterreich beigebrachten Daten), Familien⸗ 


Heinodien, Sammlungen u. |. w. verbunden. Neben der Erhaltung biejer wirb in ben 
amilienfibeicommißftatuten häufig auch die Feier beftimmter Familienfefte, die Aus— 

theilung von Gaben an genau bezeichnete Anftalten und Perjonen oder im Allgemeinen 
an Arme und Hilfäbedürftige u. |. w. angeordnet. 

28) Lewis, F.F. C. Beſtimmungen ©. 469, 470. 

29) Bayr. Ed. 6, 8. Preuß. Allg. ER. II 4 861. Braunſchw. Bei. v. 1858 1. 
Anh.⸗Köth. Verordnung v. 1843 3. Hefl..Darmfi. Bei. 3, 5. 

30) Preuß. Allg. SR. IT 4 8 48, 59. Hannov. Gel. 39. Anh.⸗Koth. Verordnung 
bon 1843 3. 
31) Sachſ.⸗Weim. Gel. v. 1833 6. 
32) Hefi.» Darmit. Gef. 1, 2. Bayr. Ed. 2. Bad. ER. 577 ch. Braunſchw. 
Gel. v. 1858 1. 
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minimums und von der badifchen Gefeggebung auch das eines Werthmaximums 
für das durch Familienfidercommifje zu vinculirende Grundeigenthum aufs 


eftellt. 

So verlangt das preußiſche Allgemeine Landrecht für „Orundftüde, 
mit welchen Aderbau und Viehzucht verbunden ift”, einen nad) Abzug aller et- 
waigen Zinſen und Abgaben irgend mwelder Art übrig bleibenden Reinertrag 
von 2500 Zhalern. Der Neinertrag ift „nad landesüblichem 
Werthanſchlag“ zu ermitteln. Dieſer Mintmalreinertrag darf ausnahmsweiſe in 
beftunmten, vom Gefeg vorgefehenen Fällen (zu Gunften der Finder des Fidei- 
commißbeſitzers, zur Anfammlung eines Capital3 für künftige Unglüdsfäle, 
zur Erweiterung und Berbefferung des Fidercommifjes) bis zur Hälfte mit 
Bräftationen belaftet werden. Für das aus Gelbcapital beftehende Familien⸗ 
fideicommiß wird ein Neinertrag von wenigſtens 10000 Thalern verlangt 22). 
Auch das preußiſche Gele vom’ 28. März 1877 8 19 enthält noch die 
Minimalſãtze des preußifchen Allgemeinen Landrechts. ‘Dagegen geftatten bie 
preußiſchen Allodificationsgefege vom 10. Juni 1856 $ 1, vom 23. März 1857 
3 1 und vom 23. Juli 1875 8 4, Lehngüter bereit dann in Familtenfidei- 
eommifle umzuwandeln, wenn dieſe Güter mindeſtens einen Reinertrag von 
6000 Mark gewähren, wovon dem Fideicommißbeſitzer wenigſtens 3000 Mark 
jährlich zu freier Verfügung bleiben müſſen 89. 

Auh daS beifen-darmftädtifche Geſetz fest zur Errichtung eines 
Familienfideicommiſſes ein fchuldenfreies Grundeigenthum im Werth von we 
nigftend 75000 Gulden voraus, das zudem weder Lehen noch Erbleihe fein darf. 
Das braunſchweigiſche Geſetz von 1837 ftellte für allodiale Rittergüter 
md andere Landgüter, die durch Fideicommiſſe vinculirt werden follen, dag Er- 
forderniß eines nachhaltigen Reinertrags von wenigſtens 1500 Thalern auf, 
welches Minimum dann durch das Gefeg vom 20. Mai 1858 auf 3000 Thaler 
erhöht wurde. Das bayerifhe Edict verlangt zur Errichtung eines Familien⸗ 
fidercommifjes „ein Srundvermögen, von welchem an Grund» und Dominicalfteuer 
in simplo wenigftens 25 fl. zu entrichten find“... Nach Roth (Bayer. Civilrecht II 
S. 554 Note 9) fol ein Stenerfimplum von 25 fl. einem Yahresertrage von 
1500—2000 fl. gleihlommen. Diefer Minimal» Grundwertb muß jchulden- 
und laftenfrei fein; anderenfalls ift ein zur Beftreitung der Zinfen u. |. w. aug- 
veihender Fonds mit dem Grundvermögen zur verbinden. Das badiſche 
Landrecht fchreibt für die Stammgüter des Herrenftands vor, daß fie wenigftens 
einen Reinertrag von 15 000 fl. und für diejenigen des Ritterſtandes, daß fie 
wenigftend einen Reinertrag von 4000 fl. aufzumeifen haben. Die hanno⸗ 
verſche Geſetzgebung verlangt einen jährlihen Neinertrag von wenigftens 
1200 Thalem: doch darf das Fideicommißgut zum Zweck der Suftentation 
von Nachgeborenen oder Töchtern, fowie der Ausweifung von Witthümern mit 
Schulden belaftet werben, deren jährliche Zinfen jedoch nicht mehr al3 !/, bes Jahres⸗ 
ertrags betragen dürfen, fo daß dem jeweiligen Fideicommißbeſitzer menigftend 
800 Thaler übrig bleiben müſſen. Endlich verlangt das anhaltiſche Belek 


33) Preuß. Allg. OR. II 4 88 49-60. 
34) Lewis, 5.5.6. Beflimmungen ©. 471, 472. 
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mr, daß das Familienfideicommißgut fih aus jenem Ertrag zu erhalten im 
Stande fein müſſe 35). 

Ein von den Familienfideicommißgütern nicht zu überſchreitendes Werth- 
marimum enthält mm da8 badiſche Landrecht, welches als foldes für bie 
Stammgüter des Ritterſtands einen Neinertrag von 8000 und für die Stamm⸗ 
giiter des Herrenftandes einen ſolchen von 30 000 fl. aufftellt. 

Außerdem enthält das preußiſche Landrecht noch die Beftimmung, daß 
fall der Reinertrag der durch Familienfideicommiß zu vinculivenden Grundſtücke 
die Summe von 10 000 Thalern überfteigt, zur Errichtumg eines foldyen Familien- 
fideicommiſſes ausnahmsweiſe die Landesherrlihe Genehmigung erforderlich ſei. 
Die preufifchen Allodificationsgefege vom 23. Juli 1875 $ 4 und vom 28. März 
1877 $ 11 fehen von der Aufflellung eines Marimums vollftändig ab °°). 

Beftimmungen über den wichtigen Punct, ob und wie weit beftehende Fidei⸗ 
commißftiftungen weitere Grundſtücke in ſich aufnehmen dürfen, enthält die 
neuere Gefeggebung nicht, jo daß angenommen werben muß, es ftehe einer Aus⸗ 
dehnung des Fidercommißnerus nichts im Wege. Ob die obigen Marima der 
badifhen und preußtichen Gejeggebung nur für den Fall der Stiftung eines 
Familienfideicommiſſes oder aud) für den Fall einer Erweiterung desjelben An- 
wendung finden, erſcheint zweifelhaft. 

Eine diesbezügliche Beſtimmung enthält umferes Wiſſens lediglich das über 
die Untheilbarkeit der Ritter, Schrift, Freifaflen- und jonftigen Landgüter ers 
laſſene braunſchweigiſche Geſetz vom 20. Mai 1858 (G. u. V. S. Nr. 28). 
Danach ſoll es den Eigenthümern ſolcher Güter zwar freiſtehen, durch eine einfach 
vor dem zuſtändigen Amts- oder Stadtgericht zu Protokoll gegebene oder dem⸗ 
felben überreichte öffentlich beurkundete Erklärung ſolch einem Gut „die 
Eigenfhaft der Untheilbarkeit beizulegen”, wogegen e8 zur Vergrößerung des 
für untbeilbar erflärten Defigcomplere3 durch Einbeziehung von Bauerböfen und 
fonftigen Grundftüden, welche vereint mit dem pertinenzpflichtigen Gute bewirth⸗ 
ichaftet werden fünnen, der landesherrlichen Genehmigung bedarf. Obgleich die 
jogenannten Bertinenzgüter, von denen das oben erwähnte Gefeg handelt, eigent- 
lich nicht hierher gehören, weil ihnen bie Unverſchuldbarkeit und Unveräußerlich- 
teit der Familienfideicommißgüter fehlt (wohl aber find fie untheilbar und werben 
nad) einer finguläven Succeffiondordnung immer nur an einen Erben vererbt), 
jo haben wir body die obige Beſtimmung hier erwähnen zu müfjen geglaubt, 
weil fie ung einen richtigen, auch auf das Familienfideicommiß anwen baren 
Gedanken zu enthalten fcheint. 


E. Art und Form der Erridtung ?”). 


Die Errichtung eines Yamilienfideicommifjes erfolgt nad gemeinem Recht 
immer durd eine ausdrückliche Willenserklärung des Stifters, durch ein Rechts- 


35) gef „Darmit. ne 2. Braunſchw. Gel. v. 1837 24 und von 18581. Bayr. 
ed. 2, 5, Bayr. Gef. vd. 1825 1. Bad. EUR. 577 cd. Hannov. Geſ. 30, 34, 35. 
Anh. «Köth, Verordnung d. 1848 3 
36) Bad. ER. 577 cd. —* Allg. L.R. 114 8 56. Lewis, F.F. C. Be⸗ 
Minden ©. 472. 
37) v. Gerber, Syftem 84. Bluntichli, Deutjches Priv.:R. 68. Lewis, 
F.F.C.R. 6. Lewis, "3.8.0. Beflimmungen ©. 474, 475. Stobbe, Handbuch II 139. 
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geihäft. Dieſes kann wieder ein einfeitiges oder vertragdmäfiges, eine Verfiigung 
von Todeöwegen oder umter Lebenden fe 

Die Beobachtung einer beftinmmten Form ift nah gemeinem Recht nicht er= 
forderlich ; doch pflegt factiſch gewöhnlich die Fchriftliche Form angewendet zu werden. 

Einzelne Particularrechte laſſen für die Errichtung entweder nur einfeitige 
Billenderflärungen auf den Todesfall (Königreih Sachſen), andere wieder nur 
Familienverträge oder Familienſchlüſſe (Baden) oder Iegtwillige Verfügungen 
(Sachhſen-Weimar) zu. Die meiften Particularredhte folgen jedoch dem 
gemeinen Recht: dahin gehören namentlich die Rechte Preußens, Bayerns, 
Helfen Darmftadts, Braunfhmweigs, Anhalts und Defterreih8°9). 

Bu den gemeinrechtlich zuläſſigen Formen der Errichtung kommt endlich 
m Bayern die Errichtung eines Familienfideicommißguts durch königliche 
Dotation hinzu. 

Im Unterſchiede vom gemeinen Recht verlangen alle Particularrechte 
mit Ausnahme des ſächſiſchen die ſchriftliche Form der Errichtung; eine Anzahl 
dom eg außerdem die gerichtliche Berlautbarung. 

Mir Ruckſicht auf die rechtliche Ausnahmeftellung des Familienfideicommiſſes 
und auf die ſocialwirthſchaftlichen Folgen deſſelben verlangen die meiſten Parti⸗ 
alargeſetzgebungen außerdem zur Errichtung eines Familienfideicommiſſes bie 
Genehmigung des Landesherrn oder doch die Beſtätigun der Juſtizbehörden. 

I) Die Genehmigung des Landesherrn ift erforderlich in Heſſen⸗Darm⸗ 
ftadt, ae nober, Sachſen-Weimar, Baden, Braun- 
Ihmeig, Bayern, Anhalt ımd in Preußen, im legteren Staat 
jedod nur für ſolche Familienfideicommiſſe, deren Gegenftand ein 
Immobile mit einem NReinertrag von mehr als 10.000 Thalern if. 

2) Beh: ſächſiſche Geſetzgebung fordert die landesherrliche Genehmigung 

Bedingung für die Unauflöslichfeit des Fideicommißverbands 
durch Beſchluß der Anwärter. Das ohne foldhe re begriin- 
dete Familienfideicommiß darf, wenn es in die Hand des dritten In⸗ 
— gelangt iſt, durch die Betheiligten abgeändert und aufgehoben 


3) Die  Befltigung der Gerichtäbehörde genügt in Bayern, Alten- 
burg md Gotha, deögleihen auch in Preußen für die fidei⸗ 
commiſſariſche Vinculirung von Kapitalien überhaupt und von Grund⸗ 
ſtücken mit einem Reinertrag von nicht mehr als 10000 Thalern. 

4) Sm Defterreid, wo die "Errißtung eines Familienfideicommiſſes als 
Seſergebungsact aufgefaßt wird, muß diefelbe durch Reichsgeſetz er: 
folgen *9). 


38), Sächſ. C. G. B. 2507, 2527, 2529. Sachſ.Weim. Gel. v. 1833 1. 24 
* 577 cc. Hannov, Sei. 36, 39. Bay. Ed. 17, 18. — Geſ. 6 
raunſchw. Gef. v. 1837 24. Baum. Gel. v. 1858 1. Anbalt Gel. 5 Preuß. 
an ER. II 4 5528, 62. Oeſterr. 3.8.8. 618. 
.Darmft. Geſ. 6. Hannov. be 3. Sadıj.-Weim. Gel. v. 1833 1: 
Bad. er 577 cc. Braunfchw. Bei. v. ns Ei — Geſ. v. 1858 1 
Anhalt. Bei. 7. Bayr. Ed. 22, 31. Altenb. P.O. 1 Cap. 37 8 20. Got other 
8.0.8.1 Gap. 37 IV 6. Preuß. Ang. ER. Inn 6s. Preuß. Se. ».8. rg 
— 3. Sächſ. C.G.B. 2588. efterr. 8.8.8. 627. Defterr. Gel. v. 13. Juni 
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Nach dem Weſen der heutigen Grundbuch und Hypothekengeſetzgebung muß 
ganz allgemein auch dort, wo es von den betreffenden Geſetzen nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen worden if ‚ die Stiftungsurfunde enimeder in befonbere für die 
Vamilienfideicommifie geführte Bücher, * wo ſolche fehlen, in die Grund und 
Hypothefenbücher eingetragen werden. 

Die Eintragung der Stiftungsurkunde nebft einem genau ſpecificirten Ber- 
zeichniß aller zur Stiftung gehörigen Gegenftände ſowie einer Angabe aller auf 
bem Fibeicommißgut ruhenden Schulden und Laften in eine eigene Matrikel 
iſt vorgefchrieben in Bayern und Baden, wobei in Bayern außerdem noch 
die Eintragung der Fideicommißqualität des betreffenden Guts in das Hypo⸗ 
thelenbuch ausdrücklich verlangt wird 49). 

Die Eintragung in das Hypotheken⸗ und Grundbud) fordern ferner aus⸗ 
drüdlih Preußen, Sahjen-Weimar, Sadhfen, Heffen-Darmftadt, 
Hannover und Braunjhmweig‘!). 

Durch die Eintragung ift im Allgemeinen nur bie Wirkſamkeit des Ver⸗ 
äußerungsverbots ‘Dritten gegenüber bedingt. In Baden jedod gilt die Ein- 
tragung der Stammgutsqualität in das Grundbuch als Boransfeaumg für Die 
Entftehung des Familienfideicommiſſes. 

Endlich muß die Convocation aller Intereſſenten durch die öffentlichen 
Blätter behufs Wahrnehmung ihrer Rechte vor definitiver Beftätigung und In⸗ 
tabulirung der Stiftung, desgleihen auch die Publication der perfect gewordenen 
Stiftung erfolgen in Bayern, Preußen, Braunfdhweig, —— 
Darmſtadt, Hannover u. w. 


F. Succeffionsart und Succeffionsordnung*?). 


Die Succeffion in den Fideicommißbeſitz iſt eine Singularfucceffion. Dies 
jelbe erfolgt, wie bereit8 oben erwähnt wurde, ex pacto et providentia 
majorum. 

Im Einzelnen wird die Art und die Ordnung der Erbfolge durch den 
Inhalt der Stiftungsurkunde beſtimmt. 

Wo ſolche Anordnungen fehlen, gelten gemeinrechtlich folgende Be— 
ſtimmungen. 

Zur Succeſſion ſind berechtigt die Mitglieder der Familie, zu deren 
Gunſten das Familienfideicommiß errichtet worden iſt. 

Frauen und cognatiſche Berwandte ſind, ſofern der Stifter nicht ausdrück⸗ 
lich etwas anderes beſtimmt, ſondern ſchlechtweg das Fideicommiß zu Gunſten 
der Familie errichtet hat, gemeinvechtlich —5* nach dem Ausſterben des Manns- 
kam: nicht fucceffionsberechtigt. Denn unter der Yamilte kann nad) dem 


40) Bayr. Ed. 30. Bad. ER. 5 


cb. 

41) Beh Allg. ER. 148 SL; I 4 88 15, 19. Bde Grundbuch⸗ 
ordnung dv. 5. Mai lerz 74. End a Get d. A 18 7. Sl Beim. * ⸗ 
— 27. Mai 1839 — Sächſ. B 1 geb a 

1836 36. Braune iv. u 


7. Hannov. Gel 
eine tel. ppothefenordnung v. 18. Ortober 1848, —— — 
thekenordnung v. 2. — — revid. ——————— für die Höfterlichen 
Erbpachtfiellen v. 8. en 

cn often” 176, vd. Gerber, Syſtem 84, 275. Lewis, F. Pe 
Recht 6, 7, 16, 19— 22. gewiß, 5.8.6 Beftirimungen ©. 467—468, 49 
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prãfumtiven Willen des Stifters nur die agnatifche Familie verftanden werben; 
zu diefer gehören aber nad) deutſcher Auffaffung allein die von Männern ab» 
fiammenden männlichen Berwandten. 

Einige Particulargefeggebungen geftatten dem Stifter, aud Frauen zur 
Succeſſion zu berufen; das badifhe, bayeriihe, hannoverſche und 
öfterreihifche Recht jedod nur dann, wenn der Mannsftamm ausgeſtorben 
fl. Die übrigen PBarticularrechte geben dem Stifter des Familienfideicom⸗ 
miſſes binfichtlih der Berufung der Frauen jogar volle Freiheit und treffen 
ihre Dispofitionen nur für den Ball, daß eine ſolche ausdrüdliche Berufung 
met ftattgefunden Bat. In diefem all werden die Frauen von der Succeffion 
überhaupt ausgeſchloſſen m Breußen und Heffen; dagegen läßt das braun- 
f Idmeigil he Geſetz das Familienfideicommiß wenigfteng nad) dem Ausfterben 

Mannsſtamms auf die weibliche Linie übergehen. 

Das ſäch ſiſche Civilgeſetzbuch ſtellt Die — den Männern hinſichtlich 
ber Succeſſion in Fideicommiſſe ſogar vollſtändig gleich 9). 

Ausgeſchloſſen von der Erbfolge find die unehelichen Kinder nad) gemeinem 
Recht und nad einigen Particularrechten — Bayern, Baden, Hefien- 
Darmftadtt‘). Bon den Iegitimirten Kindern find die durch nachfolgende Ehe 
legttimtrten nad) gemeinem Recht und nad) den meiften Kandesrechten fuccejfions- 
fähig. Den per rescriptum principis Legitimirten dagegen wird die Succeifionds 
fähigfeit meift nicht zuerkannt. 

Desgleihen find aud die Adoptivfinder nad) gemeinem Recht und nad) 
emigen Barticulargefegen — Baden, Sahfen, Preußen, Defterreid, 
Bayern“) — von der Succeffion ausgeſchloſſen. 

Eine beſtimmte Succeſſionsordnung iſt weder durch das Weſen des Fa⸗ 
milienfideicommiſſes noch durch das gemeine Recht bedingt. Entſcheidend iſt hier⸗ 
für durchaus der Wille des Stifters, welchem im dieſer Hinſicht vom gemeinen 
Recht keine Schrante geſetzt iſt. Ueblich pflegt allerdings auch gemeinrechtlich die 
Individnalfucceſſion zu fein. Iſt in der Stiftungsurkunde die Individualſucceſſion 
wicht vorgeſchrieben, ſo ſoll nach einer Annahme die Individual⸗, nach einer 
anderen die Simultanſucceſſion der mit dem Erblaſſer in gleichem Grade ver: 
wandten PBerfonen, die jedoch nur einen Anſpruch auf Theilung der Früchte haben, 
eintreten. 


Eine reelle Theilung des Fideicommißgegenſtandes iſt als der Stiftungs⸗ 
idee widerſprechend anzuſehen. Nur ausnahmsweiſe iſt eine ſolche nach dem 
badiſchen Landrecht zulälfig. 

Die Zuläfſigkeit der gleichzeitigen Succeſſion mehrerer Erben in das Fa⸗ 
milienfideicommiß (Simultanfucceffion) wird ausdrücklich ausgefprohen von dem 
Landrecht, dem ſächſiſchen und öſterreichiſchen Bürgerlichen 

bu 

Die meiſten Particularrechte hingegen laſſen allein die Individualſucceſſion 


43) Bad. L. R. 577 ck. Bayr. Ed. 90. Hannov. Gef. 29, N 81. Oefterr. 
9.8.3. 626. Preuß. Allg. er nt 8 189. Heſſ.⸗Darmſt. Ge. 26 . Braunſchw. 
Gel v. 1858 6. Sädıl. CG. B 

je Payı. Ed. 77. Bad. Hr 577 ct. Hefi.-Darmft. Gel. 26. 

45) Bad. 2.R. 577 ct. Sidi. C.G.B. 2527. Preuß. ag ER. 112 S 708. 
Oeflerr. 2.68. 183. Bayr. Ed. über den Adel vom 26. Mai 1818 2. 
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zu. So das preußische Landrecht bei den aus Landgütern beftehenden Yibei- 
commifien, das hannoverſche, bayerifhe, braunſchweigiſche und 
Heifiige Recht 19). 

Bon diefen Particularrechten haben einige auch die Beobachtung einer be= 
flimmten Art der Individualſucceſſion dem Stifter zur Pflicht gemalt So 
das bayerifche, hannoverſche und braunſchweigiſche Recht die Primo⸗ 
geniturordnung a7), während anbere, wie da8 preußiſche Allgemeine Landrecht 
für Landgüter, umgelehrt nur bie Wahl einer beftimmten Succeffiongordnung 
— das Seniorat — ausgeſchloſſen haben *°). 

Abgefehen von diefen Schranken hat der Stifter ſonſt die freie Wahl unter 
den benannten Formen der Individualſucceſſion: dem Seniorat, Majorat, der 
Primogenitur, dem Minorat, Juniorat und der Ultimogenitur; auch kann er 
eine ganz neue oder aus zwei verſchiedenen Formen der Individualſucceſſion zu⸗ 
ſammengeſetzte Succeſſionsordnung vorſchreiben. 

Meiſt gilt heute die Primogeniturordnung, d. h. die Linealfolge, wonach die 
ältere der vom erſten Stifter ausgehenden Linien die jüngere, und in jener der 
Erfigeborene die Nachgeborenen ausichließt, oder das Majorat im eigentlichen 
Sinn, wonad unter den mit dem erften Beſitzer dem Grade nad) (ohne 
Repräfentation und ohne Vorzug der Vollbürtigkeit) gleih nahen Verwandten 
das höhere Alter entfcheidvet. Das Seniorat, wobei einfach der Aelteſte der 
Familie ſucceſſionsberechtigt ift, pflegt gegenwärtig gar nicht, und das Minorat 
und Juniorat, ein Gegenſatz zum Majorat oder zum Seniorat, nur höchft ſelten 
vorzukommen. Bisweilen werden auch verſchiedene dieſer Ordnungen mit einander 
combinirt, fo daß z. B. für die erſte Linie ib Primogenitur, beim Uebergang 
auf eine andere aber das Majorat u. |. m. 

Wenn innerhalb einer und derſelben Familie für die verſchiedenen Tinten 
befondere Fideicommiſſe beſtehen, ſo gilt für dieſelben ſowohl nach gemeinem 
Recht, wie nach einigen Particularrechtent?), daß dieſe Fideicommiſſe nicht 
dauernd in einer Hand vereinigt fein dürfen. Die ältefte Yinte gelangt daher 
erft dann im den Befig des für eine jüngere geftifteten Fideicommiſſes, wenn 
in den übrigen feine zur Succeſſion berufene Nachkommen mehr vorhanden 
find. Und jelbft wenn diefer Fall eintritt, bleiben die Fideicommiſſe nur ſo 
lange in der Hand einer Perſon vereinigt, bis wieder zwei oder mehrere Linien 
entſtehen. Dieſe Regel erklärt ſich aus dem Zweck folder Secundo-, Tertio⸗ 

u. ſ. w. Genituren, welcher darin beſteht, daß das Intereſſe auch der übrigen 
Finder des Stifters und ihrer Nachkommen berüdfichtigt und ihnen eine ebenfo 
geficherte Exiſtenz gefchaffen werden foll, wie fie für den älteften Sohn und 
eine Nachkommen  befteht. 

Ein anderer Weg, die Intereſſen der Geſchwiſter des Fideicommißbefigers, 
dort wo für das Familienfideicommiß die Individualfucceffion gilt, wahrzu⸗ 


46) Bad. BR. 577 cl, cm. Sädi. 6.6.8. 2527. Oeſterr. B. G. B. 624. — 
All Mer ER n#S sw „Garne. Gel. 31. Bayr. Ed. 87. Braunſchw. Gef. v 
6. Heſſ. Hasaf, 6 
47) Bayr. Ebd. 87. — gr — Braunſchw. Geſ. 6. 
48) Preuß. Allg. L. X. II 4 SS 140- 142 
49) Preuß. Allg. Rn 4 88 166_177. Bayr. Ed. 86. Braunſchw. Gef. v. 
1858 6. Defterr. B.G.B. 6 
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nehmen, befteht in der Ausfetzung non Apanagen für biefelben. Vgl. den Abs 
ſchnitt über die Pflichten des Fideicommißeigenthümers. 


G. Rechtliche Stellung des —— — 
a. Rechte desſelben. 


Ueber den Umfang dieſer Rechte entſcheidet in erſter Linie die Stiftungs— 
meunde. Wo dieſe feine oder feine ausreichenden Beſtimmungen enthält, muß 
in den Ländern des gemeinen Recht? die Toctrin, in andern Ländern das Par: 
tinlarrecht die Rüde ausfüllen 59), 

Während nun die gemeinrechtliche Theorie in der Auffafjung der redit- 
liden Stellung des Fideicommißinhabers lange Zeit hindurch geſchwankt hat, — 
mden die Einen den Fidercommißbefiger als Nießbraucher und die Fideicommißans 
wärter ober jelbft ren Staat als Eigenthümer auffaßten, Andere dagegen ber 
Familie und dem Fideicommißbeſitzer ein Miteigenthum an dem Fideicommißgut 
zufpradden, und Dritte die Familie als Obereigenthümerin, den jeweiligen Be- 
ner aber als Nugungseigentbümer anfahen, — dürfte gegenwärtig biejeni 
Auffaffung als die herrſchende gelten, welche den Fideicommißbeſitzer ſelbſt 
wahren, jedoch in ſeinen Dispoſitionen durch dingliche Rechte der Anwärter 
vielfach beſchränkten Eigenthümer anſieht. Dieſe Beſchränkungen ergeben ſich 
aus dem Zweck des Familienfideicommiſſes und beziehen ſich auf die Unſtatthaftig⸗ 
fit ſowohl der totalen als ber partiellen Veräußerung des Fideicommißguts 
unter Lebenden ſowie auf den Todesfall, der Verringerung und Verſchlechterung 
der Subſtanz, der bupothefariichen Verſchuldung des Fideicommißgegenſtandes 
jowie überhaupt des Abjchluffes folder fih auf das Familienfideicommiß be- 
siehender Verträge, die auch den Nachfolger binden follen, und endlich der Auf- 
hebung des Fide commiſſes Zuwiderhandlungen ſind entweder von vorn herein 
nichtig oder doch nur für die Lebenszeit des Eigenthümers giltig. 

Ueber einige Ausnahmen von dieſen Beſchränkungen vgl. den Abſchnitt über 
die Nachftiftungen. Innerhalb der oben gezogenen Schranken find die Befugnifie 
des Fideicommißinhabers 51) folgende: 

1) Er bat das Recht auf den Befig, die Verwaltung, den Gebraud und 
den Fruchtgenuß des Fideicommißgegenſtandes salva rei substantia; bei Grund» 
Rüden insbefondere auch: 

a. das Jagdrecht und die Fiſchereibefugniß, 

b. den forftmäßigen Gebrauch der Waldungen, 

c das Recht, ſich die in feinem Grundftüde befindlihen Mineralien — fo: 
weit fi der Staat fein Recht an denjelben vorbehalten hat — anzueignen, 

d. das Eigenthumsrecht an der Hälfte des gefundenen Schatzes 63) 

e. Auch fteht dem Fideicommißeigenthümer das Recht zu, Pacht: und Mieth⸗ 
verträge abzuſchließen, ohne daß der Fideicommißnachfolger übrigens, ſoweit er 
nicht zugleich Allodialerbe des Fideicommißeigenthümers geworden oder dem Ver⸗ 
trage ausdrücklich beigetreten iſt, an dieſelben gebunden wäre. Ausnahmen von 


50) v. Gerber, Syſtem 84. Beſeler, Syftem 176. at Dentiches 
Friv.R. 68. Lewis, F.F.CReht 18—15. Stobbe, anbbuch II 1 

sl) Lewis, SEReät 14. Lewis. — immungen S. ie ff. 

92) Preuß. a g.L.R. 19 88 95, 96. Oeſterr. B.G.B. 399. Anders das ſachſ. 
8.8.8. 2581, nach welchem ber chaß Zuwachs des ——— iſt. 


| 80 A. von Miaskowsti. 


diefer Regel find enthalten un bayerifhen und heſſen-darmſtädtiſchen 
Geſetze, welches den Nachfolger verpflichtet, Pachtverträge, die auf nicht mehr als 
9 bezw. 12 Jahre abgeſchloſſen find, anzuerkennen. Ja das öſterreichiſche 
Geſetzbuch bindet den Nachfolger fogar in Beziehung auf Erbpadhtverträge, 
welche von dem Sibeicommißeigenthümer nad) Bernehmung ſämmtlicher lebender 
Anwärter und des Fideicommißcurators fowie mit &enehmigung der zuftändigen 

Gerichtsbehörde abgejchloffen worden find °°). 

f. Un der durch Alluvion, Avulſion, alvei mutatio, insula in flumine 
nata erweiterten Subftanz des Fideicommiffes, und ebenfo an dem für die Ab⸗ 
löfung von Grundlaften empfangenen Ablöfungscapital gebührt dem jeweiligen 
Fidercommißinhaber nur die Nutznießung. 

2) Hinfichtlih der Veränderungen, welche der Fideicommißinhaber mit der 
Subftanz felbft vorzunehmen berechtigt ift, entſcheidet der ausdrückliche Wille des 
Stifterd. Zu präfumiren if, daß er wohl die Wirthichafts- Methode, nicht aber 
den ganzen Charakter des Grundftüdes und feiner Benugung verändern darf. 
Ber allem, was er thut oder unterläßt, haftet er für omnis culpa 5t). 

3) Außerdem übt der Fideicommißeigenthümer die mit diefem Eigenthum 
verbundenen Ehren und öffentlichen Rechte (Patronatsrecht, Recht auf Be⸗ 
gräbnißpläge und Kirchenſtühle, Landſtandſchaft u. ſ. w.) aus 55), 

Einige der neueren Landesgeſetze, ſo z. B. das badiſche Landrecht, haben 
dieſe heute allgemein recipirte Auffaffung bes gemeinen Rechts über die rechtliche 
Stellung des Fideicommißbeſitzers ausdrücklich fantionirt. Die älteren Geſetze 
dagegen huldigen gemöhnlih der zur Zeit ihres Erlaſſes herrſchend geweſenen 
Theorie, indem fie entweder dem Yideicommißbefiger das Nugungseigenthum, 
ber gefammten Familie dagegen das Obereigentgum zuſichern (preußiſches Alle 
gemeines Landrecht, öſterreichiſches Bürgerliches Geſetzbuch) oder indem fie eine 
Art von Miteigenthum des Befigerd und der Anwärter an dem Fideicommißgut 
conftruiren (bayerifches Edict und heſſen-darmſtädtiſches Geſetz). 


b. Pflichten ®®). 

Zu den Pflichten des Fideicommißbeſitzers rechnet da3 gemeine Recht: 

1) die ordnungsmägige Bewirthſchaftung und Erhaltung des Fideicommiß- 
gut3 in volliter Integrität, 

2) die Leiftung der regelmäßig wiederkehrenden durch den Eigenthums⸗ 
befig an dem Fideicommißqut gegebenen Ausgaben (Wirtbichaftsuntoften, dann 
auch Reparaturen und Neubauten, Öffentliche Leitungen, Affecuranzprämien u. f. w.), 

3) die Vertretung des Fideicommiſſes im Proceß und die Tragung Der 
Proceßkoſten. 

Die eben sub 1—3 aufgeführten nach dem gemeinen Recht begründeten 


58) Bayr. Ed. 48. an Darmit. Gef. 17. Oeſterr. 3.6.3. 638, 634. 

54) Lewis, F.F. C. Beitimmungen 482. Nur dad Braunſchw. Gel. v..1858 4 
beichränft die Haftung auf dolus und culpa — 

55) Bad. BR. 577 ce. Oeſterr. B. G. B. 629 nn „ERSEUD, Allg. 8.R. DIA 
85 72-74. Bapı. Ed. 42, 44, 43. Heff.Darmſt. Se. 1 

56) Bluntichli, Deutiches Priv.R. 68. dv. Bet oa 275. Bejeler, 
Syſtem 176. Lewis, F.F. C. Recht 15, 18. F.F. C. Beſtimmungen ©. 483. 
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Pflichten des en werben auch von einzelnen Landesgeſetzen 
ausdhrädlich anerkannt ). 


4) Auch hat der Fibeicommißbefiger die von dem Stifter begründeten 
forte die von feinen Vorgängern zum Zweck der Beſtreitung eines außerordent⸗ 
Gen, für die Erhaltung oder Wiederherftellung des Fideicommißguts noth- 
wendigen Aufwands contrahirten Schulden nicht nur zu verzinfen, fondern aud) 
dem Amortifationzplan gemäß zu tilgen. 

Die neueren Particulargeſetze dehnen biefe Verpflichtung aud auf alle Dies 
Iengen fog. Fibeicommißjchulden aus, die dem Gefege gemäß aufgenommen 


—— Eine Berpflichtung zur Apanagirung der Geſchwiſter des Fibeicommiß- 
befigerd ſowie zur Entrihtung von Witthümern und Ausſteuern befteht nad, 
gemeinem Gewohnheitsrecht nur für den hoben Adel. Die Apanage wird als 
Entihädigung für das durch die Smdividualfuccejfion den betrefjenden Perſonen 
entzogene Erbrecht aufgefaßt. Doc giebt diefer Geſichtspunlt nicht aud den 
Mafftab für die Größe der Apanage ab: filr diefe find vielmehr Lediglich das 
Bedürfniß des fiandesmäßigen Unterhalts des Apanagirten nad) Maßgabe der 
befomderen Stellung des Hauſes und die aus dem Fideicommiß disponibel 
werdenden Mittel entfcheidend. Die Apanage wird entweder aus den Einnahmen 
des Fideicommiſſes oder durch Belaftung deſſelben mit Schulden oder dur Aus- 
ſcheidung befonderer Güter (Secundo:, Tertio⸗ u. f. w. genituren) aufgebracht. 

Ju den dem hohen Adel nicht angehörigen Familien befteht dagegen gemein 
rechtlich feine Verpflichtung zur Apanagirung der Geſchwiſter des Fideicommiß- 
ägenthämer® ſowie zur Entrihtung von Witthümern. Indeſſen bleibt es dem 
Stifter unbenommen, ſolche Beftimmungen in die Stiftungäurfunde aufzunehmen, 
was in eimgen Particularredhten auch ausdrüdlid, anerkannt wird 58). 


Abweichend von dem gemeinen Recht verpflichten einige Landesgeſetze, unab- 
bängig von etwaigen ftiftungsmäßigen Anordnungen, den Fideicommißeigenthümer, 
aud wenn feine Familie nit zum hohen Adel gehört, feinen Geſchwiſtern fowie 
der Wittwe feines Borgängerd Alimente, Abfindungen und Dotationen zu gewähren, 
beſchränken jedoch Diele geſetzliche Verpflichtung ſowie die nur ftatutarifch begründete 
m der Art, daß die Summe folder Zuwendungen einen aliquoten Theil des Rein: 
ertrags des Fideicommißvermögens nicht überfteigen darf 5°). So haben nad) dem 
bayerifchen Edict die Wittwe des Fideicommißvorbeſitzers und die Geſchwiſter 
des gegenwärtigen Beſitzers, falls nicht anders für ſie geſorgt iſt, einen Anſpruch 
auf die nöthigen Alimente; die Schweſtern und Töchter des Fideicommißbeſitzers 
erhalten unter derſelben Boransfegung eine anftändige Ausfteuer. Das badiſche 
Landrecht führt al3 eine auf den Stammgütern ruhende geſetzliche Laſt die Ab- 
fertigung der von der Erbfolge ausgeſchloſſenen Söhne und Töchter des Fidei⸗ 
en an. Auh in Heſſen-Darmſtadt haben die Wittwen 





mb Alle. . R ı 5, 11, Se 4 88 72—121. Hefl.-Darmft. Geſ. 17. 
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und die Kinder des Vorbefigerd einen Anſpruch auf Alunentation, wenn fie nicht 
eigenes Vermögen befigen; ferner müſſen die Schweftern und Töchter des Fidei⸗ 
conmißeigenthumers bei ihrer Verehelihung und die Söhne bei ihrer Anſäſſig⸗ 
machung eine Ausftattung bezw. Abfindung erhalten; die Alimente, Aus 
flattungen und Abfindungen find den Fideicommißeinkünften zu entnehmen, dürfen 
aber %/, des durchſchnittlichen Reinertrags des Yamilienfidercommiffes nicht über- 
ſteigen. Die braunſchweigiſche Geſetzgebung weiſt den zur Eivilerbfolge be- 
rufenen Gefchwiftern des Fideicommißeigenthümers fowie der Witte feines Vor⸗ 
gänger8 Abfindungen in Form von lebenslänglichen unvererblihen Genüffen aus 
den Einkünften des Bamilienftammguts zu, fofern fie aus dem Allodialvermögen 
des Erblaſſers nicht ſo viel erhalten haben, wie fie zu ihrem Auskommen be- 
dürfen. Dagegen foll der Stammgutsnachfolger feinen Anſpruch auf den Pflicht- 
tbeil aus dem Allodialvermögen —* Erblaſſers haben. Iſt nur eine Perſon 
abzufinden, fo ſoll ihr Antheil betragen Y,, bei zwei Perſonen der Antheil 
einer jeden Y/,o; bei drei !/,s; bei vier !/,, von dem behuf Veranlagung ber 
Grundfteuer, nad) Abzug der Schuldzinjen, ermittelten Reinertrage. Die Summe 
ſämmtlicher Renten darf jedoch in keinem Falle mehr als die Hälfte des Nein- 
extrags abjorbiren. Um diefen feftzuftellen, müffen von dem Rohertrag u. a. auch 
die etwaigen älteren auf dem Gute rubenden Abfindungen abgezogen werden. Auch 
nad) hannoverſchem Recht darf für die vom Stifter angeordneten Witthümer, 
Alimente und Abfindungen nicht mehr als !/, des Reinertrags des Majorats- 
gut3 zur Verwendung gebradht werden. Das preufßifche Allg. 2.R. beſchränkt 
fih darauf, bezüglid der Höhe der fliftungsmäßigen Aufwendungen für 
Familienglieder überhaupt und für bie Kinder des Fideicommißbeſitzers im 
Bejonderen infofern eine Grenze zu fesen, als es erftere nur ſoweit der Laften- 
und zinjenfreie Ertrag des Fideicommiſſes das gefeglihe Minimum von 2500 
er überfteigt, legtere aber bi8 zur Hälfte diefes Minimal-Ertrags felbt 
zuläßt. | 
Für den Fall, daß der Fideicommißeigenthümer feine Pflichten nicht gehörig 
erfüllen follte, droht ihm das bayerifche Edict die Entfernung von der 
Verwaltung und die Einfegung eines eigenen Aominiftrator® an, und das 
preußifche Allgemeine Landrecht knüpft an die unterlaffene Einzahlung der 
Affecurangprämie für die zum Fideicommißgut gehörigen Gebäude die Yolge, 
daß der Fideicommißbefiger im Fall entftandenen Brandfchadens das Fideicommiß 
nicht mit Schulden belaften darf 9). 


H. Redtlide Stellung der Fideicommißanwärter. 
Drganifation der Familie‘), 


Den Anmwärtern fteht gemeinrechtlich ein eventuelles Succeſſionsrecht in das 
Familienfideicommiß, das die Natur eines feſten, unentziehbaren, dinglichen Warte⸗ 
rechts hat, zu. In Conſequenz dieſer ihrer rechtlichen Stellung haben ſie nach 


60) Bayr. Ed. 71, 72. Preuß. Allg. ER. 114 8 82, 83. 
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gemeinem Recht ie Befugnißz, in Rechtöftreitigleiten, welde das Fidei⸗ 
— betreffen und von dem Sibeicommigeigenthümer auf gerichtlichem Wege 
zum Austrag gebrach — müſſen, zu interveniren. 

Bon einer Hehe von Landesgefegen werden dann nod andere Conſequenzen 
and diefer Stellung der Anmärter gezogen. Vgl. hierüber den nädften Ab⸗ 
idmitt, welcher über die Mittel zu Sicherftellung des Fideicommifſes handelt 

Sodann machen biejemigen Landeögefege €*), melde mit dem gemeinrechtlichen 
Grundſatz der Unveräußerlichfeit und Unverſchuldbarkeit des Fideicommifjes ge 
broden haben, die von ihnen unter gemifien Bedingungen geftatteten Veräuße⸗ 
rangen und Verſchuldungen des Zibercommißgut3 von der Zuftimmung der Ans 
wärter abhängig. So fordert die neuere bayerifche, ſächſiſche und 
heſſiſche Geſetzgebung für Beräußerungen des ganzen Familienfideicommiß— 

guts oder eines Theils deſſelben die Zuſtimmung Yännmtlier Anwärter ; 

Fr das heſſiſche Geſetz für die Altenation einzelner Stüde die Supplirung bes 
Conſenſes der Anwärter durch das Geriht zu. Auch verlangen die eben an⸗ 
geführten Gelege die Zuftunmung ſämmtlicher Anwärter für die Contrahirung 
von eg einige berfelben geftatten aber aud hier die Suppli- 
rang de3 Conſenſes durch den Richter. Die neuere braunfdmeigiide 
Gefeggebung verlangt für die Aufnahme von Darlehen, für welche das Fidei⸗ 
commißgut unterpfändlic zu Baften Hat, den Sonfens der zunächſt berufenen 
Agnoten; übrigens kann berfelbe durch einen Schiedsſpruch erjegt werben. Am 
weiteften in der Durchbrechung der firengen Grundſätze des gemeinen Rechts 
über die Unveräußerlichkeit und Unverfchuldbarfeit des Familienfideicommißguts 
umd zugleich in der Heranziehung der Anwärter zur Beſchlußfafſung über diefe, 
das Familienfideicommiß dem freien Eigenthum annähernten Acte geht die neuere 
preußifche Gefeggebung. Diefelbe hat zugleih den Verſuch gemacht nad 
dem Borbilde der Familie des hohen Adel auch die Familien der übrigen 
Stände mit fpezieller Rüdficht auf das Familienfideicommiß als Rechtseinheiten 


zu organtfiren. 

Für die Willensäußerung der Familie find nad) preußiſchem Recht zwei 
verfchiedene Formen vorgejehen. 

Die feierlichere Sn ift die des Familienſchluſſes, zu deſſen Zuftande- 
temmen nicht nmur die ſämmtlichen lebenden Familienglieder, ſondern auch bie 
nsscitari — Die legteren fowie die minderjährigen Anwärter vertreten durch 
Bormünder — beizuzieben find. Die Aufnahme und Beftätigung der Familien⸗ 
Ihläfje liegt nad) dem Gejeg vom 15. Februar 1840 dem zuftändigen Ober: 
gerihte od. Ob zum Zuftandelommen eines Familienſchluſſes im einzelnen Fall 
Stimmeneinhelligteit oder nur Stimmenmehrheit erforderlich ft, hängt von dem 
betreffenden Stiftungsbrief und in Ermangelung von Beftimmungen defjelben über 
dieſen Punct von den allgemeinen für die Geſellſchaften geltenben Rechtsgrund⸗ 
lägen ab. Die feierliche Form des Familienſchluſſes iſt erforderlich für den Ab- 
ſchluß von Rechtsgeſchäften, welche die Subftanz des Fideicommiſſes betreffen, ſowie 
zur Aufhebung, Abänderung, Ergänzung und Erklärung der Fideicommißſtiftung. 


— — — 
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Die minder feierliche Form der Willensöußerung der Familie befteht in 
der Erklärung zweier Anwärter. Diefelbe iſt erft durch das Geſetz von 
15. Februar 1840 8 15 u. 16 eingeführt. Sind die beiden Anmärter mit dem 
Fideicommißbeſitzer nicht einverftanden, fo haben Schiedsrichter, von denen die 
beiden diſſentirenden Parteien je einen einfegen, und ein Obmann, den der Richter 
ernennt, die endgültige Entſcheidung über die Zweckmäßigleit der Maßregel zu 
treffen. Willensäußerungen der Familie in diefer weniger feierlichen Form 
tönnen Plag greifen 

1) wenn ein Darlehen zu contrahiren ift, für das nur die Fidelcommiß- 
revenften haften, oder wenn ein die Subftanz des Familienfideicommiſſes 
betreffender Proceß zu führen ıft, | 

2) wenn Verfügungen über das Yamilienfidercommiß in Folge vorhandener 
Rechtöverbindlichkeiten getroffen werden müſſen, 

3) zum Bmwede des Umtaufches einzelner PBarcellen oder Pertinenzen des 
Tamilienfideicommißgut3 gegen andere in berfelben over einer benachbarten 
Feldmark, 

4) zur Veräußerung einzelner Gutsparcellen oder Pertinenzen, wenn da⸗ 
gegen andere in derjelben oder einer angrenzenden Feldmark belegene Grund⸗ 
ftäde erworben werben, 

5) zur Einziehung und anderweitigen Ausleihung von Fidercommißcapitalien. 


I. Mittel zur Sicherung der Familienfidetcommiffe?). 


Das gemeine Recht enthält keinerlei Betimmungen über diefen Gegenftand. 

Particularrehtlih fommen außer den eben erwähnten Rechten der Ans 
wärter folgende Sicherheitämaßregeln vor: 

1) Die Erridtung eines Inventars. Diefelbe ift entweder bereit$ von 
dem Stifter oder erft von dem erften Fidetcommißbefiger vorzunehmen 6%). 

2) Die Eautionsftellung des Fideicommißbefigerd wird durdy das ſächſiſche 
Civilgeſetzbuch ausdrücklich ausgefchlofien, während die übrigen Yandesgefege über 
diefen Punkt ſchweigen 85). 

3) Die Uebermahung des Familienfideicommiſſes, melde zugleich eine 
Mitwirkung bei gewiſſen das Yamilienfideicommiß betreffenden Rechtögefchäften 
fowie das Einfchreiten gegen den Fideicommißbeſitzer, falls derſelbe ſich einer 
Mißverwaltung des Familienfideicommißguts oder einer Ueberſchreitung feiner 
Befugniſſe ſchuldig gemacht Kat, in ſich fchließt, gefchieht entweder durch die Auf- 
fihtöbehörde oder einen zu diefem Zwecke ernannten Curator oder durch die 


, Anwärter jelbft. 


a) Die Unterftellung des Fideicommiſſes unter die Aufficht einer beſtimm⸗ 
ten Behörde fann von dem Stifter angeordnet fein. Aber aud wo dies nicht 
gefhehen ift, Liegen ſchon kraft Geſetzes ſolche Auffichtsfunctionen der ftändigen 
Behörde ob. ALS foldhe gelten in Bayern und Preußen die Appellations- 


63) Bejeler, Syſtem 176. Anderer Anficht it Bewie, F.F. C. Recht 10—11. 
Lewis, %.%-6.Beflimmungen ©. 428. Stobbe, Handbudy II 140. 

64) Preuß. Allg. 8.8. II 4 8 71. Oeſterr. BG.B. 627. Braunſchw. Geil. v. 
1858 1. Bayr. Ed. 43. Sächſ. 6.6.3. 2532, 632. Sachſ.⸗Weim. Gel. 3. Hefſ.⸗ 
Darmit. Bel. 15—18. 

65) Sädjf. 6.8.8. 2582. 
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jert Oberlandeögerichte, in Heifen und Braunſchweig die Gerichte erſter 
Inſtanz, in deren Bezirken das Fideicommißqut liegt, in Sach ſen die Nadlaß: 
behörden, in Defterreich die Gerichte erfter Inſtanz, die für den Befiger 
competent find, oder der oberfte Gerichts⸗ umd Caſſationshof, in Mecklen burg⸗ 
Schwerin und Meclenburg-Strelitz eine für beide Länder gemeinſame 
dideicommißbehörde, welche aus einem landesherrlichen Commifjar, zwei Mit 
gliedern der Hauptdirection des ritterſchaftlichen Creditvereins und zwei von 
\anmtlichen Fideicommißinhabern zu wählenden Deputirten beſieht 8°). 

b) Die Einſetzung eines eigenen Curators wird dem Stifter ſowohl wie 
den Anwärtern ausbrüdlih anheimgegeben nah bayerifhem, ſachſen⸗ 
weimarifhem und öfterreihifhem Recht e)). 

c) Durd) bie Anwärter felbft geichieht die Ueberwachung ber Fideicommiß⸗ 
verwaltung in einer Anzahl von Ländern 88). 


K. Sonderung des vom Allodial— 
vermögen. 


In beſtimmten Fällen — zu denen u. a. der Concurs des Fideicommiß⸗ 
beftkerö oder fein Tod, wenn feine civilrechtlichen Erben nicht zugleich in das 
damilienfideicommiß fuccebiren, gehören — wird eine Sonderung des Fidei⸗ 
emmigvermögens von dem Alodialvermögen erforderlich. 

Nach gemernem Recht haben bei ſolchen Auseinanderfegungen die Grundjäge 
des Lehnrechts analoge Anwendung zu finden. Das preußische Allgemeine Land» 
recht beflätigt diefe gemeinrechtliche Regel 6°). 

Hinfihtlih der Theilung der hängenden und ausftändigen Fruchte find nad 
der herrſchenden Anficht ebenfalls die Iehnrechtlihen Principien zur Geltung zu 
bringen. Einige Particularrechte — Breußen, Bayern, Hefjen-Darm- 
ſtadt — lafſen in diefem Fall jedoch die für den Nießbrauch geltenden 
Grundfäge maßgebend fein 79). 

Ferner haften die Allodialerben des Fideicommißbeſitzers dem Nachfolger 
defielben wegen jeder durch fein Verſchulden eingetretenen Verſchlechterung oder 
Verminderung der Fideicommißſubſtanz. Die Haftung für omnis culpa wird 
ausdrucklich ausgeſprochen von der heſſen-darmſtädtiſchen, bayerifdhen 
und jähfifchen Geſetzgebung, während das braunfſchweigiſche Geſetz von 


66) Oeſterr. B.G. B. 634, 635, 644. Gel. v. 13. Juni 1868 3. Bayr. Ed. 1 
4, 51, 57, 58, 71, 72, 97, 43, 14, 71. Preuß. Allg. Kae II 4 8 102. Denk‘ 
Ei. v. 15. Februar 1840 2. Preuß. Gel. v. 3. —— — pre a 
win zu en zeichtöverfafflngegeieh vom 24. April 1 u.2 
Braun u Gel. v. 1858 1, Vic. ı 5.68. oT 
Mecklenbu he Verordnung dv. 16. Juni 1842. 
en Dan 6b. 51, 52, 61, 66, 71. Defterr. B.G. B. 630. Sl en . 3 
ır. 8.6.8. 630. ayr. Ed. 43, 61. Braunſchw. Gel. v. 1858 8 
— * Si — Sächſ. C. — — 2588, De —— Allg. V.R. I4 ‘so 
. Ge ruar 1 
bo) Beleler, —54 176. Bei, g C. Recht 8 Lewis, F.F. C. Be⸗ 
gen — 44495. vd. Gerber, Zur Lehre von den Lehns⸗ und oh 
Fe in Ka glammetien, | —— ——— 
Ang. ER. Eh sk tobbe, Hanbbudy II 
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1858 die Erben nur wegen abſichtlichen und groben Verſchuldens des Fideicommiß 
befiger8 haftbar macht 71). 

Auch find rücftändige Terminzahlungen eines verftorbenen Fibeicommiß- 
befigers nah öfterreihifhem Recht 72) aus feinem Allodialnachlaß zu be 
zahlen; nur wenn diefer nicht ausreicht, muß fein Fideicommißnachfolger für 
diefelben eintreten. 

Dagegen follen nah öfterreihifhem, braunfhmweigiihem md 
beififchem Aedt?®) aud) die Allodialerben des Fideicommißbeſitzers von dem 
Fideicommißnachfolger Entſchädigung zu verlangen berechtigt fein wegen des⸗ 


jenigen zur Erhaltung und Berbeflerung des Fideicommißguts gemachten Auf: 


wands von größerer Ausdehnung, wegen deſſen ber Beſitzer das Tideicommißgut 
mit Schulden zu belaften bereditigt geweſen wäre. Nach preußifhem Recht ’t) 
dagegen haben die Allodialerben in foldem Fall feinen Aniprud auf Entſchädi⸗ 
gung, es fei denn daß bei Leiſtung der Ausgabe Gefahr im Verzuge war und 
daß der Conſens zur Aufnahme eines Darlehens unmittelbar nad gefchehener 
Leiftung der nothwendigen Ausgabe nachgefucht worden war. 


L. Berfhuldungen und Beräußerungen, fog. Nach— 
ftiftungen 5). 


a) Schulden, für welche die Subftanz des Fideicommiſſes haftet, werden 
als Fideicommißſchulden bezeichnet. Für diefe Schulden, deren Contrahtrung 
nach gemeinem Recht regelmäßig unterfagt ift, fann das Familienfideicommißgut 
auch ſubhaſtirt werden. Dieſe gemeinrechtliche Regel wird augdrüdlid auch von 
einigen Particularrechten anerkannt 79). 

Ueber diejenigen Schulden, "für welche nur die Neveniten des Familienfidei⸗ 
commißguts, ohne Unterſchied freilih, ob fie von dem Contrahenten der Fidei⸗ 
commißjchuld felbft oder von feinen Nachfolgern bezogen werben, haften, wird 
weiter unten das Nähere zu fagen fein 77). 

Für alle Übrigen Schulden, welche als Allodialfchulden bezeichnet werben, 
haften nur die dem Contrahenten der Schuld zufallenden Früchte des Fidei⸗ 
commiſſes jowie fein Allodialvermögen. Die Fideicommißnachfolger des Con⸗ 
trahenten haben für diefelben nur dann einzutreten, wenn fie feine Univerjal- 
erben geworden find. 


71) Hefl.-Darmft. Sei. 281. Bayr. Ed. 73—75. Sächſ. 8.6.3. 614. Braunſchw. 
Gel. v. 1858 4. 

72) Deiterr. B.G. B. 640. 

a Oeſterr. B.G.B. 641. Aehnlich Braunichiv. Geſ. v. 1858 4. Hefi.-Darmfl. 


74) Preuß. Allg. ER. II 4 8 218, 220, 226, 107. 

75) v. Gerber, Syſtem 84. v. Gerber, Zur Lehre von ben Lehns⸗ und 
TFamilienfideicommißichulden, in feinen Abhandlungen I S. 159-187. Bluntſchli, 
Deutiches Priv.R. 68. Beſeler, Syſtem 176. Lewis, F.F.C. Recht 16, 17. Derf., 
F.F.C. Beſtimmungen ©. 490 ff. Stobbe, Hanbbud II 140. 

76) Cod. Mar. Bav. III 10 $ 18. Braunſchw. Sei. v. 1837 22 u. v. 1858 8. 
Hefi.-Darmft. Gef. 29. u 

77) Anderer Anficht ift Stobbe, Handbuch II 140 V, indem er aud) für die 
Den Saul gemein- und particularredhtlid nur die ans haften läbt und Die 

ubhaftation der F. F. C. Güter ausſchließt. In jenen oben citirten Geſetzen fieht er 
nur Ausnahmen von der gemein- und particularrechtlicden Regel. 
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Die gemeinrechtliche Regel, daß die Aufnahme von Schulden gegen Ber: 
ber er Subftang des Fideicommiſſes unterjagt u erleidet nach gemeinem 
Aeht nur zwei Ausnahmen. Diefe Ausnahmen find begründet, wenn es fich 
um Schulden, welche der Stifter ſelbſt auf das Gut gelegt hat, oder um einen 
außerordentlichen Aufwand ſeines Nachfolgers zur Erhaltung oder — 
ſtellung des Fideicommißguts im Ganzen oder in ſeinen einzelnen Theilen 
delt, ſo z. B. wenn außerordentliche Deichlaſten, ungewöhnlich hohe Brocef- 
toften, durch außerordentliche Ereignifje verurjachte Wiederherftellungstoften, zum 
Abtrag einer Fideicommißſchuld aufgenommene Darlehen u. |. w. in Frage ee 
Gerber führt dieſe Iegteren Schulden auf die dee einer im Sinne und daher 
auch im Repräfentation des Stifters erfolgenden Nachſtiftung zurück. Selbſt⸗ 
verftändlich iſt auch der Stifter befugt, ſeinem Nachfolger die Contrahirung von 
dideicommißſchulden in einem weiteren als dem obigen Umfange zu geitatten ; 
um ift diefe Befugniß feing völlig —— weil dies der Idee des 
Familienfideicommiſſes widerſprechen wür 
Die meiſten Landesgeſetze beſtätigen gemeinrechtliche Regel, dehnen jedoch 
die nach gemeinem Recht zuläſſigen Ausnahmen ber Verſchuldung des Fidei⸗ 
enmiſſes viel weiter aus und verlangen für den Fall der Contrahirung folder 
ſog. Jideicommißfchulden entweder electiv oder cumulativ die Zuftimmung der 
Familie und die Genehmigung der Behörden 18). So muß der Aufnahıne 
eines folhen Darlehens nah hannoverſchem Geſetz die Genehmigung des 
Miniſters, nach befjen-darmftädtifhem Geſetz die der Auffichtöbehörbe 
rorhergehen. Das letztere Gefeg verlangt außerdem zur Verpfänbung der 
Enbflanz des Fideicommifwermögens die Zuftimmung „ſämmtlicher ſchon ger 
berener oder erzeugter Anwärter”. Bei Berpfändung einzelner Stüde des 
Fibeicommigvermögens Tann nad demfelben befien-darmftädtiichen Geſetz Die 
Emmiligung der Anwärter durch das Gericht fupplirt werden, fofern bie 
Aufnahme des Darlchns durch das Interefie ter Familie gefordert wird oder 
zur Erhaltung des Fideicommiſſes in ſeiner ordnungsmäßigen Beichaffenheit 
——— oder aus überwiegenden Gründen nützlich oder zur Leiſtung der 
dem Beſitzer geſetzlich oder ſtiftungsmäßig obliegenden Präſtationen erforder⸗ 
lich iſ. Das ſächſiſche Civilgeſetzbuch verlangt zur Belaſtung des Fidei⸗ 
commiſſes mit Schulden den Conſens der am Leben befindlichen Anwärter, 
der jedoch, wenn er ohne ausreichenden Grund verweigert wird, vom zu= 
fündigen Gericht fupplirt werden darf, und nad öfterreihifchem Recht 
darf der Fideicommißbefiger ein Drittel bes Fideicommißgutswerthes mit Ge⸗ 
nehmigung der ordentlichen Gerichtsbehörde verſchulden, darüber hinaus aber 
mr, wenn das Darlehen zur Erhaltung des Fideicommißguts unabweislid, er: 
ſowerlich iſt; auch iſt in dieſem letzteren Fall die ung des Fidei⸗ 
commißeurators und aller bekannten Anwärter ſowie die Bewilligung des oberſten 
Gerichts⸗ und Caſſationshofes erforderlich Das braunſchweigiſche Geſetz 
weht die Contrahirung von Fideicommißſchulden abhängig von der landesherv 
Genehmigung fowie von der Einwilligung ber ſucceſſionsberechtigten De 
— des Beſitzers, reſp. in deren Ermangelung von der Einwilligung der 
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in der näcften Eeitenlinie fucceffionsberedhtigten Anwärter; dod kann der 
Mangel diefer Einwilligung dur einen die Nothwendigfeit und Höhe des 
Darlehens redhtfertigenden Schiedsſpruch erfegt werden. 

Folgende Landesgefege 7?) gehen bei Geftattung der Aufnahme von Dar⸗ 
leben, melde das Fideicommißgut belaften, über den vom gemeinen Recht 
beftimmten Zweck — der Erhaltung des Fideicommiſſes — hinaus. 

Nah dem braunfhmweigifhen Geſetz dürfen Fideicommißſchulden 
Ihon contrahirt werden zum Zwed „nachhaltiger Verbeſſerung des Fideicommiß- 

ts“, nah ſächſiſchem Recht zum Behuf „nothwendiger und nütlicher 

erwendungen“ auf das Yamilienfideicommißgut, nad) dem heſſen-darm-— 
ſtädtiſchen Gefeß, fofern foldes „aus überwiegenden Gründen nützlich“ iſt 
oder „durd das Intereſſe der Familie gefordert” wird. Das hannoverſche 
Recht dagegen fteht auf dem Standpunft de3 gemeinen Rechts, indem es dem 
Fideicommißbeſitzer nur dann geftattet, eine die Fideicommißnachfolger verbindende 
Anleihe aufzunehmen, „mern die Erhaltung des Majoratsgutes ſelbſt einen 
außerordentlihen Aufwand erfordert”. | 

Mehrere Landesgejege 8%) verlangen außerdem, daß bei Belaftung des Fidei⸗ 
commißgut3 mit Schulden ein beftimmter Theil des Gutswerthes 
fchuldenfrei bleibe. Dieſes unverfchuldet zu laſſende Minimum beträgt in 
Defterreic für ale Schulden mit Ausnahme der zum Zweck der Erhaltung 
des Fideicommißguts contrahirten, aljo für die Fideicommißſchulden zweiter 
Slaffe, zwei Drittheile des Werth des Fidetcommißguts, in Hannover 
ein nad) Berzinfung der Schulden dem Beſitzer übrigbleibendes reines Einkommen 
von 800 Thalern, in Baden das volle gejeglihe Stammgutsminimum und 
ebenfjo in Heſſen-Darmſtadt das zur Erridtung eines Familienfidei⸗ 
commifjes erforderliche Werthminimum. 

Während für die fog. Fideicommißſchulden ſowohl nach gemeinem Recht wie 
nad) einer Anzahl von Barticularredhten die Subftanz des Fideicommiſſes haftet, 
fo daß die Nichtbefriedigung der Gläubiger zu der Subhaftation des Fidei⸗ 
commifjes führen kann, kennt Das preußifche, bayerifhe und badiſche Hecht 
neben dieſen Subftanzichulden auch ſolche Fideicommißſchulden, für die nur die 
Revenüen des Guts haften. In dieſem legteren Falle kann das Fideicommiß⸗ 
gut Schulden halber nicht fubhaftirt, ſondern nur fequeftrirt werben. 

Das preußiſche Kandrecdt 1) unterfcheidet nämlich zwei Arten von 
Fideicommißſchulden. 

Für die erſteren haftet die Subſtanz des Fideicommiſſes, und dieſelben 
tönnen demnad zur Subhaftation führen. Es gehören zu denfelben: 

in Uebereinftimmung mit dem gemeinen Recht diejenigen Schulden, die 
der Stifter auf das Fideicommiß legte und welde aus feinem übrigen Vermögen 


79) Sächſ. G.B. 2538. Braunſchw. Gef. v. 1837 22. Braunſchw. Bei. v. 1858 3. 
Bayr. Ed. 5456. er Gel. 19, 20. nnov. Gel. 35. : 
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sicht bezahlt werden können; die auf der Subftanz laftenden von dem Fidei⸗ 
commißbeſitzer bezahlten Schulden, wenn berjelbe bei der Bezahlung ausdrücklich 
erklärt hat, daß er feinen Erben den Erfag aus dem Fideicommiß vorbehalte, 
in welchem Fall die letzteren an die Stelle des früheren Gläubigers treten; 
die in außerordentlichen Fällen zur Wiederherſtellung eines ruinirten Fideicommiffes 
erforderlichen Borjchüfle, wenn fie jo erheblich find, daß fie aus den bloßen Ein⸗ 
fünften wicht zurüdgezahlt werden fünnen. Bur Aufnahme eines fulden Dar: 
lehens ift ein förmlicher Familienſchluß erforderlich. 

Für die zweite Art von Schulden haften nur die Einkünfte des Fidei⸗ 
commißgutes. Es kann dieſe Verſchuldung demnach nur zur Sequeſtration führen. 

Hierher gehören alle impensae necessariae, welche nicht als gewöhnliche 
Laften des Fideicommißbefigers erfcheinen und auch nicht zu dem oben erwähnten 
Fall gerechnet werden fünnen. 

Beſonders hervorgehoben werden Anleihen zur Wiederherftellung durch 
Alter ımd Unfälle oder durch “Deterioration in Verfall gerathener Gebäude ; 

zur Ergänzung de durch vis major erfolgten Schadens am Inventar, 
deſſen Betrag ?/, der yet überftetgt; 

zur Abführung der flftungsmäßigen Präftetionen, wenn zu ihrer Be- 
Mreitung die Einkünfte des durd) vis major verheerten Fideicommifjes nicht 
ausreichen. 

Die Regulirung der Darlehnsgefhäfte dieſer Art muß gerichtlich unter 
Mitwirkung zweier Anwärter gejchehen. 

Für alle anderen Schulden des Fidercommißvorgängers baftet der Nach⸗ 
folger, auch wenn er deſſen Erbe (cum beneficio inventarii) geworden ift, nicht. 

Auch das bayerifche Edict®?) umterfcheidet, wie das preußiſche Land⸗ 
recht, zwiſchen Sculden, melde die Fideicommißfubftanz ergreifen — Fidei⸗ 
commißſchulden erſter Claſſe —, und folden, welde nur auf den Früchten 
baftn — Fideicommißſchulden zweiter Claſſe. Beide Glaffen werden nad) 
bayeriichem Recht anders als nad preußiſchem Recht abgegrenzt. 

Zu den Fideicommißſchulden erfter Claſſe gehören die bei der Errichtung 
bereitö auf der Subftanz des Fideicommiſſes haftenden Schulden ſowie die bei 
der Errichtung durch den Stifter in Uebereinkunft mit den Intereſſenten darauf 
gelegten Schulden; die mit einem dem Fideicommiß einverleibten Gut über⸗ 
nommenen Kaufg elder deſſelben; Proceßkoſten und Vergleichsaufwendungen in einem 
die Subſtanz * Familienfideicommiffes betreffenden Kehtöfträit: ber Betrag der 
in Nüdfiht auf das Fideicommiß feindlichen Gontributionen ; der Auf⸗ 
wand zur Herftellung nothwendiger und nüglidher Gebäude; der Abtrag einer 
der vorbenannten Schulden. 

Zur Eontrahirung diefer Schulden ift mit Ausnahme nur des erften Falles 
die causa cognita und in zweifelhaften Fällen die nad Gehör der Anwärter 
zu ertheilende Genehmigung des Fideicommißgerichts erforderlich. 

Zu den Fideicommißſchulden zweiter Claſſe gehören die Forderungen gegen 
den Stifter, welche als Fideicommißſchulden — Claſſe nicht eingetragen und 
and dem Allod nicht gededt werben konnten; Krankheits⸗, Alimentationd= und 
Ausftattungskoften; Ausgaben, die durd Antritt eines Civil- oder Militär 


&2) Bayr. Ed. 39, 54, 56-62, 65. 
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dienſtes, Verehelichung und Unglücksfälle in der Wirthſchaft veranlaßt ſind, und 
ſchwere Kriegslaſten, welche aus den Früchten des Fideicommiſſes und dem Allod 
nicht beſtreithar ſind. 

Vorausſetzung ber Zuläſſigkeit einer Fideicommißſchuld der zweiten Claſſe 
iſt, daß ein das zur Errichtung erforderliche Grundvermögen überſteigender 
Betrag fruchtbringenden Vermögens vorhanden, und daß dieſer durch die neue 
Schuld, durch ſtiftungsmäßige aften und anderweitige Schulden nicht über !/, 
befchwert wird. Außerdem ift zur Contrahtrung folder Schulden die gerichtliche 
— erforderlich, welche nach Vernehmung des Fideicommißnachfolgers, 

der Anwärter und des Fideicommißvertreters bei deren Zuftimmung nicht ohne 
erhebliche Gründe zu verfagen, bei deren Widerſpruch aber auch nicht ohne hin⸗ 
reichenden Grund zu ertbeilen ift. 

Nach badifhem Landrecht 3°) haftet die Subftanz des Stammgut3 nur 
für die hypothekariſch geficherten Fideicommißſchulden, die contrahirt werben, 
um bie Anſprüche der von der Succeffion ausgefchloffenen Söhne und Töchter 
ber Familie auf eine Abfindung zu befriedigen oder das Stammgut zu erhalten. 
Jedoch darf auch für diefe Schulden nur der Ertrag des Stammgut3 in An⸗ 
ſpruch genommen werden, „fo lange das Stammgut innerhalb der gejeglichen 
Maas fteht". 

Sowohl diejenigen Geſetze, welche den Zwangsverlauf Des Fideicommißguts 
Schulden halber ausſchließen, als auch diejenigen, welche ihn zulaſſen, haben die 
allmähliche Tilgung derſelben vorgeſchrieben und fordern zu dieſem Zweck die 
Einhaltung beſtimmter Tilgungsplãne. 

So verordnen das öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch die jährliche 
Tilgung von wenigſtens 5 %, der Schuld, die bayeriſchen, braunſchweigi— 
hen md hannoverſchen Gelege die Tilgung im Laufe „beflimmter 
Jahre”, und das heſſen-darmſtädtiſche Geſetz: „fobald es gejchehen 
kann“. Aehnliche Beſtimmungen enthält auch die preußiſche Geſetzgebung **). 

b. Indem mit dem Princip der Unverſchuldbarkeit der Fideicommißgüter 
gebrochen wurde, hat man zugleich das Princip ihrer Unveräußerlichkeit angetaſtet. 
Denn ließ man die Verſchuldbarkeit zu, ſo konnte man nach den heute bei uns 
geltenden Grundſätzen des Civil- und a aud nicht umhin, die zwangs⸗ 
weife Veräußerung (Subhaftation) der Fideicommißgüter zuzugeftehen. Dieſe 
Conſequenz iſt denn auch, wie wir eben zeigten, ſowohl von dem gemeinen Recht 
wie von einer Reihe von Landesgeſetzen gezogen worden, während andere Geſetze 
ſich in beſtimmten Fällen darauf beſchränken, dem Fideicommipgläubiger ein 
Recht auf Sequeftration der Fibeicommißeinkünfte zu gewähren. Zu dem 
Zwangsveräußerungen mittel Subhaftation kommen dann noch Binzu die 
Zwangdenteignungen, Abldöfungen, Arrondirungen °°). 

War aber einmal die Zmangsveräußerung des Fideicommißguts concedirt, 
fo Eomie ‚sooyl auch die freiwillige Beräußerung nicht ganz ausgeſchloſſen werben. 





89). Bad. ER. 577 Di cgq, er 
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Und ın der That ift fie denn auch von der neueren Landesgeſetzgebung in einer 
Nabe von Fällen geftattet worden. | 

Freilich als Regel ift die freiwillige Veräußerung des Fideicommißguts als 
Sony fomie die Abtrennung oder der Umtauſch einzelner Theile deffelben 
auch heute — nach gemeinem Recht wie nach den meiſten Landesgeſetzen 3°) 


Ansnafmöweife wird jedoch nad) der neueren Geſetzgebung 37) aus Gründen 

der Rothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit die Veräußerung jomohl des ganzen 
utes wie einzelner Theile veflelben geftattet. So dürfen nad 
preußiſchem Recht Rechtsgeſchäfte über die Subftanz eines Familienfideicom- 
miſſes auf Grund eines Familienſchluſſes mit hinzutretender gerichtlicher causae 
cognitio und Betätigung abgejchloifen werden. Ja es Bedarf nicht einmal eines 
olchen Familienſchluſſes, ſondern nur der Zuſtimmung zweier Anwärter, wenn 
1. Berfügungen über die Subftanz des Fideicommiſſes in Folge einer Rechts» 
verbindlicyleit getroffen werden follen, 2. zum Zwed des Austauſches einzelner 
Outsparcellen oder Pertinenzen des Guts gegen andere in derſelben oder in 
aner unmittelbar angrenzenden Feldmark, 3. zur Veräußerung einzelner Guts⸗ 
porcellen oder Pertinenzen, wenn Dagegen andere in derjelben oder einer an: 
— Feldmark belegene Grundſtücke erworben werden. Zum Abverlauf 
Hemer Parcellen von einem Familienfideicommißgut bedarf es ſelbſt nicht der 
Eimvilligung der Anwärter, fofern nur bei landſchaftlich verpfändeten Gütern 
die Creditdirection, bei ‚anderen die Auseinanderjegungsbehörde eine Beſcheinigung 
deräber ertheilt, daß der Abverkauf den Intereſſenten unſchädlich ſei. Das Kaufe 
gelb tritt dann an die Stelle des veräuferten Trennſtücks. In Bayern wird 
zar Beräußerung des Fideicommißgegenftands die ‚Anhörung und Zuftimmung aller 
befammten Anwärter und des Fideicommißvertreters fowie des Gerichts, und bei 
durch königliche Dotation begründeten Fideicommiſſen noch Die fönigliche Ges 
nehmigung gefordert. Die gerichtliche Genehmigung ſoll nur dann ertheilt 
werden, wenn die Veräußerung zum Bwed der Tilgung von Fideicommißſchulden 
erſter Claſſe, auf deren Bezahlung die Gläubiger bringen, erfolgt, und ſich feine 
anderen Dbjecte zu ihrer Befriedigung darbieten, oder wenn die Veräußerung 
den Fideicommißbefigern einen bleibenden und beträchtlichen Nuten gewährt; 
der N ift womöglich wieder zum Ankauf fruchtbringender Realitäten zu 
Sm Oeſter reich iſt bie Veräußerung, Bertaufhung und Ber: 

— des Grundfideicommiſſes ſowie ſeine Verwandelung in ein Geldfidei⸗ 
— 5 ing gemacht von der Bernehmung fämmtlicher lebender Anwärter 
des Fideicommißcurators ſowie von der Genehmigung der ordentlichen 
Fer Die braunſchweigiſche Gefeggebung geflattet die Ber: 
änßerung einzelner Stammgutspertinenzen nad) eingeholter landesherrlicher Ge⸗ 
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nehmigung, doch haben Stüde von ermweislic gleichem Ertrage an die Stelle 
der veräußerten Tidetcommißtheile zu treten. Nach badiſchem Recht dürfen 
das Stammgut ald Ganzes oder einzelne Theile defjelben nur nad) Bernehmung 
der Stammgutöberedhtigten fowie des Kronanwalts des oberften Gericht und 
mit Genehmigung des Staatsoberhaupts veräußert werden; einzelne Nebenftüde 
und Zubehörungen des Gutes aber auch ohne foldhe Genehmigung, „wenn nur 
die Veränderung zur Landtafel (jest: zum Grundbuch) angezeigt wird”. Der 
durch die Veräußerung erzielte Preis ift im erfteren Falle bis zum gejeglichen 
Ertrageminimum, im zweiten, fo weit er nicht auf rechtmäßige Schulvenbezahlung 
aufgeht, wieder in Immobilien anzulegen, welde Stammgutseigenfcdaft erhalten. 
Das fächſiſche und heſſen-darmſtädtiſche Gejeg verlangen zur Veräußerung 
des gefammten Fideicommißgegenftandes die Zuftimmung fämmtlicher lebenden An= 
märter jowie der Vormünder der nascituri; das fächfifche Gefeg außerdem 
noch die Genehmigung der zuftändigen Behörde. Nach heſſiſchem Geſetz foll bei 
der Beräußerung einzelner Theile des Fideicommißguts die fehlende Einwilligung 
der Anmärter au durch das Gericht ergänzt werden können, vorausgefegt nur, 
daß die Veräußerung im Intereſſe der Familie liegt, und der zur Errichtung 
eines Familienfideicommiſſes erforderliche Vermögensſtock intact bleibt. 

Beräußerungen, welde von dem Fideicommißeigenthümer freiwillig und 
ohne die angegebenen gejeglihen Borausfegungen vorgenommen worden find, 
find anfedhtbar. 

Der Widerruf darf nit nur von den Anwärtern, und zwar ohne Ber- 
ppflichtung zum Erſatz des Kaufpreifes, von dem Zeitpunct an erfolgen, wo ihnen 
auf Grund der Succeffiondordnung die Nachfolge in das Familienfideicommiß 
eröffnet iſt, ſondern aud) von dem Beräußerer jelbft, falls er die Veräußerung 
bona fide vorgenommen hat. 

Wer in die Veräußerung willigte, darf fie ſpäter nicht widerrufen; doch 
bindet feine Genehmigung nicht feine ‘Defcendenten. 


M. Aufbebung des Samilienfideicommiffes®®). 


Das gemeine Recht kennt nur drei Aufbebungsgründe: 

1) den Widerruf des Stifter, welder erfolgen fann, fo lange Dritte 
noch feine Rechte aus der Stiftung erworben haben, 

2) den Untergang des Fidetcommißguts und 

3) das Außfterben des Geſchlechts, zu deflen Gunften das Fideicommiß 
errichtet worden ift. Im legteren Fall tritt die Aufhebung nad) dem Ableben des 
legten vom Stifter zum Fideicommißbeſitz berufenen Familiengliedes ein. 

Diefe gemeinrechtlihen Aufbebungsgrände find auch in die meiften Particular- 
rechte übergegangen. 

Einzelne Particularrechte enthalten außer den obigen gemeinredhtlichen Auf- 
hebungsgründen noch andere, und zwar folgende: 

4) die Minderung des Werthes des Fideicommißquts unter das geſetzliche 
Minimum: Bayern, Braunfhweig und Baden. 
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Das bayerifche Recht unterfcheidet zwifchen der durch den Befiger ver: 
fäuldeten und der unverſchuldeten Verminderung des Fideicommißvermögens. 
Im legteren Fall erliiht das Fideicommiß; im erfteren Fall können bie 
Amvörter verlangen, daß das Fideicommiß zum Zweck der Ergänzung bes 

unter Adminiſtration geftellt werde. 

Während nach gemeinem Recht das Fideicommig durch Einwilligung der 
lebenden Anwärter weder aufgehoben noch aud nur in feinen wmejentlichen 
Vefimmungen verändert werden darf, genügt zu dieſem Zweck particular: 


5) der auf die Auflöfung gerichtete Wille ſämmtlicher lebenden Anwärter, 
defien Borhandenfein nad) heſſen-darmſtädtiſchem Geſetz gerichtlich zu 
conſtatiren ifl. Die preußifche Geſetzgebung verlangt zur Auflöfung nur 
da8 Zuſtandekommen eines entjprechenden Famtlienschluffes, das bayeriſche 
den einſtimmigen Beſchluß ſämmtlicher Intereſſenten und außerdem gerichtliche 
Einwilligung, das badische, braunfhmweigifhe und anhalt-köthenſche 
Geſetz ebenfalls den einftimmigen Beſchluß aller Intereſſenten und bie gerichtliche 
reſp. Ianbesherrlihe Genehmigung. Das fähfifhe und fadjen = wei: 
mariſche Geſetz verlangt außer der Eimvilligung ſämmtlicher lebenden An⸗ 
wörter und derjenigen Behörde, welche die Errichtung des Yamilienfideicommifjes 
beftätigt Hat, noch, daß das Fidercommiß im Wege des Erbgangs wenigſtens in 
die dritte Hand, den Stifter nicht mit eingerechnet, gekommen ſei, und daß ber 
dermalige Fideicommißinhaber, unter dem die Aufhebung erfolgen ſoll, ſofern er 

zu den Verwandten bed Stifterd gehört, von diefem wenigftend im 
dritten Grab der Verwandtſchaft entfernt fe. Die Öfterreihifche Geſetz⸗ 
gebung geftattet die Aufhebung des Familienfideicommiſſes nur dann, wenn eine 
zum Fideicommiß berufene Nachkommenſchaft weder vorhanden nob auch zu 
vermutben ift: dieſelbe ift außerdem von einem diesbezüglichen Beſchluß der 
Ammärter und der Genehmigung des Gerichts, der die Anhörung des Curators 
vorberzugehen hat, abhängig gemadht ®°). 

Da zum Zweck der Errichtung eines Familienfideicommifjee die Eintragung 
in da8 Grund und Hypothekenbuch und die Publication erforderlih ift, jo 
muß aud bei Aufhebung befielben die Löfchung aus den Büchern und eine 
Publication hierüber erfolgen. An dem der Fideicommißqualität entfleideten 
Bermögen erhält der Befiger das uneingefchränfte Eigenthum, ſoweit nicht durch 
Beftimmung des Stifter3 oder durch Uebereinfunft der Betheiligten etwas anderes 
ieftgeftellt worden ift. 


3. Socialwirthfchaftliche und politifcde Analyſe. 


Nachdem wir in dem beiden vorhergehenden Abjchnitten die Geſchichte und 
daS gegenwärtige Recht des Familienfideicommifjes dargeftellt haben, gehen wir 
jest zu der ſocialwirthſchaftlichen Analyfe dieſes Rechtsinſtitutes über. 


89) Pe Bar Gel. 29, 30. Bayr. Ebd. 92—96. Preuß. Edict dv. 9. October 
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Eine ſolche Analyfe erſcheint im gegenwärtigen Augenblick, angeſichts der 
Vorbereitung eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reid, befonders 
angezeigt. Bemerkt doch bereit3 Lewis (Beitimmungen über die Familienfidei⸗ 
commille ©. 466) unferer Anficht nad) jehr richtig, daß die abermalige Prüfung 
der Frage, ob das Familienfideicommiß durch das bürgerliche Geſetzbuch zu 
regeln, oder ob feine Regelung der Tandesgefetsgebung zu überlaffen jei, „lediglich, 
vom nationalökonomiſchen Standpunct aus geredjtfertigt ift, nicht aber vom 
juriftifhen; denn von diefem muß das Inſtitut des Familienfideicommiſſes mit 
demfelben Recht der Ordnung durch die Reichsgeſetzgebung vindicirt werden, wie 
alle Inſtitute des bitrgerlichen Rechts.“ — 

Bei unferer Analyfe werden wir und lediglid) auf die aus land» und 
forftwirthfchaftlich benugten Grundftüden beftehenden Fideicommiſſe bejchränfen. 
Denn einmal haben wir uns von vornherein lediglich die Aufgabe geitellt, die 
Beziehungen, welche zwifhen dem Erbrecht und dem Grund eigenthum beftehen, 
Marzulegen; dann aber find die Capitalfideicoinmiffe überhaupt von geringer 
Bedeutung und fommen bei einer Beurtheilung unſeres Inſtituts wenig in 
Betracht. 

Das land- und forſtwirthſchaftliche Fideicommiß müſſen wir aber wieder, 
ſowohl unter den Verhältniffen niedriger Eultur, wie fie im Ganzen zur 
Zeit der Entftehung desſelben in Deutfchland beitanden, als aud in Zuftänden, 
wie fie gegenwärtig für die weſt- und mitteleuropätfchen Völker die Regel bilden, 
in’8 Auge faflen. 

Das erfte Stadium charakterifirt ſich durch folgende Merkmale. Es ift noch 
niht aller vorhandene Grund und Boden in Befig, gefchweige denn in Cultur 
genommen. Bet dünner Bendlferung und niedrigen Fruchtpreiſen herrſcht der 
Naturfactor in der Landwirthſchaft noch vor. Das bewegliche Capital beginnt 
erft jegt, als Hypothet und als Anlage im Kauf von Grundbefig die Land— 
wirthſchaft aufzuſuchen. Zum Landbau gehört nod) feine größere Kunftfertigfeit, 
al3 die traditionell vom Vater auf den Sohn ſich vererbende. Der landmirth- 
Ichaftliche Betrieb wie die Bertheilung des Grundeigenthums zeigen geringe 
Neigung zu Veränderungen. Die Production für den eigenen Bedarf oder 
doch für den Bedarf Fleiner Länder, verbunden mit Naturalwirthſchaft und 
gutsherrlich⸗bäuerlichen Verbältniffen ift noch vorberrfchend. Die grundbefigenden 
Familien der höheren Stände haben eine hervorragende Bedeutung für das 
öffentlihe Leben, ja es iſt ihmen fogar eine diefer Bedeutung entiprechende 
Stellung mit entfprechenden Rechten und Pflichten in der Verfaſſung eingeräumt. 
Der alle Glieder der Familie durdjdringende Familienſinn ift noch ſtärker, als 
das individuelle Selbſtändigkeitsgefühl derfelben. Für die jüngeren Söhne find 
noch mancherlei Gelegenheiten zur Verſorgung auf urbar zu machendem Boden, 
im Militär- und Civildienſt des Staats, in der Kirche u. ſ. w. gegeben. 

Unter ſolchen Vorausſetzungen wird die Gebundenheit des Familieneigen⸗ 
thums im Allgemeinen und das Familienfideicommiß im Speziellen der Natur 
dieſer wirthſchaftlichen, politiſchen und allgemeinen Culturvorausſetzungen ent- 
ſprechen und gleichſam als rechtlicher Ausdruck der thatſächlichen Verhältniffe aus 
dieſen herausgewachſen erſcheinen. Erkennt doch ſelbſt Ad. Smith an, daß 
Primogenituren und Entails in ſolchen Zeiten eine Erxiſtenzberechtigung haben. 

Eine ganz andere Bedeutung hat das Fidetcommiß dagegen in der Gegenwart 
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dar dieſe find folgende Momente charatteriftiih. Der Boden ift vollftändig 
occupitt und and zum größten Theil angebaut. Bur inneren Coloniſation 
ft fomit gar feine oder doch nur wenig Gelegenheit mehr vorhanden. Das 
Gemeineigenthum ift durch das Sondereigenthum faft vollftändig verdrängt. 
Tihte Bevölkerung und zunehmender Volkswohlſtand rufen eine ſtarke Nach⸗ 
frage nach land⸗ und forfwirthichaftlichen Erzeugniſſen hervor. Während 
Eopitalten und Menden aber daS Streben nach unbegrenzter Bermehrung 
haben, ift der Boden eined beflimmten Landes eine einmal gegebene und 
daher umvermehrbare Größe; es müflen daher, um bie quantitativ und quali- 
tativ geſteigerte Nachfrage nach Bodenproducten zu befriedigen, progreſſiv 
ſteigende Quamitãten von Arbeit und Capital in zwedmäßiger Weiſe mit bem 
Boden verbumden werden. Diefem Bedürfniß entfpricht jegt das fich maſſenhaft 
anfammelnde Capital, da® der Landwirtbichaft aus der Induſtrie und dem 
Handel zuflieht. Die auf die Landwirthſchaft angewandten Naturwiſſenſchaften 
haben die Agronomie zu einer Willenfchaft erhoben. Die an die Stelle der 
Raturalwirthſchaft getretene Geldwirthichaft, die Verbeflerung der Communications- 
md Transportmittel, ſowie die hierdurd) ermöglichte nationale und internationale 
Ardeitötheilung bewirken ferner, dag auch die Landwirthſchaft, wenigftend auf 
den großen Bütern, für den Markt produciren muß und von feinen wechjelnden 
Conjuncturen beeinflußt wird. Sie hat daher ihre frühere Stabilität zum Theil 
aufgegeben umd ſich bei der Wahl der pafiendften Gütergrößen, Culturarten, 
Vetriebsſyſteme und Intenſitätsgrade der Bewirthſchaftung am Beweglichkeit der 
Hoffverarbettenden Induſtrie genähert. Aus dem Obigen folgt, daß die Landwirth⸗ 
ſchaft gegenwärtig heroorragender wiflenfchaftlich geſchulter Intelligenz bei Ent- 
werfung und Durchführung rationeller, alle Verſchiedenheiten der Vobenarten 
und des Klimas, der Marktpreiſe und der fonftigen Conjuncturen in Erwägung 
ziebender Wirtbichaftspläne bedarf, ſowie daß alle Schranten, welche die freie 
Dispofition des Landwirths hemmen, möglichft hinmweggeräumt werden müſſen. 
Die zunehmende Bervolltommnung des Yandbaues führt, fofern beftimmte 
Culturarten eine große Arbeitintenfität erheiſchen, zur Berfleinerung ber 
Güter und, fofern die Eapitaldintenfität in der Wirthichaft überwiegt, zu einer 
Bergrößerung derſelben. Diefe doppelte Tendenz einerfeit® zur Verkleinerung 
md andererjeitd zur Agglomeration des Grundbefiges wird dann wieder durch 
die mannigfachen Natur- und Eultureinflüfie theils gefördert, theils durchkreuzt. 
In Bufammenhang mit der oben geſchilderten ſocialwirthſchaftlichen Entwidelung 
ſteht auch die Übrige Eulturentwidelung, welche ſich durd) das allmähliche Zurüd- 
treten des Familienſinnes aus dem weiteren Kreiſe des Stammes in den engeren 
der Familie, durch das Erſtarken des individuellen Selbſftändigkeitsgefühls, bie 
Ausbreitung des allen ariftofratifhen Einrichtungen feindlichen demokratiſchen 
Principe, fowie die Zuſammenfaſſung der Heinen Gemeinweſen zu großen, 
auf nationaler Grundlage ruhenden Staaten umd bie Verbindung biejer zu 
internationalen Verbänden harakterifirt. Die Familie ift jetzt weder eine Sicher⸗ 
beitöanftalt, noch überhaupt eine Organifation, die ihren Mitgliedern zum Theil 
den Staat zu erfegen beftimmt ift, fondern ausſchließlich eine fittliche Gemein⸗ 
ſchaft. Au, für das wirthichaftliche Leben hat diefelbe einen Theil ihrer früheren 
Sedentung eingebüßt, indem fie für die meiften Claſſen nur nod) die Bedeutung 
einer Senfunttiondgemeinfchoft bat, dagegen für die Production faft nur noch in 
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den Kreifen des mittleren und Heinen bäuerlichen Befiges in Betracht kommt. 
Endlich ift heute die Ausübung ver ftaatSblirgerlichen Rechte, fowie die Bes 
Heidung und Erlangung der höchſten Aemter, Ehren und Würden meift von 
dem Grundbefig vollftändig losgelöſt. Nur bei Berufung in die erfte Kammer 
wird noch zum Theil auf vererbtes Grundeigentum Rüdjicht genommen. 

Es braucht als felbftverftändlic, hier wohl nur angedeutet zu werden, daß 
ber eben dharafterifirte Zuftand ſich nur innerhalb eines Langen Zeitraums, nad) 
Ichweren Kämpfen und Uebergängen entwidelt hat. 

Suchen wir nunmehr die Rolle, welche das Yamilienfideicommiß inner- 
halb der heutigen Culturwelt fpielt, feftzuftellen. 

Allem zuvor haben wir die Frage zu beantworten, ob das Familien: 
fiveicommiß wirklich, wie A. Smith, 8. v. Stein, R. Gneiſt u. 4.9 
behaupten, ein Anftitut ift, das ausschließlich einer überlebten Phafe der wirthichaft- 
lichen und geſellſchaftlichen Entwidelung, die 2. v. Stein als die der ftändifchen 
Geſellſchaft bezeichnet, angehört. Indem das Familienfideicommiß damald dem 
Glanz und Anfehen der Familien eines beftimmten Standes diente, foll eg diefem 
Stande, dem im Intereſſe des Ganzen beftimmte Pflichten oblagen und dem ent- 
ſprechende Rechte zugetheilt waren, einen wejentlichen Dienſt geleiftet haben. 
Heutzutage dagegen, wo die Stände in ber ftaatäbürgerlihen Gejellihaft auf: 
egangen find, fei das Familienfideicommiß zu dem materiellen Subftrat ftändifcher 
Brätenfionen berabgefunten,, die ohne Zuſammenhang mit der Gejammtordnung 
gleichjam in der Luft ſchwebten. 

Richtig ift an diefer Anjicht, daß das Familienfideicommiß in feiner ftrengen 
gemeinrechtlichen Geftalt in die Geſammtarchitektonik des fpäteren Mittelalters 
und des ancien r&gime bineinpafßte, während es fid) heutzutage in einer fremd⸗ 
artigen Umgebung befindet. 

Iſt die gefammte wirtbichaftliche und gefellichaftliche Ordnung der Gegen- 
wart auf die Principien der individuellen Freiheit und Gleichheit aufgebaut und 
gehören die Beweglichkeit und der vafche Wechſel aller Verhältniſſe zum Charakter 
des heutigen Lebens, fo findet ſich das Familienfideicommiß nicht im Einklang mit 
biefen conftitutiven Elementen unferer heutigen Ordnung. Denn die Dispofitton 
bes Zibeicommißeigenthümerd über fein Eigenthum ift mannigfach beſchränkt; ex 
genießt ferner im Vergleich zu feinen Gefchwiftern eine privilegirte Stellung, 
und endlid ift dem durch Familienfideicommiſſe gebundenen Vermögen tünftlich 
die Stellung eined der Brandung des wirthichaftlichen Lebens trogenden Felſens 
angemwiejen. 

i Inmitten diefer heterogenen Umgebung bat ſich das Familienfideicommiß, 
wie aus der obigen hiſtoriſchen Darftellung hervorgeht, denn auch nicht in feiner 
ftarren Eigenart erhalten fünnen. Es bat vielmehr im Laufe der Zeit immer 
mebr von den Elementen diefer neuen Ordnung in fi aufgenommen und wird 


fih in Zukunft derjelben wahrſcheinlich noch mehr anpaflen müflen. 


9%) Ad. Smith, Ueber die Quellen bes Volkswohlſtands, neu bearb. v. Alber, 
Stuttgart 1861, Bud 3 Cap. 2 ©. T6Fff. Gneiſt, Geichichte und Heutige Geſtalt 
ber englifchen Communalverfaffung Bd. 2, Berlin 1863, ©. 1236, 1861. %.v. Stein, 
a ber DBerwaltungslehre und bes Verwaltungsrechts, Stuttgart 1870, 
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Hat das Fideiconmiß aber ſelbſt in dieſer veränderten Geftalt Ausficht 
anf weiteren Beſtand? 

Würde das Urtheil Steind und Gneiſts auch für das Familienfideicommiß 
in diefer neueften Geftalt zutreffen, jo wäre unfere Arbeit überflüffig. 

Da das aber nicht ohne weiteres angenommen werden kann, fo haben wir 
erſt nach einer Antwort auf die eben aufgeworfene Frage zu fuchen. 

Bevor wir dies thun, fer bier noch eingefchaltet, daß die meiften Schrift: 
fteller, welche ſich mit der Beurtheilung des Familienfideicommiffes vom ſocial⸗ 
wirthſchaftlichen Standpunfte beichäftigt haben, entweder einfeitig die günftigen 
Folgen desfelben hervorheben und dann zur Forderung der Erhaltung besjelben 
gelangen, oder ebenfo einfeitig an dieſem Inſtitut nur die Schattenjeiten bemerten 
und dann für feine Beſeitigung plädtren. 

Die Gegner des Fideicommißinſtituts bejchränfen fich meift auf die Hervor⸗ 
bebung feiner Folgen für das wirthſchaftliche Leben und betonten namentlid, früher 
dorzugsweiſe — wem auch nicht ausfchließlih — den Productionsftandpunft. 
Gegenwärtig wird auch auf die focialpolitifche Seite diefer Inſtitution näher ein⸗ 

gen. Zu diefen Gegnern gehören: in England Yo. Child, Berkeley, Bentham, 
— Stenart, Adam Smith, Lord Kames, Miß H. Martinau, I. St. Mill, 
Fawcett, A. Walcker, Cliffe Leslie, in Amerika Carey; in Frankreich die beiden 
Mirabeau, Houdart, 3. B. Say, J. Gamier, Simonde de Sismondi; in 
Italien Genovefi, Filangieri, Beccaria; in Deutſchland Kant, Leſſing, Goethe, 
Schiller, Graf Soden, Thaer, Rau, Bülau, Reichensperger, Lette, Gneift, R. 
v. Mopl, 2. v. Etein, ©. Freitag, v. Hod, Schmoller, aft, C. Walder. 

Die Bertheidiger des Inſtituts faflen dagegen vorzugsmerfe die politifchen 
Folgen des Familienfideicommifjes in's Auge. Es gehören hierher in England 
Harrington, M. Hale, Temple, Dalıymple, Malthus, Chalmers, Mac Culloch; 
in Italien Basco und Ortes; unter den Deutihen Thomafius, Ad. Müller, 
Freiherr ©. v. Stein, F. 8. v. Hermann, Dahlmann, J. F. Stahl, v. Gerber, 
Stüve, W. v. Humboldt und bedingt aud) Rocher. 

Eine vermittelnde Stellung nehmen ein Scäffle, Beſeler, Helferich, 
Sefiten und Jolly, indem fie für das Fideicommiß in feiner englifchen oder 
überhaupt in einer dem gemeinen Hecht mehr angenäherten Geftalt eingetreten find. 

Aus diefem Namensverzeichniß ergiebt fi, Daß ſowohl unter den Gegnern 
wie unter den Bertheidigern des Familienfideicommiſſes fih Männer der ver 
jhtedenften politiſchen Parteiftellung finden. 

Eine objective Würdigung des Familienfideicommiſſes vom ſocialwirthſchaft⸗ 
lichen Standpunkt habe ih im Anfchluß an Roſcher in meiner Habilitations- 
ſchrift: „Die Gebundenheit des Grund und Bodens durch Familienfideicommiffe, 
Jena 1873" — zu geben verfudht. An dem damals gewonnenen Refultat balte 
ich auch in diefer formell gänzlich veränderten Arbeit im Weſentlichen feit; doch 
ft — Ablehnung des Fideicommißinſtituts heute keine ſo unbedingte mehr 
me damals. 

Bei meiner Unterſuchung werde ich mich im großen Ganzen auf die An⸗ 
wendung der deductiven Methode beſchränken müſſen und nur hier und da in der 
Loge fein, die auf dieſem Wege gewonnenen Reſultate durch Thatſachen zu belegen, 
die durch Einzel: oder Maſſenbeobachtung (Statiftit) gewonnen worden find. 
feier hat die Statiftit das geringe Material, über das wir für die erſte 
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Abtheilung dieſer Arbeit verfügen konnten, mit einer einz Ausnahme 
nämlid der für Oeſterreich in biefem Jehr (1883) — —* 
ſtatiftik — nicht vermehrt. 

Wenn wir in der erſten Abtheilung dieſer Arbeit — gegenüber den mannig⸗ 
fachen Verſuchen der Geſetzgebung, die Teſtirfreiheit einzuſchränken — für 
einen ſehr weiten Umfang derſelben eingetreten find, fo ſollte damit keineswegs 
einer ſolchen Ausdehnung der Teſtirbefugniß, wie ſie dem älteren gemeinrechtlichen 
Familienfideicommiß zu Grunde liegt und darin beſteht, daß über ein beſtimmtes 
Vermögensobject für alle Zeit verfügt und dasſelbe dadurch dem Verkehr 
entzogen wird, das Wort geredet werben. Daß eine ſolche Dispofition der 
a. des Stifterd entipridt, dürfte allein kein genügender Menge 
grund für biefelbe fein. Wo aber im Uebrigen die Grenze zu ziehen ift, 
zu welcher die Teftirbefugnig ausgedehnt werden darf, ift fehr ſchwierig — 
für Die verſchiedenen Zeiten und Völker feſtzuſtellen. Ja es wird bie Ent⸗ 
ſcheidung hierüber wohl in erſter Linie durch dem jeweiligen Stand bed Rechts- 
bewußtſeins, fomwie die Zorberungen bes wirthichaftlichen Lebens bei einem 
beftummten Volke bedingt fein. Die ‚Beftimmung des fpäteren römiſchen Rechts, 
wonad die Zuläffigfeit von Subftitutionen auf vier Generationen befchränft war, 
und die engliſche Entailgejeggebung, derzufolge Berfügungen nur hinſichtlich ſolcher 
Berfonen, welche zur Beit des Erblaffers bereits lebten, und auf weitere 21 Jahre 
nad) dem Tode des Letztlebenden binaus geftattet werben, find Verſuche ber 
Geſ etzgebung, das poſitive Recht in Einklang mit dem Rechtäbemußtfein ſowie 
mit ber Volkswirthſchaft zu bringen. Wenn daB gemeine deutſche Recht und 
zum Theil auch die Particularredhte diefe Grenze dann weiter gezogen haben, 
jo wird diefelbe in der Zukunft wohl nur dann aufrecht zu erhalten jein, wenn 
nicht nachweisbar mit foldyen weit greifenden Dispofitionen große focialwi 
ſchaftliche Nachteile für die Geſammtheit verbunden find. 

Um feftzuftellen, ob und wie weit das erftere der Fall ift, werben wir 
zunächſt die ſocialwirthſchaftuich ungünftigen und dann die günftigen Folgen 
unferes Inſtituts zu ermitteln haben 

Die ſocialwirthſchaftlichen Folgen des Fideicommifjes treten übrigens, wie 
alle | ocialwirthſchaftlichen Folgen beſtimmter Rechtsinſtitute, nicht immer und 
überall mit Naturnothwendigteit em. Mit einem Worte: Es wird ſich 
auch hier nur um die Ermittelung beſtimmter Geftaltimgstendenzen handeln, 
wie ja nad einem befannten Ausſpruche Fawcetts (Manual of political 
economy, London 1863, ©. 90) „principles of political economy are 
describing tendences instead of actual results“. Diefe Tendenzen geftalten 
ſich bei der Anmahme des Egoismus als einer bei allen Individuen fich gleich 
bleibenden und gleihwirkenden Kraft, wie fie den Phyfiofraten, Ad. Smith und 
feinen Nachfolgern eigen war, anders, ald wenn man fi, in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit ber heutigen Theorie, den pſychologiſchen Ausgangspunkt alles 
wirtbichaftlichen Lebens weniger gleihmäßig und einfach) denkt. Eine Folge diefer 
Verſchiedenheit des Ausgangöpunfts ift e8, daß bei ber erfleren Annahme das 
Urtheil über das Familienfideicommiß ſicherer und beſtimmter ausfällt als bei 
der zweiten, indem bie zweite Annahme nur zu verſchiedenen Möglichkeiten führt, Die 
fih an das Yamilienfideicommiß je nad) dem Vorwiegen des einen oder anderen 
pfuchologifchen Factors und je nad) den verſchiedenen äußeren Umſtänden anfnüpfen. 
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Den nachtheiligſten Einfluß auf die jocralwirthichaftlihe Entwidelung wird 
dad Familienfideicommiß — jo madıt man gegen ale geltend 9!) — dadurch 
astüben, daß e3 der probuctiven Verbindung des beweglichen Capital® mit dem 
Ormmd umd Boden kümſtliche Hinderniſſe entg ntgegenfet Bedarf bereitö jede 
ae de3 im größeren und nicht vegelmäßtgen Perioden zur Verwendung 

Inamenden Anlagecapitals und des regelmäßig in kleineren Zwifchenräumen zu 
eruuernden Betrieb&capital3, jo bat vollends die große Gutswirthſchaft — 
ala welche fih die Wirthichaft auf den Sibeicommißgätern in den meiften 
zülen darſtellt 9%) — ihren fpezifiichen Werth in der reichlichen Verwendung 

her Sapitalien auf den Grund und Boden, in ber Durchführung großer 
Wehorationen fowie überhaupt eines ſchwunghaften capitaliſtiſchen Betriebs. 
Kr durch ihre Capitalsintenſität vermag die größere Gutswirthſchaft die ihr 
im Öffentlichen Intereſſe zugemwiefene Function zu erfüllen. Entbehrt fie ber 
Etiigen Mittel zur Durchführung ihrer Aufgabe, fo fällt damit aud ihr 
Kiterggrund — Endlich ſetzt auch die — in Folge des raſchen Wechſels 
‘er Cenjuncturen — immer beweglicher werdende Landwirthſchaft der Gegenwart, 
um Zwed des rechtzeitigen Ueberganges von einer Culturart zur anderen, von 
ewem Vetriebsſyſtem zum anderen, das Vorhandenſein größerer Capitalvorräthe 
Scrand, 


Dieſes befruchtenden Eapitald wird der fidecommittirte Boden aber dann 
aubehren müfjen, wenn bie Sibeicommißgefeggebung oder die einzelnen Fidei⸗ 
Amißſtatuten die Aufnahme fremden Capitals ausſchließen oder doch wenigſtens 
a erſchweren, und wenn zugleich die Erträge des Fideicommiſſes nur gerade 
ar Befriedigung des berfönticen Bedarfs des Fideicommißbeſitzers und feiner 
Familie hinreichen und dieſer fich ſonſt nicht im Beſitz anderer Capitalien befindet. 

And iſt durch die nach gemeinem Recht beſtehende Untheilbark it des Fidei⸗ 
amanfes und die Unveräußerlichkeit einzelner Theile deſſelben die Möglichkeit 
ügehimitten, auf diefem Wege daS erforderliche Kapitel aufzubringen. Mancher 
Meanmißbefiger, fagt R. v. Mohl??), Lönnte ein reiher Mann fein, wem 





> Siamonbi, Nouveaux principes d’&conomie politique, Paris 1827, 


2) Daß bie durch Yamilienfibeicommifje vinculirten Güter in ber That zum 
Grundeigenthum gehören, ergiebt fi) einerjeit3 aus ihrem Hriprung, ba "bi 
— — fie aus früherer Zeit — zum größten ee in der 
des Adels befindliche Rittergäter find, und andrerſeits, ſoweit fie neueren 
find, un daß ſchon bie erheblichen Koften ber enge die Fleineren und 
——— Grundbefihet von der Fideicommißſtiftung abhalten werben. Dieſe Au⸗ 
wird andy durch bie aus dem J. 1882 Hammende Öfterreichiiche Ulead 
N Rad) diejer entfällt im Durchſchnitt au ein Realfideicommiß car 
— eren no Gütern beiteht) eine Area von 1295,673 ha und 
mu bar. eine foldde von 8904,769 ha. Namentlich in 
lefien und Galizien und in ber Hauptiache auch in Kaͤrnthen 
— des Ger mit dem des Grofgrundbefipe am voll⸗ 
dagegen in ben andern Kronländern bie Fideicommiſſe zum Theil 
sa ſchr Leinen nen Dafan haben, jo —* Nie dies daraus, daß in biejen Ländern 
Bie, li —*— deicommiſſe reine Gebäude — find ober doch nur 
Niezbei Heime, es Gärten, Weingärten, fleine Barls u. |. w. bennpte Flächen um⸗ 
v. Inama-Gierne 4, Die Familien: ideicommiffe in Defterreich, in ber 
Bei Monatsfchr 9 10 ©. 7,8. 
ER vo Mohl, —— — chaft, —**— 1866, Bb. 2 8 119. 
Eßriften XV. — v. Miaslomsti, Grunbeigenthumsvertheilung. 11. 4 
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er einen Theil feiner Güter veräskern durfte, um den Erlös als Betriebscapital 
auf den Reſt zu verwenden. 

Endlich ift der bes Capitals zum ſchwunghaften Betrieb entbehrende Fidei⸗ 
coommißbefiger verhindert, das Fideicommißgut durch Veräußerung in andere, 
capitalveichere Hände übergehen zu laſſen 9*). 

Kam fomit das nöthige Capital dort wo es fehlt in der Regel weder 
durch Parcellirung und theilmeife Deräußerung noch durch Berfhuldung des 
Fideicommißgutes berbeigeichafft, werben, fo fteht aud von dem Fideicommiß⸗ 
befiger felbft, zu an Lehenaufgaben ja auch nody heute die Erhaltung des 
Glanzes und des Anſehens der Familie — gleihjam als Ueberbleibfel einer 
früheren Beit und als Poftulat einer noch immer herrſchenden Standesfitte — 
gehört, weniger als von dem Allodialbefiger zu erwarten, daß er feine Ausgaben 
beithränten werde, um fich aus feinen Einnahmen durch Erjparniffe das nöthige 
Capital zu verichaffen, deſſen feine Wirthſchaft vielleicht dringend bedarf. 

Aber felbft wenn der Fideicommißbeſitzer den Willen zum Sparen haben 
ſollte, fo tft ihm die Möglichteit zur Durchführung feiner Abficht dann benommen, 
wenn das Fidercommiß mit bedeutenden Apanagen, Wittwengeldern und anderen 
Berpftichtungen belaftet if. Wir erinnern in legterer Beziehung namentlich an 
bie den Fideicommißbeſitzern bisweilen auferlegte Verpflichtung zur Erhaltung 
koſtſpieliger @ebäude und Sammlungen, bie nicht felten einen großen Theil der 
Revenüen in Anſpruch nehmen. 

Und während der folide Fideicommißbefiger, der nur Productiveredit fucht, 
durch die Beftimmungen der Stiftung oder des Geſetzes verhindert fein kann, ſich 
das nöthige Capital zu verſchaffen, weil er dieſes nur brauchen kann, wenn es ihm 

mäßigen Zins geliehen wird, ein folder aber bei dem Grundbeſitzer in ber 
—* die Döglichteit, eine Realficherheit zu bieten, zur Vorausſetzung hat, eine 
Realficherbeit, die zu beftellen dem Fideicommißbefiger verfagt oder doch erſchwert 
ift, fo wird der Tetchtfinnige Befiger nicht in demfelben Maße vom Schuldenmachen 

abgehalten werden. Denn diefer, der nur Conſumtivcredit begehrt und vor den 
— Zinſen für denſelben gewöhnlich nicht zurüdihredt, wird immer 
Leute finden, die in der Hoffnung auf fein langes Leben und auf die Auftändigkeit 
feiner Erben ihm aud ohne Realfiherheit Geld borgen. Ja in England 
führen — wie neuerdings v. Ompteda ?°) berichtet — die Entails fehr häufig 
dazu, daß ber jeweilige Inhaber eines ſolchen „fein Tebenslängliches Nugnießungs: 
veht verfauft und die Käufer, feine Gläubiger, dann das Gut verwalten, 
jeden Tropfen Lebenstraft aus demſelben heransziehen und nicht? hinein führen, 
Idr Geſchäft ift_ein gewagtes Lotterieſpiel, allerdings mit wucheriſchen Zinſen, 
aber die ganze Speculation ruht auf zwei ſterblichen Augen.“ Auch über bie 
Schlingen und Verführungen der Wucherer, welche in England den jungen — 
anwãrter wie ein —— Wild umſtellen, finden ſich bi v. Ompteda detaillirte 


ngen 
uebrigens laſſen ſich die aus der Schwierigkeit der Capitalbeſchaffung oder 


94) Dieſer Mangel des ee ee findet fidy bereit3 von Sis⸗ 

mon di (Nouveaux principes d’&conomie politique, ch. 12) hervorgehoben. | 
95) v. Ompteda, Landgeſetze und a in England, in ben 

Preußiſchen Yahrbüchern, Bd. 46 Heft 5 ©. 454, 457. | 
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doch der Unluft der Gapitalverwendung für die einzelnen Fideicommißgüter und 
vie geſannnte Bollswirthfcaft ae Nachtheile dadurch befeitigen oder 
dech vermindern, daß mit dem Grundfideicommiß in untrennbarer Weiſe mobile 
Capitalien verknüpft oder daß die Fideicommißguter durch Pächter 
bemirtbichaftet werden oder endlih, daß die Gefepgebung dem Fideicommiß⸗ 
befiger * die er er von fog. Fideicommißfchulden unter „nicht zu ſchweren 
Bedingungen geftatt 
Bas Aunächf die Berbindung von Geld- und anderen beweglichen Capitalien 
mt dem Grundfideicommiß betrifft, fo werben ſich bie erwähnten günftigen 
en für den Eulturzuftand diefer Güter allerdings nur dann zeigen, wenn 
die Binfen biefet Eapitalien dem jedesmaligen Fidetcommißbeflger zufallen und 
derfelbe fie zu Meliorationen zu verwenden verpflichtet iſt oder doch, foweit er 
die freie — über ihre Verwendung erhält, ſie freiwillig zu Meliorationge 
Daß Verbindungen nicht jelten find, zeigt bie meuefte aus dem 
Jahre 1882 ſtammende öſterreichiſche Fideicommißſtatiſtit. Nach derſelben waren 
von den beftehenden 292 Realfideicommiſſen Oefterreih8 201 mit conneren 
Peramiarfideicommifjen verfnäpft. Außerdem beftanden noch 196 reine Pecuniar= 
feicammiffe. Der Eapitalbetrag fämmtliher (201 + 196 — 397) Pecuntar= 
Meicommifle mar — 53283 688 fl. öftere. W., der Eapitalbetrag allein der mit 
den 201 Realfideicommiſſen verbundenen Beamniarfideicommiffe — — 35 372166 fl. 
Der Werth der Realfideicommiſſe wird von v. Inama auf mehr ald das Zehnfache 
des Werths der gefammten Pecuniarfideicommiſſe gefhägt. In den verfchiedenen 
Krenländern ift das Verhältniß der Pecuniar- zu den Realfideicommiſſen aller⸗ 
dings fehr ungleich. Während in ganz Defterreih nur 91 NRealfideicommiffe 
(= 31 9, ömmtlicher Realfideicommiſſe) keine connexen Becuniarfidetcommifle 
aufweifen, find einerfeitö in Oberðſterreich, Steiermark, Kärnthen, Krain, Mähren 
und Schlefien die Fälle, in denen connere Becnniarfideieommiffe fehlen, ehr 
keiten, und machen andrerfeits bie mit Pecuniarfideicommiſſen verbundenen Grund⸗ 
fideicommiſſe in Niederöfterreich mır 15,5, in Galizien 33,3, im Küftenlande 36,8, 
im Dalmatien 44,4 0/, ſämmtlicher Realfideicommiffe aus. Hierbei findet eine 
eigenthũmliche Gompenfation ftatt, indem die Wealfideicommilje einiger der 
ötonomifch am  beften geftellten Ränder binfichtlich des Pecuniarzufchuffes den 
Fideicommiſſen anderer, weniger günftig fitwirter Ränder nachſtehen und dieſe 
wiederum Das, was ihnen an nachhaltiger Rentabilität ihrer Güter abgeht, 
durch eine um jo ftärtere Berflgung über Renten aus dem conneren beweglichen 
Capital erfegen 9°). 
Gerner Tann auch durch Verpachtung des Fidercommißgutes in Ganzen oder 
im einzelnen Theilen die durch den Gapitalmangel der Befiger zu befürdhtenbe 
ſchlechte Cultur derſelben vermieden werden. Dieſer Umſtand erklärt es wohl 
hauptſächlich, weshalb in England, trotzdem ein ſehr großer Theil bes engliſchen 
* en Entails vineutirt ift, die Landwirthſchaft auf fo hoher Cultur⸗ 
ht 


a. u a. a. O. ©. 16, 17. 
97) Indem wir dies auödrüdlich anerkennen, Rimmen ie keineswegs ber Anficht 
Rac Cuĩlochs (On succession ı. |. w., 1848, &. 117) bei, wenn er bie Entaild 
4* 
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Freilich find die Borausfegungen für die Verpachtung der Fideicommiß⸗ 
güter nicht überall vorhanden. Es die dazu namentlich ein wohlbabender, 
mit dem erforderlichen BetriebScapital verfehener und zugleich tüchtiger Pächter: 
ftand und eine zwedmäßige Pachtgefeggebung, die für den Pächter die Möglichkeit, 
den Fideicommißnachfolger durch die von feinem Vorgänger abgefchlofienen Vers 
träge zu binden, gewährt. 

Auch muß an die Kehrfeite der Verpachtung erinnert werben, indem fle 
pa — menngleih nit immer, wie das Beifpiel vieler weitphälifchen 

ittergüter zeigt — zum Übjenteeismus des Fideicommißbeſitzer mit feinen für 
das Eulturleben auf dem Lande nadıtheiligen Folgen führt. 

Endlich iſt an diefer Stelle wohl noch daran zu erinnern, daß die neuere 
Gefepgebung die Aufnahme von Fideicommißſchulden erleichtert. Diefelbe gebt 
über das gemeine Recht hinaus, indem fie nicht nur, wie diefes, die Con⸗ 
trahirung von Fideicommißſchulden zum Awed der Erhaltung und Wieder- 
berftellung des Fideicommißgutes, fondern auch zum Zwed der Melioration 
besfelben geftattet (Braunfchweig, Bayern, Heflen-Darmftadt). Namentlich die 
neuere preußifche Geſetzgebung nähert auch in diefer Beziehung den Fideicommiß- 
befiger dem Allodialbefiger an, indem fie für die Aufnahme von Fideicommiß⸗ 
fchulden nur den Conſens der Familie oder gar nur einiger Repräfentanten 
derfelben verlangt. Die der Familie gegenüber dem jeweiligen Tidetcommiß- 
befiger eingeräumten Controlrechte wirken dann auch infofern günftig, als fie 
Ausfchreitungen defielben entweder im Keime erftiden oder doch zur rechten Beit 
unjchädlid machen. 

Weiter iſt ſodann geltend gemacht worden, daß der Fideicommißbeſitzer, 
aud wenn er fi im Beſitz des nöthigen Capitals oder doch des erforderlichen 
Einkommens aus dem Fideicommißgut befindet, um feiner Wirthſchaft denjenigen 
Grad von Imtenfitit geben zu können, den die gefammte wirthſchaftliche Ent⸗ 
widelung eines Landes erfordert, fich doch nur fchwer dazır entjchließen wird, 
diefe Mittel, über die ihm die freie Verfügung zufteht, auf das nur einem 
einzigen feiner Kinder zufallende Gut zu verwenden. Es ſei vielmehr wahr⸗ 
fcheinlich, daß er dieſe feiner Wittwe und feinen übrigen Kindern, die ihm body 
gleihmäßig am Herzen liegen, zuwenden werde. 

Ya es iſt neuerdings darauf bingewiefen worden, daß Fideicommißbeſitzer 
e8 unter Umftänden nicht nur unterlafien, die nöthigen Meliorationen auf ihren 
Gütern vorzunehmen, fondern daß fie in Fällen, in denen das Fideicommiß 
nad, ihrem Qode an entfernte Vettern übergeht, eine arge Ausſaugung der Felder 
und Berwüftung der Wälder veranlaflen os) 
burch bie angebliche Meberlegenheit der engliichen Landwirthſchaft über die e 
—— hut Denn a einem en eich der ah haft Ag 

mmen fo viele Factoren in Betracht, daß ed durchaus unzuläffig ericheint, ben an« 
Bad: höheren Stand ber Landwirthſchaft des einen Landes Tediglich aus einem einzigen 





ctor zu erflären. Sodann aber ift die Neberlegenheit ber —— a 
ands über die Frankreichs Leine unbeftrittene Thatjache; vielmehr dürften die franz 
fiicden Bauern, welche 1 [IM. bebauen, zujammen viel mehr Arbeitsfräfte und 
Kapital befigen und deshalb auch mehr produciren, als die Pächter, welche in Eng- 
un auf LLIM. tommen (C. Walder, Handbuch ber Nat. Oek. Leipzig 1871, Bd. 2 


67). 
98) Sismondi a. a. D. Kap. 12. GC. Walder a. a. ©. ©. 20. 


Das HYamilienfideicommih, 58 


Daß Fälle der letzteren Art vorkommen, foll nicht geleugnet werden. Indeß 
dürften fie nur beim Mangel eines flarten Yamilienfinnes eintreten. Iſt da⸗ 
gegen der Familienfinn in dem Fibeicomunigbefiger ftart entwidelt, jo wird 
er in dem Fideicommißnachfolger, aud wenn diefer nicht fein Defcendent if, 
ee ei m, und a ao le r 

‚de egemvärtigen Yamiliengliedern au t werden, bringen 
imait. den —— aaa damit ber Familie Dre 


Weiter pflegt dann angeführt zu werben, daß das Fibelcommiß den im 
‚juterefle der Geſammtheit wünjchenswertben Uebergang des Grund und Bodens 
m die tächtigften Hände verbindere. Diefer Mangel würde freilich nicht ein- 
treien, wen Fideicommiſſe immer nur von tüchtigen Landwirthen geftiftet würden 
uud wenn fich die hervorragenden oder aud) nur tüchtigen Eigenfchaften des Stifters 
chenſo fiber auf ferne Nachfolger vererbten, wie der fideicommittirte Beſitz. Beides 
ſei mm keineswegs immer der Fall. Biete demnad der Zufall der Geburt Feine 
Gerät dafür, daß die zur Succeifion berufene Perſon ſowohl die nöthigen 
Anlogen, als auch die wünſchenswerthe Neigung für den landwirthſchaftlichen 
Def befist, fo pflege aud die Erziehung des Fideicommißbeſitzers nicht immer 
eme ſolche zu fein, daß fie das an den Anlagen Fehlende etwa zu ergänzen 
vermöchte. Und auch im fpäteren Leben, das nur zu häufig auf ein mißver- 
ſandenes Geltendmachen des Glanzes und Anſehens der Yamilie binausläuft, 
ſtiebe der Fideicommißbeſitzer nicht immer danad), das in der Jugend Berfäumte 
zochzuholen 99), Diefer Mangel an den nöthigen perſönlichen Eigenfchaften, melde 
ar Berwaltung eines großen Landguts erforderlich find, müſſe aber beſonders 
lebhaft in einer Zeit empfunden werben, in der die Landwirthichaft von ihren 
gem nicht nur eine wiſſenſchaftliche Ausbildung, fondern aud volle Hingabe 
an dieſen Beruf verlangt. 

Wollte man diefem Einwand entgegenhalten, daß Fideicommißgüter nur 
ſelten von ihren Befigern felbft bewirthichaftet werden, fo gilt das in Deutſch⸗ 
Id im Allgemeinen doch nur für die Beſitzer der fehr großen Güter, der fog. 
Serrkhaften, die aus ihrem Vefig, trog der Verpachtung defjelben oder troß der 
Aufellıng Toftfpieliger Ober⸗ und Unter-, General- und Spezial-Adminiftratoren 
demo ein genügend großes Einkommen beziehen, um von demfelben unabhängig 
ud ſtandesgemäß Leben zu können. Nun ift aber überhaupt die fieicommifjarifche 
Soxrnlrung fo großer Güter — wie weiter unten näher auszuführen fein 
wrd — durchaus nicht erwünſcht. Für die vielen Fideicommißgüter Fleineren 
Umfangs, deren Borkommen durch die Oefegesbeftimmungen über die jehr 
nicdrigen Befigminima nicht ausgeſchloſſen ift, ift aber die Selbſtbewirthſchaftung 
ven and nicht immer im allgemeinen Intereſſe ber Volkswirthſchaft — wie 
or oben zu zeigen ſuchten — ewpfehlenswerth, jo doch für ihre Beſitzer ge⸗ 
vier. Denn reicht der Ertrag folher Güter nur bin, um ihren Beflgern die 
der höheren Stände zu ermöglichen, fo werben nicht noch Theile 
hieſes Ertrags an den Pächter oder koſtſpielige Wirthſchaftsbeamte abgegeben werben 





..9) 3u weit geht aber wohl 6. Walder a. a. D. ©. 20, wenn ed bei ihn 
FR Majoratöherren find nicht felten träge, unwifſend, verſchwenderiſch und 
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innen. Für diefe ihre Fideicommißgüter felbft bewirthſchaftenden Befizer — 
und zu denfelben birften in Deutſchland die große Zahl der Fideicommiß⸗ 
befiter gehören — kann das oben geltend gemachte Bedenlen daher nicht völlig 
abgewieſen werben. 

Möglich daß hier Abhilfe gefchaffen werden könnte, wenn an die Stelle der 
Nominirung des Fideicommißbefigerd durch das Geſetz die Auswahl deflelben 
unter mehreren Kindern des jeweiligen Beſitzers durch diefen jelbft oder durch 
einen Familienrath treten würde. Doch ift die jedesmalige Auswahl bes 
Fideicommißerben wiederum mit fo vielen Nachtheilen für das Familienleben 
und den Yamilienfrieden verbimden, daß dem obigen Vorſchlage die wichtigſten 
Bedenken entgegenftehen. Dagegen wäre es weniger bedenklich, wenn, unter 
Feſthaltung an der Berufung des Fideicommißerben durch das Geſetz, einem 
Familienrath gleichwohl die Befugniß eingeräumt werden würde, unwürdige ober 
untaugliche Perfonen von dem Antritt des Fideicommißbeſitzes auszuſchließen. 

Auch könnte man den obigen gegen die Berfon des Fideicommißbeſitzers 
geltend gemachten Bedenken entgegenhalten, daß ein gefunder Familienſum und 
eine kräftige Yamilientradition die für die verantwortlihe Stellung eines Fibei- 
conmmißbefigerd vielleicht geringe Anlage und Ausbildung des Fideicommißerben 
bis zu einem gewiſſen Grade zu erjegen vermag und daß die Ausficht auf eine 
folde Stellung für die Perfönlichteit des zu derfelben Berufenen nicht nur ihre 
Gefahren, fondern auch ihre Vortheile hat, indem fie ihn, angefichts der ihm - 
obliegenden Pflichten, zwingt, feine Kräfte auf's Aeuferfte anzufpannen. Doch 
wird das Eintreten einer ſolchen Eventualität von dem Borbandenfein eines fo 
bebeutenben fittlichen Fonds in der Familie abhängig fein, wie er unferer Er- 
fahrung nad) zu den Seltenheiten gehört. Auch ıft wohl aud darauf hin- 
ewiefen worden, daß auch unter der Herrichaft des freien Verkehrs von mohl- 
Dabenben Vätern erworbene Güter nicht immer an würdige und tüchtige Söhne 
zu fommen pflegen. Und wollte man hierzu bemerken, dag — im Gegenſatz 
zu dem vinculirten Befig — der freie Verkehr auch wieder dafür zu forgen 
weiß, daß ſolche untauglihe Perfonen die ihren perfünlichen Eigenfchaften 
nicht entjprechenden Befigungen nicht lange behalten, fo kann andrerfeits 
wieder geltend gemacht werden, daß ein untüchtiger Fideicommißbeſitzer wicht 
nothwendig auch wieder ımtüchtige Söhne zu haben braudt. Dem wie bie 
Tüchtigfeit, fo geht auch die Untüchtigfeit nicht immer vom Bater auf den 
Sohn über. 

Der dem Fidercommifinftitut anhaftende Mangel, daß daflelbe capital- 
armen und unfähigen Perfonen zum Befig verhelfe und viefelben künſtlich 
um Befig erhalte, ift zunächſt ein privatwirtbfchaftlicher. Trifft derfelbe aber 
für eine größere Anzahl folder Landgüter zu, jo wird ſich der privatwirth- 
ſchaftliche Mißſtand Leicht zu einer volfSwirtbfchaftlihen Calamität fteigern 190). 
Diefe Calamität wird darin beftehen, daß der durch Fideicommiſſe vinculirte 
Boden nicht mit derjenigen Sorgfalt bewirthichaftet wird, wie die Lage der ge⸗ 
fammten Volkswirthſchaft des Landes es wünſchenswerth erjcheinen läßt. Yu 
Zage treten wird fie darin, daß größere Flächen diefer Güter entweder voll- 
ftändig unbebaut bleiben oder doch nicht mit der nöthigen Intenſität bewirtb- 


100) R. v. Mohl, Polizeiwiffenichaft, 3. Aufl. Tübingen 1866, Bb. 2 8 119. 
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ſchaftet oder von ſolchen Culturen, welche wenig Capital und Arbeit bean- 
, eingenommen werden. 

Dieſes auf deductivem Wege gemonnene Ergebniß ſcheint durch folgende 
Zahlen, welche über den Ertrag der Fideicommißgüter im Vergleich mit dem 
er der Allodialgüter Aufſchluß geben, beftätigt zu werben. 

n den alten Provinzen der preußifchen Monarihie 101) Betrug der Grund- 
Reuerreinertrag ber ertragsfähigen Liegenſchaften, nach Abwerfung der Decimal- 
ſtellen, in Silbergrofchen pro Morgen: 
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Es Tiegt nahe, dieſen im Bergleih mit dem Reinertrag des Allodial⸗ 
befiges in allen Provinzen des preußiſchen Staat? (mit Ausnahme mur ber 
Provinz Preußen) geringeren Reinertrag der Fibeicommißgüter durch bie weniger 
orgfältige Bovdencultur und fpeziell durch daS Weberwiegen folder Eulturarten, 
melde an ſich einen geringen Reinertrag ergeben, zu erklären, doch ift die 
Annahme, daß der von ben Fideicommiſſen eingenommene Boden durchſchnittlich 
weniger ergiebig ſei, als der im freien Privateigenthum befindliche Boden, 
immerhin nicht völlig auszuſchließen. Jedenfalls find diefe Zahlen mit größter 
Borfiht zu interpretiven, weil den Fideicommiſſen neben den oben erwähnten 
Schattenſeiten auch manche Lichtſeiten eigen ſind, die ſich ebenfalls in den 
Erträgen abſpiegeln müſſen, und weil nad) den Ausjagen einzelner Beobachter 
von Fideicommißwirthſchaften diefe durchaus nicht immer hinter den Wirth. 
ihaften der freien Güter zurückſtehen. 

Daß übrigens der unproductive Boden auf Fideicommißgütern einen größeren 
Umfang einnimmt als auf dem Allodialbefig, und da ferner auf dem productiven 
Boden der Fibeicommißgüter folde Eulturarten vorwiegen, welche zwar einen 
geringen Aufwand von Capital und Arbeit erfordern, aber auch einen geringen 
Ertrag geben, zeigt und eine andere Zahlenreihe, die wir der Statiſtik bes 
Königreih® Böhmen entnommen haben 192). 

Hier vertheilt fi) die von den verjchiedenen Culturarten eingenommene 
Bläde, in Procenten der Geſammtarea jeder Befigeöfategorie anögebrüdt, einer- 
jet? auf den Allodial- und andrerjeits auf den Fideicommißbefig der 12 Freife, 
für welche uns die Daten vorlagen, folgendermaßen. Der Ueberſichtlichkeit 
wegen find die Decimalen überall fortgelaffen. 


— 





101) Meitzen, Der Boden und die —— Verhaͤltnifſe des 
preuziſchen Staats, Bd. 4 Anl. x ©. 330—475, Bb. 1 ©. 5 
102) 4 Riaston 3fi, Gebundenheit des Grund und Bodens durch Familien⸗ 
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Aus diefen Zahlen wird erfichtlich, . wie fehr der Waldbau auf den Fidei⸗ 
commißgütern den Waldbau auf den Allodialgütern einer Flächenausdehnung 
nad) überragt (56 : 21). Aud) die Ausdehnung des Weidebodens ift auf den 
Fideicommißgütern größer al3 auf den Allodialgütern (6:4). Dagegen nehmen 
die Aecker und Wiejen auf den Fideicommißgütern einen geringeren Bruchtheil der 
Gejammtaren diefer Befitesfategorie ein al3 auf den Allodialgütern (Weder 
24:60, Wiefen 8:12). Endlich ift das Verhältniß des productiven Bodens zu 
dem unproductiven bei dem Fideicommißbeſitz ungünftiger als bei dem Allodial- 
beſitz (productiver Boden 95:98, unproductiver Boden 5:2). 

Ueber die Bertheilung des fidercommifjartfch gebundenen Bodens unter die 
verfchiedenen Culturarten giebt uns jet auch die neuefte öfterreichifche Publication 
ſehr erwünſchten Aufſchluß 18). 

Danach entfallen von der geſammten Fideicommißarea der einzelnen Länder 
Procente und zwar auf: 




















Sand |Aderland| Wieſen Wald Beiden | Fonige | prabhet 
| Euttuxen | P Sand 
Niederöſterreich 19,86 1214 1,64 4,13 
Oberöfterrih | 1,52 2,39 1,65 8,89 
Steirmart | 5,08 | 9,80 399 | 1,29 
Kärnthen ı 2,54 2,98 28 | 12,65 
Krain 0,61 2,41 1,12 0,69 
Küftenland 394 | 13,17 1,12 1,78 
Tirol 3,99 3.12 71,22 _ 
Böhmen 22,39 6,96 3,29 1,51 
Mähren 18,58 4,15 1,11 0,76 
Schlefien 2206 | 289 111 0,95 
Galizien ' 52,77 7,47 0,11 1,05 
Dalmatien 12,60 | — 26,72 0,03 





Diefe Tabelle ift ferner dahin zu ergänzen, daß, abgefehen von den reinen 
Gebändefidetcommiffen, e8 in Niederöfterreih nur 3, in Oberöfterreih 1, in 
Steiermark 1, in Görz 4 Fideicommißgüter ‚giebt, welche keinen Wald befigen, 
und dieſe find durchweg Heine Güter. Dalmatien allein weift Dagegen 24 
foldher waldlofer Fideicommiſſe auf. 


. 103) v. Inama⸗Sternegg a. a. D. ©. 14—15. Wenn bie bier für Böhmen 
mitgetbeilten Zahlen mit ben obigen ß l. Anm. 102) nicht ganı enau überein⸗ 
ftimmen, fo erklärt fich dad aus der verichiedenen Zeit der beiden Aumahmen. 
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Ohne Ackerland find andrerjeitd nur 4 Fideicommiſſe in Niederöfterreich, 
1 in Oberöfterreich, 1 in Steiermart und 7 in Dalmatien. 

Rah der obigen Tabelle und den Zufägen zu berjelben dharakterifiren 
fih die Fideicommiſſe der öfterreichifchen Kronländer, mit Ausnahme des Küften- 
landes, Dalmatiend und Galiziens, als überwiegende Waldherrſchaften. In 
Niederöſterreich, Steiermark, Böhmen und Galizien tritt dam noch die Wieſen⸗ 
alt, in Dalmatien, Tirol und Steiermart die Alpemwirthichaft mehr on. 
Ramentlich die dalmatiniſchen Fideicommiſſe werden vorherrſchend als 
bezeichnet. Im Küftenlande, in Galizien, Niederöfterreih, Böhmen, Mähren = 
Schlefien fpielen ferner der Aderbau, in Tirol und Dalmatien der Weinbau 
eine größere Rolle in der Oekonomie der Fideicommiſſe. 

Durch das Zurückbleiben der Landwirthſchaft auf den Fideicommißgätern 
tann, fofern diefe eimen bedeutenden Theil des gefammten Grund und Bodens 
eimehmen, abgefehen von den bereit8 oben angeführten Folgen, aud) die für die 
vericjiedenen u eines Landes wünjchenswerthe Harmonie der Aus- 
bildung geftört werben. Denn fehlt es dem Handel und der Induftrie an ben 
zöthigen Abnehmern auf dem Lande, jo werben fich diefe Erwerbszweige ent- 
weder wicht gehörig entwickeln fünnen oder fie werben ſich ihren Abſatz haupt⸗ 
ſachlch um Auslande fuchen mäfen. Sind aber der Handel und die Induſtrie 
eines Landes hinſichtlich ihres Abſatzes weſentlich auf das Ausland — 
ſo pflegen fie leicht größeren Erſchütterungen und Kriſen ausgeſetzt zu fein, als 
wenn fie ihren hauptſächlichen Abfa im Inlande haben. 

Doc; können Fideicommiſſe nicht nur die Landwirthſchaft in ihrer Ent- 
wiclelung hemmen und nicht nur die gefammte Production in eine ungejunbe 
oder doc) einfettige Richtung ‚Drängen: durch die Anfammlung und Feſtmachung 
großer Güter in einigen wenigen Händen fowie durch den Ausſchluß der übrigen 
Devölterung von Erwerb landlichen Grundeigenthums begünftigen fie 
aud) auf dem — eine Vertheilung bes Nationaleinkommens und National- 
vermögens, wie fie ſich ſonſt gemöhnlih nur in Bezirken mit vorherrſchender 
Grofinduftrie findet und wie fie darin befteht, daß einigen wenigen Reichen und 
Ueberreichen eine große Anzahl befiglofer und daher auf nicht fundirtes Ein⸗ 
tommen angemwiejener Perfonen gegenüber fteht. Die in der Hand einiger Weniger 
ewnrentrirten Beftgthümer dienen dann, wie Mill’) fagt, hauptſächlich dem 
Prun? und Lurus, während bei befierer Vertheilung bie dahi der beſitzenden 
Familien fid) erheblich vermehren koönnte. 

Sn ſchon eine ungeſunde Vertheilung des beweglichen Capitals von un⸗ 
günftigen Folgen begleitet, fo gilt dies in noch höherem Grade von ber 

des Grundeigenthums. Wir haben — Gegenſtande in dem 

erſten Theile dieſer Arbeit eingehende Berückſichtigung gewidmet und können uns 
an dieſer Stelle daher darauf beſchränken, nochmals zu wiederholen, daß Fidei⸗ 
commifle bie für die Gegenwart conftatirte ſchädliche Tendenz zur Bildung von 
ag nicht unweſentlich verflärten. Denn mährend der freie Verkehr 
das gemeine Recht die zufammengebradhten großen Landgüter auch wieder 


nn 3 nn il ee der ra rei überſetzt von Soetbeer, 
euuig 1869 1 2 84 Bol. Ab. Smith a. a. O. 
E. Kcöb. Mobl, Pol'geitoiffenihaft, Tübingen 1866, Bb. 2 8 119. 
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zur Zerftücdelung bringen können, ift der durch Fibeicommiffe gebundene Immo⸗ 
biliarbefig gleihjfam immun gegen die Thorheit und den Leicdhtfinn feiner 
jeweiligen Inhaber 106%). Mag es nun aud im Intereſſe ber betreffenden 
Familien liegen, daß ihnen durch einzelne ihrer Glieder die für ihr Anfchen 
und ihre Macht erforderlihe Bermögensgrundlage nicht entzogen werde, fo 
entſpricht dies doc unbedingt nicht dem äffentlichen Intereſſe an einer gefunden 
Bertheilung des Grundeigenthums. 

In dem Umftande, daß der fiveicommiffarisch gebimdene Grundbeſitz gleich 
fam Enklaven bildet, in denen das Princip der Stabilität und Ewigkeit herrſcht, 
während ringsum alles dem Gefege des ewigen Wechſels umterworfen ift, liegt 
jedenfall8 der größte Nachteil dieſes Imftituts. Auf diefen Umſtand ift die 
Aehnlichkeit des Fideicommißbefiges mit dem Befig der römiſchen Kirdye und des 
Staats zurüdzuführen. 

Wie diefer letztere fo bildet aud der Fideicommißbeſitz fehr leicht einen 
Kryftallifationspunft für Latifundienbildungen. 

Wenn diefe Tendenz der Fideicommiſſe neuerdings 19%) beftritten worden 
ift, angebli weil der Adel feinen Lebenszwel am allerwenigften im Gelb- 
erwerbe ſuche und jedenfalls eher die Neigung habe, au dem Majorate zur 
Vergrößerung des Allodialvermögens behufs Ausftattung der nacgeborenen 
Kinder unwirthſchaftlich viel herauszuziehen, al3 die Ueberſchüſſe zum Landzukauf 
zu verwenden, fo mag das in manden Fällen zutreffen, keineswegs aber in allen. 
Namentlich gilt e8 nicht für ſolche Fibercommißgüter, welche fehr große Revenüten 
geben, wenn ihre Befiger Iparfam find und nur wenige Kinder haben 197). 

Durch die fideicommiffarifche Binculirung eines Theils des Bodens werben 
ferner diejenigen Perfonen, welche fomohl das nöthige Capital, als auch die 
erforderlichen perſönlichen Eigenſchaften befigen, von der Erwerbung von 
Grundbeſitz ausgeſchloſſen ober es wird denfelben der Erwerb doch wenigftens 
erſchwert. Denn einmal ift der durch Fideicommiffe vinculirte Boden wicht 
füuflih, dann aber pflegt der frei veräußerliche Aeft de Grund und Bodens 
in Folge der flarfen Nachfrage nad Land, die fi einem geringen Angebot 
gegenüber geftellt fieht, leicht ſo hoch im Preife zu flehen, daß der Capitaliſt 
beim Kauf defjelben nicht mehr feine Rechnung findet. Immerhin trifft diejes 
Bedenken nur zu, werm ein beträchtlicher Theil des Bodens eined Landes durch 
Familienfideicommiſſe vinculrt if. 

Doc) e8 werden unter diefer Vorausfegung nicht nım die Eapitaliftien vom 
Ankauf Ländlicher Grundftüde zurückgehalten; nod) viel härter wird die Ländliche 
Arbeiterbevölterung durch die Schwierigkeit betroffen, ſich durch Fleiß und 








105) Yideicommiffe wirken, nad einem befannten Worte Gneiſts, wie Ber 
ſchwendungserklärungen und entbinden von ber Sorge für die verftändige Verwaltung 
des eigenen Vermögens. Man jollte denjelben daher nach einem Vorſchlage Walders 
einen dieſem Wefen entiprecyenden Namen geben, einen Namen, ber an den Zitel einer 
befannten Schulge-Delig’schen Schrift: „Die Aufhebung des geichäftlichen Rifilos durch 
Herrn Laflalle” erinnern müßte Gneiſt, Geſchichte und heutige Geftalt ber eng- 
lichen Gommunalverfafiung, Berlin 1868, Bd. 2 ©. 1236, 1361. C. Walder, 
Lehrbuch der Nationalöfonomie II ©. 77. 

106) ©. Boldt, Die agrariichen Sragen ber Gegenwart, Berlin 1883, ©. 19. 
1 Bol. hierüber das in der erften 

el. 
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Sparſamkeit auf eigener Scholle eine jelbftändige Sriftenz mit allen ihren 
Segaungen zu gründen. ft den landwirthſchaftlichen Arbeitern aber die Mög: 
lichteit abgefchuitten, durch Erwerb von Grunbbefig in eine höhere Claſſe hinaufs 
— ſo —— ſie zu keinem Gefühl des Behagens und ſind daher ſtets 

bereit, das ländliche Gewerbe mit dem ſtädtiſchen zu vertauſchen oder den heimath- 
Bien Boden zu — und in die Fremde auszuwandern. Durch die erſte 
Eentualität wird dann die ungeſunde Concentration der Bevölkerung in den 
großen Städten noch verftärkt umd durch die zweite geht dem Heimathlande daB 
auf die Aufziehung der Auswanderer aufgewendete und das von ihnen mits 
genommene Capital verloren. 

So bezeugen Rodbertus, Hundt v. Haften und Sombart 10%), denen al? 
chemaligen bezw. jegigen großen Srundbefigem in Pommern, Poſen und 
Sadlen \ die ländlichen Arbeiterverhältnifie genau befaunt waren reſp. find, 
daß die Auswanderumgäluft der Ländlichen Arbeiter in den Gegenden mit großen 
mat fideicommiſſariſch vinculivten Gütern nicht aus ihrer Erwerblofigteit ober 
ihrem geringen Erwerbe, fondern aus der Ausfichtslofigkeit, in ihrem ländlichen 
Beruf vorwärts zu fommen, fich eignen Grundbeſitz zu erwerben, entjpringt. 

Wie mit dem Befig der römiſchen Kirche und des Staats, jo find ferner 
mit dem Zideicommißbefig, wo er eine dominivende Stellung in einem Lande 
einninnnt, — für die Freiheit und Unabhängigkeit der kleinen Leute ver⸗ 
bunden. So hat ber am 21. October 1883 verſammelt geweſene Delegirtentag 
der fortjchrittlichen deutfchen Landwirthe Böhmen® „Die Einfegung eines breis 
gliederigen Comitees, welches mit der Aufgabe betraut wird, eine Enguöte über 
dus — Anwachſen des Fideicommißbeſitzes in Böhmen und die Rück⸗ 

diefer Thatſache auf den Kleingrundbefig einzuleiten,“ einſtimmig 
baten ALS Motive für diefen Beſchluß wurden folgende Thatſachen an- 
geführt: „daß der ohnedies ſchon unverhältnißmäßig große Umfang ber Fibei- 
ommifle in Böhmen dur den fortwährenden Ankauf von Sleingrundbefig 
fitens der Fideicommißbeſitzer immer mehr vergrößert wird“ und „daß Die 
Befiser diefer ausgedehnten Sideicommißgäüter auf die Klein 
grundbejiger und auf die Tage der ländlihen Arbeiter einen 
coloffalen Einfluß auszuüben im Stande find“ 109), 

Wenn dem Fideicommiß ferner nachgerühmt wird, daß die Ausſicht auf 
ſeine Erri einen Sporn für den Fideicommifftifter zu erhöhter Erwerb}: 
thätigfeit und Capitalanfammlung abgeben Tann, fo bemerkt MilL!!9) hierauf mit 
Recht, daß auch ohne diefes außerordentliche Reigmittel der Antrieb zum Vermögens⸗ 
erwerb heutzutage ſtark genug ſei. Ja e8 muß ſtatt jenes angeblichen Vorzugs 
vielmehr auf den Nachtheil hingewieſen werden, der in der Schwächung des Eigen⸗ 
themmöinhalt3 für die Bibeicommißfuccefforen entbalten if. Ueberhaupt leidet daß 
Sei an dem imeren Widerfpruche, daß es die freie Dispofition über 


Ro: Robbertuß, — — und Abhilfe der heutigen ann be3 

aurnbbefigeh. Jena 1869, ©. {8 (Hundt v. zen rl —— 3 
gung der J— Berlin 1873, ©. Sombart, 

K Ye Bier Met © 2 erlin 1876, &. 11. — Die erfie Ab⸗ 


theilun 

x— Rach den Berichten der Wiener landwirthſchaftlichen Zeitung. 

110) 3. St. Rill, Grundſäßtze der Rationaldtonomie, überſetzt von Soetbeer, 
keipzig 1869, Bd. 1 Buch 2 Kap 2 8 4 
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beftimmte un liche Güter für alle Beiten einſchränkt und zu feiner Gr: 
ichtung gleihwohl ein hypertrophiſch entwideltes Eigenthumsrecht vorausfegt. 

Indem das Familienfideicommiß ferner die Bortheile der freien Ber: 
fügung über das Eigenthum für ganze Generationen befeitigt, entzieht es 
damit dem Eigenthum an dem fideicommiſſariſch gebundenen Boden zugleich 
feinen widtigften wirthichaftlihen Exiſtenz⸗ und NRechtfertigungsgrund. Denn 
nächft der Bedeutung für die Entwidelung der Perſönlichkeit und der Geſell 
haft findet das Privateigentfum beute feinen vornehmften Rechtfertigungs- 
grund in dem Dienft, den es der Volkswirthſchaft Leiftet. Diefer Function ent- 
ſprechend Hat ſich das Grundeigenthum, nad) Maßgabe wie das Intereſſe der Ge 
fammtheit an der möglihft engen Verbindung von Capital und Arbeit mit dem 
Boden gewachſen ift, aus einem lofen Nugungsverbältnig zu feiner heutigen Geftalt 
entwidelt. Indem das Fideicommiß nun eine Form des Eigenthums fchafft, 
welche den Grund und Boden daran hindert, den von der Gefammtbeit an 
denjelben geftellten Anforderungen zu entiprechen, während er doch fortwährend an 
ben durch diefe Gefammtheit erzeugten Vortheilen theilnimmt, beraubt e8 dad 
Grundeigenthum feiner wefentlichften Stütze. Es darf daher nicht Wunder 
nehmen, wenn das Vorkommen von vielen und umfangreichen Fideicommißgütern 
in einem Lande und die dadurd bewirkte excentriſche Vertheilung des Grund⸗ 
eigenthums zu den beftigften Angriffen auf die Eigenthumsinftitution felbft führt. 

Bereits W. Smith (Quellen des Voltswohlftandes Bd. 3 Kap. 2) 
klagt darüber, daß während jede Generation ein gleiches Recht an der Erde 
und allem, was darin ift, befigt, das Eigentum der lebenden Generation au 
ben Fibetcommißgütern durch das Gutdünfen derer beichränft und georbnet würde, 
die vielleicht bereitd vor 500 Jahren geftorben find. Hiermit fcheint im 
Widerfpruc zu ftehen, wenn die focialdemofratifche Arbeiterpartei ſich neuerdings 
für die Beibehaltung des Fidercommiffes erklärt bat. Indeß enthält diefe That- 
ſache bei näherer Betrachtung doch nur eine Betätigung des oben Gefagten, indem 
man durch Aufrechterhaltung der Yideicommiffe um fo ficherer zur Befeitigung 
des Privateigentbums zu gelangen hofft. Dies geht aus dem Beſchluß, welchen 
der vierte Congreß des internationalen Arbeiterbundes (September 1869) in 
Bafel bezüglich der Befeitigung des Privateigentfums am Grund und Boden 
ſowie des Erbrechts, namentlid aber aus dem Befchluß, den der zweite in Stutt« 
art abgehaltene Congreß der deutfchen focialdemokratifchen Arbeiterpartei gefaßt 
Int hervor. In der in Stuttgart auf den Antrag Bebels gefaßten Refolution 
heißt es u. A.: „Um die vernünftige und wifjenfchaftliche Ausbeutung des Grund 
und Bodens zu ermöglihen, bat der Staat die Pflicht, durch Errichtung ent- 
Iprechender Bildungsanftalten die nöthigen Kenntniffe unter der aderbautreibenden 
Bevölkerung zu verbreiten. Als Webergangsftadium von der Privatbewirth- 
Ihaftung zur genoſſenſchaftlichen Bewirthſchaftung des Aderlandes fordert der 
Congreß, mit den Staatsdomänen, Chatoullengütern, Fideicommiſſen, 
Kirchengütern, Gemeindeländereien, Bergwerfen u. |. w. zu beginnen und erklärt 
fi) deshalb gegen jede Berwandlung des oben angeführten Staatd- und 
Gemeindebeſitzes (alſo wohl auch des Fideicommißbeſitzes) in Privatbefig 112). 


111) Liebknecht, Zur Grund» und Bobdenfrage, 2. verb. Auflage Leipzig 1876, 
S. 183 Anm. 
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Ad) wohnt dem durch Fideicommiſſe gebundenen Vermögen nicht jene 
heilende Kraft imne, welche ungerecht erworbenen Beſitz dadurch legaliſirt, daß 
der Erbe des Erwerbers das ererbte Gut im freien Wettkampf der Kräfte durch 
eigene Züchtigfeit behauptet oder, um mit dem Dichter zu ſprechen, auf's Neue 
„enmicht, um es zu befigen“. Durch die fideicommiſſariſche Bindung des Grund 
md Bodens wird, wie Walder bemerft, jedes bei dem Erwerb deſſelben be 
gongene Unrecht gleichfam „gefrieren gemacht”. 

Beitere Angriffe gegen das Familienfideicommiß werben vom Rand» 
mut der Gerechtigkeit En Es fann gegenwärtig nichts Alberneres geben, 
gt M. Smith, als ein Recht, das „um ein Kind zu bereidern, alle 
aderen zu Bettlern macht“. Auf dieſen Bunt werden wir bei Gelegenheit 
ver Analyje des Anerbenrechts näher einzugehen. haben. An diefer Stelle 
ja nur der fchlagenden Widerlegung gedacht, welche Stahl diefem gegen das 
gamilinfideicommig vom rein individualiftiiichen Standpunkt geltend gemachten 
&rgument zu Theil werden läßt. „Hat man”, fo fagte er in feiner gegen die 
— der Fideicommiſſe am 22. September 1849 im Herrenhaufe ge⸗ 
haltenen Rede, „eine fo zärtliche Fürforge, daß die jüngeren Söhne durch die 
decommiſſe nicht den Armenhäufern verfallen möchten, fo glaube ih, wenn 
x eine Barallele ziehe, daß die Urenkel eines Fideicommififtifters als Nach⸗ 
fir fid) ſchwerlich ſchlechter befinden werden, als wenn das Gut damals 

ter freien Theilung und Veräußerung. überlafien wäre“ 113), 

Bas die Wirkungen bes Samtlienfideicommiffes auf die Familie betrifft, 
p wird daſſelbe — abgejehen von ben günftigen Folgen, beren weiter ımten 
2 gedenten fein wird — leicht die Autorität des Vaters nody mehr ſchmälern, 
a4 Notberbens und Pflichttheilsrechte zu thun pflegen. Denn es beſitzt der 
Mekommißbefiger weder die Macht, mißrathene und undankbare Kinder durch 
Intiehung des — zu beſtrafen, noch wohlgerathene durch größere Zu⸗ 


zeetungen zu begünſtig 

Auf das —— der Geſchwiſter unter einander wird das Familien⸗ 
um fo verderblicher wirken, je mehr ſich ber, der geſammten Familie 
Tadig Opfer bringenbe Familienfirm in den einzelnen Familiengliedern und 
amestlih in dem Fideicommißerben abgeſchwächt hat, und je mehr biefer ſich 
cn den fittlichen Verpflichtungen, die ihm der Antritt des Fideicommißbeſitzes 

— frei zu machen ſucht 119). 

Bo fi) der Familienſinn jedoch noch in einiger Stärke erhalten hat, 

# don einer Trübung des Berhältnifies „vwiſchen dem Fideicommißerben 
aa Geſchwiſtern nicht viel zu bemerken. So wird und aus Weſtphalen berichtet, 
KR m eimigen Familien der Zideicommißerbe über Hunderttaufende von Mat 
Pitet, während fein Bruber jährlich nur einige hundert empfängt. Auch find 
de folfen apamagirten Perſonen früher offen ſtehenden - Domberrnpräbenden 
fallen. Die Töchter beziehen meift fehr beſcheidene Revenüen neben 
ener — reichlichen Ausſteuer, ſo daß nur wohlhabende Leute um ihre 


7 Stahl, Siebzehn parlamentariiche Reben, — 1862, ©. 49. 

113) Benn Sismondi, Nouveaux principes 12, in dem Familienfidei⸗ 
Aunijß ſchlechthin eine Quelle der Verbitterung und Familienzwiſis erblickt, jo 
We and) wie überhaupt bei ber Beurkdeilung a Inſtituts das, was nur 
au — * iſt, als —— hingeſtellt. 
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Hand zu freien pflegen. Bielfach gehen fie ſchon früh in eim Kloſter. Und 
doch hört man nur felten diefe nadhgeborenen Kinder über ihr Schickſal lagen. 

Die Folgen des Fideicommifjes für die Perfon des Beſitzers felbft Haben wir 
bereit3 oben berührt, indem wir anführten, daß Erziehung und Lebenshaltung 
bes Fideicommißerben der wirtbfchaftlichen Tüchtigkeit deflelben nicht felten wentg 
förderlich find. Hier ſei noch eines anderen Umftandes Erwähnung getban, der 
namegtlid im politifhen Leben, in welchem dem Fideicommißbefiger bisweilen 
burch die Verfaffung, immer aber durdy feine foctale Stellung eine hervorragende 
Rolle zugewiefen ift, ungünftig bervortritt. Indem Fideicommiffe einen durch 
perfünliche Schuld und perfünliches Berdienft nur wenig veränderlihen Vermögens- 
ftand ſchaffen, hemmen fie nur zu leicht die Ausbildung der Energie, die nur 
im Kampf um das wirthichaftliche Dafein, in dem alle zu gewinnen, aber auch 
alles zu verlieren ift, zu voller Entfaltung gelangt. Schlaffe Naturen find aber 
Niemandem eine Stüge: weder den Thronen, noch der beftehenden Ordnung 
der Dinge. ' 

Uebrigens befigen wir in Deutfchland in der allgemeinen Wehrpflicht, von 
der nur die Standesherren befreit find, ein vortreffliches Correctiv gegen obigen 
Mebelftand. Hierüber fagt v. Ompteda 119), „daß in Deutfchland gegenwärtig 
bie taube Blüthe — unter welcher er den früher häufig angetroffenen „Typus 
des Majoratsſchlingels“ verfteht — jo ziemlich verfhmunden ift, und zwar dank 
ber mohlthätigen Erziehung der allgemenen Wehrpflicht, durch die in alle Theile 
unſeres Baterlanded die Anſchauung getragen ift, daß es nicht mehr anftändig 
ober gar vornehm ift, nichts zu lernen und zu leiſten“. Damit ift aber ge 
fagt, daß den aus dem Familienfidetcommiß entipringenden Schäden durd) die 
erhaltenden und beilenden Kräfte des Volls vorgebeugt werden kann. Und was 
vom Volke gilt, gilt in nod höherem Grade von der Familie Bon dem 
Geifte, der in derfelben mwaltet, wird es vor allem abhängen, ob vorzugsweife 
bie für den Fideicommißerben günftigen oder ungünftigen Wirkungen zur Aug- 
bildung gelangen. 

Auch vermögen wir in den Anfprüden, welche die jüngeren Söhne der 
Fideicommißbefiger wegen ihrer Verſorgung an den Staat erheben fönnten, 
unter den heutigen Berbältniffen, in denen der Staat ftarf genug ift, um foldhe 
—— Zumuthungen zurückzuweiſen, und in denen er in dieſer Be— 
ziehung von Rechtsordnung, welche keine Standesprivilegien kennt, und von 
der öffentlichen Meinung, welche die Prätenfionen auf ſolche unerbittlich ver- 
folgt, auf's wirkſamſte unterſtützt wird, keine ſo großen Uebelſtände zu erblicken, 
wie dies Gneiſt, Reichensperger, R. v. Mohl und neuerdings wieder C. Walcker 

um116), 
5 Selbſt in England, wo die jüngeren Brüder der Entailbefiger früher 
ihrer Mehrzahl nach dem öffentlichen Dienfte im Civil- und Militärfach ſowie 
in der Kirche zur Laft fielen, bat fih der Staat ihrer durd Einführung der 
Concurrenzpräfungen im Staatsdienfte, deren Ergebniffe ftetS öffentlich befannt 
gemacht werden, ſowie durch Eingehenlafjen einer Menge von Sinecurepoften zu 


114) v. Ompteda in ben Preußifchen Jahrbüchern, Bb. 46 ©. 456, 457. 
115) R. v. Mohl, Polizeiwiffenichaft, 3. Aufl. Tübingen 1866, Bd. 2 8 119. 
G. Balder, Handbud; der Nationalökonomie, Bb. 2 Agrarpolitit &. 67, 68. 
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ersehren gewußt. Daher wenden fich dort in neuerer Bett Söhne felbft ber 
beſten Familien dem Amvalts- und Richterftande, aber auch dem Handel und 
der Induſtrie zu. 

Sieran werben fie dur Namen und Xitel, die ja in 
un auf die Erfigeborenen der adeligen Yamilien übergehen, wicht gehindert. 

Sie müflen ſich vielmehr erft ſelbſt ihre fociale Pofition verſchaffen, weil 
fe von ihren Eltern außer einer guten Erziehung gewöhnlich nichts zu erhalten 
pilegen. Daher die vielen unterrichteten, energiſchen Männer, die ſich in ber 
Heimath und in den Colonieen ein Bermögen und eine Stellung zu erringen 
wiſſen. „Si le droit d’ainesse n’avait pas existe,“ fagt ein neuerer Beurtbeiler 
der engliſchen Zuftände 11%), „ils (nämlich die nachgeborenen Kinder) eussent 
joss le röle peu desirable de consommateurs. Pauvres et actifs ils sont 
devenus des producteurs.“ 

Ganz fo günſtig Liegen in Deutſchland die Berhältniffe freilich nicht. Die 
Bererbung von Namen und Titel eines Adeligen an feine ſämmtlichen Legitimen 
Dekendenten bildet für die jüngeren Geſchwiſter der Fideicommißbeſitzer noch 
immer vielfach ein Hinderniß, in die bürgerlichen Erwerbäftände überzugehen. 
Indeß iſt dieſes Borurtheil doch im Berfchwinden begriffen. Freilich genießen 
dafür dieſe jüngeren Geſchwiſter mit dem Namen auch den ibeellen Bortheil 
des Glanzes und Anfehens ihrer Familie. 

Es ziehen daher die jüngeren Söhne des deutſchen und namentlich des 
preußiſchen Adels gegenwärtig ın den meiften Fällen nod) vor, der Tradition 
iſtes Namens entiprechend, „dem Könige und dem Baterlande” zu dienen. 
Daß dem Staate hieraus aber, wie vom Standpunkte der abftracten Theorie 
bäweilen behauptet worden ift, durch das Andrängen der jüngeren Söhne ber 
Fideicommißbeſitzer Nachtheile oder gar Gefahren erwachſen, muß aud für 
Deutichland entfchieden beftritten werden. Denn im Civildienfte haben fie fich 

firengen Bedingungen der Anftellung und des Avancements zu unter 
werfen, wie jeder andere, und im Militär fteht die theilmeife noch immer 
vorlommende Bevorzugung des Adels in keinem Bufammenhange mit dem 
Fideicommiß. Auch dürfte der Vortheil, den der Staat aus dem Dienfte diefer 
perſonen zieht, die Vortheile, die er ihnen gewährt, wohl aufwiegen. 

Und felbft wenn e8 wahr wäre, daß e8 dem mit Fideicommiſſen angefeflenen 
preußtichen Adel in Folge feines Einfluffes anf die Staatsverwaltung gelingt, 
feinen jüngeren Söhnen im Milttär- und Civildienſt die Carriere in außer⸗ 
ordentlicher Weiſe zu ebenen, gehen ſolche Einflüffe denn nicht auch von anderen 
Kreiien aus? „Mit demfelben Grunde, mit dem man bier das Fideicommiß 
Befämpft, müßte man”, wie einft Stahl 117) im Herrenhaufe unter allgemeiner 

iterleit hervorhob, „den Geheimen Räthen und Präfidenten das Götibat aufs 
legen, da auch ihre Söhne begünftigt werben.“ 

Auch iſt eime Schädigung der Gläubiger des Fideicommißbeſitzers wegen 
der gegenwärtig in faſt allen Staaten mit Ausnahme nur Englands durch⸗ 
geführten Publicität für alle auf das YFidercommißvermögen bezüglichen Acte 


— — 
— — 


116) Ch. Richet, L’acroissement de la population francaise, in ber Rerue 
deux mondes vom 15. April und 1. Juni 1882 ©. 611. 
117) Stahl, Siebzehn parlamentariſche Reden, Berlin 1862, ©. 49. 
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mr in Folge eigenen Berjchuldens der Gläubiger möglih. Wir können daher 
dem harten Urxtheil, das R. Gneiſt 11°) in diefer Beziehung über das Familien 
fideicommiß fält — daß es nämlih „eine flandesmäßtge Leichtfertigkeit im 
Schuldenmachen, Schuldenbezahlen und immer neue Schuldenprivtlegien 
auf Koften anderer Claſſen erzeuge” —, nicht beiftimmen. 

Denn wenn ein Capitaliſt einem Fideicommißbefiger eine namhafte Summe 
lediglih auf Grund des perfünlihen Credits leiht, fo wird er fich des 
Rificos bewußt fein und ben Preis feines Darlehns nad) dem Riſico zu bes 
rechnen wiſſen. Daß übrigens felbft große Geld⸗ und Ereditinftitute, wie bie 
Hypothekenbanken es find, ihr Intereſſe bei folchen Darlehen gewahrt zu fehen 
glauben, zeigen neuere Borgänge auf diefem Gebiete. Hierher gehört der Fall, 
daß einige preußiſche Hypothekenbanken fog. Revenüenhypotheken auf Fidetcommif- 
güter gewähren 119). 

Endlich pflegen alle diejenigen, denen die fociale und politifche Gleichheit 
das Endziel aller Entwidelung tft, Gegner eines Inſtituts zu fein, das, indem 
e8 die ariſtokratiſchen Eriftenzen fünftlih erhält, die Durchführung des demo: 
kratiſchen Princips im Staat und in der Gefellichaft verhindert oder doch er: 
ſchwert. Iſt es richtig, was Tocqueville von unferer Beit fagt, daß fie emen 
ummiderftehlichen Zug zur Demokratie bat, fo begreift es ſich leicht, daß ımd 
warum die berrfchende Strömung dem Familienfideicommiß nicht günftig ift, und 
daß alle diejenigen, die diefer Strömung frei⸗ oder widerwillig folgen, zu den 
Gegnern deſſelben zählen. 

Nachdem wir die für die Vollswirthichaft, ſowie das fittliche und politifche 
Leben wirklich oder nur angeblich ſchädlichen Folgen des Fideicommiſſes auf: 
gezählt und beſprochen zu haben, find jetzt auch die Lichtſeiten hervorzuheben. 

Bevor wir dies thun, wollen wir gern zugeben, daß — um. mit 
Gerber20) zu fprehen — die Stiftung von Familienfideicommiſſen einem 
tiefen Bedürfniß von Menfchen mit reicher Willensanlage entjpriht. Denn mie 
die Sehnfuht, fo fagt Gerber, inmitten des ewigen Wechjeld der menſch 
lichen Dinge die Wirkungen des Einzeldafeins durch einen Act der Liebe für 
kommende Geſchlechter bedeutungsvoll zu erhalten, zur Begründung von Fidei⸗ 
commiflen treibt, fo liege auch objectiv dem Fideicommiß ber tiefe Gedanke 
einer Schöpfung zu Grunde, die in den wechfelnden Generationen einer Familie 
das Bewußtjein ihre Zuſammenhanges um Denen und Handeln hervorzurufen 
beftimmt ſei. Dem Baterlande vergleihbar, das gewiſſermaßen von felbft ein 
großes Fideicommiß tft, geftiftet und zufammengefegt für die Gefammtheit bes 
Volkes, foll das Familienfideicommiß den Boden einer Familiengeſchichte abgeben 
und den Zufammenhang vergangener und fünftiger Gefchlechter in der fihtbarften 
Weiſe vermitteln. Das Familiengut ift, nad) diefer Auffaffung, demnach Beine 
todte Maffe, die, einmal gejchaffen, immer diefelbe bleibt, fondern ein lebendiger 


— — — 


118) Gneiſt, Geſchichte und heutige Geſtalt der engliſchen Communalverfaffung, 
Berlin 1868, Bd. 2 5. 1286, 1361. 1 

119) ©. ar ie, 3b. 2 ©. 9. 

120) vd. Gerber, Beiträge zur Th vom beutfchen Familienfideicommiß, in 
feinen juriftifchen Abhandlungen &. 100 ff. 
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Baum, der unter der ſorgfältigen Pflege der Nachfolger fort und fort mit der 
Familie wächſt und gedeiht. 

Bir geftehen das alles zu, können aber aus dem Gefagten dennod nicht 
ohne weiteres den Schluß ziehen, daß der Staat die Errichtung und Erhaltung 
von Fami icommiſſen umter allen Umftänden zulaffen müfle. Und hiermit 
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durch daſſelbe gehörig gewahrt ſei. Und wenn er neben dieſem Durchſchnitts⸗ 
interefie auch das individuelle Interefie im Recht zum Ausdrud bringen will, 
und foweit dieſes gejchieht, dem Recht den Beruf vindicirt, der fittlichen Freiheit 
zu dienen, fo gefteht ex doch zu, daß die ökonomiſche Beurtheilung ein fehr 
wichtiger Factor für die Betrachtung des Rechtes if. Es wird mithin — Io 
idließen wir weiter — das individuelle Intereſſe ſich nur inſoweit geltend 
dürfen, als durch dasfelbe das ökonomiſche Durchſchnittsintereſſe nicht 
verlegt wird. 

Ob durch das Familienfideicommiß dieſes letztere Interefie aber gehörig 
gewahrt ift, muß die Analyje der Folgen, welche dafjelbe zu haben pflegt, er» 
geben. Mit diefer haben wir bereits oben begonnen und fegen dieſelbe an 
dieſer Stelle fort, indem wir neben den ungünftigen Folgen nunmehr auch bie 
gänftigen feftzuftellen fuchen. ER 

Diefe find zum Theil auf die Großgütergualität, welche den meiften Fidei⸗ 
commifjen eigen ift, zurüdzuführen. 

Wir beginnen mit dem Bortheil, den der größere Umfang und die günſtige 
Configuration der Fideicommißguter der Privat: und zugleich der Voll3wirth- 
ſchaft darbieten oder dod) wenigftens darbieten können. 

Benn oben auf die Schwerfälligkeit und Schwierigfeit, den Fideicommiß⸗ 
befig jener Größe und Geftalt nad) den jeweiligen volfswirtbichaftlichen Bedürf⸗ 
niflen anzupafien, bingewiejen wurde, fo verdient hier doch auch hervorgehoben 
zu werden, daß der Beſtand der fideicommiſſariſch gebundenen Gutskörper 
andererfeitö nicht den den freien Grumbbefig bedrohenden, von der Rückſicht⸗ 
nahme auf den Gutsbetrieb und die Gutswirthſchaft ganz unabhängigen und für 
diefe nicht immer günftigen Veränderungen — mie fie namentlich durch bie 
Geltung des gemeinen Erbrechts mit feinem Zwang zur Naturaltbeilung und 
ſeiner Gefahr für Die Ueberſchuldung des Grundbefiges gegeben find — aus— 
gelegt zu fein pflegt 199). — 

Hiermit hängt ein anderer Vorzug der Fideicommiſſe zuſammen. Derſelbe 
beſteht darin, daß ſie den Beſtand großer Güter verbürgen. 

Als große Grundeigenthümer find die Fideicommißbeſitzer beſonders ge- 
eignet, die wünſchenswerthe Differenzirung in den landwirthſchaftlichen Culturen 
antreten zu laſſen. Namentlich in Folge der Verbindung von Feld⸗ und 
Baldbefig auf demfelben Gute können die Unzukömmlichkeiten der einen oder 
der anderen Culturart leicht ausgeglichen werden und wird die zwedmäßigfte 
Ausnutzung des Bodens befördert. Dadurch gewinnen diefe Güter ein Moment 
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121) v. Gerber, Deutſches Privatrecht $ 6 Anm. 2. 
122) v. Inama a. a. O. ©. 13. 
Etiften XXV. — dv. Minslowsti, Grunbeigenthumävertheilung. II. 5 
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der Stärke, defien Mangel dem feinen Grundeigenthum nur zu häufig zum 
Schaden gereicht 123). 

Sodann fallen in einer Zeit wie der gegenwärtigen, in der der Landwirth 
fid) darauf einrichten muß, einen Theil des Körnerbaues aufzugeben und zur 
Viehzucht überzugehen, für das Fideicommiß noch befonders in die Wagichale 
die Borzüge, welche die großen Wirthichaften der Viehzucht darbieten. Denn 
wenn auch die Jungpiehzucht und die Geflügelhaltung am beften in der bäuer- 
lichen Wirthichaft gedeihen, und zwar in Folge ber forgfältigen indiotduellen 
Pflege, die fie hier durch die Bäuerin und die fonftigen Angehörigen des Bauern 
finden, fo ift die Züchtung edler Raſſen von Nugvieh doch gleihjam ein Monopol 
der großen Güter, weil hier allein für die Auswahl guter Zuchtthiere, für den 
Bau gejunder Stallungen und überhaupt für die rationelle Behandlumg des Viehes 
genügende Fürſorge getroffen werden kann. Auch für die Milchwirthſchaft, bie 
Bereitung und den Abjfag von Butter und Käſe hat der Großbetrieb um fo 
mehr Vorzüge vor dem Klein⸗ oder Mittelbetrieb, je mehr Elemente der Induſtrie 
und des Handels diefe Erwerbszweige in ſich aufnehmen. Ten beften Beweis 
für da8 eben Gefagte dürfte das unter den Bauern Frankreichs, der Schweiz 
und neuerdings auch Deutſchlands herportretende Streben, fidh durch genoflen- 
ſchaftliche Milchverarbeitung und =Verwerthung die Vortheile des Großbetriebes 
zu fichern, liefern. Endlich bieten die großen Wirtbfchaften mit ihrem ſchwung⸗ 
haften Betrieb der Iandwirtbichaftlichen Nebengewerbe auch für die Biehmäftung 
die günftigften Borbedingungen. 

Und: fpeziell zur Pferdezucht, an deren Blüthe der Staat aus Rückſicht 
auf die Berforgung der Armee mit dem nöthigen Pferdematerial namentlih in 
Kriegäzeiten ein Tpezielles Intereſſe hat, ericheint der Fideicommißbeſitz wegen 
der regelmäßig großen Ausdehnung feiner Wiefen umb Weiden und wegen ber 


geringen Arbeitintenfität dieſes Erwerbszweiges vorzugsmeife, wenn auch, wie 


die die Pferdezudt mit großem Erfolg treibenden oſtpreußiſchen Bauern zeigen, 
nicht ausſchließlich geeignet. s 


Hieraus ergiebt fid fir ung das Refultat, daß dort, wo Klıma, Boden: ' 
beihaffenheit und Lage des Landes der Wiejen- und Weidencultur günftig find, 


oder wo der Anbau von Wutterpflanzen und Wurzelgewächſen angezeigt if, 

die Fideicommiſſe, weil fie die für ſolche Eulturen erforderliden großen Gitter 

garantiren, privat und volkswirthſchaftlich nützlich fein können. 5 
Und aud) mehrere andere Vorzüge de3 großen Grundeigenthums, wie 


3. B. die leichtere Durchführbarkeit beſtimmter Meltorationen (Ent: und Be | 


wäflerungen), die beſſere Ausnugung des ftehenden Capitals (Gebäude, Mafchinen, 
Arbeitöthiere) und die ausgedehntere Anwendung der Arbeitstheilung, Die leichtere 


Benugung günftiger Abfagverhältniffe, der vortheilhaftere Betrieb mander | 


gewinnbringenden landwirtbfchaftlichen Nebengemwerbe, welde die Maflenproduction 
beftimmter Robftoffe vorausfegen, wie 3. B. der Branntweinbrennerei, Bier- 
braueret, Rübenzuderfabrifation, Delbereitung u. f. w., find den Fidetcommiß- 
gütern ebenfo eigen wie überhaupt dem großen Grundeigenthum. 

Dagegen trifft der dem großen Grundeigenthume eigene Vorzug Leichterer 
Capitalbeihaffung zur Ausführung von Meliorationen, fowie zur Ueberwindimg 


123) v. Inama a. a. O. ©. 13, 15. 
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von Galamitäten, wie Hagelichlag, Viehſterben, Fenerſchaden, Kriegsverwäftungen 
uf. w. nad) dem obigen Ansführungen für den Fideicommißbefiger nicht Immer 
zu Auch der Borzug intelligenter wirtbichaftliher Leitung gelangt für bie 
—— nicht immer zur Geltung. 
Bo dem ſideicommiſſariſchen Beſitz ae ſowohl bie intelligente Leitung 
wie das mötbige Eapital fehlen, da wird er auch feine Aufgabe, dem kleineren 
an ala Pionier der Undwirthſchaftlichen Cultur zu dienen, nicht erfüllen 


— ſomit nicht alle Vorzüge der großen Güter zugleich auch den Fidei⸗ 
ommißgätern eigen zu fein pflegen, fo haben diefe andererfeit3 auch wieder ihre 


So entſpricht der Fideicommißbeſitz in höchſtem Grade jenem Poftulat, dem 
Schmoller 129 einen fo beredten Ausdrud giebt, wenn er jagt: „ES wird ewig 
für die engere Familie der Kinder und Geſchwiſter ein fittliches Bedürfniß bleiben, 
def das heilige Feuer auf dem Herde des Elternhauſes nicht erlöſche; es bleibt 
im wirthſchaftlichen Jutereſſe der ganzen Nation von Wichtigkeit, daß möglichft 
viele wirthichaftliche Unternehmungen directe Fortſetzungen väterliher Geſchäfte 
jeten, damit die gefchäftlichen Traditionen nicht abbrechen, die Berlufte, Fehlgriffe, 

und Anfangstkoſten möglichft eripart werden.“ a aus der redht- 
lich garantirten Continuität des Fideicommißbefitzes in beftimmten Familien 
anpfangen die Befiger einen befonderen Anreiz zur Entwerfung und Durch⸗ 
führung der weitausfehendftn Wirtbichaftspläne. Iſt die confeguente Durch: 
führung folder Pläne nun ſchon für jedes Gewerbe von Bortheil, indem 
fi jede folgende Arbeit unmittelbar an die vorbergethane Arbeit anfchließen 
und biefelbe in der einmal eingejchlagenen und bewährten Richtung fortjegen 
ftonn!25), fo gilt dies in noch befonder8 hohem Grade von dem Landbau mit 
feinen langen Betriebsperioden. 

Wenn ſchon der Freiherr von Steini126) am Anfang des Jahrhunderts 
von den im ganzen ſüdlichen und weſtlichen Deutſchland, in Brabant und 
Flandern vorkommenden großen Fideicommiſſen und ‚ehemals großen Klöftern 
bemerkt, daß „da8 zu ihnen gehörige Orundeigenthum in einem jo — 
Buftande fi) "befindet det al8 das, jo nicht mit Fideicommifjen belegrift”, und 
wem uns von Sachkennern verfichert wird, daß die Eultur auf manden — 
commißgũtern — namentlich dort, wo ihr Umfang fein allzu großer iſt — 
Cultur auf dem freien Grunbbefig nicht nachfteht, fo iſt das wohl — 
zurädzuführen auf Die pietät- und verſtändnißvolle Fortſetzung der vom Vater, 

und Urgroßvater begonnenen und durch keinerlei Zufälligkeiten, wie 
fie der freie Verkehr mit Grundbeſitz jonft leicht mit fi bringt, unterbrochenen 
Cultur durch die Nachtammen. Denn eine folde Eontinuität in der Wirthichaft, 
en ſolch ununterbrochenes Handeln nad) denfelben Sefidytspunften und Plänen kann 
bis zu einem gemiflen Grade den Mangel an Capital und wiſſenſchaftlich dis⸗ 
apfinirter Intelligenz erſetzen. Dabei verkennen wir übrigens keineswegs die 


— — — — — 


Schmoller in Thiels landwirthſchaftlichen Jahrbüchern 1882 ©. 6 
Br das Princip der Stetigteit und Werkfortfegung vgl. aud) iR. "as 
— der politiſchen Delonomie, 7. Aufl. 1883, ©. 246 ff. 
u —— Freih. v. Stein, Staatswirthichaftliche Betrachtungen, bei Perk Bd. 2 
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Gefahren, die mit einer einfeitigen Befolgung der Tradition verbunden fein können. 
Es bedarf diefe vielmehr der fleten Reviſion durch/ die Wiſſenſchaft, um nicht 
„zum Unſinn und zur Plage” zu werben. 

Aus diefem legteren Grunde können wir zwingenden Borjchriften für Die 
Art der Bewirthſchaftung der Fidercommißgüter, wie fie in manden Fideicommiß- 
urkunden vorkommen, nicht das Wort reden. Man follte de tempora mutantur 
u. |. w. auch bier eingedent fein und den Fideicommißnachfolger nicht anders 
binden, als durch den moralifchen Zwang, den jedes zweckmäßig begonnene Bert 
einer fpäteren Generation auferlegt, dafjelbe zu erhalten, fortzuführen und 
auszubauen. 

Die aus der Kontinuität des Fideicommißbeſitzers entipringenden Vortheile 
machen fid) namentlih mit Rückſicht auf eine beftimmte Eulturart geltend. 
Und diefelbe Culturart ıft e8 auch, die ein Minimum an Betriebscapital er- 
fordert und zugleich die Gefahr nahe legt, daß das fehr mwertbvolle ftehende 
Capital von dem freien Allodialeigenthümer zum Schaden ber Bollswirthichaft 
zu früh vom Boden gelöft und in umlaufendes Capital umgewandelt wird. 
Diefe Eulturart ift der Waldbau, fofern er eine höhere Stufe der Ent⸗ 
widlung erreiht bat und mit einem vationellen Betriebe verbunden ift. 
Derſelbe erfordert ausgedehnte Flächen, weil eine geregelte Schlagwirthichaft, 
namentlid mit langer Umtriebäzeit, nur auf foldhen möglich wird und weil 
die Anftellung von höher gebildeten Yorftbeamten fih nur für größere Wald» 
complexe lohnt. Da ein Ausreifenlaffen des Holzcapitald auf dem Stamme 
oder auch nur eine genaue Einhaltung des einmal aufgeftellten Wirthichafts« 
plans aber Opfer bedingt, die der gegenwärtige Befiger häufig für den künftigen 
bringen muß, fo pflegt die Anlage und Erhaltung rationell bewirtbichafteter 
Wälder, namentlid) folher mit langen Umtriebszeiten, nur dort üblid zu fein, 
wo der Beſitzer ficher ift, daß das von ihm gebradhte Opfer entiweder ihm felbft 
oder feinen Nachkommen zu Gute kommt. Erſterer Fall trifft bei den juriftifchen 
Berfonen, letterer bei den Fideicommißbefitern zu. Es erſcheint daher die 
Waldwirthſchaft gleihfam al3 die den Fideicommißgütern naturgemäße. Auch 
haften den Waldfideicommiſſen die meiften derjenigen Nachtheile nicht an, die 
fih bei den übrigen Fideicommiffen finden 227). Die oben auf S. 56 für 
Böhmen fowohl wie für die übrigen Kronländer Oeſterreichs mitgetheilten Zahlen 
beftätigen denn auch dieſes auf debuctivem Wege gewonnene Rejultat, indem fie 
beweifen, daß die Waldcultur den größten Theil der Fideicommißfläche ein⸗ 
nimmt 138), 

- Da der Staat aus Rädfiht auf die Volkswirthſchaft und die gefammte 
Landescultur daran intereffirt iſt, daß ein beitimmter Bruchtheil feines Terri—⸗ 
toriums mit Wald beftanden fei, fo muß e8 ihm willlommen fein, wenn eine 
Aufgabe, die er fonft nur mittel firenger Forftpoligeigejege oder mittel auf 
feinen Domänen oder doch auf den Gemeinde- und Stiftungsgütern planmäßig 
durchgeführten Waldbaues erfüllen kann, von den Fideicommißbefigern, weil fie 


127) Roſcher, Nationalölonomit bes Aderbaues, 10. Aufl. 1883, 8 189. 
dv. Inama a. a. O. ©. 12. 
Auch die Motive für bie in den letzten Jahren in Oeſſerreich erlafſenen 
Reichögejeke über bie — neuer Fideicommiſſe berufen ſich ſehr Häufig auf forſt⸗ 
wirthſchaftliche Rückfichten. C. Peyrer, Denkſchrift ©. 64. 
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zugleich ihrem Intereſſe entſpricht, freiwillig gefördert wird. Es könmen bie 
Fideicommißbefiger daher in diefer Beziehung gleichſam als Bicare des Staats 
bezeichnet werden. Wo der Torftbefig auf den Fideicommißgütern die dem 
Staat zufallenden Aufgaben nicht erfüllt, fei e8 nun, daß er zu wenig umfangs 
reich oder doch nicht zwedimäßig über das Land verteilt ift, oder daß 
Fideicommißbeſitzer ihr wahres Intereſſe verfennen, da hat feldftverftändlich 
der Staat die ihm zufallende Aufgabe felbft zu erfüllen, 

Beionders die Erhaltung der fog. Schugmwälder — d. h. derjenigen Wälder, 
die gegen Lawinen, Steingerölle, Wallerfluthen, Abſchwemmung des Bodens an 
Hängen und Ufern, gegen Flugſand, gegen Abnahme des Waſſerreichthums von 
Queſlen ſchützen — fomie der Wälder auf abfolutem Waldboden wird ber 
Staat nicht von dent Belieben des Fideicommißbefigers abhängig machen dürfen, 
jondern in diefen Fällen die Aufrechthaltung der Waldeultur auf dem Privat: 
eigenthum erzwingen oder bie betreffenden Grundftücke erpropritren müſſen. 

Nun ift freilich gegen Waldfideicommiſſe angeführt worden, daß es zweck⸗ 
mäßiger fei, wenn der durch biefelben der Geſammtheit geleiftete ‘Dienft von 
den im Eigenthum des Staats, der Gemeinden, Stiftungen u. ſ. w. befindlichen 
Bildern übernommen werde 179), 

Wir beftreiten dies. ‘Denn ceteris paribus muß dem in Privatbhänden 
befindlichen Grundeigenthum der Vorzug vor dem öffentlichen gegeben werben, 
weil jenes eine der weſentlichen Borausjegungen für die individuelle und poli= 
tifhe Freiheit der Staatsbürger bildet und wir eine Einſchränkung der der 
Privatwirthſchaft und dem Privatrecht zugewieſenen Sphäre nur dann billi 
iımen, wenn dadurch wirklich große Vortheile für die Allgemeinheit erreicht 
erben. 


Wenn ferner oben angeführt wurde, daß Fideicommiſſe häufig ein Hinderniß 
für die productive Verbindung des beweglichen Capital mit dem Grund und 
Boden bilden, fo ift bier auch auf die andere Seite dieſes Verhältniſſes hinzu⸗ 
weifen. Nämlich darauf, daß der fideicommifjarifch gebundene Grundbefig die 
Ucberlaftung mit Schulden und namentlih mit Schulden aus Reſtkaufgeldern und 
Erbantheilen nicht kennt. Die auf den Yideicommißgitern rubenden geringen 
Schulden entfpringen — wenn wir von den aus der Auszahlung von Witthümern 
und Apanagen entftandenen abjehen — nur aus Capitalanleihen, melde der Er: 
haltung und Melioration des Fideicommißquts dienen. Es entipricht den 
Schulden Hier fomit meift ein gefteigerter Grundwerth, während dieſes für den- 
jenigen Theil der auf den Allodialgütern ruhenden Schulden, welche aus dem Er- 
werb des Grundeigenthums oder der Erhaltung defielben entipringen, nicht zutrifft. 

So Lange das gemeine Erbrecht für einen großen Theil des Grundbefiges 
Geltung bat und für den Grundbefiger demnach nur die Wahl beſteht, fich diefem 
oder der fideicommiſſariſchen Individualſucceſſiin — melde jedody mit der Un- 
veräußerlichkett, Untheilbarkeit und Unverſchuldbarkeit des betreffenden Guts ver: 
bunden zu fein pflegt — zu unterwerfen, ſpricht für die Erhaltung der Fidei⸗ 
coniſſe ferner ein ſehr triftiger Grund, der jedoch nad) erfolgter Durchführung 
emer Reform Des gegenwärtig geltenden Erbrechts im Sinne des Anerbenrechts 
ſehr viel von feiner gegenwärtigen Bedeutung verlieren wilrde. Erſt dann 


— — — —— 
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wärbe es nämlich möglich fein, die Fideicommiſſe zu befeitigen, ohne daß bie 
betueffenden Güter entweder mit Erbſchaftsſchulden überlaftet oder unwirthſchaft⸗ 
Lich zerftüdelt und in beiden Fällen ſchließlich mit einer gewiflen Nothwendigkeit 
aus dem Beſitz derjenigen Yamilien binausgedrängt würden, denen fie gegen- 
wärtig angehören. 

Hiermit ſtimmt auch C. Walcker 180) überein, indem er zugleich darauf 
aufmerffam macht, daß trog der wobhlbelannten Nachtheile des Familienfidei⸗ 
commiſſes dieſes Inflitut von einer Anzahl von Schriftſtellern nur deshalb 
vertheidigt wird, weil fie an die Möglichkeit eines freifinnig ariſtokratiſchen Erb⸗ 
rechts im Sinne der Teftirfreiheit des engliihen und nordamerikaniſchen Rechts 
— umd fügen wir hinzu: an ein allgemeines, für den gefammten landwirth- 
ſchaftlichen Grundbeſitz geltendes Anerbenrecht — nicht denken oder an die Durch⸗ 
führbarkeit einer ſolchen Reform nicht glauben. Hierher gehört namentlich 
an 131), welder fi im Jahre 1858 dahin äußerte: „Uebrigend haben 

die wir für die Fideicommiſſe in den entjcheidenden Verhandlungen von 
1849 und 1851 eingetreten find, niemald in Abrede geftellt, daß unter ben 
verjchiedenen Weifen, die Güter zu binden, die der Fideicommifle keineswegs die 
empfehlenswertbefte ſei. Wenn unfere Gefebgebung eine allgemeine Erbordnung 
gäbe, nach der Weiſe der Lehnsordnung, der deutſchen Stammgutsordnung. 
würde ic) das noch weit angemeſſener erachten, als die Begünſtigung der Fidei⸗ 
commiſſe.“ 

Ferner hat neuerdings v. Jnama!?%) auf den Werth des Fideicommiß⸗ 
inſtituts für die Erhaltung des Familienſinns aufmerkſam gemacht. 

Wie diefer ſchon bei der Errichtung des Fidetcommifjes wirffam war, ſo 
ericheint die fernere Bewahrung, Pflege und Stärkung dieſes Sinns als eine 
Hauptaufgabe des Inſtituts. 

Doch geben die Fideicommiſſe nicht nur den betheiligten Familien einen 
größeren Zuſammenhalt und einen feſteren Beſtand, ſondern ſie erhalten auch die 
mannigfachen Beziehungen unverändert aufrecht, in melde die Fideicommiß- 
familien inSbefondere durch die gemeinnügigen dem Bene, auf⸗ 
erlegten Verpflichtungen (Kirchen-⸗/ Schul⸗, Armen-Stiftungen u. ſ. w.) zu den 
Culturintereſſen der Bevölkerung geſetzt ſind. 

Indem wir hiermit über die Familie hinaus auf die Bedeutung des 
Fideicommiſſes für die Geſammtheit hinweiſen, betreten wir zugleich ein Gebiet, 
auf dem ſich die meiſten Vertheidiger des Fideicommiſſes zuſammenfinden. 

Von denſelben wird zunächſt ausnahmslos die Bedeutung dieſes Inſtituts 
für die Erhaltung einer wohlhabenden und für allgemeine Zwecke leiſtungs— 
fähigen Ariftofratie hervorgehoben. 

Die Gründe, aus welchen bie Ariſtokratie erhalten und gefräftigt werben 
fol, find dann bei den einzelnen Schriftſtellern freilich ſehr verſchieden. 

So iſt für Fr. J. StahL!33) ein ariſtokratiſches Element wenn auch 
nicht ſchlechterdings Bedürfniß, jo doch ein Vorzug des focialen Zuftandd. Das 


30) €. Walcker a. a. O. S. 6 
181 Stahl, Siebzehn veslameniecid Reden, Berlin 1862, ©. 88, 
132) v v. Inama 0.0.9. 68.7 
183) Stahl, Bhilofophie bes Rechts, 3. Aufl. Heibelberg 1856, Bd. 2 Abth. 2 
5 28 erfelbe, Siebzehn parlamentariiche Reden ©. 9 
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ariftofratijhe Element wünfcht er vertreten zu ſehen durch eine Claſſe großer 
hervorragender Grundbefiger, deren Kern von dem hiftorifchen, oder wie ex fi 
ansdrädt, dem romantiſchen Adel gebildet wird. Dieje Claſſe joll eine bevor: 
zugte rechtliche Stellung erhalten, damit fie einen Sammelpunft der Volkskräfte 
— der Unterdrückung durch die Staatsgewalt und zugleich einen Schutz 
dieſe gegen Vergewaltigung durch die Volksmaſſe abgeben könne. Durch die 
Pentität ihres eigenen Intereſſes mit der Erhaltung der beſtehenden Ordnung 
und mit der Ehre der Nation vertrete ferner die Ariſtokratie dieſe in einer 
eminenten Weiſe. Der Ariſtokratie weiſt er ferner eine hervorragende Stellung 
in der Landesvertretung und die ſog. intermediäre Gewalt, worunter er die 
Fanctionen der Selbftverwaltung verſteht, zu. Speziell mit Rückſicht auf 
Breugen weiſt Stahl darauf hin, dag Sit und Stimme im preußifchen Herren» 
haufe vorzugsweiſe auf dem alten und befeitigten Grundbefige (den erblich 
Derechtigten, den von Orundeigenthümern Präſentirten und den Vertretern 
der Samilienverbände) ruhe. Die ganze Inſtitution fei daher dadurd) bedingt, 
dab fich ſolch' alter und befeftigter Grundbefig fortan in genügender Zahl und 
Stärte finde. Weil mın Dajorate, Stammgüter und Subflitutionen wirtfume 
Mittel zur Erhaltung des Adels find, fo billigt er diejelben, obgleich er den 
Familienfideicommiſſen die Succeffiondordnungen des deutichen Rechts vorzieht. 

Auf einem ähnlichen Standpunkt wie Stahl fteht aud) Rofcher!?*), nur 
daß er die wirtbichaftliche Seite des Fideicommiſſes mehr betont. Die Blüthe 
des Fideicommifles zur Zeit de ancien regime fucht er aus dem diejem Zett- 
alter eigenthümlichen wirtbichaftlichen und politifchen Factoren zu erflären. Ob- 
wohl dafjelbe unter den veränderten Bedingungen der neueren Zeit zum Theil 
jeine früheren Borzüge eingebüßt habe, fo brauchen — nad) Rofchers Anfiht — 
doh aud in der Gegenwart juriſtiſch wohl eingerichtete Fideicommiſſe von 
mößiger Zahl, die im Lande gut vertbeilt find und Beſitzern von größerem 
Reichthum angehören, nicht unwirthſchaftlich zu wirken. Die Rechtfertigung ihres 
Fortbeſtehens in der Gegenwart erblidt Roſcher in der Sicherung einer conti⸗ 
mirlichen und unabhängigen Ariftofratie, deren Aufgabe in der Bekleidung uns 
befoldeter, mit Aufwand verbundener Aemter, in der Führung der wichtigften 
Staatsgeſchäfte, namentlich im auswärtigen Dienfte, und in der Bildung einer 
wahrhaft unabhängigen zwiſchen Krone und Bolt vermittelnden Kammer befteht. 

Die Stahl’ihen und Roſcher'ſchen Anfichten finden fi, wenngleich etwas 
modificirt, wieder bei folgenden Schriftftellern. 

R. v. Mohln25) findet den politifhen Vorzug der Fidercommißbefige 
darın, daß dieſelben einer Anzahl von Perfonen die Mittel gewähren, dem öffent: 
lichen Wefen Opfer zu bringen. In ihrer gefchügten Tage, meint er, werben 
die Fideicommißbefiger ihre Unabhängigkeit durch Zurüdweifung von Ungeſetz⸗ 
lichleit und Unrecht fowie dur offenen Tadel ſchädlicher Regierungsmaßregeln 
auf nützliche Weiſe zur Geltung bringen können und zugleidh im Stande fein, 
dem gemeinen Beſten unentgeltlich Dienfte zu leiften. 


134) Wilhelm Roſcher, Grundlagen der Nationaldtonomit, 9. Aufl. 1871, 
$ 159, 205 und Nationalöfonomit des Aderbaues, 10. Aufl. 1882, 8 91, 94, 95, 100, 


182, 189. 
135) R. v. Mohl, Polizeiwiſſenſchaft, 3. Aufl. Tübingen 1866, Bd. 2 $ 119. 
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Derfelbe Gedanke findet fih aud bei C. Stüne'?‘), wenn er in dem 
Familienfideicommiß wie überhaupt in dem gebundenen Beſitz die Grundlage 
eines geeigneten Perjonald für ländlihe Selbfiverwaltung erblidt. Und zwar 
fomme dem Fideicommiß diefe Bedeutung zu, weil e8 den fonft drohenden Dis⸗ 
membrationen des Grundbeſitzes vorbeuge, durch welche das platte Land je 
länger um fo mehr aller felbftändigen Elemente beraubt werde und faft mit un- 
umgänglicher Nothwendigfeit der Beamtenherrſchaft verfalle. 

Dahlmann!?T) wiederum wünſcht die beftehenden Majorate zu erhalten 
und erforderlihen Falls neue zu bilden, weil er die Majoratäbefiger für einen 
nüglichen Beftandtheil der erften Rammer bält. 

Und aud nah W. v. Humboldt18%), der im übrigen die Nadhtheile 
ber Fideicommiſſe keineswegs verfennt, ſowie nad) Gefften‘??) befteht bie 
Bedeutung dieſer Inſtitution darin, daß fie das Vorhandenſein eines noth- 
wendigen Elements für die Bildung einer erſten Kammer ficher ftellt. | 

Endlich billigt Montesquieu!t‘) das Fideicommiß, das er im allge- 
meinen verwirft, weil es die Verkehrsfreiheit beeinträchtige, ausnahmsweiſe für 
monarchiſch regierte Länder. Nach Montesquieu beſteht bekanntlich das Princip 
der Monarchie in der Ehre. Da dieſes Princip naturgemäß Vorzüge und Aus- 
zeichnungen, aljo überhaupt Ungleichheiten erzeugt, fo find der Monarchie Rang 
ordnungen aller Art und benorredhtete Stände, zu benen auch der Geburtsabel 
gehört, eigen. ine notwendige Stütze dieſes letzteren ſind Erſtgeburtsrechte, 
Subſtitutionen und Retractsrechte. Sie müſſen daher für den Adel zugelaſſen 
werden, nicht aber auch für die übrigen Staatsburger, deren Verkehrsfreiheit | 
vielmehr möglichft zu begünftigen fei, damit fie auf bie leichteſte Art in Dem 
Stand gefegt werden, die Mittel zur Befriedigung der Bebürfniffe des Fürften 
und des Hofs berbeizufchaffen. | 

Eine in ihrem Nefultat mit Montesquieu übereinftimmende, wennglei 
etwas anders motivirte Anficht geht dahin, daß das Fideicommiß, wie alle 
anderen den Yortbeftand der Monarchie verbürgenden Inſtitutionen möglichſt er⸗ 
halten werden müſſe. Die Stellung de8 Monarchen und die ded Adels ſei eine 
auf gemeinfamer Rechtsgrundlage ruhende; namentlich entiprächen die Thronfolge 
und bie Vermögensrechte der regierenden "Familie an den dem königlichen Haufe 
gehörigen Gütern den Fideicommiſſen de3 Adels mit ihrer Stngularfucceffion un 
ihrer fonftigen ge Stellung. Nüttele man daher an diefen, jo unter- 
grabe man mit ber beftehenben Rechtsordnung zugleich das Fundament Der 
Monarchie. Aber auch abgefehen von diefem gemeinfamen Rechtöftandpunft fol 
die Monarchie mit ihrer Individualſucceſſion in die Herrſchaft und den Haus- 
befig, will fie nicht vollftändig tfolirt daftehen inmitten einer demofratifirten 








136) Stüve, Welen und Berfafjun ng der Sa res und de ländlichen 
— in Niederſachſen und Weſtfalen, Jena 1 225. 
137) Dahlmann, Die Politik auf den Grund und das Mob ‚ber gegebenen 
Sana) 35 8.0. Oum Leipzig 1847. 
2: mboldt in einem Brief an ben ger Deren bon Stein v. — — 
gs Des Freiherrn von Stein Leben, Berlin 1 b.5 ©. 67 
Bi effcken,) Die Reform der preubiichen erellung, Leipzig 1870, ©. “ls 
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Geſellſchaft, der ariftofratifchen Uebergänge bedürfen, die angeblich allein das 
erforderliche verbindende Glied zwiſchen ihr ımb den anderen Claſſen des Volks 
zu bilden vermögen 141). 

Was die von den oben angeführten Schriftftellern hervorgehobenen poli⸗ 
tiſchen Wi der Fideicommiſſe betrifft, ſo iſt nicht zu leugnen, daß 
dieſe, weil ſie die Stetigkeit des Grundbeſitzes bedingen, auch zugleich das 
Intereſſe an dem Baterlande mächtig ſteigern können. Denn „auf der Stetigkeit, 
fagt Stahl, beruht die Berwachfenheit mit den vaterländifchen Traditionen, 
melde eine Birrgfchaft der Geſimmung geben”. „Wenn die fittlide Gefinnung 
jur Gefinnung, zum Gemeingeift werden foll, jo bedarf es ber 
großen Traditionen. Auf ihren glorreihen Traditionen fteht unfere Armee, 
kraft feiner großen Traditionen bat das preußiſche Volt in diefer Kriſis fich 
erhalten. Und es ift darum wirklich fein Unglück, wenn aud einzelne Clafſen 





folge Traditionen befigen und fefthalten. Man muß nicht die Landariſtokratie 


zerftören, ſondern man muß eine flädtifche Ariftofratie bilden und ihr an Die 
Seite ſetzen 142). 

Ferner kann nicht beftritten werden, daß der Stand der Fideicommißbefiger 
der Geſellſchaft Feſtigkeit und der flaatlihen Entwidelung Stetigkeit verleiht, 
eine Eigenfchaft, die in unferer Zeit, in der unfere gefammte Wirthichaft- und 
Geſellſchaftsordnung in ihren Grundlagen mannigfad bedroht erjcheinen, von ber 
fonderem Werthe fein dürfte 143). 

Auch für die Erhaltung einer feineren Sitte und einer höheren Denkungs⸗ 
art wird das Familienfideicommiß in der Regel förderlich fein, und in dieſer 
Beziehung mag das Fideicommiß unferer heutigen Gefellfchaft mit ihrem rafchen 
Wechſel im Perfonalbeftand der Vermögenden und Reichen, ſowie mit ihren 
denofratifchen Tendenzen von einigem Werthe fein. Ueber diefen Punkt äußert 
ih em Republikaner, der verftorbene Profeflor Heinrich Eſcher in Zürid, 
folgendermaßen: „In einer Zeit, wo der Materialismus vorherrſcht, wo Reid; 
thum, durch welche Mittel immer erworben, in den Augen vieler Menfchen ent- 
ſcheidet, wo nach diefem Maßſtab Achtung und Anfehen in den Augen der Menge 
beſtimmt wird, ıft e8 ein Gewinn für die Erhaltung einer höheren Denkungsart, 
wenn es noch ein Gegengewicht gegen banaufifhen Webermuth, gegen Plutokratie 
giebt, indem etwas im Staat fi) als ftabil zeigt, was mit Gold nicht erfauft 
werden kann 144), “ i 

Dagegen bietet eine ſolche auf befeftigten Grundbeſitz fundirte Ariftofratie 
zugleich nicht immer die Gewähr dafür, daß fie die ihr zugebachten Öffentlichen 
dumctionen in ber Regierung und Selbftverwaltung zu übernehmen fähig und 
bereit fein wird. Denn dazu bedarf e8 außer der gefiherten Bermögensftellung 
auch noch eines Fonds von ſtaatsmänniſcher Einficht, vor allem aber der vollen 
Hingabe an den Staat und feine Lebenäinterefien. Dieſe Eigenfchaften find nım 


141) (Geffden,) Reform der preußiichen Verfaflung S. 103, 104. 
142) Stahl, Siebzehn parlamentarische Reden ©. 51. 

The power of perpetuating the property in our families is one of the 
most valuable and interesting circumstances belonging to it and that which tends 
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aber durchaus nicht immer bei den mit Fideicommiſſen ausgeftatteten Familien 
zu finden. 

Ja es Tann der Staat ſich in den Fideicommißbeſitzern unter Umſtän 
eine zweiſchneidige Waffe ſchaffen 145), wie einige Ausländer, die un Denticher 
Reich Fideicommiſſe befigen, und ebenfo diejenigen Inländer, die — gleich 
giltig ob fie im Auslande oder im Inlande leben — zu politifchen 
tirchlichen Parteien gehören, deren Beſtrebungen gerade nicht immer auf & 
Conſolidirung des Deutfchen Reichs gerichtet find, zeigen. Der Fideicommiß 
ift für mande diefer Familien das einzige Band, das fie mit dem Neid, ver 
bindet, deſſen Bedürfniſſe fie im übrigen nicht fennen, an defien Eriften, und 
Gedeiben ihnen wenig gelegen ift und gegen welches im Frieden ſowohl wie im 
Kriege zu intriguiven fie nicht immer verfchmäht haben. Es kann fomit bie 
Bevorzugung einer beitimmten Clafje der Bevölterung feitend des Staats, in 
Intereſſe der Erhaltung der gefellihaftlichen oa, der Durchführung der 
Selbftverwaltung und der Eonfolidirung der ſtaatlichen Verhältniſſe unter Um: 
ftänden auch das Gegentheil des Erxftrebten herbeiführen. 

Gegen diejenigen, weldye das Fideicommiß aus politifchen Gründen, namentlich 
aus Gründen der Erhaltung einer beftimmten beftehenden polinſchen Berfaflung 
vertheidigen, muß ferner eingewendet werden, daß nad) heutiger Auffafiung die 
—*5 Verfaſſung ber dem gejellfchaftlichen Zuftande eines Volks adäquate 
Ausdrud fein fol und daß die gejellichaftliche Gliederung eines Volks wieder 
abhängig ift von den gegebenen inmeren Kräften und äußeren Erfcheinungsformen 
der Volkswirthſchaft, und nicht umgekehrt. Widerfpricht jomit eine Einwirkung 
auf Volkswirthſchaft und Geſellſchaft um der Conſervirung einer beſtimmten 
Verfaſſung willen den heute allgemein anerkannten Grundſätzen der Politik, ſo 
iſt es inı Speziellen noch fraglich, ob den aus erblichen Mitgliedern beftehenden 
erſten Kammern — denen nach der Auffaſſung einer Anzahl von Vertheidigern dei 
Fideicommiſſes durch diefes Inſtitut das erforderliche Perſonal garantirt werden 
fol — überhaupt die Zukunft angehört. Beſitzen doc) bereits eine Anzahl von 
Einzelftaaten age Stalien, Portugal, Holland, Dänemart, Schweden, 
Rorwegen, Serbien, Rumänten, Brafilien; Frankreich, die Vereinigten Staaten 





145) Bgl. über diefen Gegenftand die von ng en und ebertreibungen nid 
freie Darftellung Walderst in befien Hand a der Nationaldkonomie Bb. ? 
— le — auf S. 90. Wenn der Zuſammenhang 

p und logiſch —— dem Fideicommißinftitut und ben 
Rat olicismus x — dem Ultramontanismus conſtruirt ee auf dem öfono 
miſchen — an bie Nüslichfeit von Yideicommiffen glaubt, wer hier mit ben 
ra ang muß folge der Selbſtverantwortlichkeit umd ein & Concu gebrochen 
bat, um Ultramontanismus kommen“), wirklich vor en feur 
folte, — — en in einem Staatöwefen mit weientlich proteftantifche 
Bevölkerung und ir einem proteftantifchen — cherhauſe — aus dieſem Grund 
nicht zu ünftigen. GEinftweilen jehen wir ben Beweis für den obigen durd 
die von der brachte — —— noch als erbracht an. mer 
bin können wir a eben, daß in ber Iehten bei uns der llebertritt vor 
Proteflanten zum Katho iciamu3 eine größere Rolle q lt bat, ala der Mebertritt be 
Ratholiten zum Proteflantiemns und da viele Gonverfionsfä älle auf dem “bel entfallen 
dieſer Thatſache braudyen aber keineswegs ber Fideicommikbefig be 
conbertirten ien und die in dieſem enthaltenen —— herangezogen j 
werben: —ã— Re A dad heit genügend aus anderen Gründen. 
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und die Schweiz) Kammern mit höchſtens lebenslänglich, bisweilen aber auch nur 
periodiſch gewählten Dittgliedern — bekanntlich der unzweckmäßigſten Zufammene 
kung, die man einer erften Kammer geben farm‘) — und bat doch fogar 
die deutiche Heichöverfaflung von einer ſolchen ganz Abfland genommen. 

Wenn endlich von dem durch Fideicommiſſe geſchützten Adel erwartet wird, 
daß er eine Stütze des Thrones ſein werde, ſo darf doch wohl auch daran erinnert 
werden, daß derſelbe nicht ſelten zum Verluſte deſſelben beigetragen hat. Es 
genügt zum Beleg hierfür an den Antheil zu erinnern, welchen der Adel an 
dem Sturz der Stuarts, Waſas, der franzöftihen und ſpaniſchen Bourbons 
fomie der Welfen gehabt hat. 

Und was den NRapport des Monarchen mit den Maſſen betrifft, fo wird 
derſelbe Beutzutage am wirffamften durch wirklich volfsfreundlide Maßregeln 
namentlich auf foctalpolitiihem Gebiete hergeftellt, für deren Buflandefommen 
eine durch Fideicommiſſe geſchützte Ariſtokratie — je nach ihrer Stellung zu 
en Fragen — ebenfo fehr ein Hinderniß wie ein Förderungsmittel abgeben 

Ver der dringenden Nothmwendigkeit focialpolitifcher Reformen in der 
— und bei der Wahrſcheinlichkeit, daß dieſelben, wenigſtens in den 
monarchiſchen Staaten, von oben ausgehen werden, kommt es für die Monarchie 
in erſter Linie darauf an, die ſich ihr in diefer Beziehung entgegenftellenden 
Hinderniſſe nach Möglichfeit zu verringern. 

Wenn der Staat fomit aus politifhen Gründen gut daran thut, auf den 
tünftlichen Schuß einer Ariftofratie zu verzichten, deren Nugen nicht außer Frage 
nieht, fo braucht er damit jedoch nicht auch auf den Abel überhaupt zu ver- 
sihten. Denn ariftofratifche Elemente vermögen fi — troß der gegentheiligen 
Annahme des Freiheren v. Stein — auch ohne fünftlihen Schug bei voller 
Freiheit des Grundbefitzes aus eigener Kraft zu erhalten, wie nody neuerdings 
von Walder 47) an mehreren der Geſchichte verfchiedener Völler und Zeiten 
eatnommenen Beifpielen gezeigt worden ift. Es wird das um fo leichter ges 
ſchehen können, je mehr der Staat durch zwedmäßige Geflaltung der Teſtir⸗ 
freiheit und durch ein die ungetheilte Erhaltung des Orundbefiges in ber Familie 
begänftigendes Inteftat-Erbredht die Erreichung a Zieles indirect befördert. 


Nachdem wir oben die verſchiedenen Licht⸗ und Schattenſeiten des Familien⸗ 
fideicommiſſes in abstracto beſprochen und geprüft haben, würde es uns jetzt 
obliegen, die Borzlige und Nachtheile dieſes Suffituts, foweit fie fich als wirklich 
begründet herausgeſtellt haben, gegen einander abzumägen, um auf dieſem Wege 
m einem Endurtheil über das in Rebe ftehende Inſtitut zu gelangen. Indeß 
verfprehen wir und von der weiteren Anwendung diefer abflracten Methode 
nicht den gewünſchten Erfolg. 

Wir ziehen es daher vor, behufs Gewinnung eines Schlußreſultats, unſere 
Frageſtellumg noch weiter zu ſpezialiſiren. Haben mir bisher die verſchiedenen 
Stadien der volkswirthſchaftlichen und politiſchen Entwidelung des Familienfidei⸗ 
commiſſes mumifjeS unterſchieden, ſo wollen wir jetzt nach den Folgen, die ſich für daſſelbe 


146) (Geffden,) Reform der preußiſchen Verfaſſung S. 88 
147) Walcker, Handbuch ber Nationalökonomie Bd. 2 8 33 


76 A. von Minskorwgti. 


in der Gegenwart unter ganz beftummten Borausfegungen — und zwar unter. 
den Vorausfegungen, wie fie gegenwärtig für das Familienfideicommiß im Deutſchen 
Reich und in der weftlichen Hälfte der öfterreichifch-umgarifchen Monarchie gegeben 
find — einftellen werden, fragen. Das bisher für die Gegenwart auf deductivem 
Wege ermittelte Reſultat haben wir dabei als ein vorläufig zur Drientirung 
dienende anzufehen und auf demfelben weiterzubauen. 

Leider fehlt e8 uns aber für die Beurtheiluug der Vorausfegungen und 
Folgen des Familienfiveicommifjes im Deutfchen Reich und in Oefterrei fo gut 
wie vollftändig am dem wünſchenswerthen ftatiftijchen Beweismaterial. Das 
Wenige, was in diefer Richtung vorhanden tft, bezieht fi) auf den Umfang des 
von den Fideicommiſſen eingenommenen Areals ſowie auf die Vertheilung der 
Eulturarten auf demſelben. In allen übrigen Beziehungen find wir zu ımjerem 
Bedauern darauf angewiefen, und auf die Reſultate wmdividueller Beobachtung 
befchränten zu müſſen. 

Unter den für das Urtbeil über die Fideicommiffe maßgebenden Voraus⸗ 
fegumgen find bier folgende hervorzuheben: 

1) Die meiften der gegen da3 Familienfideicommiß vorgebradhten Argumente 
wurzeln in einer indivibualiftifchen Lebensauffaffung und fegen eine ſolche auch 
al8 berrichende voraus. Sie treffen in Wirklichkeit daher nur dort zu, mo 
diefe Lebensauffaffung wirklich allgemeine Verbreitung gefunden und zu einer 
entiprehenden Sitte geführt hat. Hat ſich dagegen in denjenigen Bevölterungs- 
Schichten, in denen das Fideicommiß verbreitet iſt, ein ſtarker Familienſim er: 
halten, fo werden die Folgen unferes Inſtituts keine jo ungünftigen fein, wie 
häufig angenommen wird. Daß fi in nicht wenigen, namentlich zum deutſchen 
Adel gehörigen Familien ein ftarker Familienſim bis auf unfere Zeit erhalten 
hat, ja daß derfelbe in den legten Jahrzehnten durch Familienverbände umd 
Familientage noch beſonders gepflegt worden ift, kann ebenfo wenig beftritten 
werben, wie daß ber Individualismus im Allgemeinen auch bei und große Fort⸗ 
ſchritte gemacht hat. 

2) Ein weiterer Umftand, der für die Beurtbeilung des Familienfidei⸗ 
commifjes ſchwer in’8 Gewicht fällt, ift der Umfang der einzelnen Fideicommiß- 
güter fowie der Umfang des von ihrer Gefammtheit eingenommenen Areals, 
wobei neben dem durch Fideicommiſſe gebundenen auch der jonft in feſter Hand 
befindliche Grundbefig zu berüdfihtigen ift. 

Was der Freiherr von Stein im Anfange des Jahrhunderts im Hinblid 
auf das Deutſche Reid) bemerkte, dürfte auch jegt noch im Allgemeinen zutreffen. 
„Im Deutichen Reich”, fchrieb er14S), „it das Verhältniß des mit Fideicommifſen 
belegten adligen Landes gegen das von anderen Eigenthümern befefiene Land 
gering und entzieht nur weniges dem freien Verkehr.” 

Suchen wir da8 Geſagte durch einige Bablen zu belegen, wobei hervor⸗ 
gehoben werden muß, daß wir nur für die alten Provinzen Preußens und für 

efterreih genaue Zahlen über das Verhältniß des dem Verkehr durch 
Familienfideicommiſſe entzogenen Grundeigenthums zu dem im freien Verkehr 
befindlichen befigen. Für einige —— müſſen wir uns an ſehr all⸗ 


148) Freih. v. Stein, Staatöwirthichaftliche Betrachtungen, bei Pertz, Leben 
bed —*2— v. Stein, Bd. 2 ©. 457. 8 erh 
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gemein gehaltenen Notizen genügen laſſen, und für die meiften Länder entbehren 
wir ſelbſt vieler. 

In den 8 alten Provinzen Preußens nehmen die Familienfideicommiß- und 
Vehengäter 6,45 %/, des geſammten ertragsfähigen Bodens ein. Und felbft durch 

der Kron⸗ und Fideicommißgüter des königlichen Haufe und des 

hohenzollern ſchen Fürſtenhauſes wird diefe Zahl nur auf 7,00 %/, erhöht. 

Auf die einzelnen Provinzen finden fi die Fideicommiß⸗ und Lehengüter 
allerdings in ſehr ungleicher Weiſe vertheilt. 

Son 100 Morgen ertragsfähigen Bodens entfallen auf diefe beiden Eigen: 
ttumdfategorieen zufammen in den Provinzen: 


Formen) Schleſien Vrguden-Sachſen „nein | Preuben | Pofen | Finn 


15,1 | 11,0 | 84 | 19 | 17 16 | 15 
| | 

Bemerkenswerth iſt dabei, daß der Umfang der Familienfideicommiß- und 
Schengäter weniger bedeutend ift, als der des ftaatlihen Grumdeigenthums, indem 
dieſes letztere 9,58 %/, des gefammten culturfähigen Areals einnimmt: davon entfallen 
af die Domänen 1,42, auf die Forften 7,70 und auf das fonftige Eigenthum 
0,46%. Der gefammte in fefter Hand befindliche Grundbeſitz (aljo die Güter 
der Krone und des königlichen Haujes, des Staats, der Gemeinden, Eorporationen 
md Stiftungen, fowie die Lehen- und Fideicommißverbände) nimmt im ganzen 
Staat 22,93 9/, der ertragsfähigen Liegenſchaften, alſo mehr als 3 mal ſoviel 
Areal wie der Familienfideicommiß⸗ und Lehenbeſitz allein ein. Dieſer in feſter 
Hand befindliche Grundbeſitz vertheilt fich auf die verfchtedenen Provinzen folgender: 
maßen. Es entfallen davon auf 100 Morgen ertragsfähiger Liegenſchaften in 
den Provinzen: 


Bommern Ey en Sachen | Schlefien | Preußen — Poſen 
32.24 | 28,46 | | 25,07 21,81 | 20,21 | 16,68 | 11,58 
| 


‚ . Die Rangorbnumg, welde die einzelnen Provinzen nad) dem Umfang des 

m denfelben vorhandenen im Allgemeinen in fefter Hand befindlichen Grundeigen⸗ 

thums einnehmen , ift demnach eine etwas andere, als diejenige, die ihnen nad) 

dem Umfange des geſammten Familienfideicommiß- und Lehenbefiges im Speziellen 
149 


Im Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin find von 592 Lehen⸗ 
giten 62 und won 412 Allodien 44 Fideicommiſſe, und im Großherzogthum 
Redlenburg=Strelig giebt e8 14 Fibeicommiffe, zu denen 14 Güter 


gehören 360), 

















149) ad al Der Boden Bd. 1 ©. 526 fi. 
150) Neubauer, Zujammenftellung bes in Deutichland Be enden, Rechts 
betreff. Stammgũter, Samilienfideicommi e u. ſ. w., Berlin 1879, ©. 6. 
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Im Herzogtfum Braunfhmweig giebt e8 42 GutScomplere, die ein 
Grundfteuercapital von 9000 Mark und darüber aufweifen und daher nad) der 
befiehenden Geſetzgebung die Zamilienftammgutsqualität erwerben könnten: Darunter 
übrigend 5 Complere bäuerlichen Grundbeſitzes. Indeß giebt e8 in Braunjchweig 
thatſächlich nur 8 Familienſtammguter mit einem Areal von zuſammen 5000 ha, 
welches 2,5 %/, des privaten und 1,4%, des geſammten fruchttragenden Grund 
eigenthums ausmacht. Dazu onen. 5 fog. Pertinenzgüter mit 1300 ha 
Areal — 0,6%, des privaten und 0,4%, des geſammten Grundbeſitzes 181), 

Im Herzogthum Altenburg befteben 13 Fideicommiſſe mit einem 
Gefammtflächeninhalt von 4375 alt. Ader oder 2806,88 ha, davon umfaflen 
2 weniger ald 10, 1 — 38, 1 — 113, 4 zwiſchen 200 und 300, 2 zwiſchen 
300 und 400, 1 = 475, 1 = 721 und 1 —= 1437 alt. Ader 162), 

Im Herzogtfum Sachſen-Gotha befinden fid) außer dem berzoglid- 
Sadıfen = Coburg = Gothaifhen Gefammthaufe und dem herzoglich Sachſen⸗ 
Gothaiſchen Spezialhauſe nur noch die Familien v. Wangenheim und v. Seebach 
im Beſitz von Fideicommißgütern. 

Im Fürſtenthum R ir i. L. bat neben dein Landesherrlichen Domanial⸗ 
und Cameraleigenthum eine verhältnigmäßig nicht unbedeutende Zahl von Nitter- 
gütern die Fideicommißqualität. 

Im Großherzogthum Baden befinden fid) außer den Stammgütern des 

oßberzoglichen Hauſes und der ſtandesherrlichen Familien Fürſtenberg, Leiningen, 
————— v. d. Leyen u. ſ. m. Stammgüter auch im Beſitz folgender dem 
grundherrlichen Adel angehörigen Familien: v. Göler, v. Bodman, v. Neven, 
v. Kagenech, v. Andlaw, v. Rüdt, Zorn v. Bulach u. ſ. w. 168). 

Die volftändigften Nachrichten über den Antheil, den das durch Familien 
fieicommifje gebundene Grundeigenthum an dem gefammten Grund und Boden 
bat, befigen wir jest für Oeſterreich. Diefe Nachrichten haben außerdem den 
Borzug, daß fie aus jüngfter Zeit — aus dem J. 1882 — flammen. In 
diefem Jahr wurde nämlid fetten des k. k. Juſtizminiſteriums eine Erhebung 
über den vealen und pecuniären Vermögensſtand der Fideicommiſſe angeorbnet, 
deren Refultate und in einer fehr inftructiven Arbeit des derzeitigen Directors 
des Bureaus für adminiftrative Statiftif in Defterreih, Hofrath v. Inama— 
Sternegg, vorliegen 4). 

Hiernach befigt Oeſterreich 292 Realfideicommiſſe, zu denen 880 einzelne 
Güter mit einem Gejammtareal von 1 140 192,628 ha gehören. An der Gefammt- 
area des Reichs participiren die Realfideicommiffe nur mit 3,80 %/,, am bet 
Area derjenigen Länder, melde überhaupt Fideicommiſſe haben, mit 4,075 %. 
Indeß liegt uns in diefen Procentfägen nur ein Durchſchnitt aus fehr verfchieben- 
artigen Größen vor. Es vertheilen fih die Fideicommifle auf die einzelnen 
Kronfänder derart, daß ihr Areal ausmacht in Procenten des Gefammtareals: 





151) Lüderflen, Die Befreiung und Mobilifirung bes Grundbefiges im Herzog. 
thum — Vraunſchweig 1881, S. 
152) Hildebrand, agree Tfheingens, Bd. 1 Hälfte 1 ©. 10. 
re eubauera. a. O. 4, 8, 1 
v. Inama⸗Sterneg Die Semitienföriommife in De in ber 
Defterzeilstfäien ftatiftifchen Monatäfhrift, 9 . Jahrg. 10. Heft S. 4 
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Es nehmen ſomit die Fideicommißgüter durchſchnittlich einen verhältmiß- 
mäßig geringen Theil des Geſammtareals in Preußen ſowohl wie in ben anderen 

chen Ländern und ebenfo auch in der weſtlichen Hälfte Oeſterreichs ein. 
Ja Durchſchnitt der 8 alten Provinzen Preußens finden ſich nur 6,45 %, des 
ertragsfähigen Bodens und in Oeſterreich gar nur 4,08 %;, des geſammten 
Bodens durch Familienfideicommiſſe vinculirt. Diefer Brocentfat ſtellt ſich 
indeß ſchon bedeutend höher, nämlich in Preußen auf 22,93 %,, alſo auf faft 
den vierten Theil des culturfähigen Areal, wenn man den übrigen in fefter 
Hand befindlichen Grundbeſitz hinzurechnet. 

Im Hinblid auf dieſe Durchſchnittszahlen allein bürfen. wir allo mit dem 
Freiherrn von Stein ſagen, daß mit dem Fideicommißbeſitz im Deutſchen Reich 
und in Oeſterreich mefentliche Nachtheile nicht verbunden fein können, weil diefe 
erſt dann eintreten, wenn große Maſſen von Grundeigenthum ſich vinculirt finden. 

Anders muß unfer Urtheil allerdings lauten, wenn wir einzelne Gegenden, 
ſeien e8 nun Provinzen oder noch kleinere Territortal:Abfchnitte, Regierungsbezirke 
oder Kreife, in's Auge faflen. Hier finden wir, daß die Fideicommiſſe in ihrer 
Geſammtheit viel flärter hervortreten als nach den obigen Durchſchnittszahlen. 
Bir erwähnen beiſpielsweiſe die Provinz Pommern, in der ſich 32,4%, alles 
culturfähigen Bodens in feſter Hand und wenigſtens 15,1%, im Fideicommiß⸗ 
befig befinden, ferner die Provinz Schleſien wit 11,10%, durch Fideicommiſſe 
gebundenen Beſitzes. Auch innerhalb Oefterreichs nimmt der fideicommiſſariſch 
— Boden in Mähren 7,99 und in Böhmen fogar 11,15 %, des Geſammt⸗ 
areals ein. 

Bo fi die Tendenz zeigt, einen beträchtlichen Theil des Grund und 
Bodens in einzelnen Familien feftzulegen und dadurd die Latifundienbildung 
zu begänftigen, da bat der Staat nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, 
durch definitived Berbot oder doch durch zeitweilige Beſchränkung der Errichtung 
don Samilienfideicommifjen weiterem Schaden vorzubeugen. 

Beam wir bie von C. Walder!?®), mitgetheilten Angaben über ben 
eolofjalen Umfang des Grimdeigenthbums einer nicht geringen Anzahl von Per- 
jonen i im Deutidem Reiche für Dofändig zuverläffig halten könnten, jo würden 
wir nicht zweifelhaft fein, daß den Staaten ſchon jegt die ernſte Bict obliege, 
dieſe bereits weit vorgeſchrittenen Latifundienbildungen ernſtlichſt in's Auge zu 
faſſen und nach Mitteln zu ſuchen, um ihrer weiteren Ausbreitung zu fleuern. 
Einftweilen aber halten wir es wenigftens für eine dringende Aufgabe ber 
äinzelnen deutichen Etaaten, den von Walder angedeuteten E puren nachzugehen 
und ſich vollſtändige glarheit und Gewißheit über den Umfang der Latifundien⸗ 
bildung zu verfchaffen. 


155) €. Walder, Handbuch der Nationalölonomie, Bd. 2 S. 269 ff. 
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3) Bon weſentlichem Einfluß auf das Lirtheil über bie Fideicommiſſe 
eines Landes wird ſodann bie Stellung fen, die der Fideicommißbeſitzer zur 
Landwirthſchaft, ſowie zum ganzen Culturleben ſeines Volles, namentlich aber 
zum Staat und feinen Aufgaben einnimmt. 

So führt Te Play an, daß im alten Frankreich die Fideicommifje ohne 
Widerſpruch beftanden, jo Lange der Adel ſich durch feine Tugenden und Dienfte 
über die anderen Glafien erhob. Als derſelbe dann aber zum Hofabel wurde 
und Anjehen und Achtung im Bolfe verlor 1%), wurden auch die Familien⸗ 
fideicommifle allgemein verurtbeilt. Diefe Berurtbeilung war eine um fo 
fivengere, als in Isle de France nur die Güter ber Hbefigen durch Fideicommiſſe 
vor der Zeriplitterung geſchützt maren, während die Güter ber — und 
Bauern vertheilt werden konnten, jo daß hierburd, der Adel ein künftliches Leber- 
gewicht über die anderen Clafien erhielt. 

Bon einer ſolchen Geringihägung — wie fie der franzoͤſiſche Abel vor ber 
Revolution vielfach erfuhr — bat ſich der deutſche Adel im Allgemeinen und 
ber fideicommißbefigende im Speziellen in der Gegenwart frei zur halten gewußt, 
wenngleich er andrerſeits auch wieder nicht bie feften Wurzeln in unſerem von 
demotratiſchen Ideen beherrichten Volke befigt, wie bie engliſche nobility und 
gentry im engliihen Volke. Und zwar befigt er fie nicht, weil er es bisher 
im Allgemeinen — abgefehen von einzelnen hervorragenden Ausnahmen — ver= 
ſchmäht hat, die vorwärts flrebenden Elemente unſeres Volls zu führen. 

Im Uebrigen haben wir der Stellung der deutſchen Fibeicommißbefiger zu den 
ihnen zufallenden Aufgaben oben bereits mehrfach gedacht. Wir weiſen hier noch 
beſonders auf da8 über die Eultivirung des Fideicommißbodens und peziell über 
bie Bedeutung der Pecimiarfideicommifle für diefe, über den Einfluß der allgemeinen 
Wehrpflicht auf vie Ausbildung des Fibeicommißbefiger8 u. |. w. Geſagte hin. 

Wie der Stand der Großgrundbeſitzer im Allgemeinen, fo haben namentlich 
die Fibeicommißbefiger ihr künftiges Schickſal daher felbft in Händen. Wir 
können in diefer Beziehung A. Wagner !57) vollftändig beiflimmen, wenn ex 
jagt: „Wo der Stand der großen Grundbeſitzer — und fügen mir hinzu: 
ſpeziell der Zamilienfideicommißbefiger — feine ökonomiſch auf ben Bezug ber 
Grundrente bafirte fociale Stellung im wahren Intereſſe der Geſammtheit be⸗ 
nugt, im politifhen Ehrenamtsdienft der Selbitregierung, in der —— 
und Vertheidigung ber Vollksfreiheiten, wozu er fo beſonders geeignet iſt, 
der Pflege der höheren Culiurinerefſen des Volkes, in caritativen geifungen, 
auch als Leiter und Berbreiter wirthſchaftlicher und technischer Fortſchritte, 
3. B. fpeziell im Aderbau; wo biefer Stand mit einem Wort die guten Seiten 
einer tüchtigen Kriftofratie zeigt und der wahre Führer des Volkes ıft, ſeine 
Stellung wie ein Amt, feinen vermeintlich vein privatrechtlihen Nentenbezug 
wie eine öffentliche Befolbung betrachtet, was fie nad) richtiger ſocialrechtlicher 
Auffaſſung if iſt, ein Amt, eine Beſoldung, welche in erſter Linie ſociale en 


156) Zur Charakteriſtik der geringen Achtung, re bie höheren Glafien 
Frankreich vor der groben Revolution genofjen, fe! 8 > genen —— 
aus Montesquieus Pensées diverses an. Hier heiß Bt es: Je disais A un homme: 

Fi donc! vous avez les sentiments aussi bas qu’un homme de qualite.“ Le Play, 

La rt "Ba a Au — * thſchaftsleh Erſter Theil: Grund⸗ 
agner, gemeine o sur aftslehre. il: 

legung, 2. ln Heidelberg 1879, ©. 
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anferlegen, erſt in zweiter Linie private Rechte geben, .... da liegt der große 
Grundbeſitz auch heute in einem vorherrfchend demofratifchen Zeitalter unferer 
Gultwrvölter ... im nationalen Intereffe”, ja da wird die Idee einer Befeitigung 
des Familienfideicommißinftitutes nicht leicht durchdringen. 

4) Ein weiterer wichtiger Punkt, von dem die Beurtbeilung des Familien⸗ 
fideicommiſſes unter gegebenen Verhältniffen abhängt, iſt feine rechtlihe Geſtalt. 
Wir haben oben gezeigt, wie ſtark diefelbe in ihrer particularrechtlichen Normi⸗ 
rung von der des gemeinen Rechts abweicht. 

Die phyfiokratiſch- Smith'ſche Richtung in der Nationalötonomie und die 
mit derfelben im BZufammenhang ftehende Bewegung, welde eine Erweiterung 
der individuellen Freiheit und eine Durchführung der Gleichheit anftrebte, durch⸗ 
zitterte feit dem Schluß des vorigen Jahrhundert3 ganz Europa. Sie hatte 
ihre Folgen auch für das Familienfideicommiß, indem fie dafjelbe in Frankreich 
md mehreren anderen Staaten, zu denen auch die zeitweilig unter franzöfifche 
derrjchaft gerathenen deutfchen Länder gehörten, befeitigte. In den jelbitändig 
gebliebenen deutichen Staaten ging man gegen das Fideicommiß aber nicht fo 
radical vor, indem man ſich darauf befchräntte, das Familienfideicommiß 
dem allgemeinen Recht anzunähern oder indem man die durch die Stiftungs⸗ 
urlunde begründeten ftarren Normen doch durch Beſchlüſſe der corporativ 
organijirten Familie zu mildern geftattete. Der Iegtere Weg ift hauptfächlich in 
Freußen, der erftere zugleich hier und in den übrigen deutfchen Staaten ein- 
geſchlagen worden. 

Verſuchen wir nun, die an dem gemeinrechtlichen Fideicommiß vorgenomme: 
nen weientlichen Veränderungen hervorzuheben und zu würdigen. 

a. Das im Abel feinen Urfprung habende Inſtitut wurde durch die 
Landesgejeggebung der meiften Etaaten ausdrücklich oder ftillfehweigend auf alle 
Volksclafſen ausgedehnt. Nur das bayerifche und badische Recht machen von 
diefer Regel Heute nod eine Ausnahme. Aber durch dieſe Verallgemeinerung 
ded Rechts zur Fideicommißerrichtung ift nicht auch factiſch eine Verbreitung 
dieſes Inſtituts über den Kreis des Adels hinaus erreicht worden. Fidei— 
commifie fommen auch heute faft nur in adeligen oder foldhen Familien vor, 
welche — um mit Gerber zu fpredien — das Wefen des Adels in fi) auf: 
genommen haben. 

b. Wenn die neueren Geſetze faft ausnahmslos den Principalgegenftand 
des Familienfideicommiſſes auf land- oder forftwirthichaftlih benugte Grund» 
Rüde befchränten, fo entfpridt daS der Unvergänglichfeit und der mit den 
wachſenden Anſprüchen der Familie in der Regel gleihen Schritt baltenden 
Bertherhöhung des Grundbefiges. Für die dauernde Verbindung von Geld- 
capttalien mit beftimmten Familien empfiehlt ſich Dagegen die Form der Familien⸗ 
fiftung mehr als die des Familienfideicommiſſes. 

Um eine Gewähr dafür zu haben, daß die Familienfideicommiſſe auch 
wirflih die Idee zu realifiren vermögen, welche ihnen zu Grunde liegt, haben 
mehrere Gejege ein beftimmtes in Geld ausgedrüdtes Werth: oder Ertrags- 
minimum für die zu vinculivenden Güter fetgeftellt. Und während nad) der 
Geſetzgebung einiger diefer Staaten das Werth: oder Ertraggminimum dem 
meiligen Fideicommißeigenthümer zu voller freier Verfügung zuftehen foll, iſt in 
anderen Staaten nod eine Belaftung deſſelben bis zu einer gleichfalls gefeglich 

Ehriften XV. — vd. Miastomwsti, Grunbeigenthumdvertbeilung. I1. 6 
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firirten Quote mit Schulden, Apanagen, Witthümern, Ausfteuern ftatthaft. In 
Folge der fehr niedrigen Normirung der Minima wird nun aber keineswegs be⸗ 
wirkt, daß ber gefeglich normirte Minimalertrag folder Güter (derfelbe beträgt in 
Braunſchweig 3000, in Preußen 1250, in Hannover 800 Thaler) bereits 
genügt, um dem Fidercommißeigenthümer und feiner Familie die Stellung einer den 
mittleren, gefchweige denn den höheren Claſſen angehörigen Yamilie zu fihern. 
Und dies zwar um fo weniger, je ftärfer im Laufe der Beit die gejelichaftlichen 
Anſprüche fteigen und der Geldwerth — in dem das Minimum feinen Ausdrud 
findet — finft. Auch bieten diefe niedrigen Minimalerträge keinerlei Garantie 
dafür, daß der Fideicommißeigenthümer im Stande fein merde, außerordentliche 
Calamitäten, die ihm und feinen Befig treffen fünnen, zu überwinden und auf 
feinem Gute die nöthigen Meliorationen vorzunehmen. | 

Entbehrt ſchon überhaupt die Firirung eine Ertrags- oder Wertb- 
minimums, welches das durch Familienfidercommiffe zu vinculivende Vermögen 
erreichen muß, eines zureichenden Grundes, da nach den bisherigen Ausführungen 
die Gefahr, daß zu Meine Güter durd) Fideicommiſſe vinculirt werden, überhaupt 
nicht vorhanden ift, fo müſſen wir uns vollends gegen jo niedrig gegriffene 
Mintmalbeftimmungen und ihren Ausdrud in Geld erklären. Minima, wie fie 
3. B. ın Preußen beftehen, erfcheinen, wie Lewis (Fireicommißbeftimmungen 
©. 473) richtig bemerkt, „mehr unter dem Gefichtäpunfte einer der betreffenden 
Familie zufommenden Unterftügung, als eined den Glanz und das Anſehen 
derfelben fihernden Einkommens“. 

Zudem befitt der Staat in dem hohen Stempel, der bei der Errichtung 
von Fideicommiſſen in mandyen Staaten, wie z. B. ın Preußen, erhoben wird, 
ein viel wirkſameres Mittel, der Errichtung von Fidercommiffen überhaupt und 
der Binculirung Heiner Vermögen im fpeztellen entgegenzuarbeiten, als in den 
Minimalbeſtimmungen !°®). | 

Das wird auch in jenen Kreifen, in denen man fi für die Verbreitung 
des fideicommiſſariſch gebundenen Beſitzes intereffirt, vollftändig anerkannt. 
Deshalb find in den Jahren 1853, 1856, 1857 und 1858 im preußtichen 
Herrenhaufe Anträge auf Herabfegung des Etempel3 der Etiftungdurfunden auf 
1%, „des nad) einem landesüblichen WirthichaftSanfchlage zu ermittelnden Guts— 
werthes“ eingebracht und angenommen worden, freilid ohne daß fie die Zu: 
ftimmung der Staatsregierung gefunden hätten. | 

Wenn wir fomit die Gefahr der Vinculirung allzu feiner Güter in der 
Gegenwart als ausgefchloffen anfehen, fo gilt daffelbe doch nicht auch hinſichtlich 
der Gefahr, daß allzu große Grundbeſitzmaſſen feftgelegt werben. 

Im Intereffe der Erhaltung einer gefunden Vertheilung des Grundeigen: 
thums ließe fi daher — im Gegenfag zu den abzufchaffenden Minima — bie 
Einführung von Flächen, Werth: oder Ertragsmarima, melde die in einer 
Hand befindlichen Fideicommißgüter nicht überfteigen dürfen, wohl rechtfertigen. 
Damit wäre freilid) der durch den Fideicommißbeſitz drohenden Gefahr einer 
Verſchiebung der beftehenden Grundeigenthumsverhältniffe nur in unvollfommener 


158) v. Schorlemer:Alft, Die Lage des Bauernftandes in Weitphalen, 
Münfter 1864, ©. 8. | 
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Beife vorgebeugt. Denn verhütet wäre durch die Feſtſtellung folder Maxima 
ne die Feſtlegung einzelner Yatifundien, nicht aber auch die Binculirung eines 
beträchtlichen Theile vom Geſammtareal durch eine Anzahl mittelgroßer Fidei⸗ 
commißqũter, deren Umfang aber gleichwohl im einzelnen das Maximum nicht über: 
ſteigt. Eine beträchtliche Anzahl Güter von geringerer Größe, durd) die ein großer 
Theil des Bodens dem freien Berfehr entzogen wird, kann aber unter Umftänden 
für ein Yand nicht viel weniger nachtheilig fein, als einige wenige Latifundien. 
Auch lãßt fich nicht verfennen, daß der praftifchen Durchführung folder Maximal⸗ 
kefimmungen große Schwierigkeiten entgegenftehen. Bei dem heutigen Buftande 
der Berihuldung mandyer Fideicommißguter laſſen fid) Marima ebenjo wie Minima 
zur in der Form von Gelderträgen ausdrüden. Diefe find aber wieder fo außer⸗ 
erdentlih wechſelnd, und ziwar nicht nur in Folge der verjchiedenen Bewirthichaftung, 
ſerder auch in Folge der fi) verändernden Conjuncturen, daß ein und daſſelbe 
Sat bald das Marimum nicht erreichen, bald dagegen dafjelbe überfchreiten wird. 
Juden würde eine folhe Beitimmung reihen Anlaß zu willkürlicher Inter⸗ 
pretation ſeitens der Behörden und zur Umgehung ſeitens der Fideicommißbeſitzer 
geben. Aber die meiſten diefer Gründe lajjen ſich auch gegen Minima geltend 
waden, und da diefelben die Geſetzgebung nicht abgehalten haben, für das Fidetcommiß 
eme Grenze nach unten zu ziehen, fo hätten fie folgerichtig aud) die Fixirung von 
Rırma nicht verhindern follen. Indeß hat doch nur das badifche Landrecht für 
de Stammgüter des Herrenftandes und Ritterſtandes eine obere Grenze ge- 
“gu Tas preufiihe Landrecht dagegen erfchwert nur die Errichtung von 
dideicommifſſen, fofern ihr Werth über ein beftunmtes Maximum hinausgeht: 
befteben fie nämlich aus Landgütern, deren Reinertrag die Summe von 
11000 Thalern überfteigt, jo iſt zu ihrer Errichtung die Iandesherrliche Ges 
nehmigung erforderlid. Nun könnte man annehmen, dem Erfordernig der Ges 
echmigung von Fideicommiſſen — welche Genehmigung feitens des Landesheren 
(Frenben, Hefien-Darmftadt, Hannover, Sachſen-Weimar, Baden, Braunfchmeig, 
Anhalt, Sachſen) oder feitend der Auffichtsbehörde (Bayern, Altenburg, Gotha, 
Fu Fideicommiſſe mit einem geringeren Ertrage ald 10000 Thaler aud) 
Preußen) zu erfolgen hat — liege der Gedanke zu Grunde, daß diefe Ger 
zchmigung verfagt werden kann und foll, wenn der Volkswirthſchaft aus einem 
Icbermaß gebundenen Grundeigenthums erhebliche Gefahren drohen. Unſeres 
Vifſens pflegt indeß eine Prüfung der Fideicommiſſe auf diefen letzteren Punkt 
nt fattzufinden. Und auch das von dem öfterreichifchen bitrgerlichen Geſetz⸗ 
deh, jowie von dem öſterreichiſchen Gefeg vom 13. Juni 1868 ergriffene 
Pittel, die Errichtung von Familienfideicommiſſen dadurdy zu erfchweren, daß 
zn ihre Genehmigung auf den Geſetzgebungsweg verwies, hat bei der großen 
rachtigleit, mit der der öſterreichiſche Reichsrath ſolche Beſchlüſſe zu fallen 


Age, bisher nur die Verzögerung der Bewilligung, keineswegs aber die In⸗ 


King der Errichtung neuer Fideicommiſſe und der Vergrößerung beftehender 


Du Solge gehabt. 


Es ift demnach im Allgemeinen — von Baden abgefehen — durch die 
wre Geſetzgebung und Praris wohl dafür Eorge getragen, Laß das Familien⸗ 
iß nicht zu Meine, nicht aber aud in gleicher Weife, daß es nicht zu 
umfafle; namentlich aber nicht, daß die Fideicommifje eines Yandes 


kan zu großen Theil des gefammten Bodens dem freien Verkehr entziehen. 
| 6* 


- 
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c. Um dem Fideicommißeigenthlimer in denjenigen Fällen, in denen er 
jelbft fein genügendes Capital befitt und ſich dafielbe ohne Realficherheit auch 
nicht verfchaffen fann, die Aufnahme von Darlehen zu ermöglichen, wird ihm 
durch die neuere Geſetzgebung in viel größerem Umfange die Belaftung des 
Fideicommißgutes ſelbſt oder doc wenigftend feiner Früchte mit Schulden ge: 
ftattet, als dies nad gemeinem Recht zuläffig war. Immerhin foll die Be⸗ 
laftung des Fideicommißgutes mit Schulden hauptfählih nur gefchehen dürfen 
zum Zweck der Erhaltung und Wiederherftellung, mie einige Gefege verlangen, 
oder auch zur Berbeflerung und zum Nuten befielben, wie andere geftatten. 
Die preußiſche Geſetzgebung geht auch in diefer Beziehung weiter. 

d. Wie die Berfchuldung, fo ift aud der Verlauf des ganzen Fidei⸗ 
commißgute3, fowie namentlich einzelner Parzellen deſſelben ausnahmsweiſe ges 
fattet. Auch für diefe Acte wird vorausgeſetzt, daß fie für das Fideicommiß 
nothwendig oder doch nüglich feien. 

Doch ift ſowohl die Contrahtrung von Fideicommißſchulden, wie die totale 
oder theilmeife Veräußerung des Fideicommißgutes gemöhnlid) von der Zuftim- 
mung oder doc wenigſtens von der Anhörung fämmtliher Anwärter und meift 
aud) von der Beftätigung der Auffiht3behörde oder des betreffenden Refjort- 
minifter8 oder fogar de3 Landesherrn abhängig gemadıt. 

Die Beſchreitung dieſes Weges ift fo weitläufig und foftjpielig, daß der 
Fideicommißeigenthlimer ihn gewiß nur felten betreten wird. 

Bon größerer praftiiher Tragweite dagegen dürfte die Beftimmung des 
preußifchen Rechts fein, daß es zur Aufnahme von Fideicommißſchulden, ſowie 
zum Berfauf einzelner Theile. des Fideicommißgutes in gemiflen Fällen nur der 
Buftimmung zweier Anwärter bedarf. An diefe Beftimmung hätte unferer Anficht 
nad) jede weitere Entwidelung der Fidercommiffe, die fi die Aufgabe fegen 
wollte, dieſes Inſtitut auch in der Zufunft zu erhalten, anzuknüpfen. Wir 
ftimmen in diefer Beziehung mit Gierfe 159) vollftändig überein, wenn er in der 
corporativen Organiſation der fideicommißgbefigenden Familien, ſowie in den 
diefen Organifationen einzuräumenden Befugniffen das geeignetfte Mittel zur 
Befeitigung der gegen die Fortdauer des ganzen Inſtituts erhobenen Einwände 
erblidt. 

e. Eine weitere Annäherung an das gemeine Recht enthalten auch einige 
Barticulargefege, wenn fie dem Fideicommißeigenthümer die Apanagirung und 
Ausftattung feiner Gefhwifter, ſowie die Auswerfung eines Witthums an bie 
Wittwe feines Vorgängers vorfchreiben. Gegenüber dem älteren Fideicommißrecht, 
welches für die Gefchmwifter des Fideicommißeigenthümers gar nit forgte, fon- 
dern dies der Sitte und den Dispofitionen des Erblafjerd überließ, ıft dies ein 
Fortſchritt im Sinn einer Annäherung des Fideicommißinftitut8 an das allgemeine 
Recht. Doch wird bei dem in diefer Beziehung Erreichten nicht ftehen zu bleiben 
fein. Denn Apanagen von einigen hundert Mark an die einzelnen Gejchwifter, 
während der Fideicommißeigenthümer über Hunderttaufende im Jahr verfügt, wie 
fie in Weftphalen vortommen follen, widerfprechen zu ſehr dem Rechtsgefühl unjerer 


159) Gierke, Die juriftiüche Berfönlichkeit des hochadeligen Hauses, in Grünhuts 
Zeitichrift für das private und öffentliche Recht der Gegenwart, Bb. V 1878 ©. 587. 
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Hat, als daß fie auf die Dauer haltbar wären 160), Und ebenfo ſehr wider⸗ 
ſpriht es umferen heutigen Rechtsanſchauungen, wenn für den Fall, daß der 
verforbene Eigenthümer feine männlichen Erben binterlaffen hat und das Fidei⸗ 
commifgut an einen weitläufigen Vetter übergeht, die Wittwe und Züchter in 
berrängten Berhältnifien zurüdbleiben. 

Soll das Fideicommiß auch ferner beftehen bleiben, jo muß in diefer Be⸗ 
zehung Wandel geichafft werden. — 

Bern wir hiermit einer reichlicheren Außftattung der Gefchwifter des 
Fideicommißerben reſp. Berforgung der Wittwe feines Vorgängers, als fie 
xgenmwärtig üblich ift, das Wort reden, fo geſchieht dies jedoch nur in ber 
Boransfegung, daß die Gefchwifter des Fideicommißbeſitzers nicht bereits bei 
Lebzeiten der Eltern auögeftattet worden find, und nur zu dem Zwed, um ihnen 
die Mittel zur Erwerbung einer felbftändigen wirthſchaftlichen Eriftenz und für 
ten Fall ihrer Erwerbsunfähigkeit (Kinder, Altersſchwache, Gebrechlide) zur 
Führung eines ftandesgemäßen Lebens zu verichaffen. Wir wollen aljo aud 
bier wie überhaupt (ſ. exfte Abtheilung diefer Arbeit S. 274) nicht mehr, als 
de auf dem Familienvater und Ehemann bei Lebzeiten ruhende Verpflichtung 
zu Alimentirung und Ausftattung feiner Kinder, jowie zur Berjorgung feiner 
dran — und zwar ohne Beichränfung auf die Nothdurft, fondern mit Yus- 
tebmung auf den hberfümmlichen Lebensunterhalt — auf feinen Nachlaß über- 
tagen. Wird durch eine ſolche Verpflichtung bei Vorhandenſein einer größeren 
Anahl von Altmentationsberedhtigten der Fideicommißbefiger auch ſtark belaftet, 
fe iſt das eben nur die Conſequenz einer zahlreihen Nachkommenſchaft: eine 
Gorfeguenz, die das Fideicommißinftitut anerkennen muß, werm e3 fich nicht in 
Viderſpruch mit den Grundſätzen des Rechts und der Billigkeit fegen will. 
- dann auch die eine Generation, fo geht e8 der anderen mohl wieder 


Es lann daher von diefem Standpunkte aus nicht gebilligt werden, wenn 
ke nenere Geſetzgebung ein für allemal gewiffe Baufchaljummen als Maxima 
fir die Geſammtheit der von dem Fideicommißbeſitzer auszuzahlenden Witthümer, 
Apanogen, Ausftattungen firirt und dabei auf die Zahl der Kinder, ihre Bedürftig- 
kun. ſ. w. nicht Rüdjiht nimmt. 

f. Bern die Verpachtung des ganzen Fideicommißgutes oder einzelner Theile 
defelben, wie wir oben erwähnten, unter Umftänden ein Mittel fein fan, um 
iefehbe in gehörige Eultur zu bringen, fo muß dieſe Art der Benugung des Fidei⸗ 
wmzißgute3 möglichft begünftigt werden. Dazu gehört aber, daß der Padıt- 
vertrag, auch der auf längere Zeit abgefchlofiene, nicht mit dem jedeömaligen 
Lede des Fideicommißeigenthümers aufgelöft werde. Denn aus einem Verhältmiß, 
des jeden Augenblick gelöft werden kann, wird der Pächter den möglichſt großen 

Gewinn zu ziehen fuchen und es vermeiden, das Pachtobject in 
wöbaltiger Cultur zu erhalten oder gar weit ausfehende Meliorationen zu 


min. Wie ſchwer e8 aber hält, eine vertragsmäßig ausbedungene Inſtand⸗ 





160) Bon einem am Rhein gelegenen Fideicommißvermögen wird berichtet, daB 

Sintänfte aus demjelben ſich auf 720000 Mt. belaufen, während von 

ker Summe an Apanagen bie winzige Summe von 6000 Mt. bezahlt wird. De 
date, Im neuen Reich 1880 Nr. 49 ©. 811. | 
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Haltung und Meliorirung von Ländlichen Grundftüden auch wirklich durchzuſetzen, 


wenn das Intereſſe des Pächters diefen Aufwendungen widerjpricht, ıft allgemein 
befannt. 

Nach gemeinem Recht und nach einer Reihe von Landesgefegen ift der 
Fideicommißnahfolger nod) heute an den von feinem Vorgänger abgejchlofienen 
Pachtvertrag nicht gebunden. Allein andere Landesgefege heiten den Fidei⸗ 
eommifnachfolger die Pachtverträge feines Vorgängers doch anerkennen, ſofern 
diefelben nicht über eine beftimmte Anzahl von Yahren hinaus abgeichloffen 
find; das Marimum hierfür beträgt nad) dem bayeriſchen Edict 9, und nad 
der beflen- darmftäbtiichen Gefetgebung 12 Jahre. 9a nah dem öfter: 
reichiſchen bürgerlichen Geſetzbuch binden felbft die von dem Fideicommißeigen⸗ 
thümer abgeſchloſſenen Erbpachtverträge feinen Nachfolger, falls dem Abſchluß 
die Vernehmung jämmtlicher lebenden Anwärter und des Fideicommißcurators. 
ſowie die Genehmigung der zuftändigen Gerichtöbehörde vorbergegangen iſt. 
Und in Medlenburg ift der Fideicommißeigenthümer beredtigt, wenigſtens 
einen Theil des Gutsareals in Erbzind zu vergeben. Durch die medlenburg- 
fhwerinfche Verordnung vom 20. Mai 1868 ift nämlich dem Beliger eines 
Rittergutes geftattet, 2%), des Gutsareals zu Erbzingftellen wegzugeben, obne 
daß es hierzu der Beibringung des agnatifchen oder lehnsherrlichen Conſenſes, 
außer in tem all, wenn das Gut zum SHeimfall fteht, bedarf. Bon 
diefer . Ermächtigung darf auch der Eigenthümer von Fideicommißgütern 
Gebrauch mahen, fofern ihm dies nit durd die Stiftungsurtunde Tpeziell 
unterfagt ift 261). 

In Preußen dagegen ift durch das Gefeg vom 2. März 1850 die Er 
rihtung von Erbpadht: und Erbzinsftellen überhaupt, demnad) auch auf Fidei⸗ 
commißgltern unterfagt. Wie bier aber der Abverkauf kleiner Parcellen von 
Fideicommißgütern geftattet ift, jo müßte diefe Beftimmung nad) dem Vorbilde 
ber medlenburgifchen Gefeggebung auch auf den Fall der erbzing- und erbpadıt- 
werfen Bergebung einzelner Theile des Fideicommißqutes ausgedehnt werden. 

An den nöthigen Anregungen hierfür hat es in den letten Jahren nicht 
gefehlt. Diefelben hatten in erfter Linte die Domänen in’8 Auge gefaßt, von 
deren erbpadjtweifer Zerlegung in Bauer und Häuslerftellen man fi in 
Gegenden mit ausſchließlichem Großgrundbefig die Begründung eines geficherten 


Bauern- und eines ſeßhaften Arbeiterftandes verfprad. Aber auch die Eigen⸗ 


thümer großer Fideicommißgüter würden wahricheinlih von der ihnen ein= 
geräumten Befugniß, Erbpadıtitellen zu errichten, den weiteften Gebrauch machen. 
Und ebenfo wie gegenwärtig in Preußen, fo ift bereit am Anfang des 


Sahrhunderts in Bayern die Anregung gegeben worden, die 88 48—52 des 


Edicts über Fideicommiſſe dahin abzuändern, daß jeder Fideicommißinhaber auf 
feinem Boden Anfiedelungen anlegen und über diefelben Erbpachtverträge errichten 
bürfe, infofern nur die Staatöwirtbichaftsbehörde bei ſolchen Beränderungen 
fein Bedenken findet und die vollftändige Sicherung der Fideicommißrente nach— 
gewieſen wird. | 


161) Bericht der vom Diedienburgiichen patriotiichen Verein ernannten Com⸗ 
mullen zur Berathung über die Berbältniffe der ländlichen Arbeiterclaflen u. |. w. 
in Medlenburg, Schwerin 1873, ©. 80. 
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Es ift daher zu fordem, daß die bayeriſch-heſſiſchen Beftimmungen 
über die Verbindlichkeit von Zeitpachtverträgen und die öſterreichiſch-mecklen⸗ 
burgiſchen Beftimmungen über die Verbindlichkeit von Erbpadt- und Erb- 
jindoerträgen für die Fideicommißnachfolger desjenigen, der fie abgeſchloſſen 
bat, verallgemeinert werden. Wünfchenswerth iſt dann noch, daß den Beit- 
pächtern beim Berlaffen ihrer Pachtftelle eine Entihädigung für die von ihnen 
vorgenommenen allgemeinen und fpeziellen Melivrationen zugefihert werde, wie 
dies jet allgemein in dem deutſchen Oftjeeprovinzen Rußlands und in Irland, 
ſowie ftellenweife aud in Echottland geſchieht. — 

Wir gelangen fomit bei Beurtheilung der neueren ſich auf das Familien⸗ 
fideiommiß beziehenden Gejeggebung zu dem Wefultat, daß biefelbe unfer 
Rehtöinftitut dem allgemeinen Recht wohl um ein Bedeutendes angenähert hat, 
daß aber noch manches zu thun. übrig bleibt, um diefe finguläre Rechtsbildung 
mt den allgemeinen Rechtsbewußtſein und den focialwirthichaftlichen Poftulaten 
umjerer Zeit in Einklang zu bringen. | 

Während wir jomit von einer weiteren Annäherung des Fideicommißrechts 
an das allgemeine Recht im Sinn der bisherigen deutfhen particular- 
rehtlihen Entwidelung die Befeitigung der hauptſächlichen Schattenfeiten 
dieſes Inſtituts erwarten, knüpfen dagegen Andere ihre Vorſchläge an das 
engliſche Entail an und befünvorten eine Uingeftaltung des deutſchrechtlichen 
Jamilienfideicommifſes im Sinne des engliihen Mufters, fo daß bie 
Deihränfung des Grundeigenthämers bezüglid der Veräußerung, Thetlung und 
Verihuldung des vinculirten Gegenftandes in Zukunft nicht mehr für ewige 
Jeiten, jondern nur für einige Generationen oder gar nur für eine Generation 
zu erfolgen hätte 162). 

Zu den Bertretern des Entailgedankens in Deutſchland gehören namentlich) 
Helferich, Geffcken, Bejeler, Jolly und Schäffle 15). 

Dieſen Beftrebungen liegt der richtige Gedanfe zu Grunde, daß Sub: 

ſitutienen ſich nur rechtfertigen lafien für Beiten und Perfonen, die der Erb: 

laſſer noch überfehen fann, nicht aber aud) für Zeiten, deren ſocialwirthſchaftliche 

— und für Perſonen, deren Beſchaffenheit dem Erblaſſer gänzlich un— 
d 


find. 
Wiielleicht laſſen ſich aud) die Reformbeftrebungen der neueren deutfchen und 
Ipgiell der preußifchen Fideicommißgeſetzgebung in Verbindung bringen einerfeits 


162) Rah engliſchem inteflaterbrecht geht das unbewegliche Vermögen an ben 
älteften Sohn aller, das beivegliche (nach bindung ber lt mit einem Drittel) 
zu gleichen Theilen an jämmtliche Kinder über. Die engliiche Beiebgebung —5 
aber außerdem die Bildung von — ütern (entails) in der Weile, daß das 
SrundeigentHum von dem Exblaffer einer oder mehreren lebenden Perſonen und 
darüber hinaus einer noch ungeborenen Perion zu ftiftungsmäßiger Nußung (settle- 
ment) Überlafien werde; jedoch wird bas Fideicommiß gewöhnlich in jeder neuen 
ration nach den eingetretenen beſonderen Berhältnifien erneuert bezw. verlängert. 
168) Helferich, Stubien u. |. w. in ber tübinger Zeitichrift für bie gei. St.W., 
Jahrg. 1854 & 123 ff. Beſeler, Syflem de gemeinen deutichen Priv.R., Bb. 3 
gt (Geffcken,) Die Reform der preußifchen Seeland, Seipäig 1870, ©. 118. 
olly in der münchener Kritiſchen Neberichau für beutiche Geſetzgebung und Rechts⸗ 
nfenkhaft, Bd. 6 Heft 3 S. 330 ff. Schäffle, Das geiellfchaftliche Syftem ber 
menkhlicden Wirthſchaft, 3. Aufl. 1878, Bd. 2 S. 47. 
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mit dem in Bayern und Heflen gemachten Verſuch der von land: 
wirtbichaftlichen Erbgütern und andererfeitS mit der Grundidee der englifchen 
Entail3, derart daß 

a. für bie einzelnen im Befig von Fideicommißgütern befindlichen Familien 
ſolche Organe geiaffen werden, in denen das Intereſſe diefer Familien und 
zugleich das der geſammten Volkswirthſchaft gleichmäßig vertreten wäre. 
Namentlid) hätten die Vertreter des allgemeinen Intereſſes unter befonderer 
Berüdfichtigung der individuellen Berbältniffe des vorliegenden Falles wie auch 
ber allgemeinen der Gegend und des Landes dahin zu wirken, daß feine dem 
Gefammtinterefie ſchädliche Bindung großer Grundbefigmaffen in der Hand einiger ' 
weniger Familien ftattfinde; 

b. dieſe Organe endgiltig über die Veräußerung, Verpachtung und Ber: 
Ihuldung der Fideicommißgüter und 

c. zugleich etwa alle 50 Jahre über den Fortbeſtand des Fideicommiſſes 
zu enticheiden hätten. 

Außerdem müßte ihnen auch das Recht, unfähige und ummürbige Perfonen 
von der Succeffion in die Fideicommiſſe auszufchließen, eine Nevifion des 
Fideicommißſtatuts vorzunehmen u. ſ. w. eingeräumt werden. 

Mit einer ſolchen Umbildung des Fideicommißinſtituts würde dann zugleich 
den Beſtrebungen derjenigen genügt werden, die, wie die oben angeführten 
Schriftſteller und außerdem vd. Scyeel!4) u. A., die Feſtlegung beliebig großer 
Gütercomplere für ewige Zeiten, lediglich zur Erhaltung des Glanzes einer 
Familie, für unzuläffig erklären, dem Erblaffer aber wohl das Recht zuerfennen 
wollen, einen oder mehrere feiner Erben zu bevorzugen, ohne daß die anderen 
ein Recht auf Einſpruch und auf Pflichttheil hätten. 

Sollte eine ſolche oder ähnliche Umbildung des Fideicommißinſtituts zu 
Stande kommen, jo könnte das Familienfideicommiß das, was es an feiner 
ſpezifiſchen Natur und an der ntenfität feiner Wirkung verlieren würde, viel- 
leiht an Ertenfität der Anwendung gewinnen. ‘Denn eimmal würde daffelbe 
in diefer dem allgemeinen Rechtsbewußtſein mehr angenäherten Form auf ben 
großen und mittleren Gitern der bürgerlichen Familien zu bäufigerer An: 
wendung kommen als gegenwärtig; dann aber wäre aud) die Ausſicht nicht 
ausgeſchloſſen, daß der größere Bauernftand — der fid ja aud ſonſt in Sitte 
und Anſchauung dem Bürgerſtande immer mehr nähert und der ja auch in der 
Verbeſſerung ſeiner landwirthſchaftlichen Technik dem größeren Grundbeſitz zu 
folgen pflegt — das Beiſpiel ſeines bürgerlichen Nachbarn nachahme und mit 
der Zeit ebenfalls, wenigſtens theilweiſe, zur beſchränkten Vinculirung ſeines 
Beſitzes im obigen Sinne ſchreite. 

5) Außer den oben hervorgehobenen Momenten — unter denen der An: 
theil, den der durch Tyamilienfidercommifje gebundene Boden an dem gefammten 
Areal eines Landes bat, von befonder3 hervorragender Bedeutung fein dürfte — 
ift ferner für die Beurtheilung des Familienfiveicommifjes von Wichtigkeit Die 
Stellung, welche die Fideicommißgüter ihrer Größe und Cultur nad innerhalb 
der Grundbefigvertheilung eines Landes einnehmen. 


v. Scheel, Das Recht und bie Pflichten des Ländlichen en 
in be ; Bonbiniethfinafttichen Sahrbüchern, Jahrg. 1874 Bd. 3 ©. 4 
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Gehören die Fideicommißgüter, die unferer Vorausfegung nad) in der 
Regel al3 große Güter und ausnahmsweiſe als Herrichaften im Sinne der im 
eriten Bande diefer Arbeit gegebenen Definition zu denken find, einer Gegend 
on, die nur oder doch faft nur große Güter aufweiſt — wie z. B. einige 
Zeile Reuvorpommerns, Oftholfteins, Medlenburgs u. |. w. —, fo werden 
fe dazu dienen, einem ungefunden Zuſtand der Grundbefigvertheilung noch zu 
verfhlimmern und permanent zu erhalten. Die Befeitigung der fideicommiſſa⸗ 
tigen Gebundenheit ift in diefem Fall die nothwendige Vorausfegung für jeden 
Verſuch, günftigere Vertbeilungsverhältniffe des Grund umd Bodens herbeizu- 


Sind die Fideicommißgüter andererſeits wieder von lauter Zwerggütern 
mugeben, wie in einigen Theilen Oberfchlefiens u. |. w. jo werben dieſe Eleinen 
weder die Möglichkeit noch den Willen haben, die auf den Fidei⸗ 
commiß (oder Staats⸗) Gütern durchgeführten Eulturverbefferungen nachzuahmen, 
md es wird außerdem die Gefahr vorhanden fein, daß die Zwerggüter bei ber 
wᷣſten aroßen Galamität vom Fideicommißbefig abjorbirt werden. Aber freilich 
Ensen die Zwerggütler durch Zupachtung Fleiner Parcellen von dem Fideicommif- 
beſiz auch wieder erft die Möglichkeit erhalten, ihre Arbeitskraft vollftändig zu 
vermenden und ihre Tage zu verbeſſern. Doch werden bieraus leicht für die 
Memen Leute drüdende Abhängigkeitsverhältniſſe entftehen, wie noch in neuerer 
det aus Böhmen berichtet wird. 

Bilden die Fideicommißgüter ferner den einzigen größeren Grundbefig in« 
mitten eines zahlreichen mittleren und kleinen Bauernftandes, wie er im 
dentſchen Süden und Welten noch vielfach vorkommt, fo bieten fie eine Gewähr 
dafüt, daß es der Landwirthſchaft diefer Gegenden nicht an den doch wefentlic) 
son den großen Gütern ausgehenden Impulſen zu einer bejjeren Kultur des 
Bodens fehlen werde. So wird 3. B. den badifhen Stammgütern nach⸗ 
geräfint, daß auf ihnen — mo das Klima es geftattet — der Weinbau bes 
ionders forgfältig gepflegt werde, was einen mohlthätigen Einfluß auf die um- 
liegenden Bauern ausübe. Auch finden die fleineren Grundeigenthümer für 
üre überfhäffige Arbeitätraft auf den großen Gütern Verwendung, ſei es als 
Toglöhner, fer es als Pächter Fleiner Parcellen, die fie dann gemeinfchaftlic 
mt ihrem eigenen Beſitz bewirthichaften, um auf diefe Weife ihr Capital und 
Üre Arbeitstraft vollfändig auszunutzen. Der Einfluß der Fideicommißgüter 
werd unter Diefer Vorausſetzung in der Regel ein günftiger fein. Zuſtände diejer 
Art hat Rofcher im Auge, wenn er jagt: „Eine mäßige Zahl von juriſtiſch 
wohl eingerichteten Zamilienfideicommiflen, gut vertheilt im Lande — —: dieſes 
Berhältuig braucht ſelbſt auf der höchſten Culturftufe fein unwirthicaftliches zu 
kin” (Rat.:Dek. des Aderbaues $ 100.) Immerhin ift auch in diefem Fall 
die Gefahr nicht ausgefchlofien, daß dur das BVerfchulden- ihrer Befiger oder 
derch ungänftige Conjuncturen in ſchwierige Lage gefommene Bauerngüter von 
den Fideicommißbeſitzern angelauft werben, wie das Beifpiel des badifchen 
Shmarzwaldes dies zeigt. 

Inden ſich endlich die Fideicommißgüter in einem Lande mit mannigfad) 

ftem Grundeigenthum, alfo mit einer unferer Annahme nad) normalen 
Bertbeilung des Bodens, fo wird für die Beurtheilung der Fideicommiſſe alles 
derauf anfommen, ob aud die anderen Güter durch die beftehende Agrar- 
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verfafſung und das geltende Erbrecht gleichmäßig oder doch ähnlich geſchützt find 
wie die Fideicommißgüter. Dies führt uns zur Beſprechung eines weiteren für 
die Beurtheilung des Familienfideicommiſſes wichtigen, ja ausſchlaggebenden 
Punktes. 

6) Im einer Zeit, in der der bäuerliche Grundbeſitz durch mannigfade 
Rechtsſchranken vor der Zerftüdelmg, Aufſaugung und Berichuldung geſchützt 
mar und in der derfelbe auferdem xegelmäßig an eines der finder des Befigers, 
welches feinen Geichwiftern nur Abfindungen oder nur geringe Erbtheile auszu⸗ 
zahlen hatte, vererbt wurde; in der auch der ritterfchaftliche Grundbejig durch 
das Lehnrecht und Stammgutsfyftem eine geihügte Stellung einnahn, befand 
fi) der Fideicommißbefiger in feiner weſentlich anderen Tage als der fonftige 
Beſitzer eines Nitterz oder Bauerngutes. Anders dagegen in der Gegenwart, 
indem  jeit Beſeitigung der Agrarverfaffung des WMittelalter3 und des ancien 
regime der gefammte Grundbefig — mit Ausnahme des dur Fideicommifje 
gebundenen — frei veräußerlih, frei theilbar und verſchuldbar geworden ift 
md fi) nad allgemeinem Erbrecht vererbt. Pest ift die Stellung des Fidei— 
commißbefiger8 in viel höherem Grade eine privilegirte geworden ald fie es 
früher war. Denn erft jegt ift er allein von den Folgen des freien Verkehrs 
umd des allgemeinen Erbrechts erimirt, umd dieſe außerordentliche Stellung verleiht 
ihm ein Uebergewicht über feine Genoſſen, das auf die Dauer nothwendig zur 
Erpanfion feines Grundbeſitzes auf Koften des Beſitzes jeiner Nachbarn führen 
muß. ‘Denn fidercommiffarifch gebundener und freteigener Grundbeſitz gleihen — 
um ein befanntes Bild zu wiederhofen — dem eifernen und irdenen Topf, von 
denen der legtere bei einem Zufammenftoß mit dem erfteren nothwendig in Scherben 
zerichlagen werden wird. Demnach verftärkt das Fideicommiß nod) die bereits in 
unferer durch das Ueberwiegen des beweglichen Capitals charakteriſirten Zeit vor= 
bandene, auf die Zerſchlagung ſowohl wie auf die Abjorption des bäuerlichen Grund- 
beſitzes gerichtete Tendenz. Dient fomit das Fideicommißinftitut zur Kräftigung 
des ohnehin wirthichaftlih Starken in feinem Kampfe mit dem Schwachen, fo 
folgt daraus für den Staat, daß er entweder dem mittleren und fleinen Grund- 
eigenthum im Erbrecht die gleihe oder doch eine ähnliche Stüge zu bieten hat, 
wie fie das große Grundeigentum im Familienfideicommiß befigt, oder daß er 
dieſes factifh nur dem großen Grunbeigenthum zu Gute kommende fingular- 
rechtliche Inſtitut befeitigen und den gejammten land» und forftwirthichaftlidy 
benugten Grundbefig einem gemeinfamen gleichen — und zwar dem bereits 
gegenwärtig geltenden gemeinen oder einem der mirthichaftliben Natur des 
Srundbefiges befjer angepaßten veformirten — Erbrecht zu unterftellen bat. 
Tertium non datur. 

Im folgenden Abfchnitt werden wir nun zunädft die Verſuche zu er» 
wähnen haben, die -in einigen Rändern zur Betretung des erfteren Weges gemacht 
worden find, um dann — wenn dieſe fid) als nidyt zum Ziele führend erweiſen 
jollten — auf die zweite von uns in's Auge gefaßte Eventualität näher 
einzugeben. 


vn. 
Das landwirthidhaftliche Erbgut. 


1. Die Entfichungsgefchichte der Erbgutisgefehgebung. 


Die fünfziger Jahre waren für Deutichland eine Zeit der Selbftpräfung 
und Sammlung, weldye auf daS Sturm: und Drang-Jahr 1848 ebenjo noth- 
wendig folgen mußte, wie der kühle Abend auf den ſchwülen Sommermittag. 

. 1848 madte man u. U. die Erfahrung, daß namentlidy die ver: 
tommenen Bewohner proletarifcher Bauerndörfer e8 waren, welche ein veichliches 
Contingent zu den badiihen Putſchen, zum franffurter Septemberaufitand und 
ähnlichen Krawallen ftellten und an einigen Orten die Hypotheken⸗ und Lagerbücher 
verbraunten. Und andererfeit3 war es wieder der träge Widerftand der gefunden, 
an Recht und Sitte fefthaltenden Bauern, welder zur Etüge der beitehenden 

murde. Aus der Erkenntniß deflen, „wohin der Bauer fommt, wenn 
der feſte Boden des Befige8 unter feinen Füßen zu wanken beginnt, wenn 
er der fiheren Richtſchnur der Sitte untreu wird, wenn der Branntwein feine 
Nervenkraft bricht und feine naturwüchſige Derbheit in Beltialität verkehrt” 
(Riehf), mußte für die Nation und die Staatsregierungen der Wunſch entipringen, 
vie gefunden Beftandtheile des deutichen Bauernftands, dieſes werthvollen focialen 
Erbe3 einer ſchweren und harten Bergangenbeit, auch der Zukunft zu erhalten. 

Diefe bauernfreundlide Strömung trat ebenfo fehr in der Literatur und 
Kunſt wie in der Wiſſenſchaft und Bolitit zu Tage. 

Meyerheim und Bautier machten vorzugsmweife das Leben des Landvolks 
zum @egenftand ihrer Genrebilder, und Berthold Auerbach verjenkte ſich mit 
befonderer Liebe in die Myſterien der Bauernfeele. 

Riehl verdankte feinen Wanderungen, auf denen er das Volk in feinem 
tügfihen Thun belaufchte, die lebensvolle Auffaflung der deutſchen Geſellſchaft, 
an deren Erhaltung er feitdem durdh Wort und Schrift unermüdlich thätig 
geweien ift, und Stahl verlangte im Hinblid auf die atomiftifch zerjegenden 
Tendenzen der Bubliciftit eine Umfehr der Wiſſenſchaft und Politik. 

Den größten Einfluß übte diefe Strömung auf die Politik derjenigen 
Staaten aus, die der Schauplag der Revolution gewefen waren. Nachdem die 
Bogen des Jahres 1848 ſich gelegt hatten und der Strom des politifchen 
Lebens in fein altes Bett zurldgefehrt war, fuchte man das von den Fluthen 
der Empörung überſchwemmte und faft fortgerifiene Land gegen etwa wieder: 
tebrende Gefahren folher Art neu zu befeftigen. 
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Diefem Streben entiprang unter Anderem der Berfuh, angeficht3 des 
Berbrödelungsprocefjeg, der in einigen Theilen Deutſchlands den Grundbeſitz 
erfaßt hatte, den nocd gefunden und mäßigen YBauernftand durch entfprechende 
Rechtsinftitutionen vor der Aromifirung in Proletariereriftenzen zu ſchützen. 

Bei Berathung der Mafregeln, durch welche diefer Zweck am beften 
erreiht werden fünne, gelangte man zu dem Vorfchlage einer Ausdehnung und 
Anwendung des bisher faft ausfchlieklih auf den Adel beſchränkt gemejenen 
Familienfidetcommiffes auch auf den YBauernftand. Zugleich fuchte man diefes 
Rechtsinſtitut in einigen wefentlihen Beitimmungen abzuändern, um es dem 
Bauernftande, feiner Denkweiſe und feinen Sitten mehr anzupaflen. Das Pro: 
gramm derjenigen, melde die in unferem Bolfe hiſtoriſch erwachſenen und be- 
währten Elemente — und darunter wieder namentlich die beftehenden ſocialen 
Stände, den Abdel3-, Yürger: und Bauernftand — erhalten jehen wollten, wird 
vielleicht in feinem aus jenen Jahren ſtammenden Elaborat jo präcife und 
deutlich ausgeſprochen, wie in einem fleinen im $. 1853 unter dem Titel 
„Briefe über Staatskunſt“ anonym erjchtenenen Bande. Speziell die Forderun 
nad) Errichtung von Erbgütern, wie fie die Gefeggebung einiger Staaten daran 
in den nächſten Jahren wirklich erfüllt hat, findet fid) auf ©. 44 ff. ausgeſprochen 
und begründet. 

Der Berfuh, das Fideicommißinftitut auf den Bauernftand zu übertragen, 
wurde unternommen im Königreih Bayern, in den Großherzogthümern Heffen> 
Darmftadt, Medlenburg: Schwerin und Baden und im Kurfürſten⸗ 
thum Heffen, chne daß er jedody in den beiden legteren Staaten zum Erlaß 
von Gefegen geführt hätte. 

Die Priorität des Gedanken, auf dem Wege von fidetcommiffartfchen 
Einrihtungen einen Erfag für die mit der Aufhebung der alten bäuerlichen 
Snftitutionen verſchwundenen Garantien für den Fortbeitand des Bauernftands 
zu Ichaffen, gehört dem Königreih Bayern!) Hier wurde den Ständen im 
%. 1851 von der Staatsregierung ein Gefegentwurf über die Errichtung land- 
wirthichaftlicher Erbgüter vorgelegt. Nach den dem Entwurf beigegebenen Motiven 
hatte derſelbe hauptjächlih den Zweck, der in einigen Theilen Bayerns maß— 
Iofen Barcellirung des mittelgroßen Grundbeſitzes entgegenzutreten; zugleich 
follte dem Banernftante die Möglichkeit, erworbenes Vermögen in der Familie 
dauernd zu erhalten, erleichtert und dadurch bie Stetigfeit des Beſitzes gewahrt 
werden. Dieſe Zwede wollte der Entwurf dadurd erreichen, daß er die Ver: 
äußerung und Verſchuldung der neu zu jchaffenden Erbgüter von der Bu: 
flimmung der Familie abhängig machte und die Parcellirung des Grundbefiges 
im Wege der Erbtheilung ausſchloß, indem die fog. Erbgüter nur an einen 
ber Erben vererbt werben follten. Die Ereirung von Erbgütern wurde in 


1) Dollmannd Gejebgebung bed Königreichs Bayern: Geſetz vom 22. Februar 
1855, die lanbwirthichaftlichen Erbgüter betreffend, mit Erläuterungen von F. Stein. 
Erlangen 1859. elferich, Stubien über würtembergiſche Agrarverhältniffe. in 
ber tübinger Zeitichrift für die gelammte Staatswifjenichaft , Sahıgang x 1854, 
©. 134 ff. Stenographiicher Bericht über die Verhandlungen der Gentralveriamm: 
fung des Iandwirthichaftlichen Vereins in Bayern vom 8. October 1883 und 
Der nenargung des Seneralcomites des landwirthichaftlichen Vereins vom 9. Octo: 
ber 1883. 
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den freien Willen der Eigenthümer geftellt und follte durch einen Stiftungsact 


(gen. 

Das Schiefal diefes Entwurfs war, daß die Kammer der Reichsräthe ihn 
mit wenigen Modificationen annahın, die Kammer der Abgeordneten dagegen mit 
73 gegen 49 Stimmen verwarf. Die Verwerfung ging zum Theil aus ber 
principiellen Abneigung gegen jede Beſchränkung des Verkehrs mit Grund und 
Boden hervor; zum Theil jedoch nahm man nicht am Princip felbft, fondern nur 
an der Art, wie es im Gejegentwurf ausgeftaltet worden mar, Anſtoß. Merf- 
würdig ift, daß ein Punkt — und zwar grade der allerwictigfie — in der 
Disenffion nur oberflächlich geftreift wurde: nämlich die Frage, ob wohl ber 
Entwurf, falls er zum Geſetz erhoben würde, auch praktiſche Wirkſamkeit im 
Veben erhalten werde, d. h. ob die Bauern, von deren freiem Willen es ab- 
hängen follte, Erbgüter zu errichten, ſich hierzu verftehen würden. 

Durch diefen Mißerfolg ließ fi) die Staatsregierung indeß nicht abichreden, 
ſondern legte im %. 1854 den Ständen auf3 Neue einen etwas veränderten 
Geſetzentwurf vor. Diefed Mal gelang es derjelben, die Zuftimmung der Stände 
zu gewinnen. So entftand das Geſetz, die landwirthfchaftlichen Güter betreffend, 
vom 22. Februar 1855, deſſen Rechtskraft übrigens auf den rechtsrheiniſchen 
Theil des Königreichs Bayern beichräntt ift. 

Da aud in einzelnen Theilen des Großherzogthums Heffen die Güter: 
zeriplitterung zu ernften Beforgniffen Anlaß gegeben hatte, fo entſchloß ſich die 
beifiiche Regierung, nad) dem Muſter des eben zuftandegefommenen bayerifchen 
Geſetzes auch für Heflen- Darmfladt einen Entwurf über die Erridytung von 
Erbgütern ausarbeiten zu laſſen. Diefen legte fie im J. 1857 neben einem 
Gejegentwurf über die Errichtung von Yamilienfideicommiffen den Ständen vor. 
Während die mitteld Fideicommiſſes zu vinculivenden Güter wenigftend einen 
ſchuldenfreien Wertb von 75000 Gulden repräfentiren mußten, genügte für 
ein landwirthſchaftliches Erbgut bereits ein Tiegenfchaftlicher Werth von 15 000 
Gulden. In den Motiven zu dem Gefegentmwurf über die Erbgüter führte die 
Regierung aus, daß fie „aus fachlichen wirthichaftlihen Gründen die Bauern- 
gäter zu Schließen und aus perjönlichen fittlihen Motiven fie zugleich geſchloſſen 
m der Familie zu erhalten wünſche, um auf diefem doppelten Wege höhere 
Blüthe der landwirthichaftlichen Eultur, größeren Wohlftand, innigeres Familien⸗ 
leben, größeres Anfehen der Yamilienhäupter und Kräftigung des confervativen 
Elements zu erzielen“. Während der Entwurf in ber erften Kammer ziemlic) 
allgemeine Zuftimmung fand, zeigte fi Die Stimmung in der zweiten Kammer 
geheilt. Diefe zwielpaltige Stimmung fand ihren Ausdrud aud) in dem Votum 
des Ausſchuſſes, der den Entwurf zu prüfen und zu berathen hatte. Die 
Majorität deſſelben erklärte fih für Annahme, eine Minorität von 3 Mit: 
gliedern dagegen für Verwerfung des Entwurfs. In der Kammer felbft wurde 
der Entwurf mit 27 gegen 15 Etimmen angenommen, nachdem das Amende⸗ 
ment, daS rechtsrheiniſche Hefien von der Wirkfamkeit des Geſetzes auszuſchließen, 
mt 32 gegen 10 Stimmen verworfen worden war. Während das bayerifche 
Geſetz auf dem linksrheiniſchen Theil des Königreich3 feine Anwendung findet, 
macht das heſſiſche Geſetz feinen Unterſchied zwiſchen dem rechts⸗ und links⸗ 
cheiniſchen Theil des Großherzogthums. Am 11. September 1858 erhielt der 
von beiden Kammern qutgehießene Entwurf die Landeöherrlihe Sanction. Aber 
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felbft diejenigen, weldhe die Annahme des Entwurf am Tebhafteften befürwortet 
hatten, gaben ſich nicht der Illuſion hin, daß mit demfelben num wirflid) ein 
entfcheidender Schritt zur Berbefferung der theilweife krankhaften Oüterzerfplitte- 
rung gethan fei. In den Verhandlungen der zweiten Kammer erflärte der 
Geh. Reg.⸗Rath Küchler aus Gießen, daß durch dieſes Gejet die hier und ba 
noch beftehende bäuerliche Sitte, den Grundbefig ungetheilt in der Familie zu 
erhalten, vielleicht geſtützt, gefräftigt und damit erhalten werden würde, und 
Brofeffor Stahl in Gießen nahm nur an, daß daffelbe, wenn überhaupt, ſo 
doch nur ſehr langſam wirken werde. 

Auch die für die Erbpachthöfe des mecklenburg-ſchwerinſchen 
Domaniums erlaſſene Verordnung vom 24. Juli 1869, welche die Inteſtat⸗ 
erbfolge in dieſe Güter nach dem Grundſatz des Anerbenrechts regelt, geſtattet 
den Erbpächtern, die Veräußerung dieſer Höfe für eine oder mehrere Gene— 
zationen zu unterlagen und die Verſchuldung derſelben zu beſchränken, wodurch 
dieſe bäuerlichen Erbpachthöfe den landwirthſchaftlichen Erbgütern im "Königreich 
Bayern und im Großherzogtum Helfen angenähert werden. 

Einen der Geſetzgebung dieſer beiden Iegteren Länder entſprechenden Weg 
dachte auch das Großherzogthum Baden in den fünfziger Jahren einzujchlagen. 
Dieſes Land befigt in feinen geſchloſſenen und rechtlich, gebundenen, nad einer 
bejonderen Erbfolgeordnung und mit Bevorzugung eined der Erben, des fogen. 
Vorzugserben, ſich vererbenden Hofgütern einen Stamm größerer Bauernftellen, 
deren Verbreitung jedody auf einen Theil des Shwarzwalbs beſchränkt iſt. Diefe 
badiſchen Hofgüter — deren wir weiter unten in anderem Zuſammenhange noch 

näher zu gedenken haben werden — unterſcheiden ſich von den Fidercommiß- 
gutern dadurch, daß ſie von ihren Eigenthümern als Ganzes beliebig veräußert 
und dinglich belaſtet werden dürfen. Nur zur Zerſtückelung dieſer Güter und 
zur Abtrennung einzelner Theile derſelben bedarf es der Genehmigung der Ber: 
waltungdorgane. “Dem in den fünfziger Jahren verbreiteten Zuge nad Bincu⸗ 
lirung des bäuerlichen Grundbefige8 in der Familie folgend, beabjichtigte bie 
badiſche Staatsregierung das Inſtitut der Hofgüter im Sinne der bayerifch- 
heſſiſchen Geſetzgebung umzubilden und über fein augenblicklich beſchränktes An- 
wendungsgebiet hinaus auszubehnen. Dabei follte nun ſowohl für die bereits 
beftehenden geſchloſſenen Hofgüter bie bedingt beftehende Untheilbarteit und Ber- 
erbungsart etwas modificirt und bie bedingte Unveräufßerlichkeit und Unverſchuld⸗ 
barkeit neu eingeführt werden, als auch für diejenigen Güter, die zufolge eines 
ausdrücklichen Willendactd ber Eigenthlimer zu Erbgütern ertlärt werden würden, 
das für die alten Hofgüter umgebildete Recht maßgebend fein. Zu diefem 
Zweck ließ die Staatsregierung einen Geſetzentwurf ausarbeiten, von deſſen 
Annahme und Anwendung ſie ſich „die Forderung der landwirthſchaftlichen 
Cultur und die Hebung des Wohlftandes, m manden Gegenden jogar bie 
ausſchließende Bedingung eines nugbringenden Betriebs berfelben, die Erhöhung 
des Fleißes und der Sparfamteit, die Stärkung der väterlihen Autorität und 
ber Bufammengehörigfeit in ber Familie und endlih die Erhaltung, ja fogar 
a Ausbreitung eines Fräftigen, weſentlich conſervativ gefinnten Bauernftandes“ 
v ach 

Doch hatte es bei dieſem Entwurf ſein Bewenden: die Staatsregierung 
theilte denſelben zwar den Juſtiz⸗ und a zur Begutachtung 
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mit, verzichtete aber darauf, ihn auch den Kammern vorzulegen, weil ſich die 
öffentliche Meinung im Großherzogthum mittlerweile jehr energiſch gegen ihn 
andgefprochen hatte. = 

Richtsdeftoweniger werden wir in der folgenden Darftellung des Erbgüter⸗ 
rechts die einzelnen Beftunmungen auch des badiſchen Geſetzentwurfs neben ven 
Beſtimmungen des bayerischen und heififhen Gefeges anführen, weil das geſetz⸗ 
geberifche Material durch diefen Entwurf immerhin einige Vereicherung erfahren 
bat, und e3 ſich hinſichtlich der praftifchen Bedeutung ſchließlich glei, bleibt, 
ob ein Gejegentwurf gar nicht die Geſetzeskraft erlangt bat (Baden) oder ob 
em rechtskräftig gewordenes Gejeg nicht zur Anwendung gefommen ift (Helfen, 
Bayern). 


Femer ift noch zu emwähnen, daß aud im ehemaligen Kurfürftenthum 
Heffen von der Staatäregierung im‘. 1857 den Ständen ein Gefegentwurf, 
die Zufammenhaltung landwirthſchaftlicher Güter betreffend, vorgelegt worden 
ft Deſſelben mag an diefer Stelle in Kürze gedacht werden, weil er unter 
allen Borfchlägen unferes Jahrhunderts bezüglid) der Wiederherftellung der aufs 
gehobenen Beſchränkungen des (bäuerlihen) Grundbeſitzes am weiteften geht. 

AB Motive für die Nothmendigfeit des Erlafies eines folden Geſetzes 
führte der Regierungsentwurf an, daß die Zerfplitterung des ländlichen Grunde 
befiged die Landescultur und den Wohlftand jchädige und daß nährhafte Aders 
güter fi faft nur in denjenigen Theilen des Kurfürſtenthums erhalten hätten, 
in denen fie durch gejeglicde Gebundenheit und regelmäßige Uebergabe an einen 
der nächſten Verwandten zu einem „geichwifterlichen Werth“ vor der Zerftüdelung 
bewahrt worten feten. Durch den Gefegentwurf jollte nun nicht blos „der Ser: 
jplitterung des ländlichen Grundbefiged wie der Abnahme des Wohlftandes und 
der Eultur im Lande begegnet“, fondern auch „dem Staate in der Befeftigumg 
größerer und mittlerer Güter eine fihere und feftere Grundlage wieder gegeben 
werden”. Die weſentlichen Beftimmungen des Entwurf waren folgende: Es 
follte nad) dem Vorſchlag der Regierung jeder Eigenthümer eines landwirth⸗ 
ſchaftlich benutzten Guts von 200 kaſſeler (ca. 183 preuß.) Morgen, und nad) 
einem Amendement der erften Kammer jeder ländliche Grundeigenthümer ohne 
KRüdfiht auf die Art und Größe feines Befigthums berechtigt fein, fein Gut 
auf ewige Zeiten für untbeilbar zu erklären. MWeberdies wurden alle Güter 
von 60 (etwa 55 preuß.) Morgen ab bis zu diefem Maße fchon unmittelbar 
vermöge des Geſetzes für gebunden erklärt. Berpfändungen und Veräußerungen 
von Porcellen follten nur mit Genehmigung des Landrathsamts und dann nur 
bis zu einem beftimmten Maße geftattet fein. Ueber die Perfon des Guts- 
nachfolgers unter den Erben follte zunädft zwar der jedesmalige Befiger ent 
fheiden, der Erbe das But aber nur nad Prüfung und Beſtätigung der 
Behörde anzutreten berechtigt fein. Eventuell traf das Gejetz über die Perfon 
des Gutsnachfolgers Beſtimmung. Die vom Gutsübernehmer zu emntrichtende 
Abfındungsfumme durfte niemals die Hälfte des Gutswerths nad) Abzug der 
Schulden überfteigen, und die Abfindung der von der Succeffion in das Gut 
ausgeſchloſſenen Defcendenten für jeden niemals mehr als ein Drittel feiner 
mteftaterbportion vom wirklichen Gutswertb nad Abzug der Schulden betragen. 
Diefer von der erften heſſiſchen Kammer mit großem Beifall auf- und ange» 
nommene Entwurf wurde dann aber von der zweiten Kammer abgelehnt. Das 
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gleihe Schickſal hatte eine ſpätere Regierungsvorlage, welche die Zuſammen⸗ 
haltung des Grundbeſitzes mit der Zuſammenlegung der Parcellen in Verbi 
bringen wollte. Das Nähere über die gegenwärtig zu Recht beſtehende Art 
der Vererbung der kurheſſiſchen Bauerngäter wird in dem Abſchnitt über bie 
Verbreitung des bäuerlichen Erbrechts mitgetheilt werben. 

Berner haben wir an dieſer Stelle noch einiger Beſtrebun a zu gedenken, 
welche die Erhaltung der Bauerngüter durch Gewährung der dnlihteit, ‚bie 
felben nad) Art der englifchen Entails auf 2— 3 Generationen für unt 
und unverjchuldbar zu erflären, ſowie durch Begründung eines auf dem Grund⸗ 
fat der Individualſucceſſion ruhenden Inteſtaterbrechts bewirken wollten. Solche 
Beſtrebungen tauchten in den vierziger und fünfziger Jahren im deutſchen Süden 
und dann wieder in den fiebziger Jahren im deutjchen Norden auf. 

In Alt-Würtemberg hatte die feit Jahrhunderten üblich gewefene, aber fett 
der Ablöfung der Grumdlaften und Befeitigung des Lehnsweſens befonders leb- 
Haft betriebene Naturaltheilung des Grundbefiges im Erbmege in den dreißiger 
Jahren unſeres Jahrhunderts zu ber weitgehendften Parcellirung des Grund- 
befitze8, verbunden mit einer rapiden Vermehrung der Benölferung, geführt. Die 
hieraus ſich ergebenden Kl gaben namentlich in Zeiten des Mißwachſes 
zu ernften Bedenfen Anlaf. 

Unter den Dafregeln, welche damals in Vorſchlag gebracht wurden, um 
dem Uebelſtande einer immer weiter gehenden Zerſplitterung des Grundbeſibes 
in Zukunft zu ſteuern, figurirte bei den agrarpolitiſchen Schriftftellern der 30er 
bi8 50er Jahre — Fr. Alt, Fallati, Knaus, Kölle u. A. — auch die Reform 
des Erbredhts. Am eingehendften und tiefften wurde diefer Gedanke von Helferich, 
damal3 Profefjor in Tübingen, in einer Reihe von Artileln, betitelt „Studien 
über Würtember giſche Agrarverhältniſſe“, in der tübinger Beitichrift für die ge= 
fammte Stantswifienfchaft, Jahrgang 1854 und 1855, entwidelt. In diejer von 
ebenfo großer Gelehrſamkeit wie weiten laatsmännifchen Blick zeugenden, noch 
heute höchſt beachtenswerthen Arbeit gelangt Helferich nach eingehender Prüfung 
des Entwurfs zu dem oben erwähnten bayeriſchen Geſetz von 1855 über 
die landwirthſchaftlichen Erbgüter zu dem Nefultat, daß die Bauern in Bayern 

ſich wahrſcheinlich nicht dazu verftehen würden, Erbgüter zu errichten. Für 
MWürtemberg vollends glaubte er die Trage nad der Anwendbarkeit eines 
joldyen dem bayerischen nachzubildenden Geſetzes entjchteden verneinen zu müſſen. 
„Es ift möglich, ſagt Helferich?) bei diefer Gelegenheit, daß der Bauer feine 
Berhältnifie grade jo ordnen würde, wie der Entwurf es vorjchreibt, wenn er 
freie Hand behielte; er würde vielleicht auch nicht viel dagegen einwenden, wenn 
die Sade einmal gejeglid; jo beitünde, gleichviel, woher bie Beichränfung ge— 
fommen wäre; aber daß er freuvillig, wenn man ihm die Frage vorträgt, ob 
er fich und feine Nachkommen für alle Swigfeit binden jolle, — denn fo ftand 
die Sache nach dem erften bayerifchen Entwurf —, fid) einer ſolchen Beſchrän⸗ 
fung unterwirft, ſcheint nach aller Erfahrung im höchſten Grade unwahr- 
ſcheinlich.“ „Denn wie unſer Bauer gegenwärtig iſt, hat er die Süßigkeit der 
Freiheit, nach Belieben verkaufen und Schulden machen zu können, geſchmeckt 


a Zeitiehrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft, Jahrgang 1854 
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md werk entweder noch gar nichts von den Gefahren, die fir ion und feine 
Familie damtt verbunden find, oder er traut fich die Kraft zu, fie zu vermeiden.” 
Zu tiefer Amahme war H. angejichts der ablehnenden Haltung, welde der 
Bauernfland in den meiften preußiſchen Provinzen gegenüber den von der Staat3- 
vegierung vorgeichlagenen, auf die Erhaltung des bäuerlichen Grundbeſitzes ge 
ruhteten Maßregeln — die lange nicht fo weit gingen, wie das bayerische Geſetz 
über landwirthſchaftliche Erbguter — in den vierziger Jahren eingenommen 
hatte®), auch für Bayern und Würtemberg vollftändig berechtigt, obgleich für 
diefe beiden Länder damals (tm Jahre 1855) noch feinerlei Erfahrungen vor- 
lagen. Die Zukunft follte feine Annahme als richtig beftätigen. — „Weit eher 
wirde fih, meinte Helferich damals, ein günftiger praktiſcher Erfolg dann an- 
nehmen Laffen, wenn das Geſetz die fideicommiſſariſche Feflelung nicht fo meit 
ausdehnte, als in dem Entwurf gejchehen ift, wenn vielmehr nach dem Beifpiel 
der engliihen Geſetzgebung die Befugniß des Fideicommittenten, das Gut zu 
ein, auf eine mäßige Zahl von Generationen beſchränkt und ihm und der 
Familie freie Hand bei der Feftfegung von Abfindungen, Ausftattungs-, Alımen- 
tattiond- und Witthumsgeldern gelafien wiirde.“ 
Nach einer zu unferer Kenmtniß gelangten Notiz) ſoll die Ausarbeitung eines 
die Zuſammenhaltung des bäuerlichen Grundbeſitzes bezwedenden Gefegentwurfs 
äber Iandwirthichaftliche Exrbgüter in den fünfziger Jahren auch für Würtemberg 
m Ausſicht genommen worden fein. Doch ift uns über den Inhalt und bie 
Schicſale dieſes Entwurfs nichts Näheres bekannt geworden. Wahrfcheinlich 
dat derfelbe die Schwelle des Miniſterialgebäudes niemals überfchritten, indem 
man e3 vorzog einen andern Weg einzufchlagen, um die zu weit gehende Grund⸗ 
befitzzerſplitterung und theilmeife Webervölterung auf dem Lande für die Zukunft 
zu paralpfiren. 

Aber felbft nachdem diefer andere Weg durch den Ausbau des Eifenbahn- 
neges und die dadurch geichaffene Diöglichkeit, einen Theil der überſchüſſigen Be- 
völferung in den Induſtriebezirken zu concentriren, durch die mannigfache Be⸗ 
gründung neuer und die Entwidelung alter Induſtriezweige fowie durch die Be: 
ganftigung der Auswanderung eines Teils der Bevölferung vorläufig mwenigftens 
nicht ohne Erfolg befchritten worden war, tauchte der in den vierziger Jahren 
angeregte und fpäter von Helferich näher ausgeführte Gedanke einer Reform bes 
bãuerlichen Er noch ein Mal auf. Im Intereſſe des Fortſchreitens der 
Imdwirthichaftlichen Eultur, welches nur auf größeren, arrondirten Gütern mög- 
lich fer, ſprach fih im Jahr 1866 D. Voßler, Profeffor an der lanbwirth- 
ſchaftlichen Akademie zu Hohenheim, in der als Programm biefer Anftalt er: 
idienenen Schrift: „Die gegenwärtige Lage der Landwirthe Würtembergß“, 
Stuttgart 1866, zunächſt für die Eonfolidation des parcellirten und im 


3) — unten den Abſchnitt: Zur Entſtehungsgeſchichte des neueren An⸗ 


4) In der Einleitung zur Bearbeitung der am 10. Januar 1873 ————— 
Anfnahme über die Vertheilung des landwirthſchaftlich benupten Grundbejiges in 
Bürtemberg (MWürtembergiiche Jahrbücher, yahrg- 1881, Bd. 1 Hälfte 1 ©. 1) heißt 
8, daß bie erfte fatiftifche Erhebung dieſer Art ım Jahr 1857 auf le des 
minifteriums, behufs Ausarbeitung eines Geſetzentwurfs über bie Errichtung 
landwirthſchaftlicher Erbgüter, erfolgt jet. 
E&riften XXV. — dv. Miastomwsti, Grimbeigenthumäsvertheilung. II. 7 
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Gemenge liegenden Grundbefige8 und fodann für den Echug des auf dem 
Zwangswege zufammengebradhten Grundbefiges gegen weiteres Auseinanderfallen 
durch ein diefem Zweck entfpredyendes Erbredit aus. 

Indeß find die Anregungen Voßlers ebenfo wie diejenigen von Helferich 
bezüglich einer Reform des würtembergifchen Erbrechts — wenn man von den 
oben erwähnten Vorarbeiten zu einem Gefegentwurf abfieht — bisher wenigſtens 
reſultatlos geblieben. 

Der von Helferid) vertretene Gedanke, den Bauern die Möglichkeit zu ge 
währen, ihre Güter für untheilbar und unverſchuldbar zu erflären und fie dem 
Anerbenreht zu unterftellen, tauchte dann noch ein Mal in den fiebziger Jahren n 
Norddeutichland auf. Hier war es der ehemalige hannoverfche Staatsminifter Graf 
Borried, weldyer denjelben wieder aufnahm. Graf Borrie °) hält nämlid grumd- 
fäglih die Gebundenheit des bäuerlichen Grundbeſitzes in denjenigen Ländern, in 
denen der Getreidebau und die Viehzucht vorwiegen, für das Richtige. Da fh 
die Gebundenheit des Grundbefiged nad) Auflöfung des lehnrechtlichen und grumb- 
herrlichen Verbands aber nit mehr aufreht erhalten läßt, fo befchränft er 
feinen Plan auf das zur Zeit Erreichbar. Muß man, fo argumentirt Graf 
DBorried, dem Grundeigenthümer heute die Dispoſitionsfreiheit über jein Gut ge- 
währen, jo muß er fie aud voll und ganz erhalten d. h. man darf ihm, wo 
die Gebundenheit des Grundbejiges bisher beftanden hat, nicht verwehren, für 
eine Reihe von Generationen den Hof zu fliegen und ihn unter Bevorzugung 
des Anerben vor den übrigen Erben an jenen übergehen zu laffen. Wenn der 
Bater ſolches zu thun unterlaffen hat, fo fer zu präfumiren, daß er den Hof 
ungetbeilt an einen feiner Erben habe vererben wollen. Diefe Präfumtion habe 
das Inteftaterbrecht auszufprehen. Wo dagegen die freie Beräußerlichkeit fchon 
lange befteht, da follte man den noch einigermaßen gefchloffenen Beſitz wenigftens 
möglichft zufammenzuhalten und zugleich dahin ftreben, einen feften Zuftand zu 
ſchaffen. Zu diefem Zweck müßte dem Vater dur) das Gejeß die Befugniß 
gegeben werden, lettwillige Beitimmungen, durch welche der Grundbefig an einen 
der Erben übergeht, zu treffen, ohne daß er zu befürchten braudt, mit dem 
geltenden Pflichttheilgreht in Collifion zu gerathen. Mit einer Präfumtion 
bat das Gefeg bier aber nicht einzugreifen, weil eine foldhe nur dort geredht- 
fertigt ericheint, wo der Grundbefig fchon bisher nach Anerbenrecht vererbt wurde. 
Wo endlih der Gemüfe-, Wein-, Dbft-, Handelögemähsbau heimisch und 
wo der Boden daher fo ausgenugt iſt, wie er beiler gar nicht außgenugt werden 
kann, da würde ein Streben nad Confolidation des Grundbeſitzes überhaupt 
mäßig fein. 

Diefen Gedanken formulirte Graf Borries zu einem beftunnten Antrage, 
den er im %. 1872 im preußifchen Landesöfonomie-Eollegium ftellte. “Derfelbe 
ging dahin: 

„den Herm Minifter für die landwirthichaftlihen Angelegenheiten zu 
erfuhen, mit feinem ganzen Einfluß auf den Erlaß eines Gejeges hinzu: 
wirken, durch weldes dem mittleren Grundbefiger ‚die Möglichkeit gewährt 


5) Bericht über die Verſammlung deuticher Land: und Yorjtwirtbe, München 
1872, & 375. 6 9 % 
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wird, durch freuvillige Verfügung für einige, höchſtens drei Erbgänge Ge: 
ſchloſſenheit des Grundbefiges mit einem in der Annahme des Grundbefites 
gegen die Miterben fo geftellten beftimmten Erben feftzufegen, daß der 
legtere während der Geſchloſſenheit durch die Höhe der herauszubezahlenden 
Erbtheile nicht zum Verkauf gezwungen wird“. 

Wegen des Wivderftandes, den ein foldher Gefegentwurf von den Kammern 
zu erwarten hatte, ſowie wegen der wahrjcheinlichen Ungeneigtheit des Bauern 
flandes, ein ſolches Gefeg in Anwendung zu bringeh, enblid) nody aus mehr: 
fahen anderen Gründen ſprach ſich der damalige Referent des Landesöfonomies 
Collegiums über dieſen Gegenftand, der Abgeordnete Freiherr von Schorlemer- 
AR, gegen den Antrag des Grafen Borries aus. Derjelbe wurde denn aud) 
von dem Plenum diejer Körperfchaft verworfen. Weber den von dem Referenten 
geſtellten Antrag auf Abänderung des für die Provinz Weftphalen erlaffenen Ge- 
keges vom 4. Juni 1856 und auf Ausdehnung defjelben aud auf die übrigen 
Provinzen des preußifchen Staats fowie über den fchlieklih vom Yandesötoncmie- 
Collegium in dieſer Angelenheit am 29. October 1872 gefaßten Beſchluß haben 
wir bereits in der 1. Abtheilung diefer Arbeit, ın dem Abfchnitt über die 
Ausernanderfegung unter den Miterben und die Erbſchaftstaxe, S. 195 das 
Nähere mitgetheilt. 

Nach diefer kurzen Geſchichte der in den einzelnen deutfchen Rändern unter: 
nommenen Berjuche, für den Bauernftand ein entweder dem deutfchen Familien⸗ 
fideicommiß oder dem englischen Entail ähnliches Rechtsinſtitut zu ſchaffen, ſuchen 
wir jegt eine Darftellung des für die fog. Iandwirthichäftlihen Erbgüter ge- 
ſchaffenen Rechts zu geben. 

Bevor wir dies thun, ſei hier nur noch in Kürze des in allerlegter Zeit 
aufgetauchten Plans gedacht, das Inſtitut der Landwirthichaftlihen Erbgüter nad) 
Defterreich zu verpflanzen. Derjelbe ging von dem leider zu früh ver- 
ſtorbenen Minifterialratd Carl Peyrer, einem der gründlichften Kenner der 
öfterreichifchen Agrarverhältniffe, aus. Der von Peyrer im Yuftrage des öfter- 
reichiſchen Aderbauminifterd verfaßten und im 9. 1883 publicirten Denkſchrift, 
betrefiend die Erbfolge in landwirthſchaftliche Güter und das Erbgüterrecht, 
findet fih ein Geſetzentwurf angejchloffen, in dem auch die Errichtung von Erb⸗ 
gätern vorgejehen ift. In diefem Entwurf fucht der Verfafler die Vorfchläge, 
welche in den legten Jahren von dem Freiherrn von Vogelſang, dem Dr. Rud. 
Meer, dem Grafen Carl Chorinsy u. A., vor allem aber von Brofeffor 2. 
v. Stein zum Zweck der Erhaltung des Bauernftandes gemacht worden find, 
\omeit fie fih auf das Erbrecht beziehen und mit den Fundamentalprincipien 

„ mferer gegenwärtigen Agrarverfafiung vereinbar find, geſetzgeberiſch zu formu⸗ 
Üiren. Obzwar die Ausfichten fir die Nealifation dieſes Entwurfs jet nach 
dem Tode feines Berfaffer8 nicht gerade fehr hoffnungsreiche find, fo reihen wir 
die Beftimmungen desfelben der Vollſtändigkeit wegen doch ſchon hier an die 
für Bayern, Heflen-Darmftadt und Mediendurg-Schwerin geltenden Beftimmuns 
gen an. Die viel weiter gehenden Vorſchläge X. v. Steind werden wir dann 
Ipäter im einem eigenen Abſchnitt behandeln. 


7* 
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2, Vergleichende Gefekgebung. 


A. Rechtsquellen. 


Bayern (vehtörheinifh). Geſetz, die Iandwirthicaftlihen Erbgüter be 
trefjend, vom 22. Februar 1855 (G.Bl. ©. 49—72). 

Helfen-Darmftadt. Gefep, die en Erbgüter bes 
treffend, vom 11. September 1858 (G. Bl. Nr. 3 

Medlenburg: Schwerin. Verordnung, Mefend die Inteſtaterbfolge 
in die bäuerlichen Erbpachtgüter der Domänen, vom 24 Juni 1869, insbeſondere 
8 12,3 a. b (8. BI. Nr. 51). 

Baden. Entwurf eined Gefeges über geſchloſſene Hofgüter (1855). 

Defterreid. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Exbfolge in land⸗ 
wirthſchaftliche Güter und das Erbguterrecht, als Anlage zur Denkſchrift, betreffend 
die Erbfolge in —— Güter und das Erbgüterrecht (Heimftätten- 
recht). Im Auftrage Sr. Excellenz des Herrn Aderbauminifterd verfaßt vom 
Minifterialratd Carl Peyrer. Wien 1883. 


B. Zur Errichtung berechtigte Perſonen. 


Zur Errichtung von Erbgütern iſt berechtigt jeder Grundeigenthümer (tm 
Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin auch jeder Erbpächter eines domanialen 
Bauernguts), der über das Seinige frei verfügen darf ®). 

dur Güter, die fi im gemeinſchaftlichen Eigenthum der Ehegatten be⸗ 
finden, ift zur Errichtung die Uebereinftunmung beider Eh nn erforderlich n. 

Im letzteren Fall iſt gemäß ber bayeriſchen Gefeggebung nad dem Tode 
des einen Ehegatten der überlebende Theil, felbft wenn er das Erbgut mit er- 
richtet hat, nicht berechtigt die Stiftung zu widerrufen ®). 

Auch die Wahl des Erbgutsnachfolger8 darf, wenn die Ehegatten fi im 
— Eigenthum befanden, nad) bayeriſchem Recht und nad) dem 

adifchen Gefegentwurf nur gemeinfhaftlihh von beiden erfolgen. Das 
heſſiſche Geſetz trifft verſchiedene Anordnungen, je nachdem nur Deſcendenten 
aus dieſer Ehe oder aus einer früheren Ehe oder aus beiden Ehen vorhanden 
find. gl. weiter unten den Abſchnitt über das Erbrecht der Ehegatten 9). 

Hat ber verftorbene Ehegatte einfeitig vor Begründung des Miteigenthums 
oder fpäter gemeinfchaftlih mit dem überlebenden Ehegatten eine gültige Wahl 
bes Nachfolgers getroffen, je darf der Ueberlebende dieſe ati nad) bayerifhem 
Recht nicht aufheben 19). 


C. Gegenftand der Errihtung. 


Zu Iandwirthichaftlihen Erbgütern dürfen nur auf dem Lande, d. h. 
außerhalb ber ftädtifchen Feldmarken gelegene Güter, welche landwirthſchaftlich 

6) Heſſ. ee 1. Bayr. Gef. 1. Bad. Geſ.Entw. 7. Oeſterr. Gej.-Entw. 16. 
— Gel. 1 

eſſ. Gel. 2. Bayr. Gef. 12. Oeſterr. Geſ. Entw. 16. 

A ayr Gel. 19. 
9) Bay. Gel. 15 He. Gef. 25. Bad. Gej.-Entiv. 17. 
10) Bayr. Gef. 1 
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benutzt werden, beflimmt werben. Nach dem Mufter der Beſtimmungen über 
Smmilienfideicommifie ftellt die Geſetzgebung auch für bie —— — 
Erbgüter Werthminima feſt. 

So verlangt das heſſiſche Geſetz zur Erbgutsſtiftung ein in den Grenzen 
des Großherzogthums belegenes, zur Landwirthſchaft geeignete® Grundvermögen, 
das, ausſchließlich der Hofraithe, der Gebäude und des in den Waldungen 
ſtehenden Holzes, einen ſchuldenfreien Werth von wenigſtens 15 000 fl. reprä⸗ 
fentirt oder 60 Normalmorgen umfaßt. Auch muß das zum Erbgut zu er: 
bebende Grundvermögen in der nämlichen oder doch in unmittelbar an einander 
ſtoßenden Gemarkungen Liegen und mit den erforberlichen Wirthſchafts⸗ und 
Wohngebäuden over dod) mit den zum Aufbau jener Gebäude erforderlichen 
Werthen entweder in Geld oder in Grund und Boden, abgefehen vom oben auf- 
geRellten Werthminimum, verſehen fein 11). 

Im rechtsrheiniſchen Bayern darf ein landwirthſchaftliches Erbgut nur aus 
einem landwirthſchaftlichen Gruitovermögen gebildet werden, das mit einem 
Grmdfteuerfinplum von wenigftens 6 fl. belegt und bis zu dieſem Betrage 
ſchuldenfrei iſt. Da 1 fl. Steuerfimplum einen Grundwertb von 800 
teprhjentirt, fo würde das Werthminimum 4800 fl. (6><800 fl.) betragen. 
ala Zubehörungen des Erbguts gelten die beweglichen und unbemeglichen Perti= 
nengen defielben und außerdem alle diejenigen Gegenfiände, die zufolge einer im 
Hypothekenbuch abgegebenen Erklärung des Erbgutöftifters als ſolche angefehen 
werden follen ?2). 

Im Gebiete des großberzoglih medlenburg- ſchwerinſchen Dome: 
niums bürfen als unveräußerlich und unverſchuldbar ertlärt werden alle die: 
jeuigen im ungetheilten Privateigenthum oder im Nutzeigenthum befindlichen 
Bauerngüter, welche auf 371/,—350 Scheffel bonitirt und mit ben für die 
ſelbſtändige Bewirthſchaftung erforderlichen Gebäuden verfehen find. Zu einem 
ſolchen Bauerngut werben gerechnet einerjeit3 alle EN, andrerjeitö aber 
au alle auf demfelben ruhenden Laften und Schulden 13). 

Der badiſche Geſetzentwurf verlangt zur Erbgutserrihtung ein zum 
Vetrieb der Landwirthſchaft geeignetes, im Großherzogthum belegenes liegen⸗ 

en, das einen Werth von mindeftend 10 000 fl. hat und bis 
zu dieſem Betrage ſchuldenfrei if. Doch follen dieſe Beſtimmungen über 
Werthminimum nicht auf die im Großherzogthum Baden bereits be⸗ 
ſtehenden geſchloſſenen Hofgüter, ſowie auf die untheilbaren Grundzins⸗, Erb⸗ 
und Schupflehen, nachdem fie in gejchlofiene — umgewandelt worden, 
Anwendung finden, indem dieſe auch dann, wenn ſie das Werthminimum nicht 
erreichen, als Erbgüter im Sinne des Gefegentwurfd zu behandeln find. 
Demech hat der badiſche Geſetzentwurf zweierlei Arten von Erbgütern ins Auge 
takt: ſolche, die es bereits von Geſetzes wegen ſind (die geſchlofſenen Hofgüt > 
ud folde, die es erft durch eine Willenserklärung des Eigenthlimers werben 
folen (gefetlidhe und gewillfürte Hofgüter) 1). 


11) gef Gel. 1, 5 

12) Bayr. Gel. 1, 

13) —— — ch 1, 3, 12. 
14) Bab. Geſ.Entw. 3, 4, 7 
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Nah dem neueften öfterreihifhen Gejegentwurf kann als Erbgut 
nur ein ſolches mit einem Wohnhauſe verfehenes landwirthſchaftliches Gut oder 
der mit einem Wohnhaufe verfehene Theil eines foldyen erklärt werden, deſſen 
Werth einen beftimmten, nad dem Zwanzigfachen des Katafterreinertrags der 
zum Gute gehörigen Grundſtücke zu berechnenden Mindeſtbetrag erreicht 
und einen in gleicher Weiſe zu berechnenden Höchſtbetrag nicht überſteigt. 
Die Feſtſtellung dieſer Beträge iſt der Landesgeſetzgebung vorbehalten. & 
lange eine ſolche definttive Feſtſetzung nicht getroffen nn haben als der in obiger 
MWeife zu on Mindeftbetrag 1000 fl. d. W. und als Höchſtbetrag 
20 000 fl. ö. W. zu gelten 1°). 


D. Form der Erridtung und Aufhebung von Erbgütern. 


Zur Errihtung von landwirthſchaftlichen Erbgütern ift in der Regel eine 
diesbezügliche Willenserklärung des Stifters erforderlich. 

Der Stiftung hat die Ermittelung und Befeitigung aller auf dem be 
treffenden Gute baftenden dinglichen Taften vorauszugehen. Hypothelariſche Laſten 
dürfen auf dem Erbgute nur ruhen bleiben, ſoweit ihnen ein das geſetzliche 
Minimum überfteigender Gutswerth entfpricht und die Gläubiger ihre Einmil- 
(tigung zur Vinculirung des ihnen verpfänbeten Guts ertheilten 19). 

ALS nothwendige Form, in die der Stiftungswille gekleidet werden muß, 
verlangt das heſſiſche Geſetz eine gerichtliche oder wenigſtens gerichtlich be- 
glaubigte Urkunde oder ein Ichriftliches Zeftament, das bayeriſche Geier eine 
öffentliche Urkunde oder ein fchriftliches Privatteftament, der badiſche Geſetz⸗ 
entwurf für die gemwillfürten Hofgüter eine öffentliche Urkunde oder ein eigen: 
händiges Teftament. Ferner jchreiben das heſſiſche und bayeriſche Gefek 
und ebenſo auch der badiſche Geſetzentwurf noch vor die Beurkundung der 
Stiftung durch das zuſtändige Gericht (forum rei sitae) und die Eintragung 
berjelben in das Hypothekenbuch (Bayern) oder in das Grundbud (Helen, 
Baden). Auch verlangt das heſſiſche Recht zur Begründung der Erbguts⸗ 
eigenſchaft noch die Einholung der Iandeöherrlicen Genehmigung. 

Diefelden Bedingungen wie für bie Errichtung eines Erbgut3 gelten nad 
heſſiſchem und badiſchem Gefeg aud für die Vergrößerung oder Ergänzung 
eines folchen 17). 

Nach dem jüngften öſterreichiſchen Gefegentwurf erfolgt die Begrün⸗ 
dung eines Iandwirtbichaftlihen Erbguts durch Eintragung in das beim zuftän- 
digen Bezirkögericht zu führende Erbbuch und durch Bermerkung diefer Eins» 
tragung im Grundbuche. Der Antrag auf Eintragung ift entweder mündlich 
einzubringen oder in einer gerichtlich oder notariell beglaubigten Eingabe zu 
überreichen 19). 

Für das Gebiet des großherzoglih medlenburg-jchwerinfden Doma⸗ 
niums bedarf der Ausfhluß der Veräußerung und Verſchuldung eines bäuer⸗ 
lichen Erbpachtguts, ſofern dieſe Beſchränkung der Dispoſitionsfreiheit nur auf 


— — — — — 


15) Oeſterr. di „Entiw. — 


16) ö a 
in gl. 6 ayr. Pi 3. Bad. Geſ.Entw. 5. 
18) err. —* Entw. 15— 
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den unmittelbaren Rechtsnachfolger des die Verfügung Zreffenden berechnet iſt, 
mr der Eintragung in das Grundbuch; foll fie dagegen für mehrere Genera- 
ttonen gelten, jo ift die landesherrliche Beſtätigung erforderlich 19). 

Bon der obigen Regel, daß die rechtliche Dualification eines landwirth⸗ 
ſchaftlichen Erbguts einem Gut durch die freie Willensentfchliegung und Willens- 
erflärung des Eigenthümers beigelegt wird, ftatuiren ſowohl der badiſche 
wie der öſterreichiſche Gefegentwurf Ausnahmen. 

Rah dem badifhen Entwurf fol die Eintragung der beftehenden ge- 
ſchloſſenen Hofgüter und ebenfo der in gefchloffene Hofgüter umgewandelten 
Grundzins⸗, Erb- und Schupflehen in das Grundbuch binnen Yahresfrift nad) 
dem Inkrafttreten des Gefeges von Amtswegen erfolgen, jofern fte nicht bereits 
früher freiwillig erfolgt war. Die Bermaltungsbehörden werden damit betraut, 
die Ausführung diefer Beſtimmung zu überwachen *0). 

Nach dem öſterreichiſchen Gefegentwurf bleibt der Landesgefeggebung 
bie Beſtimmung vorbehalten, in melden Fällen landwirthſchaftliche Güter auch 
ohne einen dahin zielenden Antrag des Eigenthümers oder eine giltige legtwillige 
Anordnung defjelben von Amtswegen als Erbgüter in das Erbgüterbud) ein- 
getragen werden können ?1). 

Die Begründung der Erbgutdeigenfchaft und ebenfo die Aufhebung der- 
jelben bedarf der Beurkundung fowie der Vermerkung im Grund: reſp. Hypo⸗ 
thelenbuch *). | 

Aud Die Ernennung des Nachfolger im Befig des Erbguts fowie der 
Ausſchluß der durch das Inteſtaterbrecht Hierzu defignirten Perſonen muß nad) 
heſſiſchem Recht mittels einer gerichtlichen oder doch gerichtlich beglaubigten 
Urkunde, oder mittels eines fchriftlihen Teftaments oder eines Codicills, nach 
bayerifhem und badifhem Recht mittels einer öffentlichen Urkunde oder 
eines ſchriftlich errichteten Teſtaments erfolgen 2°). 

Nah dem öſterreichiſchen Gefegentwurf 85 9, 12 bedarf e3 einer 
Willenserflärung des Erblaſſers in einem Teflamente oder in einer gerichtlich 
oder notariell beglaubigten oder eigenhändig gefchriebenen und unterjchriebenen 
Urkunde zum Ausſchluß des Anerbenrechts, zur Wahl derjenigen Perſon, welche 
unter den zur Erbfolge berufenen Perſonen Anerbe fein, jowie des Betrags (vor⸗ 
behaltfich des Pflichttheilsrechts der Betheiligten), zu welchem der Gutswerth bei 
der Berechnung angerechnet werden, und der Friſten, in welden die Zahlung 
der Abfindungen erfolgen fol. 

Um die Erbgutserrichtung zu fördern, beftimmt das bayerifche Beleg, 
daß die gerichtlichen Verhandlungen und Beurkundungen, weldye die Errichtung 
des Erbguts felbft zum Zweck haben, fowie die Eintragungen deſſelben tm 
Hypothekenbuche ftempel- und gebührenfrei fein follen. 

Auch nad) dem öſterreichiſchen Gefegentwurf follen die Geſuche um 
Eintragung oder Loſchung eines Guts im Erbgüterbuch fowie die Anmerkung 
m Grundbuch gebührenfrei fern ?%). 


19) Medlenburg-Schwer. Gel. 12. 

20) Bad. Gel-Entiv. 6, 34, 35. 

21) Oefterx. Gei.:Entw. 19. 

22) Bayr. Gel. 29. Bad. Geſ.Entw. 33. Oeſterr. Geſ.⸗Entw. 20. 
2) gef. Gel. 24. Bab. Sei.-Entw. 17. Bayr. Gel. 12. 

24) Bayr. Gef. 31. Oeſterr. Geſ.⸗Entw. 41. 
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E. Weſen der landwirthſchaftlichen Erbgüter. 


Das Weſen der landwirthſchaftlichen Erbgüter ergiebt ſich aus dem Motiv 
ihrer geſetzlichen Zulaſſung. Dieſes Motiv beſteht in dem Streben, beſtimmte 
Guter gegen Zerſplitterung und Aufſaugung zu ſchützen und im dauernden Eigen- 
thum der bäuerlichen Familien zu erhalten. Zur Erreichung diefer Zwede ** die 
Dispoſitionsfreiheit der Eigenthümer der landwirthſchaftlichen Erbgüter mannig⸗ 
fach eingeſchränkt und für die Vererbung derſelben ein ſinguläres Erbrecht ein⸗ 
geführt. Innerhalb der durch das Erbgutsinſtitut gezogenen Schranken iſt der 
jeweilige Erbgutseigenthümer jedoch berechtigt, alle in dem Eigenthum begriffenen 
Rechte und Pflichten auszuüben 25). 


I. Beräußerung3= und Berfhuldungsbefhräntung. 


Die Beſchränkung der Dispofitionzfreiheit befteht nah der heſſiſchen, 
bayerifhen und badiſchen ©efeggebung darin, daß die Eigenthümer 
ber Erbgüter beftimmte Dispofitionen über diefelben nicht ohme Zuftimmung 
fämmtliher Anerben, wie die Anwärter bier bezeichnet werden, nad dem 
medlenburgifchen Gefeg darin, daß fie diefelben überhaupt nicht, und nad 
dem Öfterreihifchen Gefegentwurf, daß fie diefelben nur in beftimmten vom 
Geſetz vorgefehenen Fällen vornehmen dürfen. 

Zu dieſen Dispofitionen, deren Beſchränkung in der oben angedeuteten 
Weiſe erfolgt, gehören: 

1) Die Veräußerung des Erbguts im Ganzen ſowie in einzelnen Theilen. 

Die heſſiſche Geſetzgebung geſtattet die Veräußerung des Erbguts als 
Ganzes ſowie einzelner Theile deſſelben und die bayeriſche Geſetzgebung ſowie 
der badiſche Geſetzentwurf wenigſtens die Veräußerung einzelner Theile des 
ae regelmäßig nur nad) eingeholter Eimvilligung der ſämmtlichen Anwärter. 

angel des Conſenſes fann jedoch unter Umftänden durch gerichtliche 
Benilinung erſetzt werden. 

Ohne folden Conſens vorgenommene Veräußerungen können nah heſſi— 
ſchem und bayeriſchem Recht angefochten werben 2°). 

Bon diefer Negel werben jedoch folgende Ausnahmen zugelaflen, indem eine 
totale oder theilwerfe Veräußerung der Erbgüter auch ohne ſolche Zuftimmung 
ftatthaft fein fol: 

a. nad heſſiſchem Necht, wenn bie Veräußerung an eine Perſon ftatt- 
findet, die durch das für die Erbgüter geltende finguläre Inteftaterbrecht zum 
Nachfolger des gegenwärtigen Eigenthümers befignirt iſt ?7); 

b. nad) bayerifhem Recht, wenu der Eigenthümer daffelbe den Au⸗ 
wärtern vergeblich zum Kauf angeboten bat 28); 

c. nah heſſiſchem, bayerifhem und badifhem Recht, wenn die 

Veräußerung von ber beftehenden Gefeggebung zu öffentlichen Zwecken verlangt 
wird, jo 3. B. im Fall einer Expropriation 2°); 


26) . Gel. 17. Bayr. © 
27) eff. Gel. 23, 24, 88. 
28) Bayr. Gef. 6, 10, 28. 
29) Hefl. Bei. 14. Bapı. Bei. 23. Bad. Gef.-Entw. 11. 


ae . Gef. 10. Bayr. Es 5. Bab. Gef.-Entiw. 8. 
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d. nad heſſiſchem, bayeriſchem und badifhem Recht, wenn ſich 
die Beräußerung nur auf.einzelne, daS geſetzliche Werthminimum überfteigende 
Theile des Gut3 bezieht und ertwiefenermaßen der Berbefferung des Neftgut3 zu 
fiatten Tommt 3°). 

In ben beiden sub c. und d. angeführten Fällen nimmt der durch die 
Beränßerung erzielte Kaufpreis die Erbgutseigenſchaft an und muß das an bie 
Stelle des veräußerten Theilgrundſtücks tretende Geld nad) bayerifhem Recht 
wieder in Grund und Boden angelegt werden 31). | 

e. Rah heſſiſchem Recht ift auch die Theilung eines Erbguts in 
mehrere Erbgüter ohne Einholung der Zuftimmung der Anwärter ftatthaft, 
wenn jedes der Theilgüter den von der Geſetzgebung für die Begründung von 
Erbgätern aufgeftellten Minimalerforderniß entfpricht, und nad) dem bad ta en 
Geſetzentwurf, wenn die Bezirkövermwaltungsbehörde nad) Vernehmung des 

die Theilung bewilligt °2). 

Der öſterreichiſche Gefegentwurf verbietet die Veräußerung des Erbgut3 
als Ganzes ebenjowenig wie da8 bayeriſche Gefeg umd der. badiſche Geſetz⸗ 
anenf und erflärt nur die Abtrennung einzelner Grundftüde, welche den Be⸗ 
fesbtbeil eines Erbguts bilden, in der Regel al3 unftatthaft. 
Ausnahmsweiſe ſoll eine ſolche Abtrennung auch nad) dem öſterreichiſchen 
Geſehentwurf zugelafjen werben, wenn der Eigenthiimer darum nachſucht und 
zagleich nachweiſt, daß der verbleibende Werth des Erbguts dadurch nicht unter 
das geſetzlich normirte mindefte Maß berabfinft und daß die Abtrennung mit 
vortheilen für die Bewirthſchaftung des Guts verbunden ift, melde in anderer 
Bere nicht erreicht werden können. 

finden diefe einſchränkenden Beitimmungen nah dem öſter— 
reichiſchen Gefegentwurf feine Anwendung auf folgende Fälle, in denen eine 
von Grundftüden ohne Weiteres ftatthaft if: 

a. auf Befigveränderungen, welche auf Grund der für die Auseinander- 
kungen (Zufammenlegung von Grundftüden, Theilung von Grundftäden, Ab⸗ 
Lfung von Nugungsrechten u. |. w.) beftehenden Gejege zur Ausführung kommen; 

b. auf den Tauſch von Grundftüden, wenn der Werth der eingetaufchten 
ven der amsgetaufchten Grundftüde annähernd gleichkommt und zugleich durch 
den Tauſch eine Arrondirung oder beſſere Bewirthſchaftung des Erbguts erzielt 


vird; 
e. auf die Abtrennung von Grundſtücken, welche nad) der beſtehenden Ge- 
im Zwangswege erfolgen kann 3°). 
u 2) Die dingliche Belaftung und namentlich die unterpfändliche Verſchuldung 


Anch diefe foll in der Negel nad) heſſiſchem badiſchem und baye- 
rifhem Recht nur mit Eimmilligung der Anwärter zuläffig ſein. 

Ausnahmäweife jedoch ift die Verpfändung des Erbguts aud ohne Ein- 
rilligung der Anerben ftatthaft: | 


3) 81 Gel. 14. Bayr. Geſ. 6. Bad. Geſ.⸗Entw. 11 
31) Seff 
ei. 12. 





Ge. 14. Bayr. Gel. 6. Bad. GeiEntw. 12. Medlenburg-Schwer. 


32) gi Gel. 44. Bad. Gei.-Entiw. 29. 
3) Oeſterr. Geſ.Entw. 25, 26. 
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a. nad) Heiftfhem, bayerifhem und badiſchem Recht, wenn die 
Aufnahme einer Schuld ftattfindet behufs Tilgung einer auf demfelben Gut: 
bereits rubenden Hypothekenſchuld 3%) ; 

b. nah bayerifhem, Heffifhem und badifhem Recht, wem die 
Verpfändung ftattfindet zum Zweck der Abfindung des das Gut bei Lebzeiten 
an feinen Erben übertragenden Eigenthümerd oder der Miterben des Gutsüber- 
nehmers 35). 

c. Ueber die sub a. und b. angeführten Fälle hinaus darf nad) dem 
bayerifhen Geſetz der Eigenthümer de3 Erbguts daſſelbe nur in dem 
weiteren Betrage eines Drittels desjenigen Werths belaften, den er nach Abzug 
der ß genannten Poften und des ihm zutommenden Präcipuums nod frei be: 

t | 


d. Endlih kann die fehlende Zuftummung der Anerben nad hefſſiſchem 
md bayerifchem Recht dur die Genehmigung des zuftändigen Gerichts und 
nah dem badiſchen Gejegentwurf durch die der Verwaltungsbehörde erjegt 
werden, wenn die Aufnahme des Darlehns zur Erhaltung des Gutes nothwendig 
oder aus überwiegenden Gründen nützlich ıjt?7). 

Belaftungen des Erbguts über die vom Gefeg geftatteten Fälle hinaus 
find entweder nichtig oder können doch angefochten werden. 

Der Öfterreihifche Gejegentwurf geftattet die Belaſtung des Erb 
guts nur: 

a. mit ablösbaren oder auf eine beftimmte Zeit beichräntien Örundrenten- 
ihulden, deren Jahresbetrag die Hälfte des Kataftralreinertrags nidyt über: 
fteigt, oder 

b. wenn und foweit die Belaftung mit Orundertragsrenten in der ad a. 
angegebenen Weife nicht ftattgefunden hat, mit Hypotheken, deren Capitalbetrag 
das Zehnfache des SKataftralreinertrags nicht überjchreitet. 

Haften auf einem Erbgute bereits Grundrentenſchulden, fo darf eine weitere 
Belaftung nur infoweit flattfinden, als fie innerhalb des in den beiden obigen 
Punkten normirten Ausmaßes ihre Deckung findet. 

Ausnahmsweiſe jedoch kann die zuftändige Behörde auf Anſuchen des 
Eigenthümer8 eines Erbguts eine höhere Belaftung als die oben normirte, und 
zwar mit Grundrentenfchulden im Jahresbetrage bi zum ganzen Kataſtralrein⸗ 
ertrage oder mit Hypotheken im Qapitalbetrage bis zum Zwanzigfachen des 
Rataftralreinertrags, bewilligen, wenn der Nachweis geliefert wird, daß eine 
ſolche höhere Belaftung mit Vortheilen für die Bewirthichaftung des Gutes ver- 
bunden ift, welche in anderer Weife nicht erreicht werden können. Doch ift bie 
Bewilligung immer an die Bedingung zu fnüpfen, daß die bemilligte höhere 
Belaftung ratenweiſe Längftens innerhalb 20 Jahren zu tilgen ift. 

c. Mit einem den Erträgnifien des Guts angemefienen Tandesüblichen Aus: 
gedinge oder einer dieſes Ausgebinge vertretenden Verficherung (Leibrente) zu 
Gunſten des Borbefizerd oder feines überlebenden Ehegatten; 


34) Dell. Gel. 12. Bayr. Sei. 6. Bad. Gej.-Entiv. 9. 
30) Bad. Geſ.Entw. 9. Bayr. Gef. 6. Heil. Bei. 14. 
36) Bayr. Gef. 6. 

37) Hell. Gel. 13. Bayr. Sei. 6. Bab. Geſ.⸗Entw. 10. 
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d. mit der Verpflichtung, minderjäßrige Kinder des Vorbeſitzers ange: 
meflen zu erziehen oder denfelben bis zur erreichten Großjährigteit, oder erwerbs⸗ 
fähigen Kindern für die Dauer der Erwerbsunfähigfeit den ftandesgemäßen 
Unterhalt auf den Gute zu verichaffen 9°). 

Rah beffiihem und badiſchem Recht findet eine Hilfsvollſtreckung 
in Beziehung auf Erbgüter für perſönliche Schulden des Erbgutseigenthümers 
niemals, und für Unterpfandsſchulden nur ſoweit, als ſie in Gemäßheit der 
obigen Sefege gültig darauf gelegt find, ſtatt °°). 

Im bayeriſchen Gefege fehlt eine ausbrüdliche Beſtimmung über diefen 
Bunkt. Einzelne Beflimmungen des Geſetzes, wie z. B. die über die Eintragung 
der Erbgutseigenſchaft im ne über die Edictalladung der unbe 
famten Gläubiger des Stifters u. |. w., fcheinen indirect dafür zu ſprechen, 
daß auch in Bayern das in diefer "ehe für Hellen-Darımftadt geltende 
Recht Anwendung findet; andere Beftimmungen, insbeſondere die in den Art. 15 
md 28 bed bayeriſchen Geſetzes enthaltenen, ſprechen jedod für das Gegentheil. 
Die Gerihtöpraris wurde noch nicht mit der Trage befaßt; die Commentatoren 
des Gefetzes find jedoch darüber einig, daß die Erbgüter in Bayern bezüglich) 
der erecutivifchen Veräußerung nicht nur wegen der dinglichen, fendern auch 
wegen jog. Currentſchulden keine Ausnahmeftellung einnehmen. und daß demnach 
bier die Subſtanz des Guts nicht unangreifbar gemacht ſei 0). 

Daß der öſterreichiſche Geſetzentwurf der ſocialwirthſchaftlichen For⸗ 
derung nach Erhaltung des ſeßhaften Standes der Shrundbefiger viel energiſcheren 
md confequenteren und zugleich doc, einen den einzelnen Eigenthümer weniger 
belöftigenden Ausdrud giebt, als die ältere Gejeggebung, zeigen namentlich die 
Beſtimmungen über den Zwangsverlauf der Erbgüter. 

Das Erbgut ſoll nämlich nur in folgenden Fällen dem Zwangsverkauf 
unterzogen werden dürfen: 

a. wegen der Rüdftände an Iandesfürftlichen Steuern und anderen öffent: 
fihen Abgaben, 

b. wegen der Rüdftände an folden Leiftungen, welden die Gejege ben 
vorrang vor anderen Reallaſten oder in anderer Weiſe ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht einräumen, 

c. wegen der Rückſtände aus ſolchen Verpflichtungen, mit welchen das Erb- 
gat ausnahmsweiſe belaftet werden darf. 

Alen anderen Forderungen gegenüber fol da8 Erbgut zwar der Execution 
nicht gänzlich verfchloffen fein, dieſelbe jedoch nicht durch den Zwangsverkauf, 
Iondern num vorübergehend durch die Sequeftration vollzogen werden dürfen. 

Doc ſoll dem Erbgutseigenthümer felbft dann bejondere Schonung zu 
Theil werden, wenn ein wirklicher Bmwangsverfauf geſetzlich zuläſſig ift, 
indem dein Zwangevertauf des Erbguts in dieſem Fall regelmäßig die Se— 
queſtration deſſelben vorauszugehen hat. Nur wenn die Befriedigung des Exe- 
utionsführers aus den durch die Sequeftration erzielten Einkünften nicht binmen 


39) Heff. Sei. 11—18, 28-80, 15. Bad. Gef.-Entiv. 18. 
6 an tein, Gommentar zum Gele vom 22. Februar 1855, Erlangen 1859, 
. 59. 
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2 jahren bewirkt werden kann, oder wenn es ſich um mehr als 2jährige Rück⸗ 
fände an Jahresleiſtungen oder um Nüdzahlung von Hypothekencapitalien 
handelt, ift die Execution fofort mittel Zmangsverfaufs des Erbgut3 zu voll» 
ziehen. Durch den Zwangsverkauf verliert übrigeng das Erbgut nicht die 
Eigenſchaft eines Erbguts. 

Während der Sequeftration bat der Eigenthümer des Erbgut3, jofern er 
auf bemfelben feinen fländigen Wohnfig Hat, für fih und feine Familie emen 
Anfpruc auf unentgeltliche Wohnung auf dem Gute fowie auf einen von jeder 
Erecution freien Jahresbezug von 350 fl. d. Wtı), 


I. Singuläre Succeffionsordnung. Borzugsreht des Erb: 
gutsübernehmers, Abfindungen der Anwärter. Erbredt der 
Ehegatten. 


Für die Vererbung der landwirthſchaftlichen Erbgüter gilt die Individual: 
fucceffion, d. h. fie follen immer nur an einen von mehreren Eivilerben des 
Eigenthümers gelangen 2). 

Im einzelnen ift zwiſchen den Beftimmungen des neueften“ öfter: 
reichiſchen Gefegentwurfg einerfeit3 und den Beftunmungen des bayerifhen 
und heffifchen Geſetzes andrerſeits zu unterſcheiden. 

Diefe Unterfceidung bezieht ſich Schon äußerlich auf die Ausdrucksweiſe der 
beiden Gejegesgruppen. Denn mährend der öſterreichiſche Gefegentwurf 
in Uebereinftimmung mit dem allgemeinen Sprachgebrauch den Gutsübernehmer 
im Gegenfag zu feinen Miterben als Anerben bezeichnet, verftehen das ba y e⸗ 
rifhe und das heffifce Gefeg unter Anerben die ſämmtlichen fucceffions- 
berechtigten Erben des Erbgutseigenthümers (die fog. Anwärter) in Gegenſatz 
zum Qutsübernehmer. 

Ferner will der Öfterreichifche Gefegentwurf die Erbgüter — mit nur 
wenigen Ausnahmen — dem allgemeinen für die Erbfolge in landwirthſchaftliche 
Güter überhaupt in Ausfiht genommenen Inteftaterbredyt unterwerfen, während 
das bayerifhe und beffifhe Geſetz, jowie der badiſche Geſetzentwurf 
für die Erbgüter allein ein finguläres Erbrecht einführen. Wir werden in diefem 
Abſchnitt nur dieſes letztere darzuftellen haben und verweiſen Hinfichtlich des für 
Defterreih ın Ausficht genommenen Inteſtaterbrechts im Wllgemeinen auf 
den Abjchnitt Über das Anerbenreht. Hier fer nur eine derjenigen Modificationen 
erwähnt, welche dieſes Erbrecht bei feiner Anwendung auf die Erbgüter er: 
fahren foll. 

Ste befteht darin, daß in Ermangelung anberweitiger Beftimmungen 
bes Erblaſſers der Werth des Erbgut ber der Erbtheilung nur mit der 
Hälfte des für die übrigen landwirthſchaftlichen Güter feftgeftellten Mebrfachen 
des Kataſtralreinertrags anzufegen ift 13). Wo das Erbgut bereit® zur Hälfte 
verfchuldet ift, da würden die Miterben de Gut3übernehmers allerdings voll- 
ftändig Teer ausgehen. Doch kann dieſes für biefelben mißliche Reſultat dadurch 


— — — — — 


41) Oeſterr. Geſ.Entw. 29— 
42) Heſſ. Geſ. 20. Bayr. Gei 
43) Oeſterr. Geſ.⸗Entw. 35, 36. 


3. 
.11. Bab. Gej.:Entw. 16. Oeſterr. Gej.-Entw. 1ff. 
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vermieden werden, daß der Erblaſſer einen höheren Wertbanfag als den in 
dem Gejeg vorgejehenen vorfchreibt. Namentlih wird aber darauf gerechnet, 
daß es dem Sparfinme und der Vorſorge bed Erbgutseigenthümers gelingen 
werde, durch Anſammlung eines anderweiten Vermögens aud den Geſchwiſtern 
des Gutsübernehinerd gerecht zu werden. 

Die anderen auf die Erbgüter ſpeziell berechneten erbrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen des öſterreichi ſchen Geſetzentwurfs find weiter unten im Abſchnitt 
über die Berpflichtungen des Gutsübernehmers fpeziell angeführt. 

Rah bayerıfhem und heſſiſchem Recht fowie nad) dem badiſchen 
Geſetzentwurf find zur Erbfolge in das Erbgut kraft Geſetzes berufen: 

in erfter Linie die ehelihen oder doch die durch nachfolgende Ehe legi⸗ 
timirten Defcendenten (Heffen), 

in zweiter Tinie die vollbürtigen Geſchwiſter und bie ehelichen Defcendenten 
(Hefjen) oder nur die Kinder (Bayern, Baden) vorverftorbener voll 
hürtiger Geſchwiſter, 

in dritter Linie die Halbgeſchwiſter und ihre Deſcendenten bezw. nach 
bayeriſchem und badiſchem Recht nur ihre Kinder 14). 

Die vorhergehende Elafie ſchließt die nachfolgende aus. 

Unter den mehreren Berechtigten der zunächft berufenen Clafje gelangt das 
Erbgut immer nur an einen — Dieſer wird entweder durch Anordnung 
des Sg oder durch Vereinbarung der Miterben oder durch das Geſetz 


Em Erbfolge berufenen Perfonen find in dem Sinne Notherben, 
daß der Erdgutöbefiker jeinen Nachfolger immer nur aus der Claſſe der 
zunähft zur Erbfolge berechtigten Perfonen wählen darf, fei e8 nun, daß dieſe 
— mittels legtiwilliger Verfügung oder mittels Outsübertragung unter Lebenden 

45 

der Regel, daß der Eigenthümer bei feiner Wahl an die Angehörigen 
der zumächft berufenen Claſſe gebunden ift, gelten jedod, folgende Ausnahmen: 

1) Iſt einer der Erben erbunwürdig, fo darf er von der Nachfolge in 
das —8 ausgeſchloſſen werben 6). 

2) Bon den zunächſt Berufenen fallen ſodann von ſelbſt aus: die Ver⸗ 
ſchollenen, Mundtodten ımd Entmündigten *7). 

3) Es ſteht ferner den übrigen Erben ſeiner Claſſe nach, wer bereits 
Eigenthümer eines Erbguts (Heſſen), Hofguts (Baden) oder ſonſt einer Liegen» 
ſhaft (Bayern) iſt 9). 

4) Es fällt endlich aus der a. die Gutsnachfolge Verzichtende. Derſelbe 
tm ſich nad) badiſchem Recht für dieſen Si eine Vergütung aus⸗ 
bedingen, welche aber die Hälfte des Werths des in dem kindlichen Anfchlage 


en. Gel. 21. Bayr. Gel. 9. Bad. we MEntw. 2 
5 ayr. Sei. 10, 12, 19. Heil. Gel. 28, 24, 19. Bah. a Entw. 17. 
46) . Geil. 22 „Far. Gel. 9, 25. Bad. Bel. Ent. 22 
47) ab. Gei.-Ent Hefl. Sei. 22. 
48) Hell. Gel. 22. Va, Geſ.⸗Entw. 22. Bayr. Gel. 13. 
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liegenden Vortheils nicht tberfteigen darf. Nach den übrigen Rechten erhält 
derſelbe nur gleich den übrigen Miterben des Gutsübernehmers eine Abfindung *?). 

Beligt Jemand mehrere Erbgüter, jo darf er feinem feiner Erben zwei 
berjelben beftimmen, fo lange nicht ſämmtliche Glieder der zunächſt berechtigten 
Claſſe Erbgüter erhalten haben 5°), 

Hat der Eigenthümer de3 Erbgutes hinſichtlich der Ferfon ſeines Guts- 
nachfolger8 feine Wahl getroffen und hat hierüber auch feine Vereinigung unter 
den Anerben ftattgefunden, jo haben unter mehreren Erben derſelben Claſſe den 
Dorzug in Bayern: die Nichtanfäffigen vor den Anfäffigen, die Männer vor 
den Frauen, und innerhalb dejlelben Geſchlechts die Aelteren vor den Jüngeren, 
nach heſſiſchem Recht die Männer vor den Frauen, die Xelteren vor den 
Jüngeren; nad dem badifchen Gejegentwurf gehen die Männer den Frauen 
vor, aber unter Männern bat der jüngere den Vorzug vor dem älteren, 
während unter Frauen die ältere der jüngeren vorgeht. Befondere Beftimmungen 
gelten für den Fall, daß Defcendenten aus verjchtedenen Ehen mit einander 
concurriren 5). 

Der Erbgutsühernehmer erhält außer dein Eigenthum an dem Erbgut auch 
ein Voraus an der Erbichaft des Erblaſſers. In Bayern hat dieſe Bevor⸗ 
zugung de3 Erbgutübernehmers einen verjchiedenen Umfang, je nachdem derſelbe 
ber erften oder zweiten oder dritten Succeſſionsclaſſe angehört. Gehört der Guts⸗ 
nachfolger zu den Defcendenten des Erblaſſers und concurrirt er mit feinen 
Geſchwiſtern oder mit Kindern von Geſchwiſtern, fo erhält er nicht nur ein 
Drittel des fchuldenfreien Hofeswerth3 al8 Voraus, fondern es kommt ihm auch 
von den übrigen zwei Dritteln ein Sindestheil zu. Gehört dagegen der Anerbe 
der zweiten oder dritten Succeſſionsclaſſe an, jo find zwei Fälle möglich. Con⸗ 
currirt der Gutsnachfolger mit Kindern des Vorbeſitzers, ſo muß er ihnen die 
vollen zwei Drittel herauszahlen, weil in dieſem Falle von einem weiteren 
Kindestheil für ihn nicht die Rede ſein kann. Sind dagegen beim Uebergang 
des Erbguts an einen zur zweiten oder dritten Claſſe gehörigen Erben 
feine Kinder des Vorſitzers zu berüdjichtigen, fo erlangen die Erben der Suc⸗ 
cejfioneclaffe, welcher der übernehmende Anerbe angehört, ein Recht auf Ab- 
findung, melde für alle zufammen nur den ſechsten Theil des fchuldenfreien 
Hofeswerth3 beträgt 2). 

Bon dem bayerischen Recht etwas abweichende Beftimmungen enthält Das 
heſſiſche Geſetz 28 —30 und der badische Gejegentwurf 16, 26, 28, 31. 

Nah dem heſſiſchen Geſetz und dem badiſchen Gefegentwurf darf 
der Erbgutseigenthümer feinem Nachfolger, wenn diefer zu feinen Defcendenten 
gehört, al3 Voraus denjenigen Theil des fchuldenfreien Gutswerthes zumenden, 
über den er ohne Pflichttheilsverletzung verfügen kann; dod muß er demſelben 
jedenfalls die Hälfte des Gutswerths Hinterlaffen. Fehlt eine Verfügung des 
Erblaſſers, fo erhält ber Gutsnachfolger die Hälfte des Gutswerths als Prä- 
cipuum und participirt dann noch ınit feinen Miterben an der andern Hälfte. 


49) Bayr. Gef. 9. pen fi. Gel. 22. Bad. Gej.-Entw. 23. 
= Defl. Gel. 23, 2 Bad. Geſ.⸗Entw. 24. Bayr. Gej. 1 

eſſ. Gel. 20, er 27. Bayr. Gel. 11, 13, 16, 19. Ba. Geſ.⸗Entw. 12. 
58) ayr. Gef. 14-17 
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Gehört der Nachfolger der zweiten oder dritten Claſſe an, jo muß er den ‘De 

‚ kendenten des letzten Beſitzers zwei Drittel, den Miterben zweiter und dritter 

Claſſe dagegen ein Sechstel des fchuldenfreien Erbgutswerthes herausgeben 53), 

Rah bayerifhem Recht wird der überlebende Ehegatte, wenn er Mit⸗ 

er war, ın jedem Fall, nad heſſiſchem Recht nur dann, wenn 

der verftorbene Ehegatte feine Defcendenten binterlaffen hat, Alleineigenthümer 
des Erbgutes. 

Bar er nicht Miteigenthümer, fo bat er nah bayerifhem Recht, Fall 
der berufene Anerbe ein Defcendent iſt, bis zu defien Grofjährigkeit, in allen 
andern Fällen bis zu feiner Wiederverehelihung die Berwaltung und Nutznießung 
des Erbguts; nah heſſiſchem Recht foll es in dieſem Falle hinſichtlich der 
Nutznießung bei den allgemeinen gefeglihen Grundſätzen verbleiben. 

Der badifche Gefegentwurf enthält hinſichtlich der Rechte des über: 
lebenden Ehegatten eine Reihe von Borfchlägen zur Auswahl'®t). 


F. Bflihten des Erbgutsübernehmers gegenüber feinen 
Miterben und gegenüber den Gläubigern. 


I. Bereit3 in dem vorigen Abfchnitt wurde der Pflicht des Gutsüber« 
nehmer, feine Miterben abzufinden, gedacht. 

Die Bertheilung der von dem Gutübernehmer auszuzahlenden Abfindungss 
fumme erfolgt in Bayern nady Stämmen 5°). 

Was die Auszahlung der Abfindungsfumme anbelangt, fo dürfen in 
Bayern nur jene Erben, welde zur Zeit des Todes des Erblafier3 bereits 
anfäffig oder verehelicht waren, die Auszahlung bereit3 ein Jahr nach dem Tode 
des Erblafierd verlangen. Andernfalls find diefe Abfindungsjummen erft nad) 
fehömonatlicher Auftiindigumg, welche jedoch in der Regel erft drei Jahre nad 
dem Tode des früheren Eigenthümers, wenn der betreffende Erbe zur Zeit dieſes 
Todes bereit3 großjährig war, oder drei Jahre nad) erreichter Großjährigkeit, 
wem er zu jener Zeit minderjährig war, flattfinden darf, fällig °®). 

Nah) dem heſſiſchen Geſetz darf die Auszahlung der Abfindungs⸗ 
ſumme früheftens zwei Jahre nach erfolgtem Ableben de3 Erblaſſers verlangt 
werden. Ausnahmsmweife kann die Auszahlung der Abfindung jedoch bereits 
früher beanſprucht werden, und zwar dann, wenn die Auszahlung zum Zweck 
der Erziehung oder Ausbildung oder Begründung eines Nahrungsftandes oder 
zur Anſäſſigmachung und Berehelihung des Berechtigten dienen fol oder durch 
unverſchuldete Unglüdsfälle erforderlich wird. Die Abfindungsfummen find in 
Buyer jomohl wie in Heflen bis zur erfolgten Auszahlung mit 4%), zu ver 
zunfen 67). 

Der Öfterreihifche Gefegentwurf enthält hinfichtlid) der Abfindungen, 
melde der Anerbe feinen Witerben ſchuldig ift, mur die eine Beftunmung, daß 
der zur Abfindung Berechtigte verlangen kann, daß ihm fein Recht durd Eins 
tragung in das Grundbuch ſicher geftellt werde. Indirect gehört jedoch auch 


53) Heff. Bei. 28—30. Bad. Geſ.Entw. 27, 28. 

54) Bayr. Geil. 19, 20. Hefl. Gel. 25, 26. Bad. Gej.-Entw. 18, 19, 20. 
5) Bayr. Gel. 16. 

56) Bayr. Gel. 21. 

57) Heil. Gel. 38, 40. Bayr. Gel. 21, 23. 








112 A. von Miaskowsti. 


folgende einem älteren Gebrauch nachgebildete Beftimmung hierher. Danad)- 
jollen die Gefhwifter des Anerben berechtigt fein, fo Lange fie minderjährig ober 
megen eriwiejener körperlicher oder geiftiger Gebrechen erwerb3unfähig find, vom 
Gutsübernehmer ftandesgemäßen Unterhalt auf dem Gut gegen ftandeögemäße, 
ihren Kräften entjprechende Mitarbeit zu beanfpruden. Diefe Befugniß ſoll 
jedoch aufhören, jobald Abfindimgen oder Zinfen gezahlt worden find. Durch 
eine lettwillige Anordnung fann der Erblaffer dem Uebernehmer des Erbguts 
auch noch weiter gehende Verpflichtungen, z. B. die Erziehung minderjähriger 
Kinder, deren Unterhalt auf dem Gut ohne Gegenleiftung u. |. w., auftragen und 
biefelben auch im Grundbuch ſicher ftellen laſſen ®8). 

I. Nach bayerifhem Recht vererbt das Erbgut innerhalb des Ge- 
fammtnadhjlafjes: der Erbgutönachfolger befindet fih, wenn er nicht zugleich in 
den übrigen Nachlaß erbt, in der Stellung eines Quafilegatars, weldem von 
den Erben verhältnißmäßiger Abzug für die Erbichaftsgläubiger gemacht werden 
fann; wenn er dagegen in den übrigen Nachlaß zugleich erbt, jo wird er Die 
Stellung eines Duafiprälegatars haben 5°). 

Dagegen haftet nah heſſiſchem Recht das Erbgut nur für Erbguts- 
ſchulden. Tolgerecht findet gefpaltene Succejfion in zwei getrennte Maflen 
flat. Der Erbgutsnahfolger ift als folder Singularfuccefjor, nit Quafi⸗ 
legatar oder Quafiprälegatar. Er kann daneben Erbe oder Miterbe, muß es 
aber nicht fein 8°). | 

Ueber die Beftunmungen des Bfterreichifchen Gefegentwurf3 vgl. den Ab⸗ 
ſchnitt über das Anerbenredt. | 


G. Uebergabeverträge unter Lebenden. 


Der Erbgutseigenthümer iſt bei Lebzeiten berechtigt, fein Erbgut einem 
ber zur Nachfolge berufenen Erben zu übergeben. In Heſſen findet biefe 
Beſtimmung aud auf den überlebenden Ehegatten Anwendung, indem berfelbe 
das ihm zuftändige Nutzungs- und Verwaltungsredht ebenfall® bei Lebzeiten auf 
einen der Erben übertragen darf 81). 

Die gefetzlich erforderliche Borm für die Gutsübergabe unter Lebenden ift 
bie Berlautbarung vor dem competenten Gericht 62). 

Bei einer foldyen Uebergabe des Erbguts unter Lebenden ift der bisherige 
Eigentümer ſowohl nad) heſſiſchem wie nad bayeriſchem Recht berechtigt, 
für fi, feine Frau und feine minderjährigen und erwerbsunfähigen Kinder Ein- 
fisrehte und Wlimentationsreichniffe auszubedingen; die Beträge der letzteren 
dürfen jedoch im Ganzen 4 %/, eines Drittel3 von dem bei der Uebergabe feft- 
gefegten jchuldenfreien Gutswerthe nicht überfteigen 62). 

Falls derjenige, dem das Erbgut übergeben wird, zu feiner Abfindung 
verpflichtet ift, fo ıft in Heffen der Gutsübergeber berechtigt, fi ein Drittel 
bes jchuldenfreien Erbgutswertbs als Eigenthum vorzubehalten. In Bayern 
58) Defterr. Sef.-Entw. 28, 37, 38. 

59) Bayr. Gef. 14—18. 
60) ni Gel. 37, 15. 
1 . Gel. 23, 41. Bayr. Gel. 10. Bad. Gei.-Entw. 14. 
62) Bayr. Gel. 10. 
63) Heft. Sei. 41, 45. Bayr. Bel. 24, 27. 
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find unter derjelben Borausfegung die Berechtigungen des früheren Eigenthümers 
verſchieden je nach der Claſſe, zu der der das Gut übernehmende Erbe gehört. 
Ueberträgt er den Hof auf feine Defcendenz, jo kann er ſich von den zwei 
freien Dritteln des Hofeswerths nur einen Kindestheil als Eigenthum vorbehalten ; 
übergiebt er dagegen den Hof an einen Collateralen, fo kann er ſich ein Drittel 
des freien Erbgutswerths als Eigenthum vorbehalten 4). 

In dem Uebergabevertrage ift der das Erbgut Uebergebende zugleich be- 
rehtigt, den Zeitpunkt feftzuftellen, von dem ab die Anwärter die Auszahlung der 
Ahfindungsfummen verlangen dürfen. Uebrigens darf nach heſſiſchem Recht 
der Anerbe jelbft dann 2 Jahre nad) dem Tode des Gutsübergebers die Ab- 

fumme kündigen, wenn der Gutsübergeber eine längere Yrift hierfür 

bekimmt haben follte. Nach bayeriſchem Recht dürfen diefe Abfindungsfummen 
vor dem Fälligkeitstermin nicht cedirt werden. Sie find bis zur Auszahlung 
mit 4%, zu verzinjen 69). 


H. Aufhebung der Erbgutseigenfdhaft. 


En Gut verliert ſeine Erbgutseig enſchaft: 

1) durch den Widerruf des Stifters nah heſſiſchem, bayeriſchem 
und badijhem Recht. Ein folder iſt jedoch nur fo lange ftatthaft, als 
nicht dritte Berfonen Rechte aus der Etiftung erworben haben. Der mitftiftende 

allein ıft zum Widerruf nicht berechtigt 8°). 

Radı dem ö Rerreidit hen Geſetzentwurf darf die Löſchung der vollzogenen 
Eintragung und damit die Aufhebung der Erbgutseigenſchaft nur erfolgen, 
wenn der Eigenthümer den Nachweis zu liefern vermag, daß bie Löſchung mit 
Lortheilen für die Bewirthichaftung des Guts verbumben ift, Vortheilen, welde 
m anderer Weiſe nicht erreicht werden fünnen. Diefer Nachweis ft durch ein 
gengniß der Vorſteherſchaft jener Gemeinde zu liefern, in deren Bezirk dag 
Vohnhaus des Erbguts gelegen ift. Die Richtigkeit des ausgeftellten Gemeindes 
gugmfjes ift dann durch das Bezirksgericht zu prüfen. Beſtehen gegen ſeine 
Richtigkeit Bedenken, jo bat das Bezirksgericht das Zeugniß der Bezirksver⸗ 
tretung bezw. dem Landesausſchuſſe zur Entſcheidung vorzulegen. Auch bat 
diefe Inſtanz die Entſcheidung im Fall der Berufung wegen vermeigerten Ge 
meindezeugnifleß zu treffen 7). 

2) durch das Eimverftändnig aller Betheiligten: nah beji ifhem und 
bayerifhem Recht. Hierzu gehört auch eine freiwillige Veräußerung des 
Erbgut3 mit Zuftimmung ſämmtlicher Anwärter 6°). 

3) duch den Abgang aller Anwärter, fowie wenn feiner der Anwärter 
das Erbaut bei Lebzeiten des Erblaſſers reſp nach ſeinem Tode übernehmen 
will: — heſſiſchem, bayeriſchem und badiſchem Recht 6°). 


64) Bayr. Gel. 14, 15, 17. 
65) Bay. Gel. 2123. Hefl. Gel. 38, 40, 45. 
66) 2 Br 31, 32. zur Geil. 8, 28. Bad. Geſ.⸗Entw. 30, 31. 
r es -Entw 
ed. 14, 31. "Bahr. Geſ. 28. 
j Ge 31, 33. Bayr. Gei. 10, 28. Bad. Gei.-Eniw. 30, 32. 
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” durch Herabminderung des Erbgutswerths ımter das gefeglihe Mitti⸗ 
mum ?°). 

5) nah bayerifhem und beffifhem Recht aud durch Entwährung 
und gerichtlichen Bwangäverfanf, mogegen die Erldſchung der Erhgutseigenfchaft 
— ſofern die — * als ſolche in den Grundbüchern eingetragen find — 
durch Verjährung nicht herbeigeführt wird. 

Es verlieren demnach die Erbgüter in Folge der executiviſchen Veräußerung 
ihre Erbgutsqualität: womit dad ganze Juſtitut in Frage geftellt iſt 7°). 

Diefen Mangel der bayeriſchen und heffiſchen Gefepgebung ſucht der öfter: 
reichifche Geſetzentwurf zu vermeiden. 

Nach dem öferreigiigen Gefetzentwurf verliert nämlid) die — 
eines Erbguts m das Erbgüterbuch ihre Wirkſamkeit auch nicht durch bie 
executive Feilbietung oder durch Einbeziehung des Erbguts in eine Concurs 
maſſe. Vielmehr können dem Zwangsverlkaufe unterzogene Erbgüter nur mit 
Beibehaltung der Erbgutseigenfchaft verfteigert werden ??). 


3. Reſultat der Gefehgebung. 


Man bat das landwirthſchaftliche Erbgut mehefach ald einen Verſuch, das 
alte wejentlih für adlige und ſtädtiſch patriciſche Kreife wirkjame Inſtitut des 
Stammgut3 auf den Bauerafland zu übertragen, aufgefaßt. 

Diefe Parallele trifft unferer Anfiht nach aber nicht zu, weil die beiden 
Einrichtungen in folgenden wichtigen Punkten von einander abweichen: 

1) Rechtsquelle des Stammguts ift das Geſetz oder Gewohnheitsrecht, 
während das Landwirthfchaftlihe Erbgut feinen Urfprung einem individuellen 
Stiftungsact des Eigenthũmers verdantt. 

2) Der Stammgutseigenthũmer iſt in ſeiner Dispoſition faſt gar nicht 
beſchränkt, während der Eigenthümer eines Erbguts daſſelbe weder verpfänden 
noch auch (ganz oder theilweiſe) veräußern darf, ohne vorher die Zuſtimmung 
der Anwärter oder eine dieſe erſetzende Genehmigung der Verwaltungsbehörde 
eingeholt zu haben. 

3) Das Stammgut ſteht ferner dem allgemeinen Zugriff der Gläubiger 
des Eigenthümers vollftändig offen, während daS Erbgut regelmäßig (nur das 
bayeriſche Geſetz macht hierin eine Ausnahme) für die perſönlichen Schulpen 
des Erbautöbefigerd gar nit und für die hypothekariſchen Schulden nur dann 
haftet, wenn fie in Gemäßheit des Geſetzes auf das Erbgut gelegt find. 

Das Landwirthihaftlihe Erbgut erfcheint uns vielmehr als eine für den 
Bauernftand unternommene Nachbildung des Familienfideicommiſſes. Daß diefe 
Auffaflung die richtige iſt, darüber läßt weder die rechtliche Structur noch die 
Entſtehungsgeſchichte des Erbquts einen Zweifel aufkommen. Sagte doch die 
bayeriiche Staatöregierung in ihrem dem Yandtage im J. 1854 vorgelegten Ge⸗ 
jegentwurf über bäuerlihe Erbgüter ausdrüdlid: „Diefelben Erwägungen, welche 
die Aufrechthaltung und Erweiterung des Inſtituts der Familienfideicommiſſe 


70) Heil. Gel. 31. Bayr. Gel. 28. Bad. Gel.-Entiw. 30. 
71) Dei. Gef. 14, 15, 35. Bayr. Gel. 28, 30 
72) Oeiterr. Gel.-Entw. 20, 35. 
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als zwedmãßig exfcheinen laſſen, ſprechen mit erhöhten Gewichte für Begründung 
eines real) analogen Rechtsinſtituts in Anſehung der mittel- 
güter,” 
en 3 Inſtituten gemeinfam ift 1) die Unveräußerlichkeit, Untheilbarkeit, 
Unverkhulbbarteit und —* Vererbung der denſelben unterworfenen Güter. 
Aber während das Familienfideicommiß dieſe Grundſätze in abſoluter Weiſe 
ducchführt umd Abweichungen von denſelben nur unter beſtimmten ſtreng einzu⸗ 
heltenden Borausſetzungen ausnahmsweiſe zuläßt, iſt die Veräußerung, 
Theilung und Verſchuldung des Erbguts der Regel nach unter Einhaltung beſtimmter 
gefeglicher Schranfen mit Zuſtimmung der Anwärter zuläffig. Ya in beſtimm⸗ 
ten vom Geſetz vorgejehenen Ausnahmefällen bedarf es micht einmal biefer Zu⸗ 
ſtimmung zur Bornahme ber obigen Acte. 

Was wir oben als Foftulat für die künftige Entwidelung des Fidei⸗ 
wnmijes hinfkellten, eine weitere Annäherung befielben an da8 gemeine — 
Inder ſich demnach beim Erbgut — allerdings zum Theil in etwas anderer 
Weiſe, als wir vorgeſchlagen haben — bereits durchgeführt. 

Gemeinſam iſt dem er gr und dem Erbgut nady der heffifchen 
und ke Geſetzgebung ferner 2) daß fie beide flir bie perjönlichen 
Eulen des Beſitzers unangreifbar find, und fodann 

3) daß ihre Anwendung auf ein gegebened Gut lediglich durch einen 
Bilendact des Stifterd bedingt iſt. Alſo nicht kraft Geſetzes, fondern in 
Folge eines Wechtägeichäfte Haben beftimmte größere Gikter die Fideicommiß⸗ 
qualität und beftummte mittlere Güter, wenigſtens nad heſſiſcher, Öfterreichiicher 
und badijcher Gefetzgebung, die Grbgutöqualttät. Der bflerreihiihe Geſetzent⸗ 
wert nimmt and, ın biefer Beziehung eine von den älteren Geſetzen abweichende 
Stellung ein, indem er der Regel nach allerdings an ber Errichtung von 
Erhgütern dırsd den Willensact einer Privatperfon fefthält, aber ber Landes 
gefepgebung denn doch die Beftimmung darüber vorbehält, „in welden Fällen 
landwirthichaftliche Erbgüter aud ohne einen dahin zielenden Antrag des 
Eigenthämers oder eine giltige betztwillige Anordnung befjelben von Amtswegen 
al Erbgüter in das Erbgüterbuch eingetragen werden fünnen“. 

Demnad iſt die Ausbreitung der Erbgüter — wenn man von biejer 
legteren Beſtimmung, die übrigens noch keine Geſetzeskraft beſitzt, abfieht — 
ausſchließlich in das Belieben derjenigen Claſſe der Bevolkerung geftellt, für 
die der Geſetz dieſes Inftitut berechnet bat. 

— n Gebrauch hat dieſe von der ihr eingeräumten Befugniß ges 

Hierbei önnen nur bie Erfahrungen in Medlenburg - Schwerin, Heflen- 
Darmſtadt und Bayern in Betracht fommen, da allein in Diefen Ländern perfect 
gewordene Geſetze vorliegen, während in den andern der oben erwähnten Staaten 
die gefepgeberifchen Anläufe im Stadium der Vorberathung fteden geblieben 
find (Heſſen⸗Kaſſel, Baden, Würtemberg) oder dieſes vorläufige Stadium erſt 
eben beſchritten haben (Oeſterreich). 

In Hefſen⸗Darmftadt nun ift unſeres Willens von dem Geſetz bisher gar 
kın Gebrauch gemacht worden, und in Bayern follen bis zum Jahre 1872 nur 
4 Erbgiter errichtet worden fein, davon aber nach einer neueren Angabe Helfe⸗ 
EB 2 augebluh von folhen Stäbtern herrühren, die eine Art Fideicommiß 
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errichten wollten, befien Errichtung ſonſt ein Privileg des Adels it’), Aus 
Medlenburg ůegen uns über unſern Gegenſtand keine Nachrichten vor. 

Man hat den Mißerfolg der beiden erſteren Geſetze darauf zurückzuführen 
geſucht, an die landwirthſchaftlichen Vereine, die Gemeinde- und Staatdbeamten 
es nad dem Erlaß derjelben an der nöthigen Belehrung und Anregung der 
bäuerliben Kreife haben fehlen laſſen. 

Möglih, daß eine zielbewußte und energifche Agitation der dem Landvolk 
nahe ſtehenden höheren Claſſen und Perſonen da8 gänzliche Scheitern der 
Geſetze in Bayern umd Heſſen verhütet haben würde. 

Daß ohne ein ſolches Eingreifen fo gut wie gar kein Gebrauch von ber 
Gefeggebung gemacht worden iſt, |pridt aber doch dafür, daß diefelbe den Be 
dürfniffen und Anſchauungen der betreffenden Kreiſe wenig entſprochen haben muß. 

Indeß wäre es doch falſch, aus dieſer Thatſache im Allgemeinen zu 
ſchließen, daß der Bauer nicht von der Nothwendigkeit eines wirkſameren 
Schutzes ſeines Beſitzthums, als das geltende allgemeine Recht ihm gewährt, 
überzeugt fein follte. Mag er auch in Beiten fleigender Grundrente mit bem 
gegebenen Zuftande zufrieden gewejen fein, die Berheerungen, welche die leiten 
15—20 Yahre unter dem Bauernftande angerichtet haben, würden ihn gewiß 
mit Freuden nad einer Einrichtung haben greifen lafien, die ihm eine größere 
Sicherung feines Beſitzes verſpricht. 

Wem er bie ihm dargebotene Gelegenheit democh nicht benutzt hat, und 
wie wir überzeugt find, aud in Zukunft nicht benügen wird, jo muß das is 
tieferen Grund in der Natur diefer Einrichtung haben. 

Und in der That wird foldyes nicht ſchwer zu beweiſen fein. 

Iſt der Sinn für die Initiative beim Bauer überhaupt wenig entwidelt, 
und fcheut fich derfelbe vor der Berührung mit Gerichten und Advocaten, 
fo war e8 gewiß fein glüdlicher Gedanke, daß der Staat die Einführung einer 
Einrichtung, die er im allgemeinen Intereſſe für nützlich hielt, von der Willens- 
entſchließung des Bauern und der gerichtlichen Geltendmachung ſeines Entſchluſſes 
abhängig machte. Ein Verfahren, das ſich beim Adel wegen des lebhaften 
Standes und Familienbewußtſeins, wegen der höheren Bildung und vor allem 
wegen der größeren Rechts- und Geſchäftskenntniß dieſes Standes als zum 
Ziele führend erwiefen hat, mußte daher nothiwendig an der fo ganz verfchiedenen 
Eigenart der Bauern ſcheitern. 

Die Ereirung von Erbgüten durch einen Willensact der Bauern wird 
man aber um fo weniger erwarten dürfen, als derfelbe dadurch fi und feine 
Nachkommen für alle Zeiten in der Dispofition über das Erbgut weſentlich be- 
ſchränken würde. 

Wenn der Edelmann oder der demſelben in feinen Anſchauungen gleich⸗ 
ſtehende bürgerliche Großgrundbefiger durch die Errihtung eines Familienfidei⸗ 
commiſſes ſich und ſeine Nachfolger ebenfalls beſchränkt, ſo thut er es m 
Intereſſe feiner Familie Diefe in ihrer Gefchlechterfolge ift dem Adligen ein 
ungleich böher ftebende Inftitution als dem Bauer, jo daß die Rüdficht aa 
die Familie fein individuelled und momentaned Intereffe mebr oder minder 
volftändig zurüdzudrängen vermag. 


73) Zeitichrift des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern, Rov. 1883, ©. 228. 
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Und während ferner die jüngeren Söhne des fideicommißbefigenden Adels 
die Opfer, welde die Förderung und Sicerftellung des Familienglanzes ihnen 
auferlegt, tragen, weil aud auf fie nod ein Schimmer jenes Tamilienglanges 
füllt, giebt eS für die jüngeren Söhne einer Bauernfamilie fein entjprechendes 
Aequivalent für die Berfürzung ihrer Vermögensrechte. 

Aun könnte man fagen, daß diefelbe Bedeutung, die für bie höheren 
Stände die Familie, für den Bauern der Hof befige. Mit diefem verwachſe er 
jo vollſtändig, daß nicht felten fein Geſchlechtsname hinter dem Hofnamen zu- 
rũdtritt. Iſt das and richtig, fo ift damit doch noch keineswegs erwielen, daß 
der Dauer feinem Gut das Opfer eines Theils feiner Dispofitionsfreiheit 
bringen wird. Und zwar dürfte ibm biefe® Opfer um fo ſchwerer wiegen, 
je weniger er alle Conſequenzen deſſelben zu überbliden vermag, und je 
friiher in ihm noch die Tradition der früheren perjönlichen und fachlichen Un⸗ 
freiheit jortlebt. Ueber diefen Punkt äußert fi) ein genauer Kenner des weft- 
phäliihen Bauernftandes folgendermaßen: „Der bäuerliche Grundbeſitzer betrachtet 
fib als den wirklichen Befiger und Herm der Scholle, über welde er, bei 
dem feiten Willen dieſe ungetheilt zu erhalten und zu vererben, doch äußerlich 
freie Dispofitionsbefugnißg behalten will.” Das zunächſt auf Weitphalen bezogene 
Urtheil dürfte für den ganzen deutichen Bauernftand zutreffen 7%). 

Veſonders abftopend müſſen für den Bauer dann noch, ſpeziell diejenigen 
Veſtimmungen bes bayeriich-hefiiichen Rechts fein, welche die ausnahmsweiſe zu- 
gelafiene Beräuferung, Zertheilung und Verſchuldung der Erbgüter an Die 
Eimiligung der Erbgutsanwärter Inüpfen. Denn durch dieſe jener Dispo— 
ſttionsfreiheit auferlegte Feſſel geräth der Bauer in Abhängigkeit von ſeinen 
Lindern und erleidet ſeine für * bäuerliche Leben fo wichtige väterliche Autorität 
leicht eine Einbuße. 

Der Baner wird aber nad) dem geltenden Erbgüterrecht nicht nur von 
den Anmärtern, fondern aud) von dem Gericht abhängig gemacht, und zwar 
— auch in jolchen Dingen, die mit der Erhaltung des Guts nichts zu thun 


Dieſe doppelte Abhängigkeit des ‚Bauern von feiner Familie und dem 
Gert iſt, wie neuerdings Helferich richtig bemerkt hat, noch größer als feine 
frühere Abhängigkeit vom Grundherrn. 

— würde durch dieſe mannigfachen Beſchränkungen des Erbgutseigen⸗ 

thümers fein Credit erheblich geſchädigt werden. Wollte man die für denſelben 
hierdurch entſtehenden Nachtheile paralyſiren, fo hätte man conſequenterweiſe 
geichzeitig mit dem Erlaß der Erbglitergeſehe für eine corporative Creditorgani⸗ 
ſation ſorgen müſſen. 

Diefe hätte dann die Aufgabe, die Lücken im individuellen Privatcredit, 
welche die Erbgutögefeggebung veranlaßt, auszufüllen. In diefer Beziehung iſt 
der neuerdings von L. v. Stein entworfene Reformplan, — auf den wir weiter 
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er Susziemen Die Lage des Bauernflandes in Weftphalen, Münfter 
1864, Se En rich in der Zeitfchrift für die gefammte Staatäwifienichaft, 
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unten näber einzugehen haben werden, — viel confeguenter geweſen als die Geſetz⸗ 
gebung der fünfziger Jahre 7°). 

Der bäuerlichen Sitte mehr adäquat dirfte ſchon die von dem öfter 
veichiſchen @ejegentwurf in Ausficht genommene Einfchränfung der Dispofitiond 
freiheit des Erbgutseigenthüimers durch ſtrenge gefetliche Normen fein, von denen 
nur in beftlimmten, wieder vom Geſetz vorgejehenen Fällen diäpenfirt werden 
kann. Aber wenn die Zuziehung der Anwärter und Gerichte bier auch glüd- 
licherweiſe vermieden ift, fo iſt dafür die Zuläfjigleit mehrerer für den Erbguts- 
eigenthlimer bedeutjamer Handlungen abhängig gemadt von der Entſcheidung 
der VBerwaltungsorgane. Anch diefer Beichränfung wird ſich der Bauer freiwillig 
um jo meniger gern unterwerfen, je mehr fie den Charakter eines für denfelben 
ausſchließlich berechneten Singularrechts bat. Einen ſolchen Charakter gewinnt | 
fie namentlich durch die Beftimmung- des 8 14 des öfterreichiichen Geſetzentwurfs, 
wonach nur foldye Iandwirtbichaftliche Güter zu Erbgütern erflärt werden fünnen, 
deren Kataftralreinertrag fich zwiſchen 50 und 1000 fl. oder deren nach Dem 
Bwanzigfachen des Kataftralreinertrags berechueter Werth fich zwifchen 1000 und 
29 000 fl. 8. W. bemegt. Dagegen bat die heſſiſchebayeriſche Geſetzgebung für 
die Erbgutserrichtung eine Grenze nur nach unten gezogen, indem fie bie kleineren 
Güter von derſelben ansſchloß. 

Man wende gegen die obige Kritik nicht ein, daß das Handelsrecht den 
Handelsſtand und das Handelsgeſchäft ebenfalls fingularrechtlichn NRormen 
unterwirft. Dieſelben enthalten keinerlei Beſchränkungen des Handelsſtandes, 
ſondern nur ein feinen ſpezifiſchen wirthſchaftlichen Bedürfniſſen angepaßtes 
Recht. Man wende auch nicht ein, daß die auf die Wiedereinführung obli⸗ 
gatoriicher Innungen gerichteten BVeftrebungen von einem Theil der Sanpmerker 
die größte Förderung erfahren. Denn in den obligatorifchen Innungen richtet 
fi) der Zwang hauptfächlicd nad) außen gegen diejenigen, die noch nicht voll⸗ 
berechtigte Genofjen find. “Denjenigen, die e8 bereit find, foftet e8 daher fein 
Dpfer, den Zwang herbeizuführen. Dagegen richten ſich die auf die landwirth- 
Ihaftlihen Erbgüter Bezug habenden Beſchränkungen in erfter Linie gegen ben | 
gegenwärtigen und fünftigen Eigenthümer ſelbſt. Aud fol die Wirkfamteit 
der Zwangsinnung für den Einzelnen nicht von feinem Belieben abhängig fein, 
foudern fid) auf alle felbftändigen Gemerbtreibenden eine oder mehrerer Ge 
werbe beziehen. 


75) Im Generalcomits des lanbwirthichaftlichen Vereins in Bayern iſt neuer⸗ 

dings (Sigung vom 9. October 1883) ber Antrag geitellt worden: ed möge dad 

über dıe bäuerlichen Erbgüter revidirt und — gleichſam ala Köder für die Stiftung 
folder Güter — eine kleine Quote bes Steuerbetragd dauernd nachgelafien werden. 
Der ſteller war der Anficht, dab damit „eine außerordentliche Nachhilfe für 
bie Gonfolidirung bed Bauernflandes geichaffen werden märbde". Dagegen wurde 
ihm — mie wir glauben mit Recht — eingewendet, daß derjenige Theil des 
Bauernſtandes, welcher erhalten zu werben verdient, gejund und leiftungsfähig 
ſei und, weil er dies jei, feine Steuern auch ganz und voll bezahlen könne. Auch 
würde unfere® Dafürhaltens ein folcher Köder den ohnehin mißtrauiſchen Bauer 
nur noch mißtrauifher machen. Stenographiiiher Bericht Über die Sikung bes 
Generalcomités des landwirtbichaftlichen Vereind in Bayern vom 9. October T883 
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Bir Binnten und fchon eher denken, daß der Bauer ſich einer für den 
geſammten ländlichen Grundbefig ſtaatlich eingeführten Zwangsorbnung, aud) 
meun fie jeine biöherige Dispofitionsfreiheit weſentlich einiyränft, unterwirft, als 
— eine ſolche Ordnung durch einen perſönlichen Willensact auf ſeinen 


Ihn in Ländern, in denen die Begründung von Erbgütern eine ſociale 
—*— Nothwendigleit geworden fein ſoll, die er: Errichtung 
nicht zu erwarten ift, diefen Zweck aud ohne den Willen des Eigenthümers 
ichen, find folgende Borfchläge gemacht worden. 2. v. Steim befürwortet, 
ig zur Erecution gelangenden Güter nur als Erbgüter zu veräußern, 
galizifche Statthalterei beantragt bei dem öfterreichiichen Miniſtexium, 
ie Anordnung der Eintragung nad, dem Tode des gegenwärtigen Beflgers 

Verlaſſenſchaftsbehörde zu überlaffen, endlich wollen andere Vorſchläge in 
Ceſterreich überhaupt die Eintragung von Amtswegen durd die Behörbe an: 

en. 

Da bei diefer Frage vor allem die Verhältniſſe der einzelnen Länder von 
aueidenden Ginfluffe find, fo bat der öfterreichiiche Gefegentwurf die Re- 
gang diejes Punftes ausgeſetzt und der Landesgeſetzgebung überlafjen. 

Die Einſchlagung dieſes Wegs würde aber eine Abänderung unferer gel- 

teden Agrarverfafiung bedeuten, auf die wir bei Gelegenheit der Beſprechung 
def. v. Stein'ſchen Programms noch näher eingehen wollen. 
Rur jo viel fei über den öſterreichiſchen Entwurf noch gefagt, daß ber- 
jelbe den Anſchauungen und Sitten des Vauernſtandes wenn auch nicht voll 
Rkabig, jo doc immerhin befler angepaßt ift, als die aus den 50er Jahren 
Rmmmde bayeriſch-heſſiſche Geſetzgebung. Auch hat er den Borzug größerer 
Geujeguen; vor der legteren voraus. Died zeigt fi) namentlich darin, daß die 
ältere deutſche Geſetzgebung den bäuerlichen Beſitz nidt vor dem Bugriff der 
verialiden Gläubiger jhügt. Tenn nad der Anfchauung der Commentatoren 
des bayeriichen Geſetzes unterliegen die Erbgüter jeder beliebigen jonft zuläffigen 
Gerution für Die (auch perfünlichen) Schulden des Erbgutsbefigerd. Und mit 
dem Zwangsverkauf erliicht dann auc die Qualität des Erbguts. Nach dem 
Merrediicen Entwurf dagegen ift das Erbgut dev Execution nur wegen ganz 
ketumanter hypothetariſcher, nicht aber auch wegen der perjünlichen Schulden des 
Erbgutöbefigerß unterworfen. Auch joll die Subhaftation wennmöglich durch 
Segsehtration erfetst werden und nur im äußerften Nothfall die Subhaftation 
entreten. Aber ſelbſt dieſe letztere foll die Erbgutsqualität des Guts nicht 
uslhhen, ſondern diefelbe ihm als character indelebilis anhaften. 

Beun wir hiermit an dem öſterreichiſchen Entwurf hinſichtlich der Regelung 


n 
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Wed letzten Puntts die größere Conſequenz anerkennen, fo iſt damit übrigens 


ecawegs auch ſchon die Durchfuhrbarkeit des als conſequent Gedachten an⸗ 
ut Zwar wollen wir keineswegs beſtreiten, daß das öffentliche Intereſſe 
wir Umſtänden erheiſchen kann, daß privatrechtlichen Forderungen die Redhts- 
Wr verfagt werde, oder daß denſelben doc wenigſtens beſtimmte Vermögens⸗ 
Sxnſtande als Executionsobjecte entzogen werden. Ob das öffentliche Inter⸗ 
Kim Augenblick aber wirklich die Äusſchließung beſtimmter landwirthicaft: 
ier Güter von der Execution für die perſönlichen Schulden verlaugt, verdiente 
4 noch eine fehr gründliche Unterfuhung: da eine foldhe Maßregel einen 
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außerordentlich tiefen Eingriff in die Rechtsordnung und das Rechtsbemußtfein 
der Gegenwart enthalten würde. 

Wir reſümiren und zum Schluß dahin, daß die eben beſprochenen Geſetz-⸗ 
gebungsverſuche ſämmilich infofern einen gefunden Kern enthalten, als fie ein dem 
Grundeigenthum und feiner wirthſchaftlichen Natur adäquates Erbrecht einzu⸗ 
führen ſuchen. Diefe Berfuche haben aber bisher feinen praftiihen Erfolg ge- 
habt, weil ihnen, wenigftens in Bayern, Helfen und Baden, zwei Hauptmängel 
anbafteten. “Diefelben beftehen darin, 1. daß man die Geltung des fingulären 
Erbreht3 verfnüpft bat mit einer Beichränfung ver Theilbarkeit, Veräußerlich⸗ 
feit und Berfchuldbarfeit der betreffenden Güter, und 2. Daß man die Wirffam- 
feit aller diefer Beftimmungen, alfo auch des fingulären Erbrechts, abhängig ger 
macht hat von eimem diesbezüglichen ſpeziellen Willensact der Beliger. Weil 
ber Bauer der Beichränfung feiner Dispofittonsfreiheit über daS Bauerngut 
widerfirebt, fo macht er auch keinen Gebraud von den untrennbar mit 
a ange verfnüpften Recht, fein Gut nad) dem Anerbenrechte zu 
vererben. 

Bon dieſen Mängeln hat ſich der öſterreichiſche Geſetzentwurf inſoweit fern⸗ 
gehalten, als er das Anerbenrecht zum Inteſtaterbrecht macht, alſo auch ohne 
vorhergehenden hierauf gerichteten poſitiven Willensact der Grundbeſitzer, auf allen 
landwirthſchaftlichen Grundbeſitz, für den keine gegentheilige letztwillige Verfügung 
beſteht, in Anwendung gebracht ſehen will, und als er nur für die Beſchrän⸗ 
fung der Dispofitionsfähigkeit des Grundbeſitzers einen fpeziellen Willensact vor⸗ 
ausſetzt. 

Es hat demnach dieſer öſterreichiſche Geſetzentwurf vor den älteren deutſchen 
Particulargeſetzen den großen Vorzug, daß der Grundbeſitzer ſich dem ſeinen 
Anſchauungen und Bedürfniſſen meiſt entſprechenden Anerbenrecht unterwerfen 
kann und ſich doch nicht zugleich einer Beſchränkung ſeiner Dispoſitionsfreiheit 
zu unterwerfen braucht, und daß das Anerbenrecht zugleich feines Charakters 
als eines fpezifiichen Standesrechts entkleidet ift, indem es auf alle „zum Be: 
triebe der Land⸗ oder Forftwirthfchaft beftimmten Befigungen mit Ausfchluf 
der mit dem Fideicommiß- oder Lehnverbande behafteten Güter” Anwendung 
finden ſoll, während die Errichtung von Erbgütern auf eine beftimmte Kate— 
gorie von Gütern bejchräntt iſt. Dagegen leidet der öfterreichiiche Gefeg- 
entwurf an dem angel, daß er die beiden Materien, die in ihrer Anwendung 
nicht nothwendig zufammenfallen, nämlid daS Anerbenreht und das Erbgüter: 
inftitut, durch einen gefetgeberifchen Act regeln wil. Damit ift die Gefahr 
gegeben, daß diejenigen, welche gegen ein ſubſidiäres Anerbenrecht, weil daſſelbe — 
wie wir meiter unten nachzuweiſen haben werden — mit den Grundprincipien 
“ unferer beutigen Agrarverfaffung im beften Einklang fteht, nichts einzuwenden 
haben, dennoch mögliherweife gegen das Geſetz flimmen würden aus Ahneigumg 
gegen das Inſtitut der Erbgüter überhaupt und fpeziell aus Widerftreben gegen 
diejenige Beſtimmung deſſelben, die der Landesgeſetzgebung vorbehält, das in 
erfter Linie als facultativ hingeftellte Inſtitut zu einem obligatorifchen zu er: 
Alären. 

Wie die untrennbare Verſchmelzung zweier heterogener Einrichtungen die 
ältere bayeriſch-heſſiſche Gefeggebung nie zur Anwendung hat fommen laſſen, fo 
form der Verſuch einer gleichzeitigen Regelung derfelben in dem öſterreichiſchen 
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Gefegentwurf leicht dahin führen, daß aud der — wie wir glauben — den 
Meiften acceptabel erfcheinende, ſich auf die Regelung des Anerbenrechts beziehende 
Theil des Gefekentwurf3 wegen feiner Verquidung mit dem von den Erb- 
gätern — Theil bereits an dem Widerſpruch der geſetzgebenden Factoren 
ſcheitern wird: 

Wir würden daher für Oeſterreich eine Zerlegung des uns vorliegenden 
Entwurf? m zwei getrennte Theile vorſchlagen, um durch den Geſetzentwurf 
über die Erbgüter nicht auch das Schidfal des Entwurfs über daS Anerben: 
recht zu gefährden. 

Die Gefebgebung über die Erbgüter würden wir dann in Oeſterreich 
ſowohl wie im Deutſchen Neid) am liebften mit der biäherigen Fideicommiß- 
gefesgebung verſchmolzen fehen, indem das Fideicommißinftttut im Sinne der 
m dem vorigen Abfchnitt gegebenen Anregung und analog dem Inſtitut der 
Erbgüter freier geftaltet würde, fo daß daſſelbe Hinfort einerfeitd in höherem 
Maße als bisher den Orundfägen der Freiheit und Selbftverantwortlichkeit 
des Einzelnen, ſowie der Beweglichkeit des wirtbfchaftlichen Lebens Rechnung 
träge und andrerfeit3 wiederum eine flärfere Gewähr als das gemeine Erbrecht 
für die Erhaltung des Grundbefiged in der Familie böte. 


4. Neueſte Vorfhläge. 


Wie die politiichen Erfahrungen des. Jahres 1848 zum Experiment der 

des Fideicommißinſtituts auf den bäuerlihen Grundbefig geführt 

haben, fo iſt die landwirthſchaftliche Krifis der fechziger und fiebziger Jahre zum 
Anlaß einer Reihe agrarpolitiiher Vorfchläge geworden. 

Mag der Streit über die Bedeutung und Tragweite diefer Krifis, Mangels 
emer beweisträftigen Statiftit und einer vollftändig ausreichenden Enquete, 
auch noch nicht endgiltig entichieden fein, fo dürfte doch zweierlei als unbeftreit- 
bar feitftehen : 

1) daß der Bauernftand im Deutfchen Reich und in DeutſchOeſterreich, mit 
Ansnahme nur einiger beſonders begünftigter Gegenden, ſich feit der Mitte der 
ſechziger Jahre in einer viel ungünftigeren Lage befindet, als in ven dieſer 
legten Zeitperiode vorhergegangenen 30—40 Jahren, ja daß fich in manchen 
Theilen des Deutſchen Reichs und Deutſch-Oeſterreichs ein Niedergang deſſelben 
zeigt, der für Gefellihaft und Staat verhängnißvoll werden Tann; 

2) daß in diefer Krifis gemiffe Mängel der beftehenden Agrawerfaffung 
deutlich zu Tage getreten find, 

Diefe Mängel Liegen nicht nur auf dem Gebiete des Agrarreht3 im 
engeren Sinn, der ſog. Landesculturgefeggebung, fondern ebenfalls auf dem des 
Agrarrechts im weiteren Sinn, welches aud einen Theil des Privat und 
Frocefrechts in fich ſchüießt | 

Auf dem letzteren haben ſich namentlich als veformbebürftig herausgeftellt 
das gegemwärtige Verſchuldungsrecht der Grundbefiger fowie fpeziell die Hypo: 
thelen⸗ und Grundbuchverfaſſung, die Creditorganifation, das Erecutiond: und 
Ipeziell das Subhaſtationsrecht und endlich in beſonders hohem Grade das 
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Zur Abftellung dieſer “Mängel find nun eine Reihe von Vorſchlägen ges 
macht worden. Bon diefen haben wir hier nur der Wiedereinfährung der Ges 
bundenheit fowie der beſchränkten Verſchuld- und Erequirbarleit des bäuerlichen 
Orundeigenthuud, wegen bes fid) am dieſe gebundenen Gliter anſchließenden und 
von ihnen untrennbaren Zwangsanerbenrechts, zu gedenken. 

Wir laſſen fomtt namentlich die auf eine allgemeine, zwangsweiſe vorzu⸗ 
nebmende Grundentlaftung, oder doch eine zwangsweife Gonverfion der hiypo⸗ 
thekariſchen Schulden aus Hocwerziuslihen in niedrigverzinslicde, auf eine 
Schließung der Hypothekenbücher oder doch auf ein Verbot der Verſchuldung des 
Scunvbefiges über feinen halten Werth, auf die Einführung der homestead 
laws u. f. w. gerichteten Vorſchläge, wie fie von dem Freiherrn Carl von Vogel 
foug, dem Dre. U. Peeb, dem Grafen Carl Ehorinsiy, dem Grafen Arco-Zinne- 
berg und Dr. ©. Ratänger, von dem Dr. E. Jäger, dem Dr. Rudolf Meyer 
u. A. gemacht worden find, außer Betradyt, weil fie mit dem Gegenflande 
unferer Arbeit nicht unmittelbar zuſammenhängen ?6). 


Der Verfuh, die Bildung relativ gebundener und verſchuldbarer ſowie 
nach Anerbenrecht ſich vererbender Bauerngüter von der Willendentjchliegung der 
Eigenthümer abhängig zu machen, ifl, wie oben gezeigt wurde, an dem Wider- 
ftreben des Bauernftandes geſcheitert. 

Es bat deshalb, wie wir gleichfalls oben mittheilten, der neuefte öfter: 
veichiiche Gefegentwurf die Möglichkeit der Schaffung folder geichloffener Güter 
im Geſetzeswege, ohne Anregung feitens der Eigenthümer diefer Güter, in Aus⸗ 
fit genommen. 

Dieſes Project der Erhaltung des Bauernftandes im Wege der Geſetz⸗ 
gebung enthält indeß nur den Verſuch der theilmweifen gefeßgeberifchen Formu⸗ 
lirung eines Gedantens, der vom Prof. Toren; von Stein herräht. 

Wir wollen diefen jet reproduciren und ihn in Bezug auf feine Trag⸗ 
meite und Durchführbarfeit zu prüfen fuchen. 

2. v. Stein geht m feinem an die f. f. Minifterien des Ackerbaus und 
der Yufliz abgegebenen Gutachten, das er dann aud) unter dein Titel: „Bauerm- 
gut und Hufenrecht“ im Jahre 1882 Ber Cotta als Buch Hat ericheinen 
Lofien, von der Vorausſetzung aus, daß der Zuftand eines bauernloſen Staats 
ein zugleich verderblicher für das innere und ein beftändig gefährlicher für das 
Rechtsleben jedes Staates der Welt fem würde. Da die moderne freiheit 
liche Agrarverfaffung keinerlei Gewähr dafür bietet, daß diefer Zuftand nicht 
einmal eintrete, jo ſieht er fib nad den Mitteln um, welche die drohende 


76) A. Peetz, Ueber die Frage eined fingul. Erbrecht? für den Stand ber 
Heinen Grundbefiter, Wien 1888. €. v. Bogeljang, Die Grundbelaftung md 
Entlaftung, Wien 1879. Die Nothiwendigfeit einer neuen Grumbentlaftung, Bien 
1880. Die foctalpolitiiche Bebeutung ber ypothekariſchen Grundbelaftung, Wien 1881. 
&. 6. lu 188 Die Erlaffung eines Agrarrechts für das Herzogthum Salz 
burg, Bu 1882. G. Ratinger, Die Erhaltung bed Bauernitandes, Frei⸗ 
burg i./Br. 1883. E. Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart, bisher 2 Abtheilun 
Berlin 1882 und 1884. R. Meyer, Heimflätten und andere Wirthichaftsg 
ber Bereinigten Staaten u. ſ. w., Berlin 1889. 
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Gefahr zu verhüten un Stande wären. Als em ſolches ergiebt ſich ihm bie 
— ** Wiederherftellung des gebundenen bäuerlichen Beſitzes. Jedoch hält 
erd es für eine mehr als bedenklide Sache, wenn e8 in einem Staate nichts als 
unigeilbare, gejchlofiene und jeder Verſchuldung gemaltfam entzogene Grund⸗ 
befigungen gäbe. Gin folder Zuſtand des Grundbeſitzes ericheint ihm als ein 
wagejunder, in feiner Emwickelung einfach erſtarrender umd damit auch für mie 
Induſtrie und die Finanzen verderblicher. “Daher ſchlägt er nor, an die Seite 
der geſchloſſenen bäuerlichen Güter oder Hufen, welde in ihrer GEeſammtheit 
ſowie an einzelnen Orten nicht weniger als die Hälfte und nicht mehr als zwei 
Drittheile des Bodens umfaſſen ſollen, für den übrigen Theil des Bodens 
die freien oder die Verkehrs- oder die walzenden Grundſtücke zu ſetzen. Syn 
dieſe beiden Ordnungen des gefcjloffenen und ferien Befiges wäre ſodann auch 
daB zur Bewirthſchaftung bed Gutes erforderliche Betriebscapital einzufägen, 
und zwar in der Weife, daß ein geeiffer Beftand an landwirthſchaftlichen Be⸗ 
tmebömitteln, der jog. fundus instructus, al8 ein untrennbarer Beftandthetl der 
geichlefienen Bouemeli⸗ anerkannt werden und an ihrem Rechte Theil nehmen 
wähte, während alles übrige Betriebscapital, Rechte und Forderungen, die 
ia dieſer Aufzählung nicht ausdrücklich aufgenonmen find, dem freien Verlkehr 
ud damit auch der beſtehenden Execution gu unterliegen hätten. 

Den Uebergang in dieſen newen Zuſtand der Dinge will L. v. Stan all- 
mahlich mit Schonung aller vorhandenen Rechte gemacht jehen, indem fürs Erſte 
au der Regel feſtzuhalten wäre, 2 jeder Grundeigenthümer nach wie vor über 

um und fein Betriebscapital frei verfügen, es verlaufen und 
verpfänden darf. 

Der neue Zufland der Dinge wäre nad Stein auf zwei Wegen herbei⸗ 
zaführen, wovon der eine mit dem Willen des Eigenthümers, der andere ohne 
Wuufelben eimzufchlagen wäre. Der erſte Weg foll betreten werben, menn ber 
Gigentfämer freiwillig in das Bauernrecht eintritt, der zweite, wenn eine Bauern⸗ 
ſtelle zur Subhaftatien gelangt: In heiden Fällen wird aber voransgeſetzt, daß 
die Bauernftelle von hupothelariicher Belaſtung frei fei. Es foll demnach ber 
Eſteher einer Hufe im Subhaſtationswege verpflichtet fein, den Kaufpreis baar 
zn bezahlen. Zur Dedung des Kaufpreiſes kann er übrigens ben Theil des 
— Hofs, der jetzt walzender Grund geworden iſt, verſchulden oder ver⸗ 

Und ebenfo muß derjenige, der fein Grundſtück freiwillig den Hufen⸗ 
rip Minen will, daflelbe norher von allen Schulden befreien. 

Auf diefe Weife, meint L. v. Stein, werde fih, ohne irgend ein Recht gu 
wiegen, die ganze Summe ber geihlofienen Gründe allmählich von ſelbſt ein- 
ſtellen. Alles was nicht geſchloſſen wird, alfo im Maximum die Hälfte, im 
Minimum ein Drittel des Bodens, {od im freien Bertehr bleiben, d. h. nad 
wie vor frei veräußerlich, verihulb- und :verpfändbar, fowie esequicbar fein. 
Dabei anterjdeivet L. v. Stein bie Aufzeidnung ber Banernftellen von 
rer Eimtragung in das Hufenbuch. Die erſtere exfolgt ex officio durch 
Me Bezeichnung derjenigen Häuſer, an welche ſich je nach den Ortsvertältnifſen 
die geichlofienen ganzen, halben und Piertelhufen — umterjchteven nach Dem 
Geiyonn, welches für dieſelben erforderlich ift — fowie Die Häuslerſtellen au⸗ 
Khlichen ſollen. Ste ift gleihfam mer die Vorbereitung gu ber zweiten 
Handlung, mit welcher ſich erft beftimmete rechtliche Folgen verbinden. Wie 
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Eintragung erfolgt, wie bereit erwähnt, entweder auf den freien Willens⸗ 
entſchluß des Eigenthümers hin oder tm Fall feines Concurfes. 

— Um aber dur die Herftellung der geichloflenen Bauerngüter den erftrebten 
Zwed der Erhaltung und Neubildung eines Bauernftandes zu erreichen, wird 
zugleich als umabänderliher Grundjag aufgeftellt, daß jede Hufe und jedes ge- 
fchloffene Grundftüd „mit dem Rüden beſeſſen“ werden muß. Darnad) kam jeder 
foviel freien Grund befigen wie er will, ohne ihn ſelbſt zu bewohnen, aber bie 
Hufe felbft nicht. Es ſoll auch Fein Bauer mehr als zwei Hufen befigen dürfen, 
mit der einzigen Ausnahme, wenn ihm bdiefelben durch Ehe- oder Erbrecht zu: 
fallen, wohl aber darf er neben feiner Hufe fo viel freien Boden erwerben, wie 
er will. 
Durch diefe Maßregeln will Stein verhüten, daß die gebundenen Bauern: 
bufen an dritte Perfonen kommen und der jegige Bauernftand erpropriirt werde, 
und zugleich daß ſich innerhalb des Bauernftandes felbft der Agglomerationd- 
proceß vollziebe. 

Die eingetragenen Bauernhufen follen zwei rechtliche Eigenſchaften haben. 
Sie follen untheilbar fein und der hypothekariſchen Belaftung mit Einzeljchulden 
verfchloffen bleiben. Diejelben follen nur der bäuerlichen Ereditgenofjenfchaft 
für ihre Forderung und außerdem nur noch für Steuerrüdftände haftbar fein. 
Es wird daher das Bauerngut auch nie von Einzelnen unter irgend einer 
Forın erequirt werden können; wohl aber fol die Creditgenoſſenſchaft in ge 
wiffen Fällen das Recht haben, das Bauerngut theils zu fequeftriren, theils auch 
als Ganzes zu verkaufen, wobei jedoch der eiferne Beftand der Fahrniß nie vom 
Gute getrennt werden darf. 

Indem wir die näheren Modalitäten, unter denen ſich der Berfafler die 
obigen Grundſätze im Einzelnen durchgeführt denkt, an diefer Stelle übergeben, 
beben wir mur noch hervor, daß der Bauer, wie er mit voller Freiheit in Die 
Ereditgenoffenfchaft eintritt, ebenſo — wenn er feinen Haftungen gegenüber der 
Genoſſenſchaft genügt hat — auch jeden Augenblid aus derjelben austreten kaum. 
Ja er kann feine Hufe, feinen gefchloffenen Befig felbft als einen freien erflären 
und legteren damit dem freien Berfehr, dem allgemeinen Hypothekenrecht und feinem 
Zins⸗ und Kündigungsrecht unterwerfen. Er ift mit einem Wort ein voll: 
fommen freier Mann. Nur bleibt die Aufzeihnung im Hufenbudye ein für alle 
Mal ftehen, wenn auch vor der Hand ohne Rechtsfolgen. Erſt wenn der Concurs 
eintritt oder der Bauer ſich freiwillig entichließt, wird die Gebundenheit und 
Unverſchuldbarkeit wieder begründet. 

Wir wenden uns jetzt fpeziell der Darftellung des Erbrechts zu, das für 
diefe gebundenen Bauerngüter gelten fol. 

h v. Stein geht von der Erfahrungsthatſache aus, daß das Princip der 
Gleichheit des Rechts aller Erben felbft dort, wo daſſelbe in der Geſetzgebung 
die möglichft fchroffe Ausgeftaltung gefunden hat, wie in Frankreich, immer mur 
fheinbar, aber nie in Wirflichfeit zur Durchführung gelangt. 

Die höhere Natur der Dinge, worunter die focalwirthichaftlihe Natur 
des Grundeigenthums im Gegenfag zu ber des mobilen Capital3 verftanden 
wird, ift bier trog aller formalen Rechtsanordnungen unerbittlih. Sie fordert 
und wird ewig fordern, daß um höheren allgemeinen Intereſſe ein beftändiges 
Dpfer des formalen Einzelreht3 vor fi gehe. Stein wünſcht nun für das 
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bäuerliche Erbrecht ausdrücklich anerkannt zu fehen, daß das Princip der 
Gleichheit des Rechts der Erben nur. infoweit durchgeführt werden darf, als es 
mit der Erhaltung der gebundenen Bauerngüter vereinbar iſt. ‘Dagegen foll 
für daS (walzende) freie Verkehrsgut das gegenwärtige gemeine Erbrecht fort- 
| So wird denn der Dualismus von gebundenem und freiem Gute 
ah dem Erbrecht zu Grunde gelegt und das auf da3 gebundene Gut bezüg- 
liche Erbrecht als Anerbenrecht, da3 auf das freie Gut bezüglide als Erbgüter: 
recht bezeichnet. 

Dem Anerbenrecht follen unterworfen fein alle gebundenen Bauernbufen 
mit ihrem Zubehör als einheitliches und untheilbares Ganzes. Der Anerbe ift 
diejenige Perfünlichkeit, welche allein in ein ſolches Bauerngut fuccedirt; er muß 
das Gut mit den Rüden befigen, d. h. daſſelbe perfünlich bewohnen und be- 
wirtbichaften. Iſt der Anerbe nicht jelbft Bauer, fo muß er binnen drei Monaten 
aflicen, ob er da8 Gut unter diefer Bedingung antreten will, oder nid. 
Initt er daffelbe nicht an, fo folgt der nächſte Anerbe. 

Das Geſetz flellt ferner die Ordnung für die Erbfolge in das Bauern» 


Durch diefelbe jollen die Töchter ven Söhnen gleichgeftellt werden, aber 
ummer nur ein Erbe die bäuerliche Hufe erhalten. 

Die Imteftaterbfolgeordnung ift eine abfolute, unabänderlihe. Jedoch ſoll 
der Erblaffer das Recht haben, einen amderen als den gejeglichen Erben zum 
Anerben einzufegen. In diefem Fall muß aber ver teſtamentariſche Erbe den 
pflichttheilsberechtigten den geſetzlichen Pflichttheil binnen Jahresfrift auszahlen, 
gleichdiel, ob e8 ſich hier um die gejchloffene Stelle oder aud um freie Gründe 

welche letsteren er übrigens zu diefem Zwecke verkaufen kann. 

Hinſichtlich des Erbrechts der Geichwifter gelten folgende Grundſätze. 

Bar der Erblafier noch nicht in das Hufenbuch eingetreten, fo bat der 
Anerbe freie Wahl, ob er es feinerjeitS thun will oder nicht. 

Bil er es nicht, fo bleibt das ganze bisherige Recht für ihn beftehen. 

Tritt er aber ald Erbe in das Hufenbudh ein, fo find zwei Fälle zu 


cheiden. 

Hat der Erblaſſer eine Bauernſtelle und daneben freie Gründe oder freie 
Fahrniß hinterlaſſen, jo kann der Anerbe allem Recht auf die freien Gründe 
und die freie Fahrniß entjagen, welchen Falls diefe umter den Miterben ver: 
tbeilt werden. 

Sind die Miterben e8 zufrieden, jo fünnen die freien Gründe übrigens 
bei der Bauernftelle bleiben, und es kann der Pflichttheil alddann im Grund- 
buch auf dieſe freien Gründe intabulirt werden; aber aud nur auf diefe, fo 
daß die Bauernſtelle dadurch nicht belaftet wird. Iſt das geichehen, jo muß 

ings der Anerbe ſich die Kündigung der Pflichttheile gaalem lafien. Hat 
er jedoch die Geſchwiſter auf feinem Hofe, fo darf diefe Kündigung erft etiva 
mt dem fechzehnten Lebensjahre derſelben eintreten. 

Hat der Erblaſſer dagegen nichts als die Bauernſtelle hinterlaffen, fo bat 
der Auerbe nur die Verpflichtung, die der Vater felbft bei Lebzeiten gegen feine 
Kinder gehabt hätte. Zu der Erfühung diefer Verpflichtungen in Unterhalt 
md Erziehung haben ihn die Vormünder anzuhalten. 
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Auch follen Vereinbarungen namentlid über Yeibgedinge aller Art zugelaften 
werben; nur dürfen fie die Bauernftelle nicht mit Schulicapitalien belaften. 

Was iſt nun von dieſem Borjchlage L. v. Stein zu halten.? 

Eine Beiprehung defjelben dürfte um fo mehr am Plate fein, als das 
L. von Steinfhe Reformprogramm zwar biäher vielfach reproducırt worden tft, 
eine eingehende Beurtheilung. dagegen unferes Wiſſens noch nicht erfahren hat. 

Verſuchen wir e8 daher, die vorhandene Lücke in Nachfolgendem auszufüllen. 

Zuvörderſt darf dem Plan nachgerühmt werden, daß derjelbe confequent 
durchdacht ift und, einmal durdigeführt, den Bauernſtand ſowohl vor der 
Uebermacht des beweglichen Capitals als aud) vor der des großen Grund 
eigenthums ficher ftellen würde. 

Auch ift e8 nicht richtig, wenn diefem Plan nachgefagt worden ift 77), daß 
er, indem er den Bauer vor dem Berluft feines Hofs fiher ftellt, bewirken — 
daß derſelbe „nachläffig und unmirthihaftlih wird“. Dem bie Bouernbufe 
im Sinne L. v. Steins tft fein Fideicommißgut. Nicht der einzelne Bauer 
oder die einzelne bäuerliche Familie, fondern nur der Bauernſtand als folder 
fol dur diefe neue Ordnung der Dinge in feinem Beftande gejchütt werben. 
Der einzelne unwirthſchaftliche Bauer dagegen ſoll ſeinen Beſitz nicht nur ver- 
[teren können, fondern wird ihn aud verlieren müſſen. Nur ſoll dieſer Beſtitz 
nicht, wie gegenwärtig häufig geſchieht, im Fall eines Zwangsverkaufs entweder 
von dem großen Grundbeſitz aufgeſogen oder in Parcellen zerlegt werben, 
fondern ungetheilt an die —— fallen und von dieſer wieder 
nur an einen Bauer übertragen werden. 


Ebenfalls unrichtig iſt es, wenn man geſagt hat, daß dieſen gebundenen 
Gütern der Credit und damit auch in vielen fällen Die befruchtende Wirkung 
des Capitals , fehlen werde. Denn einmal wird der reine Perſonalcredit des 
Grundeigenthümers durd den Steinſchen Vorſchlag gar nicht berührt, ſondern 
demfelben nur die Hufe als Berbaftungs- und Executionsobject entzogen. Daß 
e8 aber möglich ft, auf reinen Verfonalcredit große Summen geliehen zu er⸗ 
halten, zeigt das Beifpiel der engliichen Pächter. Sodann befteht die bezüglich 
des Hypothekarcredits in Ausficht genommene Beränderung nur darin, daß bin- 
fort der hypothefariihe Yndividualcredit durd) den allein von der Eredit- 
genoſſenſchaft zu gemwährenden Credit erjegt werden ſoll. 


Auch, find wir nicht der Anficht, daß für die nad der verjchtebenen Spanne 
fähigfeit abgeftuften bäuerlichen Hufen häufig das Bedürfniß nad) einer radicalen 
Beränderung ihres Umfangs eintreten werde. Wie unfere Bauernhufen Jahr: 
hunderte lang in denſelben Gröfenverbältniffen beftanden baben, fo wird es 
aud im Ganzen für die Zukunft zwedmäßig fein, fie in benfelben zu erhalten. 
Jedenfalls wird, und darin flimmen wir mit N. Meyer vollftändig überein, 
bei dem immer mehr um ſich greifenden Gebrauch von arbeitfparenden Maſchinen 
künftig das Bedürfniß nad) einer Vergrößerung der Hufenfläche ſtärker fein = 
nad einer Derfleinerung derfelben. Das Bedurfniß nad Vergrößerung 
Hufenflähe kann aber nach dem Steinſchen Plane leicht durch Zufauf — 
Grundſtücke befriedigt werden. 
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Benn ſodann an dem Steinſchen Plaue?s) getadelt wird, daß er durch Die 
fue Theilung des Grumdbeſitzes zur Hälfte im gegen Theilung,, Ueberjchuldung 
= Bwangsveräußerung gefiherte Hufen und zur anderen Hälfte in malzende, 

ber Bertehröfreibeit preisgegebene Güterftüde die zwei Syſteme der @ebunden- 
beit und ber en nur äußerli an emander ſchweißt, die paflendfte 
Nuhung alter Theile des Grumdbefiges erfhwert und die Bewegung der⸗ 
jeden zum tüchtigſten Wirthe verhindert, fo beftätigen die im Königreich Sachſen 
nat dem Dualismus von gejchlofienen und walzenden Grundſtücken gemachten 
Erfahrungen dieſe Befürchtungen nit. Auf diefe ſächſiſchen Ergebniſſe wird 
uberhaupt bei Beurtheilung des Steinſchen Plans weiter unten näher einzu⸗ 


gehen fein. 
Edlich darf hinſichtlich der Durchführbarkeit des Steinfhen Vorſchlags 
verwiefen merden, daß der von demſelben vorgefehene Dualismus von 
geihlofienen und walzenben Grundftüden früher in vielen Sändern und unter 
deufelben namentlich auch in Deutſch⸗Oeſterreich zu Recht beftand und ſich noch 
gegenmärtig in einigen thüringifchen Fürſtenthümern, namentlih in Sachſen⸗ 
Altenburg, ſowie im Königreich Sachſen erhalten bat. 
Auch finder fi die von X. v. Stein geplante Agrarverfaffung mit einigen 
mit gerade — Modificationen, zu denen die Freiheit der Verſchuldung 
rt, wa den ruſſiſchen Oftfeeprovinzgen Lioland, Eſtland und Kurland ın 


Und werm auch gegen eme Parallelifirung dieſer legteren, in ihrer Rechts⸗ 
entwickelung noch heute die Spuren des Ständeweſens einer früheren Periode an 
AM tragenden Länder wit dem Deutſchen Reich Einſpruch erhoben werden könnte, 
fo lügt ſich derſelbe Cinwand doch ſicherlich nicht gegen die thitringiichen Fürſten⸗ 
Hümer und das Königreich Sachſen erheben. Namentlich die ſächſiſche Volks⸗ 
nirthſchaft — ihrer ſehr ausgebildeten Induſtrie und ihrer dichten Bevolkerung, 
fowie nicht minder ihrer hoch entwickelten Landwirthſchaft nach ein durchweg 


Gepräge. 

Im jetzigen Königreich Sachſen beſtand nun aber ſeit Alters her der Gegen⸗ 
fg von gebundenen und walzenden Hufen. 

AUS man in den dreißiger Jahren die Dismenbration von Grundftüden 
eihäftsmäßig zu betreiben anfing, führte diefer Umftand fowie der Wunſch, den 
bermaligen Zuftand der Bertheilung des Grundeigentyums zu erhalten, d. b. auf 
‚ ber einen Seite bie Bereinigung größerer Complexe in einer Hand ſowie auf der 
anderen Seite das Ueberhandnehmen der Meinen, nicht-[pannfähigen Nahrungen 
za verhüten, zum Erlaß des Gefeges vom 30. November 1843, durch welches 
ber Parcellirung des Grundeigenthums, und zum Gele vom 6. November 
1843, durch welches ber Agglomeration deffelben entgegen getreten murde. Daß 
erfere Geſetz fanctionirt in bedingter Weife die Gebundenheit der zur Zeit feine® 
Erlafies vorhandenen Rrttergüter ſowie der innerhalb der ländlichen Bemeindebezirke 
gelegenen geſchloſſenen Grunpftüde. Unter dieſes Geſetz fallen jomit nicht bie 

enden d. 5. me in den Eompler des geichlofienen Beſitzes eingetretenen 
home die in flädtifhen Flaren gelegenen Güter. Bon den gefchlofienen Gittern 
ſol fir alle dolgezeit überhaupt nur ein Drittel und in außerordentlichen Fällen 
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außerdem noch ein Achtel abgetrennt werden dürfen. ALS Bafis des Beſitzſtands 
gilt der Zuftand des Jahres 1843, und als Maßſtab gelten die Steuereinkeiten. 
Weiter gehende Abtrennungen find nur bei Weinbergen, zum Zweck der Errichtung 
von gewerblichen Etablifjements und Wohnhäufern, beim Taufch zu wirthſchaft 
lien Zwecken zuläſſig. Doch bedarf e8 in diefen Fällen eines ausdrüdliden 
Dispenſes von den Beltimmungen des Geſetzes von 1843, welder nad) dem 
Geſetz vom 23. April 1873 $ 11 von den Amtshauptmannfchaften unter Bu: 
ziehung der Bezirksausſchüſſe zu ertheilen ıft. Die Dispenfationen werden 
häufig verlangt und in jehr ausgiebiger Weiſe ertbeilt. 

Ergänzend zu dem Gejeg vom 30. November tritt dann noch daS Ge: 
feg vom 6. November 1843 hinzu, deſſen Beftimmungen in der Folge in de 
Verordnung, betreffend das Verfahren in nicht ftreitigen Rechtsſachen, vom 
9. Januar 1865 übergegangen find. Diefe lettere beftimmt, daß ein Ritter: 
gut zu einem andern Wittergut oder zu einem innerhalb eines Ländlichen 
Semeindebezirtö belegemen geſchloſſenen Grundſtück oder daß folde Grundſtüde 
zu anderen Grundftüden derſelben Art nur mit Genehmigung des zufländigen 
Appellationsgerichts refp. des Juſtizminiſters gejchlagen werden dürfen. Ä 

Der geſchloſſene Grunpbefig bildet ein Ganzes, er fann nur als foldes: 
verfauft und verpachtet werben und hat nur ein Folium im Grundbuch, während 
bet dem walzenden Befig jedes einzelne Stüd für ſich befteht, verkauft, ver 
pfändet und getheilt werden kann. Indeß ift nicht ausgeſchloſſen, daß eine 
Berfon mehrere Güter befigt, nur dürfen diefelben nicht auf ein Folium ge 
ichrieben werben. 

Durch diefe Gefepgebung wird nicht nur der allmählihen Verkleinerung 
der bäuerlichen Güter und einer weitgetriebenen Parcellirung, jondern and 
ebenſo ſehr der Auffaugung derjelben entgegen gewirkt. Werner wird dem, mad 
im Laufe der Zeit durch Abtrennung des Drittheils und fonftiger Zheilftüde 
von dem gefchloffenen Grundbefi beweglich gemacht werden künnte, das Gleid- 
gewicht gehalten durch die Bereinigung losgetrennter oder walzender Grund⸗ 
ftüde mit den gefchloffenen Gütern, welche durch das Geſetz geftattet iſt. 

Zur Befriedigung des Bedürfniſſes nach Nealcredit beftehen fr dieje Güter, 
und zwar fowohl für die Herrſchaften, Rittergüter und ſolche Bauern- und 
Stadtgüter, weldye eine gewiſſe Summe von Stenereinheiten vepräfentiren, der 
erbländifche ritterfchaftlihe Ereditverein zu Leipzig umd die Iandftändifche Banl 
in Baugen, welche faft gleichzeitig ins Xeben getreten (1844 u. 1845) und ber 
ſchleſiſchen Landſchaft nachgebildet find. Dazu fommt dann feit dem J. 1866 
noch der Iandwirthichaftliche Ereditverein im Königreich Sachſen. Dieſe Eredit- 
inftitute gewähren ihren Mitgliedern unter Solidarhaft unkündbaren hypothela⸗ 
rifhen Credit zu mäßigem Zinsfuß und mit Amortifirung durch Rentenzuſchlag. 
Die Mittel zur Gewährung der Darlehen werden durch Ausgabe von Pfand 
briefen gewonnen. Wenn der Eigenthümer des dieſen Anftalten verpfänbeten 
Guts feinen Verpflichtungen nicht punktlich nachkommt, fo wird fein Gut zunächſt 
fequeftrirt und erft nad) Ablauf einiger Zeit meiftbietend verfauft. 

Trogdem das Grundeigentfum im Königreich Sachſen zum größten Theil 
rechtlich gebunden ift, gilt für daflelbe aber doc nicht daS Anerbenrecht, fondern 
das dem rümifchen Erbrecht nachgebildete Erbrecht des ſächſiſchen C. G.B. Da 
bei der Erbtheilung das untheilbare väterlihe Gut nur einem Kinde zugetheilt 
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werden fan, fo find bie übrigen Kinder des Bauern genötbigt, einen anderen 
Enverb zu ergreifen. 

Ueber die Folgen des Geſetzes von 1843 äußert fi ein hervorragender 
Renner der fächfiichen landwirthſchaftlichen Verhältniffe, der verftorbene Geheim- 
Ratd Reuning??) dahin, daß wenn er an den einzelnen Beftimmungen des 
Gefees von 1843 auch mandherlei auszufegen habe und eine Reform deſſelben 
wimſche, ex die geſetzliche Aufrechterhaltung der Geſchloſſenheit des &rundbefiges 
im allgemeinen doch für nüglich, ja für nothwendig Halte. Cr ſei überzeugt, daß 
der im Ganzen fo jehr günftige Zuftand der Vollswirthſchaft Sachſens auf 
die Untheilbarkeit oder richtiger die bedingte Theilbarkeit eines großen Theils 
des ländlichen Grundbeſitzes im Königreich Sachſen zurückgeführt werden müſſe. 
Die große Mehrzahl der von den geſchloſſenen Gütern abgetrennten Stücke ſei 
nämlich wieder an die Beſitzer anderer gefchloffener Güter gelangt, jo daß daS, 
was der eine Compler verloren habe, dem andern wieder zugewachſen fer. Dieſe 
bedingte Theilbarleit habe nun denjenigen Theil der Benölferung, welcher 
jeme Kräfte nicht im Aderbau genügend ausnugen könne, genötbigt, zur In⸗ 
duftrie überzugeben. Dieſe habe demnach aus der ſächſiſchen Agrarverfaflung 
den größten Vorſchub erhalten, während im denjenigen Xändern, in benen 
freie Theilbarkeit des Srundbefiges beſteht, die Induſtrie ſich viel fpäter ent⸗ 
wickele, künſtlich herangezogen werden müſſe und doch häufig ſchwach bleibe. 
Die fühfifche Agrarverfafjung bewirfe aber nicht mur, daß fich der Induſtrie 
zahlreiche Kräfte widmen, ſondern auch daß die Ackerbau treibende Bevölkerung 
eine leiſtungsfähige Sonfumentin der Induftrieproducte abgebe. ‘Der verhältnig- 
mäßig größere Srundbefig ermögliche ferner, daß der Bauer feinen Kindern eine 

gute Erziehung geben könne und fich in feiner Wirthichaft freier bewege, feine 
— * beſſer beſtelle u. ſ. w. Aus der intenſiven Bewirthſchaftung des Bodens 
entſpringe dann wieder eine ſtärkere Production, eine höhere Rente u. |. w. 

Freilich geichteht dies alles, wie Neuning jelbft einwendet, auf Koften einer 
tbeilmeifen Beichränfung der Dispofitionsfreiheit des Ländlichen Grundeigen- 
thümers. Aber wer greift e8 denn an — fo fucht er den von ihm jelbft er: 
bobenen Einwand wieder zu entkräften —, wenn Städte Baupläne feftitellen, die 
den Eigenthümer des ftädtifchen Grund und Bodens bejchränfen. Seiner An—⸗ 
ficht nach hat fich die Annahme, daß im der Freiheit des Eigenthums zugleich 
das Mittel geboten fet, heranwachſende Uebelftände wieder zu bejeitigen, im 
praftifchen Leben nicht bewährt und könne fi aud nicht bewähren; nur in 
Folge der gefährlichften vernichtenden Kriſen pflege aus dem durch die Freiheit 
veranlaßten Chaos ein neuer gefunder Zuſtand zu erwachſen. 

Zwar wird dieſe Anſicht Reunings im Königreich Sachſen nicht von Allen 
Andre Iſt doch im %. 1869 und dann wieder 1873 in der zweiten jädhfi- 
ben Kammer der Antrag gefitilt worden, das Gejeg vom 30. November 1843 zu 
befeitigen. Auch ift im J. 1876 unter dem Titel: Landwirthſchaftliche Zuſtände 
md das Dismembrationsgeſetz im Königreich Sadjfen, ein Feines Schriftchen 
von Süänderhauf, BauerngutSbefiger in Kleinzöbern, erfchienen, welches ſich — 
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allerving3 ohne irgend welche durchſchlagende Gründe anzuführen — gegen Das 
Gefeg von 1843 ausſpricht. Indeß dürften, wie ſchon Reuning eingehend 
nachgewieſen bat, Die gegen das Geſetz angeführten ftichhaltigen Gründe fü be— 
reits durch eine Reform einzelner feiner Beſtimmungen erledigen und eine Be 
feitigung beffelben weit über daS erftrebte Ziel hinausſchießen. Auch bürften die 
mit dein Gefeg Unzufriedenen nur vereinzelt daſtehen, und ihre Zahl fcheint 
in ber legten Zeit eher ab» als zugenommen zu haben. Gelang es bereits in den 
Jahren 1869 und 1873 nicht eine Majorität für den auf Bejeitigung der Ger 
jege von 1843 gerichteten Antrag in den beiden Kammern zu gewinnen, fo 
ftehen die Chancen der Gegner des Gefeges heute gewiß noch viel ſchlechter. 

Hat doch noch neuerdings wieder der Generalfecretär des ſächſiſchen land⸗ 
wirthichaftlichen Vereins, v. Langsdorff®‘), ſich über biefe Geſetzgebung wefent- 
lich im Sinne Reuning3 geäußert. Auch er hält dafür, daß es zum großen Theil 
als eine Wirkung derjelben zu betrachten ift, wenn bie Vertheilung de3 Grund⸗ 
beſitzes im Königreich Sachſen eine günſtige iſt und wenn namentlich ſich noch 
ein kräftiger bäuerlicher Grundbeſitz erhalten hat. Was ſodann die Birkffam- 
feit der obengenannten landwirthſchaftlichen Crediwereine betrifft, jo wird von 
denjelben ausgeſogt, daß fie einen fehr fählbaren Einfluß auf die Geftaltumg 
bed landwirthſchaftlichen Hypothekarcredits ausüben, jo daß berjelde im Ganzen 
al3 in befriedigende Weiſe geordnet bezeichnet werden fann. Dem gegenüber 
wird der Perſonalcredit nur in wenig erheblichem Umfange benugt, da die für 
denjelben beftebenden Anftalten dem landwirthſchaftlichen Creditbedürfniß nicht 
allenthalben angepaßt find. 

Vergleichen wir nun den durch die ſächſiſche Gefeggebung gefchaffenen Zar 
ftand mit dem 2. v. Steinſchen Programm, jo fällt ung zunächſt auf, daß die 
ſächfiſche Agrarverfaflung überall den Stempel des hiſtoriſch gewordenen an ſich 
trägt, während der L. v. Steinihe Plan zwar fuftematifcher, confequenter, logiſch 
correcter aber auch abftracter und extremer iſt. Namentlich geht er im ber 
Geltendmahung des Zwangs weiter, als die fächſiſche Geſetzgebung. Und in 
letzterer Beziehung dürfte er — gemeſſen an dem Bedürfniß, weldhes er befrie- 
digen will, — in einigen Punkten in ber Meaction gegen bie beftehende Redhts- 
ordnung entfchieden zu meit gehen. Bu diefen Punkten rechnen wir den Aus- 
ſchiuß der Verhaftung der geſchloſſenen Hufen fir bie perfönlichen Schulden 
ihres Beſitzers, die Monopolifirung der hypothekariſchen Beleihung dieſer 
Hufen durch die Genoſſenſchaften, die Steigerung des Anerbenrechts in gewifien 
Fällen zu einem ausſchließlichen Erbrecht des einen Kindes an der Hufe, mit 
welhen nur die Verpflichtung zur Verſorgung der Geſchwiſter ——— 
ft u. ſ. w. Endlich iſt in dem Steinſchen Reformplan des großen Grund: 
beſitzes und ſeiner Stellung zur bäuerlichen Hufe gar nicht gedacht worden. 

Immerhin jedoch vermögen wir ung nicht dem Ertheile Schäffle8°') anzu: 
ichließen, wenn er, im Hinblid auf den L. v. Steinſchen Plan, jagt: „Die Wieder: 
einführung untheilbarer oder nur unter obrigfeitliher Genehmigung theilbarer 
Erb: und Familiengüter und dergleichen Ruckbildungen wären jo ſchädlich, als fie 
——— unmöglich ſind.“ Vielmehr erſcheint uns der von L. v. Stein 
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entworfene Plan nicht nur als confequent durchdacht, fondern nach den ſächſiſchen 
Erfahrungen im großen Ganzen auch als praftiich durchführbar. Trotzdem 
glauben wir allerding® nicht, daß er — wenigſtens in der nächſten Zeit — 
anch ın anderen Tiheilen des Deutfhen Reichs und Oeſterreichs zur Ausführung 
gelangen wird. 

Dem fo tief gehende Veränderungen an dem gegenwärtigen Rechtszuſtande, 
wie fie von L. von Stein in Ausficht genommen worden find, werden zunädft 
an dem Gonfervatismus unſeres Juriſtenſtands fcheitern. 

Aber auch über die Kreife der Yuriften hinaus wird, jo lange wenigfteng, 
als die Gefahr des Verſchwindens unferes Bauernflandes feine wirklich acute 
geworden ift — umd fie ift es unſeres Daflirhaltens im Deutſchen Reich und 
in Deutſch-Oeſterreich heutigen Tags noch nicht —, da3 zum Individualismus 
gikigerte Freihei ußtfein unferer Zeit gegen eine Reform, melde ber be- 
kejenden Agrarverfaſſung manche erſt vor einigen Jahrzehnten abgeftreifte Tefkel 
zider aulegen will, mit Erfolg reagiren. Und zwar wird eine ſolche Reaction 
ceafo fehr von den Landwirthen felbft, wie von den Capital befigenden, nament: 
Gh ober non den Induſtrie und Handel treibenden Claſſen ausgeben: und zwar 
wel dieſe nicht nur als Creditgeber durd die neue Ordnung der Dinge ihre 
Jarreſſen als gefährdet anfehen werben, fondern zugleich fürchten müßten, daß nach 
dem für daS Grundeigenthum flatuirten Beifpiel auch Hamdel und Induſtrie mit 
amer ähnlichen Zwangsordnung bedacht werden. Endlich ſetzt 2. v. Stein jelbft 
für Die Durchführung feiner Reform fo ungünftige Zuſtände voraus, wie 
wir fie glücklicherweiſe noch nicht befigen. Denn da die freiwillige Eintragung 
der Bauernhufe durch ihren Befiger — wegen der verlangten Freiheit derfelben 
von hypothetariſchen Schulden — mur in den feltenften Fällen möglich, fein wid, 
fo wird die Zahl der Eintragungen im großen Ganzen parallel gehen der Zahl 
der Subhoflationgfäle. Der neue Bauernftand würde ſomit aljo erft aus der 
Berwejung des jegigen entftehen können. 

Da nun aber die Verhältnifie weder im Deutſchen Reich noch in Oeſter⸗ 
reih fo ſchlimm find, daß fie eine Realifirung des Steinfchen Blans auf 
dem von ihm vorgefehenen Wege für die nächte Zeit mwahrjcheinlic 
ebenen laſſen, fo dürfte in der Gegenwart und in der nächſten Zufunft — 
md unfere Vorjchläge beziehen ſich nur auf diefe — nur zu erreichen und des⸗ 
balb auch nur zu erſtreben fein, daß unter Aufrechterhaltung der Grundprincipien 
der liberalen Agrawerfaſſung diejenigen Beftandtheile derjelben verftärkt und 
wögebaut werben, welde indirect zur Erhaltung und Hebung umfered Bauern⸗ 
ſandes beitragen können. 

Indem wir alle anberweiten Reformpunfte, weil fie mit dem Erbrecht in 
nm directen Zuſammenhange ftehen und deshalb nicht in den Kreis unferer 
Irbeit fallen, bier bei Seite laflen, haben wir uns nunmehr mit der Reform 
3 Inteſtaterbrechts, fomweit fich dafjelbe auf das land» und forſtwirthſchaftlich 
femste Grundeigenthum bezieht, zu befhäftigen. Zu biefem Zweck wollen wir 
a der beftehenden Art der Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthumg nach 

ften für eine folche Reform ſuchen. 
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IX. 


Vererbung des bäuerlidden Grundeigenthums vor Erlaß 

der neueren Höfegejetze und Landgüterordnungen. Ins— 

bejondere älteres Anerbenrecht und Webergabeverträge. 
(Statiftif des bäuerlihen Erbredts im Jahre 1870.) 


Nachdem wir in den vorhergehenden Abfchnitten zuerft das allgemeine Erb: 
vecht (Abſchnitt IV— VI) und fodann das für dag große Grundeigentbum 
geltende finguläre Erbrecht (Abjchnitt VII) dargeftellt und beurtheilt haben, fol 
jet der Zuftand der Vererbung des bäuerlichen nn zu der Beit, da 
die gut3herrlich-bäuerliben Berhältniffe allfeitig aufgehoben und die Freiheit des 
bäuerlichen Grundbeſitzes begründet, Die neueren Verſuche zur Umbildung des 
alten Anerbenrechts im Geifte der modernen Agrarverfafiung aber noch wicht 
unternommen waren, feitgeftellt werden. 

Hierbei werden wir ein geringere® Gewicht legen auf die Erutrumg ber 
Rechtsquellen, aus denen das in den verichiedenen Tcheilen des Deutſchen Reichs 
geltende Erbrecht entipringt, als auf die Conftatirung des Rechtszuſtands felbft. 
Die Beichränfung, die wir und auferlegen, ift übrigens feine vollftändig freiwillige, 
da es nicht überall gelingen wollte, für den beftehenden Zuftand der Vererbung des 
bäuerlichen Grundbefiges zugleich aucd die mafgebenden Rechtsquellen aufzufinden. 
Es erflärt fih das wohl hauptſächlich dadurd, daß der beftehende Rechtszuſtand 
nicht immer auf Weisthlmer, Dorfordnungen und Landesgejege, fondern viel- 
fach aud auf Gewohnheitsrecht, das fich unferer Kenntniß leicht entzieht, zurüd- 
zuführen if. Ja in vielen Fällen hält es — mie fid) namentlich bei Anwendung 
des hannoverſchen Höfegefeges vom 2. Juni 1874 gezeigt hat — außerordentlich 
ſchwer, feftzuftellen, ob für bie Vererbung ein fürmliches Rechtsherkommen oder 
nur eine alte Sitte beftehe. 

Auf die Gefahr hin, und zu wieberholen, werden wir den Zuftand der 
Vererbung der bäuerlichen Güter für jede einzelne zum Deutichen Reiche gehörige 
Landſchaft, und wenn erforderlich, auch für einzelne Landestheile befonders 
ſchildern, um die feineren Nuancen, welde fi) in der Praxis namentlich 
des Anerbenrechts und der Gutsübertragungdverträge vorfinden, deutlid hervor⸗ 
treten zu laſſen. Daß wir uns dabet genau an unfere Quellen halten müſſen 
und daher nur eine Zufammenftellung berjelben bieten fönnen, iſt jelbft- 


verftändlich. 
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Mit diefem Theil der Arbeit bezweden wir ein möglichft genaues Bild 
von der Art, wie fi) daS bäuerlihe Grundeigentfum im Deutſchen Reid) ver- 
erbt, zu geben. Bildet doch die genaue Kenntniß des beftehenden Rechtszuſtands 
die Vorausfegung für die Beurtheilung der neueften Reformbeftrebungen auf 
dem Gebiet des Erbrechts. 

Nur ausnahmsweiſe finden ſich an Stelle deö gemeinen und des demfelben 
nacgebildeten Inteſtaterbrechts in einigen Theilen des Deutichen Reichs für die 
Vererbung des bäuerlihen Grundeigenthums Weberrefte des älteren deutſchen 
Erbrechts und des mittelalterlichen Anerbenrechts. Hiervon wird in den beiden 
nächſten Abjchnitten (1—2) zu handeln fein. Meiſt jedody wird das gemeine 
u. ſ. w. Erbrecht trog feiner principiellen Geltung in feiner Anwendung beſchränkt 
durch eine Reihe von Einrichtungen, die theils dem Gebiet des Gewohnbeit3- 
rechts theil3 nur dem der Sitte angehören. Mit dieſen werden fi die Ab- 
ſchuitte 3—6 beichäftigen. 


1. Weberrefie des altdeutſchen Erbrechts. 


Spuren de3 älteften deutfchen Erbrechts — wie wir es in der erften 
Abtheilung diefer Arbeit auf ©. 165 ff. dargeftellt haben — haben ſich nur 
ausnahmsweiſe in einigen vom friefifhen und allemannijchen Volksſtamm be: 
jiedelten Yändern bis in die legten Jahrhunderte erhalten. In denfelben ıft die 
gutsherrliche Gewalt entweder vollftändig unbekannt geblieben oder doch erft fo 
ſpät entftanden, daß ein auf dieſes Verhältniß bafirtes Anerbenrecht fid) nur 
anſnahmsweiſe auszubilden vermochte. | 

Hierher gehören die rein friefifchen Bezirke des Herzogthums Oldenburg: 
Jeverland mit Kniphaufen, Butjadingen und Landwührden?). 
Hier bat eine Hörigkeit de Bauernftands niemals beftanden. Der Grund und 
Boden war von jeher freies Eigentum der Befiger und frei theilbar. Nur 
un Jeverlande wurde unter der Anhalt Zerbftihen Regierung im achtzehnten 
Jahrhundert ein Zerftüdelungsverbot im Intereſſe der befjeren Erhebung der 
Abgaben und damit eine Gebundenheit der Stellen („Erbe“ genannt) eingeführt. 
Für die Stammgüter galt altgermanifches Erbrecht. Unter diefen verftand man 
ſolche Stellen, welche längere Zeit in der Familie ab intestato vererbt waren. 
Sie durften dem rechten Erben nicht entzogen werden. Rechte Erben waren 
Kinder oder Seitenverwandte bis zu einem beftimmten Grade, deren Voreltern 
das Stammgut al3 Eigenthum bejeffen hatten. Die Veräußerung aus Noth 
oder um fi) beſſer zu arrondiren, fiel indeß nicht unter diefes Verbot. In 
emigen Diftricten erhielten ferner die Töchter einen geringeren Antheil al3 die 
Söhne. So nad) dem Butjadinger Landrecht der Sohn drei, die Tochter hin- 
gegen nur zwei Theile. Uebrigens geftaltete fich die Praxis bier derart, mie 


1) v. Beaulieu-Marconnay, Dad bäuerliche — mit Rückſicht 
das Herzogthum Oldenburg, Oldenburg 1870, S. 35. Hullmann, Die Reform 
Grunderbrechts im Herzogthum Oldenburg, Oldenburg 1870, S. 8. Entwurf 
Geſetzes über das Grunderbrecht im Herzogthum Oldenburg nebſt Motiven, 
. 172. Hofmeiſter in Bauerliche —— in Deutſchland Bd. 2, Leipzig 1888, 
.28, 29, 33. Bokelmann daſ. Bd. 1 ©. 66. 
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wir e8 im Allgemeinen für bie ältere Beit vorausgeſetzt haben (Abfchnitt 1 
©. 173). Diefe Yraris fand dann fir das Butiadinger Land ihren ent- 
Iprechenden Ausdruck in dem Butjadinger Landrecht von 1664 8 51, welches 
verordnet, daß bei Erbtheilungen der jüngfte Sohn den Sig um einen „civilen 
Preis”, worüber er fi) mit feinen Gefchwiftern zu vergleichen oder die Decifion 
von dem Landgericht zu erwarten habe, erhalten ſolle. Der civile Preis 
wurde in der Regel derart feftgeftellt, daß man zuerft dem wirklichen 

(Ertrags: oder Verkehrswerth?) der Stelle — jedoch ohne „Beichlag”" (me 
ventar) — ermittelte und dam von biefem 10—30 9%, abzog. Bon noch 
geringerem Betrag war der Vortheil des Grunderben in Landwührben. i 

Auh in Dithmarſchen follen die Söhne bei den Hufen bleiben und 
die Töchter mit Geld abgefunden werden. Eine Begünftigung der Söhne findet 
ferner noch inſofern ftatt, als im Schleswigſchen die Töchter nur den halben 
Sohnestheil erhalten. 

Endlich haben fi) hier und da unter den Bauern noch Spuren des gemein- 
ſchaftlich benutzten Eigenthums der Geſchwiſter fowie der Eltern und Gefchmifter 
an dem Bauerngut erhalten. So pflegen in Unterfranfen (namentlidy in 
den proteftantifchen Hochdörfern des Südſpeſſart) und in Mittelfranten die 
Eltern mit ihren Kindern aud) nach deren Berheirathung, ja nach der Ueber: 
gabe de Anweſens an eine® der Kinder mit gleiher Berechtigung fortzuhanfen. 

Aehnliche Verhältniſſe kommen auh m Weftpbalen, im ehemaligen 
Fürftentfum Halberftadt, in der Marf Brandenburg, fowte in Oft- 
und Weftpreußen vor. Hier erhält eins der Kinder nod bet Lebzeiten ber 
Eltern den Hof. Die Uebernahme deſſelben gefchieht gegen ein billige8 Kauf» 
geld unter der Verpflichtung, die Eltern zu verpflegen und zu erhalten. Diele 
bleiben auf dem Hof und helfen den Kindern mit Rath und That. That 
fächlih bilden fie mit dem Gutsübernehmer einen gemeinfamen Haushalt, zu 
dem dann bisweilen aud noch die jüngeren Geſchwiſter des Gutsübernehrmers 
ebören. | 
3 Die größte Verbreitung dürfte die fog. Communhaufung der Gefchmifter 
bei ungethetlter Erbfchaft unter den Bauern Oberbayerns haben 2). 


Jenſeits der Grenzen des Deutſchen Reichs haben ſich Spuren des älteren 
deutſchen Erbrechts namentlich in einem Theil der deutſchen Schweiz erhalten. 
Sp beſonders im Canton Zürich?). Während das Erbrecht in den Can⸗ 
tonen Zug, Solothurn, Bern, Bafelland u. |. w. hauptfächlih auf Gewohnheits⸗ 
recht beruht, iſt daffelbe für den Canton Züri im privatrechtlichen Gefegbud 
für den Canton Zürih vom %. 1855 enthalten. Hier haben bezüglich des 
väterlichen Nachlafles die Söhne vor den Töchtern das Net, das vom Bater 
hinterlaffene Tiegende Gut fammt Zubehör zu einem ermäßigten Schägungswertbe 
an fi) zu ziehen (1895). Dieſer ermäßigte Schätzungswerth wird bei land» 
wirthichaftlihen Gütern und bei Fabriken durch einen Abzug von 1Y—Y,, 








2) Verhandlungen des preußiichen L.O. 1883 ©. 62, 68. — Zuftänbe 
Bd. 2 ©. 56 ff., 135 I% 269 ff., 326 ff., 242 ff.; 36.3 ©. 29. Bavaria IV ©. 258. 
8) Krämer in Bäuerliche Zuftände Bd. 1 ©. 309-311. 
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asönafeneıwerfe bis zu !/, des vollen Verkehrswerths beftimmt. “Derfelbe iſt 
der gemeinen Erbmaſſe zu vergüten (1896). Außerdem haben die Söhne vor 
den Töchtern das Borzugsrecht, die vorhandene, zu dem übernommenen väter 
hen Gewerbe gehörende fahrende Habe, die Werkzeuge, Berufsvorräthe, das 
anf dem ererbten Gut vorhandene Vieh u. f. w., jedoch ohne Abzug von dem 
Verkehrswerth, an fich zu ziehen (1897). Unter den Söhnen felbft befteht fein 
Vorzugsrecht (1898). Die gemeine väterlihe Erbmaſſe wird zu °/, für einen 
Sofa und zu *, für eine Tochter getbeilt (1902). Dagegen wird die gemeine 
mütterlihe Maſſe zu gleichen Theilen unter Söhne und Töchter vertheilt. 
Das Tiegende Gut der Mutter find übrigens die Söhne ebenfalls berechtigt 
gegen Erſatz feines vollen Werths an fi zu ziehen (1904). 

Die Praris, welche ſich an diefe Gejegesbeitunmungen anfchließt, ift folgende: 
m den rein agricolen Gegenden pflegt einer der Söhne das elterlihe Gut zu 
der im Geſetze vworgefehenen Taxe zu übernehmen. In den induftriereicheren 

dagegen gelangt wit felten jowohl die Naturaltheilung als der Ver⸗ 

tarf des Beſitzthums im Ganzen oder in einzelnen Parcellen zur Anwendung. 

Anh Hier kommt die gemeinſchaftliche Bewirthſchaftung des ererbten 
Qu feitend der Geſchwiſter vor. 


2. Das ältere Anerbenredt. 


A. Entftebungsgefhidhte und Wejen des Anerbenredt3*).. 


Bereits im Abſchnitt IV der erften Abtheilung diefer Arbeit wurde des 
bäuerlichen Auerbenrechts im Bufammenhang mit den übrigen fingulären Erb- 
rechtsformen gedacht. Dort handelte e8 ſich um die Ableitung dieſer ver- 
Wredenen üren Erbredte aus einer älteren Praxis, die ihre Wurzeln in 
befimmten wirthſchaftlichen, focialen und politifchen Vorausfegungen hatte; bier 
dagegen foll gezeigt werben, wie aus diefer Praxis ein neues Recht wurde. 

Den Ausgangspunkt für diefe neue Rechtsbildung finden wir, wie ebenfalls 
bereit® oben angedeutet wurde, in der Abficht der Grumdherricaft, den bäuer- 
lihen Grundbeſitz ſowie den Bauernftand präftationsfähig zu erhalten. 

Der einzelne Bauer ımd feine Familie kommen dabeı freilich nur infoweit in 
detracht, als fie das untheilbare Gut in präftationsfähigen Zuftande zu erhalten 
md von demfelben bie üblichen Natural» und Geldabgaben, Zinſen und Zehnten 
ſewie Dienfte (Frohnen) an den Grundherm zu leiften im Stande find. Man 
drädt dieſes Verhältniß durch den Sag aus: daf die Bauernfamilie dem Gute 
dem, während es von den adligen Gütern (Familienfideicommiſſen, Lehn- und 
Stammgitern) beißt, daß das Gut der Familie dient.’ 

Aus dem obigen Motiv entiprang zunächft das hofrechtliche Verbot der 
Zerſtükelung des bäuerlihen Grundbefizes und an diejes ſchloß ſich gleichſam 
mturnothwendig das Anerbenreht an. Seine Quelle hat diejes Hofrecht in 
den Anordnungen des Grundherrn. 





4) Art. Bauerngüter in Weiskes Rechtsleriton Bd. 1, Leipzig 1844. Walter 
Testihre Rechtögeichichte, 2. Aufl. Bonn 1857. 
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Indem das aus Schöffen, welde der Zahl der Hofhörigen entnom 
wurden, unter Vorfig des Gutsherrn oder feines Meiers beftehende Hofbing daft 
Hofrecht auf die einzelnen Fälle anwandte, wurde daſſelbe zugleich in ſtetem 
Zuſammenhange mit dem Leben erhalten und entſprechend den wechſelnden 
dürfniſſen dieſes Lebens weiter entwickelt. | 

Zur fchriftlihen Firtrung gelangte die hofrechtlihe Praxis in einzelnen 
MWeisthiimern, Dorfordnungen und Hofredhten. 

Aus diefen Rechten fhöpfte dann feit dem 16. Jahrhundert der Territoriale 
ftaat den Stoff für feine Yandesorbnungen und Mandate. Auch er batte em 
Intereſſe an der Erhaltung eines Träftigen Bauernftandes: war doch die pünft- 
lie Leiftung von Naturaldienftgen und -Lieferungen feitend der Wittergüter 
und ihrer Beſitzer fomwie fetten® der Bauern, auf denen der Haushalt des 
Staats damals größtentheild beruhte, abhängig von der Präftationsfäßigfeit der 
Nittergliter und Bauernhöfe. So finden wir denn al3 Motive für das Berbot 
der Zerftüdelung der Bauerngüter, ſowie für die Vefeftigung des Anerbenrechts 
in den landesherrlichen Verordnungen vom 15. bis zum 18. Yahrhundert 
folgende angeführt: „damit die Höfe nicht merklich geſchwächet und zerrifien 
werden, alfo ‘daß Diejenigen fo darauf bleiben, Uns und Ihren Gutsherrn die 
fchuldige Gebühr und Pflicht nicht leiften können“ u. ſ. w. 6). 


Erft feit dem 18. Jahrhundert tritt dann neben dem fiscaliſchen auch der 
vollswirthſchaftspolitiſche Geſichtspunkt immer deutlicher hervor, indem bie Er: 
Baltung eines fräftigen Bauernſtandes um feiner felbft, fowie um des Dienftes 
willen, den er der gefammten Volkswirthſchaft leiſtet, angeftrebt wird 9). 


Faſt ausnahmslos finden wir daS Anerbenrecht in denjenigen Yändern vor, 
in denen die Bauern nad) Meierrecht lebten. Unter dem Meierrecht verftand 
man ein erbliches und dingliches Recht der perjönlich freien Bauern zur 
Bewirthſchaftung eines fremden Guts; mit dem Recht war die Berbindlid- 
feit zur Entrihtung beftimmter Abgaben verfnüpft. Auch durften die nad 
Meierrecht Iebenden Bauern ihre Stelle ohne Genehmigung des Gutsherrn 
weder ganz noch theilmweife veräußern, noch mit Laften oder Schulden be» 
Ihweren. Die Erblichkeit des meierrechtlichen Verhältniſſes war ferner eine auf 
die leiblichen Defcendenten befchräntte, jo daß beim Mangel von folden das 
Meiergut in das volle Eigenthum des Gutsherrn zurüdfiel. Das Meierredit 
unterfcheidet fidy übrigens, wie Stobbe (Handbud des deutſchen Privatrechts 
II 8 132) richtig bemerkt, nicht weſentlich von anderen Bauernrechten, indem 
die angeblich harakteriftifchen Eigenfchaften der Meiergüter fid) auch bei anderen 
Bauerngütern wiederfinden. Demnach iſt das Meierrecht nur ein provinzieller 
Name für ein Inſtitut, das ſich audy an andern Orten vorfindet. ‘Das Mieter: 
— fand nd hauptſächlich in Weftphalen, Hannover, Heſſen, Lauenburg, 


—— — — 


5) Polizeiorbnun agen für Vüneburg, Hoya und Diepholz vom 6. October 1618, 
- Suli 1699, 19. Mai 1702 und 29. Januar 1720 bei Oppermann, Samm- 
lung der im Fürftenthum Lüneburg und in den Grafichaften Hoya und Diepholz 
an auf das Meierredht bezüglichen Verordnungen, Lüneburg 1884, ©. 12, 18, 


2 Berrdnung dom 8. April 1766 für die Grafihaft Hoya, bei Oppermann 
a. a. 
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Braunihweig, Lippe und Waldeck, aber aud in Bayern und einigen anderen 
Zheilen des Südens vor. 
Bon dem älteren deutfchen Erbrecht unterfcheidet fi das dem Mittelalter 
Anerbenrecht namentli dadurch: 

1) daß während erftere8, foweit Immobilien vererbt wurden, wohl die 
Söhne vor den Töchtern bevorzugte, die Söhne aber alle gleich ftellte, das 
Anerbenrecht dagegen einen der Söhne rejp. eine der Töchter vor allen anderen 
Söhnen und Töchtern bevorzugt ; 

2) daß mährend nad) altdeutihem Erbrecht die zurücdgejegten Gejchmifter 
doch noch immer Erbtheile empfingen, die Gejchwifter des Anerben entweder 
gar 2 Anrecht am Hof haben oder doch nur Abfindungen aus demfelben 
empfangen. | 

Die Praxis wird ſich freilidy bereits im altdeutſchen Recht — in Folge 
emer vollswirtbichaftlichen Nothwendigkeit — häufig jo geftaltet haben, daß 
auer der Erben das väterlihe Gut übernahm, menn .die Erben es nidht 
vorzegen zujammen zu haufen. Werner wird bet den in jener Zeit felten vor- 
genmenen Käufen und Verkäufen von ländlichen Immobilien die Auseinander- 
\egung unter den Miterben nur auf Grund des Ertragswerths ftattgefunden haben, 
und dlid werben bei der geringen Berbreitung des beweglichen und namentlich 
des Selcapital3 die Erbantheile wohl meift in Rentenform zur Auszahlung 
langt fen. An diefe wirthſchaftlich bedingte Sitte wird dann, wie wir ans 
wimen, das Anerbenrecht angefnüpft haben, indem es diefe Sitte zu klarem 
deruptiein erhob und ihr den Zwangscharakter beilegte. 

Bon dem feit dem %. 1870 in einer Neihe von Staaten begründeten 
modernen Anerbenrecht unterſcheidet ſich das ältere Anerbenrecht dadurch, daß 
& mel auf gebundenes, immer aber nur auf bäuerliches Grundeigenthum 

fand, daß e8 einen abjoluten Charakter hatte und ſomit durch letzt⸗ 

züige Berfügungen, namentlich aber durch Verträge unter Lebenden wohl im 

modificirt, aber nicht im Ganzen abgeändert werden durfte und daß 

& nur dem Anerben ein wirfliches Erbredit am Hof, den Gefchwiftern dagegen 

ampeder blos ein Erbredyt an dem fibrigen Nachlaß oder höchſtens ein Recht auf 
Abfindungen aus dem Hof gewährte. 

Reben dem Anerbenreht im engeren Sinne haben wir bier noch das 
timreht und die Bortheilsgerechtigfeit zu behandeln: weil diefe Inftitute, ob= 
gJeich von juriftifch verfchiedener Sonftruction, wirthichaftlid auf daſſelbe Refultat 
— nimlich die ungetheilte und unbejchwerte Vererbung des Bauernguts — 


Das in den Ländern des ſächſiſchen Rechts geltende Kürrecht, bezogen auf 
humdene Güter, beftand darin, daß von mehreren männlidyen Erben der 
Ärfe dad Gut zu tariren und der jüngfte e8 nach der Tare anzunehmen oder 
euszufchlagen hatte. Dieſes Kürrecht gelangte urſprünglich für alle gebundenen 
begenden Güter im Geltungsgebiet des Sachfenfpiegeld zur Anwendung. In 
der Gegenwart hat ſich dafjelbe nur noch in einigen Territorien dieſes urjprüng- 
ih werten Gebiet? — namentlich) in einigen thüringifchen Staaten — erhalten. 

Das in einem Theil Bayerns, Badens, Oldenburgs und Scledwig- 

md u. f. w. unter der Bezeichnung Vorwahl: oder Vorſatzrecht oder 
Eipgerechtigfeit u. |. w. vorfommende Inſtitut befteht darin, daß das demfelben 
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untermorfene Bauerngut nicht wie beim eigentlichen Anerbenreht nur einem ber 
gemeinrechtlichen Erben, dem Anerben, deferirt wird, fondern daß die in gleichem 
Grade mit dem Erblaſſer verwandten Perfonen ſämmtlich in den Werth bes 
Bauerngut3 fuccediren, daß dieſes Gut jelbft aber einem von ihnen überlaflen 
werden muß. Außerdem iſt der Gutsübernehmer noch duch die niedrige 
Schägung des zu übernehmenden Gut, die Bruder: und Schweftertare (Schleswig⸗ 
De) ‚ die fog. Vortheilögerechtigleit oder den Vorzug (Baden, Bayern) 
egünftigt. 

Mit dem Anerbenrecht ſtimmte in ihrem wirthſchaftlichen Reſultat aud) 
die Art der Bererbung der meiften Bauerngäter in den öfllihen Provinzen 
Preußens überein, deren Befiger in einem ftrengeren perfönlichen und fachlichen 
Abhangigkeitsverhältniß zur Gutsherrſchaft ftanden. . Denn namentlich feit Dem 
fpäteren Mittelalter durften auch diefe Güter ohne Conſens des Gutsherrn weder 
veräußert noch verſchuldet noch zerftüdelt werden. Sie gingen daher nad dem 
Tode ihres Beſitzers immer nur am einen Bauer ungetheilt über. Doch richtete | 
man fich hierbei weniger an eme fefte Erbfolge, ſondern es entichied der Wille 
der Gutsherrſchaft über die Perjon des Gutsnachfolgers, über die Art und Größe 
der Abfindungen feiner Geſchwiſter u. |. w. | 


B. Berbreitung des älteren Anerbenreht3 im J. 1870. 


Bei Abgrenzung des Gebiets, auf dem ſich daS Anerbenredht feit dem 
Mittelalter vorfindet und noch bis in die fiebenziger Jahre unferes Jahrhunderts 
erhalten hat, zeigt fih, daß daflelbe im großen Ganzen mit dem von bem 
niederſächſiſchen Volksſtamm befiedelten Gebiete zufammenfällt. 

Diefe Regel wird freilic nach zwei Seiten durchbrochen, indem es einer- 
feit8 Gebiete der miederfächfiichen Eolonifation giebt, in denen auch der bäuer⸗ 
liche wie jeder andere Grundbefig nach gemeinem Erbredht vererbt wird, und 
fodanı indem auch anderen Bollöftämmen und zwar namentlich dem thlringifchen, 
bayerifchen und allemannifchen, das Anerbenrecht nicht fremd ift. 

So laffen fi) denn drei große gejchlofjene Gebiete des Anerbenredht3 unter: 
ſcheiden, zu denen dann noch einige, von Ländern mit gemeinem Erbrecht um- 
gebene Eleinere Gebiete hinzufommen. Das erfte Gebiet wird von Schleswig⸗ 
Holftein, den beiden Medlenburg, Oldenburg, Hamburg, Bremen, Hannover, 
Braunſchweig, den beiden Lippe, Walde und heilen von Hefien gebildet. Zum 
zweiten gehört eine Reihe thäringifher Staaten, die fih um Sachſen-Altenburg 
gruppiren, und zum dritten Altbayern ſowie der badiſche Schwarzwald. 

Wir beginnen‘ unfere Darftellung des geltenden Anerbenrechts zuerft mit 
dem Nordweften des Deutſchen Reichs, fchreiten dann zunächſt in die Mitte und 
hierauf gegen den Südoften vor und fchliegen mit dem Tleinen im Südiweften 
des Deutſchen Reichs vorfindlichen Anerbenrechtögebiete. 

In den früheren SHerzogthümern umd der jegigen preußiſchen Provinz - 
Schleswig:Holftein?) waren die Bauerngüter — wenn man von den 


———— — — 


7) Falck, Handbuch des Schleswig⸗-Holſteinſchen Privatrechts, Bb. 5 Abth. 1, 
Altona S. 196 ff. Ausſchußbericht des Schleswig⸗Holſteinſchen —* 
landtags vom 11. November 1880, S. 8. Hanſſen, Die Aufhebung der Leibeigen⸗ 
haft n. |. w. in den en Schleswig und Holftein, St. Peteröburg 1861, 

. 17, 18; fowie briefliche Mittheilungen bes Geh. Reg.⸗Raths Prof. Hanſſen. 
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Marfchgegenden an der weftlihen Küfte, der Inſel Fehmarn und den Stabt- 
beztrten abſieht — feit dem 16. Jahrhundert in der Hegel rechtlich gebunden. 
Sie konnten demnad) durch Rechtögeichäfte unter Lebenden und auf den Todesfall 
nur ungetbeilt auf andere Perfonen übertragen werden. Wie in anderen Ländern, fo 
wurde die Gebundenheit im Laufe der Zeit, namentlich im vorigen Iahrhundert, 
auch in SchleöwigsHolftein gemildert. Dies geſchah durch die in erfter Linie für 
die Foeſte⸗ und Bondenhufen Schleswigs beftunmten Verordnungen vom 8. Yımi 
1774 und vom 28. Juli 1784, die dann auch auf Holftein Anwendung fanden, 
ſofern fidy hier für einzelne Aemter nicht ältere Verfügungen erhalten hatten. 

An die Gebundenheit diefer Güter ſchloß fi) naturgemäß das Anerben- 
recht an. Hinfichtlic der Art ihrer Vererbung müffen die Faeftegüter von den 

ütern unterfcieden werben. 

Faeſtegüter oder Felt waren diejenigen Guter, die ſich früher im 
Ubereigenthum entweder der Xandesherrichaft oder des Flensburger Spitals 
oder des Herzogd von Auguftenburg (legtere auf der Inſel Aljen) befanden, 
während die auf denfelben ftehenden Gebäude zwar volles Eigenthum der Faefte- 
befiger waren, aber vom Grund und Boden doc, nicht getrennt werden durften. 
Diefe bauptfächli in den Iandesherrlihen Aemtern vorkommenden Faeſteguter 
fd nach Hanffen den hannoverfhen Bauerngütern fehr ähnlich: wie diefe 
fanden fie anfangs in einer Art von Zeitpadht und wurden dann auf Lebenszeit 
und ſchließlich erbli vergeben. Die Succeffion in diefe Güter in Schleswig 
wurde zuletzt nen geregelt durch V.O. vom 14. April 1766, den Beſcheid, be⸗ 
treffend die Erbfolge in die Faeftegüter auf Sylt, vom 4. December 1767 und 
des Kanzletpatent vom 14. Juni 1796, welches legtere eine authentiſche Inter⸗ 
pretation der B.:D. von 1766 enthält. Für bie Faeſtegüter der beiden Herzog 
thämer gilt das eigentliche Anerbenrecht, indem der Anerbe das But allem 
erbt. Die Gebäude und der Beſchlag (daB Imventar) dagegen werden als 
Wodialgut angefehen, an dem, wenigſtens nach ſchleswigſchem Rechte, die Mutter 
und die Geſchwiſter des Anerben gleiche Rechte beſitzen. Auf dem Anerben als 
einzigen Erben des Faefteguts ruht die Verpflichtung, die unmimdigen Geſchwiſter 
68 zur Confirmation zu erhalten und für ihre Erziehung zu forgen; die Wittwe 
bat ein Recht auf Aufnahme. Als Anerben gelten in Ermangelung von Kindern 
auch die Geſchwiſter und‘ fonftigen Settenverwandten. Das männliche Geſchlecht 
geht dem weiblichen und der ältere Erbe dem jüngeren vor. Auf Sylt und 
eimgen Weſtſeeinſeln dagegen hat der jüngfte Sohn den Vorzug. 

Unter den Bondengütern oder =ftellen verfteht man die zunächſt auf 
der Geeſt Schleswige, ſodann aber auch in mehreren Gegenden Holfteins ge 
legenen freieigenen Bauerngüter, die mit Nädficht auf die den Hof oder Staven 
als Ganzes treffende Eontribution — d. 5. die dem Staat gegenüber fehuldige 
Leiſtung — als untheilbar galten. Sie beftanden entweder aus vollen Hufen 
oder aus Theilhufen, auch wohl nur aus Kathen, und lagen entweder in einem 
Stück oder waren parcellirt. 

In Schleswig wird das Erbrecht hinſichtlich diefer Bondengüter durch 
Gerordnung vom 18. Juni 1777 und Verfügung vom 22. Yun 1784 in 
der Weife geregelt, daß die Bondenſtellen allen gemeinrechtlichen Erben deferirt 

„ daß aber nur einer von ihnen diefelben nad) einer fog. Bruder- und 
Schweftertare antreten darf. Weber die Perfon des Anerben entfcheidet in der 


140 A. von Miaskowski. 


Regel das Loos, nahdem die Taration des hinterlafienen Guts erfolgt ift. 
Für dieſe ift der Grundfag entfcheidend, daß der Uebernehmer bei guter 
Wirthſchaft beftehen könne; doch foll nicht blos auf feinen Vortheil, fondern 
zugleich auf das Beſte der übrigen Miterben „nach der Beſchaffenheit aller 
Umftände eined jeden Falles“ „gewifienhafte Rückſicht“ genommen werben. 
Nach einer brieflihen Mittheilung des Geh. Raths Prof. Hanflen an den Ber: 
fafler wird dieſe Tare in den verfchiedenen Aemtern und Dorfihaften fehr 
verichteden gehandhabt, je nachdem mehr oder weniger Miterben vorhanden 
find, fonftiged Vermögen eriftirt oder ‚nit. Im Allgemeinen fol das Prä⸗ 
cipuum des Anerben ca. 1/; des fchuldenfreien Gutswerths betragen. 

Auf Holftein wurde diefe Verordnung jedod nicht ausgedehnt, indem es 
bier bei der Geltung des alten Gewohnheitsrechts und der fpeziellen Nejcripte 
für die einzelnen Landestheile verblieb. In Holftein kommt das Anerbenredht 
nicht zur Anwendung in den beiden Dithmarſchen, in den Aemtern Steinburg, 
Rendsburg, in der Grafſchaft Rantzau, in dem Klofterdiftricte Sgehoe und im 
Gebiet der adligen und Kanzlei-Güter. Während im öftlichen Holftein die meiften 
Bauerngüter nach Anerbenredht vererben, kennt demnach da8 platte Yand im 
Weſten das Anerbenrecht nicht. 

In dem größten Theil des Anerbenrechts-Gebiet3 bat zufolge einer fürft- 
lichen Verordnung von 1704 der Ältere Sohn den Vorzug vor dem jüngeren; 
nur ausnahmsweiſe, wie 3. B. in der Probftei, in Seegeberg und Traventhal, 
ift der jüngfte Sohn Anerbe. Im einzelnen Diftrieten find in Ermangelung von 
Kindern auch Seitenverwandte zu Anerben berufen, in anderen nicht. Die 
Schägung geichieht in der Regel durch Taratoren nad billigem Maßſtabe, nad) 
der ſog. Brüder- und Schwefterntare. Ausnahmsweiſe gelten für einige fleinere 
Gebiete von der obigen Regel etwas abmeichende Beftimmungen. Sp entjcheidet 
in der Herrichaft Pinneberg und im Rlofter Ueterfen nad) der Verordnung vom 
20. September 1737 unter den Erben männlichen Gefchleht3, welche den 
Borzug vor dem weiblichen Gejchleht haben, das Loos über die Perfon des 
Unerben. Der Hof wird bier audy nicht nach der Brüder: und Schweiterntare, 
jondern nad) feinen wirflihen Werthe gejhägt. Im den vormals Plönſchen 
Aemtern find nad) dem Regulativ vom 27. Februar 1789 Gebäude und Ländereien 
nad Mittelpreifen zu tariren, und der Annehmer erhält '/, des Werths vormeg. 
Demfelben fällt ferner die Ausfaat, der Dünger, das geerntete und gemachfene 
Korn und Futter unentgeltlich zu, während das Vieh, daS todte Inventar und 
das Mobiliar nebft Baarſchaften und Activen unter fämmtlihe Erben zu 

leihen Portionen vertheilt wird. In dem Amte Seegeberg it es in einigen 
irchſpielen gebräuchlich, nur die Gebäude und den Beichlag zu tariren. 

Was jodann das Großherzogthum Medlenburg-Schwerin ) 
betrifft, fo acceptire id dankbar die Ergänzung, welde meine in der erften 
Abtheilung diefer Arbeit auf S. 10, 284-- 286 verſuchte Skizzirung der bäuer- 





8) Dandwardt, Das Medlenburg-Schweriniche Bauernrecht, Schiwerin 1862. 
Bald, Domaniale Berhältniffe in Medlenburg- Schwerin, Roſtock 1864. Shu- , 
macher (Zarhlin), Grunderbrecht im Lichte des Rentenprincipe, Roftod 1871. 
Neubauer, Zufammenftellungen des in Deutichland geltenden Rechts betreffend 
Stammgüter u. |. w., Berlin 1879, S. 23-26. H. Paaſche in Bäuerlidde Zus 
fände Deutichlande Bd. 3 ©. 327 ff. 
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lichen Berhältnifie Mecklenburgs neuerdings durch Prof. Paaſche gefunden hat. 
Bar demfelben doch an Ort und Stelle ein veihhaltigeres Material zugänglich) 
als es mir zur Dispofition ftand. 

Aus der von Paajche angeftellten Unterfuhung ergiebt fi, in Weber: 
anftunmung mit meiner Darftellung, daß in dem ritterichaftlichen Yandestheil, 
welher 103,43 Meilen einnimmt, der Großgrundbefiger faft Alleinherricher 
ft und in einzelnen Aemtern den Bauer fogar vollftändig verdrängt bat. Auf 
dan Tomanium mit feinen 99,78 DWeilen dagegen nimmt der Bauer etwa 
drei Biertel der landwirthſchaftlich benugten Fläche ein, und aud) auf den Kloſter⸗ 
gätem mit 7,93 DMeilen, fowie den Kämmereigütern und Stabtfeldmarfen 
mit 26,45 DMeilen foll der bäuerliche und Kleinbetrieb nicht gegen den Groß» 
betrieb zurüdftehen. — Im Ganzen ftehen im Großherzogthum einer Zahl 
von ca. 15100 Bauern und Büdnern 607 private Rittergutsbeliger, 233 
Pächter großer Domantalböfe und 85 Befiger von Erbpadhthöfen nebft einer 
Anzahl von Kloſter⸗ und Kämmereipächtern gegenüber. 

In Medlenburg findet fid) das Anerbenrecht noch in feiner älteften, viel: 
ah an das Mittelalter erinnernden Geftalt vor. Es erklärt fih das zum 
Theil darans, daß die Bauern zum überwiegenden Theil nicht Eigenthümer ihrer 
Hufen, ſondern nur Zeit oder Erbpächter derfelben find. 

Was zunächſt die Bauern, die jog. „Hufner“, „Hauswirthe” des Doma- 
niums betrifft, fo unterſchied man unter denfelben bi8 zum %. 1867 Zeit⸗ 
pichter (1864: ca. 4085) und fog. alte Erbpäditer (1864: ca. 1309); jeit 
diefem Jahr aber, namentlich aber ſeit 1867, find fie faft alle in Erbpächter des 
neueren Rechtd umgewandelt worden. Die vererbpachteten Gehöfte nennt man 
feit der Berorbnung vom 25. Januar 1860 „Erbpachthöfe“, wenn fie auf 
mehr als 350, und „bäuerlihe Erbpachtſtellen“, wenn fie auf 371, — 350 
Scheffel Ausfaat bonitirt find. 

Zu ven fog. Bauern, Hufnern, Hauswirthen kommen dann die kleineren 
Grundbefiger: die Büdner (1864: ca. 7284) und die Häusler, welche letzteren 
nur Haus, Hof und Gartenplag befigen (1864: ca. 25— 26000), Hinzu. 

Die Lage der Domantalbauern, der fog. Hauswirthe, war biß zu 1864 
rip. 1867 eine rechtlich unfichere. In früheren Jahrhunderten fcheinen die- 
ſelben ein dingliches Recht an ihren Hufen bejellen zu haben, und nod am 
Anfange dieſes Jahrhunderts wurde das bäuerliche Recht zur Nachfolge nad) 
Analogie des Lehnrechts beurtheilt. 

Im Laufe diefes Jahrhunderts wurde e8 aber immer mehr üblich, diefelben 
vehtlih als Zeitpächter zu behandeln. Doch fuchte man fie thatſächlich in ihrem 
früheren Beſtande möglihft zu erhalten. Dem entjpredhend wurde ihnen zwar 
kein eigentliches Erbrecht an ihren Hufen eingeräumt, wohl aber mitteld Circulars 
der großherzoglichen Kammer vom 25. October 1836 „die beftehende Kammer: 
üblichkeit“ zugefihert. In diefem an die Aemter gerichteten Eircular heißt es, 
daß „im eintretenden Eterbefalle nad Befinden (wohl der großherzoglichen 
Kammer ?) einer der ehelichen Söhne, in der Regel der ältefte, in Ermangelung 
Ihrer eime der ehelichen Töchter, in der Regel die ältefte, wenn fie dazu tüchtig 
f, nicht von der Stelle abgeheirathet, fondern auf derjelben gearbeitet hat und 
emen Mann heirathet, gegen welchen won Amtswegen nicht3 zu erinnern ift, 
beim Gehöft confervirt wird”. 
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Nah einem im J. 1864 angeftellten Verſuche, dad Erbpachtsverhälmiß um 
Wege des freien Vertrags zu begründen, wurde durch die großherzogliche Verordnung 
vom 16. November 1867 da8 bis dahin ftreitige und prefäre Rechtöverhältniß der 
Bauern an ihren Hufen zwangsweife in ein Erbpachtsverhältniß umgewandelt. 
Nachdem dann noch durch eine Verordnung vom 28. Februar 1875 dem Erb— 
pächter auch die Abzahlung des Canoncapitals, nach vorausgegangener balbjähriger 
Kündigung, geftattet worden ift, während die Regierung ihrerfeitS darauf verzichtete, 
dieſes Capital zu kündigen, ift der Erbpachtbeſitz jest dem Eigenthum fehr wejentlich 
angenäbert. Der Erbpähter bat außer einem jährlichen ev. ablösbaren Canon 
ein einmaliges Exbftandsgeld, das er verzinfen oder abzahten kann, fowie em 
Raufgeld für Inventar, Saaten und Gebäude zu zahlen. Die Bewirthſchaftung 
und Benugung der Stelle ift demfelben vollftändig freigegeben; auch hinfichtlidy 
der Verſchuldung und Veräußerung unterliegt er feinerlei Beſchränkung. Nur 
die Parcellirung und Confolidation der Stellen ift verboten. Auch ift ver 
Kammer und der Gemeinde im Tall des Verlaufs der Stelle ein Vorkaufs⸗ 
recht eingeräumt. Endlich wird beim Beſitzwechſel ein Laudemium erhoben. 

Alle Erbpachtgehöfte, die auf 371/,—350 Sceffel bonitirt worden — 
ihre Zahl betrug bereit3 im J. 1874: 3388 —, find jegt einem fingulänen 
Erbredt unterworfen. Die Beitimmungen deſſelben find in der PVerorbuung 
vom 24. Junt 1869, betreffend die Inteſtaterbfolge in die bäuerlichen Erb- 
pachtgüter der Domänen, uebſt Ausführungsverordmung vom 10. October 
1870 ımd Berormung vom 4. Mai 1872, durch melde ein Theil des 
$ 12 der Verordnung von 1869 abgeändert wurde, enthalten. ‘Der wefent- 
liche Inhalt dieſer Berorbaungen iſt folgender: Die zum, Domanium ge= 
börigen Bauerngüter von 371/,—350 Sceffel Ausſaat, die „Bauernhufen“ 
jammt Zubehör, find zufolge der Verordnung vom 16. November 1867 
vechtlih gebunden. Innerhalb des Nachlaſſes des Erbpächters bilden fie einen 
nad) befonderen Grundfägen zu vererbenden Beſtandtheil. Als Zubehör der 
Bauernftelle, das mit ihr diefelben rechtlichen Scidjale theilt, gelten das 
zur Bewirthichaftung dienende Vieh-⸗, Feld- und Wirthichaftsinwentar, die vor⸗ 
handenen Borräthe an Heu, Stroh und Dinger, der vorhandene Bedarf zur 
Einfaat und zum Unterhalt von Menfchen und Vieh bis zur nächſten Erute, 
jowie die bereit3 bejchaffte Ader-, Wiefen- und Gartenbeſtellung. Außer dem 
Zubehör gehen mit der Banernftelle auch alle auf derjelben laftenden Schulden 
und Leiftungen auf den Anerben über. Für alle anderen Nachlaßſchulden haftet 
da8 Bauerngut nur, foweit der übrige Nachlaß zur Bezahlung derfelben nicht 
ausreicht. Beim Borhandenfein mehrerer Erben geht die Bauernftelle nur an einen 
derfelben, den Anerben, über: und zwar gehen die männlichen Erben den weiblichen 
bor und entfcheidet innerhalb deſſelben Geſchlechts das Recht der Erſtgeburt. 
Bu den Erben in diefem Sinn werden nicht nur die Defcendenten, fondern auch 
die Ufcendenten, Die vollbitrtigen und halbbürtigen Geſchwiſter und ihre Kinder 
don der Seite, von welcher das Gut herftammt, endlich die übrigen Seiten⸗ 
verwandten gerechnet. Don den Afcendenten, die unmittelbar nad) den Defcen- 
denten berufen find, erwirbt derjenige das Gut, von welchem der Erblafler 
dafielbe erworben hat. Die gemeinrechtlichen Miterben des Anerben auf 
Abfindungen befchränft: die Größe derfelben wird ftatutarifch feſtgeſetzt. Jeder 
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Miterbe iſt berechtigt die Feſtſtellnuug und Auslehrung ber Abfindungen nah 
elangter Volljährigkeit reſp. Verheiratfung vom Anerben zu verlangen. 
Speziell die Geſchwiſter des Anerben haben bi3 zum vollenveten 16. Xebensjahre 
von dem Anerben zu beanfpruden, daß er fie ſtandesmäßig alimentire, wogegen 
er Me Zinſen ihres Bermögend während dieſer Zeit für ſich behalten darf. 
Der überlebende Ehegatte erhält einen ſtatutariſch zu firtrenden Wltentheil. 
Auch die Begründung der Interimswirthſchaft tft unter beftunmten Bedingungen 
flatthaft. Den Miterben des Unerben ift für den Yall, daß diefer die Bauern: 
fele verlauft, vor ver Domänenverwaltung ein Borkaufsrecht eingeräumt; doch 
darf dadurch für demjenigen intabnlirten Gläubiger, der als Käufer aufgetreten 
wor, fein Ausfall von defien eingetragenen Forderungen entflehen. ‘Der Befiger 
der Baueruftelle iſt berechtigt - innerhalb der vom gemeinen Hecht gezogenen 
Schranten — letztwillige Berfügungen zu treffen, insbefondere aud) * Guts⸗ 
nachfolger, den Annahmewerth der Stelle und die Größe der Abfindungen zu 
beftimmen, den zeitweiligen Nießbraudy auch anderer Perjonen, als ber bes 
Anerben an dem But anzuordnen, jowie die Veräußerung des Guts zu unters 
jagen und die Berjchuldung zu befchränfen, Wenn Berfügungen der letteren Art 
u fir die Perfon des unmittelbaren Gutsnachfolgers — find, ſo genügt 
deren Eintragung in das Hypothelenbuch, und es lann alsdann das Gut nur 
zer Befriedigung bereits intabulirter Gläubiger und derjenigen ſonſtigen Schulden 
des Erblaſſers, für welche es aushilflich haftet, verlauft werden. Sollen dagegen 
derartige Verfügungen auch die ſpäteren Rechtsnachfolger binden, ſo bedürfen 
fe der landesherrlichen Beſtätigung. 

Die im Geſetz von 1869 vorbehaltenen Statuten über Altentheile und 
Abfindungen ſollen von den Aemtern mit Genehmigung der großherzoglichen 
Kammer erlafſſen werden. Die Kammer hatte in Ausführung dieſer Beſtimmung 
proponirt, für alle berechtigten Deſcendenten ein beſtimmtes Abfindungscapital 
andzufegen, das aber nicht ehr als ein Drittel des @anoncapitals be 
tragen dürfe. Indeß ergaben die Verhandlungen, daß die Bauern die Abfindung 
lieber al3 Quote der reinm Gutsmaſſe d. 5. des jeweiligen Werths des 
Guts, nad Abzug der Schulden und Laften, berechnet und bie Natural: 
onößenern befeitigt ſehen wollten (Kammercircular vom 11. Wat 1872). Dem 
entiprechend wurde durch das Kammercircular vom 9. Auguſt 1873 beftimmt, 
dab in dem Statuten bie Ubfindungen nicht mehr als die Hälfte der „reinen 
Gutsmafſe“ betragen follen, ein Miterbe hat ſich jedoch mit einem Drittel zu 
begnügen; Die ganze Abfindung der Miterben darf in der Negel nicht geringer 
jem, al8 ein Drittel der „remen Outsmafſe“. 

Die Ultentheile werden durchweg in Naturalleiftungen ausgejegt und nur 
bei Häufung mehrerer Altentheile ift Geldzahlung zuläffig. 

Auf die Häusler- und Büdnerſtellen des Domaniums finden die Be 
fimmungen der Verordnung von 1869 nur dann Anwendung, wenn der Hufen: 
beftand ausnahmsweise über 371/, Scheffel enthält. In ber Regel werden bie 
daͤusler⸗ und Büdnerfiellen — ebenſo wie die großen Erbpachthöfe nach 
gemeinem Erbrecht vererbt. 

Für die Vererbung der Erbpachthufen der Kloſterämter ſind die ſog. 
Nditionalacten, beruhend auf dem Grundſatz der möglichſten Erhaltung der 
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Hufe in der Familie“, maßgebend. Diefelben find zur Bervollftändigung ber 
klöſterlichen Erbpachtcontracte am 29. April 1856 vom großherzeglichen Miniftertumm 
beftätigt und durch großherzogliche Verordnung vom 30. April 1869 einer Ab- 
änderung unterzogen worden. 

In dem ritterfhaftlihen Territorium waren die Hauswirthe bis 
1862 von der Gnade und Willfür ihrer Herm abhängig. Sie ftanden in 
einem zeitpachtähnlichen Verhältniß und hatten daher fein Immobiliareigenthum 
- zu vererben. Erſt die Verordnung vom 13. Januar 1862 hat den „regulirten“ 
Bauern ein beſchränktes Anrecht auf den dauernden. Belig ihrer Hufen ge: 
geben. Bei Erledigung der Hufen durd den Tod ihrer Befiger oder durch 
andere Urſachen follen diejelben nach $ 12 des eben citirten Geſetzes „von 
dem Gutöheren nad beftimmten Normen an die Erben des legten Befigers 
meiter verliehen werden“. Und nad 8 13 der Berordnung vom J. 1862 
ift „das bäuerlihe Herfommen, insbejondere was die Berechtigung zu eineni 
Altentheile und die Größe deflelben ſowie die Unterftügung und Abfindung 
nacdhgeborener Kinder betrifft, in den Regulativen zu berüdfichtigen“. 

Ein eigentliches Erbredt wird dadurch freilich nidit begründet, fondern nur 
ein Succeffionsanfprudy, der übrigen® auch nur dann berüdjichtigt zu werden 
brauht, wenn er innerhalb eines Jahres beim Gutsherrn angemeldet worden 
if. Solche Succeſſionsanſprüche ftehen den ſämmtlichen gemeinrechtlich erb— 
fähigen Deſcendenten des letzten Beſitzers ſowie ſeinen vollbürtigen Geſchwiſtern 
und Halbgeſchwiſtern vom Vater zu. Der Gutsherr hat das Recht, von den 
zur Nachfolge ſich Meldenden den Nachweis der perſönlichen Befähigung zur 
Bewirthſchaftung zu fordern. 

Wie in Medlenburg: Schwerin, fo werden die Bauernftellen aud) 
in Medlenburg-Strelig und im Fürftentfum Schaumburg-Lippe 
nad) Anerbenredht vererbt. 

Am meiften Wehnlichfett mit dem bäuerlichen Erbredyt der medlenburgifchen 
Tänder hat das Erbrecht des Fürſtenthums Walded, indem fid) bier ebenfalls 
die ältere Form des Anerbenreht3 erhalten bat... Ein durch Geſetz geregelter 
Rechtszuſtand für die Vererbung der Bauerngüter wurde hier erft durch Die „nad, 
vorheriger Berathung mit den Ständen” erlaffene Verordnung vom 11. December 
1830 (R.B. Nr. 31) geichaffen, nachdem wegen vollftändigen Mangel8 an 
ſchriftlichen Aufzeichnungen über diefen Gegenftand zahlreiche Rechtsſtreitigkeiten 
entſtanden waren. Dieſe Verordnung geht von der rechtlichen Gebundenheit der 
Bauerngüter und dem gutsherrlichen Verbande aus und ordnet die Individual⸗ 
ſucceſſion in die Bauerngüter bis in das Einzelne. Von den Kindern des 
Beſitzers dürfen nur die ehelichen und legitimirten in das Bauerngut ſuccediren. 
Die Kinder erſter Ehe ſollen immer den Kindern der nachfolgenden Ehen und 
die Söhne den Töchtern vorangehen. In Ermangelung von Deſcendenten des 
Erblaſſers ſuccediren in das Bauerngut ſeine übrigen nach gemeinem Recht be— 
rufenen Erben; doch ſchließen die Geſchwiſter und deren Kinder die Aſcendenten, 
die unabgefundenen Geſchwiſter und deren Kinder die abgefundenen Geſchwiſter 
und deren Rinder aus. Innerhalb deſſelben Geſchlechts entſcheidet die Erft- 
geburt. Doch fol der Erblafier auch ein anderes feiner Kinder zum Erben 
einfegen dürfen. Es kann dies durd) letstwillige Verfügung oder durch Guts⸗ 
übergabe unter Lebenden geſchehen. Zum Antritt des Guts ebenſo wie zum 
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Ausſchluß von demfelben bedarf es der gutöherrlichen Genehmigung. Die Guts: 
berrihaft kann ausnahmsweiſe auch einen minderjährigen Anerben anerkennen ; 
in diefem Fall iſt bis zu erlangter Volljährigkeit defjelben das betreffende Gut 
durch eine dritte Perſon zu verwalten oder zu verpadhten. Auch wird die 
Interimswirthſchaft ausdrücklich anerkannt; doc ſoll diefelbe nur bis zum 
25. ev. 30. Lebensjahre des Anerben und bis zum 21. ev. 25. Lebensjahre 
der Anerbin dauern dürfen. Hinſichtlich der Leibzucht und der Abfindungen 
fol e3 bei der Verordnung vom 9. Januar 1736 verbleiben. Die Beltimmungen 
des Geſetzes von 1830 beftehen größtentheils aud) noch heute in Kraft, nad 
dem in Folge der — vom 24. September 1851 und vom 13. Mai 
1869 die Regulirung der gutöberrlich-bäuerlichen Verhältniffe und die Aufhebung 
der Geſchloſſenheit der Bauerngüter erfolgt if. 

An Medlenburg jchließt fi im Weiten das ehemalige Königreich und die 
jsige preußifhe Provinz Hannover?) an. Entſprechend den verſchiedenen 
Schickſalen der einzelnen Territorien, aus denen die Provinz Hannover zufammen- 
gefetst ift, ſowie den verſchiedenen rechtlichen Geftaltungen der perſönlichen und 
Oefigverhältnifie des Bauernftandes in dieſen Territorien zeigte auch das bäuerliche 
Erbrecht bis zu feiner einheitlichen Reform im %. 1874 die größte Mannig: 
faltigfeit. In dem größten Theil ber jegigen Provinz Hannover waren die 
Dauem von jeher frei und ftanden zum Theil nur bezüglich ihrer Güter in 
einem nicht harten Abhängigkeitsverhältniſſe. Die Eigenbehörigkeit der Bauern 
beftand u. A. in den zum LTanddroftetbezirt Osnabrück verbundenen, ehemals weſt⸗ 
phälifchen Gebieten. Die Bauerngüter wieder waren 1) folde, die feinem Gutd- 
bern unterworfen waren. Auf denfelben ruhten entweder nur die allgemeinen 
Staats⸗ und Gemeindeabgaben oder auch fefte Zinfen zu Gumften eines Zins— 
oder Dienſtherrn. Im legteren Fall wurden fie al3 erbzinspflichtige oder grund« 
zentenbelaftete Güter bezeichnet. Im Allgemeinen hießen fie Erbgüter, Erbhöfe, 
Erbland. 2) gutöherrnpflihtige Güter d. h. foldhe, die einem gutöherrlichen 
Verbande angehörten. Zu denfelben gehörten die Meier, Schillings-, Erben- 
zins⸗, Meierdings-, Probſtdings⸗, Erbpacht- und Hausgenofiengüter. 

Die rechtlihe Gebundenheit und das Anerbenrecht galten in der Regel 
überoll, wo früher daS Meter: oder ein demfelben verwandtes Recht gegolten 
hatte, fomit in allen Pandestheilen mit Ausnahme nur der von riefen bemohnten 
Diftricte: des Fürſtenthums Oftfriesland, des Landes Hadeln, des Kehdinger 

‚ jowie der außerhalb des frieſiſchen Gebiet3 Tiegenden Fürſtenthümer 
Grubenhagen und Göttingen, in welchen feit langem freie Theilbarkeit beftand 
und entweder das Erbrecht des gemeinen Rechts oder das preußiſche Yanbrecht 
(legteres in Oftfriesland mit dem Juhdegebiet, und auf dem Eichäfelde) Ein- 
gang gefunden hatte, 

Dob war das gefegliche Anerbenrecht auf feinem weiten Anwendungs⸗ 
gebiet (Lüneburg, Osnabrüd, Bentheim, Bremen-Berden, Calenberg, Hoya, 


— — — — — 


9) Grefe, Leitfaden zum Studium des hannoverſchen Privatrechts, TH. 2, 
Göttingen 1845, ©. 187 ff. Bening, Die Bauernhöfe und das Derfügungsrecht 
darüber, Hannover 1868, S. 8587. 
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Hildesheim, Lingen) nicht überall gleichartig geſtaltet. Bald gelangte ber 
Bauernhof an einen beſtimmten Defcendenten, gewöhnlich den älteften — und 
nur ausnahmsweiſe, 3. B. im Osnabrückſchen, an den jüngften — Sohn umd 
fonnte derfelbe dem Anerben durch letztwillige Verfügung des Erblaſſers nicht 
entzogen werden: fo in den Fürſtenthümern Osnabrüd und Lüneburg, in Den 
Srafihaften Bentheim, Diepholz und Hoya, während im Calenbergichen Die 
Kinder, welche noch feinen Hof befaßen, ein Vorzugsrecht vor denjenigen hatten, 
welche bereitö einen Hof erhalten oder in einen foldhen geheirathet hatten; bald 
wieder war die Wahl des Anerben, nicht aber aud) die Feftitellung der Erb⸗ 
theile frei gegeben, indem der Hof felbft und beftimmte Theile des fonftigen 
Vermögen? dem jedeömaligen Anerben zufallen mußten, während die übrigen 
Erben nur Abfindungen erhielten: fo 3. B. im Fürftenthum Hildesheim 
und in Lingen 10). Auch pflegten die Abfindungen von fehr verfchiedener Grüße 
zu fein. Sehr gering waren fie namentlich dort, wo der auf den Anerben 
übergebende Hof mit Abgaben und Laften ſtark befchwert war und dem 
Eigenthümer nur ein geringer Reinertrag übrig blieb: fo im Calenbergfchen, 
wo der Anerbe den ganzen Hof allein erbte und außerdem von dem Zubehör 
befielben an Gebäuden, Bäumen, Dünger und Futter !/, oder ®/, vorab 
erhielt; dagegen waren die Abfindungen größer im Osnabrückſchen, wo aud) 
der Werth des gutöpflichtigen Hofes für die Abfindungen in Anrechnung kam 
und der Unerbe nur einen doppelten Kinvestheil erhielt, der jedoch feinesfall3 
mehr als 1/, des Hofwerths ausmachen durfte. Auch darin zeigte ſich eine 
Berfchiedenartigkeit des Anerbenrechts, daß fich daffelbe bald nur auf Dejcendenten, 
bald auch auf Ajcendenten und Seitenverwandte erftredte. Letzteres namentlich) 
im Calenbergichen, wo allen Verwandten des Meiers, welche nach gemeinem Recht 
ein Erbredt am Allod befaßen, auch ein Anerbenreht am Meiergut zuftand. 

Die beiden Anlöfungegejege vom 10. November 1831 und vom 23. Juli 
1833 führten die verſchiedenen bäuerlichen Rechtsverhältniſſe zwar auf die ein- 
heitlihe und übereinftimmende Grundlage des Eigenthums zurüd, änderten aber 
im Uebrigen an der Gebundenheit diefer Güter und an dem beftehenden Erb- 
rechte nichts. 

Insbeſondere das Gefeg vom 23. Juli 1833 über die Verbältniffe Der 
durch Ablöfung frei gewordenen Höfe fchreibt im $ 2 vor, daß in Beziehung 
auf die Erbfolge im Hofe, die Bevorzugung des Anerben, die Abfindung 
der abgehenden Kinder, die VBermögensverhältniffe der Eheleute, die Leib: 


10) Im Fürſtenthum Lüneburg und in der Grafichaft Hoya durfte nach einer 
Verordnung aus dem J. 1699 der Gutsherr aus mehreren Kindern de Meier den 
Anerben willkürlich wählen. Wegen des mit diefem Wahlrecht getriebenen Miß— 
brauch wurde durch Verordnungen aus dem 3.1702 und 1720 ur 

Söhne den Töchtern und im Uebrigen das ältere Sind dem jüngeren im An: 
erbenrecht vorgehen folle. Die umgefehrte N findet fi im Fürſtenthum 
Hildesheim, wo bis zum J. 1781 bald das ältere bald das jüngere Kind das An⸗ 
recht auf das Gut Hatte und wo erſt die Verordnung vom 9. April 1781 feſtſetzte, 
ba es blos von dem Gutsherrn abhänge, welches Kind derſelbe zu feinem fünftigen 
Meier annehmen wolle. Ueberall aber war die Wirkfamteit des Erbrechts in Bas 
Meiergut bedingt durch die Fähigkeit des Erben, dem Gut gehörig vorzuftehen. 


chrieben, daß bie 
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zuchten und Interimswirthſchaften bis auf Weitere® nad) denfelben Grund- 
fügen verfahren werben ſoll, welde während der Abhängigkeit des Hofes galten, 
und der $ 3 ordnet an, daß, wenn über das Recht zur Nachfolge im Hofe 
(Anerbenrecht) weder vom Erblaſſer noch auf andere techtögiltige Weiſe etwas 
beftunmt tft, nad) den Grundſätzen des bäuerlichen Majoratsrechts entfchieden 
werden fol. Zu den Berträgen über Hofannahmen, Abfindungen, Leibzuchten 
und Eheftiftungen haben fortan die Verwaltungsbehörden ftatt der hinweg: 
gefallenen Gutsherrn mitzuwirken. 

Zweifel über dieje legtere Beftimmung führten zum Gefeg vom 11. Juni 
1857, wodurch die Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörden für die Beurkundung 
oder Veftätigung folder Verträge georimet und als Folge des Mangels ber 
obrigleitlichen Beftätigung die Nichtigkeit der Verträge bingeftellt wurde. Es 
jolten die Verwaltungsbehörden namentlid bei Eheſtiftungen, Hofübergaben, 
Feſtſtellung von Abfindungen der vom Hof abgehenden Kinder, bei Beſtimmung 
der ſog. Altentheile u. ſ. w. unterfuden, ob der Hof eine ſolche Belaftung 
zu tragen im Stande fe. Eine folde Unterfuhung fest aber voraus, daß 
in jedem einzelnen Fall die Ertragsfähigleit des Guts ermittelt, die Schulden 
fefigeftellt werden u. ſ. w. Da namentlich für die Frage der Ertragsfähigkeit 
alles auf die Berfünlichteit des Anerben antam, bdiefe näher feitzuftellen aber 
außerordentlich ſchwierig war, jo ftimmten die Landdroften den vorgelegten Ber: 
trägen gewöhnlich bei, ja fie erfannten den Gemeinden ftatt des früheren Wider: 
ſpruchsrechts nur noch ein Gutachten zu. 

Dem bäuerlichen Erbrecht in Hannover fehr verwandt war dasjenige des 
ehemaligen Herzogthums Lauenburg. Auch bier waren bie meiften Bauern: 
güter dem Meierrecht und dem Anerbenrecht unterworfen. Die Perſon des 
Anerben wurde durch Gefeg oder Gewohnheitsrecht beftimmt; doc fonnte der 
Beſitzantritt fir den Fall der Untüchtigfeit des Anerben durch den Grunde 
bern ausgefchloffen werden. Unter Mitwirkung des Grundherm erfolgte auch 
die Abfindung der Miterben. 

Diefelbe Mannigfaltigkeit der erbrechtlihen Beftimmungen wie in Hannover 
fand ſich auch im Herzogthbum Oldenburg!!). 

In den älteren Theilen der Grafihaften Oldenburg und Delmenhorft 
Batten die beiden Städte gleihen Namens ihr von Bremen überkommenes 
Stadtrecht, und galt für das übrige, meift aus Landgemeinden beftehende Gebiet 
das Recht der ſog. Brautihagordnungen. Die fpäter binzugelommenen Theile: 
Butjadingen und Landwührden haben ihre befonderen, auf friefifchen Urſprung 
zurüdzuführenden Landrechte behalten. In den neueften Erwerbungen endlich: 
dem Amt Wildeshaufen, den früheren Kreiſen Kloppenburg und Vechta und hier 


11) BeaulieusMarconnay, Das bäuerlide Grunderbrecht vom Stand» 
puntt des Geſetzzgebers, mit befonderer Rüdficht au das Dergogtäum Oldenburg, 
Oldenburg 1870, &. 85-87. Hullmann, Die Reform des Grunderbrechts im 
Pepsthum Oldenburg, Oldenburg 1870, ©. 68. Hofmeifter in Bäuerlihe Zu⸗ 

in Deutichland, Band 2, Leipzig 1888, ©. 29, 83. v. Mendel bajelbfi 
©. 47, 48. Das bevorzugte Erbreht am Grunbeigenthbum im Herzogthum Dlden- 
burg, Herausgegeben vom Old. ftatift. Bureau, Oldenburg 1875, ©. 2, 3, 11 
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wieder bejonder3 in den vormald osnabrüdihen Theilen des Amts Damme, 
ferner in der Erbherrichaft Jever und endlich in der erft neuerdings dem Herzog- 
thum einverleibten Herrſchaft Kniphauſen find die früheren Rechte ebenfalls im 
Geltung geblieben. 

In den meiften diefer Landestheile — mit Ausnahme nur der von Frielen 
befiedelten — waren die, bäuerlichen Stellen von Alters ber gebunden. Die— 
jelben murden auch nad) einem Grunderbrecht vererbt, an weldem in ver 
Negel durch Tegtwillige Beftimmungen nicht? geändert werden durfte. Das 
Grunderbrecht war jedody in den einzelnen Gebieten jehr verſchieden geftaltet. 
Namentlich differirten die Beftimmungen über die Perſon des Unerben und 
die Höhe des Voraus unter einander. 

Das Recht der Erftgeburt galt für ein Gebiet von ca. 100000 Ein: 
wohnern; das Recht der üngitgeburt auf einem foldyen von ca. 70000 Ein: 
wohnern. Das erftere umfaßte den größten Theil der oldenburgifchen Geeft; 
das legtere die ganze March, aber auch mehrere Geeftdiftricte, namentlich 
die Aemter Stollhamm, Ovelgönne, Golzwarden, Brate, Elsfleth, Berne, 
Delmenhorft, die Gemeinden Holle, Dötlingen, die Bauernſchaften Dingftede, 
Achtermeer und Augufthaufen ſowie angeblih einen Theil der Bauernfchaft 
Nönnelmoor, ferner die frühere Herrſchaft Kniphauſen, endlich die Städte Vechta 
und Wildeshaufen. 

Das firengere Grunderbreht mit größerem Boraus galt im Amt Wildes- 
haufen und vorzugsweiſe in den älteren Gebieten der Graffchaften, alfo im 
Gebiet der jog. Brautfchagordnungen; gemäßigtere Grundfäge fanden Anwendung 
in Butjadingen, Landmwührden, Kniphauſen und in den vormald osnabrückſchen 
und münfterfchen Aemtern. 

Durch die jog. Brautfhagordnungen, deren jüngfte im J. 1730 erlaſſen 
wurde, war das Grunderbrecht beſonders fcharf ausgeprägt. Diefe zuerft während 
der gräflichen Periode entftandenen, dann während der dänischen Herrfchaft er- 
gänzten Gefege bezwedten die Abgabenleiftung der Stellen zu fihern und gaben 
zu dem Ende genaue Vorſchriften über die Höhe des Brautſchatzes und der 
Erbportionen der Abfindlinge. Die letzteren waren zu beftimmten Procentfägen 
des Erbguts angefegt. 

Auf den fog. herrichaftlichen Stellen d. h. denjenigen, für die die Landes— 
herrſchaft einft die Gutsherrlichkeit in Anfprudy nahm und die demgemäß zu den 
jog. Drdinärgefällen angefegt waren — zu benfelben gehörte die Mehrzahl aller 
Privatbefigungen — erhielten die Abfindlinge zufammen nur 20 %o vom 
der Stelle nebft Inventar, welcher nad) Abzug der Schulden, fomweit fie aus 
dem zur freien Verfügung des Erblafjers ftehenden Eigentum (Allod) nicht 
gedeckt wurden, übrig blieb. Außerdem hatten fie bei ihrer Verheirathung oder 
jelbftändigen Niederlaffung Brautwagen (Ausfteuer) und Hochzeitskoſten zu 
beanfprucdhen, deren Betrag jedoch unbedeutend war. Der Anerbe erhielt ſomit 
für fi) allein 80 %o der jchuldenfreien Stelle. 

Dagegen war in Butjadingen und Landwührden, wo, wie oben angeführt 
wurde, neben freier Theilbarkeit das Recht eines Kindes auf den Sig galt, ſowie 
in Kniphaufen und den vormals o8nabrüdihen und münfterfhen Aemtern, eine 
mäßigere Bevorzugung des Grunderben üblich. 
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Im Ganzen fand das Grunderbrecht Anwendung auf einem Gebiet von 
64,66 DM., was 67,360 des Gefammtterritorium3 entipridt. Auf das 
Gefammtterritorium des Herzogthums Oldenburg vertheilen fid) die einzelnen 
Erbrechtsſyſteme folgendermaßen. Es galt bis zum J. 1873: 

abl der äche in Reinertrag i 
—— ln, "art = 
das firengere Grunderbrecht 
(Recht der Brautichagort a 21470 243558 4491007 
da3 ſchwächere Grunderbrecht 
Butjadinger Landredht) 9073 108209 3008192 
kein Grunderbrecht 13974 168 665 2475525 


Im Herzogtum Braunfhmweig!?) war zufolge der Ablöſungsordnung 
vom 20. December 1834 8 110 die rechtliche Gebundenheit des bäuerlichen 
Grundbeſitzes, auch nachdem derfelbe von den grundherrſchaftlichen Laften befreit 
worden, in Kraft geblieben. Sie beftand in dem ganzen Herzogthum mit Aus: 
nahme nur des Kreiſes Blankenburg und bezog fid) auf die zu einer Stelle 
vereinigten umd als ſolche nachgewiefenen Liegenfchaften (Pertinenzqualität derfelben), 
während die fonftigen rechtlich nicht zur Stelle gehörigen Grundftüde, aud) wenn 
fie mit ihr thatfähhlid) verbunden waren, als walzend angejehen wurden. Und 
neben dem Dismembrationsverbot beftand das Verbot der Vereinigung mehrerer _ 
Bauernhöfe in einer Hand auf anderen Wegen als durch Erbſchaft, Heirath 
und Schenfung, fowie das Verbot der Uebertragung mehrerer Höfe eined Bauern 
mm auf eines feiner Kinder. Ya durch das Gefeg von 1834 murden alle diefe 
Beflimmungen von den Neihehöfen, auf die fie ſich bis dahin allein bezogen 
hatten, noch auf die Anbauerftellen ausgedehnt. Die gefchloffenen Bauernhöfe 
wurden nad) eigenem bäuerlichen Recht, als deſſen Beftandtheil das Anerbenrecht 
galt, beurteilt. Was dieſes leßtere betrifft, jo war daſſelbe je nach Gerichts⸗ 
gebrauch und Obfervanz fehr verfchieden geregelt. In den meiften Yandestheilen 
galt da3 Majorat; ausnahmsweiſe war ftatt des Majoratd das Minorat üblich, 
oder e3 entjchied auch unter den gleichberehtigten Erben das Loos über die 
Annahme des Hofes. Meberall aber hatte daS Anerbenreht einen abfoluten 
Charakter und konnte demnach durch legtmillige Verfügungen nit außer Wirf- 
jamfeit geſetzt werden. 

An Hannover und Braunſchweig ſchließen ſich mit Rückſicht auf die Aus- 
breitung des Anerbenrechts einestheild die zum ehemaligen Kurfürftentbum Heſſen 
gehörige Grafſchaft Schaumburg (Kreis Rinteln), fowie Stüde des zum Groß: 
herzogthum Heflen gehörigen Odenwald und anderntheils einige thüringifche 
Staaten, und unter ihnen namentlid das Herzogthum Altenburg an. 

In Rurbeffen!?) waren es die fuldafhen und hanauſchen Landestheile 


— — in Bäuerliche Zuſtände in Deutſchland, Bd. 2. Leipzig 

1) v. Baumbadı in Bäuerlide Zuftände in Deutichland, Bd. 1, Leipzig 
1873, S. 116. E. Wendelftadt in Menkels Tandwirthichaftlidem Kalender fir 
1869, ©. 137. Neubauer a. a. D. ©. 20. 
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und die Graffhaft Schaumburg, in denen fi) aud nad dem Ablöfungsgefeg 
vom 23. Juni 1832 die größeren Bauerngüter in rechtlicher Gebundenheit 
erhalten hatten. Auch wurden bie meierftättifchen Güter in der Grafſchaft Schaum- 
burg nach Anerbenrecht vererbt. Nach dem Gejeg vom 26. Auguft 1848 über 
die Auseinanderfegung der Lehens⸗, Meier: und anderen gutsherrlichen Berbält- 
niffe (8.H. G.S. ©. 67) follte die Theilung aller diefer Güter jedoch mit &e- 
nehmigung des Miniſteriums ftatthaft fein. Dieſer relative Güterſchluß wurde 
erft ımter preußifcher Herrichaft durch die Verordnung vom 13. Mat 1867, 
betreffend die Aufhebung des Güterfhluffes in den Provinzen Hanau und 
Fulda (R.G.S. ©. 727), und durch das Geſetz vom 21. Februar 1870, 
betreffend die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkungen bezüglich der Theilung 
und Verfügung des meierftättiichen Eigenthums in dem Kreiſe Rinteln (Br. 
G.S. ©. Nr. 9), bejeitigt, daber wurde jedoch das für die meterftättifchen 
Güter der Graffhaft Schaumburg (Kreis Rinteln) in Geltung befindliche 
Anerbenreht nach feiner im J. 1848 erfolgten Regelung ausdrücklich aufrecht 
erhalten. 


Danach erftredt fi) daS Anerbenrecht gegenwärtig noch auf die ca. 3000 
vorhandenen Meiergüter nebft allem Zubehör, namentlich auch auf die Gebäude 
und fonftigen Anlagen und Berbeflerungen, fowie auf alle Verwendungen in den 
Grund und Boden, ferner auf diejenigen Acker- und Hausgeräthe, Vieh— 
beftände und Borräthe an Früchten, Dungmaterial u. f. w., welche zur ber: 
kömmlichen Bewirthichaftung und Erhaltung des Guts und des Haushalts des 
Beſitzers gehören und erforderlich find. Anerbe ift das ältefte Kind. Daſſelbe 
bat die Hälfte des, nad) Abzug der auf dem Metergut rubenden Schulden, übrig: 
bleibenden Werths als feinen Erbtheil zu beanfpruchen. Die andere Hälfte 
wird unter die Miterben vertheilt. Jedoch erhalten fie ihre Erbantheile erft 
dann baar ausgezahlt, wenn fie nicht mehr auf dem Gute verpflegt werden. 
Während diefer Zeit ruht auch die Verzinfung ihrer Erbantheile.. Nicht gebred;- 
liche Miterben können ihre Verpflegung auf dem Hof bis zum zurüdgelegten 
22. Lebensjahre oder bis zu ihrer Verheirathung, gebredhlidhe, fo lange ihre 
Gebrechlichkeit dauert, fordern. Jedoch find fie zugleih, nach Maßgabe ihrer 
Kraft, zur Mitarbeit auf dem Hof verpflichtet. Die beerbte Wittwe des Meiers 
darf das Meiergut nugen und bewirtbichaften, bis der Anerbe 25 Jahre alt 
geworden ift oder die Anerbin fich verheirathet: übergiebt fie dann das Gut, 
jo fann fie eine Leibzudt beanſpruchen. Unbeerbte Wittwen gehen in ver 
Beerbung ihres Mannes den Bermandten deſſelben vor. Will der Erblafler 
den vom Geſetz defignirten Anerben von der Succeffion in da3 Meiergut aus- 
ichließen, jo muß er einen anderen wählen. Doch ift er binfichtlic ver Wahl 
beim Borbandenfein von Defcendenten auf diefe befchräntt, fofern er nicht gegen 
diefelben Enterbungsurfacdhen geltend maden kann. 

Auch die nicht zu den Meiergätern gehörigen Bauerngüter in der Größe 
von 30— 150 Morgen, namentlid in den altfuldaiſchen Landestheilen und im 
Hanauifhen, fallen meift einem Kinde zu, mährend deſſen Geſchwiſter mit 
geringeren Eummen abgefunden werden. Der Kleinere Grundbefig unter 30 
Morgen dagegen wird gewöhnlich in natura unter die Exben vertheilt. 
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Im Großherzogthum Heffen!*) geftattet die Verordnung vom 9. Februar 
1811 ausdrücklich die Theilung der bis dahin gebunden gewejenen Güter. 
Während diefe Bertheilung der Nachlaßgüter in den ebenen und fruchtbaren 
Gegenden des Landes ſeitdem aud) bei Vererbungen die Regel bildet, bat ſich 
in den gebirgigen Theilen, namentlidy in einem Theil des Odenwaldes, hin⸗ 
fihtlih der dort beſtehenden geſchloſſenen Hufengüter, das Inſtitut des fog. An⸗ 
ſchlags erhalten. Daffelbe befteht darin, daß der ältefte Sohn das Recht hat, 
da3 Gut nad einem niedrigen Anfchlage zu übernehmen. 

In Thüringen berrichten zur Zeit, als dieſes Land unter Herzogen und 
Beamten fränfifcher Abſtammung ftand, der freien Theilbarfeit günftige Rechts— 
anſchauungen. Auch die darauf folgende Periode hat hieran nichts geändert. Erſt 
in der Mitte des 16. Jahrhunderts wurden für die einzelnen Landſchaften Yandes: 
ordnungen erlaffen, welche anordneten, daß, „um die Verminderung und Unrichtigkeit 
der Zinfen und Frohnen zu vermeiden, die Hufen, zind-, erb⸗, lehn⸗ und frohn- 
baren Güter ohne Bewilligung des Landesherren nicht ferner zerriffen und ver: 
einzelt werden follen*. Die Rechtsüberzeugung und Sitte des Volks fügte ſich 
dieſen Anordnungen indeß nur mwiderwillig, jo daß Dispenfationen von den 
Theilungsverboten häufig nachgefucht wurden und Theilungen der Hufen in !/;, 
Hs und 4,5 Güter zugelaffen werden mußten. Immerhin wurden jegt bie 
Eomplere von Parcellen im herrichaftlihen Zins- und Steuerinterefje doch 
meift als ein Ganzes behandelt und mit einer Pauſchalſumme an Steuern und 
Laften beſchwert. eben diefen gefchloffenen Gittern famen dann aber aud) 
walzende Grundftüde vor, von denen jedes befonders befteuert wurde. Un diefe 
Gebundenheit des bäuerlichen Grundbefiges einerfeit und an die freie Theil- 
barkeit deffelben andrerfeits fchließen fi dann auch die entfprechenden erbredt- 
| immungen an. So geftaltete fih in einem Theile Thüringens das 
im Sadfenfpiegel enthaltene Kürreht in Verbindung mit der Gebundenheit des 
Grundbeſitzes aus einem Recht des älteften Sohnes, die Theile (Yoofe) zu 
machen (Sachfenfpiegel Th. III Art. 29 8 2), zu einem Recht der Würderung 
des gebundenen Gutes, während der jüngere Sohn nun nit mehr unter den 
{Um angebotenen Loofen zu wählen, fondern das ihm angebotene Gut einfach 
anzımehmen oder auszufchlagen hatte. Das Kürreht war in diefer Geftalt aus 
dem Sachſenſpiegel in eine Reihe von Statuten übergegangen. 

Zum Unterſchiede von den gejchloffenen Gütern werden die walzenden Grund⸗ 
flüde nach gemeinem Erbrecht vererbt. Und auch für die gefchloffenen Erbgüter 
foumen mit dem Zurücktreten des herrichaftlichen Zins- und Steuerinterefjed an 
der Gefchloffenheit derjelben die der Volksanſchauung widerſprechenden Beſchrän⸗ 
kmgen der Dismembrationsfreiheit in einigen Staaten in Wegfall. Damit wird 
denn ein immer größerer Theil des bäuerlichen Grundbefiges dem gemeinen Erb⸗ 
recht unterftellt. 

Am beften erhalten hat ſich die Gebundenheit des Grundbefiges und das der— 


14) Bericht des Ausſchufſes der 2. hefien-darmftäbtiichen Kammer, den Geſetz⸗ 
entwurf über bie Errichtung — LaENer Erbgüter betreffend, deſſen Ver⸗ 
* der Abgeordnete Senigraf war (1858). Nobbe, Die Diamembrationsfreiheit 

ländlichen Grundbefiges. Ein Beitrag zur bäuerlichen Erbrechtöfrage, ©. 4. 
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jelben entſprechende Anerbenrecht in einem großen Theil des Herzogthums Alten 
burg’®). Dieſes zerfällt in zwei durch das fürftlic reußiſche Gebiet getrennte 
und unter einander in jeder Beziehung verichiedene Beſtandtheile. Dieſe Ber- 
ſchiedenheit bezieht fih nicht nur auf die Configuration und Beſchaffenheit des 
Bodens, jondern auch auf die Art, wie der Boden vertheilt ift und bejefien 
wird. Im Oſtkreiſe befindet ſich das fruchtbare ebene Land größtentheile um 
Privateigentfum von großen Bauern, an daS fi dann einerjeitd Rittergüter 
und andrerjeit3 Gärtner: und Häuslerftellen anfchliegen. Im gebirgigen und 
walbreihen Weftfreife dagegen liegen ausgedehnte Domanialwaldungen; die 
ſämmtlichen Güter find Meiner und die Kleinhäusler zahlreicher al3 im Oſtkreiſe. 
Im Oftfreife befteht in großem Umfange die Neigung den Grundbefig zufammen- 
Juhalten, und zwar erſtreckt fi dieſe Neigung nicht blos auf die großen und 
mittleren Bauerngüter, fondern auch auf die einen Gütchen bis zu Y/, Ader. 
Diefe Neigung der örtlichen Bevölferung, ihren Befig zufammenzubalten, it 
derjelben durch eine mehrhundertjährige Gefeggebung anerzogen worden. 
bieten doch bereits bie Landesordnungen von 1589, von 1691 und von 17 05 
den bäuerlichen Grundbefig ohne Einwilligung des Lehns⸗ oder Gerichtsherrn 
zu zerſtückeln. „Dieweil ſich“, jo beißt es in der aus dem Jahre 1742, 
ftammenden neuen Auflage der Tandesordnung von 1705, „über das begiebt, 
dag Bürger und Bauern ihre Hufen, Zinf-, Erb- Lehen und frohnbare Gütber... 
zurreiffen, von einander theilen und verkaufen, daraus denn öffters dem Zinß 
Herrn Abbruch und Verminderung oder doch zum wenigften viel Unrichtigleiten 
der Zinfen erfolgen, darzu der Anjpann und die FrohnDienfte etwan vermindert 
werden; als wird hiermit nochmals befohlen, daß Niemand fein Lehen oder 
gehufetes ZinßGuth — ohne Einwilligung des Lehen oder intereflirten Gerichts⸗ 
Herrn zerreiffe oder vereingele — Wo aber eingeln oder alſo genannte ledige 
Stüde vorhanden, bleibets der Theilung halber bei jede8 Drtes bisheriger 
Gewohnheit.” 


Die Bellimmungen der LandeSordnungen werben ergänzt und theilmeife 
abgeändert durch die Verordnung vom 9. November 1825, durd dad Mandat 
vom 6. Juni 1828, ſowie durch die Bekanntmachungen vom 26. October 1847 
und 16. Juni 1851 und daB Kammerreſcript vom 27. Mai 1840. 


Gegenwärtig wird die Gefchlofjenheit des Ländlichen Grundbefiges in beiden 
Hälften des Herzogthbums durch das Gefeg, die Güter: und Grundſtückszer⸗ 


5) Hefe, Handbuch des herzogl. ala ADnEatlger Privatrechts, Alten 
burg ei S. 208 u. palfim. W. Löbe 5 —— der Landwirthſchaft im alten⸗ 
burgiſchen Oſterlande, —2* 1845. er-Altenburg, Die Vorzüge der 
Minoratserbfolge, Kasiel 1858 Amtliche & ericht über bie Nebente Berfammlung 
deuticher Land⸗ und Forftwirthe zu Altenburg 1843, Altenburg 1844. In diefem 
Bericht beziehen fi) auf die altenburger Bauernverf ältnifſe insbeſondere die Er- 
öffnungsrede des Minifterd Wüftemann ©. 54 ff., der Vortrag des A Ser. he 
über die Volksthümlichkeit der altenburger Bauernwirthichaft 222 ff., Auffak 
von W. Löbe über die Theilung de Grund und Boden? ©. 240 ff., der —* von 
u Hanffen über Gebundenheit und Theilbarkeit des Bodens nebft Beilagen 

©. 449 ff. und die Arbeit von Geh. Hofrath Wagner über den fittlichen Auftond 
der altenburger Bauernſchaft S. 278 ff. Briefliche Mittheilungen. 
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ihlagungen betreffend, vom 9. April 1859 (.S. ©. 14 und 15) nebft Er» 
gänzung vom 16. December 1867 und die Bekanntmachung der Yandesregterung, 
betreffend das Berfahren bei Dismembrationsgefuhen, vom 14. Mai 1853 
(8.5. ©. 32) geregelt. Indeß haben diefe Gefege doch ihre vorzugsweiſe 
Bedeutung für die öftlihe Hälfte des Herzogthums, weil hier die gefchloffenen 
und gebundenen Bauerngüter einen viel größeren Theil des Areals einnehmen 
als in der weitlichen Hälfte. Nach dem Geſetz von 1859 gehören zu den ges 
ſchloſſenen Srundftüdscompleren: alle Wohnfige auf dem Lande, mit welden 
Legende Gründe „von mehr als 5 Ader Flächengehalt in Zubehörungseigen- 
ihaft“ verbunden find; ferner alle inländischen Rittergüter, ſobald ihr Flächen- 
inhalt incl der zugehörigen Pertinenzftüde mehr als 5 Ader beträgt, und 
endlich die zu ausländifchen Kittergütern gehörigen inländischen Grundftüdg- 
complexe und die fog. ledigen Hufen unter der Vorausjegung, daß ihr Areal 
mehr als 5 Ader beträgt. 

Die Zerfchlagung diefer Grundftüde ſowie in der Regel aud die Ab» 
remung einzelner Barcellen von denfelben ıft von der Genehmigung der Yandes- 
regierung abhängig. Die Gejuhe um Dismembration find bei der zuftändigen 
BermaltungSbehörde anzubringen. Dieſe hat die nöthigen Erörterungen zu ver: 
anfalten, unter Anderem regelmäßig die betreffende Gemeinde zu bören, und al3= 
dam das Gefuch mit ihrem Bericht der Landesregierung zur definitiven Beichluß- 
faffung vorzulegen. Sie foll hauptſächlich die Frage erörtern, ob die abzu- 
bringenden Barcellen mit den Grundftüden des neuen Erwerber zwedmäßig 
vereinigt oder doch bemwirthichaftet werden können. Erforderlichenfalls ift das 
Gutachten von Sadjverftändigen zu hören. Die Genehmigung foll verfagt werben, 
wern das Gut eine weſentliche Veränderung in feiner Bewirthſchaftungsweiſe 
erfahren würde, wenn alfo 3. B. durch die Zuſchlagung oder Abtrennung aus 
einem Anſpanngut ein Handgut werden würde, ſowie wenn der Verdacht einer 
beabfichtigten ſog. Güterſchlächterei vorliegt. 

Neben dem geſchloſſenen Grundbeſitz kommen auch ſog. walzende oder ledige 
Grundſtücke vor: jene wiegen im Oſt-, dieſe im Weſtkreiſe vor. 

Die walzenden Grundftüde find frei veräußerlih und theilbar — bis auf 
an Minimum von 1, Ader. Jedoch darf die Theilung auch diefe Grenze 
überjchreiten, nur bedarf e8 dazu der Genehmigung der Landesregierung. Ohne 
jolhe Genehmigung darf die Parcellirung nur in beftimmten, vom ©efe genau 
bezeichneten Fällen unter da3 Minimum berabgehen. Diefe Fälle beziehen fid 
auf die Zufammenlegung von Grundftüden, die Bertaufhung von Pertinenz- 
Rüden oder den Erfag eines abgetrennten Pertinenzſtückes durch ein entiprechendes 
walzendes Stüd, die Abtrennung zu öffentlihen Zwecken, die Anlage eines 
Privativeges, die Erweiterung der Gebäude, des Hofraumes oder Gartens eines 
Nachbars, die Verbeſſerung des Laufes fließender Gewäfler, die Anlage von 
Wieſen und Entwäflerungen, fowie die Gewinnung eine Bauplages nebft Hof 
md Garten. 

An die Gebundenheit des bäuerlihen Grundeigenthums ſchließt ſich das 
Anerbenrecht an. Der bäuerliche Grundbeſitz wird in der Regel derart vererbt, 
daß der jüngfte Sohn das väterlihe Gut mit Ausſchluß aller feiner Ges 
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ichwifter gegen die Verpflichtung erhält, feine Gejchwifter mit Gelb abzu⸗ 
finden. Sind nur 2 Erben in abfteigender Familie vorhanden, von denen 
jeder da8 Gut haben will, fo foll der Aelteſte es würdern und der Jüngſte die 
Wahl baben, daffelbe um diefe Tare anzunehmen oder nit. Sind mehrere 
Güter in der Erbſchaft vorhanden, jo darf der Jüngſte nur eins wählen. Tritt 
der jüngfte Sohn das ihm angebotene elterlihe Gut nicht an, fo hatte er früher 
das Recht, von dem Gutsübernehmer ein jog. Kür- oder Gönnegeld zu fordern. 
Erſt durch das Gefeg vom 6. April 1841 8 32 ift das Kürgeld befeitigt 
worden. Sind die Kinder beim Tode des Vaters noch unmündig, fo bat die 
Wittwe die Wahl, ob fie auf Erbtheilung dringen oder, wenn fie unverbeirathet 
bleibt, bis zur Volljährigkeit des jüngften Sohns, die nachgelafienen Güter 
mit ihren Kindern gemeimfchaftlih behalten und verwalten will oder nid. 
Das erftere ift die Regel. Erſt nachdem der jängfte Sohn volljährig geworden, 
pflegt dann die Erbtheilung und zwar gemöhnlid in folgender Weile zu er- 
folgen. Die Verwandten, d. h. die älteren Gefchwifter, mit Hinzuziehung des 
Ortsrichters, berechnen die ganze Erbſchaftsmaſſe und mwägen nad) den Berbält: 
niffen ab: wie viel der künftige Befiger an eigenem und auf das Gut geborgtem 
baaren Gelde an die Miterben abgeben kann, ohne die Eriftenz des Familien⸗ 
gut3 zu gefährden. Nach diefem Mafftabe wird das Gut „gewürdert“ und 
vom jüngften Sohn übernommen. Bei diefer Würderung bat es in der Regel 
fein Bewenden. Gerichtliche Exrbjonderungen bilden die Ausnahme. Uebrigens 
bat die geſetzliche Erbfolgeordnung nur fubfidiäre Bedeutung, indem der je- 
weilige Eigenthümer auch ein anderes feiner Kinder zum Anerben einjegen 
kann, was jedoch, fofern nur der jüngfte Sohn tüchtig ift und die häuslichen 
Berhältniffe der Familie nicht dringend etwas anderes gebieten, gewöhnlich 
nicht geſchieht. 

Im Südoften Deutſchlands 7%) — dem dritten Gebiet, in dem fid) das 
Anerbenreht vorfindet — begegnen wir bemfelben in der Form der fog. 
Vortheilsgerechtigkeit und des ſog. Vorwahlrechts. In dem bayeriſchen Landrecht 
(II 1 $ 14, 13 und IV 1 $ 14) wird beſtimmt, daß der älteſte weltliche 
Mannderbe einen Vorzug in unbewegliche Güter bat, „fofern er anders bie 
übrigen Miterben im leidentlichen Anſchlage pro rata herauszuzahlen vermag“. 
Es wird al3 ein wefentliher Mangel dieſes Rechts bezeichnet, daß es nicht 
genau vworjchreibt, wie die Güter gejhägt werden und melden Bortheil die An- 
erben bei der Gutsübergabe haben follen. Auch die Kemptenſche Verordnung 
vom 4. Juni 1792 gewährt binfichtlich des fog. Heimathrechts an Häufen, 


Gütern, Herbergen und Gerechtigfeiten den Söhnen nad) dem Alter ein Vorzug 


vecht vor den Schweſtern. Nah der Rattenbergfhen 2.O. 8 10, 12 
ftebt den Brüdern vor den Schweitern und unter den Brüdern dem jüngften 


16) Roth, Bayeriiches —— 8374 Note 51, 52, 53, 54, 55; 8 352 Note 27. 
Bavaria II, 1 ©. 317, 818; III, 1 &. 862; II, 2 ©. 980: IV, 1 &. 277; I, 2 
©. 911. eydel, Die San generfieigenun en landwirtbichaftlider Anwelen in 
Bayern während des Jahres 1880, in der Zeitichrift des k. bayerischen flat. Yureau 
1880, S. 180. W. Helferich in ber Zeitichrift des Tandwirthfchaftlichen Vereins 
in Bayern, November 1883, ©. 228, 229. H. Ranke in Bäuerlicde Zuftände, Bb. 1 
©. 274. Eheberg daſelbſt Bd. 3 ©. 131 ff. u. paflim. 
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derfelben ein Vorwahlrecht bezüglich der zum Nachlaß gehörigen Behaufung und 
Hofrent, nachdem diefelben zum Iandläufigen Kaufpreife angefchlagen worden find, 
zu, und auch da8 Bamberger Landredt ©. 70 giebt dem zur Beit ber 
Teilung des elterlichen Nachlaſſes jüngften oder einzigen Sohne ein Vorwahl⸗ 
recht hinſichtlich des häuslichen Anſitzes und des damit verfnüpften Hof3 oder 
anderer Gerechtſame der Eltern. Als Vorwahl oder Borfag bezeichnet man in 
vayern das Recht, vermöge deſſen einer der mehreren Erben fid ein gemifjes 
Stat aus dem Nachlaß ausziehen und ſich gegen einen mäßigen Anjchlag 
pen darf, | | 
Thels auf Grund diefer Rechtäquellen, theil3 unabhängig von denfelben 
hat fih die Sitte, da8 Bauerngut an eins der Kinder übergehen zu laffen, das 
dam bei der Erbfichaftsauseinanderfegung vor feinen Miterben mehr oder minder 
begäuftigt ft, im vielen — und zwar namentlich in den vom bayerifchen und 
owobiſchen Volksſtamm bewohnten — Theilen Bayerns ausgebildet und bis 
za Gegenwart erhalten. „Haft allgemein herrſcht dieſe Sitte in Altbayern (Ober: 
and Niederbayern und ein großer heil der Oberpfalz). Hier mag das bayerifche 
Juehaterbrecht günftig auf die Erhaltung der Sitte gewirkt haben.” Speziell 
in Oberbayern pflegt die überwiegende Mehrzahl der Anweſen im Erbgange 
usgethelt an einen der Erben des letzten Beſitzers überzugehen, und zwar 
M dies gewöhnlich der älteſte Sohn, zumeilen auch die ältefte Tochter. In 
Oberbayern kommt außerdem noch vielfah die Communhauſung ber Ge- 
ſtiſter auf dem ungetheils bleibenden väterlichen Gut vor. ALS eine Folge 
Beer Sitte erfcheint das lange Xenigbleiben der Söhne. Auch in Schwaben, 
mentlih zivifchen Augsburg und Ulm, und Neuburg werben faft alle 
Bauernhöfe entweder nach Erſt⸗ oder Jüngſtgeburtsrecht vererbt. Selbft ſehr 
Arme Anweſen, die ſog. Sölden mit 12 —15 Tagwerf, pflegen ungetheilt erhalten 
werden. Unter den Bauern heißt e8 hier allgemein: man darf dem Uebernehmer 
die Sache nicht zu ſchwer machen, er muß beftehen können. Auch nad ber 
eherpfälzifchen Obfervanz erfolgt die Uebergabe des Bauernguts regelmäßig 
an den jüngſten Sohn, der nad allgemeiner Volksanſchauung einen Anſpruch 
sr das „Voraus“ oder den „Einfig”, wie man im Regenthal fagt, bat. 
Bern der Boranäberechtigte das elterlihe Gut felbft übernimmt, fo erhält er 
der feinen Geſchwiſtern den fog. „Uebernahmsvortheil”, der, wenn in nichts 
aderen, fo doch wenigſtens darin befteht, daß das Anweſen jo gering als 
gewerthet wird. MUebernimmt dagegen — in Folge eines Webergabe- 
der Erbſchaftsvertrags — einer der Gefchwifter des Vorzugserben das Gut, 
in erhält der letztere außer dem ihm gleich allen übrigen Erben gebührenden 
Bermögenstheil noch eine bisweilen nicht geringe Entſchädigungsſumme, den fog. 
Ef. Naturaltbeilimgen kommen in Altbayern nur ausnahmöweife vor. Und 
KR in dem vom fränkiſchen Bolksftamm befievelten Theil Bayerns, mo 
der Regel nach der Grundbefig unter ſämmtliche oder doch unter mehrere Kinder 
m natura verteilt wird, kommen Gegenden vor, in denen die größeren Bauern- 
züter nach Anerbenrecht vererbt werden. Eo gilt in der zu Oberfranten 
‚rigen ehemaligen Grafihaft Thurnau das Vorſitzrecht des jüngften Sohng, 
md wen feine Söhne vorhanden find, der jüngften Tochter, und auch nad 
Bamberger Hecht erhält der jüngſte oder einzige Sohn den elterlichen Hof, 
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während die fog. fliehenden Lehen d. 5. die nicht gebundenen Zubehörungen des Hof3 | 
(in Thüringen, Sachſen und Altbayern malzende Gründe genannt) der gleihen 
Theilung unter den Geſchwiſtern ‚unterliegen, fo daß alfo auch diefen ein Beſitz⸗ 
tum zufält. Doc find die Eltern berechtigt, da8 Anweſen einem anderen als 
dem jüngften Sohne zu übergeben. Der übernehmende Sohn wird in der Weile 
bevorzugt, daß das betreffende Gut bei der Uebergabe nicht zu feinem vollen 
Werthe, fondern in der Regel nur zu zwei ‘Dritteln des wahren Wertbi | 
abgefhägt wird, fo daß aljo ein Drittheil die Vorzugsportion bildet. Auh 
im füdlihen Mittelfranfen ift die Sitte verbreitet, daß einer der 
Söhne und zwar der ältefte zur Nachfolge in das väterlihe Gut gerufen wird, 
und am Hahnenfamm hält man das Minorat für fo midernatürlid), daß man 
fid) gegen daſſelbe durdy das Spridiwort: „den Holzftoß greift man nit von 
binten an”, verwahrt. Im Nürnbergifchen, an der Aiſch und am Steigerwalde 
genießt aber wieder das jüngfte Kind das Vorzugsreht: ja an der Pegnig geht 
die Bevorzugung des jüngften Kindes fo weit, dag ihm — ähnlid wie m 
badifhen Schwarzwalde und in ber Oberpfalz; — bei der Abtretung feines 
Vorrechts an eines feiner Geſchwiſter eine beftimmte Entjhädigung, der ſog. 
Einfig, bezahlt werden muß. Dagegen giebt e8 in Unterfranten ver 
hältnigmäßig wenige Orte mit geichloffen fid) vererbenden Bauernhöfen. Hier 
berricht allgemein die fog. Drittheilung des Anweſens, über die weiter unten 
zu berichten fein wird. Nur in einzelnen Bezirken der Rhön, in denen bereits 
unter Karl dem Großen Sachſen angefiedelt waren, findet fi aud der dem 
ſächſiſchen Volksſtamm vielfach eigene geſchloſſene Grundbefig und die ungetbeilte 
Bererbung deſſelben. | 
Im Großherzogthum Baden!) Hat fi trog der im allgemeinen 
geltenden freien Theilbarkeit des ländlichen Grundbeſitzes im Schwarzwalde 
eine nicht geringe Anzahl ſog. geichloffener Hofgüter erhalten. Es fd 
das gewöhnlich Bauerngüter, die nicht aus einzelnen zerftreuten Parcellen be 
ftehen, fondern arrondirt find; die ferner nicht unter 40 Morgen Flächengebalt 
zu umfaffen pflegen, wohl aber auch bis auf 300 Morgen und darüber auf- 
fteigen, im Durchſchnitt jedod eine Größe von ca. 100 Morgen zu haben 
pflegen. Indeß macht nicht bereits die bloße Einzinfung die zufammenzinfenden 
Güter zu gefchloffenen, fondern dazu wird erfordert, „daß vermöge eines Gejeges 
oder eines rechtögenügenden Herfommend ein Hof ſtets ungetrennt von einem 
Inhaber auf den anderen übergegangen fei und mwirflih unzertrennt befeffen 
werde” (Ed. v. 23. März 1808 $ 3). Diefe gefchloffenen Hofgüter find 
nun feine Fideicommißgüter, wie mehrfach irrthümlich angenommen worden ift, 








.— 


17) Die für die Mitglieder der 21. Verfammlung deuticher Land» und York 
wirthe beftimmte SFeftichrift, Heidelberg 1860, unb in derfelben namentlich die vom 
reiherrn Rübt von Collenberg ftammende landwirthſchaftliche Beichreibung des 
üblichen Gebirgslandes. Verhandlungen der zweiten Seffion des Landezculturraths 
in Karlsruhe von 1870, Karlsruhe 1871. Mein an das großherzogl. badiiche Handels: 
minifterium gerichtete® Schreiben vom 31. März 1879, ın dem ich die Refultate der 
im J. 1872 von der badiichen Staatsregierung veranftalteten Enquéête über die Ber: 
breitung der Hofgüter zufammengefiellt habe, jowie die weiter unten zu machenden 
Riteraturangaben. | 
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den die Hofbauern find volle Eigenthümer ihrer gefchloffenen Höfe und dürfen 
dieſelben als Ganzes beliebig veräußern und verpfänden. Beſchränkt find fie 
dagegen in der Zerjchlagung der Hofgüter. Diefe follen nad) dem Edict vom 
23. März 1808 8 3 auf Grund legtwilliger Anordnung des Befiger3 oder mit Ein- 
williging des Vorzugserben oder durch Verordnung der Ortspolizei nur dann in 
balbe oder viertheils Güter zerlegt werben dürfen, wenn die nöthigen Wohn- und 
Eirtöfhaftsgebäude für fo viele Familien vorhanden find oder mit Beobachtung 
der polizeilichen Erforderniſſe hergeftellt werden können, wie das Hofgut in 
Thelle zerlegt wird. Eine zum Geſetz vom 23. März 1808 erlaffene Vollzugs⸗ 
verortuumg des Miniſters des Innern vom 4. November 1837 vegelt bie 
m dem Edict in Ausficht genommene polizeiliche Genehmigung folgendermaßen. 

Die Zheilung eines gefchloffenen Hofgut3 ſoll nur auf Anregung der 
Intereilenten gejchehen dürfen ($ 1). Diefe haben fi an den Gemeinderath zu 
xenden, weldher das Geſuch mit feinem Beriht und einem jeinerfeit3 zu ftellenden 
Anroge den Bezirksrath zur Genehmigung unterbreitet ($ 2). Nach dem Ver 
möltungsgejeg vom 5. October 1863 und der Vollzugsverordnung zu dieſem 
Sei; vom 12. Juli 1864 bat der Bezirks rath jedoch nur über das Maß der 
Zhelbarteit der Liegenichaften und über Bewilligung von Nachſicht in einzelnen 
ol zu befchliegen, und es Tiegt fortan dem BeirBamt die polizeiliche 
—— zur Theilung geſchloſſener Güter und Loslöſung einzelner Be: 
ſtidtheile ob. 

Die Genehmigung erfolgt: 

1) wenn fowohl der Ioszutrennende als der übrigbleibende Theil ein 
Imdeorrtbfchaftlidy8 Ganze bildet und 
2) nad) feinem Umfange wie nad) feiner Ertragsfähigleit zur Ernährung 
einer Familie vollftändig ausreicht oder mittel einer zu erwartenden Eultur- 
erhöhung doch wenigftend dazu gebracht werden kann, 

3) wenn ferner auf jedem Theilftüd hinreichende Wohnungs⸗ und Defo- 
nmmiegebäude vorhanden find oder hergeftellt werden, und 

4) die zu jedem Theil gehörigen Waldungen oder Torfgründe das nöthige 

erial zu liefen im Stande find ($ 4). 

Wenn der loszutrennende Theil mit einem anderen Hofgut vereinigt wird, 
je genügt es, werm die obigen Vorausfegungen nur hinſichtlich des übrig 
bleibenden Theils vorhanden find. Der losgetrennte Theil bildet aladann einen 
ugertrennlichen Beftandtheil des Hofguts, mit dem er vereinigt wurde ($ 5). 

Eine Theilung wird aber auch dann bewilligt, wenn der eine oder andere 
Theil für fi allein zur Ernährung einer Familie nicht ganz ausreichen 
würde, falls es nur 

den erforderlichen Wohnmgen und Delonomiegebäuden nicht 


2) der Beſitzer des unzureichenden Gutstheils zugleich daneben nod) einen 
underen Rahrungszweig betreibt, welcher nad) den örtlichen Verhältniſſen als 
em fiherer und dauernder zu betrachten ift und in Verbindung mit dem 
detrieb —— Gutstheils den Unterhalt einer Familie vollſtändig 
begründet, o 
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3) jofern aus dem loszutrennenden Theil eine den Wohlftand des Drts 
befördernde oder überhaupt im öffentlichen Intereſſe gelegene Niederlafiung 
gegründet werben foll oder 

4) auch aus anderen dringenden Gründen ($ 6). 

Nach gegenwärtig geltendem Verwaltungsbrauch wird — mie Schupp 
berichtet 1°) — audy eine vollftändige Zerftüdelung des Hofguts, d. h. eine folde 
Theilung, welche alle einzelnen Stüde zu walzenden Gittern macht, geftattet. 

Bufolge Gefeges vom 29. Juli 1864, Stempel, Sporteln und Taren 
im Großherzogthum Baden betreffend, SS 13 und 38 find an Sporteln für 
das Erkenntniß des Bezirksamts — 2 Gulden, des Bezirksraths — 3 reſp. 
4 Gulden und außerdem an Zaren für die Geftattung ber Vertheilung eines 
— Hofguts 25—100 Gulden, für die Geſtattung der Abtrennung 
einzelner Parcellen von einem ſolchen 5—15 Gulden zu zahlen. - 

Die untheilbaren Liegenihaften überhaupt und die Hofgüter insbeſondere 
dürfen nach dem Edict vom 23. März 1808 8 5 im Vererbungsfalle nicht in 
natura getheilt, ſondern müſſen durch öffentliche Verſteigerung auf einen theil⸗ 
baren Geldwerth gebracht werden. 

Ausgenommen von dieſem letzteren Verfahren ſind jedoch diejenigen Liegen⸗ 
ſchaften, bei deren Vererbung einem der Erben ein Vorzugsanſpruch, eine 
Vortheilsgerechtigkeit, ein Recht auf einen kindlichen Anſchlag zuſteht. 

Dieſes iſt in dem größten Theil des Schwarzwalds der jüngſte unter 
mehreren dem Erblaſſer nahe ſtehenden Erben. Das Minorat wurzelt in den 
Ueberzeugungen und Sitten der Schwarzwälder ſo feſt, daß es der öfterreichtichen 
und fürftlich fürftenbergifchen Regierung troß wieberholter am Schluß des vorigen 
Jahrhunderts angeſtellter Verſuche nicht gelingen wollte, in ihren zum Schwarz⸗ 
walde gehörigen Gebieten die Minoratserbfolge in Hofgüter durch die Majorats- 
erbfolge zu verdrängen. Ja ſo tiefe Wurzeln beſitzt die Gebundenheit 
der Hofgüter, die Snivibualfucceffion und die Vortheilsgerechtigkeit in ber 
Rechtsüßerzeugung der Schwarzwälder, daß e8 weder der Napoleontichen Geſetz⸗ 
gebung noch der auf die abjolute Freiheit des Grundbeſitzverlehrs und das 
gleihe Erbrecht gerichteten Strömung ber vierziger und ſechziger Jahre ge 
lungen ift, das —* Sonderrecht zu beſeitigen. Wohl aber hat das 
Edict vom 23. März 1808 das Anerbenrecht, wie ſich gegenwärtig heraus: 
geftellt bat, in pejus reformirt, indem es vorschreibt, daß die Schatzung bes 
Hofguts „nah dem landläufigen Preife“, wie wenn das Gut „zur Theilungszeit 
verfauft würde”, vorgenommen und von dem Verkehrswerth dann nur Y/ıo (nad) 
dem Landrecht —2 8) zur Erleichterung für den Gutsübernehmer abgezogen 
werden fol. Borher waren in der That Häufig Unbilligfeiten der ſchlimmſten 
Art vorgelommen, welche, wie die Eingangsworte zu dem Edict von 1808 fagen, 
ihren Urfprung in dem häufig tief unter dem wahren Werth fiehenden und 
immer willkürlichen Anſchlage des Hofguts hatten; dazu fam dann no, daß 
diefer dem Borzugserben zu Theil werdende Vortheil nicht einmal immer den 
Beſitzer des Hofgut3 traf, da der Vorzugserbe das Hofgut nicht — 
brauchte und ſich dennoch den Vorzug von demjenigen feiner Geſchwiſter, 


> Shupp, Dad Hofgüterweien im Amtsbezirt Wolfach, Heidelberg 1870, 
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das Gut übernahm, auszahlen laſſen durfte. Durd das Edict von 1808 gerieth 
man aber ins gegentheilige Extrem, indem der Borzugserbe, wenn man e3 mit 
der betreffenden Beftimmung jüber die QTaration der Hofgüter genau nimmt, 
auf dem Gut nicht beftehen kann, fofern ihm nicht eine reiche Heirath u. f. m. 
zu Hilfe kommt. 

Mit geringen Abänderungen ging das Edict vom 23. März 1808 dann 
als Zufag c—g zum Artikel 827 in das badifche Landrecht über. Das durch 
Derret vom 3. Februar 1809 im Großherzogthum Baden eingeführte Land⸗ 
tet machte im Allgemeinen bezüglich der Verfügbarkeit unter Yebenden und auf 
den Todesfall feinen Unterfchied zwifchen be- und umbemweglichem Cigenthum, fo 
daß hinfort über alles liegenſchaftliche Eigenthum unter Lebenden und auf den 
Todesfall unter Einhaltung des Pflichttheilsrechts vollftändig frei verfügt werden 
tote. Es hob ferner alle Unterfchiede des Geſchlechts und der Erſtgeburt in 
der Beerbung auf (A. 745), gewährte jedem Miterben das Recht, feinen Untheil 
an Fahrniß und liegender Habe im Stüd zu verlangen (A. 826), und ordnete 
für Liegenſchaften, die ſich füglich nicht theilen ließen, die öffentliche Verfteigerung 
an (A. 827). Als fingularrechtlihe Inftitute behielt e8 mur die Familienfidei⸗ 
commiſſe (hier Stammgüter genannt: Art. 577 ca—cr) und die bäuerlichen 
Hofgüter (Art. 827 c—g) bei. Zur Erläuterung der für die Hofgüter geltenden 
Beſtimmungen des Landrechts follte übrigens gemäß Art. XVIII des Einführungs- 
— vom 3. Februar 1809 auch in Zukunft das Edict vom 23. März 1808 


Nach dem badiſchen Landrecht beſteht die Vortheilsgerechtigkeit in dem Recht 
eines unter mehreren in gleichem Grade mit dem verſtorbenen Beſitzer eines 
Hofguts verwandten Erben, das ihnen gemeinſchaftlich deferirte Gut zu einem 
„findlichen Anſchlag“ zu übernehmen (Art. 827 c). Die Vortheilsgerechtigleit 
beruht entweder auf Ortsgebrauch oder Privatdispofition (Tetwillige Verfügung, 
Bertr Ein diesbezügliher Ortögebraud) wird nah dem Edict vom 
23. März 1808 8 6 nur dort anerfannt, mo bderjelbe vom Jahre 1808 
an rüdwärts dreißig Jahre lang ununterbrodyen beftanden hat und von biefem 
Jahr ab längſtens ın fünf Jahren ſchriftlich aufgezeichnet, von dem größeren 
Zeil der ftunmfähigen Gemeindeglieder zur Beibehaltung gewünſcht und der 
Provinzregierung refp. dem Kreisdivectorium zur Beftätigung vorgelegt worden iſt. 
Durch eine Generalverfügung vom 16. Mai 1812 wurde den S$treis- 
directionen vorgefchrieben, daß fie das Vorhandenſein des obigen Ortsgebrauchs 
ex officio conftatiren follten. Wegen der damaligen Friegerifhen Ereignifje war 
Dies jedoch wahrfcheinlich nicht überall gefchehen, fo daß ein Erlaß des Juſtiz⸗ 
miniſters vom 10. Yuli 1823 — obgleich der für die Feftftellung der Bor: 
theilägerechtigleit vorgefchriebene fünfjährige Termin bereits abgelaufen war — 
mordnete, daß diejenigen Gemeinden, welche zur Erklärung noch nicht befonders 
aufgefordert worden waren, nachträglich hinfichtlich der in ihrem Bezirk be- 
fndlichen Hofgüiter vernommen werden follten. 

‚ Und trogdem hat — nad) Ausweis einer im J. 1872 von dem Handels⸗ 
miniſterinm veranftalteten Enquete — die ordnungdmäßige Befragung der 
Gemeinden und die Beftätigung ber Vortheilsgerechtigkeit nicht überall ftatt= 
Kfumden oder es find doch wenigftens die Protokolle über jene Einvernahme 
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nicht für alle diejenigen Gemeinden vorhanden, in denen erwiefenermaßen die 
Vortheilsgerechtigkeit noch heute zu Recht beſteht. Da es andererfeits, nad 
Ausweis derfelben Enquôte, aber wiederum Gemeinden giebt, in denen die vor⸗ 
gejchriebene Befragung und Beftätigung des Ortsgebrauchs zwar ftattgefunden, 
die Hebung der Vortheilögeredhtigfeit ſich aber gleichwohl nicht bis auf umfere 


Tage erhalten hat, fo decken ſich demnach der gejegliche und der factiſche Zuftand 
hinfihtlih der Geltung der Vortheilögerechtigkeit heutzutage nicht mehr volle 
fländig.. So wird im Amtsbezirke Wolfach, wo fi) feine Protokolle über die 
bier erfolgte Beftätigung der VBortheildgerechtigkeit mehr finden, dennoch auch 
nody in der Gegenwart allgemein an derfelben feftgehalten, während umgefehrt 
in einer Anzahl von Gemeinden der Amtsbezirke Villingen, Waldkirch, Tryberg 


u. |. w., nad Ausweis der Acten, der Ortsgebrauch der Vortheilsgerechtigkeit 
ım Anfang des Jahrhundert conftatirt und beftätigt worden, die Anwendung 
diefes Inftitut3 aber gleichwohl vielfach außer Hebung gekommen if. Da die 
Betätigung der obigen Ortöfitte außerdem vielfach erft in Folge der Minifterial- 
verordnungen von 1812 und 1823 — alſo erft nad Ablauf des in dem 


Edict von 1808 vorgefehenen fünfjährigen Termins — erfolgt ift, fo läßt ſich 


die Rechtsbeſtändigkeit des beftehenden Zuftands wohl angreifen. Ties ift dem 
auch feitens einer Anzahl badifcher Juriſten gefchehen, während von anderen die 


Nechtsbeftändigkeit zwar anerkannt, aber gleichwohl zugegeben wird, daß nicht 


leicht in einer formloferen Weife ein Beſchluß über ein Geje gefaßt wurde, 
von dem das Wohl ganzer Generationen abhängt. 

So ruht denn die Bortheilsgerechtigkeit heute zum Theil nur noch auf 
einer fich felbft tragenden Sitte. Da die Sitte an fid weniger feit und geſchützt 


ft, al3 das gefchriebene Recht, fo ift diefelbe in der Gegenwart von der 


Gefahr der Auflöfung um fo mehr bedroht, je ftärfer ihre Vorausfegung — 
die Untbeilbarkeit der Hofgütter — in Folge der confequenten Praxis der oberften 


Berwaltungsbehörde, welche die nachgeſuchte Genehmigung zur Xheilung der 
rechtlich gebundenen Hofgüter faft ausnahmslos ertheilt, in ihrer Eriften; 


bedroht ift. 


Gegenwärtig findet ſich die Vortheilsgerechtigkeit am häufigften auf dem 


hoben Schwarzwalde ſowie in den oberen Theilen der Seitenthäler der in den 


Rhein mündenden Flüffe und ihrer Nebenflüßchen. Sie verliert fi jedoch 
in dem Maße, wie die Thäler fid) dem Rhein nähern und der Boden fowie die 


flimatifchen Verhältniffe den Anbau von Getreide, Handelögewähjen und Wein 
— Es erſtreckt ſich das Geltungsgebiet der Vortheilsgerechtigkeit hier vom 


eldberg im Süden bis nach Oberkirch im Norden. 

Außerhalb des Schwarzwalds kommt die Vortheilsgerechtigkeit in größerem 
Umfange nur noch im nördlichen und ſüdlichen Hügellande vor und bezieht 
ſich hier auf Güter, für die keinerlei Schranken der Theilbarkeit mehr beſtehen 

Nach der im J. 1872 von der badiſchen Regierung veranſtalteten — 
weiter unten näher zu erwähnenden — Enquöte findet ſich die Vortheils- 
gerechtigfeit Heutzutage noch in 28 badifchen Amtsbezirken vor. Innerhalb 
der 28 Amtsbezirke befteht fie aber nur in eimer Anzahl und nit in allen 


Gemeinden. Das Berhältnig derjenigen Gemeinden, in denen die Vortheils 
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gerechtigkeit beſteht, zu ber Geſammtzahl ber Gemeinden in ben betreffenden 
Amtsgerichtsbezirlen, in ®/o ausgedrüdt, ift folgendes. Es machen bie Gemeinden 
mit Bortheilsgerechtigteit von fännmtlichen Gemeinden des Amtsbezirts aus: 


%o: 100—75 7550 5025 unter 25 
Amtsbezirke: Waldkir reiburg | Offenburg⸗Gengenba sangen 
= Cr Heute eb Smmenbing en — | a 
ry r taufen Lahr 
Waldshut Achern 
St. Blafien Stockach 
Villingen Meptir 
Deberlingen Donaueſchingen 
he eim Bu 3 


Sau berbiſchofshei St id He 
auberbijchofsheim eidelberg 
anenboel ER delaheim 


Im Schmwarzwalde findet die Vortheilsgerechtigkeit Anwendung Haupt: 
ſächlich — wenn auch nicht ausſchließlich — bei der Vererbung von Hof- 
gätern. Indeſſen kommt fie auch bei den Fleineren Gütern, den fog. Gewerbes 
und Zogelöhnergütern vor, fo 3. B. in einigen Gemeinden der Amtöbezirke 
— ‚ Neuſtadt, Waldkirch, Wolfach, Oberkirch, Lahr. Ber Vererbung 
dieſer Güter werden dieſelben, falls nicht durch letztwillige Verfügung des Erb⸗ 
laſſers oder durch Erbvergleich etwas anderes beſtimmt iſt, durch das Waiſen⸗ 
gericht oder ſonſt dazu verordnete Perſonen nach ihrem „wahren laufenden 
Werth (8 827d) tarirt. Die Waiſenrichter und verorbneten Sachverſtändigen 
— früher faſt immer aus den Hofgutsbeſitzern gewählt. So kam es 

dem, daß die Tare regelmäßig niedrig ausfiel und vielfach nicht einmal 
den Anſchlag des Grundftüdtatafterd erreichte. Im Interefle der betbeiligten 
Minderjährigen beftimmte eine Anordnung des Juſtizminiſters vom 12. Mat 
1843 dann aber, daß die Rechtspolizeibeamten in Fällen, wo dur bie 
Abſchãtzung das ntereffe ber Minderjährigen leiden würde, dahin wirken 
jolten, daß der findlihe Anſchlag nicht tiefer als das Landrecht (Art. 827 d) 
zuläßt ter den wahren laufenden Verkehrswerth herabſinke. Gegenwärtig 
erfolgt der gerichtliche Anſchlag des Guts gemäß $ 64 des Geſetzes nom 
28. Mai 1864 über die freiwillige Gerichtsbarkeit in Verbindung mit 8 26 der 
Sollzugs⸗ Verordnung vom 9. November 1864, die Dienftanweilung fir bie 
Waiſenrichter betreffend, durch das Weiſengericht, welches ſich dabei nach den 
Vorſchriften der 88 150—160 der Dienftanweifung für Gerichtsvollzieher und 
Bolfiredungsbeamte zu richten bat. Seitdem nimmt die Tare, je mehr wir 
und der &egenwart nähern, um fo mehr ben vollen Verkehrswerth zur . 
Bon dem engel ermittelten Wertbe ſoll dann, wie wir bereit oben 

Erleichterung für die Sutsübernehmer nad) dem Edict von 

1808 no, = dem — 2— Landrecht Art. 827 d in der Regel ebenfalls 

"io, ausnahmsweiſe jedoch, in rauhen Gegenden, !/s — und fann, wo Eltern 

es verorduen, fogar ?/s — von dem „wahren laufenden Werth” abgegogen werden 

(Bertheilögereähtigteit, kindlicher Anſchlag). Auf die dergeftalt ermittelte Summe 
Eqhriſten XIV. — v. Miastomwätt, Grunbeigenthumsvertbeilung. 11. 11 
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bat eine verhältnigmäßige Ueberweiſung der Schulden ftattzufinden. Der übrig 
bleibende Werth iſt in die Erbichaft einzumerfen. Die Yeltftellung der Zieler, 
an welchen bie Auszahlung der Erbportionen an die Miterben ftattfinden Toll, 
hängt in Ermangelung einer Bereinbarung unter den Erben von dem Gericht 
ab. Auf die Vortheilögerechtigfett hat nad dem Edict von 1808 und nad dem 
Landrecht Anſpruch unter mehreren EC ühnen der jüngfte nicht verfchollene Sohn, 
unter mehreren Töchtern die ältefte nicht verforgte Tochter; die ältefte verjorgte 
jedoch mur dann, wenn fie durch rechtmäßiges Ehegeding un Voraus auf die 
Verforgung mit dem Hof geheiratet hat. Trotz bes Vorzugsrechts kann der 
Anerbe von der fahrenden Habe einen gleichen Antheil wie ſeine Geſchwiſter 
beanſpruchen. Dagegen nimmt er an der Vertheilung anderer zum Nachlaß ge: 
höriger Liegenſchaften fo lange nicht Theil, al3 die Miterben nicht aus dieſen 
einen feinem Borzuge am Hofgut gleichen Werth empfangen haben. Der Bortheils- 
berechtigte haftet dem Gläubiger nicht nur nad) feinem Theil, ſondern „nad jeinem 
Empfang aus dem Erbe und unterpfändlic für da8 Ganze" (B. L. R. Art. 827 e). 
Er fann fen Recht auch an einen Miterben um ein ſog. „Vortheilögelb* 
abtreten, das jedoch den halben Werth des Vortheils nicht überfteigen darf 
(jog. Abtrittägeld, Abwech) (B. L.R. Urt. 827 f). Die Bortheildgeredjtigkeit 
fült ganz weg, wenn feiner der Erben „einftehen“ will und wenn das Gut 
wegen Schulden nicht behauptet werben fann (B. ER. Art. 827g). Wo der 
Borzugderbe dagegen ın Verſchwendung oder in ſolche Verbrechen gegen ben 
Erblafjer verfällt, melde Schenkungen aufheben, tritt Interimswirthſchaft ein. 
Doch haben alle diefe Beltimmungen, mit Ausnahme jedod) de für die Vortheils⸗ 
gerechtigkeit feitgeftellten Maximums, nur fubfidiäre Bedeutung: fie können Dem: 
nad) durch letztwillige Verfügungen abgeändert werben. Namentlich barf eine 
andere, al3 die vom Gefeg dejignirte Perſon, zum Anerben eingefegt werben. 
Durd) Anordnung der Eltern darf ferner ein Hofgut aud in halbe oder Bier: 
theilsantheile zerlegt und mehreren Erben zugewiejen werben, jofern nämlich bie 
nöthigen Wirthſchaftsgebäude für fämmtlihe Familien vorhanden find oder doch 
mit Beobachtung der polizeilichen Erfordernifle hergeftellt werden fünnen. Jedoch 
darf über das Vorzugsrecht nur derjenige Erblaffer Verfügung treifen, welchem 
das Eigenthum am Hofgut gehört. Gehört e8 beiden Ehegatten, fo muß die 
Anordnung von beiden Ehegatten erfolgen, fo lange fie zujammenleben. Nah 
dem Tode des einen Ehegatten erhält der Meberlebende die Befugniß, über das 
Hofgut Beſtimmung zu treffen, und behält fie bis zur Wiederverheirathung. 


Die außerhalb des badifhen Schwarzwald vorkommende Individual⸗ 
jucceffion und Vortheilsgerechtigkeit charakteriſirt fi durch weniger conſequente 
und gleichmäßige Ausbildung. Sie iſt local ſehr verſchieden: Anerbe iſt auch 
nicht, wie im Schwarzwalde, überall der jüngſte Sohn und die älteſte Tochter, 
ſondern bisweilen auch der älteſte Sohn oder die älteſte Tochter. In Auggen 
und Hügelheim wird die Perſon des Vortheilsberechtigten durch das Loos 
beſtimmt, und tm Heidelberger Odenwalde ſowie in der Main- und Taubergegend 
entſcheidet über die Perſon deſſelben der Familienrath. Auch findet fich die 
Individualſucceſſion bisweilen ohne Vortheilsgerechtigkeit vor. 
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3. Gutsübertragungsverträge. 
A. Allgemeines über die Bedeutung diefer Verträge, 


Richt minder bedeutfam für die Erhaltung des bäuerlichen Grundeigenthums 
in der Familie als das Anerbenrecht find die Gutsübertragungsverträge. Die 
jelben werden auch als Gutsübergabe-, Gutsüberlaſſungs-, Gutsabtretungss, 
Abſtands⸗, Ausgedings⸗, Auszugs⸗, Altentheils⸗ oder Leibgedingsverträge be- 

det 


Diefe Berträge werden gewöhnlich zwifchen einem bäuerlichen Gutsbefitzer 
und einem feiner Deſcendenten in der Abjicht abgefchlofien, das Eigenthum und 
damit gewöhnlid au die Bewirthſchaftung des Guts bereit3 bei Lebzeiten der 
Eitern gegen Ausbedingung beftimmter Leiftungen an eines der Kinder übergehen 
zu laſſen. Für die Schulden des Bauern haftet der Uebernehmer nur ſoweit, 
al3 fie das Gut dinglich belaften oder von ihm ausdrüdlich übernommen find. 

In den Städten ımd ebenfo auf dem Lande in nicht bäuerlichen Kreifen 
pflegen dieſe Gutsübertragungsverträge außerordentlich felten vorzutommen. 
Und wo fie dennody angetroffen werden, unterjcheiden fie fi) von eigentlichen 
Kaufverträgen nur wenig, indem ſich der Vater gegen Uebergabe feines Hauſes, 
Guts u. |. w. gewöhnlich Zahlung eines den Werth des übergebenen Grund⸗ 
füds einigermaßen entipredyenden Preiſes ausbedingt. 

In bäuerliden Kreiſen dagegen haben die Uebertragumgäverträge heute 
eme jehr große Verbreitung, ſcheinen aber erft nach Ausgang des Mittelalters 
allgemein geworden zu fein. Wenigftend nimmt Hanjfen!?) an, daß an 
Stelle derſelben im Mittelalter die Verpachtung gegen den halben Ertrag 
verbreitet geweſen ei. 

Das Hauptmotiv für den von der Gutöherrfchaft begünftigten Abſchluß 
ter Gutsübertragungsverträge in bäuerlichen Kreifen beftand früher in dem 
Interefie der Gutsherrichaft an der Leiftungsfähigfeit des Bauern und befteht 
xgempärtig in der Ruhebedürftigkeit der fich der ſchweren bäuerlichen Arbeit 
ht mehr gemachten fühlenden Eltern. 

Diefes Motiv ift zugleich heutzutage dort das einzige, wo bie Gutsüber⸗ 
gabe ſich zugleich ausnahmsweiſe mit einer Bertheilung des Bauernguts unter 
mehrere Kinder verbindet. 

Dagegen tritt zu dieſem Motiv in Ländern, in denen das gemeine oder 
em demfelben nachgebildetes Snteftaterbrecht gilt, aber gleihwohl eine Naturals 

des Gut3 unter mehrere Erben nicht ftattfindet, gewöhnlich noch ein 
anderes hinzu: nämlich der Wunſch, bereitS bei Lebzeiten die ungetheilte Er- 
haltung des Guts in der Familie fiher zu ftellen. 

Ja diefe8 Motiv führt bisweilen fogar allein fchon zur Uebergabe des 

Gut. In foldem Fall pflegt fih der Bauer trog der Abtretung feiner 
igenthumsrechte bisweilen die Verwaltung und den Nießbrauch an dem Gut 
„id lange er lebt“, „fo lange er will”, vorzubehalten. Der Anerbe ift dann 
Eigenthämer, aber der das Gut Ahtretende genießt eine Reihe von Befugniſſen, 
welhe feine Stellung der eines Interimswirths annähern. 


19) Hanfien, Agrarhiftoriiche Abhandlungen, Leipzig 1:80, S. 37. 
11* 
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Ausnahmsweiſe bildet der Auszug aud den Gegenftand eines zwiſchen 
fremden Perfonen über ein Bauerngut abgeichloffenen Kaufvertrag, indem der 
Berkäufer fi neben dem Kaufpreife den Aufenthalt auf dem Gut und eine 
Reihe von fonftigen Leiftungen feitens des Käufers ausbedingt. 

Aber auch bei der Uebergabe des Gut3 an eines der Kinder pflegt der 


Mebernehmer die Auszahlung einer beftimmten Summe, die ihm gewöhnlich nicht 
beliebig gekündigt werden darf, fondern die er erft in beftimmten längeren Zielern 


auszuzahlen braucht, und außerdem die Yeiftung eines Auszugs, Austrags, 


Altentheils, eines Leibgedinges zu übernehmen. Die Geldfumme fällt nebft den 
etwa fonft noch im Beſitz der Eltern befindlichen Capitalien nah ihrem Tode 


oder auch ſchon vor demfelben den Geſchwiſtern des Gutsübernehmers zu. Den 
Auszug oder Altentheil genießen die übergebenden Eltern bis zum Tode des 
Längſtlebenden. Es ift dieje Leiftung gleihjam ein Yequivalent für den niedrigen 
Uebernahmepreis. 

Je nachdem ſich der Bauernſtand noch im Zuſtande der Naturalwirthſchaft 
befindet oder bereits zur Geldwirthſchaft übergegangen iſt, wird das Leibgedinge 
verſchieden vereinbart. Im erſteren Fall werden dem Gutsübergeber eine oder 
mehrere Kammern in dem Haupthauſe oder in einem Nebenhäuschen (das dann 
den Namen des Altentheilshauſes führt) angewieſen; ſein Vieh wird an der 
Krippe und auf der Weide des neuen Beſitzers gefüttert; ihm wird ein Stück 
Ackerland oder wenigſtens ein Gemüſe⸗ und Obſtgarten zur Benutzung vor: 


behalten; auch die Lieferung beſtimmter Bodenproducte ſowie ausnahmsweiſe 


ein kleines Taſchengeld werden ihm zugeſagt; endlich darf er die Hülfe der 
Arbeitskräfte des Hofes zu verſchiedenen Zwecken in Anſpruch nehmen u. ſ. w. 
In dem zweiten Fall dagegen erfolgt der größte Theil der ausbedungenen 
Leiſtung oder auch wohl die ganze Leiſtung an den Altentheiler in Geld. Aber 


ſelbſt dort, ioo er ſich eine Wohnung auf dem Hofe und ſonſtige Naturalleiſtungen 
vorbehalten hat, wird die Nutzung derſelben in Geld veranſchlagt, und ſteht dem 
Altentheiler gewöhnlich die freie Wahl zwiſchen der Naturalnugung oder der 


entjprechenden Geldleiftung frei. 


Wie die Geldwirthihaft die Beziehungen unter den Menſchen überhaupt 
freier geftaltet, fo pflegt auch der Altentheiler nicht felten bei der gelb: 


wirtbfchaftlihen Form der Verträge feinen Hof zu verlaffen und in die Stadt 


oder an einen anderen Ort auf dem Lande zu ziehen. Ja in Gegenden, in 


denen die Geldwirtbichaft die Naturalwirthſchaft vollftändig verdrängt hat, pflegt 
ähnlich wie in der Stadt auch auf dem Lande der Uebergabevertrag ſich in die 
Form eines zwiſchen den Eltern und einem der Kinder abgeſchloſſenen fürmlichen 
Kaufvertrags zu fleiden. So ift es in Braunfhweig, in einem The 
Badens u. f. w. Die Bedingungen des Kaufcontracts find ähnliche, wie die 
des Uebergabevertrags; nur pflegt der Kaufpreis hier mehr dem Verlkehrswerth 
des übergebenen Hofe3 zu entſprechen; auch fonft ift die Begünftigung des Käufers 
geringer al® bei dem Webergabevertrage; endlich pflegt die Leibzucht, mo fie 
überhaupt noch vorkommt, in Form einer Geldquote firirt und von den Eltern 
außerhalb des Hofes verzehrt zu werben. 

Die Gutsübertragungsverträge fommen ſowohl vor in Ländern, in denen 
die Bauerngüter ab intestato nach Anerbenrecht, al3 auch in Ländern, in denen 
fie nah allgemeinem Erbrecht vererbt werben, 
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re Bedeutung wird freilih in dem einen und anderen Fall eine fehr 
verfinedene fein. In dem erfteren Fall dienen fie zur Befeftigung des Ynteftat- 
erbrechts, mit dem fie ſich ihrer Grundidee nad) eins wiſſen, indem fie einzelne 
tüden und Mängel des ſchablonenhaften und deshalb den concreten und indivt- 
duellen Berbältniffen Leicht Zwang anthuenden Geſetzes ausfüllen und bejeitigen. 
Uebergabeverträge find in Hannover und in anderen Ländern von den ihre 
Höfe nach Anerbenrecht vererbenden Bauern früher aud deshalb abgeſchloſſen 
werden, mm bereitö bei Pebzeiten eine Summe Geldes zu erhalten, aus der fie 
ihre übrigen Kinder, die Geſchwiſter des Anerben, rechtzeitig angemeffen aus- 
Karten konnten. 

Im zweiten Fall dagegen fucht man durdy den Gut3übertragungsvertrag 
mait die Anwendung des allgemeinen Inteſtaterbrechts auf einen concreten Fall 
ausuſchließen. Statt das Inteſtaterbrecht im Einzelnen zu ergänzen und. näher 
auszuführen, wie im erften all, fest fi der Vertrag bier an die Stelle 
berielben, invem er für einen concreten Fall ein eigenes Recht begründet. 

Je mehr das Unerbenreht vor dem allgemeinen Erbrecht ins Weichen 
!camt, deſto größere Bedeutung erlangen die Gutsühertragungsverträge in 
tem Iegteren Sinn. Ja bei der geringen Neigung des Bauern für letzt⸗ 
willize Berfügungen werden fie in den Ländern des gemeinen Erbrechts zum 
Legen Mittel, welches die ungetheilte Erhaltung der Bauernhöfe in der Familie 
verbürgt. Indeß weiß ſchließlich das Inteſtaterbrecht fih auch in diefem Fall 
ta den Uebertragungsverträgen bis zu einem gewiſſen Grade zur Geltung zu 
dingen, indem dieje die Schätung des zu Üübergebenden Guts nad) dem Ver⸗ 
kbränerthe in fich aufnehmen. 


B. Stellung der Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung zu den 
But3übertragungsverträgen. 2 


Zu unterfheiden iſt bier zwiſchen dem gemeinen, preußifchen, jächfiichen, 
nerreichifchen Recht einerfeits umd dem Recht des Code civil andererfett®. 
Dem während die erfte Gruppe von Rechten die Gutsübertragungsverträge 
in Allgemeinen als Berträge unter Lebenden auffaßt, haben fie nad dem Code 
avil die Bedeutung einer anticipirten Erbfolge. 

Tie ältere Theorie des gemeinen Rechts war beftrebt, die Gutsübertragung 
uxter eine der befanmten römiſchrechtlichen Vertragsformen zu jubjumtren. So 
zurde von Einigen die Analogie ded Kaufvertrages zur Erklärung der Guts⸗ 
iberttagungöverträge herangezogen ( PuchtaJ. 

Rah einer anderen Anficht freilich fol die Gutsübertragung auch nad 
gucmen Hecht unter den Begriff der erfrühten Erbfolge fallen (Linde), ohne 
deß der Begriff der successio anticipata übrigens zur juriftiihen Durch— 

wäre. WS erfrübte Erbfolge kann die Gutsübertragung aber 
kon um deswillen nicht aufgefaßt werden, weil es ſich bei berfelben im der 
Kel um die Uebergabe nur eines Theild des bäuerlichen Gefammtvermögens, 
Kulıh des Bauernguts, Teineswegs aber des gefammten Nachlaſſes handelt. 
& bleibt denn nichts anderes übrig, als die Gutsühertragung mit Befeler als 
& eigenartiges Rechtögefchäft inter vivos, und zwar als einen onerofen Vertrag 
haften, eine Auffaſſung, die auch von der neueren Geſetzgebung und Praris 
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recipirt ift, indem fie die Gutsübertragung als einen eigenartigen Bertrag, 
der im römischen Recht nicht feines gleichen bat, behandeln 2°). | 

So definirt das preußische Allgemeine Randrecht 2!) I. 11 S$ 602-604, 
1113 umd Anhang zu $ 1087, 8 1088, I. 12 8 656, II. 2 S$ 312—315 den 
Gutsübertragungsvertrag als einen ſolchen Vertrag unter Lebenden, durch welchen 
ein Bauer feinen Hof einem feiner Söhne gegen Leibzucht (Auszug, Altentheil) 
und gegen Abfindung der übrigen Gefchwifter überträgt. ‘Dereinft gehörte es 
zu den Rechten der Gutsherrſchaft, den Unterthan, welcher der Bewirthfchaftung 
feiner bäuerlichen Stelle nicht gewachſen war, zu deren Abtretung an einen 
kräftigen Nachfolger gegen einen Auszug anzuhalten. Jetzt geichteht eine ſolche 
Abtretung immer freiwillig. Hinfichtlich diefes Vertrags beſtimmt das Geſetz aus⸗ 
drüdlich, daß er von den pflichttheilberechtigten Erben des Webertragenden nicht 
angefochten werden darf. Nur follen die unverforgten Kinder, falls fie aus dem 
nicht abgetretenen Theil des Nachlaſſes ihres verftorbenen Vaters die nothdürftige 
Ausftattung nicht erhalten, von den verforgten Geſchwiſtern verlangen können, 
daß fie das Nothwendige ergänzen. Doch darf feinem der Geſchwiſter ein 
höherer Betrag al3 Y/s der erhaltenen Ausftattung abgefordert werden. Für 
diefe Verträge war durch das AR. die gerichtliche Form vorgefchrieben und 
dem Richter zugleich die Verpflichtung auferlegt, darauf zu achten, daß der An- 
nehmer dem abgehenden Befiger einer Rufticalftelle nicht foldhe übermäßige Bor: 
theile zuſichere, wodurd „er felbit der Stelle gehörig vorzuftehen und die Laften 
derfelben zu tragen unvermögend wird“. Das für diefe Verträge aufgeftellte 
Erfordemiß richterlicher Betätigung (A.L. R. I. 11 8 604) trat bereits in 
Miderfprud zu dem im $ 1 des Landesculturedict3 vom 14. September 1811 
ausgefprochenen Grundlage und ift dann durch das Gefeg vom 11. Juli 1845 
8 1 über die Form der Rechtsgeſchäfte ausdrücklich außer Kraft gejetzt worden. 
Im Uebrigen iſt der Abſchluß von Uebertragungsverträgen aber nad) wie ver 
zuläffig, was u. X. in dem Gejeß, betreffend da3 eheliche Güterreht in der 
Provinz Weftphalen, vom 16. April 1860 85 3, 6 und 10 anerkannt iſt. 
Der Auszug bildet nad den Bmeden de3 InftitutS und nad) dem Willen der 
Parteien eine auf dem abgetretenen Grundftüd ruhende, auf deſſen jevesmalige 
Befiger übergehende Neallaft, muß aber in Folge der Vorfchriften der neuen 
Grundbuchordnung ??), um gegen Dritte eine Wirkung zu haben, in da3 Grund 
buch eingetragen merden. | 

Auch das ſächſiſche Bürgerliche Geſetzbuch SS 1157—1172, 515 fi. 
handelt den Auszug unter den Verträgen unter Rebenden ab und definirt den⸗ 
jelben als eine auf die Lebenszeit einer oder mehrerer Perfonen ausbedungene 
Leiftung, welche entweder als Reallaft auf ein Grundftüd gelegt oder mit einer 
Hypothek an einem Grundſtück verfehen iſt. Der Gegenfland des Auszugs Tann. 
in einer Leibrente, in Dienftleiftungen und in perfünlicden Dienftbarfetten be- 
ftehen. Im Uebrigen ift der Vertrag durch das ſächſiſche Bürgerliche Geſetzbuch 
feines ſpezifiſch bäuerlichen Charakters vollftändig entfleivet worden. 


20) Bejeler, Deutiched Privatrecht, 2. Aufl., Det 
a H. Dernburg, Lehrbuch des preußiichen Privatrechte, Bd. 1, Halle 1875, 


310. 
s 22) Geſetz über den Eigenthumderwerb und die dingliche Belaftung ber Grund: 
flüde u. |. w. dom 5. Mai 1872 5 11 und Grundbuchorbnung vom 5. Mai 1872 8 76. 
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Durch die neuere Gefegebung find ähnlich wie in Preußen auch in den 
anderen deutſchen Staaten die Beſchräntungen, welchen der Gutsübertragungs- 
vertrag in materieller Beziehung früher unterworfen war, indem der Bauer 
ſich nicht vor Erreihung eines beftimmten Alters auf den Altentheil fegen und 
der auszubedingende Altentheil ein gewiſſes Marimum nicht überfchreiten durfte, 
überall befeitigt worden. Auch unterliegt diefer Vertrag heutzutage in den meiften 
Lindern weder der Betätigung der Gutsherrſchaft noch der der Juſtiz⸗ oder 
der Berwaltungsbehörben. 

Liegt nun ſchon im der deuticherechtlichen Structur des Webergabevertragg, 
im Gegenfag zur Auffaffung des franzöfiichen Rechts, eine Begünftigung defjelben 
vor, fo findet eine ſolche ausnahmsweiſe auch durd) die Steuergejetgebung ftatt. 

So wird in der Provinz Weftphalen, in Folge des Gefeged vom 22. Juli 
1861, betreffend die Entrihtung des Stempel von Vebertragungsverträgen 
zwiſchen Afcendenten und Defcenventen, bei der Uebergabe von Immobilien 
zwiſchen Afcendenten und Defcendenten die Gebühr nur von jenem Theile des 
Erwerböpreifes gezahlt, der nach Abzug aller übernommenen Yaften übrig bleibt. 

Und für Bayern, wo gegenwärtig der Uebernehmer ziemlich hohe Gebühren 
und Taren zahlen muß, ift neuerdings, d. h. im Herbft 1883 von der Gentral- 
verjammlung des Iandwirthfchaftlichen Vereins in Bayern, der Vorſchlag gemacht 
worden, dem Webernehmer diefe Taren und Gebühren vollftändig zu erlaffen. 

Anders al3 das gemeine Recht und die neueren deutſchen Particulargefeg- 
gebungen ſeßt der Code civil Art. 918, 919, 1075, 1076 den Gutsüber⸗ 
tragungsvertrag auf: nämlich al3 anticipirte Erbfolge 2). | 

Die Zuläffigfeit de partage anticip6 oder partage d’ascendants wird 
ſowohl in der Form von Schentungen unter Lebenden, als aud von legtiwilligen 
Berfügungen anerkannt, aber e3 wird zugleich ausdrüdlic Hinzugefügt, daß der 
Werth des auf dieſem Wege an einen oder mehrere Erben übergegangenen 
Vermögens dem Schenker oder Erblaffer auf feine quotite disponible angeredjnet 
md etiwaige dieſelbe überfteigende Werthe in die Erbſchaftsmaſſe eingeworfen 
werden müfjen. Indeſſen darf die Collation von denjenigen Defcendenten nicht 
verlangt werden, welche ausdrücklich in die Uebertragung gemilligt haben, und 
ebenjowenig überhaupt von den Seitenverwandten. Da Schenkungen unter Tebenden 
unmiderruflich und da diefelben der Transſeription unterworfen find, jo folgt ein 
Gleiches auch für den partage d’ascendants, fofern er in- der Form einer 
Schenkung unter Lebenden erfolgt ift. 

Der partage d’ascendants kann angefochten werden: 1) wenn die Theilung 
ht alle im Augenblid des Todes des Erblaſſers vorhandenen Kinder defjelben 
Berüdfihtigt hat, Art. 1078; 

2) wenn einer der Bedachten trog des Scheins gleicher Theilung in Wirk: 
lichkeit um mehr als ein Viertheil verlegt ift, Art. 1079; 

3) wenn der Erblafſer Anordnungen über einen ſolchen Betrag feines Ver⸗ 
mögen3 getroffen hat, welcher die quotite disponible überfteigt, Art. 1079, und 


23) C. 3. Zahariä, Handbuch des franzöfiicden Civilrechts, herausgeg. von 
Buchelt, 6. Aufl. Heidelberg 1875. Turot, L’enquete agricole de 18661870, 
Tarıs 1877, ©. 0— 3. ayer, Ueber Umftoßung von Theilungen, amwertund 

Minderung von a aamDoentbergaden, in den badiſchen Blättern für Juſtiz un 
Verwaltung von 1842, ©. 626 ff. 
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4) wenn der Art. 826 bezüglich der Gleichheit der Antheile, welche jeder 
— — der Praxis des Caſſationshofes zu beanſpruchen hat, verletzt 
worden iſt. 

Die Verjährungsfriſt für die Klagen, welche wegen Verletzung des Erbrechts 
durch den partage d'ascendants erhoben werden, läuft, vom Todestage des 
Erblaſſers gerechnet, entweder 30 Jahre (Nichtigkeitsbeſchwerde) oder 10 Jahre 
(Reſciſſionsklage wegen Verletzung der Gunſt oder des Art. 826). 

Die Vermögensſchätzung zum Zweck der Ermittelung, ob durch den partage 
d'ascendants die Rechte der Erben verletzt ſind, ſoll auf Grund des Art. 1079 
nach der Praxis des Caſſationshofes, die zugleich der Anſicht eines namhaften 
Theils der franzöſiſchen Juriſten entſpricht, nach dem Zuſtande, in dem ſich das 
Vermögen des Erblaſſers im Augenblick ſeines Ablebens befindet, ſtattfinden. 
Nach einer von einer Minorität der Mitglieder des Appellhofs und einer 
Anzahl anderer Juriſten getheilten Anſicht ſoll dagegen der Zuſtand des Ver⸗ 
mögens zur Zeit der Theilung hierfür maßgebend fen. 


C. Berbreitung der Gutsübertragungäverträge in Rändern 
- mit Anerbenredt. 


In Ländern, in denen das Anerbenrecht gilt, pflegen die Gutsübertragungs- 
verträge im Allgemeinen nicht häufig vorzufommen, da bier für die Ber- 
erbung des Nachlafjes bereit? durch das Snteftaterbrecht in zweckmüßiger Weife 
geforgt if. Keinesfalls haben alſo Hier dieſe Verträge Die Bedeutung wie 
in den Ländern des gemeinen Rechts, wo ihre foctalmirthfchaftlih wichtigſte 
und darin befteht, den bäuerlichen Beſitz ungetheilt in der Familie zu 
erhalten. 

‚Werden fie in den Ländern des Anerbenrechts dennoch angewendet, fo 
geſchieht es, meil der Exblaffer ſich fchon bei Lebzeiten von der Bewirth— 
ſchaftung ſeines Guts zurüdziehen will oder weil die allgemeine erbrechtliche 
Regel ausnahmsweife den bejonderen Bedürfniffen des concreten Falls nicht ganz 
entipricht, ſei es num, daß der gejeglihe Anerbe ſich als untauglich für den 
Antritt der väterlichen Wirthſchaft erweift oder Daß eine andere als die vom 
Geſetz vorgejehene Vertheilung des Nachlaſſes wünfchenswerth erfcheint. 

Den früher allgemein üblichen naturalwirthſchaftlichen Charakter trägt 
der Altentheilsvertrag heute noch faſt ausnahmslos im mecklenburg⸗ 
ſchwerinſchen Domantum ?*). Hier find die Altentheile durchweg in Natural⸗ 
leiftungen ausgefegt und nur bei Häufung mehrerer Altentheile gilt auch Die 
Geldzahlung als zuläffig. 

Ebenſo erhielt in Schleswig-Holftein??) no im Anfange des Yahr- 
hundert3 der alte arbeit3unfähige Hufner den fog. Altentheil in natura, d. h. 
eine Wohnung in der Altentheilöfathe nebft Deputat. Auch heute noch baben 
viele Bauernftellen ihre Altentheilswohnungen. 


— ll m 
7 


8 Paaſche in Bäuerliche Zuſtände in Deutſchland Bd. 3 S. 359. 
25) Hanfſſen, Aufhebung der Leibeigenſchaft in Schleöwig-Holften ©. 17. 
Bolelmann in Bäuerliche Zuftände Bd. 2 ©. 67. 
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u Hannover‘) müflen die Altentheilöverträge, namentlich in Calen= 
berg, Hildesheim, Osnabrück und Lingen, einige Verbreitung gehabt haben, wie 
ars den dem vorigen Jahrhundert entflanmenden für Diele Sender erlafjenen 

hervorgeht, durch welche den Bauern verboten wird, ſowohl vor 

Erreichung eines beftimmten Lebensalters ihren Hof dem Unerben zu übergeben 
als ga beftimmte Maxima bei den Leibzuchtsvereinbarungen zu überſchreiten. 
Im Herzogthum Oldenburg?) ſoll die Gutsübertragung unter 

Lebenden nur in den beiden münfterichen Sreifen und im Amt Wildeshaufen 
hanfiger vorfommen, während der Bauer der übrigen Landestheile fi an das 
Emidwort bält, „daß man fidh nicht eher ——— ſoll, ehe man zu Bette 
geht". Die Mehrzahl der bäuerlichen Nachlaſſenſchaften verfällt dem Inteſtat⸗ 
erbrecht, demm die phlegmatifche Bevölkerung entfchließt fi) nur ſchwer zu legt- 

ungen oder Gutöübertragungen. 

Auf den braunſchweigiſchen Bauerngütern?®) Dagegen pflegt die fog. 

minder felten in Anwendung zu kommen: fie befteht darın, daß 
ver Befiger im vorgefchrittenen Alter feinen Hof gegen Ausbedingung einer 
Rotmalleibzucht eimem feiner Kinder übergiebt. Dies ift im der Regel der 
ältehe Sohn. Doc kommt e8 in den wohlbabenderen Gegenden, befonders im 
Hügellande Häufig vor, daß, wenn ber ältefte Sohn ein ſtädtiſches Gewerbe 
ergreift a ftudirt, wozu fi leicht bei dem Beſuch der ftädtijchen höheren 
Selen eine Neigung ausbildet, alsdann der Bater einen jüngeren Bruder 
am Anerben beftimmt. Sn diefem Diftricte wird auch neben der Natural: 
iabzucht wielfach noch eine Gelbrente feitgefegt, ein Gebrauch, der mit dem 
Ragenden. Woblfiande immer mehr an Umfang gewinnt. Der Altvater oder 
Alfiger bleibt bei der Naturalleibzucht ftet3 auf dem Hofe, von dem er feinen 
Pr bezieht, wohnen. Auf größeren Höfen ift dafür ein befonderes Fleines 

— die Auszüglermohnumg oder das Leibzuchtshaus genannt — beftimmt. 

gr den zum hoben Harz gehörenden Amisgerichtsbezirken ift es üblich, 
de Hofverlaffung in die Form des Kaufcontract3 zu leiden. Die Bedingungen 
teffelben find denen ber Hofverlafiung ähnlich, finden fi nur durchweg in Geld 
usgebrüdt. In dieſem Bezirke kommen ausnahmsweiſe aud) Naturaltheilungen 
der Bauernhöfe im Erbwege vor. 

Auch im Fürftentbum Walded ift die Gutsabtretung vielfach in Hebung. 
Und zwar behält ſich der Bauer troß der Mebertragung de3 Eigenthums an 
imen Hof die Bewirthſchaftung deſſelben bisweilen, „fo lange er Tebt“ ober 
„fo lange er will”, vor. Es wird das als „Vorbehalt der Herrſchaft oder des 
Regerens“ bezeichnet. Der Anerbe ift dann Eigenthümer, aber der Abtretende 
: der — Vertreter des Hofs und beſitzt den Rechten eines Interims⸗ 

— Regelmäßig erfolgt zugleich mit der Gutsabtretung 
de N Bohn einer Leibzucht für den Abtretenden und defien Ehefrau, melde 
be Natur einer Neallaft hat. 


26) Galenbergiiche M.D. dv. 12. Mai 1772 c. VII R 1, 2. Hildesheimer Ver⸗ 
dv. 9. April 1781 c. 1 8 11. Osnabrück. 5. vdnung v. 26. April 1722 

e VIL Lingenfche Verordnung v. 9. Mai 1823 $ 29 
27) ——— Die Reform des Grunderbrechis im Herzogthum Oldenburg, 


Aenbur 15. 
buche enbinder in Bäuerliche Zuftände in Deutihland Bd.2 ©. 89. 
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Ausführliche Nachrichten über die Auszugs⸗ oder Altentheilsverträge 
und für das Herzogthum Altenburg?) vor. Letztere wurden 
der Form von Erbverträgen zwifchen den Eltern und ſämmtlichen Kindern ve 
Bericht abgefchloffen. Gegenwärtig dagegen wählt man meift die Form ei 
lediglich zwifchen dem Gutöübergeber und Gut3übernehmer vor dem öffentl 
Notar abzufcliegenden Ueberlafjungsvertragg, der einem SKaufvertrage glei 
geftellt wird. Derſelbe bedarf, wie alle Verfügungen über Grunbeigenthum u 
Altenburg, der gerichtlichen Confirmation, die gewöhnlich ebenfall3 von deu 
gerichtlichen Notar bewirkt wird. Die Abtretung des Guts erfolgt in der Re 
ın dem Zeitpunkt, in dem ſich der Anerbe verhetrathet, für die Hälfte des 
üblichen Kaufpreifes. Aus diefer Summe werden die Abfindungen für du 
Geſchwiſter des Anerben gebildet. Außerdem bedingt der Gutsübergeber fid 
gemöhnlich einen jehr hohen Auszug aus. Jedoch pflegt derjelde nur theilweiſt 
in Anſpruch genommen zu werden. Der Auszug befteht in der Regel aus fraa 
Wohnung, aus verfchtedenen zum Leben erforderlihen Naturalien und nur zum 
Heineren Theil au aus Geld. Die Wohnung wird nur auf größeren Gütern 
al3 eine von den Kindern getrennte ausbedungen; auf Heineren hingegen fäll 
fie mit der des Webernehmers zufammen, fo daß in diefer dem Auszügler nu 
ein befonderer Raum vorbehalten wird. Im Fall des Fortzugs wird dem Aus: 
zügler ein Hauszind gewährt und werden auch die anderen Naturalverpflichtunger 
m Geld umgewandelt. Die Abfindungsfummen der Geſchwiſter de3 Anerber 
werden gewöhnlich mit dem Wugenblid, in dem die Gefchwifter den Hof ver: 
laſſen, um ſich einen felbftändigen Erwerb zu ſuchen over fich zu verheirathen 
fällig. Stirbt der Abzufindende vor der Fälligkeit, jo geht die Abfindung: 
jumme auf feine Erben über. — Auch fommt es bisweilen vor, daß der Guts 
übergeber dem Anerben nur die Hälfte feines Guts überläßt, oder daß er nın 
das gefchloffene Gut abtritt und die ihm gehörigen walzenden Gründſtücke gleid 
den Mobiliarvermögen zurüdbehält. Ueber diefe zurlidbehaltenen Theile te 
Vermögens pflegt der Beſitzer dann gewöhnlich ebenfalls meift unter Lebender 
und nur ausnahmsweiſe auf den Todesfall zu Gunften der Gejchwifter des al: 
abgefunden geltenden Hofbefigerd zu disponiren. ft dies jedoch nicht gefchehen 
jo werden dieje zurüdbehaltenen VBermögensbeftandtheile nad) den Regeln de 
gemeinen Rechts an ſämmtliche Erben vererbt. 

Ausgedingsverträge pflegen auch in denjenigen XTheilen des badiſchen 
Schwarzwaldes80) vorzufommen, in denen für die gefchloffenen Hofgüte 
die Vortheilsgerechtigkeit befteht. Diefe Verträge werden meift in der Fom 
von Kaufverträgen abgefchloffen, die der abziehende Hofbefiger mit den Anerbe: 
abſchließt. In denjelden wird ein beſtimmter Kaufpreis ausbedungen, zu ben 
dann noch ein Leibgeding Hinzufommt. Im Amtsbezirk Wolfah finden di 


. 29) Verhandlungen der allgemeinen Berjammlung DM Land: und Forſi 
wirthe im J— und in denſelben namentlich die Ausſagen der beide 
bäuerlichen Experten M. —5 und 3. Krefſe, ſowie das Gutachten des Prof. Hanffſen 
Altenburg 1843, ©. 252, 265, 278. 

30) Biffing, Die geichloffenen Hofgüter, im Badiſchen Eentrafblatt 1855 S. & 
Schupp, Das Hofgüterweien im Amtöbezirt Wolfach, Heibelberg 1870, ©. 44 
Buchenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 ©. 269. 
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Atentheiler ihr Unterkommen gewöhnlich im Hofgebäube felbft, während im Amts- 
bezirk Offenburg zu diefem Zweck eigene Ausgedinghäufer beftehen. Auch im 
Badifchen wird in letter Zeit über die allzugrofe Höhe der Verpflichtungen des 
Uefernehmers geklagt. Die Verträge werden in die Grundbücher eingefchrieben, 
jo daß die von dem Gutsübernehmer übernommenen Verpflichtungen auf alle 
Befiger des Guts übergehen. Die Mebergabe erfolgt gewöhnlich um die Zeit, 
In der Anerbe fich verehelicht. 


D. Berbreitung der Öutsübertragungäverträge in Rändern 
mit gemeinem oder einem diefem verwandten Erbredt. 


Wenn der Öut3übertragungvertrag ſich in den bisher behandelten Ländern 
'anen Grundgedanken nach in Uebereinftimmung befindet mit dem geltenden Inteſtat⸗ 
erbrecht, als deſſen Ausflug und Spezialijirung er erfcheint, fo ift das bei den 
jetzt zu behandelnden Verträgen nicht der Fall. | 

Hier erfolgt der Abſchluß diefer Verträge in der Regel gegen die Intentionen 
des geltenden Inteſtaterbrechts, deſſen Anwendung, durch Uebergabe des Grund: 
mis an einen der Erben zu einem mäßigen Anjchlage, ausgefchloffen werden joll. 

Rır ausnahmsweife folgen die Mebergabeverträge aud hier der von dem 
Jateftaterbrecht vorgezeichneten Richtung, wenn fie auf die Naturaltheilung des 
übergebenen Grundſtücks oder doc wenigitend auf die Uebergabe des Nadjlaf- 
gandſtüds zum vollen Verkehrswerth gerichtet find. 

Aehnlich wie in den Ländern mit Anerbenrecht werben die Gut3übertragung3- 
dernäge auch in den Ländern des gemeinen Erbrechts in Gemäßheit einer feſten 
Einerlihen Eitte abgefchlofien. Aber diefe Sitte iſt nicht immer eine Rechtsſitte, 
deren Uebung opinione juris, auf Grund eines beftehenden Gewohnheitsrechts 
erelgt, jondern fie ift bisweilen nur eine factifhe Hebung. Indeß hält es im 
eitzelnen Fall ſehr ſchwer zu conftatiren, ob die betreffende Dispofition in Ge- 
möpheit eines Gewohnheitsrechts oder nur einer factifhen Uebung erfolgt fet. 

Im Königreich Sahjen®!) darf feit dem Dismembrationsgefeg vom 
30. Rovember 1843, deffen Beftimmungen wir oben auf ©. 127 ff. eingehend mit- 
geheilt haben, ohne beſondere Dispenjation von den Bauerngütern ſowie von 
ea geſchloſſenen Befigungen überhaupt (al3 melde die in ftädtifchen Gemeinve- 
bezirlen belegenen Grundftüde nicht zu betrachten find) für alle Folgezeit nicht 
mer als ein Drittel abgetrennt werden. Als Bafis des Beſitzſtandes gilt der 
Zußand des Jahres 1843 und als Maßſtab gelten die Steuereinheiten. Ueber 
Re Dispensgefuche wurde früher von der oberen Verwaltungsbehörbe allein 
eiſchieden; gegenwärtig beichließt die Amtshauptmannſchaft ımter Mitwirkung 
des Bezirisausſchuſſes. Die Dispenfationen werden nad) neueren Nachrichten 
hänfig verlangt und in fehr ausgiebiger Weife ertheilt. 

Zugleich aber hat das für das Königreih Sachſen erlaffene Zürgerliche 
Segbuch von 1863 allen Grundbefig dem allgemeinen, wefentlih dem römijchen 
Kedht nachgebildeten Erbrecht unterworfen. 


— — — — 


‚Dvd. Langsdorff in Bäuerliche Zuſtände in Deutſchland Bd. 2 S. 220. 
Sriefliche Mittheilungen des verftorbenen Geh.⸗Rath Reuning. 
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Die Gebundenheit des Grundbeſitzes und das gemeine Inteſtaterbrecht haben 
nun dahin geführt, daß die Bauerngutsbeſitzer ihre gebundenen Güter vielfach 
einem ihrer Kinder bei Lebzeiten zu übergeben pflegen. Die übrigen Kinder 
werden dann aus dem Mobiliarvermögen und dem bei der Uebergabe ausbedungenen 
Gelde ausgeſtattet. Der Werth, um den die Güter früher übertragen wurden, 
war ein Fehr niedriger; in den legten Dezennien ift er jedoch bedeutend ge: 
ftiegen, ohne freilich auch jet dem wirklichen Ertragd-, gefchweige denn dem 
Verkehrswerth der Immobilien gleichzulommen. 

Wie groß die Berbreitung der Gutsübergabeverträge im Königreich Sachen 
ft, ergiebt fi) aus der im Jahre 1847 aufgenommenen Berufsſtatiſtik, 
welche nicht weniger al8 17073 männlide und 27674 weiblihe, im Ganzen 
44 747 Auszügler zählte. | 

Aehnlich wie im Königreich Sachſen Liegen die DVererbungsverbältniffe des 
bäuerlichen Grundeigenthums in denjenigen thüringifhen Staaten??), 
in denen ſich eine relative Gebundenhett der geichloffenen Güter bis auf unſere 
Zeit erhalten bat, ohne daß doch diefe Güter zugleid) ab intestato nach Anerben- 
vecht vererbt würden. Hierher gehört zunähft das Großherzogthum Sadfen: 
Weimar. Gebundene Bauerngüter finden fi bier in größerem Umfange, 
namentlih im Neuftäbter Kreife; doc kommen fie auch im Eiſenacher und 
Weimarer Kreife vor, im Tegteren namentlih in den Fluren der Bezirke 
Blanfenhain und Remda, wie in denen der Kreife Apolda und Wieſelbach. 
Durch eine Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, Departement des Innern 
und der Juſtiz, vom 14. November 1860, die Verordnung, das bei Zer⸗ 
ihlagung und Abtrennung von gebundenen Gütern zu beobaditende Verfahren 
betreffend (&.S. XV ©. 112), nebft Naditrag vom 1. November 1865 
(Reg.-Bl. v. 3. 1865 ©. 522) ift die Zerichlagung der gebundenen Güter 
von der Genehmigung der zuftändigen Behörde abhängig gemadht. Dem Geſuche 
muß ein kataſtermäßiges Verzeichniß der einzelnen Theile des Gutes, fowie em 
- von der betreffenden Steuerbehörde angefertigter Plan über die darauf ruhenden 
Steuern und Abgaben beigefügt werden. Nachdem die Gerichtöbehörde alle 
nötbigen Erörterungen — Beiziehung der Erklärungen der betbeiligten Real- 
bereditigten u. dergl. — vorgenommen hat, giebt fie die ergangenen Acten gut= 
achtlich an den Bezirksdirector ab, der nunmehr das fragliche Geſuch nad 
allen Beziehungen genau zu prüfen, Widerſprüche der Gemeinde oder fonftige 
Bedenken zu erörtern und bierauf Entſcheidung zu treffen hat. Wird B 
gegen die Entjcheidung des Bezirksdirectors eingelegt, jo bat derjelbe dem 
Staatöminiftertum, Departement bes Innern, die Sache berichtlich vorzulegen, 
worauf dieſes endgiltig entjcheidet. 

Durd) dad Geſetz über die Bufammenlegung der Grundftüde vom 5. Mai 
1869 8 38 ift jedoch beftimmt worden, daß die Gebundenhett der bäuerlichen 
Beſitzungen überall da in Wegfall komme, wo fünftighin eine Zufammenlegung 
der Grundftüde ftattfindet, es ſei dem, daß der Eigenthümer des gebundenen 
Guts deren Erhaltung wünſcht. 


32) Br. Hildebrand, Statiftit Thüringens, Bd. 2: Agrarftatiftil, 1. Hälfte 
©. 8-10. — e Blätter für Bandiirtbichaft 1876 Nr. 5. Gan in Bäuer 
liche Zuflände Bd. 1 ©. 58, 54. 
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Für die walzenden Grunbftüde ift ein Stück-Minimum von Ye Ader 
gefeglich vorgeichrieben. 

Anh im Fürſtenthum Shwarzburg-Sondershaufen — umd zwar 
ipegtell in der Unterherrfchaft ımd im Bezirk Arnftabt, wo allein der Hufen: 
verband beſteht — ift nach dem Gefeg, die Theilung von Grundftiiden betreffend, 
vom 16. Juli 1857 (G.S. ©. 277) die Aufhebung der auß dem bisherigen 
Sufenverband berrührenden Bufammengehörigkeit von Grundftüden, die Auf: 
ung anderer Grundftüdöcomplere und die Abtrennung einzelner Theile von 

von der Genehmigung der Regierung abhängig gemadt. Diejelbe 
end gewährt, fofern folgende Bedingungen erfüllt find: 
1) die Landescultur nicht beeinträchtigt wird, und insbeſondere jedes Grundftüd, 
welches al3 Aderland benugt wird, an einen fahrbaren Weg ftöft, 

2) in Beziehung auf die Theilung von SHofftätten oder Gebäuden feine 
polizeilidien KHüdfichten entgegenftehen und 

3) bei Zertheilung von Orundftüden und Auflöfung von Grundſtücks⸗ 
compleren jet dem Erwerb bez. der gerichtlichen MWebertragung des 
Srundftüd3 mindeftend drei Jahre verflojlen find. 

Son Dielen Beftimmungen find ausdrücklich ausgenommen die behufs Aus- 
emanderfegung unter mehreren Miterben erfolgenden Theilungen, fowie Thei⸗ 
Imgen von Hofftätten und Gebäuden, die zu landwirthſchaftlichen Grundftüden 
in leinem Pertinenzverhãltniß ftehen. 

Theilungsgejuche find bei dem zuftändigen Landrath anzubringen, der fie 
ameber felbft entfcheivet oder dem Meinifter des Innern zur Entſcheidung 
übergiebt. Mit der Genehmigung zur Theilung bat zugleich eine Bertheilung 
der Grundſteuer reſp. Grundlaſten zu erfolgen. Gegen die Entſcheidungen des 
tandraths iſt ein Recurs an das Miniſterium ftatthaft. 

Endlich bedarf auh im Fürftentfum Reuß jüngerer Linie, wo die 
Gebundenheit des bäuerlichen Beſitzes in ſämmtlichen Bezirken befteht, fomohl 
die Dismembration größerer Gutscomplere, wie bie Abfpaltung einzelner 
Parcellen und die Zerfpaltung Iediger Stüde nad) dem Gefeß vom 30. April 
1866 $ 15 der Genehmigung des betreffenden Bezirksausſchuſſes, gegen deſſen 

der Recurd an das fürftlihe Minifterium zuläffig iſt. 

In allen diefen thüringiſchen Staaten wird der bäuerliche Grundbefig, 
ud zwar ohne Unterfchied, ob er geſchloſſen oder walzend ift, meift durch 
äge unter Lebenden vom Bater auf den Sohn vererbt. Ueber 
de Art, wie dieſes geſchieht, befigen wir aus dem Eifenaher Oberlande 
am ausführliche Schilderung. Bon hier wird berichtet, daß, wenn die 
Eiten, was häufig vorkommt, ſchon bei Lebzeiten ſich ihrer walzenden Hufen 
m Gunften ihrer Kinder entäußern, dies in der Regel im Wege der gleich= 
mögen Raturaltbeilung oder doc wenigftens der Zutheilung des Pflichttheils 
in Grundſtücken an fämmtlihe Kinder geſchieht. 

Die gefchlofienen Güter dagegen werden immer nur an eins der Kinder 
kergeben, das bisweilen aud einen Theil der walzenden Grundſtücke erhält. 
Uchrigend bat ſich diefe Art der Uebergabe ausnahmsweiſe auch dort erhalten, 
ze das ee Fe frei tbeilbar ift, fo 3. B. in den Ortichaften Derm⸗ 
be, Glattbach, Ober: und Unteralba. 
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Gewöhnlich übernimmt der ältefte Sohn das Anwefen fir einen mit den 
Eltern vereinbarten Preis. Von dem Uebernehmer erhalten die übrigen Kinder 
ihre Erbtheile; die Eltern behalten fi den Auszug vor. 

Der Auszug, Altentheil, die LTeibzucht oder Leibrente wird in der Hegel 
in der Weife vegulirt, daß die Eltern entweder von den Abnehmen naturaliter 
am ungefonderten Tiſch ernährt und fonft mit allem Erforderlichen erhalten 
werden, oder daß fie ſich eine Anzahl Grundftüde zur eigenen Bewirthſchaftung 
vorbehalten, wobei die Mebernehmer jedod die erforderlichen Arbeiten zu ver- 
richten übernehmen, oder endlich daß ihnen eine beftinnnte Quantität von verzehr- 
baren Gegenftänden und Geld gewährt wird. In der Regel bleiben die Eltern 
mit den Webernehmern zufammen. Der Auszug wird dur amtlichen Bertrag 
gemöhnlid nur für den Fall außbedungen, daß ein friedliches Zufammenleben 
zwilchen Eltern und Kindern nit möglich ift. 

Und auch im Herzogtfum Sahfen-Meiningen?®), wo die gejeg: 
lihen Beſchränkungen der Theilbarfeit des Grundeigenthums durch das Geſetz 
vom 9. Juli 1867 gänzlich aufgehoben ſind, kommt die Gutsabtretung ſehr 
häufig vor. Die Bedingungen derſelben ſind je nach Vermögen, Brauch und 
perſönlichem Belieben ſehr verſchieden. Unter ärmlichen Verhältniſſen erhalten 
die Eltern Wohnſitz im Hauſe und Beköſtigung am Tiſche des Uebernehmers; 
zuweilen wechſeln Wohnſitz und Verpflegung reihum bei den Kindern. In anderen 
Fällen hat der „Abtreter“ den „Sitz im Haufe”, erhält aber von den Kindern 
beftimmte Reichniffe an Getreide, Milch, auch etwas Geld. In wieder anderen 
Fallen behält ſich der Abtreter die Nugung beftummter Grundftüde oder ges 
wiſſer Flächen, die von den Annehmern beftellt werden, und wohl auch einige 
Stüde Vieh und eine eigene Hauswirthichaft vor. 

Achnlid geht Die Vererbung des bäuerlichen Grundeigentbums auch im 
Herzogtfum Sachſen-Coburg vor fih, wo durch das Gefeg vom 3. Juli 
1869 alle gefeglichen Beſchränkungen der Theilbarteit der Bauerngüter aufs 
gehoben find und der Gutsverband aufgelöft if. Wer Grundeigenthum theilen 
will, Bat nur der Grundbuchbehörde die zur Eintragung in das Grundbuch und 
zur Regulirung der Hnpothelen erforderliche Anzeige zu machen. 

Wie im Königreich Sachſen und in den thüringifchen Staaten, jo bat ſich 
aud in der preußifchen Provinz Sadyjen?*) der in den Ländern des fächfifchen 
Rechts übliche Gegenſatz der geichlofienen und der Wandeläder, und zwar 
trog Beſeitigung der rechtlichen Gebundenheit des Grundbeſitzes, alſo lediglich 
durch die Macht der Sitte, bis in unſere Tage erhalten. Während die ge⸗ 
ſchloſſenen Höfe hier meift an eins der Kinder gelangen, werden die Wandeläder 
entweder ebenfall8 dem geichloflenen Hofe erhalten und die, Gefchwifter des Guts⸗ 
übernehmer3 dann durch Geld abgefunden, oder fie werden gleihmäßig vertheilt. 

Die Vererbung der gefchlojfenen Güter erfolgt entweder im Wege teftamen- 
tarischer Succeffion oder durch Uebergabe des Guts bei Lebzeiten der Eltern. 

83) Statiftit Thüringend, Bd. 2: Agrarftatiftit, 1. Hälfte S.7. 8. Heim in 
Bäuerliche „gulnbe 30 N 8.9 en — 

34) W. Gerland in Bäuerliche Zuſtände Bd. 2 ©. 134 ff. Vorlage des 
fächfiichen a el: für den 6. Landtag der Provinz ‚Sadjien (1882), 
betreffend _Ddie anderweite gejegliche Regelung der Erbfolge in ben Landgütern der 
Provinz Sachſen, ©. 3. 4. 
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Die Altentheildverträge haben die weiteſte Verbreitung in der Altmark und 
im füblichen Theil des Regierungsbezirls Merjeburg, während in den übrigen 
Teilen dieſes Regierungsbezirls und im Aegierungsbezirt Erfurt diefe Sitte 
mehr zurücktritt. 

Der Altentheilsvertrag befteht darin, daß der Hof mit Schiff und Geſchirr 
zu einem mäßigen Preiſe geihägt und um denfelben, zu dem dann noch der 
Atentheil hinzukommt, an einen der Erben übergeben wird. 

In der Altmarf fällt die Abfindung der Gefchwifter, wenn diefe gegen 
Arbeit Nahrung und Unterhalt auf dem Hofe annehmen, nad) ihrem Tode 
maft an den Hof zurüd. Hier und in den anderen Theilen der Provinz erfolgt 
die Abfindung der Miterben bisweilen auch durch Zutheilung von Wandelädern 
on diefelben, der Regel nach erfolgt fie inder durch Capitalauszahlung. 

Die Uebergabe der gejchlofjenen Güter pflegt gewöhnlich kurz vor ber 
Emte zu erfolgen und der Ertrag diefer dann nicht mit gerechnet zu werden, 
iendern dem Gutsübernehmer als eime Art Präcipuum zuzufallen. Die etwa 
vorhandenen Capitalien behalten fi die Eltern meift vor und leben von den 
Zinfen derſelben. Nach ihrem Tode werden die Gapitalien ebenfo wie bie 
Wandeläcker zu gleihen Theilen unter ſämmtliche Kinder vertheilt. 

Bisweilen wird da8 Gut an den Anerben auch nur gegen ein billiges 
Pachtgeld verpadhtet oder e8 wird ihm der größte Theil des Guts übertragen, 
wobei ſich die Eltern dann einige Ader Landes vorbehalten. 

Meift führen die Eltern einen eignen Haushalt und Helfen nur ab und 
zu ın der Wirthſchaft des Sohnes. Doch kommt e8 auch vor, daß Eltern bei 
dem Rinde, welches den Hof bekommt, bleiben. 

Soldye Berträge werden in der Hegel fchriftlih abgefchlofien, aber fehr 
kelten in die Grundbücher eingetragen. 

Die preußifche Provinz Weftphalen?d) (das alte Wet: und Oftphalen 
mit Engern) zerfiel nad) Auflöfung der alten Herzogthümer im 12. Jahrhundert 
im eme große Anzahl von Territorien, die zum großen Theil unter kirchlichem 

ent 


Der großen Mannigfaltigkeit diefer Territorien entſprach aud, die Geftaltung 
des bäuerlichen Rechts. 
Daſſelbe läßt ſich auf folgende Typen zurücfführen: 
das meierrechtliche Verhältniß, hauptſächlich im Bistbum Paderborn, 
das Colonatverhältniß, beſonders im Herzogthum Weſtphalen, 
das Leibeigenthumsverhältniß in Minden, Ravensberg, Münſter u. ſ. w., 
das Hofhörigkeitsverhältniß mit feinen Hobs⸗ und Behandigungs⸗, auch 
Latengütern in Cleve, Mark, Eſſen und Verden u. ſ. w. 
‚. Dieſen perſönlichen Verhältniſſen der Bauern entſprach auch die ver⸗ 
ſchiedene rechtliche Natur der Bauerngüter. So gab es in Weſtphalen hofhörige 
und hofſdingliche Güter mit verſchiedenen Laſten, ferner Freibauerngüter, — 


35) v. Rönne⸗Lette, Die Landesculturgeſetzgebung des preußiſchen Staats, 
Berlin 1853, &. LIX u. paſſim. v. Säorlemer-Alft, Die Lage des ländlichen 
Grumdbefiges in Weftphalen, Münfter 1868. Derſelbe, Die Lage des Bauernfta 

m Wefipdalen, DMünfter 1864. Die Bererbung ber Bauernhöfe im alten Münſter⸗ 
laxbe, von einem bäuerlichen Hofbefiker. 
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wohl vom gutsherrlicden Berbande, nicht aber auch von allen bäuerlichen Laften 
frei waren, endlich Zinsgüter der verjchiedenften Art. 

Wie verfchieden alle diefe Güter aber auch immer in ihren Rechtsverhält⸗ 
nifien waren, jo waren fie doch größtentheil® rechtlich gebimden und wurden 
auf Grund verſchiedener Gewohnheiten, Statuten und Landesordnungen meift nad) 
einer vom gemeinen Recht abweichenden Succeffionsordnung vererbt. Eine 
Ausnahme galt nur für die jegigen Kreife Siegen und Wittgenftein, mehrere 
zum Landgericht zu Paderborn gehörige Bezirfe (fo in den Aemtern Wünnen⸗ 
berg und Harzberg, in der Warburger Börde, in Theilen der Aeınter Büren, 
Atteln und Lichtenau) und in dem größten Theil des Bezirks bes früheren 
Appellationsgericht8 zu Hamm, wo von Alter ber freie Theilbarfeit und gemein- 
rechtliche Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthums beftand. 

Durch die Errichtung des Großherzogthums Berg, des Königreichs Weſt⸗ 
phalen, des ———— und des Lippedepartements ſowie des Groß⸗ 
herzogthums Helfen brach für den Bauernſtand eine neue Phaſe der Ent- 
widelung an. Es wurde die Befreiung deſſelben und die Entlaftung bes 
Bodens, fowie die Einführung des Code civil decretirt. Mit diefem letteren 
waren zugleih alle fingulären Succeffionsordnungen befeitigt. Indeſſen gelang 
es doch nicht ebenfo ſchnell die neue Gefeggebung im Leben durchzuführen. 
So war denn der Zuftand der bäuerlichen Verhältniffe ein vielfach ungeflärter, 
als die jegige Provinz Weftphalen dem Königreic Preußen einverleibt wurde. 

Die preußiſche Regierung befand ſich bei ihrem Befigantritt der Provinz 
großen ar gegenüber. Im Jahr 1807 war belanntlid) aud) 
in Preußen die Erbunterthänigkeit aufgehoben worden. Jetzt handelte es fidh 
darum, die franzöfiiche Geleggebung, insbefondere den Code Napol&on, den 
man für das vechtörheintfche Gebiet nicht beibehalten wollte, abzufchaffen und 
an feine Stelle das preußiſche Landrecht fowie die neuere preußifhe Agrar⸗ 
gefeggebung zu ſetzen. 

Die Aufgabe, einen geordneten Rechtszuſtand herzuftellen, fuchten das Geſetz 
vom 25. September 1820 ımd die drei Gefege vom 21. April 1825 zu löſen. 
Die Erbunterthänigleit mit allen ihren Folgen blieb ohne Entſchädigung auf: 
gehoben. Und aud die freie Dispofitionsfähigfeit de8 Bauern wurde im All- 
gemeinen nicht angetaftet. Die Ausdehnung des landrechtlichen Erbrechts auf den 
geſammten ländlichen Grundbefig, der nicht dem Heimfall unterworfen war, 
erfolgte durch das Beleg vom 21. April 1825 und die Declaration vom 
24. November 1833; zugleid wurden die alten bäuerlichen Succeffionsordnungen 
aber für die heimfallsberechtigten Güter wieder hergeftellt, jollten jedoch nur fo 
lange gelten, als daS gutsherrlich-bäuerliche Berhältnig dauerte. Dieſes, das 
bereitö durch die frühere Gefeßgebung gelodert war, wurde ſodann durch das 
Geſetz vom 2. März 1850 endgiltig befeitigt. Seitdem bat die volle Ber- 
lehrsfreiheit und das Erbrecht des preußiſchen Landrechts auch für dieſe Güter 
Platz gegriffen. 

Trotz der Beſeitigung des Anerbenrechts hat der weſtphäliſche Bauer 
ſeine traditionelle Anhänglichkeit an den Hof aber doch beibehalten. Hierüber 
ſprach ſich der Freiherr A. von Harthauſen in den dreißiger Jahren folgender⸗ 
maßen aus: „Der Bauer opfert feine Perſönlichkeit ſtets den Intereſſen feines 


Dererbung des bänerlidden Grundeigenthums vor Erlaß ıc. 177 


Hof8 auf, er nennt fi gern nad) ihm und vergißt faft feinen Familiennamen ; 
freiwillig und ungezwungen wird er feinen Hof gewiß niemald zertbeilen.“ 
Und wieder in unferen Tagen konnte der Freiherr von Schorlemer-Alft jenen 
Ansipruh des älteren Gewährsmanns im Wefentlichen beftätigen: „Die 
Grumdbefiger der rothen Erde haben einen glüdlichen horror gegen jede Ber: 
önderung der Echolle, weldye fie in Theile zerlegt und dem Geblüte entfrembdet, 
und die Gefühl geht im großen Ganzen bis zum Heinen Kötter herab." Ya 
m dem an den Berein für Socialpolitit feitens des Vicepräſidenten des weft: 
phälifchen Bauernvereind , Gutöbefiger Windelmann , erftatteten Berichte wird 
die Naturaltheilung der Bauerngüter geradezu als „unfinniger Gebrauch“ be- 
zeichnet und von demſelben zugleich gejagt, „daß er zum Glüd“ „immer mehr 
abnehme”. 
Die Erhaltung des Grundbefiges in der Familie bildet in der ganzen 
Provinz, mit Ausnahme nur der Kreife Siegen und Wittgenftein, die Regel, fie ers 
folgt gewöhnlich durch Uebertragung oder, wie es hier bisweilen heißt, „Uebertrag” 
deſſelben am eins der Kinder zu Lebzeiten der Eltern und nur ausnahmsweiſe 
durch letztwillige Verfügungen. So konnte aus dem Kreife Bedum ın letter 
Jet berichtet werden, daß Fälle, in denen Grunpbefiger nicht über ihr Ver⸗ 
mögen bei Lebzeiten disponirt hätten, gar nicht vorzulommen pflegen. — In der 
Regel erhält der ältefte Sohn, in einigen Gegenden (im ZQedlenburgifchen, 
ingenfhen und einem Theil des Minden-Ravensbergifhen) wohl aud) Die 
jüngfte Tochter oder der jüngfte Sohn den Hof. Ausnahmsweiſe wird das- 
jerige Kind, das nad) Anficht der Eltern die meifte Gewähr für einen ruhigen 
Lebensabend derſelben bietet, zum Nachfolger ernannt. Bei der Uebergabe 
wird der Gutsübernehmer immer bevorzugt: in der Regel erhält er die 
Hälfte des Gutswerths vorab und geht dann mit den übrigen Gejchwiftern für 
den Reſt in gleiche Theile. Bei Sefiteitung der Uebergabebedingungen wird 
übrigend noch beſonders Rüdficht genommen darauf, ob Capital oder Schulden, 
ob viele oder wenige Kinder vorhanden find u. ſ. w. In der Regel pflegen die 
Eltem ihre Beſtimmungen verftändig zu treffen. Der Wltentheil wird feft- 
gefetst, aber nicht abgenommen. 

Spezielle Daten über die Sutsübergabeverhältniffe befigen wir aus dem 
Münfterlande. Hier pflegt der Hofbefiger, wenn er hoch in bie fechziger 
Jahre gelommen ift und „die Frau den Topf nicht mehr recht heben kann“, 
das Erbe, auf dem die Eheleute gewöhnlich 30—40 Jahre zuſammen gehauft 
haben, dem älteflen Sohn für eine Summe, bei deren Firirung genau überlegt 
wird, mas der Hof tragen künne, zu übergeben. Um dieſe Zeit verbeirathet 
fi) dann der Hofühernehmer. Aus der Uebertragsfumme erhalten die Geſchwiſter 
ihte in der Regel geringen Abfindungen. Um das geltende Pflichttheilärecht 
Emmert man ſich in der Regel nicht viel. Bisweilen behält der Vater fid) 
übrigens die Verwaltung und den Nießbrauch am Hofe vor und läßt nur das 
Egenthum am bdemfelben auf den älteften Sohn übergehen. Diefer Vorbehalt 
hat die Bedeutung eines Sicherheitsmitteld gegen fchlechte Wirthichaft und 
Undankbarkeit, indem bie alten Leute ihren Sohn und die Schwiegertochter 
— frei ſchalten und walten laſſen und nur im Nothfall von ihrem 

echte Gebrauch machen. Ausdrückliche Anerkennung findet die Sitte der Guts⸗ 
ũbertragungsverträge in ihrer alten Geſtalt, wonach die Ehegatten gemeinſchaftlich, 

Säriftn XIV. — v. Miaslomwstli, Grunbeigenthumvertheilung. IT. 12 
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und eventuell der überlebende Ehegatte allein, die Succeſſion in das gemein- 
ſchaftliche Vermögen regeln, durch das Geſetz, betreffend das eheliche ers 
in der Provinz Weftphalen und in ben Kreifen Rees, Efien ımb Duisburg, 
vom 16. April 1860 8 3, 6, 10. Ueber bie Verſuche, welche in den Jahren 
1836— 1849 gemacht worden find, ein diefer Sitte abäquates Inteftaterbrecht zu 
ſchaffen, wird weiter unten berichtet werden. Dieſelben waren im Ganzen mißglädt 
und haben demnad) an ber Sitte, den Bauernhof hauptſächlich durch Butsübergabe- 
verträge in der Familie zu erhalten, nicht8 geändert. 

Eine große Verbreitung finden die Gutsübertragungsverträge aud noch in 
denjenigen Theilen des Süvens, in denen fi inmitten der weit getriebenen 
Güterzerftüdelung ſpannfähige Bauerngiiter erhalten haben. So zunädft in 
einem großen Theil des Königreih8 Bayern?“), wo biefe Sitte namentlidh in 
Ober- und Niederbayern allgemein geübt wird. In Oberbayern 
wird ber Austrag bei ber Uebergabe als hypothetariſche Schuld in das 
Hypothekenbuch eingetragen. Die ihren Hof übergebenden Eltern bleiben auf 
demfelben und erhalten ihr genau beftimmtes Deputat an Geld und . 
reichniſſen; auch betbeiligt fih der Bater, jo lange er arbeitsfähig ift, nad 
feinem Belieben an den Arbeiten ber Wirthchaft. Bei dem Tode der Eltern 
werben beren Anfprüche an Geld ſowohl wie an Naturalien zu Gunften des 
neuen Befigerd im Hypothelenbuche gelöfht. Außer dem Austrag an bie 
Eltern hat der Gutsübernehmer den Geſchwiſtern ihre Exrbportionen zu zahlen. 
Auch in den übrigen Theilen Bayerns ift die Sitte de3 Austrags verbreitet. 
So erfolgt die Uebergabe des Bauerngutd in ber Oberpfalz obſervanz⸗ 
mäßig an den jüngften Sohn. Heirathet jedod ein anderer Sohn oder auch 
eine Tochter früher als diefer, jo wird nicht felten ihnen das Gut übertragen: 
doch pflegt dem jüngften Sohn in foldem Fall eine Entihädigungsfumme für 
ba® ihm gebührende Boraus gezahlt zu werben. Regelmäßig übrigens „metert“ 
ber Bater fo lange als möglich fort, indem er fein But felten vor dem fieben- 
zigften Jahr übergiebt und fid) dann einen — nn — Sa 
fiherten — Austrag ansbedingt, der, wenn er auch n Geh gering ift, 
durch die Naturalleiftungen das Anweſen bedeutend —28 Denn neben * 
Unterſchlupf werden noch gefordert Licht, Holz, Getreide, Erdäpfel, Kraut, 
Eier u. ſ. w. und zwar alles in großer Menge. Indeß iſt die Aufbringung 
der hohen Leibzucht, wenn die Eltern auf dem Hofe leben, was regelmäßig 
gehancht, nicht ſchwer. Der Gefammtaustrag führt im oberpfälziſchen Oftibeil 

die Bezeichnung „Läuterung”, die Baarſumme, weldye der Uebergeber neben dem 
Naturalaustrage erhält, deißt Angabsfriſt. In Oberfranken, namentlich 
im Bambergiſchen und Bayreuthiſchen kommt die Gutsübergabe nur aus 
nahmsweiſe bei den Grofgütlem — entgegen ber allgemeinen Landesfitte — 
vor. Das dad Gut übernehmende Kind erhält gewöhnlich eine fog. —— 
portion und befriedigt die Erbanſprüche der übrigen in Geld. 
Uebergabe des Bauernhofs, zu der es — in Folge der unter den — 
beſtehenden ehelichen Sütergemeinfchaft — der Buftimmung beider Eltern 


— —— — — —— 


Bavaria II, 1 ©. 317, 318; 1 ©. 361; III, 2 ©. 980, 981; IV, 1 
©. 2 ?: Rante in Bäuerliche — B.1 6. 274 ff. unb Cheberg daf. 
Bd. 31 ff. und paſſim. 
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bedarf, wird fo Lange als möglich gezögert. Bon dem Kinde, welchem Haus 
und Hof bleibt, fagt man: „es bleibt im Nefte”, die Eltern dagegen heißen 
nach der Uebergabe Altentheiler oder Altfiter oder Auszügler. ine eigen- 
tbümlihe Austragsbeftimmung betrifft das fog. Leichgetreide. Daffelbe, nicht 
felten 24 Degen Getreide umfafjend, ınuß vom Gutsübernehmer fogleih beim 
Vertragsabſchluſſe aufgefchättet und beim Tode des Altfiger3 an die Armen 
vertheilt werden. In Mittelfranken gefcieht die Uebertragung von Haus 
und Hof an eines der Kinder bei Lebzeiten der Eltern in der Regel gleich⸗ 
fall ziemlich ſpät. Denn „Uebergeben — Kummerleben“. Die Ueber: 
gabe erfolgt im füdlihen Mittelfranken objervanzmäßig an den älteften, 
im nördlichen an den jüngften Sohn. Die Berheirathung des Anerben 
erfolgt gewöhnlich nicht vor der Gutsübergabe, alſo meift ebenfalls fpät. Hat 
der Bauer fein Gut übergeben, fo heißt er Altbefiger oder Winkelbeſitzer. Im 
Anspochiſchen fagt man von ihm: „er figt im Korbe“. Der Austrag oder 
Altentheil beſteht in Naturalien und baarem Gelde und ift fehr hoch. Um es 
endlich zum „Kindsfauf" zu bringen, wie die Gutsüberweifung an der Aiſch 
und Zänm genannt wird, läßt fi der angehende Bauer manchen Vertrags: 
puntt gefallen, jedoch unter dem Vorbehalt der Nichterfällung. Für die übrigen 
Kinder, deren Erbtheile, namentlich bei Fleineren Gütern und großer Kinderzahl, 
ſehr gering ausfallen, iſt die Ausficht auf Gründung eines eigenen Heerds eine 
ſehr geringe; fie wandern daher meift aus. In Unterfranken endlich ift bie 

des Bauernguts an eins der Kinder fehr felten und fommt faft 
nur in den proteſtantiſchen Hochdörfern des füböftlihen Speflart vor. Die 
Berbeirathung des Kindes gilt in Unterfranfen mithin durchaus nicht als Voraus⸗ 
jegung der Gutsübergabe. Hier pflegen vielmehr mit gleicher Berechtigung bie 
Eltern mit ihren Kindern auch nad deren Verheirathung fortzubaufen, und 
namentlich der Schwiegerfohn fpielt wenig mehr als die Rolle des erften Knechts 
un Haufe. Stirbt der Sohn oder die Tochter ohne erbberedhtigte Nachkommen: 
Khaft, fo erhalten Schwiegertochter oder Schwiegerfohn ihr Eingebrachtes zurüd- 
gaahlt und es wird ihnen die Thür gemiefen. 

Während bisher überall, wo die Butsübergabe, der fog. Austrag, in Bayern 
vorlam, die Eltern darauf bedacht waren, den Uebernahmepreis fo zu beflimmen, 
dag der Erbe oder die Erbin das elterliche Gut ohne übergroße Belaftung der 
Brethichaft erhielt, macht ſich in neuerer Zeit eine Tendenz nad) unftatthafter 
Steigerung der Erbtheile der Gefchmwifter geltend. Dadurch ift fchon mander 

ruinirt worden. Für das Gejagte finden ſich in den von Profefjor 
9. Ranfe in der Publication des Vereins für Socialpolitit (Bäuerliche Zuftände 
W. 1 ©. 282—293) beigebraditen Hypothelenauszugen die nöthigen Belege. 

Mm Bürtemberg?”) find es namentlich Oberfhmwaben, das 
Hohenlohifhe und das Schwarzwaldgebiet, wo die Sitte der Guts⸗ 
ü göverträge, bier Ausgedingverträge genannt, in Kraft befteht. In 
Cherihwaben werden die arrondirten Bauerngüter (vereinödete Einzelhöfe) 
noch heute gewöhnlich bei Lebzeiten der Eltern an den älteften Sohn zu 
ann „KindSpreife”, der früher fehr niedrig war, in der Gegenwart aber die 





37) Fallati in ber tübinger Zeitichrift f. d. gel. St.W. 1845 ©. 320 fi. 
Selferid at 1853 ©. 192 ff., 201 ® 
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Tendenz bat, fid) dem vollen Ertragswerthe des Guts zu nähern, libergeben. 
Die Uebergabe pflegt erft im hohen Alter der Eltern zu erfolgen, fo daß der 
Anerbe erft jpät zur Heirath fchreitet. ‘Die Geſchwiſter des Anerben bleiben fo 
lange im Haufe des Bruders, bis fie eine pafjende Verſorgung finden. Auch 
im Hohenlohiſchen zeigt ſich daS Beftreben, die noch vielfach, gefchloffenen 
d. h. arromdirten Güter durd) Verkaufsverträge vor dem Zerfall nad) dem Tode 
des Erblaſſers zu ſchützen. Es gejchieht das meift dadurch, daß der Bauer einem 
feiner Söhne bei Lebzeiten fein Gut verkauft. Den Verkaufsvertrag fchließt ver 


Bauer zu einem dem findlichen Anfchlage entfpredhenden Preife ab. Aus dem 


Kaufpreife erhalten die Gefchmwifter des Anerben ihre Abfindungen; diefelben haben 


aber außerdem noch einen Anſpruch auf den fog. Unterfchlupf in einer Kammer des 


brübderlihen Haufes, den fie namentlih im Fall der Verarmung u. ſ. w. geltend 


machen. Endlich pflegen au auf der Alb, im Welzheimer Walde, in der 
Gegend von Hall und Ulm und im würtembergifhen Shwarzwalde 


Ausgedingverträge vorzufommen. Durch diefelben werden namentlic im Schwarz 
walde die Güter von 30—40 Morgen, auf denen bei der Raubheit des Klimas, 
den für den Landbau ungünftigen Abdachungsverhältnifien u. ſ. w. nur eine 


ertenfive Wirthſchaft ventabel ift, vor einer unwirthſchaftlichen Zerſplitterung 
gefhügt. Die Geſchwiſter des Gutsübernehmers — dies ift bei den Hallfchen | 


Bauern und im Welzheimer Walde in der Regel der ältefte, in Schwarzwalbe 


der jüngfte und bei den ehemals Ulmiſchen Bauern derjenige Sohn, der das 
höchſte Ausgedinge bezahlen kann — ſuchen entweder auf andere Bauerngüter 


zu heirathen oder fie kaufen ſich für ihre Abfindung ein kleines Gütchen. 
Aehnliche Verhältniffe finden ſich auch in demjenigen Theile des badiſchen 
Shwarzmwalds, in dem fidh weder die Gebundenheit der Hofgüter noch die 
Bortheilögerechtigteit erhalten hatten, fowie in anderen Theilen des Großberzog- 
thums Baden?) Namentlich in den längs dem Wege von Villingen nad) 
Vurtwangen, jowie überhaupt auf der Wafferfcheide zwifchen Donau und Rhein 
gelegenen Gemeinden wird der Beftand der großen Waldgüter meift nur durch 
Vebergabeverträge erhalten. Das Gut wird in der Negel nad) freier Wahl 
der Eltern dem tüchtigften unter den Söhnen gegen eine in ber Regel hohe 
Mebergabefumme, den fog. Vorbehalt, der meift als Forderung auf dem Gute 
ftehen bleibt, übergeben. Ueber diefen Vorbehalt pflegt dann der Vater zu Gunften 
feiner übrigen Kinder Tettwillig zu verfügen, jo daß z. B. der in Billingen 
niedergelafjene Gerichtänotar für die Bauern der Umgegend ca. 20—30 Teſta⸗ 
mente im Jahr abzufafien pflegt. Iſt kein Teftament errichtet, fo wird der Bor» 
behalt unter ſämmtliche Kinder — mit oder ohne Ausfchluß des Vorzugserben — 
zu gleichen Theilen vertheilt. Werner wird aus dem Amtöbezirt Freiburg 
berichtet, daß Dort aud die Hofgüter bei Lebzeiten der Eltern entweder an den 
jängften Sohn, wenn er milttärfrei geworden, oder an die ältefte Tochter, wenn 


38) Biffing, Die geichlofienen Hofgüter, im badiſchen Gentralblatt 1855 
Nr. 1-4. Bogelmann, Forſtgeſetz Bund ©. 11. Rau in ber Feſtſchrift für die 
Mitglieder ber 21. Berfammlung beuflcher ande und Forſtwirthe, Heidelberg 1860, 
©. 391. ae betreffend das Hofgüterweien, in den Verhandlungen ber zweiten 
Seifion des badiſchen Lanbesculturraths, Garlaruhe 1871, ©. 140. Mündliche 
Erfundigungen. 
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fie ſich verehelicht, übergeben werden. Der Gutsübernehmer ſucht ſich die Gleich 

‚ wie man den Vorbehalt dort nennt, durch eine reiche Heirath 
za verſchaffen. Endlich werden die größeren Bauerngüter auch auf dem Hügel- 
lande um Heidelberg, im badiſchen Seekreiſe und im badifhen Oden- 
walde meift durch Gutsübertragungsverträge zufammengehalten. Im vorderen 
badiſchen Ddenmalde pflegt der Bauer ſich bereit3 im kräftigſten Lebensalter 
zur Ruhe zu fegen und dem älteflen Sohne das Erbgut ca. 30 %/0 unter dem 
wahren Werth zu überlafien. 

Aehnlich wie aus dem badifchen, fo wird auh aus dem heſſiſchen 
Ddenmwalde??) über das Vorkommen der Webergabeverträge berichtet und — 
gelegt. Die Gutsübergabe erfolgt bier meift in der Form des Kaufvertrag®. 
Der findliche Anfchlag des Guts fteht gewöhnlich unter dem Verlaufswerth, 
ohne dag eine Anfechtung diefer Verträge ftattfände.. Die Wahl des Guts- 
übernehmers wird von den Eltern getroffen und fällt in der Regel auf den 
lteften Sohn. Die mit diefen Verträgen verbundenen Mebelftände bat bie 
Geſetzgebung feit dem eg des vorigen Jahrhunderts vergeblich zu befämpfen 
verfuht. Außerhalb des Odenwaldes findet fih im rechtsrheiniſchen 
Helfen die Sitte der Uebergabeverträge noch überall dort, wo fich geſchloſſene 
Güter erhalten haben, aljo namentlich im LandgerichtSbezirt Alsfeld, insbeſondere 
in Schwalmgrunde, in dem ganzen Hinterlande mit Ausnahme der Stadt 
Biedenkopf, in der Herrichuft Itter und in dem größten Theil von Lauterbach. 

Und aud aus Naffau*‘) wird berichtet, daß, trogdem die bäuerlichen 
Grundſtücke in der Regel im Erbmege zur Vertheilung gelangen, die Hofraithe 
manches Stadt: oder Dorfbewohners nebft den zum Delonomtebetriebe erforder. 
Then Grundſtücken durch Vermögensübergabe zu ermäßigtem Anſchlag in der 
Hand eines Miterben ımgetheilt erhalten wird. 

Ja felbft unter der Herrſchaft des franzöfifchen Rechts und im fteten 
Kampf gegen dafielbe haben fich in den zur ehemaligen gräflich Sickingenſchen 
Herrſchaft Landſtuhl (bayerifhe Pfalz) gehörigen Gemeinden in Folge der 
Uebertragungsverträge größere Bauerngüter — die fog. ganzen oder halben 
Xoosgüter — erhalten. Und auch auf dem Iinfen Rheinufer, namentlich in den 
Grafſchaften Mörs, Jülich und Eleve, wird der Beſtand der gejchlofjenen 
Stock- und Erbgüter auf diefe Sitte zurüdgeführt. Die Bauern ſuchen bier 
die Richter davon zu überzeugen, daß ihre Höfe im Sinne bes Code civil 
zu ben wntbeilbaren Saden gehören. Um die für diefen Fall vorgefehene 
Zubhaſtation zu vermeiden, werden meift von den Ehegatten gemeinfchaftlich 
oder von dem Meberlebenden allein mit einem der Kinder Gutsübertragungss 
verträge abgeſchloſſen. Auf diefe Verträge ift der Code civil injofern von 
Einfluß gewejen, als die Güter, wenn fie auch ungetbeilt an einen Erben 
übergehen, doch nach ihrem wahren Ertragswerth, ja bisweilen fogar nad) dem 
Verlehrswerth gefchägt iverden und ſämmtliche Kinder ihren gleichen Antheil, 


. 99 Neubauer, Zufammenftllung S. 22 u. 38. Staatdanwalt Zentgraf 
in der Gigung ber zweiten hefien-barmfläbtiichen Kammer vom 2. März 1858, vgl. 
de Menogtaphtfcien Bericht. biſche Denkichrift, betreffend das — 

Be! Commiffionsbericht des nafſauiſchen Communallandtags in Sachen ber ander: 
weiten — 5 des —— von Ts, ©. 250. , 
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jowohl an dem dergeftalt ermittelten Gutswerth, als an dem Inventar und 
fonftigen beweglichen Capital erhalten. 

Aud im der Provinz Brandenburg‘) wird der Erbgang in Be 
ziehung auf Bauernhöfe in der Regel gewohnheitsmäßig fo geregelt, daß von 
mehreren Nachkommen des Hofbefigerd der Hof Einem zugewendet wird. Diefer 
Hofeserbe, der nicht immer der ältefte Sohn zu fein pflegt, indem auch jüngere 
Söhne, ja jelbft vermögende Töchtermänner als Hofeserben vortommen, kauft 
den Hof zu einem ſehr mäßigen Preiſe, welcher als Erbtheil der Geſchwiſter 
eingetragen und zu 4—41/s %/o verzinft wird. Dieſer Uebernahmepreis enthält 
eine Bevorzugung des Hofeserben vor den übrigen Miterben und geftattet dem- 
felden, die Wirthſchaft ohne Schwierigkeiten fortzuführen. Außerdem bedingen 
fi) die Eltern einen Altentheil aus. Der Altentheil wird ftetS ſpeziell normirt 
und bupothefarifc in Abtheilung II des Hypothekenbuchs eingetragen. 

Für die Beftimmung des Altentheils giebt e8 mehrere Hauptformen. 

Die eine befteht darin, daß fid die Eltern eine Meine Wirtbichaft, ein 
eigene® Haus und einem Garten vorbehalten: fie laſſen fi) die Kartoffeln, 
ben Flachs u. f. w. von dem Befiger anfäen, halten ı—2 Kühe, Schafe und 
Schweine und erhalten außerdem Naturalien und ein baares Taſchengeld. 

Oder es werden ſeitens der Eltern die Mitbenugung der Wohnung und 
bes Gartens, ohne daß eine eigene Wirthſchaft geführt wird, fowie Naturalien 
und Taſchengeld ausgemacht. 

In einem dritten Fall erhalten die Eltern bei freier Wohnung nur eine 
Geldrente. 

Die erſten beiden Formen waren früher die beliebteren, in neuerer Zeit 
findet man den Rentenbezug häufiger, weil er zu weniger Streit führt, als die 
beiden erſten Formen. 

Eine vierte Form des Altentheils findet ſich meiſt nur bei den kleineren 
Bauern. Sie lafſen zwar den Altentheil für den Streitfall gerichtlich feſtſtellen, 
arbeiten aber im Uebrigen in Feld und Stall mit und werden dafür am Tiſch 
der jungen Leute vollftändig verjorgt 

Nach dem Abfterben des einen der beiden Altentheiler bezieht der andere 
den ganzen Altentheil bis zu feinem Tode ungejchmälert fort. 

HM fein Baarvermögen vorhanden, aus dem die Miterben abgetheilt 
werden fönnten, fo fucht der Käufer zu beirathen und findet in der Regel eine 
Frau mit hinreichender Mitgift. Solche Heirathen werden vollftändig geichäfts- 
mäßig gefchlofien. — 

Dieſen Mittheilungen finden ſich in dem Bericht, dem wir die obigen Daten 
entnehmen, zwei Altentheilsverträge angefehlofien. 

Aus der der Provinz Brandenburg in wirtbichaftliher Beziehung ſehr 
ähnlichen Altmart*?), und zwar aus dem reife Ofterburg, heißt es, daß 
dort in der Regel der ältefte Sohn den Hof zu erhalten pflegt. Derfelbe hat 
nad) freier Uebereintunft die Erbtheile der anderen Geſchwiſter herauszuzahlen 
und den Eltern einen Altentheil zu geben. Die Abfindungen an die Geſchwiſter 
betragen gewöhnlich zufammen ein Viertel bis ein Drittel des Verkaufswerths 


41) v. Ganftein in den Verhandlungen des preußi 8.0.€. 1883 ©. 62, 68. 
42) Genj 4 in Bäuerliche Zuſtaͤnde B. 3 e 56. ya auch oben ©. 174, 175. 
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des Hofes: diefelben werden höher oder niedriger normirt, je nachdem der 

er Bermögen erheirathet oder noch bereit? vorhandene Schulden zu 
übermehmen hat. Der Altentbeil beträgt auf einem Bauern-(Hufner-)Hofe in 
der Regel neben freier Wohnung 1 Wispel 6 Scheffel Roggen, 6 Scheffel 
Bergen, 6 Scheffel Gerſte, 6 Scheffel Hafer, 1 Morgen beftellten und gedüngten 
Ader zum Anbau von Lein oder Fartoffeln, die für 2 Kühe und dazu 
ausreichend Strob und Heu, 2 halbjährige Schweine, ! /s Scheffel Salz, etwas 
Gartenland umd Brennholz nad Bedarf. 

Auch m Schlefien*?) befteht allgemein der Gebrauch, umd zwar nicht 
zur unter den Bauern, fondern auch unter den Stellenbefigern und jog. Gärtnern, 
dur Ueberlafiung des Guts an eins der Kinder — in der Hegel den jüngften 
Son — zu einem mäßigen Preiſe den Grundbefig in der Yamilie zu ver: 
erden. Speziell im Bauernſtande pflegen die Eltern die Exbtheile der Kinder 
kefzufegen, dem Gutsühernehmer günftige Zahlungsbebingungen zu gewähren 
und für ſich einen Auszug vorzubehalten. | 

In Oftpreußen*t) vollzieht ſich gleichfalls der Erbübergang der bäuer⸗ 
lichen Grundftüde faft ganz allgemein in der Weile, daß biefelben bereit bei 
Lebzeiten Der Eltern in den Befig eines Kindes gelangen. Aus dem Bezirk des 
oſtpreußiſchen landwirthſchaftlichen Centralvereins wird berichtet, daß dies übrigens 
durchaus nicht immer der ältefte Sohn, fondern bisweilen auch der jüngfte oder 
derjenige Sohn ift, dem fich gerade Gelegenheit bietet, eine vortheilhafte Heirath 
emzugehen, oder welcher bie meiſte Gewähr dafür bietet, die Eltern in ihren 
alten Tagen gut zu verforgen und mit ifmen auf friedlihem Fuße zufammen 
im emem Haushalte zu leben. Wenn kein Sohn in der Familie vorhanden ift 
oder färnmtliche Söhne andere Berufsarten ergriffen haben, alfo 3.8. ein Hand- 
mert erlemt haben oder beim Militär geblieben find oder die Beamtencarriere 
eingeſchlagen haben, jo geht die Befigung auch mohl auf eine Tochter bezw. 
dern Mam über, welder fi), wie der Ausdrud lautet, in die Wirth: 
ſchaft „einheirathet”. Demjenigen Rinde, welches die Wirthſchaft übernimmt, 
werd diefelbe, je nad, den Verhältniſſen und der Bemefjung des Altentheils, 
zu 25—50°%/o unter dem Verkaufswerthe angerechnet. Dan kann annehmen, 
daß das Erbtheil des Beſitznachfolgers durchſchnittlich etwa noch ein Mal fo 
hoch bemeſſen wird, wie dasjenige feiner Geſchwiſter. Die Antheile der letzteren 
werden, ſoweit biejelben nicht bereits vorher verforgt oder mit baarem Gelbe 
abgefunden find, auf die Beſitzung eingetragen und aus dem eingebrachten Capital 
der jungen Frau oder aus den Wirthfchaftseripamifien in den erften Jahren 
na der Uebernahme der Wirthſchaft, jo lange die Familie noch Mein ift, ab- 
geablt. Der Altentheil oder das Ausgedinge ift, je nad ber Größe der 
Birthihaft und der Wohlhabenheit der Vefiger, verſchieden normirt und flellt 
emen Werth Dar, welder zwiſchen 200 und 600 Mark ſchwankt und unter 
Umfänden noch höher iſt. Der Hauptfahe nach befteht das Ausgedinge aus 


43) Gutachten des Juſtizrath Schneider für ben ſchleſiſchen Provinzial: 
ai, betreffend Emanation eined Geſetzes über bie ah ber Erbfolge von 
Bauerngütern in lefien vom 6. Aprıl 1881 ©. 6. Bericht aus dem Kreiſe 
Liegnig in den Verhandlungen bes preußifchen 2.O.C. von 1883 S. 218. 

4) Kreiß in Bänerliche Zuftände Bb. 2 ©. 296 ff. 
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Naturalien, deren Werth in einer Pauſchalſumme als Hypothek auf das Gut 
eingetragen wird. 

Der Altentheil wird im der Negel von den Eltern nicht in Anſpruch ge 
nommen; biejelben leben vielmehr mit ihren Kindern in einem Haushalt, efien a 
ihnen an einem Tiſch und helfen in der Wirthſchaft; auch die unverheiratheten Ges 
ſchwiſter, namentlich die Schweftern des Anerben, nehmen an dieſem gemeinfchaftlichen 
Haushalt Theil und behalten auf dem väterlichen Grundftüd ihren Wohnſitz dei. 

Nur wenn Zerwürfnifie in der Familie eintreten oder wenn dad Grund⸗ 
ftüd zum Verkauf kommt, wird der Altentheil in Anſpruch genommen und giebt 
unter dieſen Umſtänden nicht ſelten zu Streitigleiten und Proceſſen Veranlaſſung. 

Hat eine Uebergabe bei Lebzeiten nicht ſtattgefunden, ſo pflegt eins der 
Kinder nach dem Tode der Eltern das Grundſtück nach einer früher ſehr 
mäßigen, neuerdings etwas höher bemeſſenen gerichtlichen Tare zu übernehmen. 
Sp werden die bäuerlihen Grundftüde in der Regel nicht getheilt: nur in den 
reifen Allenftein und Ofterode fommt e8 vor, daß auf entfernteren Ländereien 
ein zweiter Wirtbfchaftshof für den zweiten Sohn errichtet wird oder daß bie 
Töchter entfernte Ländereien zur Ausfteuer erhalten. 

Speziel aus Litthauen und Mafuren*) wird der, obige Beridt 
nod dur folgende Einzelangaben ergänzt. Auch hier mwaltet bei Zodesfällen 
das energiſche Beſtreben vor, das Gut der Familie zu erhalten. Zugleich 
fehlt aber eine feſte Sitte hinſichtüch der Beſtimmung desjenigen Kindes, an 
welches das Gut übergeben wird, und des Maßſtabes, nach welchem der Werth des 
Guts beftimmt wird. Der fonft für die Webertragungsverträge in dem übrigen 
Theil der Provinz geltende Brauch findet auch bier jeine Anwendung. Der 
Bauer pflegt fih um fo früher zur Ruhe zu jegen, je günftiger feine materielle - 
Lage ift, der litthauiſche Bauer im Allgemeinen früher als ber deutſche. 
Die Uebergabetare pflegt ?is—®/s des durchſchnittlichen Kaufpreiſes zu betragen. 
Die Altentheile find auch bier hoch. Doch werden die dadurch entftehenden 
Schwierigfeiten meift durch gemeinfames Familienleben gehoben. Der Bauer 
beirathet in der Regel früh, jedenfalls möglichft bald, nachdem er die Wirthfchaft 
übernommen hat. Die jüngeren Geſchwiſter bleiben mit den Eltern zuſammen 
im Hauſe des Bruders und arbeiten in der Wirthſchaft deſſelben mit. Die 
älteren Geſchwiſter des Bauern gehen, ſofern ſie ſich nicht verheirathen, vielfach 
in fremde Dienſte und gelten auf dem Lande wie in den Städten als die beſten, 
zuverläſſigſten Dienſtboten; ; von den Söhnen dienen viele beim Militär als 
Unterofficiere weiter und werden dann Subalternbeamte oder Handwerker. 
Manche derſelben erwerben ſich auch mit ihrem Erbtheil eine kleine Beſitzung 
und arbeiten nebenbei gegen Lohn. In den Kreiſen der wohlhabenden Bauern 
kommt es nicht felten vor, daß einzelne Söhne das Gymmaſium abſolviren und 
ftudiren: überhaupt führt der WBauernftand bier den anderen Ständen fort: 
während neue Arbeitskräfte zu. 

In Weftpreußen?‘) fcheint die Erbrechtäfitte, wenn man bier über: 
haupt von einer folchen fprechen darf, noch weniger einheitlich zu fein, als m 
Brandenburg und Oftpreufen. 


45) Stödel in Bäuerliche Er Bd.2 S. 326 ff. 
46) Demler in Bäuerlide Zuftände Bb. 2 ©. 2427. Conrad⸗Jacobtken 
dafelbft S. 267. 
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Sn den Kreifen mit befieren Bobden- und Communicationsverbältniffen 
ginge nad dem Tode der Befiger deutfcher Herkunft die Bauerngliter ge⸗ 

nicht an eind der Kinder, fondern fle werden vor oder nad) diefem 
Zeitpunkt behufs bequemer ‚und gleichmäffigerer Erbtheilung verkauft. 

Dagegen gehen dort, wo die Vorausſetzungen für den Verkauf ber bäuer- 
lichen en ungünftige find, die im Befige deutſcher Bauern befind- 
lichen Güter meift auf eind der Kinder und zwar gemöhnlich auf den älteften 
Sohn über: demfelben bleibt es dann überlafien, durch eine vermögende Heirath 
bie Mittel zur Auszahlung der Exbtheile feiner Geſchwiſter zu beihaffen. Die 
ge wird meift ſchon bei Lebzeiten der Eltern den Kindern übergeben. 
Auf der Eulmer Höhe, wo fi) vor Zeiten ſchwäbiſche Coloniften feftgefett 
heben, pflegt gewöhnlich das jüngfte Kind das Grundſtück zu erhalten, 
zwar in der Regel um einen ſo viel billigeren Preis, wie der Werth des an 
die Eltern zu begebenden Leibgedings beträgt. 

Die Beſitzer polniſcher Zunge pflegen ihre Grundſtücke meiſt dem 
alteſſen Sohn zu übergeben ; indeflen theilen fie auch nicht felten ihren Befig 
unter zwei Söhne. Die Abfindung der anderen Kinder pflegt zu dem Erb- 
tbeile des älteften in keiner Beziehung zu ftehen. (Einer derartigen Erbtheilung 
der polniſchen Eltern kommt fehr zu ftatten, daß gewöhnlich ein oder zwei Söhne 
ſich dem geiftlihen Stande widmen. Kommen diefe in Amt und Würden, fo 
ind fie die Verſorger einiger Gefchmwifter, namentli der unverheirathet ge- 
biebenen Schweſtern. 

Uebrigens pflegen die bäuerlichen Beſitzer deutſcher und polniſcher Nationalität 
ucht ſelten auch eine derartige Naturaltheilung ihres Beſitzthums vorzunehmen, 
daß ein Sohn oder Schwiegerſohn die Hauptbeſitzung erhält, während die anderen 
Kinder durch einen kleinen Landantheil, ein ſog. Eigenkäthner-Grundſtück, ab- 
gefunden werben. 

Das bei den Uebertragungen ausbedungene Leibgedinge (Altentheil) beſteht 
gemöbnlich in freier Wohnung, etwas Land zu Kartoffeln und Gemüſe, einigen 
Scheffeln Kom, etwas baarem Gelbe, häufig einer beitimmten Zahl Fuhren zur 
kirche u. ſ. w. Der jährliche Werth deſſelben beträgt gewöhnlich 3—400 Mark. 

Aus der Provinz Bofen*”) wird berichtet, daß die weitaus üblichſte 
Ar der Nachlaßregulirung ſich durch eine Abmadhung unter Lebenden vollzieht. 
Bereits ein flüchtiger Blick in die Grundbücher oder in die Claſſenſteuer⸗ 
Kodweifungen genügt, um zu beweifen, daß eine Bauernwirthſchaft ohne Aus- 
geradezu zu den Seltenheiten gehört. Eins der Kinder erhält « den 
; nahdem das — und die Erbtheile für die Geſchwiſter feſtgeſtellt 
im das Hypothetenbuch eingetragen worden find. Das Ausgedinge bedingt 

e Befiger für ſich, und wenn feine Frau noch lebt, auch für dieſe 

Die jüngeren Geſchwiſter pflegen von dem Uebernehmer der Wirthſchaft, 

Berzicht auf die Zinſen des —*8 unterhalten zu werden; auch pflegen 
in an und Arbeit bei ihrem Bruder zu treten. Uebernehmer des Guts 
mr ausnahmsweiſe in einzelnen Gegenden, 3. B. im Birnbaumer Kreife, der 

dire Sohn; regelmäßig pflegt es basjenige Kind zu fein, welches entweder 
durch eine Heirath, die demfelben Geld gebracht hat, oder aus anderen Gründen 


ei 
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47) v. Nathuſius in Bäuerliche Zuſtände Bd. 8 S. 29. 
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hierzu am geeignetften erjcheint. Je deuticher eine Gegend ift und je beſſer es 
den Bauern geht, um fo größer pflegt die Bevorzugung de Gutsübernehmers 
gegenüber feinen Geſchwiſtern zu fein. 

In dem Birnbaumer, Czarnikauer und Wirfiger reife fol 
die Bevorzugung nicht weit genug gehen. Im Oborniter Kreife dagegen, fo 
berichtet der Landrath des dortigen Kreiſes, findet wenigftens bei allen dentſchen 

oßen und befler geftellten Bauern eine äußerft verftändige Ausgleichung der 
Snterefien des Gutsübernehmers und feiner Geſchwiſter ftatt. 


Endlich fei bier auch der in den deutſch-öſterreichiſchen Erblanden 
bezüglich der Vererbung des bäuerliden Grundeigenthums berrfchenden Sitte 
gedacht, bei welcher Gelegenheit wir mit einigen Worten auf die ältere Gejeg- 
gebung zurüdgreifen müfjen. 

In den deutſch-öſterreichiſchen Erblanden*®) Hatte fi das um 
gefchriebene Agrar: und Bauernrecht bis auf Joſef II. in den Pantaidingen 
erhalten. Erft unter diefem Kaiſer erfolgte ein entfcheidender Schritt zur 
Eodification des bäuerlihen Sonderrechts. 

Nicht als ob Joſef II. lediglich das ungefchriebene Recht des Bauernftandes 
hätte befeftigen und auf die Nachwelt überliefern wollen. Für feine Gefeg- 
ebungsacte waren weniger Gründe des Rechts, al3 der Agrarpolitit maßgebend. 
Anshefondere war es die aus Frankreich importirte phyſiokratiſche Lehre, welde 
fein Vorgehen auf dem Gebiete des Bauernrechts weſentlich beftimmt hat. 
Seleitet von Motiven der Volkswirthſchaftspolitik acceptirte die Joſefiniſche 
Gefeggebung zum Theil das überlieferte Recht, zum Theil reformirte fie baflelbe 
in rüdfichtslofer Weile. 

Das Patent vom 1. November 1781 hob die Yeibeigenichaft allgemein 
auf, erfannte das dominium utile des gefammten Bauernftandes an Haus und 
Hof an und begründete principiell die freie Veräußerlichteit und Verſchuldbarkeit 
des Bauerngutd dur den Beſitzer. Doch follte aus nationalöfonomifchen 
Gründen Linerſeits die Veräußerung nicht über die Grenzen bes ſtatuirten 
Beftiftungszwangs reichen und andererſeits die Berfhulbung des Bauern nicht 
zwei Dritttheile ſeines Vermögens überfchreiten dürfen, widrigenfalls vie 
Ungiltigfett der Rechtsgeſchäfte refp. die Abftiftung des Bauern vom Gute 
eintrat. 

Denfelben Geift athmet aud die fpätere Jofſefiniſche Geſetzgebung umd 
ebenfo die Geſetzgebung feines Nachfolgers, des Kaiſers Leopold; er war auf 
von dem größten Einfluß auf die Codification des Bürgerlichen Geſetzbuchs; haben 
doch die Nedactoren deſſelben die von der Joſefiniſchen Geſetzgebung eingefchlagene 
Richtung beibehalten, indem fie das bäuerliche Sonderrecht von dem Gebiet 


48) Dentichrift, betreffend die Erbfolge in landwirthichaftliche Güter und das 
— m Auftxage des Herrn Ackerbauminiſlers verfaßt vom Miniſterial⸗ 
rath Carl Peyrer, Wien 1888. (Graf EL, ie Erlaffung eines 
Agrarrechts für dad Deraogthum Salzburg, Sal —— Er ‚ Neber bie Frage 
eines fingulären Erbrecht? für ben Eleinen Srundbefiter, Wien 1888. 
mann, Studien über die Agrargefeggebung u. |. w. in Oefterreich, Bien 1872. 


Bererbung” bes bäuerlichen Grundeizenthums vor Erlaß ıc. 187 


ber Privatgefeggebung trennten und als Bffentliches Recht der Herrſchaft der 
politijchen Gefege zuwieſen 

Damit war der Dualisnus von gebundenen Bauerngütern und walzenden 
Gründen einftweilen beibehalten. 

Die Gebundenheit des bäuerlichen Grundeigenthums beftand darin, daß 
ame A von Grundſtücken von einem Bauerngut nur mit Bewilligung 
der politiichen Behörde und nur dann erfolgen durfte, wenn die Bauernrealität 
nicht unter em Biertelbauerngut herabſank. Dieſe Einrichtung, durch welche 
die Freitheilbarkeit der Bauerngüter in doppelter Weife beſchränkt war, nämlich 
einerfeitö durch Feftfegung eines Beſitzminimums, unter welches auch die politifche 
Behörde micht herabgehen durfte, andererſeits durch das Erforderniß der politiſchen 
Gnmdtremmungsbewilligung auch in anderen Fällen, nannte man den Be: 
Kiftungszmwang. Auf andere landwirthichaftlihe Güter, welche nicht in bie 
Kategorie der Bauerngüter gehörten, fand der Beftiftungszwang feine Anwendung. 
Sole Euizelgüter, Sondergüter, walzende Gründe, Ueberlandgründe genannt, 
fanden fich bei den meiften Bauernhöfen und bildeten ein loſeres Zubehör ber= 


Seit den ſechziger Jahren gelangten die Ideen des laissez faire, laissez 
auch auf dem Gebiete der Agrargefeggebung zum Durchbruch und führten 
zur Bejeitigung des fog. Beſtiftungszwangs, ſo daß jedem bäuerlichen Eigen⸗ 
ümer hinfort die freie Dispoſition über feinen Grundbeſitz eingeräumt wurde, 
daß er zur Zerlegung deſſelben der Einwilligung der politiſchen Behörde 


Die Beſeitigung des Beſtiftungszwangs erfolgte durch folgende Landes⸗ 
für Böhmen durch Gefep vom 20. December 1869 2.6.6, Nr. 84 


F 


Ei 


„ Mähren „ ® „24. September 1868 , „35 
„ Schlefien se " „30. September 1868 „21 
„ Niederöfterreih „ ’ „5. October 1868 , „14 
„ LOberöfterriih „ „  n 26. September 1868 „35 
„ Salburg = & „22. October 1868 „ „28 
„ Steiermart i - „24. September 1868 , „N 
„ Kärmthen „nn 1. November 1868 „u 29 
„ Borarlberg ie ß „ 715. October 1868 ,„ „ 46 
Nur der Tandtag von Tirol behielt (für Norbtirol) den Beftiftungs- 
bei. 


Neben dem Beſtiftungszwang hatte für die gebundenen Bauerngüter in 
Rumntlichen deutfch-öfterreichifhen Erblanden das Anerbenvecht geſetzliche Geltung. 
Seit Alter ber wurde hier der geichlofjene landwirthſchaftliche Grundbeſitz einem 
der Erben, meift dem jüngften Sohne, ausnahmsweife auch dem älteren oder 
demjenigen, den der Bater hierzu beſtimmt hatte, zugewieſen. Cine Natural- 
teilung des Guts unter mehrere Erben ober der Mitbeſitz derſelben nad) 
ideellen Theilen war ausgejchlofien. Die Gefchwifter des Anerben hatten, fo 
lange fie noch der Erziehung beburften oder als erwerbsunfähig auf dem Gute 
lebten, Anſpruch auf ftandesmäßigen Unterhalt und, foweit fie nicht aus dem 
übrigen, der gleihen Bertbeilung unterworfenen Nachlaſſe befriedigt werden 
Iomten, bald in befchräntterem, bald in ausgedehnterem Umfange Anipruc auf 
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eine angemefjene Abfindung, infoweit eine ſolche, ohne den Beſtand der Wirth- 
haft zu gefährden, aus den Erträgniffen des Guts gewährt werden konnte. 

Wie Joſef II. durch feine Gefeggebung tief in das Agrarrecht un All⸗ 
gemeinen eingriff, fo auch fpeziell in das bäuerlihe Erbredt. 

Nachdem er durch Patent vom 11. Mat 1786 die neue Parentelen- 
oder Sippfchaftserbfolge al3 die allgemeine, für alle Stände ohne Unterſchied 
geltende Erbfolge des freivererblichen Vermögens eingeführt hatte, ſah er ſich ſchon 
nah faum fünf Monaten beftimmt, durd das Patent vom 3. April 1787 
Modificationen in der Erbfolge und im Vormundſchaftsrecht des Bauernftandes 
eintreten zu laſſen. Dies geſchah durd die Anordnung, daß im Falle gefeg- 
licher Erbfolge die Wirthſchaft ftet3 dem älteftn Sohne zufallen follte, wenn 
nicht ein befonderer Umftand obwaltete, welcher durch das Kreisamt zu beurtheilen 
war. Durch dieſes Patent griff Joſef II. mit der ganzen Gewalt bes abjoluten 
Monarchen in die Gewohnheiten des Bauernflandes ein, indem er das gebräuch⸗ 
Ihe Juniorat und die Bormundfchaft des Stiefvaterd über den jüngften 
Sohn befeitigen wollte. Soweit in diefem Patent und überhaupt in der 
Joſefiniſchen Gefeggebung das Gewohnheitsrecht des Bauernſtandes gejchont 
wurde, geſchah es nur in der Ueberzeugung, daß dieſe aus dem alten Bauern⸗ 
rechte erübrigten Rechtsſätze dem volkswirthſchaftlichen Intereſſe entſprächen. 

Kaiſer Leopold änderte ſchon mit dem Patente vom 29. October 1790 
die Joſefiniſche bäuerliche Erbfolge- und Vormundſchaftsordnung inſofern ab, 
als dieſelben den gewohnheitsrechtlichen Anſchauungen des Bauernſtandes mehr 
angenähert und der Einfluß der Väter auf die Wahl der Anerben erheblich ge— 
fleigert wurde. Im Uebrigen wurden die Reſte des alten Hofrechts aud durch 
dieſes Gejeg anerkannt und befräftigt. 

Im Allgemeinen Bürgerlihen Gefegbud von 1811 war dieje der Natur 
der landwirthichaftlihen Güter angepafte Erbrechtögefeggebung aufrecht erhalten 
worden. Der $ 761 de8 A. B.G. B. beruft ſich ausdrüdlic auf diefe ältere 
Geſetzgebung und unterläßt es, felbft bejondere Normen über die Erbfolge in 
Bauerngüter aufzuftellen. War es eimerjeit3 ein Vortheil, daß das hiſtoriſch 
erwachſene Agrarrecht jelbft unter einer Geſetzgebung Schu fand, welche von 
ben allgemeinen Lehren, Die auf entgegengefeten Grundſätzen berubten, beeinflußt 
wurde, jo war doch der Mangel einer Codification der agrarrechtlichen umd 
bäuerlichen Rechtsverhältniſſe im Geſetzbuch jelbft mit Nachtheilen vernüpft. 
Denn hätte das Geſetzbuch felbft die Bauernerbfolge und das bäuerliche Yamilten- 
recht geregelt, jo hätte eine Befeitigung des älteren Rechts weniger leicht 
erfolgen können, als fie fpäter wirklich erfolgte. 

So aber führten einzelne für die Gegenwart nicht mehr paflende Detail- 
beftimmungen jener älteren Gelege fowie die ſchwankend gewordene Hand 
derfelben, namentlich aber die Verkennung der großen wirtbichaftlichen Unterſchiede 
in der Natur des Mobiliar: und Jmmobiltarbefiges ſeitens der Gejeßgeber zum 
Neichögefet vom 27. November 1868 (R. G. Bl. Nr. 79) und zu den in den 
Jahren 1868 und 1869 erlafjenen Landesgeſetzen. 

In dem Gefeg vom 27. November 1868 8 1 heißt es: „Die im 8 761 
des A. B.G.B. erwähnten in politiichen Gejegen enthaltenen Anordnungen, 
welche die Vererbung von Bauerngütern betreffen und hinſichtlich der Auseinander⸗ 
jegung der Vermögenöverhältniffe unter mehreren Miterben oder zwiſchen dem 
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Erben und dem überlebenden Gatten Abweichungen von den Beftimmungen des 
Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuches enthalten, treten in jenen Rändern oder 
Londestheilen, in welchen die Theilung von Bauerngütern gefeglic nicht mehr 
beſchränkt ift, mit Ablauf von drei Monaten nad) dem Tage der Kundmachung 
dieſes Geſetzes außer Wirkſamkeit.“ 

Durch dieſes Geſetz wurde die bis dahin geltende ſinguläre bäuerliche Erb⸗ 
folge aufgehoben und auch für Bauerngüter die Inteſtaterbfolge des Allgemeinen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs eingeführt und zwar in der ganzen obigen Ländergruppe, 
mit Ausnahme nur von Tirol, weldes Land mit dem Beſtiftungszwange auch 
die durch das Patent vom 9. October 1795 (9.6.8. Nr. 258) normirte 
gefeglihe Erbfolge in Bauerngüter beibehalten hat *?). 

Aber trog der Abfchaffung des fog. Beftiftungszwangs und des bäuer- 
fihen Erbredt3 im Jahre 1868 lebt auch noch heutzutage der Bauernftand 
in den deutjch:öfterreidhifchen Exblanden nad) denjelben Gewohnheiten wie früher. 
Bor allem ftrebt er danad), daß der Bauernhof möglichft ungetheilt und durch 
die Erbantheile der Gefchwifter des Gutsübernehmers nicht allzuſchwer belaftet 
von einer Generation auf die andere fomme. Zu dieſem Zweck bedient er fich 
hauptſächlich der Gutsübergabe, indem. das Bauerngut bereit3 bei Lebzeiten von 
dem arbeitsunfähigen Bater auf einen rüſtigen Sohn übertragen zu werben pflegt. 

Und auch die Wusgedinge und Erbtbeile der Gefchwilter regeln ſich noch 
velfah nad dem Herkommen. Co wird 3. B. aus Rärntben berichtet, 
daß fi an den feit alter Zeit beftehenden Verhältnifien wenig geändert hat. 
Früher erhielt der ältefle Sohn das Gut, der in foldem Fall milttärfrei war. 
Jegt bleibt e8 der freien Uebereinkunft 'überlafien, ob der ältefte oder ein 
jüngerer Sohn oder auch die Wittwe in den Beſitz tritt. ALS Uebernahmepreis 
wird der zmwanzigfache Werth des Reinertrags zu Grunde gelegt, woraus fid) 
für den Anerben in der Regel ein Vorzug von 30—50 °/o ergiebt. Bet der 
Uebergabe pflegt ſich der Uebergebende hier ſowohl wie in den anderen Kron⸗ 
ä einen Auszug oder Ausgeding, d. h. ein beftimmtes Quantum von 
Birfualien (Getreide, Mehl, Butter, Eier, Milch, Febervieh, Holz u. f. w.) 
und einiges Gelb, ſowie die unentgeltliche Beherbergung en Nach 
einer viel verbreiteten Uebung reſervirt fi der Auszügler bei Uebergabe der 
Birtäihaft das Nebenftübchen im Hof oder ein eigene zum Hof gehöriges 
Gebäude, den fog. Altentheil im eigentlichen Sim. 

Indeß werden aud aus Oefierreich ebenfo wie aus dem Deutichen Reich 
immer mehr Stimmen laut, weldje eine rechtliche Formulirung des thatſächlichen 
Gebranchs verlangen, weil diefer ohne eine ſolche Stüge immer mehr an Kraft 
und Wirkſamkeit verliert und durch das allgemeine Erbrecht des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zerſetzt wird. 


Während in den bisher behandelten Ländern die Gutsübertragungsverträge 
fih entweder an das frühere Anerbenrecht oder doch an die ehemalige Gebunden- 


49) Diejes Patent Hat dem DBeftreben, welches überhaupt dem Anerbenrecdht zu 
Grande Liegt, nämlich dem Anerben die Erhaltung des Guts in ber get möglich 
— im 5 5 folgenden Ausdruck gegeben: Im Falle der Schätzung iſt der 

5 mit Räckſicht auf alle Umſtände dermaßen zu beſtimmen, daß ber ein- 
tretende Befiber auf dem Gute wohl beftehen könne.“ 
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beit der Bauerngüter, melde beide Inſtitute exrft in unferem Jahrhundert be- 
jettigt worden find und noch heute in der Sitte fortleben, anfchliehen, gilt ein 
Gleiches nicht auch von den jeßt zu ermwähnenden Ländern und Landestheilen, in 
denen die Freitheilbarfeit der Güter und das gemeine oder ein demfelben ver- 
wandtes Erbrecht feit jeher oder doch wenigſtens feit ange die Regel bilden. 

Hierher gehören die beiden oldenburgifhen Kreiſe Jever und 
Kloppenburg, wo das Inteſtaterbrecht dadurch unwirkfam gemadt zu werben 
pflegt, daß die Eltern gewohnheitsmäßig eins ihrer Finder bei Lebzeiten zum 
Nachfolger zu ernennen pflegen. 

Auh in dem zur Provinz Hannover gehörigen Marſchlande an den 
Küften der Nordfee, fowie an den Mündungen der Elbe und Weſer, ferner in 
den Marfchgegenden an der Weftküfte Schleswig-Holfteins pflegen die 
Bauern ihren Grundbeſitz trotz der feit Alters her geltenden freien Theilbarkeit 
defjelben vielfach auf demfelben Wege zufammenzuhalten, fo daß die Grund« 
befigungen bier im Laufe der Zeit eher größer als Meiner geworden find 5°). 

In Gegenden, in denen die gleiche Naturaltheilung des bäuerlichen Grund⸗ 
befiges die Regel zu bilden pflegt, wird an biefer Regel auch durch den Leber: 
gabevertrag nichts gelindert. Die elterlichen Grundftüde werden unter die Kinder 
vertbeilt, und nur das Haus gelangt an eines der Kinder oder wird mit einem 
der Grundſtücke von den ſich auf den Altentheil ſetzenden Eltern vor⸗ 
ehalten. 

So wird aus dem Regierungsbezirk Coblenz (Bürgermeiſterei Alten 
kirchen) berichtet?), daß die Vererbung der Grundſtücke dort durch Theilung 
in natura erfolgt. Das älteſte Kind übernimmt gewöhnlich das elterliche 
Haus gemäß einer von den Geſchwiſtern unter ſich und mit den Eltern verein⸗ 
barten Taxe, muß aber ohne Vorzugsportion jedem ſeiner Geſchwiſter den 
daſſelbe treffenden Antheil am Hauſe in Geld herauszahlen, ſobald es verlangt 
wird. Das Gut wird nicht ſelten bereits bei Lebzeiten des Vaters getheilt, 
beſonders dann, wenn die Schuldenlaſt dieſem zu ſchwer wird. Der Altentheil 
wird durch freie Vereinbarung mit den Kindern, vorzüglich aber nach Wunſch 
und Beſtimmung des Vaters reſp. der Mutter feſtgeſetzt. Die Eltern bleiben 
gewöhnlich im Wohnhauſe bei dem Kinde, welches das Haus übernommen bat. 
Die Grundſtücke, welde fi) die Eltern bisweilen vorbehalten, benutzt in ber 
Regel dasjenige von den Kindern, welchem das Haus zugetheilt worden iſt, 
dafür, daß die alten Eltern bei ihm efien und trinken; den feftgefegten Geld⸗ 
betrag des Altentheils verwenden die Ietteren nad) ihrem Belieben. Häufiger 
als früher ziehen die Eltern es jegt vor, die ganze Haushaltung bis zum Tode 
zu behalten, um von feinem Kinde abhängig zu fein. 

Und aus der preußifchen Provinz Sahfen (und zwar fpeziell au dem 
ehemaligen Fürſtenthum Halberftadt) heißt 852), daß in Fällen, in denen das 
bäuerlie Grundeigenthum in natura getheilt wird, die Eltern ſich meift einige 


50) Graf Borries in den Verhandlungen der Verſammlung beutfcher Land» und 
Horftwirthe in München, 1872. 

51) Bungeroth in Bäuerliche Zuftände Bd. 1 ©. 188. 

52) Gerland in Bäuerliche Zuſtände Bd. 2 ©. 135. 


Bererbung de3 bäuerlichen Grundeigenthums vor Erlaß ıc. 191 


Land und den freien Sig um Wohnhaus vorbehalten. Diefe gelangen 
dann erſt nach ihrem Tode zur Vertheilung. 

Aehnliche Verhältniſſe beſtehen in allen Theilen der bayeriſchen Pfalz8). 
Anh hier kommt es vor, daß der Grundbefitz noch bei Lebzeiten des Vaters 
den Kindern gegen einen Vorbehalt übergeben wird. In einzelnen Gegenben 
bildet diejer Fall ſogar, ſofern der Vater ein gemifjes Alter erreicht hat, bie 
Regel Häufig wird auch mit der Webergabe, bez. Bertbeilung bes Srund- 
beſthes gewartet, bis alle Kinder verheirathet find. Wird das Anweſen einem 
Sohn oder einer Tochter zugetheilt, wie in Gerhardsbronn, jo erhalten die 
anderen Finder eine verhälkuifmäßige — in Geld, was unter Um— 
ftänden vortheilhafter fein fann, als der Beſitzantritt des ererbten But. In 
vielen Fällen pflegt aber die Gutsabtretung mit einer Naturaltheilung des betreffenden 
Guts verbunden zu fen. Der Altentheil wird meift in der Weile geordnet, daß 
fh die Eltern das Vorbehaltshaus, oder mo ein foldes fehlt, ein Wohnungs⸗ 
recht im Haufe und einen Theil des Guts (gewöhnlich die befjeren oder dem Dorfe 
zunächftliegenden Grunbftüde) zum Eigenthum oder zur Nugnießung vorbehalten. 
Dieſes —*— wird dann je nach den Verhältniſſen vom Vater ſelbſt bebaut oder 
verpachtet. Es kommt aber auch vor, daß ein Kind z. B. dasjenige, dem das 
Haus zufällt, die Verpflichtung übernimmt , bie Borbehaltögüter zu bebauen. 
And) wird nicht felten die Lieferung von Mehl, Butter, Eiern, Dürrfleiſch 
und die Bezahlung eines beſtimmten Taſchen engeldes ausbebungen 

Ferner kommt in vielen Theilen der Schweiz, namentlich im Canton 
Züurichs) die Uebergabe der Liegenſchaften ſchon bei Lebzeiten des Vaters ziemlich 
böufig vor. In der Regel behält ſich der Erblaſſer freien Genuß der Wohnung 
und Koftverpflegung fowie einen gewiſſen Baarbetrag zur Beſtreitung feiner 
weiteren Bedurfniſſe, bisweilen au die Benugung einer beftimmten Landfläche, 
> B. eines Stücks Nebberg, zum eigenen Betriebe vor. 

Aber jelbft ber Vorbehalt des Haufes und eines Theil vom geſammten 
Grundeigenthum ſeitens der Eltern pflegt in den von Slaven beftedelten Theilen 
des Deutschen Reichs und Defterreih8 nicht üblich zu fein, indem bier häufig 
ſowohl das geſammte Grundeigenthum als auch das Wohnhaus der Eltern 
zu Lebzeiten derſelben unter die Kinder vertheilt wird und die Eltern bei den 
Kindern wohnen bleiben. 

Beiſpiele hierfür haben wir bereits oben aus den von Polen und Litthauern 

Theilen der Provinzen Weftpreußen, Bofen und Oftpreufen a ngeführt. 
— fügen denſelben noch folgende aus Oberſchleſien und Galizien nme 


ben hinzu. 

m Dberfchlefien"s) wird die Gutsübergabe unter den Bauern nicht 
jelten mit einer Theilung des Guts unter mehrere Erben verbunden. Speziell 
ans dem Kreife Pleß brachte der „Oberfchlefifche Anzeiger“ neulich folgende 
Schilderung: „Sp viel Söhne ein Bater hat, jo viel Theile werben aus ber 
Wirthſchaft Serthihaft gemacht, und wenn ſie auch eine Häuslerftelle mit gar keinem Ader- 


53) Peterjen in Bäuerliche re Bd. 1 ©. 246. Bavaria IV, 2 ©. 401. 

54) Krämer in Bäuerliche Zuftände Bd. 1 ©. 311. 

55) Bericht en die —— Verhältniſſe in ben oberſchleſiſchen Not 
Randebezirten u. |. w. Druckſachen des preuß. ng: ⸗ — 14. Leg. Per. II. Seſſ. 
1880/81 Rr. 13. Witte, Im neuen Reich 1880 
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befig if. Sind vier Söhne vorhanden und enthält das Haus nicht fin vier 
Stuben, fo werden der Stall und die Kammer in Stuben verwandelt und 
die Theilung ann vor ſich gehen. In bein Dorfe Kobiel. . . gehört ein Haus 
vier Familien, die ſämmtlich darin wohnen. Da giebt es fortwahrend Zank 
und Streit. Aus vier Wirthen werden vier Einlieger... Die häufigſte Er- 
ſcheinung find die fog. Halbhäusler. In dem benachbarten Por. wurde 
vor kurzer Zeit eine Befigung von 30 ha unter drei Brüder getheilt. ee x 
Dieſes Berfahren wird ſowohl auf Die Neigung der Bevölkerung, auf, der 
väterlichen Scholle zu bleiben, — eine Neigung, die noch durch die Unfähigfert 
ber Bevölkerung, ſich in einer anderen Sprache als der polniſchen auszudrücken, 
und die hierdurch ſich ergebende Schwierigkeit, in rein deutſche Gegenden über⸗ 
zuſiedeln, unterſtützt wird, — als auf das Unvermögen der das elterliche Grund⸗ 
eigenthum allein übernehmenden Kinder, ihre Geſchwiſter in Geld abzufinden, 
zurüdgeführt. Die Gewohnheit, jeden Befit unter jänmtliche Kinder zu theilen, 
fol bier jo ftarf fein, daß gegen dtejelbe ſelbſt die gewichtigften landwirthſchaftlich⸗ 
technischen und vollswirthſchaftlichen Bedenken bisher nichts auszurichten ver 
modhten. 

Daß 0% Urfahen gleihe Wirkungen zu haben pflegen, zeigt ih 
auch in dem vorliegenden Fall. Das niedrige wirtbichaftliche Nivea ‚af 
‚dem der polnifche Bauer fteht, und feine Unfähigkeit, außerhalb des polnischen 
Sprachgebiets einen Erwerb zu finden, führen, wie in Oberſchleſien, fo auch in 
Galizten?‘) zu demfelben Rejultat, nämlich zu der mit der Gutsübertragung 
verbundenen unwirthſchaftlichen Güterzerftüidelung. Der Bezirlsrihter Nawratil 
in Komarno äußert fid) in einem an ben öfterreichifchen Landwirthſchaftsminiſter 
gerichteten Berichte hierüber folgendermaßen: „Die Erfahrung lehrt, daß vegel- 
mäßig nad) dem Tode des Erblaſſers die bis dahin ungetheilt bejefiene Wirth⸗ 
ſchaft in zwei ober brei, ja fogar in vier Theile unter die Nachkommen getheilt 
wird, daß endlich bei dem verderblihen Beifpiele der Nachbarn in den weiten 
Fällen der Bauer unter dem oft rädfihtslofen Andrange ſeiner 
ſich verheirathenden Söhne nachgeben und die eigene Wirth— 
ſchaft bei Lebzeiten unter ſeine Söhne theilen muß, ohne ſich 
übrigens nach Art der deutſchen Bauern einen Auszug zu be— 
dingen.“ 


4. Fetztwillige Verfügungen und Vereinbarungen unter 
den Erben, 


Nur ausnahmsweife bedient ſich der deutſche Bauernftand aud) anderer 
Rechtsmittel, als der oben erwähnten, — namentlih der Iegtwilligen Ber- 
fügungen, — um feinen &rundbefig bei Erbübergängen ungetheilt in der Familie 
zu erhalten. 

1) Das Mittel der letztwilligen Verfügung ift ihm im Ganzen wenig 
geläufig, was ſich auch in ber im bäuerlichen Kreifen noch vielfach verbreiteten 
Regel: „Gott, nicht der Menſch, macht den Erben”, ausgeſprochen findet. 


56) DR eN ; —— betreffend die Erbfolge in landwirthſchaftliche Güter 
u. |. w., Wien 1888, ©. 2 
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Namentlich gilt dieſelbe faſt ausnahmslos in denjenigen Gegenden, in denen 
3 Bauerngut ab intestato nad) Anerbenrecht vererbt wird, wie aus Bram: 
fhweig, Hannover, Lippe u. |. w. berichtet wird”). Aber auch dort, wo ein 
den bäuerlichen Intereſſen nicht entſprechendes bäuerliches Erbrecht fi) in Geltung 
kindet, pflegt die Errichtung legtwilliger Verfügungen im Ganzen, abgefehen von 
emgen Gegenden, nur felten vorzutommen. So wird namentlich aus Poſen und 
onderen Gegenden des Oſtens gemeldet °®). 

Letztwillige Verfügungen fegen voraus, daß der Bauer aus feinem Gattungs- 
lehen beraustrete, individuelle Beftimmungen treffe und fi zu diefem Zweck 
mt dem Anwalt, Gerichtänotar oder der Behörde ind Einvernehmen fege. 
zu ſolchem Thun entfcheidet er fih aber um fo fchwerer, al8 er in Ländern, 
m denen da3 Anerbenreht gilt, feine Beranlaffung dazu bat und als er 
n Ländern, in denen das gemeine oder ein demfelben nachgebildetes Jnteftat- 
recht gilt, doch nicht ſicher ift, ob nicht die von ihm letztwillig feftgeftellte, 
mer Meinung nad durchaus billige Schägung feines Grundftüd3 von einem 
tar Erben mit Erfolg angefochten werde. Sodann ift dem deutſchen Bauer 
ame tiefgehende Scheu vor der Berührung mit dem Anwalt und dem Richter in 
Sahen der freiwilligen Gerichtäbarfeit eigen, und endlich hat er überhaupt eine 
entfchiedene Abneigung gegen letztwillige Verfügungen, eine Abneigung, welche ſich 
um Theil auf die Möglichkeit künftiger Aenderung der Vermögensverhältniſſe, 
mie der Willensrichtung, namentlich aber auf Trägheit und auf abergläubifche 
zurcht fügt. Wer fein -Zeftament gemacht hat, betrachtet ſich nicht blos jelbft 
mehr oder minder als todten Mann, fondern gilt auch in den Augen der Anderen 
a3 Einer, der nicht mehr lange zu Leben hat°?). 

Bon diefer Regel kommen jedoch eine Reihe von Ausnahmen vor. So 
und aus der Provinz Brandenburg‘) berichtet, daß dort Teftament3- 
erihtumgen unter dem Bauernftande nicht ganz felten find. Der Erbgang 
bezüglich) der Bauernhöfe pflegt dort nad) Gewohnheit und Sitte, und zwar 
entweder durch Verträge unter Lebenden oder durch Teftamente geregelt zu fein. 
In dem Teftamente beftimmt der Erblaſſer gewöhnlich den Hof einem der 
Kinder zu einem beftimmten Preife. Die übrigen Defcendenten theilen fi, 
wenn Baarvermögen vorhanden ift, in dieſes und erhalten neben demfelben auf 
den Hof hypothekariſch eingetragene Erbportionen. 

Ferner beißt es aus Schleftien®!), daß der Bauer zum Zwed der Er: 
haltung des Grundbeſitzes in feiner Familie bisweilen Teftamente zu errichten 
pflege, welche freilich oft unter dem Vorgeben der Pflichttheilöverlegung der An- 
tchtung unterliegen follen. 

Ebenfo ſuchen in der Provinz Sadhfen®?) die Eltern durd frühzeitige 
Aufſtellung eines ZTeftaments die Einmiſchung der Gerichte abzuhalten. 

Auch aus einigen Theilen des badifhen Shwarzwalds, aus Alten⸗ 


97) Yäuerliche Abe in Deutichland Bd. 2 ©. 89. 
58) Bäuerliche Zuflände Bd. 3 ©. 27. 

59) D. Boldt, Die Agrarifchen Tragen ber Gegenwart, ©. 108. 

60) v. Canſtein in den Verhandlungen bes f. preußiſchen 8.D.C. 1883, ©. 62. 
61) Sutachten des Juftizrath Schneider ©. 6. 

62) Gerland in Bänerliche Zuftände Bb. 2 ©. 185. 
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burg, aus Weftpbalen und Oftpreußen wird berichtet, daß letztwillige 
Verfügungen auch im Bauernſtande vorzulommen pflegen. 

Aber die herrſchende Regel im Bauernſtande geht doch dahin, daß derfelbe 
fih nur ſchwer und felten zur Errichtung von Teſtamenten entjchließt. 

Bollends die Errichtung ſucceſſiver Fideicommifje in der gemeinrechtlich 
normirten Begrenzung fcheint bei dem deutſchen Bauernftande gar nicht vor: 
zufommen, wie denn auch der in Bayern und Hellen«- Darmfladt gemachte 
Verſuch, das Familienfideicommiß auf bäuerlihe Zuftände zu übertragen, an 
dem Widerftreben der heſſiſchen und bayerifchen Bauernſchaft gefcheitert iſt. Die 
Errihtung von Familienfideicommiſſen fett nicht nur den feften Willen, für 
fpätere Generationen zu forgen, fondern auch foldhe Umficht, Berechnung und 
Rechtskenntniß voraus, daß der Disponent nothwendig der Vermittelung eines 
Rechtöverftändigen bedürfen wird. Nechtöinftitute, die zu ihrer Handhabung ber 


Gautelarjurisprudenz bedürfen, find dem Bauernftande aber — wie bereitS oben 


erwähnt wurde — nur wenig zugänglich €®). 

Häufiger ſchon pflegen Eheverträge, mit denen ſich bisweilen reziproke 
Teftamente verbinden, bemigt zu werden, um mittels derfelberi die ungetheilte 
Uebergabe der Bauernhöfe zuerft an den überlebenden Ehegatten und dann an 


eins der Kinder zu bewirken. Ja in einigen Gegenden pflegen folde Berträge 
fogar regelmäßig abgeſchloſſen zu werden, jo namentlich in gewifien Theilen bed | 


Großherzogthums Baden. 


Endlich ift in einigen Gegenden des gemeinen, „preußifhen, franzöftfchen 


und öfterreichiichen Rechts die Anhänglichkeit an den elterlichen Hof unter den 


Bauern fo groß, daß, wenn der Erblaffer für die Erhaltung defielben in der 
Familie nicht genügend Sorge getragen hat, die Erben durch Vereinbarung eines 


billigen Annahmepretfes und fonftiger für den Uebernehmer günftiger Bedingungen 
einem unter fi) die Möglichfeit gewähren, das Gut anzunehmen und dabei zu 
beftehen. So wird aus verfchiedenen Theilen des früheren Königreichs (ber 
jegigen Provinz) Hannover, namentlih aus Oftfriesland, Meppen und 
Stade, fowie aus Weftphbalen und aus Heffen-Darmftadt beridhtet, 
daß es allgemein unter den Bauern als eine Gewiſſenspflicht angefehen wird, 
feine höhere Abfindung zu verlangen, al8 „das Erbe bieten kann“. Dergleichen 











Bereinbarungen find aber gewöhnlih nur dann mwirffam, wenn fich keine 
unmündigen oder fonft unter Vormundſchaft und Euratel ftiehenden Perfonen 


unter den Erben befinden. Aber auch diefe Klippe pflegt n Weftphalen, 
wie man von dort berichtet, umfchifft zu werden, indem in folden Füllen 


die majorennen Erben ſich felbft geringere, ihren minorennen Miterben dagegen 


größere Erbtheile anfegen, um die Veitätigung der Yuseinanderfegungsverträge 
jeitens der Vormundſchaftsbehörde zu erwirken. Nach erlangter Volljährigkeit 
pflegen dann die zur Beit der Exbihaftsauseinanderfegung minorenn gemwefenen 
Geſchwiſter das zu viel Erhaltene ihren älteren Gejchwiftern zurüdzuzahlen. End⸗ 
ih wird aus Heſſen-Darmſtadt und aus der Provinz Brandenburg 
berichtet, daß, wenn der Hofbefiger ohne über fein Vermögen disponirt zu haben 
flirt, die Erben es für ihre Pflicht halten, den Hof einem unter ſich zu überlaffen 


68) Helferich in der tübinger Zeitichrift für die geſ. Staatswifſenſchaft 1858, 
Eee ger Zeitichrift f gel Nenmart 
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für einen Annahmeprets, bei dem er beftehen Tann, und daß die Vormundſchafts⸗ 
behörben bisher wenigſtens eine niedrige Taxe nicht zu beanftanden pflegten, 
ſofern nur der Bormund mit den übrigen Betheiligten einig war ®*). | 
In Of- und Weftpreußen fol der Drang, den ererbten Grund- 
befig ungetheilt in der Familie zu erhalten, trog der Schwierigkeiten, welche 
das Erbrecht des Allgemeinen Landrechts demfelben bereitet, am fchärfften aus- 
g ſein bei den eingewanderten weft: und ſüddeutſchen Stämmen, namentlich) 
bei den Niederſachſen, Salzburgern, Naffauern u. |. wm. Es mag diefes Streben 
fortwährende Nahrung ziehen aus dem Gegenjag, in dem fich diefe eingewan= 
derte noch immer zu der autochthonen Bevölkerung fühlt. Als Beleg für das 
Geſagte wird aus Oftpreußen angeführt, daß in allen Kreifen, welche durch 
Angehörige diefer Stämme colonifirt find, noch directe Nachkommen der ur- 
Ipränglihen Coloniften auf den Hufen figen. Die Opferbereitichaft aller 
Familienglieder, welche es in den meiften Fällen allein ermöglicht, daß das Gut 
m der Familie verbleiben kann, foll ſich oft fogar bei den rauen zweiter Ehe 
inden. In einem dem Berichterftatter aus Mafuren. befannt gewordenen Fall, 
m welden ei größerer Bauer falzburger Herkunft ftarb, Hinterließ derſelbe 
vier Kinder erfter Ehe; die zweite Ehe war kinderlos und die Wittwe in 
elung eines Teſtaments bei vorher eingegangener Gütergemeinſchaft 
bauptfählihe Erbin. In Folge gütlicher Uebereinfunft übernahm jedoch der 
ältefte Stiefſohn das Gut, während fih die Wittwe mit einer Abfindung 
begnügte, welche höchſtens den dritten Theil des Werthes ihres wirklichen Erbs 
theils betrug 86). 


Aber wie ſtark auch noch in vielen Theilen Deutſchlands das Streben, den 
Grundbeſitz praeter und contra legem ungetheilt in der Familie zu erhalten, 
fan mag, jo wird doch allfeitig conftatirt, Daß dieſe Sitte unter dem Einfluß 
des geltenden gemeinrechtlichen Inteſtaterbrechts und befördert durch den indivi- 
dualiftiichen Zug der Zeit, welcher die einzelnen Familienglieder mehr an fid 
jelft al3 an das Intereſſe des Familienverbands, dem fie entfprungen find, denken 
lift, im Schwinden begriffen ift, wie fie denn thatfächlic in einem Theil 
Deutſchlands und namentlich Süddeutſchlands bereit3 vollftändig verſchwunden iüft. 

So wird beifpielsweife noch neuerdings aus dem bayerifhen Donau: 
thal®®) Herichtet, daß, wenn die Uebernahme des Bauernguts nicht zu Lebzeiten 
beider Eltern erfolgt ift, die Vereinbarung unter Beihilfe des Notar jehr 
ſcwierig zu fein pflegt, da „alle Gejchwifter gegen den übernehmenden Bruder 


64) Sommiffionsbericht des Beun, Abgeordneten hauſes vom 9. April 1854 
Druckſache Nr. 274) und vom 20. März 1856 (Drudfacdhe Nr. 210). Rebe des Recht3- 
auwaltz Peyfer in der Situng des brandenburgiihen Provinziallandtagg vom 
15. März 1880, Stenographiicher Bericht S. 101, 103. Rede des Staatsanwalts 
Dr. Zentgraf in der Situng der 2. hefien-dbarmftädtifchen Kammer vom 2. März 1858. 
Graf Borries in den Verhandlungen ber allgemeinen Berfammlung beutjcher Lands 
und Forſtwirthe zu München im x 1872, ©. 374. 

65) Stödel in un uftände in Deutichland Bd. 2 ©. 329. 

66) Bäuerlicde Zuftände Bd. 3 ©. 141. 
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Und aus ber Provinz Brandenburg‘?) heißt es über diefen Punkt: 
„Noch ift dem Bauern, wenn es feine finanziellen Kräfte irgend geftatten, bie 
Subjtanz ſeines Hofes heilig, noch ift die Sitte der ungethzilten Vererbung des 
Guts auf eins der Kinder durd die Erbgefeßgebung nicht zerftört. 

Wie lange aber dieſes auch ferner ausgeſprochen werden darf, darliber 
flögen uns unfere Darlegungen ber Hypothekenverhältniſſe ernfte Befürchtungen eın. 

Die Väter werden nicht lange mehr im Stande fein, den Wünfchen der 
neben den Hoferben nod vorhandenen Finder, welche die Exbgefege zu ihren 
Gunſten benuten und höhere Bemeſſung ihres Exbtheils beanspruchen, zu wider: 
ftehen, die Verfchuldung der Höfe fchreitet durch Die Vergrößerung der Erb 
portionen rückſichtslos vorwärts und veranlaßt, ebenjo wie fehlende Teftamente, 
Verlauf oder Zerſchlagung ber Höfe.“ 

Ja die Tendenz, die Bererbung der Bauerngüter in immer weiteren Kreiſen 
nad) den Regeln des allgemeinen Erbrechts vor ſich gehen zu laſſen, zeigt ih 
jelbft in denjenigen Gebieten, in denen noch formell das Anerbenrecht gilt, und 
äußert fih bier in dem allmählihen Aufkommen fehr hoher Uebernahmetaren, 
deren Folge dann eine bedeutende Steigerimg der fog. „&leichftellungsgelder“, 
wie man in Baden die Erbtheile ber Sefhmifter des Gutsübernehmers nennt, ft 

Diefe Tendenz findet entweder ihre ausdrückliche Unterftügung durch bie 
Gejetgebung, fo 3. B. in Baden, wo das Edict von 1808 und das 
badiſche Landrecht die Taration der Hofgüter nach dem Verkehrswerthe vor⸗ 
ſchreiben: eine Beftimmung, die lange Zeit umgangen wurde, jest aber genau 
befolgt wird, — oder doch ihre ftillihweigende Begünſtigung durch die Gerichts: 
praxis, wie in Altbayern, wo da3 Geſetz Feine genauen Vorſchriften über die 
Art der Taration der Naczlafgrundftide enthält. 

Aud aus dem Regierungdbezirt Arnsberg (Provinz Weftphalen) umd 
dem Regierungsbezirt Kaſſel wird berichtet, daß die in den legten 20 Jahren 
ftattgehabten Hofübernahmen durd zu hohe Taration den Keim des Verderbens 
für den Gutsübernehmer enthalten. Jeder Erbe, welder die Durchfchnitts- 
rente der 50er Jahre bei Uebernahme Teines Hofs zu Grunde gelegt hat, findet, 


daß er faljch gerechnet hat 8).“ 


5. Gemeines Intefiaterbredht bei Gebundenheit der Bauerngäter. 


Einen Uebergang von denjenigen Ländern, in denen die Bauerngüter ab 
intestato nad; Anerbenreht vererbt werden oder bereits bei Xebzeiten des 
Erblaſſers durch Uebertragungdverträge an einen der Erben gelangen, zu denjenigen, 
in denen das bäuerlihe Grundeigentbum ebenfo wie jedes andere Vermögen 
nad) dem allgemeinen Inteſtaterbrecht vererbt wird, bilden die Länder mit 
vechtlich gebumbenen (und zugleich räumlid) gefchloffenen) Bauerngütern, fofern 
diefe gleichwohl einem fingulären Erbrecht nicht unterworfen find. 


67) dv. Canſtein in den Verhandlungen bes rue L.O. a 1883, ©. 62. 

68) ——— in Bauerliche — be Bb. . Rante 
dajelbft Bd. 1 ©. 275. v. nn in ber Zeige ve —A Baer 
u — Bayer, October 1883, S. 224. Berhandlungen des preuß. 2.0.6. 
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Des Falls, daß dieſe Güter in Folge von Gutsübertragungsverträgen auf 
einen der Erben übergehen, iſt bereits oben auf ©. 171 ff. gedacht worden. 

Es erübrigt jet nody der anderen Schickſale, welche diefe Güter nad) dem 
Zode ihres Befigerd haben können, zu erwähnen. 

Wegen der Untheilbarteit diefer Güter müſſen diefelben entweder an eine 
dritte Berfon oder an einen der Erben gelangen, ohne daß diefer übrigens durch 
einen größeren Antheil an der Erbmaſſe oder andere Begünftigungen vor feinen 
Miterben bevorzugt zu werden braucht. Bon der Vererbung nad) Anerbenredht 
unterfcheidet fich diefe Art des Erbübergangs dadurch, daß durch diejelbe wohl 
für die ungetheilte Erhaltung der Bauerngüter, nicht aber aud) immer in gleicher 
Weiſe für ihre Erhaltung in der Familie geforgt ift. 

Hierher gehörte das Erbrecht, das in den Herzogthümern Jülih=Berg‘?) 
und wahrſcheinlich auch im Herzogthum Cleve bis zum Jahre 1811 refp. 1843 
gegolten hat. Durch daſſelbe war die Naturaltheilung der Bauerngüter unter 
mehrere Erben unterfagt. Indeß ftand doc wieder feinem der Erben ein 
Vorzugsrecht an denfelben zu. Wohl aber folte für den Fall, daß fic die 
Erben über die Gutsübernahme und die Abfindungen nicht einigen konnten, die 
Auseinanderjegung unter Mitwirkung der Obrigkeit (der Amtsleute nebft 2 bis 
3 Schöffen und 4 der nächſten Verwandten) erfolgen. 

Aehnlich war das nteftaterbrecht, welches für da3 feit dem 18. Jahr» 
bundert gebundene (vgl. oben ©. 133) Grundeigenthum im oldenburgifchen 
Jeverlande von 1806 bis 1874 galt”). Eine Verordnung vom 20. Mai 
1806, welche in diefem Lande das bis dahin geltende Erbenrecht aufhob, 
ſchieb zugleih im 8 45 vor, daß bei Erbtheilungen zwijchen Kindern und 
Stieffindem zunächſt ein Aufgebot des zur Erbſchaft gehörigen Grundſtücks 
unter denfelben ftattfinden ſoll. 

Diefe Beſtimmung hatte fo günftig gewirkt, daß durch das Geſetz, betreffend 
da8 Erbrecht für das Herzogthbum Oldenburg vom 24. April 1874 8 12 
und da3 Geſetz über denſelben Gegenftand für das Fürſtenthum Lübeck vom 
10. Januar 1879 8 10 ihre Ausdehnung auf allen Grundbefig, welder in 
Folge Bererbung auf Abkömmlinge, Ehegatten, Eltern oder Voreltern, Voll 
md Halbgefchwifter oder Kinder von Voll- und Halbgefchwiftern des Erblaſſers 
übergeht, ohne zugleich nach Grunderbrecht vererbt zu werden, erfolgt ift. 
Demnach muß diefer Grundbeſitz nad) vorgängiger Schägung des gegenwärtigen 
Werths zunächſt unter den Miterben „zum Aufſatz“ gebradt und, wenn 
mindeſtens die Schägungsfumme geboten ift, dem Höchſtbietenden zugejchlagen, 
anderenfall8 aber zum öffentlichen Verkauf gebracht werden. Eine Grunderbftelle 
jowie eine fonflige in demfelben Artikel der Mutterrolle bezeichnete behaufte 
Vefigung ift unter den Miterben ungetheilt für ſich zum Auffag zu bringen. 


69) Der Gejegentwurf über die Vererbung ber Landgüter in der Provinz Weſt⸗ 
phalen mit Bezie ung auf die Verhältnifie bes Kreiſes Rees —— durch die 
landwirthſchaftlichen Localabtheilungen des Kreiſes Rees, Weſel 1880, ©. 6 ff. 
BEL a ee al — — — — aueh es en 

eber3 mi onderer auf das Herzogthum enburg, 
Oldenburg 1870, € 35. | * 
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In demjenigen Ländern, in denen noch gegenwärtig ein Theil des Grub: 


eigenthums gebunden ift, aber daffelbe gleichwohl nicht nach Anerbenrecht vererbt 
wird, wie 3. B. im Königreich Sachſen, im Großherzogthum Sadjen- 
Weimar, im Herzogthum Sachſen⸗Gotha md in den Schwarz: 


burgifhen Fürftenthümern (vgl. oben ©. 172 ff.), werben bie gebun⸗ 


benen bäuerlichen Grundftüde, wenn der Erblaſſer ohne über feinen Befig umter 
Lebenden oder auf den Todesfall verfügt zu haben ftirbt und die Erben fid 
unter einander über den Preiß, zu dem einer unter ihnen das Gut übernimmt, 


nicht einigen können, meiftbietlic) verkauft. Der meiftbietliche Verkauf pflegt bier 


aud) vegelmäßig einzutreten, wenn einer oder mehrere Erben minderjährig find. 


6. Gemeines Inteflaterbredt bei freier Cheilbarkeit der Banern- 
güter. Auf die Haturaltheilung derfelben gerichtete Vererbungsſitte. 


Wo die Gebundenheit de3 bäuerlichen Grundeigenthums befeitigt ift, und 
weder das Anerbenrecht nod die Gutübertragungsverträge üblich find, pflegt 
das gemeine und das bemfelben nachgebildete Inteſtaterbrecht uneingefchränft 
zur Anwendung zu gelangen und entweder bie Naturaltheilung bes —* 


oder die Uebernahme deſſelben durch einen der Erben zum vollen Verkehrswerth 


oder der Verkauf defjelben an dritte Perfonen und die gleiche Bertheilung 
des Uebernahme= oder Kaufpreiſes unter ſämmtliche Kinder bes Erblafjers ohne 
Unterſchied des Alters und Geſchlechts einzutreten. 

Hierher gehören zunächft diejenigen Fälle, in denen die Gutsübertragung 
bei Lebzeiten fich mit der Naturaltheilung verbindet. Die oben auf ©. 181 ff. 
und 185 ff. in dieſer Richtung gemachten Angaben find durd folgende Dar: 
ftellung zu ergänzen. 

Der Sitte, den ererbten Grundbefig gleichmäßig zu vertheilen, begegnen 
wir allgemein auf bem Linfen ſowie theilmeife auch auf dem rechten Rhein⸗ 
ufer, und zwar bier namentlich in den fränkischen Theilen Bayerns, in dem 
größten Theil Altwürtembergs und in Hohenzollern, in in Naffau, in einem Theil 
Heſſens, in einem Theil Badens, aber aud in einem Theile Thüringen, 
namentlid) im Herzogthum Meiningen, in den ehemals hannoverſchen Fürſten⸗ 
thümern Göttingen und Grubenhagen, im Eichsfelde, im Dberichlefien, an den 
romanifhen und flaviichen Theilen Defterreihs: in Südtirol, Galizien, der 
Bulowina u. |. w. 

In den drei fränkiſchen Kreifen Bayerns?!) findet mit Ausnahme 
der oben auf S. 154 ff. erwähnten Fälle, in denen noch das Anerbenrecht gilt oder 
die Bauerngüter durch Uebertragungäverträge zuſammengehalten werben, Die 
Naturaltheilung des bäuerlichen Grundbefiges, hier Dritttheilung genannt, Ratt, 
Diefelbe erfolgt entweder nad) dem Tode der Eltern oder bereits bei Lebzeiten 
berjelben. Im Iegteren Hall tritt fie bier an bie Stelle ber Uebergabe bes 
Geſammtanweſens an ein Kind. Die Dritttheilung findet ſich namentlich unter 
ben Kleingütlern des Bayreuthiſchen bezüglich ihres gefammten Grund⸗ 


71) Bavaria I ©. 21; I 1 ©. 317; II 1 ©. 362; IT 2 ©. %80; IV 1 
©. 258, 259. 
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befiges, unter den Bauern im Bambergifchen jedoch nur bezüglich der fog. 
fliehenden Lehen, und endlich ganz allgemein in Unterfranfen. Hier bleibt. 
meift nur das Haus ungetheilt. Dafjelbe gelangt an den Meiftbietenden, jofern 
es nicht von den Eltern zurüdbehalten wird. ine bis zum Uebermaß ge- 
Reigerte Zeriplitterung des Grundbeſitzes ift die Folge dieſes Syſtems. 

In Alt-Würtemberg’?) pflegen mit Ausnahme der oben auf ©. 179 ff. 
aufgeführten Gegenden unter den Bauern weder Gutsübertragungsverträge nod) 
Zefiamente üblich zu fein. Nur wo keine Finder vorhanden find, werden Teftamente 
errichtet. Sonft fagt man, daß die Kinder felbft ein lebendes Teftament find. 
Diejelden pflegen, ſofern fie im Lande bleiben, darauf zu halten, dag fie einen 
Naturalantheil an ſämmtlichen von den Eltern hinterlafienen Gütern, wie man 
die einzelnen Barcellen bier zu nennen pflegt, erhalten. Empfängt eins der Kinder 
ausnahmsweiſe keinen Naturalantheil an dem binterlafienen Grundbefig, fo 
Beanjprucht und erhält es mit feinen Gefchwiftern eine gleide Quote von dem 

th des geſammten Nachlafjes, ohne Unterjchied ob diefer aus Mobilien 
oder Immobilien beiteht. Da die Naturaltheilung aber die Regel bildet, fo er⸗ 
fahren — wie wir bereit8 in der erften Abtheilung diefer Arbeit ausgeführt 
haben — die Grumdbefigparcellen in jever Generation eine neue Zufammenfegung. 
Hamm und Yrau bringen die ererbten oder erworbenen Parcellen zufammen, und 
der auf diefe Weiſe hergeftellte Complex wird dann durch weitere Zufäufe erweitert. 

In dem weitaus größten Theil aller Gemeinden Baden3’?) wird in 
Gemäßheit des badifchen Landrechts die Tiegenfchaftliche Hinterlaſſenſchaftsmaſſe 
naturaliter getheilt oder verfteigert; letzterenfalls wird der Erlös zur Theilung 
gebracht. Auch wird ausdrücklich conftatirt, daß in Folge diefer Vererbungs⸗ 
art in einzelnen von der Natur weniger begimftigten Gebieten eine ſchädliche 
Zerftüdelung de3 Grundeigenthums in Zwergwirthſchaften zu Tage tritt. Zu 
diefen Gebieten gehören in erfter Linie der Odenwald und der übliche Schwarz- 
wa, aber aud Theile des füdlichen und nördlichen Hügellande® und jelbit 
jolde der Aheinebene und des angrenzenden Hitgellandes. Abgejehen von dieſen 
Fällen ift das Urtheil über die Naturaltheilung des Grundeigenthums bier kein 
ungünftigeß. 

Auh in den ebenen Theilen Heffen-Darmftadts und Naſſaus 
findet alter Sitte gemäß regelmäßig eine Theilung jowohl des Gutsſtamms 
wie.der einzelnen Parcellen unter den Erben ftatt, indem hier das römiſch⸗ 
rechtliche Pflichttheilsrecht, modificirt durch das lebenslängliche Nießbrauchsrecht 
des überlebenden Ehegatten, recipirt iſt. 

Namentlich aber in den linksrheiniſchen Theilen der einzelnen deutſchen 
Stonten (Preußen, Heffen, Bayern, Elſaß-Lothringen)“ gehört 
die unbeſchränkte Theilbarfeit des Grundeigenthums ebenfo wie die gleiche Erb⸗ 
theilung der Nachlaßgrundſtücke zu den Dogmen ſowohl der Juriften wie der 
Laien. Speziell aus Rheinpreußen wird berichtet, daß in dem langjährigen 
Bertheidigungstampf des franzöfiichen Rechts gegen altpreußifche „Reacttong- 
verfuche” jenes dem Rheinländer fo fehr ans Herz gewachſen ſei, daß eine zwangs⸗ 


72) Helferich in ber tübinger Zeitliche. f. d. geſ. Staatswiſſenſchaft 1853, 

€. 197. R g in Bäuerliche Zuftände in Deutichland sh. 3 S. nd ’ 
uhenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 ©. 299 ff. 

14) Bavaria IV 2 ©. 401. SKölniiche Zeitung 1880 Nr. 251. 
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weife Aenderung dieſes Zuftands auf das allgemeinfte Widerftreben ftoßen würde. 
Mit den oben auf ©. 181 für den Unterrhein angeführten Ausnahmen kommt 
das franzdfifche Inteſtaterbrecht überall ftrict zur Anwendung. Stirbt tus 
Yamilienhaupt, jo wird das Vermögen gewöhnlid) gleichheitlih unter den Exben 
getheilt. Und ſelbſt wenn ſich der Bauer nach Ruhe — findet doch nur 
höchſt ſelten eine Uebergabe des ganzen Guts an eins der Kinder ſtatt. 

Ueber die Folgen der Naturaltheilung des Grundbeſitzes, wie ſie ſich im 
ganzen gebirgigen Theil der Rheinprovinz herausſtellen und wie fie überhaupt 
für die Länder mit Naturaltheilung des Grundeigenthums typiſch ſein dürften, 
ſpricht ſich ein an den preußiſchen Miniſter für Landwirthſchaft u. ſ. w. 
gerichteter Bericht der Localabtheilung Schleiden”) im J. 1882 folgender: 
maßen aus: „Die erfte Folge der unbeſchränkten Naturaltheilung ift die An: 
fiedelung der meiften männlichen Nachkommen in dem Heimathsort; die zmeite 
eine überfpannte Nachfrage nad) Grund und Boden; infolge deren dann drittens 
Preife gezahlt werden, die den wirklichen Ertragäwerth weit hinter ſich laflen; 
daraus folgt viertens mit Nothwendigfeit eine Vermehrung der Schulven, aber 
auch leider gleichzeitig eine ſolche des Proletariatd. Dieſe Uebelftände, denen 
ſich weiter die Unmöglichfeit eines vationellen Wirthſchaftsbetriebs hinzugefellt, 
nehmen hauptſächlich in den induftrielofen, rein landwirthſchaftlichen und Weinbau: 
bezirfen zeitweilig nach ſchlechten Ernten und Weinjahren eine Schärfe an, wie 
wir fie eben jest (1882/83) zu beklagen haben. Solche Salamitäten find ſchon 
früher dageweſen, und ſie werden ſicherlich wiederkehren, ſo lange das Uebel 
nicht an der Wurzel angefaßt wird. Dies iſt die unbeſchränkte Naturaltheilung 
des Grund und Bodens, bie Herrſchaft des Flurzwangs und der Dreifelder⸗ 


wirthſchaft Mangels eines Conjolivationggefeges, welches eine rationelle Zu: 
jammenlegung der Grundſtücke und die Ausführung zwedentfprechender Mkeliore: 


tionen ermögliht. — Und warum beſchränkt man die Theilbarkeit nicht auf 
ein Limitum? So tft es im Naſſauiſchen und im Heſſiſchen. Es würden 
dann nicht alle Stinder eines Kleinbauern wieder Bauern werden, jondern andere 
Berufszweige ergreifen und nicht in dem heimathlichen Dorfe bleiben. 

Biel glüdlicher geftalten ſich die Wirkungen gleicher Urſachen im den 
Ynduftriebegirten bier ift der Land» und Gartenbau Nebengefchäft, die Induſtrie 
bietet genügend Gelegenheit zum &elbverbienft. 

Die unbedingte Naturaltheilung kann alfo unter Umftänden, nämlid 
überall dort, wo Nebenbeihäftigung, jet es durch Induſtrie oder andere Unter: 
nehmungen, gegeben ift, ſei es aud in der Nähe der großen Städte, zum 
Segen, auf der anderen Seite aber aud zum Fluch werden, weil fie in ven 
landwirthichaftlichen Diftricten den Abzug der überflüffigen Arbeitökräfke mehr 
oder weniger verhindert.” 


7. Sclußrefultat. 


Das Rejultat der oben gegebenen Ueberſicht über Die Urt der Vererbung 
des land⸗ und forſtwirthſchaftlich benugten Grundeigenthums tft, in wenige Worte 
zuſammengefaßt, folgendes. 


75) Verhandlungen des preußiſchen L.O.C. von 1888, ©. 423. 
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Nur in einem verichwindend Fleinen Theile Deutjchlands haben fid) Spuren 
des altdeutichen Erbrechts (Warterecht der Synteftaterben, Bevorzugung der 
Mämer vor den Frauen, Communhaufung) erhalten. In einem größeren 
Umfange findet fih auf den Bauerngütern das Anerbenrecht in feinen ver- 
ſchiedenen Formen in Anwendung. Für den bei weitem größten Theil des 
häuerlihen Grundeigenthums im Deutſchen Weich gelten jedoch principiell die 
Grundfäge des römiſchen Erbrechts, fei e8 nun, daß dafjelbe unmittelbar als 
gemeined Recht oder mittelbar in der Form der neueren Godificationen auftritt, 
und auf dem linten und ausnahmsweiſe auch auf dem rechten Rheinufer (Groß: 
herzogthum Baden) behauptet das franzöfiiche Erbrecht feine Herrichaft. 

Der factifhen Anmendung de3 gemeinen und franzöfifchen Inteſtaterbrechts 
auf da3 bäuerlihe Grundeigenthbum widerſetzt fi) aber noch auf weiten Streden 
de3 Deutfchen Reich die bäuerlihe Sitte. Mit großer Zähigkeit bedient ſich der 
deutſche Bauernftand zu diefem Zweck der Gutsübertragungsverträge und aus: 
nahmsweiſe auch der legtwilligen Verfügungen, der Erbichaftsauseinanderjegungen 
nach gefchwifterlicher Taxe und anderer Hilfsmittel. 

Während aber die Verbreitung des Familienfideicommiſſes in diefem Jahr: 
bumdert, wie wir oben zeigten, in langſamem aber ftetigem Fortſchreiten begriffen 
it, gilt für das bäuerliche Anerbenrecht und die bäuerliche Vererbungsfitte bis 
zum J. 1870 das umgelehrte, indem bäuerliches Recht und bäuerliche Sitte 
vor dem allgemeinen Erbrecht im Zurlidweichen begriffen find. 

Dies erklärt fi) einmal dadurch, daß die Geltung des bäuerlichen 
Anerbenrechts fich auf eine Anzahl zum Theil ſehr Mleiner Gebiete bezieht, bie 
alle umgeben find von Gebieten, in denen das allgemeine Erbrecht gilt. Dazu 
wurde dem bäuerlichen Singularrecht feitens der Wiffenfhaft und Geridhtöpraris 
bisher nur wenig Beachtung geſchenkt, fo daß die jüngeren Juriften und Ber- 
waltungsbeamten, welche den Ort ihrer amtlichen Thätigfeit heutzutage häufig 
zu mechleln pflegen, feine genügende Kenntniß de3 Anerbenrechts befigen und 
daher in zweifelhaften Fällen nad) gemeinem Recht zu entjcheiden pflegen. 

Daß in dieſer Hinficht feit dem J. 1870 eine Aenderung eingetreten ift, 
wird weiter unten näher auszuführen fein. 

Einen noch ſchwereren Stand gegenüber dem gemeinen Erbrecht hatte und 
bat auch noch gegenwärtig die auf die ungetheilte Erhaltung des Grundeigen- 
thums in der bäuerlichen Familie gerichtete Vererbungsfitte, wie fie ſich in den 
Usdertragungsverträgen, in legtwilligen Verfügungen und Erbſchaftsauseinander⸗ 
fegungen äußert. Ye entfchiedener der Richter und namentlich der Vormund- 
ſchaftsrichter das formale Recht gegenüber den Erwägungen der Billigfeit und 
des wirtbichaftlichen Nutzens zur Geltung bringt, defto ſchwieriger wird es dieſer 
Sitte, die in früherer Zeit nicht felten contra legem zur Anwendung gelangte, 
fih zu behaupten. Und auch der Individualismus unferer Tage, der durch die 
Frezügigfeit, die Auswanderung fowie überhaupt durd die Iocale Auseinander⸗ 
tigung der einzelnen Familienglieder mächtig gefördert wird, iſt biefer Sitte 
nicht günſtig. Endlich bewirken aud die mit den Webertragungsverträgen ver: 
bundenen wirtbfchaftlihen und fittlihen Mängel, daß dem gemeinen Erbrecht 
nicht nur hinfichtlich feiner principiellen Geltung, fondern auch hinſichtlich feiner 
factiichen Anwendung immer weitere Gebiete zufallen. 
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Diefem wird demnach zweifellos in Zukunft auch auf dem Gebiet der 
Bererbung des land» und forftwirthichaftlich benugten Grundeigenthums die aus 
ſchließliche Herrſchaft gehören, mern e8 der Gefeßgebung nicht gelingt, dielem 
langjam aber ficher fich vollziehenden Proceß Einhalt zu gebieten. | 

So ftand denn der Staat um das Jahr 1870 vor der Wahl, ob er dm 
Berbrödelungsproceß des das bäuerlihe Grundeigentbum nur unvollfomme 
ſchützenden älteren Rechts und der älteren Sitte ruhig zufehen oder ob er Rip 
regeln ergreifen wollte, um die Weberrefte eines dem Weſen des bäuerlicen 
Grundeigenthums adäquaten Erbrechts vor dem gänzlichen Berfall zu Ichügen. 





X. 
Die Reform des Anerbenrechts jeit 1870. 


1. Für und gegen die Hebertragungsverträge und das 
| Anerbenredt. 


Das Rejultat der im vorigen Abſchnitt gegebenen Darftellung der Art, 
wie das bäuerliche Grundeigentum um das Yahr 1870 im Deutfchen Neid) 
vererbt wurde, ift, daß die Bauerngüter noch vielfah der Bererbung nad) 
dem gemeinen und dem demfelben nachgebildeten Inteſtaterbrecht entzogen 
find. Und zwar ift es hauptſächlich den UWebergabeverträgen und dem An— 
erbenrecht zu verdanken, wenn das bäuerliche Grundeigenthum noch immer zu 
eınem großen Theil ungetheilt und durch Erbſchaftsſchulden nicht übermäßig be- 
laſtet — derſelben Familien von einer Generation auf die andere über: 
tragen wird. 

Das Anerbenreht ift hauptſächlich über große gefchloflene Gebiete des 
dentichen Nordweſtens und Südoſtens, und außerdem über fleinere zerftreute 
Gebiete verbreitet; die Webertragungsverträge fommen fowohl in den Ländern 
de3 gemeinen wie des Anerbenrehts vor, haben aber ihre größte Bedeutung 
für die Erhaltung des YBauernftandes im Nordoften, weil fie bier faft allein 
das häuerlihe Grundeigenthum vor den auflöfenden Wirkungen des preußifchen 
Sanbredit8 ſchützen. 

Zugleich conftatirten wir, auf Grund vieler, aus den verfchtedenften Theilen 
des Reichs ſtammender Zeugniſſe, daß diefer Zuftand der Vererbung feine 
Garantie feines Fortbeftehens in der Zukunft bietet. 

Wil man daher die beiden obigen Inſtitute in ihrer Wirkfamteit aud) 
ferner erhalten, fo müffen fie, ſoweit fie rechtlicher Natur find, den beftehenden 
ſocialwirthſchaftlichen Verhältniſſen befier angepaßt werden, als fie es gegen= 
wärtig find oder vielmehr um das Jahr 1870 herum waren, und, foweit fie 
um auf der Macht der Sitte beruhen, die rechtliche Sanction erhalten. 

Eine ſolche Umbildung und —AF dieſer Inſtitute wird ſich aber nur 
a u. laſſen, wenn ihre fortalwirthichaftliche Zweckmäßigkeit aufer 

Re 

Mit der Unterfuchung diefer Frage haben wir e8 num in dem vorliegenden 

Abſchnitt zu thun. 
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Bu dieſem Zweck wenden wir und zunächſt der Betradytung der Leber: 
tragungsverträge zu und laſſen hierauf die Beſprechung des Anerbenrechts folgen. 


A. Socialwirthſchaftliche Analyfe der Gutsübertragung$- 
verträge. 


Auf die Erhaltung der Gutsübertragungsverträge wird namentlich feitens 
der Gegner des Anerbenrecht3 ein großes Gewicht gelegt, indem fie annehmen, 
daß der durch daS Anerbenrecht angeftrebte Zwed der ungetheilten und unbe 
ſchwerten Erhaltung des Grundeigenthums in der Familie auch durch die Gut3: 
übergabe vollftändig erreicht wird und zwar ohne daß zugleich Die mannigfachen 
Schäden in den Kauf genommen zu werden brauchen, die dem Anerbenredt 
eigen fein follen. 

Diefe Anfiht ift meuerdings bei Berathung der für einzelne preußiſche 


Provinzen beftimmten Höfegefege und Landgüterordnungen wiederholt zu Tage 


getreten und insbefondere auch von den Oberlandesgerichten der Provinzen Welt- 
phalen, Brandenburg und Schleſien vertreten worden. Ihren frübeften und 
zugleid) entjchiedenften Ausdrud hat fie jedoch bereits in einer aus der Feder 
de3 verftorbenen Oberlandesgerihtsrath3 Dr. Walde ftammenden Heinen Schrift: 
„Meber das bäuerliche Erbfolgegefeg in der Provinz Weftphalen“, Arnsberg 
1841, ſowie in zwei Voten der preußiſchen Minifter von Mühler vom 29. Juni 
1842 und von Savigny vom 20. Auguft 1842, betreffend die Reviſion des 
Geſetzes über die bäuerlide Erbfolge in der Provinz Weftphalen vom 13. Julı 
1836, gefunden). ' 

Namentlih v. Savigm macht für die Gutsübertragungsverträge in dem 
oben erwähnten Votum Folgendes geltend, 

Die Höfenachfolge in Gemäßheit der Gutsübertragungsverträge habe mit 
der Succeffion in Gemäßheit des Anerbenrecht3 gemein, daß durch dieſe beiden 
Suceeffionsarten ſowohl der Naturaltheilung als auch der Ueberbürdung des 
Hofs mit drücdenden Abfindungen erfolgreich entgegengewirkt werde; v. Savigny 
gefteht zugleich zu, daß diefer Erfolg bet der gewöhnlichen gemeinrechtlichen u. |. w. 
Snteftaterbfolge nicht in demfelben Maße erreicht werde. 

Indeß wird die focialwirthichaftliche Gleichwerthigkeit der Gutäüber: 
tragungsverträge mit dem Anerbenrecht durd die Erfahrung nicht durchweg 
beftätigt. 

Mas zunähft die Verhütung der Naturalthetlung der zum Nachlaß gehörigen 
Yändlihen Befigungen durd die Gutsübertragungsverträge betrifft, To findet 
fie allgemein nur in denjenigen Ländern ftatt, in denen fi die Sitte der 
Mebergabe der Befigungen zu Lebzeiten der Eltern an eins der Finder an das 
Anerbenreht al3 Inteſtaterbrecht anlehnen kann. Auf dem Grunde des ge 
meinen u. |. w. Inteſtaterbrechts dagegen pflegt die Gutsübergabe fid) aud wohl 
mit der Naturaltheilung zu verbinden, wie wir oben auf S. 191 und 192 
an einer Anzahl von Beifpielen gezeigt haben. | 


1) Diefe beiden Boten finden ſich abgebrudt ala Anlage zu dem von ber 
preußifchen Staatsregierung dem Landtage vorgelegten Entwurf einer Landgüter⸗ 
ordnung für die Provinz ee nebjt Begründung (Druckſachen des preußifchen 
Herrenhaufes, Sih.-Per. 1882 Nr. 16). 
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Und nod geringer hat ſich, namentlich in der jüngften Zeit, der durd die 
Gutsũbergabe bewirkte Schug gegen die Ueberbürdung des Butsübernehmers mit 
Erbtheilungsgeldern erwiefen. Als Beleg hierfür führen wir unten eine Reihe 
aus verfchiedenen Theilen des Reichs bekannt gewordener Fälle von Uebernahme: 
verpflihtungen an. Diefelben fcheinen auf den erften Blick exceptioneller Natur 
za fein, find e8 aber nicht, indem in den meiften der uns vorliegenden und 
unten angezogenen Berichte über die zu hohen, nach dem Verkehrswerth der 
übertragenen Grundſtücke bemeſſenen Verpflichtungen de8 Gutsübernehmers ge⸗ 
flagt wird. Und zwar wird in vielen diefer Berichte bemerkt, daß die Weber- 
nahmepreije felbft in Gegenden, in denen fie früher niedrig gewefen find, neuer= 
dings, namentlich auf Andringen der Gefchwifter des Gutsübernehmers, fehr hoch 
finaufgeſchraubt zu merben pflegen. 

Sodann wird den Gutsübertragungsverträgen nachgerühmt, daß ihnen eine 
hohe wirthichaftlihe Zweckmäßigkeit zu Grunde Tiege?). Hierdurch allein ſei 
& auch zu erflären, daß diefe Verträge früher von den Guts- und Tandeshern 
allgemein befördert worden find und nod gegenwärtig won der Geſetzgebung 
begünftigt werden. 

Diefe wirthfchaftliche Zweckmäßigkeit ſoll in folgendem beftehen. 

Dem Bauer, dem die perjönlihe Leitung und Beauffichtigung feiner 
Wirthſchaft ſowie größtentheils auch die Vorarbeit in derfelben obliegt, ift die 
Erfüllumg diefer feiner Aufgabe nur bei voller Rüſtigkeit in Törperlicher und 
geftiger Beziehung möglich. 

Nehmen feine Kräfte ab, fo liegt e8 im Intereſſe der bäuerlichen Wirth- 
ſchaft, daß das Bauerngut in die jüngeren Hände des muthmaßlihen Erben 
übergehe, und zugleich im Intereſſe der Sittlichfett, daß der Gutänachfolger, 
welcher bäuerlicher Sitte gemäß gewöhnlich auf dem Gut felbft wohnt, nicht zu 
Ipät felbftändig werde. Nun laſſe fich die Entlaftung des alternden Bauern von 
‚den Geſchäften der Wirtbfchaft wohl auch dadurch erreichen, — und dieſes Aus⸗ 
funftSmittel gelangt, wie wir im vorigen Abſchnitt zeigten, bereits gegenwärtig 
iiöweilen zur Anwendung — daß er feinen Hof im Alter an einen Dritten 
oder an feinen Nachfolger verpadhtet. Indeß fei grade beim mittleren und 
Heinen Grundbeſitz jene wunderbare Kraft nur ſchwer zu entbehren, die der 
Selbſtbewirthſchaftung durch den Eigenthümer innewohnt, jene Kraft, der Arthur 
Young nahrühmt, „daß fie Hunger und Durft, Hige und Kälte geduldig er- 
tragen hilft und zu umverdroffener Arbeit früh und fpät anſpornt“. ‘Daher 
fü es durch das allgemeine, volkswirthſchaftliche Intereſſe gerechtfertigt, daß 
der Bauer fein But an feinen Nachfolger abgiebt, wenn er feine Kräfte 
ſchwinden fühlt. 

Diefe für die Gutsübertragungsverträge behauptete wirtbfchaftliche Zwed- 
mößigteit kann zwar nicht beftritten, muß aber wohl etwas eingeſchränkt werben. 

Denn fie trifft nur für diejenigen Bauern zu, die in ihrer Wirthichaft 
KR Hand anlegen umd harte Arbeit thun müſſen. Das find aber in ber 
Regel nur die Meineren Bauern, während die größeren und zum Theil wohl 
auch ſchon die mittleren Bauern fih auf die Leitung und Beauffichtigung ber 
inneren Wirthfchaft und die Beforgung der äußeren Geſchäfte beſchränken. So heißt 


2) Zurot, L’enquäte agricole de 1866—70, Paris 1871, ©. 30—35. 
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es z. B. von den märkiſchen Bauern, daß fie ſich zum Theil in einer Tage befinden, 


die es ihnen “ne Ka fi) auf die Beauffihtigung ihrer Wirthichaft zu be 


Ihränfen. Da fie jelbft faft gar nicht mehr Hand anlegen, jo wären fie noch 
in hohen Jahren geeignet, ihre Wirthſchaft fortzuführen. Trotzdem pflegen auf 
diefe gut geftellten Bauern bereitS früh in den Altentbeil zu gehen?). 


Und für den engeren Kreis der bäuerlichen Bevölkerung, für den bie inner 


Zweckmäßigkeit der Mebertragung des Hofes durch den alternden Vater am ben 
jugendfräftigen Sohn zweifellos feftfteht, muß doch auch bie Kehrſeite dieſes 
Vorzugs ind Auge gefaßt werben. Denn in bem Bilde, dad die Uebertragungs 
verträge in der Praxis der Gegenwart zeigen, laſſen fih, wie ein neuerer Be 
urtheiler derjelben fagt*), bisweilen nicht einmal mebr die Spuren derjenigen 
Idee mwiederertennen, die ihrer Entftehung zu Grunde lag. 

Da bie Gutdühertragungsverträge nad) den obigen Ausführungen (©. 163, 


171) nit nur den Zweck haben, dem Bauer, wenn ex feiner Wirtbichaft nicht | 


mehr vorftehen Tann, die wohlverdiente Ruhe zu verſchaffen und dem Hof zugleid) 
eine friſche Arbeitskraft zuzuführen, ſondern aud — namentlich, in demjenigen 
Ländern, in denen das allgemeine Erbrecht aud für die Bauerngüter gilt und 
in denen diefe Verträge mithin die größte Bedeutung haben — den bäuerlichen 
Befig vor unmirtbfchaftlicher Zerftüdelung und Ueberlaftung fowie vor dem 
Hinaustreten aus der Familie zu jhügen, fo kommt es vor, daß der Bauer, 
um die Zukunft feines Hofs vor unerwünſchten Bufällen ſicher zu ſtellen, da 
jelben möglichſt früh, zu einer Beit, in der er nod) bei vollen Kräften ift, ab— 
giebt. Nicht felten führen auch Trägheit und Genußſucht des Bauern zur all 
frühzeitigen Webergabe feine Guts. 

Dadurch aber geht der Volkswirthſchaft die Arbeitskraft des Bauern zu 


einer Zeit verloren, in ber er bisweilen erft die nöthige Reife erlangt, um 


feine Erfahrungen zu verwer 





tben. | 
Haben ſich die Eltern vollends bei ber Gutsübertragung ein Geldcapital 


ober eine Gelbrente ausbedungen, fo werben fie dadurch nur zu leiht zu einem 
müßigen Nentnerleben in ber Stadt verleitet, das durchaus nicht begünftigt zu 
werden verdient. 

Während nur aus Bayern berichtet wird, daß dort die Eltern mit der 
Webergabe ihres Guts fo Lange wie möglich zu zögern juchen, wird über die zu 


frühzeitige Gutsübergabe mit allen ihren verderblihen Confequenzen neuerdings 


aus jehr vielen Theilen des Deutfchen Reiches: aus dem badifhen Schwarz: 
walde, aus dem badijhen und heſſiſchen Odenmwalde?) u. ſ. w, 


namentlich aber aus den Ländern mit flavifcher, polnifcher nnd Kitthauifeher 


geflagt. 


So heißt es aus dem Regierungsbezirk Gumbinnen®), daß der Litthauer 


geneigt if, fd) fo Fri wie möglich zur Nube zu jege. 


3) d. Winter ee endin in ber Sikung bes Herrenhauſes vom 11. Ja- 


nuar — Sten. 
9 O. Boldt, Die Agrariſchen Fragen ber Gegenwart, Berlin 1883, ©. 106. 
5) Bo gelmann, Die ‚Fortpotigegeg 
im Su erzogthum Baben, arlsruhe 1 
tödel in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2 ©. 323, 341. 
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Und aus den übrigen Theilen ver Provinz Oftpreußen”?) wird be: 
richtet, daß auch unter den deutichen Bauern fi namentlid) die fchlecht fituirten, 
eft noch im beften Mannesalter ftehenden Wirthe beeilen, einem Erben das 
Grundftüd zu übergeben, um dur eine reiche Heirath deſſelben Geld in die 
Wirthſchaft zu bekommen. i 

Aehnlich lauten die Nachrichten aus Weftpreußen?). In einem aus 
diefer Provinz ſtammenden Berichte heißt e8, daß früher, bis vor etwa 30 Jahren, 
der bäuerliche Befiger ſich bi3 zu feinem 70. oder 80. Jahre in Thätigkeit bielt. 
Er verforgte durch Ausftener umd Vermögensmitgabe aus eigen erworbenen 
Mitteln feine Kinder und überließ in der Regel dem jüngften die Wirthichaft 
mit der Altentheilsverpflichtung. Heute dagegen, wo die Güterpreife in die 
Höhe getrieben worden find, halten fi) die meiften Eigenthümer für wohlhabend, 
leben danach, vergefjen das Erwerben und übergeben mit 40 —50 Jahren, felten 
fpäter, dein zuerft herangewachfenen Sohne die Wirthichaft, der dann die wenig 
beneidenswertbe Verpflichtung bat, den jüngeren Geſchwiſtern ihre Erbantheile 
auszuzahlen und die noch jungen Wltentheiler 20—30 Jahre lang zu ernähren. 

Auch auß der Provinz Brandenburg?) beißt es, daß der Bauer 
noh bei voller Rüftigfeit einen Ueberlafjungsvertrag abzuſchließen pflegt, feine 
Kinder abfindet und mit feiner Frau in den Altentheil geht. Er würde im Stande 
fein, noch 10—20 Jahre zu mwirtbichaften, zieht ſich aber gleichwohl bereits 
zurüd, wenn der Sohn, dem er fein Gut übergeben will, vom Militär ent= 

, nach Haufe fommt. 

‚ Und aus der Provinz. Bofen!?) wird berichtet, Daß der polniſche Bauer 
bier ohne den Ernſt des Lebens und feine Aufgaben erfaßt zu haben zwiſchen 
dem 20. und 26. Lebensjahre zu heirathen pflegt. Seine zahlreihe Familie, 
der geringe Sim für Erwerb und Sparjamfeit fowie der angeborene Zug zu 
emem behaglichen Müßiggang verleiden ihm bereit? um das fünfzigfte Lebensjahr 
berum die Arbeit. Das Ergebniß feiner Selbftberrahtung ift dann: „Was foll 
ich mich weiter quälen, der Junge ift fo alt wie ich war, als ich die Wirthichaft 
übemabm; er Toll beirathen und ich wohne Bei ihm." Um diefen Entichluß 
auszuführen und fich eine bebagliche Eriftenz zu gründen, wird dann ein Aus⸗ 
gedinge ausgemacht, welches oft dem Werth des ganzen Reinertrags der Wirth- 
ſhaft gleihlommt. So leben die Eltern forgenlos, und die Finder darben. 
Ein fernerer mit den Gutsübergabeverträgen verbundener Mißftand beſteht 
derin, daß durch vorzeitige Mebergabe des Bauernhof3 das zu frühe Heirathen 
des Gutsnachfolgers befördert wird. Jeder Bauernfohn fühlt das Bedürfniß 
zu heirathen, fobald er „vom Militär los“ ift, und er findet e8 durchaus in 
—— ‚ daß ihm die Eltern zu dieſem Zweck ſofort die Wirthſchaft ab: 


D Kreiß in — Zuftände Bd. 2 ©. 297. 

8 Demler in Bäuerlide Zuflände Bd. 2 ©. 248. 

9) vd. Winterfeld:Mendin in ber Sitzung bes Herrenhaufed vom 11. Jas 
mar 1883. Sten. Ber. ©. 18. 
€ “ dv. Nathuſius in Verhandlungen bed preußiſchen L.O.C., Berlin 1883, 


MO. Boldt a. a. O. S. 106. 
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Auch erweifen fih die Beſtimmungen der Webergabeverträge, fofern fie 
von den Eltern in ihren beften Jahren abgejchloffen werden, bei dem oft 
erft Lange nachher erfolgenden Tode derjelben, häufig als unangemefien. Co 
namentlih, wenn der Gutsübernehmer fich verheirathet und noch bei Lebzeiten 
der Eltern Nicht. Der Hof gelangt dann, während die Eltern vielleicht noch 
rüffig find, in vormundichaftliche Berwaltung oder gar in die Verwaltung des 
zweiten Ehemanng der angehetratheten Ehefrau. 


Ein weiterer mit den Gutsübergabeverträgen verbundener Uebelftand be 
fteht in den hohen Verpflichtungen, welche den Gutsübernehmern namentlid) in 
neuerer Zeit auferlegt zu werden pflegen. Und nicht überall ift diefe Höhe nur 
eine Icheinbare, jo daß die Eltern nur dann von ihrem Rechte Gebraudy machen, 
wenn ihnen feitens der Kinder die gewünjchte und erwartete Behandlung nid 
zu Theil wird. 

So wird aus dem Herzogthum Sadhjen-Altenburg berichtet, daß 
das Leibgedinge allerdings in der Regel ſehr bod zu fein pflegt '”); doch 
beabfichtigt der Gutsübergeber durchaus nicht immer, das Auöbedungene auch 
wirklich zu fordern, indem bie hohe ausbedungene Verpflichtung fiir ihn mar die 
Bedeutung eine Drohmittel3 gegenüber dem ſich undankbar zeigenden Anerben 
bat. Unter hundert Fällen ſoll bier nur einer vorfommen, in dem der Aus: 
zug vollftändig gegeben werden muß. Diefer Fall tritt gewöhnlich nur dann 
ein, wenn der Auszügler daS Gut verläßt, indem er dann feinen Anſpruch auf 
ein Gelvdäquivalent für feinen Verzicht auf die Naturalbezüge geltend madıt. 


12) Wir lafien ala Beleg für das im Text ne folgendes aus den vierziger 
Fahren ftammende Beifpiel eines altenburgiſchen Uebergabevertrags folgen. 

Ein Auszügler, welcher ſeinem Sohn ein vierfpänniges Ge ut von 240 pr. 
Morgen für eine Summe von 24000 Thalern (Affecuranzivert Thaler) über: 
gab, Hatte fich von demielben außerdem contractlich ausbedungen: 


. die alleinige Benutzung der Oberftube und Kammer eine Treppe hoch, 
. den Mitgebraud) der une des Kellers und Gewölbes, 

. die Mitbenutzung der Hälfte des — 

. den vierten Theil des Obſtes vom Grasgarten, 

. daß J—— an ber Wäſche, 

. freie Brennholz und Salz, 

. alle erforderlichen Fuhren, 

. ein er afchengeld von 52 Thalern, 


"DO IH ar We CO DO 


. an Bieh, Getreide und ſonſtigen Victualien alle Jahre: 
an Vieh: Schweine & 1!/s Ctr., an Getreide: 6 Scheffel Weizen berl. Maß, 
Ganſe, 16% „ Roggen, 
—4 — Ta „ Gerfte, 
25 Junge Zauben, 2 „, Erbien 
104 Pfd. — 10 _ Kartoffeln; 
an ſonſtigen Victualien: St. Butter, außerdem: 540 — 23 Bier, 
0 Stück Eier, 10 xennöl. 


; Ziegentäfe, 
180 „ tleine Kuhkäſe, 
108 Quart anne 
10 „, ute Milch, 

B uark, 

60 Sauerkraut. 
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&3 dat der Anerbe fomit ein unmittelbares Intereſſe feine Eltern gut zu halten, 
denn er würde ſich felbft ftrafen, wenn ex es nicht thäte. Daher pflegt es nicht 
ſelten vorzulommen, daß ein Auszügler feine zuvor übel behandelten eltern bittet, 
wieder zu ihm zurückzukehren. In der Regel beſteht deshalb ein freundfchaftliches 
Verhältnig zwiichen dem Auszügler und dem Unerben. Die Auszügler gehen 
faſt durchſchnittlich mit an des Gutsbeſitzers Tiſch, genießen dieſelbe Koſt wie er 
md nehmen dann höchſtens das Kleidergeld und Obſt in Anſpruch. 

Dagegen wird aus dem badiſchen Ddenmwalde'?) mitgetheilt, daß fich 
vie Bauern dort im Fräftigften Mannesalter in den Ruheſtand begeben und ben 
ülteften Sohn mit einer unerhört hoben und zwar wirflidyen, nicht fictiven 
Denfion belaften. Und aud aus den übrigen heilen bes Großherzogthums 
Baden mehren ſich neuerdings die Klagen über die zu hoben Annahmepreije 
der bäuerlichen Güter. Gegenwärtig jollen die Webernahmepreife außer allem 
derhältniß zu dem Ertragswerthe ftehen und ſich nad den höchſtmöglichen Ber: 
fufspreifem- richten, To daß das ausbedungene Leibgeding nicht felten die ganze 
Rmte des Gut? abſorbirt. Nach den im meuefter Beit für 36 Hofgäter bes 
badiſchen Schwarzwald angeftellten Berechnungen ftellt das Leibgeding im 
Duchichmitt eine Belaftung von 2,3 %o des Kaufpreiſes (Uebernahmegeldes) 
dar. Wenn legtere8 außerdem mit mindeften® 31/3 %/o verzinft werden muß, 
Io find jährlich etwa 5,890 des Uebernahmepreijes an Binfen aufzubringen. 
Das kam aber nad) den gegenwärtigen Rentabilitätsverhältniſſen fein Gut auf 
die Dauer leiften, es fei denn daß eine vortbeilhafte Heirath des Anerben eine 
gümgliche oder theilweife Abtragung .der Schuld ermöglidt. 

Auh aus Bayern, namentlich aus Mittelfranken, aus Würtem- 
berg, Sadjfen u. f. w. wird über die fteigende Höhe der von dem Guts— 
erden übernommenen Berpflihtungen geklagt. 

Desgleichen macht fih im Nordoften derfelbe Uebelftand geltend. 

Bird doc für die Provinz Bojen!*) namentlich Hinfichtlich der Heineren 
polmihen Bauern conftatirt, daß das von ihnen verabredete Ausgedinge eine 
anorme Höhe erreicht und aus einer Anzahl von Dingen befteht, die ın ber 
vereinbarten Menge und Güte gar nicht immer vorhanden find und deshalb 
oft *. nicht geliefert werden können. Als Beleg für das Gefagte ſeien zwei 


a berichtet der Landrath des Kreiſes Obornik folgendes: Ich kaufte 
dor mehreren Jahren eine ach von 6,5 ha und gab für diefelbe, weil 
ne für mein Gut äufßerft bequem lag, den an und fir fi hohen Preis von 
2600 Mark. Auf der Wirthſchaft waren 200 Mark eingetragen und außerdem 
loflete auf derſelben ein Ausgedinge beftehend aus 15 verſchiedenen Poften 
(darımter jährlich: 3 fette Gänſe, jede von wenigftend 11 Pfd., 10 Pfd. Yutter, 
12 Pfb. geräucherter Speck, das erforderliche Hein gehauene Bad: und Brenn: 
bolz, ferner täglich "/s Quart füße und Y/s Quart faure Mil u. |. w., außer 
dem üblichen Ausmaß Getreide und ben Beeten zurechtgemachten Sandes). Bei 


13) Bogelmann, Die ‚rorfipoligeigele gdung bezüglich der Privatwaldungen 
thum Baden, u 1870 ' ©. 91. Buchenberger in Bäuer- 
liche Zuftände in Deutichland, Dh. 3, ©. 289, 289, 176. 
14) v. Nathuſins in Bäuerliche Zuftänbe, Fr 3, ©. 29, 30. 


Eäriften XIV. — v. Miastomwsätli, Grunbeigentfumsvertheilung. 11. 14 
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nur mäßigen Säten giebt die einen jährlichen Aufwand von 186 Mark oder 
7 vom 100 des fehr hoben Kaufpreijes. | 

Diefem Beifpiel fügt der Landrath des Wollfteiner Kreiſes ein anderes hinzu: 

Auf einer ca. 9 ha großen Wirthichaft leichten Bodens ruhte ein Lib— 
gedinge beftehend aus freier Wohnung, 11/2 Scheffeln verſchiedenen Getreide, 
2 Vierteln geftampfter Hirfe, 9_Beeten Land, Nutzung des Gartens, 3 Klaftem 
Holz mit freier Zufuhr, einer Kuh in freier Weide, einem gemäfteten Schwan | 
und einem Thaler zu Salz. Mit biefem Ausgedinge wurde die Wirthſchaft 
verfauft. Der Käufer fah bald ein, daß er nicht beftehen konnte, ließ nod em 
zweites Ausgedinge eintragen, beftehend aus freier Wohnung, 17 Scheffeln 
Getreide, Ye Scheffel Hirfe, 30 Scheffeln Kartoffeln, 2 Beeten Land, eme 
Kuh in freier Weide, einem gemäfteten Schwein und freier Wälde, und ber: 
kaufte die Wirthfchaft weiter an einen anderen Bauer. Diefer wurde in kürzeſter 
Beit bankerott und verlor nicht nur diefe, fondern auch feine urfpränglice 
Wirthſchaft. | 

Ebenſo wird aus Weftpreußen'?) berichtet, daß die Altentheile oft in 
unerſchwinglicher Höhe eingetragen werden. 

Die hohen Verpflichtungen werden von den Gutsübernehmern gewöhnlid 
übernommen, um möglichſt früh in den Befig des elterlichen Guts zu gelangen, 
wobei fie von der — Häufig irrigen — Vorausſetzung ausgehen, daß ihnen 
ein Theil derfelben erlaffen werben, oder doc, daß in Folge des baldigen Tores 
der Eltern die üibernommene Xaft nur von Kurzer Dauer jein wird. 

6) Tritt nun der erftere Fall gar nicht ein oder der zweite fpäter als 
erwartet wurde und erweiſen fi die übernommenen Verpflichtungen als jehr 
brüdend, fo macht ſich nicht felten eine Berftimmung in dem Verhältniß zwilden 
Eltern und Kindern geltend, eine Verſtimmung, die dann gelegentlich zum 
Streit, zu Thätlichkeiten und Prozeſſen, ja zu Berbredhen führt. 

Freilich pflegen diefe Folgen nicht überall die gleihen zu fein. Spiegelt 
ſich doch in der Art der Uebernahme der Verpflichtungen, namentlich aber in 
ihrer Ausführung das wirthſchaftliche, intellectuelle und fittlihe Culturnivean 
ber Benölferung ab. 

Diefelben Verfchiedenhetten, die ım Großen im Deutſchen Neid) zu Tage 
treten, finden ſich bisweilen auch auf engem Raum neben einander vor. 

So lautet das Urtheil über unferen Gegenftand fehr verfchieden für bie: 
einzelnen Theile Bayerns 168). Während in der Oberpfalz Streitigkeiten 
zwiſchen Eltern und Kindern, die fchließlih vor das Gericht gelangen, nicht 
häufig zu ſein pflegen, pflegt in Ober- und Niederbayern die Gutsüber⸗ 
gabe zu groben Ausbrüchen der Rohheit und bes Undanks zu führen, und gehören 
Zwiſtigkeiten zwifchen dem Webergeber und Webernehmer hier keineswegs zu den 
Seltenheiten. 

Aus der Provinz Sachſen!“) und aus Weftphalen heißt es: Nur 
ſelten komme es vor, daß Eltern und Kinder feindſelig gegen einander auftreten, 
gewöhnlich helfen ſie einander mit Rath und That und bilden einen gemeinſamen 
Haushalt. | 





— 


15) Demler in uhr Zuftände, Bb. 2, ©. 248. 
16) Bgl. die oben auf ©. 154 angeführten Gitate aus der Bavaria. 
17) Serland in Bäuerliche Zuftände, Bb. 2, S. 135. 
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Auch aus einem Theil der Provinz Oftpreußen (dem Regierungsbezirk 
Gumbinnen) 18) wird berichtet, daß das Verhältniß der deutfchen Altjiger und 
ihrer Wirthsleute bei gegenfeitigem billigen Entgegenfommen im Allgemeinen ein 
friedliches ıft und daß der Bauer trog mander ſchlimmen Beifpiele in einzelnen 
Fällen mit befonderer Vorliebe an diefer Einrichtung hängt. 

Viel häufiger als ſolchen günftigen, begegnen wir dagegen ungünftigen 
Urtheilen über die Wirkungen der lebergabeverträge auf das Yamilienleben. 

So wird aus dem Herzogtum Meiningen!?) berichtet, daß in ber 
Gutsabtretung bisweilen eine Quelle übermäßiger Belaftung der Wirthichaft 
des Beſitzers und jedenfall der Anlaß zu vielem Berdruß und Streit, zumeilen 
auch zu Nechtshändeln Tiegt. 

In Weftpreußen?‘) Haben ebenfalls die fehr hohen Altentheile Un- 
zufriedenheit unter den Parteien im Gefolge. Diefe führt dann wieder leicht 
zu Prozefien. „Solche Verhältniſſe bringen nicht allein eine ftarfe Demoralifation 
des Bauernſtandes mit fi; fie führen aud ſchwere finanzielle Schädigungen 
herbei, die eine gewichtige Urfache der Verſchuldung und des Ruins der bäuerlichen 
Beligung abgeben.” | 

In der Provinz Dftpreußen?!) finden die Webergabeverträge zwar im 
Allgemeinen, wie wir eben erwähnten, eine günftigere Beurtheilung als in den 
übrigen Provinzen. Aber aud) bier heißt es, daß wenn der Altentheil in der 
Regel von den Eltern nicht in Anfprud genommen wird, dies dody ausnahms⸗ 
weile dann geſchieht, wenn Zerwürfniffe in der Familie eintreten oder wenn 
das Srundftüd zum Verkauf kommt. Solche Fälle führen dann nicht felten zu 
EStreitigleiten und Procefien. Ja aus dem Regierungsbezirk Gumbinnen wird 
wenigftend über die Litthauifhen Bauern berichtet, daß aus ihrer Neigung, ſich jo 
früh wie möglich zur Ruhe zu jegen, zahlreiche Procefje entipringen. Auch wird 
in den frühzeitigen Uebergaben ein Grund dafür erblidt, daß die Kleinen 
litthauiſchen Bauern raſch verichwinden und die Grundftüde nad und nad in 
deutſche Hände übergehen. Ein gefpanntes Verhältniß zwifhen dem Bauer 
und dem Altfiger mit all feinen unangenehmen Folgen tritt aber in der Regel 
nomentlih dann ein, wenn der Bauer mehrere ſolche Altfiger zu verforgen 
hat. So wird aus Oftpreußen gemeldet??), daß der neue Beliger zuweilen 
2—3 Altfiger zu ernähren und von dem Grundftüd mehr abzugeben bat, als 
er mit Mühe aufbringen kann und daß in diefem Falle ſowie vollends wenn 
der Hof durch Todesfall oder Verkauf an eine fremde Perfon gekommen ift, das 
Verhältnig derfelben zu den Altfigern regelmäßig ein fchlechtes zu fein pflegt. 

Endlih wird aud) aus der Provinz Bofen berichtet, daß das frühe Sich- 
zur⸗Ruhe⸗ſetzen der Bauern und die ſehr hohen Ausgedinge häufig den Unfrieden 
nd Haus bringen. Diefer giebt dann wieder Beranlaffung zu Proceflen und 
felbt zu Verbrechen. Solche Procefle werden nicht felten gegen den Befiger 
von Juden geführt, nachdem fich diefe die Leibgedinganſprüche haben abtreten Laffen. 
Der Ruin der Befiger pflegt dann ſchließlich das unabwendbare Reſultat zu 


18) Stödel in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2, ©. 341. 
19) Heim in Bäuerlihe Zuftände, Bd. 1, ©. 9.. 
20) Oemler in Bäuerlicdye Zuftände, Bd. 2, ©. 283. 
21) Kreiß in Bäuerliche ne Bd. 2, ©. 243. 
22) Kreiß in Bäuerlicde Zuftände, Bd. 2, ©. 297, 341. 
14* 
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fein. Die hohen Ausgedinge geben aber nicht nur Anlaß zu vielen PBrocefien, 


fondern aud zu Verbrechen gegen die Gefunvheit und das Leben des Auszüglers 


Der Landrath von Nathufius?®), von dem dieſes Urtheil herſtammt, 
{heut fid) denn aud nicht, auf rund feiner in der Provinz Pofen gemadtn 


Erfahrungen, die Ausgedinge als „einen Krebsſchaden des Bauernftandes“ 
zu bezeichnen. Zu einem ähnlichen Refultate gelangt ferner Eugen Jäger”) 
auf Grund von Wahrnehmungen, die er namentlih in der bayerifchen Pfalz 
gemacht hat, indem er das Heutige Auszuglerweſen als einen „Langfame 
Elternmord“ bezeichnet. 


Sind die ſchlimmen Folgen der Webergabeverträge in Ländern, im denen 
diefelben von der Gefeggebung als Rechtsgeſchäfte inter vivos aufgefaßt werden, 





auf das Berhältnig des Gutsübernehmers zu dem Auszügler beſchränkt, jo 
erſtrecken fie fi unter der Herrſchaft einer Gejeßgebung wie der de8 Code civil | 


auch auf die Geſchwiſter des Gutsübernehmers, 


Hierüber äußert fich ein praktiſcher Jurift?°) dahin, daß es ein gemagtes 
Unternehmen if, wenn beutfhe Bauern — in Gegenden, in denen die Gutsüber 


gabe al3 successio anticipata aufgefaßt wird, wie z. B. in den Rändern des Code 


eivil, aber aud in einigen Rändern mit gemeinem Recht, wie z. B. n Kur⸗ 
hefien — gegen die Confequenzen des Pflichttheilsrechts dadurch ankämpfen, daß 


fie ihre Stellen durch verjchleierte Verträge vor der gleichen Theilung unter 
ſämmtliche Erben zu bewahren und in der Familie zu erhalten ſuchen. Dem 
fie bringen dadurd ſich und ihre en in Gefahr, in Proceſſe verwickelt zu 
werden. Und auch fonft wird aus den 

über die vielen Proceſſe berichtet, die aus ſolchen Verträgen zwifchen dem Gut: 





eifen rheinifcher Richter und Anwälte 


übernehmer und feinen Geſchwiſtern entjpringen, und von der Schwierigkeit, die 


für den Richter darin befteht, ſolche Verträge gegen ihre Anfechtung aufredit | 


zu erhalten. 


Achnliche Folgen wie die Gutsübertragungsverträge in Deutſchland hat | 


der partage d’ascendants in Frankreich. 


Bon der unter Napoleon II. tagenden Agrar-Enquste-Commiffion?) 


wurde feftgeftellt : 


1) daß der partage d’ascendants häufig Streitigkeiten zwifchen den Eltem 
und den Gutsübernehmern, ſowie zwiſchen diefen und ihren Gejchwiftern ver: 
anlaft, namentlih weil er nur das zur Zeit der Theilung vorhandene Ber 


mögen umfaßt und daher häufig ergänzende Theilungen nothwendig madıt, 


2) daR die Kinder aus Furdit, die Eltern möchten fie bei der Vertheilung 
der quotit& disponible übergehen, ihre Zuftimmung aud) dann zu den Verträgen 


ertheilen, wenn dieſe ihren Intereſſen zumider find, 


3) daß die Uebergabeverträge faft nur unter den unteren Claffen vor: 


fommen und den Eltern gewöhnlich ein trauriges Schickſal eintragen, indem fie 


— 





23) v. Nathufius in Bäuerliche Zuftände, Bd. 3 S. 29. BDerfelbe im ben 
Veh a des preußiichen %.O.E. von 1883 ©. 164 


E. Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart Abth. 2, Berlin 1884, S. 71. 
25) Meyersburg, Gutachten für den 14. deutichen Suriftentag über bie 


Krane, ob und in wie weit die Zeftirfreiheit u. |. mw. beichräntt werben fol. Vgl. 
erhandlungen bes 14. deutichen Sfuriftentages, Berlin 1873, ©. 64. 
26) Zurot, L’enquete agricole de 186670, Paris 1871, ©. 3035. 
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nad der Vermögensübergabe bald bei dem einen, bald bei dem anderen ihrer 
Kinder zu wohnen und dort gewöhnlich wie Dienftboten rückſichtslos behandelt 
zu — pflegen. Ja auch aus Frankreich wird ebenſo wie aus verſchiedenen 
Theilen Deutſchlands berichtet, daß die Kinder ſich ihrer auf dem Altentheil 
fitenden Eltern bisweilen zu entledigen ſuchen, ihren Tod herbeiwünſchen und 
es nicht immer nur bei dem Wunſch bewenden laflen. 

Um diefe Nachtheile der Gutsübertragungsverträge zu befeitigen oder doch 
zu vermindern, Bat man neuerdings eine Reform der ſich auf biefe Verträge 
beziehenden Gefeggebung in Vorſchlag gebracht. Und zwar wollen die einen, 
indem fie an die ältere obfolet gewordene Gefeßgebung anknüpfen, für bie 
Verträge Normativbeftinmungen einführen, bie anderen dagegen biefe Berträge 
mr in der geldwirthſchaftlichen Form zulafien ?7). 

Die Wiedereinführung von Normativbeftimmungen, durch welde beftimmt 
würde, daß die Gutsübertragung erft von einem beftimmten Lebensjahre des 
Gutääbergebers (etwa dem erreichten 60ſten) an flattfinden dürfe und durch 
welche beftunmte Maxima für die zu übernehmenden Verpflichtungen aufgeſtellt 
würden, könnte in einer Zeit allgemeiner Verkehrsfreiheit nicht anders denn 
als läftige perjönliche Beichränkung empfunden werden. Zudem würde durch 
die Schablonenhaftigkeit folder Normativbeftimmungen der den Gutsübertragungs- 
verträgen nadhgerühmte Vorzug, daß fie ſich beſſer als das Inteſtaterbrecht an 
u jede8 einzelnen concreten Falls anzuſchmiegen vermögen, ver: 

eben. 

die Ueberleitung der Öut3übertragungsverträge in die gelbwirthichaftliche 
Form läßt fi durch die Gefeggebung nicht erzwingen und würde — wenn 
wirflih durchgeführt — zwar mandye diefen Verträgen anflebenden Mängel 
beieitigen oder doch vermindern, aber dafiir wieder andere Mängel neu entftehen 
uffen So würden die Reibungen und Zwiſtigkeiten zwiſchen dem Gutsüber⸗ 
nehmer und Gutöübergeber durch ihre freiere Stellung zu einander zwar ver⸗ 
mindert, aber dafür dem Gutsübernehmer noch weit drüdendere Laſten auferlegt 
werden. Denn da ber bäuerliche Betrieb den naturalwirthſchaftlichen Charakter 
Geſchãftigung hauptſächlich von Familiengenoſſen, Verzehrung des größten Theils 
der ſelbſterzeugten Producte) wohl niemals ganz abſchaffen wird, ſo werden in 
Geld zu leiſtende Verpflichtungen für den Bauer immer brůckender ſein als 
Naturalleiſtungen, zumal bie gegenwärtig als Compenſation eintretenden mancherlei 
Hilfeleiſtungen ei Eltern im Haufe und in der Wirtbihaft dann auch meift 
wegfallen würden. Ferner würde die unabhängigere Stellung der Eltern diefelben 
noch früher zur Uebergabe ihrer Güter veranlafjen als gegenwärtig. Und endlich 
würde eine gänzlich unproductive, die Städte um ein wenig nügliches Element 
bereichernde Claſſe von Bauernpenſionären geſchaffen werben. 

So gelangen wir denn zu ber einzig möglichen Alternative, daß die Guts⸗ 
übertragungöverträge entweder in ihrer gegenwärtigen Geftalt beizubehalten, oder 
zu befeitigen find, indem im legteren Fall die Gefeggebung ihnen bie gegen 
märtig beftehende Förderung und Begünftigung entziehen müßte. 

Sint ut sunt aut non sint. 


27) 6. Habermann, Studien über a rn, und die Prlege land» 
nirtrafliche Spnterefien in Defterreich, Wien 1872 
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Anfänge zu einer Einengung und Beſchränkung der Gutsübertragungsverträge 
liegen in dem Berhalten, das einige Ereditinftitute ihnen gegenüber in neuerer 


Bert eingeſchlagen haben. 


& veng die oftpreufifche landſchaftliche Darlehnscaſſe, daß bie Altfiger 


ihr wegen land 
forderungen haben, bedingungslos einräumen. Und ferner bat eine am 


haftlicher Darlehen das Vorrecht, das fonft die Ausgedingd 


13. December 1882 abgehaltene Berfammlung des landwirthſchaftlichen Pro: 
vinzialvereind der Provinz Poſen beſchloſſen, daß die Direction ded nen 
landſchaftlichen Erebitvereind zu erſuchen ift, durch ftatutarifche Beitunmungen 


auf eine Verminderung des Leibgedingwefens hinzumirfen. 


Biehen wir — nad) diefer Abſchweifung — aus dem über die focial 
wirthichaftlichen Folgen der Gut3übertragungsverträge im Einzelnen Gefagten 
das Facit, fo wird es dahin lauten müffen, daß die Schattenfeiten diefes Inſtituts 
im Vergleich zu den Kichtfeiten deffelben gegenwärtig ſtark überwiegen, zumal die 
legteren nur in beichränfter und unficherer Weife, die erfteren dagegen in viel 


größerem Umfange und mit größerer Beftinmmtheit zu Tage treten. 

Diefe Mängel fcheinen auch von jeher in den betreffenden Kreiſen lebhaft 
empfunden worden zu fein; denn bereits eine alte Bauernregel jagt: „Zieh' Dich 
nicht früher aus, als Du ſchlafen got, und ein viel verbreiteter Vers lautet: 

„Wer feinen Kindern giebt da3 Brod 
Und felber fpäter leidet Notb, 
Den ſchlagt mit einer Keule tobt!“ 
In der Gegenwart werden die Gutsübertragungsverträge mit ihren Alten 


teilen feitens eines, mit dem Leben der ländlichen Bevölferung wohl vertrauten 
Mannes „nicht zu der guten alten Sitte geredjnet, fondern als die ungläd: 
jeligfte Erfindung bezeichnet, die man ſich denken kann“, von einem anderen als 
„das Widerfinntafte, was man fi) nur vorftellen kann“ und von einem dritten 


„in der Mehrzahl der Fälle als unmoralifch und wirklich ſchädlich“ charakterifirt ?9). 
Wenn bie But3übertragungdverträge fi dennoch feit Jahrhunderten im 


Anwendimg befunden haben und aud in der Gegenwart noch die weiteſte Ber: 


breitung finden, fo läßt fid) das nur dadurch erflären, daß daS, was durch biefe 
Verträge vermieden werden foll — die Anmendung des gemeinen Inteſtaterb⸗ 


recht3 auf die Vererbung des bäuerlichen Grundbeſitzes — mit nod größeren 


Nachtheilen verbunden ift, al3 die Gutsübertragungsverträge. 
Es wird an eine Befeitigung dieſer letzteren daher erft dann gedacht werden 
fönnen, wenn es gelungen ift, dem bäuerlichen Erbrecht felbft eine der Natur 


des bäuerlichen Grundbeſitzes entjprechende Form zu geben. Eine ſolche Reform 


wird fich ſowohl auf das Inteftaterbrecht, als auch auf das Recht der letztwilligen 
Verfügungen zu erftreden haben. ‘Den Ietteren Punkt haben wir bereits in der 


erften Abtheilung diefer Arbeit behandelt und werden auf benfelben auch im 


weiteren Verlauf derfelben noch zurüdzutommen haben. 


28) DO. Boldt, Die Agrariichen ragen ber Gegentwart, Berlin 1883, ©. 167. 
dv. Winterfeld in ber Se es Herrenhaufes vom 11. Januar 1883. Sten. 
Ber. ©. 18. Ueber die neueflen höchſt bedauernawerthen Vorgänge auf bem Gebiete 
ber Gutsübertragumgsverträge aus der Provinz Brandenburg hat im beutichen 
Landwirthſchaftsrathe berichtet der Generalfecretär Freiherr von Ganftein, Dal 
Archiv des deutſchen Landwirthſchaftsraths, VIII. Jahrg., 1834, Heft Nr. 2—7, ©. 269. 
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Zunächſt aber iſt jegt auf die Reform des Inteſtaterbrechts näher einzugehen. 
Zu dieſem Zwed haben wir zu fragen, ob und inwiefern das Anerbenredht 
den ſocialwirthſchaftlichen Bedürfnirfen des Grundbeſitzes entipridt. 


B. Socialwirtbfhaftlide Analyfe des Anerbenrechts. 


| Benn wir im Nacfolgenden die Bedeutung des Anerbenrechts in der 
Gegenwart feftzuftellen fuchen, fo thun wir dies unter zwei Vorausfegungen, 
von denen die eine rechtlicher und die andere thatfächlicher Natur ift. 

Die rechtliche Borausfegung befteht darin, daß wir uns ba3 ältere 
Anerbenrecht ſoweit modificirt denken, wie es die moberne Agrarverfaflung 
verlangt. Beſtehen die Grundfäge, auf denen bieje legtere ruht, in ber freien 
Dispofition des Eigenthümers über fein Gut und in ber Unterwerfung der 
Grundeigenthümer unter ein allen gemeinfames gleiche? Recht, fo wird auch 
das ältere Anerbenrecht, um nicht die Architektonik unferer heutigen Rechts⸗ 
ordnung zu flören, diefe beiden Elemente der geltenden Agrarverfafiung in ſich 
aufnehmen müſſen. Concret geſprochen wird von allen das freie VBerfügungs- 
veht der Grundeigenthümer — Geſchäfte unter Lebenden oder auf den Todes⸗ 
fall einfchränfenden Beſtimmungen abzuſehen und das alte Zwangserbrecht 
conſequenterweiſe in ein blos ſubſidiäres Recht umzuwandeln ſein, das demnach 
um dann zur Anwendung gelangt, wenn von dem Erblaſſer nichts anderes 
beſtimmt iſt. Auch wird das Anerbenrecht in Zukunft nicht nur für eine State: 
gerie von Gütern — meil eine ſolche ſich rechtlich gar nicht mehr oögrengen 
ligt — in Anwendung zu kommen' haben. Endlich wird der Anerbe — 
jehr regen Sinn für Gleichheit in unferer Zeit entiprehend — in — 
ſeine Geſchwiſter von der Succeſſion in den Werth des Erbguts nicht mehr 
vollſtändig ausſchließen dürfen, wie dies in früherer Zeit meiſt geſchah, ſondern 
vor dieſen höchſtens nur ſoweit zu begünftigen fein, wie die Rückſicht auf die 
Erhaltung des Guts in der Familie es abfolut nothwendig macht. Auch wird 
dei der juriftiichen Conftruction dieſes neueren Anerbenrechts auf die Entwidelung, 
welche das Erbrecht mittlerweile, namentlich in Folge der gemeinrechtlichen Ein- 
file genommen bat, Rüdficht zu nehmen fein. Namentlid, wird von der Singular: 
fucceffion des Unerben in das Landgut Abftand genommen werden müſſen. 
Im Wefentlichen wird e3 fomit darauf ankommen, folgende Rechtögrundfäge 
im Erbrecht zur Geltung zu bringen: 

1) daß bie land- und forftwirthichaftlid benugten Güter — fomeit fie 
nicht durch ihre Lage in der Nähe einer Etadt, durd die Verknüpfung mit einem 
Gewerbebetriebe u. |. w. den ländlichen Charatier eingebüßt haben oder ſoweit 
nicht letztwillig durch den Erblaſſer anders über ſie verfügt worden iſt — bei 
der Erbtheilung als eine Einheit behandelt werden, daß die Naturaltheilung auf 
dieſelben nicht angewendet, ſondern eine Civiltheilung in der Art bewirkt wird, 
daß nur einer der Erben das But übernimmt, während die anderen durch Seh- 
antheile abgefunden werden, 

2) daß, fofern der Erblaffer nicht ausdrückliche Beſtimmung getroffen hat 
oder die Erben fid) nicht unter einander über den Gutsnachfolger verftändigt haben, 
duch das Geſetz eine Auswahl unter den mehreren vorhandenen Erben getroffen 
md einer derjelben zum Gutsũbernehmer beſtimmt wird, 
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3) daß der Werth, nad) welchem das Gut in der Erbmaſſe zu beredjuen 
ift, nad) einer gefchwifterlihen Zare feftgeftellt wird. 

Diefer letzteren tft der durchſchnittliche Ertragswerth des Guts zu Grunde 
zu legen, und außerdem ſind die concreten Umſtände des einzelnen Falls zu 
berückſichtigen, damit der Anerbe die Möglichkeit erhalte, ſich dauernd un Beſtztz 
des Guts zu behaupten. | 

4) daß eine meiftbietlihe ober private Veräußerung des binterlaffenen 
Guts behufs Liquidation der Erbſchaft von den Erben nur dann verlangt werden 
fann, wenn feiner unter ihnen fi) zur Uebernahme deſſelben nad) der gejchwifter- 
lichen Taxe bereit erklärt. | 

Die Frage, ob das dergeftalt modificirte Anerbenrecht kraft Geſetzes auf 
die Vererbung des gefammten ande und forſtwirthſchaftlich benugten Grunde 
eigenthums —— nad) Anerbenrecht) oder nur in Folge ausdrücklichen 
Willensacts des Eigenthümers für ein ſpezielles Gut Anwendung finden fell 
(Syftem der Höferolle), und ebenfo die andere Frage, ob das Anerbenredt 
durch die Reichs- oder die Landesgefeßgebung zu regeln, fowie ob feine An 
wendung auf das ganze Gebiet des Deutjchen Reichs reſp. eines einzelnen 
Staat3 auszudehnen oder auf einzelne Theile des Reichs oder der Einzelftaatn 
zu beſchränken ift, ſowie einige andere Fragen von mehr nebenfächlicher Bedeutung 
ftellen wir bier zunädft außer Discuffion, indem wir erft in den nächſten 
Abſchnitten diefer Arbeit auf diefelben näher eingehen werben. 

Mas die thatſächlichen Vorausfegungen für unfere Unterfucdhung betrifft, ſo 
haben wir hier zwei verfchtedene Gruppen von Ländern zu unterfcheiden. 


I. 

Faſſen wir zunähft die erfte diefer Gruppen in3 Auge. 

In derfelden prävaliren entweder die bäuerlichen Einzelböfe und gefchloffenen 
Nittergüter, wie in einem Theil des deutſchen Nordweſtens und Süboftens, oder 
find doch bei dorfweifer Anfiedelung die bäuerlichen Hufen und größeren Güter 
gut arrondirt, wie in einem großen Theil des Nordoftend und in einzelnen 
Gegenden de8 Südens. Die Ländereien diefer Güter pflegen eine günftige Lage 
zum Wirthichaftshof zu haben und die Gebäude ſowie die fonftigen Pertinenzen 
ber Größe dieſer Güter zwedmäßig angepaßt zu fein. Es bilden mithin diefe 
Güter Beſitz⸗ und zugleich Wirthfchaftseinheiten, die nicht ohne Schaden für ihre 
Befiger und die gefammte Volkswirthſchaft zerftiidelt oder anderen Guts⸗ 
compleren eingefügt werden können. Da mit folhen Veränderungen in ben 
Gütergrößen immer mehr oder minder große Verlufte an Capital und Arbeit} 
kraft verbunden find, fo ift die Erhaltung des vorhandenen Beſtands ber Güter 
um fo erwünſchter, je beffer arrondirt diefelben find, je harmoniſcher das Ber- 
hältni der Gutögebäude zur Gutsgröße ift und je feltener durchgreifende Ber: 
änderungen im Wirthichaftsbetriebe möglich find. Die letztere Eigenart zeichnet 
namentlich die Güter von geriugerer Bodenfruchtbarfeit, wie die Güter von 
ungünftiger Mimatifher Lage und endlih die Güter inmitten einer relatio 
niedrigen Gefammtcultur aus. 

Findet fih in der Bevölkerung diefer Länder zugleich ein Iebhafter und 
ftarter Familienfinn vor, fo wird derfelbe darauf gerichtet fein, die Güter bei 
ihrer Vererbung ungetheilt in der Familie zu erhalten. 
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Unter ſolchen Berhältnifien wird das Anerbenrecht, indem es die Erhaltung 
der Güter in der Familie und damit zugleich ihre Erhaltung in den vor= 
handenen Größenverhältnifien befördert, des Geſammtheit einen nicht unweſent⸗ 
lichen Dienft leiften. Es wird daſſelbe daher in foldhen Gegenden unzweifelhaft 
dem gemeinen Hecht vorzuziehen fein, das fowohl auf die Verdrängung des 
Grundeigenthums aus der Familie als auch auf die Veränderung feiner Größen- 
verbälmiffe langſam aber ficher hinwirkt. Die erforderlichen Belege für das 
eben Geſagte haben wir bereitS in der. erften Abtheilung diefer Arbeit bei- 
gebracht und werden diefelben weiter unten noch durch neues Material ergänzen. 

Wem dieſe günftigen Folgen des Anerbenrechts aud allgemein anerkannt 
find, jo wird gegen dafjelbe doch eingemwenvet, daß es auch wieder für bie 
Vollswirthſchaft und das Familienleben verderblice Seiten befige und daß 
dieſe Iegteren die günftigen Folgen überwiegen. Bugleid nehmen die Gegner 
dieſes Inſtituts an, daß die Erhaltung des Familienbefiges und der beftehenden 
Vertheilung des Grundeigenthums fih auch auf anderem Wege und durch 
andere Mittel als durch das Anerbenrecht erreichen laſſe. 

Prüfen wir nun zuerft, ob die legtere Annahme richtig ift, und fodann, 
wenn fih heraußftellen follte, daß fie eine irrthümliche iſt, ob die behaupteten 
ungänftigen Folgen des Anerbenrechts wirklich von jo großer Tragweite find, 
wie behauptet wird. 

Es wird von manchen Seiten zwar zugegeben, daß es wünſchenswerth 
fi, die vorhandenen Güter möglihft ungetheilt in berfelben Familie von einer 
Generation auf die andere übergeben zu lafjen, aber zugleich geleugnet, daß es 
zu diefem Zweck des Anerbenrecht3 bebürfe. 

Vielmehr könne diefer Zweck bereitö erreicht werden durch eine Beſtimmung, 
wie fie früher im oldenburgiſchen Jeverlande galt, daß nämlich die Land- 
gäter bei Erbtheilungen nad) vorhergegangener Zarirung unter den Erben „als 
em Ganzes aufgefegt”, und erft wenn das Tarat von feinem der Erben geboten 
wurde, al3 ungetheilted Ganzes zum öffentlichen Verlauf gebracht werden mußte. 

Eine foldye Beftimmung würde eine partielle rechtliche Gebundenheit der 
&rmderbftellen enthalten. Damit wäre aber ein tieferer Eingriff in die Dis— 
pofitionsfreiheit des Grundbefiger8 gegeben, al3 er durch das mit der freieften 
Dispoſitionsbefugniß vereinbare moderne Anerbenrecht verlangt wird. Belämpft 
man das letztere aus Gründen der Rechtsgleichheit, jo ſprechen gegen den obigen 
Vorſchlag die von der Gegenwart nicht minder hoch gehaltenen Rüdfichten auf 
die Freiheit des Verkehrs. Auch würde das vorgeichlagene Expediens das 
Grundeigenthum wohl vor der Zerftüädelung im Erbwege, nicht aber aud) vor 
dem häufigen Uebergang in fremde Hände ſchützen; während die Aufgabe bes 
Anerbenrechts doch darın befteht, nicht nur auf die ungetheilte Erhaltung ber 
vorhandenen Güter, ſondern ſpeziell auch auf die Erhaltung derfelben in der 
Familie, der fie angehören, hinzuwirken. 

Em anderer Weg, auf dem man den obigen Bwed erreichen zu fünnen 
ment, ſoll fodann in einer Träftigen Vererbungsfitte beftehen, welche angeblich 
die etwaigen Mängel de3 gemeinen ſowohl mie des demſelben nachgebilbeten 
preußiſchen, fächfifchen, üfterreichiichen und franzöfifchen Erbrechts in freiefter 

iſe zu corrigiren im Stande jet. Diefer in freier und individueller Weile, 
namentlich in den Gutsübertragungsverträgen, den letztwilligen Verfügungen und 
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den Auseinanderfegungen unter den Miterben fid) geltend machenden Sitte werben 
im Bergleih mit dem Anerbenrecht folgende Vorzüge nachgerühmt: 

Ste werde den ebenfo mannigfaltigen wie raſch wechielnden Berhältnifien 
des Lebens durch individuelle Anfchmiegung an die Bedingungen des einzelnen 
Falls beſſer gerecht, als das nur auf Durchſchnittsverhältmiſſe berechnete und 
daher fchablonenhafte Geſetz. Etwaige Ungleichheiten bei der Bertheilung des 
Nachlaſſes, welche im Intereſſe der Erhaltung des Familienbeſitzes auf Grund 
folder Sitte durch väterlihe Anordnungen begründet werden, bede ferner bie 
ſowohl in den letztwilligen Verfügungen wie in den Gutsübertragungßverträgen 
zu Tage tretende Autorität des Familienvaters. Und vollends Ungleichheiten, 
die durch die Auseinanderfegungen unter den Erben fanctionirt werben, pflegen 
von den Zurückgeſetzten niemals al3 ungerecht empfunden zu werden, weil fie 
ein freiwillig gebrachte8 Opfer der Miterben an den das But übernehmenden 
Erben enthalten. Dafür, daß die den Grundbeſitz in der Familie erbaltende 
Bererbungsfitte auch in der Gegenwart noch bei geltendem gemeinen Erbrecht eine 
ſehr verbreitete und zugleich ſtarke ift, beruft man ſich auf die große Verbreitung 
der bäuerlichen Öutsübertragungdverträge, ferner auf bie bier und da aud m 
bäuerlichen Kreiſen vorkommenden legtwilligen Verfügungen und endlid auf das 
in manden Gegenden vorhandene Beitreben der Erben, den väterlihen Grund 
befig durch zweckmäßige Vereinbarungen über die Nachlaßregulitung in ver 
Familie zu erhalten. 

Behufs Unterfuhung des Verhältnifjes, das zwifchen dem Inteſtaterbrecht 
und der Erbrechtsſitte befteht, haben wir zu unterfcheiden, ob dieſes Verhälmiß 
ein ſolches ift, daß die Sitte, unter Feithaltung an dem dem Geſetzesrechte zu 
Grund Tiegenden Gedanken, denjelben den concreten Berhältnifien des einzelnen 
Falles nur beffer anzupaflen fucht, oder ob die Sitte in Widerſpruch zu dem 
aa Recht tritt, dergeftalt, daß fie den im Inteſtaterbrecht enthaltenn 

endenzen entgegenzuwirken beftrebt iſt. 

Im erfteren Kal, der 3. B. überall dort eintritt, wo das Anerbenredt 
ab intestato gilt und die Gutsübertragungsverträge, die letztwilligen Verfügungen 
u. ſ. w. nur benugt werden, um daffelbe an den concreten einzelnen Kal anzu⸗ 
pafjen, wird die Vererbunggfitte als willkommenes Complement des geltenden 
InteftaterbrechtS begrüßt werden können. 

Dagegen wird das Urtheil im zweiten Fall anders Lauten. 

Hier wird es zunächſt als abnorm .bezeichnet werden müſſen, daß das 
geltende Geſetz und die Sitte fich gegenfeitig befehden und daß die Sitte bie 
ee des Geſetzes auszufchließen fucht, indem fie fi an die Stelle de} 
e etzt 

Abnorm iſt dieſer Zuſtand, weil er den für die Normirung des Inteſtat⸗ 
erbrechts wichtigſten Grundſatz, daß daſſelbe den präſumtiven Willen der Erb⸗ 
laſſer ausſprechen fol, aufs Gröbſte verlegt und dadurch das Rechtsbewußtſein 
empfindlich kränkt. 

Denn muß es nicht eine Verwirrung aller Rechtsbegriffe herbeiführen, wenn 
z. B. in der Provinz Brandenburg ??) die Eltern, Bormünder und die Gerichte 


29) Struckmann in ber Sitzung bed Herrenhaufes vom 11. Januar 1883. 
Sten. Ber. S. 28. | 
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darin überein kommen, daß da3 dort geltende Pflichttheilsrecht nicht zu beobachten 
fi, indem Berträge gejchloffen und von den Vormündern und Richtern ge= 
nehmigt werden, denen vom Nechtöftandpunft die Genehmigung eigentlich verjagt 
werden müßte ? 

Eodann wird daran zu erinnern fein, daß nicht alle Formen, in denen die 
bãuerliche Bererbungsſitte zu Tage tritt, vor der Kritik Stich halten, wie wir 
eben fpeziell für die Ontsübertragungsverträge nachgemiefen haben. Es ifl 
denmach deren Fortbeftand durchaus nicht unbedingt wünfchenswerth. 

Aber, fo könnte man fagen, wenn die bäuerliche Vererbungsſitte in den» 
kmigen Formen, in denen fie aus dem Mittelalter auf uns gekommen ift, aud) 
ernften Bedenten ausgejest ift, fo wird ſich eine andere, unferer Zeit mehr 
autiprehende Form für das noch heute vorhandene Beftreben, den Grundbeſitz 
mgetbeilt und unüberlaftet in der Familie zu erhalten, einftellen. An die Stelle 
kr Gutsübertragungsverträge werden namentlich die letztwilligen Verfügungen 
treten. Und wenn der Bauernftand im Allgemeinen auch biöher eine große 
Abneigung gegen diefe legtere Rechtsform an den Tag gelegt hat, fo läßt fi 
doh erwarten, daß er in demfelben Maße, wie fein Gefichtäfreis fid) erweitert 
md jeme Bildung zunimmt, diefe Abneigung ablegen werde. Und in der That 
if namentlich in umferen gejeßgebenden Körperſchaften wiederholt auf diefen 
Audweg bingewiefen worden. Man braucht ſich nicht gegen die Thatfache zu 
terkhließen, fo wird bei diefer Gelegenheit argumentirt, daß das gemeine 
Imeftoterbrecht ungünftige Folgen für die Grundeigenthumsvertheilung haben 
kan, und wird ſich doch damit beruhigen können, daß aud der Bauernftand in 
Jutunft, ebenfo wie die anderen Stände bisher, diefen ſchlimmen Folgen 
tur rechtzeitig getroffene Tegtwillige Verfügungen vorzubeugen willen werde. 

Inder leidet diefe Argumentation an zwer Fehlern: 

1) daß fie die Abnormität und Unhaltbarkeit eines dauernden Widerſpruchs 
zriſchen Recht umd Sitte nicht recht würdigt, 

2) daß fie das Beharrungsvermögen des Bauernftands und die Beitigfeit 
der Formen, in denen ſich feine Sitte äußert, unterfchäßt; denn ehe die er- 
zünfhte Veränderung in der Sitte wirflih eintritt, kann bereits ein nicht zu 
verbeſſernder Schaden angerichtet fern, 

3) daß fie die legtwilligen Verfügungen für genügend Hält, um die ſchlimmen 

des gemeinen u. |. w. Ünteltaterbrecht3 zu paralyfiren. Dieſe An- 
whme ſcheint uns namentlich durch die Erfahrung, daß auch die mittleren und 
Kern Stände, wen ihre Güter nicht einem fingulären Erbrecht (Xehns-, 
Stamnguts- und Fidetcommißerbfolge), fondern dem gemeinen u. f. w. Erbrecht 
mterworfen find, ſich nur ſchwer im dauernden Befig derſelben zu erhalten ' 
termögen, als eine irrthümliche erwiefen zu fein. Was aber den dem Bauern: 
Kad an Bildung, — md zum Theil auch an Capitalbeſitz überlegenen 
Etänden nicht gelingt, wird dem Bauernftande — felbft werm er fi in Zukunft 
mr Errichtung von Teftamenten in größerem Umfange als bisher entichließen 
Ile — erſt recht nicht gelingen. 

Und hiermit find wir bet der Vorausſetzung angelangt, von der die ganze 
ie Argumentation ausgeht, daß nämlich durch die bäuerliche Vererbungsſitte 
ter Ermmdbefig auf die Dauer eben fo ficher ungetheilt in der Familie erhalten 
zeiten kann, wie durch das Anerbenrecht. 
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Diefelbe darf nicht unmiderfprohen hingenommen werden. | 

Was zunähft die Länder des Code civil betrifft, fo ift bereit wieder: 
holt hervorgehoben worden, daß die Beltendmadhung einer Sitte, welche das 
mit der Präcifion eine8 mechanifchen Inftrument3 auf die Zerftüdelung des 
Grundeigenthums hinwirkende Inteſtaterbrecht paralyfiren fol, hier mit be 
fonderen Schwierigfeiten zu kämpfen bat. Sie vermag ſich daher auch nicht uf 
dem Wege des partage d’ascendants ou anticipe umd der Eheverträge mit 
derfelben Leichtigkeit durchzuſetzen wie in den Ländern des deutſchen Rechts?o). 

Wie unzureichend diefe Sitte ſich in Frankreich erweift, um den bäuerlichen 
Grundbefig vor dem Zerfallen in Staub zu fhügen, zeigt die immer größere 
Verbreitung, welche dem Zweikinderſyſtem dort gegeben worden ift, indem in diefem 
allein ein wirffame Mittel zur Verhütung unhaltbarer Agrarzuftände allgemen 
erblidt wird, | 

Und in Deutihland Haben wir und daran zu erinnern, daß der Kampf 
mit dem Inteſtaterbrecht erſt verhältnigmäßig neuen Datums ifl. Denn erit 
jeit der Neception des gemeinen Rechts, feit den neueren Godificationen, namentlih 
aber fett Begründung der modernen Agrarverfaffung kann von einem folden 
Kampf die Rede fein, indem bis dahin die gegenwärtige Sitte am Recht viel- 
mehr eine Stüge als einen zu befämpfenden Gegner fand. | 

Eine Zeit lang wird ſich die alte Vererbungsfitte trog des veränderten 
Erbrechts wohl noch erhalten. Aber auf bie Dauer ift diefer Zuſtand, daß 
das gefchriebene Recht und die Bererbungsfitte einander nicht deden, doch un: 
halıbar. Entweder wird die Sitte das gejchriebene Necht verdrängen, indem fie 
eine entſprechendere Rechtsform findet, oder es wird, fofern dieſes nicht gefchieht, 
die Sitte allmälid) von dem widerfprechenden Rechte abgeſchwächt und ſchließlich 
vollftändig befeitigt werden. Diefe letztere Eventualität fteht überall dort mit 
Sicherheit zu erwarten, wo der Geſetzgeber da3 fi) in der praeter und contra 
legem erbaltenden Sitte geltend machende ſocialwirthſchaftliche Bedürfniß und 
die nad) äußerem Ausdrud ringende Volt3überzeugung nicht rechtzeitig zu er: 
fennen und zu berückſichtigen weiß. 

„In dem zäh fortgefegten Kampf zwiſchen Landrecht einer- und Bauen 
vecht ſowie Bauernfitte andererſeits“, fagt Yluntjhli?!) treffend, „wird zulest 
doch die leßtere unterliegen, weil jenes dem Sonderinterefle und dem Eigen: 
nug der zurüdgejegten Miterben zu Gute kommt und, ſobald diefe nur ernſtlich 
wollen, auch Geltung erlangt.” a jelbft wenn aus den betreffenden bäuerlichen 
Kreifen gegen die bäuerliche Vererbungsfitte kein Widerſpruch erfolgt, fo wirkt 
der Einfluß der Vormundſchafts⸗ und Obervormundfchaftsbehörden langfam aber 
fiber auf die Berfegung diefer Sitte hin. So ift denn nad einem Ausſpruch 
Helferichs „die Sitte, wo fie ſich in Widerfprudy zu dem beftehenden Recht 
fegt, allen Erfahrungen nad) kein abjolutes Hinderniß für die Anwendung de 
legteren, fondern bat nur eine auffchiebende Wirkung und verliert einmal ge: 
brochen mit jedem Tage an Widerftandskraft”, und „das, was das Geſetz als 
Regel aufftelt — in unferem Fall aljo dag Inteftaterbreht — muß, wenn 


30) Zeplay, La reforme sociale Bb. 1 ©. 75. Peterfen in den dr 
« Handlungen des 14. deutichen Juriſtentags, Bd. 2 ©. 68. | 
319 Bluntichli in der Gegenwart, 3. 1879 Nr. 38. 
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es auch dem Einzelnen die Freiheit läßt, feinen ander& gearteten Willen an die 
Stelle der gefeglichen Beftimmung zu fegen, am Ende immer die Enticheidung 
geben: dad Recht des Geſetzbuchs wird am Ende auch Recht des Volks 82). 

Und daß fich die ältere Vererbungsfitte auch bei ung in der Richtung des 
gefchriebenen Inteſtaterbrechts verändert, wird von allen Seiten beftätigt?®). 

Wie ſtark auch noch in einigen Gegenden namentlid Norddeutſchlands das 
Streben, den bäuerlichen Grundbeſitz, gegen die Dispofitionen des geltenden 
Inteſtaterbrechts, in der Familie zu erhalten, fein mag, fo wird doch zugleich 
conflatirt, daß dieſes Streben je länger um fo mehr im Abnehmen begriffen 
jet, wie e8 denn tbatfählich in einem Theil Deutichlands, namentlid in 
Südmweftdeutfchland, wo das gemeine Erbrecht längere Zeit in Kraft iſt als in 
Rorddentſchland, bereits größtentheils verſchwunden ift. 

In noch viel höherem Grade als für das bäuerliche Grundeigenthum 
bat fi die dem Familienbeſitz feindliche Richtung des gemeinen und des dem: 
jelben nachgebilveten Inteſtaterbrechts für das größere Grundeigentum — 
ſoweit dafjelbe weder Fideicommiß nod) Lehen iſt — durdjzufegen vermocht. 

Eo wird aus der Provinz Brandenburg berichtet?*), daß die allodialen 
Kittergüter bier nur felten an die dritte Generation derfelben Familie zu ge 
langen pflegen. In einem Kreife diefer Provinz befindet fi) von 22 Gütern, 
die bereits ſeit dem 30jährigen Kriege Allode find, nur ein einziges in der 
dritten Generation derjelben Familie und den Wahlverbänden zum Herrenhaufe 
gehören nur zivei Güter, welche ſich etwas über 50 Jahre in der Familie ihrer 
gegenwärtigen Befiger befinden, an. ‘Dagegen ift der Lehnäbefig bier zum 
größten Theil unverſchuldet geblieben und hat fi in den Familien erhalten ; 
aber andy ihm droht mit der Allodification das Schickſal der Allodialgüter. 

Diefes Refultat wird in feiner allgemeinen Giltigfeit auch dadurd nicht 
erihättert, Daß erwiefenermaßen in ben hauptſächlich vom friefifchen Volksſtamme 
bewohnten ee an ber Nordſee (Hannover, Schlesmig-Holftein, Olden- 
burg) die freie Sheilbarfeit des Grundeigenthums und das gleiche Erbrecht 
(um Theil mit Begünftigung der Männer vor den Frauen) feit Jahrhunderten 
gegolten hat umd daß ſich die Bauerngüter trogdem dort nicht nur ungetheilt in 
den Familien erhalten haben, fondern theilmeife fogar — wie Hanflen??) für 
anige dieſer Gegenden nachweiſt — eine Tendenz zur Bergrößerung zeigen. 
Denn bier liegen exceptionelle Verhältniſſe vor, die gleihfam mit einer Art Natur- 
nothwendigkeit daS obige Nejultat berbeiführten. Alle diefe Marſchwirthſchaften 
nümlih, mögen fie nun Körner- oder Fettweidewirtbichaften fein, gedeihen nur 
auf großen arrondirten Bauerngütern. Nur auf folden nämlid hat der Befiger 
freie Hand, die Relation des Aderbaus zur Viehwirthſchaft nad) dem Wechfel 
der Äußeren Umftände, namentlich nad) dem jeweiligen Stande der Getreide- und 

92) Helferich in der tübinger Zeitichrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft, 
Jahrg. 2% 1854 ©. 148. % n . 1a Bra sociale I ©. Fa 
38) Als Beweis für ben harten Stand, den bie Sitte hat, um fich im Wider⸗ 


ſpruch zu dem Recht zu behaupten, führt neuerdings Helferich ein braftifches Bei⸗ 
m — — der Zeitſchrift des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern, November 


"4 v. Winterfeld-Mendin in dee Sikung bes Herrenhaufes vom 11. Ja⸗ 
mar 1883, Sten. Ber. ©. 18. 
35) Hanjfen, Agrarhiftorifche Unterjuchungen, Leipzig 1880, S. 248. 
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Biehpreife, zu ändern. Was fpeziell die Körnerwirthſchaften betrifft, fo ventiren 


fie nur in der Hand wohlhabender Bauern, weil fie eines ſehr großen Betrieb 


capital3 bedürfen. Denn die Beftellung des Bodens ift hier bejonders ſchwierig 
und koſtſpielig. Es bedarf eines ftarken Geſpanns — 6 5i8 8 Pferde vor dem 
Pfluge —, um die Brache wiederholt zu pflügen und einer großen Zahl von 





Arbeitern und Bugfräften, um die rechte Zeit für die Iandwirtbichaftlicen 
Arbeiten abzupafien und raſch zu benugen, ba der durch Regen erweichte Klai 
ebenio ſchwer wie der ausgetrodnete, ziegelartig verhärtete zu behandeln if 
Dazu kommt der hohe Lohn der Leute, welcher ebenjojehr in Flimatifchen Ber: 
hältniffen, wie in eingewurzelten Lebensgewohnheiten begründet fl. So ok 
forbiren denn die Haushaltungs- und Betriebskoſten einen unverbältnigmähig 


großen Theil der Bruttoeinnahme und machen das Wirthſchaften bier nur großen 


und wohlhabenden bäuerlihen Grundbefigern möglih. Aehnliches gilt aud von 
ben Fettviehwirthichaften, indem die Yettgrafung auf dem Ankauf magerer 
Ochſen im Frühjahr beruht und für die kleinen und unbemittelten Landwirthe 


zu riskant ıft. Denn die Preife für Fettvieh im Herbſt verwertben die Weide 


nicht immer hinlänglich, wenn die Anfaufspreife für das magere Bieh im Früh: 
ling unverhältnigmäßig bodh waren. Dazu kommt der ſtolze Sinn einer be 
häbigen Bauernjhaft, der dahin führt, daß die Kinder, wenn fie nicht dan 


ganzen elterlichen Hof befigen und die Lebensweife der Eltern auf demſelben 


fortführen können, Tieber ihren Antbeil in Geld nehmen, um damit etwas ander 


zu unternehmen, fei e8 nun, daß fie eine reiche Exbtochter heirathen oder eine 
lohnende ftäbtijche Hanttrung ergreifen. Werner befähigen die bereit3 früh un 


dieſe Gegenden eingedrungene Geldwirthichaft und die hierdurch gewonnene Ge 


wandtheit im Gebraud des Geldes ſowie die großen Summen, welde jährlid 


in Umfag gelangen, die Marfhbauern zur Auszahlung beträchtlicher Erbanthele 
an ihre Geſchwiſter. Endlich wird die Naturaltbeilung in diefen Gegenden Did: 


weilen aud) durch fiel: und deichrechtlihe Verhältniſſe ausgeſchloſſen. 


Etwas anders Tiegen die Verhältniſſe in der alt-würtembergifchen Gemeinde | 





Kornmweftbeim®‘). Im diefer Gemeinde, die nur zwei Stunden von der 
Hauptftadt Stuttgart umd eme Stunde von der Stadt Ludwigsburg entfernt | 
Jiegt und in deren Umgebung die weitgehendfte Theilung des Grundeigenthums 
berrfchend ift, hat ſich ausnahmsweiſe der größere bäuerlihe Grundbeſitz in ber 
deutendem Umfange erhalten. Es wird das auf das Standedehrgefühl und eine 


Reihe moralifdyer Potenzen zurücgeführt, welche die wohlhabende Bauernſchaft 


davon zurückhalten, durch weitere Theilung ihres Grundbeſitzes die ſichere Unter: 


lage ihrer Eriftenz zu gefährden. Dieſe ungetheilte Erhaltung des Beſitzes iſt 


mit vielen Opfern und Entjagungen verbunden und nur möglich, weil die 
meiften Nachkommen der Bauern e3 vorziehen, fern von der Heimath ihr Glück 
zu verfuhen, ftatt zu Haufe auf die Stufe eines Dienftboten herabzufinten 


Die Vermögengzuftände der Gemeinde gehören zu den befferen, indem etwa !s 
der Bewohner bemittelt ift und fi) im Orte feine Bettler finden. 


Ein Beifpiel dafür, daß der Grundbefig fi, trog der Geltung des 
franzöfiichen Inteſtaterbrechts, ungetheilt in der Familie erhalten kann, findet 


* 9 Würtembergiſche Jahrbücher, Jahrgang 1881, Th. 1 Hälfte 1, ©. 137, 
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fi anf der zur bayriſchen Rheinpfalz gehörigen Sidinger Höhe”), Es ift das 
der breite Landrüden des füblih von Landftuhl gelegenen 450—500 Meter 
hohen Gebirge. Doch aud bier ift die Erhaltung der größeren Banerngüter 
dur die natürlichen Verhältniffe und die Art der Bewirtbichaftung diefer Güter 
bedingt. Die großen Entfernungen vieler Aecker vom Dorfe und der Umftand, 
daß dieſelben oft an fteilen Abhängen Liegen und nur auf fteilen fteinigen Wegen 
zu erreichen find, Laffen die Bewirthichaftung mit Rindvieh nicht zu, nöthigen 
vielmehr zum Halten von Pferden. Auch der Mangel an einem größeren 
Wiefencompler fteht einer ausgedehnten Nindviehzudht im Wege. Es werden 
daher Getreide und Kohl, in größerem Umfange namentlid) Kartoffeln gebaut. 
Ton den größeren Grundbefigern wird die Branntweinbrenneret betrieben. Ferner 
halten fih die Bauern gemeinſchaftlich Schafheerden verart, daß ſich die den 
Einzelnen treffende Zahl von Schafen nad) der Größe des Grundbefiges richtet: 
auf diefe Weife werden die vielen an fteilen Hängen liegenden Oedungen au3- 
genugt. In faft allen Hochgemeinden herrſcht ferner der Flurzwang vor, da die 
Schafheerde bei diefem leicht geweidet werden kann. Der größere Befig wird 
bier aber namentlich dadurd zur Nothwendigkeit, daß die Rentabilität des Ader- 
Baus auf der Höhe gewiſſermaßen Glücksſache ift, indem die Kohlernte den 
Reingewinn des Bauern beftimmt. Geräth der Kohl nicht, fo bleibt dem 
Bauer zur Stener und Zinszahlung, zu Anfchaffungen, Erſparnifſen u. f. w. 
nichts übrig, weil alles andere in der Wirthichaft uilae 

Alle diefe Beispiele beweiſen jebod nicht, was ſie beweifen follen, daß fich 
nimlih trog der Geltung des gemeinen oder eines demfelben verwandten 
Erbrechts ein größerer fpannfähiger bäuerliher Grundbefig auf die Dauer 
überall erhalten Eönne®?=). Denn die angeführten Beifpiele bilden nur Aus⸗ 
nahmen von der Regel, Ausnahmen, deren natürliche und fittlihe Vorausſetzungen 
fi nur felten vorfinden. 


Ein weitered Mittel, durch welches das durch das Anerbenrecht ind Auge 

gefaßte Ziel fih angeblih auch ohne daſſelbe erreihen laſſen ſoll, befteht in der 

ã der gegenwärtigen Verſchuldungsform des Grundbeſitzes oder doch 
wenigſtens in einer gründlichen Reorganiſation des ländlichen Grunderedits. 

Es wird nämlich von einigen hervorragenden Schriftſtellern zugegeben, daß 
bei der heutigen Verſchuldungsform des Grundbeſitzes wie bei der beſtehenden 
mangelhaften Organiſation des Grundereditd das gemeine Erbrecht nothwendig 
zu einer unwirthſchaftlichen Zerſtückelung oder zu einer Ueberſchuldung des 
Grundeigenthums hinführe. Aus dieſer Thatſache wird dann aber nicht der 
Schluß gezogen, daß das gemeine Erbrecht durch das Anerbenrecht zu erſetzen 
ſei, und zwar deshalb nicht, weil Damit eine ungleiche Behandlung der Geſchwiſter 
verbunden wäre, Die man vermeiden will, fondern daß die gegenwärtige Ver⸗ 


— 


37) Peterſen in er Zuftände Bd. 1 ©. 243, 245. 

37a) Auch von Zuns, Einiges über NRodbertus, Berlin 1833, ©. 2, ber 
nenerdings u. U. die Wirkungen bes Erbrechts auf die Bertheilung des Grundbefikes 
einer Iharffinnigen Unterfuchung unterzogen hat, deren kritiicher Theil 2 nicht 
unmer von Mibverftänbniflen frei geblieben ift, werden bie oben geichilderten Folgen 
des gemeinen Erbrecht für den Fall einer rapiden Vermehrung der grundbefigenden 
evölterung zugegeben. 
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ſchuldungsform des Grundbefige® zu ändern oder doch der Grunderedit Befier zu 
organifiren ſei. 

Erſtere Anfiht wird namentlih duch Ropbertus:-Iagegom?”®) 
vertreten. 

Diejelbe hängt mit feiner Auffafjung der Natur des Grundbeſitzes aufs 
Engfte zuſammen. 


Der Grundbeſitz iſt ihm nämlih ein Rentenfonds, weil er nur Rente 


abwirft und ſich feinem Werthe nach nicht umſetzt. 
Democh wird berfelbe aber bei allen Rechtsgeſchäften als Capital be= 


handelt, und zwar gejchieht Died in der Weile, daß man die Grundrente nad 


dem Tondesüblichen Zinsfuß capitalifirt. Dadurch verändert fich der Capitalwerth 
bes Grundbeſitzes entgegengefeßt den Schwankungen des Zinsfußes. 


Während das mobile Capital, das fih feinem Werthe nad beftändig 


erneuert und umfegt, von den Veränderungen des Zinsfußes unverändert bleibt, 
unterliegt der Grundwerth dur die Variationen des Zinsfußed den größten 
Schwankungen. 

Durch diefe Variationen des Zinsfußes erhalten die Grundeigenthümer 
entweder unverdiente Gewinne oder fie erleipen unverſchuldete Berlufte, mit einem 
Wort, e8 wird der Grundbefig zu einem Speculationdobjecte. 

Beſonders erheblih für den runpbefiger wird die Verſchuldung des 
Grundbeſitzes in der Form der kündbaren Capitalſchuld. 

Hinſichtlich der Folgen, welde die Verſchuldung des Grundbeſitzes nach dem 
Capitalprincip namentlid für denjenigen, welcher bafielbe im Erbwege über 
nımmt, nach fich zieht, äußert ſich Rodbertus folgendermaßen. 

Was die Befigveränderungen durch Erbfall anbelangt, fagt er, jo find 
Erben eined Grundſtücks eben Erben eines Grundflüds und keines Capitals. 
Sie haben in dem Grundftid nur ein Grundftüd zu theilen und nichts Anderes. 
Eine folhe Theilung kann reell aber auch iveell, nach dem Werthe, erfolgen. 
Wenn bie Erben es verlangten, müßte fie eigentlich immer reell erfolgen. Aber 
die Theilung wird ihnen jelten comeniren. Es bleibt alfo nur die ideelle Theilung, 
die Theilung nach dem Werthe des Grundſtücks. Allein doch nur nach dem 
wirklichen Werthe eines Grundſtücks. Was würden wir fagen, wenn 
Erben verlangen wollten, daß das Grundftüd zu einem höheren Wertbe, als es 
beſitzt, getheilt werde? Wir würden doch wirklich dieſes Verlangen abnorm 
finden. Uber noch abnormer iſt es, daß das Grundſtück nad einem anders⸗ 
artigen Werth als es wirklich beſitzt, getheilt — ſoll. Denn ein 
Grundſtück hat, als ein bloßer Rentenfonds, nur Ertra gswerth, aber keinen 
Capitalwerth. — Noch mehr! Wenn ein Grundſtud bei einer Ecbtheilumg als 
Capitalwerth getheilt wird, ſo wird es nicht blos nach einem Werthe getheilt, 
den es überhaupt nicht beſitt, ſondern zugleich nach einem ſolchen, deſſen 
Betrag — in Folge des variabeln Mediums, mittel® defien das Grundftüd „capi= 
talifirt“ wird — auch noch Gewinn⸗ und Berlufthancen unterſtellt iſt. Es 








376) Rodbertus-Jagetzow, In Erflärung Pr ie ber 2 
Grebitnoth des Grundbefiked, 2 Bde., Jena 1868-69, 
sein a 38 Robbertus: Fagehoros focialöfonomifche —* A 4 ins bei. S 
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keemmit nicht blos ein falſcher Werth, es kommt der gefälfchte auch noch als 
Spielwertb zur Theilung. Dann wird aljo, wenn der Annehmer des 
Grundſtũcks dieſes Grundſtück für die von ihm abzutretenden Theile obligirt, 
der Grundbefitz nicht blos al8 Capital, aljo in Erbfällen, als Etwas, was er 
m if, ſondern außerdem aud noch für Spielſchulden obligr.. Mag es 
den Amchmer immerhin erlaubt fein, wenn er die Mittel dazu hat, wirkliches 
Capital für die ihm von den Miterben überlaffenen Grunpbefigtheile hinzu⸗ 
— das Berhältniß ift dann gelöft, die Spielſchuld berichtigt, der Grund⸗ 

bleibt frei —: aber nimmermehr dürfen Wirtbfhafts- oder Rechtspolitik 
bulden, daß der Grundbefig des Landes, wenn er für dieſe Theile obligirt 
Haben ſoll, dafür als etwas Anderes obligirt werde, als was er ift, und noch 
zenger darf die Staatskunſt dulden, daß er im ſolchem Anderen auch fogar 
ch für Epielichulden obligirt werden dürfe. | 

Rach dieſer Kritik der gegenwärtigen Verſchuldungsform de8 Grund» 
beſides macht Rodbertus folgende Vorſchläge für eine Reform derfelben. 

E ſoll in Zukunft die Abihägung des landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes 
un nach dem Ertragswerth oder Rentengrundwerth d. 5. nah dem Renten⸗ 
Beitage, den derjelbe abwirft, erfolgen. Diefer Rentengrundwerth ift allen ben 
Ormdbeiig betreffenden Nechtögeichäften zu Grunde zu legen: dem Verkauf, ber 
verjchuldung, der Vererbung u. ſ. w. 

Insbeſondere follen Miterben in Zulunft nur Anſpruch haben auf einen 

Erbguote entfprechenden Rentenantbeil, der auf dem Grundbeſitz haften 
akt men Rentenabfindung) 87°). 

Me den Grundbeſitz dinglich belaftenden Obligationen follen felbftändige 
Satenobligationen und die urkundliche Form dafiir der Rentenbrief fein. 

Dieſe Rentenbriefe würden in zwei Arten zerfallen, in 1) die Landrenten⸗ 
inne, welche in Inhaberform und unter ſolidariſcher Haftung des gefammten 
Srmdbefigeß des Landes auögeftellt werden und bis zur Höhe des behufs 
Eumdftener eingeihägten Reinertrags reichen dürfen, 

. 2) die nach den Lanbbriefen eingetragenen Gutsrentenbriefe, welche den bis- 
bergen Individualhypotheken entfprechen und nur in bem betreffenden Gute ihre 


Endlich foll nach Durchführung des Rentenprincips der Grundbefig nad 
we vor jo frei vererbt, fo oft verkauft, ſo Hoch verjchulvet, jo viel parcellirt 
Er unbefchränft bewirthicyaftet werden, wie e8 dem Grundeigenthümer 


In einer fpeziell dein Erbrecht gewidmeten Schrift führt Shumader?7d) 
x Gedanten von Rodbertus näher aus. Wie Rodbertus, fo Hält aud 
Squhmacher an dem gleichen Erbrecht feft und hofft durch Adoptirung des 
Remenprincips den bisher nur durch das Anerbenrecht mit Voraus erreichten 
Zwei zu erreichen. „Sobald man das Capitalifationsprincip gänzlich verläßt, 
2 Rentenprincip aboptirt und nad Anleitung der von Rodbertus gemachten 

die ben Bertretern des Rentenprincipa gehören außer Rodbertus und 
Fe Ad. Wagner, Freih. v. Selen Su s Denen K. v. Oven, Holtz⸗ 
M-Rorrin, v. Schorlemer⸗Alft, G. Ratzinger, Sager u.a.m 
en ans EmODER Grunderbrecht im Lichte bed Rentenprincips, Roftod 
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Vorſchläge mit demſelben einen naturgemäßen Zuftand fir bie landwirthſchaft⸗ 
lichen Creditverhältniſſe eintreten läßt, dann werben beide Zwecke, nämlich gleiches 
Erbrecht und Erhaltung des landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes in der Familie, 
am vollfommenften erfült.” Mit dem Rufe: „Alſo weg mit Capitalifationsprindig 
und Grunderbrecht — dafür gleiches Erbrecht und Rentenprincip” ſchließt 
Schumacher ſeine Arbeit. 

Wenn wir auch die großartige Conception des Rodbertus'ſchen Reform: 
gedankens bewundern und ſeinen energiichen Hinweis auf die eigenartige Naur 
bes Grundbefiges für verbienftooll halten, jo eriheint und doc der von Rod | 
bertuß entwidelte Plan, welder auf die Behandlung des Grundbefiges nad 
dem Nentenprincip gerichtet ift, weder als wirthſchaftspolitiſch zweckmäßig noc 
als praktiſch durchführbar ?? °). | 

Die Begründung dieſer negativen Stellung zu der von Rodbertus geplanten 
Reform findet der Lefer in den fcharffinnigen Unterfuchungen von Beder, 
Conrad, Knies und Zuns. Entſprechend der uns geftellten Tpeziellen Aufgabe 
müſſen wir uns hier darauf beſchränken, im Anſchluß an die obigen Kritiker 
den Nachweis zu führen, daß, felbft wenn es gelänge, die Abfindungen ber 
Miterben nach dem Rentenprincip zu effectuiven, beim Fortbeftehen des gemeinen 
Erbrechts die ungetheilte Erhaltung des Familienbeſitzes doch nidht fo = | 
ftändig gefichert wäre, wie beim Tortbeftehen des Capitalifationsprincips, | 
das gemeine Erbrecht durch das Anerbenreht erſetzt würde. 


Zu diefem Zweck wenden wir und zunächſt gegen die von Rodbertus auf: 
geftellte Behauptung, daß bei dem gegenwärtig geltenden gemeinen und land: 
rechtlichen Erbrechte bie reelle Theilung des Nachlaßgrundſtücks zwar von ben 
Erben immer verlangt werden könne, ihnen aber jelten conveniven werde, 
indem dieſe Behauptung zwar im Allgemeinen für die Rittergüter, nicht 
aber in gleihem Maße für die Bauerngüter zutrifft. Auch iſt nicht aus 
geichlojfen, daß die Gewohnheit der Naturaltheilung in Zukunft einen größeren 
Umfang annchine, als ſie gegenwärtig beſitzt. Ja wir werden zu zeigen haben, 
daß die Durchführung des Rodbertus'ſchen Plans die Naturaltheilung weſent⸗ 
lich fördern würde. | 

Wäre die Abfindung der Miterben durch Rente, ftatt wie biöher dub 
Capital, eingeführt, jo würde diefe Verſchuldungsform, wie Conrad ®7?), dem 
wir die meiften gegen den Rodbertus'ſchen Plan einer Abfindung der Miterben 
durch Renten angeführten Argumente entnehmen, richtig bemerkt, bei fleigenden 
Zinsfuß allerdings von Vortheil für den Uebernehmer des Guts, zugleich aber 
wieder von Nachtheil für die Miterben fein; während fid) beim Sinten des 
Zinsfußes Vor⸗ und Nachtheile im umgelebrten Berhältniffe auf die beiden 
Barteten ke würden. 





37e) Referate von Schumacher: Zarhlin und Imanuel Beder in dm 
Bericht der vom 3. Congreß norbbdeuticher er gingeleßten Commiffion zur 
Prüfung der Nententheorie von Rodbertus. Conrad, Das Rentenprincip nad 
Hobbertus, Vorſchlag u. |. w. in Hildebrands — Bd. 14 (1870) Knies, 
Gelb und Grebit. Ber Credit, 2. Hälfte, Berlin 1879. 3. Zuns, Einiges über 
Rodbertus, Berlin 1883. 

37 Conrad, Das Rentenprincip u. |. w., a. a. O. ©. 149 ff. 
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Auch Hätte die unfündbare Rentenſchuld, wie neuerdings nachgewieſen worden 
iR, ım Bergleich mit der Amortiſationshypothek den Nachtheil, daß fie, immer 
werter auwachſend, natumothwendig zur Berbrängung des Grundbefigers aus 
feinen Befig führen würde. In Zeiten ftabiler oder gar ſinkender Grundrente 
müßte dieſes Reſultat früher, in Zeiten fteigender Grundrente fpäter eintreten. 

Endlich würde die Sapitalifirung der den Miterben zugewiefenen Rente 
doch nicht ganz zu vermeiden fein, weil einem großen Theile der Miterben nicht 
mit einer regelmäßigen Rente, jondern nur mit einem Capital gedient fein wird. 
Sie werden demnach Darauf angewiejen fein, ihre Rente zum Verkauf zu ftellen 
md bei diefer Gelegenheit bei fleigendem Zinsfuße einen Berluft erleiden und 
bat finfendem Zinsfuße einen Gewinn machen. | 

In der Praxis würde die Einführung des Rentenprincips für die Ab- 
findung der Miterben demnad darauf binauslaufen, Daß, während gegenwärtig 
der Öutsübernebmer bei eingetretener Kündigung der Capitalſchuld einen 
neuen Oläubiger aufzuſuchen Bat, der in bie Stelle des früheren tritt, in Zukunft 
dem abgefundenen Miterben der Umſatz feines Rentenbriefs zufiele. 

Wenn nun gleichzeitig mit Einführung der neuen Berfchuldungsform nicht 
auch das Erbrecht abgeändert wird, — und Rodbertus ſowohl wie Schumacher 
minjhen ja, das gemeine gleiche Erbrecht beizubehalten, — jo werden bie Mit⸗ 
eben, falls das Eintreten der für fie durch die neue Verfchuldungsreform ge: 
\haffenen ungünftigen Lage zu befünchten flieht, fich dieſer Eventualität nad 
Möglichkeit zu entziehen ſuchen. Und zwar werben fie zu diefem Zweck einen 
der beiden folgenden Wege einſchlagen. 

Da nad) Nodbertus die Auszahlung der Erbtheile in baarem Gelde nicht 
ausgeihloffen ift, fo werden fih die Erben, um das Capital fofort bei der Erb: 
teilung zu erhalten und ſich nicht den unficheren Chancen eines Verlaufs der 
Rentenbriefe auszufegen, wahrſcheinlich in den meiften Fällen über eine Uebernahme 
bezw. einen Verlauf des Nachlaßgrundſtücks gegen volle Auszahlung der Antheile 
der Geſchwiſter bezw. des Kaufſchillings einigen. Dadurch wäre allerdings erreicht, 
daß die Güter im Durchſchnitt weniger ſtark mit Schulden belaftet fein würden, 
als in der Gegenwart, wo doch ein weſentlicher Theil aller Grundſchulden auf 
Lauſſchillingsreſte und ſchuldig gebliebene Abfindungen zurüdzuführen ifl. Aber 
andererſeits würde die bereit$ gegenwärtig beſtehende Tendenz des Grundbeſitzes, 
u die Hände der ſtädtiſchen Capitaliſten zu gelangen, noch verſtärkt, und bie 
Erhaltung des Familienbefiges noch mehr erſchwert werben. ine übertriebene 
Nobilifirung des Grundbeſitzes ift aber auch nad) der Anſicht von Rodbertus 
für die Nationalmohlfahrt äußerft nachtbeilig. 

Oder es wird — wo die Vorausfegungen dazu vorhanden find, wie 
namentlich beim mittleren und Kleinen Grumdbbefig —, um der Abfindung durch 
Renten zu entgehen, bie Naturaltheilung der Nadlaß-Grundftüde unter die 
Erben erfolgen. 

Eine Beftätigung findet diefe Annahme durch die von Conrad mitgetheilte 
Tatſache, Daß, als in einem thüringifchen landwirthſchaftlichen Vereine die 
Einführung des Nentenprincips zur Discuffion geftellt worden war, ſich ſämmtliche 
Lertreter des Bauernftandes dahin außfprachen, daß dadurch die Natırraltheilung 
I a bei Erbfällen noch allgemeiner werden würde, als fie e8 jetzt 

on iſt. 
15 * 
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Nah dem Vorausgeſchickten können wir Schumacher nicht beiftimmen, wen 
er, in Mebereinftimmung mit Robbertus, von der Durchführung des Renten⸗ 
princip8 bei „Aufrechterhaltung des gleichen Erbrechts eine wirffamere Erhaltung 
des landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes in der Yamilie” erwartet, als das gegen: 
wärtig möglich iſt. 

Indeß find wir in der Gegenwart von der Verſchuldung des Grundeigen⸗ 
thums nad dem Kentenprincip noch weit entfernt. Unter der Herrſchaft einer 
Ordnung, in der die Berfchuldung des Grundeigenthums nad dem Capital: 
princip erfolgt, ertennt aber felbft Schumacher 278) an, daß das Unerbenrett 
eine nothwendige Borausfegung für die Realifirung des in Deutichland fo weit 
verbreiteten Beitrebens, das Grundeigenthum möglichſt ungetheilt in der Familie 
zu erhalten, fei. Er fpricht fich Hierüber folgendermaßen aus: „Wenn man den 
landwirtbichaftlihen Grunpbefig, der nur Rentenfonds ift, nach dem Laufenden 
Zinsfuß zum Capital ſchätzt und nun diefen nach Anleitung des Capitalifations 
principg ermittelten vollen Grundwertb der Erbtbeilung grundleglich malt, 
dann ift bei gleichem Erbrechte weder ein Grimbbefigerftand zu conferoiren, noch 
- der natürliche Wunſch der einzelnen Erblafier, eigenthümlichen Grundbeſiz 
ungetheilt in der Familie zu vererben, immer zu erfüllen. — Will man nun 
aus irgend einem Grunde einen Grundbeſitzerſtand conſerviren, oder will man 
jenem natürlichen Wunſche immer genügen, dann kann dies unter dem Capitali⸗ 
ſationsprincip, abgeſehen von freier Vereinbarung unter den Erben, nur ver 
mittelft eines geſetzlich oder teftamentariih beſtimmten Voraus geſchehen.“ 
„Die verehrte Gewohnheit, den Ertrag des Grundbeſitzes, der doch nur Aenten: 
fonds ift, nach dem laufenden Zinsfuß zu capitalifiren und die jo ermittelte Summe 
der Erbtheilung zu Grunde zu legen, bedingt ein Orunderbredt mit 
Boraud und hat bei fteigenden es Die Nothwendig:: 
keit delfelben nod verfhärft. Weil das Erbgut nicht getheilt werden 
kann, darf oder foll, weil einer der Erben das Gut übernimmt und weil das 
Allovialvermögen felten fo groß und bie Zahl der Kinder felten fo gering ift, daß 
die Auszahlung der Erbtheile aus dem beweglichen Nachlaß erfolgen kann, muß 
dem Grunderben ein Voraus — werben, das mindeſtens groß genug if, 
um denſelben gegen ungünſtige Chancen in Folge von Capitalkündigungen und 
Zinsfußerhöhungen ſicher zu ſtellen.“ „Die Beſtimmungsgründe fir ein Voraus 
bes Grunderben find bei der jetzigen verlehrten Creditform für den Grundbeſitz 
ebenfo zwingend bei ben größeren wie bet den Meinen Gütern.“ 

Indem wir hiermit von dieſem Zugeftändniß eines der entjchiedenften Ber: 
treter des Nentenprincips Act nehmen, räumen wir unſererſeits zugleich ein, daß 
bie gegenwärtig bei Erbihaftsauseinanderfegungen üblihe Eingehung kündbarer 
Capitaljchulden feitens des Gutsübernehmers gegenüber fernen Geſchwiſtern in 
allen denjenigen Fällen unzweckmäßig ift, in denen fir den Gutsübernehmer 
nicht mehr oder minder bald nach Mebernahme des Guts banre Summe in 
den diefen Verpflichtungen entiprechenden Größen (Mitgift der Frau, Beerbung 
des Schwiegervaters oder fonftiger Verwandten, größere Erträge oder flälfig 
werdende Capitalien aus anderen Unternehmungen u. |. w.) disponibel werden 
Aber ſelbſt für diefen günftigften Yal müßten die Kündigungsfriften Länger 


— 





378g) Schumacher, Grunderbrecht ©. 88, 11, 14. 
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geſtredt werben, als es in ber Regel gegenwärtig geliebt. Auch wäre e8 
Aufgabe ber Geſetzgebung, ſolche längere Künbigungsfriften anzubahnen. Im 
welcher Weile dieſer Zweck ſpeziell durch die Erbrechtögefeßgebung erreicht werben 
lann, werden wir weiter unten näher zu unterſuchen haben. Für die oben nicht 
vorgelehenen Fülle Dagegen paßt nur die Amortifationshypothel. Daß diefe aber 
ſaſt alle Bortheile einer Verſchuldung nad dem Rentenprincip befigt, ift, wie wir. 
bereitö erwähnten, erſt neuerdings nachgemiejen worden ®7E). Auch wird gegenwärtig 
alfeitig anerfannt, daß zum Zweck der allgemeinen Verbreitung der Amortifationd- 
bipothef für den mittleren und Meinen Srundbefit entfprechende Organifationen 
des Immobiliarcredit8 gejchaffen werden müfjen, wo fie nicht bereits befteben. 
Eine ähnliche Stellung zum Anerbenrecht, wie Rodbertus und Schumacher, 
mumt auch Schäffle?”i) ein, indem er, wie Rodbertus im Wege ber 

nah dem Rentenprincip, fo feinerfeits durch Realifirung jenes 
als „Incorporation des Hypothelarcredits“ bezeichneten Reformvorſchlags das⸗ 
jenige zu erreichen hofft, was Die „Reaction auf altes Familien⸗ und Erbrecht 
erreichen will, aber ganz, am rechten Orte, zur rechten Zeit und ohne Hemmung 
des Fortſchritts der Landwirthſchaft nicht erreichen kann“. Ja er befamt fich 
„zu der faſt ketzeriſchen Anfiht“, daß, „wenn die Uncorporation vollzogen, 
en Bedũrfniß für Aenderung des römiſchen Erb- und Familienrechts da, wo 
& beſteht, gar nicht mehr vorhanden fein würde” (S. 104). 

Ter Ausgangspunkt für die „Incorporation des Hypothekarcredits“ iſt bei 
Schaffle derfelbe, wie bei Nobbertus für feine Reform des ländlichen Ber- 
ſchaldungsweſens. Auch Schäffle nimmt an, daß die Haupturſache der Bedrängniß 
unſeres Klein⸗ und Großbauernfiandes Die unproductive Ueberſchuldung aus 
Laufſchillingsreften, aus Miterbenabfindungen und aus ungeregeltem Perſonal⸗ 
aedit iſ. Und zwar ſoll diefe Ueberſchuldung nicht nur unmittelbar durch 
Einlemmensſchmãlerung für den producirenden Bauer die Noth veranlaſſen, 
ſondern auch mittelbar den Nothſtand noch dadurch ſieigern und hinhalten, 
daß fie der Landwirthſchaft das zu rationellerer und intenſiver Bewirthſchaftung 
ertorderliche Betriebscapital vorenthält. Schäffle hofft nun, „ohne allen Rückfall 
in abgelebte Formen und ohne Einſchränkung der Veräußerungdfreiheit”, dieſe 

der Bedrängniß durch eine Neubildung des Agrarbefige, Agrar: 
credit⸗ und Agrarconcursrechts befeitigen zu können. Das Hauptgewicht legt 
er dabei anf die Syncorporation des bäuerlichen Realcrevitd, verbunden mit einer 
gordneten Benugung des Perfonalcredits. 

Unter der Incorporation des Hypothekarcredits begreift Sch. die körper⸗ 
Iaftliche Bereinigung aller mittleren und Meinen Grundbeſitzer zum Bwed ber 
Orsung und Sccherſtellung bes Hypothelarcredits. a 

Indem Scäffle die Grundzüge und: allgemeinen Umriſſe der Inſtitution 
atwrft, betont er zugleich ausdruͤcklich, daß dieſelben bei ihrer Durchführung 
angſilich an die örtlichen Verhältniſſe anzupafien fein würden. 





37h) Diefer Auffaffung liegt die Anficht zu Grunde, daß ber Bobenwerth fich 
u normalen Zeiten, wenn ua nur langjam und unficher, xeproducire (vgl. unten 
©. 46), während Robbertus’ Ausführungen von der Vorausſeßzung ausgeben, daß 
fi) der Werth des Grundbefitzes überhaupt niemals reproduciren könne. 

€ 5 N Schäffle, Die Incorporation des Hypothekarcredits, Tübingen 1883, 





230 A. von Miastowäti. 


Zur Durbführung der von Schäffle geplanten Reform treten die Grm: 


befiger, mit Ausnahme derjenigen, welde das Geſetz ausnimmt (privater Grof- 
grundbefig, Domänen, Eommunalland u. |. w.) zu engeren Bezirks oder Kreis⸗ 
md biefe zu Landes⸗ oder Provinzialverbänden, zuhöchſt zum Reichsverbande 
zufammen, und erhalten viefe Verbände ven Zwangscharakter. Diefe zmang& 
verbindlichen Verbände find zur Befriedigung der geſetzlich anerkannten Credit⸗ 
bebürfniffe allein berechtigt, aber auch unbedingt verpflichtet. 

Der Bezirksausſchuß der Corporation hat die beleihungsgemäße Verwendung 
des übrigend nur für beftimmte guts⸗ und familienwirthſchaftliche Bedürfniſe 
gewährbaren Credits zu überwachen. 

Zu diefen Bedürfniſſen gehören in specie: wirflihe Meltorationen, Be 
dürfnifſſe der Erholung von aufßerorbentlichen Unfällen, Bedarfe für Berficherunge 
einzahlungen und für gewifle Familienzwecke. Conſumtiveredit ift unbedingt midt 
hypothecirbar. Credit für Abzahlung und Sicherftellung von Kaufſchillingsreſten 
und von Anſprüchen der Miterben ſoll gar nicht oder nur beſchränkt gemährt 
werden 


thefarpfandrechtötitel erwirbt. 


An Crediten der geſetzlich zuläffigen Art darf im Ganzen höchſtens bis 


Betrieböcredite, wenn fie von allgemein und jelbftändig zu organifirenden 
„angefchriebenen“ Perjonalcreditgenofienichaften gewährt find, könnten unter⸗ 
pfändlich ficher geftellt werden. Im alle der Zahlungsunfähigfeit des Schuldnerß 
bat die Perfonalerebitgenofjenihaft den Anfpruch auf Erſatz ihrer vorgenannten 
Credite durch die Realcreditcorporation, welche Dagegen den entiprechenven Hope 


50 (40?) 9/0 des Schäßungswerths des Guts gewährt werden. Die Schägung 
bat nah dem Neinertrage unter Capitalifirung mit einem den Zinsfuß ver 


Pfanpbriefemiffionen ein wenig überfteigenden Zinsfuß zu gejchehen. 


Die Aufbringung der Darlehnsvaluta würde durch Ausgabe von Central 
Eorporationshhpotbefarpfandbriefen erfolgen, welche binnen ſpäteſtens 15—25 
Sahren zu tilgen wären. Für die Verzinfung und Tilgung treten bei Zahlungs— 
unfähigteit der Bezirköcorporationen in vorſchußweiſer Dedung bie meiteren Ber 


Bände em. 


Dem Anfpruh auf Hypothekareredit bei der Corporation kann ergänzen 


das weitere Necht jedes Corporationsgenofien zur Seite geftellt werben, feinen 


Grundbeſitz an die Corporation zu einigen Procenten unter dem Tarwerth ab⸗ 
zuftoßen (offeriren), und die Pflicht der Genoſſenſchaft, den durch Abſtoßung 
(oblatio) oder durch Vollftredung in Unterpfänder angefallenen Grundbefitz — 
Wald ausgenommen — jedem meiftbietenden Landwerber zu Pacht oder zu 
Eigenthum abzutreten, wobei jedoch die Corporation in organifcher Verbindung 


mit der Landescultur- und Agrarbefig-Bolizet anderen geſellſchaftlichen Intereſſen 


Rechnung zu tragen hätte 


Der reine Gavin der Corporation am Unterpfanbögefehäfte Hätte den 


Unterpfandsſchuldnern, der reine Gewinn an der Befigwechlel-Bermittelung den 


Pächtern und für eine gewiſſe Frift den Käufern von Corporationdland zu gute 


zu kommen. 


Die Corporation wäre im ausſchließlichen Beſitz bes Unterpfandrechts 
gegen Befriedigung des Legalpfandredht des Fiscus u. |. w. Die Unterpfänder 


fielen ihr zum Taxwerthe ohne weitered Eubhaftationsverfahren zu, wenn der 
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Echuldner den Credit für Eeleihungswidrige Zweite verwendet, oder wenn er 
das Gut deteriorizt oder wenn er mit Zinfen und Anortifationszahlungen um 
Rückſtande bleibt, ohne Stundung erlangt zu haben. 

Diele Incorporation würde natürlich nur umvollftändig wirken, wenn nicht 
zugleich dafür geforgt wäre, daß bäuerliche Arbeit und bäuerlicher Befig nicht 
u anderer uud vtelleicht gefährlicherer Form gebrädt und erbrüdt werben. 
Letzteres wäre möglich, wenn Berfonolerebitverbinblicteiten in den Grundbefis 
exequirt werben könnten. 

Dieſe Gefahr wäre dadurch auszuſchließen, daß in den Grundbefitz nur 
en der Corporation und zwar zum Corporationstarwerthe vollſtregbar 
zu hätten. 

Weiter follen dann noch beſondere Einrichtungen gegen den Mobiltarpfand- 
wudher getroffen werben. 

Auch am einen allgemeinen Schutz der notwendigen Arbeitömittel und 
Haushaltungsſtücke gegen Erecution, an die Unflagbartett —— als der durch 
a — vermittelten Darlehen u. ſ. w. könnte gedacht 


— jeder in eine Perſonalcreditgenoſſenſchaft eintreten könnte, fo wäre damit 
fine Verhinderung des geſunden Crebits bewirkt. 

Auch wäre, damit nicht hinfort die Corporation — flatt wie bisher die 
einzelnen Capitalbefiger — den Banernftand um die Frucht feiner Arbeit, um 
den verbältnigmäßigen Antheil an Gewinn und Rente bringe, bie Wieder- 
gutichreibung ber inne, welche die Corporation macht, ſowie die Pflicht der 
Abgabe von angefallenem Land an dem meiftbietenden Landwerber vorzufehen. 

Schälen wir den Grundgedanken dieſes Reformpland heraus, jo Liegt er 
in ber Begründung einer Art von Zwangslandſchaften für ben gefammten 
mittleren und fleinen Grundbeſitz. 

Der Gedanke, für den mittleren und kleinen Grundbeſitz den Landſchaften 
ähnliche Grebitinftitute zu ſchaffen, wie fie bereit8 für den großen Grundbeſitz in 
der größten Zahl der preußiſchen Provinzen beftehen, ift bereits vorher von ver⸗ 
ſchicdenen Seiten in Anregung gebracht worden. Schäffle find nur die Form und 
die näheren Modalitäten feines Plans eigenthümlich. Aber dieſe gerade find meines 
Dafurhaltens nicht der Art, daß fie dem Schäffle’ihen Plan große Ausfichten auf 
Realifirung eröfinen. Vielmehr wird dem Freiheitsgefühl unferer Zeit und den 
Gomdprincipien der modernen Agrarverfaflung viel mehr Rechnung getragen 
werden müäflen, als es bei Schäffle geichtebt, um das von ihm entworfene Pro- 
gramm durchführbar zn machen. Yu dieſem Zwed müßte namentlich der Zwangs⸗ 
&arakter diefer neuen Creditinſtitute, welcher den Beitritt aller Grumbbefiger einer 
beſtimmien Kategorie obligatoriſch macht, ferner die Monopolifirung alles Bupo- 
thekariſchen und indirect auch des perſönlichen Credits in dieſen Anftalten, 
Verbot der hypothekariſchen Verſchuldung der incorporirten Güter üher Die * 
ihres Werthes und der Ausſchluß der Beſtellung einer Hypothek zum Zweck 
der Sicherſtellung der gegenüber Verkäufern und Miterben eingegangenen 
Shulden in Wegfall kommen. 

Was fpeziell die Tegtere Beftimmung betrifit, fo müßte fie bei fortdauernder 
Geltung des gemeinen Erbrechts die Folge haben, daß nur bie im Befig von 
großen beweglichen Capitalien befindlichen Bauernfamilien ihre Güter von einer 
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Generation auf die andere übertragen würden, während bei allen übrigen Fa⸗ 
milien die bereit3 gegenwärtig bemortretenden Folgen des — Erbrecht, 
bie in der Zwangszerſtückelung und der Verdrängung der bäuerlichen Familien 
durch das große Capital befteben, in Zukunft in verftärktem Maße eintreten 
würden. 

. Denn da die Sicherftellung der Kaufichillingsrefte durch Verpfändung des 
bäuerlichen Grundbefiges ausgeſchloſſen ift, jo werden nur diejenigen faufen Können, 
die mwenigftend die Hälfte des Grundſtückswerths baar zu bezahlen vermögen, 
und da es nicht möglih ift, die Miterben durch Hypotheken abzufinden, fe 
wird, auch nur derjenige Erbe das väterlihe Gut übernehmen können, der im 
Stande ift, die Antheile der Miterben in baarem Gelde auszuzahlen. 

Diefe Eventualttät bat für Schäffle übrigens nichts Abſchreckendes. „Dem“ 
fagt er, theilmeife im Widerſpruch mit gelegentlich ander8 lautenden Stellen 
feines jüngften Buchs, namentlich aber mit früheren Aeußerungen, „e3 verlangt 
das ‚gejellichaftliche Interefſe heute nicht mehr Den Uebergang der Güter an bie 
Kinder und Kindesfinder des Hans oder Peter, fondern an die tüchtigften und 
durch die Tüchtigfeit fauf- und pachtungsfähigften Selbftbewirthichafter, ohne fi 
überfhulden zu können. — Nicht erblihe Bauernfamilien, fondern betriebfame 
unüberfchuldbare Bauern und Bauernfamilten müſſen gefichert werben.‘ 

Hierauf bemerkt neuerdings A. Meitzen in emer Recenſion des Schäffle'⸗ 
hen Buchs87x): „Wir wiflen in der That nicht, ob fi Schäffle der ſchweren 
Tragweite der obigen Säge bewußt if.“ „Gewiß! Es werden in der kürzeſten 
Zeit die Grundftüde nur noch von capitalfräftigen Händen und zwar ziemlich 
billig gefauft werben, und bie Kinder derer, denen wir jett als Bauern ımd 
Kleinbefizer helfen wollen, würven jehr froh fein müflen, wenn fie nur als 
Kleinpächter oder in gutsherrlichen Arbeitshäuſern unterkämen.“ 

Beftätigt findet ſich dieſes Urtheil Meitzens neuerdings aud von E. Jäger?” ') 


Wir reprobuciren daffelbe an diefer Stelle, weil es zugleich einen von Schäffle 


berührten, von uns aber bisher nicht erwähnten Punkt erledigt. Jäger fagt: 
Schäffle's Vorſchlag würde, wie uns dünkt, den Grundbeſitz allmälich in Die 


Hände der Reichen, der — Baarkäufer vereinigen.“ Derfelbe „bringt 


den Bauer in bie Gefahr, fein Er 
günftigt wird Dies durch das Verbot, die Erb: und Kaufgelder hypothekariſch 
einzutragen — ein Verbot, da8 wohl während der Webergangszeit beichräntt 
wäre, aber allmälih immer jchärfer gehandhabt würde. Schäffle meint aller- 
dings, weil fein Vorſchlag den Grundbeſitz von Schulden entlafte und einen 
»capitalträftigene Pächter: und Beſitzerſtand fchaffe, könnte der Vater noch bei 
Lebzeiten oder im Todesfalle die Nebenerben des Gutsübernehmers dur Baar 
zablung abfinden oder deren Erbtbeile duch Ankauf von Lebensverfiherungs: 
policen fihern, deren Prämien innerhalb der erften Grunbftüdshälfte (Grund: 
wertbshälfte?) hypothekariſch fichergeftellt werden könnten. Die Nichtverſchuld⸗ 
barkeit des Grundſtückswerths und die Nichtbupothecirbarteit von Erbgeldern 
fei ein fletiger Antrieb zur Sparjamleit des Familienvaters, der bei feiner nidt- 


87 k) Deutiche Literaturzeitung 1884 Nr. 2 


37h E. Jäger, Die Agrarfrage ber Gegenwart, Abth. 2, Berlin 1884, 


©. 354, 355 





gut und Eigenthum ganz zu verlieren. Be 
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veriuldeten Lage auch ſparen könne. Die Praris jagt uns aber, daß der Bauer 
unter dem Druck der auswärtigen Concurrenz nicht |paren kann.” — Könnte 
man num auch fagen, Daß dieſer von Jäger gegenüber Schäfile erhobene Einwurf 
fih auf eine vorübergehende Thatſache fügt, während der Organifationsplan 
Schaäffless doch auf eine längere Dauer berechnet ıft, jo wäre immerbin in Er- 
meerung zu bringen, daß e8 dem beutfchen Bauer, auch abgejeben von feiner 
gegenwärtigen fritiichen Lage, wegen des zum Theil naturalwirthfchaftlidyen Cha⸗ 
rafter8 ſeines Betrieb, immer jchwer fallen wird, größere Baarjummen heraus: 
zuwirthſchaften, wie fie zur Abfindung der Geſchwiſter des Gutsübernehmers 
unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts erforberlich find. 

Es Hat dem Himweiſe Schäffle's auf die Abfindung der Vliterben bei Leb⸗ 
zeiten des Vaters wahrſcheinlich das Beifpiel Englands zu Grunde gelegen. Diefes 
iR aber nicht ohme weiteres auf Deutichland übertragbar. Denn könnte man auch 
davon abjehen, daß die Abfindungen der jüngeren Söhne in England nicht durch 
das geltende Inteftaterbrecht verlangt werden, fondern der Ausfluß des freien 
Willens der Eltern find, jo daß alfo auch kein Zwang bezüglich ihrer Höhe 
beiteht, während in Deutſchland in Folge Geltung des gemeinen oder eines 
temfelben verwandten Erbrechts die Abfindungen in der Höhe des Pflichttheils 
verlangt werden können, jo würde doch immer noch der — Unterſchied 
Bleiben, daß die engliſche Sitte, die jüngeren Kinder bei Lebzeiten des Vaters 
abzufinden oder auszuſtatten, geübt wird von einer auch mit ihrem Grundbeſitz 
tief in die Geldwirthſchaft verflochtenen wohlhabenden Ariftofratie, während fie in 
Deutſchland in Ausſicht genommen ift für den noch immer in der Natural: 
wirthſchaft ſteckenden wenig capitalfräftigen Bauernſtand. 

Ber Prü des Schäffle’ichen Borſchlags gelangt Jäger zu einem Reſultat, 
dem wir und anjchließen können. „Schäffle's Vorſchlag von der Unverichuld- 
Barfeit der zweiten Werthshälfte, von der Nichthypothecirbarkeit ver Erbgelder, 
der Richteintragungsfähigkeit der Kaufgelver, dem Verbot jeglicher hypothekariſcher 
Sicherſtellung des Conſumtiveredits erfcheint wohl als Befreiung des Grund: 
beſihes von der Herrichaft des Capitald, aber feine »capitalfräftigen Wirthec, 
ın deren Hände der Beſitz der armen und Fleinen Bauern allmählich überginge, 
geben dem Vorſchlag eine bedenkliche capitaliftifche Kehrfeite. Die Gefahr eines 
num Feudalismus liegt Dabei jehr nahe, denn Sch. bringt die Oblationstheorie 
weder auf, indem überſchuldete Grumpbefiger ihr Eigenthum an die Genofien- 
ſchaft abtreten und — wenn fie nit ganz von der Scholle verjagt werden — 
es von der Genofienfchaft wieder als Pächter übernehmen würden. Es erinnert 
dies an die oblatio fendi, die in dem Aufgeben des Beſitzes und deilen Rück⸗ 
nahme als Lehen beftand.“ 

Somit haben wir die Frage, ob die von Schäffle in Ausjicht genommene 

Incorporation des Hypothekarcredits, ähnlich wie die Frage, ob der 
von Rodbertus ausgehende Vorſchlag einer Verſchuldung der Grundbeſitzer nad) 
dem Rentenprincip die Reform des gemeinen Erbrechts entbehrlich macht, in 
negativem Sinne zu beantworten. 

Benn wir fomit im Vorftehenden den Nachweis erbracht zu haben glauben, 
daß alle bisher in Vorſchlag gebraten Einrichtungen das Anerbentedht in feiner 
Birkung auf die Erhaltımg des Familienbefiges und der Grundeigenthums⸗ 
vertheilung nicht zu erjegen vermögen, fo folgt hieraus mit Nothwendigfeit, daß 
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der Gejetsgeber, welder der mit dem Inteſtaterbrecht in Widerfpruch ftehenben 


Bererbungsfitte ihre Berechtigung zuerfennt und ihre Erhaltung aus ſocialwirth⸗ 
ſchaftlichen Gründen wünſcht, nur dann confequent handelt, wenn er ſich ent⸗ | 


ihließt, das Erbrecht entipredend biefer Sitte umzugeftalten. 


Zur Bekräftigung dieſes Schluſſes können wir und auf die Antorität | 
v. Savignys berufen. In dem bereits mehrfad erwähnten Gutachten, welches 
v. Savigny als preußiſcher Juſtizminiſter im J. 1842 über das weftphältiche | 


nn egejeg vom 13. Juni 183638) abgegeben bat, erflärt er: 


1) daß die Beibehaltung eines Inteſtaterbfolgegeſetzes, welches den Intentionen 
der Erblafier und der Sitte nicht entipricht, durch die Hinweifung auf die Be 
fugniß des Erblaſſers, dafjelbe durch Teſtament oder Vertrag abzuändern, nidt 


geredhtfertigt fei, und verlangt daher 


2) für diejenigen Slle ın denen der Erblafler, vom Tode übereilt, feinen | 
. Nachfolger nicht felbft beftimmt Babe, angemeffene, dem vermuthlichen Willen 


und der Sitte entprecjenbe Beftimmungen des Inteſtaterbrechts. 


Indeß kann die oben gezogene Conſequenz richtig fein umd ber Gejeggeber 


fi dermody nicht veranlaßt fehen, diefelbe zu ziehen, weil dem Anerbenrecht 
jonft wichtige Bedenken entgegen fliehen. 
Mit diefen haben wir uns jest zu befchäftigen. 


Bunächft begegnen wir dem Einwande, daß das Anerbenredit, weil es die 


Erhaltung der vorhandenen Gütergrößen unter allen Umſtänden begünſtigt, zu: 
glei über das Biel hinaus ſchieße. Denn umter beitimmten Borausfegungen 
— Fortichreiten der Geſammtcultur, debung der landwirthſchaftlichen Technik, 
Einführung beſtimmter Culturarten u. ſ. w. — erſcheine eine Veränderung 


ber vorhandenen Gütergrößen erwünſcht und dürfe daher nicht verhindert, 


jondern müfle im Gegentheil begünftigt werben. 

Indeß trifft diefer Vorwurf für das Anerbenrecht in feiner neueren Geftalt 
— indem daſſelbe die Untheilbarteit des Grundbeſitzes nicht mehr zur Voraus: 
fegung bat und von nur fubfidiärer Natur ift, aljo durch Rechtsgeſchäfte umter 


Lebenden und legtwillige Verfügungen abgeändert werben kann — nicht zu. Dem 


die Geltung des Anerbenrechts ann und wird den Grumdbefiger nicht hindern, 


jeiner durch Motive der wirthſchaftlichen Zweckmäßigkeit beftimmten Entihliefung 
Folge zu geben, um die durch den gejammten Culturzuſtand oder Die — | 


änderungen ber landwirthſchaftlichen Technik oder aus anderen Gründen 
Beränderumgen in dem Umfange feine® Guts berbeizuführen. Das Ana bene 


jol nur verhüten, daß durd die Erbfolge nicht Veränderungen in der Grund⸗ 


befigvertheilung herbeigeführt werben, die, weil fie nicht auf Erwägungen der 
wirthichaftlihen Bwedmäßigteit beruhen, gegen das allgemeine Intereſſe find 


„Die Erbtheilungen”, jagt 2. v. Stein®®), „find an und für ſich faljch, meil fie | 
eine Theilung jegen ‚ welche nicht auf wirthichaftlichen, ſondern auf zufälligen 


Gründen beruht.” 
Das Anerbenrecht unterfcheidet ſich demnach in diefer Beziehung don dem 


gemeinen Inteſtaterbrecht dadurch, daß es dem Eigenthümer zwar vollftändige 
38) Entwurf einer Landgüterordnung für die Provinz une Be = | 


arinbung, Druäfaihen des preußiichen Herrenhaufes, Sik. nn 


Stein, Handbud der Verwaltungslehre, 2. Aufl. iutigat | 187 ss | 


[ 
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Freiheit Täßt, fein Gut nad feinem Gutdüunken zu verfleinerm und zu vergrößern, 
zu erhalten oder in feine Beftandtheile aufzulöfen vefp. in einem anderen Befig- 
compler aufgehen zu laſſen, daß es ihm aber nicht durch die Macht ber Um⸗ 
fönde zwingt mit feinem Gut beftimmte Veränderungen hinfichtlich feiner Größe 


ebmen. 

Diejenigen, die für das gemeine Erbrecht eintreten, gehen — fofern fie 
fih feiner Conſequenzen für die Grundeigenthumsvertheilung bewußt find? — 
von folgender Auffafling aus. Sie nehmen an, daß das gemeine und nod) mehr 
das franzöfifche Inteſtaterbrecht die Beſitzungen im Laufe der Beit verfleinere 
und finden, daß diejer Proce der fteigenden Intenſität der Landwirthſchaft ent- 
ſpreche. Ste rühmen demſelben außerdem nad, daß dadurch in einer immer 

Beren Zahl von Perfonen die durch das Eigenthum erzeugte wirtbichaftliche 
ergie entwickelt werde, ſowie daß immer mehr Hände im Aderbau Bes 
Khäftigung finden umd die Erträge des Bodens vermehrt werben. 

Das ift nım bis zu einem gewifien Grade richtig. Namentlich in Beiten 
des Aufſchwungs der Landwirthſchaft, welche regelmäßig nad Ablöfung der 
Grundlaſten, nach Begründung der Freiheit des Bauernftandes, nah Aufhebung 
der Theilbarkeitsbeſchränkungen, aber auch, abgejehen von folden Reformen der 
Agrawerfaffung, nad) wichtigen Fortfchritten in der Technik des Landbaus ſowie 
nad) einem Aufſchwunge der gefammten Volkswirthſchaft einzutreten pflegen, zeigt 
fh zugleich Das Bebirfni nad, einer Veränderung und vielfach fpeziell nad) 
einer Berfleinerung des Umfangs der Güter®?®). 

Aber wie die Vorbedingungen dieſes Bebürfniffes fi) nicht regelmäßig 
wiederholen, fo auch nicht das Bedurfniß nach einer Verfleinerung der Güter 
ſelbſt. Werben die Güter nun trogdem in Folge des in dem Erbrecht ent- 
baltenen directen (Naturalvertheilumg) oder indireten Zwangs (Verſchuldung) 
immer weiter getheilt, jo muß ſchließlich unfehlbar ein Hinabſinken der Bauern 
m die Elafie der Klein» ımd Bwerggütler ftattfinden. Mit vollem Hecht ruft 
daher der Verfafſer der bereits mehrfach angeführten Briefe über die Staats» 
tumft den Bertheidigern des gemeinen Erbrechts in feiner Anwendung auf den 
Iondwirthfchaftlicden Grundbeſitz zu: „O ihr weich gefhaffenen Seelen! Welche 

e möchtet ihr vergießen, fähet ihr bie Urenkel der fräftigen und 
wohlhabenden Bauern, bie das Mark der Volksgenofſſenſchaft find, gerade des- 
halb als verarmte Zeitpächter, abhängige Tagelöhner, zerlumpte Bettler auf 
dem ehemaligen Boden ihrer Urväter vertommen, weil — — ihr ihnen — — 
gleiches Erbrecht und alle die Herrlichkeiten gegeben, die — in euren Syſtemen 
erwachſen find“ (S. 115). 

Man wende nit ein, daß die Einficht der Beſitzer diefen Rüdgang im 
Bes, in der Wirthſchaft und in der Lebenshaltung zu verhüten wiſſen werde: 
die Einficht erweiſt fi fo mächtigen Factoren gegenüber, wie die mit ber 
Zerſplitterung des Bodens regelmäßig verbundene rapıde Benölferimgsvermehrung 
es ift, in der Hegel al3 machtlos. ' 

Es wird zwar der Rüdgang in der Lebenshaltung der Landwirthſchaft 


39a) Diefer Punkt if nenerbings (Februar 1884) in den Verhandlungen des 
deutſchen Landwirthſchaftsraths beſonders betont worden von bem Generaljecretär 
ge v. le und von dem Freiherrn v. Getto-Reihertähaufen. 
gl. Archiv des deutſchen Landwirthſchafts, VIII. Jahrg., 1884, Heft Nr. 2—7, S. 266,186. 
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treibenden Bevölkerung durch beſonders günſtige Verhältniſſe der natürlichen 
Ausſtattung und der geſammwirthſchaftlichen Entwickelung eines Landes (große 
Fruchtbarkeit des Bodens, Milde des Klimas, Möglichkeit des Anbaus von 
Handelsgewächſen, Gemüſe, Wein, — blühende Induſtrie, Nähe des Markts, 
reicher auswärtiger Abſatz) für längere Zeit hinausgeſchoben, aber unter den 
von uns vorausgeſetzten Verhältniſſen wohl nur ausnahmsweiſe vollſtändig ver⸗ 
mieden werden Tönnen. 

Es ſei denn, daß diefer Proceß künſtlich durch das ſtädtiſche Geldcapital, 
unterbrochen wird, Das regulirende Eingreifen dieſes Iegteren in die Grund⸗ 
befigbewegung fällt gewöhnlich in jenes Webergangsftadium, das fich durch eine 
Auswechſelung der ee gegen ſchwächere Bauern dharakterifirt, ein Leber: 
gangsftadium, das regelmäßig verbunden ift mit einer Berfünmerung ber 
Productivität des Betriebs, ſowie aller wirthichaftlihen Verhältniſſe in ven 
betreffenden Gemeinden. Unter dem Einfluß des beweglichen Gapital3 fchlägt 
der Proceß der Verkleinerung des Grundeigenthums dann leicht in fein Gegen: 
teil, nämlich in den der Zufammenballung von immer größeren Befigmallen 
in wenigen Händen um. 

Wenn wir gegenwärtig in denjenigen Theilen des Deutſchen Reichs, die 
wir bier im Auge haben, diefe beiden Procefle erft in ihren erfien Stadien 
vorfinden, fo ift das dadurd zu erklären, daß die Einführung des gemeinen Erb⸗ 
rechts und die Begründung der freien Theilbarkeit des Grund befiges für dieſen 
Theil des Deutichen Reichs erft fpät erfolgt iſt und verhält ißmäßig kurze Zeit 
dauert und daß das gemeine Inteftaterbrecht von feiner Anwendung auf das 
ländliche Grundeigenthum nod vielfach durch eine demfelben entgegenftehenve 
Sitte zurüdgehalten wird, 

Wurde von den Einen die zu weit gehende Wirkung des Anerbenrechts 
getadelt, jo machen wieder Andere geltend, daß dafielbe das bäuerliche Grund⸗ 
eigenthum nicht unbedingt gegen Berfplitterung auf der einen und Agglomeration 
auf der anderen Seite ſchütze. Daſſelbe ift namentlich bei Gelegenheit der 
Berhandlungen des preußifchen Abgeordnetenhaufes über das für die Provinz 
Hammover beftimmte Höfegeſetz ſowie über die für die Provinz Weftphalen 
beftimmten SLandgüterordnungen von. dem Abgeordneten Dr. Windthorſt und 
neuerdingd auch von Schäffle in feiner Incorporation des Hypothekarcredits 
geltend gemacht worden. 

Indeß wird derjelbe Einwand gegen jede Maßregel erhoben werden können, 
die der Freiheit derjenigen Perfonen, für die fie beftimmt ift, einen weiten 
Spielraum läßt. Kommt es doch bet folchen Maßregeln Lediglich darauf an, 
die Wirkfamteit dev für einen beftimmten, im allgemeinen Intereſſe wünſchens⸗ 
wertben Erfolg günftigen piychologifchen Momente dur äußere Beranfta 
zu verftärten, ohne damit doch zugleich die Wirffamfeit anderer pfychologiicher 
Momente auszufchließen. Will man nicht direct, durch Einführung von Zwangs⸗ 
maßregeln, auf die Erhaltung der beſtehenden Grundeigenthumsvertheilung ein⸗ 
wirken, — und ein ſolches Vorgehen erſcheint nach unſeren obigen Aus- 
führungen gegenwärtig unmöglich — ſo wird man ſich auf die Erzeugung und 
Kräftigung beſtimmter, für das ins Auge zu faſſende Ziel günſtiger Richtungen 
des Geſammtwillens durch Maßregeln, wie fie z. B. im Anerbenrecht vorliegen, 
beſchränken müſſen. Das ins Auge gefaßte Ziel wird um ſo ſicherer erreicht 
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werden, je mehr es gelingt, bie bafjelbe gemährleiftende Willensrichtung auch 
noch durch andere ähnliche Maßregeln zu verflärten. 

Die Aufgabe des Anerbemrechts befteht demnach heutzutage hauptfächlich 
derin, den für die Erhaltung des Grundbeſitzes in der Familie vorhandenen 
Veftrebungen eine äußere Stüge zu geben und fie dadurch im Kampfe gegen 
widerftreitende Tendenzen zu träftigen 296). 

Eine Reihe weiterer Gegner des Anerbenrechts halten zum Theil die Zeit 
für jene Einführung noch nicht für gekommen, zum Theil erachten fie diefen Zeit- 
puntt beveitS als überfchritten. Den Einen würde die Einführung noch zu 
früh, den Anderen dagegen bereit8 zu ſpät kommen. 

Die erftere Anfiht ift von dem oldenburgiſchen Oberappellationsgerichtsrath 
und jegigen Bicepräfidenten des Oberappellationsgerichts Freiherrn v. Beaulieu- 
Marconnay 49) vertreten worden und wird auch von anderer Seite getheilt. 

Augegeben, fo fagt Herr von Beaulien, daß die freie Theilbarkeit und das 
gemeine Erbrecht Folgen haben können, wie fie in der erften Hälfte dieſer Arbeit 
geſchildert worden find, zugegeben auch, daß die Sitte, melde fich degifelben 
bisher entgegengeftemmt bat, nicht überall ſtark genug ift, um daS befürchtete 
Nefultet zu verhüten, jo ift es doc) erft „Sache fpäterer Generationen, dieſe 
Gefahren in ihrem Welen und in ihren Urfachen zu erkennen und die Mittel 
dagegen aufzufuchen”. Wenn es bei den bisher erwähnten Gegnern des Anerben: 
rechts hieß: überhaupt fein Anerbenredjt, fo heißt e8 bei Herrn v. Beaulieu: 
wenigftens jett fein Anerbenrecht! 

Bir vermögen diefe Anficht nicht zu theilen. Durch die bisher gemachten 
Erfahrungen find wir genügend darüber orientirt, wohin das gemeine Erbrecht 
führen kann und auf die Dauer — menn wir von einzelnen Ausnahmen ab⸗ 
ſchen — regelmäßig führen muß. Wir wiflen au, daß es dort, wo bie 
Ihlimmen Reſultate deſſelben bezüglich der Mobilifirung des Familienbeſitzes und 
der Verſchlechterung der Grundeigenthumsvertheilung bereit8 eingetreten find, 
ſehr ſchwer hält, diefen Zuftand wieder zu befeitigen. Dies wird aud von 
Rofcher‘!) bei Gelegenheit der Beiprehung der neueren Höfegejeßgebung an⸗ 
erfannt: „Sollen die Gelege in der That von vielen benutt werden, fagt er, 
fo ift Die nothwendige Vorausfegung dazu, daß es nod) viele tüchtige Bauern 
giebt, die ſich als ſolche behaupten wollen, viele Höfe, die für eine ordentliche 
Wirthſchaft eben groß genug find.” Soll da der Staat nun ruhig abwarten, 
bis die Bauerngüter fi in Zwerggüter aufgelöft oder zu Latifundien zufammen- 
geballt haben, und fich erſt dann mit feiner Hilfe einftellen? oder joll er nicht 
lieber vorbauend eingreifen und ſoweit feine Mittel reichen, die für die Geſammt⸗ 
heit verderbliche Vertheilung des Grundeigenthums zu verhüten Juchen ? 

Uns iſt es nicht zweifelhaft, daß er den letzteren Weg einzufchlagen hat, 


39h) Im obigen Sinne bat fich neuerbings — der Freiherr v. Cetto⸗ 
— im deutſchen Landwirthſchaftsrathe | bruar 1884) Br ara 
AR — des deutſchen Landwirthſchaftsraths, VIII. Jahrg. 1884, Heft Nr. 2—7, 

40) v. Beaulieu-Marconnay, Das bäuerliche Grunderbrecht vom Stand⸗ 
punkt bes ebers mit Rüdficht auf das Gazoatbum Oldenburg, Oldenburg 1870. 

41) W. Roſcher, — über die neuen preußiſchen Geſetze zur Er⸗ 
— — Ya in ber Monatzfchrift „Nord und Süd”, Septemberheft 
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einen Weg, den der Referent des Herrenhaufes über die fchlefifche Landgüter: 
ordnung als einen präventiven bezeichnet bat. 

Diefelbe Antwort haben wir auch denjenigen zu ertbeilen, die verlangen, 
man folle ihnen die Nothwendigkeit des Anerbenvechts ziffermäßig nachweiſen. 
Kann erft ein folder Nachweis erbracht werden, jo ift e8 gewöhnlich zu fpät 
für eine Reform des Erbrehtd. Denn die von dem Erbrecht gegen den 
Familienbeſitz gerichteten Tendenzen gelangen, ſoweit fie nicht ſehr ſtark hervor: 
treten, fondern fi) in ihren erften Anfängen befinden, nur felten zur Kamt- 
niß der Gerichtöbehörden und laffen fi auch nur ſchwer zur Ziffer bringen. 
Wenn 3. B. der verjchuldete Grundbeſitzer mehrere Kinder bat und nicht im 
Stande ift, eins bderfelben derart zu begünftigen, daß es ſich auf dem Gute 
halten fann, ohme die anderen vollftändig Leer ausgehen zu laſſen, jo verkauft er 


daſſelbe lieber. und vertbeilt das Kapital dann unter feine Kinder; wird das Gut 


dann von dem Käufer dismembrirt, fo fehlt ver Nachweis dafür, daß das Erbredit 
die eigentliche Beranlaffung dieſes ganzen complicirten Vorgangs geweſen ift. Und 








ähnlicher Beifpiele Liegen ſich noch viele anführen, in denen das für die Veränderung 


in Grundeigenthumsvertheilung wirkſam gewejene Motiv verbedt wird. 
Diefe einfache Thatſache, daß der Einfluß des Erbrechts ſich in dem meiften 
Fällen der Eognition des Richters fowohl wie des Statiſtikers entzieht, ft in 
den ſämmtlichen Gutachten derjenigen Oberlandeögerichte, die der preußiſche 
Juftizminifter bei Gelegenheit der Borbereitung der weſtphäliſchen, branden⸗ 
burgifchen und fchlefifchen Tandgüterordnung befragt bat, überſehen worden *?). 
Sid ftügend auf die ihnen vorliegende höchſt unvollkommene Statiſtik haben diele 
Gerichte das Bedürfniß nad) einer „anderweiten Regelung des Erbrechts“ negitt. 
Wir erlläven ung diefe Ueberſchätzung der Statiftit nur aus der Gewohn⸗ 
beit der Yuriften, den Orundfag: quod non est in actis, non est in mundo 
zu befolgen und aus der den Richtern der höheren Inſtanzen vielfach eigenen Un: 
kenntniß des wirtbichaftlichen Lebens und jeiner Bedürfniſſe, indem die be 
treffenden Rechtsfälle, gleihfam des Fleifches und Bluts entkleidet, erſt als 
„juriftifche Präparate” zu ihrer Kenntniß gelangen *?*), Diefe Anſicht findet ihre 
Unterftügung durd) den Umſtand, daß, im Gegenſatz zu den Richtern der höheren 
Inſtanzen, ein großer Theil der inmitten des Lebens ftehenden Landwirthe und 
Berwaltungsbeamten und ebenfo ein nicht geringer Theil der Richter erfter 
Inftanz die Frage des Bedürfniſſes nach einer Reform des Erbrechts bejaht haben. 
Während die eben erwähnten Gegner des Anerbenrechts glauben, daß die 
Zeit für die Einführung deffelben noch nicht gefommen fer, jo daß dieſe erft 
abgewartet werden müſſe, ehe man zu einer Reform des beftehenden Erbrechts 
jhreitn dürfe, nehmen andere wieder den entgegengefegten Standpunft ein, 
gelangen aber von demjelben zu einem ähnlichen Nefultat wie die erfteren, 
indem fie der Anficht find, daß es zur Aufhaltung des Auflöſungsproceſſes, in 
dem fi der Bauernftand gegenwärtig befindet, bereits zu jpät ji. Man müſſe 


42) Diele Gutachten find den dem preußiichen Landtage zugegangenen Regierungt: 
Er en ae a für bie Provinzen Wehpkalen, Branbenkurra und 
ejien beigegeben. 
428) In ähnlichem Sinne hat ſich neuerdings auch ber fFreiherr von Hammer. 
ftein-2oxten im deutichen Landwirthichaftärathe (Februar 1884) audgeiprochen. N 
Archiv des beutichen Yandiwirthichaftsrathe, VIII. Jahrg., 1884, Heft Nr. 2--7, ©. 278. 
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die Tinge daher ihrer inneren Entwidelung überlaflen, bis es zu einer gewalt- 
jamen Reaction kommt. 

Haben wir in der erften Hälfte diefer Arbeit den Nachweis zu führen 
gefucht, daß in dem größten Theil des Deutſchen Reichs die Vertheilung bes 
Grundeigenthums eine gejunde ift und daß ſich noch in vielen Gegenden unferes 
Boterlands ein fräftiger Baueraftand erhalten bat, und findet fi daS von uns 
gewonnene Reſultat durch die Publicationen des Vereins fir Socialpolitit über 
die bänerlichen Znuftãnde im Deutſchen Reiche vollſtandig beſtätigt, ſo können wir 
uns der obigen zweiten Anficht ebenſowenig wie der erſten anſchließen. 

Eine etwas weniger peſſimiſtiſche Anſicht, als die eben — geht ſodann 
dahin, daß es allerdings zu ſpät ſei, um durch eine Reform des Erbrechts allein 
die Erhaltung des Bauernſtandes zu bewirken, daß dieſes Ziel aber immerhin 
auch gegenwärtig noch durch einen Eompler von Maßregeln, zu denen auch die 
Reform des Erbrechts gehört, erreicht werden könne. 

Sofern unter diefen Maßregeln ſolche vwerftanden werden, die den Bauern: 
ftand in feinem Kampf um die Eriftenz von verſchiedenen Seiten zu ftüßen 
juden, ohne die heutige Agrarverfaffung in ihren principiellen Grundlagen anzu» 
taſten, ſtimmen wir diefer Anficht bei. Denn auch uns ift das Anerbenredht 
nur eined von vielen Mitteln, die won der Gefeggebung und Verwaltung, dem 
Vereinsweſen und der Privatthätigkeit ergriffen werden müſſen, um bie Erhaltung 
des Bauernftandes zu fihern *?). Aber freilich ift es uns das wichtigfte Mittel, 
„das Fundament aller Maßnahmen zur Erhaltung des Mittelbefiges", wie 
Oberbürgermeifter Diquel fi auf der letzten Berjammlung des Vereins für 
Socialpolitit ausdrüdte. Dagegen halten wir es im Augenblick nicht für 
geboten, weiter gehende Maßregeln im Sinne einer vollſtändigen Umbildung 
der beſtehenden Agrarverfaſſung zu ergreifen, weil die Vertheilung des Grund⸗ 
eigenthums im Deutſchen Reiche im großen Ganzen noch eine geſunde iſt und 
die ſich in den Rahmen der beſtehenden Agrarverfafſung — **— Maßregeln 
fürs erſte genügen dürften, um unſeren Bauernſtand auch in Zukunft zu er⸗ 
halten. Jedenfalls muß der Verſuch mit dieſen zuerſt gemacht werden, ehe 
an weitergehende Maßregeln gedacht werden kann. Erſt wenn fich derſelbe als 
aan — ſollte, — ein tiefer einſchneidendes Vorgehen des Staats an 

ein 

Nachdem wir die Gründe, welche gegen die Opportunität der Einführung 
des Anerbenrechts in der Gegenwart angeführt werben, widerlegt haben, wollen 
wir ung jest mit den gegen das Anerbenrecht gerichteten mehr principiellen 


beichäftigen. 
Diefe find theils formaler, theild materieller Natur. 
In erſterer Beziehung begegnen wir zunädft folgendem Waijonnement. 
„Wenn ein Rechtsinſtitut gefallen ift, jagt Waldeck“), müſſen aud) diejenigen 


43) Ueber die Maßregeln, op unferer Anſicht nach zu dieſem Zweck e re 

— müßten, vgl. A. vd. Miast owski, Tie gegenwärtige Lage des Bauernſtandes 

Preußen, Keferat erftattet in der Sitzung des k. preußilchen Landes-Oekonomie⸗ 

—— vom 14. Februar 1883, in den Verhandlungen dieſes Collegiums (3. Seffion 
der 2. wo 3«Periobe). 

T. Wal deck, Weber das bäuerliche Erbfolgegeieh in ber Provinz Weſt⸗ 

phalen, Arnsberg 1841, E. 8, 10. v. alien Marconnaya.a. D. ©. 55, 

‚26, 283 und —— a.0.0. ©. 4, 
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Inftitute fallen, deren Eriftenz durch jenes aufs ftrengfte bedingt war.“ De 


Anerbenreht nun ift eine Confequenz der unfreien Agrarverfaffung und fpeziel 
ber Untheilbarfeit des bäuerlichen Grundbefiges. Hat die unfreie Agrarverfafiung 
dem freien Spiel der Kräfte weichen müflen, fo muß auch das Anerbenrecht 
dur) das gemeine Erbrecht erfegt werden. Gebundener Grundbefig und Anerben- 


recht, freier Grundbefig und gemeine Erbrecht find SImftitutionen, die fih 


gegenfeitig bedingen, 


Indeß ift diefe gegen das Weiterbeftehen des Anerbenredht3 gerichtete Beweis 


führung, fo Häufig fie au bis in unfere Tage hinein wiederholt worden if, 
dennoch nicht ftichhaltig. 

Denn wenn wir in früheren Zeiten das Anerbenrecht auch häufig in Ber: 
bindung mit der Untheilbarfeit des bäuerlichen Grundbeſitzes antreffen, inden 
die Untheilbarfeit gewöhnlidy zum Anerbenrecht geführt bat, jo ftehen dieſe beiden 
Inftitute doch keineswegs in einer folchen inneren Verbindung unter einander, 


daß Das eine nothwendig das andere nad) fi ziehen muß oder daß das eine 


ohne da8 andere nicht zu denken ift. 


Bielmehr finden wir die Gebundenheit de8 Grundeigenthums bisweilen mit 
dem "gemeinen Erbrecht gleichzeitig in Geltung, wobei die rechtlich gebundenn 


Landgüter als untheilbare Sachen behandelt werden. Die Miterben übermeifen dann 
das — einem unter ſich mit gemeinrechtlicher Abtheilung oder verkaufen es 
und theilen den Erlös oder beſitzen das Gut auch pro indiviso zuſammen. So 
find im Königreich Sachſen 70—75 %/o des Grundeigentfums noch heute 
rechtlich gebunden, ohne daß daſſelbe deshalb doch nach Anerbenrecht vererbt 
würde. Daſſelbe pflegt vielmehr, wie wir oben gezeigt haben, falls es nidt 
durch Gutsüibergabeverträge bei Lebzeiten der Eltern auf eins der Kinder oder 


in Folge Vereinbarung unter den Miterben an einen berfelben zu einem be 
ftimmten vereinbarten Preife übertragen wird, behufs Theilung feines Werd 


unter die Miterben an eine dritte Perfon (meift im öffentlichen Aufgebot) ver: 
äußert zu werden. Ausnahmsweiſe bleiben die Miterben auch wohl eine kürzere 
oder längere Zeit im gemeinjchaftlichen Befige des ihnen durch Erbfchaft zu: 


gefallenen Grundftüds +5). Der gleiche Fall lag — wie gleichfall3 oben erwähnt 
wurde — früher auch in Dem zu Oldenburg gehörigen Jeverland vor, indem 
hier die Untheilbarkeit des Grundbefiges und das gemeine Erbrecht gleichzeitig 


in Kraft beftanden. 


Noch häufiger findet fi) daS umgelehrte Verhältniß, daß nämlich die freie 


Theilbarkeit des Grundbeſitzes mit der Vererbung deſſelben nach Anerbenrecht 
verbimden iſt. Denn wenn auch mit der Befeitigung des Obereigenthumd an 
den Bauernhöfen und mit der Kataftrirung de8 Grund und Bodens die Un: 


theilbarteit und damit zugleich auch das Anerbenrecht meift befeitigt worden if, 
jo ift das doch keineswegs immer geſchehen. So 3. B. fand fi das Anerben 
veht bi8 zum J. 1874 in den oldenburgifchen Landestheilen Landwührden, 
Vechta, Wildeshaufen und Butjadingen, von 1836 bis 1848 in der Provinz 
Weftphalen und findet fih neuerdings feit Erlaß der neueren Höferechtögeiege 
in Hannover, Braunfchiveig, Bremen, Lauenburg, Weftphalen und Brandenburg 
mit der freien Theilbarkeit des Grundbefiges verbunden, mie denn überhaupt 


Sabre 18 


45) — Mittheilung des verſtorbenen Geh. Raths Reuning aus dem 
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igen Tages das Anerbenrecht fi) nur noch ausnahmsweiſe (in Mecklenburg, 
in eimigen thüringiſchen Staaten, in Schaumburg-Tippe u. |. w.) auf die Un- 
theilbarfeit des Grundbeſitzes fügt. 

68 zeigen ſomit die eben angeführten Beifpiele, dag wenn Untheilbarfeit 
des Grundbeſitzes und Anerbenrecht früher auch häufig verbunden waren, es doch ein 
Irrthum ift anzunehmen, daß e8 immer fo gewefen jet oder gar daß es fo fein müſſe. 

Bir negiren fomit nicht nur den häufig behaupteten inneren Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der modernen Agrarverfaflung und dem gemeinen ſowie dem dem⸗ 
ſelben nachgebilveten Erbrecht, jondern wir behaupten im Gegentheil, daßdas letztere 
dur fein weitgehendes Pflichttheilsrecht einen Zwang zur Berihuldung und 
Roturaltheilung enthält, der dem Freiheitsprincip der modernen Agrarverfafjung 
geradezu widerjpricht. Diefen Zwang durch Erweiterung der Zeftirfreiheit und 
Einführung des Anerbenrechts befeitigen oder doch einfchränfen, heißt demnach 
mt das Princip der modernen Agrarverfaffung verlegen, fondern im Gegen- 
tbeil dafjelbe anerkennen und weiter entwideln. | 

Mit dem obigen gegen das Weiterbeftehen des Anerbenrechts in der 
Gegenwart gerichteten Einwande hängt aufs Engfte ein anderer zufammen. Der 
für den Richter geltende Sag: cessante ratione legis non cessat lex ipsa, 
jo wird geltend gemacht, ift für den Gefeßgeber in fein Gegentheil umgefebrt. 
Es muß demnach über kurz oder lang ein Rechtsinſtitut bejeitigt werden, men 
be ratio, die zu feiner Begründung geführt hat, nicht mehr beſteht. Auf 
umferen Gegenftand angewendet ergiebt diefer Sag folgendes Refultat: 

Da das grundberrfchaftlihe und fiscalifhe Intereſſe, welches feiner Zeit 
zur Schliefung des bäuerlichen Grundbeſitzes und zur Einführung des Anerben- 
rechts geführt Kat, in der Gegenwart fortgefallen ift, jo haben auch dieſe Rechts⸗ 
mfitute feinen Exiftenzgrund mehr und müfjen daher befeitigt werben. 

Indeß fo bündig diefer Schluß auch auf den erften Blick erfcheint, fo ift er es 
dennoch in Wirklichkeit nicht. Denn es kann das Motiv, welches zur Entftehung 
euer Einrichtung geführt hat, ſpäter durch ein anderes erſetzt werden, jo daß dieſes 
dad Weiterbeftehen der alten Einrichtung auch dann rechtfertigt, wenn daß alte 
Motiv aufgehört hat wirkfam zu fein. Diefes Weiterbeftehen wird dann ent- 
weder in volftändig unveränberter Weiſe oder nachdem das neue ‚Motiv einige 
mehr oder minder weſentliche Veränderungen an dem alten Rechtsinſtitut herbei⸗ 
geführt hat, erfolgen *°*). 

An Beilpielen für die Anpafjung vorhandener Einrichtungen an bie ver 
änderten Bebürfniffe und Zwecke einer neuen Zeit fehlt es nicht. Es geniigt 
wohl, wenn wir an bie allmälihe Umbildung des engliihen Parlaments aus 
emem feudalen Ständerath in eine Repräfentation der modernen ſtaatsbürger⸗ 
lichen Geſellſchaft, an die Entwidelung des altftändifchen Landrathsamts in 
engen zu einem modernen Organ der Selbftverwaltung, endlich an die Um⸗ 
bildung der Zünfte in moderne Innungen (Osnabrüd) erinnern. 

Ein weiterer gegen das Anerbenrecht gerichteter Einwand ebenfalls formaler 
Natur befteht darin, daß das Anerbenreht die Einheit des Erbrechts aufhebt, 


458) Ginen ähnlichen Gedanken hat —— (Februar 1884) der Freiherr 
d. Cetto⸗Reichertshauſen im deutſchen Landwirthſchaftsrathe ausgeſprochen. Vgl. 
— Landwirihſchaftsrathes. VII. Jahrgang, 1884, Heft Nr. 2—7 


Eäriften XXV. — v. Miaskowski, Grunbeigentfumävertheilung. II. 16 
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indem e8 für die Vererbung des Land» und forſtwirthſchaftlich benugten Grub: 
eigenthums — fei e8 nun des gejammten Grundeigenthums biefer Kategorie oder 
nur eines Theils defjelben — Normen aufftellt, welche von den für die Ver⸗ 
erdung aller anderen Bermögenöbeitandtheile geltenden verſchieden find. 

Um biefen Einwand zu entkräften, verſuchen wir e3 zunädft, die voll 
wirthſchaftliche Eigenart des Iand= und forſtwirthſchaftlich benugten Bodens far 
zu legen. Zu biefem Bwed ftellen mir benjelben dem beweglichen Capital 
gegenüber. Bon dem firen Gapital, da3 eine zwilchen dem land⸗ und for: 
wirthſchaftlich benutzten Boden und dem beweglichen Capital ftehende Milk: 
tategorie bildet, glauben mir hier abfehen zu dürfen, indem wir das unzertreunlic 
mit dem Boben verbundene fire Capital, nad dem Vorgange von Rodbertws 
und nad) dem befannten Sag: a parte potiori fit denominatio zum Sam 
und Boden, und das mehr oder minder leicht feine mobile Natur zurückerlangende 
fire Capital zum beweglichen Eapital rechnen. Was ſodann noch den ſtädtiſchen 
Grund und Boden betrifft, fo nähert er ſich infofern ebenfalls dem mobile 
Capital, als er wie diefes, und zwar auf Koften des Ländlichen Bodens, beliebig 
vermehrbar ift**). Vollſtändig klar tritt die Natur des Grund und Bodens 
nur hervor, wem man ihn, foweit es land="oder forſtwirthſchaftlich benutzt wirt, 
bem bemeglichen Capital und nur biefem gegenüber ftellt. 

Daß wir Übrigend nur von einem Unterſchied und nicht von einem Gegen: | 
fat zwiſchen dem land- und forſtwirthſchaftlich benusten Grund und Boden un 
dem beweglichen Capital ſprechen fünnen, geht daraus hervor, daß bewenlik 
Güter durd Verbindung mit dem Grumdeigentfum und durch Webergang in 
dafielbe unbeweglich werden, und daß ſich umgelehrt wieder die Früchte di 
Grund und Boden? und mit ihnen einzelne Beſtandtheile deſſelben von dan 
Mutterfchoße abtraamen und beweglich werben. So werden dem Boden minere: 
che Pflanzennährftoffe von außen zugeführt‘ und mit demfelben dam fo en 
verbunden, daß fie bie Natur de Grund und Bodens annehmen. Indem fe 
aus diefem aber in die Pflanzen übergehen, erhalten fie wieder mobilen Charatter. 

Wem fomtt der Grund und Boden aud) keinen abjoluten Gegenfag zum 
beweglichen Capital bildet, fo unterſcheidet er fi von demſelben doch in mehr 
al8 einer Beziehung. | 

Diefen Unterfchieb bringt denn auch, trog aller Bemähungen einer nivelliventen 
Theorie ihn zu verwiſchen, bereits der allgemeine Sprachgebrauch zum Yusorud, 
indem Wendungen wie: Berbindung des Capital3 mit dem Grund und Boden, 
Kampf zivifchen den Interefſen des Capitals und des Grund und Bodens, 
Etreben de3 Grund und Bodens nad) Befreiung von der Herrfchaft des Capitals, 
allgemem üblich find. 

An diefem Unterjchiede feftzuhalten und ihn zu immer größerer Klarheit 
herauszuarbeiten, ift von großer Wichtigkeit für die Wiſſenſchaft, die ohne dieſe 
Unterfceidung beſtimmte Vorgänge zu verbeutlichen gar nicht im Stande wäre. So 
hat 3. B. Roſcher darauf hingewieſen, daß man ohne dieſe Unterſcheidung ben Begriff 
ber Gapitalsintenfität und =ertenfität der Bodencultur gar nicht definiren fan. 

Bon nod größerer Bedeutung ift diefe Unterfcheidung aber für die Voll 
wirthihaftöpeliit Iſt doch ein Hauptgrund für manche Mängel ver — 


46) Heymann, Vor dem Krach, Berlin, 1878, S. 5. 
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gung darin zu ſuchen, daß die Geſetzgeber ſich der eigenartigen Natur des⸗ 
jigen Gegenſtands nicht immer bewußt waren, den fie zu regeln hatten. So 
md im Mittelalter für vie Behandlung des Capitals häufig nur die für den 
Grund und Voden zutreffenden Gefichtspuntte maßgebend geweſen und in unferer 
Zeit wieder ıft man umgelehrt nicht immer ber Unbeweglichkeit und ber Un⸗ 
xrſtörbarkeit des Grund und Boden? und der durch dieſe Eigenfchaften 
bedingten Stetigleit aller Einrichtungen, bie fi) auf den Boden beziehen, ein⸗ 
dent geweſen. Daher die vielen Mißgriffe in der Geſetzgebung der jüngften 
at bei Geftaltung des Verſchuldungs⸗ und Hypotheken⸗, des Erecutiond- und 
Enbhaftationd:, namentlich aber des Eigenthums- und des Erb-⸗Rechts, foweit 
In dieſes — auf den land⸗ und forſtwirthſchaftlich benutzten Grund und 
den bezieht. 

Gehen wir nun auf die Eigenart des Grund und Bodens näher ein, 
indem wir fie aus ber Bergleichung deſſelben mit dem beweglichen Capital 
abzuleiten fudyen *7). 

Zunächſt ft der Grund und Boden emer beftimmten Volkswirthſchaft 
abgefehen. von gewiffen nebenfächlichen Verſchiebungen, eine feft gegebene Größe. 
Freilich läßt die modificirende Einwirtung der Eultur auf die Geftaltung der 
Legetotionsverhältuifie diefe Grenzen nicht überall ganz ſtarr erfcheinen. So 
Iımen dem Culturland 3. B. durch Trodenlegung einzelner Theile des Meeres, 
dh Entſumpfung von Mooren, durch Cultivirung von Haiden und Gebirgen 
u.f.w. neue Streden gewormen werben. Auch bewirkt die Natur felbft gewiſſe 
Verſchiebungen des Culturgeländes. Denn wie fie an der einen Stelle das 
Borſchreiten der Cultur geflattet, fo trägt fie an der andern wieder ab. Hierher 
gehört 3. B. die Vergleticherung der Alpen, die Weberfinthung ganzer Land⸗ 
fireden (Weſtkufte Schleswig⸗ Holſteins u. |. w.) auf der einen Seite umb bie 
Sewimung anbaufähigen Landes in Folge des Burüdtretend des Meeres auf 
der anderen Seite. Aber immer find diefe Verſchiebungen an ber Peripherie 
des Gulturlandes doch nur von untergeorbneter Bedeutung, fo daß das für eine 
beftimmmte Volkswirthſchaft gegebene Culturland im Ganzen als eine fefte un 
veränderlihe Größe angefehen werben kaun. Anders dagegen das bewegliche 
Capital Denn wenn das materielle Subftrat, der Stoff vom Menſchen ebenfo- 
wenig geichaffen und vermehrt werben kann, wie die demſelben innemohnenden 
Eigenſchaften und Kräfte, fo find doch die ans diefem Stoff hergeftellten Ges 
brauchögäter und Eapitalien eme Schöpfung menſchlicher Cultur. Es können 
dieſe Güter demnach ihrer Qualität nad) eben fo ſehr verändert wie ihrer Quantität 
nach vermehrt werben. 





9 Leiſewitz, Der Boden als Gulturland in feinem Berhältnig zu den 
——— der Wirthſchaft und nach ſeiner —— als Erwerbs⸗ 
mittel, im Landwirthſchaftlichen Gentralblatt Jahrg; (1876). v. ne 
Eisatäwirthichaftliche Unterfuchungen, 2. Aufl., ünden 1870. Schäffle, Ge 
feflfchaftl. Syflem der menſchlichen Wirthſchaft, 9. Aufl., Tübingen 1873. Robbertus- 
Jagetzow, Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Greditnoth des Grundbefikes, 

1368-1869. Th. Kozat, Rodbertus⸗Jagetzow's focialöfonomifche Anfichten, 

1882. 8. v. Stein, Die drei Fragen des Grundbefiges und feiner "Zukunft, 
Stuttgart 1881 umd Bauerngut und Hufenrecht, Stuttgart 1882. Prefer, Die 
Erhaltung des Bauernftandes und die Grundeigenthumäftage, Brag 1884. E. Jaͤger, 
zie Agrarfroge der Gegenwart, 2 Abtheilungen, Berlin 1883, 1884. 
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Während die wirthſchaftliche Culturgefchichte des weftlichen Europas in 
ben legten Jahrhunderten eine mur geringe Ausdehnung des land- und fr: 
wirthichaftlich benugten Bodens aufweiſt, waren die beweglichen Eapitalien und 
Gebrauchsgüter einem fortwährenden Formenmwechfel unterworfen und haben fih 
in ftaumenerregender Weile vermehrt. 

Einen theilweifen Erjag dafür, daß der Umfang des Eulturlandes für em 
gegebene. Vollswirthſchaft nicht weſentlich erweitert werden Tann, bildet aller⸗ 
dings die durch intenfiveren Anbau ermöglichte Vermehrung feines Ertrags. 
Diefe Steigerungsfähigtett der Iandwirtbichaftlichen Production auf derſelben 
Fläche wird uns von einigen landwirthſchaftlichen Schriftftellern als umenlih 
oder doch wenigftens als außerordentlich groß geſchildert. Doc muß gegenüber: 
biefer optimiftifchen Anficht geltend gemacht werden, daß die Steigenum 
des Bodenertrages von einer beftimmten Grenze an nicht proportional dem 
gemachten Mehraufwande erfolgt. Durch landwirthſchaftlich-techniſche Fortſchritte 
fann diefe Grenze wohl binausgefchoben, aber niemals vollftändig beſeitigt 
werden *?). Es hat das feinen Grund darin, daß der Erfolg der landwirth 
ſchaftlichen Prodaction weſentlich abhängig ift von dem Vorhandenſein der 
organifchen Productionskräfte, denn nur unter ihrem Einfluß verwandelt fi ver 
unorganiſche Stoff in den Pflanzen: und Thierkörper. Run iſt freilich aub 
bei der Veränderung und Umformung des Stoffs in der gewerblichen Production 
die Mitwirkung der mannigfahen Naturkräfte erforderlih. Während aber der 
durch die Einwirkung des Menfchen für gewerbliche Zwecke in unbeſchränkter 
Menge hervorgerufen werben Können, find die organifchen Productiongkräfte m 
ihrer Entftehfung und Wirkſamkeit in gewifle Grenzen eingeichloffen, die der 
menfchliche Einfluß nicht beliebig zu erweitern im Stande ift*?). ee 

Auch kann der Productionseffect im Gewerbe viel genauer vorher beredmm 
werden, als in der Landwirthſchaft, wo die Geftaltung der Vegetationsbedingungen 
die Folge von berechenbaren und unberechenbaren Factoren ift, fo zwar, daß 
bie — erſteren großentheils von der günſtigen Mitwirkung dev letzteren 
abhängen °°). 

erner führt bei allen Arten des Capitals die wirtbichaftliche Verwendung 
deſſelben raſch oder allmälich zur Zerfiörung feiner Form’). Trog aller Maß 
regeln, welche zur Erhöhung der Widerftandsfähigfett und zur Juſtandhaltung 
des Capitals angewendet werden, ift der Verfall des Objects ſchließlich dad 
nicht aufzuhalten. Die Naturkräfte, welde an der Wandelung aller Gebilde 
arbeiten, vollbringen oder fördern aud bier daS Werk der Zerſtörung. Mon 
bat diefe Eigenfchaft des beweglichen Capitals wohl auch als geringe Form 
beftändigfett deſſelben bezeichnet. Dagegen befigt der Grund und Soden nicht mir 
eine viel größere, jondern eine abfolute Formbeftändigkeit. Ja es pflegt, trotzdem 

48) Dieſes jog. Bodengeſetz Liegt bereit? ber Ricardoſchen Grundrentenlehre zu 
Grunde Kae te fich A: ausgeſprochen * N. Senior, & 
Mill, Schäffle und Roſcher. Bol. auch Leijewik a. a. D. ©. 485, 489 
A. Mayer, Die Quellen der wirthichaftlichen Arbeit S. 38. 

49) Mithoff, Die Lehre von der Bodenrente in ihrer Beziehung zu ber 
naturgefeßlichen Vorgängen im Landbau, im Journal für Landwirthichaft, 15. Jahr: 
gang (1867), S. 338. | | 

50) u, a. a. D. ©. 489. 

51) Leiſewiß a.a. 9. ©. 49. Roſcher a. a O. 8 42. 
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emige Beftandtheile des Bodens in einem ununterbrochen fortichreitenden Proceſſe ber 
Umbilbung begriffen find, eine Erſchöpfung der zum Pflanzenwachsthum erforberlichen 
Stoffe bei pfleglicher Benutzung des Bodens nicht einzutreten. Und felbft der in Folge 
Raubbanes zettweilig unproductiv gewordene Boden, d. h. der Boden, in weldem 
fih em Mipverhältnig in dem Zufammenmwirten der zum Pflanzenwachsthun 
erorderlichen Factoren eingeftellt hat, indem ber Factor Pflanzennahrung foweit 
rednzirt ift, daß er nicht mehr ausreicht, um die übrigen Factoren (Sonnenlicht, 
Wärme, Feuchtigkeit u. |. w.) zu erſprießlicher Wirkfamkeit gelangen zu laſſen, 
kom dur die an der Berftörung der Capitalien arbeitenden Naturfräfte 
bedingungsweiſe feine Productivität wieder erlangen. So ſammelt fid in dem 
durd Raubbau erfchöpften Boden in Folge von Berwitterung, von atmofphä- 
riſchen Nieverichlägen, in Folge des Auflommens und Vergehen einer wilden 

ion u. |. w. ein neuer Vorrath von Pflanzennährftoffen an. Auch kann 
das erfchöpfte Aderland noch zur Forftcultur geeignet fein und durch diefe wieder 
für den Aderbau verwendbar gemacht werben. 

Auf dieſe Unzerftörbarkeit oder, wenn man lieber will, große Yorm- 
beftändigkett de8 Grund und Bodens und insbeſondere auf die natürliche oder 
tintlihe Erfegbarkeit feiner zum Pflanzenwachsthum erforderlihen Stoffe und 
Kräfte iſt es zurückzuführen, wenn Gonrad°?) und Andere, trog ihrer 
der Liebigfchen Bodenerſchöpfungstheorie, für den Boden 
femen beſonderen ſtaatlichen Schug gegen Raubbau verlangen. Sie nehmen 
vielmehr an, daß der Wiedererfab der dem Boden entzogenen mineralifchen 
Rührftoffe bereits durch die Natur felbft erfolgen werde, indem die noch chemiſch 
gebundenen Nährftoffe bei fortfchreitender Verwitterung der Gefteine in den zur 
Erhrung fähigen Zuftand übergehen, ein Uebergang, der durch mechanifche 
Dearbeitung des Bodens noch beſchleunigt werden künne. Sofern diefer natür- 
liche Erſetzungsproceß jedody zu langfam oder nicht genügend erfolgen follte, 
wärde das Selbftinterefie desLandwirths gleichſam von felbft dagegen reagiren, 
da die Möglichkeit des Wievererfages des dem Boden in unverhältnißmäßig 
großer Menge entzogenen mineralischen Nährftofjes durch Zufuhr von aufen jeder- 
zit gegeben fei. Und felbft wenn diefer Wiedererfag nicht fofort erfolgen follte, 
fo dürfe man dem Landwirth doch nicht eine Handlung verbieten, die für den 
Dergmanm als erlaubt gelte. „Gerade nad der Mineraltheorie ift die Land- 
wirthſchaft mit dem Bergbau zu vergleichen. Weshalb foll e8 dem Landwirthe 
nicht geftattet fein, die Schätze feines Bodens als Mineralbeftandtheile des Korns, 
wie die Bergwerkbefiger das Eifen, in Bewegung und in Umlauf zu ſetzen? 
Schon ift es möglich, daß auch fpätere Generationen in große Noth um Eifen 
durch unfere Verſchwendung kommen, doch ift es Niemandem eingefallen, bie 

von Eifen deshalb zu verbieten.“ 

‚ Beam wir den Anfihten Conrad in diefem Punkt auch im Allgemeinen 
jeftunmen, jo bedarf der von ihm formulirte Sat doch einer gemiffen Ein⸗ 
ſcrͤnkung. Wo dem Boden in feiner Eigenſchaft als land⸗ und forſtwirth⸗ 
ſchaftlichem Productionsfactor ausnahmsweiſe für immer ober body für eine lange 
Zeit die Productivität durch Raubbau oder Berwahrlofung entzogen werden kann, 


32) Conrad, Liebigd Anfiht von ber Bodenerichöpfung, Sena, 1864, 
€. 140-150. 
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ba follte umferer Anſicht nach der Staat auch bereihtigt fein, demſelben ausnahms⸗ 
weiſe einen gefeglichen Schug angebeiben zu laffen. Ja diefes Hecht wird ih 
zu einer Pflicht zu fteigern haben in Ländern, in denen der Land⸗ und Forſtbau 
die einzige oder doch wichtigfte Erwerbögquelle bildet, fofern nämlich der Boden her 
feiner Beſchaffenheit nad) auf eine beftunmte Culturart ausſchließlich oder doch 
vorzugsweiſe hinweift, und fofern aus der Vernadhläffigung des Bodens auferden 
noch Gefahren für das Leben und das Eigenthum der angrenzenden Bewohner 
entfteben fünnen. Alle diefe Boransfegungen werden leicht in —— 
zutreffen, und bier wird der Staat denn auch nicht umhin können, Maßregeln 
zum Schuß der dauernden Ertragsfähigkeit des Bodens zu ergreifen, wie foldes 
denn auch in eimigen Cantonen der Schweiz gejchehen iſt °®). | 

Abgefehen von der allmälich oder plöglich erfolgenden naturgemäßen Ab— 
nugung des beweglichen Capital, unterliegen einige Arten befjelben aud nd 
leicht des Entwertbung in Folge techniſcher Fortſchritte. So kann z. B. durch 
neue technifche Erfahrungen die Brauchbarfeit älterer Capitalien bedeutend berab- 
gefegt werden. Dagegen findet eine Entwerthung des Grund und Bodens aus 
diefem letzteren Grunde nicht ſtatt. Wohl aber kommen ftatt deſſen Ent: 
wertbungen des Grundeigentbums aus Grinden feiner immobilen Natır vr: 
in Folge der veränderten Richtung von Hauptftraßen, in Zolge der Bildung 
neuer und des Berfalls älterer Bevölkerungscentren u. |. w. | 

Ein weiterer Unterſchied zwifchen dem beweglichen Capital und dem Grund⸗ 
eigenthum befteht darin, daß der Werth bes erfteren ſich in verbältnigmägig 
kurzer Zeit reproducirt und der Zeitpunkt der Reproduction fi mit Sicherheit 
voraus bereuen läßt, mährend die Neproduction des Bodenwerths viel lang: 
ſamer vor fi) gebt und viel weniger ſicher ift, ja in Zeiten ungünfliger Emm 
juncturen auch ganz unterbleiben kann. E 

Während ferner viele zum beweglichen Capital gehörige Güter beliebig 
theilbar find, in dem Simme nämlid, daß die Summe der einzelnen Theile nad) 
ber Theilung denſelben Werth repräfentirt, wie das Ganze vor der Thelum 
(Metalle, Getreide u. |. w.), wogegen andere bewegliche Güter, zu denen namet- 
ich die organiſchen Wefen, aber auch manche unorganifche Gebilde gehören, mm 
biefem wirtbichaftlichen Sinme untheilbar find, (Evelfteine, Gemälde, feltent 
Thiere ımd Pflanzen u. f. w.), nimmt das Grundeigenthum eine Mittelſtellung 
zwifchen dieſen beiden Ertremen em. Bis zu einer gewiſſen Grenze iſt es 
nämlich im obigen Sinn teilbar; doch ift dieſe Grenze keine abfolırte, jondern 
nur eine relative, von Land zu Land verſchiedene und von Zeit zu Zeit wechſelnde 
Bis zu diefer Grenze herab Tann die Theilung des Grundeigenthums fogar pa 
entjchiedenem Vortheil fein, jo daß bie Theile in ihrer Summe von größerem 
Werth und zwar nicht nur größerem Tauſch- ſondern auch größerem Ertrag 
werth find, oder doch leicht auf einen größeren Ertragswerth gebracht merden 
fönnen, als das Ganze, aus dem fie hervorgegangen find. Dagegen wird eine 
Theilumg unter diefe Grenze herab, nicht mır für die einzelnen Beſitzer, fondern 
auch für die gefammte Volkswirthſchaft, nachtheilig fein. 














53) A. von Miaskowski, Berfafiung der Land», Alpen» und Forſtwirthſchaft 
der beutlhen Schweiz, Bajel 1878, S. 65—78. 6 
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Huch fönnen die meiften beweglichen Güter (Gold, Sieber, Getreide u. |. w.) 
—— Theilung ohne en an eimander fchließen, während 
Srumdftüde über eine gewiffe Martmalgrenze hinaus 
x — ihres ———— * Folge hat. Zudem muß die nad) 
a weit gegangener Theilung erfolgende Wiedervereinigung des Grundeigenthums 
* — große Capitalverluſte der Grundeigenthümer erkauft werben. 
Ja, es giebt Gegenden, wie z. B. die Alpenländer mit ihrem rauhen 
Kim und ihren ungünftigen Bodenverhältuifien es find, wo die Einzelhöfe, um 
em a. zu wiederbolen, ſchlechterdings untheilbar find, wie ein Schaf 
Ber ein 
Aus der Theilbarleit des beweglichen Capitals einerjeit3 und aus der nur 
wlativen Theilbarteit des Grundeigenthums andererſeits folgt, daß die Ver- 
wehrung Heinfter Gapitalien immer mohlthätig wirkt, während baflelbe nicht 
wh von der Zerjplitterung bed Grundeigenthums gilt. 
_ Denn während in ben zahlreichen Sreditorganifationen (Depofitenbanten, 
Eparkoffen, Boltsbanten u. |. w.) ein Mittel gegeben ift, um auch die Hleinften 
an den Vortheilen des Großbetrieb8 und feines hohen Gewinnes 
arg zu laſſen, ſtößt bie Verbindung Heiner Grundftüde zu productiven 
gegen auf die größten Schwierigkeiten. Und zwar gilt die ebenfo 
kr von — der. genoffenfeaftfichen Bewirthſchaftung folder Heiner, verſchiedenen 
Eyenttümern gehörigen Grundftäde, wie von dem Bufammenpadten derjelben 
„ größeren Betriebseinheiten. 
s lann fomit die volkswirthſchaftliche Wunſchbarkeit directer oder indirecter 
karliher Maßregeln, ſofern fie dem Unverſtand des Grundeigenthümers bie 
Righshfert — "oder doch erſchweren, das Grundeigenthum in unwirth⸗ 
Krflicher Weiſe zu theilen oder zu verbinden, durchaus nicht beftritten werben. 
Doh hält es unter der Herrichaft des Syſtems der freien Concurrenz außer— 
'mdertlih ſchwer, ſolche Maßregeln mit der Gewähr des gewünſchten Erfolges 
derczuführen. Ja es muß die Bezeichnung einer Minimalgrenze, bis zu welcher 
Yach die Berftüdelung und einer * — bis zu welcher hinauf die Ver⸗ 
des zen ftatthaft fein fol, geradezu als ein nod) ungelöftes 
bezeichnet werden 5*). 
Eine femere Eigenthümlichkeit des Grund und Bodens befteht ſodann 
— daß derſelbe ſchlechterdings umvertretbar iſt. Und zwar iſt die Rolle, 
de et im Productionsproceſſe zu ſpielen bat, eine ebenſo wichtige wie mannig⸗ 
* nn, mag es an diefer Stelle genügen, die wichtigften dieſer Functionen 


6s dient der Grund und Boden: 
1) ald Standort für Menſchen, Xhiere, Bflanzen und Gebäude. Diele 
Function des Bodens wird von R of her ald Tragfähigkeit defielben 
bezeichnet. 


— 





£ 0) v. Jnama⸗-Sternegg, Verwaltungslehre in Umriſſen, Insbruck 1870, 
5) Hermann — DI DaRt: Unterfuchungen, 2. Aufl., &.234—2886. 
nr a. u Fu u. 35. LSeiſewitz a. a. un 481-488, 485. Mithoff 
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2) als Reſervoir für mineraliſche Pflanzennährftoffe, welche letzteren 


wieder in gelöfter und ungelöfter Form auftreten können. Dieſe Eigen⸗ 


ſchaft des Bodens, Pflanzennährungsreſervoir zu ſein, bezeichnet Roſcher | 


al3 feine Näührfühigkeit. Der Boden ift aber nicht nur ein 


für Pflangennäheftoffe, fondern auch für Erze, Soffilien u. f. * a 
welcher letzteren Eigenſchaft wir ihn hier jedoch nicht zu behandeln | 
haben. Immerhin darf mit Roſcher auf den Unterſchied aufwern | 


fam gemacht werden, ber zwifchen dem Boden als Pflan 

refervoir und als Kohlen-, Erz u. f. w. =2ager befteht, indem das 
leßtere, wenn einmal außgebeutet, nicht weiter zu demfelben Zwed bes 
nutt werden kann, während die verbrauchten Pflanzermährftoffe, wie wir 
bereit3 oben erwähnten, erſetzbar find. 


3) Von der unmittelbaren Nährfähigteit des Bodens unterfheidet Rofder 
feine Baufähigkeit und verfteht darunter die phyſikaliſche Beſchaffenheit 
des Bodens (das Abjorptionsvermögen, die Capillarität, das Aus- 
trodnungsvermögen, die Cohärenz u. f. w.), Die Tiefe der Aderfrume, 


die Beichaffenheit des Untergrundes, die Höhenlage, die Abdachung des 


Bodens u. f. w. 


4) Der Boden vermittelt endlich die Nutzbarmachung der kosmiſchen un? | 


atmoſphäriſchen Begetationsbedingungen für die landwirthſchaftliche 
Production. 

Die aus der Utmofphäre flammenden oder durch biejelbe ver- 
mittelten Begetationsbebingungen find in unerfhöpfliher Menge vor: 
handen und erfegen ſich durch einen natürlihen Vorgang von felbft; 
bie mineralifhen Nährftoffe im Boden find dagegen nur in einer be: 
flunmten, befchränften Menge vorhanden, deren Größe in den ver 


ſchiedenen Bodenarten fehr verfchieden ift und von der Zufammenfegung 


des Urgefteind abhängt. 


Es können aber aud) die unbeſchränkt vorhandenen Vegetation: 
bedingungen für mwirthichaftlihe Zwede nur dann realifirt werden, men 
fie mit einer entſprechenden Menge im Boden concentrirter Pflanzen: | 


nübrftoffe zufammentreffen. 
In dieſen feinen verſchiedenen Yunctionen Tann der Boden, wenn man von 


einzelnen unbebeutenden und deshalb nicht in Betracht kommenden Ausnahme 





abfieht (Benugung ſchwimmender Gärten in China, Vegetation des Meeres, | 


Begetationsfäften der Pflanzenphufiologen, Cultur der Topfgewächſe im Zimmer 
u. ſ. w.), ſchlechterdings richt erſetzt werden. Daſſelbe gilt nicht aud von 
allen Arten des beweglichen Capitals, das, wenn es in der einen Form um 


Art nicht erhältlich iR leicht durch eine andere Form und Art erfett werden kann. 


Und ebenfo wie der Boden felbft, fo gehören auch die meiften feiner 


Producte, namentlich die zur Kleidung und zur Nahrung, zur Herftellung von 
Wohnungen und zur Heizung dienenden vegetabiliihen und animaliſchen Probucte 


zu den für ben Menſchen abjolut nothwendigen und deshalb unerfegbaren Gütern, 
was im felben Grade durchaus nicht auch von den meiften derjenigen Güter 
gilt, zu deren Hervorbringung die beweglichen apitalien gedient haben. Jnmer: | 


bin können die VBodenproducte eines Landes durch Zufuhr von Bodenproducen 
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derfelben Gattung oder Art aus anderen Ländern erfegt werden. Ueber das 


L ©. 250. 
* dieſer für die menſchliche une wichtigen Functionen des Bodens 
bat derfelbe auf niedriger Culturſtufe und bei dünner Bevölkerung, fo Lange er 


fi demjenigen, der ihn benutzen will, — in unerſchöpflicher Fülle darbietet, 

den — eines freien Gutes. Erf allmälich, parallel mit dem Anmachfen 

der Benölferung, gewinnt ber Boden einen rg worauf er in Be⸗ 
und in das Eigenthum über 

Je mehr fi die Bevölkerung eines Ar nie Landes und bamit auch 
die Nachfrage nach den Producten des Bodens vermehrt, um fo deutlicher tritt 
der Monopolcharakter des Grundeigenthums zu Tage. 

Wenn gegen diefe Auffafjung geltend gemacht wird, daß es jelbft mod, in 
unferer Zeit in entlegenen Gebieten und Welttheilen (im Innern Nord: und 
Südamerikas, Afrikas umd Auftraliens) viel culturfähiges Land giebt, welches der 
Appropriaotion und Urbarmahung durch Menjchenhand harrt©®), fo iſt das 
richtig, ändert aber an dem Monopolcharakter des Grundei genthums in ſtark 
bevöllerten Ländern nichts. Denn nur unter außer gewöhnlichen Umftänden 
wird ſich Jemand entfchliegen feine Heimath zu verlaflen. Liegen folde Um- 
Rände nicht vor, — und das wird felbft bei den ausmwanderungsluftigften Völkern 
für den größten Theil ihrer Angehörigen doch die Regel fein —, fo wird die 
Erwerbung von Grundeigenthum für den Einzelnen im Inlande um fo mehr 
erſchwert, je flärter die Bevölkerung anwächſt. Auch das ändert an bem 
Monopolcharakter des Grundeigenthums nichts, daß, wie man wohl auch 
gefagt bat, bie Grundeigenthümer heute feinen geſchloſſenen Stand bilden 
und daß der Eintritt in ihre Reihen rechtlich Jedermann freifteht?”). Denn 
mit um ein vedtlihes, jondern um ein factiſches Monopol handelt es ſich 
in der Gegenwart. Factiſch wird aber der Erwerb des Grundeigenthums dem 
Einzelnen um fo ſchwerer werden, je höher die Nachfrage nach demfelben bei 
gleihbleibendem Angebot fteigt. Die Verfleinerung der Güter ift nun freilich 
en Mittel, um dem Monopolcharakter des Grundeigenthums bei fteigender Be⸗ 
döllerung Einiges von feiner Schroffheit zu nehmen. Doch bat ja die Ber: 
kleinerung ihre durch das Geſammtintereſſe des Volkes gezogenen Schranken. 
Ben daher die Zahl der Grundbeſitzer eines Landes ſich bei fortſchreitender 
Cultur auch abfolut vermehren Tann, — was übrigens nicht immer und überall 
zu geſchehen braucht, wie namentlich das Beiſpiel Englands zeigt, — fo ift 
dadurch doch nicht ausgefchlofien, daß ihr Verhältniß zur Geſammtzahl der Be 
völkerımg bei ſtarkem Anwachſen der Iegteren ein immer ungünftigeres wird. 

Der Monopolcharakter des Grundeigenthums theilt fi dann auch, gemifler- 
maßen den aus der Amoſphäre flammenden ober wenigftend durch dieſelbe 
vermittelten Pflanzennährftoffen und Vegetationskräften (Börne ‚ Licht, Elektri⸗ 
tät u. f. mw.) mit, welche durch ihr Zuſammenwirken mit den im Boden 
concentrirten Vegetationsbedingungen das Wachsthum der Pflanzen bewirken ®®). 


56) Leifewitz a. a. O. ©. 491. 

57) er —E und Induſtrie, in den ——— Jahr⸗ 
4, ©. 393: Selm a. a. O. ©. 491. 
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Denn ob zwar die in der Atmofphäre enthaltenen oder durch fie vermitteln 
Begetationsbedingungen unerfhöpflih und unzerftörbar umd fir Länder von 
gleicher geographiſcher Breite annähernd auch von gleicher Intenſitüt find, obzwar 
fie femer nidyt approprürt werden können und den Charakter freier Güter 


haben, fo können fie land- und forftwirtbichaftlich doch nur von denjenigen benngt 


werden, die zugleich im Beſitz des Grund und Bodens find, mit deſſen Stoffen 
und Kräften zufammen dieje freien Güter allein productiv werden. Seitdem 
der Boden in das Eigenthum übergegangen ift, gewähren demnach aud die 
freien in der Atmofphäre enthaltenen Stoffe und Kräfte nur den Grmt- 


eigentbihnern land und forſtwirthſchaftlichen Nugen, d. h. es Können ihre 


Wirkungen für die Landwirthſchaft nur von ihnen aufgefangen werden. 
Aus dem Monopolcharakter, den das Grundeigenthum bei fteigender Be 


völferung factifd in immer höherem Grade annimmt, lafſen fih folgende Bolt: 


late für die Agrargeſetzgebung ableiten: 


1) daß, je ſchärfer diefer factiſche Monopolcharakter hervortritt, um fo 
dringender die Abſchaffung aller etwa noch beftehenden rechtlichen Eigen: 


thumsmonopole und =privilegien wird; 


2) daß, wenn die Vertheilung des Grundeigenthums in einem beftimmten 
Lande eine ungünftige, die gefammte Volkswirthſchaft empfindlich 
Ihädigende geworden ift, der Staat außerordentliche, unter Umftänden 


tief in das Privateigentfum einſchneidende Mafregeln ergreifen darf, 
Bertbeilung 


um eine den Zwecken der Gefammtheit mehr entſprechende 
de8 Grundeigentbums zu bewirken; 


3) daß der Staat im Intereſſe der Gefammtheit auch dort einzufchreiten 


berechtigt und verpflichtet ift, wo das Grundeigenthum nicht ent: 
iprehend den Bedürfniſſen und Anforderungen der Geſammtheit genugt 
und bewirthſchaftet wird. Dieſe Iegtere Forderung wird befonderd 
dur die Erwägung geftügt, daß die erhöhte Grundrente und ber 


erhöhte Grundwerth eines Landes zum großen Theil dem Einfluß der 
gefammten Volkswirthſchaft auf das Grundeigenthum zuzufchreiben tft. 


Obgleich die Früchte des Bodens für die Bedürfnißbefriedigung ebenfo 
nothwendig find, wie der Boden jelbft, dem fie entftammen, fo theilen fie doch 
nicht immer auch den Monopolcharakter des Grundeigenthums (vgl. oben ©. 249). 


In Zeiten umgenügenden Communications: und Transportweſens und 


Abgefchloffenheit der einzelnen Länder (Mittelalter) haftet freilich auch ihnen 
diefer Charakter an. Daher denn in folchen Zeiten exceſſiv bobe oder niebrige 
Preife der Bodenproducte, je nah dem Ausfall der Ernten, üblich zu fen 


pflegen. Nach Verbefierung des Communications: und Transportweſens, nach 


Niederreißung der die einzelnen Bollswirtbichaften von einander tremmenden 
rechtlichen Schranken und nach Belebung des internationalen Handels und Ber 


kehrs können aber die Producte dünnbevölkerter Länder dem Bedürfniß ſtark be 
völkerter Länder leicht zugänglich gemacht werden. Durch eine ſolche Zufuhr 
von Bodenerzeugnifſen aus billig producirenden Ländern gelingt es dann nicht 


nur den Bodenfrüchten in Ländern mit hoher Cultur einen Theil ihres Selten 


heitswerths zu nehmen, fondern e8 ſchwächt dieſe Verforgung des inländiſchen 
Markts mit ausländifhen Bodenfrüchten auch den Monopolcharakter des Grund: 
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eigenthums felbft bis zu einem gewifien Grabe ab. Bei biefer Gelegenheit tritt 
der Grund und Boden von einer anderen, von ung bisher noch nicht ins Ange 

Seite hervor. Bisher lernten wir denſelben als unvermehrbare im- 
mobile Größe gegenüber einer fteigenden Rachfrage kennen; dadurch wurde bes 
wirkt, daß der Monopoldjarafter des Grundeigenthums immer ftärker hervortrat, 
was in dem Steigen des Grundertrags und Grundverkehrswerths feinen Aus» 
trud fond. Jetzt ift aber auch ur die Kehrſeite der Unvermehrbarkeit und 
Unbeweglichleit hinzuweiſen. In Zeiten, in denen in Folge der Concurrenz 
billiger producirender Länder die vom inländischen Boden bezogene Rente zu 
finten beginnt, bat dieſes Sinken der Brundrente — weil der Boden ſich den 
ungänftigen Conjunchrren nicht in derfelben Weiſe entziehen kann, wie das bes 
wegliche Capital, and, ein entiprechendes Sinten feines Ertrag» und Verkehrs 
werths und damit zugleich auch die größten Erjchätterungen in den Vermögens⸗ 
verhältnifien der Grunbeigentbümer zur Folge. Wer fein Grundeigenthum 
einſt zu hoben Preiſen gelauft bat, muß jest — einen Theil ſeines 
Vermögens verlieren. Und wie das Steigen der Grundwerths zu intenfiverer 
Cultur führte, fo ann das Sinken deilelben leicht den Rückgang der Boden: 
cultır von intenfiver zu ertenfiver Bewirthichaftung des Bodens zur Folge haben. 

Alle diefe Veränderungen bed Grundwertbs find hauptſächlich — wenn auch 
wicht ausſchließlich — eine Folge des Steigens und Fallens der Grundrente. Unter 
dieſer verſtehen wir dasjenige Einkommen, das dem Grundeigenthümer nach Abzug 
aller auf den landwirthſchaftlichen Betrieb verwendeter Auslagen incl. Zins und 
Amortifation für das bewegliche und abtrennbare fire Kapital, fowie Steuern und 
at“ Prämien, und nad) Abzug des landesüblichen Unternehmergeminmes 

159 

Diefe Auffaſſung fteht in birectem Gegenfag zu jener namentlih von 
Carey: Baftiat und feinen Nachfolgern vertretenen Anficht, wonad alle Werthe 
nur durch Arbeit erzeugt werden, jo baß die Grundrente demnach ebenfalls 
—5* zurückzuführen iſt auf den. Aufwand von Capital und Arbeit, der zur 

Rutzbarmachun ya Bodens verwendet worden ift eo). Sie ſtimmt aber auch 
nicht mit der Ricardoſchen Theorie überein, welche ja bekanntlich in der Grund⸗ 
vente nur die Differenz zwiſchen den Erträgen aus mehr oder weniger gut 
finirten Grundftüden exrblidt. 

Wir faflen die Grundrente im Allgemeinen als Yequivalent für den von 
dem Boden (und dem bemfelben untrennbar einverleibten Capital) ausgehenden 
poobuctiven Nutzeffect auf, ein Aequivalent, das, fofern ber gejammte Grund 
und Boden eines Landes occupirt und in das Eigenthum übergegangen ift, natur⸗ 
gemäß dem gmäß dem (igenthümer gebührt). Aber wenn die Grundrente auch als 


59) 9) Wir betonen bei diejex Gelegenheit nochmals, daß wir die Grundrente 
* x auf den Boden, wie er gleichſam aus bes Schöpfers Hand hervorgegangen 
— ſondern zugleich auf alle Capitaltheile, die mit demſelben untrennbar 


Ho neuerbiugb vertreten von Krämer, Die Fortichritte auf dem Gebiet 

pr —— Betriebslehre, in Menkel-8 engertes landwirthſchaft⸗ 
em Ralender 

69) Ueber bie productibe Rolle des Grundeigenthums: Th. Bernhardi, 

Kritik der Gründe, die — großes und kleines Grundeigent un a ar werben, 

Et. Petersburg 1848, ©. 121 ff. Hanfien im Journa andwirthicaft, 
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Aequivalent für den von dem Boden ausgehenden productiven Nutzeffect auf: 
zufaflen ift, fo geht ihre Bewegung doch nicht immer parallel den Boden⸗ 
erträgen. Bielmehr Tann die in Geld ausgedrückte Grundrente ſämmtlicher 
Srundbefiger eines Landes bei wachſender Bevölkerung umd fteigendem Bedarf 
an Bobenprobucten bereits in Folge ſchärferen Hervortretens des Monopol⸗ 
charakters des Grundeigenthums ſteigen, ohne daß der Ertrag des Bodens 
ſich zugleih vermehrt zu haben brauchte. Und umgelehrt kann die in Geld 
ausgedrüdte Grundrente eines beftimmten Landes im Allgemeinen trotz gleid- 
bleibender oder fogar gefteigerter Leiftungsfähigteit de8 Bodens in Folge des 
Preisrüdgangd der Bodenproducte, der Erhebung neuer, nicht abwälzbarer 
Steuern u. f. w. finten. Abgeſehen von dem allgemeinen Steigen und 
Sinken der Örundrente pflegt auch eine partielle Veränderung derſelben nur für 
einzelne Grundftüde vorzutommen. Diefelbe ift bedingt einestheils durch Zac 
toren, mwelde aud bei nicht landwirthſchaftlichen Unternehmungen ins Gewicht 
fallen (verjchtedene Größe der Unternehmung, Gefchidlichfeit des Unternehmers, 
Capitalverwendung, Lage zum Markt, Conjuncturen, Glüd u. |. w.), andern 
theil8 durch die Verſchiedenheit der natürlichen Ausftattung der einzelnen Güter 
(Menge und Verhältniß der im Boden enthaltenen lösbaren mineralifchen 
Pflanzennährſtoffe, phyſikaliſche Beichaffenheit, Höhenlage, Abdachung, Klima u. ſ. w.). 
Daß übrigens der einzelne Eigenthümer von den Wandelungen der Grundrente 
nur dann Bortheil veip. Nachtheil hat, wenn die Veränderung in die Zeit feines 
Eigenthums fällt, ift felbftverftändlich, da ein bereits für feinen Vorgänger ent: 
ftandener Vortheil von ihm dieſem in einem höheren Kaufpreife bezahlt worden 
und ebenfo eine Minderung der Grundrente in einer Preisherabfegung zum 
Ausdruck gelangt fein wird. Man hat aus diefem Grunde die oben ermähnte 
objective ndrente und den fubjectiven Grundcapitalzind aus einander zu 
- halten vorgefchlagen®?). Zu diefem Zweck wird zwifchen dem Ertragswerth, 
al8 der nad dem landesühlihen Zinsfuß capitalifirten Grundrente einer⸗ 
feitö, und dem Verkehrswerth des Grundeigenthums, als derjenigen Gelb: 
ſumme, gegen die das Grundeigenthum eingetaufcht morden ift oder doch 
eingetaufcht werden kann (Tauſchwerth, Kaufpreis) andererfeits, unterfchieden. 
Unter dem Grundcapitalzing wird dann derjenige Antheil verftanden, ben bie 
Grundrente von dem Kaufpreife des Grundeigenthums ausmadht, wenn man 
biefen gleich hundert ſetzt. Die Höhe des jeweilen aus der Bewirtbichaftung eines 
Grundſtücks gewonnenen Grundcapitalzinfes wird dann abhängig fein nicht nur 
von der Höhe der aus der Wirthichaft gezogenen Grundrente, fondern aud) von 
dem für das Grundftüd bezahlten oder erhältlichen Kaufpreife. Die Höhe diejes 
Raufpreifes influirt demnad, auf die Grundrente gar nicht, fondern wird vie: 
mehr umgefehrt von der Grundrente und außerdem von der Höhe des Landes: 
üblichen Yinsfußes, den einjchlägigen Concurrenzverhältnifien, fowie einer Anzapl 
anderer Factoren beftummt. Den bei gleichbleibender Grundrente kann ber 


Bd. 33 ©. 442. Mithoff a. a. DO. ©. 388 und neuerbingd Knies, Gelb und 
Credit. Der Credit. 2. Hälfte Berlin 1879. S. 40-85. Dal. auch Schmoller, 
Zur Lehre vom Werth und von ber Grundrente in ben Mittheilungen des land⸗ 
wirthichaftlichen Inſtituts der Univerfität Halle, 1. Heft, Halle 1863, ©. 100. 

62) Denen a. a. D. ©. 442. eld a. a. D. ©. 393. Rodbertud 
a. a. O. II S. XII. 
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Gumdeigenthũmer italzins von 5,4 oder 3,50/0 beziehen, je nach⸗ 
dem ex ſein — ah für 20, 25 oder 30. 000 Marl getauft dat. Wir ftimmen 
diefer Unterſcheidung gern bei, weil in der That diefe verjchiedenen Ausdrücke 
— x Rad Bearffe s die nicht immer genügend aus einander gehalten 
Im großen Ganzen der gejchichtlichen Entwidelung, alſo abgefehen von 
partiellen Rüdichlägen, pflegt der Ertragswerth des Grund umd Bodens regel⸗ 
mäßig zu fleigen, und zwar fowohl wegen bed Steigens der Grundrente als 
and wegen bes Sintens des Binsfußes für bewegliche Eapitalien, indem man 
bet einem durchſchnittlichen Zinsfuß von 6 °/o den Betrag ber Grundrente mit 
16,66, bei 5 0/0 mit 20, bei 4 %/o mit 25, bei 3 %/o mit 33,3 multipliciren 
zuf, um den Grundwerth zu erhalten. 
Bon den Veränderungen, welche der Ertragswerth im obigen Einne im 
Kaufe der Zeit erleidet, können dann bie Veränderungen des Verkehrswerths 
abmeichen. In normalen Zeiten, zumal bei zunehmender Prosperität 
einer Volkswirthſchaft und geringer Entwickelung der Beziehungen unter den 
derſchiedenen Volkswirthſchaften, pflegen die Kaufpreife der Grundſtücke im 
Hinblick auf die mit Sicherheit in Ausficht ftehende Steigerung der Grundrente 
mehr oder weniger bedeutend über dem Ertragswerth zu fliehen. In Beiten 
ende Kriſen Bageget, wie mir eine ſolche im weſtlichen Europa 
si chen durchleben, künnen die Kaufpreife dann wieder zeitweilig auch unter den 


Ju allen dieſen Beziehungen unterſcheidet ſich das bewegliche Capital ſehr 
weſentlich vom Grundei genthum. 

Es beginnt — * wirthſchaftliche nr gewöhnlich mit einem 

urbar zu machendem Boden; dagegen ift der Borrath an 
beweglichem —** anfangs außerordentlich gering. Und während im Laufe 
der Jeit bei ſteigender Cultur das Angebot von Grundeigenthum der ſteigenden 
age immer weniger genügt, wächſt die Maſſe des beweglichen Capitals 

md der beweglichen Gebrauchsgiter in fcheinbar unbegrenzter Weile. 

Dieſem verſchiedenen Gang entſprechend iſt auch die Rechtsentwickelung 
des Mobiliarſachenrechts eine andere geweſen, als die des Immobiliarſachenrechts, 
wobei auch der verſchiedene Urſprung des Eigenthums nicht ohne Einfluß ge⸗ 
veſen if. Denn während die Entſtehung alles Grundeigenthums auf Er⸗ 

Occupation oder ſtaatlicher Zutheilung beruht, iſt der Erwerb des 
Robilareigenthums in den meiſten Fällen auf Arbeit zurückzuführen, wobei 
— nicht immer der Arbeiter ſelbſt zugleich das Eigenthum an ſeinem 

kroduct zu erlangen braucht, indem er daſſelbe auch derjenigen Perſon verſchaffen 

Izan, in deren rechtlicher oder factiſcher Abhängigkeit er ſich befindet. 
Das Eigenthum am Grund und Boden iſt zuerſt gewöhnlich eine Art 
igenthum größerer oder kleinerer Verbände, aus dem der Einzelne 
dam feine Rutznießung ableitet, oder es iſt ein getheiltes Eigenthum, indem 
Rinige, Zürften und Grunderm das Obereigenthum, bie einzelnen Nu- 
meber aber eine Art Untereigentfum an dem Grund und Boden erwerben. 
Au Stelle diejes Geſammteigenthums und ebenſo des getheilten Eigenthum 
tritt erſt allmälich in dem Maße, mie der Boden des intenſiveren An⸗ 
banes bedarf, um die geſtiegenen Bedurfniſſe der Bevölkerung zu befriedigen, 
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das fich immer ſchroffer ausbildende Individualeigenthum einzelner phyfſiſcher 
und juriſtiſcher Perſonen. 

Dagegen gelangt das Eigenthum an Mobilien ſchon früh zu einer fo 
individuellen und abjoluten Ausbildung, daß in der Folge eine weitere  Steigerug 
faum mehr möglih ift. Wohl aber tritt umgelehrt in neufter Zeit. bier und da 
ber Verſuch auf, an einzelnen Mobiliargitern eine Art Collecttveigenthum zu 
begründen, fo daß die Nutzung derjelben für den Einzelnen unentgeltlich wird. 
Hierher gehört bie feitens des Staatd neuerdings hier und da verſuchte Em 
führung unentgeltlicher Lehrmitiel in die Volksſchule, die ſeitens gemeinnügiger 
Vereine ‚bemeriftelligte unentgeltliche Lieferung von Werkzeugen und Maſchinen 

an die in der Hausinduftrie beichäftigten Arbeiter u. ſ. w. Wenn die legte 
Phaſe diefer Entwidelung: die Ummandlung der beweglichen Gapitalien in freie 
Güter, d. h. die Aufhebung des Privateigenthums an denfelben, bisher mur 
fehr außnahmöroeife erreicht worden ift und wahrſcheinlich nie vollftändig erreicht 
werden wird, fo Läßt fi doch infofern eine theilmeife Annäherung an biefen 
Buftand wahrnehmen, als das bewegliche Capital und bie beweglichen Gebrauchs⸗ 
güter dadurch, daß ſie im Laufe der Culturgeſchichte verglichen mit dem Grund⸗ 
eigenthum wohlfeiler werben, zugleich immer mehr an allgemeiner Zugänglichkeit 
ewinnen. 

So bewegen ſich denn der Zins und der Werth bes beweglichen Capitals 
verglichen mit der Grundrente, dem Ertrags⸗- und Verkehrswerth des Gruud⸗ 
eigenthums, im großen —*— in —— Richtung ®). 

Auch pflegen bei gleichen beweglichen Capitalien jo große Differenzen in 
den Erträgen und fofgemeife in der Berzinfung nicht vorzufommen wie be 
©rundftüden derfelben Größe. Dem, jagt Rodbertus, bie Beweglichkeit des 
Capitals bringt es mit fih, „daß daſſelbe zu jeber Zeit einre ung Anlage 
entzogen und einer günftigen zugewendet werden kann; daß ſich hierdurch Leicht em 
allgemeiner Gewinnjag — * an dem jeder ſolch bewegliche Befig theil⸗ 
nehmen kann; daß folder Beſitz fih nad biefem Cap von dem Gelammt- 
ertrage jedes "Betriebs vorweg den Gewinn in Rechnun ſtellen kann; daB 
ſolcher Beſitz ſeinen jelbftändigen originären Werth behält und nad dieſem 
Werthbetrage feinen Gewinn abwirft” °%). Dagegen ift, mie oben ausgeführt 
wurde, ein gleichmäßiger Ertrag des Bodens objectiv bereits durch bie ver: 
ſchiedene Dualität und Lage des Grundeigenthums ſowie durch die örtlich = 
ſchiedenen ra ensgelekoften. „Die Unbemweglichlett des Beſitzes, anch 
besjenigen Beſitzes, ber durch Fixirung im Boden von beweglichen zu unbe 
weglihem geworden ift, fagt Rodberius, bringt es —* mit ſich, SE fich 
derſelbe nicht mehr ſeiner Anlage entziehen tan, fondern in derjelben beharren 
muß, felbft wenn fie nod fo ungänft gemonben ift; daß folder Beſitz auch 
nicht mehr an dem allgemeinen Gewinn dad beB beweglichen Beſitzes participiren 
kann; daß dieſer Befig fi mit dem Reſt, den ber vorabgezogene Gewinn bes 
beweglichen Beſitzes vom Geſammtertrage bed Betriebs übrig läßt, — 
muß“ 5). Es iſt daher auch richtig, wem von Rodbertus bemerkt wird 


68) Roj a. a. O. 8 ee ea namentlich aber $ 42 Anm. 1. 
64) Rodbertus a. a. 161 
65) Rodbertus a. a. O. II S. 7 
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ar von Goncurrenz zwiſchen Grundrente und Gapitalzins eben fo wenig bie 
Rode fein tom, „mie zwiſchen einem Roß und einem Vogel und ihren 


um fann zwar da8 Document eines Grundwerths glei dem Document 
eines Capitalwerths mobilifirt, einen Hypothekeninſtrument die Indofjabilität 
eines Wechſels oder gar die Natur eines Inhaberpapiers gegeben werden. Allein 
das Eubfirat der Hypothek, das Grunbeigenthum jelbft, kann niemals etwas 
anderes als Land werben und vermag damit wicht die Beweglichkeit des Wechfel- 
inbftrat3, des Capitals, zu erreichen, da8 in kürzeſter Friſt fih in alle Formen 
umzafegen umd alle Grenzen zu äberfpringen vermag ®®). 

Hiermit hängt auch zufammen, daß Kriſen den Grundeigenthümer viel ſchwerer 
zu treffen pflegen, als ben Cigenthlimer de3 in Handels— und Gewerbeunter⸗ 
nehmungen verwendeten beweglichen Capital. Denn ber Landwirth kann feine 
Unterbrechung feines Betrieb eintreten laſſen, auch wenn die Reſultate deſſelben 
gering oder gleich null find, da ſonſt ſein im Grundeigenthum repräſentirtes 
Bermögen brach liegen würde, während der Capitalift bei ungünftigen — 
turen ſein Capital — Freilich nicht immer ohne mehr oder minder große Ver⸗ 
Infte — aus einer Unternehmung herausziehen und einer andern einverleiben 
tamei). 

Zwiſchen den verſchiedenen Grundeigenthümern, zumal ben benachbarten, 
beiteht fodann eine Solidarität der Interefien, wie fie den Eigenthümern des 
beweglichen Capitals, das im Gewerbe⸗, Handels⸗ und Verkehrsweſen feine Ber- 
wendung findet, unbelamt iſt. 

Behfeuden, welche die Habe des einen Grundeigenthümers treffen, bedrohen 
das Vermögen auch feines Nachbars. Das Unfraut, das auf dem einen Ader 
wuchert, gelangt mitteld des vom Winde getragenen Samens oder mittel® ber 
um Boden fi) ausbreitenden Wurzeln auch auf den Nachbaracker. Die Maus, 
bie Raupe und der Engerling, der Coloradofäfer, die Wanderheufchrede und 
die Phylloxera breiten fi) von demjenigen Orundftüde, auf dem fie ſich zuerft 
emfinden, über eine ganze Gegend aus. Ueberſchwemmungen, welche ben Ernten 
verderblich find, ſchädigen gewöhnlich die ſämmtlichen Grundeigenthlimer einer 
Gegend. Borfehrungen gegen ſolche Gefahren, Maßregeln gegen das Umfich⸗ 
greifen von Viehſeuchen umd zur Bertilgung des Ungeziefers, Die 
von Dämmen und Deichen, die Fefllegung der Meeres⸗ und Flußufer durch 
en en, die Bewalbung der Duellengebiete reißender Ströme u. |. w. 

mäflen daher gemeinfchaftlih von ſämmtlichen Grundbefigern einer Gegend 
getroffen werben ober fie find gar nicht durchführbar. Daſſelbe gilt auch von 
ver Berfehung fehr zerfplitterten und im Gemenge liegenden Grundeigenthums 
wit Wegen, von der Arrondtrung befielben u. |. w. 

Aber nit nur, daß ſolche Nachtbeile und Gefahren den benachbarten 
Grundeigenthinnern gemeinfam find und daher auch nur durch gemeinſames 
Einſchreiten abgemendet werben können. Yud das, was ber einzelne Grund» 
eigenthümer für fich auf ſeinem Grundftüd thut oder unterläßt, kann für feine 


— — — 


66) Rodbertus,a. a. O. II ©. XVI und XVII. 
67) Reuning, Die Landwirthſchaft in Sachſen. rt, as bie 25. Ver⸗ 
jaumlung deutſcher Land- und Forfiwirthe zu Dresden 1865, ©. 4 
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Nachbarn von Bedeutung werden. Iſt er in der Vertilgung des Ungezieferd Läffig, 


ſowie ım Tödten nüglıher Thiere unbedacht, fo ſchadet er dadurch mittelbar 


aud feinem Nachbar; ebenjo benadhtheiligt er dadurch, daß er die Wege und 


Stege auf feinem Grundftäd in ſchlechtem Zuſtande hält, alle diejenigen feiner 
Nachbarn, die diefelben benutzen wollen u. |. w. 
Und während die Intereſſen der Grundbeſitzer jo mannigfach verquidt 


find, fällt es ihnen doch ſchwerer, diefelben richtig wahrzunehmen, als den 
Sapitaliften. Und dies zwar bereit3 aus localen Gründen. Denn der Land 


befig führt zu räumlicher Trennung der Befiger und erfchwert ihnen die Ber- 


ftändigung umter einander, während das Capital die Befiger in den Städten 


zufammenzieht und bier die gemeinfame Action erleichtert. 
Aus viefer Solidarität der Grundeigenthümer und der Schwierigkeit fie 
zur Geltung zu bringen folgt dann: 


1) daß fidh die Grundeigenthüümer in höherem Grade der Pflichten, welche | 
ihnen gegen ihre Nachbarn erwachſen, bewußt werden müſſen, als die | 


Eigenthlimer des beweglichen Capitals; 


2) daß, jofern dies nicht gefcdhieht, eine Rechtsordnung Noth thut, melde 


diefer Intereffenfolidarität Rechnung trägt und welche erforberlichen- 


falls die Wahrnehmung diefer gemeinjamen Intereſſen zur öffentlichen 


Angelegenheit madt, und 
3) daß das Grundeigenthum, je mehr es parcellirt ift, um fo weniger einer 
folden von der öffentlichen Gewalt geichaffenen gemeinfamen Ordnun 
entbehren Tann. 
Ferner hängt es mit der Beweglichfeit des Capitals und mit der 
lichkeit des Grundeigenthums zufammen, daß das Capital, indem es dem größten 


Gewinn nachgeht, leicht über die nationalen Schranten hinwegjegen fann, während 


das Grundeigenthum mit einer beftimmten Volkswirthſchaft unzertrennlich ver: 
bunden ift. Das Gedeihen und der Niedergang der Volkswirthſchaft fptegelt 
fih daher eben fo fehr in den Bewegungen der Grundrente und des Grund⸗ 


werthes ab, mie die Schickſale der Landwirthe wieder von der größten Be 


deutung für das Wohl und Wehe der Volkswirthſchaft find. Aus dem eben 
Geſagten erflärt ſich einestheils der weſentlich kosmopolitiſche Zug bei den 
Vertretern des Capital3 und anderntheils der fpezifiich nationale Charakter der 
Srundeigenthümer. ‘Durch die kosmopolitifche Natur des Capital8 wird auch 
die befondere Vorliebe des Judenthums, dieſes Trägers kosmopolitiſcher Ideen 


in der Gegenwart, für folde Geſchäfte verftändlih, in denen das bewegliche 


Capital die Hauptrolle fpielt. Es dürfte ſomit fein wirkſameres Mittel geben, 
um die jüdifche Bevölkerung in einen beftunmten nationalen Rahmen einzufügen, 
al indem man fie für die Intereſſen des Grundeigenthums geminnt. 

Aber noch in einem anderen al3 dem fpezifiic, wirthichaftlichen Stme bat 
das Grumdeigenthum einen nationalen Charakter. Daſſelbe bildet nicht nur wie 


das bewegliche Capital einen Vermögensbeftandtheil des Einzelnen und des 
Boll. Es repräfentirt in feiner Gefammtheit zugleih daS Territorium, auf 


dem fi) der Staat als auf einem feiner wichtigſten Elemente aufbaut. Ei 


bildet das Vaterland, dem die Staatöbürger ihr Blut und Leben opfern. SDiefe 


Bedeutung des Grund und Bodens tritt vielleicht nie deutlicher zu Tage, ala 
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in Zeiten der höchſten Noth, nad unglüdlihen Kriegen. Denn während in 
jolchen Zeiten, wie uns die Geſchichte aller Kriege und aller Friedensſchlüfſe 
lehrt, Millionen und Milliarden des beweglichen Capitals ohne Murren geopfert 
werden, verfeßt der Berluft felbft des Fleinften Stücks vom Grund und Boden 
die Geſammtheit in die tieffte Trauer ®®), 

Damit iſt aber zugleich der eminent politifch-nationale Charakter dieſes 
Productionsfactor8 gegeben. Werm die oben charakteriſirte Rolle, die das 
Grundeigenthum in der Volkswirthſchaft fpielt, eine von der Behandlung des 
beweglichen Capitals verjchiedene Behandlung defjelben durch den Staat wünſchbar 
eriheinen laßt, fo macht der politifhe Charakter defjelben eine foldhe geradezu 
zur Nothmendigfett®?). 

Eine auf die fpezifiihe Natur des Grund und Bodens als Productionsfactor 
namentlich im Unterjchied vom beweglichen Capital näher eingehende Auffaſſung, 
wie wir fie eben zu entwideln verjuchten, ift bereit feit längerer Zeit in der 
Wiſſenſchaft angebahnt, findet aber doch nur fehr langſam allgemeine Anerkennung, 

Ramentlich fteht ihr feindlich gegenüber jene von National-Dekonomen wie 
Graf Soden, Ganilh, Hermann, Dunoyer, Carey, Baſtiat, 
MR. Wirth, A. Meigen u. U. vertretene Auffalfung, welche die zwiſchen 
dem Grund und Boden und dem beweglichen Sapital beftehenden tief greifenden 
Unterfchiede überfieht oder doch nicht gehörig betont und nur daS den beiden 
Productionäfactoren Gemeinſame hervorbebt. 

Als ſolche dein Grundeigentfum und dem Capital gemeinfame Punkte 
werden namentlich folgende aufgeführt: daß beide zu den materiellen Productions: 
fctoren gehören und gegen einander ausgetaufcht werben können; daß das 
Grundeigentfum heut zu Tage ebenfo mie das bewegliche Capital erworben 
werden muß; daß ſich das bewegliche Capital mit dem Grundeigenthum viel- 
fah in untrennbarer Weife verbindet, dag überhaupt der Grund und Boden 
m der Gegenwart von den Niederichlägen der Eultur in der Form von Capital 
und Arbeit gleichſam gefättigt iſt; daß auch in den Gewerben die den Stoffen 
umewohnenden Naturkräfte benutt werden, wie andererfeit3 der Menſch aud) 
die Naturfräfte im Boden leitet und daß ber Werth beider Güter fomie 
ihrer Erträge proportional der auf fie verwendeten Arbeit if; endlich, daß bie 
Landwirthſchaft heut zu Tage inumer mehr den Charakter einer capitaliftifchen 
Unternehmung annimmt und fid) damit der Handels: und Gewerbe-Unternehmung 


Gegenüber diefer Auffaflung wird unter Hinweis auf die oben geltend 
gemachten Unterfchieve insbeſondere daran feftgehalten werden müſſen, daß das 
bewegliche Capital ein Product der Arbeit ift, während der Grund und Boden 
jemem Weſen nadı feine Schöpfung der menſchlichen Cultur, fondern das 
Refultet großer Naturrevolutionen ıft, und daß berfelbe in biftorifcher Zeit 
weder einen Anfang noch ein Ende hat. 

Indem wir an diefer Stelle darauf verzichten müſſen, ung mit den Ber- 
tretern einer von der umferen abweichenden Auffallung näher auseinander: 


68) Preſer, Erhaltung bes Bauernftiandes, Prag 1884, ©. 96. 
69) rn a. a. D. ©. 504. 
70) Schäffle, Geſellſch. Syſt, 3. Aufl., Bd. 1 8 66. 8. v. Stein in der 
Allgem. Zeitung 1877, Nr. 171. Roſcher a. a. O. $ 42 Anm. 1. 
Gäriften XIV. — dv. Miaslomwstli, Grunbeigenthumsvertheilung. II. 17 
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zufegen, fei es uns nur noch geftattet, in aller Kürze derjenigen zu gedenken, 
melde für eine der unfrigen verwandte Auffafjung des Grundeigenthfums babha- 
brechend geweſen find. 

Wenngleich in einſeitiger und mit Irrthümern vermengter Weiſe haben 
zuerſt die Phyſiokraten, wenn auch nur indirect, auf die ſpezifiſche Natur des 
Grundeigenthums hingewieſen. 

Auf fie folgen Anderſon, Malthus und Ricardo’!), indem fie 
durch ihre originelle Begründung der Grundrente indirect aud) auf einige Eigen: 
thümlichkeiten des Grundeigenthums aufmerffam machten. 

Während die Phyſiokraten befanntlid) den won ihnen der Bodencultur 
allein vindteirten produit net aus der Productivität der angeblich unentgeltlid 
arbeitenden Bodenkräfte ableiten, gebt Ricardo von dem Vergleich der Erträge 
verjchtedener Grundſtücke aus 12), 

Wenn wir an diefer Stelle audy nicht übergehen wollen, was Yuftus 
Möſer, der Freiherr von Stein, v. Thünen, namentlich aber Wilhelm 
Roſcher u. A., deren Arbeiten wir oben benugt und angeführt haben, für 
eine tiefere Auffaffung des Grundeigenthums als Productionsfactor geleiſtet, ſo 
haben wir doch beſonders Rodbertus' zu gedenken, von dem in letzter Zeit 
bie Eigenart dieſes Productionsfactors gegenüber dem Capital am energiſchſten 
vertreten worden iſt. 

Indem Rodbertus in feiner tieffinnigen Arbeit über die heutige Credit⸗ 
noth des Grumbbefige® den Urſachen dieſer Noth nachgeht, gelangt er zu ter 
ihm eigenthlimlichen Auffaſſung des Grundeigenthums als eines Rentenfonds, 
einer Auffaſſung, der wir bereits oben gedacht haben. 

Man braucht weder ein unbedingter Anhänger der Ricardo ſchen Grund⸗ 
rententheorie noch der Rodbertusſchen Rentenfondslehre zu fein, man braudı 
namentlich von der Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit der von Rodbertus 
in Vorſchlag gebrachten Verſchuldungsart des Grundeigenthums in der Gegenwart 
durchaus nicht überzeugt zu fein, ja man kann die Auffaſſungen von Ricardo und 
Nodbertus zum Theil für trrig oder doch wenigſtens fir einfeitig halten, und man 
wird ihnen doch das große Verdienft nicht beftreiten können, daß fie zu weiterem 
Nachdenken über die volfswirthfehaftliche Natur des. Grundeigenthums den An⸗ 
ftoß gegeben haben, und daß ſodann namentlih Rodbertus jene tiefgehente 
agrarpolitiiche Bewegung theoretijch eingeleitet hat, in ber wir gegenwärtig ſtehen. 

Es ericheint und al3 eine nicht ummwichtige Aufgabe der Wiſſenſchaft mr 
der praftifchen Wgrarpolitit, den von den oben angeführten Schiftftellern ge 
gebenen Anregungen zu folgen und fi) der —* des Grund und Bodens 
al3 eine3 eigenartigen Productiongfactors, der in der Wiſſenſchaft eine befondere 
Stellung und in der Politit eine von dem Kapital verſchiedene Behandlung 
erbeifht, immer mehr bemußt zu werben. Durch die obigen Aus | 
fuchten wir unferentheils einen beſcheidenen Beitrag zu diefer Arbeit zu Tiefem 
und behalten und eine Fritifche Außeinanderfegung mit den Gegnern unferer 
Auffaffung für eine andere Gelegenheit vor. 


RN Leſer, Unterfuhungen zur Geſchichte der Nationaldölonomie, Jena 1881, 


3. = ve auneind. Kritiiche Geichichte der Nationalölonomie und des Socialigmni, 
u 
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ALS eine fernere nicht minder wichtige Aufgabe der Wiſſenſchaft fehen 
wir e8 an, daß fie die Bedeutung, welche das Grundeigenthum für den Beftand 
der Familie, und umgekehrt die Bedeutung, melde ein ftarter Yamilienfinn für 
die Erhaltung des Familieneigenthums beſitzt, desgleichen auch die wichtige 
und nũtzliche Rolle, welche das Familieneigenthum in der Volkswirthſchaft ſpielt, 
im Gegenſatz zu dem in der Gegenwart noch immer herrſchenden Individualismus 
in der Auffaſſung des wirthſchaftlichen Lebens, wieder mehr betone. 

Denn wie der Grund und Boden eines Landes mit der Volkswirthſchaft 
defielben verbunden iſt, fo kann das einzelne Grundſtück oder ein Complex von 
Grundſtücken eine Verbindung mit einer beftunmten Familie eingehen, eine 
Verbindung, die freilich nach heutigen Rechtsbegriffen eine lofere fein muß, als 
die des Zerritoriumg mit dem Staat. Einer folden Verbindung entjpricht 
dam in ber betreffenden Tamilie eine Gefinnung, welde weit davon entfernt 
ft, um Grundeigenthum nur eine Waare zu fehen, die man gleich jeder anderen 
Waare bei niedrigen Pretfen fauft und bei hohen Preifen wieder verfauft, fondern 
melde vielmehr danach tradhtet, daß das Grundeigenthum, wie es von den 
Bitern ererbt worden ıft, fo auch wieder auf die Kinder übertragen werde, und 
welche außerdem bemüht ift, in allen ihren bezüglich de Grundeigenthums zu 
treffenden Dispofittonen nicht nur den Bortheil des flüchtigen Augenblid3 und 
des einzelnen Individuums, fondern zugleich das dauernde Intereſſe der Familien⸗ 
Sefammtheit zu wahren. Sn einer foldhen Gefinnung ift ein nicht zu unter= 
ſchätzender Hebel aud; für die wirthſchaftliche Eultur enthalten 7? ®). 

Die obigen Ausführungen führen conjequenter Weife zur Erhaltung und 
Begründung eines Sonderrechts für eine befondere Elaffe von Gütern, nämlich 
für das land- und forftwirthichaftlich benutzte Grundeigenthum ”?). Bor diefer 
Gonfequenz fchreden wir keineswegs zurüd, denn fachliche Unterfchiede, wie die 
oben hervorgehobenen, follen auch vom Recht gehörig berüdjihtigt und zum 
Ausdruck gebradjt werden. 

Auch zweifeln wir nicht daran, daß e8 der Zukunft vorbehalten iſt, fich 
von dem falfchen Gleichheitäbegriff, der die moderne Geſetzgebung noch vielfach 
beherrſcht, immer mehr frei zu machen. Dafür, daß das wirklich gefchehen 
wird, liegen einige nicht mißzuverftehende Anzeichen vor. Denn nicht nur, daß 
beſtimmte Arten von Geſchäften einem Sonderrecht und fogar einer eigenen 
Gerichtsbarkeit unterftellt worden find: wir rechnen hierher das Handels-, 
Wechſel- und Seerecht, fowie die Handeld- und Gewerbegerichte. Auch die 
neuere Eteuergefeggebung zeigt bei allem Streben nach Bereinfahung des Steuer: 


‚ 72a) Rofcher, Nat.-Del. des Aderbaus 8 58 und reiberr dvd. Cetto⸗ 
Reihertähanien in den Berhandlungen bes beutichen Landwirthſchaftsraths 
( F — * Archiv des deutſchen Landwirthſchaftsraths, VIII. Jahrg. 1884, 

73) Freilich wird dieſe RO nit allerſeits gezogen. So giebt 
Gmuminghaus in un Dierteljahresichrift, Bd. 31 (1871) ©. 36 ff., einer- 
feita zu, daß bie Natur, die Zwecke und Syunctionen ber beweglichen Güter inner- 
halb der Bolkswirthſchaft andere find, als die der unbeweglichen Güter, verlangt 
dann aber doch wieder im Namen der „mobernen Rechtsanſchauung“, daß der Sn: 
te Rechte, welche das Eigenthum umfaßt, durch die verichiedene wirthſchaft⸗ 
lie Ratur diefer Güter nicht alterirt werben folle. 

17* 
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weſens doch zugleich die Tendenz, die Vermögen und Einkommen der verſchiedenen 
Bevdlferungsclafien und Individuen nad ihren Gegenftänden, Größen md 
fonftigen Beziehungen zur Perfünlichkeit des Steuerfubjects verfchieden zu be 
handeln. Endlih hat man in leßter Beit, dort wo bie Verhältnifie es m 
allgemeinen Intereſſe als wünſchenswerth erfcheinen Tiefen, ein eigenes, von dem 
allgemeinen abweichendes Recht für beftimmte Bevölkerungsclaſſen geſchaffen. Hier- 
ber gehört der für Gefellen, Lehrlinge und Gewerbegehülfen eingeführte Seranten- 
verfiherungszwang, die für Fabrikarbeiter begründete Fabrifgefeßgebung u. |. m. 

Wenn fomit auch das Grundeigenthum, fofern feine ſpezifiſche Natur in Frag 
kommt, zum Theil einem andern Recht unterftellt werben würde, als das Capital, 
jo hieße das nicht einmal etwas völlig Neues ſchaffen, fondern den bereits dem 
älteren Rechte zu Grunde liegenden Gedanken, daß der Unterfchieb in der vol 
wirtbichaftlihen Natur der Güter auch maßgebend fein müſſe für die Geftaltung 
der Öetengebung, wieder zur Unerkennung bringen. Ya es find uns gerade 
für das Gebiet des Immobiliarſachenrechts nicht unmichtige Ueberrefte dieſer 
früheren Geſetzgebung erhalten. In den fonderredhtlichen UWeberreften der Ber: 
gangenheit das gemeinfame Prinzip aufzufinden und diefelben den Bebürfnifien 
der Gegenwart entjprechend umzugeftalten, eradıten wir für eine ber wichtigften 
Aufgaben unferer Zeit, wie diefer denn überhaupt die Aufgabe zufällt, die ältere 
weſentlich negative Agrargefeggebung in pofitiver Richtung zu ergänzen. Die 
emancipatoriſche Gefegebung, fagt neuerdings v. Inama-Sternegg, „befürderte 
die Theilung der Güter, den Beſitzwechſel und die Belaftung, aber fie bot keine 
Handhabe, um Zheilung, Veräußerung oder Belaflung fern zu halten, wo dieſe 
meber im Intereſſe des wirthichaftlichen Betriebs nod) im Intereſſe der Beſitzer 
lag. — Um nun alle diefe Bedingungen zu erftellen, durch melde die öffentlide 
Gewalt an ihrem Theile zur gedeihlichen Entiwidelung der Landwirthſchaft beizutragen: 
vermag, wird der ganze Compler der fog. Landesculturgeſetze zufammen mit: 
ben privatrechtlichen VBeftimmungen über Eigentum und Beſitz, Schuld» und 
— einheitlich durchdacht und einheitlich gehandhabt werden 
müſſen?).“ | 

Nachdem wir im VBorhergehenden die Unentbehrlichkeit, aber zugleih auch 
die Sufficienz des Anerbenrechts zur Erhaltung des Familienbeſitzes und 
der beftehenden Vertheilung des Ländlichen Grundeigenthums nachgewiefen und 
die gegen da8 Anerbenrecht ind Feld geführten formalen Bedenken widerlegt 
haben, fol jest auf die gegen das Anerbenrecht erhobenen Einwendungen 
materieller Art näher eingegangen werden. 

Was zunäcft die Bedenken foctalwirtbichaftlicher Natur betrifft, fo gehören 
fie wieder theil® dem Gebiete der Güterproduction, theil3 dem der Güter 
vertheilung und focialen Schichtung an. 

Zu den bäufigften dem Anerbenrecht gemachten und neuerdings von em 
Minifterialratd Buchenberger?>) für Baden wiederholten Vorwürfen gehört, 
daß daſſelbe mit Sicherheit zu einer ſtarken Schuldenbelaftung des Anerben führt. 





74) v. IJnama:Sternegg, Zur Reform des Agrarrechts, beſonders dei 
Anerbenrechts, in Grünhuts Zeitthrift f.d. Priv. u. öff. Recht der Gegenwart, 3b.10. 


75) Bäuerliche Zuftände Bd. 3 ©. 289, 299, 807. 
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Der Borzug der ungetheilten Erhaltung des Erbes pflege durch eine ſchwere 

, weldye ver Anerbe übernehme, erfauft zu werden. Dieſe könne in 
fritiichen Zeiten Leicht deſſen öfonomifchen Untergang herbeiführen. Somit werde 
alſo durch das Anerbenrecht der befürchtete Untergang des YBauernftandes nicht 
vermieden, ſondern nur binausgefchoben. 

Zum Beweis für das Gefagte wird von Minifterialratb Buchenberger 
eine fih auf eine Anzahl badiſcher Gemeinden beziehende Verſchuldungs⸗Tabelle 
beigebracht, au8 welcher angeblich hervorgeht, daß der Antheil derjenigen auf den 
Bauerngätern laſtenden hypothekariſchen Schulden, welcher auf Erbſchaftsaus⸗ 
einanderſetzungen zurückzuführen iſt, in den Landestheilen mit Anerbenrecht 
größer iſt als in denjenigen Landestheilen, in denen das badiſche Landrecht zur 
Ammendung kommt. 

Indes beweiſt die Tabelle bei genauer Prüfung doch nicht, was fie be⸗ 
weiſen foll. 

Geht doch auch aus der oben erwähnten Zabelle die behauptete Thatſache 
nicht mit voller Evidenz hervor. Denn einmal kommt auch unter den 17 Ge- 
manden der Tabelle, in denen das badiſche Landrecht gilt, in 4 Gemeinden 
eine jehr hohe Verſchuldung des Grundeigenthums aus dem Grunde der Erb: 
ſchaftsauseinander ſetzung vor: fo namentlich in einer Gemeinde de3 Höhgaus 
(39,22%;0), in 2 Gemeinden der Nheinebene (40,28 und 42,320) und in 
emer Gemeinde des füplichen Hitgellandes (46,66 9/0). Eine höhere Verſchuldung 
als diefe findet fih nur in 3 von den 7 Gemeinden mit Unerbenrecht vor, 
von denen 2 dem Schwarzwalde (mit 52,54 und 64,96 %0) und 1 dem nörb- 
lichen Hügellande (61,84 9/0) angehören. Dagegen weifen die übrigen 4 Ges 
menden eine Belaftung auf, die dem Durchſchnitt der Belaftung der 17 Gemeinden, 
in denen das badifche Landrecht gilt, gleichkommt. 

Der Haupteinwand gegen die dem badifchen Anerbenrecht zugejchriebene hohe 
Delaftung des Grundbeſitzes befteht aber wohl darin, daß diefe nur von einer 
mißbrãuchlichen Ausgeftaltung des Anerbenrechts herrührt, indem für die Feft- 
fellung der Uebernahmetare, wie der Miniſterialrath Buchenberger auf S. 289 
ſeines Referat3 felbft anführt, gegenwärtig allgemein der Verkehrswerth maßgebend 
und die dem Anerben eingeräumte Vortheilsgerechtigkeit (!/s—!/ıo des Verkehrs⸗ 
werths) bei den hoben Güterpreifen der Gegenwart zu gering ift. Ja es iſt nicht 
emmal angegeben, ob in allen Gemeinden, die nady der obigen Tabelle als folche 
wit Anerbenrecht verzeichnet ftehen, dem Anerben die Vortheilsgerechtigfeit zufteht 
oder nicht. Präfumiren läßt fid) das nur für die 4 Gemeinden des Schwarz« 
walds, obgleich ja auch hier das Anerbenredht nicht überall gemäß dem Edict 
vom 23. März 1808 gilt; in den 3 Gemeinden des Hügellanded dagegen befteht 
dt einmal die Präfumtion für eine ſolche Bevorzugung des Anerben. 

Auch müßte die obige Verſchuldungsſtatiſtik durch eine Statiftit der Zwangs⸗ 
veräußerungen ergänzt werden: indem die höhere Belaftung eines größeren wohl 
arrondirten Guts mit hypothekariſchen Schulden nicht zugleich eine entfprechend 
dieſer höheren Belaftung beſtehende Gefahr für die Eriftenz des Schuldner zu 
enthalten braucht. Vielmehr künnte man fagen, daß die breitere Ereditbafis 
der größeren arrondirten Bauerngüter auch ohne Schaden eine nicht nur abfolut 
jendern auch relativ ftärfere Verfchuldung zu tragen im Stande ift, als der aus 
einer Anzahl kleiner Parcellen ſich zufammenjegende Beſitz des Kleinbauern. 
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Sodann wird von einem Mitgliede der für die im Oro tbum Boden: 





in jüngfter Zeit veranftaltete agrariſche Enquöte ernannten Erhebungscommiſſion 
ausdrüdlicd hervorgehoben, daß e8 in der von ihm unterfuchten Gemeinde viele 
Bewohner giebt, die neben ihren eingetragenen Schulden auch Capitalien befigen, 


ſo daß „der baare Eapitalbefig allen den auf dem Immobiliar⸗ und Mobiler 


vermögen haftenden Schuldenftand deckt“. 


Und endlich ift ein Theil der zur Sicherung von Leibgedingen dienenden 


Einträge nur nomineller Natur, ſoweit nämlich erftere nicht in Anſpruch 
genommen werden 7°). 


So Hann denn auß den für Baden beigebrachten Daten fein Argument 
gegen das Anerbenrecht an fi, ſondern höchſtens nur gegen deſſen Ausgeftaltung 
im Sinne einer Annäherung an das badifhe Landrecht entnommen werten 


Denn das Anerbenrecht vermag feine günftigen Wirkungen nur im Zuſammen- 
bange mit der Schägung des Nachlaßgrundſtücks nad dem Ertragswerthe und. 
mit der Gewährung eines Voraus an den Anerben zu äußern. Ja es muß die, 
niedrige Erbichaftstare prinzipiell als ein Beftandtheil des Anerbenrechts an 


gejehen werden. 

Mit Rüdfiht auf die Tandwirthfchaftlihe Production wird fodann gegen 
das Anerbenrecht weiter geltend gemacht, daß die Uebernahme des mit Schulden 
überlafteten Guts durch den Anerben denfelben auf Schritt und Tritt, alfo auf 


in der Verkleinerung feine® Guts durch Abverkauf einzelner Theile deſſelben, 
hemme. ferner reiche die Arbeitöfraft des größeren Bauern und feiner Familie 


nicht bin, um das Gut ordnungsmäßig zu bewirtbfchaften. Die Anmiethung 
fremder Arbeitskräfte in Gegenden mit größerem bäuerlichen Beſitz ftoße aber 


auf bejondere Schwierigkeiten. Ferner erhalte der Bauer bei der ſtarken Ba: 
ſchuldung des Guts durch Erbtheilungsgelder nur ſchwer fremdes Capital geliehen. 


Die Folge ſei dann eine fo extenfive Bewirthichaftung der Bauerngüter, wie fe 


den allgemeinen vollswirthichaftlichen Conjuncturen der Gegend nicht entiprede. 

Als Beleg für diefes Urtheil werden wiederum die Hofgüter des badıfden 
Schwarzwalds angeführt. Yon denfelben jagt ein früherer Oberamtınann des 
Amtsbezirks Villingen, Engelhorn 77), daß fie fich in ſchlechtem Zuftande befinden, 


daß die Wiefencultur auf niedriger Stufe ftehe, daß Futtergewächſe fo gut wie 
gar nicht gebaut werden, fowie daß die Viehzucht fehr primitiv fe. Und en 


anderer früherer Oberamtmann, Schupp ’8), bemerkt im Hinblid auf den Amt 
bezirt Wolfach, dem er eine Reihe von Jahren vorgeftanden hat, daß die 
Fahrnigeimrihtung der Hofgüter, ſowie namentlich die Geräthe der Bauern mr 





geringen Werth haben, ſowie daß der Obftbau, für deffen Gedeihen im unteren 
Bezirt alle VBorbedingungen vorhanden feien, jehr vernadjläffigt werde. Auch 


fonft wird im badiſchen Schwarzwalde über den Mangel an Arbeitskräften 
und Capital geflagt, der ſich angeblih in der Beibehaltung von Culturarten 


und Betriebsſyſtemen äußert, die nad dem dermaligen Zuftande der Boll: 








76) Exgebnifje der Erhebungen über die Lage ber Lanbwirthichaft im Groß⸗ 


bergen du aben 1883, ©. 105 


ngelhorn, Gutachten über die Theilbarkeit ber jeither geſchlofſenen 


Hofgüter des Schwarzwald, S. 82 


’ 





ar 3 Hofgütertveien im Amtöbezirt Wolfach, Karlsruhe 1870, 
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wirthſchaft einem intenfiveren Betrieb weichen ſollten. Daß dieſes aber nicht 
geihehe und die Cultur des Schwarzwaldes eine verhältnigmäßig niedrige fei, 
dran trage — fo wird weiter geſchloſſen — der ungetheilte Uebergang der 
großen Hofgüter an einen Erben, den fog. Borzugderben, für deffen Capital 
md Arbeitökraft fie zu groß feien, die Hauptſchuld. 

Es kann zugeftanden werden, daß die Hofgüter in einigen Gegenden bes 
badiſchen Schwarzwalds bei befierer Eultur zwei und drei Yamilten ebenfo gut 
ernähren Könnten, wie gegenwärtig eine. Aber e8 gilt das dody nur ausnahms- 
meife für einige derjenigen Güter, die in den weiteren Thälern der dem 
Rhein zuftrömenden Nebenflüffe gelegen find. Und felbft für diefe bäuerlichen 
Beſitzungen ift trog beftehenber Gebundenheit berfelben ein nicht unerheblicher 
Fortſchritt der Eultur in den letzten Jahrzehnten nachgewiefen worden. Wo 
om Anfange des Yahrhundert3 an den fteilen und zum Theil wenig frucdht- 
baren Abhängen fi faſt nur fog. Reutfelvder 7?) fanden, da findet man jett 
nicht ſelten Eichenfhälwaldungen, die alle 14—16 Jahre einen jehr reichen 
Ertrag abwerfen. Auch werden bereit3 vielfach an den fteilften Abhängen der 
Hofglter Neben gepflanzt, die einen guten Wein geben. Ferner ift neuerdings 
in vielen Hofgittergemeinden der Obſtbau eingeführt worden. Und endlid hat 
fih die Viehzucht allgemein gehoben und find die landwirthſchaftlichen Geräthe 
und Mafchinen befier geworden 8°). 

Aber wenn troß der fichtlih im Fortfchreiten begriffenen landwirthſchaft⸗ 
lien Cultur für die Flußthäler des Schwarzwaldes aud zugegeben werden 
fm, daß die Hofgüter hier theilmeife no immer einen zu großen Umfang 
haben und bei geringerem Umfange befler bebaut werden würden, fo iſt es doch 
umihtig, diefen Mangel, wo er wirklich begrünbet ift, auf die für die Hofgüter 
geltende Bortheilsgerechtigkeit zurüdzuführen®!). Schon begründeter wäre es, die 
Gebundenheit der Hofgüter dafür verantwortlic zu machen, Dod würde das 
ebenfalls nur für die Vergangenheit d. h. die Zeit vor dem Anfang der jiebenziger 
Jahre zutreffen. Dagegen verhindert in der Gegenwart felbft die rechtliche 
Sehundenheit der Hofgüter ihre Verkleinerung und Vertheilung nicht mehr. 
Dem wie wir bereits oben erwähnt haben, pflegen die Verwaltungsbehörden 
tie an fie gelangenden Gefuhe um Zertheilung der Hofgliter und um Abverfauf 


19) Unter Reutfeldern ober Reutbergen werben biejenigen Flächen ber Gebirgs⸗ 
gegenden verftanden, welche während einer verhältnikmäßig kurzen Zeit (2-8 Sahre) 
ald Ader benutzt, in der längeren Ziwifchenzeit (ca. 15 Jahre), bis fie wieder zu Ader 
umgebrochen werden, aber dem natürlichen Pflanzen: und Holzwuchs überlafien zu 
werden pflegen; während dieſer Zeit werben fie theild wegen Ueberwucherung mit 
Sräfern, pp u. |. w. auch gar nicht benußt. Beiträge zur Statiftif der inneren 
Sewaltung des Großherzogthums Baden, Karlaruhe 1876, Heft XXXVO ©. XII. 

80) Wir entnehmen diefe Daten außer der eigenen Antchauung beionderd dem 
Berle Bogelmanns über bie Sorfipoligeigelepgebung bezüglich der Pridatwalbungen 
im Großherzogthum Baden, Karlsruhe 1871, ©. 75 ff. Bon einigen dieſer Ber: 
befieruugen, namentlic) von der Umwandelung der Reutberge in Eichenichälwaldungen 
wird ſobaun bemerft, daß fie, weil fie einen großen Gapitalaufivand borausfegen 
und der Befiter 12—14 Jahre lang ohne — bleibt, nur von Hofbauern, nicht 
aber En sn —— hr — — ——— 

eiträge zur Statiſtik der inneren Verwaltung des Gro ogthums Baden 
Heft — &. Kir. : 1 
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einzelner Stüde regelmäßig zu genehmigen. Höchſtens daß durch die Procedur 
ber Genehmigung die Abwidelung der auf die Parcellirung oder auch nur auf 





die Berfleinerung der Hofgüter gerichteten Geſchäfte etwas berlangfang md 


veriheuert wird. 
Aber felbft zugegeben, daß dem Anerbenrecht, auch bei freiefter Diöpofitions: 


befugniß des Grundeigenthümers, die Tendenz auf Erbaltung der Güter in 


Größenverhältniffen, die vielleicht nicht mehr vollftändig den allgemeinen volts- 
wirtbfchaftlichen Zuftänden entfpredhen, innewohnt, jo ift dieſer Mangel doch 
weniger groß, al3 der mit dem gemeinen Erbrecht verbundene, daß die Bauern: 


güter nothwendig im Laufe der Zeit zu Zwerg» und Tagelbhnergütern zerjplittert 
werden, 


Was übrigens oben für die breiten Flußthäler des Schwarzwalbes zu: 


gegeben worden ift, gilt jedoch nicht auch für die Hofgüter der rauheren Gegenden 
des Schwarzwaldes. - 


Für diefen Theil des Schwarzwaldes wird von ben Gegnern des Hof⸗ 
güterweſens ınit feiner vechtlichen Gebundenheit und feiner Vortheilsgerechtig⸗ 


feit die Möglichkeit einer intenfiveren Cultur vielfach übertrieben. Terrain⸗ 
befchaffenheit, Höhenlage, Ungunft des Klimas und Bodenart legen hier einer 
größeren Intenfität des Betriebs oder gar einer Beränderung der Culturarten 
unüberfteiglihe Schranken in den Weg: fo daß — mie felbfi eine officelle 
Arbeit noch neuerdings ausgeſprochen hat — die auf große Flächen angewiefene 
und biejelben erheiſchende Wald- und Weidewirthſchaft wohl für alle Zeiten de 


naturgemäße Eulturart in dem bei weiten größten Theil des Schwarzwaldes 
bleiben wird. Ein Fortichritt in der Landwirthſchaft wird daher bier der 


Regel nad) — anders als bei den oben angeführten Beilpielen — nur in der 


forgfältigeren Behandlung der vorhandenen, nicht aber in dem Uebergang zu 


neuen Culturarten möglich fein ®?). 


Einer forgfältigeren Behandlung gerade diefer Eulturarten legt num aber 
das hier geltende Anerbenrecht, indem e8 das BZufammenhalten großer Flächen 
in der Familie begünftigt, gewiß weniger Hinderniffe in den Weg, als das 
gemeine Erbrecht. Sofern nämlich dieſes eine Zerftüdelung der großen Hof 
güter zur Folge Hätte, würde die hier von der Natur gebotene Wald: md 
Weidewirthſchaft auf den fleinen Flächen in der Hand von wenig vermögenden 
Bauern und Kleingütlern gewiß nod) viel jchledhter betrieben werden als jetzt**). 

Wohin das gemeine oder ein demfelben nachgebildetes Erbrecht mit feinem 


Zwang zur Naturaltheilung in ſolchen rauhen Gegenden mit furzer Vegetation: 


dauer und Mangel an fonftiger Erwerbsgelegenheit führen kann, das zeigt der 
—— ſondern das Erb 3— des 
r 


ſüdliche Schwarzwald, wo nicht das Aner 
82) Insbeſondere Vogelmann, Die Reutberge des Schwarzwaldes, Karl! 





ruhe 1870, zeigt die Schwierigkeiten, welche faſt überall im Schwarzwalde, nur mit 


Ausnahme der großen Kochebenen, ber Erweiterung und Bervolllommnung de 


Aderbaued entgegsnftehen; ex weiſt nad, daß nur von ber Viehzucht buch Ber 


beiferung ber Wiejen und Weiden ſowie durch Vermehrung des Futterbaues eine 


Rente zu erwarten fei und daß bie dkonomiſchen Zuftände ded Echwarzwalds nicht 


durch eine intenfive Landwirthſchaft, jondern durch Verbefierung des exrtenfiven Be: 
trieb3 und durch ausgedehnte Waldceulturen gebefjert werden können. 


83) Noch neuerdings mit Beziehung auf die Berhältnifie des Amtabezirtt 


Wolfach beftätigt von Büchenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 ©. 268. 
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badifchen Landrechts gilt. Dort bat fi, wie der jüngfte officielle Bericht über 
die Lage der Landwirtbichaft im Großherzogthum Baden ®*) ausführt, bei un- 

igen natürlichen Verhältniſſen und „beftändiger Zunahme der Bevölkerung 
im Laufe der Zeiten allmählidy eine große Anzahl Kleimwirtbichaften heraus: 
gebildet, welche unter kümmerlichen Berhältmiffen zu leben genöthigt find und 
bei jedem Ausfall der Kartoffel⸗ oder Roggenernte in eine höchſt bedenkliche Lage 
geratben, zumal es in diefen Gegenden an Induſtrie fehlt, Gelegenheit zum 
Kebenverdienft im Walde u. |. w., zur hinreichenden Beſchäftigung aller diefer 
Klemmirthe ſelten in ausreihendem Maße vorhanden if“ u. |. wm. Die Ver⸗ 
— Gemeinden werden als „notoriſch ärmliche und unbefriedigende 
geſchi 

Aehnliche Zuſtände finden ſich auch in einigen im Quellengebiet der Donau 
gelegenen ſchwarzwälder Gemeinden, in denen die früheren Hofgüter und Wald⸗ 
complere zu Meinen &ewerbegütern im Umfange von 2—10 Morgen zer: 
Ihlagen worden find. Die zu den Hofgütern gehörig gewefenen Gebäude werben 
bier jegt von Gewerbtreibenden benutzt und befinden fih zum Theil in einem 
ſehr vernadhläffigten Zuftande. Ueberhaupt gewährt die Bewirthfchaftung dieſer 
Heinen Güter hier einen fehr traurigen Anblick. Die faft ausſchließlich oder doch 
bauptfächlich gewerbtreibende Bevölkerung diejer Ortjchaften lebt in großer Dürftig- 
fit, da die von ihr betriebenen Gewerbe weder einen hohen noch auch einen 
fiheren und dauernden Berdienft gewähren. Sie bieten zugleich das Bild wirth⸗ 
ſchaftlicher Berkümmerung und fittlicher Verlotterung und find jomit ein warnendes 
Leifpiel dafür, wie verhängnißvoll e8 werden Tann, wenn in Gegenden, melde 
durch die Natur auf extenfive land» und forſtwirthſchaftliche Cultur und eine 
undihte Bevölkerung angewiefen find, der Boden in fleine Parcellen zerlegt und 
dadurch Anlaß zu dauernder Niederlaffung einer Bevölterung gegeben wird, Die 
den Epielraum der vorhandenen UnterhaltSmittel Leicht überfteigt. 

Ein weiterer gegen daS Anerbenreht erhobener Borwurf, der mit dem 
eben behandelten zum Theil zufammenbängt, befleht darin, daß das Unerbenredit 
eine ähnlich ungünſtige Vertheilung des Grundeigenthums zur Folge habe, mie 
das ſtarke Vorwiegen von Fidercommißgüten. Es wiederholen fich bei dieſer 
Gelegenheit, jagen Turban und Schupp®5), im Mikrokosmus des Dorf die 
Erihemungen folder Induſtrieſtaaten, in denen eine kopfreiche Proletariermafie 
wenigen Ueberreichen gegenüberfteht. 

Als Beleg für das eben Gefagte wird auf einige Theile des badiſchen 
Schwarzwalds?e) hingewiefen, wo die Bevölkerung faft nur aus einigen 

84) ne ber Grhebungen über die Lage der Lanbwirthichaft im Groß⸗ 

thum Baden 1883, ©. 26. Buchenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 


85) TZurban, Der Geſetzentwurf über geichlofjene Hofgüter, im Magazin für 
ae Rechtapflege und Berwaltung, Bd. 2 (1856). Schupp, Hofgliterweien im 
Ant er fach S. 109. , v 


Bol. für den gan en folgenden Abſchnitt v. Rüdt in ber Feſtſchrift für 

die Mitglieder der 21. Somalia beuticher Land» und Forſtwirthe, — 

1860, ©. 197, 202. Vogelmann, Die Forſtpolizei efehgebung bez gs der 

Privatwalbungen im Grobfergogthum Baden, Sarlaruhe 1871, ©. 86. Schupp, 

ofgüterweien bes Amtsbeziris Wolfach S. 38, 39, 42. Trenkle, Geichichte ber 

—ã— Induſtrie, Karlsruhe 1874, paffim und eigene Beobachtungen des 
afſers. 
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Hofbauern, welche Hofgüter von mehreren hundert Morgen befigen, und dem in 
ihrem Haufe Aufnahme findenden zahlreihen Gefinde ſowie aus ben wenigen 
in den Dörfern lebenden Tagelöhnern befteht. Die hier und da auf ben Hofgätern 
figenden Weberrefte früherer „Tod und Erbbeſtände“ ſowie einige wenige Hand: 
werfer, Gaſt⸗ und Schantwirihe ſowie Kleinhändler vermögen die große an | 
der foctalen Gliederung nicht zu befeitigen. Bon der Weiten foctalen Kluft, die 
hier zwifchen den beiden großen Bevölferungsgruppen — den wohlhabenden Hof: 
. Bauern und den Befigern — befteht, wird dann ausgefagt, daß fie für beide Theile 
verberblich fe. Teer Bauer habe die Gewohnheit gut zu leben. Auf Märkten und 
Hochzeiten verprafie er feine Einnahmen beim Kegeln und Würfeln um Krona= 
thaler; auch babe diefe Völlerei häufig nicht unbedenkliche Exceffe zur Folge. Der 
von ben Hofbauern angeſchlagene Ton werde dann nicht felten auch von den 
Knechten und Arbeitern nachgeahmt, indem aud fie ihren Lohn bei Wein umd 
Spiel verthun. Weil dieſer zahlreichen dienenden Claſſe jede Ausſicht fehle, durch 
Erwerbung eines Beſitzthums in der Heimath vorwärts zu fommen, fo fehle 
e8 hr volfftändig an jenem ben Kleingütlern eigenen Geiſt der Sparfamtait, 
ber Arbeitſamkeit und Nüchternheit, der zugleid die Fähigkeit erzeuge, unver: 
droffen vom Morgen bis zum Abend auf der eigenen Scholle zu arbeiten und 
zugleich, nöthigenfall® bie größten Entbehrungen zu ertragen. 

E3 kann zugegeben werden, daß die Grundbeſitzvertheilung in demjenigen 
Theilen des Schwarzwald, in benen faft nur große Bauerngüter vorkommen, wie 
3. B. im Amtsbezirk Wolfad) und einigen anderen Amtsbezirken, durchaus keine 
ideale ift. Zugleich iſt aber bereits früher darauf hingewieſen worden, daß die 
Möglichfeit einer intenſiveren Bewirthſchaftung ber rauhen Gegenden des 
Schwarzwalds nur ausnahmsweiſe vorliegt. Damit iſt aber zugleich die 
Berechtigung, ja die Nothwendigkeit größerer Güter für jene Gegenden nad; 
gewiefen. So müfſen nad) den Erfahrungen von Pfarrer Vogelbacher 87) Höfe 
in einer Höhe von 1500 über dem Meere 50 Morgen enthalten; 500° höher 
find 100 Morgen unumgänglich nöthig, bei 3000’ Höhe aber 300 Morgen. 

Iſt aber der dauernde Fortbeſtand großer Bauerngüter in den raubern 
Theilen des Schwarzwaldes gleihfam durch die Natur bedingt, fo muß gi | 
die damit im engften Zuſammenhang ftehende ariftofratifche Öfiederung ver Ä 
Gefellichaft mit in den Kauf genommen werden. Ä 

Handelt es ſich body bei der natürlichen Ausftattung des Schwarzwaldes 
ſchließlich — denn die Zerlegung bes Bodens in lauter Feine Gütchen Halten 
wir nur für einen Uebergangszuſtand, wenngleich vielleicht für einen fehr Lange 
Beit dauernden — nur um die Alternative, ob die fpannfähigen Bauerngüter oder 
die Ratifundien der todten Hand die Oberhand gewinnen werden. Wenn nun 
auch die Eultur, namentlich die Waldeultur, auf den Latifundien feinen Schaden 
leiden, fondern im entheil gwillfommene Förderung erfahren würde, ſo iſt 
das Verſchwinden des a doch ein zu theurer Preis für biefe mög: 
lichen Gulturverbefferungen. Wohin die Berhältnifie bereits gegenwärtig treiben, 
fagt und auch der neuefte Enqu&te-Bericht 8), indem er für einige Gemeinden ' 


87) Vogelmann, Die Yorftpolizeigeieggebung ©. 7 
88) Segebniffe der ng über die Lage ber Vndwirthſchaft im Groß 
berzogtbum Baden 1883, S Ä 


- 
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des Amtöbezirts Wolfach eine ungünftige Vermehrung des Beſitzes der todten 
Hand conftatirt. Durch fortgefegte Aufläufe von Hofgütern iſt dort allmählidy an 
die Stelle eines wohlhabenden Bauernftandes ein leiftungsunfähiges Proletariat 
getreten, jo daß nunmehr die Semeindeumlagen allzu hart auf die wenigen übrig 
gebliebenen Befigenden drüden. 

Auch bezieht fi die obige Darftellung, foweit fie wenigftens die Ueppigkeit 
des Pebens betrifft, auf eine Zeit, in der die Lage der Landwirthichaft eine 
günftigere und die des Vorzugserben eine bequemere war, als in ber Gegen⸗ 
wart. War es doch eine Zeit fteigender Grundrente und zugleich fehr niedriger 
Abfindungen der Geſchwiſter des Borzugserben. Bei meinen wiederholten Be— 
juhen des Schwarzwaldes in den Testen Jahren babe ich von dem oben ge- 
Ihilderten Ueberfluſſe nicht viel entdecken können, wohl aber die großen Schwierig: 
teten fennen gelernt, die der Bauer zu überwinden hat, um ſich auf feinem 
Hof erhalten zu können. Auch die Erbantheile, die er feinen Geſchwiſtern aus⸗ 
suzahlen hat, find in den legten Jahrzehnten weit höhere, ja, wie wir wiederholt 
erwähnt Haben, zu hohe geworden. Endlich pflegt es — ebenfall® nad) neueren 
Xerihten — bei den Hochzeiten und auf den Märkten, die das harte und 
arbeitfane Leben des Hofbauern doh nur felten unterbrechen, nicht mehr fo 
hoch berzugeben wie ehemald. Ob diefe Veränderung zum Belleren mehr auf 
bie ſchlechten Beiten oder die aus anderen Gründen einfacher gewordene Sitte 
zurädzuführen iſt, wage ich nicht zu entjcheiden. 

Ferner ift, wie dies noch fpeziell hervorgehoben zu werden verdient, die 
von Turban und Schupp gerügte einfeitige Vertheilung des Grundeigenthums 
feinesfall3 auf das Vorzugsrecht als ihre hauptſächliche oder gar einzige Urſache 
zurücdzuführen. Biel eber könnte als foldye die hier noch immer beftehende 
Gebundenheit der Bauernhöfe angefehen werden, wenn nicht die fehr milde Praris 
der Verwaltungsbehörden diefe namentlid in den legten Jahrzehnten fo gut wie 
Unjorifh gemacht hätte. 

Auch muß erwähnt werben, daß fich eine ähnlich einfeitige Bertheilung des 
Grund und Bodens in lauter größere Bauerngüter auch in ſolchen Landftrichen 
torfindet, in denen von jeher oder doch jeit lange die freie Theilbarkeit des 
Grundeigenthums beftand und das Anerbenrecht nicht gilt. Das gilt nament- 
lich von demjenigen Theil der Küftengegenden Schleswigs und Holfteins, Hannovers 
md Oldenburgs, der vom friefifchen Volksſtamme bewohnt wird, fo namentlid) 
von Oftfriesland. Wie e8 hier — nad der oben auf ©. 221— 223 gegebenen 
Tarftellung — hauptſächlich die natürliche Befchaffenheit des Landes (Boden und 
Kıma) war, die gleihfam naturnothwendig zur Ausbildung und Erhaltung 
— Bauerngüter hindrängte, ſo auch in einem Theil des badiſchen Schwarz⸗ 
walds. 


Endlich iſt die erwähnte Einſeitigkeit in der Vertheilung des Grund⸗ 

durchaus nicht dem geſammten badiſchen Schwarzwalde oder auch 

nur dem Hofgüterbezirke deſſelben eigen, ſondern nimmt nur einen Theil und 

zwar namentlich den rauheren Theil des letzteren ein. Außerhalb deflelben findet 

fd — trotz des auch hier geltenden Anerbenrechts — ſowohl eine mannig- 

fohe Abſtufung der verſchiedenen Gütergrößen, wie auch eine reiche ſociale Glie⸗ 
derung der Bevölkerung. 
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Es möge genügen, an diefer Stelle auf einige der forialen Elemente bin 
zuweiſen, melde im übrigen Schwarzwalde zu den Hofgutöbefigern und ihrer 
Familie, zum Gefinde und zu den Tagelöhnern hinzutreten. | 

Vorher muß aber noch hervorgehoben werden, daß die Hofgüter fell 
durchaus nicht überall eine gleich, oder ähnlich große Ausdehnung haben, indem 
fih aud im badiſchen Schwarzwalde noch vielfach die alte Einthetlung der Güter 
in Bauern-, Halbbauern- und Söloner:Güter erhalten hat. | 

Neben den Hofgütern finden fi) auf der einen Eeite die größeren Grund: 
befigungen des Staat3 (de ‘Domänen: und Forftärars), des Fürſtenhauſes, der 
Kirche, der Gemeinden, der ſtandesherrlichen Familien und des niederen Adels, 
und andrerſeits fchließt fib an diejelben eine nicht unerbeblihe Zahl von fog 
Gewerbe: und Tagelühnergütern an. | 

Die jog. Gewerbegüter verdanken ihren Urfprung der in vielen Gegenden 
des Schwarzwaldes verbreiteten Induftrie, fofern fie als Hausinduftrie betrieben 
wird. Als foldhe fommt noch vielfach die Uhrmacherei mit den fid) an dieſelbe 
anfchließenden Nebengewerben der Schildgehäuſe- und Kiftenmadher vor, jo | 
namentlid) in ca. 100 Gemeinden der Aemter Tryberg, Villingen, Neuſtadt, 
Waldfird und Freiburg, wogegen die Uhreninduftrie in den Aemtern Lenzfirh, 
Et. Georgen, Neuftadt und Villingen meift fabritmäßig betrieben wird. Außer 
der Uhrmacherei findet fi) als Hausinduftrie in den Hofgüterbezirfen, nament: 
lich in Lenzkirch, Neuftadt, Kirnach, Vöhrenbad), Furtwangen, Tryberg, Wald 
firh u. a. O., noch die Korbflechterei, Holzichnigerei, Spieluhrenfabrication, 
Draht: und Drabtitiftfabrication und fonftige Metallbearbeitung, die Anfertigung 
von Wieden für Das Einbinden der Flöße oder von Reifen für die Kübleru.a.m. 
Die in diefen Induſtrien beichäftigten Arbeiter wohnen in gemietheten oder — 
dem deal jedes verheiratheten Arbeiterg — eigenen Häuschen, zu denen meiſt 
auch ein Stüd Land gehört. Dafjelbe wird theils al8 Garten oder zum 
Kartoffelbau benutzt, tbeil3 dient e8 dazu, das nöthige Heu zu Emährung 
einer Kuh oder einiger Ziegen hervorzubringen. Ein Bild der Lebenshaltung 
eine3 ſolchen kleinen Induſtriearbeiters hat ung neulich die verdienftvolle Arbeit 
Scnappers 8°) geliefert. | 

Außer den Gemerbegütern giebt es dann in den Hofgüterbezirfen nod je. 
Tagelöhnergütchen, deren Ertrag ebenfall3 nicht binreicht, um eine Familie vol: 
ftändig zu ernähren, und bie fi von den Bauergütern der verjchiedenen Größen 
aud dadurch unterfcheiden, daß fie feinen eigenen Namen führen. Ihren Neben 
verdienft erwerben ſich die Befiger diefer Güter durch Arbeiten bei den Hof 
bauern oder bei den größeren Waldbefizern. Diefe Güter flammen zum Theil 
bereit3 aus alter Zeit oder find erft in unferem Jahrhundert durch Abſplitterung 
von den Hofglitern entftanden ?°). 

Endlich gehören hierher auch die fog. Tod» oder Erbftände, deren Inhaber 
den Heuerlingen im Norbmweften und den Snftleuten im Nordoften nicht un 


89) Schnapper, Beichreibung der Wirthihaft und Statiftit der Wirthichaft 
rechnungen ber Yamilie eines Uhrſchildmachers im badiſchen Schwarzwalde, in ber 
tübinger ak für die geſ. Staatswifſenſchaft 1880 Bd. 36 ©. 133 ff. 

9 ogelmann, Die Forfipolizeigefeßgebung ©. 26. 
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ähnlich find, nur daß ihr Verhältniß zu den Hofbauern von längerer Dauer und 
zwar gewöhnlich ein lebenslängliche8 oder ſogar erbliches zu fein pflegt). 

Aus diefer Darftellung folgt, daß die Vortheilsgerechtigkeit ſelbſt dort, wo 
fie mit der Gebundenheit der Güter verbunden ift, nicht nothiwendig zu der 
oben geſchilderten einfeitigen Bertheilung des Grundeigenthums in lauter große 
Douerngüter zu führen braucht, da ja beim Vorhandenſein eine® wirklichen 
ne nad) einer Berfleinerung diefer Güter die Genehmigung dazu leicht 

wird. 

Mit dem eben erwähnten Vorwurf, welcher dem Anerbenrecht gemacht zu 
werden pflegt, hängt ein anderer eng zufammen. Derſelbe befteht darin, daß 
die Erhaltung des mittleren Grundbefige8 um den Preis der Zurüdjegung der 
u des Unerben erfolge und daß diefe leicht das Proletariat ver- 

ren 9°). 

Eine befonders fcharfe Beleuchtung bat diefes Bedenken durch den Land» 
wirthichaftlichen Verein von Elbing erhalten in einer Petition, die derfelbe am 
6. März 1880 an den weitpreußifchen Provinziallandtag gerichtet hat. Dieſe 
Petition führt aus, daß in Weflpreußen die Kinder des Bauern von ihrer 
Jugend bis in das fpätere Alter durch ſchwere körperliche Arbeit auf dem väter- 
lichen Grundftüd mit dazu beitragen, den Werth deſſelben zu erhöhen. In 
dolge diefer ausſchließlichen Beſchäftigung im landwirthichaftlihen Betriebe des 
Vaters fehlt den Söhnen, welde nur die Dorffchule beſucht haben, in der 
Regel die nothwendige VBorbildung, um nad dem Tode des Vaters ihr Fort: 
fommen in anderen Erwerbszweigen zu ermöglichen. So feien fie denn darauf 
angewieſen, nady dem Tode des Vaters einen Theil feines Grundflüds zu über- 
nehmen, auf dem fie ſich bereits während feines Lebens abgemüht haben. 
Wollte man nun, jagt das Gutachten, in jenen Gegenden das Anerbenrecht 
enführen, jo würde den Geſchwiſtern des Unerben fein anderer Ausweg bleiben, 
als auszumandern oder im Heimathort zu bleiben und Proletarier zu werden. 

Wir meinen, daß e8 für die Gefchwifter des Anerben noch eine britte 
Möglichkeit giebt, nämlich die, fi als Iandwirthichaftlice und häusliche Ger 
hilfen beim Bruder oder bei einer dritten Perfon zu verdingen. Bei dem 
notorifyen Arbeitermangel jener Gegenden dürfte es an Gelegenheit hierfür 
mt fehlen. Auch ließe fi) der Uebergang zu anderen Gewerben durch eine 
befiere Schulbildung erleichtern. 

Was fpeziell die erflere Eventualität, — das Verbleiben im Haufe des 
Imuder und feiner Frau als ihre Gebilfen auf dem Felde, im Biehftall oder 
im der Kuche betrifft, — fo können wir die vielfach verbreitete Abſcheu gegen 
em ſolches Verhältniß durchaus nicht theilen. Ja für den Bauernftand ift es 
gradezu wünſchenswerth, daß die Brüder, namentlich aber die Schweſtern des 
Anerben eine zeitlang, nämlich bis zu erlangter Volljährigfeit, auf dem elter- 





91) Das Nähere Über dieſen Gegenftand findet fi in ber erfien Abtheilung 
dieſer Arbeit auf ©. 96 angegeben. 

9%) Abg. Pau in der Si ung des preußiichen Abgeorbnietenhaufes vom 
%. November 1879. Sten. Ber. ©. 268. F. Wilfer, Neber Lage und Verhält⸗ 
niſſe des Ländlichen Grundbefitzes u. |. w., Gotha 1888, ©. 34, 35. Die wohl» 
wollende Beſprechung meines im J. 1883 im pr. Landes⸗Oekonomie⸗Collegium ers 
Ratteten Referats in ber Weier- Zeitung vom 18. Juli 1888. 
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lichen Hofe bleiben und dem Vater oder Bruder helfen. Man muß bei Br 
urtheilung dieſes Verhältniſſes fi jener fentimentalen Anwandelungen ent: 
ſchlagen, die bei vorzugsweiſe von ſtädtiſchen Vorſtellungen beherrſchten Poli⸗ 
tikern häufig anzutreffen find. einem Bater und feinem Bruder untergebm 
fein, ift in Kreifen, in denen man nicht empfindfam zu fein pflegt, durdans 
nicht demüthigender als ſich einem fremden Lehr: oder Brodherrn oder gar den 
Unteroffizier unterzuorbnen. Und dieſes Verhältniß, fo hart und rauh es ud 
bisweilen ericheinen mag, birgt für die Geſchwiſter des Bauern einen fittlicen 


Gehalt in fi, deſſen ganze Bedeutung ung erft dann völlig zum Bewußtſein 


fommt, wenn wir an bie einzelnen, aus der Bauernfamilie zu früh Losgelöften 
und in die Stadt verichlagenen Glieder und die ihnen inmitten einer fremden 


Umgebung drohenden Gefahren benten. 


Vollends die in der Elbinger Petition erwähnte Gefahr, daß die Geſchwifter 
des Anerben am Orte bleiben und hier zu Proletariern berabfinfen, fdem 
überaus gering zu fein in einer Zeit, in der der Selbitändigfeitstrieb die An: 
gehörigen bes Hofbauern — wie u. U. aus dem badiſchen Schwarzwalbe berichtet 

) — bereits früh in die weite Welt treibt, fo daß Zagelöhner md 
Dienftboten in jenen Gegenden entweder gar nicht oder nur um hoben Lohn zu 
haben find. Und was über ben ſtarken Wandertrieb ber ſchwarzwälder Bauen: 


wird ? 


ſöhne, die nicht durch eigenen Grundbefig in ber Heimath zurüdgehalten werden, 
berichtet wird, findet auch feine Beftätigung für andere Theile Deutichlands. 
Und menn dann andrerjeit3 die centrifugale Wirkung des Anerbenrechts 


zwar zugeftanden, aber zugleid) mit Hinweis auf die Verhältniſſe der Lippeſchen 


Vürftenthümer getabelt wird ?*), fo erlauben wir ung, gegenüber diefem Tadel die 
Frage aufzumerfen, ob denn die Lage der jüngeren Söhne der Iippifchen Bauern, 
welche als Tagelöhner, Fabrikarbeiter, namentlich aber als Ziegler und Maurer 
ganz Norddeutſchland durchftreifen, um im Herbft zum Theil mit reichlichem Ver⸗ 
dienſt in die Heimath zurückzukehren, nicht eine günſtigere iſt, als die jener Schollen⸗ 
kleber, die in Ländern mit unbegrenzter Theilung des Grund und Bodens, auf 





eigenem Zwerggut ſitzend, ſich zu immer größeren Entbehrungen genöthigt fehen | 
Mit Rüdfiht auf den badiſchen Schwarzwald ift auf diefen Unterfchid 
namentlih von Vogelmann?°) aufmerkfam gemadit worden. Derſelbe weit 


darauf bin, daß bet der ‚gegenwärtigen Hofverfaffung des Schwarzwaldes ve 


überſchüſſige ländliche Bevölkerung ſich entweder der Hausinduflrie zuwendet oder 
den Schwarzwald jür immer oder zeitweife verläßt, um fich anderwärts durch 


Fleiß und Intelligenz Vermögen zu erwerben. Würde bie Theilung ber Hof⸗ 
güter aber erft in Gang kommen, fo ginge fein Schwarzwälder mehr aus 
‚ feinen Bergen hinaus, und wo gegenwärtig ftattlihe Bauernhöfe inmitten hoher 


Wälder und Appiger Wiejen ftehen, da würden dann von Kartoffelfeldern um- 
gebene Kleingütlerhäufer zu fehen fein, deren Inhaber fich hinfichtlich ihrer Lebens⸗ 


98) age imdnn, Forſtpolizeigeſetzgebung ©. 86. Engelhorn, Gutadten 

über die Theilbarfeit der jeither geichlofienen Hofgüter des Schwarzwalds und Auf 

— des ſog. a je ber Zeitichrift für badiſche Verwaltung und 
Rn e 1869 © ‚80 


——— 1841, 
95) Dog D m : x n, Yorftpolizeigefeggebung S. 86. 


Meder das Sue iche bfolgegeſbi in der Provinz Weſtphalen, 
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haltung weder mit den jegigen Hofbauern nody auch mit deren Gefinde meflen 
Könnten. 


Freilich ift das Vorhandenſein günftiger Ermwerbögelegenheiten eine noth- 
wendige Borausfegung für diefen günftigen Zuftand. 

Wie die Vererbung der Lehn⸗ Stamm⸗- und Fideicommißgüter an eins 
der Kinder in früheren Jahrhunderten nur dann zu günftigen Refultaten führte, 
wenn die übrigen Kinder in der Kirche, im Militär, im Hof- und Staatsdienft 
ein Unterfommmen fanden; wie die Succeffion der älteften Söhne in die eng- 
liſchen Entails auch noch heutigen Tags ihre weſentliche Vorausſetzung in dem 
Uebergang der Geſchwiſter des Entailerben in die Handel und Gewerbe treibenden 
Slaffen fowie in dem Abflug derfelben in die Colonien hat und wie endlich die 
ftarfe Abforption der jüngeren Söhne des preußischen Adels durch die Armee 
die Erhaltung der nicht dur Fideicommiſſe an beftimmte Familien genüpften 
Güter m der Familie erleichtert, fo wird auch in Zukunft, je weiter das An⸗ 
erbenrecht in feiner Anwendung auf den land» und forftwirthichaftlichen Grund- 
befig ausgedehnt wird, um fo mehr die Schaffung neuer Erwerbögelegenheiten 
für die Geſchwiſter des Anerben ins Auge zu fallen fein. Somit führt auch 
unfer Gegenftand zur Forderung möglichfter Entwidelung der nationalen Bolt3- 
wirthſchaft ſowie zur Förderung der Ableitung ihrer überſchüſſigen Kräfte nad) 
ja enwerbenden Colonien ?®). 

In feinen Fall aber darf man fi der Illuſion bingeben, als ob mit 
Vabehaltımg des Anerbenrechts zugleich auch die Zuſtände unverändert bleiben 
werden, die fi) früher an daſſelbe knüpften. Wenn daher aud) heute noch die 
Bauern in ihren Söhnen vielfah nur ihrer Wirtbichaft dienftbare Arbeitskräfte 
erbliden, die ihnen um fo ficherer erhalten bleiben, je weniger fie zu anderen 
Beidhäftigungen und überhaupt zum Fortkommen außerhalb des elterlichen Haufes 
tauglich find, jo müflen der Staat und die Gemeinde ſich auf einen höheren 
Etandpuntt ftellen und dafür forgen, daß die zum Yortziehen jeder Zeit Be- 
rehtigten auch in den Befig der nöthigen Kenntniffe und Fertigkeiten gelangen, 
die ihnen das Fortkommen außerhalb des elterlichen Hauſes und der Heimath- 
gemeinde ermöglichen. 

Daß die obigen Poftulate übrigens zum Theil fchon gegenwärtig realifirt 
find, zeigt das Beiſpiel des Regierungsbezirks Gumbinnen, wo die Verhältnifie 
de Bodens, des Klimas und der Volkswirthſchaft doc, nicht günftiger find als 
die Weſtpreußens. Wir ftellen daher die nachfolgende, auf den Regierungsbezirt 
Gumbinnen bezüglihe Schilderung der in ber Petition der weftpreufifchen Land» 
wirtbe enthaltenen gegenüber. Sie mag zuglead zur Widerlegung der dort 

Bedenken dienen. Im Regierungsbezirk Gumbinnen, fo wird ung . 
berichtet, bleibt ein Theil der Gefchwifter des das elterlide Gut übernehmenden 


‚„ %) Tenjelben Gedanken hat bereit? J. G. Schloffer in einer Note (68) zu 
Ariftoteles, Politik und Öragment der Oekonomik, Lübeck und Leipzig 1798, ehe 
Abtheilung, ausgeſprochen: „&3 ift in vielen Orten Deutichlanda eingeführt, jagt er, 
daß nur ein Kind, bald das jüngfte, balb das ältefte, bie Liegenichaften erbe und 
die anderen nach billiger Schäbung abfinde. In Aderbauftaaten jollte es nicht 
anders fein, nur follte da geforgt werben, daß die Höfe nicht zu groß werden und 
daß durch Begünftigung der Städte die anderen Kinder Nahrungs— 
mittel finden.“ 
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Bauern und unter ihnen namentlich die Schweftern, fofern fie wicht heirathen, 





in der Regel noch längere Zeit im Elternhaufe und arbeitet mit in der Wirth 
ſchaft, während von ben übrigen Geſchwiſtern ein Theil in fremde Dienfte gebt. 
Diefelben gelten auf dem Lande und in den Etädten, wie bereit3 erwähnt, aB 
die beiten, zuverläffigften Dienftboten. Ein anderer Theil der Geichwifter des 
Gutsübernehmers dient beim Militär al3 Unteroffizier weiter, fpäter werden fie 


Subalternbeamte oder Handwerker. Auch find aus den wirklich wohlhabenden 
Bauernkreifen die Beifpiele nicht mehr felten, daß einzelne Söhne das Gym 
nafium abjolviren und ſtudiren. Weberhaupt führt ber Bauernſtand den übrigen 
Ständen fortwährend Arbeitöfräfte zu, indem er fie zugleich ergänzt und ver: 


jüngt ?). Das was hier durdy die bäuerliche Eitte bewirkt wird, das würde 


durch Einführung des Anerbenrechts feine weſentliche Veränderung erleiden. 


Und über ähnlich günftige Nefultate, welche der ungetheilte Uebergang de 
Bauerngutes von einer Generation auf die andere aufweift, wird aus dem 


Königreich Sacdjen?®) berichtet. Hier nöthigt nicht daS Anerbenrecht, mohl 
aber die Gejchlofienheit des Grundeigentbums nicht nur die Geſchwifter de 
Gutsübernehmers, fondern bisweilen auch ſämmtliche Kinder des Erblaſſers 


(wenn nämlich daS erforderliche Capital zur Uebernahme des väterlichen Guts 


bei feinem derſelben vorhanden ift) zum Berlafien des väterlichen Grunbftäds, 


ohne daß doch die Ausbildung eines Ländlichen Proletariats die Folge davon 
wäre. Diefelben wenden ſich vielmehr anderen Berufen zu oder heirathen auf 


andere Güter, deren Befiger keine männlichen Nachkommen haben. So bleitt 
denn bie Agrarverfaſſung und Grumbbefitvertheilung trog der dichten Bevölle— 
rung dieſes Induftrielandes eine geſunde. 





Wie fih die Verhältniffe der Gefchwifter des Anerben — unter im al: 


gemeinen ſehr günftigen Bedingungen des Wohlſtands und der Sittlichkeit — 


im Einzelnen geftalten, darüber giebt und endlich eine in 2 ‘Dorfgemeinden des | 
öftlihen Kreifes des Herzogthums Altenburg?) im J. 1843 veranſtaltete 


Enquete Aufſchluß, wobei hervorgehoben zu werden verdient, daß die beiden 


Dörfer für die Geftaltung der bäuerlichen Verhältniſſe im ganzen Kreife typild 


gewefen jein follen. Das Reſultat der Enquöte war, in wenige Worte zu: 


jammengefaßt, folgendes: Was zunäͤchſt die Bauernföhne betrifft, die nicht in den 


Beſitz des väterlihen Hof8 gefommen waren, fo hatten bie meiften bavon in 


fremde Höfe geheirathet, einige waren unverheirathet bei ihren Geſchwiſtern ge 
blieben, wieder andere hatten Häufer in benachbarten Städten gefauft und 


trieben bafelbft eine bürgerlide Nahrung. Den älteren Söhnen wurde das 
Auffinden eines erwünſchten Unterfommens dadurch erleichtert, daß Vater und 


Mutter zu diefer Zeit in der Regel noch lebten und gern mit einem größeren 
Beitrage ald dem wirklihen Erbtheil aushalfen. Diefes Plus wurde dam ge 


wöhnlich aus dem GSelbfterworbenen zurüdbezahlt. Starben die Eltern früher, 
jo erhielten die älteren Geſchwiſter freilich feine ſolche Unterftügung, dafür wurde 
ihnen aber ihr Erbtheil jofort ausgezahlt. Die weiblichen Geſchwiſter hatten 


97) Stödel in Bäuerliche Zuflände Bd. 2 ©. 328. 
a) v. Langsdorff in Bänerliche Zuftände Bd. 2 ©. 220. Demler bal. 


99) W. Hager, Beiträge aum — der ſiebenten Verſammlung deutſcher 
Land⸗ und Forftwirthe von 1843 © 
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met bis zum 30. Jahre geheirathet. Die nad Antritt des Hofs durch den 
—— bei dieſem verbliebenen oder zu demſelben ſpäter zurüdgelehrten 
Geſchwiſter männlichen und weiblichen Geſchlechts bedten mit den Zinſen ihres 
Erbantheild ihre Geldausgaben und verdienten ſich den Unterhalt durch Hilfs⸗ 
leiftumgen in ber Wirtbichaft. Zu biefem Zweck übernahmen fie in jüngeren 
— in der Regel die Arbeit von Knechten und Mägden, in höherem Alter 
egen verſahen fie die Stelle eines Verwalters oder Aufſehers reſp. einer 
— be führten die Aufficht über die Kinder. Nebenbei verrichteten 
fie wohl auch leichtere Arbeiten im Garten und im Hofe. Tielen ihnen aud) 
He Arbeiten zu jchwer, jo forgte der Befiger in der Regel für gute Pflege. 
werben die Geichwifter faft ohne Ausnahme rückſichtsvoll behandelt. 
An Solge feiner Wohlhabenheit befand fid, der Kürerbe in der Lage, ihnen Logis 
und Speife zu geben und ben Echweftern |päter auch bei einer etwaigen Ver⸗ 
— zu helfen. Im Uebrigen erhielten dieſe ihre Antheile von ihren 
ltern, welche ſich bei Uebergabe des Guts zu dieſem Zweck eine beſtimmte 
— auszubedingen pflegten. Dieſe blieb gewöhnlich auf dem Gut radicirt 
md wurde erſt ausbezahlt, wenn die betreffende Schweſter heirathete oder 
der Bruder jelbftändig wurde. Blieben die Geſchwiſter dagegen bis zu ihrem 
Zode im Haufe des Bruders, fo pflegten fie ihm in der Regel ihr im Gute 
kehendes Vermögen zu bermachen. 

Od dieſe den vierziger Jahren angehbrende Schilderung auch noch heute 
für Altenburg zutrifft, vermögen wir nicht anzugeben. Sicher aber iſt, daß ſich 
noch in einem großen Theil unſeres Bauernſtandes ähnliche Verhältniſſe erhalten 
haben. Es iſt das bei Gelegenheit der Berathung über die neueren Höfegeſetze 
amd Landgüterordnungen von verſchiedenen Seiten beſtätigt worden. Ja wir 
Üinnen, — wenn wir bie wenigen Gegenden, in denen ſich nur große Bauerngüter 
derfonden , wie z. B. einige Theile des Schwarzwalds, Dftfrieslands u. f. w. 
ansnehmen — geradezu behaupten, daß die Ränder, in denen ſich ein gejunder 
größerer und mittlerer Bauernftand mit mannigfad) "abgeftuften Gütergrößen be= 
findet, zugleich die befriedigendften jocialen Verhältniſſe aufweiſen, und daß namentlich 
der ländliche Arbeiterſtand ſich nirgends in ſo günſtiger Lage befindet wie grade 
hier. Den Beweis für dieſe Ben haben wir in der erften Abtheilung 
mierer Arbeit auf S. 93—98 zu führen verfudt. 

Neuerdings ift im Anfchluß an den oben dem Anerbenrecht gemachten 
Vvorwurf noch darauf aufmerffam gemacht worden, daß das Anerbenrecht 
ane erhebliche Stärkung der Socialdemofratie zur Folge haben werde. So 
ſagt der in letzter Zeit häufig genannte Publicift des Eifenader Bauernvereing, 
8. Wiffer!0%): „Die wihtigfte Seite diefer Erbrechtsfrage (d. h. der Frage 
des Anerbemrechtꝰ) für die organiſche Fortentwidelung unſerer wirthſchaftlichen 
md ſtaatlichen Verhälmiſſe bleibt jedoch immer die ſociale; die breiten Schichten 
der durch die Uebermaſſe des bäuerlichen Befiges nad Einführung des Anerben- 
rechts abzuftogenden Maffen werden unbedingt dem Proletariat in fehr be= 
ihlennigter Weife zugedrängt, und die Bereinigung ſolcher durch die Enterbung 
verbitterter Beyer aloe an den Arbeitäcentren muß fidh bald als eine drohende 


00) F. Wilfer, Ueber Lage und Berhältnifie des Ländlichen Grunbbefikes, 
Bott 8.* S. 34, 85. | n : 
S&riften XV. — dv. Miaslomsti, Grunbeigenthumspvertheilung. II. 18 
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Belaftung für die gefunde Entwidelung der ftaatlichen Verhältniſſe herausſtellen. 
Diefe in ihrem Rechtsbewußtſein gekränkten Vollksſchichten würden einen em 
pfänglichen Boden bilden zur Aufnahme der Saaten, die durch Socialdemofratn 
und Nihiliften vege gemug auSgeftreut werden; die Vitterkeit des durch flaatlihe 
Einrichtungen gekränkten Rechtsbewußtſeins des vom väterlihen Erbe verbrängten 


Menfchen verleiht jenen forialiftifchen Beſtrebungen nicht allein größeren Umfang 


und größere Kraft, fondern aud) das bis jest fehlende, fittlihe Moment.” 


Dieje ganze Argumentation befteht aus einer Reihe von Sägen, von denn 


jeder einzelne beftreitbar ift. 


So ift überhaupt von einer Enterbung der Geſchwiſter des Anerben im 


modernen Anerbenreht nicht die Rede, fondern allenfall® nur von fleineren 
Erbtheilen im Vergleich, zu denjenigen, die fie erhalten würden, wenn man das 


binterlaffene Gut zum höchſten Verkaufswerth fhägen wollte. Sodann ift nicht 


abzufehen, weshalb die Verbitterung der Miterben größer fein foll, werm die Ber: 


ringerung ihrer Erbportionen durch das Gefeg (mie die Vertreter des Anerben: 
rechts wollen), als wenn fie durch die Umgehung des Geſetzes (mie gegenwärtig 
meift gejchieht) erfolgt. Denn den letzteren Weg will ja auch Wiſſer dem 
Bauernftande nicht verlegen, indem er im Hinblid auf die „Experimente auf 
dem Gebiete des Erbrechts“ fagt: „Man laſſe auch in der Zukunft die Ber 


hältnifje diefes Beſitzes fidh vegeln nad) den Bebürfniffen jedes Landes, Gaues 


oder Dorfes.” Zu diefen „localen Verhältniſſen“ gehören aber aud die 


Gutsübertragungsverträge fowie die anderen gegen das beftehende Inteſtaterb⸗ 


recht gerichteten Hilfsmittel, durch melde der Gutsübernehmer vor feinen Ge— 


ſchwiſtern begünftigt wird. Es dürfte vielmehr das Gegentheilj richtig fen. 
Denn wird das Inteſtaterbrecht geändert, dann braucht der Einzelne, dem 
dafjelbe nad) dem Sinn ift, keinen Gutsübertragungsvertrag einzugehen, fen 
Teftament zu errichten, und es dürfte viel weniger verlegend und fränfend fir 
bie Gefchwifter des Anerben fein, wenn der Vater e3 bei dem Inteſtaterbrecht 
läßt, als wenn er durch feine Dispofition in das Recht der Familie eingreift. 


Was endlich die Behauptung, daß das Anerbenredht ein Proletariat erzeugen werde, | 
anlangt, fo haben wir bereitd an mehreren Beifpielen gezeigt, Daß weder das 


Anerbenrecht noch die demſelben hinſichtlich der Zurüdfegung der Gefchwifter des 
Gutsübernehmers gleihwerthigen individuellen Dispofitionen diefen Einfluß ge 


habt haben, ja daß in denjenigen Theilen des Deutichen Reiches, in denen ſich 


ein zahlreicher und kräftiger Bauernftand mit Hilfe des Anerbenrechts. erhalten 
bat, fid) zugleich die gefundeften focialen Verhältniffe vorfinden. 

Wir wollen dem oben Gefagten nur noch hinzufügen, daß die Erhaltung 
unſeres Bauernftandes zugleich die Erhaltung mehrerer Millionen mit ber be 
ftehenden Wirthſchaftsordnung aufs Engfte verfnüpfter Familien bedeutet, deren 
gefunder und kräftiger Geift ſich nicht nur auf die Unerben, fondern aud auf 
ihre Geſchwiſter überträgt und in dieſen einen ftarfen Wall gegen die Ber: 


führungen der Socialdemofratie und den Anarchismus bildet. Eine Statifil 


der Provenienz unferer Sozialdemofraten und Anardiften dürfte ergeben, 
dag nur ein verfchwindender Theil der Anhänger diefer Parteien auf unferen 
größeren und mittleren Bauernhöfen aufgewächfen ift. 


Ein weiterer gegen das Anerbenrecht gerichteter Angriff wird vom Standpunkt 
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und im Namen ber Gerechtigkeit geführt 101). Dieſe verlange nämlich, fo wird 
gefagt, daß die in gleichem Grade mit dem Erblaſſer verwandten Perfonen aud) 
gleiche Antheile an — Nachlaß erhalten. Die Antheile werden dann wieder 
entweder als gleiche Portionen an dem Geldwerth des Nachlaſſes oder an den 

Nachlaßgegenſtänden in specie gedacht; jo daß beiſpielsweiſe nach der 
erften Anffaffung der Gerechtigkeit bereits genügt wäre, wenn der Verlehrswerth 
eines nachgelafienen Landguts umter ſämmtliche Kinder zu gleichen Theilen ver: 
theilt würde, während nad) der zweiten Auffaffung jeder Erbe einen gleich⸗ 
werthigen Antheil an dem Gut felbft zu erhalten Bätte, Durh Bevorzugung 
eines der Erben vor allen anderen verlege das Anerbenrecht das Gleichheits- 
princip umd widerſpreche ſomit der Gerechtigkeit. 

Indem wir uns jegt zu einer Brüfung biefeß dem Anerbenrecht gemachten 
Sormurfd wenden, haben wir zunädft daran zu erinnern, daß alles Privatrecht 
ane doppelte Srundlag e hat. Die eine gehört dem ſittlichen Leben an und 
äußert ſich, wenn ar nicht ausſchließlich, ſo doch vorwiegend auf dem Gebiet 
des Perfonen- und Familienrechts. Die andere dagegen gehört dem wirthſchaft⸗ 
lichen Leben an und tritt namentlih im Sachen- und Opligationenredt zu Tage. 
Im Erbrecht laufen die Fäden vun beiden Gebieten zufammen, fo zwar, daß 
je nad) der verſchiedenen Geftaltung dieſes Rechtsgebiets bald die Forderungen 
des en bald die des wirtbichaftlichen Lebens größere Beruckſichtigung gefunden 

haben. Während das römische und das demfelben nafhgebildete Erbrecht die 

aus der abftracten Natur des Menſchen ſowie aus ber blutsgemeinſchaftlichen 

verbindung deſſelben abgeleiseten Forderungen ohne Rückſicht auf die verſchiedene 

wirthfchaftfiche Natur der Güterwelt zur Geltung bringt, ift das mittelalterliche 

Erbrecht der Ausdruck der beftehenden ftändifchen Geſellſchaft und Naturalivirth- 

haft umb wird von demſelben auf die aus ber fittlihen Natur des Menfchen 
für das Recht abzuleitenden Forderungen weniger Rüdficht genommen. 

Das ift nun ebenfo fehr eine Einfeitigfeit, wie wenn das gemeine Erb: 
recht den wirtbichaftlihen Bedürfniſſen der verſchiedenen Güterarten und forialen 
Claſſen gar feine Rechnung trägt. 

Wenn wir es als einen Mangel des gemeinen Rechts bezeichnen müſſen, 
daß daſſelbe auf das wirthſchaftliche Moment nicht genügend Rückſicht nimmt, 
ſo ſoll damit nicht zugleich geſagt ſein, daß dieſes gleiche Recht nicht doch ver- 
ſchiedenen Güterarten und Perfonenclaflen in jehr ungleicher Weiſe zu Gute 
ommt. Daſſelbe wird vielmehr, — ohne daß dies der Intention des Geſetz⸗ 
geberd nach beabfidhtigt worden wäre, — den Intereſſen des beweglichen Capi⸗ 
tal3 und der auf dem Beſitz beffelben rubenden Claffen ungleich mehr geredt, 
als den Bedürfniſſen der auf der Baſis des unbeweglichen Vermögens ruhenben 
Claſſen. Diefe Iegteren haben ſich bisher vielfad, durch finguläre Rechtsbildungen 
zu helfen geſucht, welche un Öffentlichen Agrarrecht ihren feften Kern haben und 
von bier auch in das Gebiet des privaten Saden: und Erbrechts hinüber: 


greifen. 
Uns fcheint nun, daß diejenigen Geſichtspunkte, melde nn ihre &eltung 


101) Hierher gehören namentlich die Vertreter be franzöfiſchen Rechts. en 
ah dv. Beaulieu-Marconnay, Dad bäuerlie Grunderbrecht S. 30 f., u 
andere auf gemeintechtlichem Stanbpuntte ftehende Juriſten. 
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im Erbrechte nur auf Umwegen und ausnahmsweiſe durchzufeßen wußten, in 
Zukunft bei Feſtſtellung bes Erbrecht ſtärlere Berüdfichtigung verdienen, fei es 
auch auf die Gefahr Hin, daß das Recht ſich dadurch weniger einheitlich al 
bisher geftalten follte. 

Dieje Gefichtspunfte gehören namentlich) den Gebieten des wirthichaftlichen 
Lebens an. ine geſunde Wirthſchaftspolitik verlangt gebieteriſch, daß bart, 
wo die Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums eine im Ganzen geſunde iſt, 
wie gegenwärtig im Deutſchen Reiche, dieſelbe auch in Zukunft möglichſt umer- 
ändert erhalten werde. Das gemeine Erbrecht bewirkt aber, wie wir in der 
erften Abtbeilung diefer Arbeit zu zeigen fuchten, auf die Dauer regelmäßig eine 
Ausartung diefer gejunden Bertheilung. Dagegen übt daS Anerbenrecht, welches 
Das zum Nachlaß gehörige Landgut ungetheilt auf eins der Finder zu einem 
mäßigen Anfchlage überträgt, feinen Einfluh im Sinn der Erhaltung der beftehenden 
Grundeigenthumsvertheilung aus. 

Das Anerbenreht dient aber nicht nur der Erbaltung der vorhandenen 
Güter überhaupt, fondern aud der Erhaltung derfelben in denjenigen Familien, 
denen fie angehören. 

Wenn der Nugen des Fortbeftehens der vorhandenen Bauerngüter und damit 
auch des Bauernftandes in feiner Gefammtheit als erwiefen und allgemein aner: 
fannt angejehen werden kann, jo dürfte das Gleiche nicht ohne Weiteres auch für 
die Erhaltung diefer Güter in derfelben Familie gelten. Hier fünnte gefagt werben, 
und es ift häufig gejagt worden, daß es für die Geſammtheit gleichgiltig ſei, 
ob das Bauerngut der einen oder anderen Familie angehöre. “Das ift indeß 
nicht richtig. Vielmehr Liegt die Gefahr ſehr nahe, daß wenn die Bauernfamilie 
von ihrem Gut getrennt wird, fie auch aufhört, eine bäuerliche, und das Gut, 
ein Bauerngut zu fein, indem die frühere Bauernfamilie in die Stadt zieht und 
das von ihr veräußerte Gut entweder in Zwerggüter zerlegt oder mit größerem 
Befig vereinigt wird. Denn das, was ein Bauerngut als ſolches erhält, ıf 
nicht zum geringften Theil der an demfelben zäh fefthaltende Sinn der Bauen: 
familie. _ In der von diefer außgehenden Werthſchätzung des ererbten, durch 
unabläffige Arbeit und unermüdliche Sorge erhaltenen und verbefjerten Guts iſt 
in einer Zeit, in der die Geſetzgebung einen directen Schu der Bauerngüter 
nicht kennt, der einzige oder doch wejentlihe Schu der Bauerngüter und des 
Bauernitands zu fuchen. Denn nur die Liebe zur Scholle läßt den Beſitzer die 
vielen Mühen, ja die Noth und Plage ertragen, die namentlid in einer kriti⸗ 
ſchen Beit, wie die gegenwärtige e3 ift, feinem Landwirth eripart bleiben. 

Mit dem Familienbeſitz find aber auch — mie wir bereit oben bei Be 
ſprechung des Familienfideicommiſſes ausgeführt haben — nod) andere Momente 
verknüpft, die denfelben für die Geſammtheit beſonders werthvoll erſcheinen lafien. 
Nur wenn der Beſitzer eined Guts mit Sicherheit darauf rechnen kann, daß das: 
felbe auf feine Kinder kommen werde, wird er fih zu folden Eulturen (Wal: 
wirthſchaft mit langen Betrieböperioden) und Bodenmeltorationen (weit aus 
ſehende Bodenverbefjerungen, wie Ent: und Bewäflerungen) verftehen, die viel 
Capital verlangen und erft nad) längerer Beit einen Ertrag geben bez. ſich bezahlt 
maden. Bei Holden Befigern verbindet fi) dann das Jutereſſe an der Gegen: 
wart mit dem an der Vergangenheit und Zukunft zu einer untrennbaren Ein: 
heit, jo daß von denfelben mehr auf die Erhöhung des dauernden Ertragswerths, 
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ala des augenblidlichen Verkaufswerths des Guts gefehen wird. Es find mit 
einem Worte dem Egoismus eines ſolchen Beſitzers gemeinnügige Elemente bei- 
gemiſcht, die für das Vollswohl von der größten Bedeutung find. Wo bag En 
diefer Familienſinn nicht vorhanden iſt, da nimmt der Egoismus eine ausſchließ 

auf die Befriedigung augenblicklicher, rein individueller Bedürfnifſe —5 
Richtung. Unter ſolchen Umftänden wird das Gut leicht zu einer reinen Handels⸗ 
waare die dem Eigenthümer jeden Augenblid feil iſt. 

8 Beleg für das Gefagte dient ein großer Theil der weſtphäliſchen 
nn deren Eichenholzungen wie eine Art Fideicommiß behandelt und 
auf die Erben übertragen werben. Wo ber Familienſinn der Bauern dagegen 
zu ſchwinden beginnt, da werden biefe Holzungen herunter gehauen, und es 
verliert der Bauer damit nicht nur einen Theil feines Reſervefonds, ber ihn 
un Zeiten der Noth vor dem Untergang fügen kann, e8 verliert auch die Land⸗ 
ſchaft ihren charafteriftifchen Reiz und es werden die Anforderungen, welche die 
Geſammtheit aus klimatiſchen Gründen an die Erhaltung der Wälder und 
Holzungen ftellt, nicht erfüllt. Die Folge iſt dann, daß der Staat entweder 
durch Zwangsgeſetze eingreifen oder auf ſeinem eigenen Befitz Waldeulturen her⸗ 
ſtellen muß, zu deren Erhaltung ſich der Privatbeſitz als untauglich erweiſt. 
Auch von den Wäldern auf den Schwarzwälder ‚Hofgütern wird berichtet, daß 
fie ihren Schug finden in dem Stolz der Familien auf ihren alten Stammfik 
umd fpeziell ım ihrer Vorliebe für den Waldbeſitz 102). Dadurch ift aber nicht 
ausgeihloffen, daß nicht auch gelegentlich in den Wäldern der Hofbauern die 
für jene Gegenden beſonders verderblichen Kahlichläge vorfommen. Doc erfolgen 
fie meift nicht um des Gewinnes wegen, fondern aus Noth, wenn ber Bauer 
fd nicht anders zu helfen weiß. In ſolchem Fall Teiftet ihm der Wald den 
Tienft einer Sparkaſſe, die er in guten Zeiten füllt und nur in fchlechten Zeiten 


angreift. 

Als weiterer Beleg für die Bedeutung des — können auch 
die Marſchguter des en Deutſchlands angeführt werden!®). In den 
alten Fettweiden derjelben ftedt ein großes Capital, da8 der nur fein augen: 
blickliches Intereſſe im Auge habende Beſitzer durch Ummanblung des Gras⸗ 
landes in Ader und vaubbauartige Entnahme mehrerer reicher Ernten leicht 
aus dem Boden ziehen wird. - Dafir müffen aber dann feine Nachfolger im 
Befig büßen; denn wenn der durch den Anbau erfchöpfte Boden wieder zu Gras 
gelegt wird, erlangt er erſt nach vielen Jahren die Qualität vorzüglicer Zett- 
weide wieder. Dagegen wird derjenige Eigenthümer, welcher in ſeinem Gut 
Familienbeſitz ſieht, die Fettweiden nicht aufbrechen, ſondern dieſelben durch 

die Graslegung von Aderländereien noch gern vermehren, um auf dieſe Weiſe 
für feine Erben ein Bodencapital nad) De Zinſeszinsrechnung anzuhäufen. 

Endlich legen ſowohl die vom Verein für Socialpolitit vergnlaften Publ: 
catiomen fiber ‚die bäuerlichen Zuſtände Deutſchlands als aud bie von dem 
preußifchen für Landwirthſchaft veranfaltete Enquöte über die bäuer⸗ 
lichen Berhältnifie Preußens faft auf jeder Seite Zeugniß dafür ab, daß bie- 
jenigen bäuerlichen Grumbeigenthümer, welche ihre Höfe ererbt und zwar nament- 


102) Bogelmann, Forfipol — 85. 
108) Hanſſen, Agrarhiftorif ey bhanblungen, Leipzig 1880, ©. 250, 251. 
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lid) nad) Anerbenrecht ererbt,, ober doch durch günflige — 
ü berkommen haben, die Prifig ‘der letzten Jahre viel leichter zu überfte | 
mochten, als Diejenigen Grundeigenthümer, die ihren Befig im Wege des fe 9 
hohen Preiſen erworben haben. 

Und hiermit hängt aufs Engſte ein weiterer Vorzug der ſich in der Farzilie 
ungetheilt nad) Anerbenrecht oder einer bemjelben verwandten Sitte vererbenden 
Güter zuſammen: Gegenden, in denen folde Güter prävalizen, weiſen im Durde 
Schnitt beſſere Wohlftandsverhältniffe auf, als ſolche mit fehr zeriplittertem oder 
fehr ausgevehntem Grundeigenthum. 

Zum Beweife für dag Geſagte verweifen wir auf unfere in der erflen Ab⸗ 
theilung dieſer Arbeit ©. 19 ff. enthaltenen Ausführungen und ergänzen dies 
jelben noch durch die in der zweiten heſſen⸗ darmſtädtiſchen Kammer anläßlich 
der Berathung des Geſetzes tiber die landwirthſchaftlichen Erbgüter im Jahre 
1858 geführten Verhandlungen 104), 

Hier berichtete der Gießener Profeſſor W. Stahl auf Grund von 
Unterfuchungen, die er auf einer im Auftrage der Regierung untermommmenen 
Reife in dem beffifchen Theil des Odenwaldes angeftellt hatte, daß der Wohl 
ftand der dortigen Bauern feit Aufhebung der ungetheilten Vererbung ihrer 
Güter erhebliche Rüdihritte gemacht habe. Gemeinden, weldye bis 1820 zu den 
wohlhabendften gehörten, waren in unmittelbarer Folge der Gütertheilumg im 
Erbwege verarmt, mährend umgelehrt andere Gemeinden, unter ganz gleichen 
—* und "Bobenverhäftmifien ‚ bei gefchlofiener Vererbung ihrer Güter 
ſich zugleich Wohlftand und Sittlichleit erhalten hatten. Ergänzt und beftätigt 
wurde dieſes Urtheil Durch eine Schilderung, welche der Abvocat Süß von den 
Gemeinden zweier Thäler entwarf, wovon fi in dem einem, dem Schlierbader 
‚Thal, die Güter geſchloſſen vererbt hatten, während in dem anderen, dem Weid: 
niger Thal, die Güter durch Gefchäfte unter Lebenden und auf den Todesfall 
zur Vertheilung gelangt waren: das Schlierbacher Thal hatte keine Zwangs⸗ 
Sertäufe aufzumeifen, die Bauerngüter waren daſelbſt unverſchuldet, neben den 
Bauern fanden ſich Taglöhner und Handwerksleute, überall berrfchte Einfahkit, 
aber zugleich eine gewilfe Behäbigkeit, im Weſchnitzer Thal dagegen fanden fich 
trotz des großen Fleißes der Bevölkerung viele Zwangsverkäufe und viele Arme 
Eine zweite Parallele dieſer Art zog ber Hofgerichtsadvocat Reatz aus Damm: 
ftadt zwifchen einer in ber Nähe der Reſidenz in einer ber beften Gegm: 
ben liegenden Gemeinde, in der zufolge Theilung des Gemeindeeigenthums und 
Zerreißung der Bauernhöfe viele Häufer leer flanden, während in dem Orte 
Kleincohrheim , wo fich feit 600 Jahren 11° Bauernhöfe erhalten Hatten, ein 
außerordentlicher Wohlftand herrſchte. Diefen Angaben fügte ber Staatsanwalt 
Zentgraf aus Gießen noch hinzu, daß in den beifiichen Bezirken mit geſchloenn 
Gütern ſtrenge Rechtlichkeit, gerige Schuldenlaſt u. |. mw. berrichen, währen 
‚die Gegenden mit freier Theilbarkeit und weit getriebener Theilung des Grund: 
beſitzes fidh durch zahlreiche Procefie, Eriminalunterfuhungen u. |. mw. and: 
zeichnen. Und ähnlich berichtete auch der Landrichter Rlingelhofer aus Bieden⸗ 
topf von feinem früheren Amtskreiſe Alsfeld, daß er dort bei geſchloſſenen 


104) Stenographiicher Bericht über die Verhandluugen der zweiten En 
—— Kammer, betreffend bie Lanbwirthichaftlichen Eehgüter, vom 2. biä 
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Gütern Wohlftand und einen tüchtigen Bauernftand gefunden habe, während wo 
vie Bauerngüter getheilt worden wären, die Bauern größtentheilg — mit num 
werigen Ausnahmen — arm jeien. 

Die für Heſſen gezogene Parallele Ließe ſich durch zahlreiche andere ergänzen 
und beſtätigen. Es möge jedoch genügen, dem beffifhen Beifpiel wenigftens ein 
anderes aus Thüringen hinzuzufügen. 

So wird neuerdings aus dem Eifenaher Oberlande berichtet 105), 
daß in denjenigen Ortichaften, in melden fich der Erbgang in Folge alther- 
gebrahter Gewohnheit und Sitte, abweihend vom gemeinen echt, vollzieht, die 
Bohlhabenheit eine größere und die wirthſchaftliche Lage der Bauern eine 
beflere und geſundere iſt al3 in denjenigen Ortjchaften, in melden die Verthei⸗ 
Img des Grundbeſitzes gleihmäßig unter ſämmtliche Kinder erfolgt. 

Wenn nicht alle über unjeren Gegenftand vorliegenden Mittheilungen mit 
diefem Refultate übereinftimmen, jo tft der Grund dafür darin zu ſuchen, daß 
man Zuflände, die feinen Vergleich unter einander zulaffen, dennoch mit einander 
verglichen hat. ‘Denn um die nad) Anerbenrecht vererbten und deshalb größeren 
geichlofienen Güter mit dem unter dem gemeinen Erbrecht ftehenden zerftüdelten 
und zerfplitterten Beſitz bezüglich der Wirkungen des Erbrechts unter einander 

ihen zu können, dürfen die zu vergleichenden Güter nur in diefem einen 
Punkt von einander abweichen und müſſen in allen übrigen Beziehungen (Höhen- 
lage, Klima, Bodenbeſchaffenheit, Entfernung vom Markt u. |. w.) dagegen gleich 
oder ähnlich fein. Das iſt nun aber keineswegs immer der Fall. Wenn 3. 2. 
gefagt wird, daß auf der Eidinger Höhe bei unvertheiltem Webergange des 
Grundbefiges meniger Wohlhabenheit zu finden ift als in denjenigen Gegenden der 
bayerrihen Pfalz, in denen der Grundbefig nad) den Regeln des franzöfifchen 
Erbrechts in natura getheilt wird, fo erflärt fih das einfad daraus, daß auf 
ver Höhe die Rentabilität des Grundbeſitzes durch den jeweiligen Ausfall der Kohl⸗ 
ernte bedingt und gewiſſermaßen Glücksſache ift, während der „Ueberbrücher“ 
in der Ebene ſich auf die Viehmäftung verlegt und dabei viel ficherer geht. Die 
verſchiedene Benutzung des Bodens auf der Höhe und im Thal ift aber wieder 
durch die Bodenbeſchaffenheit, das Klima u. |. w. bedingt 106), 

Somit verlangt alfo die Sicherftellung der im Ganzen normalen Vertheilung 
des Grundeigenthums im Deutichen Reiche für die Zukunft, namentlich aber die 
Erhaltung des Grundeigenthums in den Händen der bäuerlichen Familien, fowie die 
Eonfervirung und Erhöhung des Wohlftands auf dem Lande den ungetheilten Ueber- 
gang der Pandgüter auf eins der Kinder des Erblaſſers zu einem mäßigen An- 
Ihlage, wa der Bevorzugung des Gutsübernehmers vor feinen Miterben gleichlommt. 

Diefe mit Rüdfiht auf eine gefunde Entwidelung unferer Socialwirtbichaft 
gefellte Forderung foll aber angeblich in Eollifion mit den Poftulaten treten, welche 
vom fittlihen Standpunkt an die ig | des Erbrechts geftellt werden. 
Wie verhält es ſich nun mit diefer angeblichen Colliſion? Iſt fie wirklich vor- 
handen, und wenn ja, in welcher Weife ift fie zu befeitigen? Etwa fo, daß der 
ſittliche Geſichtspunkt hinter den wirtbfchaftlichen oder der wirtbichaftliche hinter 
den fittlichen zurücktrete? Oder daß man beide ins Gleichgewicht zu jegen verfucht ? 


105) Sau in Bäuerliche Zuflände Bd. 1 ©. 55. 
106) Beterjen in Bäuerlide Zuftände Bd. 1 ©. 245. 
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Die ausſchließliche Betonung des wirtbichaftlichen Geſichtspunkts würde zr 
einer einjeitigen Webertragung des land- und forſtwirthſchaftlichen Grundeigen 
thums der Eltern an eines der Kinder, unter vollftändigem Ausſchluß oder 
doch unter mäßiger ar übrigen führen. 

Gegen eine foldhe Geftaltung des —*2 bie dem älteren Anerbemeht 
der deutjchen Bauernhöfe und dem noch heute in England für allen Grundbeſit 
in Geltung befindlichen Erbrecht ähnlich fehen würde, haben wir uns ſchon in 
den Abichnitten über das Familienfideicommiß und die landwirthichaftlichen Ext: 
güter jowohl aus Rüdfiht auf eine gefunde Gütervertheilung wie aus Gründen 
der Gerechtigkeit erklärt. 

Dagegen verlangen wir eine Begünftigung des Anerben nur in dem Maße, 
wie fie durch die Rüdfiht auf die Erhaltung des Hofs in der Yamilie geboten 
it, und wünſchen zugleih, daß den Intereſſen der übrigen Geſchwiſter mög: 
lichſt eng getragen werde. Das führt aber nothwendig zu einer größeren 
Ausgleihung der Erbportionen, als fie früher üblich war. 

Eine ſolche Ausgleihung unter den Erbtheilen der Gefchwifter hat fi dem 
auch in der jüngften Vergangenheit gleihfam von felbft, in Folge veränderter An 
ſchauung und Sitte, durchzujegen vermodt. . | 

Die Geſchichte der allmählichen Veränderungen, welche mit der Bortheil& 
gerechtigkeit im badiſchen Schwarzwalde vor ſich gegangen find, liefert den beiten 
Beleg hierfür. | 

Aus der erften Hälfte des Jahrhunderts find nämlich verſchiedene Fölle 
befannt geworben, welche beweifen, daß der Anerbe gegenüber feinen Meiterben 
im badifhen Schwarzwalde außerordentlich begünftigt war. | 

ALS Beweis dafiir, wie weit man in der VBegünftigung des Anerben damals 
gegangen ift, werden 4 der Rechtspraxis des Grofiberzogtfums Badens ent: 
nommene Fälle angeführt 107). | 

In 2 Fällen Tagen die betreffenden Güter A und B in rauher Berggegend 
und wurden 


A B 

fl fl 
für den Vortheilserben geſchätzt af. 5000 6700 
im Steuerkataſter waren fie angefegt mit. . . .10771 900 


und von dem Bortbeilserben wurden fie weiter verlauft für 185000 97000 


In den beiden andern Fällen lagen die beiden Güter C und D in einer 
fruchtbaren Thalebene des Breisgaus. Sie waren 


C D 
AN fl 
für den Bortheilserben gefhätt auf. - - » 2 2... ...4700 8700 


im Steuerkatafter angefeßt mit . . . 2 2 22. 26240 15900 
und wurden von dem Vortheilserben weiter verlauft für . 29125 34000 

Zu bedauern ift, daß nicht zugleich mitgetheilt wird, aus welchen Jahren 
diefe Zahlen ftammen, ſowie namentlich, Beitraum zwiſchen ber Gut}: 


— — — 


107) Mayer in den Blättern für Juſtiz und Verwaltung im Gr thum 
Baden, 2. —8 1842, ©. 571 ff. Juri 8 oßherzogthu 
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feitend des Bortheilserben und dem Weiterverkauf verftrichen ift, 
ferner ob in diefen Zeitraum erhebliche Meliorationen des Guts fallen oder 
irgend welche fonftige den Werth des Guts bedeutend erhöhende Ereigniffe ge- 
fl find, umd wenn ja, welcher Art diefe waren. Ohne Angabe diefer Neben: 
umftände iſt die Tragweite der obigen Zahlen nur fchwer zu beurtheilen. Aber 
ſoviel dürfte aus dem Umſtande, daß die Uebernahmetare diefer Güter beträcht⸗ 
ih Hinter dem Wertbanfage im Steuerfatafter zurüdblieb, doc, jedenfallS hervor: 
geben, daß in den obigen 4 Fällen eine außerordentlich weit gehende Begünftigung 
des Anerben flattgefunden hat. 

Tas ift nun in legter Zeit anders geworden, wie die im Jahre 1872 angeftellte 
Guguete über die Verbreitung ber badischen Hofgüter zeigt. So niedrige Schägungen 
der Hofgüter, wie die oben angeführten, pflegen heutzutage überhaupt gar nicht 
mehr vorzufommen. Im Gegentheil, der neuefte und über dieſen Gegenftand vor- 
liegende Bericht des Miniſterialraths Buchenberger 108) klagt über die Höhe 
der Gleichſtellungs⸗ oder Kindskaufsgelder in den Anerbenrechtspiftricten, indem 
er darauf aufmerffam macht, daß der Gutswerth bei Webergabe des Guts 
gegenwärtig nicht nach dem Ertragd:, fondem nah dem laufenden Verkehrs⸗ 
wertbe feflgeflellt zu werden pflegt, fo daß die Zinſen des Uebernahmepreifes 
trog des dem Anerben gebührenden „Andlihen Anſchlags“ die aus der Bewirth- 
ſchaftung zu erzielende Rente nicht felten überfteigen. 

Hier ift man alfo aus dem einen Extrem in das andere verfallen. Minifterial- ' 
rath Buchenberger erwartet daher eine Beſſerung diefer Verhältniffe nur von der 
Anwendung beſſerer Zarprincipien bei den Exrbichaftsauseinanderfegungen, fo zwar, 
daß hinfort allein der Ertragswerth des Liegenfchaftäbefiges den Auseinanders 
jegungen zu Grunde gelegt werde. Damit find aud wir vollftändig einver= 
ftanden. 


Liegt ſomit in der Gegenwart eine entjchiedene Tendenz zur Ausgleihung 
der Erbtheile des Anerben und feiner Gefchwifter vor, jo wird doch principiell 
daran feftgehalten werden müflen, daß eine gewifle Bevorzugung des Anerben 
die conditio sine qua non der Erhaltung des Familienbefiges iſt. Daß dieſe 
Bevorzugung fowohl in der verhüllten Form einer niedrigen Uebergabetare, wie 
in der eines ausdrücklich ausgeſchiedenen Voraus erfolgen fann, wird weiter unten 
zu erwähnen fein. 

Eine ſolche Bevorzugung läßt fich aber auch leicht begründen, wenn man nur 
nicht eimen einfeitigen individualiftiichen Standpunkt einnimmt, jondern von der 
Familie als einem für da8 Wohl des Einzelnen ſowohl wie der Geſammtheit 
wejentlihen Berbande ausgeht. 

Wie jede ſociale Organifation, fo fordert auch die Familie die Unterord⸗ 
nung der einzelnen Glieder unter die Zwede der Gefammtheit. ‘Diefe Unterordnung 
bedingt aber wieder, daß das eine Glied der Gemeinihaft zu Gunften des andern 
Opfer bringe, Opfer, die allerdings nur beim Vorhandenſein eines ftarken, alle 
Glieder durhdringenden Familienſinns von den einen eben fo gern gebradit, 
wie von den andern zum Wohl der gefammten Familie verwendet werben. 

Zwar wird in legter Zeit häufig geltend gemacht, daß dieſe Borausfegung 


108) Bäuerliche Zuftlände Bb. 3 ©. 289. 
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des Anerbenrechts, ein in allen Gliedern der Familie Iebendiger Familienſum, 
in der Gegenwart nur noch ausnahmsweife anzutreffen fei. 

So ift z. B. nad der Anfiht Bluntſchlis „in den großen Volkscaſſen 
der Bauern wie der Bürger die Liebe zur modernen Rechtsgleichheit und der 
Haß aller Vorzugsrechte und Privilegien jo mächtig geworden, daß eine Auf- 
hebung des gleichen Erbrechts auf einen unüberwindliden Widerſpruch floßen 
würde”. Und auch Helferich beftätigt für Würtemberg, daß, abgeſehen 
„von einigen wenigen Strichen im Süden und Nordoften des Landes“, „die 
a, von der natürlichen Berechtigung der gleichen Exbtheilung überal 
berrjche” 109). 

Wir geftehen gern zu, daß das Unerbenreht ohne entfprecdenden 
Samtlienfinn einem Uhrwerk gleicht, in dem die Feder zerbrochen ift, und daß 
daffelbe unter diefer negativen Vorausſetzung um beften Fall nichts nügen, häufig 
aber geradezu ſchaden wird. Wir räumen aud gern ein, daß das in der Familie 
lebende Gemeinfchaftsgefühl überall in Deutfchland innerhalb einzelner Caſſen 
und in einigen Gegenden innerhalb der ganzen Bevölkerung einem fi) auf die 
Gleichheitsidee ftügenden Individualismus gewichen if. Indeß gehen wir in 
ber Negation dieſes Familenſinns doc) viel weniger weit al3 Bluntfchli, indem 
wir nur zugeben können, daß diefe Vorausfegung des Anerbenrechts einem großen 
Theil der ftäbtifchen Bewölferung und ſodann den ländlichen Kreifen derjenigen 
Länder abhanden gekommen ift, die wir oben, fürs erfte wenigftens, von unferer Be 
trachtung ausgefchloffen haben und erft weiter unten behandeln werden. Da 
gegen behaupten wir, daß in der ländlichen Bevölferung von Deutfchland das 
Bewußtfein von der Nothwendigkeit, das Grundeigenthum in der Familie zu er⸗ 
halten, und von der Geredtigfeit der Opfer, melde zu diefem Zwecke ven 
einzelnen Gliedern der Familie gebracht werben müflen, noch immer lebendig if. 

Daß der Familienſinn, wie wir ihn al8 nothivendige Vorausfegung einer 
gedeihlichen Wirkfamteit des Anerbenrechts binftellten, in der That noch im ben 
mweiteften reifen unferer ländlichen Bevölkerung anzutreffen iſt, das ſtrict zu 
beweifen, ift freilich außerordentlich ſchwierig. 

Wir müfjen uns daher darauf bejchränken, durch Anführung einiger That⸗ 
ſachen unfere Behauptung wenigftend wahrſcheinlich zu machen, | 

Zuerft fei auf die oben im Abfchnitt VII erwähnte Verbreitung des Inſtituts 
der Stammgüter, namentlic aber der Familienfideicommiſſe in den Kreiſen des 
hoben und niederen Adels und der diefem gleichftehenden Clafien hingewieſen, 
welche das Vorhandenſein eines ftarken Familienſinns wenigſtens in diefen Kreiſen 
documentirt. In der Ausbreitung der Yamilienverbände und der Familientage, 
welhe zum Theil in die legten Jahrzehnte fällt, glauben wir ferner, wenigſtens 
in den reifen bes Adels, ein Eymptom für das Wachſen und Exflarfen des 
Tamiliengeiftes erbliden zu Tönnen. | 

- Sodann erbliden wir einen Beweis für die Stärke des Familienſinns ın 
dem Bauernftande einer Anzahl von Staaten und Provinzen des deutfchen Nord⸗ 
weſtens in dem Umftande, daß der Bauernftand fid das dort geltende Anerben⸗ 
recht bisher nicht hat entreißen laſſen. Es bat ſich diefes zu behaupten gewußt 











109) Bluntichli in der Gegenwart 1879 Nr. 33 und Helferich in der 
tübinger Zeitichrift für die gefammte Staatswiflenihaft 1854 ©. 151. | 
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fmohl trog der rechtlichen Gleichſtellung des bäuerlichen 0. mit 
allan übrigen Grundeigenthum wie troß ber wiederholt gemachten Verſuche, das 

eine Erbrecht umd das Erbrecht des preußifchen Landrechts auch auf die 
Bererbung der Bauernhöfe auszudehnen. 

Diefer Familienfinn tritt auch in dem energifchen Kampf, den der Bauern⸗ 
ſand in einem großen Theil des übrigen Deutſchlands mit den Sagungen des 
— und des demſelben nachgebildeten Inteſtaterbrechts führt, zu Tage. 

dieſes Kampfes iſt, die Regelung des Immobiliarnachlaſſes dem letzteren, 
xem irgend möglich, zu entziehen. Der Mittel, welcher ſich der Bauernſtand 
in dieſem 8 bedient, haben wir oben im Abfchnitt IX ausführlich, gedacht. 
Dieſer Familienſim tritt in den öſtlichen Provinzen der preußifchen 
Ronarchie vorzugsweiſe in der von ber ländlichen Bevölkerung feftgehaltenen 
Eitte der Uebertragungsverträge, in dem gemeinfamen Haushalten der Eltern 
wir den Rindern auch nach geichehener Webergabe des Guts, und endlich in den 
Dpiem, welche die Geſchwiſter des Gutsübernehmers für bie Erhaltung des 
Familienbefiges zu bringen pflegen, hervor. 
: Bir können fomit die Anficht derjenigen nicht theilen, die, wie Profefior 
Reamann!10) in Tübingen, Landrat v. Nathuſius 111) in Obornik und Andere, 
de Einführung des Anerbenredhts als Inteſtaterbrecht in ben dftlichen Provinzen 
‚Ar unſtatthaft halten, weil „eine ſolche Einrichtung dem gegenwärtigen Rechts⸗ 
‚serußefein vollftändig widerſprechen würde”. 
; Denn wenn für die Provinz Poſen behauptet wird, daß bier von einer 
‚Weiehenden Gewohnheit und Sitte bei dem Erbgange weniger als in andern 
'Zheilm der preußifchen Staats, wie 3. B. namentli in Hannover und 
‚Bekphalen, die Rede fein kann, aber gleichwohl conftatirt wird, daß in dem 
xöten Theil der Provinz die Naturaltheilung des Hofs nicht üblich zu fein 
Reg, fondern daß „je deutfcher eine Gegend ift, und je beſſer e3 den Bauern 
‚Et, eine um fo größere Bevorzugung des Auerben den Miterben gegenüber 
Rattfindet, fo wollen wir zwar nicht foweit gehen, wie der Referent des Herren 
berſes für die brandenburgifche Lanbgüterornung 12), welcher meinte, baß beim 
fein einer ſolchen zäben Sitte da8 Anerbenrecht factifch bereits exiſtire, 
Kehl aber ſcheint und mit einer ſolchen Eitte die für eine gedeihliche Wirtſam⸗ 
Kit eines Hinftig einzuführenden Anerbenrecht3 erforderliche Vorausſetzung ge- 
gen zu fen. Bon dem eigentlichen Anerbenrecht untericheiden fich dieje Ueber- 
Magumgöverträge, wenn man von ber verichiedenen juriftifchen Natur der beiden 
elite abfieht und nur ihre wirthichaftliche Bedeutung ins Auge faßt, dadurch, 
Kb die Norm für die Vererbung des Guts im dem erften Fall in dem objec- 
Men Recht gegeben ift, während fie in dem zweiten Fall durch eine Willens- 
lieg des Eigenthümers erjegt wird. Diefer Unterfchied ift aber ein 
weentüch formaler, da der Inhalt der MWebertragungöverträge im großen 





110) J. Reumann in ben Verhandlungen des Vereins für Socialpolitit vom 


1882, 8 Bi 1882, ©. 58. 
1) v. Rathnt u3 in Bänerliche Zuftände in Deutichland Bd. 3 ©. 30. 


112) v. Winterfeld in der Sikung des Herrenhaufes vom 11. Januar 1888. 
A igung bes Herzenhauf J 
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Ganzen — bis auf einen einzigen Punkt — den Borfchriften des Anerben- 
rechts entipridt. 

Der materielle Differenzpuntt zwiſchen Anerbenreht und Gutsübergabe- 
vertrag befteht aber darin, daß das erftere einen beftiinmten Erben unter mehreren, 
den Xelteften, Jüngſten u. |. w. als Anerben defignirt, während die Beſtimmung 
des Gutsübernehmers bei der Gutsübergabe — foweit nicht auch hier die Sitte 
auf eine der Kinder hinweift — durch freie Auswahl der übergebenden Eltern 

eſchieht. | 
i Indeß bildet auch dieſer Punkt für die Erfegung des Uebertragungs- 
vertrag durch das Anerbenredht fein unüberſteigliches Hindernif. 


So hat neuerdings eine von dem Communallandtage des Regierungbeznts 
Kaſſel niedergefegte Commilfion den Verſuch gemadt!!?), die in Rede ftehende 
Schwierigfeit auf folgende Weife hinwegzuräumen. Es ift nämlich vorgeſchlagen 
worden, daß der Anerbe, fofern er nicht durch den Erblaffer legwillig ernamt 
worden ift, durch die nächſten umbetheiligten Verwandten mit Buftimmung des 


zuftändigen Amtsgerichts, unter thunlichfter Berückſichtigung des männliden 
Geſchlechts und des höheren Alters, nach pflichtinäßigem Ermeſſen beſtimmt werde, 
mober die dauernde Erhaltung der Einheit des Guts in der Hand end 
Tamilienglied8 den für die Wahl ausjchlaggebenden Gefihtöpunft zu bilden Hätte 
Bei Beftimmung der die Wahl des Anerben vornehmenden Perfonen könnten 
die Grundfäge de $ 72 der preußifchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Jul 
1875 bezüglih der Bufammenfegung des Familienraths für maßgebend erllärt 
werben. Das Gefeg fol den Anerben nur für den Fall defigniven, daß de 
durch die Verwandten in Augfiht genommene Wahl binnen beftimmter Friſt 


nicht zu Stande kommt. 


Wenn wir auf ©. 201 auch ausdrüdlich anerkannt haben, daß das 
Familienbewußtſein durdy die Einwirkungen des gemeinen Erbrechts der äußerften 


Gefährdung ausgeſetzt ft, fo nehmen wir dod an, daß es dem an die Stell 


des gemeinen Erbrechts tretenden Anerbenrecht gelingen werde, da8 momentan 
und geſchwächte Familienbewußtſein zu fügen und zu kräftigen. 


ndem wir das gemeine Erbrecht durch das Anerbenrecht erfett zu | 
wünfchen, wollen wir dem Individualismus dort, wo er fid) in den Gemüthern 
feftgejegt bat, übrigens keineswegs Zwang anthun. Wer feinen Beſitz unter 
feine Kinder zu gleichen Theilen vertheilen will, mag e8 auch unter der Ken: 
Ihaft des Anerbenrechts immerhin thun. Denn da8 Anerbenreht ſoll ja mr 
jubfidiäre Bedeutung haben, d. h. alfo durch Verfügungen unter Rebenden oder 


auf den Todesfall auögefchloffen werden können. Wir verlangen bemmad nur, 
daß derjenige, der feinen Grundbefig unter feine Kinder in gleiche Theile theilen 


will, feinen Entſchluß durd einen entfprechenden Willensact manifeftiren fol. 
Das Geſetz ſoll ihn nur zwingen, ſich die Sade genau zu überlegen, aber es 


ſoll ihn nicht hindern, feinen Nachlaß zu vollftändig gleiben Portionen zu ver 
theilen, wenn er e3 für gut hält. Es wird fomit nur die Unterftügung, melde 


113) Anträge und Bericht der für die Abänderung der Inteflaterbfolge in Bauern: 


ter Ra a Sommilfion bes communalftändiichen Landtags des Regierum 
ei affe 
des Comunallandtages über Abänderung u. |. w. betreffend, vom 10. December 1881. 


und Antrag des Abgeordneten Dr. Renner, bie gutachtliche Aeußerung | 
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das gemeine Erbrecht der Gleichheitsidee gewährt, biefer entzogen, ohne daß «3 
ir doc) benommen wäre, fi) zur Geltung zu bringen. 

Nachdem wir im Vorhergehenden gezeigt haben, daß die Intereſſen der 
Voltswirthſchaft und der Familie in einem Unerbenredht mit mäßiger Be: 
gänfigung des Anerben gleichmäßig zu ihrem Rechte gelangen, haben wir nod 
mit einigen Worten auf die Frage zurüdzutommen, ob denn, wie diejenigen, 
die auf dem rein indivibualiftiichen Standpunkt ſtehen, häufig behaupten, eine 
ſolche Seftaltuna des Erbrechts wirklich der Gerechtigkeit widerſpreche. 

Diefe Behauptung geht von der Vorausfegung aus, daß zwiſchen den 
durh gleiche Blutsgemeinſchaft Verbundenen diefelbe Gefinnung und, bafielbe 
Gefühl herrſchen, jo daß alſo 3. B. dem Vater feine ſämmtlichen Kinder, dem 
Onkel feine ſämmtlichen Nichten und Neffen gleich nahe ftehen. 

Run ift aber factifch weder die Liebe der Eltern zu allen ihren Kindern, 
geihweige denn der Erblaſſer zu ihren entfernten Verwandten gleihen Grades 
ummner eıne gleiche. Und felbft wen man fich auf den idealen Standpuntt ftellt, nad) 
welchem ſie es fein follte, fo wird die gleiche Liebe verfchieden gearteten Kindern 
gegenüber doch häufig zu ungleihen Mitteln zu greifen veranlaßt jein, um ſich 
ın gleicher Weiſe zu bethätigen. Eltern, welche alle ihre Kinder mit derjelben 
Siebe umfaflen, werden bei der Bertheilung ihres Narblaffes zwiſchen den 
wohlgeratbenen und mißrathenen, zwifchen den von der Natur begabten oder 
vom Glück begünftigten und den von der Natur und dem Leben vernachläſſigten, 
zwiſchen den bereit3 ſelbſtändig gewordenen und den noch auf die Erhaltung 
aus dem elterlichen Nachlaſſe angewiefenen unterjcheiden zu können wünfchen. 
Und nur ſoweit ihnen diefes nicht unbenommen ift, werden fie glauben, voll» 
fündig gerecht handeln zu fünnen. 

Die Durchführung einer rein äußerlihen, gleihfam formalen &leichheit 
bei der Bertbeilung des Nachlaſſes kann daher beim Borhandenfein von folden 
factiſchen Ungleichheiten unter Umftänden zur größten Ungerechtigkeit führen. 

Diefe Erwägungen führen zu dein Refultate, daß die von dem Inteſtaterb⸗ 
recht angeordnete Bertheilung der Erbſchaft unter ſämmtliche im felben Grade 
mit dem Erblaffer verwandte Perfonen zu gleichen Theilen nicht immer zugleich 
der Gerechtigkeit entipriht. Daraus folgt dam weiter die Wünfchbarfeit, 
jedem Erblaſſer die Eorrectur dieſes auf dem Princip einer formalen, rein 
rechneriſchen Gleichheit beruhenden Inteſtaterbrechts einzuräumen, was wieder 
nichts anderes heißt, als den Zwangscharakter deſſelben in einen blos jubfibiär 
wirffamen umzuwandeln. 

Aus dem Obigen folgt aber aud) weiter, daß einer Geftaltung des Inteſtat⸗ 
erbrechts, die den Intentionen des Erblaſſers entſpricht, auch vom Standpunkt 
der Gerechtigkeit nichts im Wege fteht, wenn diefe Intentionen um eine® 
hẽheren Zwecks willen — alſo beifpieldweife um der Familie ihren Befig und 
damit „den Schauplatz ihrer Geſchichte“ zu erhalten — auf die Bevorzugung 
eines der Erben vor den übrigen gerichtet find und für die übrigen Kinder fonft 
nach Möglichkeit geforgt if. 

Wollte man aber die Forderung nad) gleicher Erbtheilung des Nachlaſſes 
unter ſämmtliche Kinder nicht auf das gleiche Gefühl und die gleiche Gefinnung, 
ſondern auf die gleiche Pflicht des Vaters gegentiber feinen Kindern begründen, h 
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wäre diefer Beweisführung immer entgegenzuhalten, daß die von dein Vater nach 
feinem Tode auf fein Vermögen übergehenden Pflichten doch nicht größer fen 
tönnen, als fie bei feinen Lebzeiten waren. Demnach läßt fid) auf diefe Weiſe 
wohl ein Recht der Kinder auf ftandesmäßige Erziehung, auf Ausftattung und 
Erhaltung im ermwerbsunfähigen Alter aus den Mitteln des Erbſchaft, nicht aber 
ein Recht aller Kinder auf einen gleichen Antbeil an der Erbſchaft ableiten. 

Zudem erweift fi) die Bevorzugung des Anerben vielfah nur als em 
fheinbare, nicht aber als eine wirkliche Ungleichheit in der Behandlung ver 
Erben. 

Dies wird Mar, wenn man erwägt, daß mur durch die wirthſchaftliche 
Thätigkeit des Anerben der Reinertrag gewonnen wird, aus dem die Berzinfung 
refp. Rüdzahlung der Erbantheile der Geſchwiſter erfolgt, während dieſe eu 
Eintommen beziehen, das ihnen ihre Arbeitäfraft vollftändig frei läßt. 

Auch muß in Betracht gezogen werden, daß bei Anwendung des gemeinen 
Erbrechts die gleichen Antheile der Erben in Folge zu hoher Taration des Rad» 
laßguts nad; dem Verkehrswerthe häufig nur nominell vorhanden find. Laſſen 
nämlich die Miterben ihre Antheile auf dem Gute ftehen — was fie in der Regel 
thun müffen, wenn das Gut nicht an Fremde verkauft werden fol — und gehen 
die Vermögensverhältniſſe des Gutsübernehmers aus irgend einem Grunde zurüd, 
ja kommt es ſchließlich zur Subhaftation des Guts, fo gehen bei diefer Gelegen- 
beit die Guthaben der Miterben häufig ganz oder zum Theil verloren. Eine 
Bevorzugung de Unerben Liegt daher auch im Intereſſe der Miterben un 
zwar nicht nur deshalb, weil dadurch die Rage des Gutsübernehmers eine befiere 
ft und die Miterben mit größerer Sicherheit auf die Berzinfung und Aus 
. zahlung ihrer Antheile rechnen können, fondern auch weil fie nur bei dauernder 
Erhaltung des Familienbefiges in Zeiten der Noth auf dem väterlichen Gute 
eine Zufluchtsftätte finden. Es ericheint mithin die Bevorzugung des Anerben — 
immer in der oben von ung angegebenen Beſchränkung — als ein Aequivalent 
für die Pflichten, die mit der Mebernahme eines Familienguts verbunden find, 
Pflichten, die namentlidy) den noch nicht, ſowie den nicht mehr erwerböfähigen 
Geſchwiſtern gegenüber zu Tage treten. 

Und wenn man beftreiten wollte, daß dieſe Pflichten auch heute noch an: 
erfannt umd ausgeübt werben, fo dürfen wir uns zur Widerlegung diefer Zweifel 
auf die aus verfchiedenen Theilen des Reichs ftammenden Berichte berufen, 
welche gleihmäßtg bezeugen, daß einerfeitS auch nod) gegenwärtig im bäuerlichen 
Stande das väterlihe Haus nad) dem Tode des Baters das Centrum für die 
Geſchwiſter des Gutsübernehmers bleibt und daß andererfeits die Gefchmifter 
die Erhaltung des väterlichen Hofs genügend zu ſchätzen und wenn erforderlich für 
diefelbe Opfer zu bringen willen ?1%). 

So wird aus der Mart Brandenburg mitgetheilt: Daß das väterliche 
Gut und das väterlihe Haus in der Hand des bevorzugten Sohnes der Ber: 
einigung3punft der Familie bleibt, ift ein Stüd patriarchalifchen Lebens, melde: 
ſich der Bauernftand faft inftinctiv erhält. 


— 


114) Freiherr dv. Canſtein in den Verhandlungen des pr. L. O.C. f.1883 ©. 68. 
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Und aus Oſtpreußen (Hegierungsbezirt Gumbinnen) }!5) wird berichtet, 
daß Danf dem dort allgemein herrſchenden Familienſinne der Bauernftand ſich 
intact erhalten bat. ‘Denn allein Die Opferbereitihaft aller Familienglieder 
ermöglicht es in den meiften Fällen, daß das Gut in der Familie bleiben kann. 
Diefer Familienfinn fcheint am fchärfften ausgeprägt zu fein bei den ein- 
gewanderten weft- und ſüddeutſchen Stämmen; aber auch aus Lithauifchen Kreiſen 
wird berichtet, daß Beifpiele von überhundertjährigem Beſitz der Hufe in der⸗ 
felben Familie fi) in großer Menge vorfinden. 

Zwei weitere gegen das Anerbenredht erhobene Bedenken nehmen ihren 
Ausgangspunkt ebenfall3 vom ndividualismus, den man fid) al3 überall in den 
Baueruftand eingedrungen dent. Mit der Zurüdweifung der legteren An⸗ 
nahme find fomit auch diefe Einwände felbft widerlegt. 

Tas Anerbenreht, fo wird gefagt, verlege die Yamilienliebe, welche die 
Bafis alles Erbrechts fein follte: und zwar gefchieht dies dadurch, daß das 
Anerbenreht die dem Erblaſſer gleich nahe ftehenden Kinder bei der Vertheilung 
des Nachlaſſes ungleich behandelt und den Miterben im Intereſſe der Familie 
Tpfer zumuthet, die allein dem Anerben zu Gute fommen. Weit entfernt 
de Familienzuſammengehörigkeit zu ftärfen, diene das Anerbenrecht heutzutage 
mr dazu, Neid und BZiwietradht in der Familie zu fäen und dadurch eine 
Loderung, ja eine vollftändige Löfung der Familienbande zu bewirken. Vollends 
verderblih zeige ſich namentlich die Ernennung des Anerben durd die Eltern, 
indem dadurch der Ränkeſucht und Heuchelei Thür und Thor geöffnet werde. 

Diefe im Allgemeinen gegen das Anerbenrecht vorgebradhten Einwendungen 
ſucht man dann durch |pezielle Erfahrungen aus dem badifhen Schwarzwald zu 
fügen, indem die ſog. Bortheilägerechtigleit dort angeblich Neid und Haß 
unter den Gefchwiftern, von denen der eine der reihe Bauer und Rathsherr, 
der andere vielleicht Knecht, Waldhüter oder Polizeidiener ift, erzeugen foll!!®). 

Was zunächſt die aus dem badiſchen Schwarzwald angeführte Thatſache 
betrifft, jo wird fie durch die neueften Erhebungen über die Lage der Land- 
wirthſchaft im Großherzogthum Baden nirgends betätigt und dürfte jedenfalls 
mr vereinzelt anzutreffen fein, da — bei einer allgemeinen Verbreitung dieſes 
für da3 Familienleben des Bauernftandes jedenfalls verberblichen Umftandes — 
ter Leiter diefer Ermittelungen, Miniſterialrath Buchenberger, der an ſich dem 
Anerbenrecht gar nicht beſonders geneigt zu fein jcheint, fich zur Empfehlung 
der Beibehaltung, ja der Ausdehnung deſſelben wohl faum entſchloſſen haben 
würde, 


Daß die Trübung der Beziehungen unter den einzelnen Familiengliedern 
keineswegs eine nothwendige Folge der ungleihen Behandlung der Geſchwiſter 
durch das Erbrecht ift, zeigt auch folgendes Beiſpiel. Durch die in zwei 
Dörfern der öftlihen Hälfte des Herzogthums Altenburg 117) im 9. 1843 
verauftaltete Enquete iſt nachgewielen worden, daß die Bevorzugung des 


115) Stödel in Bänerlide Zuftände Bd. 2 ©. 329. 
’ © ae im Magazin für badiſche Rechtspflege und Verwaltung, Bd. 2 
117) Beilage as Prototoll über die Verhandlungen ber en beuticher 
Land: und —* rthe in Altenburg 1843, S. 251. Votum Xöbes daſelbſt ©. 248. 
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Kürerben, melde namentlih in der fehr niedrigen Taration des Guts be- 
ſtand, damals eine bedeutende geweſen if. Deſſen ungeachtet haben die Mit⸗ 
erben die Taxation nicht nur ohne Widerrede anerkannt, fondern e8 beftand 
auch durchweg ein freundliches Verhältniß zwiſchen dem Slürerben und feinen 
Geſchwiſtern. Namentlidy gehörten Erbihaftsprocefie in den beiden Dirferu zu 
den Geltenheiten. 

Wo ſich ein kräftiger Familienfinn erhalten hat, da jehen die mit gerungeren 
Summen abgefundenen Geſchwiſter des Anerben wohl auch außerhalb Alten: 
burgs das von- ihnen der Familie gebrachte Opfer in der Regel ald etwas 
Selbftverftändliches an. 

Daß aber audy unter im Allgemeinen gefunden Familienverhältnifien Neid 
und Mißgunſt als Folge der Bevorzugung des Anerben nicht immer ausbleiben 
werden, kann zugegeben werben. 

Nur ift andererfeitS auch wieder nicht zu überſehen, daß da3 gemeine, 
namentlih aber das franzöſiſche Recht mit feiner gleihen Erbtheilung und 
namentlich feinen hohen Pflichttheilsrechten ebenfalls leicht zum Unfrieden in 
der Familie führen kann. So wird z. B. die letztwillige Begünſtigung emed 
der Rinder, wie fie aus dem Wunſch der Eltern, ihren Grundbefis m der 
Familie zu erhalten, entjpringt, bäufig zur Beranlaffung für die Anftrengumg 
der actio ad supplendam legitimam jeitend der fid) für benachtheiligt haltenden 
Kinder. Sind aber erft einmal die Glieder einer Familie in einen Proceß 
gegen einander verwidelt, fo ift es mit der Einigfeit und dem Frieden m 
derſelben gewöhnlich zu Ende. Erbſchaftsproceſſe aber find nad) dem Ausfprud) 
juriftifcher Praftiter in Rändern, in denen das Anerbenredht gilt, feltener, als 
in Ländern mit gleihem Erbrecht und weitgehenden Pflichttheilsrechten. 

Endlich verdient noch erwähnt zu werden, daß ſelbſt dort, wo in Folge 
der Geltung und genauen Durdjführung de3 gemeinen Rechts die Miterben des 
Gutsübernehmers auf Grundlage einer hohen Schägung des Nachlaßguts gleiche 
und hohe Exbtheile erhalten, der Yamilienfriede ebenfalls nicht immer gefichert 
ift. Bleiben nämlich die Antheile auf dem Gute ftehen, und gehen die Ber: 
mögensverbältniffe des Webernehmers zurüd, ja, kommt e8 zur Subbaftation 
des Guts, — Fälle, die in den legten 10—15 Jahren häufig gewejen find, — 
jo verlieren die Deiterben nicht felten einen Theil oder da8 Ganze ihres But: 
habens. Der Berluft des Vermögens pflegt dann aber zugleich aud) das 
gefchwifterlihe Verhältniß zu trüben. 

Ein weiteres gegen da8 Anerbenrecht geltend gemachtes Argument von nicht 
gering zu fchägender Bebeutung befteht barin, daß der Anerbe den Bwed der 
ihm zu Theil gewordenen Begünftigung: nämlid die Erhaltung des Guts in 
ber Familie, durch Veräußerung des zu einer mäßigen Taxe erworbenen Gut3 
zu einem hoben Preife an dritte Perſonen vereiteln und fich einen von dem Gefeg 
nicht vorgejehenen Geldgewinn auf Koften feiner Geſchwiſter verſchaffen kann. 

Diefen Einwand könnte man ebenfalls durch den Hinweis darauf zu ent- 
fräften fuchen, daß die Erhaltung und Wiederbelebung des Anerbenrechts unferer- 
ſeits abhängig gemacht worden ift von dem Vorhandenſein eines die erfolgreiche 
Wirkfamteit des Anerbenrechts bedingenden Familienſims, fowie einer ftarfen 
Anhänglichkeit der gefammten Familie an die ererbte Scholle, und daß, wo dieſe 
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Factoren vorhanden find, diefelben gegen eine egoiftiihe Ausbeutung 
des Anerbenrechts wirkſam reagiren und diefelbe verhindern werben. 

Diefes Argument ift denn auch bei Berathung faft aller bisher erlaffenen 
Höfegefege und Yandgüterordnungen gegen die Gegner defjelben angeführt worden, 
freilich ohne daß diejenigen, die das obige Argument vorgebradht haben, von der 
Stihhaltigkeit defjelben immer volljtändig überzeugt gewejen wären. 

Denn e3 läßt fich nicht leugnen, daß der Familienſinn und die Anhänglichkeit 
an die Scholle bei den &liedern eines Standes von fehr verichiedener Intenfität 
fein und bei einzelnen derſelben auch vollftändig fehlen fünnen, trogdem daß im 
Allgemeinen bei diefem Stande die Borausfegungen für die gebeihliche Wirkfamteit 
des AnerbenredhtS vorhanden find. Ja man wird zugeben müſſen, daß in der 
Möglichkeit, durch die Veräußerung des nad) Anerbenrecht zu einer niedrigen 
Tare ererbten ländlihen Grundbefiges ſich einen großen Gewinn zu verjchaffen, 
fir den Anerben eine große Verſuchung gegeben ift, in dem obmaltenden 
Streit zwiſchen dem individuellen Intereffe und dem Familienintereſſe fich durch 
das erftere beſtimmen zu laſſen. Und zwar wird diefer Verfuhung um fo 
jeltener miderftanden werden, je ſchwächer die Stüge ift, die der in dem einzelnen 
wirkſame Familienſinn an dem Urtbeil der Familie, der Standesgenofien umd 
Rahbarn findet. Und felbft wo dieſes noch ſtark genug ift, um gegen das 
egoiftiiche Treiben des Anerben zu reagiren, da Tann fich der Einzelne gegen- 
wirtig dem ihm unbequemen Urtheil leicht durch Veränderung feines Wohn: 
ortes, namentlich indem er vom Sande in die Stadt, in eine ihm fremde Um⸗ 
gebung überfiedelt, entziehen. | 

Erwägungen diefer Art mögen e3 gewejen fein, melde den weſtphäliſchen 
Provinztallandtag im %. 1880 beftimmt haben die Aufnahme folgender Be— 
ſtimmung in den fog. v. Schorlemerjchen Gefegentwurf in Vorſchlag zu bringen. 
E3 follte der Anerbe, wen er das Landgut innerhalb der erften 10 Jahre, 
nachdem ihm dafjelbe zugefallen, verkauft, ohne ein anderes gleidhwerthiges an 
die Stelle zu fegen, gehalten fein, außer der bereit3 feftgefegten Abfindung den 
zehnfachen Kataftralreinertrag des verfauften Gut3 an feine Gefchwifter refp. deren 
Erben auszuzahlen ($ 6). Ein weiter gehender Vorfchlag, welcher den Anerben 
verpflichten wollte, bei Mebernahme des Guts die Diterben für den Fall einer 
folgen Eventualität durch eine entfprechende Caution ſicher zu ftellen, wurde 
von dem Provinziallandtag verworfen, weil man die Ereditfähigfeit des Anerben 
nicht ſchmälern wollte. Über auch den erften Vorſchlag Tieß der Provinzial: 
landtag, nachdem er fi von der Schwierigkeit feiner ‘Durchführung überzeugt 
hatte, ſpäter fallen. 

Diefelben Motive haben fpäter auch den brandenburgifhen Provinzial: 
Imdtag — trog der im weftphälifchen Provinziallandtage hervorgetretenen 
Bedenten — bewogen, den Berfuch, auf geſetzlichem Wege die Ausbeutung der 
Miterben durch den Anerben zu verhüten, zu machen. Zu diefem Zweck 
wurde im 8 9 des vom brandenburgifchen Provinziallandtage angenommenen 
Entwurf zu einer für dieſe Provinz beftimmten Landgüterordnung dem An- 
erden die Verpflichtung auferlegt, für den Fall, daß er das ihm nad) An- 
erbenrecht zugefallne Gut vor Ablauf von 10 Jahren verkauft, ben Ber: 
taufpreis, ſoweit derjelbe den Uebernahmewerth überfteigt, bis zur Höhe von 
309.0 des legteren, zur Nadvertheilung in die Erbſchaftsmaſſe einzufchießen. 

Säriften IIV. — dv. Miaslomsti, Grundeigenthumävertbeilung. II. 19 
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Die zehnjährige Frift follte vom Tode des Erblaſſers ab, und falls zu der Zeit 
der Unerbe noch minderjährig geweſen war, von deifen jährigkeit an 
gerechnet werben. Zur Eicherung der Miterben follte auf das betreffende But 
eine Cautionshypothet eingetragen werden. Dieſelbe wäre nad) dem Tode dei 
Anerben oder nad) Verlauf der aehnjährigen Friſt, falls bis dahin eime Auf: 
laffung nicht flattgefunden hätte, auf ben Antrag des Outdeigenthümers zu 
löſchen gewefen. 

—* der ſchleſiſche Provinziallandtag hat in ſeinen im Jahre 1882 be 
Ichlofienen Geſetzentwurf 8 12 eine ähnliche Beftimmung aufgenommen. 

Indeß hat die Staatsregierung dieſe Beftimmungen in den ihrerfeits für 
die Provinzen Brandenburg und Schlefien ausgearbeiteten Geſetzentwürfen nicht 
berückſichtigt, und auch der Landtag der preußiſchen Monarchie iſt auf dieſelben 
nicht wieder zurückgekommen. 

Für die Entſcheidung der Staatsregierung ſind — wie ſie ſelbſt in den 
Motiven zu der für die Provinz Brandenburg gemachten Vorlage vom 16. Ror. 
1882 anführt — nachftehende, von dem SKammergericht gegen die in Ausſficht 
genommene Vorſchrift geltend gemachten Bedenken maßgebend geweien. 

Zunähft ift, wie das Kammergericht ausführt, 1) zu befürditen, daß die 
in Rebe fiehende Beſtimmung eine beſonders ergiebige Duelle von Procefien 
fein werde. Denn ihre Anwendung ift zweifelhaft in folgenden Fällen: 

a. wenn fein veiner Verlauf vorliegt, ber Anerbe vielmehr den Hof ver: 
taufcht oder gegen einen Altentheil ‚bezw. eine Yeibrente veräußert; wenn ber Ber: 
fauf im Wege der Zwangsvollſtreckung ftattfindet; wenn der Anerbe über den 
Annahmepreis hinausgehende Schulden übernommen bat; wenn die Veräußerung 
nicht durd) ihn, fondern durch feine Erben erfolgt u. |. w 

b. namentlich aber im Fall von Parcellenverfäufen, indem eine fachgemük 
Regelung biejed Punktes erheblihe Schwierigteiten bietet. 

Die in Ausfiht genommene Nachtheilung würde ferner 2) zu Harten 
führen, wenn der Anerbe das Gut meliorirt und nur in Folge deffen einen 
höheren Preis erzielt bat. 

Es würde fi) 3) die zur Sicherheit der Anſprüche ber Meiterben 
dienende Cautionshypothek auch wirthſchaftlich als ſchädlich erweiſen, wenn fie 
den Anerben in der Ausnutzung feines Realcredits beſchränken könnte. 

Es würde diefe Vorfchrift ferner 4) zur Folge haben, daß vielfach durh 
den Abſchluß fimulirter Verträge die Geltendmahung der Anfprühe der Mit: 
erben vereitelt wird. 

5) Endlich Hat ſich das Surplusrejervat bes allgemeinen Landrechts nicht 
bewährt und ſind Vorbehalte, wie die oben in Ausſicht genommenen, weder kei 
Gutsüberlaſſungen unter Yebenden noch in legtwilligen Verfügungen noch enblid 
bei Erbtheilungen in Fällen der nteftaterbfolge bisher gebräuchlich geweſen. 

Aus der obigen Kritif des von dem Provinziallandtage der Provim 
Brandenburg gemadıten Vorſchlags folgt jedoch nur, daß dieſer Vorſchlag bei 
feiner Durchführung mancherlei Schwierigkeiten begegnen würde, keineswegs aber, 
daß ſich diefe Schwierigkeiten nicht durd eine andere rechtliche Formulirung 
dem Vorſchlage zu Grunde liegenden Gedankens bejeitigen oder doch erhe 
reduciren laffen würden. 
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Es feien daher an diefer Stelle noch einige weitere Verſuche erwähnt, den 
im Rebe ftehenden Uebelſtand zu befeitigen. 

Um der Ausbentung der Miterben durch den Anerben vorzubeugen, hatte 
bereits der brandenburgiiche Provinziallandtag im 9. 1842, aus Anlaß des ihn 
im J. 1841 von der Staatöregierung zur Begutachtung vorgelegten Gefeg: 
entwurfs über die bei Erbtheilungen anzumendenden gemäßigten Taxen länd- 
licher Nabrungen 117%), vorgefchlagen, diefem Geſetz folgende Beftimmungen ein- 
zufügen: „Sunerbalb der eriten 5 Jahre nad) dem Ableben des Erblaffers darf 
der Gutsannehmer dafjelbe nicht freiwillig verlaufen, ohne e8 vorher den jänmt- 
Ihen abgefundenen Miterben in derfelben Reihenfolge, wie fie nad) den Be- 
ftunmungen dieſes Gefetes zur Annahme des Gut3 berufen werden, für den 
Amahmepreis angeboten zu haben. Erflärt einer der Erben ſich innerhalb 
einer zweimonatlichen Yrift zur Anmahme des Guts nicht bereit, fo wird an- 
genommen, er wolle auf fein Recht verzichten. — Das Gut darf innerhalb der 
finfjährigen Friſt nur im Wege öffentlichen Verkaufs veräußert werden; Die 
abzefundenen Erben erhalten den nady Abzug etwa verbleibenden Ueberſchuß, 
nachdem die erweislihen Meliorationstoften dem bisherigen Befiter zu Gute 
geredmet worden. Die hypothekariſche Berfchuldung des Guts über den An- 
nahmepreis hinaus ift innerhalb diefer Yrift ebenfall3 umftatthaft. Mit Ablauf 
der 5jährigen Frift fowie mit dem Tode des Annehmers erliſcht die Beſchränkung 
ron felbft.” (PB. VII.) Doc führte wie der ganze Entwurf, jo auch dieſes 
Amendement damal3 zu feinem pofitiven Reſultat. 

Endlih ſei noch erwähnt, daß die mecklenburg: ſchwerinſche Verordnung, 
betrefiend die Inteftaterbfolge in die Bauerngüter des Domaniums vom 24. Juni 
1869 $ 11 und 12 wenigftend zu verhindern ſucht, daß durch den Berfauf 
der Grunderbſtelle diefelbe aus der Yamilie komme. Zu diefem Zwed räumt 
diefe Berordnung den Miterben des Gutsnachfolgers für den Fall, daß diejer 
das von ihm unter günftigen Bedingungen angetretene Bauerngut verkaufen 
follte, ein Vorkaufsrecht vor der Domanialverwaltung ein 117), 

Die Hauptaufgabe bei Reconftruirung des Anerbenrechts wird aber immer 
darin beftehen, zugleich auch die Grundlagen wieder zu beleben, auf denen das 
Auerbenrecht rubt. Daß eine folhe Wiederbelebung und Kräftigung des Yamilien- 
bemußtfeins nicht allein vom Geſetzgeber ausgehen kann, ift eben fo fidher, wie 
daß die Geſetzgebung von erheblihem Einfluß auf diefen Gegenftand fein fann. 
Iſt doch Die Schwächung des Familienſinns zum Theil ein Product der Gefeg- 
gebung, die im Lauf de legten Jahrhunderts alles nur ‘Dentbare gethan hat, 
um Me Autonomie des Individuums auf Koften der Familie, der Genoſſenſchaft 


117 a) Echreiben des Landesdirectors der Provinz Brandenburg an den branden⸗ 
burgiſchen Provinziallandtag, betreffend die anberiveitige geiehliche Regelung ber 
Erbfolge in den Bauernhöfen vom 4. März 1880 (Br. Pr.:Landtag, 6. Sitzungs⸗ 
periode Ar. 8) ©. 11, 12. 

117b) Auch ift durch diefe Verordnung infofern ein weiteres ‘Mittel gegeben, 
um bie egoiſtiſche a a bed Anerbenrecht3 zu verhindern, als ben Belitern 
dieler Höfe geftattet ift, ihren Nachlommen die Veräußerung bderjelben für eine ober 
mehrere Generationen zu unterfagen. Vgl. oben S. 94, wo zugleich dad Datum biejer 
Berorbnung in ben 24. Juni (und nicht Juli) 1869 abzuändern if. Paajche in 
Bäuerliche Zuflände Bd. 3 ©. 358. 
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und der Gemeinde zu färfen, und ift doch ber Staatsſocialismus nichts anderes: 
al3 eine naturnothwendige Reaction gegen den durch die Geſetzgebung großgegogenen 
Individualismus, eine Reaction, deren Fehler nur darin —2 daß ſie ein⸗ 
ſeitig von dem Staate ausgeht. 

Indem wir uns leider an dieſer Stelle verfagen müſſen, im Einzelnen 
auf die Mittel näher einzugehen, melde bie Geſetzgebung zur Wiederbelebung 
des Familienſinns zu ergreifen hätte, weil eine ſolche Digreſſion uns zu weit 
von unſerem eigentlichen Thema ablenken würde, wollen wir doch wenigſtens 
auf einen Punkt hinweiſen. 

Wir meinen nämlich, daß die Rückſicht auf die Erhaltung des Familien- 
beſitzes verlangt, daß die von dem Anerben als Schulden übenommenen Erb: 
antheile der Geſchwiſter nur unter beſtimmten, für ihn erfüllbaren Bedingungen 
kündbar und rückzahlbar ſein ſollen. Der Beſchränkung des Rechts der 
Miterben müßte aber ihre Grenze durch den Zweck vorgezeichnet werden, der 
durch die Beſchränkung erreicht werden ſoll. Dieſer Zweck aber befteht m 
der möglichſten Erhaltung des Grundbeſitzes in der Yamilie. Verkauft der 
Anerbe daher daS von ihm übernommene Gut, fo follten die Erbantheile feiner 
Geſchwiſter fofort fällig werden. Auch müßte den leteren für diefen Fall em 
Vorkaufsrecht eingeräumt werden. ine folde Geftaltung des Anerbenrechts 
würde, wie wir glauben, ber Veräußerung der nad) Anerbenrecht erworbenen 
Güter an dritte Perfonen in ſehr wirkſamer Weiſe entgegenwirken 119). | 

Hinfichtlih der Wirkungen, welche daS Anerbenreht auf die Perfon de 
Anerben zu haben pflegt, wird geltenb gemacht, daß wenn eins der Kinder ven 
Jugend auf weiß, daß es der fünftige Herr des Hofe fein wird, es mur zu 
leicht in Sorglofigfeit, Leichtfinn und Oppofition gegen die Eltern aufwächſt. 
Namentlich aus Hannover'!?) wurde noch unlängſt, unter Bezugnahme auf 
das ältere Anerbenrecht, welches in einigen Gegenden Hannovers einen abſoluten 
Zwangscharalter hatte, berichtet, daß die Anerben, weil fie wüßten, Daß ber 
Vater ihnen den Hof nicht entziehen könne, ganz unbotmäßig geworben feien und 
faum noch etwas lernten, fo daß die Bildung der Bauerngutäbefiger entjchieben 
zurüdgebe. 

Soweit diefer Vorwurf überhaupt begründet ift, — und er ift e8 nur, fo 
lange da8 Anerbenrecht feinen älteren Zwangscharakter nicht gegen ben neueren 
jubfidiären Charakter vertauſcht bat, — trifft er ben Anerben in Gegenden, 
in denen bie Minoratserbfolge gilt, in viel geringerem Grade als in Gegenden 
mit Majoratserbfolge, da der präfumtive Anerbe im erfteren Ball lange mit 
wiffen kann, ob er nicht in diefer Eigenſchaft durch einen nachgeborenen Bruder 
beſeitigt werde. 

Zieht man aber in Betracht, daß im Bauernſtande die individuelle Ent- 
widelung und Differenzirung ber Perſonlichteit eine viel geringere Rolle fpielt, 
als in den anderen Etänden, indem im Bauernftande für den Einzelnen meiſt 








118) v. Jnama-Sternegg, Zur Reform bed Agrarrechts, befonderd bes An 
erbenrechts, in Grünhuts Zeitfchrift für dag Privat- und öffentliche Recht Bd. 10 
©. 15 ff. Boldt, Die Agrarifchen fyragen der Gegenwart, Berlin 1883, ©. 108, 1 109. 
a: El nut Gumbr echt in ber Sikung bes preußifchen Abgeordnetenhaufes Dom 
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der Geiſt der Familie und des Standes entfcheidend ift, fo wird dem obigen 
Eimvande überhaupt fein großes Gewicht beizulegen fein. 

Immerhin kann zugegeben werden, daß wenn das Anerbenrecht den Zwangs⸗ 
charakter hat, fo daß der Anerbe durch Tegtwillige Berfügungen des Erblafiers 
von der Nachfolge in den Hof nicht ausgejchloffen werden kann, und wenn bie 
Annahmetare der Bauernftelle jehr niedrig tft oder dem Anerben fonftige große 
materielle Bortheile eingeräumt find, diefer leicht zur Sorglofigkeit und fchlaffen 
Wirthſchaftsführung verleitet werden kann. Darunter leidet dann zunädft die 
einzelne Privat:, dann aber auch die Volkswirthſchaft. Sp war nad) einer 
brieflichen Mittheilung Profeffor Hanflend in Göttingen unter den Bauern der 
Umgegend Kiels in den dreißiger Jahren die Anficht verbreitet, daß der Anerbe 
nicht allzu bequem figen dürfe, weil er fonft faul werde; die Mebernahme ver 
Fliht, feinen Gefchwiftern größere Erbantheile auszuzahlen, werde für den 
Anerben zum Anlaß, feine wirthſchaftliche Energie anzufpannen, was dann nicht 
num ihm, ſondern auch der Gefammtheit zu Gute kommt. 

Man kann diefe Bedenken theilen und braudt damit doch nicht zugleich 
zu einem Vertreter ded gemeinen Erbredht3 zu werben. 

Denn aus Furcht, e8 dem Anerben zu leicht zu machen, darf man nicht in 
das Beftreben verfallen, das Nachlaßgut jo hoch zu ſchätzen, daß diefer ſich auf 
dem ererbten Gut nicht mehr halten kann. Die richtige Mitte wird vielmehr 
dann eingehalten, wenn man das Präcipuum des Anerben nur fo hoc) ftellt, wie 
erforderlich ıft, um ihm die Eriftenz auf dem Gute aud dann zu ermöglichen, 
wem er nicht durch beſonders glüdliche Umftände (mie 3. B. eine reiche Heirath, 
ausnahmsweiſe günftige Ernten und hohe Getreide- und Viehpreiſe) begünftigt 
if. Diefer Grundfag wird im einzelnen Fall einen fehr verfchievenen zahlen: 
mäßigen Ausdrud erheiſchen: je nachdem das nöthige Geltcapital zur Abfindung 
der Geſchwiſter mehr oder minder leicht befchafft und je nachdem eine Rüdzahlung 
0n3 den Revenüen in kürzerer oder längerer Friſt bewerfftelligt werden kann und 
je nachdem es fich um eine Zeit wachſender Prosperität oder um eine Tritifche 
Loge der Landwirthichaft handelt. Ein Präcipuum, das bei der ſchnell und ftarf 
ſteigenden Grundrente der dreißiger Jahre und der leichten Zugänglichkeit des 
Privateredit8 für landwirthichaftlihe Zwede den Anerben. in Sorglofigfeit und 
Indolenz gemwiegt hat, wird gegenwärtig unter den ungünſtiger gewordenen 
Verhãlmiſſen vielleicht gerade nur binreihen, um die Erhaltung des Grund- 
bejiges in der Familie bei größter Unftrengung des Beſitzers zu ermöglichen. 

Sodann wird von den Gegnern des Anerbenrechts eine Reihe von That⸗ 
ſachen angeführt, welche angeblich, den ſchlimmen Einfluß deffelden auf das ſitt⸗ 
Ihe Leben des Bauernftandes darthun follen. 

So berichtet Niehl aus dem unten Maingrunde, daß dort inmitten der 
größten Parcellirung des Grundbeſitzes einige Gemeinden fid ihre großen Bauern- 
gäter erhalten haben. Mit Macht kämpfen diefe Dörfer gegen die Zwerg: 
gütlerei. Es ift in denfelben aber auch unerhört, daß einer Ehe mehr ala 
zwei Kinder entjprießen. Um die Sitte der ungetheilten Vererbung der Bauern- 
böfe aufrecht zu erhalten, bat man die Moral geopfert: die Gemeinden find 
* und blühend, und die Pfarrer predigen gegen die Abtreibung der Leibes— 

t. 
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Auch für die oberfränfifche Gemeinde Gosberg wird conftatirt, daß bei den 
größeren Bauern dort etwas dem Zweikinderſyſtem Aehnliches hergebracht fei. 
Ferner berichtete das fränkiſche Wochenblatt, daß die Einwohner des 
unterfränfifchen Dorfes Billingshaufen an einer fchlimmen erblichen Krankheit, 
einer Art Starrfucht, leiden. Diefelbe wird auf die in dieſem und in anderen 
wohlhabenden Dörfern Unterfrankens herrſchende Sitte, daß die Dorfbewohner 
immer nur unter einander beirathen, fowie auf die mit dem Zweikinderſyſtem 
verbundenen Praftifen zurüdgeführt: ein Zufammenbang, über den wir bier nur 
veferiren, ohne die Gewähr Hr deffen wirkliches Beftehen zu übernehmen 1?°), 
Endlich fällt auch in Oberfchwaben, fo wird von anderer Seite berichtet, 
die geringe Geburtenzahl, namentlich aber die große Kinderfterblichkeit bei den 
größeren Bauern auf. Dieje Thatfachen werden folgendermaßen erflätt. Ein 
Vater, der nur einen Sohn haben’ darf, wenn der Hof in der Familie erhalten 
werden und der Sohn reich fein fol, wird auch nur einen zu haben wünſchen, 
da er in den anderen nur Bürden für die Yamilie erblidt. An die Durd: 
führung dieſes Wunfches Inüpfen ſich dann allerhand Praktiken, die im jenen 
Gegenden ein allgemeines Geheimniß find, und die daS Urtheil des Volkes als 
unſittlich oder doch wenigftend als unerlaubt bezeichnet. Auch pflegt in jenen 
Gegenden nur ein geringer Werth ſowohl auf die Leibesfrucht wie auf das Leben 
der bereits geborenen Kinder gelegt zu werden, fofern nur die Nachfolge in den Hof 
efichert ift. Beim Anblid der elenden, abgezehrten, weil fchleht gehaltenen Kinder 
* man dort nicht ſelten von den Müttern die harten Worte vernehmen 12"): 
„Wir gehrnt's nit aufz’ziehnt.” (Wir begehren das Kind nicht aufzuziehen.) 
Diefe lettere, einer Privatquelle entnommene Thatfahe wird auch von 
dem Bearbeiter der amtlichen Statiſtik für das Königreih Würtemberg be 
ftätigt, wenn er von — und Bevölkerungen ſpricht, in denen die Ber: 
meidung einer größeren Kinderzahl als fociale Pflicht erſcheint und die Erzen- 
gung von mehr ald 2—3 Kindern nicht üblich if. Diefe Pflicht, heift es, wird 


um fo ftrenger geübt, in je günftigeren Berbältniffen fid) die Bevölterung be 


findet 122), 

Indeß bemweifen die oben angeführten Thatſachen durdaus nicht, mas 
fie nach der Abſicht derjenigen, die fie anführen, bemeifen follen. Tenn midt 
weil das Anerbenrecht als nteftaterbrecht in diefen Gegenden gilt, ſondern un 
Gegentheil: meil e8 nicht mehr gilt, deshalb haben die bäuerlihen Grund⸗ 
eigenthümer zu jenen Mitteln einer fünftlihen Bevölkerungsregulirung gegriffen, 
um ihre Güter ungetheilt in der Familie zu erhalten. Während im Kampf 
gegen das gemeine Erbrecht die bäuerliche Bevbllerung anderer" Gegenden zur 
Mebertragung ihrer, Güter bei Lebzeiten oder zu Begünſtigungen eines ber 


Erben vor den übrigen durch niedrige Erbichaftstaren greift, bedient der ober 
ſchwäbiſche und ausnahmsweife auch der fränkiſche Bauer fi) des Zweilinder⸗ 


fpftems, um zu demfelben Zwed zu gelangen. Dieſelben Urſachen erzeugen die: 
felben Wirkungen, und fo ſehen wir denn den in Frankreich allgemein verbreiteten 
Brauch bier auf einen Stüd deutfchen Bodens übertragen, 


120) RieHl, Die blirgerliche Gefellichaft, Augsburg 1861, ©. 68. Bäuerli 
Zuflände in Deutichland 3. 8 ©. 157. Haft, Augsburg ‚ ice 





121) Würtemberg. landwirthſch. Wochenbl. f. 1879 Nr. 31. 
122) Würtembergifche Jahrbücher f. 1874, Theil 1 ©. 124, 129. 
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Ueber den Urfprung und die Verbreitung diefer Sitte in Frankreich äußert 
fi) ein neuerer franzöſiſcher Schriftfteller folgendermaßen: In Frankreich, jagt 
Charles Richet 122), ift die Kinderzahl der Höheren und niederen Bourgenifie 
eine geringe, weil der Hang zum Wohlleben umd zur Bequemlichkeit auf die 
Dauer nur bei einer Meinen Kinderzahl befrievigt werden kann. Bon dieſen 
Claſſen bat ſich das Yweikinderfuftem auch auf die jog. arbeitenden Clafſen, die 
ourriers und den Bauernftand verbreitet. Die Kinderzahl in den arbeitenden 
Blafien ift eine geringe, weil der Arbeiter fich bewußt ift, nur 1—3 Finder 
erziehen zu können. Es hängt das Zweikinderſyſtem bier mithin zufammen 
mit dem Beftreben und der Möglichkeit, bis zu einem gewiflen Grade an den 
Emumgenichaften der höheren Elaflen theilzunehmen und fpricht zugleich für 
das Gefühl der Selbftverantwortlichkeit, das dem franzöftfchen Arbetter durch 
eme hundertjährige Gejchichte, namentlich) aber durch das franzöſiſche Armen- 
seht anerzogen ift. Als Kebrfeite der geringen Zahl ehelicher Geburten erfcheint 
dann freilich in diefer Claſſe eine hohe Zahl unehelicher Geburten. 

Ausichlaggebend für die langſame Bendlferungsvermehrung in Frankreich 
find aber weder die Bourgeois noch die Ouvriers, fondern die Bauern, denn von 
37 Milimen Franzoſen tommen allein 25 Millionen auf diefen Stand. Wäh- 
vend in anderen Ländern vorzugsweiſe die Ländliche Bevölkerung berufen ift, 
durch ihren ftarfen Nachwuchs die Lücken, welche in den oberen ſowie überhaupt 
m den ſtädtiſchen Elafien entftehen, auszufüllen, ift fie im Frankreich nicht in 
der Yage, diefe Aufgabe zu erfüllen. 

Der ſehr zerftüdelte Beſitz des franzöfiihen Bauern genügt wohl noch 
meiſt zum Unterhalt einer Familie von 4, nicht aber aud) zum Unterhalt einer 
jelden von 8 und mehr Perfonen. Wäre die Familie fo groß, jo müßte ent: 
weder eins der Kinder das Grundſtück gegen eine mäßige Taxe erhalten, oder 
es müßte daffelbe verkauft oder in gleiche Theile zerfchnitten werden. Die erftere 
Erentuafität iſt durch das Erbrecht des Code civil fowie durch den Gleichheits⸗ 
ſum und den „goft excessif de logique et d’&quite, qui est l’apanage de tout 
eitoyen francais“, wie unjer Gewährsmann fi ausdrückt, ausgeſchloſſen; gegen 
die zweite vevoltirt die Anhänglichkeit des Bauern 'an feine Scholle und gegen 
die dritte feine Einficht, daß eine weitere Naturaltheilung des bäuerlichen Klein- 
befiged meift zum Ruin der Landwirthfchaft und des bäuerlichen Familienbefiges 
führen würde. So hat denn das Erbrecht des Code civil in Verbindung mit 
dem Wunſch des Bauern, fernen Grundbefig in der Familie zu erhalten und doch 
nicht zugleich zum Zwerggütler herabzufinfen, dahin geführt, daß auch innerhalb 
des Bauernſtandes das Zweikinderſyſtem gegenwärtig die meitefte Verbreitung 
findet. Bon der Normandie aus hat „ce fleau plus destructif que la peste 
et le cholera“, wie Richet daS Zweikinderſyſtem bezeichnet, fich über die ſchönſten 
Provinzen Frankreichs: Languedoc, Provence, Champagne, Burgund u. f. w. 
verbreitet. Ja über Frankreich hinaus, jo können wir hinzufügen, beginnt das 
Zweikinderſyftem auch auf demjenigen Theil des deutfchen Bodens, auf dem da3 
Erbrebt des Code civil oder ded gemeinen Rechts gilt, wie z. B. in der 


123) €. Richet, L’acroissement de la BupLanon francaise in ber Revue des 
deux mondes vom 15. April und 1. Juni 1882. 
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bayrifhen Pfalz und den oben erwähnten Theilen des rechtsrheiniſchen Bayern 
und Würtembergs Verbreitung zu finden. 

Aus dem Vorhergehenden ziehen wir den Schluß, daß in dem Bauen: 
ftande auch dieſer Gegenden das Beftreben verbreitet ift, den Grundbeſitz un 
getheilt in der Familie zu erhalten. Wo das geltende Erbrecht folches nicht durch 
Vererbung des Hofs an eine3 der Finder zu einer mäßigen Taxe geftattet oder 
eine diefem Bedürfniß entfprechende Sitte ſich entweder nicht gebildet bat ober 
ſich nicht zu erhalten vermag, da wird der Bauer das von ihm ins Auge ge 
faßte Ziel durch das Zweikinderſyſtem verbunden mit allen feinen fittlichen 
Gefahren zu erreichen fuchen. 

WI man diefe daher vermeiden, fo ſchaffe man dadurch, daß man das 
gemeine Erbrecht durch das Anerbenrecht erfegt, dem Bauern die Möglichkeit, 
feinen Zwed auf legitime Weife zu erreichen. 

Wenn es wahr ift, daß des Bauern Intereſſe fi direct und ummittelbar 
auf das Gut, den Gegenftand feiner Mühen und Sorgen richtet, und daß er 
daffelbe als Ganzes, als Einheit zu erhalten bemüht ıft, und wenn es femer 
wahr ift, daß der Bauer weniger al3 irgend ein anderer Stand von dem Etreben 
erfüllt ift, feine Kinder alle in gleiche Lage — wieder al3 begüterte Bauem — 
zu bringen, fo Tiegt für ihn, fofern nur die Erhaltung des Guts in der Familie 
nach der beftehenden Erbordnung gefichert ift, gar feine Veranlaſſung vor, zu 
jenen unfittlihen oder wenigftens fünftlichen Mitteln zu greifen, welche bewirten, 
daß der Hof ungetheilt bleibt, weil feine Kinder zum Theilen vorhanden find. 
Im Gegentheil! Es ift dem Bauern eine größere Anzahl von Kindern erwünſcht, 
weil ihm in venfelben für feine Wirthſchaft nutzbare, wohlfeile und bequeme 
Arbeitöfräfte erwadchfen. 

Im Borhergehenden ſuchten wir auszuführen, daß die Geltung des An- 
erbenrechts, oder einer demfelben verwandten VBererbungsfitte, daS Zweilinder⸗ 
fyftem entbehrlich) macht, daß diefes fih dagegen dort, wo das gemeine Erbrecht 
oder ein demfelben ähnliches Inteftaterbredht zur unbedingten Anwendung gelangt, 
der Bauernftand fi) aber vor dem Hinabfinfen in das Zwerggütlerthum ſchützen 
will, leicht einftellt. Ä 

Damit follte aber nicht zugleich gefagt fein, daß das Anerbenreht und 
das durch daſſelbe beförderte behäbige Bauernthum zu einer rapıden Bevölle 
rungsvermehrung führt. Vielmehr unterfcheidet ſich das Anerbenrecht in dieler 
Beziehung fehr weſentlich von dem gemeinen Erbrecht und dem durch daflelbe 
bervorgerufenen Kleinbauern- und Zwerggütlertfum. „Der unzureichende Klein 
befig wird, wie ein bereit3 mehrfach citirter Schriftiteller richtig bemerkt !?*), 
nicht ſchon an ſich durch die fteigende Bevölkerung gefördert, ſondern er bringt 
fie vielmehr erſt recht hernor und hält fie feft im Lande.“ „Wer Weib mb 
Kind mit 30 Jahren nicht. beſſer ernähren kann, als mit 20, wird feine Bers 
ehelihung keine zehn Jahre aufſchieben, und je kürzere Zeit bei ſchwacher und 
ſchlechter Nahrung die Mütter im Stande find, ihre Kinder felbft zu ftillen, um 
jo fchneller werben bdiefelben einander folgen. Für viele Entbehrungen ſucht 
der Arme Erfag in der Ehe, dem Eimzigen, daS er ebenfo genießen kann, wie 
der Neichfte, zu dem er ſich daber um jo früher, um fo eifriger drängt. Tea 


124) Briefe über Staatskunſt S. 118. 
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ber denn auch der Arme weit feltener unverehelicht bleibt, als derjenige, der im 
verbältnigmäßigen Wohlftande lebt." Dagegen liegt der Hauptgrund für die lang⸗ 
ſamere Benölferungsvermehrung in Gegenden mit einem größeren und mittleren 
Bauernftande im Bergleich mit folden, in denen die Klein: und Zwerggütler 
prãvaliren, in der vorfichtigeren und namentlich fpäteren Ehefchliegung. Befon- 
ders deutlich tritt dieſes Moment in feiner Wirkfamkeit in denjenigen Rändern 
zu Tage, in denen die Bauerngüter nad) dem Erftgeburtsrecht vererbt werben. 
Auf diefen Unterſchied un Tempo der Bevölferungsvermehrung einerſeits bei den 
Hofbefigern, andererfeit3 bei den Heuerlingen Weftphalens hat bereitS vor hundert 
Jahren Juſtus Möfer!25) hingewieſen. Während die Heuerlinge hier oft. ſchon 
a m Jahren heirathen, erfolgt die Ehefchliefung bei den Bauern gewöhnlich) 
viel ſpäter. 

Ein weiterer gegen daS Anerbenrecht gerichteter, gleichfalls dem fittlichen 
Gebiet angehöriger Vorwurf geht dahin, daß dort, wo fi mit dem Anerben- 
reht eine ariftofratifche Bertheilung des Grundeigenthums erhalten bat, die 
Zahl der unehelichen Geburten eine größere zu fein pflegt, als in Gegenden 
mit gleihem Erbrecht und einer gleichmäßigeren Vertheilung de3 Grund und 
Bodens. Dieſe Erſcheinung fuht man zu erklären durch daS Häufig üppige 
eben der größeren Bauern, die ſpäten Heirathen derjelben und die für die 
übrige ländliche Bevölkerung gegebene Schwierigkeit, ſich niederzulaffen und einen 
eigenen Hausſtand zu gründen. 

Speziell für den badifhen Schwarzwald wird noch auf die großen Gefahren 
des Nahebeieinanderſchlafens der unverheiratheten Knechte und Mägde, deren 
Sammern nicht jelten an einander ftoßen und unverfchließbar find, fowie auf 
die Verſuchung, welche aus der großen Gewalt des Hofbauern über fein Dienft- 
perfonal entfpringt, Hingewiefen. 

ALS Beleg für das oben Geſagte werden folgende Zahlen angeführt. 

Es kamen in den Jahren 1856—63 auf 100 Geburten 

unehelihe Geburten 
mittlere Zahl 
im Großherzogtbum Baden . . . 16,6 
um Amtsbezirk Wolfah . » . . 25,3 
in der Gemeinde Obermolfah . . 38,6 

Zur Erklärung diefer Zahlen wird dann daran erinnert, daß mährend in 
dem größten Theil des Großherzogthums — mit Ausnahme nur eines Theils 
des Schwarzwalds — die Güterzerftüdelung ziemlich weit geht und das Erbredit 
des dem franzöſiſchen Code civil nachgebildeten badifchen Landrechts gilt, in dem 
zum Schwarzwalde gehörigen Amtsbezirke Wolfach und namentlid) in der Ge— 
meinde Oberwolfach fid) größtentheils große fpannfähige Bauernhöfe erhalten haben, 
welche rechtlich gebunden find und für die die ſog. VBortheilsgerechtigfeit gilt 12°). 

Auch für Würtemberg ift darauf hingewieſen worden, daß der ſüdliche 
und norböftliche Theil, mit feinen gefchlofjenen, fid) trog des gemeinen Erbrechts 


125) Juſtus Möſer, Batriotiiche Phantafien, 1842, Theil 1 ©. 180. 
126) Syupp, Hofgüteriwefen im Amtsbezirk Wolfady S. 55, 57,58. Zurban 
im Magazin für badiſche Rechtäpflege und Verwaltung Bb. 2, 1856, ©. 309. 
Rayer in den Blättern für Juſtiz und Verwaltung im Großherzogihum Baden, 
Jahrg. 2, 1842, ©. 90. 
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in der Familie erhaftenden Höfen mehr unehelihe Geburten aufweift, ala ber 
altwürtembergifche Landestheil mit feiner Naturaltheilung der Güter im Erb— 
wege und ſeiner weitgehenden Parcellirung des Grundbeſitzes. Demm dort 
machten die umnehelichen Geburten in einigen Aemtern bi3 zu 20%o, bier mit 
wenigen Ausnahmen zwiſchen 5 und 12/0 ſämmtlicher Geburten aus 127). 
Um die eben angeführten Thatſachen richtig zu würdigen, muß jedoch 
berüdfichtigt werden, daß die Zahl der unehelihen Geburten nur einen mit 
höchfter Vorſicht zu benugenden Maßſtab für die fittlihen Zuſtände eines Bol 
abgiebt. Haben doch Gegenden, in denen die abicheulichften Abirrungen bes 
Geſchlechtstriebs ſowie die gemerbsmäßtge Unzucht herrſchen, gewöhnlich feine große 
Anzahl uneheliher Geburten aufzumeifen. Eine ftarfe unebelihe Progenitur 
ſpricht jedenfall für eine gewiſſe Naivität im gejchlechtlichen Berfehr, wenngleich 
allerdings auch zugleich für eine Schwäche bes öffentlichen Urtheils und für 
eine geringe Enthaltfamfeit der Bevolkerung. | 
Die Vorwegnahme des ehelichen Rechts ift überhaupt im beutfchen 
Bauernftande jehr verbreitet und in manden Gegenden zu einer feflen Uebung 
geworben. | 
Daher ift es durchaus unbegründet, die große Zahl der unehelichen Ge 
burten in den oben angeführten Fällen in directen Zuſammenhang mitt dem 
Anerbenrecht zu bringen. Denn wenn auch nicht geleugnet werden kann, daB 
die größere Schwierigkeit, eine Ehe einzugehen, — wie fie durch die Agrar: 
verhältniffe Derjenigen Gegenden, in denen das Anerbenrecht gilt, begründet fein 
fann, — die Zahl der unehelichen Geburten leicht befördert, jo muß doch anderer: 
ſeits auch auf die fittlihen Gefahren hingewiefen werben, die mit einer weit- 
gehenden Zerfplitterung des Grundeigenthums und einer finfenden Lebenshaltung 
der Bevölkerung, — wie fie häufig als Folge des gemeinen Erbrechts er— 
fcheinen, — verbunden zu fein pflegen. Eine Bevölferung, deren Lebenshaltung 
immer mehr finkt, verliert nur zu leicht das Selbftgefühl umd die Widerſtands— 
kraft gegen fittlihe Verſuchungen, wie wir in der erften Abtbeilung diefer Arbeit 
S. 64—65 zu zeigen juchten. | 
Bor allem muß aber betont werden, daß das Erbrecht und die durch 
daflelbe bedingte Verteilung des Grundeigentbums immer nur eins der vielen 
Momente if, von denen der fittliche Zuftand der Bevölkerung abhängig ift. 
Sp wird e8 denn auch erflärlih, daß Gegenden mit gleichem Exbredt 
und ähnlicher Bertheilung de8 Grundeigentbums fehr ungleiche fittlihe Zu: 
ftände aufweifen, und umgefehrt, daß Gegenden mit fehr verfchtedenen Agrar: 
verhältniffen ſich Hinfichtlich der Zahl der unehelichen Geburten ähnlich jehen 128). 
Einige Beifpiele mögen das Gefagte näher belegen. Es find uns zahl 
reihe agricole Gemeinden Weſtphalens befannt, in denen die Bauerngüter zu 
folge einer feften Sitte regelmäßig ungetheilt an einen der Söhne übergehen 





127) Helferich in ber tübinger Zeitichrift für die geſammte Staatzivi ft 
pe ch ger Zeitſchrift fü gei ffenſcha 


128) Bereits der Freiherr von Stein hat bie Anficht widerlegt, dab bie Ge 
Ichlofienheit der Höfe die Unfittlichkeit befördert, indem fie die Ehelojen vermehrt. 
Dal. feine Dentichrift Über die Vererbung und SZeriplitterung ber Bauernhöfe in 
Meftphalen bei Bert, Leben des Freiherrn von Stein, Bd. 6, Beilagen, S. 268 ff- 
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und in denen feit Jahrzehnten gleichwohl gar feine oder nur einzelne wenige 
unehelichen Geburten vorgelommen find. 

Ebenfo ſprechen die Erfahrungen Hannover gegen die oben behauptete 
Amahme eines feften Zuſammenhangs zwiſchen dem Unerbenreht und der 
Häufigkeit uneheliher Geburten. Denn im Fürſtenthum Lüneburg betrug die 
Zahl der unehelichen Geburten im Durchſchnitt der Jahre 1848—55 bei 
firengem Anerbenrecht und Gefchloffenheit der Höfe nur 1190, im Göttingen: 
ſchen dagegen bei gleicher Erbtbeilung und großer Zerfplitterung des Grunde 
beſitzes 17,1 %/0 der Le eborenen. Aehnliche Verhältniſſe finden ſich auch in 
den Marfch- und Geeftpiftricten der Landdroſtei Stade. In den Marſchdiſtricten 
(Land Hadeln und Kehdinger Land) bildete von jeher das freie Bauerngut die 
Regel; daſſelbe durfte nach Belieben durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden und 
. auf den Todesfall getheilt werden. Gleichwohl juchten die Bauern der Natural- 
tbeilung ihrer Höfe im Erbwege entgegenzwvirten. Dabei führten fie ein ver: 
ſchwenderiſches, oft übermüthiges und üppiges Leben — das dann auch auf die 
tienende Claſſe demoralifirend einwirkte. Dagegen haben fid) auf der bremifchen 
und verdenfchen Geeft vielfach geſchloſſene Güter erhalten, die nach Anerbenrecht 
vererbten. Hier waren aber die Erwerbsverhältniffe nicht derart, daß fie zur 
Berichwenbung verleitet hätten. Und wie unter der Bauernſchaft, fo hatte fich 
unter den Dienftboten die alte einfadhere Sitte erhalten. In der Zahl der 
mehelichen Geburten: fpiegeln ſich dieſe verfchiedenen BZuftände derart ab, daß 
bei einem mittleren Verhältniß der unehelich Geborenen im ganzen Landdroſtei⸗ 
bezirk von 6,6 9/0 der Lebendgeborenen dieſes Verhältniß in den einzelnen 
Theilen des Bezirks folgender war: 


auf der Geeſt des Herzogthums Verden . . 5,700 
Bremen . 6,4 %/o 
im Lande Sadeln . . 2 2 2200000. 11,2%0 


im Lande Kehdingen . » » 2... 14,8 0/o 

Es haben demnach die Gegenden mit gefichertem Anerbenrecht eine geringere 
Anzahl uneheliher Geburten aufzuweifen, al3 die Gegenden, in denen der un⸗ 
geteilte Uebergang der Höfe gegen das geltende gemeine Inteſtaterbrecht künſt⸗ 
lich durchgeſetzt werden mußte 129). 

Dieſelben Unterſchiede in der Zahl der unehelichen Geburten wie in 
Hamover zeigen ſich denn auch im badiſchen Schwarzwalde. So wird be— 
richtet, daß während im ganzen Großherzogthum Baden im Durchſchnitt der 
Jahre 1856— 1863 die unehelichen Geburten 16,60/0 der Geburten überhaupt 
ausmadhten, die relative Zahl der unehelichen Geburten in den beiden folgenden 
Hofgüterbezivten zum Theil über, zum Theil aber aud) wieder unter dem 
Landesdurchſchnitt fland, indem 

der Amtsbezirk Wolfah . . 25,3 %o 


Oberich. . 12,9% 
uncheliher Geburten aufwies 180), 


ee appäus, Allgemeine Bevölkerungsſtatiſtik, Theil 2, Leipzig 1861, 


e. r 
180) Shupp, Hofgüiterweien im Amtsbezirt Wolfach S. 104-105. 
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Aud war im J. 1850 vor der großen auf Staatöfoften bewirkten Aus: 
wanderung in denjenigen Bezirken des badifchen Schwarzwalbs, in denen bereits 
unter öfterreichifcher Herrichaft die freie Theilbarkeit der Güter beftanden hatte, 
die Zahl der umebelichen Geburten verhältnigmäßig viel bedeutender als in jedem 
anderen Theil des Schwarzwald. Und auch in anderen Theilen des Gr 
herzogthums Baden, in denen der bäuerliche Grundbefig unter Lebenden we 
auf den Todesfall getheilt wird, wie 3. B. in einigen Theilen des badiſchen 
Odenwalds, im fog. Hogenlande u. |. w., find die fittlihen Zuftände zum Theil 
viel ſchlimmer als in den Hofgüterbezirten des badifhen Schwarzwalds 13), 

Endlih haben in Würtemberg die beiden ärmften Gemeinden des Amts- 
bezirt8 Schorndorf, in denen die Parcellirung des Bodens unter der Herrfhaft 
des gemeinen Erbrechts ſehr weit fortgefchritten war, auch den größten Procmt: 
ſatz uneheliher Geburten aufzuweiſen gehabt 132). | 

Auch ift nicht zu überfehen, daß in Gegenden, in denen die gejchlofienen 
Bauerngüter vorberrichen und die Söhne erft nad dem Tode der Eltern zur 
Ehe fchreiten können, die von ihnen erzeugten unehelichen Kinder vielfach durd 
jpätere Trauung legitunirt, einftweilen aber in der Yamilie de3 Vaters aufer: 
zogen werden. Es bezeichnet demnach eine hohe Zahl unehelicher Geburten in 
jolhen Gegenden lange nicht diefelbe LTüderlichteit und daſſelbe Kinderelend, wie 
in ländlichen Gegenden mit weit zerftüdeltem Grundbeſitz, namentlich aber auf 
in Zabrikdiftricten, wo fein gleiches Hemmniß der frühen Ehen befteht und de 
unehelichen Geburten größtentheils die Folge Leichtfinnig angefnüpfter und abge 
brochener Belanntfchaften find 188). Ä 

Endlih darf nicht außer Acht gelaffen werden, daß die mancdherlei fit: 
lihen Schäden, die fid) in Gegenden mit vorwiegend bäuerlihem Grundbefig 
finden, — wir rechnen hierher die natürwüchfige Rohheit der Bevölkerung, de 
fi) nicht immer von dem Mißbrauch der Gewalt frei zu halten weiß, die 
Genußſucht auf Märkten und Hochzeiten, ihren Geldftolz, ihre Geringfchägung der 
Schulbildung, ihre Herzenshärte gegen Untergeordnete und Arme u. |. w. — 
doch immer nur aus dem Uebermaß einer elementaren, ungezügelten Kraft ent: 
Ipringen, einer Kraft, die andererfeitS aber wieder, wie wir oben wiederholt 
hervorgehoben haben, von unfhätbarem Werth für ein Volt if. Diefe Schattr 
feiten bilden gleihjam die Kehrſeite einer Anzahl von Vorzügen und können 
bei richtiger Volf3erziehung, wenn aud) nicht vollftändig befeitigt, fo dod ge 
mildert werden. Dagegen find die fittlichen Schäden einer in Folge des ge 
meinen Erbrechts zu lauter Klein- und Zwerggütlern herabgefunfenen Bevölkerung 
als Ausflüffe der Schwähe, Armuth, Noth und Verkommenheit anzujehen. 
Ihnen ftehen keine entjprechenden Vorzüge gegenüber, und fie find aud vide 
ſchwerer zu befeitigen, al3 die Mängel eines Träftigen Bauernftandes. | 

Endlich werden einige weitere Mängel des Anerbenrechts, die nicht prin: 


131) Türdheim in ben — —— ber zweiten Seſſion des Landescultux 
raths in Karlsruhe, Karlsruhe 1871, ©. 165. Briefe über Staatskunſt ©. 118. 
Bogelmann, Die Worftpolizeigefeggebung, ©. 72. 

ae 2 2. Iferich in der tübınger Beittiprift für die gefammte Staatswiſſenſchaft 


133) Wappäus, Allgemeine Bevölkerungsſtatiſtik, Theil 2 ©. 388. 
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cipieller Natur find, weiter unten, bei Gelegenheit der Beſprechung der neueren 
Höfegefege und Landgüterordnungen, zu erwähnen fein. 

Heberbliden wir zum Schluſſe nochmals die gegen das Anerbenrecht vor- 
gebrachten Bedenken, fo glauben wir nad) ihrer eingehenden Prüfung ausſprechen 
zu dürfen, daß fie, ſoweit fie nicht überhaupt auf einem Mißverftändniß bes 
ruhen, fondern wirklich fundirt find, gegenüber den großen Vorteilen, welde 
das Anerbenrecht den einzelnen Familien und der Gefammtheit des Volks bietet, 
wicht ſchwer wiegen. — 

Es ſtehen mithin die Licht- und Schattenſeiten bei dem Anerbenrecht zu 
einander im umgekehrten Verhältniß wie dasjenige, welches wir oben für die 
Butsäbertragungäverträge conftatirten. 

Dieſes Reſultat follte demnach den Gefetsgeber veranlaflen, die Anwendung 
des Anerbenrechts ebenjo fehr zu erleichtern und zu begünftigen, wie er den 
Uebertragungsverträgen feine Förderung zu entziehen hätte. 

Das aber wilrde dahin führen, daß das Anerbenrecht dort, wo bie obigen 
Borausfegungen vorhanden find, zum Inteſtaterbrecht gemacht wird. Denn 
findet der Staat, daß der Einfluß des Anerbenrechts ein foctalwirtbichaftlich 
günftiger ift und daß die demjelben anhaftenden Mängel gegenüber diefem Vor⸗ 

e verſchwindend geringe find, fo darf er feine Anwendung nicht von einer 
hefonbers abzugebenden Willengerflärung des Einzelnen (Syftem der Höferolle) 
abhängig machen, fondern wird fie in allen Fällen eintreten laſſen müflen, in 
denen der Erblafier nicht ausdrücklich das Gegentheil beſtimmt hat. Denn fonft 
wũrde in einer nicht geringen Anzahl von Fällen die Regelung des Immobiliar⸗ 
nachlafſes dod nach dem gemeinen Hecht erfolgen und zwar nit etwa aus 
bejonderer Vorliebe des Erblaffer8 für daſſelbe, fondern aus Untenntniß, 
Schwerfälligkeit, Saumfeligkeit u. |. wm. Die Gutsübertragungsverträge aber 
müßten — um fie möglichft zu befeitigen — als successio anticipata behandelt 
und die Befreiung derfelben von Stempeln und Sporteln, wo eine folcdhe befteht, 
befeitigt werden. 

An der Hand diefes Reſultats könnten wir jest zur Beſprechung ber 
neneren, feit bem $. 1870 aufgetretenen Beftrebungen zur Begründung eines mit 
der heutigen Agrarverfaffung im Einklang ftehenden Anerbenrechts und feiner 
änzelnen Beſtimmungen übergehen, wollen aber vorher noch in aller Kürze die 
Frage unterfuchen, ob und wie weit fid) die Einführung des Anerbenrechts auch 
in denjenigen Ländern rechtfertigen läßt, in denen die Zuftände andere find, als 
wir bisher angenommen haben. 


Il. 


Unfere bisherige Unterfuhung über daS Anerbenreht ging von folgen: 
den Borausfegungen aus. Die Güter waren vollftändig oder doch bis zu 
emem gewifien Grade arrondirt und ihr Umfang fand in einem angemefjenen 
Verhältniß zu den Gebäuden und anderen Pertinenzen, jo daß fie nicht ohne 
Schaden für die Gefammtheit in einzelne Theile zerlegt werben fonnten. Die 
Befiger diefer Güter hatten vielfah — wenn auch nicht allgemein — mit der 
Ungunft des Bodens ımd Klimas zu kämpfen, die Induſtrie diefer Gegenden 
wor bei einer verhältnigmäßig dünnen Bevölkerung wenig entwidelt und endlich) 
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hatte fich bei den Beſitzern diefer Güter noch vielfach ein ſtarker Familienfum 


erhalten. 


Unter diefen Voransfegungen ift die Sanctiontrung des Anerbenrechts dur 
den Gefetgeber nichts anderes, als die Anerkennung und geſetzliche Formulirung 
einer Vererbunggfitte, die fich freilich bisher zum Theil nur gegen die Be 


ftummungen de3 gefchriebenen Rechts durchſetzen konnte. 


Ber folder Beichränfung des Anwendungsgebiets des Anerbenrechts fin 
übrigens felbft manche Gegner deſſelben mit feinem Fortbeſtehen und feiner 
Neuregelung einverftanden. So gefteht 3. ®. der gegenwärtige badiſche Staats- 
minifter Dr. Zurban 184) in einer Arbeit, die er vor einer Reihe von Jahren 
veröffentlicht bat, zu, daß es nicht frommen wilrde, „eine tief eingewurzelte 
Sitte zu zerftören“, und erflärt fi nur gegen eine Uebertragung des Anerben- 


rechts auf Gegenden, in denen die Vorausſetzungen für dafielbe fehlen. 


Dagegen trifft die obige Beweisführung nicht zu für Länder, in denen der | 


Grundbeſitz manches von der Natur des beweglichen Capital3 angenommen bat. 
Es find das zugleich meift Gegenden mit günftigen Verhältniſſen des Bodens, 
Klımas und Verkehrs, in denen die Induſtrie und das ftäbtifche Leben mit 
ihren Einflüffen zum Theil auch in das ländliche Leben hineinragen und die 
gefammte Volkswirthſchaft bei dichter Bevölkerung eine hohe Entwidelung zeigt. 
Hier pflegen die einzelnen Parcellen fast in jeder Generation zu neuen Befit- 
combinationen zu führen; indem zu den aus dem elterlichen Nachlaß an die einzelnen 
Söhne gelangten Parcellen dur den Zulauf und die Mitgift der Frau neue 
Parcellen Hinzutreten. Ja felbft die größeren Güter, die in biefen Regionen 
größtentheild dem Staat, der Kirche, den Stiftungen, den Standesherrn und den 
Gemeinden gehören, Löfen fi vielfach in einzelne, pachtweife benutzte Stüde auf. 

Während die Ländliche Bevölkerung in der erften Ländergruppe alles 
daran fest, um das ererbte Gut ungetheilt in der Familie zu erhalten um 
dafjelbe zu diefem Zwei an ein Glied verfelben übergehen läßt, wünſchen in 
den Ländern mit fehr parcellitem Beſitz die Kinder der verftorbenen Grund 
befiger womöglid) alle an dem elterlichen Nachlaß in natura zu participiren. 
In dem Rechtsbewußtfein jener tritt die Familie al8 Einheit noch ſtark hervor, 


und ihr orbnet ſich der einzelne unter; in dem Rechtsbewußtſein diefer dagegen 
ipielen der Individualismus und das Gleichheitsprincip eine viel bedeutendere 


Rolle. Während fi) dort die Gefchwifter die Bevorzugung des einen oder 


anderen al3 etwas Selbftverftändlihes gefallen laſſen, fagt man von dem Bevor- 








zugten bier, daß „er feine Geſchwiſter um ihren Erbtheil betrüge“. Auf dieſe 
letzteren Berhältniffe bezogen — aber auch nur auf diefe — ift es daher 


richtig, wenn Bluntſchli fagt: „Die Liebe zur modernen Nechtögleichheit und 
der Haß gegen alle Vorzugsrechte und Privilegien ſei jo mächtig geworden, daß 


eine Aufhebung des gleichen Erbredt3 im Princip auf einen unüberwindlihen 


Widerſpruch ftoßen würde“ 185), 


Das Rechtsbewußtſein verlangt bier nit nur die gleiche Theilung dei | 


Immobiliarnachlaſſes nad) feinem Berfehrswerth (dev in diefen Gegenden nicht 


134) TZurban im Magazin für badiſche Rechtäpflege und Verwaltung Bd. 2. 


1856, S. 310. 
135) Bluntſchli, Gegenwart 1879 Nr. 38. 
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felten body über dem Ertragswerth fteht), fondern meift auch die Naturaltheilung 
der Güter, und zwar läßt man ſich nicht immer daran genügen, daß der eine 
Erbe die eine, der andere eine zweite Parcelle u. |. w. erhält, fondern es werben 
die einzelnen Parcellen vielfadh in ebenjo viele Streifen zerlegt wie e8 Erben 
giebt. Wir haben in dem Abjchnitt IX diefer Schrift auf ©. 198 ff. mehrere 
Beiſpiele für dieſes Verfahren angeführt. 

Wo ähnliche Verhältniſſe der Grundbefigvertheilung und Grundbefig- 
bewegung, fomwie ähnliche Rechtsüberzeugungen beftehen, da ift die Einführung 
des Anerbenrechts als Anteftaterbrecht weder möglich nody auch wünfchenswerth. 

Richt möglich, weil eine ſolche Abänderung des Inteftaterbredht3 ent⸗ 
Ihieden nicht den Intentionen der Erblaſſer entipredhen würde. Sagt doch 
noch der Bericht über die neuefte badiſche Agrarenquôte, „daß Die bäuerlihe Be: 
völferung in denjenigen Randestheilen, in denen die naturale Theilung feit Langer 
Zeit in Uebung ift, jeder Uenderung diefer Art des Erbredits auf das ent⸗ 
ſchiedenſte widerftrebt“. 

Aber es ift die allgemeine Einführung des Anerbenreht3 bier auch nicht 
einmal allgemein wünſchenswerth, weil — wie die obige Enquöte gleich⸗ 
falls conftatirt — in einer Anzahl von Gegenden diefer Ländergruppe „eine 
weitgehende und in ihren Solgen ſich ſchädlich erweiſende Berftädelung des 
Beſitzes um ſich gegriffen bat“ 1860) 

Auf ſolche Verhälmiſſe das Anerbenrecht allgemein anzuwenden iſt aber 
deshalb unthunlich, weil es dieſe krankhafte Beſitzvertheilung nicht zu conſerviren, 
ſondern abzuändern gilt. 

Einer Anwendung des Anerbenrechts — ſelbſt in facultativer Form — 
niigte demnach erft eine vadicale Zuſammenlegung (Berkoppelung. Separation) 
der * Gemenge liegenden Parcellen und eine Vergrößerung der Beſitzeinheiten 
vorhergehen. 

Indeß wird auf die allgemeine Erreichung dieſes letzteren Ziels unter den 
gegenwärtigen Berhältmifien verzichtet werden müſſen. Das Aeußerſte, was ohne 
das Widerftreben der Bevölkerung zu erreichen wäre, ift eine Feldweg: und 
Gewannregulirung d. h. eine Zufammenlegung und beſſere Zugänglichmachung der 
einem Beſitzer gehörigen Parcellen innerhalb eines und defielben Gewanns. 

Aber felbft die ron dieſes befcheideneren Ziels fett eine große Energie 
und Ausdauer ſeitens der Regierung, a und Selbftverleugnung ſeitens 
der Volksvertretung und vor allem eine unabläffige belehrende Agitation unter 
den Kleingütlern voraus. Die langjährigen und nur zum Theil erfolgreichen 
Bemühungen zur Durchführung der Feldweg⸗ und Gewannregulirung in Baden, 


136) Bon denjenigen Orten, in welchen fi} die naturale nal ber Biegen» 
ſchaften zu ——— pflegt, ſagt der badiſche Enquoͤtebericht, daß fie theils eine aus⸗ 
geiprodhen günftige, theils eine ausgeſprochen ungünſtige Beſitzvertheilung haben, 
theils in der Milte zwiſchen dieſen beiden Extremen liegen. Die ſchlimmſten Faigen 
der ungünftigen Befthvertheilung laffen fich durch ausreichenden Nebenverbienft der 
Befitzer, durch ſehr intenfiven, unter Umftänden gartenmäßigen Anbau bes Eultur- 
lands, wie in Orten mit ausgeſprochenem Handelsgewächsbau, ſowie durch ein be: 
iondereg Maß von a und Genügfamteit der Landwirthe bid zu einem 
gewiſſen Grade mildern. Doc finden fich dieſe milbernden Umftände nicht überall 
dor. Grgebniffe der Erhebungen über die Lage der Landwirtbichaft im Großherzog» 
thum Baden 1883, S. 24-25, 26—27. 
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MWürtemberg, Bayern, in der Rheinprovinz, in Defterreih und in der Schweiz 


liefern einen vollgiltigen Beweis für das oben Gefagte 137). 
Wo eine folhe partielle Arrondirung wirklich erreicht iſt, da wird conie 





quenterweife auch dafür zu forgen fein, daß die zufammengelegten Grumdftüde | 


beifammen bleiben, weil fonft das mit großem Aufwande an Mühe und Koften 
Bufammengebradhte nah 2 oder 3 ©enerationen wieder aus einander gefallen 
fein wird. Die Zufammenhaltung kann geichehen durch das Verbot, Die einzelnen 


Parcellen unter ein beftimmtes Mindeſtmaß zu verkleinern. Solde Stüdminime 


beftehen bereit3 gegenwärtig in Heſſen, Naſſau und Baden. 


Indeß ift die Verallgemeinerung der Beftimmungen über die Stückminima 
doch ebenfall® nicht Leicht, wie u. U. aus den Verhandlungen der Verfammlung 


deutjcher Land und Forftwirthe in Münden (1872), — wo Graf Borries md 


Prof. Richter-Tharandt für, Director v. Rau gegen ſolche Minima eintraten, — 


hervorgeht. Doch jcheint ſich neuerdings — wie namentlich bei der Gelege 


beit der Beſprechung des weſtphäliſchen Geſetzentwurfs der Landgüterordmung 
und bei anderen Gelegenheiten zu Tage trat — in der Rheinprovinz mehr 
Geneigtheit zur Einführung folder Stüdminima für zufammengelegte Parcellen 
zu zeigen. Und auch für den. fräntifchen Theil Bayerns, für Würtemberg und 
andere füb- und mitteldeutfche Länder wird bereits bier und da nad, einer 
ähnlichen Maßregel verlangt. 

Uebrigens werden die Gewannregulirungen und wird der Schluß der regn: 
lirten Grundftüde allein nicht immer genügen, um in denjenigen Gegenden, in 


denen die zu weit getriebene Zerftüdelung und rn Grundeigenthumd 
benshaltung der Be 
völferung zu heben und die periodiſch wiedertehrenden Nothſtände zu befeitigen. 


unbaltbare Zuftände gejchaffen bat, die fehr niedrige 


Hier wird der Staat den Heilungsproceß felbft in die Hand nehmen 
müffen, wie er dies wiederholt in den 50er Jahren im deutjchen Süden gethan 
bat und noch fortgefegt in den Quellgebieten der größeren Ströme auf dem 


badiſchen Schwarzwald thut. Diefer Heilungsproceß der ungefund gewordenen 


Bertheilung des Grundeigenthums würde darın beftehen, daß der Staat oder in 


feinem Auftrage die Gemeinde die zur Subhaftation fommenden Güter erſteht, 








durch Bufammenlegung der aus einander liegenden Parcellen und durch Vereinigung 


der Zwerggüter letftungsfähige Bauerngüter fchafft und diefelben dann tüchtigen 
Landivirthen zu Erbpacht oder zum Eigenthum übergiebt. Im letteren Tall 
würde wenigftens zeitweilig die Zerftüdelung zu unterfagen und in beiden Fällen 
die Vererbung diefer Güter dem Anerbenrecht zu unterftellen fein. 


Im Obigen haben wir nachzuweiſen verfucht, daß in manden Gegenden des 
zerftüdelten und parcellirten Grundbeſitzes die Vorausfetzungen einer geſunden 
Grundbeſitzvertheilung erſt geſchaffen werden müßten, ehe die Anwendung des 


Anerbenrechts hier als zweckmäßig angeſehen werden könnte. 


Aber ſelbſt dann würde die Ausdehnung deſſelben auf Südweſt- und | 


Mitteldeutf—hland doch erft möglich erfcheinen, wenn e8 gelänge, in dem Rechts⸗ 
der Bevölferung eine dieſem Erbrecht günftige Aenderung herbei: 
zuführen. 


137) Miquel in den Verhandlungen de Vereins für Socialpolitit vom 
9. October 1882 ©. 97. 
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Denn gegenwärtig bildet das Rechtöbewußtjein der Bevölkerung in einem 
großen Theil von Süd⸗, Weil: und Mitteldeutfchland eine unäberfteigliche 
Schranke für jede Veränderung des Erbredits, welche die formale Gleichheit 
bei Behandlung der Erben antaften wollte 138). 

Dod, möchten wir annehmen, daß die Ueberzeugung von der Unhaltbarteit 
der zum Theil frankhaft gewordenen Srundbefigvertheilung umbildend auch auf 
vie Rechtsüberzeugung einwirken werde. Vielleicht daß es dazu noch größerer 
Roth bedarf, als fie gegenwärtig periodifch in den Klein= und Zwerggüterbezirken 
aufzutreten pflegt. Gewiß aber wäre es für die Förderung beflerer Einficht 
bereitö jehr fürderlih, wenn die Kenntniß der thatſächlichen Zuftände, die ſich 
aus den verfchiedenen Erbrechtöiyftemen mit Nothmwendigkeit ergeben, immer 
weitere Berbreitung fände. 

Unfere Hofmung, daß die Belehrung durch Wort und Beifpiel auch in 
den Kleingüterbezirten allmählich eine beſſere Einfiht und damit auch die Bor- 
kedingung für einen Mandel in der Nechtsüberzeugung bewirfen werde, fügt 
fi auf die Thatſache, daß diefe Rechtsüberzeugung unter dem Einfluß ver- 
änderter thatfädhlicher Lebensbedingungen und Einfichten eine Umwandlung 
erfahren Tann und hier und da bereits erfahren bat. 

So pflegen die den ſüdweſtdeutſchen Stämmen angehörigen Coloniften, deren 
Vorfahren und Stammesbrüder im Südweften noch gegenwärtig ihren Grundbeſitz 
in natura bis ins Unendlidhe theilen, im deutjchen Shen mit großer Zähigkeit 
au der ungetbeilten Erhaltung ihres Beſitzes in der Familie feftzubhalten und 
denfelben immer nur an einen ihrer Söhne unter Hintenanfegung der übrigen 
Kinder zu vererben. Hierher gehören namentlich die Salzburger, Naflauer und 
Bürtenberger in Weſt⸗ und Öftpreufen 189 j 

Und von ähnlichen Beränderungen in der Bererbimgsfitte wird auch noch 
aud der jüngften Bett berichtet. 

So führt Roſcher?“o) auf Grund einer ihm von dem Amtsrichter Münd- 
merer zu Reinhauſen in Hannover zugegangenen Mittheilung an, daß aud) in 
denjenigen Landeötheilen Hannovers, wo früher kein geſetzliches Unerbenrecht be= 
fanden hatte, die Eintragungen in die Höferolle häufiger zu werden beginnen. 
Namentlich ſoll e8 auf die Nachbarn wie ein Sporn zur Benugung der Höfe 
tolle wirken, wenn ein. vorher angejehener Hof zum Auflöfung gebradt und 


18) Wir können Prof. v. Helferich (Zeitſchrift des landwirthſchaftlichen Verein? 
in Bayern, November 1888, & 233) Sr ee wenn er R t, „baß es 
em Jtrthum ſei, zu glauben, man müſſe das Inteſtaterbrecht jo geſtalten, wie es 
vorausſichtlich den Privatmeinungen der einzelnen — entipricht — Ich habe 
mmer al3 den b n Grundſaß angeſehen, daß das Inteſtaterbrecht das feltiegen 
tolle, was das Öffentliche Intereſſe verlangt, ſei es auch im Widerſpruch mit den 
derſonlichen Wunſchen der Einzelnen.” Wenn der Geſetzgeber ſich auch nicht nach 
den Privatmeinungen“ aller „einzelnen Exblafier" zu richten braucht, jo wird er 
nd doch auch nicht in ſtricten Widerfpruch zu den allgemeinen Rechtsüberzeugungen 
der Benölterung ſetzen dürfen, jondern vielmehr in benjelben jeine Stütze ** 
Thut er das nicht, fo wird er riskiren, daß fich die Praxis gegen das ge⸗ 
ſchriebene Recht auflehnt und dafſelbe zu umgehen ſucht. 
N Stödel in Bänerlide Zuftände Bd. 2 ©. 329 und Demler dajelbit 


140) a —— über die neuen preußiſchen Geſetze zur Erhaltung 
des Bauernſtanbs, in ber Monatsſchrift „Nord und Süd“, Septemberheft 1882. 
Echriften XIV. — v. Miaskowski, Grundeigenthumsvertheilung. II. 20 


306: A. von Miastowski. 


dadurch in ber Umgegend ein heilfamer Schred verbreitet wird. Sehr Häufig 
wird bereit3 gegenwärtig in den Ehe und Erbverträgen der jungen (Eheleute 
die Eintragung in die Höferolle begehrt und die Beerbung durch die Ehegatten 
mit dem Höferecht in Einklang gebradit. | 

Und aud für das Herzogthum Oldenburg wird conflatirt, daß m 
er in denen das Anerbenrecht früher nicht gegolten bat, — — 

d. h. nach Erlaß bed Geſetzes vom 24. April 1873 — das Beduürfniß nah 
„Errichtung von Erbſtellen“ empfunden wird. Namentlich in einigen Münfter: 
ländiſchen Gemeinden find Befigungen, welde früher nach gemeinem Erbredt 
vererbt wurden, neuerdings in größerer Zahl fetten® ihrer Befiger dem joy. 
Grunderbrecht unterworfen worden 11). 

Endlich meinen wir bereit3 untrüglide Symptome dafür wahrzunehinen, daß 
bie für bie Bildung einer dem Anerbenrecht günftigen Rechtsüberzeugung noth— 
wendige Einficht I in einem Theil der füd- und weftdeutichen Bevölkerung 
Bahn A brechen beginnt. 

So hat der Provinziallandtag derjenigen preußischen Provinz, in der die 
Sympathie und Anhänglichkeit an das franzdfiihe Recht außerorbentlich ſtark if, 
wir meinen bier die Aheinprovinz, im November 1881 mit einer ſehr ſtarken 
Majorität den Beſchluß gefaßt: „die Frage der Staatsregierung, ob in der 
Rheinprovinz ein Bedürfniß mach anderweiter Regelung ber Erbfolge in ben 
Bauernhöfen hervorgetreten iſt, für einen Theil des Grundbeſitzes in der Rhein 
provinz zu bejahen“. 

Auch verdient hier regiftrirt zu werden, daß, während noch im Anfang ter 
fiebenziger Jahre die öffentliche Meinung der Befeitigung der Vorzugsgerechtig 
keit im Großberzogthum Baden günftig war und aud) in den Regierungskreiſen 
bie Neigung dazu nicht zu fehlen ſchien, ſich gegenwärtig ſämmtliche am der 
neueften badiſchen Wgrarenquete betheiligten Regierungscommiffare „für den 
Vortbeftand des Anerbenrechts, da mo e8 in Geltung tft,“ auögefprochen haben. 
Speziell derjenige badiſche Staatsbeamte, der den bervorragendften Antheil au 
der Durchführung diefer Agrarenquete gehabt hat!*?), äußert fich über unferen 
Gegenftand dahin, daß „für den Schwarzwald, den Odenwald, für einzeln 
Theile des nördlichen und füblichen Hüigellandes das Anerbenrecht am Plage 
und nothmwendig fein mag, worauf ja aud der Umftand, daß es in einer An 
zahl Gemeinden lediglich, kraft Herfommens und Sitte zur Anwendung gelangt, 
deutlich hinweiſt; auch ift ernfter Erwägung werth, ob für biefe letzteren Gebiet: 
nicht die Confervirung der beftehenden Sitte durd) ein entfprechendes Anerben: 
recht (facultatives Anerbenrecht) anzuftreben if”. Diefem Gedanfen ift neuer: 
dings aud; Geh. Kath Prof. Dr. H. Schulge in feinem an die für die Er: 
bebungen über die Landwirtbichaft von der erften badifhen Kammer nieder: 
— Commiſſion erſtatteten Berichte beigetreten, indem er dieſen Gedanten 
bereits zu beſtimmten poſitiven Vorſchlägen formulirt hat. 








141) Das bevorzugte Erbrecht von Grundeigenthum im Herzogthum Oldenburg. 
Statiftiiche Darftelung der Reformen des Erbrechts am Grund und Boden und ihrer 
Wirkungen, herausgegeben vom großherzogl. ftatilt. Bureau, Bear 1875, ©. 110. 

14 Bucenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 S.801 u. 302. Ergebnift 
er be nannen über die Lage ber Landwirthſchaft im Großherzogthum Baden 188, 


' ’ | 
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Wenn Prof. v. Helferih ferner nodh im %. 1854 den Verſuch einer 
Ausdehnung des Anerbenrechts auf den deutſchen Süden als hoffnungsloſes Be⸗ 
inen bezeichnen konnte, jo ſcheinen doch die Erfahrungen der fünfziger Jahre 
md die Noth der Testen Zeit auch in Würtemberg und in Bayern vielen 
leuten die Augen über die Folgen des gemeinen Erbrechts geöffnet zu haben. 

Bereits im Jahre 1866 befürwortete der Hohenheimer Prof. Voßler !*?), 
m geborener Würtemberger, die Bufammenlegung der zerftreuten Parcellen und 
ne Einführung des Anerbenrechts für die arrondirten Vefigungen. Und wieder 
wuerdingd äußert der Reutlinger Rechtsanwalt O. Hahn: „Wenn man nicht 
‚on der fcheinbaren Gleichheit und Billigkeit — er verfteht darunter die durch 
n3 wurtembergiſche Landrecht von 1610 angeordnete gleihe Erbtheilung des 
Irunddefigeg — abgeht, jo werden Alle Lumpen, und fo bleibt die Gerechtigkeit, 
iber blos auf dem Papier." „Hätte ein Gefeg beftanden, welches die Familien⸗ 
giter erhalten, oder wenigftens ein Geſetz, weldes bie Theilung eines Gute 
mier einem gewifien Maß gar nicht geftattet hätte, jo hätten die Ueberzähligen 
xi Zeiten denlen, alfo gehen (d. h. auswandern oder in die Städte, Induſtrie⸗ 
xzirle u. ſ. mw. fortziehen) müſſen, vorausgefegt daß fie nicht als Gehilfen 
iner Landwirthſchaft Beichäftigung gefunden hätten.” Ohne folde vorbauende 
Belege „denken die Leute erft, wenn fie nichts mehr haben, aljo wenn ihnen 
03 Denken nicht? mehr Hilft. Nun erſt gehen ihnen die Augen auf, daß fie 
ih bei Zeiten hätten vorfehen ſollen 144).,“ Nah Hahn giebt e8 nur zwei - 
Dittel gegen die immer weiter um ſich greifende Zwergwirthſchaft: den Erlaß 
ines Erbrechtsgeſetzes, welches die Theilung des Bodens nicht ebenfo geftattet, 
vie die Theilung von Moft und Wein, und die Beförderung der Auswanderung. 
Erndlich hat in neuefter Zeit — am 9. October 1883 — auf Anregung 
eſſelben Profefiors v. Helferih, der noch vor 30 Jahren bezüglich der Möglich⸗ 
eu einer Wiederbelebung des Anerbenrechts ſich ſehr fleptiich äußerte, die 
Erle emmlung des bayerifchen Iandwirthichaftlichen Vereins folgende Reſo⸗ 

n gefaßt: 

„Das Seneralcomite des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern er- 
bit in der Einrichtung des alten deutſchen Anerbenreht3 an Stelle des 
bisherigen römischen Erbrechts eine nothwendige Forderung im Intereſſe der 

des Bauernftandes.“ 
‚ „Gegenüber folden ſpontanen und energiſchen Aeußerungen ded Bolt werden _ 
ne Regierungen der ſüd- und mitteldeutichen Staaten fi) auf die Dauer 
uht ablefnend verhalten können, fondern über furz oder lang mit diesbezüglichen 
Beiegentwürfen hervortreten müffen. 

Im Segenfag zu ver früher sub I behandelten Gruppe von Rändern, in der 
rem Anerbenrecht die Natur des Inteſtaterbrechts zu geben wäre, müßte ſich die 
Seleggebung aber für einen großen Theil von Süd- und Mitteldeutſchland darauf 
xihränten, das Syftem ber Höferolle durchzuführen, fo daß die einzelnen Grund: 
rnsungen bier erft in Folge ausdrücklicher Willenserflärung ihrer Befiger dem 


. 19) D. Boßler, Die gegentoärtige Lage ber Landwirthe Würtembergs, Hohen: 
ximer Programm, Stuttgart 1866. 
5 Dahn, Die Noth der Bauern und ihre Urfacdden, Reutlingen 1880, 
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Anerbenrecht unterftellt werden würden. Durch dieſes Syſtem der Höferolle 
würde der Eigenthümer in feiner Dispofitionsfreiheit durchaus nicht eingeengt 
werden, indem e3 bemfelben jeberzeit freiftände, fein Grundftüd dem Werben: 
recht wieder zu entziehen. Auf diefe Weile würde alfo nur, nad Maßgabe 
erweiterter Einfiht und dem Anerbenrecht günftig gewordener Rechtsü 
die Anwendung deſſelben in diefen Gegenden Berbreitung finden 145). 
Nach Erlaß folder in ihrer Anwendung durdaus facultativer Geſetze wäre 

es Aufgabe der Verwaltungs: und Yuftizbeamten, die Bevölkerung über de 
Bedeutung der Unterftellung der zufammengelegten Grundftäde unter das An-| 
erbenrecht aufzuflären, wobei der facultative Charakter der Eintragung in eine 
zu diefem Zweck zu führende Rolle immer wieder betont werben müßte, Damit 
diefe Maßregel nicht etwa zum Hemmniß der Parcellenzufammenlegung werk. 
Sache der landwirtbichaftlihen Vereine und den Preſſe wäre es fodem, 

in immer weitere Kreiſe das Verſtändniß für die Nothwendigfeit der Schaffung 
und Erhaltung des bäuerlichen Grundbeſitzes zu tragen. | 
Endlich könnte der Bauernftand auch durch eine Reform der Landgemeinde: 
ordnung für die Zufammenlegung und Zufammenhaltung des Grumdbefiges da⸗ 
durch intereffirt werden, daß den größeren Bauern in ſolchen Kleingiterbezirten 
ein Birilſtimmrecht in der Gemeindevertretung eingeräumt würde. | 
Auf diefe Weife könnte e8 vielleicht im Laufe der Zeit gelingen, irrthün: 

liche Anfhauungen und Sitten, weldye dem Gemeinmwejen in ihren Confequenzen 
verderblich find, zu befeitigen und eine auf eine beſſere Vertheilung des Grund⸗ 
befiges hinwirkende Erbrecdhtsfitte zu erzeugen. — | 
Somit find wir, am Schluß unferer Unterfuchung ftehend, zu dem Refultat 
gelangt, daß für einen großen Theil des Deutichen Reichs das Anerbenrecht zur 
gefeglichen Regel der Inteftaterbfolge für den land- und forftwirtbfchaftlicen 
Srundbefig zu machen, für den übrigen Theil dagegen den Grundbefigern nur die 
Freiheit zu gewähren fein möchte, ihren Grundbeſitz durch einen perjünlichen Act 
(Eintragung in die zu biefem Zweck zu führende Rolle) dem Anerbenrecht zu 
unterftellen. Es wiirde demnach im erfteren Gebiet die Vererbung des Grunt: 
befite8 nad) dem Anerbenredht die Hegel und die nad dem gemeinen Erbrecht 
nur eine durch ausdrücklichen perjönlichen Willensact zu begründende Ausnahme 
bilden; im zmeiten Gebiet dagegen würde umgelehrt die Bererbung nad ge 
meinem Recht die Regel fein, und diefe Regel nur durch ausdrüdlichen Willensact 


145) Diefelbe Erwartung findet ſich auch in ber Vorlage bes Auafchuffes der 
Provinz Sadjen, betreffend die anderweite Regelung ber Erbfolge, vom J. 18% 
ausgeſprochen: „In ben an Theilung gewöhnten Streifen ber Provinz, jo es heißt 
S.5—4 ber Vorlage, läßt fih nicht ohne weitered der ganz entgegengejekte Grun 
erziwingen. — Dagegen kann allerdings erwartet werden, daß auch in diefen Theil 
der Provinz ein a a Debergeben zu befferen erbrechtlicden Gemohnbeiten 
ftattfinden wird, wenn durch die Geſetzgebung dazu Anregung gegeben wirb. enn 
das Inftitut der Höferolle erft in denjenigen Theilen der Provinz, deren ſchon jekt 
beftehender Vererbungsmodus demfelben entipricht, Anklang gefunden haben und fein: 
guten Erfolge zeigen wird, jo werden nad und nad un in den übrigen Theilen 
vereinzelte —— a werden, bie zur Nachfolge ermuthigen, ei 
werden fi Mittelpunfte bilden, von benen aus fih bie Einficht verbreiten wird 
welche großen Borzüge die Erhaltung ungetheilter Güter gegenüber ber maßlofen 
Parcellirung bat.” 
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für eim beftimmtes Grundſtück zu Gunſten des Anerbenrechts ausgeſchloſſen 
werben können !*6). 

Allerdings wird es nicht ganz leicht fein, eine fcharfe Grenzlinie zwiſchen 
dieſen beiden, nad Natur, Biutfcaft und Rechtsüberzeugung verjchiebenen 
Lündergeuppen zu ziehen. Hier kann nur angedeutet werben, daß im Allgemeinen 
die Yänder der erſten Gruppe im Nordweſten fowie im Nord- und Südoſten, 
bie Länder der zweiten Gruppe im Süden und Südweſten fowie zum Theil 
auch in Mitte des case, Reichs zu finden find. Der Geſetzgebung und 

muß es überlafjen werben, auf Grund weiterer Unterfuchungen im 
Einzelnen die beiven Gruppen von einander zu jondern. 

Wir aber haben uns jet den in das letzte Jahrzehnt fallenden Geſetz⸗ 
gebungsverſuchen zuzuwenden, durch welde die einzelnen deutſchen Staaten dem 
immer lauter —— Ruf nach einer Reform des Anerbenrechts gerecht 
A werden verſucht ba 

Zu diefem Zweck — wir zuerſt den Gang der bisherigen Reformgeſetz- 
gung kurz ſtizziren, um dann bie bisher erzielten Nefultate derſelben ver- 
gleihend zufammenzuftellen und zu beiprecen. 


2. Zur Entfichungsgefhicdte des neueren Anerbenredts. 


Die auf eine zeitgemäße Umgeſtaltung des älteren Anerbenrechts gerichteten 
Veſtrebungen waren bisher faft nur auf den Norden Deutſchlands Befchräntt 232), 
Ueber die ausnahmsweiſe aud im deutſchen Süden hervorgetretenen Ber: 
fühe diefer Art haben wir zum Theil bereit3 oben berichtet ( min 
liche Erbgüter in Bayern, Heflen und Baden), zum Theil werden wir ber: 
se er am Schluß diefes Abfchnitt3 kurz zu gedenken haben (Baden, Bayern, 
ſterreich 

Im Norden treten dieſe Beſtrebungen zuerſt in demjenigen Staat auf, 
ag neuere „aneargeleggebung mit der Durchführung der beiden Principien 
der PBerfon und des Eigenthums am radicalften vorgegangen ift 

* der zugleich bei Gelegenheit der Grundentlaſtung das ſämmtliche Ländliche 
Grundeigenthum, foweit es nicht ausnahmsweiſe durch Familienfideicommiſſe 
oder durch den Lehnsverband vinculirt iſt und nach den Grundſätzen dieſer 
Salate vererbt wird, dem allgemeinen Erbrecht unterworfen hat. Dieſer 





146) enüber ar Beiprehung ber eriten Abtbeilung dieſes Buch in ber 
engen gene jr für bie — Staatswifſenſchaft, Yakıg. 39, ‚6. 895, 
erkſam machen, daß ich bereits in meinem in der Berfammlung 
a Ber für — vom 9. October 1882 — alfo vor ber rn 
Recenfion — erflatteten Referate die —— des Dualismus im Erbrecht 
nn betont habe nn bes Dereind für Socialpolitif, Leipzig I 


—** mr früher gegen bie Reception des ea Rechts“, tagt, ein eifriger 
unteres ante (PBreier, Erhaltung bes deutichen : Bauernfia 
en Ste ar An a ) jene wieber von dem ‚germantifchen Norxben, von den —— 
‚uns a —— eg Da Tl ande 103 des 
hums mit der fahrenden Habe.” — 
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Staat ift, wie wir in ber erften Abtbeilung dieſer Arbeit ©. 190 ff. wi 
ausgeführt haben, da8 Königreich Preußen !*?). 

Hier wurde bet der Unterwerfung der in das uneingefchräntte - 
eigenthum ihrer Befiger übergegangenen bäuerlichen Nahrımgen ımter das 
gemeine Erbrecht eine gemäßigte Taxe bei der Erbtheilung ausgeichlofien ı 
theilungshalber ſowohl die Naturaltheilung des Hinterlaffenen Guts als a 
die Subhaftation befjelben geftattet. Ja e3 wurde fogar, „um die Bereinzel: 
(Theilbarkeit) der Höfe nicht durch hypothekariſche Schulden zu erſchweren“, di 
das Regulirungsedict vom 14. September 1811 SS 29 und 54 bie Belaß 
der regulirten bäuerlichen Höfe mit dergleichen Schulden über den vierten 7 
ihres Werthes unterjagt. 

Aber bereits fe bald nad) Erlaß dieſer Beftimmungen zeigte fich 
Staatsregierung von der Beſorgniß erfüllt, daß die Vererbung des bäuerlu 
Grundbeſitzes nad) den Regeln des allgemeinen Rechts das Fortbeftehen di 
fräftigen Bauernftandes auf die Dauer ernftlic gefährden könne. 

Dieje Befürchtungen wurden nad — der Provinzialſtände (18 
und 1824) aud vom einigen Tandtagen, fo u. A. von dem weſtphäliſchen 
dem ſächſiſchen Provinziallandtage getheilt. 

Bereit3 im J. 1827 forderte die Staatöregierung die Provinzialland 
ber Bftlichen Provinzen zu gutachtlicher Meinungsäußerung über einige benfel 
mitgetheilte Grundjäge wegen der landespolizeilichen Beſchränkung der Par 
lirung bäuerliher Grundſtücke, desgleichen wegen Verſchuldung und Vererb 
der legteren auf. Indem wir an diefer Stelle die auf die Befchräntung der € 
errungenen Dispofitionsfreiheit abzielenden Beſtrebungen übergeben, fei hier 
der auf das Erbrecht bezüglichen Vorſchläge gedacht. 

Ter 9. der aufgeftellten Grundſätze lautete: 

„Bei der Auseinanderſetzung mehrerer Erben iſt der Hof dem Ameh 
zu einem ermäßigten Preiſe zu überlaſſen.“ 

In den Erläuterungen zu diefem Grundfage waren die verſchied 
Modalitäten einer Bevorzugung desjenigen Erben, welcher den Hof übern 
erörtert und wurbe beſonders eingehend bie Frage erwogen: ob dem Gutsü 
nehmer der Hof nad) einer ein für allemal beftimmten Erbtare überlaffen ı 
aber demfelben ein aliquoter Theil von dem jedesmaligen Taxwerth bed $ 
al8 Voraus zuerkannt werden ſolle. Zugleich war bezüglich Beſtimmung 
Gut3itberneßmers der Vorſchlag gemacht, in Ermangelung bejonderer Diäpofitic 
des Erblafier demjenigen Miterben den Vorzug zu geben, dem der größte ( 








148) Verhandlungen der einzelnen peeubihßen Provinziallandtage, des vereini 
Landtags, jowie bed Herrenhauje® und des Haujed ber Abgeorbneten nebfl 
Regierungävorlagen und Commif A rein Reſümirt findet fid) dieſes Mate 

in dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend das bäuerliche Recht in der Pro! 
— nebſt gr ründung (ald Manu J— gedrudt), Berlin, Königliche Geht 
berhofdruderei 18 2, und in dem Memorial bes Banbeebizsctord ber Proi 
Brandenburg, betreffend: die anderweite ehi — er — in Bau 
Rn ad Kal des —— ovinziallandtags Bper! 
z A. Bette und 8. dv. Rönne, Die Eonbekltur e gebung 

—* den taats, Berlin 1858. Sette, Die Bertheilung zundeigent 
in ' —— mit der Geſchichte, der Geſetzgebung nn br Vollszuſtãn 
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teil zuftehe, aljo das Wenigfte darauf herauszuzahlen obliege, unter gleich 
berechtigten aber das Loos enticheiden zu laſſen. Auch ſollten die übrigen Erben 
dem Anmehmer rückſichtlich Auszahlung ihrer Erbantheile billige (bis zehnjährige) 
Zermmalgohlungen geftatten, wogegen biejer dem nachgebliebenen Ehegatten des 
Erblaſſers, defien Eltern und Kindern erforderlichen Walls billige Beihilfen zu 
ihrem Unterhalt zu gewähren hätte. 

Diefe Anregungen der Staatöregierung wurden von den Provinziallandtagen 
und innerhalb derfelben wieder beſonders von den Vertretern der Yandgemeinden 
im Ganzen nicht günftig aufgenommen. Insbeſondere gilt die8 von den Vor⸗ 
Ihlägen bezüglich der Beſchränkung der Dispofitionsfreiheit, die dem durch die 
eben errungene Freiheit gefteigerten Bewußtſein des Bauernftandes nicht ent- 
jprachen. Was fodann fpeziell die das Erbrecht berührenden Vorſchläge betrifft, 
fo glaubte der Bauernftand etwaigen Nachtheilen, die aus dem allgemeinen 
Erbrecht für denfelben entftehen konnten, allein durch Feſthaltung an der Sitte, 
die Wirkſamkeit des Inteſtaterbrechts, wenn erforderlich, durch Uebergabeverträge 
und Iegtwillige Verfügungen zu paralyfiren, mit Erfolg begegnen zu fünnen. 

Angeſichts diefer Boten gab die Staatsregierung den Plan, die Dispofitiong- 
fähigkeit des bäuerlichen Grundbefiges gefeglic einzufchränten, auf. Dagegen 
hielt fie, wie u. A. aus den Allerhöchſten Cabinetsordres vom 28. October 1834 
und vom 25. Januar 1835 hervorgeht, an der Nothmwendigkeit, der durch das 
beftehende Erbrecht begünftigten Dismembration der Höfe Einhalt zu thun, feft. 

Nah geſchehener Einziehung von Gutachten und Nachrichten durch die 
Berwaltungsbehörden und nad) gepflogener Berathung über diefelben wurde den 
verlammelten Provinzialftänden der öftlihen Provinzen im %. 1841 eine Denk⸗ 
ihrift vorgelegt, deren weſentlicher Inhalt folgender ift. 

Die gleiche Erbtheilung des Grundeigenthums fei, jo heißt es in berfelben, 
nur nominell eine gleiche, veell aber eine fehr ungleiche, indem der Erbe, der 
jenen nach einer Taxe ermittelten Exbtheil in Grundbefig und mit der Ber- 
pflihtung, die Exrbtheile der Miterben auszuzahlen, erhalte, aud) dann, wenn 
der Werth richtig ermittelt worden, immer lädirt fei, indem alle Gefahren und 
Laſten auf feinem Erbtheile haften bleiben und er allein durch feinen Fleiß und 
jene Arbeit den Ertrag des Ganzen erringen müſſe. 

Es trete ferner, fobald mehrere Erben vorhanden ſeien, ftet3 eine jo hohe 
Verſchuldung ein, daß die Eonfervation des Hofs in der Familie in vielen 
Füllen unmöglich werde und der Verlauf des Hof8 erfolgen müſſe. 

Wenn diefe Fälle bis jegt noch nicht mehr überhand genommen haben, 
und die Verſchuldung der Bauernhöfe, obwohl fie unleugbar Fehr geftiegen fei, 
noch feinen verderblichen Grad erreicht habe, fo liege dies lediglich daran, daß 
einestheils in der feit Verleihung des Eigenthums und Herftellung eines gleichen 
Erbrecht3 verflofienen kurzen Periode Bererbungsfälle nur bei einem Theil der 
Höfe vorgefommen feien, und anderentheil3 daran, daß der Bauernftand felbft, 
älterer Anficht und Gewohnheit folgend, dem Eintreten jener Uebelftände entgegen 
zn arbeiten ſuche. Dies gejchehe entweder durch letztwillige Dispofitionen, 
welche der Bauer indeß nur felten treffe, und durch Vereinbarung der Exben 
unter einander ohne gerichtliche Einmiſchung, oder durch vertraggmäßige Ueber: 
tagung des Hofes bei Lebzeiten des Beſitzers auf einen der Erben, unter Bes 
ſfimmung eines mäßigen Auszugs für die Gefchwifter, wenn ſolche vorhanden 
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ſeien. Aber auch dieſen Beſtrebungen gewähre die Geſetzgebung nicht den 
nöthigen freien Spielraum, indem einerſeits bie letztwilligen Berfügunge 
buch die Veftimmungen über den Pflichttheil befchränft feien, und andererſats 
bie Praris der Gerichte der vorhandenen Sitte entgegenarbeite, indem fie überall, 
wo ihr eine Einmiſchung zulomme, das Princip ber formell gleichen Er: 
theilung möglichft durchzuführen beſtrebt ſei. Es könne aber nicht fehlen, daß 
dieſes Princip, obſchon dem Bauernftande urjpränglich ganz fremd, auf dieſe 
Art nad und nah auch in die Gefinnmg deſſelben eindringen und bie alt 
Gewohnheiten und Anfichten berbrängen werde. | 

Dem müfle entgegen gewirkt werden, und zwar dadurch, | 

1) daß man bie durch bie neuere Geſetzgebung aufgehobene Anwendunz 
gemäßigter Erbicaftstaren, wie fie im Allgemeinen Landrecht (II 7 SS 280—285) 
vorgefehen ift, wieder geftatte und bei der uteftaterbfolge einführe; | 

2) dag man dem Bauernftande die Befugniß gebe, ſich in letztwilligen 
Dispofitionen frei und ohne Einfchränfung durch bie Beere über den Pflicht⸗ 
tbeil zu bewegen. | 

Wenn man auf diefe Weiſe dem Bauer die Mittel gäbe, den Belt in 
ber Zamilie zu erhalten und ber Verſchuldung vorzubeugen, fo könne man des 
Uebrige dem ihm innewohnenden Sinne für die Conſervirung feines Befizes 
rubig überlaffen. 

Demgemäß war ein Gefegentwurf beigefügt worden, betreffend die bei der 
Gcötheilung anzumwendenden gemäßigten Taren Ländlicher Nahrungen und er 
weiterten Befugniffe, Bauerngüter hypothelariſch zu verihulden, der ſich vol: 
fündig frei hielt won befchräntenden Beftimmungen in Beziehung auf die Ber 
äußerung bäuerlichen Grundbefiges, wie fie mit den früheren Vorſchlägen 
durchgängig verbunden waren und damals hauptſächlich den eifrigen Widerſpruch 
gerade der Abgeordneten der Tandgemeinden hervorgerufen hatten. 

Auch follte 3) das aus römiſchrrechtlicher Barzel erwachfene Inteſtaterb 
recht, weil e8 gegen den Willen und die Sitte des Landmannd Theilungen und 
Veräußerungen er Güter herbeiführe, aufgehoben, und dafür dem Bauernſtande 
eine feiner Gewohnheit und feinem Bedürfniß entſprechende Inteftaterbfolge unter 
Vermeidung jeder Beſchränkung der Dispofttionsbefugniß geboten werben. | 

Wir fegen die einzelnen Beftimmungen diefes an das A.L. R. IT 2 
88 280 ff. anknüpfenden Geſetzentwurfs hierher, weil er bereit alle ve 
jenigen Gedanfen und zwar zum Theil in mufterhafter Formulirung enthält, | 
die in die fpäteren preußifchen und außerpreußiſchen Geſetze theils ſchon Eingang 

gefunden haben, theils aber noch Eingang finden ſollten. 

Dieſe Beſtimmungen ſind: 

1) Die —* der Ländlichen Einjafien, über ihr bewegliches und um 
bemegliche8 Grundeigenthum unter Lebenden und von Todeswegen zu verfügen, 
wird durch dieſes Geſetz nicht beſchränkt. 

2) Geht in den Befitzverhältniſſen eines ländlichen Guts durch Todesfall 
eine Aenderung vor, ohne daß ein dazu befugter Erblaſſer den Amnahmepreis auf 
giltige Weiſe beſtimmt bat, fo ſoll, wenn Miterben von dem Gutsübernehmer 
abzufinden find, dev Werth der Beſitzung und bes zur Bewirthſchaftung erforder 
lien Inventariums nad einer gemäßigten Zare, wie weiter unten beftimmt 
wird, angefchlagen werben. 
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3) Die Schlußbeſtimmung des Art. 72 der Declaration vom 29. Mai 
1816, wonach die in Yolge des Regulirumgsebictd vom 14. März 1811 als 
Egenthum erworbenen Bauerngüter bei Erbtheilungen nad) dem wirklichen Er: 
trage abgeſchãtzt werben follen, wird hierdurch aufgehoben. 

4) Ländlihe Güter, im Sum des B. 2, find folde Grundftücke, deren 
Defiger im Etande der Landgemeinden vertreten find. 

5) HM vom Erblaſſer eine giltige Beftimmung über den Annahmepreis 
der Beſitzung nicht getroffen worden, beſtimmen Local⸗ und Provinzialgefege nicht 
eınen für den Butsübernehmer günſtigeren Preis, als er nad) den nachſtehenden 
Anordnungen zu ermitteln iſt und findet über den Annahmepreis eine gütliche 
Einigung unter den Erben nicht ftatt, fo wird bderfelbe auf folgende Weife 
jeftgeftellt : 

Der Gutsübernehmer einerfeitS und die Miterben andererfeit3 wählen je 
eınen Gutachter und beide Theile gemeinfchaftlich einen Obmann, welche ſämmtlich 
Standegenofjen des Erblaſſers (4) fein müfjen; diefe beftimmen zum gericht- 
lichen Protofol, ohne zur Angabe von Gründen verpflichtet zu fen, die ger 
mößigte Tare fo, daß nad ihrer Schägimg der Gutsannehmer dabei mohl 
befteben und die Wirthſchaft in bisher üblicher Weile fortführen kann, und 
jegen feſt, wa8 er darnach an die abzufindenden Miterben zu gewähren hat und 
welhe Termine die Iegteren bei Herauszahlung ihrer Abfindungen ſich gefallen 
laſſen müſſen. Diefe Termine find fo abzumellen, daß dabei fomohl die Con⸗ 
ſervirung des Gutsübernehmerd als auch die Verhältniſſe und Bedürfniſſe der 
abzufindenden Miterben berüdfichtigt werden. 

Bor Ablauf der beftimmten Friſten dürfen die Abfindungen nur dann 
gelfindigt werben, wenn der Gutsübernehmer durch ſchlechte Bewirthſchaftung 
erweislich die bei Uebernahme der Nahrung vorhandene Sicherheit verringert. 

6) Will der Annehmer oder einer der Miterben ſich bei diefem Ausſpruche 
nicht beruhigen, fo ſteht es dem, welcher ſich verkürzt glaubt, frei, auf gericht- 
[ide Abſchätzung der Befizung anzutragen, dann wird die Tare, nad melder 
der Gutsübernehmer das Gut erhält, in der Weile feftgeftellt, daß von dem 
ermittelten Werthe der Nahrung nebft Inventarium ein Drittel dem Guts⸗ 
übernehmer zu Gute gerechnet und zu der zu theilenden Exrbmaffe nur zwei 
Drittel des Tawwerths conferirt werben. 

Die Koften eines ſolchen Verfahrens werden, wenn auf Grund deffelben 
nad) den Anträgen des Provocanten eine Aenderung des Annahmepreijes erfolgt, 
von der Erbichaftsmafle, anderenfals vom Provocanten getragen; kommt e3 auf 
Berechnung des Pflichttheils der Miterben an, fo werden, mwenn der Betrag, 
um welden das Pflichttbeil befchränft worden, dem Gutsübernehmer zugemandt 
worden ıft, nur zwei Drittel des ermittelten Gutswerths in Anrechnung 
gebracht, wogegen, wenn es ſich um Ermittelung des dem Gutsübernehmer 
zuſtehen flichttheils handelt, der volle Werth der Beſitzung zu Grunde 
gelegt wird. 

7) Den auf dieſe Art abgefundenen Miterben ſteht rückſichtlich ihrer des⸗ 
fallſigen Forderung ein geſetzlicher Titel zum Pfandrecht zu, melden fie ohne 
* en Conſens des Gutsannehmers auf die Beſitzung eintragen zu laſſen 

ſind. 
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8) Wenn weder vom Erblaſſer auf giltige Weiſe der Gutsübernehner des 
Guts beftimmt, noch derfelde durch Provinzial oder Localrecht berufen, neh 
durch gütlihe Einigung der Betbeiligten gewählt worden ift, fo giebt mtr 
mehreren Exben das männliche Gefchledht und bei Gleichheit des Geſchlechts dus 
höhere Alter ein Borzugsreht, die Annahme der Befigung nad den Be | 
flimmungen des gegenwärtigen Gefeßes verlangen zu können. | 

Hiervon werden jedoch, bezüglich der Rechte des überlebenten Ehegatten, 
Ausnahmen gemadit: | 

a. Wenn Eheleute in Gütergemeinſchaft gelebt haben, jo fommen dem 
überlebenden Ehegatten die Rechte und Vortheile, welche den Gutsübernefmem 
der Beſitzung nad) diefer Verordnung zuftehen, zu ftatten; ' 

b. wenn feine Giütergemeinfchaft beftanden bat, jo fteht dem überlebenten 
Ehegatten, wenn er mit Kindern, welche über 24 Jahre alt find, concurmt, 
fein Anerbenrecht zu; er hat aber ein foldhes gegenüber minderjährigen Kindern 
und allen übrigen Verwandten. 

Ausgefhloffen von dem Vorrechte, nah den Beftimmungen des Geſetz 
entwurfd zu erben, jind Blöd- und Schwachſinnige, fowte gerichtlid erklärte 
Verſchwender und die, welche wegen eined Verbrechen zu zweijähriger ober 
längerer Zuchthaus: oder gleich harter Strafe, oder wegen Meineids, Dieb 
ftahl8 oder qualificirten Betrugs zu einer Criminalftrafe rechtskräftig ver: 
urtheilt find. 

9) Die nah P. 8 einzelnen Miterben beigelegte Bevorzugung bat ben 
Erfolg, daß, fo lange ein Miterbe vorhanden, auf welchen eines der angegebenen 
Merkmale paßt, feiner der übrigen Miterben gegen bie Weberlafiung der Be 
figung an denjelben nach den Beſtimmungen des Geſetzes Einfprudy erheben kann, 
und der Antrag, diejelbe unter die einzelnen Erben ſtückweiſe zu vertheilen oder 
theilung8halber sub hasta zu ftellen, unftatthaft iſt. 

10) Wenn nad vorftehenden Vorſchriften ein zur Wirthichaftsführung 
geeigneter Miterbe die Beſitzung zu der gemäßigten Tare annehmen will, fo 
dürfen die Vormünder oder vormundjchaftlihen Behörden Namens der vn 
ihnen vertretenen Minderjährigen ihre Genehmigung hierzu nur deshalb, wel 
die Curanden durch die gemäßigte Erbtare beeinträchtigt werden, oder wel 
der Gutsübernehmer angeblih die gehörige Sicherheit für den Erbtheil de 
Euranden nicht gewähren kann, nicht verfagen, noch auf Subhaftation dee 
Grundftücdes dringen, vielmehr find die Forderungen, welde minorennen Erben 
in Folge einer nady gegenwärtigem Gefege ausgeführten Erbtbeilung zuſtehen, 
durch die ihnen im P. 7 eingeräumten Vorrechte als genügend geficyert zu 
erachten. 

11) Die Beftunmung der 88 29 und 54 des NRegulirungdebictd vom 
14. September 1811, wonady Bauerngliter, wenn das Eigenthum erft in Folge 
diefes Gefeges erworben, nur bis zu einem Viertel des Taxwerths mit Hypothelen⸗ 
ſchulden belaftet werden dürfen, wird hierdurch aufgehoben, desgleichen der hierauf 
bezüglihe Artifel 65 der Declaration vom 29. Mai 1816. | 

Diefer Entwurf fand nicht den allgemeinen Beifall der Provinzialftände in 
den 6 öftlidhen Provinzen. Nur der —* der Provinz Sachſen hieß die 


ihm gemachte Regierungsvorlage faſt einſtimmig willlommen. In den Land⸗ 


tagen der Provinzen Schleſien und Brandenburg vermochte dieſelbe jedoch mr 
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unbedeutende Majoritäten zu erzielen, und vollends die Landtage der Provinzen 
Ponmern, Preußen und Poſen negirten ſowohl das Bedürfniß als aud) bie 
Gerechtigleit und Zweckmäßigkeit der gemachten Vorſchläge. 

Auch die Regierungspräſidenten der Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Schleſien, Poſen und Preußen ſprachen fi) gegen den Entwurf aus. 

Die Gegner des obigen Entwurfs waren übrigens durchaus nicht zugleich 
auch Gegner des Zwecks, den derfelbe zu erreichen ſuchte. Indem fie diefem 
zum Theil zuftimmten, vermochten fie nur nicht die Mittel zu billigen, durch 
welche er erreicht werden jollte. 

Durch diefen Miperfolg Tieß fidy übrigens die Staatöregierung von dem 
von ihr verfolgten Ziel nicht vollftändig abbringen , fondern änderte nur die 
Art der Berfolgung befjelben. 

Zunächſt bejeitigte fie mittel Verordnung vom 29. “December 1843 
(Geſ.S. 1844 S. 17) die in den 88 29 und 54 des Regulirungsedicts vom 
14. September 1811 enthaltene, der Eonfervation der Güter in den Bauern⸗ 
familien nadytheilig gewordene Beſchränkung, wonach Bauerngüter nicht über 
en Biertel des Werthes mit Hypothelkenſchulden belaftet werden follten. 

Sodann legte fie im J. 1847 dem vereinigten Landtage den von einer 
Denfichrift begleiteten Entwurf einer Verordnung „betreffend die Abſchätzung 
bäuerlier Grundſtücke und die Beförderung gütlicher Auseinanderjegungen über 
den Nachlaß eines bäuerlichen Beſitzers“ vor. In diefer Denkſchrift desavouirte 
die Staatöregierung felbft die auf die Beſchränkung der Freiheit gerichtete Tendenz 
ihrer Bropofitionen vom J. 1827 und erflärte ausdrücklich, daß fie die Abficht, 
auf die Eonfernirung des Bauernftandes und feines Familienguts durch directe, in 
die individuelle Freiheit und in beftehende Rechte eingreifende Mittel binzumirten, 
als ſchädlich und umnöthig aufgegeben habe. Ya, noch mehr! Sie wollte fortan 
an dem beftehenden Inteftaterbrecht nicht mehr rütteln, indem fie das in dem Bauern⸗ 
ftande vielfach hervortretende Bedürfniß nad Confervirung feiner Höfe Lediglich 
auf das Mittel der letztwilligen Verfügungen und der Gutsübertragungdverträge 
verwies. Auf die Einnahme dieſes Standpunftes, an dem bie Staatsregierung 
63 zur Stunde fefthält, fcheinen namentlich zwei am Anfange der fünfziger 
Jahre von den beiden Yuftizminiftern von Mühler und Savigny abgegebene 
Gutachten, deren wir bereit3 oben auf S. 204 erwähnt haben, von Einfluß 
Paten m Yen... — | 

Es läßt fich nicht verkennen, fo heißt e8 in der Denkichrift, daß e8 einen 
großen Unterſchied made, ob der Erblaſſer jelbft die auf Erhaltung feines 
Rachfolgers im Nahrumgsftande und des Guts in der Familie abzwedenden 
Dispofitionen trifft, oder ob das Geſetz die fehlende Verfügung fupplirt. Der 
Erblaſſer verfüge mit Berüdfichtigung der individuellen Verhältnifie, der Eigen- 
Khaften, felbft der Wünfche umd Neigungen feiner Kinder; ihm fei der wahre 
Werth des Hofs, der Preis, bei welchem der Hofannehmer, ohne vor den Mit- 
erden ungerecht bevorzugt zu werden, beftehen könne, befannt; er fei im Stande 
eme zweckmäßige Wahl feines Nachfolgers zu treffen und die Bedingungen der 
Uebernahme in billiger, alle Theile zufriebenftellender Weife feftzufegen; alles 
dies fünne beim Mangel einer giltigen Willenserklärung des Erblaſſers nicht das 
Geſetz, welches mur abfiracte Normen aufftelle, fondern weit eher die Beftimmung 
der Erben im Wege gütlicher Uebereinfunft erjegen. Daraus erfläre fi) bie 
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entjchiebene Abneigung, mit welcher ber frühere Geſetzentwurf in der Mehrzahl 
ber Landgemeinden aufgenommen worden fei. | 

Der bem vereinigten Landtage jegt vorgelegte Geſetzentwurf hatte überein 
fiimmend mit eimer für die Provinz Weſtphalen im J. 1844 erlaſſenen Ber: 
orbnung nur den Zweck ind Auge gefaßt, „einem praktiſchen Bedürfniß zu 
genügen, einestheils namentlich mehr Sicherheit und Wahrheit in das Tarationd- 
wejen der Tleineren Ländlichen Grundſtücke und Befigungen zu bringen, anderen 

theils die Hinderniffe zu befeitigen, welche einzelne Beftimmungen des preußticen 
Vormundſchaftsrechts einer den Verhältniſſen der Minorennen, wie der Familie 
oft weit mehr zufagenden gütlichen Auseinanderfegung entgegen ftellten“. | 

Dennoch begegnete auch diefer Entwurf einer wenig günftigen Aufnahme, 
und wieder waren e3 namentlidy die Vertreter des Bauernftanded, welche fih | 
gegen benjelben erflärten. “Diejelben glaubten ſich — in Folge der im Allge: 
meinen ſehr günftigen Folgen, weldye im ——— mit noch anderen Um⸗ 
ſtänden die Befreiung des bäuerlichen Grundbeſitzes von Laſten und rechtlichen 
Feſſeln gehabt hatte — in einem ſo günſtigen Zuſtande zu befinden und waren 
ſo ſehr von der ewigen Dauer dieſes Zuſtands überzeugt, daß ſie die in den 
Motiven zum vorgelegten Geſetzentwurf enthaltenen Worte: „zur Erhaltung 
eines kräftigen Bauernſtandes“ als Hohn auffaßten. 

Unterftügt wurde der Bauernftand in feiner ablehnenden Haltung vom dem 
preußischen Beamtenthum, das von dem Ideenkreiſe ber Stein-Hardenbergichen 
Geſetzgebung beherricht und in demſelben befangen war, ſowie von allen denjenigen, 

welche auf den damals in hellſtem Glanze ftrahlenden Chrentitel des wirthſchafts 
politifchen Liberalismus Anſpruch machten. 

So wurde benn ber Gefegentwurf, betreffend bie Abſchätzung bäuerlicher 
Grundftäde u. |. w., von der Dreiftändecurie (gegen eine fehr kleine Minorität) 
verworfen. Bincologifch betrachtet erfcheint uns die herrſchende Anficht der 
damaligen Zeit, melde freie Dispofitionsbefugniß und allgemeines Erbrecht als 
ein untrenmbares Ganze auffaßte, Leicht begreiflich, wenngleich wir die Exiſtenz 
biefes Zuſammenhangs entfchieden beftreiten müſſen (vgl. ©. 241). Wie Adım 
Smith angefichtS des großartigen Aufſchwungs, den die ſchottiſche Volkswirthſchaf; 
ſeit ihrer Befreiung von mittelalterlichen Feſſeln im vorigen Jahrhundert ge 
nommen hatte, bahın gelangte, bie ſchrankenloſe Durchführung bes Princips des 
laissez faire als ein Untverfalheilmittel für alle volkswirthſchaftlichen Uebel zu 
empfehlen, weil er die Kehrſeite diefer Freiheit aus der Erfahrung noch nicht 
kannte, jo konnten diejenigen, welche ben großartigen Erfolg der Entfeflelung des 
preußtichen Bauernftandes mit erlebt hatten, leicht zu dem Irrthum verleitet werben, 
daß die Stein-Hardenbergfche Geſetzgebung eine Einheit fei, von der auch nicht das 
geringft Partilelchen angetaftet werben bürfe. indem man bergeftalt Weſem⸗ 

liches und Unweſentliches, Richtiges und Falſches zufammenwarf, überjah man, 
daß der zunächſt won den beften Folgen begleiteten Geſetzgebung einzelne Mängel 
anbafteten, welche diefe Errungenfchaften in Zukunft in Frage ftellen Eonnten. 
Dazu kam fpeziell bei dem Bauernſtande noch eme hochgradige —— 
gegenüber allen Vorſchlägen, die denſelben, wenn auch nur entfernt, an die 
Zeiten früherer Unfreiheit erinmerten, zumal wenn fie von Vertretern der Ritter: 
ſchaft ausgingen oder doch von ihnen unterſtützt wurden. Dieſer Stimmung 
entſprach es, wenn Friedrich Harkort noch im J. 1855 in einer von ihm über 
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das Proletariat veröffentlichten Broſchüre (Hagen 1855, S. 9) ausrief: „Die 
Vorſchläge der Ritter im angeblichen Intereſſe der Banern haben nody nie ein 
gutes Ende genommen!” 

Auch die oben erwähnten von der Staatöregierung ausgehenden Geſetz⸗ 
enttwärfe glaubte man auf den Einfluß der früheren N Sutäberm, bie auf dieſem 
Wege angeblich das ihnen verloren gegangene Terrain wieder zu gewinnen 
juchten, zurädführen zu follen. 

Aus ähnlichen Gründen, weil nämlich alles, was ans der Revolution 
von 1789 ftammt, in den Augen der meiften Franzeſen noch immer mit einem 
Heiligenſchein umgeben iſt, wagt man auch in Frankreich nicht, flagrante Mängel 
der Agrar- und Civil-Geſetzgebung, die von den durch dieſelben betroffenen 
Perjonen längſt al3 foldye anerkannt worden find, trog wiederholt gemachter 
Sorftellungen der Landwirtbichaftlichen Vereine , Enquete-Commiffionen und der 
gejeggebenden Körperſchaften, abzuftellen. Es gehört das in das Capitel vom 
wiſſenſchaftlichen und politiſchen Aberglauben! 

Seit jenem Mißerfolge vom J. 1847 bat die Staatsregierung die Frage 
ber Reviſion des bäuerlichen Erbrechts ihrerjeitd während der nächſten Jahr⸗ 
zehnte vollftändig ruhen laffen und fich erft nach einer zwanzigjährigen Paufe, 
und aud dann nur gebrängt zuerft vom preußiſchen Herrenhaufe und dann 
vom hannoverfhen Provinziallandtage ſowie vom preußiſchen Abgeordnetenhauſe, 
mit derſelben bejchäftigt. 

Die nächſten Schritte in diefer Angelegenheit gejchahen, wenn man von 
den in Weftphalen zwiſchen 1836 und 1856 gemachten Verſuchen einer theil- 
werfen Abänderung des fi) auf ländliche Grundſtücke beziehenden Erbrechts ab⸗ 
— erſt nach einer faſt zehnjährigen Pauſe und gingen von dem Herren⸗ 

ſe aus. 

Bon dem für Weſtphalen erlaſſenen Geſetze über bie bäuerliche Erbfolge vom 
13. Juli 1836, jeiner Suöpendirung im J. 1844 und feiner Aufhebung tm 
J. 1848 wird weiter unten gehandelt werden. Des gleichfalls für die Provinz 
Weſtphalen erlafjenen Gefeges, betreffend die Afhäigumg von Landgütern zum 
Bebuf der Pflichttheiläberechnung, vom 4. Juli 1856 ift bereits in ber erften 
Abtheilung diefer Arbeit S. 191 ff. eingehend gevadht worden. 

Bei Gelegenheit der Berathung des weſtphäliſchen Gefeged vom 4. Juni 
1856 kam auch die Erftredung deflelben auf die öftlihen Provinzen zur Sprache. 

Am 26. April 1856 wurde von dem Herrenhaufe beſchloſſen: bie Regierung 
um Borlegung eines Gejegentwurf3 für die 6 öftlihen Provinzen zu erjuchen, 
durch welchen 


we 

1) jeder Befiger von ländlichem freien Grundeigenthum berechtigt wird, 
bafielbe mittel3 Teſtaments zu einer ermäßigten Taxe einem oder mehreren Erben 
zu ——— ohne an die etwa a Pflichttheilsrechte gebunden 
zu ſein, und 

2) die Inteſtaterbfolge in freies ländliches Grundeigenthum dergeſtalt 
georbmet wird, daß ländliches Grundeigentfum ſammt Gebäuden, Saaten, 
Beh u. |. w., welches einer Singularſucceſſion nicht unterliegt, nach einer 
— Tare geſchätzt und einem der Erben zur Anrechnung gebracht 

wird, ohne daß dieſe Tare von den übrigen Pflichttheilsberechtigten alle 
werden darf. Der Tarwerth foll dadurch gefunden werden, daß der nad 
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feftzuftellenbem mehrjährigen Durchſchnitt oder nad) landwirthſchaftlichen Grund- 
fügen zu ermittelnde Ertrag deſſelben mit einem billigen Multiplicator, etwa 
der Zahl 16, vervielfältigt wird. Mehrere Grundſtücke find auf fo viele Erben 
zu vertheilen, wie &rundftüde vorhanden find. Der Butsübernehmer iſt entweder 
durch Vereinbarung unter den Miterben oder durch das Loos zu beftimmen. 
Wird das Gut innerhalb 10 Yahren nad) dem Tode des Erblafierd von dem 
Annehmer freiwillig verfauft, jo hat der Verkäufer die Differenz zwiſchen dem 
Annahmemwerthe und dem wahren Werthe mit feinen Erben reſp. deren Rechts: 
nachfolgern nachträglich zu theilen. 

Am 10. Mär; 1857 wurde diefer Beſchluß vom Herrenhaufe erneuert 
und gleichzeitig befchloffen, die Staatsregierung zu erſuchen, in Beziehung auf 
die Provinz Weftphalen das Geſetz vom 4. Juni 1856 binfichtlich der Inteſtat⸗ 
fucceffion im Sinne des obigen Punkts 2, unter Berüdfichtigung der in der 
Provinz geltenden ehelichen Gütergemeinjchaft, auszubauen. 

Ferner gelangten in der Sitzung des 19. März 1858, gleichzeitig mit 
einem Antrag auf Vorlage eines Gefegentwurfs über Fideicommilfe und Familien⸗ 
ftiftungen,, Anträge auf Anfertigung von Matrifeln der in den ſechs öftlichen 
Provinzen der Monardie und in Weftphalen vorhandenen bäuerlichen Nahrungen 
fowie auf Vorlegung eines Gejegentwurf3 wegen Feftftellung ermäßigter An- 
nahmetaren für die in Erbgang kommenden Ländlichen Grundftüde zur Berathung. 

Mittlerweile hatte ſich die Staatsregierung dur) Befragung der Juſtiz⸗ 
und Bermwaltungsbehörden das nöthige Material zur Erledigung der obigen vom 
Herrenbaufe geftellten Anträge beichafft. 

Die Rejultate diefer Ermittelungen wurden in der Erflärung mitgetheilt, 
bie der damalige Yuftizminifter auf die Interpellation eines Gliedes des Herren- 
hauſes in dem Iegteren abgab. 

Diefe Erklärung gipfelte in dem Satze, daß die Staatäregierung den ge 
wünfchten Gefegentwurf nicht einbringen werde und zwar, weil fi) aus den 
eingezogenen Berichten ergebe, daß die VBorausfegungen, von denen die Beichlüfle 
des SHerrenhaufes ausgegangen find, nicht zutreffen. Denn weder laſſe fid, 
wie damals angenommen wurde, eine beſorgnißerregende Beriplitterung, noch eine 
übermäßige Verjhuldung de8 Grundbeſitzes nachweiſen. 

Die Zahl der fpannfähigen Güter babe ſich entweder gar nicht oder doch 
nicht in aefahrdrohender Weife verringert. Dabei fer der Wohlftand des Bauern: 
ftands im Allgemeinen geftiegen. Auch babe feine Anhänglichkeit an den Grund- 
befig nicht abgenommen. 

Und wo Güterzerfplitterungen wirklich vorgelommen find, da feien fie nur 
zum geringften Theil auf das beftehende Erbrecht zurüdzuführen. Verkäufe 
zum Zweck der Erbtheilung feien nur dann erfolgt, wenn entweder Erbftreitig- 
feiten beftanden oder fein tauglicher Hofannehmer vorhanden war, oder wenn 
das gemeinfchaftliche Intereſſe aller Erben den Verkauf räthlid oder Schulden 
des Erblaſſers ihm nothwendig machten. 

Ebenfo feien Fälle, in denen in Folge allauftarter Beſchwerung des Guts 
mit Abfindungen Verkäufe nothwendig geworden feien oder in denen Grumdbefiger 
ihre Güter bet Lebzeiten aus dem Grunde verkauft hätten, um einem nothwendig 
werdenden Verlaufe im Wege der Erbtheilung zuvorzulommen, den Gerichten 
nicht befannt geworden. 
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Der Wunſch des Bauernftandes, ſich feinen Grundbefig zu conferpiren und 
die auf diefes Ziel gerichtete Sitte, wie fie ſich in den Uebertragungsverträgen, 
den Zeftamenten, den Abtretungen des Guts feitend der Erben an einen unter 
fih manifeſtirt, haben ſich bisher als genügend wirkſam erwieſen, um ven 
behaupteten, aber nicht erwiejenen Gefahren vorzubeugen. 

Diefe erfolgreich, wirkende Sitte zum zwingenden Geſetz zu erheben, erfcheine 
der Staatöregierung aber nicht vathfam, weil das Streben nach Verhinderung 
jeder weiteren Theilung des Grundbeſitzes nicht zum ausjchlieglihen Fundament 
aner Abänderung des beftehenden Erbrechts gemacht werden dürfe, weil ferner 
der Bauernftand ein ſolches Geſetz ala eine unverdiente Bevormundung anfehen 
märde, und endlich, weil die Berfchiedenartigleit der Verhältniſſe allgemein zu⸗ 
treffende Normen gar nicht zulaffe. 

Ob und wie weit die von dem. damaligen Yuftizminifter geäußerte Anſicht 
ſtichhaltig ift, tft bereits oben näher geprüft worden. An diefer Stelle ſei nur 
uch daranf Hingewiejen, daß die von dem Herrenhaufe in Vorſchlag gebrachte 
Modification des beftehenden Erbrechts alle Theilungen des Grundbeſitzes weder 
befeitigen wollte nody auch befeitigen konnte, fondern lediglich den Zwed verfolgte, 
diejenigen Beräußerungen des Grundbefiges aus der Familie umd diejenigen 
Theilungen deſſelben innerhalb der Familie, die nicht aus freier Zweckmäßigkeit, 
jondern in Folge eines durch das Erbrecht ausgelibten Zwangs erfolgen, möglichſt 
ju reduciren. | 

Seit diefer Erflärung des Juſtizminiſters ruhte die Frage einer Reform 
des Erbrechts fomohl in den Kreifen des Staatsminifteriums, wie in denen der 
Stände noch ein weiteres Jahrzehnt, um dann durch eine der neu gewonnenen 
Provinzen wieder in Fluß gebracht zu werben. 

Bevor wir auf diefe legte Phafe der Erbrechtsreform näher eingehen, foll 
bier noch eine bemerkenswerthe Thatſache regiftrirt werben. 

Sowohl die bis zum J. 1847 von der preußiſchen Staatsregierung, als 
and, die feit diefer Zeit von dem preußifchen Herrenhaufe ausgehende Anregung 
zur Reform des bäuerlichen Erbrechts im Sinn der Wiedereinführung eines 
den Zeitverhältniffen angepaßten Anerbenreht3 findet keinerlei nennenswerthe 
Unterftügung, ja felbft kaum ein Echo in der zeitgenöffifchen Xiteratur. Das 
damald in Theorie und Prarig der Ugrarpolitit herrichende Mancheſterthum 
that diefe Berhältniffe brevi manu ab, indem es fie als Erzeugniffe der Reaction 
denuncirte und damit dem allgemeinen Haß und der allgemeinen Verachtung 


ab, 

Wie das Yahr 1866 große Veränderungen auf politifchem Gebiete brachte, 
jo leitete es auch eine tiefgehende geiftige Bewegung ein, in deren Mitte wir 
ung nod) gegenwärtig befinden. Mag über den Werth ibrer pofitiven Schöpfungen 
auf dem Gebiet der innern Politit auch noch lange geftritten werden, fo viel 
ſteht doch ſchon jet feft, daß fie uns von dem Bann einer einfeitigen Theorie 
md Braris erlöft bat. 

Diefer Umſchwung in der Richtung der Geifter follte ſich ſehr bald auch 
anf dem Gebiet des Erbrechts äußern. 

Die Anerbenrechtöfrage trat jet in eine ganz neue Phafe. 

.Die erſte Anregung zur Wiederaufnahme ihrer gejesgeberifchen Behandlung 
ging von der neuen Provinz Hannover aus. 
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Bevor wir auf die vielfach verfchlungene eg re des rege 
HöfereihtS näher eingehen, fei hier num mod; der Gejetgebung eines 
= Staatd erwähnt. 

m Furſtenthum Schaumburg: Lippe wurden die Rechtöverhältnifie der 
Emma durch ein fehr ausführliches Geſetz vom 11. April 1870 (Sch. 
lipp. Berord.:Bl. 3. 1870 Nr. 7) geregelt. Die bedingte Untheilbarkeit der 
Bauernhöfe (diefelben dürfen nur mit Genehmigung bed Amts getheilt werden) 
war in dieſem Geſetz beibehalten, dem nerbenreiit aber zugleich der frühere 
Zwangscharakter genommen, ſodaß e3 ſowohl durch legtwillige Berfügungen als 
auch durch Verträge unter Lebenden abgeändert oder ganz ausgeſchlofſen werden 
fan. Und auch fonft find die Beftimmungen des Anerbenrechts den veränderten 
Rechtsbegriffen der Gegenwart angepaßt worden. In diefem Geſetze, ſoweit ſich 
daſſelbe auf das Anerbenrecht bezieht, fand das hannoverſche Höferecht ſein 
Muſter und Vorbild. Die weſentlichſten Abweichungen des hannoverſchen Höfe: 
geſetzes und ber ſpäteren preußiſchen Landgüterordnungen von dem | 
ern Geſetze beftehen darin, daß diejes das Anerbenrecht als directes Centehat- 
erbredht für die Vererbung des bäuerlichen Grundbefiges einführt, während 
die neueren preußtfchen Höfegejege und Yandgüterordnungen das Inſtitut der Höfe 
rolle acceptirt haben und für die Vererbung der in die Höferolle eingetragenen 
Grundſtücke — die neuerdings nicht mehr auf ben bäuerlichen Srundbefig ber 
ſchränkt wird — beftimmte finguläre Normen aufftellen. Für den Antragfteller 
ift die Eintragung in die Höferolle nichts weiter als eine erleichterte Form der 
letstwilligen Verfügung. Für die Befignachfolger deſſelben aber hat die Höfe 
rolle eine ähnliche Bedeutung, wie wenn ihre Höfe einem fingulären Inteſtaterbrecht 
unterworfen wären. Man fann aljo bier im Gegenfag zum birecten Inteſtat 
erbredit von einem indirecten Sinteftaterbrecht ſprechen. Der eigenthümliche 
Charafter der Höferolle fpricht fi darin aus, daß das dem Höferecht unter 
worfene Grundſtück nicht nur durch Iegtroillige Berfügung für einen einzelnen 
Bererbungsfall, fondern durch Löſchung aus der Höferolle für die Dauer der 
Einwirkung des fingulären Erbrechts entzogen und dem allgemeinen Inteſtat⸗ 
erbrecht unterftellt werden Tann. 

Die erften Anregungen zur Reform des älteren bannoverjchen Höferechts 
find freilich viel älter al3 das ſchaumburg⸗lippeſche Gejeh ?*?). 


149) v. Bothmer, Die Berhältnifie der — Hannover 1855. Baur 
ex n der Sandgemeinben unb des laͤndlichen Grundbefiged in Rieberfachien 
eitphalen, Jena 1851. Bening, Die Bauernhöfe und das — 
Se ber, Hannover 1862. Frank, Ueber bad 5— der Nachfolge i 
üter des Fürſtenthums Lüneburg und ber Grafſchaft Hoya, Hannover 1862. 
raun, Das Anerbenrecht, ein AA zur Abwehr von Angriffen egen bie 
Grundla pen ber bäuerlichen ‚Höfeverfafl ung in ber Provinz Hannover, Hannover 
1872. un Die Gefe eggebung und —— in den preußifchen Sabre: 
büdern Bd. 42, nebit Nachtrag von Andre bdafelbit Bd. 42. Meyersburg, 
Gutachten über bie frage: ob und wie Weit bie geflicfeeiheit mit Rüuckficht 
auf eine Prlichttheiläberechtigung eingeichräntt werben ſoll? erftattet für den 14. 
deutichen Juriftentag, in den Berhandlungen des 14. Juriſtentags, Bd. 1, Berlin 
1878, ©. 50-71 Meyersburg, Erläuterungen bes hannoverkhen Öferechte, 
unter er Dr. Andre verfaßt, Hannover 1875. Wilhelm Roider, 
Betrachtungen über die neuen preußiſchen Gelee zur Erhaltung des Bauern- 
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Bereits oben ift erwähnt worden, daß im ehemaligen Königreich Hannover, zu 
Folge der Geſetze vom 10. November 1831 und vom 23. Juli 1833 über 
die Ablöfung der grund» und gutsherrlichen Laſten, die Untheilbarkeit für bie 
von den gutöherrlichen Laſten befreiten Höfe in denjenigen Gegenden fortbeftehen 
blieb, in denen fie auch für die freien Bauernhöfe bisher beftanden hatte. Auch 
folten hinſichtlich des Anerbenrechts die frei gewordenen Höfe fortan nad) 
denfelben Grundfägen beurtheilt werden, welche während der Abhängigfeit derfelben 
gegolten hatten. 

Der durch diefe beiden Gelege geſchaffene Rechtszuſtand war übrigens 
keineswegs ein befriedigender und wurde daher allgemein nur al3 ein vorüber: 
gehender angefehen, zumal der 8 34 des Geſetzes vom 10. November 1531 
ausdrädlih den Erlaß eines eigenen, die Rechtsverhältniſſe der Bauernhöfe 
regelnden Geſetzes verheißen hatte. 

Da die Ausführung dieſes Paragraphen aber auf fid warten ließ, fo 
erfolgten vom %. 1836 ab wiederholte Anträge der Ständeverſammlung auf 
Borlage des verhießenen Gejegentwurfs. In diefen Anträgen wurde auf die 
Zweifel, Ungemwißheiten und fonftigen Nachtheile des proviſoriſchen Zuſtands 
hingewiefen und namentlih aud auf die Verwidelungen aufmerffam gemadıt, 
die aus dem immmer unficherer werdenden Zuſtande des Gewohnheitsrechts und 
aus den fich widerfprechenden Entjcheidungen der Gerichte entftünden. Nach dem 
Wunſche der Majorität des Landtags follte die freie Theilbarkeit des bäuerlichen 
Grundbefiges eingeführt — übrigens war eine nicht unbedeutende Minorität 
für Aufreckterhaltung gewiller Schranken der Theilbarkeit —, zugleich aber das 
Anerbenrecht beibehalten, codificirt und zum Theil auch modificirt werden. Im 
%. 1854 wurde von der Ständeverfammlung als Vorbereitung zu einem 
künftig zu erlaſſenden Gejete die Sammlung und Sichtung des geltenden 
Rechtsmaterials dur befondere Provinzialcommiffionen in Vorſchlag gebracht. 
Auch entfchied man ſich für eine provinzielle Regelung des Höferechts; ja es 
wurde , jeitend des Osnabrücker landwirthſchaftlichen Vereins von einer unter 
Stüves Borfig niedergefegten Commiſſion ein entjprechender Entwurf aus- 


gearbeitet. 
Wie die Stände, fo bejchäftigte fich auch die hannoverſche Staatsregierung 
wiederholt und eingehend mit der jchmwierigen Frage einer Umgeſtaltung der in 


ſtauds, in der Monatsſchrift „Norb und Süd", September 1882 ©. 328 ff. Ent: 
wurf eines Geſetzes, betreffend bad bäuerliche Recht in der Provinz Hannover 
tel8 Manufcript gedrudt), Berlin 1872. Echreiben des ftändiichen —— 
ansſchufſfes an den Provinziallandtag der Provinz Hannover vom 3. October 1878, 
die Borlegung eines Gejeged über das Höferecht in der Provinz Hannover betreffend. 
tofolle de3 fünften hannoverichen PBrovinziallandtagg vom 4. Yuli 1871, des 
echten hannoverichen Provinziallandtagd vom 4. October 1872 und des fiebenten 
annoverihen Provinziallandtagd vum 14. und 15. October 1873. Entwurf eines 
3, betreffend das Höferecht in der Provinz Hannover, nebſt Motiven vom 23. April 
1874 (Drudfachden des preuß. Abgeorbnetenhaujes Seifion 1874 Nr. 306). Steno- 
graphiſcher Bericht über die Berbanblun en des preuß. Abgeordnetenhaufes dom 
12. und 13. Mai 1874, des preuß. Herrenhaufes vom 18. und 19. Mai 1874. Ent: 
wurf eines — betreffend das Höferecht in der Provinz —— vom 
14. Januar 188) (Drudfachen bes Abgeordnetenhauſes Seffion 181980 Nr. 143). 
Etenographiiher Bericht Über die Verhandlungen des preub. Abgeorbnetenhaujes 
vom 4. und 6. Tyebruar 1280. 
Schriften XV. — v. Miaskowski, Grundeigenthumsvertheilung. IT. 21 
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den einzelnen Landestheilen zu Recht beftehenden Anerbenrechtsſyſteme im Geiſt 
"der neuerdings in die Wgrargefegebung aufgenommenen Principien, Dog 
gelangten alle diefe Arbeiten nicht zur Vorlage an die Ständeverſammlung. 
Innerhalb der 30 Jahre, während deren ſich die Regierung mit diefer Frage 
beichäftigte, Löfte eine Commiffion die andere ab. Ste hatten alle ein umfang: 
reiches Material gefammelt, das ſchließlich feine wohlverdiente Ruhe unter dem 
Staub der Arhive fand. 

Mittlerweile hatte das Künigreih Hannover als felbfländiger Staat zu 
eriftiren aufgehört, indem bafjelbe dem Königreich Preußen eingegliedert wurde. 
Angeficht3 der Gefahr, daß die Bauernhöfe hinfichtlich ihrer Vererbung jegt dem 
allgemeinen Recht unterftellt werben würden, wurde in biefer durch eine Reihe 
hervorragender Staatdmänner ſowie durch einen kräftigen Bauernfland au 
gezeichneten Provinz der Wunſch, ja das Berlangen nah einer Reform und 
Eonfolidation des beftehenden Anerbenrechts immer lauter umd dringender. 

Auf einem verhältnifmäßig Heinen Gebiete fand fich hier ein abſchreckendes 
Chaos verjchiedenartiger dunkler und vielfad, beftrittener RechtSbeftimmmungen vor. 
Nicht nur daß die einzelnen Provinzen ein verfchiedenes Recht befaken , nicht 
nur daß innerhalb der einzelnen Provinzen in verichiedenen Gegenden wiederum 
verfchiedene Rechte galten; es hatte fih jogar für die verfchiedenen Höfeclafien, 
ja felbft für einzelne Höfe ein und derſelben Gegend ein bejonderer Rechts- 
zuftand berausgebildet. In diefem Chaos reichte die vorhandene Geſetzgebung 
nicht aus, war das Gewohnheitsrecht ungewiß, die Theorie zweifelhaft und die 
Praris ſchwankend. Verwaltung und Gerichte widerfprachen ſich häufig, indem 
die Entfcheidungen der Gerichte bei Auslegung der alten Gefege nach der Seite 
der freiheit und des allgemeinen Erbrechts binneigten, die der Bermaltungs- 
behörden dagegen mehr an der Gebundenheit und dem Anerbenrecht fefthielten. In 
den Familien aber wurde durch diefe Nechtöunficherheit Hader und Streit hervor: 
gerufen. Diefer Zuftand wurde um fo unhaltbarer, je häufiger die Einzelrichter, 
welche in erfler Inſtanz über die Anwendung des Anerbenrechts zu entſcheiden 
hatten, aus einem Ort an den anderen verfegt wurden und je weniger fie 
deshalb in der Lage waren, fich in die ihnen zum Theil fremden Nechtsverhält- 
niffe einzuleben. | 

Die Folge diefer Nechtsunficherheit hinfichtlich des Anerbenrechts war, daR 
fi faft unbemerkt aber ftetig das allgemeine Erbrecht (gemeine Recht, preußiſche 
Landrecht) wie ein Keil in ven beftehenden Rechtszuſtand Hineinfchob. 

Diefem abnormen Verhältniß, das zwiſchen dem allgemeinen und dem bäuer: 
lihen Singularrecht beftand, mußte nothwendig ein Ende gemadt werben. Es 
fragte fi nur, auf weldyem Wege dies zu geichehen Babe: ob durch Aufhebung 
des bäuerlichen Anerbenredht3 und Erfegung deſſelben durch das allgemeine Recht, 
was allerdings der leichtere Weg geweſen wäre, oder durch Unificirung der ver: 
ſchiedenen Anerbenrechtsſyſteme und ihre theilmeife Umgeftaltung, ein Weg, deſſen 
Betreten mandem erfolglos und allen fehr fchwierig ſchien. 

NichtSdeftoweniger wagte man es denfelben zu betreten. 

Die Initiative Hierzu ging von dem hannoverfchen Provinziallandtage aus. 
Am 30. September 1867 ſprach er auf Antrag des Abgeordneten Mliquel der 
a gegenüber den Wunſch nach einer baldigen Reform des Bauern: 
erbrechts aus. 
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Nachdem auch daB preufäfde Haus der Abgeorbneten am 28. Februar 
1868 einen biefem Wunſch entiprechenden Beſchluß bezüglich einer Reform bes 
hannoberſchen Bauernrechts gefaßt hatte, berief bie Staatsregierung i im Mat 1868 
ane aus Juſtiz⸗ und en ee der Provinz Hannover gebilbete 
Commiſſion behufs Ausarbeitun gewünfchten Geſetzentwurfs. Da bie 
Vorarbeiten dieſer Commiſſion —* in die Länge zu ziehen drohten und es 
zweifelhaft wurde, ob ber Geſetzentwurf den gehegten Erwartungen entſprechen 
würde, nahm der hannoverſche Provinziallandtag am 6. Juli 1871 auf Ber: 
enlaffung einer Petition des Amtsgerichts Celle Gelegenheit, ſich in eingehender 
Weiſe über die Richtung zu äußern, in mwelder feiner Anficht nach die gelesiche 

der bäuerlihen Verhältniſſe werde erfolgen müſſen. Es beſchloß 
nämlich; derfelbe, die Staatsregierung erneuert und dringend um bie baldige 
Ausarbeitung eines — zu bitten, in dem „der ungetheilte Ueber⸗ 
gang eines bis dahin der bäuerlichen —* unterliegenben Hofes auf den 
Anerben unter Bevorzugung defielben bei der Abfindung ver Miterben zwar 
ala Regel für die Anteftaterbfolge beibehalten, im Uebrigen aber dem Befiger 
en unbeſchränktes Berfügungsredht über den Hof im Ganzen und im Einzelnen 
ſowohl unter Lebenden als von Todeswegen eingeräumt und nur bie gehörige 
Regulirung der Hofeglaften als geſetzliches Erforderniß hingeftellt werden möge”. 

Ein im preußiſchen Juſtizminiſterium ausgearbeiteter Geſetzentwurf betreffend 
das bäuerliche Recht in der Provinz Hannover, weldher im %. 1872 den 
Juftze und Verwaltungsbehörden der Provinz Hannover zur Begutachtung 
mitgetheilt wurde, wollte das feiner Zeit für die 8 alten Provinzen der preußifchen 
Monarchie in Amvendum gebrachte Verfahren auch auf die Provinz Hannover 
anwenden, db. 5. alle Bejonderheiten des geltenden bäuerlichen Rechts aufheben 
und das "allgemein geltende Recht an feine Stelle fegen. Damit hätte denn 
auch dad Anerbenreht, das der hannoverjche Provinziallandtag confervirt zu 
ſehen wünſchte, dem allgemeinen Erbrecht weichen müſſen. Diefem Gefegentwurf 
war außer einer eingehenden Begründung now eine Denkichrift, betreffend die 
— — zur Neugeſialtung des bäuerlichen Erbrechts in den alten 
vrovinzen der preußiſchen Monarchie, beigegeben. Entwurf und Denkichrift 
athmeten den einem großen Theil der preußiſchen Bureaukratie und namentlich 
der preußiſchen —— eigenen Geiſt, welcher die Stein-Hardenbergſche Agrar⸗ 
geſetzgebung nicht nur im Ganzen, ſondern auch in allen ihren Einzelheiten für 
em unäbertroffenes und unfehlbares Werk anfieht, das ohne Weitere aud auf bie 
nuerworbenen Provinzen übertragen werden müfje. Um jenes Elaborat übrigens 
gerecht zu beurtheilen, wird man ſich noch vergegenmärtigen müſſen, daß daſſelbe 
aner Zeit entftammt, in der dem freihändlerifchen Liberalismus bie ausfchliegliche 
Herrſchaft gehörte und Niemand Hinter den „Fortichritten der Jetztzeit“ zurüd- 
bleiben wollte. 

Obzwar die Staatöregierung dieſen Gefegentwurf ben Provinzialftänden 
uch wicht vorgelegt hatte, fo erzeugte ſchon die Kunde von feinem Inhalte 
in der Provinz große Aufregum ung. 

Daß das Intereſſe fir die Erhaltung des Anerbenrechts in Hannover 
viel tiefer ging und in viel weitere Schichten drang, als feiner Zeit das Intereſſe 
für die — deſſelben in den alten Provinzen Preußens, zeigt unter 
Anderem der rege Antheil, den die Literatur an dieſen Vorgängen in Hannover 
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nahm, während fie, wie wir bereitß oben erwähnten, in Altpreußen bie parla 
mentarifchen Vorgänge faft gar nicht begleitet hatte. 

In Hannover Hatten bereits in dem fünfziger und fechziger Jahren de 
Arbeiten von Stuve, Bothmer, Bening und Frank fid) u, 4. auch eingehend 
mit dem bäuerlichen Erbrecht befehäftigt, und auch dieſe neuefte Phafe der Anerben 
rechtsfrage veranlaßte mehrfache Aeußerungen der Preſſe und Literatur. 

‚Im Sinn der Nichtanwendbarfeit des allgemeinen Erbrechts auf die 
bannoverfchen Bauernhöfe ſprach ſich jegt namentlih der Gerichtsaſſeſſor Th 
Braun in der oben citirten Arbeit aus. Derſelbe wurde aufs Tebhaftefie 
unterftügt von dem Syndikus Dr. Andres und dem Obergerichtsanwalt Meyers- 
burg, fowie von mehreren anderen hervorragenden Juriſten und Verwaltungs 
beamten der Provinz. | 

Auch konnte man ſich auf die Autorität Benings, eines älteren, in den. 
Traditionen des Liberalismus aufgewachſenen bannoverfchen Beamten, fügen 
Derſelbe war früher eine lange Reihe von Jahren hindurch in den Miniſterien 
angeftellt und war mit der Bearbeitung mehrerer Fragen der landwirthſchoft⸗ 
lichen Geſetzgebung, ſowie mit der Vertretung dieſer Gejeggebung in ber 
bannoverfchen Ständeverfammlung betraut gemwefen und lebte und wirkte hierauf 
eine Zeitlang unter dem Bauernftande. Während er früher die Agrarverhälmiſſe 
von oben und aus der. Ferne gejehen batte, jah er fie jest von unten und 
in der Nähe. Auf Grund feiner Studien und Erfahrungen bat aud er fih 
im J. 1862 für freie Theilbarfeit des bäuerlichen Grunbbefiges, aber zugleich 
für Beibehaltung des Anerbenrechts ausgefprochen. | 

Ihren deutlichiten Ausdrud fand die über das beabfichtigte Vorgehen der 
Staatsregierung im Lande herrfchende Mißſtimmung in 230 an den hannoverſchen 
Provinziallandtag gerichteten, meift aus bäuerlichen Kreifen ftammenden Petitionen, 
welche fi) gegen die Befeitigung des Anerbenrechts erklärten, fowie in den 
Verhandlungen und Beichlüffen dieſes Landtags felbft. | 

Diefes Mal ließ der Provinziallandtag es jedoch nicht daber bemenden, 
wiederum nur eine Refolution zu fafien, fondern veranlaßte zugleich die Ausſ 
arbeitung eines eigenen Gefegentwurfs. Am 4. October 1872 beſchloß nämlih 
der Provinziallandtag : 

1) die Petitionen der königlichen Regierung zu überweifen unter Bezuy: 
nahme auf den Beichluß des Yrovinziallandtagd vom 6. Juli 1871 und 

2) den ftändifchen Verwaltungsausſchuß zu beauftragen, für den mädhlten 
Provinziallandtag einen Gefegentwurf auszuarbeiten bez. ausarbeiten zu laften, 
welcher dem ftändifchen Beſchluß vom 6. Juli 1871 entſprechend fei. 

Ehe wir auf die weiteren Schickſale diefes Antrags näher eingehen, ia 
erwähnt, daß der Beſchluß des hannoverfchen Provinziallandtags vom 6. Juli 
1871, fomeit er fi auf die Gewährung des freien Verfügungsrechts an die 
Eigenthiiner der Bauernhöfe bezog, feine Erledigung bereits durch ben S 5 
des am 1. Dctober 1873 in Kraft getretenen Geſetzes über das Grundbud: 
weſen in der Provinz Hannover vom 28. Mat 1873 gefunden hatte, 

Der $ 8 dieſes Gefeges beitimmt nämlih: „Die beftehenden Rechtsnormen. 
nad) welchen die Theilung eines Bauernhofs, die Veräußerung einzelner Theile 
defjelben, die Vereinigung eines Bauernhof3 mit anderen Grundſtücken ... ver 
boten oder an die Genehmigung einer Regiminal- oder Gerichtsbehörde gebunden 
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find, werben, ſoweit fie von dem fonft geltenden Recht abweichen, aufgehoben. 
Außerdem werben bie für die fog. Höfecontracte (Hofübertragungss, Eher, Ab: 
ſindungs⸗, Altentheils⸗ Interimswirthſchafts⸗Contracte x.) beftehenden befonderen 
Rechtsnormen, nach melden diefelben zu ihrer Giltigfeit der Mitwirkung oder 
Genehmigung durch eine Behörde oder der öffentlichen Beurkundung bedürfen, 
aufgehoben.” Auch gingen parallel mit diefen Vorgängen im hannoverfchen 
Provimziallandtage umd im preußiſchen Abgeordnetenhauſe im J. 1872 Be: 
Iprehungen deffelben Themas im prenfifchen Landes-Delonomie-Collegium. Sie 
waren durch den Antrag eined Hannoveranerd, des ehemaligen Staatsminifters 
Grafen v. Borries veranlaft (vgl. oben ©. 98). 

Bas ſodann den von dem hannoverſchen Brovinziallandtage dem Provinzial- 
ausſchuſſe am 4. October 1872 ertheilten Auftrag betrifft, fo wurde in 
Ausführung defjelben dem Syndikus Andre, den Oberappellationsgerichtsanmalt 
Meyeräburg und dem Gerichtsafleflor Braun die Aufgabe geftellt, einen Gefeg- 
entwurf über das Höfereht auszuarbeiten. Die von denfelben entworfene Arbeit 
wurde ſodann von einer eigenen Commiffion geprüft, hierauf von dem provinzials 
Rändifchen Berwaltungsausichuffe, nad) vorgängiger Berathung mit dem Landes: 
directorium, feftgeftellt und im October 1873 dem Provinziallandtage zur Be— 
rathung vorgelegt. 

Zunähft befeitigte der Entwurf, der den in der preußifchen Bureaufratie 
und in dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe damals herrſchenden Anſchauungen 
fo viel, wie nur irgend thunlich erfchten, Rechnung trug, die bisherige locale 
Berihiedenheit des Anerbenrechts. Sodann machte er den Verſuch einer Neu- 
bildung des Anerbenrechts auf bisheriger hiftorifher Grundlage, aber mit Auf: 
nahme des Princips der Dispofitionzfreiheit des Grundeigenthümers, ja mit 
Ausdehnung Ddefjelben über die gemeinrehtlihen Schranken hinaus, Auch murbe 
demielben das Syſtem des indirecten Inteſtaterbrechts reſp. der Höferolle zu 
Orunde gelegt d. h. es geflattete das Gejeg einem Hofbefiger die Eintragung 
feines Hofs in bie Höferolle, mit der Wirkung, daß auf ſolche eingetragene Höfe 
das gefeglich formulirte Anerbenreht Anwendung zu finden hatte. Diefes An: 
erbenrecht Bat feinen abjoluten Eharafter, fo daß nicht nur einzelne Beftimmungen 
des Anerbenrecht3 modificirt werden können, fondern daß aud die Eintragung 
eines Hof3 in die Höferolle jederzeit gelöfht und damit ber Hof der Wirkung 
des Anerbenrechts wieder entzogen werden Tann. 

Diefer Entwurf entfprad den Anſchauungen der überwiegenden Mehrheit 
des hannoverſchen Bauernftandse. Auch die meiften Amtsrichter erflärten ſich mit 

elben einverftanden. Ebenſo die meiften Anwälte. Dagegen waren die 
oberen Gerichte mehr für Einführung des gemeinen Rechts, und in der hannoverſchen 

i ammlung miederum wurden einige Stimmen laut, welde nur bie 
Dispofition über die Bauernhöfe durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden (Theilung, 
Jufammenlegumg u. ſ. mw.) freigeben, tim Uebrigen aber den gefammten früheren 
Rehtszuftand erhalten wollten. Indeſſen blieben diefe Stimmen in der Minorität, 
mem der Provinziallandtag den ihm vorgelegten Entwurf in der Sigung vom 
25. October 1873 mit ſaͤmmtlichen gegen 3 bez. 2 Stimmen annahm. Ins⸗ 
befondere Haben die Vertreter des Bauernftands ohne Ausnahme für denfelben 
geftiuumt. Der folhergeftalt angenommene Entwurf wurde der Staatsregierung 
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nebft einer demjelben angehlingten Begründung zur Erledigung auf verfaflung: 
mäßtgem Wege übergeben. 

Obgleich damals wie überhaupt feit 1848 in den Regierungskreiſen wenig 
Geneigtheit fiir dergleichen Sondergefege, bie den Beftimmungen der Stem 
Hardenbergſchen Agrargeſetzgebung aumiderliefen, nn jo legte demmod der 
damalige Juftizminifter Dr. Leonhardt am 23. April 1874 dem Preußiſchen 
Landtage einen dem Entwurf des Provinziallandtags weſentlich conformen, mır 
in einigen Punkten um Sinne des allgemeinen Rechts noch abgeſchwächten Geier: 
entwurf über das bannoveriche Höferecht vor. 

Der Standpunft, den der Yuftizminifter damals einnahın, war folgender. Es 
follte der Gefegentwurf feiner Anficht nad) nichts anderes ſein, als eine hiſtoriſche 
Sortentwidelung gegebener Verhältnifie im Sinne ihrer weiteren Anpafjung an 
das allgemeine Recht. Auch wurde Das Fortbeſtehen des Anerbenreht3 abhängig 
gemacht von dem Befteben einer entiprechenden Anſchauung und Sitte des Baum: 
ftandes. Mit diefer follte es ſtehen und fallen. Eine Confequenz diefes Stand: 
punfte3 war es denn auch, daß das reformirte Höfereht nur Anwendung 
finden follte auf re Höfe, für die bereit3 früher das Anerbenrecht gegolten 
hatte, und daß aud den Befigern diefer das Aufgeben des Anerbenrechts mög: 
lichſt erleichtert wurbe. 

Uebrigens verdient immerhin dankbar anerkannt zu werben, daß die Selten! 
machung felbft diefes jehr verclaufulirten Standpunkts im %. 1874 viel mehr 
Selbftändigkeit und Muth erforderte, als die Vertretung viel weiter gehender 
Eingriffe in das gemeine Recht in den folgenden Jahren. C’est le premier 
pas qui coßite! 

Der dem Landtage vorgelegte Entwurf fam bereits im Mai 1874 ſowohl 
im preußifchen Haufe der Abgeordneten, wie im Herrenhaufe bei ſchwach 
befegten Bänken zur Derathung und Annahme, freilich nicht ohne daß derſelbe 
im Abgeordnetenhauſe einige neue Abſchwächungen erlitten hätte. Die königliche 
Sanction erhielt das Geſetz am 2. Juni 1874. 

Die Punkte, in denen ſich das Geſetz von der urſprünglichen Geſetzesvorlage 
des hannoverſchen Provinziallandtags unterſchied, waren folgende: 

1) Die Eintragung in die Höferolle ſollte nach dem Geſetz nur für die— 
jenigen Höfe zuläſſig ſein, für welche es dem Eigenthümer gelingen würde, dem 
zuftändigen Amtsgerichte wenigſtens „wahrſcheinlich“ zu machen, daß fie bereits 
früher unter der Herrichaft des Anerbenrechts geftanden hätten, während die 
Vorlage de3 Provinziallandtags zwar einzelne Yandestheile von der Wirkfamteit 
des Geſetzes vollftändig ausgenommen willen wollte, in dem übrigen Yande aber 
die Anwendung des Höfereht3 auf ſämmtliche Höfe ohne Ausnahme zuließ. 

2) Ferner follte nad dem Geſetz die Eintragung in die Höferolle überhaupt 
nur ftatthaft fein bi8 zum 1. Juli 1885, von welchem Tage an bereitä em 
getragene Höfe wohl gelöjcht, aber nod) nicht eingetragene Höfe nicht — * ein 
getragen werden durften, wogegen die Vorlage des Proviniellgil ag3 von ei 
jochen Beſchränkung nichts wußte. B 

3) Endlich follte das Anerbenreht auf bie i 
Höfe auh nur dann zur Anwendung 
Tode auf feinem Hofe oder bein 
felben anmwejend waͤre, während 
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recht nur dann nicht eintreten ließ, wenn der Exblafler bei feinem Tode feinen 
Wohnſitz nicht im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes hatte. 

Das Berhältniß der Parteien im preußifchen Landtage zu dem Geſetzent⸗ 
wurf war folgendes: Sämmtlihe Hannoveraner ohne Unterſchied der Partei 
Rimmten für daflelbe. Ebenſo die Eonfervativen und ein Theil des Eentrums. 
Auch ein Theil der Nationalliberalen votirte, hauptſächlich unter dem Einfluß 
des hamnoverſchen Landesdirectors R. v. Bennigfen, der fih um da8 Zuſtande⸗ 
fommen des Geſetzes überhaupt große Berdienfte erwarb, für daſſelbe. Gegen 
das Geſetz flimmte die Fortſchrittspartei. 

Die Erwartungen und Hoffnungen, welche die für das Geſetz Stimmenden 
an die Ausführung defielben nitpften, waren ſehr verfchieden. 

Eon äußerte der Abgeordnete Dr. Windthorft die Befürchtung, daß nad) 
Einführung des gemeinen Rechts auch für den bäuerlichen Grundbefig e8 nur 
ſchwer möglich fein werde, die Bauernhöfe auf die Dauer aufrecht zu erhalten, 
da es ſehr umficher fer, in weldem Umfange der Bauernſtand von der ihm ge 
wührten Befugniß, feinen Beſitz dem Höferecht zu ımterwerfen, Gebrauch machen 
werde. Tas Andringen der nachgeborenen Kinder könne leicht dahin führen, daß 
der Bauer feinen Hof nit in die Rolle eintragen oder ihn doch wieder aus 
derſelben Löfchen Yafjen werde. Jedenfalls ftehe zu erwarten, daß durch dieſes 
Beleg eine Unruhe im die Bauernfamilien getragen werde, welche benfelben bis⸗ 
ber fremd war. Immerhin hoffte er, daß die Sitte fich ftark genug erweiſen 
werde, den Zerſtückelungsproceß des bäuerlichen Grundbeſitzes wenigftend zu ver: 
langſamen. Noch weniger erwartete der frühere preußiiche Juftizminifter, Graf 
zur Sippe, von dem durch das in Nede ftehende Geſetz in dem bäuerlichen Recht 

Dualismus für die Erhaltung der Bauernhöfe. 

Dagegen boffte der Landesdirector v. Bennigſen, daß das Gefeg, indem es 
fh an die eigene Erfahrung, den freien Willen und den gefunden Sinn ber 
gebildeten bäuerlichen Grundbefiger wende, in feinen Wirkungen jene gute Sitte 
beieftigen und in dem Bauernftande eine Kraft der Ueberzeugung hervorrufen 
werde, welche eine flärfere Garantie für deflen Erhaltung biete, als der 
vormalige Zwang, jo daß es demfelben gelingen werde, die Sicherftellung des 
mittleren und fleineren Grundbeſitzes namentlih in Gegenden mit leichterem 
Boden gegen Zeriplitterung und Aufſaugung zu bewirken. 

Uebrigens entſprach das zuerft durd die Staatsregierung und dann durd) 
das Abgeordnetenhaus verwäflerte Geſetz nicht vollftändig den Wünſchen des 
Yandesdirectord v. Bennigfen und ber übrigen Sannoveraner. Doch fagten fie 
fih, daß bei der damals im preufifchen Landtage und Minifterium berrichenden 
Strömung nicht mehr zu erreichen fei, und hielten zugleich an der Hoffnung 
feſt, daß ſich daS verflümmelte Gejeg zu geeigneter Zeit werde ergänzen laſſen. 

Durch das hannoverſche Gefeg von 1874 war auf der einen Eeite jenes 
unhaltbare, weil höchſt mannigfaltige und in der Anwendung unfichere, in ein= 
zelnen feiner Beftimmungen außerdem mit der gegenwärtigen Cultur nicht bar: 
monirende ältere Anerbenvecht aufgehoben und auf der anderen Seite war ein 
nened Inſtitut gefchaffen worden, in welchem fich außer dem Namen des alten 
Anerbenrechts noch der von vergangenen Zuftänden und Verhältnifien Losgelöfte 
Grundgedanke, daß die bäuerlichen Befigungen gegen die bei Erbtheilungen 
häufig eintretenden Zerfplitterungen möglihft zu fihern feien, erhalten hatte. 
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Diefem Grundgedanken entſprechend iſt, unbeſchadet der vollen Verfügungsfreiheit 
des jeweiligen Eigenthümers, eine einfache und leichte Form der Dispofitim 
mittel8 Eintragung in die Höferolle gefchaffen worden, welche zur Folge hat, 
daß die folchergeftalt eingetragenen Höfe nicht nach allgemeinem Recht, fondern 
nad) dem befonderen Höferecht vererbt werden. Soweit die Befiger vom der 


Höferolle aber feinen Gebrauch machen, fält ihr Grundbeſitz allerdings unter 


die Regeln des allgemeinen Erbredts. 


Das größte Verdienft dieſes Geſetzes beftegt darin, daß daſſelbe die zahl 


reihen Bedenken, welche bisher in den juriftifhen Collegien, in den Landtagen, 


in den Minifterialdurenur und in der Literatur gegen die Möglichkeit, das 
Anerbenredht mit den Grundfägen der neueren Agrargefeggebung in Einklang zu 


bringen, beftanden, mit einem Schlage befeitigt hat. 


Bereitd in den erften Jahren der ®eltung des hannoverſchen Höfegefeges 


traten manche Dlängel defjelben hervor, Mängel, welde in mehreren an den 


bannoverfchen Provinztallandiag und das preußifche Abgeordnetenhaus gerichteten | 


Petitionen zum Ausdruck gelangten. 
Diefe Petitionen faßten namentlich folgende Punkte ins Auge: 


Nah dem hannoverſchen Höfegefeg vom 2. Juni 1874 durften nur 
ſolche landwirthichaftlihe mit einem Wohnhaufe verfehene Befigungen in de | 
Höferolle eingetragen werden, für die das Beftehen des Anerbenrechts nah 
bisherigem Recht wahrjcheinlich gemacht werben konnte. Yun wurde darüber ge: 
Hagt, daß die Amtsrichter, welche über die Eintragungsfähigkeit der Höfe zu 
entfcheiden hatten, in zweifelhaften Fällen zu peinlich fein. Aber auch wo Die 
Amtsrihter eine mildere Praxis übten, fiel e8 doch in mandyen Fällen außer: 
ordentlich ſchwer, für diejenigen Höfe, für die früher das Anerbenrecht gegolten 


batte, den Nachweis dieſes Rechtszuſtands zu erbringen, 


Ein anderer Mißſtand fam in einer aus dem Amt Ofterode ſtammenden 


Petition zur Sprache 160), Diefelbe hatte folgenden Inhalt: In den 


Hürftenthitmern Göttingen und Grubenhagen, im Eichöfelde und in der Graf: 
haft Hohenftein kommen zahlreiche Meierhöfe vor, die dem zur Eintragung in 
die Höferolle aufgeſtellten Requifit einer landwirthſchaftlichen Befigung mit 


eigenem Wohnhauſe inſofern nicht ganz entſprechen, als die Wohnhäufer 
und fonftigen Gebäude dort rechtlich nicht zu den allein aus Aeckern und Wiefen 
beftehenden Meierhöfen gehören. Eine Confequenz dieſes eigenartigen Berhält- 


nifjes zwiſchen Gebäuden und Liegenfchaften ift e8 nun, daß während für den | 


Meierhof das Anerbenreht gilt, fo daß beim Tode des Befigerd eines Meer: 
hof3 der jüngfte Sohn, eventuell die jüngfte Tochter, ausſchließlich in denfelben 
fuccedirt, ohne zur Leitung einer Abfindung an die übrigen Geichwifter ver- 
pflichtet zu fein, die Gebäude dagegen beim Tode des Eigenthümers nadı ge 
meinem Recht zu gleichen Theilen auf alle vorhandenen Kinder vererben. In⸗ 
defien ſollen erfahrungsmäßig aus diefem anfcheinend unzweckmäßigen Berhältiffe 


keinerlei Webelftände erwachſen fein, da in der Regel entweder ber Hofbefiter 


dem Anerben die Gebäude gegen eine Abfindung feiner Geſchwiſter durch letzt⸗ 


150) An das Herrenhau® bez. Haus der Abgeorbneten gerichtete Vetition von 


Seiten der Amtsverfammlung des Amts Ofterode, betreffend das Geſetz über das 
Höferecht in der Provinz Hannover, vom 20. September 1879. 
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willige Berfügung vermadht oder, fofern dies nicht gefchehen ift, die Miterben 
dem Anerben die Gebäude, von denen fie felten jelbft Gebrauch machen, gegen 
Auszahlung ihres Werthes überweifen. Nach Erlaß des Höfegefees vom 
2. Juni 1874 wurde die Eintragung dieſer Meierhöfe, weil fie wicht als land⸗ 
wirthichaftlihe mit einem Wohnhauſe verjehene Beſitzungen angefehen werben 
fonnten, verweigert. Die Petenten wünfdyten nun, die eben erwähnte Be» 
ſtimmung des bannoverfchen Höfegefeges möge durch eine authentifche Declaration 
oder einen Zufas dahin ergänzt werden, daß die in Rede flehenden landivirth- 
ſchaftlichen Befigumgen für eintragumgsfähig erflärt würden. 

Aber auch fonft machte fi in weiteren Kreijen die Einfidht geltend, daß 
wem das SHauptmotiv für den Erlaß des hamoverſchen Höfegefeges der 
Wunſch war, eine angemefjene Zahl von mittleren und kleineren Befigungen zu 
erhalten, fein genügender Grund vorläge, die Wirkungen des Geſetzes auf dies 
jenigen bäuerlichen Befigungen zu beſchränken, die zufällig früher unter der 

eines — zudem ganz anderen und in feinen einzelnen Beitimmungen 
höchſt verfchiedenartigen — Anerbenrechts geftanden haben, und die fonftigen 
Höfe, deren Befizer ſich gleichfall8 dem Geſetz unterwerfen wollen, von dieſer 
Möglichkeit auszuſchließen, zumal nachdem in Folge der Ablöfungen unter den 
früher fo fehr von einander abweichenden Rechtsverhältniſſen faft überall eine 
ihung fattgefunden hat. Freilich entfernte man fi mit diefer Argn⸗ 
mentation vollftändig von dem Standpunkte, den im J. 1874 die Staatd- 
regierung (insbeſondere der Juſtizminiſter Dr. Leonhardt) und das preußiſche 
Abgeordnetenhaus eingenommen hatten. Indeß war die Feſthaltung diefes Stand- 
puntts überhaupt auf die Dauer unmöglich, indem man fi, entweder nach einer 
wetteren Bafis für das Tortbeftehen des Anerbenrechts umfehen oder daflelbe 
der Berbrängung durch das gemeine Recht preißgeben mußte. 

Auf melde Seite fih am Schluß der fiebziger Jahre die Wagſchale neigen 
werde, konnte nad dem großen Umſchwung, der ſich mittlerweile in den An⸗ 
Ihauungen der leitenden und zum Theil auch der parlamentarifchen Kreiſe voll- 
zogen hatte, nicht zweifelhaft fein. 

Während nod im J. 1874 der preußische Yuftizminifter dem hannoverfchen 
Höfegefeße gegenüber ftreng den hiſtoriſchen Standpunkt einnahm, indem er das 
Anerbenreht nur als Confequenz bisheriger Rechtszuftände in feiner dem ge⸗ 
meinen Recht angenäherten Form anerkennen wollte, betonte man jet mehr den 
rattonellen , foctalwirthichaftlichen Standpunft und fcheute nicht davor zuräd, 
da3 Anerbenrecht, weil daflelbe einem forialwirthichaftlichen Bedürfniß entipricht, 
— wo es bisher nicht gegolten hat, neu einzuführen und für die Dauer 
zu befeſtigen. 

In dieſem Sinne beſchloß der hanmoverfche Provinziallandtag am 28. Oc⸗ 
tober 1879 einſtimmig, die Zurädführung des Höferechts, wie daſſelbe in dem 
Geſetz vom 2. Juni 1874 formulirt vorlag, auf den Grundgedanfen der Tand- 
tagevorlage vom Oktober 1873 zu beantragen. 

Getragen von der oben gelennzeichneten Stimmung erwiefen fich die beiden 
Minifter der Juſtiz und für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten jest ſehr 
entgegenfommend, und fo wurde bereit am 14. Januar 1880 dem Haufe der 
Adgeordmeten der Entwurf einer Novelle zum Höfegefeg vom 2. Yuni 1874 
vorgelegt. In diefem Entwurfe ging die Staatsregierung fogar über das von 
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den hannoverſchen Provinzialftänden Beantragte hinaus, indem fie nicht ur — 
wie bon den Ständen gewünſcht wurde — bie Hofbeſitzer in denjenigen Be 
zirken, in denen im Allgemeinen das Höferecht gegolten hatte, ſondern überhaupt 
die ſämmtlichen Hofbefiger der Provinz, fomweit ihre Befigungen nur nicht m 
ſtädtiſchen Feldmarken Liegen oder Fibetcommiffe, Stamm:, Lehen oder jonft land 
togsfähtge Nittergüter find, bei Eintragung ihrer Höfe in die Höferolle von 
dem Beweiſe dispenfirte, daß ihre Höfe bereits friiher nad) Anerbenrecht vererbt 
worden feien. Auch binfichtlich der übrigen Punkte ſchloß fi) die Staatsregierung 
den Wünfchen des Provimziallandtags an, indem fie die Beitimmungen des Höfe 
geſetzes, durch weldye ein terminus ad quem für die Eintragung in die Höfe 
rolle feftgeftellt, umd ferner die Beſtimmung, durch welche für die Anwendung 
des Höferechtd auf einen beftimmten Hof verlangt wurde, daß der Erblaſſer 
vor feinem Tode auf demfjelben gelebt habe, aufzuheben vorſchlug. 

Im Februar 1880 wurde der Entwurf im Abgeorbnetenhaufe und im 
Herrenhaufe durchberathen und darauf von beiden Häufern — dieſes Mal mit 
großer Majoritit — angenommen. Am 24. Februar 1880 erhielt er die 
Iandeöherrlihe Sanction. 

Jetzt ift es möglich, auch in denjenigen Theilen der Provinz Hannover, in 
denen früher das Anerbenrecht nicht gegolten bat, den bäuerlichen Grimdbefis 
durch Eintragung deſſelben in die Höferolle vor weiterer Zeriplitterung im 
Erbwege zu bewahren. Daß von diefer Erlaubnig auch wirklich Gebranch 
emadıt werden würde, ließ fih nady den im Herzogthum Oldenburg gemachten 
Erfahrungen mit Sicherheit erwarten. 

Neuerdings iſt dann noch ein weiterer Schritt zur Erweiterung des An- 
wendungsgebietö der Höferelle gethan worden. | 

Nach dem Höfegefeg vom 24. Februar 1880 war bie Fähigkeit der Ein: 
tragung in die Höferolle zwar auf alle landwirthichaftlichen, mit einem Wohnhauſe 
—— Beſitzungen ausgedehnt worden; doch blieben außer den Fideicommiß, 
Leben und Stamm-Gütern auch die landtagsfähigen Rittergüter noch von dieſer 
Regel ausgeſchloſſen. 

Der 17. hamoverſche Provinziallandtag hat nun am 8. November 1883 
mittels einſtimmigen Beſchluſſes die Beſeitigung auch dieſer beſchränkenden Be: 
ſtimmung beantragt. Dieſem Antrage entſprechend hat die Staatsregierung den 
beiden Kammern eine Vorlage zugehen laſſen, nach welcher hinfort in der Provinz 
Hannover auch Rittergüter in die Höferolle eingetragen werben dürfen. Dabei 
fol indeß die Beſtimmung des Gefeges vom 2. Juni 1874, wonach Fidei⸗ 
commiß-, Lehen: und Etamm:Güter nicht — werden dürfen, in Kraft 
bleiben. Das Herrenhaus ebenfowohl wie dad Abgeorpnetenhaus haben dieſem 
Entwurf beigeſtimmt, worauf derjelde am 20. Februar 1884 die Königliche 
Sanction erhalten hat. Demnach ift das für Hannover geltende Gefe jet 
nadhträglih den für die Provinzen Weftphalen und Brandenburg erlaffenen 
Landgüterordnungen infofern gleichgeftellt worden, als bezüglich des Rechts zur 
Eintragung der land(= und forft)wirthichaftlih benugten Grundftüde in die Höfe 
rolle fein Unterfchted mehr zwiſchen Bauern- und Kittergütern, zwifchen großem 
und mittlerem Grundeigenthum gemacht wird. | 

Theil in Folge der von Hannover ausgehenden Anregung, theils unab: 
bängig von derſelben waren bereit3 früher andere Staaten zum Erlaß ent: 
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imedhender Geſetze gelangt. Bu biejen gehören das Fürſtenthum Schaumburg: 
üippe, deffen wir bereitd oben gedacht haben, und das Herzogthum Oldenburg. 
Aehnliche Motive wie m fräßeren Königreich Hannover drängten aud im 
—— Oldenburg 01) nad) einer neuen Regelung des ee 
ben Namen Grunderbrecht führt. * dieſer Regelung wurde 

— A nur das Herzogthum Oldenburg — das Hauptbeſitzthum bes 
aßerdem aus ben beiden Furſtenthumern Lübel und Birkenfeld beftehenden 
— Großherzogthums — ins Auge gefaßt. Hier heiſchte insbeſondere 
die ſehr ſtarle Zurückſetzung, welche die Abfindlinge im Gebiet der ſog. Braut⸗ 
ſchatzordnungen erfuhren, dringend eine Abänderung des beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtandes. Dieſer litt außerdem unter der großen Buntſcheckigkeit der Be— 
fimmungen und zeichnete ſich dadurch aus, daß feine Quellen in bürftigen 
Gejegen, überwuchernden Gewohnheiten und zahlreichen, meift in vergilbten 
Alten vergrabenen Präjudicien enthalten waren. Auch in Oldenburg wie in 
Hannover bereitete baber die Anwendung des alten Grunderbrechts ben Ges 
richten bedeutende Schwierigkeiten. ‘Die folge davon war eine große Rechts⸗ 
al War fomit der beftehende Rechtszuſtand unhaltbar, jo mußte bie 
entſchieden werden, ob man tabula rasa machen und die gemeinrechtliche 

—* mit ihrer Gleichſtellung aller Erben auch für den ländlichen Grund⸗ 
befig einführen, oder ob man aud in Zukunft für die Vererbung des Grund- 
5 den Borzug eines Miterben, des fog. Grunderben, beibehalten wolle. 
Für den Fall, daß man ſich für bie Teßtere Eoentualität entfchieb, ftanden wieder 
zwei — offen: nämlich der leichtere der Beibehaltung und theilweiſen Re— 
ber beflehenden mannigfachen Rechte und der ſchwierigere ber Conſolidation 

— —— Umgeſtaltung der verſchiedenen Rechte zu einem einheitlichen 


Einen äußeren Anſtoß erbielt die Reform des Grunderbrechts zunächft durch 
die Frage nach Aufhebung der Gebundenheit des Grunbbefiged, mit der fie ın 
engem, wenn auch nicht in unauflöslidem Zuſammenhange fteht. 





151) v. en IE ae Dune, Das bäuerlihe Grunderbrecht vom Stanb: 
punlt des Geſetzgebers mit Rüdficht auf das Heraogkbum Dlvenburg, Oldenburg 
1870. Hullmann, Die Reform des Grunderbredht? im erzogthum u 
Oldenburg 1870. v. Heimburg, Tas Grunberbrecht in feinem Berhältniß 
Geiſt unferer Zeit umd in feinem Einfluß auf ben Bauernfland im Herzogthum 
Oldenburg, Oldenburg 1871. Das bevorzugte Erbrecht am Grundeigentyum im 
gerznatum Oldenburg, ſtatiſtiſche Darſte we ber Reformen bed Erbrechts am 

d und Boden unb ihrer Wirkungen, beranägeg egeben vom oldenburgiſchen 


Ratiftifchen Yureau, Oldenburg 1875. Kollmann, en far ogthum Oldenburg 
= At wirthichaftli Entwidelung ——— der hi en on nfunbatargig Job Jahre, 
ſtatiſtiſcher Grundlage bargeftellt, Oldenburg 1878. SKollmann, n⸗ 


a des bevorzugten Erbrecht am Geunbigethum im en Olbenburs 
zu Anfang des —3* 1880, Oldenburg 1888 Imann e Reform des Erb» 
* am Grund und Boden und ihre Wirkungen auf bie Schaltung bed Bauern- 
fandes im H Fi erh in Schmollers Jahrbuch für Gejebgebung u. ſ. w., 
yehrgang 70 S. 209 ff. Entwurf der Geſehze für das Herzog ogthum 
denburg, betre a ie —— nebſt Motiven: Vorlage für den 17. Landtag 
= — herzogthums Oldenburg, Oldenburg 1872. Bericht des Zuftizausfchuffes 
twurf, Protofolle über die Situngen be3 17. Landtag des Groß: 

ei Oldenburg. 
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Bereits das erfte Staatsgrundgeſetz vom 18. Februar 1849 Batte, unter 
principieller Anerlennung der freien Verfügung über das Grundeigenthum, die 
nähere Ausgeftaltung diefes Princips der Geſetzgebung vorbehalten. Das revi⸗ 
dirte Staatögrundgeleg vom 22. November 1852 Art. 16 hielt an dem Princh 
der Dispofitionsfreibeit feft, behielt jedoch „aus Ruckſichten des allgemeinen 
Wohls und aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen“ der künftigen Geſetzgebung die 
Statutrung von Beſchränkungen hinſichtlich der freien Verfügung und Theilbar⸗ 
keit vor. Als der oldenburgifhe Landtag dann auf die Ausführung biefer ver: 
faffungsmäßigen Beſtimmung drängte, übertrug die Staatsregierung durch eine 
Berordnung vom 6./22. Juli 1869 die Sonfensertheilung zur Zerftüdelung des 
Grunbbefiges den Aemtern und wies diefe zugleich an, dergleihen Geſuche ſtets 
zu bewilligen. Zugleich beauftragte fie den Oberappellationsgerichtsrath von 
Beaulien mit der Ausarbeitung eines bezüglichen Gefegentwurfs, in dem and 
die Frage des Grunderbrecht3 geregelt werden ſollte. In feinem ausführliden 
Gutachten befürmwortete der Verfaſſer die uneingefchränfte Freigebung des Ber: 
lehrs mit Grundflüden und die Erfegung des Grunderbrechts durch das ge- 
meine Erbredht. Seine Beweisführung war "die des Tandläufigen Liberalismus 
in wirthichaftlihen Fragen, indem aud er an dem Dogma fefthielt, daß wirth⸗ 
Ihaftliche Freiheit und gemeine Erbrecht von einander unzertrennlich feien. 
Doc fehlte ihm der optimiftifche Schwung der meiften Chorführer dieſer Richtung, 
indem er ſich nur mit einer gewiſſen NRefignation zu ihren Boftulaten bekannte. 
„Es mag ein Irrthum fern,” fagt er in feinem oben angeführten Buche‘), 
„in der Freiheit des Verkehrs ein Univerfalheilmittel für materielles Bollswohl 
zu erbliden. Dennody wird man nicht umhin können, die Freiheit als etwas 
Lebendiges, als eine Wohlthat anzuerkennen und fie immmer wieder ins Leben 
einzuführen. Und wenn fich ihre Gefahren zugleich mit einbürgern, fo ift es Sache 
fpäterer Generationen, diefelben in ihrem Welen und im ihren Urfachen zu 
erfennen und die Mittel dagegen aufzuſuchen.“ Die v. Beaulieufche Arbeit 
blieb indefjen nicht ohne Wiberfpruh, indem fowohl der Oberappellations⸗ 
gerichtsrath Hullmann als auch der Amtöverwalter von Heimburg ſich gegen 
die Befeitigung und für eine Reform des beitehenden Grunderbrecdht3 in dem 
Sinn erklärten, daß das bevorzugte Anerbenrecht in Zukunft auf entjprechende 
Erklärung de3 Grundeigenthümers Anwendung finden follte. Dieſer Ausweg 
wurde in Oldenburg wie in Hamover in Borfchlag gebracht, weil mit Ein: 
führung der freien Theilbarkeit — der übrigens auch die beiden Opponenten 
v. Beaulteus zuftimmten — der Begriff der gefchlofjenen Stelle und damit das 
Kennzeichen wegfallen follte, nad welchem fid) in den bisherigen Rechten für 
den größten Theil des Landes die Objecte des Grunderbrechts beftimmten 
Die Staatsregierung ging jedoch über den von Hullmamı gemachten Vorſchlag 
hinaus, und legte dem Landtage im Herbft 1872 Gefegentwürfe über die Theil: 
barkeit der Grundbefigungen, über das eheliche Güterrecht und über die Vererbung | 
des Grundbefiges vor, in welchem legteren Entwurfe das Erbrecht einheitlich 
für alle Grunderbftellen d. h. alle behauften Grunpbefigungen, foweit fie min 
deften® einen Umfang von 3 Hektaren hatten, in der Weiſe normirt wurde, daß 


152) v. Beaulieus Dar — Das bauerliche Grunderbrecht vom Stand 
punkt des Geſetzgebers, Oldenburg 1870, S. 24. | 
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biefelben von Gefegeswegen dem Grunderbrecht unterliegen jollten (Syftem des 
divecten Inteſtaterbrechts). Bon dem Referenten des Juſtizausſchuſſes des olden- 
burgiſchen Landtags, an den bie Gefegentwürfe zumächft gelangten, wurde bie 
Annahme derjelben mit einigen mehr oder minder wejentlihen Abänderungen, 
zu denen, in Anfnüpfung an den Hullmannſchen Vorſchlag, die Erjegung des 
Spftems des divecten durch das des indirecten Inteſtaterbrechts gehörte, empfohlen, 
Nur follte ın Oldenburg die Anmeldung der Höfe, hier Grunderbſtellen genannt, 
wicht, wie in Hannover, Lauenburg u. |. w., bei dem Richter, fondern bei 
der Berwaltungäbehörbe, dem Berwaltungsamt,, ftattfinden. Auf "Grund dieſes 
Referats erfolgte dann in dem oldenburgiſchen Landtage die Berathung und ſchließ⸗ 
üd vie Annahme der Regierungsvorlage mit den von dem Juſtizausſchuſſe vor⸗ 
geihlagenen und den aus der Mitte deö Landtags beruorgegangenen Abs 
bergen, welche hauptſächlich auf eine Erweiterung der Dispofitiondfreiheit 
ded Einzelnen und eine weitere Ausbehnung der Geltung gemeinvechtlicher Bes 
t en gerichtet waren. Am 24. April 1873 erhielten die 3 Geſetze 
die Inndesherrlihe Sanction. Hinfichtli der Freiheit des Verkehrs mit Grund» 
eigenthum befteht in Divenburg fortan nur noch eine Ausnahme. Diejelde 
bezieht ſich auf diejenigen Anbauerftellen, welche auf uncultivirten Staatsgründen 
angewiejen find. Ihre Berftüdelung fowie die Abtrennung einzelner heile 
derjelben Darf, mährend eines Zeitraums von 30 Jahren nad) erfolgter An⸗ 
ber Stelle, nur nad) vorbergegangener Genehmigung ber zuftändigen 
Berwaltungsbehörde erfolgen. In dem Geſetz über das Grunderbrecht find bie 
Borausjegungen der Geltung eine® bevorzugten Erbrechts ſowie dieſes jelbft in 
einer Weile normirt, daß zugleich bie Intereſſen der minder begünftigten Erben 
in höherem Grade als früher berüdfichtigt und die Gewohnheiten ber ver» 
ſchiedenen Landestheile zugleich thunlichſt beachtet worden find. 

An die Regelung des Grunderbrechts im eigentlichen Herzogthum Olden⸗ 
burg hat ſich dann im J. 1879 die Regelung deſſelben Gegenftandes in dem 
gleichfalls zum Großherzogthum Dlvenburg gehörigen Fürftentfum Lübeck an- 
geihlofien. Das für das Fürſtenthum Lübeck erlaſſene Geſetz vom 10. Januar 
1879 betreffend das Erbrecht ſchließt ſich, abgeſehen von einigen unweſentlichen 
Punkten, genau an das für das Herzogthum Oldenburg erlaſſene Geſetz vom 
24. April 1873 betreffend die Vererbung des Grundbefiges an. 

Auch im Herzogthum Braunj hweig!53) müpfte die Reform des An⸗ 
erbenrechts an die Freigebung des bäuerlichen Grundbeſitzes an. Hier hatte 
fh trog der Ablöfung des Meierverhältniſſes und der Reallaften und trog 
Umwandlung des bäuerlichen Beſitzes in volles und freie Eigenthum die Ge⸗ 
bmdenheit deſſelben, d. 5. Die Unveräußerlichfeit der Pertinenzien ſowie das 
derbot, mehrere Bauerhöfe in einer Hand zu vereinigen, und zugleid) das An⸗ 
erbenrecht, die Interimswirthſchaft und die Leibzucht bis auf unfere Tage er= 
halten. Die Trage, ob die Beibehaltung ber Eigentfumsbejhränfungen und 
3 Bauernrechts durch Die Rüdfiht auf die Erhaltung eines wohlhabenden 


153) Theilbarfeit oder Gejchloffenheit der Bauerngüter. Gutachten des Plenum 
des ——— Ober er zu Wolfenbüttel, Braunfemeig 1872. R. Lüderjien, 
Die Befreiung unb Mobilifirung des Grundbefiges im Berzogthum Braunſchweig, 
Braunfchmeig 1881, ©. 73—85. Protokolle über die Verhandlungen bes 11.—14. 
Landtags bes Herzogthums Braunſchweig. 
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Bauernftandes auch ferner geboten fei, hatte bie öffentliche Meinung de3 Herzog: 
thums feit den 60er Jahren lebhaft beſchäftigt. Auf vier nad) einander 
folgenden Landtagen ift die Frage Gegenftand ber forgfältigften und and 
FühzTichften ae geweſen. Auf dem elften ordentlichen Landtage von 
1863/64 ward auf Antrag eines Abgeordneten befchlofien, die Hegierung um 
Erwägung der Frage zu erfuchen, ob nicht die geſetzlichen Beftinunungen auf: 
zubeben jeien, welde ber freien Verfügung des Gigenthümers über bäuerliche 
Grundſtücke im Wege ftehen. Eine dem zwölften ordentlichen Landtage von 
1866/67 mitgetbeile Denkſchrift legte die Erwägungen ber Regierung bar 
und fam zu dem Refultate, daß feine Beranlaflung vorläge, an dem 
den Buftande zu rütteln. Der Landtag war jedoch anderer Anſicht und erfuchte 
bie Regierung um die Borlegung eines Gefeges, durch melde den Eigen: 
thumern freie Verfügung über die Bauerngüter zugeftanden werde. Die dem 
breizehnten orbentlihen Yandtage bon 1869/71 hierauf ertbeilte Antwort der 
Regierung bielt indeß an der ablehnenden Haltung feft und motivirte biefe 
A. auch damit, daß die zu Rathe gezogenen Landesbehörden, das Obergericht, 
die Sandes-Defonomie-Sommiffion und die Mehrheit ber Kreißbirectionen ent: 
ſchieden von der Aufhebung der Verkehrsbeſchränkungen in Bezug auf den 
bäuerlichen Grundbeſitz abgerathen hätten, das Obergericht mit dem Nachweiſe, 
daß die freie Theilbarkeit und Dispoſitionsbefugniß von ſelbſt auch zur Be- 
jeitigung des bäuerlichen Erbrechts und der übrigen bauernrechtlichen Juſtitu⸗ 
tionen, ſowie zu der Nothwendigkeit führe, gleichzeitig das geſammte Hypothelen⸗ 
weſen des Landes umzugeſtalten. Alſo auch hier dieſelbe Befürchtung, daß ſich 
das Anerbenrecht mit der freien Theilbarkeit des Grundbeſitzes nicht vereinigen 
laſſen werde, wie in Preußen, Hannover und anderen Ländern! Aber auch hier 
ſollte man ſich ſchließlich von dem Gegentheile überzeugen. Aus ben Be: 
rathungen des dreizehnten ordentlichen Landtags ging zunächſt ein Beſchluß her⸗ 
vor, welcher, zum Zweck ber Vereinigung der ſich gegenüberſtehenden Stand 
puntte, einen Vermittelungsweg, ein Uebergangsgeſetz empfahl, des Inhalts, daß 
die Geſchloſſenheit der Bauerngüter im Princip beſtehen bleiben, die Erlaubniß 
zu Veränderungen ihres Beſtands aber nicht mehr von diegierungsbehorden. ſondern 
von Organen ber Selbftvermaltung ertheilt werben follte. Die Regierung acceptirte 
dieſen Vermittlungsvorſchlag, der darauf hinausging, dem Beduͤrfniß der freien 
Bewegung im Verlehr Rechnung zu tragen, ohne zugleich bie Fortdauer dei 
bäuerlichen Familienrechts zu gefährben, und legte dem vierzehnten ordentlichen 
Zandtage von 1873/74 einen entfprechenden Sefegentwurf vor. Trotzdem die 
Negierung den Beſchluß des dreizehnten zur Ausführung gebradt 
hatte, ging der vierzehnte Landtag dennoch über denfelben hinaus. Unter dem 
Eindrud der fih in dem benachbarten Hannover vollziehenden Reform — | 
berjelbe 15%) am 21. März 1873, das Staatsminifterium aufzufordern, & 
möge die oben ſtizzirte Gefegesvorlage zurüdziehen und einen neuen Geſetz 
entwurf vorlegen, welcher einerjeitS von dem Grundſatze freier Veräußerlichkeit, 


154) In ber zit der — di de Landesverfammlung vom 12. yebruar 
1874 wurde von einem — ſogar der Antrag auf eine einfache gar 
des Tünftigen hannoverichen Höfegejehed auf bas Herzogthum Braunſchweig geſtellt, 
aber eh auch mit großer Majorität verworfen! ! 
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freier Theilbarfeit und freier Bereinigung alles Ländlichen ‚ nicht zum Familien⸗ 
Ramımgut erklärten Grundbeſitzes, andrerſeits aber in allen Erbfällen, in welchen 
vom Erblaſſer nicht das Gegentheil angeordnet worden, von der Geſchloſſenheit 
des gefammten von einem behauften Sote bewirtbfchafteten Landes auögehen und 
die Grundlagen des Bauernrechts (das Anerbenrecht, die Interimswirthſchaft 
und bie Leibzucht) ſoweit als thunlich aufrecht zu erhalten habe. Es wagten 
jomit in Braunſchweig auch bie energiſchſten Vertreter der Veräußerungs- und 
Theilungsfreiheit des Grundbefiged nicht das Anerbenrecht ———— Die 
bandesregierung kam auch dieſes Mal der Forderung des Landtags nad, indem 
fe am 30. October 1873 dem Landtag eine dem obigen Beſchluß im All⸗ 
gemeinen entiprechende Geſetzesvorlage zugeben lieh. 

Diefe führte zum Geſetz vom 28. März — den bäuerlichen Grund⸗ 
beſitz betreffend, welches alle geſetzlichen Beſchränkungen in der Dispoſition über 
Banerngüter aufhebt, unbeſchadet jedoch des Anerbenrechts und der mit demſelben 
zufammenhängenden Inſtitute. Die vorhandenen Bauerngüter, auch die durch 
Abtretungen reducirten, bleiben alſo Bauerngüter hinſichtlich der Geltung des 
Anerbenrechts, welches hier den Charakter eines directen Inteſtaterbrechts behalten 
hat. Dieſe Eigenſchaft nehmen auch die künftig entſtehenden, landwirthſchaftlichen 
gwecken dienenden, bebauten Birtbihoftäftellen, fofern fie nicht in die Kategorie 
des Sroßgrundbefiges fallen, ohne Weiteres an. Außer dieſer Regulivung beö 
Anerbenrecht3, durch welche die mandherlei Verfchievenheiten des Gerichtsgebrauchs 
und der Obſervanz beſeitigt werden, und zwar ohne daß das gemeine Recht hier 
ſo tief — en wäre wie in Hannover, Bremen u. |. w., läßt ſich Das 
Geſetz vom 2 ärz 1874 auf die Copdification des Bauernrechis nicht ein. 
Bam man = Braunſchweig den ganzen bäuerlichen Grundbefig bereit3 Kraft 
des Geſetzes und nicht erft in Zolge einer ausdrücklichen Willenserflärung bes 
Eigenthümers dem bäuerlichen Anerbenrechts unterwarf, fo geſchah Dies, weil 
man bier mit dem Syſtem der Freiwilligfeit — wie e8 aud) dem bannoverfchen 
Höferedht zu Grunde Liegt — ſchlechte Erfahrungen gemacht hatte. In Folge 
des Geſetzes vom 20. Mai 1858 Nr. 28 konnten nämlich in Braunſchweig 
die ſog. Ritter⸗, Schrift⸗, Freiſaſſen⸗ und ſonſtigen mit Wohn⸗ und Wirthſchafts⸗ 
gehäuden zur felbftändigen Bewirtbichaftung verfehenen Güter d. h. alle Güter, 
die weder zu den Bauerngütern noch zu den Familienſtammgütern gehören, durch 
ausprüdlichen MWillensact ihrer Gigmtäämer für geichlofien d. h. untbeilbar er: 
Mint und eimem durch daffelbe Geſetz normirten beſonderen Anerbenrecht unter⸗ 
worfen werden. Bon dieſem Geſetz wurde jedoch faſt gar fein Gebrauch gemacht, 
fo daß es gegenwärtig im ganzen Herzogthum nur 5 folder Pertinenzgliter — 
me man der Kürze halber die dem Beleg vom 20. Mai 1858 Nr. 28 unter: 
worfenen Güter bezeichnet — mit einem Areal von zufammen 1300 ha giebt; 
diefelben nehmen nur 0,6 %/o des im Privateigenthum befindlichen Landes ein. 
Dagegen umfaffen die dem Anerbenrecht umterworfenen bäuerlichen Befigungen 
ein Gefammtareal von 159 600 ha — 78,1 °/o des privaten Grunbeigenthums. 

In den leitenden Senatskreiſen der Hanfeftadt Bremen!?s) war man 
Anfangs der fiebziger Jahre weniger confervativ gefinnt, als in dem Herzogthum 


155) Berhandlun ya ber bremer Bürgerihaft vom 8., 15. und 29. December 
1875, betreffend die Kechtäverhältniffe des Grundbeſitzes im Landgebiet, der Bericht 
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Braunfchweig, indem man damals beabfichtigte, alle Beichränfungen der Theil⸗ 
barkeit und ebenfo das Anerbenrecht, wie es im bremifchen Landgebiet, zufolge 


der Verordnung vom 23. Januar 1836, beftand, mit einem Schlage aufzuheben. 
Angeficht der Vorgänge in den Nahbarftanten wurde e8 aber ſchließlich doch 
für „politiſch unrichtig“ gehalten, „gegen die lebhaften Wünfche der Landbevöllerung 
jelft jo vadical vorzugehen”. Es wurde daher von der bremer Bürgerfchaft 
einer zu dieſem Zweck gewählten Deputation der Auftrag ertheilt, die Ber 
ordnung vom 23. Januar 1836 einer Mevifion zu unterziehen und zu biejem 





Zweck einen eigenen Gefegentwurf fertig zu ftellen. ‘Der in biefer Beranlaffung 
ausgearbeitete Entwurf wurde dann zuerft von der Sammer für Landwirthicdaft, 
hierauf vom Senat eingehender Berathung unterzogen und endlich der Bürger: 


Ihaft zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Nachdem die Bürgerfchaft diefen Entwurf 
im December 1875 durchberathen hatte, nahm fie ihn mit einigen nicht gerade 


wefentlichen Modificationen an. Das Gefeg vom 14. Januar 1876, betrefiend 
die Rechtsverhältniſſe des Grundbeſitzes im Landgebiet der Stabt Bremen, lehnt 


ſich im Wefentlichen fat wörtlih an das für die Provinz Hannover erlafiene 
Geſetz vom 2. Juni 1874 an und unterfcheidet ſich von demfelben nur dadurd, 
daß es die Miterben gegenüber dem Unerben erheblid, günftiger ftellt. 


Dem bannoverfchen Höferecht ift ferner aud daS für den preußifchen Kreis 


Herzogthum Lauenburg erlaffene Höfegeſetz nachgebildet worden 156). 


Die erfte Anregung zu bdiefem Geſetz ift von der Ritter: umd Landſchaft | 


Lauenburgs felbft ausgegangen. Der Anlaß dazu war folgender. Die bäuer: 
lichen Beligungen im Herzogthum — a aaa früher zum überwiegend 
größten Theil ebenfo wie die Bauernftellen 

recht. In diefe bäuerlichen VBerbältniffe hatte das für den Kreis Lauenburg 


erlafjene preußifche Gefeg vom 14. Auguſt 1872, betreffend die Umwandlung de 


Meier-, Erb⸗, Zins- und Erbpadhtverhältnifies und die Ablöfung der daraus 


renden Leiftungen, infofern eingegriffen, als e3 nach gefchehener Ablöfung 
der auf diefen Grundftüden ruhenden ea welche bis zu einem beftimmten, 


vom Geſetze feftgeftellten Termine gefchehen fein mußte, die Grundftüde in das 
volle Eigentbum ihres Befizers übergehen ließ. Während der Ausführung des 
Geſetzes waren nun aber Zweifel darüber entftanden, ob mit der Aufhebung de 


meierrechtlichen Verbands zugleih der Grundfag der Geſchloſſenheit der Höſe 
ſowie das Anerbenrecht befeitigt feien oder nicht. Diefe Zweifel verlangten um 
jo dringender nad) einer Entfheidung, als am Schluß der fiebziger Jahre das | 


genannte Geſetz bereit im größten Theil des Kreifes durchgeführt war. 


Die Nitter- und Landichaft des Kreifes Lauenburg bat daher wiederholt | 


beantragt, die durch die neuere Geſetzgebung entitandene Rechtäunficherheit be: 


züglich der Vererbung der bäuerlichen Stellen, ſowie die in Erbfällen zu be 


der Deputation zur Revifion des Gejeges vom 23. Januar 1826, vom 9. April 1875, 
die auf diefen Gegenſtand bezüglichen Anträge der juriftiichen Gommilfion, die Mit 
theilungen be3 Senat u. ſ. w. 


156) Gejeßentwurf, betreffend das Höferecht im Kreiſe Dergogtäum ii | 
e R v8. 


nebft Motiven (Drudicriften des Herrenhauſes Sitzungsperio 
Stenographiicher Bericht über die Verhandlungen des preußiichen Herrenhauled dom 


14. December 1880, 28. Januar und 11. Februar 1881 und über die Verhandlungen 


bes preußiichen Abgeordnetenhaufes vom 13. Januar 1881. 


angrenzenden Yänder dem Meier: 
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fürchtende Gefahr der Zeriplitterung der bäuerlichen Stellen und folgeweife ber 
Schwãchung des Standes ber mittleren Grundbefiger im Wege der Gefeggebung 
zu befeitigen. Und zwar wünſchte fie zu dieſem Zweck die Ausdehnung des 
Geſetzes, betreffend das Höfereht in der Provinz Hannover, vom 2. Juni 1874 
mit den durch das Geſetz vom 24. Februar 1880 getroffenen Veränderungen 
anf den Kreis Herzogthum Lauenburg. ° 

In Anbetracht der Gleichartigkeit der Verhältniſſe des ehemaligen Herzog⸗ 
thums Lauenburg und des ehemaligen Königreich Hannover entſchloß ſich die 
Staatäregierung denn auch im J. 1880, dem obigen Antrage Folge zu geben. 
Am 27. October 1880 ging dem preußischen Landtage der Entwurf eines für 
banenburg beftimmten, dem bannoverfchen Höfegefe faft wörtlich nachgebildeten Höfe- 
gejeged zur Beſchlußfaſſung zu. In demjelben weichen nur wenige Beftimmungen 
ven dem hannoverſchen Geſetz unmefentlih ab. Im Uebrigen tft auch in Lauen⸗ 
burg dem bäuerlichen Hofeigenthümer die volle Dispofitionsfreiheit gewährt und 
joll das Anerbenrecht nur auf diejenigen Höfe Anwendung finden, welde in die 
Höferolle eingetragen werden. Der Entwurf gelangte zuerft an das Herrenhaus 
und wurde von biefem mit nur einer einzigen Abänderung faft einftimmig 
angenommen. Dieſe betraf den $ 5 des Entwurf3: danach follte die nad) dem 
Borbilde der bannoverjchen Novelle vom 27. October 1880 aud) für Lauenburg 
in Ausfiht genommene Beftimmung, daß landtagsfähige Rittergüter nicht in die 
Höferolle eintragungsfähig feien, geftrichen werden. 

Im Abgeordnetenhaufe wurde der Entwurf im Januar 1881 durchberathen 
und faft einftimmig angenommen, nachdem die von dem Herrenhaufe beliebte 
Abänderung des $ 5 verworfen und der urfprüngliche Tert der Regierungsvorlage 
wieder hergeftellt worden war. Schließlich ſtimmte dann aud) das Herrenhaus 
den Entwurf in der vom Abgeorbnetenhaufe angenommenen Faſſung zu, da die 
ron dem Herrenhauſe bejchloffene, von dem Abgeordnetenhaufe aber verworfene 
Beränderung nur von geringer thatfächhlicher Bedeutung gewefen wäre. Denn 
ton den im Kreife Lauenburg befindlichen 22 Nittergütern find allein 15 Xehne 
und auf diefelben kann bereit3 zufolge $ 23 des ın Rede ftehenden Gefegent- 
wurf3 das Anerbenrecht keine Anwendung finden, fo daß es fi bei Annahme 
eder Berwerfung des von dem Herrenbaufe bejchlofienen Zufage® nur um 7 
im Allodialbefige befindliche Nittergliter handelte. Die Debatten boten fonft 
nichts Bemerkenswerthes dar. Auch diefes Mal waren unter denjenigen, welche 
für das Geſetz ftimmten, verfchiedene Standpunkte vertreten. So betauerte 3.28. 
der Abgeordnete Dr. Windthorft wieder, wie er ſchon 1874 bei Gelegenheit der 
Berathung des bannoverjchen Höfegefeges gethan hatte, daß die Geſchloſſenheit 
der Höfe nicht beibehalten und die Geltung des Anerbenreht3 vom Gutdünken 
de3 Hofeigenthümers abhängig gemacht fer, und andrerfeit3 erklärte der Abge⸗ 
ordnete Dr. Hänel, daß der Gefegentwurf die äußerſte Grenze bezeichne, bis zu 
welder die Fortſchrittspartei, welche dieſes Mal zum Theil für das Geſetz 
ſtimmte, in diefer Trage gehen fünne. Während der erftere ſich mit dem Geſetz 
in diefer Beſchränkung nur „zur Zeit“ einverftanden erflärte, „weil nicht mehr zu 
erreichen fei“, acceptirte der legtere da8 Anerbenrecht für feine Partei nur unter 
der doppelten Borausfegung, daß dem Geſetz eine wirklich befeftigte Sitte ent= 
ſpräche und daß die Dispofitionsfreiheit der Grundeigenthümer ganz und voll 
gewahrt bleibe, 
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Im J. 1879 wurde ferner dem preußifchen Haufe der Abgeordneten ſeitens 
des Abgeordneten v. Schorlemer-Alft der Entwurf eines Geſetzes über die Ber: 
erbung der Randgüter in der Provinz Weſtphalen 57) und in den rheiniſchen 
Kreifen Nees, Efien, Duisburg und Mühlheim an der Ruhr (jog. v. Schor— 
lemerſcher Gefeg-Entwurf) zur Beichlußfafiung vorgelegt. Diefer Entwurf knupft 
an eine lange Reihe verwandter Beftrebungen an, deren bier zum vollen Ber: 
ſtändniß deſſelben in Kürze gedacht werden muß. | 

Bereit oben auf S.175 ff. wurde erwähnt, daß in den meiften Yandestbeilen, 
welche die jetzige Provinz Weftphalen bilden, namentlid im Dlünfterlande, m 
Minden-Ravensbergifchen, im Baderbornifchen und in manchen Mleineren Diftriten 
bi3 zum Anfang des Jahrhunderts vom allgemeinen Rechte abweichende Succeſſions⸗ 
ordnungen für die größtentheil3 gefchlofienen Höfe gegolten haben. Nach dieſen 
Succeffiondordnungen ftand nur einem der Erben die Nachfolge in das Gut zu, 
und es mußten fi die übrigen Erben mit mäßigen, von dem Uebernehmer ed 
Guts zu zahlenden Abfindungen begnügen. Auch wurde dort angeführt, dab 
dieſes finguläre Erbrecht und ebenfo die Gefchloflenheit der Bauernhöfe in den 
Jahren 1808 bi3 1810 durch das franzöſiſche Recht und theilweiſe auch durch 
eine großherzoglich heſſiſche Verordnung bejeitigt worden waren. 

Wenn diefe älteren Ordnungen zum Theil aud) wieder auflebten, ſobald 
die Fremdherrſchaft ihr Ende erreichte, fo hinterließ diefe doch eine bedenkliche 
Unficherheit des Rechtszuſtands. 


157) G. Binde,) Bericht an den Herrn Minifter des Innern Exc. über die 
Zerftüdelung der Bauernhöfe und bie Zerfplitterung der Brundftüde in der Provinz 
eftphalen, (al3 Manufcript gedrudt) 1824. Walded, Ueber das bäuerliche ESb⸗ 
folgegeieb in ber Provinz Weitphalen, Arnsberg 1841. v. Schorlemers At, Due 
Zage des Bauernitandes in Weftphalen und was ihm Noth thut, Münfter 1864 
v. Shorlemer-Alft, Die Bage des Länblichen Grundbefites in MWeftphalen be: 
üglich ber Verſchuldung und Ereditnoth, Münfter 1868. Die Vererbung der Baum 
Ile im alten Dlünfterlande, mit Bezugnahme auf den Entwurf eines neuen Erb⸗ 
rechtsgeſeßes (ald Manufcript gedrudt), Beleuchtung der DBorurtheile wider den 
Entwurf eines Gejees über die Vererbung der Landgüter in der Provinz Belt 
phalen (don einem Mitgliede bes weftphäliichen Bauernvereins aus dem mittleren 
Bauernftande), Einige Notizen über bie 1 ntfichungsgelchichte und das Schichſal et 
ftändiichen Geſetzentwurfs über die bäuerliche Erbfolge in Weftphalen vom 3. 184 
(als Manufcript gedrudt), Antrag des Frei. v. Schorlemer-Alft unb Genofen 
nebft Entwurf eines Geſetzes über die Vererbung der Landgüter in ber Provm 
Weſtphalen und in den xheiniichen Streifen Rees, Efien, Duisburg und Mühlen 
a. b. Ruhr, nebft Motiven, vom 14. November 1879 (Drudfachen des Abgeordneten 
hauſes, Seifion 1879/80 Nr. 35). Stenographiicher Bericht über die Verband | 
bes preußiichen Abgeorbnetenhaufes vom 26. November und 3. December 18%. 
Protokoll der Situng des weitphälifchen Provinzialausfchuffes vom 8. April 18%. 
Protofoll ber 9. Plenarfigung des 24. weſtphäliſchen Provinziallandtags vom 
24. April 1880. Entwurf einer Sandgüterordnung für die Provinz Weftphalen, net 
Motiven, vom 24. Januar 1882 (Drudjachen des Herrenhaufes, Sitzungsperiode 
1882 Nr. 16). Entwurf einer Landgüterordnung für bie zur — gehörigen. 
Kreiſe Reed, Efien, Duisburg und Mühlheim a. d. Ruhr, nebit Begründung, vom 
15. Februar 1882 (Druckſachen des Herrenhaufes, Situngsperiode 1882 Nr. 4) 
Bericht der verftärkten Agrarcommilfion des Herrenhaufes über den Entwurf einer 
Landgüterordnung u. f. w. (Druckſachen bes Herrenhaufes, Sikungsperiode 182 
Nr. 52). Stenographiicher Bericht über die Verhandlungen ded Herrenhaufes vom. 
25. Februar und des Abgeordnetenhaufes vom 7. März, 22. und 25. April 1882. 
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Die m biefer Neuerungen und unter ihnen wieder namentlid) ber 
und Theilungsfreibeit des Grundbeſitzes Tiefen nicht lange auf 
fi warten und zeigten fih u. U. in bem gewerbömäßigen Ausſchlachten ber 
Bauernhöfe. Im einem aus dem J. 1824 flammenden, an den Minifter des 
Imern gerichteten Berichte des Bier a Oberpräfidenten Freiherrn v. Binde 
über die Berftüdelung der Bauernhöfe brachte derſelbe in Vorſchlag, daß durch 
eigens hierfür eingeſetzte Commiffionen „für jeden einzelnen Hof ermittelt und 
beftimmt werden müffe, welder Theil demſelben als untheilbare Sohlſtelle — 
vorbehaltlich eines auch ferner zuläſſigen Austauſches einzelner Beſtandtheile 
gegen andere — verbleiben ſolle und welche nicht hierzu erforderlichen und be⸗ 
ſtimmten Grundſtücke als verkläufliches, vererbliches, wandelbares Gut dem Bers 
lehr überlafſen werben können“. Es bedeutet dieſer Vorſchlag nicht? Anderes 
als den Verſuch der Berpflanzung des alten, namentlid) in Oftp verbreiteten 
Dualismus von gefchloffenen Gütern und Wandelädern nad) Weftphalen. Für 
den zu fchließenden Grundbefig wollte v. Vinde dann zugleih das Anerbenredht 
geieglich wieder beleben, jo daß der Hof immer nur auf den älteften Sohn überzu⸗ 
gehen hatte und die Miterben mit mäßigen Abfindungen, welde den Kräften bes 
Guts entſprachen, abzufinden geweien wären. Bon den Commiffionen, welchen 
Die Feftftellung des untheilbaren Beftandes der Bauernhöfe oblag, follte zugleich 
auch der Werth ermittelt werden, zu dem der Anerbe den Hof zu übernehmen, und 
ebenfo die &röße der Abfindungen, die derfelbe den Miterben auszuzahlen gehabt 
hätte. Außerdem jollte der Anerbe verpflichtet fein, für den Unterhalt ber 
Eltern im Alter zu forgen und die Gefchwifter bis zu dem Alter, wo fie fich 
jelbft ernähren fünnen, zu erziehen, beögleichen aud bie im unverbeiratbeten 
Etande hilfsbebürftig werdenden Geſchwiſter zur Verpflegung ins väterliche Haus 
aufzunehanen. Dagegen jollten im Intereſſe der Stärkung des bäuerlichen Credits 
vie Banerngüter frei verſchuldbar und als Ganzes auch frei verkäuflich fein. 
Und ebenfo wie der Freiherr von Binde, fo war auch ber Freiherr von Stein 
em Gegner fowohl ber freien Theilbarfeit des Grundbeſitzes, wie de gemeinen 
Erbreht in feiner Anwendung auf den Grundbeſitz 08). Namentlich in den 
legten Jahren jeines Lebens hat ſich der Freiherr von Stein viel mit ber Frage 
befchäftigt, wie die Auflöfung des Bauernftandes verhindert werden könne. Dem 
er fürchtete, daß „alle Bauern zu Tagelöhnern theoretifirt” werden und „ftatt ber 
Hörigkeit an die Sutsherrn eine viel ſchlimmere Hörigkeit an die Juden und 
Wucherer eintreten“ werde. Mit fpezieller NRüdjicht auf Weitphalen fagt er: 
„alle am Wohl der Provinz theilnehmenden Männer, die Majorität der Un- 
nn balten das Zerfplittern der Höfe für den unfehlbaren Weg zur Ber: 
Rörung des Wohlftandes und fittlichen Werthes des adıtbaren weſtphäliſchen 
vauernſtands und zu ſeiner Verwandlung in kleine Kötter, die ein kümmerliches 
teben im Kampf mit Nahrungsſorgen, dem Druck ber Abgaben und Schulden 
hinbringen, unfähig eines Gefühls der Selbftändigkeit und Standesehre.“ — 
— folgt dann wieder eine Conſolidation in große Gütermaſſen: die 
Armuth zwingt ſie zu verkaufen; der Reiche, der Wucherer, der kauft zus 
ſammen und läßt durch Tegelbhner bauen.“ Die Anſichten der Freiherrn 


158) Berk, Das Beet 2 Freiherrn von Stein, Bd. 5 ©. 575, 639 und 
namentlich Bd. 6 ©. 816 u 
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von Binde und von Stein fanden ein lebhaftes Echo in den Provinzialftänden, 
welche fi bald nach ihrer Einführung, namentlich in den Jahren 1829 und 
1830, angeſichts ber zunehmenden Zeriplitterung der Bauerngüter mit der Frage 
der Erhaltung eines Träftigen Bauernftandes vielfach beſchäftigt haben. 

Die Beftrebungen und Anträge der Provinzialftände führten ſchließlich zum 
Erlaß des Geſetzes über die bäuerlihe Erbfolge in der Provinz Weftphala 
vom 13. Juli 1836 (8.6. ©. 209). Die Abſicht des Geſetzgebers bet Er- 
laß dieſes Geſetzes ging dahin: 

„aus Fürſorge für die Erhaltung und Bildung eines ſelbſtändigen 
Bauernſtandes Anordnungen zu treffen, welche dem Sinn und den Gewohn⸗ 
heiten der Landbewohner der Provinz Weftphalen mehr als die bisherigen 


Geſetze entſprechen und in Erbfällen dem Uebernehmer eines Bauernguts die 


Mittel gewähren, ſich in dem Befige deſſelben zu erhalten und in der Yage 
zu bleiben, da8 Erbe der Väter aud wieder unverfürzt den Nachkommen zu 
binterlaffen”. 


Durch das Geſetz von 1836 wird für alle Bauerngüter, deren Eohl: 


ftätten im J. 1806 zu folden bäuerlichen Befigungen gehört haben, welche 
damal3 nad) einer vom gemeinen Recht abweichenden Succeſſionsordnung vererbt 
wurden, und für alle anderen Bauerngüter, die der Eigenthümer in Zukunft 
diefem Gefege freiwillig unterwerfen will, eine bejondere Erbfolgeordnung 
eingeführt ($ 1); jedoch foll das Geſetz auf diejenigen Befigungen feine An 
wendung finden, von melden die jährliche Principal-Srundfteuer, mit Ausſchluß 
der Gebäudefteuer, den Betrag von 5 Thalern nicht erreicht ($ 3). Diele 
finguläre Erbfolgeordnung beanſprucht übrigens lediglich ſubſidiäre Bedeutung, 
da das Geſetz dem Eigenthümer in der Dispoſition über das Bauerngut unter 
Lebenden oder von Todeswegen mit einer einzigen in 8 25 enthaltenen 
Ausnahme volle Freiheit gewährt ($ 4). Sofern alſo der Erblaſſer nicht 
entgegengefetste Anoronungen getroffen hat, wird das Gut nur einem der 
Geben, dem Anerben, zugetheilt und die Theilung des Nadjlafies auf die Weile 
bewirkt, daß dieſer Anerbe die eine Hälfte des reinen Werths des Guts zum 
Boraus erhält, während die andere Hälfte, ſowie das fonftige freie, zum Gut 
nicht gehörige Vermögen des Erblaſſers unter ſämmtliche Erben, einſchließlich de 
Anerben, zu gleicher Theilung gelangt ($ 5). Der Exrmittelung bes 

ift der zwanzigfache Betrag des in dem Grundfteuerfatafter angeſetzten Rein⸗ 
ertragd zu Grunde zu legen. In diefer Tare ift auch der Werth derjenigen 
Gebäude, welche bei Aufnahme des Katafterd nur nad) der Grundfläche, auf der fie 
ftehen, abgeſchätzt find, und ebenfo der Werth des Weldinventars, der Düngung, der 
Pflugarbeit und der Ausfaat ſowie des Vorraths an natürlihem und künſtlichem 
Dünger mit eungefchloffen ($ 7). Die Abfindungen der Miterben werben erft 
mit ihrer Grofjährigkeit oder Verheirathung fälig und müſſen bis dahin mit 
4 °/o verzinft werden. Ausnahmsweiſe follen die Miterben im Intereſſe ihres 
befieren Fortlommens, worüber das Vormundſchaftsgericht bez. der Landrath 
zu entſcheiden bat, aud ſchon früher, jedenfalls aber nicht vor Ablauf von 
2 Jahren a dato der Gutsabtretung, die Auszahlung ihrer Abfindungen ver: 
langen dürfen ($ 19). Kann der Anerbe die Abfindungen nicht zahlen, ohne 
das ihm zugefallene Gut über die erfte Hälfte des Tarwerths zu verfchulden, 
jo braudt er jährlih nur ! / 10 der Sefammtabfindungen aller Miterben zu 
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entrichten ($ 20). An die Stelle der auf 4 %/o feſtgeſetzten Binfen des Capitals 
der Abfindungen können für die Miterben, foweit fie defien bevürfen, freie Woh- 
nung, Belöftigung und Bekleidung auf dem Gute treten, doch haben fie in 
dieſem Fall dem Anerben unentgeltliche Arbeit zu leiften ($ 21). Nicht aus⸗ 
bezahlte Abfindungen follen bei kinderlos erfolgtem Tode des Abzufindenden an 
den Anerben fallen ($ 23). Im 8 9 werden fodann die Grundfäge feftgeftellt, 
nad) welchen, falls der Erblafier den Annehmer des Guts micht defignirt und 
eine freie Vereinbarung unter den Erben nicht flattgefunden hat, die Perjon des 
Anerben beftimmt wird (Vorzug der Söhne vor den Töchtern, Vorzug des 
Aelteren vor dem Jüngeren, befondere Berüdfichtigung der für den Militärdienſt 
tauglichen und umter diefen wieder derjenigen, die ihre Dienftzeit beim Militär 
abgeleiftet haben, ferner derjenigen, die fich der Lanbwirthichaft gewidmet und 
noh nicht Eigenthums-, erbliche Befig- oder lebenslängliche Nießbrauchs-Rechte 
on einem Bauernqute erworben haben u. ſ. w.). Der Anerbe ift bereit im 
Belege durch die Art, wie der Werth des Gut3 ermittelt wird, ferner durch 
eıne größere Erbportion und endlich aud durch befondere Erleichterungen bei 
der Abfindung der Miterben bevorzugt (88 5, 19, 20). Doch kann derfelbe 
legtwillig noch befier geftellt werden, indem dem Beſitzer die Befugniß ertheilt ift, 
den Anerben teſtamentariſch noch mehr zu begünftigen, als es durch das Geſetz 
geihieht, jo zwar, daß er fich innerhalb der durch den Pflichttheil geftedten 
Grenze frei bewegen kann und der Pflichttheil für die Miiterben eines ein- 
getragenen Hofs herabgefegt wird. Bei Berechnung des Pflichttheiles für dieſe 
wird nämlich nur jener Nachlaßwerth zu Grunde gelegt, welcher nad Abzug 
des dem Anerben ab intestato zufommenden Voraus übrig bleibt ($ 6). “Der 
überlebende Ehegatte, dem kein Miteigenthfum am Gute zuftebt, behält den Nieß- 
bdrauch bis zur Großjährigkeit des Anerben, wenn dies ein Defcendent des 
Erblaſſers ift, ſonſt bis zu feiner Wiederverheirathung oder bis zu feinem Tode. 
M das Bauerngut dagegen der ehelichen Gütergemeinſchaft unterworfen, fo bleibt 
es den Eheleuten überlafien, dieje Gemeinſchaft rüdfichtlich der Erbfolge überhaupt 
oder auch nur in Beziehung auf das Bauerngut durch Bertrag auszufchließen 
und dadurch das Gut dem Geſetze unbedingt zu imterwerfen ($ 13). Die 
$$ 16, 17 u. 18 greifen dann weiter nicht unmefentlic in das eheliche Güter⸗ 
recht zu Gunſten des Anerbenredht3 ein. 

Eine bejondere Beftimmung ift im $ 10 für den Fall enthalten, daß zu 
der Erbichaft mehrere Bauerngüter gehören. In diefem Fall ift den nad) ein- 
ander berufenen Erben fucceffive die Wahl je eines der Güter anheimgegeben. 

Die Tendenz des Gefeges, das Bauerngut der Familie zu erhalten, kommt 
aud im $ 25 zum Ausdrud. Er greift tief in die Dispofitionsfähigkeit des 
Eigenthümers ein, indem er beftimmt, daß ein Beſitzer, welcher feine ehelichen 
Kinder bat, das nach den Vorfchriften des Gefeges übernommene Gut, obne 
duffelbe zuvor den abgefundenen Miterben (Gefchwifter oder Gefchwifterfinder) zur 
Uebernahme angeboten zu haben, weder an Dritte verkaufen, noch über den Be 
trag des Annahmepreiſes mit Schulden belaften, noch endlih von Todeswegen 
darüber verfügen darf. Jedoch darf die Beräußermg oder Belaſtung von den 
Miterben nicht mehr angefochten werden, wenn fie die zum Selbftkoftenpreife 
angebotene Uebernahme des Guts abgelehnt haben. 

Der Berfuh, den das Gefeg vom 13. Juli 1836 gemacht hat, für 
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den Ländlichen Grundbeſitz Weftphalens ein befonderes Inteſtaterbecht eingaführen, 
ift fehlgeihlagen und zwar aus folgenden Gründen: 

ı) Das Geſetz ſcheiterte — an dem Berbältnifie des Anerbenreqhts 
zum ehelichen Güterrechte. Seine Beſtimmungen über die Stellung des über: 
lebenden Ehegatten zum Anerben fanden in der Provinz, in der auf dem platten 
Lande fait ausnahmslos die Gütergemeinſchaft gilt, allgemeine Mißbilligung, weil 
der durch das Geſetz fanctionirte Eingriff in die Rechte des Überlebenden Ehe 
— — der Gewohnheit und dem Rechtsbewußtfein in grellem Wider⸗ 
pruche fta 

2) Dazu kam noch, daß es aud bezüglich der Succeſſionsordnung nicht 
gelungen war, bie Beſtimmungen des Geſetzes mit dem Herkommen in Ueber 
einftiimmung zu jegen. Denn bie Vererbung des Grundbeſitzes geſchah in 
den einzelnen Theilen der Provinz Weſtphalen von Alters ber m der ver: 
ichiebenften Weife und blieb auch nad der durch die franzöfiihe Geſetzgebun, 

erfolgten Aufhebung der alten Succeffionsordnungen zwar nicht im Folge de 
Geſetzes, wohl aber in Folge Herkommens in ſehr verſchiedener Weiſe befteben. 
Insbeſondere zeigten ſich die größten Abweichungen, je nachdem in einer Gegen) 
nur Aderbau oder hauptſächlich Induſtrie und Bergbau getrieben wurde. Aud) 
gab es Gegenden, in denen von Alters Ber die freie Theilbarkeit der Güte 
beftanden und das gemeine Erbrecht gegolten hatte: an biefem Gebrauch hielten 
die Grundbefiger Hier mit nicht geringerer Zähigkeit feſt als die Bauern m 
Münfterlande an der Gefchlofienheit der Höfe und am Anerbenrechte. Es flan 
ſomit das Gefeß vom 13. Juli 1836 in manden Theilen der Provinz auch in 
biefer Hinfiht mit dem Herkommen in Widerſpruch. 

3) Auch widerfprachen einige jonftige Nenerungen, welche von dem Gr 
fege vorgenommen worden waren, dem geltenden Gewohnheitsrechte und erregte 
deshalb allgemein den Ummwillen der Bevölkerung. Dahin gehörte u. A. di 
Beſtimmung, daß in erfter Linie derjenige von mehreren Söhnen Anerbe fem 
fol, welcher zum Soldaten tanglıd befunden worden, und unter den taualıh 
befundenen wieder derjenige, weldyer feiner Dienſtpflicht genügt hatte. 

4) Ferner führte der an. zwiſchen dem Gejeße und dem fe: 
gewurzelten Herkommen zu manchen bedenklichen Erſcheinungen. 

So kam es vor, daß die Bauern, um die Anwendung des Gefetzes ab⸗ 
zuwenden, Schein⸗Contracte ſchloſſen, ſehr früh auf die Leibzucht gingen , die 
Güter zerfplitterten, dielelben im Wittwerftande erſt an Verlobte veräußert 
oder gar in wilder Ehe lebten. 

5) Endlich erregte der $ 25 des Gefeges von 1836 mit feinen die DiE 

pofitiongfreiheit des Eigenthümers bedeutend einjchräntenden Beftimmungen m 
fo mehr das DRißfallen \ bes Bauernftands, als derſelbe erſt vor kurzem bie volle 
Freiheit der Berfon und des Eigenthums errungen hatte und in jeder Schmälr 
rung biefer eine Ruckkehr zu Zuftänden, welche ihm verhaßt waren, erblidte 

Zum Vortführer der Mißvergnügten machte fich der damalige Oberlande⸗ 
in Dr. 8. F. v. Walded. In feinem oben erwähnten Büchlein ge 

gt ex nad eingehender Prüfung ber einzelnen Beftimmungen bes Geſetzes zu 
dem Reſultat, daß daſſelbe einem Berirfuß überhaupt nicht entipreche, femt 
daß ihm principielle Fehler zu Grunde lägen und ba es aud im im Einglon | 
Mängel befige, die durch Ausbeſſerung nicht befeitigt werden können. 
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Diefe Anficht des conjequenten aber einfeitigen Doctrinärd vermochte ſich 
damals eine nicht geringe Anzahl von Anhängern zu verfchaffen und zwar nicht 
ei — ſeinen politiſchen Geſinnungsgenoſſen, ſondern auch unter dem Bauern⸗ 

ſt 


Der vorhandenen Mißſtimmung trug der weſtphäliſche Landtag Rechnung, 
indem er bereits im J. 1839 beantragte, daß die drückendſten Mängel des 
Geſetzes beſeitigt werden möchten. Im J. 1841 wurde darauf dem Provinzial⸗ 
landtage eine Declaration mit weſentlichen Abänderungen des Geſetzes vorgelegt. 
Allein man überzeugte ſich, daß dieſe Vorlage jo wenig wie die von den Ständen 
gemachten Borjchläge genügten. Die Majorität des Provinziallandtags, zu der 
die ſämmtlichen Abgeordneten der Landgemeinden gehörten, war zwar damit ein- 
verftanden, daß für die einzelnen heile der Provinz bejondere Erbfolge: 
ordnungen entworfen würden, erflärte aber zugleich die einheitliche Regelung 
des Anerbenrechts für die ganze Provinz für einen verfehlten Verſuch und be— 
antragte daher die Suspenfion des Gefeges vom 13. Juli 1836. 

Diefer Antrag erhielt zwar nicht die erforderliche Zweidrittheilgmajorität. 
In einem Separatootum wiederholten jedoch die ſämmtlichen Abgeorbneten der 
Sandgemeinden den Antrag, daß bi zum Erlaß der befonderen Erbfolgeord- 
nungen der frühere Rechtszuſtand, wie er vor 1836 beftanden hatte, wieder 
bergeftellt, aljo das Geſetz vom 13. Juli 1836 aufgehoben werden möge. 

Die beiden Juſtizminiſter Mübler und v. Savigny, um ihr Gutachten an- 

‚ Schlofjen fi diefen Beſchlüſſen an und beantragten ebenfall3 die Auf: 
Wu des Geſetzes, weil die durch daſſelbe angeordnete Erbfolgeordnung mit 
dem Inſtitute der ehelichen Gütergemeinſchaft, den Tocalgebräuchen und Bebürf- 
niflen der Gegenwart unvereinbar fei. 

Diefe im Jahre 1842 abgegebenen minifteriellen Gutachten vertraten im 
Uebrigen die Anficht, daß fich der Zweck des Gefeges auf eine minder gewalt- 
ſame und der Individualität der einzelnen Fälle mehr entfprechende Weife da⸗ 
durch erreichen laſſe, dag man die elterlihen Berfügungen über die Hofesfolge 
begünftige und erleichtere, indem man die Hinderniffe, welche jolden Verfügungen 
entgegenftehen, möglichft befeitige. 

Auch Die Obergerichte waren der Anfiht, daß es bei der großen Ber: 
ſchiedenheit der Gewohnheiten in der Provinz nicht gelingen könne, die vor= 
Gegende Materie in einem gemeinfchaftlihen Singularerbfolgegejeg zu firiren. 
Eudlich hielten einige Obergerichte — die Obergerichte von Hamm, Paderborn 
und Arnsberg — den Zweck des Gefeges ebenfalls für hinlänglich gefichert, 
wenn nur die Dispofitionen des Bauern unter Lebenden und von Todeswegen 
erleichtert und dadurch befördert würden. 

Durch die Cabinetsordre vom 5. Januar 1844 (Yuftizminifterial- Blatt 
©. 11), wurde feitens der Staatöregierung ein neuer Weg betreten, um dem 
Rechtsbedürfniſſe des Bauernftandes entgegenzufommen. Diefe Cabinetsordre 
verfolgte nämlich in Uebereinftimmung mit den eben erwähnten Gutachten den 
dwed, dem Bauernftande die eigenen Anordnungen über die Erbfolge durch 
Öerträge und letztwillige Dispofitionen zu erleichtern. Bu biefem Behufe wurden 
die formellen Erforderniſſe diefer Verträge vereinfacht, ferner die Gerichts- und 
Rotariatäfoften der Uebergabeverträge, wenn durch biefelben einem nahen Ver: 
wandten ober dem Ghegatten da3 Gut ungetheilt zugewendet wurbe, auf bie 
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Hälfte reduchrt, ferner die nad dem Werthe erhobenen Gebühren in dieſen 
Fällen ganz abgefhafft und nur der Wusfertigungäftempel belafien, endlich 
den Gerichten zur Pflicht gemacht, gütliche Ausernanderfeßungen über den Nach 
laß eines Grundbefigers möglihft zu fürdern. | 

Indeß war durch die allerhöchſte Cabinet3ordre vom 5. Januar 1844 dod nur 
eine vorläufige Abhülfe für die gerügten Mängel gefchaffen. Um einen dauernden 
Zuftand zu fchaffen, fanden im October 1844 unter Zuziehung Iandeöherlider 
Commiſſarien Berathungen eines Ausſchuſſes der Provinzialftände über die Re 
vijion des Gejeßes von 1836 ftatt. Der Ausſchuß erflärte fich in Ueberein⸗ 
fimmung mit den Provinzialbehörden für die Aufhebung des Gefeges und 
arbeitete einen neuen Entwurf zu einem weftphälifchen bäuerlichen Erbfolgegeſetz 
aus, deſſen Motive der Oberlandesgerichtsrath Welter verfaßt hatte. Aber auh 
über diefen Entwurf gingen die Stimmen im Randtag weit auseinander, wen. A 
daraus erhellt, daß dem Gefegentwurf 5 Separatvoten beigefügt murden und | 
daß die Vertreter der Kreife Siegen und Hagen gegen Einführung eines ſolchen 
Geſetzes in ihren Bezirken Proteft einlegten. Da aud die Staatsregierung fih 
diefem Entwurf nicht geneigt zeigte, fo kam derjelbe in den fernern Ber: 
bandlungen nicht weiter zur Sprade. Erſt in unferen Tagen bat der von 
dem Freiherrn von Schorlemer:Alft dem preußifchen Abgeorbnetenhauje vor: 
gelegte Gefegentwurf wieder zum Theil an diefe ältere Arbeit angelnüpft. | 

Während des vereinigten Landtags wiederholten die Abgeordneten der weit: 
phältfchen Landgemeinden den Antrag auf Aufhebung des Gejeges von 1836. 

Durch die auf Grund des Art. 105 der Verf.Urk. vom 5. Dec. 1848 
erlaffene Verordnung vom 18. Dec. 1848 (Geſ.S. ©. 425) wurde das Geſetz 
vom 13. Juli 1836 nebft den durd) die Gefege vom 21. April 1825 wieder: 
eingeführten älteren Succeffionsordnungen und der Vorſchrift der Cabinetsordre 
born 5. Januar 1844 aufgehoben. In Folge diefer Verordnung, welche von 
den beiden Kammern fpäter genehmigt wurde, traten in der Provinz Weftphalen 
die allgemeinen Rechtsvorſchriften hinfichtlich des Erbredt3 wieder in Kraft. 

In diefem Necht3zuftande trat in den nächſten Jahren nur infofern eine 
Veränderung ein, al3 da8 Gefeg vom 4. Juni 1856, betreffend die Abjchäkung 
von Landgütern zum Behufe der Pflichttheilsberechnung in der Provinz Well: 
phalen, das wir in der erften Abtbeilung diefer Arbeit auf S. 191—196 
nad) Inhalt und Folgen beſprochen haben, die für die Iegtwilligen Verfügungen 
durch das allgemein geltende Pflichttheilsrecht gezogenen Schranken in Beziehung 
auf ae Tandgüter, deren Kataftralreinertrag 25 Thaler überfteigt, etwas er 
weitert bat. 

Ein weiteres Gefeg vom 16. April 1860 orimete dann das ehelide 
Güterreht in der Provinz Weftphalen. Durch die Beſtimmungen dieſes Gefege 
wurde den Schwierigkeiten begegnet, welche ſich aus dem Anfannmentreffen der 
in Weftphalen geltenden Gütergemeinfhaft mit der ungetbeilten Vererbung der 
Höfe auf einen Anerben ergeben konnten. : 

Nicht minder wichtig ıft das Gefek vom 22. Juli 1861, betreffend die 
Entrihtung des Stempel® von Uebertragungsverträgen zwiſchen Ajcendenten und 
Defcendenten. Mit richtigem Blicke und frei vom jeder fiscaliſchen Engherzig⸗· 
keit hat die preußiſche Regierung durch dieſes Geſetz einen Gegenſtand geregelt, 
für deſſen Regelung überall vorzugsweiſe ſocialwirthſchaftliche Erwägungen be⸗ 
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ſtimmend fein follten, aber es leider nicht überall find. Die weſentliche Be- 
ſtimmung dieſes Geſetzes befteht nämlich darin, daß bei Uebergabe von Immo— 
bilien zwifchen Afcendenten und Defcendenten die Gebühr mur von dem Erwerbs⸗ 
preife, nadı Abzug aller übernommenen Laften, zu zahlen ift. 

Indeß haben dieſe Gefege, wie wir gleichfalls oben hernorgehoben haben, 
den Zweck der Erbaltung des Bauernftandes nicht in allen Stüden genügt, 
und zwar vorzugsweiſe deswegen nicht, weil fie für folche Fälle, wo weder unter 
on noch von Todeswegen Verfügungen getroffen find, feine Beftimmungen 


Noch immer freilich fuchte die Sitte in Weftphalen den Grundbefig mög: 
fh zufammenzubalten und zu verhüten, daß derjelbe der Yamilie verloren 
gehe. Über hier und da fcheinen ſich denn doch bedenkliche Symptome einer 
Ueberſchuldung des Grundbefites in Folge der zu hohen Abfindungsanſprüche, 
welche die Miterben an denjenigen ſtellen, der den Hof übernimmt, gezeigt zu 
haben. Auch ſollen die hohen Abgaben ſowie die ſchlechten Ernten der letzten 
Jahre die bereits mit den hohen Erbantheilen ihrer Geſchwiſter ſiark belaſteten 
Gutsbeſitzer Häufig dazu getrieben haben, das letzte Auskunftsmittel, ihre Holz⸗ 
beſtände, anzugreifen. Endlich iſt auch eine Anzahl von Bauernhöfen im Erb- 
wege parcellirt worden. Beides, Ueberfchuldung und PBarcellirung des bäuer⸗ 
lichen Grundbefiges, führte dann mehrfach in letzter Inſtanz zur Aufſaugung des 
bäuerlichen Befiges durch den großen befeftigten Grundbefig. 

Nicht als ob diefe Entwidelung in Weftphalen bereit? in großen für die 
Statiftit erfaßbaren Zahlen bervorgetreten wäre, — wir wiſſen vielmehr, daß 
die in diefer Beziehung gefammelten Zahlen die Gefahr in der Gegenwart 
noch nicht als ſehr groß erſcheinen laſſen, — dies darf aber nicht hindern, 
diefen ungefunden erft in der Entwidelung begriffenen Tendenzen rechtzeitig ent: 
gegenzuarbeiten. Zum Förderer diefer auf die Erhaltung des bäuerlichen Grund- 
beſitzes gerichteten Beftrebungen hat fich namentlich der Reichs- und Landtags- 
abgeordnete Freiherr von Schorlemer-Alft gemacht. Er war e8 denn auch, der 
den von ihm gegründeten weftphälifhen Bauernverein, der im Jahre 1878 
18.000 Mitglieder zählte, wovon 8/4 dem Bauernftand angehörten, damals 
veranfafte, eine Commiffion einzufegen und diefe mit der Ausarbeitung eines 
Entwurfs über die Vererbung von Landgiitern zu betrauen. Der folcergeftalt 
ausgearbeitete Gefegentwurf wurde dann von der Generalverfammlung bes 
Vereins, die von 1000 Mitgliedern beſucht war, angenommen. Bet diejer 
Gelegenheit ward befchlofien, die gefetliche Erledigung deffelben im verfaffungs- 
mäßigen Wege zu bewirtn. Die Hauptprincipien, auf benen diefer für Die 
Provinz Weftphalen und die 4 angrenzenden Kreife der Aheinprovinz beftimmte Ent- 
wurf aufgebaut mar, waren: Anerkennung der freieften Dispoſitionsbefugniß 
des Grundeigenthüumers für Rechtsgeſchäfte unter Lebenden und auf den Todes⸗ 
fell, fo jedoch, daß bei geltender Gütergemeinfchaft nur die beiden Ehegatten 
gemeinschaftlich über die Subftanz ihres Landguts disponiren dürfen, und bie 

ng eines auf ben PBrincipien der Individualfucceffion und einer mäßigen 
Erbſchaftstare ruhenden Inteftaterbrechts für ſämmtliche Landgüter, deren Werth 
einen gewiſſen Minimalertrag erreicht. Es hatte diefer Geſetzentwurf fih in 
manchen Detail3 fowohl an den oben erwähnten aus dem Jahre 1844 ſtammen⸗ 
ten Gefegentwurf als auch an das Geſetz vom 13. Juli 1836 angejchloffen. 
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Die zwiſchen dem Geſetz von 1836 und dem neueften ever 
Differenzen (3. B. bezüglich der Höhe des für die Anwendbarkeit des 
maßgebenden Kataftralveinertrags, der Berehnmg des Präcipuums für den 
erben, der Bevorzugung des Miterben, welder feiner Militärpflicht gemögt 
waren nicht von Bones Bedeutung; immerhin waren die gegen bie 
pofitionsfreiheit des Eigenthümers gerichteten Beſtimmungen des Gefenes 
1836 fortgelafien worden. Bon dem bannoverfchen Höfegefepe und den 
jelben nachgebilbeten @efegen unterfchieb ber Gefegentwurf fih ha 
dadurch, daß er das Anerbenrecht für den gefammten ländlichen Grube 
mit der oben angegebenen er einführen wollte und neben demſelben m 
noch die Singularerbrechte der Fideicommiß⸗, Lehn- und Stamm-Güter a 
erlannte; daß er ferner bie Wirkfamfeit des Anerbenrechts im einzelnen 
nicht erſt abhängig machte von einer |peziellen Willenserflärung des Ei 

und endlich daß er der Gutötare eine fefle Norm — den 20 fachen Kata 
reinertrag de8 Guts — zu Grunde legte. 

Man braudt von der Selbftändig teit der Mitglieder des 
Bauernvereind gerade feine ſehr hobe Borflelung zu haben, ja man fan 
der dominirenden Stellung, welche der intellectuelle Urheber des Entwurfs a 
überzeugter, muthiger und geſchickter politifcher Parteiführer, als tüchtiger Lan 
wirth und verſtändnißvoller Vertreter der Intereſſen des Grundbeſitzes in jem 
Heimathprovinz mit Recht einnimmt, ſehr wohl bewußt fein, und man wird de 
zugefteben müſſen, daß eine jolche Mafiregel gegen die Wünfche oder fügen = 
beſſer, gegen die Inſtincte derjenigen, für die fie ind Leben gerufen werben ſo 
nicht wohl in Anregung gebracht werben kann. Nun willen wir wohl, di 
diefer Entwurf mancherlei Anfechtungen auch in bäuerlichen Kreifen 
bat, und wenn wir e8 nicht wüßten, — ſagt es uns der dem Freiherr 
Schorlemer nahe ſtehende Verfaſſer der mehrfach erwähnten — 
Borurtheile” u.f.w. mit den Worten: „Es wollte des Schickſals Laune, 
fo viele dem Sefets(entwurf) ungünftige Berbältniffe zufammentreffen und a 
Mitglieder und aufrichtige Freunde des Bauernftande® gegen denfelben auftret 
follten.” Indeß war diefe Oppofition, der wir unten noch näher zu gebent 
haben werben, doch mehr gegen „einzelne unnöthige Härten“ als gegen ü 
Grundidee des Geſetzentwurfs ſelbſt gerichtet. Diefe war, wie wir aus zah 
reihen Aeußerungen entnehmen zu müflen glauben, eine dem Bauernflande We 
Me zufagende. 

Woher nun biefe Wandlung in der Oefinnung des Bauernflandes feit d 
vierziger Jahren? Wir verfuchen uns diefelbe zu erklären, indem wir annehme 
daß es zum Theil andere Beſtandtheile des weſtphäliſchen Bauernflandes ware 
melde in den vierziger Jahren in die Agitation gegen das Anerbenrecht bineiı 
gezogen wurden, und zum Theil wieder andere waren, welde die legte Bewegur 
für daffelbe mitmachten. Damals waren es bauptfäclich die in den Juduſtri 
bezirken angeſeſſenen Ländlichen Bewohner, die gegen das Geſetz von 1836 mob 
gemacht wurden, und jett find es die Hofbauern der üftlichen Bezirke, die fi 
das Anerbenrecht eintreten. Berner ift wohl noch zu berückſichtigen, daß der av 
dem Sabre 1879 ftanımende Gefegentwurf , —* er nicht ohne Härten wa 
bennoh den modernen Anfchauungen über bie Nothwendigleit, au der dei 
Grundeigenthümer gewährten Dispofitiondfreißeit feftzubalten, mehr Nechnur 
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2, als die — Geſetzgebungsverſuche. Pen ‚Haben ſich wohl auch bie 
wihemmngen innerhalb des Bauernftandes nm ft feit jener Zeit nicht unweſent⸗ 
b veründert. Denn einestheils haben die ſchweren letzten Jahre den in 
dreißiger und vierziger Jahren allgemein berrichenden Optimismus des 
gebrochen. Dann aber ift das Miktrauen, das der Bauernftand 
ı Gelge Tangandauernder Grundherrlicteit dem großen Grundbeſitzer gegen- 
ker damals noch hegte, gewichen, und er gewöhnt ſich allmählih daran, 
meentlih in dem altangejeflenen Grundbefiger nur feinen Nachbarn zu ſehen, 
x unter denfelben Sorgen leidet wie er, und der, wegen feiner höheren Bil- 
m), feiner geſellſchaftlichen Verbindungen und feiner größeren Geſchicklichkeit 
x dertretung der Ländlichen Intereſſen, der geborene Führer und Vertreter 
— iſt. In demſelben Maße, wie fi der Bauer aber ber 
des großen Grundbefiges bingiebt, wird er den im den ftädtifchen 
herrſchenden capitaliſtiſchen Einflüllen entzogen. 
Ans dieſen Umftänden vermögen wir uns den Umſchwung, welcher iu 
u... icht nur — Weſtphalen, ſondern auch in anderen Theilen 
—— Geſinnungen des Bauernftandes eingetreten iſt, jehr wohl 






— blieb dieſer Umſchwung, ſoweit er ſich auf die Beurtheilung des 
u bezieht, — auf den Bauernſtand beſchränkt, ſondern drang auch in 
were Schichten der Bevölkerung und in die Kreiſe der Bureaukratie ein: 
$ daß das Dogma von dem allein felig machenden gemeinen Erbrecht von Jahr 
Jahr an Glauben verliert”. 
Diefer Wandel in den Anfchauungen zeigte ſich bereits in der Aufnahme, 
—— die Novelle zum hannoverſchen Höferecht im preußiſchen Landtage und 
werhalb defielben gefunden hat. Noch ftärter trat berfelbe im preußifchen 
rege bei Gelegenheit der Berathung des v. Schorlemerfchen Antrags 


| T Freiherr v. Schorlemer-Alft hatte nämlih im November 1879, in 
Bemötgeit des ihm von dem weſtphäliſchen Bauernverein gewordenen Auftrags, 
Ku von — mit einigen Vorbehalten angenommenen Geſetzentwurf 
u Vegleimng des folgenden Antrags: „das Haus der Abgeordneten wolle 
Iefhließen,, dem borftehenden Geſetzentwurf die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
enthelen“ — im Abgeordnetenhauſe eingebracht. Dieſer Antrag erhielt bie 
von 176 namhaften Abgeordneten aller im Landtag vertretenen 
Sartien, mm Ausnahme nur der Fortſchrittspartei. Auf Antrag des Abgeord- 
wr Dr. Windthorſt beſchloß das Abgeordnetenhaus hierauf am 2. ‘December 
119: „den Antrag ded Abgeorbneten v. Schorlemer-Alft der Staatsregierung 
nit der der Aufforderung zu überweifen, dem nächſten Landtag einen Geſetzentwurf, 
a Nehörung der Provinzialftände, vorzulegen, welcher die Bererbung der Land- 
— in der Provinz Weſtphalen u. ſ. w. behufs deren Erhaltung im Sinne 

IS emähnten xf8 regelt". In der auf PVeranlaflung des v. Schor⸗ 
kwerigen Antrags flattgehabten Debatte äußerten ſich die Berkreter der Staats⸗ 
Rpeumg ſehr entgegentommend. Der Minifter für bie landwirthſchaftlichen 
Inglegenheiten. ſprach perſönlich vom agrarpolitiihen Standpunkt feine vollfte 
mit der Tendenz ded Antrags aus, glaubte aber, daß zuvor Er⸗ 
tchuugen durch die Brovinzialbehörden und die zuftänbigen Gerichte ftattfinden 
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müßten, ehe die Staatsregierung zu dem Entwurf Stellung nehmen könne. 
Der ZYuftizminifter behielt fi für feine definitive Entſcheidung die Einholung 
von Gutachten der oberften Juſtizbehörden vor, erflärte aber zugleih, „daß von 
Seiten der Yuftizverwaltung dem Bejegentwurf, foweit feine Tendenz als eine 
wohlthätige erfannt werde, mit voller Hingebung jede Förderung zu Theil werden 
wird, die von diefer Stelle aus ihm gewährt werden kann“. 

Die Staatsregierung bat hierauf das frühere Verſäumniß nachgeholt und ven 
Gejegentwurf dem weftphälifchen Provinziallandtage zur Meinungsäußerung zu: 
geftellt. Nachdem derjelbe zuerft vom Provinzialausjhuffe berathen und mit mır 
geringen Modificationen angenommen worden war, gelangte er im April 1880 im 
Vrovinziallandtag zur Berathung. Die diefem zunächſt vorgelegte Frage, ob das 
Bedürfniß nach andermweiter Regelung des Erbrecht beftehe, wurde von 44 Mit: 
gliedern bejaht und nur von 14 Mitgliedern verneint. Die Minorität, an 
deren Spige der Amtmann Brüning zu Enningen fand, war der Anſicht, — 
die fie auch in der Prefje, fowie in mehreren an den Provimziallandtag und 
das Haus der Übgeorbneten gerichteten Petitionen vertrat, — daß das Geier 
vom 4. Juni 1856 im Allgemeinen genüge, um den von den Antragflellem 
beabfihtigten Zweck zu erreichen, vorausgefegt nur, daß man daſſelbe in 
einigen Punkten abändern wolle. Bemerfenswerth ift, daß felbft die Oppofitien 
jest die Reformbebürftigfeit des beftehenden geſetzlichen Zuftandes nicht vollftändiz 
zu leugnen wagte, fondern ebenfall® weitere Abänderungen des gemeinen Erbrechts 
vorzunehmen bereit war. Der- Provinziallandtag ſchloß fi dem Botum feine 
Ausſchuſſes an und erklärte fi mit 43 gegen 15 Stimmen für den v. Schor⸗ 
lemerfchen Gefegentwurf, nachdem er denfelben in einigen Punkten abgeändert 
hatte. Der im großen Ganzen mit dem Entwurf des Freiherrn v. Schorlemea 
übereinftimmende Gefegentwurf des Provinziallandtags hatte zwar vornehmlich 
die Erhaltung des mittleren und bäuerlichen Beflges im Auge; indeflen follte er 
nicht blos auf dieſen, fondern auf alle zum Betriebe der Landwirthfchaft be: 
fiimmten Befigungen Anwendung finden, melde bei Eintritt des Erbfalls mir 
einem Reinertrage von mindeftend 75 Dart zur Grumdfteuer eingefchägt fin! 
und über weldhe der Eigenthiimer von Todeswegen zu verfügen befugt if. 

Die wichtigften Beſtimmungen des Geſetzentwurfs, durch die fich derſelbe 
zugleich von den älteren Höfegefegen unterfchied, find folgende: 1) Wenn ber 
Eigenthümer ab intestato von mehreren Perfonen beerbt wird, fo fol nur 
Eine derfelben, unter Bevorzugung des männlichen Geſchlechts und der Erft: 
geburt (im Fürſtenthum Minden, in der Grafſchaft Navensberg und in Tecklen 
burg unter Bevorzugung der Lettgeburt) als gefeglicher Erbe zur Nachfolge 
in daS ganze Gut berufen, und diefer Erbe nur verpflichtet werden, den 20fachen 
Kataftralreinertrag des Grund und Bodens in die Erbſchaftsmaſſe einzufchiepen, 
während er die Gebäude, das Gutsinventarium, die mit dem Gute verbundenen 
Gererhtigkeiten, die Holzungen und alle fonftigen Zubehörungen, die etwa ver: 
bandenen gewerblichen Anlagen allein ausgenommen, umfonft erhalten foltte. 

2) Dieſes Anerbenreht foll nicht blos für die Nachtommen des Erb⸗ 
laſſers, fondern für alle Erben defjelben, alfo aud) für Afcendenten und Eeiten- 
verwandte gelten. 

3) Das Anerbenrecht fol bei beerbter Ehe aud) dann eintreten, wenn 
der Erblaſſer in Gütergemeinfchaft gelebt und das Landgut zum gütergemein- 
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Ihaftfichen Bermögen gehört hat. Es würde aljo, da der Anerbe Alleineigenthümer 
des ganzen Guts werden foll, der überlebende Ehegatte fein bisheriges Mit- 
ägentfum und die ihm nach der jegigen Geſetzgebung zuftehende Befugniß, bei 
der Schichtung das Landgut nad) der Taxe zu übernehmen, zu Gunften des 
zum Anerben berufenen Kindes embüßen. 

4) Bei umbeerbter Ehe ſoll der überlebende Ehegatte, welcher in ber 
Gütergemeinfchaft gelebt bat, Wlleinerbe fein, alfo die bisher erbberenhtigten 
Aſcendenten und Seitenverwandten von der Erbfolge ausſchließen. 

5) Bei beftehender Ehe, in welcher Gütergemeinfchaft gilt, ſoll die bis- 
berige Befugniß des Ehemanns , ohne Einwilligung der Ehefrau das Land: 
zut duch läftige Verträge zu verpfänden und zu veräußern, für Verpfänbungen 
af das Zehnfache und für Veräußerungen auf ein Bebntel des Kataſtralrein⸗ 
ertrags beſchränkt werden. 

6) Bei beerbter Ehe, in welcher Gütergemeinſchaft gegolten hat, ſoll nach 
dem Tode des einen Ehegatten die bisherige Befugniß des überlebenden Ehegatten, 
melder die Gütergemeinſchaft fortiegt, für fi) allein das Landgut zu verpfänden 
md zu veräußern, den gleichen Beſchränkungen unterliegen, indem ein bejonders 
zu bildender Familienrath in die Berpfändung oder Veräußerung eimvilligen 
muß, bevor fie geichehen darf. 

Durch diefen Gefegentwurf wird infofern eine neue Periode in der Ent- 
medelung der Anerbenrechts⸗Idee inaugurirt, als in demſelben der meftphältfche 
— md fpäter au der brandenburgiſche — Provinziallandtag ſich auf den= 
jenigen Standpunkt ftellt, den in den Jahren 1827 und 1841 die preußifche 
Staatsregierung bei ihren Borfchlägen für eine Reform des Erbrechts ein- 
genommen hatte. 

Diefer Geſetzentwurf bat eine eingehende Beurtbeilung in der Prefie er- 
ſahren, und aud in den Iandiwirthfchaftlichen Bereinen ift derfelbe vielfach be— 
Iproden worden. Die Beurtheilungen und Beſprechungen waren meift gegen 
diejenigen Punkte, die von einer Seite, die dem Berfaffer nahe ftebt, ſelbſt als un- 
nötige Härten bezeichnet worden waren, oder die doch den beftehenden Rechtsüber⸗ 
zeugungen wiberjprechen, gerichtet. Hierher gehörten namentlich die Abänderungen 
des beſtehenden ehelichen Güterrechts und die Beſchränkungen der Dispefitiong- 
befuguig des Ehemanns, bei beftehender Gütergemeinfhaft über Landgitter zu 
verfügen. Trotz diefer einzelnen Ausftellungen wurde aber doch allfeitig der 
gute Grundgedanke und die geſunde Tendenz des Entwurfs gebührend anerkannt. 
Es war in diefer Beziehung gegen früher entſchieden eine Vertiefung und Klä- 
ung de öffentlichen Urtheil zu bemerken, indem man in diefer Frage jett 
nicht mehr jo ausſchließlich nach politifchen Schlagworten urtheilte wie noch vor 
amgen Jahrzehnten. Bemerkenswerth war in diefer Beziehung der Standpunft, 
den das Hauptorgan der rheinischen LXiberalen — die ſich fonft durch ihren 
danatismus für das Erbrecht des Code civil auszeichnen — gegenüber dem 
weſtphãliſchen Gefegentwurf einnahm. In ihren Nummern 250—252 des 
\ 1880 fagte die Kölnische Zeitung: „Es ſchwirren dermalen allerlei 
tonjeratine Gedanken über Erhaltung eines kräftigen Bauernftandg — — in 
der Luft, und da iſt es nothwendig, daß der gemäßigte nationale Liberalismus, 
dem in der deutjchen inneren Politik die Zukunft gehört, fid nicht blindlings 
abwehrend gegen dieſelben verhalte, fondern es verftehe, das vorhandene Körn⸗ 
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Iein goldener Wahrheit aus dem tauben Geftein auszuſcheiden, um e3 im Dienfle 
ber echten liberalen Forderungen zu verwertben.“ ALS dem gefunden und un 
antaftbaren Grundgedanken des Entwurfs bezeichnet fie diefen: „daß dem Be 
ftreben der weftphälifchen Bauern, ihren Hof ungetheilt und ohne uerſchwing⸗ 
lihe Schuldenlaſt Einem Sohne zu hinterlaſſen, dadurch entgegengekommen 
werde, daß der gleichen Erbtheilung zwiſchen den Geſchwiſtern im Fall mangeln- 
ber letztwilliger Verfügung des Erblaſſers der Ertragswerth und nit der Ber 
faufswerth des Landgut zu Grunde gelegt werde.” Dieſes Urtheil unterſchied 
fi) vortheilhaft von dem Urtheil, mit dem man dem bannoverfchen Höfegeſetz 
im Anfang der fiebziger Jahre ziemlich allgemein im liberalen Lager gegenüber: 
trat. Man bat alfo in diefem Fall in den legten zehn Jahren wohl manches 
gelernt und anderes vergeflen. | 

Ueber den Gefegentwurf des Freiherrn v. Schorlemer-Alf 15°) find aud ve 
Gerichte und Verwaltungsbehörden der Provinz Weftphalen gutachtlich gehört 
worden. Das Oberlandesgericht zu Hamm, die meiften Yandgerichte, der Ober: 
präfident und die Regierung zu Münfter haben ſich gegen dieſen Geſetzentwurf 
und damit zugleich gegen den im Weſentlichen mit demfelben übereinſtimmenden 
Geſetzentwurf des Provinziallandtags erflärt. Sie waren der Anficht, daß em 
Bedürfniß, die Vererbung der Landgüter anderweitig gefeglich zu regeln, Überhaupt 
nicht vorliege, weil fi bisher die in dem Bauernftande bezüglid, der Bererbung 
des väterlichen Guts herrfchenden Anfchauungen und Gewohnheiten als ftarf genug 
erwiefen haben, einer bedenflihen Verminderung der bäuerlichen Beſitzungen 
erfolgreich entgegenzumirten und unwirtbichaftliche Theilungen zu verhüten. Dieſes 
Urteil wird durch eine von den Bezirksregierungen zufammengeftellte Ueberſicht 
über die Veränderungen, welche die fpannfähigen bäuerlichen Befigungen in den 
einzelnen Regierungsbezirken der Provinz Weftphalen in Folge von Erbthei⸗ 
lungen während de3 Beitraumd von 1860 bis 1879 erlitten haben, zu belegen 
verfucht. Abgefehen von den principiellen Bedenken gegen den v. Schorlemerkhen 
Entwurf werden dann im Einzelnen vielfahe Ausftellungen an demfelben gemadt. 

Die Refultate der ftatiftifchen und fonftigen thatſächlichen Ermistelungen 
blieben nicht ohne Einfluß auf die Staatsregierung. Diejelbe gelangte zu der 
Ueberzeugung, daß ein Bebürfniß, das in Weftphalen geltende Exrb- und Ede 
recht in fo radicaler Weife umzugeftalten, wie dies von dem Freiherrn v. Scher: 
lemer⸗Alſt und von dem Provinziallandtage angeftrebt worben war, nicht vor 
liege. Indeß erkannte fie doch ſowohl die Beſorgniß, daß die bewährte Ge 
finnung und alte Sitte, welde bisher den bäuerlichen Beſitzſtand ungeſchmälert 
zu erhalten geholfen Hatten, in Zukunft allmählich ſchwinden Könnte, als ud 
den Wunſch, daß die Gefeggebung Vorkehrungen treffe, um dies möglichſt zu 
verhüten, al3 bereditigt an. Diefem Wunſche fuchte fie aber auf anderem Wege 
zu entſprechen, al3 auf dem vom Treibern von Schorlemer-Alft und vem 
Provinziallandtage eingefchlagenen. 

Nah dem Gefegentmurfe des Freiherrn dv. Schorlemer:Alft fowie dem 
des Provinziallandtags follte für die Ländlichen Grundbefiger der Provinz em 


159) Rebe bes Freiherrn von Schorlemer:Alft in der Siäung bes preußticen. 
Abgeorbnetenhaufes vom 11. Januar 1881. Stenogr. Bericht S. 914. Beleuchtung: 
der Vorurtheile wider den Entwurf eined Geſetzes über Die Vererbung ber Landgüter 
in Weftphalen (von einem Mitgliede bes weftph. Bauernvereind) S. 16 ff. | 
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neues beſonderes Inteſtaterb⸗ und Familienrecht geichaffen werden. Nach der 
Anfiht der Staatöregierung dagegen fellte e8 für den zu erreichenden Zweck 
ſchon genügen, wenn auf Grundlage des beftehenden Rechts und im engen An- 
ſchluß an daſſelbe das Selbfibeftimmungsrecht der Ländlichen Grundbefiger bezüg- 
lich der Bererbung ihrer Befigungen für die Provinz Weftphalen in gleicher Weile 
erweitert würde, wie dies für die Provinz Hannover bereit3 gefchehen war. 

Für diefe Enticheivung war, abgejehen von den Boten der Juſtiz⸗ umd 
Verwaltungsbehörden und dem für die Provinz Hannover vorliegenden Präcedenz- 
falle, auch noch die Erwägung maßgebend, daß der Verfuch, der im Jahre 1836 
mit der Einführung einer fingularen Snteftaterbfolgeordnung gemacht worden 
war, al3 gefcheitert angejehen werden mußte. 

In Folge all’ dieſer Erwägungen legte die Staatsregierung dem im fol 
genden Jahre einberufenen 25. weftphälifchen PBrovinziallandtage einen neuen Ent- 
wurf zu einem Gejeß, betreffend die Uebernahme von Landgütern in der Pro— 
vo Weſtphalen bei Schichtungen, Auseinanderfegungen, zur Begutachtung vor. 

Der 25. Provinziallandtag blieb zwar principiell bei feiner früheren An- 
fiht ſtehen, daß eine Abänderung des Inteſtaterbrechts ſowohl den Sitten als 
den Rechtsgewohnheiten in der Provinz mehr entfproden haben würde, fand 
aber, daß, wenn eine ſolche nicht zu erreichen ei, man ſich mit der Einführung 
der Landgüterrolle begnügen müſſe. Nach eingehender Erörterung und theil⸗ 
weifer Amendirung des Entwurf erflärte er fi) im December 1881 mit 41 
gegen 8 Stimmen mit bemfelben einverftanden. Diefen Gefegentwurf Iegte 
darauf die Etaatöregierung unter Berüdfichtigung der vom Provinziallandtage 
gewänfchten Mbänderungen und Zufäge, deren Armabme auch von dem Ober- 
prüfiventen empfohlen worden war, ſowie mit einigen nachträglichen Abände- 
rungen im Januar 1882 dem preußiſchen Sandtage zur Beſchlußnahme vor. 
Demfelben folgte im Februar 1882 eine weitere Vorlage, weldhe die Aus⸗ 
dehnung des urfprünglic nur für die Provinz Weftphalen beftimmten Gefeg- 
entwurf3 auf die zur Rheinprovinz gehörigen Kreiſe Need, Efien, Dutsburg und 
Mühlheim an der Ruhr bezweckte. 

Der von dem 25. Provinziallandtag angenommene Geſetzentwurf unterſchied 
fihh von dem vom 24. Provinziallandtag angenommenen wejentlic dadurch: 

1) daß nicht ein befonderes mteftaterbrecht für den ländlichen Grund⸗ 
befig eingeführt, fondern nur das Inſtitut der Höferolle (Landgäterrolle) nad 
dem Mufter der für die Provinz Hannover geltenden Beflunmungen auf die 
Provinz Weftphalen ausgedehnt, und 
daß an dem beſtehenden Erb⸗ und ehelichen Güterrechte nichts geändert 


Es bezog fih der Gefegentwurf demnach, wie die Motive zu demfelben 
ſagen, nur auf die Bertheilung des Nachlaſſes, indem er dem überlebenden Che- 
gatten oder einem der Ablömmlinge oder einem der fonft mit einander con⸗ 
crrirenden Erben ein Vorrecht auf Zutheilung des ganzen Guts aus dem 
Nachlaſſe unter begünftigenden Bebingungen einräumte, 

Diefe Bedingungen regelte der Gefegentwurf im engen Anſchluß an die 
Veſtimmungen, welche in der Provinz Weftphalen bereit3 nach dem Geſetz vom 
4. Juni 1856 für den Fall galten, daß der Erblaffer nicht über das Landgut 
Verfügung getroffen hatte. 


352 ai don Miasakowski. 


Auch in den Rechtsverhältniſſen der Erbſchaftsgläubiger, wie ſich diefelben 
nad) dem allgemeinen Landrecht Theil I Tit. 7 88 27 fi. geftalten, jollte durch 
die Begünfligungen, welche dem Gutsübernehmer zu Theil werden, nicht geändert 
werden; fie waren daher in dem Gejegentwurf, wie in dem Gejeg vom 
4. Juni 1856, unerwähnt geblieben. 

Doch waren aus dem erften Entwurfe des Provinziallandtags (der um 
großen Ganzen mit dem Entwurfe des Freiherrn von Schorlemer⸗Alſt identiſch 
war) einige nicht unweſentliche Punkte beibehalten worden: fo 3. B. die Aus 
dehnung der Eintragungsfähigkeit in die Landgüterrolle auf ſämmtliche, ein 
beftimmtes Werthminimum erreichende und zum Betriebe der Land- und Forft- 
wirthfchaft geeignete Grundſtücke, bie Ausdehnung der Wirkung des Anerbenrechts 
auch auf die Seitenvermandten des Erblaſſers, die indirecte Begünftigung des 
Anerben Lediglich durch eine niedrige Uebernahmetaxe und nicht auch auf directe 
Weile durch ein ausdrücklich eingeräumtes Voraus u. ſ. m. Ä 

Im Februar 1852 kam der von ber Staatsregierung dem Landtage zur 
Beſchlußfaſſung vorgelegte Gefegentwurf im Herrenhaufe, und im März und 
April im Abgeordnetenhaufe zur Berathung. In beiden Körperfchaften gelangte 
feitend einiger Mitglieder das Bedauern darüber, daß die Staatsregierung jih 
nicht in der Lage befunden babe, dem vom 25. Provinziallandtage beſchlofſenen 
Entwurf zuzuftimmen, zum Ausdrud. Aber man wußte ſich aud) hier wie im 
Provinziallandtage Entfagung aufzuerlegen und dem Erreichbaren den Borzug 
vor dem nur MWünfchbaren zu geben. Freilich mochten grade bie eifrigften 
Bertreter der Mäßigung, zu denen u. A. auch der Freiherr von Echorlemer: 
Alft gehörte, dabet die Hoffnung hegen, daß wie für das hannoverſche Höferecht 
nur fchrittweife das Terrain erobert worden war, jo auch die Reform des 
Inteſtaterbrechts nur allmählid) — nad) einigen Uebergangsftadien — durchgefegt 
werden werde. 

Der von der Staatsregierung eingebradhte Gefegentwurf bezog ſich nur auf 
die Provinz Weſtphalen; doch jchloß fich an denfelben fehr bald der Vorſchlag 
an, benfelben auf die 4 landrechtlichen Kreife der Rheinprovinz auszudehnen. 
Diefer dergeftalt erweiterte Entwurf erhielt mit einigen nicht wejentlichen Ab- 
änderungen die Zuflimmung der beiden Häufer des Landtags. Die königliche 
Sanction wurde der Landgüterordnung für die Provinz Weftphalen am 30. April 
1882 zu Theil. Bon den älteren Höfegefegen für Hannover und Yauenburg 
unterfcheivet ſich die weitphälifche Fandgüterordnung hauptſächlich durch ihr Ans 
wendungsgebiet und die Art der Feftftellung der Uebernahmetare. Während das 
hannoverſche Höfegefeß, in feiner damals vorliegenden Faſſung von 1874 und 1850, 
nur auf zum landwirtbichaftlichen Betriebe geeignete und mit einem Wohnbaufe 
verfehene Bauerngüter Anwendung findet, dehnt die weſtphäliſche Landgüterordnung 
die Eintragungsfähigkeit in die Yandgüterrolle auf jede zum Betriebe der Yands 
und Forſtwirthſchaft beſtimmte Befigung aus, fofern diefelbe mit einem Nein: 
ertrage von wenigſtens 75 Mark zur Grundfteuer veranlagt ift, jo daß mit 
Ausnahme von Familienfideicommiſſen alle Grundbefigungen, die den obigen | 
Rataftralreinertrag erreichen, in die Landgüterrolle eingetragen werben können. 
Ferner tft für die Uebernahmetare in Weftphalen der zwanzigfache Betrag des 
Orundfteuerreinertrag umd nicht, wie in Hannover, der zwanzigfache Betrag des 
in jedem einzelnen Fall ipeziel zu ermittelnden Reinertrages maßgebend. 











Die Reform des Anerbenrechts feit 1870. 353 


An * zunächſt nur auf die Provinz Weftphalen und die — 4 
| ing beſchränkten Antrag des Freiherrn von Schorlemer-Alft - 
r Geasflen fnüpfte dann unmittelbar ein weiterer gleichfalls im preußifchen 
Zn eingebrachter Antrag an, welcher den Erlaß ähnlicher, das 
urbenecht betreffender Beſtimmungen aud für die übrigen Provinzen des 

milden Staats in Anregung brachte. 
Bereits in der Sigung des preußifchen Abgeormetenhaufes vom 12. Mai 
74 hatte der Abg. Graf Winsingerode, bei Gelegenheit der Berathung des 
— Höferechts, die Hoffnung ausgeſprochen, „daß die Erfahrungen, die 
dem vorliegenden Gefegentwurfe gemacht werden werden, eine Anregung geben 
dazu, Daß auch in ben älteren Provinzen etwas Aehnliches eingeführt 
möge“, und in der Sitzung des preußiſchen Herrenhaufes vom 18. Mai 
4 ſprach der Graf Udo Stolberg bei derſelben Gelegenheit den Wunfc aus, 
u5 überlegt werden möge, ob ähnliche Beftimmungen, wie fie im bannoverfchen 
vorliegen, nicht aud auf die alten Provinzen Preußens übertragen 

unten“. 


Indeß führten biefe Anregungen doch erft bei Gelegenheit ver Berathung bes 
f Reitphalen bezüglichen Geſetzentwurfs zu einem fürmlichen Antrage. Dieſer 
von dem Abgeordneten v. Minnigerode im — Hauſe der Ab- 
eingebradit und in der Sigung vom 3. December 1879 lebhaft 
Derfelbe lautete wörtlich Re 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: die königliche Stant3- 
| zu erfuchen, auch bezüglich der übrigen Provinzen (außer Weftphalen), 
* fie das Bedürfniß nach Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen 
, nach Anhbrung der Provinziallandtage, Geſetzentwürfe in gleichem 
wie der vorliegende Antrag (der für Weſtphalen ausgearbeitete Gejeg- 

ur), den beiden Häufern des Landtags demnächſt zur Veftätigung vorzulegen.” 

— Antrag, der bei den Vertretern der Staatsregierung eine entgegen⸗ 

nende Aufnahme fand, wurde von dem Abgeordnetenhauſe mit großer 
angenommen. So ſehr Hatte ſich auch hier die Stimmung feit dem 
* der fünfziger Jahre geändert! 

Jar Laufe der näcften Monate erfolgte ſodann ſeitens der Staatsregierung 
— des für Weſtphalen ausgearbeiteten Geſetzentwurfs über die Ver- 
bang der Landgüter an die ſämmtlichen Provinzial und Communallandtage 

t des Aufforderung, „fih gutachtlich darüber zu äußern, ob und in welcher 

in der Provinz... . ein Bedüurfniß nad) anderweiter Regelung der 

Reken Erbfolge in den Bauernhöfen hervorgetreten ift, und bejahendenfalls, 

H melhe Weiſe biefem Bedürfniß Rechnung getragen werden könne”. Bon 

i befragten Pandtagen haben einige eine durchaus ablehnende, andere eine mehr 

Börrtende und dritte endlich eine zuftinnmende Haltung gegenüber der angeregten 
orm eingenommen. 

Zu den erfteren gehören: 

L der x oftpreußif he Provinziallandtag 160), welcher in feiner Sigung 


160) Borlage bes Propinzialausfchuffes an den Provinziallandtag ber Provin 
die Regelun — e in den Bauernhöfen, vom 8. April 
0, Re. 39. > — der 7. —E des Provinziallandiags der Provinz 
dom ril 
E&riften IXV. — v. — Grundeigenthumsvertheilung. II. 28 
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vom 9. April 1880 auf Antrag ſeines Ausſchufſes mit 61 gegen 10 
beſchloß: „Daß ein Bedürfniß zur anderweitigen ber 

in den Bauernböfen ‚nicht anzuerfennen ft“. Dabei ftellte fich Karen 
Provinzialausſchuß wie ber Provinziallandtag auf ben Standpunkt ber 
Härung, die der Juftizminifter Simons in ber Sitzung bed Herrenhaufes u 
10. März 1859 abgegeben batte, indem fie beftritten, daß in der Provinz 
preußen eine erhebliche Berftüdelung der Bauerngüter allgemein vorgekommen 

und daß folde Fälle von Zerftiidelung, wo fie partiell wirklich vorlagen, 
Folge von Erbtheilungen geweſen feien. 

1. Aud) der weftpreußifche Provinziallandtag 101) beſchloß am 13: a 
1880 mit großer Majorität gegen eine Minorität von nur 9 Stimmen: 
er das Beduͤrfniß einer Aenderung der Erbfolge in den Bauernhöfen der Pror 
nicht anerlenne”. 

Die Minorität des Landtags, vertreten durch ben Abgeordneten v. Gore 
brachte folgende Rejolution in Vorſchlag, melde jedoch nit die Majorität fai 
„Die Erbtheilung in den Bauernhöfen auf Grund des beftehenden Rechts fü 
zu übermäßiger Verſchuldung und dadurch zur Verminderung der bäuerlichen N 
rungen. Dem entgegenzumirten halten wir im Intereſſe des Staats. — Du 
Verträge bei Lebzeiten fucht der Bauernftand fi gewohnheitsmäßig zwar di 
Folgen des Erbrechts zu entziehen, falls aber nicht unter Lebenden oder I 
Todes wegen verfügt war, tft gejegliche Vorſorge münjchenswerth, Daß en 
Erben die Uebernahme des Grundftüd erleichtert wird.” 

III. Ferner beſchloß auch der naſſauſche Communallandtag 16?) 
21. April 1880, auf Antrag de3 von der Commilfton zur Vorberathung 
Entwurfs * der Vererbung von Landgütern u. ſ. w. beſtellten a 
und entgegen den Aeußerungen des T. Landtagscommiſſars, einſtimmig: 
ein Bedärfnig nad andermeitiger geſetzlicher Regelung ber Grbfolge in” 
Bauernhöfen oder Zandgütern für die dem hiefigen communalftänbtjchen % 
bande angehörigen Rande nicht anzuerkennen fei“. 

IV. Und ebenjo beſchloß ber Landtag ber Provinz Poſen 102) auf Anl 
feines Ausfchufles, ım April 1880 mit 36 gegen 9 Stimmen, „daß ein | 
dürfnig nach anderweiter Regelung ber Erbfolge in den Bauernhöfen der — 
Poſen nicht anzuerkennen iſt“. 

Ein Minoritätsantrag folgenden Inhalts: „der Provinziallandtag n 
befchließen, eine Eommiffion, aus 5 Mitgliedern beftehend, zu ernennen, wi 
das Material für eine Vorlage, betreffend die Regelung der Erbfolge in Bau 
— im Großherzogthum Poſen vorbereiten wird, um daſſelbe der königl 

egierung vorzulegen. Die Commiffion wird dem künftigen Provinziallani 
Bericht erftatten” — vermochte nur 7 Stimmen auf fi) zu vereinigen. 
Mit 29 gegen 17 Stimmen bat der Landtag ſodann aber doch folgen 








161) Protokoll über die Sitzung bes weftpreußifchen Provinziallandtags | 
13. März 1880. Bol. auch bie Yan preußiſchen — gerich 
Petition des landwirthſchaftlichen Dereind bing vom 6. M 

162) Protofoll der 7. Sigung ded Communallandtags Fr * — 
Wiesbaden. 

163) Briefliche Mittheilung. 
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Beſchluß gefaßt: In Anbetracht des Umſtandes, daß bei Berathung der Vor: 
lax, betreffend die Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen,, zur Sprade 
genumen ift nn daß in einzelnen Gegenden der Provinz wirffich eine erhebliche 
Leiftungsfähigen bäuerlichen Wirthichaften ftattgefunden hat, wird 
kr Landtag un Commiſſion von 5 Mitgliedern erwählen, welche, im Einver: 
women mit Dem Herrn Oberpräfibenten, nach Prüfung der Gründe des Ruck⸗ 
in der Leiftungsfähigteit Des Bauernftandes in einzelnen Gegenden, in 
| nimmt und überhaupt feftftellt, wo, wie und wie weit auf — 
Br dieſem Nothſtande abgeholfen werden kann, und über das Reſultat dem 
— Landtag Bericht zu erſtatten hat.“ 
V. Unbeſtimmter bat ſich der Provinziallandtag von Bommern!et) ge 
änfert, indem derſelbe ſich mangels ftatiftiihen Materials ſchlechterdings — 
Sunde erllärt. die Frage zu beantworten, „ob und in welcher Weiſe ein Be— 
dciefniß nach Regelung der Erbfolge in den Bauernböfen der Provinz hervor: 
getreten ift“. 
Einer Reform des Erbrecht3 geneigt zeigten fi) folgende Provinzial» 


VL Sn der Provinz Brandendurg!s) erichien eine Reform des Erb⸗ 
vhs um jo dringender, je weniger befriedigend der beftehende rechtliche Zus 
fand war. Hier gelten nämlich, abgejehen von einigen Willfüren, welde nur 
für beſchränkte Gebiete Anwendung finden, in dem weitaus größten Theil der 
Frovinz das allgemeine Landredit As das märkifche Provinzialvecht, wie es ſich 
auf Grund der Constitutio Joachimica von 1527 und des Erbſchaftsdecrets 
son 1765 entwidelt bat. Das Landrecht und die fog. Joachimica haben mit 
anauder gemein, daß das Recht aller Erben gleichen rades gleich iſt und daß 
jder Erbe zum Zweck der Feſtſtellung ſeines Pflichttheils und zum Zweck der 
Anseinondexſetzung die Aufnahme einer Taxe des Landguts und behufs Theilung 
den Berkauf des Guts beantragen kann. Dazu kommt noch, daß nach märkiſchem 
Aechte auf Verlangen des überlebenden Ehegatten der Nachlaß ſo getheilt wird, 
wie wenn Gutergemeinſchaft unter den Ehegatten beſtanden hätte Nimmt der 
'&berlebende Ehegatte fein Eingebrachtes nämlich nicht zurück, ſondern läßt er 
daſſelbe dem Nachlaß, ſo erhält er die eine Hälfte deſſelben ſelbſt gegen ein 
Tehament als ſtatutariſchen Erbtheil; diefer Fall tritt auch dann ein, wenn 
| 164) Briefliche Mitteilung. 
| an Protofoll de3 nbenbescikben Provinziallandtags vom 15. März 1880. 
Ä der Commiffion des Provinziallandtags zur Berathung 
der Borlage, betreffend die Erbfolge in den auerngüitern (Drudfachen des branben- 

iallandiagd, 6. Sitzungsperiode Nr. 18). —5 des Landes⸗ 

directors an ben — itlandtag, | betreffend v4 anderweite gefegliche Regelung der 

; Gxbisige in ben Ba uernböfen Drudjahen Nr. 8), Entwurf eines Geſetzes über bie 
ber Sanbgüiter 4 en Provinz Brandenburg, nebit Motiven, vom 10. März 

1589, ee Ei einer zu biefem Zweck vom Provinziallandtage eingejegten 
Somniäfien. Entwurf einer a für die Provinz Brandenburg nebft 
ng, vom 16. November 1882 (Druckſachen bed aufes, Sipung öperiode 
| Rr. 9). en ber 10. Commilfion des — chen —— — etreffend 
ben einer al eur nn u. f. w. (Drudfachen des Herrenhaufes Nr. 17). 
— — Bericht über die Verhandlungen des Herrenhauſes vom 11. und 


d 9. Juni, und bes Abgeordnetenhauſes vom 6. und 7. Februar 
= — — — u ’ g hauj F 
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er nichts in die Ehe eingebraht bat. Die andere Hälfte fällt den Deicen- 
benten oder fonft erbberechtigten Verwandten des Berftorbenen und in Er- 
mangelimg von folden dem Fiscus al3 bonum vacans zu. Die eine Hälfte 
des Nachlaffes Hat demnad) die Natur eines Pflichttheild des überlebenden Ehe 
gatten, während die übrigen Erben den Pflichttheil aus der andern Hälfte 
erhalten. Nach einem Erkenntniß des Obertribunal3 wird aber dieſer Pflicht 
theil berechnet nicht von der Hälfte, fondern von dem ganzen Nachlaß, fo 
daß, wenn mehr als 4 Defcendenten vorhanden find, derjenige Antheil, den 
fie durch Theilung der Hälfte erhalten, zugleich ihr Pflichttheil iſt. Demnach 
bat der Erblaſſer in diefem Fall jelbft dann nicht die Möglichfeit über den 


Hleinften Theil feines Nachlaſſes zu verfügen, wenn das ganze Vermögen ven 


ibm in die Ehe gebracht ift. 


AS die Frage, ob und in welcher Weife in der Provinz Brandenburg 


ein Bedürfniß nad) andermeiter Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen 


bervorgetreten fei, an den Provinziallandtag gerichtet wurde, beſchloß derſelbe | 


am 16. März 1880 auf Grund eines fchriftlichen Berichts des Landesdirectors 


v. Levetzow, unter Zuftimmung feiner bäuerlichen Mitglieder, mit großer Wajorität: 


1) auszuſprechen, daß ein Bedürfniß nach anderweitiger gefeglicher Regelung 
der Erbfolge in den Landgütern hervorgetreten ift, 


2) ben Provinzialausfhuß zu beauftragen, dem nächſten Provinziallandtage 


einen ©efegentwurf über eine anderweitige Negelung der geſetzlichen Erbfolge ın 
ben Landgütern zur Berathung und Beichlußfafjung vorzulegen, wobei aß 
leitende Geſichtspunkte zu berüdfichtigen find: 

a. die Eintragung im die Höferolle ift nicht unbedingt abzulehnen (die ur: 
fprüngliche Faſſung des Antrags, welche jedocd von dem Provinziallandtage zu 


Bunften der obigen von dem Abgeordneten v. Gerlach beantragten Zaffung ver 


worfen — war, lautete: „die Eintragung in eine Höferolle iſt micht noth⸗ 
wendig”), 

b. bei der Feftftellung des Annahmewerths ift der Grimbdfleuerreinertrag 
möglichft zu Grunde zu legen, 


c. da8 Auerbenrecht iſt nur für die Nachkommen des Erblafiers em | 


zuführen, — 
d. jede Abgrenzung nach oben hin iſt entbehrlich. 


In Gemäßheit dieſer Beſchlüſſe legte der Landesdirector, Namens des 
Provinzialausſchuſſes, dem im J. 1881 wieder verſammelten Provinziollandtage 
den Entwurf eines Geſetzes über die Vererbung der Landgüter in der Provinz 
Brandenburg vor, welcher ſich zwar in vielen anderen Punkten an das 


hannoverſche Höfegefeg vom 2. Juni 1874 anſchloß, aber entgegen dem früheren 


auf Antrag ded Abgeordneten von Gerlach gefaßten Beſchluſſe des Provinziol: 
landtag8 von der Einführung einer Höferolle abſah, fo daß die Beſtimmungen 
des Entwurfs, als ein bejonderes Inteſtaterbrecht für den ländlichen Grund 

beſitz, allgemein und unabhängig von einer befonderen Willenserklärung der Be 
figer Anwendung finden follten. Eine Abmweihung von dem hannoverſchen 
Höferechte enthielt diefer Entwurf auch infofern, als der Anerbe, wenn er das 
ihm zugefallene Gut in den erften 10 Jahren nad) dem Anfalle verkaufen würde, 
ein Zünftel des bei der Erbtheilung zu Grunde gelegten Gutswerths zur Nah: 


vertheilung in die Erbſchaftsmaſſe einzufchießen und zur Sicherung und Durd- 


N 
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führung biefer Beſtimmung eine Cautienshypothek einzutragen haben follte. 
Durch dieſe Beſtimmung wollte man die mögliche Ausbeutung des Anerben- 
rechts durch egoiſtiſche Anerben verhindern. 

Dieſem Geſetzentwurfe ſtimmte der Provinziallandtag mit einer Mehrheit 
von 58 gegen 6 Stimmen im März 1881, nachdem er einige unweſentliche 
Abänderungen an demfelben vorgenommen hatte, zu. 

Hierauf find die Behörden der Provinz jowohl im Allgemeinen über die 
Bedürfnißfrage, wie fpeziell über den vom Provinziallandtage beſchloſſenen Ent- 
wurf gutachtlid gehört worden. ‘Der Oberpräfident fowie die beiden Regierungs- 
präjidenten zu Potsdam und Frankfurt a. D. baben, unter Bejabung der Be- 
——— die Annahme dieſes Geſetzentwurfs befürwortet. Auch die frühere 

de8 Innern der Regierung zu Frankfurt a. D. hat eine ſolche Rege⸗ 

* weil fie im Volksbewußtſein begründet jet, als zwedmäßig begrüßt. Bon 
den Landräthen bes Bezirks Frankfurt a. O. haben 7 bie Bedürfnißfrage be⸗ 
jaht, 6 dieſelbe verneint. Die frühere Abtheilung des Innern der Regierung 
zu Potsdam bat die Bedürfniffrage verneint. Bon den Landräthen des Be— 
zirks Potsdam hat die Regierung nur 4 gutachtlic gehört, biefelben haben die 
Bedürfnißfrage einſtimmig verneint. Das Kammergericht und die meiften Land⸗ 
gerichte der Frovim (5 von 9) haben die Bedürfnißfrage gleichfalls verneint 
umd ſich gegen die Annahme de vom Provinziollanbtage beichlofienen Gejet- 
entwurfs ausgeſprochen. Nur 3 Landgerichte baben dem Entwurfe des Provinzial- 
zugeftimmt, während ein Landgericht ſich für die Einführung ber Höfe 

rolle nach Sannoverfdiem Mufter erflärt dat. Die Einwendungen der die Bedürfniß- 
frage vermeinenden Juſtizbehörden richteten fich übrigens meift nur gegen bie 
T eines befonderen AInteftaterbrechts, durch welches ſammtliche land⸗ 
= — Beſitzungen der Provinz ohne Weiteres einer ſingulären 

ucceffionsordnung unterworfen werben würden. 

Auch die Staatsregierung glaubte, indem ſie im Uebrigen mit der dem 
Entwurf des brandenburgiſchen Provinziallandtags zu Grunde liegenden Tendenz 
durchaus einverftanden war, um fo mehr an dem von ihr gegenüber dem weft 
phãliſchen Provinziallandtage eingenommenen Standpunkte feithalten zu follen, 
al3 das Princip des hannoverſchen Hoferechts mittlerweile auf den Kreis Her- 
zogthum Lauenburg, die Provinz Weſtphalen und bie landrechtlichen Kreiſe ber 
Rheinpropinz Anwendung gefunden hatte und als dafſelbe — wie weiter unten 
zu zeigen fein wird” — aud von den Provinziallandtagen der Provinzen 
Shleswig-Holftein, Sachſen und Schlefien als Grundlage der für diefe Pro: 
vinzen zu erlaffenden Gefege angenommen worden war. 

Die Staatsregierung hatte demnach unter Adoptirung derjenigen Bee 
ftunmmangen der Tandgüterorbnung für Weftphalen, welche ſich auf die Einrichtung 
md Wührung der Landgüterrolle beziehen, fowie unter Berückſichtigung der Bes 
denken, welche die Gerichte gegen einzelne Beftimmungen des vom Provinzial. 
landtage beſchloſſenen Gefegentwurfs geltend gemacht hatten, im Uebrigen aber 
unter möglichftem Anſchluß an letzteren einen eigenen Geſetzentwurf aufſtellen 
laſſen. Namentlich in folgenden zwei —* Punkten ſtimmte der Regierungs⸗ 
entwurf mit dem Entwurfe des Provinzi nbtage und zugleid mit der weft: 
phälifhen Landgüterordnung überein. Auch in der Provinz Brandenburg follte 
nümlih jede zum Betriebe der Lands und Yorftwirtbichaft benutzte Beſibung, 
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welche mit einem Neinertrage won wenigftend 75 Mark zur Grundſtener ver- 
anlagt ift, in die Landgüterrolle eingetragen werden können, und für die Feftftellung 
ber Annahmetare ſollte der 40fache (in Weitphalen der 20fache) Betrag bes Grund 
fteuerreinertragd der Liegenichaften maßgebend fein. Dagegen war die für Ber: 
hinderung einer Ausbeutung des Anerbenrechts von dem Provinziallandtag in 
Ausſicht genommene Beltimmung (Surplusrefervat), in Folge der von dem 
en gegen diejelbe geäußerten Bedenken, von der Staatsregierung ge: 
en worden 

Diefer von der — aufgeſtellte Entwurf wurde einer Em: 
miffion von Bertrauensmännern der Provinz zur Begutachtung vorgelegt; da 
gegen hatte bie Staatöregierung von einer wiederholten Verhandlung mit dem 
Provinziallandtage felbft Abftand genommen. Es fehlte ſomit für dieſe Vorlage die 
formelle Zuftimmung des Provinziallandtags, deren man fi in Weftphalen 
verfichert hatte. 

Im November 1882 wurde diefer Geſetzentwurf den beiden Häufern des 
preußifchen Landtags zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Das Herrenhaus ftellte fih 
in der Majorität feiner Glieder auf den Standpunkt de3 Provinziallandtags und 

erflärte ſich für Geftaltung des Anerbenrechts als Inteſtaterbrecht und gegen de 
Beſtimmungen des Regierungsentwurfe bezüglich der Höferolle. Das Abgeorbneter: 
haus ſtimmte dem Herrenbaufe in diefem Punkte jedody nicht bei 160), und fo ſah 
1 das Herrenhaus fehlieglih, nachdem die Staatöregierung durch den Bund 

der Vertreter des Minifteriums des Innern, der Juſtiz und der Landwirthiceft, 
Domänen und Forften erklärt hatte, daß zur Zeit nicht mehr zu erreichen a 
als das in dem Regierungsentwurf Gebotene, genöthigt, im Intereſſe des Zuſtande 
kommens des Geſetzes ſeine Oppoſition aufzugeben (Juni 1883). Während der 
Kampf um denſelben Punkt in Weſtphalen gleichſam hinter den Coulifſen ars⸗ 
gefochten war, ſodaß ber Provinziallandtag ſowohl mie der preußiſche Landtag fh 
unter dem Vortritte des Freiherrn v. Schorlemer-Alſt reſignirt in das Unvermeid⸗ 
liche ſchickten, wurde der Streit wegen der brandenburgiſchen Landguterordnung um 
Herrenhaufe coram publico mit großer Heftigteit ausgefochten. Bielleicht giebt 
das minifterielle „zur Zeit” in der Zukunft einen Anlaß, auf diefe Angelegenhat 
nochmals zurüdzutommen. Denn nad Ausdehnung ber vandg auf 
ben geſammten land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Grundbefig mit Ausnahme mır 
ber ganz Meinen Befigungen haben faft alle Glafien der befigenden ländlichen 
Vevdlferung das gleiche Intereſſe an dem gedeihlichen Abſchluß diefer wichtigen 
Geſetzgebungsfrage. Im Uebrigen waren die von dem Landtage veranlakten 
Beränderungen nicht bedeutend, ‘Die wichtigfte derfelben beftand in dem vom 
Herrenhaufe gefaßten Belchluffe, daß der Uebernahmetare nicht der 40 ſonden 
nur der 30fache Grumdftenerreinertrag und der 20fache Gebäudeſteuernutzungs 
werth derjenigen Gebäude, welche weder zur Wohnung des Eigenthümers, feiner 
Familie und Arbeiter noch zur Bewirthſchaftung erforderlich ſind, zu Grunde 





166) Die zur Vorberathung des nl niebergefehte — bes pe 

geordnetenhaufes hatte fich in der erften Situng bem Botum bei H 

geile en amd bie Höferolle gleichfalld verworfen, in ber — Sihu * — 
ie Höferolle — Dieſem Commiffionsbeſchluſſe trat da das Abgeordneter 

haus mit großer "Majorität bei. 
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gelegt werde, wobei dieſem Werthe dann allerdings noch verſchiedene Poften 
zuzurechnen find, ein Beſchluß, dem dann mit einigen Modificationen auch das 
Abgeordnetenhaus beitrat und die Staatsregierung zuftimmte. 

Die königliche Sanction erhielt der von den beiden Häufern des Landtags 
angenommene Gejegentwurf am 10. Juli 1883. 

Ber Gelegenheit der Berathung des Geſetzentwurfs für die Provinz 
Brandenburg wurde auf den Antrag des Grafen von der Sculenburg:Beegen- 
dorf vom Herrenhaufe folgende Rejolution gefaßt: 

„Die Staatsregierung ift zu erfuchen: 

Nachdem ſeitens des jächfiichen Provinziallandtags das Bedürfniß einer 
Höferolle zwar anerkannt, ein desfallfiger Gefegentwurf aber zurüdgeftellt 
worden ift, — nad Anhörung anderer geeigneter Organe in der Altmark, — 
en Geſetz entiprechend der Landgüterordnung der Provinz Brandenburg für 
die vier altmärkiſchen Kreife: Stendal, Salzwedel, Gardelegen und Ofterburg 
dem Landtage vorzulegen.” 

In Ausführung a Beſchluſſes ift der Oberpräfident der Provinz Sachen 

worden, die Kreistage der vier altmärkifchen Kreiſe über den Erlaß 
aner Landgüterordnung für die Altmark gutachtlic zu hören. 

vo. De ſchleſiſche Provinziallandtag hatte, auf die demſelben ſeitens 
der Staatsregierung gewordene Anregung, am 11. Januar 1881 beſchloſſen, 
„janen Ausſchuß zu beauftragen, das erforderliche Material zu fammeln und 
eo. dem nächften Landtage beftimmte Vorſchläge über eine anderweitige Regelung der 
Erbfolge fiir den Grundbefig der Provinz Schlefien zu machen” ?°7), Auch eine 
von dem Landeöhauptmann der Provinz Schlefien dem Ausfhuß gemachte Vor: 
lage wies auf die Nothmwendigkeit der Anfammlung weiteren, für die Entſchei⸗ 
dung des in Rede ftehenden Geſetzes wichtigen Materials hin und erflärte fid 
vorläufig — umter Abänderung einiger weniger wichtiger Beftimmungen — mit 
dem v. Schorlemerjchen Gejegentwurf einverftanden. Dagegen ſprach ſich ein von 
dem Juſtizrath Schneider abgegebenes Gutachten für das Inſtitut der dem Hannover: 
ſchen Höferecht zu Grunde liegenden Höferolle und gegen das von dem v. Schor⸗ 
lemerſchen Entwurf in Ausfiht genommene Inteſtaterbrecht au& und erflärte ſich 
nr Uebrigen entſchieden gegen ein ausſchließlich für dem bäuerlichen Grundbeſitz 


— — 


167) Vorlage des Vandeshauptmanns an ben Provinzialausſchuß der Provinz 
Schlefien, betreffend eine anderweite gefetliche Regelung der Erbfolge in den Bauern- 
— 4. Februar 1881. Vorlage des Provinzialausſchufſes, betreffend denſelben 
and, vom 15. Auguſt 1881. Gutachten des Juſtizraths Schneider für den 
Provinzialausfchuß, betreffend die Emanation eine? Geſetzes über die an ber 
Erbiolge von Bauerngütern in Schlefien vom 6. April 1881. Bericht des 2. Aus⸗ 

bes ſchleſiſchen Team lanbiene über bie obige Vorlage des Provinzial- 

aus ed, vom 19. April 1882. Protofoll de 28. und 29. Provinziallandtags 
der Provinz Schlefien. Entwurf einer Landgüterordnung für bie Provinz Schlefien 
udung, vom 20. November 1883 Drudfachen e8 Herrenhaufes, Sigungds 
yeriode 1884/85 Nr. 6). Bericht der 12. Commiffion bes preußiichen Abgeordneten: 
a zu dem Entwurfe einer Landgüterorbnung für bie Provi lefien, vom 

Februar 1884 (Drudiachen bes eorbnetenhaufes, Seifion 1883/84 Nr. 111). 
Etenographiicher Bericht über bie Reben olnagen bes preußiichen Herrenhauſes dom 
n ee ge und bes preußifchen Abgeordnnetenhaufes vom 10. Januar, 11. und 
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berechnete3 ſinguläres Erbrecht, indem er baffelbe ar den — land⸗ mt 
forſtwirthſchaftlichen Grundbefig auszudehnen wünjchte 
Auf Grund diefer beiden Borlagen umd des fonft beigebrachten Baterals 
befchloß der Provinzialausfhug am 11. Juli 1881: „Der Pr... Hält die 
Negelung der Erbfolge für den gefammten Grundbefig von Säle 
fien im Wege der Gefeggebung für zwedmäßig, umd inſoweit es fih 
um eine facultative Befeitigung der landrechtlichen Pflichttheilsgeſetzgebung be 
züglich der Vererbung von Landgütern bandelt, für ein Bedürfniß, flilt 
aber ein Bedürfniß der geſetzlichen Einführung des Anerbenrechts lediglich 
für Bauerngüter in Abrede und legt den —*2* und beſchlofſenen Emwurj 
für das Geſetz bei.“ | 
Der von dem Provinzialausſchuſſe außgearbeitete Gejegentwurf wurde von 
dem 29. Provinziallandtag feinem 2. Ausſchuß überwieſen und in ber von 
diefem modificirten Geftalt mit großer Majorität angenommen. Gegen denſelben 
ſtimmten nur 12 Abgeordnete und zwar 1 ländlicher und 11 ſtädtiſche. | 
Nach dem Geſetzentwurfe de3 Provinziallandtags ſoll für ben Ländlichen 
Grundbeſitz der Provinz Schleſien ein beſonderes Inteſtaterbrecht nicht einge 
führt, ſondern im Anſchluſſe an die gleichartigen Geſetze, welche für die Provinzen 
Hannover, Weſtphalen und Brandenburg, ſowie für den Kreis Herzogthum 
Lauenburg und für bie landrechtlichen vechtörheinifchen Kreife der Rheinprovinz 
ergangen find, das Inſtitut der Landgüterrolle auch auf die Provinz Schlefien 
ausgedehnt werden. Im Uebrigen nähert ſich dieſer Geſetzentwurf in zma 
weſentlichen Punkten den für die Provinzen Weſtphalen und Brandenburg er⸗ 
laſſenen Landgüterordnungen, indem er bie Eintragungsfähigkeit in die Höferolle 
auf alle zum Betriebe der Land» und Forſtwirthſchaft beftimmten Befigungen, 
welche mit wenigſtens 60 (in Weftphalen und Brandenburg 75) Mark zur 
Grundfteuer veranlagt find, ausdehnt und der Uebernahmetare ben 40faden 
Betrag des Grumdfteuerreinertrags (in Weftphalen der 20-, in Brandenburg der 
30fache) oder den 20fachen Betrag des für jeden einzelnen Fall nad Abzus 
aller dauernd auf dem Gute ruhenden Laften und Abgaben ermittelten Rein- 
ertragd zu Grunde legte. Ä 
Tiefer Gejegentwurf wurde ſeitens der Staatsregierung dem Oberlandes 
gerät von Bredlau zur Begutachtung vorgelegt. Nachdem das Oberlandesgericht 
erichte feitens der Gerichte der Provinz eingezogen, bat e8 am 23. Jum 
1883 fi) unter eingehender Motivirung gegen den Geſetzentwurf ausgejprodken. 
Ungeachtet biefer von den Gerichten der Provinz erhobenen Bedenken bat 
der Geſetzentwurf für die Provinz Schleſien aber doch in allen a 
Punkten die Zuftimmung der Staatsregierung gefunden. Mit en Ab: 
änderungen meift vedactioneller Natur ift der Entwurf des Fell one dtags 
ſeitens der Staatsregierung im November 1883 dem preußiſchen Landtage 
vorgelegt worden. Sowohl das Herrenhaus wie Das Abgeordnetenhaus 
haben demſelben in den Hauptpunkten, mit Ausnahme nur einiger 
zugeſtimmt. Die wichtigſte Abänderung ift vom Abgeordnetenhaufe — 
worden und bezieht ſich auf die Feſtſtellung der Taxe, nach welcher die 
Landgüter vererbt werben ſollen. Während nämlich der Vorſchlag des 
Provinziallandtags und der Staatsregierung dahin ging, der Uebernahme 
tare den vierzigfachen Betrag des ——— zu Grunde zu legen 
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od anf Wunſch des Anerben oder eines Miterben eine individuelle Ermittelung 
des Reinertrags nad; dem Grundfage des hannoverſchen Höferechts zuzulafien, 
kat daS Abgeorimetenhans beſchloſſen, für die individuelle Schätzung nad) den 
Grundſãtzen des hammoverjchen Höfereht3 die Abfchägung des Gutswerths nad) 
den für Auseinanderſetzungen geltenden Abjchägungsgrundfägen der ſchleſiſchen 
Laudſchaft zu ſubſtituiren. Im Uebrigen foll die Beitftellung der Uebernahmes 
me auf diefem Wege ebenfalls nur auf Antrag des Anerben oder eine feiner 
‚Witerben erfolgen, während ohne foldhen Antrag der vierzigfache Betrag des 
:Onmbfteuerreinertrags der Liegenſchaften für die Uebernahmetaxe beftunmend ift. 
‚Damit it ein neuer Grundſatz für die Taration der Güter in die Höfegefeggebung 
angeführt worden, defien Ausdehnung auch auf die übrigen Provinzen fi in 
Zuluuft empfehlen dürfte. Die königliche Sanction erhielt der von den beiden 
‚Häufem des Landtags angenommene Gefegentwurf am 24. April 1884. 
Bemerkenswerth ift noch ein Antrag, den der Freiherr von Durant 
anläßlich der Berathung der ſchleſiſchen Landgüterordnung im Herrenhaufe am 
‚14. December 1883 eingebracht hat. Diefer Antrag, welder übrigens feine 
Rajorität fand, bezwedte die Annahme folgender Nefolution ſeitens des 
Herrenhauſes: „Das Herrenhaus nimmt die von der königl. Staatäregierung 
vorgelegte Landgüterordnung für die Provinz Schlefien unter den gegenwärtig 
| ofmaltenden Berhälmifien an, fpricht aber den Wunſch aus und erklärt e3 als 
| tm der Nothwendigkeit liegend, daß für den Fall, daß die Yandgikterorbnung ſich 
in Lanfe eines Zeitraums von 3 Jahren nicht bewährt hat, zum Bwed der 
| Erhaltung eine8 Lebensfähigen Grundbefigerftanded, auf die Einführung einer 
enderwei Erbfolge im Grundbeſitz Bedacht genommen werde.“ Wenn wir 
deſen Antrag recht verſtehen, jo ſollte er den Accept des von der Miniſterbank 
bei Gelegenheit der Berathung der brandenburgiſchen Landgüterordnung geäußerten 
| „zur Zeit“ ſeitens des Herrenhauſes ausſprechen! 

| VO. Mm Schleswig-Holſtein?es) iſt die Frage der geſetzlichen Con⸗ 
pohidirung bes Anerbenrechts ſchon zur Zeit der daäniſchen Herrſchaft ventilirt 


Bereits 1832 ſprach ſich Profeffor Hanſſen in feiner Darſtellung der 
: Jubel Fehmarn für das Anerbenrecht, als nothwendiges Complement der Ge⸗ 
 Iumbenheit der Landſtellen, aus. 
| Sodann flellte der Advocat Bargum in der holfteinifchen Ständeverfamme 
Img des J. 1842 eine fog. Privatpropofition auf Erlaß einer Verorbnung 
ı wegen Regulirung des Näherrechts bei der Erbfolge in Bauerngüter, indem er 
' auf die in den verfchievenen Theilen Holfteins ungleiche Geftaltung des Anerben- 
' zes (dort Näherrecht genannt) und auf die Unbeftimmtbeit der Geltung und der 
| tsfährımg diefer durch Statuten, Gefege und Gewohnheiten normirten Rechte 
| 


| bimmied. Diefer Antrag ftieß damals bei den Bertretern derjenigen Ranbestheile, 
welde bisher kein Anerbenrecht und keine Beſchränkung der Theilbarkeit ihrer 

gekannt hatten, auf einigen Widerftand. Indeß wurde doch, nad) einer 

fehr gründlichen Berathung inmerhalb des zu diefem Zweck erwählten Ausſchuſſes 

ten dem Prorinziallandtage beichloffen: der König möge geruhen, den holſteiniſchen 
Etinden ein besfallfiges Gefeg vorzulegen. 


168) Berhandlungen bes breizehnten Ichleswigsbolfteiniichen Provinziallanbiags 
tom 31. October bis inc. 18. November 1881, ui lan, Kiel 1881. 


h 
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In ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Staatslanzlei Haben darauf nınfaffende Unter 


ſuchungen und Verhandlungen über dieſen Gegenftand ftattgefunden. Die Er⸗ 
ledigung befielben im Sinne des oben erwähnten Beſchluſſes ift jedoch damals an 
ber Schwierigleit einer gleichmäßigen Regelung dieſer Rechtsmaterie für die ganze 
Provinz geicheitert. 


Die bereitö im J. 1842 vorhandene Unſicherheit in der Anwendung des 
Anerbenrechts hat fic, feitdem nur noch gefteigert. Namentlich die Fragen: auf 
welche Grundftüde das Anerbenrecht zur Anwendung kommen fol, wer der An 
erbe ift, wie e3 bei der Schägung gehalten werben foll u. |. w., werden in der 


Praris — einzelnen polfieimfchen "Diftricte ſehr verſchieden beantwortet. 


Wenn ſich dieſe Uebelſtände in dem Herzogthum Schleswig auch nicht in 


gleichem Umfange gezeigt haben, ſo herrſcht doch auch hier keine feſtſtehende 


Praris, namentlich ſeitdem die Faeſteſtellen den Bondeſtellen in den meiſten Be⸗ 


se gleichgeftellt find. 
Dem Beſchluß des preußiichen Abgeorbnetenhaufes vom 3. December 1879 


entſprechend wurbe der für Weftphalen außgearbeitete Gefegentwurf auch dem | 


Provinztallandtage der Provinz Schleswig- Holftein zur Aeußerung mitg 
Der Landtag beauftragte feinerfeitd einen aus 7 Mitgliedern beftebenden 
Ausſchuß, über diefen Gegenftand Bericht zu erftatten. “Diefer bejahte die 


Trage des Bedürfniſſes nad) einer Reform des bäuerlichen Erbreditd umd bee 
antoortete die bem Provinziallandtage vorgelegte weitere Frage, im melder 


Weife diefem Bedürfniffe Rechnung zu tragen fer, dahin, daß es ſich empfehle, 
auf die Provinz Schleswig-Holftein nicht den * die Provinz Weſtphalen aus⸗ 
gearbeiteten Geſetzentwurf, ſondern das für die Provinz Hannover in Kraft 
beſtehende Hoferechts⸗ Geſetz auszudehnen. 


Durch Beſchreitung dieſes Wegs hoffte man ein doppeltes Ziel zu em 


reichen. 

In denjenigen Theilen Schleswig-Holfteins, in denen das Anerbenredit gilt, 
die einzelnen Beitimmungen defjelben aber reformbebürftig find, würden dadurch 
an die Stelle der gen Unficherheit fefte Normen treten, und andrerfeits 


würde denjenigen Theilen der Provinz, welche bisher fein Anerbenreht und 
feine Beſchränkung ber Theilbarkeit der Stellen im Erbwege beſaßen und für 
Erfte auch nicht zu befigen wünſchen, dadurch Gelegenheit gegeben, bie wirt 
ſchaftlichen Bortheile eines foldhen Geſetzes kennen zu lernen und daſſelbe je nah 


Bedurfniß in Anwendung zu bringen. 


Namentlich aus Ruckſicht auf dieſe legteren Landestheile hat der Provinzial: 
landtag dem bannoverfchen Höferedhts-&efege den Vorzug vor dem urfprüngliden 


weftphälifchen Geſetzentwurfe gegeben, indem biefer, wegen femer 


ſämmtlicher Landgüter, deren Werth ein gewiſſes Minimum überfteigt, unter dad 


Anerbenrecht, das größte Widerftreben der Bewohner dieſer Landestheile bervor- 


rufen würde, wären e8 doch nüglic, fein kann, wenn dem Eigenthitmer die 
rechtliche Midglichleit und nur dieſe gegeben wird, een Hof durch Einfchreibung | 


in die Höferolle dem Anerbenrecht zu 


Ein weiterer Grund, der den Musfcuß, befti beftimmt bat, fi) an das hanno- | 


veriche Hbfegeſetz anzufcließen, befteht darin, daß der urſprünglich weftphäliice 
Geſetzentwurf viel tiefer in das eheliche Güterrecht eingriff, al3 das hannoverſche 
Höfereht, ſolche Eingriffe in das Familienrecht aber bei den in Schleswig: 
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— herrſchenden verſchiedenen Guterrechten nach Möglichkeit vermieden werben 
mürlen. 


Nachdem Hierauf im November 1880 der Provinziallandtag einen mit 
num unweſentlichen Mobificationen dem für Hannover geltenden Höfegefege nach⸗ 
gebildeten Geſetzentwurf, betreffend die Vererbung der ländlichen Beſitzungen in 
der Provinz Schleswig-Holftein, durchberathen, erhob er den folgenden Antrag 
mit allen gegen eine einzige Stimme zum Beſchluß: 

„Die königl. Staatsregierung zu erfuchen, nach Prüfung und Unterfuchung 
der einſchlagenden Verordnungen und Berhältniffe der Provinz und unter Bes 
rädfihtigung des anliegenden gutachtlihen Entwurf, einen Gefegentwurf, bes 
trefiend die Vererbung der ländlichen Befigungen in der Provinz Scleswig- 
Holſtein, aufzuftellen und, bevor derfelbe dem Landtage der Monarchie vorgelegt 
wird, dem Provinziallandtage zu gutachtlicher Beurtheilung vorzulegen.“ 

IX, Auch in der Provinz Sahfen!e?) hat der im Januar 1880 ver⸗ 
ſammelt gewefene Landtag fich mit der feitens der Staatöregierung angeregten Frage 
über die Neformbedürftigleit des bäuerlihen Erbrechts beichäftigt. Die Dis- 
enffion, in welcher von der einen Seite das Bedürfniß nad) einer folden Reform 
anerfonnt, von einer anderen Seite aber beftritten wurde, Tieß erfennen, daß der 
Gegenftand zu einer definitiven Beſchlußfaſſung nicht genügend vorbereitet jet, 
indem e8 für eine ſolche an den nöthigen thatjächlichen Unterlagen fehlte. Im 
Folge deſſen ertheilte der Randtag dem Provinzialausſchuſſe den Auftrag, ihm 
das Material zu einer eingehenden Beantwortung der angeregten Bebürfniß- 
frage zu unterbreiten. 

Der Provinzialausſchuß hat darauf der ihm geftellten Aufgabe entſprochen, 
indem er die Aeußerungen der Kreisorgane ſämmtlicher Landkreiſe der Provinz 
und außerdem Spezialgutadhten von einzelnen mit den einfchlägigen Berhältnifien 
wohl vertrauten Männern eingeholt hat. 

Ja, der Provinzialausfhuß bat noch mehr gethan, indem er unter Ab» 
lehnung des fog. v. Schorlemerfhen Gefegentwurfs und im Anfchluffe an das 
hamoverſche Höfegefeg einen Gefegentwurf über die Vererbung der Landgüter 
in der Provinz Sachſen für den Provinziallandtag ausgearbeitet hat. Bei diejer 
Gelegenheit hat ſich der Provinzialausfhuß zwei Aufgaben geftellt: 

1) die ländlichen Grundbefiger, dur Einräumung eines von Pflichttheils- 
beſchränkungen wenig beeinträchtigten Verfügungsrechts, der Nothwendigkeit zu 
en bei Lebzeiten, das ift in ihren beften Jahren, das Gut abzu= 
treten, un 

2) für den Synteftaterbfall den ungetheilten Uebergang des Gutes an einen 
Erben ohne zu hohe Belaftung deſſelben vorzufehen. 

Bei diefem feinem pofitiven Vorgehen befand fi der Provinzialausfhuß 
in Uebereinftimmung mit nahezu der Hälfte der Kreißorgane, indem von den 
Aeußerungen des Kreistags und Kreisausfchufles aus 33 Kreifen 16 fich für eine 


169) Berhandlungen des Provinziallandtage ber Provinz Sachen von 1880 
mb 1882. Borlage des — betreffend die anderweite geſetzliche 
Regelung ber 5 in den Landgütern ber Provinz Sachſen (6. Landtag ber 
Provinz Sachen 1882, Druckſachen Nr. 84). 
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andermweite Regelung der geſetzlichen Erbfolge in den Sauernhöfen und 17 da⸗ 


gegen ausgefprochen hatten. 

Diefer Entwurf wurde dem im %. 1882 verſammelt geweſenen Provinzial: 
landtage vorgelegt, und von demſelben — nach einer allgemeinen Discuſſion — der 
von dem Dr. Elvers geſtellte Antrag mit 48 gegen 44 Stimmen angenommen. 

Diefer Antrag lantet: 


„1) Der Provinziallandtsg ertennt an, daß das DBebürfniß nad, Rege- 
lung der Erbfolge ſowohl in den Bauernhöfen als aud) in den größeren länd⸗ 
lichen Befigungen in der Provinz Sachſen hernortritt, und daß diefem Bedũrfniß 


durch Erlaß eines Geſetzes abzuhelfen fein wird, welches auf den Principien 


beruht, die in dem von dem Provinzialausichuffe ausgearbeiteten Entwurf zum 


Ausdruck gelangt ſind. 


2) Der Provinziallandtag beſchließt, auf die Berathung der einzelnen Be 


ftimmungen de3 vorgelegten Gefegentwurfd nicht einzugehen.“ 
Bei diefer Gelegenheit darf noch auf die oben auf ©. 359 erwähnte That- 


ſache Hingewiefen werden, daß das Herrenhaus feinerfeit3 beſchloſſen hat, die 


Staatsregierung um die Borlage eines die Erbfolge in den ländlihen Grund⸗ 
befigungen regelnden Gejegentwurfs für die Altmark zu erjuchen, und daß bie 


Ctaatöregierung hierauf die erforderlichen gutachtlichen Nachrichten einzuziehen | 


begonnen bat. 


X. Der Communallandtag des Regierungsbezirks Kaſſel hatte bie von | 


der Staatöregierung angeregte Frage, die etwaige Abänderung der Inteftaterb- 
folge in Bauerngliter beirefe 


Diefer hatte in Anbetracht der ſehr verſchiedenen Regeln und Gebräuche, welche 


nd, einem Ausſchuſſe zur Vorberathung übertragen. 





in den einzelnen Theilen des Regierungsbezirkls Kaffel in Bezug auf vie Ber 
erbung der Bauerngüter, bezw. die Anſchlagsverträge beftehen, fein Botum für 


bie Haupttheile des Bezirks gejondert erftattet umd fich bei dieſer Gelegenheit 
auf die Geltendmachung der allgemeinſten Geſichtspunkte beſchränkt. Der durch 
den Berichterſtatter, Prof. Dr. Enneccerus, eingehend motivirte Antrag des 
Provinialausſchufſes wurde von dem Communallandtage am 17. December 1881 
mit großer Majorität angenommen, nachdem einige andere Anträge verworfen 


worden waren. ‘Der von dem Communallandtage zum Beſchluß erhobene Antrag 


zerfällt in zwei Theile: 
A. In dem erften Theile wurde beſchloſſen: 


„a. Für AltsHeffen mit Hersfeld und Schmalkalden (iv 


ſchließch bes Amts Vöhl), iſt im mittelbaren Anſchluß an die dort vorher: 
ſchende Sitte der Anſchlagsverträge, eine Abänderung der Erbtheilung bei der 
Snteftaterbfolge in Bezug * Banernhöfe nad) folgenden Gefichtspimtten wün: 


ſchenswerth: 


1) Im Fall der Inteſtatbeerbung durch Nachkommen geht das Bauern: 


gut als Einheit auf einen der Miterben, den Gutsübernehmer, über. 

2) Der Gutsübernehmer wird, wenn die Erbenden ſich nicht unter ein 
ander einigen, im möglichſten Anfchluffe an bie bisherige Uebung durch Bar: 
münder und Verwandte nad) pflichtmäßigem: Ermefjen derart beftimmt, daß bie 


dauernde Erhaltung der Einheit des Guts in der Hand eineß Familiengliees | 
den für die Wahl ausfchlaggebenden Geſichtspunkt bildet. Erſcheint wegen 
höherer Verfchuldung ded Guts oder anderer zwingender Gründe bie — | 
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Erhaltung des Guts in der Hand eines Familiengliedes zweifelhaft, fo können 
die obengenannten Perfonen den Verkauf des Guts und die Theilung des Er⸗ 
[öfes zu gleichen Theilen beftimmen. 

3) Der Gutsübernehiner hat den übrigen Miterben eine mäßige, bie Er⸗ 
haltung der Gutseinheit in feiner Hand nicht gefährdende Abfindung zu zahlen, 
deren Mühe durch gejepliche Regel feitzuftellen if _ 

4) Es iſt zu geftatten, ın Anſchlagsverträgen oder letztwilligen Verfügungen 
zu Gunften des in denſelben beflimmten Gutsübernehmers die Abfindungen 
bezw. Erbtheile der Miterben ın höherem Grade, als das römiſche Pflichttheils- 
recht geftattet, zu beichränfen. 

5) Ein Geſetz nad) Maßgabe der unter 1—4 angeführten Gefichtspunfte 
M mm für ſolche Bauerngüter zu erlafien, deren Größe genügt, um einer Familie 
da3 Jahr hindurch vollauf Beſchäftigung und Nahrung zu geben. 

b. Für das Gebiet des Fuldaiſchen Rechts (die Kreife Fulda, 
Hünfeld, Gersfeld und den zu Schlüchtern gehörigen Amtsgerichtsbezirk Sal- 
a find, die ımter I 1—5 angegebenen Regeln als Bedurfniß ebenfalls zu 


chnen. 

c. Für die Grafſchaft Schaumburg iſt das Bedürfniß der Ein⸗ 
führung eines von den geltenden volksthümlichen Beſtimmungen weſentlich ver⸗ 
ſchiedenen Anerbenrechts nirgends hervorgetreten, dagegen würde ſich eine Ab⸗ 
änderung des geltenden Meierrechts dahin empfehlen, daß unter den dem Grade 
nach gleich nahe erbberechtigten Perjonen in erfter Linie das männliche Geſchlecht 
md erft in zweiter Linie dad Alter den Vorzug gebe. 

d. Die Einführung der für Althefien in BVorfchlag gebrachten Gejet- 
gung im den Kreiſen Hanau mb Gelnhauſen zu befünworten, iſt der 

omunallandtag zur Zeit nicht in der Lage, vielmehr ift zuvörderſt durch eine 
eingehende Unterſuchung feftzuftellen, ob nicht ein derartiges Geſetz dem Bedürf⸗ 
mife der Bevöllerung widerfprechen würde,” 

B. In dem zweiten Theile wurde die königl. Staatsregierung erjudt: 

„a. nach Maßgabe des unter A gefaßten Beſchluſſes, nad) weiterer gut- 

Anhörung des königl. Oberlandesgerihts und der Iandwirthichaftlichen 
Berene des Bezirks und auf Grund umfaflender ftatiftiiher Erhebungen 
namentlich über die Größe der Güter, die Kataftralreinerträge derſelben, die 
Ortsſitte in Beziehung auf Anfchlagsverträge und die Höhe der bei folden 
üblichen Abfindungen, einen Geſetzesvorſchlag ausarbeiten zu lafien u. |. w.; 

b. den Entwurf dem Communallandtage zur Begutachtung vorzulegen 
md ihm zu dieſem Behufe unter Anlage der weiter erflatteten Gutachten und 
Ratiftiihen Erhebungen dem fländifchen Verwaltungsausſchuſſe jo früh zugehen zu 
Ifien, daß diefer eine Vorprüfung des Entwurf3 und Berichterftattung an den 
Communallandtag veranlafjen könne.” 

XI. Endlich Bat der Provinziallandtag der Rheinprovinz!7), in der 
das gemeine und franzöfiiche Erbrecht tiefe Wurzeln in der Bevölkerung ge= 
ſchlagen hat, auf Grund des Majoritätsantrags feines Ausſchuſſes, in feiner 
Eikung vom 2. December 1881 mit 51 gegen 21 Stimmen beſchloſſen: 





170) & raphiſcher Bericht der Verhandlungen bes 27. rheiniſchen Provinzial» 
landtags zu Düffeldorf, Düfjeldorf 1881. 
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„bie Frage, ob in der Nheinprovinz ein Bedürfniß nad anderweiter 
Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen bervorgetreten ift, für einen 
Theil des Grundbefiges in der Rheinprovinz zu bejahen“ , 

und ferner mit 53 gegen 19 Stimmen bejchlofien: 

„auf die Frage, auf welde Art diefem Bedürfniſſe Rechnung getragen 
werden kann, zu erflären: daß der in dem von Schorlemerſchen Gefegentwurf 
niedergelegte Grundſatz der gebundenen Erbfolge einen Zwang enthalte, der 
weder den Rechtsanfchauungen noch den Intereſſen der rheinifchen Bevölkerung 
entfpreche, daß vielmehr dem Bedürfniß nur durch erweiterte Teſtirfreiheit 
abgeholfen werden könne, daß aud in Erwägung zu nehmen fei, ob nicht 
durch Erlaß eines den befonderen rheinischen Berhältniffen entfprechenden &e- 
jeges, betreffend die Abſchätzung von Landgütern zum Behufe der Pflicht: 
theilsberechnung auf Grund des Ertragswerths, die Erhaltung der Güter m 
den Familien bereits wirkſam unterftügt werden könne, daß jedoch ein tiefere 
Eindringen in die Materie, bei dem Mangel an ftatiftiichem Material und 
der Kürze der dem Provinziallandtage bemeffenen Zeit, unmöglich fei”. 

Nachdem wir bisher die in Folge des v. Miinnigerodefhen Antrags ver: 
anlaßten gutachtlichen Yeußerungen der preußifchen Provinzial: und Communal: 
landtage und die fih an dieſe Aeußerungen anfchließenden weiteren geſetz 
geberifchen Maßregeln aufgezählt haben, ſei an diefer Stelle noch zweier, außer: 
halb Preußens erfolgter Anregungen zur Einführung refp. Reform des Anerben⸗ 
rechts gedacht. 

Die erite betrifft das Königreih Bayern!7!). Hier bat in der 
Gentralverfaommlung des landwirtbichaftlihen Vereins, welche am 8. Detober | 
1883 in München tagte, Profeflor von Helferid in einem längeren Bortrage: 
die Nothwendigkeit der Einführung des Anerbenrehts im Königreih Bayern mit 
ebenjo großer Sachkenntniß wie Beredfamtleit vertreten. Die lautloje Stille, mit 
welder die Verfammlung dem Bortrage laufchte, Tieferte ein beredtes Zeuguif 
für das Intereſſe, das biefelbe dem Gegenftande des Vortrags ſchenkte. Diejem 
Intereſſe hat fie denn auch durch eine faft eimftimmig gefaßte Mefolution 
Ausdrud gegeben. Nachdem mehrere weitergehende Anträge, — von denen 
der eine zugleih eine Revifion des Geſetzes, betreffend die landwirthſchaft⸗ 
lichen Erbgüter, vom 22. Februar 1855 (Antrag des Freiherm von Gaisberg), 
und der andere die Erfegung des „bisherigen römiſchen Erbrechts“ durch „das 
alte deutſche Anerbenrecht bei Abfaffung des allgemeinen deutſchen Civilgefes- 
buchs“ erftrebte (Antrag des Treibern von Cetto) — in der Plenarfigung 
des landwirthſchaftlichen Vereins am 9. October 1883 verworfen worden 
waren, gelangte der Antrag des Treibern von Soden, dem auch der Referent, 
— v. Helferich zuſtimmte, zur faſt einſtimmigen Annahme. Dieſer Antrag 

utete: 

„Das Generalcomité des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern erblickt 
in der Einführung des alten deutſchen Anerbenrechts an Stelle des bisherigen 


171) Beilagen zur des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern, 
November 1883, enthaltend den ſtenographiſchen Bericht Über die Centralverſamm- 
lung be3 Iandwirthichaftlichen Vereins in — vom 9. October 1883 und über 
die Plenarfigung bes Generalcomit6s des Iandwirthichaftlicden Vereins in Bayern 
vom 9. October 18883. 
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römischen Erbrechts eine nothwendige Forderung im Intereſſe der Erhaltung 
des Bauernftandes”. 

Die zweite Anregung kommt aus dem Großherzogthum Baben!??). Dort 
bat — wie wir oben auf ©. 156 fi. darftellten — die Inbivibualjucceffion ver: 
bunden mit der Bortheilögerechtigkeit, welche im Schwarzwalde meift ald Conſequenz 
der rechtlichen Gebundenheit der Hofgüter erjcheint, bereit3 im Anfang unferes 
Jahrhunderts I gefegliche Regelung gefunden. Indeß ruht bie gegenwärtige 
Bererbung diefer Güter doch, wie wir gleichfalls gezeigt haben, viel weniger auf 
dem Geſetzesrecht als auf der Macht der Sitte. ‘Diele ift aber eine veränder- 
— —539— ſo daß die geſetzgebenden Factoren des Großherzogthums Baden 

Ernſtes vor die Frage geſtellt ſehen, ob ſie den bisherigen Zuſtand 
— — auch für die Zukunft aufrecht zu erhalten wünſchen, in welchem 
Falle ſie ihn zum Theil abändern und dann auf geſetzlichem Wege —— be⸗ 
feſtigen müſſen, oder ob fie die Entwickelung der Dinge nach wie vor ſich ſelbſt 
überlafſen wollen, in welchem Fall es zu empfehlen wäre, das formell geltende 
aber factifh an manden Stellen außer Anwendung gefommene Recht zu be 
feitigen. Bu einer Entſcheidung werden die geſetzgebenden Factoren auch dadurch 
gedrängt, daß die Beſeitigung der Untheilbarkeit der Hofgüter, die bei dieſer 
Gelegenheit von der Frage der Beſeitigung der Vortheilsgerechtigkeit nicht immer 
getrennt worden iſt, wiederholt in Anregung gebracht iſt und noch immer ihrer 


Entſcheidung harrt. 
Ueber die Aufhebung. der Geſchloſſenheit der Hofgüter wurde bereits im 
J. 1820 verhandelt, in welchem Jahr das Miniftertum des Innern unter dem 


14. März auf gefchehene Anfrage fih dahin äußerte, daß eine gänzliche Ab- 


172) Die oben auf ©. 156 angeführte Literatur und außerdem: Vogel⸗ 
mann, — die Geichloffenheit der Gefpüter des badilcyen Schwarzwald, ebft 
des Herausgeber?, in Raus Kid der politiichen Oekonomie B. 4 

1f Mayer, cher die Untbeilbarkeit der geichlo * ofgüter und über bie 
Bortheilagerechtigteit, in ben Blättern für Juſtiz und wa tung im Großherzog⸗ 
— bene Sabre. 2 ©. 571. Bilfing, Die Geihloffenen ofah ter, im badiſchen 
latt 1855 Nr. 14. Turban, Der Sergeant De geiölofiene Hof- 

gi, im im Magazin für Rechtspflege und Verwaltung ꝛc. Bd. SSH. Engel: 
orn, Gutachten über bie Theilboneit der ſeither geichlo Sg Sofsüter bes Schwarz. 
walds und Aufhebung des fog. en in der Zeitichrift für badiſche Ber- 
— und Verwaltungsrechtspflege 1869 ©. 67 ff., - Bogelmann, Die 
Rentberge des a ſtarlsruhe 1870. Bogelma an, wie SForftpolizeis 
gefekarbung bezüglich der Pribativaldungen im Groß a N Baden, Karlsruhe 
Emminghaus, Die —— — o — thum Baden, in 

ers Vierte abrafchrift 1 f. chupp, Das ofgüterwefen im 
ang Wolfach, Heidelberg 1871. €. D : er, Beleuchtung des neuerdings 
ind Leben getretenen Strebend, daß die Untbeilbarkeit der Hofgüter aufe 
er werben jo, Beilage zum Schwarzwälder Ne. 40, Billingen 1870. Helme, 
bes Doc Wir mäße Barfelung der Gründe für bie Erhaltung ber geichloffenen Güter 
ochſchwarzwalds, —* ſchrift im Auftrage vieler Gemeinden an das Handels⸗ 
eingereicht, — i. Br. 1870. Exgebniffe der ui eh a ber die 

En ber Landiwirthichaf im Großherzogthum Baden 1883. Buchen⸗ 
berger, Die re der ar Bevölkerung im —— — Baden, in Bäuer: 
ee fände Bd. Schulze, Gutachtlicher ht über dad bräuerliche 
t im Gerktengsthum um und „Deflen a Sen Reform durch die Geſetzgebung, 
erftattet an Gommilfion der ammer des Großherzogthums Baden 

für die Erhebungen über bie ae 1884. 
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ihaffung der Gebundenheit nicht wohl thunlih fe, — da fie in rauhen Walb- 
gegenden, wo der Boden ſchwer zu bebauen ift und fchon eine große Maſſe 
Geldes beifammen fein muß, um ihren Mann zu ernähren, nicht entbehrt werden 
kann, — daß bie® aber in anderen Gegenden, wo die Localität fie nicht unbe- 
dingt erfordert, wohl ftattfinden könne. In einem Reſcript des Staats 
minifteriums vom 20. Januar 1821 wird diefe Anficht getheilt und eine Unter- 
ſuchung darüber angeordnet, an welchen Orten Hofgüter beftehen und an weldyen 
Orten fie ohne Schaden aufgehoben werden können. Während die erfte Frage 
unbeantwortet blieb, erflärten fidy die Kreisdirectionen allgemein für den Fort: 
beftand des Edicis vom 23. März 1808. 

In Folge der in den dreißiger Jahren erneuerten Agitation für die Aufhebung 
des Hofgiitermefend ordnete ſodann das Minifterium des Innern unter dem 
22. Juni 1836 eine Erhebung über die rechtliche Natur und Entftehung der 
gebundenen Hofgüter fowie über die Handhabung der Vortheilsgerechtigkeit im 
Speziellen an und richtete an ſämmtliche Aemter, in deren Bezirk fi Hofgüter 
finden, die Trage, ob und welche nadhtheilige Yolgen die Einführung der freien 
Theilbarkeit der Hofgüter haben könnte. Die eingegangenen Antworten ſprachen 
fi) meift für die Zweckmäßigkeit der Fortdauer der geichloffenen Hofgüter aus. 
Bon den in der Minorität befindlichen Amtsvorftänden ſprachen fi namentlid 
die von Tryberg und Hornberg gegen die underänderte Fortdauer des beftehenden 
Buftands aus. Zwar befürmorteten fie ebenfall® die Beibehaltung der Hofgüter, 
aber fie beantragten zugleich — zur Förderung einer befleren landwirthſchaft⸗ 
lichen Cultur und zur Unterftügung des Kleingewerbes — die Geftattung einer 
Theilung der Hofgüter bis zu einem beftimmten Minimum, das wieder ner: 
Ihieden zu bemefjen wäre, je nachdem es ſich um die Errichtung eines eigentlichen 
Hofes oder eineg Gewerbegut3 handelte. 

Hierauf erließ das Minifterium des Innern unter dem 4. November 1837 
die oben auf S. 157 erwähnte Vollzugsverordnung zum Edit vom 23. Mär; 
1808, in der ſowohl die Bulafjung der Theilung von Hofgütern als auch die 
Abtrennung einzelner Stüde von denfelben im Sinne größerer Mobilifirung des 
Grundeigenthums geregelt wurde. 

Doch fcheint diefe von der Staatsregierung gemachte Conceſſion an bie 
freie Zheilbarfeit den Eingefeflenen des Amtsbezirks Tryberg nicht genügt zu haben. 

Denn im I. 1840 petitionixten diefelben bei der Kammer der Abgeordneten 
um die gänzlihe Abſchaffung der LUntheilbarfeit der Hofgüter. Bon dieſer 
Mafregel erwarteten namentlich die in der ſchwarzwälder Uhreninduftrie be- 
häftigten Perſonen die Möglichkeit des Erwerbs von Grundbeſitz in beliebiger 
Ausdehnung und an beliebiger Stelle, und hiervon wieder verfprachen fie ſich 
eine Unterftügung in der Führung ihres Haushalts und einen foliden Rückhalt 
für alle Wechfelfälle des Lebens. Doch wurde diefer Petition feine Folge ge 
geben, da man im Allgemeinen weder unter den Schwarzwälder Bauern noch ım 
Minifterium von der Aufhebung der Gebundenheit der Hofgüter etwas wiflen 
wollte, 

Sa felbft in den kritiſchen Jahren 1848 und 1849 bat der Gedanke, das 
Hofgüterweien zu befeitigen, im badiſchen Schwarzwalde feinen Anflang ge 
funden. Im Gegentheil! Als die deutihe Reichsverſammlung im $ 33 der 
Grundrechte fi) für die freie Theilbarkeit des Grundbefiges ertlärte, madten 
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69 ans den Aemten Waldtirch, Wolfach, Freiburg, Neuftadt, Homberg umd 
Stanfen ftammende Petitionen die Reichsverſammlung auf die Vorzüge des Hof- 
güterwefend aufmerffam und baten darum, es möge die Entſcheidung der Frage 
über die Theilbarkeit des Grundbefiges der Yandesgejeggebung überlaffen werden. 
Eine bei dieſer Gelegenheit veranftaltete Anfrage über die Verbreitung und die 
Wirkungen des Hofgüterwefens ergab die faft einftimmige Antwort, daß die Aufe 
bebung der Gebundenheit für die Verhältniffe des badiſchen Schwarzwalds von 
dem größten Nachtheil fein wiirde. 

Ya im J. 1855 beftand fogar die Abficht, die Errichtung von Hofgütern 
in denjenigen Landestheilen zuzulaflen, in melden fie bisher nicht vorfamen. 
Diefe Abſicht fand ihre Verförperung in einem vom Mintfterium ausgearbeiteten 
Geſetzentwurfe über die gefchlofienen Hofgüter, defien wir bereit oben auf 
©. 94 ff. in anderem Zuſammenhange gedacht haben. Nach diefem Entwurf 
follten die beftehenden und nen zu errichtenden Hofgüter auch in Zuhmft al3 
Ganze3 frei veräußerlich fein, — wie die erfteren es bereitö bis dahin waren, — 
jedoch nur mit Genehmigung ver Bezirksverwaltungsbehörde getheilt werden 
innen. Neu war in dem Entwurf, daß auch die Berfchuldung der Güter ın 
Zufunft mur unter beftimmten Borausfegungen geftattet fein folltee Der Regel 
nah war nämlich zur Contrahirung von Schulden mit unterpfandlicher Sicher: 
heit eines geichloffenen Hofgut3 die Zuftimmung der Familie vorgefehen, fo daß 
nr ausnabmsweife, in beitimmten vom Gefeß vorgejehenen Fällen, von diefem 
Erforderniß abgefehen werden konnte. — Für die Vererbung diefer Güter follte 
Individualfucceffion mit einem Voraus für den Anerben gelten. Die bisher 
geſchloſſenen Hofgüter fielen eo ipso unter das neue Geſetz; ſolche, Die es bis 
dahın noch nicht waren, konnten aber in Zuhmft durch einen ausdrädlichen 
Stiftungsact dem Geſetz unterftellt werden. 

Indeß fcheiterte diefer Entwurf damals an dem Wiederftreben der öffent- 
lichen Meinung. 

Ja es machte fi) feit dem Jahr 1867 eine lebhafte Agitation fir die 
Beſeitigung des Hofgüterwefens in der Prefje und in den landwirthſchaftlichen 
Berfammlungen geltend. Doch ging fie auch dieſes Mal nicht von den uns 
mittelbar Betheiligten, fondern von Yreunden der Landwirtbichaft, Lehrern, 
Piorrern, Beamten aus. 

Diefe Bewegung führte im 9. 1870 zu einer Petition, weldye der land⸗ 
wirthfchaftliche Bezirksverein von Gengenbach wegen Aufhebung des Edicts vom 
23. März 1808 an das Minifterium richtete, und dann zur Verhandlung dieſes 
Segenftands im badifchen Landesculturrath. Die Debatten leitete hier eine den 
Etand der Frage zufammenfaffende Denkſchrift und ein eingehendes Referat des 
damaligen Profeffors am karlsruher Polytechnikum Dr. Emminghaus ein. Die 
bei dieſer Gelegenheit geäußerten Anfichten gingen fo weit aus einander, daß 
= fih über ein gemeinfam abzugebendes Botum im LER. nicht einigen 


Der in den Berhanblungen zu Tage getretene Mangel an beweisfräftigem 

Ratiftifhen Material über den Umfang und die Folgen des Sofgiitermelens 

führte zn einer Relolution des Inhalts, daß die nöthigen Erhebungen zunächft 

über die Verbreitung der Hofgüter vorgenommen und das Ergebniß berfelben 

dem Lanbesculturrath bei feiner nächſten Sitzung mitgetheilt werden ſollte. 
E&riften XIV. — dv. Miaslomsti, Grunbeigenthumsvertheilung. 11. 24 
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Eine aus Mitgliedern des Landesculturraths gewählte Commiſſion wurde mit 
der Nedaction eines Fragebogens für die Erhebung beauftragt. Die Staats 
tegierung verfandte ihrerfeit3 den Fragebogen an die Bezirtdämter und zog die 
ausgefüllten Bogen bi8 zum J. 1872 ein. 

Die Zufammenftellung der Reſultate diefer Enquéête durch den Berfafler 
diefer Arbeit ergab, daß die von den Bezirksämtern den Gemeinden zur Be 
antwortung überwiefenen Yrazen nur höchſt ungenügend beantwortet waren 
Das aus diefem mangelhaften Material entworfene Tableau wurde von der 
großherzoglich badifhen Staatsregierung der Commiffion für die Ausarbeitung 
eines deutſchen Civilgeſetzbuchs zur Kenntniß mitgetheilt und ift oben auf ©. 161 
in Kürze reproductrt worden. | 

Der eben geſchilderten Agitation für die Befeitigung des Hofgüterweſens 
parallel ging eine folche für die Beibehaltung beffelben. | 

Schon im J. 1870 hatte fi der landmwirthicaftlihe Centralausſchuß 
des Großherzogthums Badens auf Grund einer vom Staatsrath a. D. Vogel⸗ 
mann gegebenen Darftellung mit großer Majorität dahin ausgeſprochen, daß 
für die Regierung zur Zeit kein Grund vorhanden fei, die Initiative zur 
Befeitigung der Gebundenheit der Hofgüter zu ergreifen. 

Auch babe fi) um diefelbe Zeit in den Schwarzwälder Hofgüterdiftrieten ein 
Berein zur Belämpfung der auf die Aufhebung des Hofgüterweſens gerichteten. 
Beſtrebungen gebildet. ! 

Seitens der Staatäregierung find ſeit Veranftaltung der Enquete über de 
Verbreitung der Hofgüter mit Rückſicht auf das in Ausficht ftehende Allgemeine 
Bürgerliche Gefegbuh, von dem man eine Entſcheidung oder doch wenigſtens 
eine Directive für die Entſcheidung diefer Frage erwartet, alle weiteren Schritte 
in dieſer Angelegenheit eingeftellt worden. | 

Vegleitet wurden dieſe für und gegen bie Aufhebung des Hofgüterweſens 
unternommenen Schritte von einer ftattlidhen Zahl von Schriften, welde die 
Licht- und Schattenfeiten der Hofgliter hervorzuheben fuchten. Für Beſeitigung 
derfelben erklären fidy namertlih Mayer, Engelhorn, Zurban, Emminghaus, 
Schmitt; für Beibehaltung Biefling, Vogelmann, Helme, E. Dorer, währen 
Schupp in feiner vorzüglichen Arbeit über da8 Hofgüterwefen des Oberamtsbe;ir 
Wolfach wohl nachdrücklich auf die Schattenfeiten diefer Einrichtung aufmerkſam 
macht, ohne ſich jedoch entfchteden gegen diefelbe zu erklären. | 

Wenn wir zum Schluß aus den eben geichilderten Vorgängen das Facit 
ziehen und unfere Stellung zu bdenfelben zu firiren fuchen, jo müfjen wir je: 
nächft der Art, wie das Edict von 1808 gehandhabt wird, gedenten. | 

Was zunäcft die Praxis bei Zerlegung der Hofgüter betrifft, fo war fi 
jelbft trog ter dieſelbe beglinftigenden Verordnung vom 4. November 1837, 
bis zu den 60er Jahren eine fehr ftrenge, möglichſt auf die Erhaltung der 
Hofgüter gerichtete. Sowohl die vollftändige Zerſchlagung der Hofgüter als 
aud die Abzweigung einzelner Theile derſelben wurde damal3 nur unter der 
Bedingung geftattet, daß die abgetrennten Stüde entweder wieder felbftändige 
Hofgüter bildeten oder mit anderen Hofgütern verbunden wurden. Jedoch ſchemt 
dieſe Strenge ſeitdem einer milderen Praxis gewichen zu fein. Denn im J. 1868 
ertlärte der damalige Minifterialvatd (und jegige Staatdminifter) Dr. Turban 
auf einer in Biberach am 23. October jenes Jahrs abgehaltenen landwirth⸗ 
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ſchaftlichen Berfammlung, daß die Staatsregierung alle eingefommenen Geſuche 
um Theilung von geichlofienen Hofgütern im Sinne der Theilbarkeit entſchieden 
und diefe möglichſt gefördert habe. Und auch feitdem ſcheinen die gegen bie 
Schmälerung des Hofgüterbeftands geltend gemachten Bedenken der Bezirksräthe 
von dem Handeläminifterium als letzter Inſtanz meift nicht getheilt worden zu 
fein, Für die Berlegung eines Hoigut8 wird heutzutage ın &emäßheit ber 
minifteriellen Beroronung vom 4. November 1837 gewöhnlich nur der Nach⸗ 
weis verlangt, daß die einzelnen Theile zur Erhaltung einer Familie genügen, 
wobei indeß auch das aus dem Tagelohn und dem Gewerbeverdienft entipringende 
Einkommen mit berüdjihtigt zu werden pflegt. Abzweigungen einzelner Par⸗ 
celen werden bereit3 genehmigt, fofern mır die Bedingungen des Geſetzes vom 
6. April 1854 (RBL Nr. 20 ©. 193) erfüllt find. Nach dieſem elek 
follen Zheilungen von Wald, Reutfeld und Weiden in Stüde unter 10 bad. 
Morgen und von Aderfeld und Wiefen in Stüde unter !/« Morgen ın der 
Regel nicht ftatthaft fein. Ausnahmsweiſe dürfen die Verwaltungsbehörden für 
anzelne Gemeinden dieſes Minimum fowohl erhöhen, als auch in einzelnen 
Füllen Nachſicht von diefem Verbot gewähren. Auch find Zerftüdelungen von 
Hofgütern hier und da ohne Einholung der vorfchriftsmäßigen Genehmigung er= 
folgt. So ergab die im Jahr 1872 veranftaltete Enquete die vollftändige 
Zerſtückelung von Hofgütern in einer Anzahl von Gemeinden der Amtsbezirke 
St. Blaſien, Neuftadt, Freiburg, Waldkirch, Tryberg. Gengenbach, Oberkirch, 
Villingen und Offenburg, ohne daß die eingeholte Genehmigung dazu nachzu⸗ 
werfen geweſen wäre. 

Auf dieſem Wege find aus früheren Leibzucht- und Altentheil⸗Häuschen 
oder aus Viehhütten, die gewöhnlich an einen zweiten Sohn übergingen, zus 
ſammen mit dem dazu gehörigen Lande felbftändige Meine Höfe geworden, die 
fih um dem Mutterhof ablöften. Aber audy durch Abverkauf einzelner Stüde 
von einem Hofgut und durch Verfehung derfelben mit den nöthigen Gebäuden 
Mt daſſelbe Refultat erzielt worden. 

Durch diefe secundum und contra legem geübte Praris wird gleichſam 
der Uebergang von der firengen Gebundenheit zu der freien Theilbarkeit der 
Sofgliter gemadt, und es fragt fi, ob es unter ſolchen Umftänden nicht viel⸗ 
leicht gerathen wäre, die gejetliche Gebundenheit — nicht auch die in dem Gejeg von 
1854 vorgefehenen Parcellenminima — im Princip aufzugeben. Dafür würde 
ſprechen, daß die regelmäßtge Dispenjation von einer gefeglihen Vorſchrift auf 
das Rechtsbewußtſein des Volks unmöglich günftig einwirken kann und daß bie 
durch das Dispensverfahren den Petenten verurfadhten Koften fich bei regehmäßiger 
Gewährung des Dispenfes doch nicht mehr gut rechtfertigen Laffen. gen eine 
folde Enticheidung könnte allerdings geltend gemacht werden, daß die Scheu vor 
den Weitläufigfeiten und Koften des Dispenjationsverfahrend die Hofqutäbefiger 
häufig abhalten mag, ihre Güter zu parcelliven, und daß man dieſen Schwierig« 
feiten nur dort nicht aus dem Wege gehen wird, wo ein wirflich dringendes 
Berinfuig nach Veränderung der Gütergrößen vorliegt, für das dann auch bie 
Präfumtion der vollswirthichaftlihen Zwedmäßigfeit ſprechen dürfte. Auch ift 
zu berädjichtigen, daß an die Stelle des wirklichen Bedürfniſſes der Volkswirth⸗ 
ſchaft in manchen Fällen das rein privamwirthichaftliche Intereſſe der Hofmetzger, 
das meift im Widerfpruch zu dem allgemeinen Intereſſe fteht, zur Geltung ges 
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langen kann und zur Geltung zu gelangen pflegt. Für jolde Zälle bietet dann 
das Genehmigungsreht der Berwaltungsbehörden wenigftens die Möglichteit, 
einen Einblid in daS Treiben der Hofmerger zu gewinnen und bei ſachgemäßer 
Handhabung deſſelben — die allerdings, wie ih mich überzeugt habe, nict 
— ſtattgefunden hat — dieſes Treiben zu verhindern oder doch zu er⸗ 
chweren. 

Leider find in den bisherigen Verhandlungen wegen Aufhebung des Hof⸗ 
güterwefeng die beiden ragen der Gebundenheit der Hofgüter und der Individual⸗ 
fucceffion fowie der mit diefer verbundenen Vortheilögerechtigfeit nicht immer 
ſcharf genug aus einander gehalten worden. Denn unzertrennlid ſind fie keines⸗ 
wegs, wie einige irrthümlich gemeint haben. Vielmehr läßt ſich nicht nur die 
Gebundenheit ohne Vortheilsgerechtigteit, jondern aud die Individnalfucceſſion 
und Bortheilögerechtigfeit ohne Gebumdenheit denken. Auch fehlt es für beide 
Möglichkeiten — wie wir in der obigen Darftellung ©. 171 ff. gezeigt Haben — 
feineswegs an biftorifchen Belegen. 

Es verdient daher die Frage, ob nad) Aufhebung der rechtlichen Gebunden⸗ 
heit der Hofgüter auch nothwendig Das allgemeine Erbrecht des badiſchen Yand- 
rechts auf diejelben ausgedehnt werden muß, oder ob nicht vielmehr das bisherige 
ſinguläre Erbredit auch dann beibehalten werden fann und foll, reiflich erwogen 
zu werben. Dieſe Eventualität ıft meines Wiſſens im Großherzogthum Baden 
noch nicht befprocden worden, wohl aber die umgefehrte, die darın beſtehen 
würde, die Gebundenheit der Hofgüter fortbeftehen zu lafien, die Bortheil: 
gerechtigkeit aber aufzuheben, eine Eventualität, gegen die jid) nach den bisher 
in anderen Ländern gemachten Erfahrungen meines Dafürhaltens Schupp mit 
vollem Recht erklärt bat. | 

Prüfen wir nun die erftere der erwähnten Eventualitäten. 

Sind die größeren Güter namentlich in den rauheren Gegenden des badiſchen 
Schwarzwalds gleihfam von der Natur angezeigt, jo muß der Staat alle 
mas in feinen Kräften fleht anwenden, um die Erhaltung derjelben auch in ber 
Zufunft zu bewirken. Sollte fich die rechtliche Gebundenbeit diefer Güter auf 
die Dauer nicht mehr aufrecht erhalten laſſen, — eine Frage, die wir an dieſer 
Stelle weder zu unterfuchen noch zu enticheiden haben, — fo wird um fo 
energifher an der Jndividualfucceffion und der Vortheilsgerechtigkeit, welche 
nah den obigen Ausführungen beide die ungetheilte Erhaltung der Güter in 
der Yamilie viel beſſer verbürgen als das gemeine Erbrecht, feftgehalten werden 
müſſen. Doch müßte das Anerbenreht, wie e3 gegenwärtig auf Grund des 
Edict3 vom 23. März 1808 und des bad. Landrechts Art. 827 a—g befteht, 
in einer Beziehung einer Reform unterzogen werden, indem die Schägung der 
demſelben untermorfenen Liegenſchaften in Zukunft auf Grund des 
werths — entweder in individueller Weiſe oder generell auf Grund des Grımt- 
ſteuerkataſters — vorzunehmen, und vielleicht auch, indem das Voraus des Un- 
erben zu erhöhen wäre. 

Auch dürfte es nicht fchon genügen, das jinguläre Erbrecht dort, wo es 
nod gilt, zu conſerviren, fondern es müßte daſſelbe, wo feine 
unſicher geworden, befeftigt, und mo e8 in Abgang gefommen, feine ſocialwirth⸗ 
Ihaftlihe Grundlage aber gleichwohl erhalten ıft, neu belebt werden. Dies 
wird aber um fo leichter gefcheben fünnen, als das Anerbenreht im Rechts⸗ 
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der Venölferung des badiſchen Schmwarzwaldes und auch über den⸗ 
ſelben — noch ſeine tiefen Wurzeln hat und als die ‚Vorgänge in einem 
Theil des deutſchen Nordens die Anleitung dafür geben, wie eine Neform des 
Anerbenrechts auf Grund voller Verkehrsfreiheit vorzunehmen if. Das Miß⸗ 
lingen der im J. 1855 verfuchten Einführung des Inſtituts der Erbgüter darf 
von einer folden Reform nicht abſchrecken. Denn e8 haben bie neuerding8 unters 
nommenen Berfuche einer Reconftruction des Anerbenrechts es viel beffer vers 
den Grundfötzen der modernen Agrarverfaflung Rechnung zu tragen, als 
der ältere badiſche Gefegentwurf. Auch in Baden müßte man ſich darauf bes 
Ihränten, für diejenigen Bezirke, in denen ſich die Sitte der Vererbung der Güter 
nach Anerbenrecht allgemein erhalten bat, nad) dem Beifpiel der lippe-ſchaum⸗ 
—2* und braunſchweigſchen Geſetzgebung und der beiden Entwürfe für bie 
Provinzen Weſtphalen und Brandenburg dafielbe als Inteſtaterbrecht zu erhalten 
reip. neu einzuführen, wobei e8 dem einzelnen Beſitzer jebocd) unbenommen fein 
müßte, feinen Grundbeſitz für ben einzelnen Fall der Erbordnung des badischen 
Landrechts zu unterftellen, was jedoch jedesmal durd einen ausdrücklich hierauf 
gerichteten Willensact zu geſchehen hätte Wei Abgrenzung des Bezirks, für 
melden das Anerbenrecht als Inteſtaterbrecht beizubehalten reſp. neu einzuführen 
wäre, Könnten die Refultate der im J. 1872 veranftalteten Enguete benugt 
werden. Mir ſchlagen die Beichreitung dieſes Weges vor, weil ja in einem 
Theil des Schwarzwaldes vie —— — und die Vortheilsgerechtigkeit 
bereits als Inteſtaterbrecht gelten und ſich dieſes ohne Schwierigkeit auch auf 
diejenigen Bezirke ausdehnen laſſen wird, in denen die factiſchen und rechtlichen 
Eoransfegumgen für daffelbe gegeben find, Das Spftem ber Höferolle, wie es 
neuerding® in einer Reihe von preußiſchen Provinzen zur Anwendung gekommen 
it, Eönnte dagegen für die übrigen ‘Theile des Großherzogthums mit Nutzen in 
Anwendung gebracht werden, indem hier wenigſtens demjenigen einzelnen Befigern, 
die den Wunſch haben, ihre Güter in der Familie zu erhalten, dadurch bie 
Möglichkeit geboten würde, fie in Zukunft, durch Eintragung berfelben in die 
Höferolle, den Normen des "Anerbemrehts zu unterwerfen. Auf biefen doppelten 
Weg bat bereitö der in ben 50er Jahren ausgearbeitete Entwurf eines Geſetzes 
über die geichloffenen Hofgüter bingewiefen, indem er die bereits damals ges 
ſchloſſenen und nach Anerbenreht vererbenden Güter eo ipso. alle anderen 
dagegen mm in Folge ausdrücklicher Willensbeftimmung ber Befiger biefem 
Gefeg unterftellen wollte Dabei wäre aber, wie ſchon oben hervorgehoben 
wurde, jede Beſchränkung der Theilbarfeit und Verſchuldbarkeit, welche jenen 
badiſchen Geſetzentwurf ſo unbeliebt gemacht hatte, zu vermeiden und dem 
Anerbenrecht, ſei es nun, daß daſſelbe als Inteſtaterbrecht oder nur kraft Ein⸗ 
tragung in die Höferolle gilt, lediglich ſubſidiäre Wedentung beizulegen, ſo daß 
feine Anwendung durch eine Dispoſition des Eigenthümers ausgefchloffen werden 
Einnte. 


Nachdem wir dieſe Zeilen bereitö vor Längerer Beit miedergefchrieben haben, 
finden wir in den im vorigen Jahr (1883) erſchienenen „Erhebungen über bie 
Landwirthſchaft im Großherzogthum Baden“ und in dem eben erſchienenen dritten 
Bande der vom Berein für Socialpolitit berausgegebenen „Bäuerlichen Zuftände 
m Deutichland“ S. 301 u. 302 eine Veftätigung des obigen Reſultats. Nach 
den Erhebungen“ bat ſich keine einzige Stimme für Beſeitigumg des Edicts vom 
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23. März 1808 erhoben. Und Minifterialvath Buchenberger wünfcht daffelbe über 
fein urfprünglice8 Anwendungsgebiet hinaus auszudehnen. Die einzige Differenz | 
zwifchen diefem legteren und dem oben von mir gemachten Vorſchlage beftcht : 
darin, daß der genannte Autor das facultative Anerbenrecht nebft Höferelle 
nur in denjenigen Gegenden einführen will, in denen ſich der ungetheilte Ueber: . 
gang der Bauerngüter an einen der Erben als Herfommen und Eitte erhalten 
bat, während id) dafjelbe für das ganze Gebiet des Großherzogthums Baden, 
mit Ausnahme nur derjenigen Bezirke, in denen das Anerbenredht bereits als 
Imeſtaterbrecht oder als Sitte gilt, ohne Einſchränkung einführen möchte. Dit 
meinem Vorſchlage Stimmt aud) das von Herm Geheimrath H. Schulze an die 
erfte badifche Kammer erftattete Gutachten überein. Zwar made ih mir Daräktr 
feine Illuſionen, als ob in Gegenden, in denen die Naturaltheilung des Grund⸗ 
befigeö in der Rechtsanſchauung und Uebung der Bevölferung liegt, von der Höfe 
volle fofort ein außgiebiger Gebrauch gemacht werden wird. Indeß hoffe ich, daß 
bie mit dem allgemeinen Erbrecht für das Grundeigenthum verbundenen Fchädlichen 
Folgen allmählidy die Einfiht in die Nothwendigkeit, wenigſtens das arrondirte 
Grundeigenthum diefer Gegenden einem feiner Natur mehr Rechnung tragenden 
Erbrecht zu unterftellen, weden werden. Und it diefe Einfiht einmal — wenn | 
auch vielleicht anfangs mur in einigen wenigen Perfonen — vorhanden, fo ſollte 
durch das beftehende Recht auch die Möglichkeit gegeben fein, einen diefer Einficht 
entiprechenden Entihluß möglichſt leicht zur Durchführung zu bringen. Haben 
aber erft Einige die Höferolle benugt, fo werden dann Andere folgen, und jo 
wäre es nicht unmöglich, daß fi im Yaufe der Zeit auch m den Gegenden 
mit zerftüdeltem und parcellirtem Grundeigenthum wenigſtens für die größeren 
und mehr arrondirten Güter eine neue Sitte der Vererbung bildete. Für die 
Erhaltung einer gefunden Grundeigenthuunsvertheilung halten wir eine ſolche 
Sitte aber für um fo erwünjdhter, je mehr wir der Weberzeugung find, daß 
alle Einrichtungen, welche das Grundeigenthum gegenwärtig in mehr oder minder 
abfoluter Weite | binden, wie 3. B. der Güterfchluß, die Lehn- und Stammgüter, 
fowie die Familienfideicommiffe, auf die Dauer unhaltbar find. 

Schließlich fei dieſe Ueberficht der aus der neueften Zeit ftaınmenden Reform: | 
verſuche auch über das Deutſche Reich hinaus auf die Kronländer Defter: 
reich 3173) ausgedehnt. Ä 








173) Denkſchrift, betxeffend die Exbiolge in Iandwirthichaftlicde Güter und ba 
Erbgüterreht. Im Auftrage des Herrn Aderbauminifterd verfaßt vom Minifterial 
zath Earl Peyrer, Wien 1888, S. 20, 45—47, 52, 54. G. Groß, Die Regelung 
ber bänerlichen Erbfolge in Oefterreich, in Schmollers Jahrbudy, Jahrg. 6 
©. 210—213. 82. v. Stein, Bauerngut und Hufenrecht, Gutachten, Stut 
1882. Dr. Baernreither, Stammgäter- Syftem und Anerbenreht in Teutidy 
land, Wien 1882. A. Peez, Weber die Frage eines fingulären Erbrechts für den 
Heinen Grundbeiit, Wien 1888. v. JZuama:Sternegg, Zur Reforn bes Agrar 
rechts , beionderd des Auerbenrechts, in Grünhuts Zeitichrift für das Privat- unb | 
Öffentliche Recht der Gegenwart Bd. 10. (Graf Chorinsky,) Die —— | 
Agrarrechts für dad Herzogthum Ealzburg, Ealzburg 1882. C. Preier, Eu 
haltung bed Bauernflandes und bie Örandeigenthumäleag Prag 1884, ſowie Artikel 
von Marchet in ber wiener — ichen Prefſe und vom Freiheren vom 
Dogeliang in der Monatsſchrift für Geſellſchaftöwifſenſchaft und von | 
fowie von Dr. Rudolf Meyer im dem wiener Vaterland. 
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Bir erimmern an die oben auf ©. 186 ff. gegebenen Ausführungen, aus 
denen ſich ergab, daß ſeit dem J. 1868 ſowohl der ſog. Beſtiftungszwang, wie 
das bäuerliche Anerbenredht für die Kronländer Defterreih3 mit Ausnahme nur 
von Tirol und Vorarlberg befeitigt worden find. 

An die Stelle des Beſtiftungszwangs ift daS freie Verkehrsrecht und an 
De Stelle des bäuerlihen Anerbenrechts das allgemeine Erbrecht des Bürger: 
len Geſetzbuchs getreten. 

Das für den bäuerlichen Grundbefig geltende Inteſtaterbrecht emtbält 
dennoch in der Gegenwart weder den Grundfag der Individualſucceſſion noch 
ah befondere Taworſchriften für die Vererbung mehr, wie fie früher für 
ven bäuerlichen Grundbefig üblidy waren. 

Vielmehr muß bei Erbiihaftdauseinanderfegungen, im Sinne des Allg. 
dürgerlihen Geſetzbuchs 88 304—306, der gemeine Preis der landwirthſchaft⸗ 
lichen Güter, d. h. der Nugen feftgeftellt werden, ben fie mit Rüdjicht auf 
it und Ort gewöhnlich und allgemein gewähren. &enauere gejeglihe Normen 
für die Schägung land- und forftoirtöfaftlücher Güter beftehen nit. Auch 
ft im Geſetzbuch felbft nicht ausdrücklich ausgeſprochen, ob unter dem Nutzen 
der Vortheil zu verftehen jei, welchen die Erben aus dem Verkaufe des land⸗ 
wirtbichaftlichen Guts mit Rüdfiht auf Zeit und Ort nad) Wahrſcheinlichkeits⸗ 
beredimung zu ziehen im Stande find (Verfaufswerth), oder der Bortbeil, 
welcher aus der Bewirthihaftung gezogen merben kann ( Ertragswerth). Da 
zum ober nad dem Allg. Bürgerlichen Geſetzbuch 3 843 jeder Miterbe als 
Theilgenoffe der gemeinſchaftlichen Sache den Verkauf mitteld gerichtlicher Feil⸗ 
biemng umd die Bertheilung des Kaufſchillings unter die Theilgenofien zu vers 
langen berechtigt ift, wenn eme Naturaltyeilung des Guts nicht ftattfinden kann, 
jo wird der Schägung häufig der Verlaufswerth zu Grunde gelegt. Hieran if 
auch nicht viel geändert worden durch die Beſtimmung des Patents vom 
9. Auguft 1854 (R.©.BL. Nr. 208) 8 208, welche jedem der Miterben das 
Recht einräumt, zum Zweck der gerichtlichen YAuseinanderfegung um eine gericht= 
lite Schägung nochzufuchen 174), 

Denn ans den von den beiden Minifterien der Juſtiz und des Aderbaus 
m den legten Jahren eingezogenen Berichten umd Gutachten ift zu entnehmen, 
„daß die gerichtlihen Schägungen, welche zur Feſtſtellung des Werths der in 
den Nachlaß fallenden Gelder vorgenommen werden, feinesiwegs, wie von vielen 
Seiten behauptet wird, immer der Billigkeit Rechnung tragen, fondern daß fie 
höchſt ungleich, in vielen Fällen thatfächlich zu hoch find, nicht felten den Ertrags⸗ 
werth überfteigen und nur allzuoft den Uebernehmer des Cuts mit Abfindungen 
belaften, welche entweder zum Abverkauf der Parcellen, alfo zur Gutszerftüdelung 
führen oder eine Weberfchuldung bewirken, unter welcher der Uebernehmer zu 
Grunde geben muß”. Daß die Verjchuldung des bänerlihen Grundbeſitzes in 
der That in letzter Zeit — feit Aufhebung des Beſtiftungszwangs und des 
bäuerlichen Sondererbrechts — in bedeutender Weiſe zugenommen bat, ift durch 
die ſtatiſtiſche Tharfache erwiejen, daß in den 3. 1871—79 auf den bäuer⸗ 


174) Eine foldhe ift auch dann vorzunehmen, wenn fie von dem Gerichte wegen 
un Pflichttheils oder aus anderen beionderen Gründen ausdrücklich an⸗ 
geordmet m 
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lihen Grundbefig in Oeſterreich 1626 Millionen Gulden Hypotheken neu 
intabulirt, dagegen nur 1168 Millionen Gulden gelöfcht find, fo daß die 
bisherige "Schuldenlaft fih während eines Zeitraums von 9 Jahren um 
458 Millionen Gulden vermehrt bat. Allerdings hat auch die Verfchuldung 
des Großgrundbefiged und des ftäbtifchen Nealbefiges, während deſſelben Zeit: 
raums, in erheblicher Weile zugenommen. “Da die gefammten Hypothetenſchulden 
innerhalb dieſes meunjährigen Zeitraums um 938 Millionen angewachſen fit, 
fo entfällt auf den mittleren und fleinen — —— etwas 

er als die Hälfte der Zunahme. Die Urſachen ber bedeutenden Laften: 
zunabme müſſen offenbar zum Theil allgemeiner Natur fein. Auch Täpt ſich 
das, worauf es bier anfommt, daß nämlich die Bauerngüter dadurch, da ſie 
dem Erbrecht des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs unterworfen find, mit | 
Erbſchaftsſchulden ſtärker belaſtet werden, als der übrige, namentlich der Groß⸗ 
grundbeſitz, der ja zum Theil nach Lehn: und Fideicommißrecht vererbt wird, 
nachweifen. Denn von den gelammten Pfanpfhulden find beim Großgrund⸗ 
befig 1,04, beim ftädtifchen Realbeſitz 3,60 und beim bäuerlichen Befig 11,53% 
auf Erbtheilungen zurüdzuführen. 

Dagegen ift der Beweis dafür, daß die befürchtete Berfplitterung feit den 
legten Jahren wirflih in erheblichem Maße zugenommen babe nicht 
erbracht. Vielmehr ſcheint die in den meiſten Gegenden mit deutſch redender 
Bevölkerung herrſchende Sitte, wonach wenigſtens die größeren Bauerngüter 
von dem Beflger noch auf Eines feiner Kinder übertragen werden, bisher wenn 
aud) nicht der ſtarken Berfchuldung, jo doch der Zerftüdelung der Bauerngüter 
entgegengewirkt zu haben. 

Es ift wohl nicht ohne Zufammenhang mit diefen Thatſachen, wenn im der 
legten Beit das Verlangen nach Wieberberftellung eines Eonderrehtd für den 
mittleren Örundbefig aud in Oeſterreich ſehr lebhaft hernorgetreten ift. u 
diefer Beziehung darf auf die Verhandlungen in den verſchiedenen Provinzial: 
ausihüffen und Provinziallandtagen und unter diefen namentlich auf die fehr 
werthvollen Neferate des falzburger Landeshauptmann Grafen E. Chorinsty, 
ſowie auf die oben angeführten Arbeiten von 2. von Stein, Peez, Baernreither, 
v. Inama⸗Sternegg, Prejer, Freiherr v. Vogelfang, Rudolf Dieyer u. A hin⸗ 
gewiefen werden. 

Auh Hat die k. öfterreichiiche Staatöregierung, die den Schu und die 
Hebung des Bauernftandes in ihr Programm aufgenommen, bereit3 vor zwei, 
Sabren bie legislatoriſchen Vorarbeiten zur Ausarbeitung, eine3 von den Be 
ſtimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs abweichenden Erbrechts für 
die landwirthſchaftlichen Güter in Angriff genommen. 

Zu dieſem Zweck haben bie Diinifierien der Juſtiz und des Aderbaus 
zunächft Denfichriften ausarbeiten laſſen, in denen auf das Bedürfniß einer 
folhen Reform für den öfterreichifchen Bauernftand, dann aber auch auf die 
verwandten Beſtrebungen im Deutſchen Reich näher eingegangen wird. 

Gleichzeitig ift dann auch der Weg einer fchriftlihen Enquete — 
worden. Bon Seiten des Juſtizminiſteriums ſowohl als auch des Aderbau 
miniſteriums wurden den meiſten Gerichtscollegien ‚ vielen Einzelrichtern, dann. 
den Advocatenlammern und endlich einzelnen Fachmännern Gutachten darüber 
abverlangt, ob überhaupt eine Reform der Erbfolge in landwirthſchaftliche 
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Befigungen wimſchenswerth an und wie dieſe Reform eventuell zu geftalten 
Die zu dieſem Zweck von den beiden Minifterien ausgegebenen Fragebogen 
ſtimmen, wenn auch nicht wörtlich, B doch a Inhalt nach faft vollftändig 
überem Den Fragebogen waren das Geſetz für Hannover und ber Belek, 
entwurf für Weſtphalen beigefügt. 

Das auf die verjandten — en eingegangene Material ſoll dem Ver⸗ 
nehmen nach demmächſft im & erldeinen. Ein Einftweilen findet ſich daſſelbe 
wenigftend zum Theil in den —— zu dem Geſetzentwurf, den der kürzlich ver⸗ 
ſtorbene k. öſterreichiſche Miniſterialrath Dr. Earl Peyrer im Wuftrage des 
t. Aderbauminifters verfaßt bat, verwerthet. in bezwedt zunächſt die 
Regelung der Inteftaterbfolge nah den Grundfägen des Anerbenrechts und 
ſchueßt ſich einerſeits an die für das Fürftenthum Schaumburg=fippe und das 
Herzogthum Braunſchweig und andererfeit3 an die in Hannover in Geltung 


* 


befindliche Geſetzgebung an. Doch hat er bie Beſchränkung auf das bäuerliche 


era fallen laſſen, wie dies auch in den neueren für die preußifchen 
zen Weftphalen und Brandenburg erlafienen Geſetzen gefchehen if. Sodann 
— der Geſetzentwurf noch Normen für die facultative dung von 
ſog. Erbglitern, die nad) dem Vorgange ber bayeriſchen und beflen-Darmftäbtijchen 
Scergebung nur bedingt theilbar, veräußerlih, verihuldbar und erequirbar 
jan ſollen. Die Beitimmungen des Entwurf3 über die Erbgüter find bereits 
oben — in dem Abſchnitt über die Iandwirthichaftlihen Erbgüter — von ung 
erwähnt und beſprochen worden. Was wir bort als Rath und Wunſch äußerten, 
daß die beiden Materien, nämlich die Regelung des Anerbenrechts und bes 
Inſtius der Erbgüter, bei ihrer geſetzgeberiſchen Behandlung gejondert werben 
möchten, ift feitvem zur Thatſache geworden. 
Der oben erwähnte Entwurf, der fich zunächſt lediglich als eine Privat: 
arbeit ſcheint nämlich nicht die Billigung der betreffenden Miniſter 


zu ba 

Vielmehr hat der Aderbauminifter in diefen Tagen (März 1883) im 
öterreichijchen Abgeordnetenhaufe einen Gejegentwurf, betreffend die Einführung 
befonderer Erbtheilungsvorſchriften für Die landwirthſchaftlichen Beſitzungen 
— Größe, eingebracht. In dieſem Eutwurf iſt ſowohl von der Creirung 
von Erbgütern abgeſehen, als auch die Reform des Erbrechts ſelbſt auf eine 
Reform der Erbtheilungsvorſchriften für den bäuerlichen Grundbeſitz beichräntt 
worden. Auch charakterifirt ſich derſelbe als ein Gejeg, das nur die Grund: 
zuge aufftellt, deren meitere detaillirte Ausführung aber der Landesgefeggebung 
——— — wichtigſten Beſtimmungen des aus 18 Paragraphen beſtehenden 

etzentwurfs ſind 
Es ſollen für Iandivirtbfchaftlihe, mit einem Wohnhauſe verjehene 
Befitungen (ee) mittlerer Größe nad) Maßgabe dieſes Geſetzes und der 
auf Grund elben zu erlaſſenden Yandesgefege befondere Erbtheilungsvor⸗ 
rer in Kraft treten. Die Landeögefeggebung beftimmt durch ziffermäßige 
Feſtſtellung eines Marimums und Minimum des Flächenmaßes ober des 
Katoftralreinertrages, welche Höfe im Sinne diefes Gefeges ala Höfe mittlerer 
Größe zu gelten haben. Geht das Nachlaßvermögen des Eigenthümers eines 
Hofes an mehrere Perfonen über, fo Tann der Hof nebft dem vorhandenen 
Zubehör nur Einer Perſon, dem Vebernehmer (Anerben), zufallen. Der Werth 
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bes Hofes wird durch Uebereinkommen der Betheiligten und in Ermanglung 

eines ſolchen durch das Gericht beftimmt. Das Gericht bat, ſoweit es zm 
Teftftellung des Werthes nöthig ift, die geeigneten Erhebungen vorzunehmen und 
insbeſondere Auszüge aus dem Katafter über Flächeninhalt und Neinertrag, ferner 
Pacht⸗ oder Kaufverträge und dergleihen Behelfe zu benügen. Erforderlichenfalls 
kann das Gericht auch Sachverſtändige vernehmen. Die Landesgeſetzgebung kann 
für den Fall, daß der Uebernahmepreis durch das Gericht beftimmt wird, 
anordnen, daß zu Gunſten des Uebernehmers ein Betrag in Abzug gebradt 
werde, welcher jedoch ein Drittel des gerichtlich ermittelten Laftenfreien Werts 
des Hofes nicht überfteigen darf. Ferner kann die Landesgefepgebung beftimmen, 
daß an Stelle diefer richterlichen Feftfegung eine Bewerthung unter Zugrunde 
legung eines Bielfadyen des Kataftralreinertrages einzutreten habe. Der Erblaſſer 
ift befugt die Erbtheilungsvorſchriften dieſes Geſetzes durch andere zu erjehen, 
die Bevorzugung des Uebernehmers einzufchränten oder zu ermeitern u. |. w. 


% 


3. Neueres Anerbenreht in vergleihender Darfellung !’°). 
A. Rechtsquellen. 


Schaumburg:Fippe. Geſetz betreffend die Rechtsverhältniſſe der Bauerhöft, 
vom 11. April 1370 (Sch... L.8. f. 1870 Nr. 7). 

Dldenburg. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 24. April 1873, 
betreffend das Erbrecht (Herz. Dips, SB. f. 1873 Nr. 129) nebft 
Einführungsgefeg vom 24. April 1873 (daf. Nr. 181). 

— Geſetz für das Fürftenthum Lübeck vom 10. Januar 1879, betreffend das 
Erbredt (F. üb. G. Bl. f. 1879 Nr. 9) nebft Einführungögefeg vom 
10. Januar 1879 (daf. Nr. 11). | | 

Braunſchweig. Gefeg über die Untheilbarfeit der Ritter, Schrift, Frei⸗ 
faffene und fonftigen Landgüter vom 20. Mat 1858 (Braunſchw. ©. ı. 
B.S. f. 1858 Nr. 28). — Geſetz über die Vererbung der Ritter, Schrift, 
Freiſaſſen ımd fonftigen Landgüter vom 20. Mai 1858 (Braunfgw. ©. 
u. B.S. f. 1858 Nr. 29). 

— Geſetz, den bäuerlihen Grundbeſitz betreffend, vom 28. März 1874 

(Braunfhw. ©. u. B.S. f. 1874 Nr. 41). 


— — 





175) Außer den im aufgezählten neueren Hoöfegeſetzen und Landgüter⸗ 
ordnungen find von uns in ber Polen en Darftellung — benutzt worden: bie in 
dem vorigen Abichnitte erwähnten Gefegentwäürfe, Commifſionsberichte, Landtag 
verhandblungen, fowie die ebenfalld bort für bie einzelnen Staaten und Provinzen 
beigebrachte Literatur. Dielen Literaturangaben haben wir hier noch eh 
* DES — ————— und Anerbenrecht in Deu d. 

en 

A. v. Miaskowski, Ueber Grundeigenthumsvertheilung und Erbrechtsreform 
in Deutſchland. Referat für die am 9. October 1802 a Uene Verſa bed 
Bereind für Socialpolitit nebft ben Verhandlungen, welde fi an dieſes 
angeichlofjen haben; vgl. die Verhandlungen bed Vereins, Leipzig 1882, ©. 6fl., 

Geh. R. Dr. Herm. Shulae, utachtlicder Bericht über das bäuerlidt 
Erbraht m Großherzogtum Baden unb beiten mögliche. Reform burch bie Geh 
gebung, 1004. 
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Preuß Ben. Geſetz, betreffend das s der Provinz Hannover, vom 
2. Juni 1874 (Pr.G.S. f. 1874 ©. 186). 

— Novellen zu dieſem Geſetz vom 24. an 1880 (Pr. G.S. f. 1880 
©. 87) und vom 20. Februar 1884 (Pr.G.S. f. 1884 ©. 71). 

Bremen. Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe des Grundbeſitzes im Land» 
gebiete, vom 14. Januar 1876 (Brem. &.BL f. 1876 Nr. 1). 

vreußen. Geſetz, betreffend das Deren im Kreife Herzogthum Lauenburg, 
vom 2}. Februar 1891 (8.5. S. 19). 

— Entf eines Geſetzes über die Vererbung der Landgüter in der Provinz 
Beftpbalen und in den Rheiniſchen Kreifen Rees, Efien, Dutsburg 
und Mühlheim an der Ruhr vom %. 1879 (fog. v. Schorlemerſcher 
Geſetz⸗ Entwurf: von einem Ausſchuſſe des weſtphaͤliſchen Banernvereins 
entworfen, von dieſem angenommen und von dem Freiherrn von Schorlemer⸗ 
AR dem preußiſchen Abgeordneten⸗Hauſe vorgelegt, in dieſer ſowie in 
a vom weitphälifchen Provinziallandtage im J. 1880 amendirten Yaflung), 


— Landgäterorvmung für die Provinz Weftpbalen und bie Kreiſe Rees, 
Ehen (Land), Eſſen (Stadt), — und Mühlheim an der Ruhr vom 
30. April 1882 (8.8. ©. 255). 

— Entwurf eines Gefeged über pr Vererbung der Landgüter in der Provinz 
Brandenburg (in feiner vom brandenburgiſchen Provinziallandtage 
im %. 1881 angenommenen Yaflung) und 

— eu für die Provinz Brandenburg vom 10. Juli 1883 
(G.S. S. 111 

_ ET für die Provinz Schlefin vom 24. April 1884 (G.S. 

121 

— Entwurf eines Geſetzes, betreffend bie — der ländlichen Be⸗ 
fitzungen in der Provinz Schles wig⸗Hol ſtein (in feiner vom Provinzial⸗ 
landtage der Provinz —28 im J. 1880 beſchloſſenen Fafſung). 


B. Stellung des neneren Anerbenrechts zum allgemeinen 
Recht. 


Die Stellung iſt eine verſchiedene, je nachdem das Anerbenrecht erſt durch 

die neuere Geſetzgebung in einem Lande begründet worden iſt (Syſtem der Land⸗ 

der vol in den Provinzen Brandenburg und Schlefien) oder bereit? 

olten und durch die neuere Gefeggebung nur eine neue Geſtalt erhalten 

hat (Eifem des Höferechts in den Provinzen Hannover, Schleswig-Holftein, 

im Kreiſe Lauenburg und im Landgebiet der Stadt Bremen, des Grunderbrechts 

un Herzogthum Oldenburg und Fürſtenthum Lubeck, des Anerbenrechts im 
Herzogthum Braunfchweig und Furſtenthum Schaumburg-Lippe ). 

Die Bedeutung der neueren Anerben= oder Höferechtögefeggebung in diefer 
legteren Pändergruppe befteht darin, daß fie dem allmählichen Zerbröckelungsproceß, 
ın dem fich — ältere Bauernrecht mit Inbegriff des Anerbenrechts hier befand, 
mit einem Schlage ein Ende gemacht hat. Und zwar geſchah dieſes den ver⸗ 
ſchiedenen Materien des Bauernrechts —— in ungleicher Weiſe. 
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Der allmählihen Auflöfung fpeziell des Anerbenrechts wird durch eine Neu- 
geftaltung und Befeftigung deſſelben Einhalt geboten, mit den übrigen Theile 
des Bauernredht3 dagegen wird mehr oder minder vollftändig aufgeräumt. 

Die Gewähr längerer Dauer, die den Anerbenreht durch die meuere 
Geſetzgebung zu Theil geworben, ift demnach erfauft durch die Befeitigung alles 


übrigen Bauernrecht317%): und felbft für das Gebiet des bäuerlichen Erbrechts 











{ft das allgemeine Recht entweder ausdrüdlic oder ſtillſchweigend in allen ven 


jenigen Beziehungen für verbindlid, erflärt worden, in denen durch die betreffenden 
Höfegefege (vgl. oben Rechtsquellen) nicht ausdrüdlich von demfelben abweichende 
Beſtimmungen getroffen find. Da nun die neueren Anerbenredytögefetze durchaus 
nicht das ganze Erbrecht, fondern nur einige Punkte deflelben geregelt haben, 
fo ift, ſoweit ſolches nicht gefchehen ift, in den neueren Gejegen das früher 
geltende bäuerliche Erbrecht — mochte dafjelbe num auf Geſetz oder Gewohnheit 
beruben — durch das allgemeine Erbredht verdrängt worden !77). 

Der Stempel eines Ausnahmerechts, deſſen Erfegung durch das allgemeine 
Recht möglichft erleichtert wird, ift dem neueren Anerbenrecht auch durch mandk 
andere Beſtimmung aufgevrädt. Wenn einige im bannoverjchen Höfegeſetz von 
1874 enthaltenen Punkte diefer Art durch die Novelle zu dieſem Gefeg von 
1880 auch nachträglich befeitigt worden find, fo ift doch noch ſtehen geblieben 
die für den oben bezeichneten Äusnahmecharakter des Geſetzes höchft bezeichnen 
Beſtimmung, daß der Eigenthümer eines förmlich in die Höferolle eingetragenen 
Hofs die Wirkſamkeit des Anerbenrechts für diefen Hof nicht nur im Allgemeinen 
durch Löſchung defielben aus der Höferolle, fondern für den einzelnen Vererbung 
fall aud durch eine in einer „eigenhändig gefchriebenen und unterfchriebenen 
Urkunde” enthaltene diesbezügliche Erklärung ausſchließen kann 179). 

Die Bedeutung der für eine Anzahl von preußifchen Provinzen in ben 
letzten Jahren erlaffenen Landgüterordnungen befteht dagegen darin, daß hier 
fr den gefammten Iand- und forftwirtbfchaftlih benugten Grundbeſitz, mit 
Ausnahme nur der Fideicommiß-, Stamm und Lehengüter, ſowie der ganz feinen 
Güter, der Berfucd einer Anerbenrechtsbildung auf den Boden des preußiſchen 
Landrechts gemacht worden ift. 

Endlich Hat in der Conſtruction des Anerbenrechts nad) den Höfegelegen 
und Fandgüterordnungen eine bedeutende Annäherung diejes älteren Rechtsinſtituts 
an da3 gemeine Erbrecht bezw. das preufifche allgemeine Landrecht ftattgefunden. 
Was der Abgeordnete v. Bennigfen bei Gelegenheit der Berathung des 
hannoverſchen Höfegefetes äußerte, trifft demnach für alle diefe Gefete zu. „Sm 
dem Entmurfe”, fagte er im %. 1873, „habe man es verfudht, die Grundfäge, 
die jegt der Geſetzgebung des gemeinen Rechts zu Grunde liegen, zu vereini 
mit den den bäuerlichen Rechtsanſchauungen Rechnung tragenden, das volks⸗ 
une Intereffe und die Erhaltung eines ftarten Bauernſtandes ſichernden 

rincipien.“ 


176) Hannov. Gef. v. 1874 88 1-4. Lauenb. Geſ. 1-4. Schl.oholſt. Entw. 
1, 3. Brem. 124. Braunſchw. Gef. v. 1858 $ 2. Braunſchw. Gef. v. 1874 8 19. 
Dldenb. Gef. 1. Lübed. Geſ. 1. 

177) Schaumb.slipp. Gel. 52. Hannov. Gel. v. 1874 8 3. Braunſchw. Geſ. 
vd. 1874 8 4. Lauenb. Gef. 3. Brem. Gef. 4. Oldenb. u. lübed. Gef. 1. 

178) Hannov. Geſ. v. 1874 8 17. 
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C. Bezeihnung des Anerbenrechts. 


Tas von der neueren Gefeggebung geichaffene Anerbenrecht wird von ders 
kelben bezeichnet ala 
Höferecht und nebenbei wohl auch als Anerbenrecht in Hannover, 
Schleswig-Holftein, Lauenburg, 
allein al3 Anerbenrecht in Bremen, Braunſchweig, Weftphalen, 
Grunderbrecht, Reht auf den Sig, Sitzgerechtigkeit in 


Oldenburg. 

Den Gegenftand des Höfe, Anerbens oder Grunderbrechts bezeichnet die 
Gefepgebung in Mediendurg- Schwerin als: Bauerngut, Bauernftelle, 
Gehöft, in Hannover, Yauendburg, Schleswig.Holftein, Bremen al3 Bauern: 
hof oder ſchlechthin Hof, in Üeftpbalen. Brandenburg, Schleswig-Hofftein 
und Sclefien als Landgut, in Oldenburg als Grunderbftelle. 

Der Erbe dieſer Güter heißt durchweg Anerbe oder Gutsübernehmer, 
m Oldenburg Grunderbe. 

Wir werden im Nachfolgenden um der Bereinfahung willen den Sprach⸗ 
gebrauch der älteren Geſetzgebung beibehalten und im Allgemeinen vom Anerbens 
seht und von Höfen fpreden, wo die Erwähnung der von den neueren Gefeg- 
gebungen gebrauchten fpezifiichen Ausdrücke nicht abfolut erforderlich, ift. 


D. Zerritoriales Geltungsgebiet. 


Wenn das alte bäuerlihe Recht fachlich dur die neuere Geſetzgebung 
zu Gunſten des allgemeinen Rechts eingeengt worden ift, fo daß von demjelben 
mr das Anerbenreht — in veränderter Form — übrig geblieben ift, fo hat 
andrerſeits diefes neue Anerbenrecht wieder ein größeres territoriales Anwendungs» 
gebiet erhalten, als es früher beſaß. 

Es hängt das mit der generalifivenden Natur der heutigen Gejeggebung 
md der Großſtaatsbildung der Neuzeit zufammen, gegenüber welchen Factoren 
das individuelle und Locale Gewohnheits⸗ und Gejegesrecht einen ſchweren Stand 
dat. Dazu kommt, daß die vielen fleinen Gebiete, für die das Anerbenrecht früber 
m bunter Mamigfaltigfeit galt, durch die neuere Gefeggebung gar nicht mehr 
genau abgegrenzt werden könnten, aud wenn fie hierzu wirklich den guten Willen 
böütte. Endlich ſprechen de lege ferenda bdiefelben Gründe für die Ausdehnung 
des Anerbenrechtd auf die früher dem gemeinen Recht unterworfenen Nachbar⸗ 
gebiete, wie für die Beibehaltung defjelben in denjenigen Gebieten, in denen es 
bereits bisher gegolten hat. 

So hat denn die neuere Geſetzgebung das veformirte Anerbenrecht generell 
für ganze Staaten oder doc wenigftens größere Staatötheile (Provinzen, Kreife) 
in Wirkſamkeit gefegt, während e8 in einzelnen diefer Staaten, Provinzen 
und reife bißher gar nicht und in anderen nur theilweife gegolten hat. 

Typiſch für diefe ganze Entiwidelung ift die Art, wie das Geltungsgebiet des 
AnerbenrehtS durch die neuere Gefeggebung in der Provinz Hannover aus⸗ 
gedehut worden ift. 

In Hannover wollte noch der Höferechtsentwurf des Provinziallandtags 
vom 17. October 1873 8 1 die Wirkſamkeit des künftigen Geſetzes beſchränkt 
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fehen auf diejenigen Theile der Provinz Hannover, in denen bereit? früher dal 
Anerbenreht gegolten hatte. Demnach hätte das Geſetz namentlich feine 
wendung erhalten im Fürftenthum Oftfriesland, im Yande Kehdingen und Hal 
in den bremifchen Marichen, ſowie in den Fürſtenthümern Grubenhagen 
Göttingen. Das preußiiche Gefeg vom 2. Juni 1874, betreffend das Hö 
in der Provinz Hannover, bat dagegen die Beſchränkung des Anwendungsgebi 
diefes Geſetzes nicht in der vom Provinziallandtage vorgeſchlagenen, fondern ü 
einer anderen, gleichſam indirecten Weife vorgenommen. Es wurde zwar de 
Gefeg für die ganze Provinz Hannover erlaffen, aber zugleich beftimmt, daß i 
die Höferolle nur eingetragen werden dürfen diejenigen Iandwirthichaftlichen, 
einem Wohnhaufe — Beſitzungen, für welche die Geltung des Anerben 
nach dem bisherigen bäuerlichen Rechte wahrſcheinlich gemacht werden lönne! 
Damit war in Wirklichkeit die Geltung des Höfegefeges nicht nur von ben i 
Entwinf des hannoverſchen Provinziallandtagg vorgefehenen Landestheilen 
efchloffen, fondern außerdem auch nod) von den einzelnen Befitungen derjeniy 
Sundestheife, in denen das Anerbenrecht bis dahin zwar im Allgemeinen gegolte 
hatte, für welche diefe Geltung Aber im Speziellen nicht nachgewiefen, ja ſelb 
nicht wahrfcheinlich gemacht werden fonnte. 
Die Belbringung dieſes Beweiſes für jede einzelne Grundbefigung bat 
fi) bereits fehr bald nach dem Inkrafttreten des Geſetzes als ſchwierig e 
wiejen. Es beichloß daher der hannoverſche Provinziallandtag, auf Veranlaſſur 
mebrerer bei ihm eingegangener Petitionen — von denen die aus dei 
Amt Ofterode am ausführlihften motivirt war —, die Staatsregierung } 
erfuchen, daß die urfprüngliche Faſſung des Gefegentwurfs vom 17. Octob 
1873 wieder bergeftelt werde. Die Staatöregierung kam nicht ımr diefe 
Wunſch nad), fondern ging in ihrem dem preußifchen Yandtage am 14. Yamıi 
1880 vorgelegten Entwurfe einer Novelle zum hannoverf Höfegejeg no 
einen Schritt weiter, indem fie von der durch die hannoverfchen Brovinzia 
fände vorgejehenen Ausichliegung der Anwendung des Höfegefeges von b 
flimmten Gebieten diefer Provinz, in denen das Anerbenrecht früher allgeme 
keine Geltung gehabt hatte, Abſtand nahm und in Zukunft ganz allgemein fi 
bie innerhalb der Provinz Hannover in die Höferolle einzutragenden Höfe rı 
bein Nachweiſe abſah, daß fie auch bisher nad) Anerbenrecht vererbt word 
ſeien 180). Damit ift denn das Ammendungsgebiet des Höfegeſetzes ausgedeh 
Er e diejenigen Landestheile, in denen das Anerbenreht bisher wicht gi 
olten bat. 
: Der Weg, den die preußiſche Gefegebung für die Provinz Hannover er 
nad) einigem Hin: und Herſchwanken eingeſchlagen hat, ift für daS Herzogthu 
Dldenburg und das Fürftentbum Lübed fofort bei Erlaß der bezüglich 
Grunderbrechtögefege betreten worden!®!). Hier hatte fih die Staatsregieru 
von Anfang an für die Ausdehnung des Grunderbtechts auf das ganze Lan 
fomit alfo aud auf diejenigen Gebiete entſchieden, für die daſſelbe bisher no 


















179) Sean. Gef. v. 1874 8 1, 5, 6. 

180) Nov. 3. Hannov. Höfegeleg v. 1880. 

181) Oldenb. Gef. Art. 3. übel. Gei. Art. 3. Hullmann a. a. O. S. 6 
v. BeaulieusMarconnay a. a. DO. ©. 38. 
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— hatte. Hierzu gehörten namentlich die beiden Kreiſe Jever und 
ſowie das Landgebiet der Städte Oldenburg und Delmenhorſt. 
Die eldenburgiſche ern ließ ſich bei diefem Entſchluſſe von der Er 
Wegung leiten, daß das Grunderbrecht, — in dem jie ein Mittel erblidte, der 
hme einer für Oldenburg noch nicht zuträglichen Berfplitterung der 
— Stellen vorzubeugen, — aud den Bedurfnifſen derjenigen Landes 

entiprädhe, in denen die Bauern bisher allerbings auch ohne Anerbenrecht 
hre Stellen zuſammenzuhalten verſtanden hatten, in denen ſolches in Zukunft 
War Anerbenrecht vielleicht aber doch nicht mehr möglich fein würde. Auch war 
Stontöregierung überzeugt, daß fie mit der beabfictigten Ausdehnung des 
den Anſchauungen und Wunſchen wenigſtens eines Theils derjenigen 
entſprechen würde, die bis dahin unter dem gemeinen Erbrecht 


hatte. 
Aehulich wie das oldenburgiſche und das neuefte für Hannover erlaflene 
he Geſetz nahm aud der weftphälifhe Geſetzentwurf bereits 
keiner urſprunglichen Faſſung (dev fog. v. Schorlemerihe Entwurf) das An⸗ 
für Die gefammte Provinz Weflphalen in Ausſicht 182). Ya er beab- 
die Wirkſamkeit des Geſetzes auch auf die an die Provinz Weftphalen 
sazenzenden ber Rheinprovinz angehörigen Kreiſe Reed, Eſſen, Duisburg und 
an der Ruhr auszudehnen, weil diefe vier vbeinifchen Kreife nad) Ber- 
de3 Grundeigenthums, Sitte, Gewohnheit und zum Theil auc nad) dem 
materiellen Recht (preußiſches allgemeined Landrecht) der Provinz 
balen näher ftehen als den übrigen rheiniſchen Kreifen. Indeß hatte der 
Provinziallandtag im J. 1880 aus Rückſicht auf feine mangelnde 
und auf die mittlerweile aus den induftriellen Kreifen Weftphaleng 
gewordenen Wünſche beſchloſſen, die Wirkfamfeit des künftigen Gejeges auf 
— Weſtphalen allein zu beſchränken und von dieſem engeren Gebiete 
die beiden Kreiſe Wittgenſtein und Siegen auszuſchließen. Die Staats 
t dann die urfprüngliche Beftimmung des von Schorlemeriden Ent: 
hergeftellt, ſodaß die ganpgüterorbnung vom 30. April 1882 An- 
findet A die ganze Provinz und die oben erwähnten vier rheinifchen Kreife. 
Endlich fchließen ſich auch die für den Kreis Lauenburg, fowie bie 
Brandenburg md Schleſien rechtskräftig gewordenen Geſetze 
* für die Provinz Schleswig: Holftein ausgearbeitete Geſetzentwurf dem 
Geſetz in ſeiner neueren, durch die Novelle von 1880 modificirten 
an und erſtreden ſich ausnahmslos auf den ganzen Kreis Lauenburg, 
* die Provinzen Brandenburg, Schleſien und Schieswig-Holſtein, obgleich 
d Anerbenrecht als lex scripta biöher nur in einzelnen Theilen der Provinz 
— und des Kreiſes Lauenburg und in den Provinzen Branden- 
ki uud Schlefien gar nicht gegolten hat. 


E. ©egenftand des Anerbenredts. 
Bollte man den hiſtoriſchen Standpunft verlaffen, d. h. einerjeit3 das 
wewirte Anerbenrecht nicht mehr ausſchließlich auf Diejenigen Perjonen und 


z — v. —— — Weſtph. Geſ.Entw. 1. Weſtph. Landtagẽ⸗Entw. 1. 
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diejenigen Güter beziehen, für die daſſelbe bisher gegolten hatte, und wollte man 
demſelben andererfeitd doc wieder nicht alles liegenſchaftliche Eigenthum unter⸗ 
werfen, jo war es außerordentlich ſchwer eine zwedimäßige, klare und be⸗ 
ftimmte Abgrenzung für die dem Geſetz zu unterftellenden Perſonen und Güter 
zu finden, denn der Bauernftand iſt, ſeitdem alle ftändiichen Schranten über: 
haupt gefallen und alle Staatsbürger vor dem Geſetz gleichgeftellt find, fein 
rechtlicher Begriff mehr, den man zum Ausgangspunkt der neuen Gefegebung 
hätte machen fünnen. | 

Und ebenfo wie der Bauernftand, fo ift auch das Bauerngut heute in ben 
meiften Ländern nad vechtlihen Merkmalen nidt definirbar. Bor ber Abloͤſungs⸗ 
gefeggebung war es wenigftend particularrechtlic möglich die —— Kriterien 
eines Bauernguts dahin feſtzuſtellen, daß es einerſeits ein Landgut ſei, welches 
weder einer ſtädtiſchen Feldmark angehört, noch auch die Vorrechte — — | 
gut3 genießt, und andrerſeits ein Gut, welches Laften und Beſchränkungen, bie | 
meift aus dem gutsherrlichen Verbande ent|pringen , unterworfen iſt. Aber 
bereits damals war diefe Definition gemeinvechtlic nicht zutreffend, weil es in 
Deutſchland zu allen Zeiten völlig freie Bauerngüter gegeben bat. Und vollends 
heutzutage, wo in Folge der Abldfungsgefeggebung die Bauerngüter allen — 
Gütern gleichgeſtellt und außerdem thatſächlich aus Bauerngütern Ri | 
und aus Rittergütern Bauerngüter geworben find, läßt fi eine Definition bes 
Bauernguts nad) rechtlichen Merkmalen gar nicht mehr geben. | 

So blieb denn nur das Bauerngut in feiner wirthſchaftlichen, allerdings noch 
immer ziemlich feft umfchriebenen Eigenart übrig al ein ſolches Yandgut, defien 
Eigenthümer ſich nicht nur durch mittelbare perjönliche Leitung, fondern au durch 
unmittelbare Beauffichtigung und event. auch durch Bor- und Mitarbeit an der 
Bewirthſchaftung deſſelben betheiligt und deſſen Einkünfte, ſofern das Gut nicht 
überſchuldet iſt, zur ftandesgemäßen Erhaltung des Eigenthümers und feiner 
Familie ausreichen. 

Freilich finden innerhalb dieſes weiten Rahmens Güter der verſchiedenſten 
Größe und Art Raum, vom großen Pferdegut, deſſen Beſitzer mehrere ſtattliche 
Geſpanne hält, ſich den Luxus eines Claviers erlaubt und feine Töchter in ber 

„Benehmige“ (altenburgiſcher Ausdruck für höhere Töchterſchule) ſtädtiſch er⸗ 
ziehen läßt, bis zum Gütchen des kleinen Kuh- und Spatenbauern, defſen 
Beſitzer ſich ohne Hülfsarbeit nur kümmerlich zu erhalten vermag. 

Aber auch diefe weite rein wirthſchaftliche Kategorie von Landgütern nad | 
oben und unten vichtig abzugrenzen, mußte dem Geſetzgeber bei der großen 
Beweglichkeit des heutigen wirthſchaftlichen Lebens, bei der häufigen Verbindung 
bes Aderbaus mit der Fabrication und dem Kleing neiverbe nicht ganz leicht fallen. 

Es bat daher die neuere Gejeggebung nur anönahmäweife ı in Schaumbur ° 
Lippe und Braunfchweig, wo fi die Agrarverhältniffe noch 
ihrer früheren Geftalt erhalten haben, einen ſolchen Berfud der ee 
des bäuerlichen Grundeigenthums unternommen (Syſtem des birecten, auf vie: 
Vererbung von Bauerngütern beſchrünkten — | 

Dagegen hat die Gefeggebung in allen anderen Ländern und Provinzen. | 
auf eine Bezeichnung der dem Anerbenrecht unterworfenen Güter nad feſten 
objectiven Merkmalen verzichtet umd meiftend allen Eigenthämern lande (mb | 
forft-Jwirthfchaftlich benugten Grundeigenthums die Entiheidung darüber Aber 
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lafſen, ob fie ihre Landgüter dem Anerbemrecht unterwerfen wollen oder nicht 
(Syften des indirecten Inteſtaterbrechts). 

Bir werden bier zunähft das Syſtem der Höferolle oder des indirecten 
Inteſtaterbrechts und ſodann das Syſtem des directen Inteſtaterbrechts zu be⸗ 
handeln haben. 

I. 


Zur Stellimg des Antrags auf Eintragung eines Hof8 oder Guts in 
die Höferolle und ebenfo auf Löfhung deſſelben aus der Höferolle find in 
Hannover, Bremen, Lauenburg, Schleswig-Holftein, Weft- 
a Schlefien md Brandenburg diejenigen Eigenthümer berechtigt, 

welche über die Beligung letztwillig verfügen können 1°). In der Provinz 
dannover genießen daſſelbe Recht beim Vorhandenfein von getheilten Eigen⸗ 
thum auch die Untereigenthümer. Da in der Provinz Hannover die testamenti 
factio activa für Knaben mit dem erreichten 14., für Mädchen mit dem erreichten 
12. Lebensjahr begründet iſt, fo dürfen bier bie Eigenthümer bez. Untereigen- 
thämer bereit3 in fo frühem Alter die Eintragung der ihnen gehörigen Höfe in 
Me Höferolle beantragen. 

Das oldenburgifche Geſetz ertheilt das Recht der Bildung von Grund- 
erdftellen ebenfalld nicht nur den Eigenthümern, jondern allen Inhabern von 
ſolchen erblichen Nugungsrehten am Grund und Boden, welde wie Erbpadt 
und Grundheuer, Br Abldfung zu freiem Eigenthum erhoben werden fünnen. 
Auh der für son Holftein ausgearbeitete Geſetzesentwurf ftellt 
dem Eigenthümer den Erbpadter, Feſtebeſitzer, PBarcelliit und Grundheuer⸗ 
monn gleich. 

Ss die fpezielle Bezeichnung des Gegenftandes der Eintragung betrifft, fo 
geſtattete das für Hannover erlafiene Höfegefeg von 1874184) nur die Ein- 
tragung der ſog. „Höfe“ in die Höferolle. Als Hof im Sinne dieſes Geſetzes 
zalt „jede Tandwirthfchaftliche mit einem Wohnhauſe verjehene Befigung, für 
melde die bisherige Geltung des Anerbenrechts wahrſcheinlich gemacht werben 
konn". Dieſe letztere Beſtimmung, daß die bloße Wahrſcheinlichmachung der 
Geltung des Anerbenrecht3 bereit3 genüge, um einen Hof eintragungsfähig 
zu machen, kam in Folge eines Amendements des Abgeordneten Lieber in das 
Sieg, während die Regierungsvorlage ſich fo außbrüdte, daß zur Eintragung 
m die Höferolle nur derjenige Hof als befähigt angejehen werben folte, „für 
welchen nach biöherigem bäuerlichen Recht ein Anerbenrecht galt". Durch die 
Rovelle von 1880 ift jedoch, wie wir bereit3 oben erwähnten, die Beichränfung 
der Eintragung auf — Höfe, für welche die Geltung des Anerbenrechts 
wahricheinlich gemacht werden kann, in Wegfall gekommen. So lange diefe 
Schrante em, tonnten factiſch nur Bauernhöfe in die Höferolle eingetragen 
werden, da abgejeben von einigen wenigen Ausnahmen nur fir diefe das An⸗ 


183) Hannov. — v. 1874 iR 7, 3. Brem. Gef. 7. Lauenb. Gef. 22. S an 
poif, Gei.-Entw. 6. Oldenb. > ß 2. Lübeck. Gel. A.5 82. Weſtph. 

Brandenb. 8.8.0. 5. Schlef 

184) Hannov. 6,8 1874 Fr 1: fi ” 21, 24. Berhandlungen des preußiichen 
— ograph. Bericht der Sigung v. 12. Mai 1874. Novelle 3. 
Hann. Gef. v. 1880 8 1. 
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erbenredht gegolten Hatte. Dadurch, daß die obige Schranke aufgehoben morden 
ift, wäre das Höfegeſetz auf alle landwirthſchaftlichen mit einer Wohnung ver: 
fehenen Befigungen anwendbar gewejen, wenn nicht diefelbe Novelle zugleid, doch 
die Einſchränkung hinzugefügt hätte, daß landtagsfähige Nittergüter von der 
Eintragung ausgeſchloſſen fein follten. Diefe Exemtion der Nittergüter von 
dem Anerbenreht fand damals ihre Begründung darin, daß diefe Güter met 
nad einem Singularredit dem Recht der Lehn-⸗, Stamm oder familien: 
fiveicommißggüter — vererbt werden, und daß über die Grenzen der Anwend 
barkeit dieſer Singularrechte keinerlei Zweifel befteben, indem über die Ritter 
güter eigene Matrikeln geführt werden. 

Indeß Hat die Erwägung, daß es in der Provinz Hannover doch auf 
eine Anzahl von Nittergütern giebt, die weder zu den Stamm= und ehngütern, 
noch zu den Yamilienfidercommifjen gehören, den hannoverſchen Provinziallanding 
neuerdings, im October 1883, veranlaft, die Streichung des die Eintragung ber 
Rittergliter in die Höferolle ausfchliegenden Sages zu beantragen, fo daß hinfor 
alfo nur diejenigen Rittergüter von der Eintragung ausgeſchloſſen bleiben follen, 
welche Stamm⸗, Lehen: oder Fidercommißgüter find. in diesbezüglicher von 
der Staatöregierung den beiden Kammern vorgelegter und von dieſen ange: 
nommener Gelegentwurf bat am 20. Februar 1884 die k. Sanction erhalten, Ic 
daß Hinfihtlih der Eintragungsfähigkeit der Landwirthichaftlichen Beſitzungen 
die für Hannover geltende Öefebgehung jest den fpäteren Landgüterordnungen 
bis auf einen, weiter unten zu ermwähnenden. Bunkt gleichgeftellt ift. 

Dem bannoverfhen Gejeg in feiner 1880er Faſſung folgt unbedingt das 
lauenburgifhe Geſetz 1883). Auch der für Schleswig-Holftein aus 
gearbeitete Geſetzesentwurf verlangt zur Eintragung „eine landwirthſchaftlic 
betriebene mit einem Wohnhaufe verfehene Befigung”, ſchließt aber — gleichſam 
die fpäter auch für Hannover beliebte Neuerung anticipirend — auch die Rıtter- 
güter von der Eintragung nicht aus, 

An das hannoverjche Geſetz ſchließt ſich auch das bremiſche Gefeg!**) an 
Nur daß in Bremen für die Eintragungsfähigkeit der Landgüter eine beſtimmtt 
Minimalſchranke gezogen if. Abweichend von dem hannoverſchen Geſetz dürfen 
bier nämlich nur Iandwirthfchaftliche, mit einem Wohnhaufe verfehene Beſitzungen 
von einem Flädheninhalt von mindeftens 5 Heftaren in die He 
rolle eingetragen werden. Durch diefe Aufftellung eines Minimums wollte man 
die Meinen Brinkſitzer⸗, Käthner- und Häuslerftellen, deren Befiger feine Bauem 
mehr find und fih nicht in der Lage befinden, ihre Yamilien allein aus dem 
Ertrage ihres Grundbefiges zu ernähren, von der Vererbung nad) Anerbenreit 
ausſchließen. Daß freilich durch die obige Minimalbeſtimmung von 5 Hektaren de 
Grenze zwiſchen Bauern und Nichtbauern richtig gezogen fer, wurde bei Berathunz 
des Gefeges in der Bürgerichaft mehrfach beitritten. Es verlangte namentlit 
eine Minorität der Anmwejenden die Herabfegung der Grenze, bis zu melde 
die Befigungen noch eintragungsfähig fein jollen, auf 3 Hektaren. Zur Unter: 
ſtützung dieſes Antrags wurde namentlich geltend gemacht, daß Grundbefigunge 


185) Zauenb. Gef. 5. Schl.⸗Holſt. Gej.-Entw. 
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von 3 Hektaren in der Nähe der Stadt einen Verkehrswerth von 8000 Thalern 
repräfentiren und daß ſich auf foldhen Befigungen fchon ein felbftändiger und 
austömmlidher Kandwirthfchaftsbetrieb führen laſſe. Erſt die Befiger von Grund⸗ 
ſtücken unter 3 Seltaren feien bier darauf angemiefen ein Yebengefchäft zu 
treiben, da8 gewöhnlich im Korbmadyen, Mattenflechten u. |. w. beftebe. 

Rad dem urſprünglich von der oldenburgiſchen Staatsregierung 187) 
dem Landtage vorgelegten Gejegesentmurfe ſollten alle behauften Grumdbefigungen, 
welhe in der Mutterrolle der Gemeinde als ein Artikel verzeichnet find, foweit 
fie mindeſtens einen Umfang von 3 Hektaren bejigen (ſog. &runderbftellen), 
von Geſetzeswegen dem Grunderbredht unterworfen fein, wobei dem Befiger freilich 
onfeim gegeben war, feine Grunderbitelle im einzelnen Bererbungsfall durch 
ausdrũckliche Willenserklärung aud) nad anderen Örundfägen, alfo 3. B. nad) 
denen des gemeinen Rechts, zu vererben. Doc griff der Juſtizausſchuß des 
Yondtagd, dem der Megierungsentwurf zur Vorberathung vorlag, auf den von 
Hullmann gemadten Borfchlag zurüd, wonach keinerlei geſetzliche Präfumtion 
für die Vererbung einer Grunderbftelle nad) Grunderbrecht ftattfinden folle, 
ſondern die Bildung von Grunderbftellen und ihre Unterftellung unter das 
Grunderbrecht lediglih von der Verfügung des Eigenthümerd abhängig zu 
machen ſei. Bei Berwerfung de3 von der Staatsregierung gemachten Vorſchlags 
ließ fi) der Ausſchuß hauptſächlich von folgenden Motiven leiten: 

1) Der Widerftand gegen das Grunderbredit, wie er in einigen Theilen 
des Herzogthums zu Tage getreten fei, geftatte jedenfall nicht, Daß das 
Gefeg in der von der Regierung vorgeichlagenen Weife auf das ganze Herzog- 
thum ausgedehnt werde. 

2) Aber felbft in denjenigen Bezirken, in deneh die bäuerliche Bevölkerung 
im Allgemeinen an dem Grunderbrecht fefthalte, läge doc fein Bedürfniß vor, 
daſſelbe auch auf den Grundbeſitz der Kaufleute, Handwerker, Wirthe u. |. w. 
zu erftreden. 

3) Es müßten daher wie jene Gebietstheile (vgl. P. 1), jo auch dieſe 
Beſitzungen von der Wirkfamfeit des Geſetzes eximirt werden. Da die Ab— 
grenzung in beiden Fällen aber große Schwierigkeiten bereiten würde, fo empfehle 
es fih, daS hannoverfche Syſtem der Höferolle zu adoptiren, wobei man 

4) der Gefahr, daß die Eintragung der Grunderbftelen aus Trägheit in 

den meiften Fällen unterbleiben werde, durch eine paflende Befragung ber 
Bevöllerung ſeitens der ftaatlichen Organe begegnen zu können hoffte. 
Dem Juſtizausſchuß flimmten auch der Landtag und die Regierung bei, 
Io daß demnach auch in Oldenburg die Bildung von Grunderbftellen, d. h. die 
Anendung des Grunderbrechts auf den ländlichen Grundbefig abhängig gemacht 
iſt von einer diesbezüglichen ausdrüdlichen Erklärung des Eigenthümers. Zur 
Grunderbſtelle kann jede behaufte Beſitzung gemacht werden durch Erklärung . 
mm Protokoll desjenigen Berwaltungsamts, in deſſen Mutterrolle der Artikel 
der betreffenden Grumderbftelle ſich befindet. 


187) Oldenb. Gef. Art. 3 $ 1. Motive zum Gej.:Entw. der oldenb. Staat: 
egierung ©. 74, 75. dv. Beaulieua.a. D. © 4, 42. Hullmann a. a. O. 
€. 60. Hannov. Gel. v. 1874 8 5. De bonnlingen des preuß. Herrenhaufes, 
ſtenogt. Bericht der Sitzung v. 11. fyehruar 1880 ©. 237. Ä 
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Eine Ausnahme von diefer Regel befteht nur infofern, al® „die aus unbebauten 
Staatsländereien angewiefenen Anbauerftellen“ bereit8 durch ihre Anweiſung die 
Eigenſchaft einer Grunderbftelle erhalten, auch wenn fie noch nicht behauft find. 

Wie das für Hannover und Tauenburg erlaflene Geſetz und ber 
ſchleswig-holſteiniſche Geſetzesentwurf, jo hat aud das für Oldenburg 
und Kübel erlafiene Geſetz, mit Rüdfiht auf bisherige Erfahrungen, von der 
Fixirung eined Minimalumfangs, der erreicht werden muß, damit die Grund⸗ 


befigumgen dem Grunderbrecht unterworfen werden dürfen, abgeſehen. Maßgebend 


für diefe Entfcheidang war die Erwägung, daß nicht nur die Grundbefiter in 
Dlbenburg vielfach zugleich Gewerbtreibende, namentlich Bramntweinbrenner, Bier: 
brauer, Biegler, Müller u. ſ. w. find, fondern daß es auch nicht felten vor: 
tommt, daß die anfäfligen Krämer und Gaftwirthe nebenher Landwirthſchaft 
treiben und dann die Wünfche der Bauern, ihren Grundbefig in der Familie 
zu erhalten, tbeilen. Dafjelbe gilt von den auf tagelöhnernden Nebenerwerb 
angewiejenen Kleinftellenbefigern, indem auch diefe das Streben haben, ihre 
Stellen in den Familien zu conjeroiren. 

| In Oldenburg ebenfo wie in Hannover — innerhalb welcher Provinz 
das Anerbenrecht in einzelnen Theilen, wie 3. B. in den früheren Herzogthümern 
Bremen und Berden von jeher nicht nur für |pannfähige Höfe, fondern auch 
für kleinere Stellen beftanden hat, — ſchien e3 dem Geſetzgeber daher paſſend, 
dem Beſtreben auch der Hleineren Leute, ihr Grundeigenthum unzertheilt in ber 
Familie zu erhalten und womöglich zu vergrößern, diefelben Erleichterungen zu 
gewähren, wie fie dem größeren fpannfähigen Befig eingeräumt worden fin. 
Aber während die für Hannover und Rauenburg erlafienen Geſetze und ebenfo der 
für Scjleswig-Holftein ausgearbeitete Gefegentwinf doch immer noch eme 
landwirthſchaftlich betriebene, mit einem Wohnhaufe verfehene Befigung verlangen, 


ift im oldenburgifchen Geſetz auch das Requiſit des Iandwirthfchaftlichen Betriebs 


weggefallen und wird nur noch eine behaufte Befigung verlangt. Damit fi 
das Geſetz auch auf den zu Fleden und Städten gehörigen Grundbefig anwendbar 
geworden, foweit hier ähnliche Intereffen und Anſchauungen herrſchen, wie m 
den Xandgemeinden, wie denn auc bisher da8 Grunderbrecht allgemein im ben 
oldenburgiſchen Städten — mit Ausnahme nur der Städte Oldenburg, Server 
und Delmenhorſt — gegolten bat. 

Und ‚wie das oldenburgifche Gejeg die eintragungsfähigen Grunderbſtellen 
nad) Unten nicht begrenzt, jo zieht e8 auch nach Oben keinerlei Schranfe, indem 
bier der übrigens nur felten vortommende Rittergut3befig von ber Unterftellung 
unter da8 Grunderbrecht ebenfall3 nicht ausgejchloffen ift. 


Nah den für die Provinzen Weftpbalen und Brandenburg’) 
erlaffenen Landgüterordnungen dürfen in die Nolle eingetragen werben alle 
"zum Betriebe der Land» und Forftwirtbichaft beſtimmten Grundftüde, welde 
— — Reinertrage von mindeſtens 75 Di. beim Grundſteuerkataſter an: 
gejegt ſind. 

Es fehlt Hier alfo, ähnlich wie Oldenburg, das Requiſit des Wohnhauſes 
und ſind zu den landwirthſchaftlich betriebenen Grundſtücken, von denen die 


188) Weſtph. L.G.O. 1. Brandenb. 2.8.0. 1. 
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bisherigen Geſetze allein handelten, auch die forftwirthichaftlich betriebenen hinzu- 
mmen. 


Für letztere Ausdehnung jpricht, daß bei den Forftgrundftüden das Intereſſe 
on der Erhaltung und ungetheilten Bererbung bderfelben in der Familie nod 
größer iſt, als bei den landwirthichaftlich benugten Grundftüden. Auch ift eine 
Grenze zwiſchen bloßen Forftgrundflüden und folden, die auch zum Betriebe der 
Landwirthſchaft dienen, nicht immer leicht zu finden. Wir denken bier nament- 
ih an Grundſtücke, die nad) langjähriger Benugung ald Wald einige Jahre 
hindurch als Acker cultivirt werden. Ferner gehört zu Forſtgrundſtücken, wenn 
aud nicht immer ein Ader, fo doch in der Regel ein Hausgarten. Und umgekehrt 
jind mit Landgütern, die vorzugsweiſe dem landwirthſchaftlichen Betriebe dienen, 
doch auch häufig mehr oder minder ausgedehnte Wälder verbunden. 

Von dem Requifit der Behauſung wurde abgeſehen, weil dieſes Erforderniß 
anf viele Grundſtücke nicht paſſen würde, fo z. B. auf Ackerbürgerſtellen 
in der Nähe der Stadt, melde von diefer aus bewirthichaftet werden, und auf 
Forſtgrundſtücke. Diefe von dem Anmwendungsgebiete des Geſetzes auszufchließen, 
log aber fein genügender Grund vor. 

Die für die Provinz Schlefien erlaffene Landgitterordnung zieht nach dem 
Deifpiele der weftphälifchen und brandenburgifchen Landgüterordnungen die forſtwirth⸗ 
ſchaftlich benutzten Grundftüde ebenfall3 in den Bereich des Geſetzes, niınmt aber 
zugleich, das Requifit der Behaufung nad) dem Muſter des fir Hannover erlafjenen 
Döfegefeges wieder auf. Die Minimalgrenze für die eintragungsfähigen Grund- 
füde war durch den Provinziallandtag der Provinz Schlefien nad) der Höhe 
der Grundfteuer und event. dem Flächenumfange derart beftimmt, daß die Yand- 
güter, um eintragungsfähig zu fein, wenigſtens 6 Mark jährliche Grundfteuer 
entrihten oder einen Flächeninhalt von menigftend 8 Hektaren befigen mußten. 
Indeß hat die Staatsregierung diefem Antrage nicht beigeftimmt, weil nad) dem 
$ 8 der Grundbuchordnung vom 5. Mat 1872 im Grundbuche zwar ber 
Grumdfteuerreinertrag, nicht aber die Grundſteuer felbft vermerkt fiehe und daher 
der Betrag der letzteren, wenn es auf ihn bei der Eintragung in die Lands 
güterrolle ankäme, dem Gerichte erſt noch beſonders nachzumeifen fein würde. 
Diefer Nachweis würde aber oft mit Schwierigfeiten und Weitläufigfeiten ver- 
bunden fein, da in den Grundfteuerheberollen, auf welche zurüdigegangen werden 
wäßte, um den Betrag der Grundfteuer feftzuftellen, die Grundſtücke nicht nach 
Blatt, Artikel und Nummer des Grundbuchs verzeichnet feien, und daher zur 
Venttficrung des betreffenden Grundftüds in jedem einzelnen Fall erſt noch 
weitläufige &rmittelungen nothmwendig fein würden. Da nah den Reſultaten 
der neuen Grumdfteuerveranlagung in der Provinz Schlefien, wie in den fieben 
öftlihen Provinzen überhaupt, der allgemeine Procentfag der Grundfteuer 
9,574 0/0 de8 Grundftenerreinertrags entipräche, fo wiirde die von dem Provinzial: 
Iandtage in Borfhlag gebrachte Minimalgrenze im Wefentlihen eingehalten 
werden, wenn an Stelle des Grunbfteuerbetragd von 6 Dark in runder Summe 
an Grundfteuerreinertrag von mindeftens 60 Mark geſetzt würde. Die Staats⸗ 
vegierung bat in ihrem Entwurfe Die Grenze in diefer Weile firirt, und bie 
beiden Häufer des Landtags haben dem Negierungdentwurf zugeflimmt. Die 
alternativ mit der Firtrung der Minimalgrenze der Grundftüde nach dem 
Srundftenerbetrag von dem ſchleſiſchen Provinztallandtage in Vorſchlag gebrachte 
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Beftimmung derſelben nad) dem Flächeninhalt, fo daß auch Grundftücke mit 
geringerer Grundfteuer als 6 Mark eintragungsfähig fein jollen, wenn fie mır 
einen Flächeninhalt von wenigftens 8 Hektaren befigen, ift im Regierung: 


entwurfe und im Geſetze geftrichen worden. 


Endlich ift noch zu erwähnen, daß nad) allen neueren Geſetzen, auch nah 


denjenigen, welche daS Anerbenredht auf den gejammten land- und forſtwirth⸗ 


ſchaftlich benugten Grundbefig ausdehnen, die Fideicommiß-, Lehen⸗ und Stamm: 


güter demfelben nicht unterworfen find. 


Die Ausdehnung des Anerbenrecht3 über den Kreis der Bauerngüter hinaus 


wie fie gegenwärtig von allen neueren Höfegefegen und Yandgüterordnungen, mit 
Ausnahme nur des braunfchmweigifchen, Ihaumburg=lippefchen und bremifchen Ge 
feges, beliebt worden ift, erfheint uns aus folgenden Gründen als gerechtfertigt: | 
1) Iſt die Beichräntung der Anwendung des AnerbenrechtS auf diejenigen 
Bauernhöfe, für die das alte Anerbenredht gegolten bat, nad) den in Hannover 
— Erfahrungen nicht thunlich, ſo läßt ſich eine jeden Zweifel ausſchließende 
bgrenzung derjenigen Höfe, die unter ein ſolches Geſetz fallen ſollen, weder leicht 
finden noch auch innerlich begründen. Denn das ſocialpolitiſche Motiv, dad 


hinſichtlich der Erhaltung des Anerbenrechts für den einen Bauernhof ſpricht, 
trifft auch hinſichtlich der Neueinführung des Anerbenrehts für den anderen 
Bauernhof zu. : 

2) Dann find die Bauerngüter in rechtlicher Beziehung gegenwärtig ben 


Rittergütern faft überall gleichgeftellt und aud) an Umfang und fonftiger Be 


deutung ftehen fie denfelben gleichfalls häufig nicht nah. Während 3. B. in 


der Provinz Weftphalen die Rittergüter durchfchnittlich einen Umfang von 
5—700 Morgen haben, erreichen einige Bauernhöfe dort den Umfang von 


2—3000 Morgen, was u. A. die Folge hat, daß nad) der preußifchen Kreis- 


ordnung auch die Befiger folder Bauernhöfe zu den größeren ländlihen Grund: 


befigern gezählt werben. 
3) Ferner finden diejelben Gründe, welche für die Anwendung des Anerben: 





rechts auf die Bauernhöfe ſprechen, auch auf die anderen Befigungen, zu denen 


die innerhalb der ftäbtifchen Gemeindemarkungen gelegenen Grundftüde, ſowie 


bie großen Guter, foweit beide zu Zwecken des Aderbaues, der Viehzucht, ſowie 


der Forſtwirthſchaft beitimmt find, Anwendung. 


Insbeſondere für die Ausdehnung des Anerbenrechts auch auf die großen 


Güter haben wir im Zufammenhange mit unferen früheren Ausführungen noch 
folgendes geltend zu machen. 


Eine größere Stabilität des Familienbeſitzes liegt, nach unferen wieder— 
holten Ausführungen, ſowohl im wirthſchaftlichen, wie im ſocialen und politifhen 
Interefie des Deutfchen Reihe. Diefe fann durd das Familienfideicommg 
nicht allgemein erreicht werden, weil daffelbe immer nur auf eine mäßige Anzahl von 
Gütern Anwendung findet. Sie foll aber aud auf diefem Wege nicht erreiht 
werden, meil da3 Familienfideicommiß, indem e8 dem großen Grundbefig dur 
den künſtlichen Schuß ein Uebergewicht über die anderen Güterlategorien giebt, 


die Gefahr begründet, daß fich die Vertheilung des Grundeigenthums in der 


Richtung meiterer Agglomeration der Grundbefigmafjen verſchiebt. An eine 
Schmwähung diefer Tendenz dadurd, daß aud die mittleren Güter fih dh 
fideicommifjarifche Bindung widerftandsfähig machen, ift nad) den bisher gemachten 
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Erfahrungen nicht zu denfen. Und doc verlangt die Erhaltung des gegen- 
wärtigen Zuftande3 der Grundbefigvertheilung, daß feine der verſchiedenen Kate- 
gorien des Grundeigentfums durch befonderen erbredtlihen Schug vor der 
anderen bevorzugt werde. 

Würde dann aber für den bäuerlichen Grundbejig das Anerbenrecht ein- 
geführt und bliebe der größere Grundbefig dem gemeinen Erbrecht unteritellt, 
jo wären die Bedingungen des Familienbefige3 wieder nad) einer anderen Seite 
ungleich verteilt. Denn dem gejammten größeren Grundeigenthum hilft es 
nichts, daß eine Anzahl diefer Güter fideicommiffarifch gebunden und damit 
unter noch günftigere erbrecdtliche Beftimmungen geftellt ift, als der bäuerlidhe 
Grundbefig durch das Anerbenreht. Zudem dürfte die Befeitigung des Familien⸗ 
fidetcommißinftitut3 oder doch die Annäherung defielben an das gemeine Erbrecht 
mr eine Frage der Zeit fein. Daß es dem größeren Grundbefig unter ber 
Herrſchaft des gemeinen Rechts aber bereit3 in der Vergangenheit, wo doch der 
bäuerlihe Grundbeſitz gegen Zerftüdelung und übermäßige Verſchuldung meift 
nur durch die Sitte geſchützt war, viel ſchwerer fiel, fich als Familienbefig zu 
behaupten, dafür liegen namentlich für die öſtlichen Provinzen Preußens die 
unzweideutigften Beweiſe vor !8°). 

Tie neueren für Weftphalen, Brandenburg und Sclefien erlafjenen Land- 
güterordnungen haben fodann nady dem Borbilde des bremijchen Höfegejeges 
und im Gegenfag zu den für Hannover, Lauenburg, Oldenburg, Braunfchmweig 
erlafjenen Höfegefegen und dem für Echleswig-Holftein ausgearbeiteten Gejeg- 
entwurfe die Meinen Stellen mit einem Kataſtralreinertrag von weniger als 
15 (m Schlefien von weniger al3 60) Mark von dem Anmwendungsgebiete des 
Anerbenrechts ausgeſchloſſen. 

Dies führt ung zur Behandlung einer Frage, die wir bereits oben bei Ge⸗ 
legenheit der Darftellung der für Bremen geltenden Beftimmungen geftreift haben. 

Ber Ausschluß diefer Heinen Stellen konnte fi die weftphälifche Land: 
güterordnung an ältere Rechtöbeftimmungen anfchließen, bei deren Anwendung 
fih keinerlei Unzuträglichkeiten ergeben hatten. Diefe Beftimmungen find enthalten 
um weftphälifchen Gejeg vom 4. Juni 1856, fowie in dem Statut des meitphä- 
lijſchen Bfandbriefinftitut3 von 1877, indem erftered die ermäßigte Exrbfchafts- 
tare ebenfall3 nur für Güter mit einem Sataftralreinertrag von menigftens 
75 Mark eintreten. läßt, und legtere8 die Beleihungsgrenze nad) unten auf denjelben 
Betrag ftellt. Wenn auch) die für Brandenburg und Schlefien erlaſſenen Landgüter- 
ordmungen, legtere mit einer Herabfegung des Minimum auf einen Grundſteuer⸗ 
ränertrag von 60 Mark, dem Beifpiele der weftphälifchen Landgüterordnung 
gefolgt find, jo ift dies gefchehen, weil man hier ähnlich wie auch in Weftphalen 
diejenigen Güter von der Vererbung nad) Anerbenrecht ausfchliegen wollte, deren 
Ertrag, ohne Hinzutretenden Verdienſt durch anderweitige Arbeit, zur Ernährung 
einer Familie regelmäßig nicht ausreicht. 

Die Firirung diefer Minima unterliegt mannigfachen Angriffen. 
Zunäãchſt wird darauf Hingewiefen, daß die Art der Firirung der Minima 
eine zu ſchablonenmäßige ift, fo daß im einigen Gegenden noch folde Grund- 


189) Vgl. unter anderem die auf die Provinz Brandenburg bezügliche Notiz 
im 6. 21. e 
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befigungen unter bie Beltimmungen der Geſetze fallen, welche, weil fie eine 
Familie nicht zu ernähren vermögen, nad der Abſicht des Gejeggebers nicht 
unter diefe Beſtimmungen fallen follten, während in anderen reifen wiederum 
ſolche Befizungen nicht unter da3 Geſetz fallen, die nad) der Abficht des Geſetz 
geber3 unter das Geje fallen jollten. 

Es läßt fi, wie bie er gemachten Geſetzgebungsverſuche zeigen, 
der großen Mannigfaltigkeit ber Verhältniſſe eine auf jeden einzelnen air 
paflende Grenze zwiſchen dem eigentlich bäuerlichen Grundbefig und dem Grund⸗ 
beſitz der Tagelöͤhner, Handwerker, Ackerbürger u. |. w. für ein größeres Gebiet 
geſevli⸗ ſchwer ziehen. 

Aber angenommen, es würde gelingen, dem Gedanken des Geſetzgebers einen 
den verſchiedenen Verhältniſſen adäquaten, leicht zu handhabenden Ausdruck zu 


geben, ſo bleibt doch noch die Frage zu erledigen, ob es denn überhaupt noth⸗ 
wendig oder auch nur nüglich ift, den kleinen Stellenbefig, von deſſen Ertrag 


allein eine Familie nicht Ieben fann, von dem Anwendungsgebiet des Anerben: 
rechts auszufchließen. 

Fur die Bejahung der Frage wird in ber Regel angeführt, daß ſolche Fleine 
Beſitzungen eigentlich nicht mehr die Natur des ländlichen Grundbeſitzes haben, 
indem für dieſelben kein auf Jahre hinaus berechnetes Wirthſchaftsſyſtem, auch 
nicht der Bau von Wirthſchaftsgebäuden u. ſ. w. in Frage kommt; daß ihre 
Bedeutung vielmehr lediglich darin beſteht, den Arbeitern eine Wohnung und die 
Gelegenheit zu gewähren, einige der nothwendigſten Lebensmittel fett hervor⸗ 
zubringen. Es liegt daher, ſo ſchließt man weiter, kein rechter Grund vor, 
auf dieſe mehr die Natur des ſtädtiſchen, als des landwirthſchaftlichen Beſitzes 
habenden Kleinſtellen das weſentlich zur Erhaltung des land⸗ oder forſtwirth⸗ 
ſchaftlich benutzten Grundbeſitzes dienende Anerbenrecht anzuwenden. 

Dagegen werden für die Ausdehnung des Erbrechts auch auf die kleinen 
Stellen folgende Gründe angeführt. Je kleiner eine Stelle ſei, deſto weniger 


vertrage fie eine Theilung, fo daß Häufer mit daran ftoßendem Garten wirtb- 
ſchaftlich betrachtet eigentlih untheilbar jeien. Da e3 aber jelbft für den Tage 


löhner und Handwerker gut fei, wenn jein Grunbbefig wenigſtens eine folde 


Ausdehnung habe, daß er feine Familie (Frau und Kinder) vollauf befchäftige, fe 


jollte die Geſetzgebung der Theilung folcher kleiner Anmwefen feinen Vorſchub Leiften. 


Inder dürfte e8 fehr fchwierig fein, von einem abftracten Standpunfte aus, 
lediglih nad) Abwägung der möglichen Bor: und Nachtheile, welche fih an ben 


Ausschluß ber tleinen Stellen von der Wirkſamkeit des Anerbenrechts knüpfen 
fünnen, zu einem beftimmten allgemein giltigen Refultat zu gelangen. 





Sicher ift nur eins, daß die Ziehung einer, den ebenfo manntgfaltigen wie | 


veränderlichen Berbältniffen ent|prechenden Srenzlinie für die Anwendung des 


Anerbenreht3 ein unlösbares Problem if. Auch dürfte es vollftändig unbe | 


benflich fein, von einer foldhen Grenzziehung für die Anwendung des Anerben: 
rechts überhaupt Abftand zu nehmen. Denn in der Regel werden die Klein 


ftellenbefiger dem Erbrecht und der Bererbungsfitte folgen, melde für den | 


bäuerlihen Orundbefig der betreffenden Öegend gilt. Wo bier 


entweder in natura oder feinem Verkehräwerthe nad) unter ſämmtliche Kinder nad 
gleihen Portionen getheilt zu merden pflegt, da wird diefelbe Vererbungsart 


erfahrungsmäßig auch für den Heinen und Fleinften Grundbefig zur Anwendung 
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gelangen. Iſt es doch befannt, daß in Gegenden mit weitgehender Theilbarteit 
des Grundbeſitzes mitunter fogar die Häufer nicht nur ideell fondern fogar reell 
durch eine vom Firſt bis zum Boden gezogene Tinte getheilt werden. Und wiederum 
wo das Anerbenredyt ſich für den größeren und mittleren bäuerlichen Grundbefit 
in Geltung befindet, da werden auch die Sleinftellenbefiter ihre Stellen nicht 
ſelten nach Anerbenrecht vererben. Als Beleg hierfür führten wir bereit3 oben 
S. 145 5. und 147 ff. einige Gegenden bes Herzogthums Oldenburg und der 
Provinz Hannover an. Wir fünnen bier noch hinzufügen, daß auch in einigen 

des badiſchen Schwarzwalds die rechtlihe Gebundenheit und die 
jog. Vortheilsgerechtigkeit ſich nicht nur auf die großen Hofgüter, fondern auch 
auf die Kleinen Gewerbeqgüter erftredt. 

Hinſichtlich des Umfangs, in welchen der einer beftinnmten Perfon gehörige 
Grundbefig durch Eintragung in die Höfer oder Landgüterrolle dem Anerben- 
recht unterworfen wird, enthält das für Hannover erlajjene Geſetz 1?) 
bie Beftimmung, daß, in Ermangelung einer genauen Bezeichnung in der Höfe 
role, zum Hofe alle Grundftüde gehören, weldye mit der Hofitelle auf dem⸗ 
jelben Grundbuchblatt oder Artitel des Grundbuchs eingetragen find. Denfelben 
Gedanken jpricht auch da8 oldenburgifche Gefeß aus, wenn es dem Befiger 
behauften Landes die Freiheit gewährt, durch Abtrennung und Zutbeilung 
einzelner Grundftüde Grunderbftellen von beliebiger Größe zu bilden, und wenn 
&, in Ermangelung ausdrüdlicher Beitimmung hierüber; die in der Mutterrolle 
einer Gemeinde zu einem Artitel zufammengefaßten Befigungen als eine Grund» 
erbſtelle auffaßt. Noch weiter geht in dieſer Beziehung das bremifche Gefeg, 
wenn es in Ermangelung näherer Bezeichnung in der Höferolle das Anerben⸗ 
reht auf den gefammten im Landgebiet belegenen Grundbefig derjenigen Perſon 
ausdehnt, deren Name in die Höferolle eingetragen if. In Tauenburg 
wird in Zweifelsfällen al8 zum Hof gehörig der geſammte herfümmlich zu dem 
Hof gerechnete oder wirthichaftlih zu demfelben gehörige Grundbeſitz einer 
Perion betrachtet; die mirthichaftliche Zufammengehörigkeit ift im Zweifel bei 
alen regelmäßig von derfelben Hofftelle aus bewirthichafteten Grundftüden an« 
zunehmen; dieſe Zufammengebörigleit wird durch eine vorübergeheude Ver⸗ 
pahtung oder ähnliche Benugung von Hofesgrundftüden, 3. B. als Leibzuchts⸗ 
(Altentheils⸗)Land, nicht ausgeſchloſſen; ebenfo bleiben Grundftüde, melde an 
Perfonen verpachtet find, die ſich dagegen zu Dienftleiftungen für die Hofes⸗ 
wirthſchaft verpflichtet haben (Heuerlinge, Häuslinge, Einlieger), zum Hofe 
gehörig. Der ſchleswig-holſteiniſche Gefegentwurf ftellt keinerlei Prä- 
fumtionen auf und läßt lediglich die Erklärung, die der Eigenthümer über den 
Umfang der Grunderbftelle in der Höferolle abgiebt, enticheidend fein. Denfelben 
Grundſatz haben auch die neueren Landgüterordnungen für Weftphalen, 
Brandenburg und Schlefien angenommen, indem fie beftimnen, daß das 
Landgut, anf welches daS Anerbenrecht Anwendung finden fol, aus denjenigen 
Grundſtücken befteht, welche auf einem Blatt der Randgüterrolle eingetragen find. 
Außerdem ſchreiben diefe neueren Geſetze noch vor, daß die einzelnen Grund» 


— 
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ftüde in der Landgüterrolle nach Blatt, Artikel und Nummer des Gruudbuchs oder 
des Grundfteuerlatafter® und im Grundbuch wiederum nach der Nummer der 
Tandgüterrolle zu bezeichnen find. Grundftüdsermerbungen zu einem in der 
Rolle eingetragenen Landgute find gleichzeitig mit der Zujchreibung im Grund 
buche von Amtswegen auch in die Landgüterrolle einzutragen, wenn der 
Ermwerber nicht das Entgegengeſetzte beftimmt; deögleichen find aud Ber: 
äußerungen eines Theils von einem in der Nolle eingetragenen Landgute gleich⸗ 
zeitig mit der Abfchreibung im Grundbudhe von Amtöwegen auch in ber 
Landgüterrolle zu löſchen, fofern für die abgetrennten Theilftüde die Voraus- 
fegungen der Eintragung in die Landgüterrolle nicht zutreffen; treffen dieſe 
Porausfegungen jebod zu, fo erhält — nad) einer Beſtimmung der ſchlefiſchen 
Landgüterordnung — der veräußerte Theil in der Rolle ein eigenes Blatt, und 
der Erwerber ift hiervon zu benachrichtigen. | 

Während die meiften Höfegefege und Landgüterordnungen einen Zermin 
nicht feftftellen, bi8 zu welchem allein die Eintragung in die Höferolle geſchehen 
darf, verlangt nur das bremifche Geſetz 19"), daß die Eintragung bis zum 
1. Juli 1885 gefchehen fein müſſe, widrigenfalls fie nicht mehr gefchehen dar]. 
Einen folden terminus ad quem enthielt freilid das für Hannover erlajjene 
Höfegefeg von 1874 urfprünglich auch; indeß ift derfelbe durch die Novelle zu 
diefem Höfegefeg von 1880 für Hannover befeitigt worden, während er fir 
Bremen, das fih in diefer Beziehung dem urfprünglichen hannoverfchen Geſet 
angelchloffen hatte, noch gegenwärtig befteht. Webrigen® wurde dieſer Termin 
feiner Zeit in das bremifche Gefeg nur gegen den Proteft der Kammer für 
Landwirthichaft und eines Glieds der Bürgerfchaft aufgenommen. Bon ten 
Broteftirenden wurde bei diefer Gelegenheit darauf hingewieſen, daß weder der 
Entwurf de3 hannoverfchen Provinziallandtags, noch auch der Entwurf der 
preußifchen Staatsregierung diefe Beſchränkung enthalten haben und daß dieſelbe 
nur auf den Antrag eines Juriften in einer äußerft ſchwach bejuchten Sitzung 
des preußifchen Abgeordnetenhaufes im Sommer 1874 mit einer Mehrheit von 
wenigen Stimmen in das Geſetz hinein gebracht worden ſei. Es fteht wohl u 
erwarten, daß nachdem die ältere beichräntende Beftimmung des hannoverſchen 
Geſetzes im $. 1880 aufgehoben worden ift, die bremiſche Gefetgebung dem 
bannoverfchen Beijpiel folgen werde. | 

AS zur Eintragung in die Höfe» oder Tandgüterrolle zuftändige Behörde: 
fungirt in Hannover, Lauenburg und Schlesmwig-Holftein dasjenige 
Amtsgericht, im deflen Bezirt das Wohnhaus der Befigung liegt. In 
Brandenburg, Weſtphalen und Schlefien ift e8 dasjenige Amtsgericht, 
in deſſen Bezirk die Grundſtücke belegen find, welche das Landgut bilden, 
degen die Grundftüde in den Bezirken verfchiedener Amtsgerichte, fo hat dad 
Oberlandesgericht zu beftimmen, bei welchem Amtögerichte da3 Landgut in die 
Rolle einzutragen if. In Bremen wird die Höferolle vom Landherrn⸗ 
amt geführt. In Oldenburg, mwo feine eigene Höferolle geführt wird, 
fondern das Ergebniß der abgegebenen Erklärung nur zu den Mutterrollen der 
Gemeinde zu regiftriren ift, erfolgt diefe Negiftrirung feitens desjenigen Ber- 
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waltungsamts, in bdeflen Wutterrolle der Artikel der betreffenden Grund» 
erbſtelle ſich befindet !??). 

Der betreffende Antrag wird in Hannover, Yauenburg, Bremen, 
Befpbalen, Brandenburg, Schleſien un Schleswig -Holftein!%®) 
bei der zufländigen Behörde entweder mündlich angebracht oder fehriftlih ein- 
gereicht; in Didenburg ift die Willenserllärung immer mündlich und zwar 
entweder von dem Eigenthümer perfönlih oder von einem beſonders hierzu 
bevollmächtigten Vertreter zu Brotofoll zu geben. 

Die Eintragung in die Höfe oder Tandgüterrolle ift aud für jeden nad- 
folgenden Eigenthümer de3 eingetragenen Hofs oder Landguts wirkjam!?*). 
Es gelangt mithin das Anerbenrecht jo lange zur Anwendung, als ber Hof in 
der Höfer oder Landgüterrolle eingetragen fteht, d. h. nicht aus derſelben 
gelöfcht worden if. Ausnahmen von diefer Regel werden weiter unten zu 
emähnen fein. Da ed von Wichtigkeit ift, 8* die Geltung des Anerben⸗ 
rechts für ein beſtimmtes Grundſtück nad erfolgter Eintragung deſſelben in 
die Höfe- oder Landgüterrolle unzweifelhaft feflitehe, fo beftimmt das für 
Hannover erlafiene Gefeg und nach feinem Beifpiel die für Bremen und 
Lauenburg erlafienen Gefege, ſowie der [hleswig-holfteinifche Geſetz⸗ 
entwurf 195), daß die rechtskräftig gewordene Eintragung aus dem runde 
nicht angefochten werden dürfe, weil die eingetragene Beflgung die zur Eins 

tragung erforderlichen Eigenichaften feiner Zeit nicht beſeſſen habe. 

Auch durch das Eintreten eines nach der Eintragung eingetretenen Mangels, 
der, menn er bereit3 zur Beit der Eintragung vorhanden geweſen wäre, bie 
Eintragung verhindert haben würde, geht die Eigenjchaft eines Hofs nicht ſofort 
verloren, fo 3.8. nad hannoverfchem Recht wegen Mangels des Requifits der 
Behaufung erft 2 Jahre, nachdem diefer Mangel eingetreten ift!?®). 

Während die meiften Gejege die Höferolle für öffentlich erklären, geitatten 
die für Weftphalen, Brandenburg und Schlefien erlaſſenen Yandgüterordnungen, 
ſowie der fir Schleswig⸗Holſtein ausgearbeitete Geſetzentwurf die Einfichtnahme 
der Höferolle nur denjenigen Perfonen, die ein rechtliche Intereſſe an derjelben 
haben. Die Einfihtnahme in die Rolle ift koftenfrei 197). 

Die Lölchung eines Hofs aus ber Höferolle erfolgt unter denfelben Be⸗ 
dingungen wie die Eintragung. Mit der Löſchung wird der Hof wieder dem 
allgemeinen Erbrechte unterworfen. 


—— 
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Auch kann das Anerbenrecht durch legtwillige Dispofition für einen einzelnen 
Bererbungsfall ausgefchlojjen werden, ohne daß deshalb das betreffende Gut 
aus der Höferolle geftrichen zu werden brauchte. Zu diefem YZwed fol nad 
dem für die Provinz Hannover erlafienen Gefeg!?®) eine entiprechende „in 
einem Teſtament oder in einer notariell oder gerichtlich beglanbigten oder 
eigenhändig gefchriebenen und unterfchriebenen Urkunde” enthaltene Erklänm 
genügen. Um die Ausfchliefung des Anerbenrecht3 für den einzelnen Fall nik 
zu ſehr zu erleichtern, wie e8 durch die obige Beſtimmung jegt in Wirklichteit 
gericht, war feiner Zeit, bei Gelegenheit der Berathung des für Kanne 
eftimmten Gefepes, im preußifchen Herrenhaufe beantragt worden, die durd die 
obige Beftimmung gefchaffene formelle Erleichterung legtwilliger Berfügungen 
zu befeitigen. Mit Necht wurde bei diefer Gelegenheit gefagt, daß diefe Br 
flimmung dem Hofeseigentbümer eine Befugniß ertbeile, Die fonft feinem 
anderen Bürger zuftehe. Bei der großen Bedeutung einer ſolchen Dispofttion 
für da8 Wohl und Wehe der ganzen Yamilie, ja bei ihrer indirecten Wictigfet 
für die Dertheilung des ländlichen Grundeigenthbums follte der KHofebeigen 
thümer diefelbe nur mit dem vollen Bewußtſein ihrer Wichtigkeit, mohlüberlegt 
und frei von wechſelnden Gemüthsftimmungen treffen und daher in diefer de 
ziehung mindeftens diefelben Formen beobachten müfjen, wie jeder andere Bürger, 
welcher über feinen Nachlaß leutwillig verfügen will. Aber auch abgefehen von 
dem eben geltend gemachten Geſichtspunkte kann die den unbeglanbigten Arf- 
zeichnungen beigelegte Giltigleit zu den bedenklichften Streitigkeiten über die 
Echtheit ſolcher Schriftftüde und über das PVorhandenfein der Dispofttiond 
fähigkeit des Erblaſſers zur Zeit der Abfaflung Beranlaffung geben. Dod 
widerfegte fi) der damalige Juſtizminiſter Dr. Leonhardt diefem Antrage, was 
fih aus feiner Auffaffung des durch die Eintragung in die Höferolle begründeten 
Anerbenrechts, als eines Ausnahmerechts, deſſen Außerkraftfegung für den 
einzelnen Fall daher möglichft erleichtert werden müſſe, erflärt. Mit Rüdfiht 
auf diefe Stellung der Staatdregierung und die im Abgeordnetenhaufe herridente 
Stimmung verwarf dann das Herrenhaus den obigen Antrag. 

Dem hannoverſchen Beilpiel folgt auch das für Lauenburg erlafen 
Geſetz, während der für Schleswig- Holftein ausgearbeitete Gejegentwurf?") 
für den Ausschluß des GrunderbrechtS wenigſtens eine diesbezügliche Erklärung 
verlangt, welche abgegeben fein muß „in einem Teftament oder in einer gericht⸗ 
li) oder notariell beglaubigten oder in Gegenwart von zwei Zeugen ge⸗ 
fhriebenen und unterfhriebenen Urkunde”. Joch ftrenger ift da3 
bremifche Gefeg, inden es für eine das Grunderbrecht im einzelnen Fall aus 
fchließende Erklärung verlangt, daß fie „in einem Teftament oder ineiner 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Urkunde“ abgegeben fei. 

Wenn wir bisher von denjenigen einzelnen Vererbungsfällen hanbelten, 
in denen das Anerbenrecht in Folge ausdrüdlicher Willensbeftimmung des Hofe 
eigenthümer8 nicht zur Anwendung fommt, fo bleiben jet noch die Fälle zu 
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emähnen übrig, in denen die Anwendung des Anerbenrechts kraft Geſetzes 
ceffizt, troßdem der zur Erbmaſſe gehörige Hof in die Höferolle eingetragen ifl. 

Diefe Fälle treten nah Hannoverjhen, lauenburgifdhem, bre— 
miſchem, fchleswigsholfteinifhem, weſtphäliſchem, branden— 
burgifhem und ſchleſiſchem Rechte ein?01): 

1) wenn der Erblaſſer bei ſeinem Tode nicht alleiniger Eigenthümer des 
hofs oder Landguts war; 

2) wenn der Hof oder das Landgut beim Tode des Erblaſſers in Folge 
von Veränderungen, welche nach der Eintragung des Landguts in die Rolle 
Rattgefunden haben, nicht mehr eintragungsfähig geweſen wäre. 

Es foll jedoch nach denjenigen neueren Geſetzen, welche zur Eintragung 
m die Höferolle einen mit einem Wohnhauſe verjehenen Hof verlangen, der 
Mangel eines Wohnhaufes zur Zeit des Todes des Erblaſſers nicht in Betracht 
Iommen, wenn diefer Zuſtand alsdann noch nicht zwei Jahre gewährt bat. 

Nah brandenburgifhem und ſchleſiſchem Rechte kommt die An⸗ 
wendung des Anerbenrechts auch in Wegfall, wenn 3) die Gebäude des Hofs 
oder Landguts zur Beit des Todes des Erblaffers mit einem den Grundſteuer⸗ 
— F— Liegeufchaften überſteigenden Nutzungswerth zur Gebäudeſteuer 

t fin 


Für jede Eintragung und Löſchung eines Hofs oder Landguts incl. der 
Mitteilung diefer Acte an den Eigenthümer wird eine Gebühr von 3 Mark er- 
boben?°?), Dagegen erfolgen alle von Amtswegen vorzunehmenden Zufchreibungen 
und Loſchnngen in der Höfe» bez. Yandgüterrolle, fowie der Vermerk der Nummer, 
welche der Hof oder das Randgut in der Rolle erhält, auf dem Blatt oder Artikel 
des Grundbuchs koſtenfrei. Auch find die Anträge zur Höfe oder Landgüter⸗ 
tolle allgemein und in WBeftphalen, Brandenburg und Schlefien auch die Erb⸗ 
theilnngen, welche auf Grund der Randgüterordnungen erfolgen, dem Stempel 
nicht unterworfen. 

Um diefe Eintragungen zu begünftigen, wird in einigen Gefegen eine 
karze Friſt nach Inkrafttretung derfelben beftimmt, während welcher die Ein- 
tregung unentgeltlich gefchehen fol. Dieje Friſt lief in Hannover bis zum 
1. Jalı 1875, in Lauenburg bis zum 1. Juli 1881. Das oldenburgiſche 
Geſez ordnet im Verwaltungswege geeignete Verfügungen an, um die Grund⸗ 
befiger auf das Inkrafttreten des Geſches beſonders hinzumeifen und denfelben 
zur etwaigen Abgabe ihrer Willengerflärungen Beranlaffung zu geben. 
Gegen die Verweigerung der Eintragung oder Löfchung eines Hof iſt 
eine Beſchwerde zuläſſig, welche in Bremen binnen 4 Wochen nad Eröffnung 
a. Beicheides fchriftlich beim Senat angebracht und gerechtfertigt 


 Bährend die rechtliche Natur des bäuerlichen Erbrecht3 in Schaumburg- 
&ippe und Braunfchweig keinem Bweifel unterliegt, indem hier ein für beſtimmie 
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Kategorien des Grundeigenthums begründetes finguläreß Inteftaterbrecht vo 
liegt 304), ift der juriſtiſche Charakter der Eintragung eines Guts in die Höfer 


rolle nicht ebenfo unbeftritten. 


So ift mehrfach behauptet worden, biefelbe fei eine Art legtwilliger Ber | 
fügung. Zur Begründung diefer Auffaffung ſtützte man fi auf die in den für 
Hannover und Bremen erlaflenen Höfegejegen 20°) enthaltene Beſtimmung, wor 
nach die Voraußfegungen der Fähigkeit zu lestwilligen Verfügungen (die fog. 
testamenti factio activa) auch für die perfönliche Befugniß, die Eintragung 


eines Guts in die Höferolle zu beantragen, maßgebend fein follen. 


Indeß dürfte diefe Anficht nicht richtig fein. Denn hätte der Antrag auf 
Eintragung in die Höferolle wirklich die Bedeutung einer legtwilligen Verfügung, 
jo müßten auch die entfernteren Nachfolger, für die demnach eine Art successio 
ex pacto et providentia majorum begründet wäre, Erben des Stifter fein, 
während fie doch nach den neueren Unerbenrechtsgefegen unzweifelhaft Exben 
ihre8 unmittelbaren Bormannes ſind 200), Es har vielmehr unferer Anfict 


nah die Eintragung nur die Bedeutung, daß der Geſetzgeber diejenigen Güter, 


auf welche das Anerbenreht Anwendung finden foll, nicht felbft bezeichnet | 


fondern e8 den jeweiligen Gutseigenthümern überläßt, durch Eintragung in die 
Höferolle diefe Güter zu bezeichnen. Der die Eintragung Beantragende wählt 
damit zugleich für die Vererbung feines Grundſtücks dasjenige von den beiden 
Inteftaterbrechtöfuftemen, deſſen Anwendung das Gejeg von einer ſolchen 
perfönlichen Willenserklärung abhängig macht. 

Die weſentliche Bedeutung des Syſtems der. Höferolle befteht darin, def 
es einen Ausweg jchafft aus den Schwierigkeiten, welche für den Geſehgebe 
entſtehen, wenn er die Güter bezeichnen ſoll, für welche das Anerbenrecht zu 
gelten habe. Dieſe Schwierigkeiten beſtehen aber lediglich dort, mo das Anerben⸗ 


recht nur für einen Theil de8 vorhandenen Grunbeigenthums, aljo 3. B. für 


das bäuerliche Grundeigenthum, daS bereits früher nach Anerbenreiit vererbt 
wurde, oder überhaupt für das bäuerliche Grundeigenthum gelten fol. De 
nun aber in den neueren Höfegefegen und Landgüterordnungen der gelammte 


land» und forftwirthichaftlih benugte Grund und Boden dem Anerbenredt 
unterworfen werben kann, jo bat bier das Syſtem der Höferolle feinen weſent⸗ 


lichſten Exiſtenzgrund verloren. 





Wenn man ferner für das Syftem der Höferolle gegenüber dem des m- 
directen Inteftaterbrecht angeführt hat, daß die Gefchwifter des Anerben die 
dur) das Anerbenrecht gegebene Ungleichheit der Erbtheile ſich Leichter gefallen 


laſſen werden, wenn dieſe Ungleichheit auf eine Anordnung ihrer Eltern und 
nit auf das Geſetz zurüdzuführen fei, fo ift hierauf zunächſt zu bemerken, 
daß dieſer Unterichied doch nur dort beftebt, wo der Vater der zuridgefegten 
Kinder die Eintragung des Hofs oder Landguts in die Höfe- oder Land- 
güterrolle bewirkt hat, nicht aber auch dort, wo die Eintragung von einem 


weiter hinauf reichenden Vorfahren bewirkt it und die fpäteren Befiger Diele 
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Eintragung nur dadurch fanctionirt haben, daß fie keine Löſchung vornehmen 
liehßen. Denn in ſolchen Fällen wird die Vererbung des ländlichen Immobiliar⸗ 
beſtzes weniger als Ausfluß des väterlichen Willens, denn als Yolge eines 
beftimmten vom Staate fanctionirten Rechtsinftituts erfcheinen. 

Sodann wird wohl überhaupt beftritten werden können, daß die ungleiche 
vertheilung der Erbichaft unter die Kinder als weniger ungerecht empfunden 
werde, wenn fie auf die Autorität des Vaters, als wenn fie auf die durch den 
Etaat fanctionirte Exrbfolgeordnung zurüdzuführen if. Wir meinen im Gegen» 
teil, daß die vom Staat aufgeftellte Vertheilungsnorm, fofern nur der für 
das Berftändnig derfelben vorhandene Familienfinn in der Bevölkerung vor- 
handen ift, leichter als etwas Selbſtverſtändliches hingenommen werden wird, dem 
fid der Einzelne zu fügen habe, als wenn der Bater eine Dispofition trifft, 
die dem Inteſtaterbrecht, als dem präfumtiven Willen eine® bonus pater 
familias, zumiderläuft. 

Anh ift es nicht confequent, daß der Geſetzgeber die Anwendung der⸗ 
jmigen Normen, deren Anmendung er im Intereſſe der Gejammtheit für 
wünſchenswerth hält, von der Willensentichliegung einer Privatperfon abhängig 
macht. Trogdem diefer Fehler als ſolcher bereits erkannt worden ift, als einzelne 
deutiche Staaten in den fünfziger Jahren den Bauernftand zu fchügen fuchten, 
mdem fie die Anwendung des Inftituts der Erbgüter in das Belieben des 
Einzelnen ftellten, hat die neue Geſetzgebung denfelben doch wieder begangen. 

Ohne die Freiheit der Entſchließung anzutaften, follte der Geſetzgeber die 
betreffende Norm daher zur geleglichen Negel erheben und für den einzelnen 
dell, in dem fie den Intentionen des Erblaſſers nicht entipricht, es demfelben 
überfaflen, fi) und die Seinigen von diefer Norm dadurch zu erimiren, daß er 
legtwillig oder inter vivos eine andere Dispofition über fein Vermögen trifft. 

Ein ſolches Verfahren dürfte der Gefeßgeber nur dann nicht einfchlagen, wenn 
er erwartet, daß die von ihm aufgeftellte Norm in der Mehrzahl der Ber 
erbungsfälle den Gefinnungen, Gefühlen und Abfichten der Erblaffer nicht ent⸗ 
ſprechen würde. Aber umter diefer VBorausjegung läßt fi auch der Erlaß von 
Iog. facultativen Anerbenrechtögefegen, denen das Syſiem der Höferolle zu Grunde 
liegt, nicht rechtfertigen, e3 fei denn, daß der Gefeßgeber von vorn herein nicht 
af eine außgiebige Benugung eines ſolchen Gefeges rechnet. Thut er dies 
aber dennoch, — und die Erklärungen der Vertreter der Staatöregierung, ſowie 
derienigen Mitglieder der Volksvertretung, welche für das Zuftandefommen der 
Göfegefege und Landgüterordnungen befonders lebhaft eintraten, lafien hierüber 
keinen Zweifel auftommen — fo befindet er ſich in einem Widerfpruch mit fich 

‚ menn er für die von ihm gewollte Norm nicht die Präfumtion ihrer 
Geltung außfpricht, d. h. diefelbe nicht zum gefeglichen Inteſtaterbrecht macht. 

Bie wichtig aber diefe Präfumtion ift, zeigt fih in den vielen Fällen, in 

denen eine beftimmte Vererbungsart den Anfichten und Wünſchen des Erblaſſers 
volffändig entfpricht und er doch nicht dazu fommt, diefen feinen Wunſch als 
Bilenserflärung in rechtöverbindlicher Form auszufpreden. 
Zwar ift dadurch, daß in den neueren Höfegefegen und Landgüterordnungen 
die vechtöverbindliche Form, in der die auf die Anwendung des Anerbenrechts 
gerichtete Willenserflärung abgegeben fein muß, vereinfacht worden ift, Diele 
Erklärung wefentlich erleichtert worden. 
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Aber trotzdem fichert die durch Eintragung eined Guts in die Höfe oder 


Randgüterrolle gewährte Möglichkeit der Unteritellung deffelben unter das An- 
erbenrecht noch keineswegs feine wirkliche Eintragung in allen denjenigen 
Fällen, mo der Eigenthümer fein Grundeigentbum in der Yamilie zu erhalten 
wünfcht und auch bereit ift, dafjelbe nad) Anerbenrecht zu vererben. Denn es 
entfchließt fih namentlich der Bauer befanntlich nur ſchwer zu legtwilligen Ber 


fügungen oder Willensacten, die denſelben gleichlommen, wenn fie mit Reiſen 


zum Nichter oder Verwaltungsbeamten in die Stadt verbunden find und Koften 
verurfachen. 
Aber felbft wenn der Bauer diefe Scheu überwinden wollte, fo pflegt er 


die zu dieſem Zweck nothwendige Reife doch erfahrungsmäßig von Monat zu 


Monat zu verfchieben. Zu der natürlichen Läſſigkeit kommen dann voch die 
follidirenden Intereſſen der Ehefrau und der Geſchwiſter des Anerben binzu 
und bewirken leicht eine weitere Hinausfchiebung des nothwendigen Acts, bis 
es vielleicht zu Spät ift, fo daß der Hof dann gegen die beſſere Einfidht des 
Erblaffer8 nach dem allgemeinen Recht vererbt wird. 

Hiergegen fcheinen nun zwar die mit der Höferolle in Hannover und 
Oldenburg gemachten Erfahrungen zu ſprechen. 

Was zunächft die Provinz Hannover???) betrifft, fo ift zur Würdigung 
der weiter unten mitzutheilenden Zahlen vorauszufchiden, daß bier von 1874 


bi8 1880 nur Diejenigen Höfe eingetragen werden durften, für die wahrſchein- 


lich gemacht werden konnte, daß fie bereit3 vor Erlaß des Höfegeſetzes von 
1874 nad) Anerbenrecht vererbt wurden. Da diefer Beweis bisweilen jehr 
ſchwer zu erbringen war, fo hob die Novelle von 1880 diefe Beſchränkung auf. 
Aber au nad) 1880 waren landtagsfähige Rittergüter von der Eintragung 
außgeichloffen und erft im J. 1884 ift auch diefe legte Schranke gefallen. 

Bis zum Schlufle des Jahres 1879 waren in die Höferolle eingetragen 
worden etwa 60000 Höfe, wa8 — da man die Zahl der damals eintragung% 
fähigen Höfe auf ca. 100000 ſchätzte — ca. 60 %/o der letzteren ausmachte. 

Bis zum Schluſſe des Jahres 1883 waren dann weitere 2100— 2250 Höfe 
eingetragen. Zugleich waren während des Zeitraums von 1874 bis 1883 aber 
auch 241 Höfe gelöiht. Am Schluß des %. 1883 waren demnach, nach Abzug 
biefer gelöjchten Höfe, noch 61 924 Höfe eingetragen. Wenn man diefe Zahl 
auf den mittlerweile bedeutend vergrößerten Kreis der eintragungsfähigen Liegen⸗ 
ichaften, deren Zahl übrigens nicht befannt ift, beziehen wollte, jo würde fid 
jest allerdings ein geringerer Procentfag ergeben als im J. 1879. 

Im Kreife Herzogthum Lauenburg, wo überhaupt 2743 eintragungd 
fähige Stellen vorhanden find, waren vom 1. Juli 1881 bis zum 1. October 
1882 auf Grund des Höfegefeges vom 21. Februar 1881 367 Höfe — 11°» 
der vorhandenen Höfe in die Rolle eingetragen worden 20°). 

In der Provinz Weftphalen, mo die Landgüterordnung vom 30. April 
1882 am 1. Juli 1882 in Kraft getreten ift, waren bis zum 1. Juli 1883 
im Ganzen 213 Höfe eingetragen worden. 


207) Reden bed Landwirthichaftäminifterd Dr. Lucius im rare Herren: 
ur — in den gen bom 11. Januar 1883 (Stenogr. Bericht ©. 26) und vom 
5. December 1883 (Stenogr. Bericht S. 20). 

208) Nach den amtlichen Ermittelungen des Oberlandedgerichtd zu Kiel. 
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Für die Provinz Brandenburg, wo die Landgüterordnung vom 
10. Juli 1883 am 1. October 1883 in Kraft getreten ift, Liegen noch feine 
leberfichten vor. 

In der Provinz Schlefien tritt die Tandgüterordnung erft am 1. Yuli 
1884 in Kraft. 

Ueber den Erfolg, welchen endlich das für das Herzogthum Oldenburg 
erlaſſene Grunderbrecht3-Gefeg vom 24. April 1873 zunächſt bis zum 1. März 
1874 gehabt hatte, liegt folgender Bericht vor 20°). 

Son dem gefammten Privatgrundeigentpum maren 1874 bebauft d. h. 
mit Wohn⸗ und Wirtbichaftsgebäuden verjehen 32618 Beflgungen mit einer 
zläde von 365 691,4 Heltar und 7893223 Marl Reinertrag. Bon dem 
glammten Privateigenthum machten die behauſten Befizungen der Zahl nad) 
11,800, binfichtliy der Fläche 91,6% und hinſichtlich des Reinertrags 
88,9%. auß. 

Bon den behauften Grundbefigungen waren bis zum 1. März 1874 dem 

t unterftellt im Herzogthum 8781 Grunderbftellen mit einer Fläche 
von 156 844 Heltar und einem Neinertrage von 2479414 Marl. 

Bon den behauften G&rundbefigungen machten die Grunderbftellen d. h. 
dietenigen Beftgungen, die dem Grunderbrecht unterworfen waren, auf 100 
reducıet, im J. 1874 aus: 

der Anzahl nad . » . 2 27230/0 
der Slähenh . . 2 20202020. 42,89%o 
dem Weinertrage nad) 33,630/0. 

Es wurde demnach bis zum 1. März 1874 wenig mehr als ein Viertel 
der behauſten Grundbeſitzungen und weniger als die Hälfte der behauſten Grund⸗ 
eigenthumsfläche zur Bildung von Grunderbſtellen verwendet. 

Nach den vom oldenburgiſchen ſtatiſtiſchen Bureau angeſtellten Ermitie⸗ 
lungen ergiebt ſich ferner für dieſe Periode folgendes Reſultat: 

1) daß nirgends, wo früher ein geſetzliches Grunderbrecht beſtand, der 
son e behauſte Grundbefig neuerdings wieder in Grunderbftellen verwandelt 


2) daß in den einzelnen Gemeinden eine ſehr verichiedene Betheiligung 
bei der Errichtung von Grunderbftellen ftattgehabt hat, daß diefe Betheiligung 
aber um fo größer war, je jchärfer das ehemalige Grunderbrecht ſich ge- 
Raftet hatte, 

3) daß felbft dort, wo bislang fein geſetzliches Grunderbrecht exiftixte, 
ſolches nach Maßgabe der neueren Gefeggebung — wenn auch bisher nur in 
germgem Umfange — eingeführt wırrde, und 

4) daß endlich der zu Erbftellen erklärte Grund und Boden dem übrigen 
Privatgrundbefig gegenüber ſich von geringerer Extragsfähigkeit bekundet hat, 
woraus zu fchließen ift, daß vorzugsweile die Eigenthümer von weniger ertrags⸗ 
fühigem Grundbefige in der Gfleichberechtigung aller Erben eine Gefahr für 
ihren Beſitz erblidten und daher in dem durch das Geſetz facultativ belaffenen 
bevorzugten Exbrechte ein Auskunftsmittel fuchten, um dem zu vererbenden Grund 

209) Das bevorzugte Erbrecht am Grundeigenthum im Herzogthum Oldenburg 
&. 12, 13 ff., 21, 2. 

CS riften XV. — dv. Miazkowski, Grunbeigenthumsvertheilung. 11. 26 
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und Boden eine einträgliche Bewirtbihaftung und die Exhaltung defielben in 
der Familie zu fichern. 

Die oben mitgetheilten Daten find durch eine neuere Publication des Bor 
ftands des oldenburgifchen ftatiftiichen Bureaus dahin ergänzt worden, daf 
bi8 zum J. 1880 8681 Beflgungen mit einer Gefammtfläche von 159185 
Hektar und einem Neinertrag von 2547558 Mark als Grunderbftellen conſti⸗ 
tuirt und protofollarifch eingetragen worden waren 210), 

Bon dem behauften Grundeigenthum, welches allein zur Bildung ven 
Grunderbflellen geeignet ift, machen > 8681 Grunderbftellen aus: 


. der Zahl nah . an a 2,86 
der Gefammtfläche nad) . ——— 41,84%0 
dem Reinertrage nd . . . 2. ..83,799%°, 


Es bat ſich fomit feit dem J. 1874 die Zahl der Grunderbftellen genau 
um 100 vermindert, was etwas mehr al3 10,0 ausmacht; dagegen hat fid 
das Flächenareal, welches dem Grunderbrecht unterworfen if, um 2341 Hektar 
vergrößert. Diefe Veränderung erklärt ſich dadurch, daß einige größere Grund» 
erbitellen neu errichtet, mehrere kleinere dagegen eingegangen find. 

Der Rüdgang namentlich der Heineren Stellen ift nicht ohne Bebenten. 
„Hier wo am mwenigiten eine günftige Bermögenslage zu vermutbhen ift, wo die 
Befigungen, namentlich auf dem wenig fruchttragenden Boden der Geeft, mır 
unter ſchwerer entfagungsvoller Arbeit und äußerfter Einſchränkung die Familie 
zu ernähren vermögen, liegt am eheften die Gefahr vor, daß eine gleichmäßige 
Erbtheilung, wenn fie nicht überall das Gut in fremde Hände bringt, die 
Nahrungsfähigfeit der Stelle für den Annehmer, der feine Miterben entichädigen 
fol, aufs Aeußerſte in Frage ftellt.* 

Im übrigen fanden die im J. 1874 aus dem damals vorhandenen Mate 
rial gezogenen, von uns oben reproducirten Concluſionen ihre Beftätigung auch 
dur das neue Material. Angeſichts der rechtzeitigen Sammlung und verftänd- 
nißvollen Verarbeitung des auf die Wirkſanikeit des Grunderbrechts bezüglicen 
Materials dur das Großh. oldenburgifche ftatiftifche Bureau mollen mir 
hiermit den Wunſch ausſprechen, daß die ftatiftiichen Bureaus auch der übrigen 
Länder, in denen da8 Erbrecht neuerdings einer Reform unterzogen worden 
iſt, dem oldenburgifchen Beifpiele folgen mögen, da fih nur an dem Mafftabe 
exact ermittelter und gruppirter Zahlen die Tragweite der neueren Reform 
verjuche feitftellen laſſen wird. 

Wenn diefe in Hannover, Tauenburg und Didenburg mit dem Syſtem ber 
Höferolle gemachten Erfahrungen auch nicht ungünftige find, fo zeigen fie doch 
zugleih, daß es dem Syſtem der Höferolle bisher ſelbſt unter den günftigften 
Verhältniſſen nur gelungen ifl, einen Theil des bäuerlichen Grundbefiges der 
Vererbung nad Anerbenrecht zu unterwerfen, während in Braunſchweig und, 
en mo das Anerbenrecht von Geſetzeswegen gilt, demſelben 


— — — 


210) P. Kollmann, Die Reform des Erbrecht? am Grund und Boden und 
ihre Wirkungen auf bie Erhaltung bes Bauernftandes im ergogthum Oldenburg, in 
chmollers Jahrbuch eſetzgebung, Verwaltung und zwirthſchaft, Jahtg.? 

(1883 Heft 2) ©. 208 
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der ganze Banernftand, dem in Braunfchweig 78,190 des geſammten im Privat« 
eigenthum befindlichen Grund und Bodens gehört, unterworfen ift. 

Und zwar erklärt fi diefe Differenz zwiſchen der Zahl der dem in« 
directen Anerbenrechte einerjeit8 und der dem directen Anerbenrechte andererfeits 
unterworfenen Befigungen, wie Oberbürgermeifter Miqusl 211) richtig bemerkte, 
ut eiwa „ans inneren Gründen” d. h. aus einer Abneigung der bäuerlichen 
Befiger gegen die Vererbung ihrer Höfe nach Anerbenrecht, fondern „durch die 
Liederlichfeit und Einfichtslofigfeit der Befiger ſowie durch zufällige Umftände, 
melde bewirken, daß die Güter zum Schaden der Familie nicht in die Höferolle 
eingetragen werden“. 

Endlih läßt fich kaum erwarten, daß die in Hannover, Lauenburg und 
Oldenburg mit der Höferolle erzielten relativen Erfolge au in anderen 
Ländern zu erzielen fein werden: einmal weil das Anerbenrecht nicht überall 
fo tiefe Wurzeln in der Gefinnung der Benölferung geichlagen hat, mie in diefen 
beiden Ländern, Wurzeln, die in Hannover außerdem durch die jahrelangen 
Agitationen für und gegen den Erlaß eines Höfegefeges, an denen fich alle 
Glafien der Bevolkerung betheiligten, noch mehr befeftigt worden maren; und 
jodann weil nicht überall, wie in Hannover und Oldenburg, gleich nach Erlaß 
des Geſetzes die landiwirtbichaftlichen Vereine und die mit der Führung der 
Höferollen betrauten Beamten es fich angelegen laflen fein werden, die bäuer- 
liche Vevölterung über die Bedeutung des Anerbenrecht3 und der Höferolle auf⸗ 
zuflären und die Eintragung auf jede immer zuläjfige Weile zu fördern. 

Die namentlich in den erften Monaten nach dem Inkrafttreten der Rand» 
güterordnung in Weitphalen gemachten Erfahrungen, welche zeigten, daß die 
Amtsrichter, weit entfernt davon, die Eintragung zu fördern, diejelbe vielmehr 
mehrfach verhindert haben, Laflen Hinfichtlih der Wirkungen der neuen Land» 
güterordnungen wenig Gutes erwarten ?12), 

Erkennt man an, daß das Anerbenrecht und feine möglichlt allgemeine An 
wendung im öffentlichen Intereſſe liegt, jo wird man das Syſtem der Höferolle 
als ein fehr unvolllommenes Mittel, den Gedanken des Anerbenrechts zur Aus⸗ 
führung zu bringen, bezeichnen müfjen. 

Es wird daher der Staat — mo die oben von uns angegebenen Vor⸗ 
ansfesungen für die Geltung des Unerbenrechts vorhanden find? — fi auf 
die Dauer nicht damit begnügen dürfen, die Durchführung des von ihm als 
rihtig erkannten Gedankens feinen Bürgern möglichft zu erleichtern (Syſtem 
der Höferolle), Tondern er wird das als nothwendig Erkannte jelbft verwirk⸗ 
lichen müflen, was er fehr wohl thun kann, ohne zugleich die Freiheit feiner 
Bürger, über ihr Grundeigenthum zu verfügen, einzufchränfen. 


Il. 


Bon folhen Erwägungen find die für Schaumburg-Lippe und 
draunfhweig neuerdings erlaflenen Gefege und die von den Provinzials 


211) Verhandlungen ber Generalverfammlung bed Vereins für Socialpolitit vom 
9. October 1882, Leipzig 1882, ©. 85. 

212) Vgl. die über diefen Gegenftand geführten Verhandlungen bes Gentral» 
collegiums der verbündeten landwirthſcha den Vereine der Provinz Schlefien vom 
10. und 11. März 1884. Stenogr. Bericht ©. 20 ff. 

26 * 
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landtagen der Provinzen Weſtphalen und Brandenburg beichlofien ges 
wejenen Geiegentwürfe ausgegangen, wenn fie das Syſtem der Höferolle ver⸗ 
warfen und entweder beftimmte Kategorien des Grundbefiges oder den geſammten 
fand» und forftwirtbichaftlih benusten Grumdbefig, mit Ausnahme nur der 
ganz Heinen Güter, von Geſetzeswegen dem Anerbenrecht untermarfen ?18) 

Die Unterwerfung nur eines Theil des Grundbefiges in Echaumburg- 
Lippe und Braunfchweig war hier ausnahmsweiſe praftiich durchführbar, weil 
fi) in diefen Rändern die alten Grundbefigkategorien (Bauern: und Ritter 
güter) noch deutlich erfennbar bis auf den heutigen Tag erhalten haben. 

Nah dem für Shaumburg-Lippe erlaflenen Geſetz ?14) werden ſämmt⸗ 
[che Bauernhöfe des Landes mit ihren zum gefchloffenen Hofesbeftande zu 
rechnenden Zubehörungen von Gefegeswegen, aljo ohne daß es einer diesbezüg⸗ 
(hen Willenserklärung des Eigenthümers bedürfte, nad) Anerbenrecht vererbt. 
Was den Umfang diefes gefchloflenen Hofesbeftands betrifft, fo beftimmt fi 
derjelbe nach dem bisherigen Rechte, und ift an diefem auch durch die Los⸗ 
fung der Höfe aus dem gutsherrlichen Verbande nichts geändert worden. 
Die Gefchloffenheit diefer Höfe, oder richtiger ihre rechtliche Gebundenbeit ift 
fo geregelt, daß diefelben ohne Genehmigung der Berwaltungsbehörde, des 
Amts, weder getheilt, noch zu einem rechtlichen Ganzen mit anderen Höfen ver- 
einigt werden dürfen. Auch. dürfen einzelne Theile von den Höfen nur unter 
denjelben Vorausjegungen losgetrennt werden. Für die Vereinigung mehrerer 
Höfe Lediglich zum Zwecke gemeinfamer Bewirthſchaftung genügt indeß die Ans 
meldung beim Amt. 

Ebenfo wie das fchaumburg-Tippefche fo unterwirft auch da8 braun⸗ 
ſchweigiſche Gejep ?15) dem Anerbenreht von Geſetzeswegen alle vorhandenen 
Bauerngüter und alle künftig entftehenden bebauten Wirthichaftsftellen auf dem 
Lande, die nicht wie 3. B. Mühlen, Fabriken, Landhäufer wefentlich anderen, al 
landwirthichaftlichen Zweden dienen und weder zu den Ritter- und Freifaflen- 
gütern, noch zu den Stamm» und Pertinenzgütern gehören. Die Grundftüde 
und Berechtigungen, welche bei einem Bauerngut bewirthichaftet bezm. benust 


werden, gelten als deſſen Zubehör und bilden mit Einfluß des bebauten 
Gehöfts den wirthfchaftlichen Beitand des Bauernhofs. Unter den eben gedachten 
Grundftüden find unter Anderem auch die von dem Bauerngehöfte neben dem | 


eigentlihen Bauerngut bewirtbfchafteten fog. flüchtigen Stellen zu verſtehen, 


deren e3 nach durchgeführter Separation übrigen® nicht mehr viele giebt. | 
Wenn ein Hofeseigenthumer daher in Zufunft verhindern will, daß ein Grund- 


flüd unter den Pertinenzverband und fomit auch unter da8 Anerbenrecht falle, 
jo wird er eine ausbrüdliche Legtwillige Verfügung dieſes Inhalts treffen 





müſſen. Im Mebrigen bleibt auch nad) Abtrennung der Zubehörungen die 


213) Daß auch einige ältere Geſetze, wie 3. B. bie für Schleswig unb Holftein 


im vorigen Jahrhundert und die für bie Bauerngüter des mecklenburg⸗ſchwerinſchen 
Domaniums in diefem Jahrhundert erlaffenen, das badiſche Edict vom 28. 
1808 u. ſ. w. die Anerbenrechtsfolge zum Inteitaterbrecht gemacht haben, ift bereits 
oben auf S. 189, 140 ff., 156 ff. erwähnt worden. 

214) Schaumb.-Lipp. Gel. 1—8, 16, 18, 19, 52 ff. 

215) Braunfchw. Gel. v. 1874 88 2, 8. 





Die Reform bes Anerbenrechts ſeit 1870. 405 


Eigenfchaft eines Bauernguts für das übrig gebliebene Gehöft und den Reſt⸗ 
beftand des Guts beftehen. 

Achnlih dem hannoverſchen, lauenburgiſchen, oldenburgifchen Geleg und 
dem fchleswig-holfteinifchen Geſetzes⸗Entwurf bezieht fih auch das braun- 
ſchweigiſche Geſetz nicht nur auf eigentliche Bauernhöfe, fondern auch auf 
fleinere Anbauer⸗ und Brinkfigeranweien, deren e8 in Braunfchweig nicht 
menige giebt, jo daß fie 3. DB. in einigen Gemeinden fogar zwei Drittel der 
bebauten Beſitzungen ausmachen. 

Dem Beifpiel der lippeichen und braunfchweigifchen Geſetzgebung hatte fidh 
and) der ſog. Schorlemerſche und ebenfo der im J. 1880 von dem weſtphäliſchen 
Provinziallandtage befchlofiene Sejegentwurf einer Landgüterordnung für die 
Provinz Weftphalen angeſchloſſen. 

Nach diefen beiden für die Provinz Weftphalen beftimmten Gefegentwürfen 
jollen alle zum Betriebe der Landwirthſchaft beftimmten Grundftüde, welche mit 
einem Reinertrag von mindeſtens 75 Mark beim Grundfteuerlatafter angejegt 
find, fraft Geſetzes dem Anerbenrecht unterworfen fein. 

Doch acceptirte die Staatsregierung diefen Vorſchlag nicht, indem fie dem 
von ihr ausgearbeiteten und dem weſtphäliſchen Provinziallandtage fowie den 
beiden Häufern des preußifchen Landtags vorgelegten Gefegentwurfe das Syſtem 
der Höferolle, wie e8 zuerft in Hannover zur Anwendung gekommen ift, zu 
Örunde legte. Der meitphäliihe Landtag vom %. 1881 und in demfelben 
namentlich” auch der urfprüngliche Antragfteller, Freiherr von Schorlemer-Alft, 
fimmte dem Geſetzentwurfe in diefem Punkte jchließlich bei, jo daß — wie wir 
bereitö oben angeführt haben — nad) der von beiden Häufern des preußiichen 
Landtages für Weftphalen und die rheinifchen Kreiſe Rees, Eſſen, Duisburg 
und Mühlheim a. d. Ruhr angenommenen Landgüterordnung vom 30. April 
1882 $ 1 nur Diejenigen Landgüter nach Anerbenrecht vererbt werden, melde 
von ihren Eigenthümern in die Tandgüterrolle eingetragen worden find. 

Dem meitphäliichen Beifpiele wiederum folgte der brandenburgifche Pro⸗ 
vinziallandtag in feinem im J. 1881 beichloffenen Gefegentwurfe, indem nad) 
diefem Entwurfe das Anerbenrecht ohne vorhergegangene Eintragung der Güter 
in eine Höferolle Anwendung finden follte auf jedes in der Provinz Brandenburg 
belegene, zum Betriebe der Land- und Forſtwirthſchaft beftimmte, mit einem 
Wohnhauſe verfehene Landgut, welches mit einem Weinertrage von mindeſtens 
15 Mark zur Grundfteuer veranlagt ift. Aber auch in diefem Falle wurde das 
Syftem des directen Inteſtaterbrechts von der Staatdregierung gegen das aus⸗ 
drüdliche Votum des Herrenhaufes ſowie der Commiſſion des Abgeordnetenhaufes 
verworfen, jo daß der in Geltung befindlichen Tandgüterordnung für die Pro⸗ 
vinz Brandenburg vom 10. Juli 1883 gleichfalls das Syſtem der Höfer oder 
Landgüterrolle zu Grunde gelegt ift. 

Indeß hat das Schwergewicht der für das Anerbenrecht Iprechenden Gründe 
in legter Zeit feine Wirkung auszuüben nicht verfehlt. 

Während e8 noch am Anfange der fiebenziger Jahre außerordentlich ſchwer 
bielt, für das Syſtem der Höferolle einige Anhänger zu gewinnen, ift die Zahl 
der Anhänger des fog. facultativen Höferecht3 oder, wie wir lieber jagen, des 
Syſtems des indirecten Inteftaterbrecht3 oder der Höferolle gegenwärtig feine 
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geringe. Wir verweilen zunächſt auf die beträchtlichen Majoritäten, welche ſich 
in beiden Häufern des preußilchen Landtags, ſowie in den Landtagen der übrigen 
Staaten für die neueren Höfegefege und Landgüterordnungen erflärt haben 
und nennen außerdem noch Namen wie die der Profefloren W. Roſcher, 
G. Schmoller, v. Inama-Sternegg, H. Schulze, G. Marchet und Kleinwächter, 
des Dr. ©. Walder, Geh. Rath H. Thiel, Staatsrat Geffden, Ritterguts 
befiger Sombart u. A. m. 

Ja, es neigen fi in der Gegenwart immer mehr Stimmen dem Suften 
des directen Inteſtaterbrechts zu. 

Anßer mir, der ich mich in meinem auf der Verfammlung des Vereins für 
Socialpolitik in Frankfurt a. M. am 9. October 1882 vorgetragenen Referate unter 
beftimmten Borausfegungen, die im Wejentlichen den oben auf ©. 217 angeführten 
entfprechen, für das Syſtem des Anerbenrechts ausſprach, erflärten fi auf 
derjelben Verſammlung auch der Oberbürgermeifter Miquel und der Profeflor 
Degentolb für die Nothwendigkeit einer Neform des Inteſtaterbrechts 2°). 

Außerden find für das Anerbenrecht al3 directes Inteſtaterbrecht ein- 


getreten: Profeflor Lorenz von Stein, Profeflor von Helferih, der verftorbene 


Miniſterialrath C. Peyrer, Graf C. Chorinsiy, Freiherr von Vogelſang, 
C. Preſer, Dr. Peetz, G. Ratzinger, Dr. R. Meyer, Reg.⸗Rath Dr. Kollmann 
in Oldenburg, die Profeſſoren Randa in Prag und Pilat in Lemberg, der 
Landſchaftsdirector v. Wedell⸗Malchow, der Generalſecretär Freiherr von Can⸗ 
ſtein, der Amtshauptmann von Hammerſtein⸗Loxten, der Freiherr von Cetto⸗ 
Reichertshauſen und viele Andere. 

Unter dieſen Voten wird ein beſonderes Gewicht auf das Votum des Reg. 
Raths Kollmann 217) zu legen fein, der als Vorſtand des großherzoglich olden⸗ 
burgifchen ftatiftiichen Bureaus die Rejultate der neueren oldenburgifchen Grund⸗ 
erbrechtögefeggebung genau verfolgt hat und der auf Grund der ihm vorliegenden 
zahlenmäßig erfaßten und gruppirten Thatſachen zu folgendem Reſultate ge 
langt: „daß der neue in Oldenburg eingefchlagene Neformmeg, die Anmfung 
eines befonderen agrarifchen Erbrechts dem freien Ermefjen der Betheiligten an 
beimzuftellen,, für die Erhaltung der bäuerlichen Befigungen und damit eine 


gefunden Bauernftande8 als verheißungsvoll angefehen werden fan. 


Nur wird es fich empfehlen, bei fernerer Anwendung des nämlichen Verfahrens 
darın anders als in Oldenburg vorzugehen, daß nicht die Einführung, 
fondern die Aufhebung des Anerbenrecht8 erft von der ausdrüdlichen Er: 
klärung der Betheiligten abhängig gemacht werde.” 

Das heit aber nichts anderes, als daß an die Stelle des Syſtems der 
Höferolle oder des indirecten, nur durch individuelle Willensäußerung in An- 
wendung zu bringenden, das des directen, bereit8 in Folge gefeglicher Anordnung 
wirffam werdenden Inteftaterbrechts treten fol. 


Bemerkenswerth ift ferner, daß in letter Zeit nicht wenige Juriften fih 


zwar gegen das Syſtem der Höferolle, aber für eine Reform des geltenden 
Inteſtaterbrechts erklärt haben. 
216) Verhandlungen der am 9. und 10. October 1882 in Frankfurt a. M. ale 
gehaltenen ee bes Verein für Eocialpofitit, Leipzig 1882, ©. 6ff. 
217) P. Kollmann in Schmollerd Jahrbuch für Gelebgebung, Verwaltung 
und Volkswirthſchaft, Jahrg. 7 (1888, Heft 2) S. 228. 
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Bei den Yuriften find es namentlich die Schwierigfeiten der Conſtruction 
des modernen Anerbenrechts nad dem Spftem der Höferolle und ſpeziell die 
Schwierigkeiten der Vereinigung defjelben mit den gemein» und landrechtlichen 
Grundſãtzen über das Verhältniß der Erben unter einander und zu den Erb⸗ 
ihaftögläubigern, welche fie zu Gegnern des Inſtituts der Höferolle machen. 

Den entichiedenften und zugleich beredteften Ausdrud hat diefer Anficht 
Profeffor Dernburg im Herrenhauſe bei Gelegenheit der Berathung ſowohl der 
für Brandenburg als auch der für Schlefien beftimmten Landgüterordnung 
gegeben 21 el 

Indem Dernburg ſich gegen die neueren das Inſtitut der Höferolle janctio- 
nivenden Höfegefege und Landgüterordnungen erflärt, wünſcht er zugleich den in 
den PBrovinziallandtagen zum Ausdrud gelangten Wünfchen der ländlichen Be⸗ 
pöllerung entgegen zu kommen. Zu diefem Zwed weit er — ähnlich wie 
bereitö vor ihm die Dbergerichte einiger Provinzen gethan haben — auf zwei 
Mittel Hin, die angebli) dem entiprechen, was den Kern der neueren Anerben- 
rechtögefege bildet. Das eine Mittel befteht in der Herabfegung der Pflichttheild- 
portion in Bezug auf Tandgüter, wodurch den Erblaffern die Möglichkeit gegeben 
würde, in freierer Weile, als es ihnen bisher möglid war, die von ihnen für 
— "gehaltenen Anordnungen zu treffen. Das andere von ihm vorgefchlagene 

Mittel ift: Diejenigen Zeftamente, welche nur Beftimmungen über Höfe treffen, 
mit geringeren Koften zu belegen, als andere Teſtamente. Alſo nicht die 
eberlafjungsverträge, die in den vierziger Jahren von den beiden Miniftern 
v. Savigny und Mühler in erfter Linie als Mittel der Erhaltung des bäuer- 
lichen Grundbeſitzes ins Auge gefaßt worden waren, fondern die legtwilligen 
Berfügungen follen nad) Dernburg begünftigt werden. 

Diefe beiden Mittel erjegen aber keineswegs — wie die Erfahrungen, bie 
man in der Provinz Weftphalen mit dem Gefege vom 4. Juni 1856 gemacht 
bat, zeigen — ein den beftehenden Anſchauungen und Sitten, fowie den ſocial⸗ 
wirtbichaftlichen Bedürfniffen entfprechendes Inteſtaterbrecht. 

Das fühlt denn auch Dernburg. Und fo Hält auch er den principiell 
richtigen Weg — einer Reform des Inteſtaterbrechts — „nicht für Ichlechthin 
ausgeſchloſſen unter der doppelten Vorausſetzung, daß einerfeits ein entfchiedenes 
Bedürfnig für denfelben vorliegt und andererjeitS, daß die Ueberzeugung der 
Bevöllerung einem ſolchen Wege nicht durchaus entgegentritt”. 

Endlih hat auch die preußiſche Staatöregierung ſelbſt in letter Zeit 
die Höferolle nicht mehr als die äuferfte Grenze bezeichnet, bis zu der eine 
Reform des gemeinen oder preußifchen Erbrecht? gehen dürfe. Während 
nãmlich noch der Juſtizminiſter Leonhardt das für Hannover beſtimmte Höfe⸗ 
geſetz vom 2. Juni 1874 lediglich in dem Sinne auffaßte, daß durch das» 
ſelbe der alte Rechtszuſtand dem gemeinen Rechte angenähert und dem beſtehen⸗ 
den bäuerlichen Sonderredhte in dieſer abgeſchwächten Geſtalt nur noch für eine 
Zeit lang die ——— zu Theil werde, ging der Juſtizminiſter Dr. Fried⸗ 
berg bei Gelegenheit der Berathung des ſog. v. Schorlemerſchen Geſetz⸗ 


— — 


218) Jos ban lüR en des preußiſchen Herrenhaufes vom 25. On 1882 (Stenogr. 
Beridt S. 104 ff.) un as vom 15. Dec. 1883 (Stenogr. Beriht ©. 22 
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entwurf3 zu einer Landgüterordnung für die Provinz Wetphalen bereit emen | 
Schritt weiter, indem er dem Unerbenrechte mehr als einen proviſoriſchen Charakter 


zuerfannte. Auch wurde dafjelbe ſowohl für Weftphalen als für Brandenburg 
und Schlefien, und nachträglich auch für Hannover, weit über den Kreis feiner 


bisherigen Anwendung auf alle Bauerngüter, alfo auch auf diejenigen, Die bisher 


nach dem gemeinen Recht oder dem preußiichen Landrecht vererbt worden waren, 
ja auf allen zur land» und forftwirtbichaftlichen Benugung beſtimmten Srundbefiz 
ausgedehnt. 


Und obgleich) die Staatöregierung bisher an dem Suftem der Höferolle 


feftgehalten bat und fih von diefem Standpuntte dur die mit großer 
Majorität gefaßten Beſchlüſſe des weſtphäliſchen und brandenburgiichen Pro⸗ 
vinziallandtags, ſowie bezügli der brandenburgiſchen Landgüterordnung and 
durch die Beſchlüſſe des Herrenhauſes und der Commiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes — welche eine Reform des Inteſtaterbrechts für das land⸗ und forſt⸗ 
wirthſchaftlich benutzte Grundeigenthum wünſchten — nicht hat abbringen lafſen, 
jo dürfte die weitere Entfaltung und Erſtarkung der öffentlichen Meinung im 
Sinne der von den beiden erwähnten Provinziallandtagen gefaßten Beichlüfie 
doch nicht ohne Einfluß auf die Stellung fein, melde die Staatsregierung in 
Zukunft zu Ddiefer Frage einnehmen wird. Die von der preußilchen Staats» 
regierung jet dem Anfang der fiebenziger Jahre in ihrer Stellung zur Reform 
des Erbrecht3 durchgemachten Wandelungen laſſen hoffen, daß fie auch m 
Zukunft ihre Eutſchlüſſe lediglih von ihrer Einfiht abhängig machen wird. 
Und follte diefe nicht noch einer Erweiterung fähig fein? 

Uns fcheint die StaatSregierung durch ihre bisherige Stellung keineswegs 
für alle Zufunft gebunden zu fein. In diefem Sinn glauben wir aud) die von 
dem Landmwirthichaftsminifter Dr. Lucius bei Gelegenheit der Berathung der für 
die Provinz Brandenburg beftimmten Landgüterordnung gejprochenen Worte 
auffaflen zu follen. Indem er, entgegen dem Beichluffe der Commiffion bes 
Herrenhaufes, die Wiederherftellung der auf dem Inſtitut der Höferolle ruhen: 
den Regierungsvorlage empfahl, fügte er Hinzu: „Wir geben das, was mir 
zur Zeit geben können, und ich würde eine fchwere Gefährdung des Zuſtande⸗ 
kommens des Geſetzes darin ſehen, wenn die Commifftonsbeichlüfie eine Annahme 
in diefem Haufe finden jollten.“ 

Und der Juftizminiftee Dr. Friedberg äußerte ebenfall® bei Gelegenheit 
der Berathung über die brandenburgifche LTandgüterordnung im preußifchen 
Herrenhaufe: „daß der Berfuh mit einem Schlage in irgend einem Gebiete 
der Monarchie das Inteftaterbreht über den Haufen zu werfen, ohne Vorgang 
in der Gefeggebung fein würde“. Aber zugleich geftand er doc) zu, und zmar 
entgegen den Boten der großen Mehrheit der von ihm befragten Juſtizbehörden: 
„daß es ein richtiger Weg der Geſetzgebung fei, das Erbrecht in Bezug auf 
den ländlichen Grundbeſitz, den großen wie den Meinen, in andere Bahnen zu 
lenken, als er bisher gegangen ift“ 219), 


‚219) Verhandlungen bes preußiichen Herrenhaufes vom 11. Januar 1883 (Stenogr. 
Bericht ©. 26), vom 12. Januar 1883 (Stenogr. Bericht S. 4). 
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II. 


Bisher haben wir ausfchlieglic von dem Principalgegenftande des Anerben- 
rechts — dem Hofe oder Yandgut — geſprochen und dabei zwifchen der indirecten 
Beſtimmung deflelben nah dem Syſtem der Höferolle und der Directen nach 
dem Syſtem des Inteſtaterbrechts unterjchieden. Indem wir uns jetzt dem Zu⸗ 
behör des Hofs oder Landguts zuwenden, brauchen wir an der obigen Unter 
ſcheidung nicht mehr feftzubalten. 

Der Kreiß derjenigen Gegenftände, welche ald Zubehör der Grunderbftelle 
anzuf find, kann num zunächſt in jedem einzelnen Fall von dem Eigenthümer 
des Hofs oder Landguts jelbft bei Eintragung deſſelben in die Höferolle oder 
mittel3 ſonſtiger unter Lebenden oder auf den Todesfall getroffener Dispofitionen 

iebig zt werden. 

Soweit ſolches jedoch nicht gefchehen ift, werden diejenigen Gegenftände 
zum Zubehör gerechnet, welchen das Geſetz im Allgemeinen diefe Qualität 


Zum Zubehör der Grunderbftelle rechnen die für Schaumburg⸗-Lippe, 
Hannover, Rauenburg, Bremen erlaffenen Gefege und der für Schles- 
wig:Holftein?20), fowie der für Weftphalen (v. Schorlemer) ausgearbeitete 
Selegentwurf folgende &egenftände: die Gebäude, Cerechtigfeiten, Anlagen, 
Holzungen und einzelne Bäume des Hof8 oder Landgutes, fowie das zu 
demjelben gehörige Inventar. 

Unter dem Inventar, auch Hofwehr, Beichlag genannt, verftehen die eben 
angeführten Geſetze und Gefegentwürfe das zur Bewirtbichaftung vorhandene 
Bieh, Ader:, Haus⸗ und Küchengeräthe, den vorhandenen Dünger und die für 
die Bewirthichaftung bis zur Ernte dienenden Vorräthe an Früchten und fonftigen 
Roturalien. Zu dem unter da8 Inventar fallenden Hausgeräthe werden von den 
obigen Gejegen und Gejegentwürfen (mit Ausnahme nur des bremilchen Geſetzes 
auch das Leinenzeug und die Betten, foweit fie zur Fortführung der Wirthichaft 
erforderlich find, gerechnet. 

Dem Zubehör, mit Ausnahme nur de8 Inventars und im befchräntten 
Sinne aud) der Gebäude, wird von den obigen Belegen die Bedeutung beigelegt, 
daß es nicht beſonders zu fchägen ift, fondern bereits in der Schägung des 
Hofs oder Landgut mit enthalten ift und für die Annahmetare mit dem Hof 
oder Landgut zugleich auf den Anerben übergeht. 

Hinfihtlich der Gutsgebäude gilt dies nah ſchaumburg⸗-lippeſchem, 
bannoverfhem, lauenburgifhem und fchleswig-holfteinifchem 
Rechte???) jedoch nur infofern, als diefelben zur Wohnung des Anerben und zur 
Berirthichaftung des Hofs oder Landguts erforderlich find. Dagegen follen alle 
Gebäude, die nicht allein den beiden obigen Zmweden dienen, nad dem Werthe 
des Nutzens, welcher durch Vermiethung oder fonft aus ihnen gezogen werden 
tann, veranfchlagt und befonders vergütet werden. Das gilt inSbefondere von 


— — — on nn 


220) Schaumb.⸗Lipp. Geſ. 24. nnov. Gef. v. 1874 8 12. Brem. Gel. 11. 
Lauenb. Geil. 11. Ecjleaw.:Holft. GeisEntw. 10. Weftph. Geſ.⸗Entw. 8. 

221) Schaumb.:Lipp. Gel. 27. Hannov. Gef. v. 1874 8 15. Lauenb. Gef. 14. 
Shlesw.-Holft. Geſ.⸗Entw. 13. 
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Nebenwohnungen, begleichen von zu bejonderen Gewerbebetrieben beflinumten | 


Gebäuden und Anlagen. 





Nah bremifhem Recht?22) werden nur die zur Bewirthſchaftung er 
forderlihen Gebäude nicht bejonders gejchägt. Dagegen find die zur Wohnung 
des Anerben und fonftigen perfönlichen Benußung dienenden Gebäude nad) ihrem 


Verſicherungswerth, die theils zur Wohnung, theils zur Bewirtbichaftung dienenden 
Gebäude nad der Hälfte ihres Verſicherungswerths und die fonftigen Gebäude 


und Anlagen nad dem Werthe des Nutzens, welcher durch Vermiethung oder 


auf andere Weife daraus gezogen werden fann, zu veranichlagen. 


Das Inventar ift nad) feinem Verfehröwerthe zu tariven und mit dem 


Hofe von dem Anerben zu übernehmen 228), 


Die neueften für die Provinzen Weftphalen und Brandenburg’*:) | 


beftimmten preußifhen Tandgüterordnungen nehmen einen von den 


älteren Höfegefegen etwas abweichenden Standpunkt ein, indem fie zu den Zu 


bebörungen des Landguts, die nicht beſonders abzufchägen find, fondern für 
die Tare mit dem Landqut auf die Anerben übergehen, rechnen: die Gebäude, 
die zur Wohnung des Eigenthümers, feiner Yamilie, feiner Dienftleute und 
Arbeiter beftimmt oder zur Bewirthſchaftung erforderlih find, ferner Bäume 
und Holzungen, mit Ausnahme jedoch des überfländigen Holzes, ſowie da 
Butsinventar und alle fonftigen beweglichen Pertinenzftüde (Allgem. ER. 12 
88 48 ff., 75 ff.). 

Der den preußifchen Yandgüterordnungen eigenen Behandlung des Zubehör 
beziv. Inventar verwandt ift die Auffafjung der braunfchmeigifchen Bei 


gebung, indem dieſe zum Zubehör eines bebauten Bauernhofs ausdrücklich nm 
diejenigen Grundftüde und Berechtigungen rechnet, welche von der Hofftelle aus 


regelmäßig bemirtbichaftet werden. Diefen Zubehör unterwirft fie dann mit 
dem bebauten Bauerngut, ſo wie dem nöthigen Haus» und Hofeßinventar, dem 
Anerbenreht. Zum Inventar rechnet fie ſowohl das Lebende wie das todie 


Inventar, einfchließlih des Dünger und der vorhandenen, für die Fortführung 
der Hofeswirthfchaft bis zur nächſten Ernte erforderlichen Frucht-, Futter und. 


fonftigen Vorräthe. Die Werthermittelung vor der Uebergabe des Bauernguts an 


den Anerben erfolgt gemeinfam für das Gut felbft, den Zubehör und de 


Inventar. 

Die für das Herzogthum Oldenburg und das Fürftentfum Lübed 
erlaffenen Gejege??*) endlich nehmen bezüglich) des Inventars eine von den 
übrigen Gefegen abmeichende Stellung ein. Zu dem Inventar, bier Belchlag 
genannt, rechnen fie das Vieh, Geſchirr, Ader-, Haus⸗ und Küchengeräth, 
dag Leinenzeug und die Betten, fomweit alle diefe Gegenftände zur Bewirth⸗ 
fhaftung der Stelle erforderlich find, ſowie die auf der Stelle vorhandenen 


Früchte, einfchließlih des Heus, Stroh und vorhandenen Düngerd. Den 


Beichlag rechnen dieſe Gefege aber nicht zum Zubehör und laffen denfelben 


confequenterweife nicht eo ipso mit ber Örunderbftelle auf den Grunderben 


222) Brem. Gel. 14 


Entw. 13. 
2238) Weltph. 8.6.0. 17. Brandenb. L. G. O. 13. 
224) Dldenb. Geſ. AU. 8 $ 4. Kübel. Gel. 4.78 4. 





223) Hannov. Gel. v. 1874 $ 15. Lauenb. Gel. 14. Schlesw.-Holſft. Bei: 
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i , fondern räumen diefem in den Aenıtern Varel, Wefterftede, Olden⸗ 
burg, Delmenhorſt, Wildeshaufen, Vechta, Damme, Cloppenburg, Loningen, 
Frieſohthe und den Stadtgemeinden Oldenburg und Varel nur das Recht ein, 
den Beichlag der Grunderbftelle mit diefer zugleich gegen den abzufchägenden 
vollen Werth zu beanfpruchen. In den übrigen Aemtern fleht ihm nicht ein» 
mal dieſes Hecht zu. ö 

Es ftellt fih diefe Beftimmung als das Reſultat eines zwiichen den Vertretern 
zweier entgegengejegten Anftchten, die fih im Juſtizausſchuß aufs Lebhaftefte be 
timpften, abgejchlofienen Compromiſſes dar. Bon den Vertretern dieſer beiden 
Anfichten wollten die einen daS feiner Pertinenzqualität vollftändig zu entlleidende 
Iwentar durch das vorliegende Geſetz überhaupt gar nicht berüdfichtigt fehen, 
während die anderen daſſelbe ähnlich wie von den anderen neueren Geſetz⸗ 
gehungen behandelt zu fehen wünfchten. 

Für die erftere Anficht wurde geltend gemadt, - 

1) daß von einem Beſchlag überhaupt nur bei landwirthichaftlichen Bes 
gungen die Rede fein Fönne, während da8 vorliegende Geſetz fi nicht nur 
auf Iandwirtbfchaftliche, fondern überhaupt auf behaufte Befigungen beziehe. 

2) Zudem bedürfe es felbft für die Landwirtbichaftlichen Stellen einiger 
Gegenden, wie 3. B. der Marfchen, nicht immer eines eigenen Inventars, wie 
& denn in diefen Gegenden nicht zu den Ausnahmen gehört, daß bei Minder- 
fhrigkeit des Erben die Stelle verpadhtet und das Inventar vergantet wird. 
Diefem factifchen Zuftande entiprechend habe nach dem älteren Butjadinger 
u das Inventar denn auch nicht als Pertinen, der Grunderbſtelle 
gegolten. 

3) Ferner pflege in Gegenden, wie den eben erwähnten, in denen die 
Viehzucht und der Viehhandel überwiegen, der Viehbeitand der Stellen ſehr ver- 
änderlih zu fein, fo daß es an einem feiten Anhalt dafür fehle, was in dieſer 
Beziehung als Inventar einer Stelle erforderlich fei. | 

4) Endlich werde auch die Handhabung des Begriffs häusliches Inventar“ 
um jo ſchwieriger, je mehr unter den wohlhabenden Bauern die Neigung, ſich 
m ftädtifcher Weife einzurichten, zunehme. 

Dagegen wurde von der anderen Seite hervorgehoben, 

1) daß wenn der Beichlag nad dem Butjadinger Randrechte bisher auch 
nicht als Pertinenz der Grunderbftelle angejehen worden fei, er diefe Rechtsnatur 
doch nach dem Recht der Brautihagordnungen babe. 

2) Auch für die Zukunft wurde es mit Rückſicht auf die landwirth⸗ 
Ihaftlichen Verhältniſſe namentlich der Geeftdiftricte als wünfchenswerth hinge⸗ 
Rellt, daß der Beſchlag mit der Grunderbftelle auf den Anerben übergehe. 

Hier ftanden ſich demnach, wie in einem anderen, weiter unten zu be= 
handelnden Punkte, einerjeit8 die Vertreter der Intereſſen der Geeft, andererfeits 
die der March gegenüber, und es gereicht den oldenburgifchen Geſetzgebungs⸗ 
Organen zur Ehre, daß fie den fonft fo fehr beliebten Weg der Vergewaltigung 
des fchwächeren Theils durch Generaliftrung derjenigen Beftimmung, die den 
Intereflen des flärferen Theils entfpricht, nicht ebenfalls betreten haben. 
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F. Rechtliche Stellung des Eigenthbümers eines nad Anerben- 
recht fih vererbenden Hofs oder Landguts. 


Die Dispofitionsfreiheit des Eigenthümers einer dem Anerbehrecht unter 
liegenden Stelle ift keinerlei anderen Beſchränkungen unterworfen, als denjenigen, 
die überhaupt für die &rundeigenthümer des betreffenden Landes gelten. Und 
zwar find die Beſchränkungen, welche binfichtli der Befugnig der Eigenthümer 
über ihre Landgüter oder Theile derfelben unter Lebenden oder von Todes⸗ 
wegen zu verfügen früher beftanden, durch einige neuere Höfegefege ausdrüdih 
aufgehoben morden 225), 

Eine Ausnahme von diefer Regel befteht nur in Lippe-Schaumburg, indem 
bier die nach Anerbenrecht vererbten Güter zugleich gefchloffen oder vielmehr 
rechtlich gebunden find. 

Es ift der Anerbe demnach mit der eben angeführten Ausnahme Eigen 
thümer des dem Anerbenrechte unterworfenen Hofs oder Landguts im vollen 
Sinn des Wortd und kann daflelbe in jeder zuläffigen Weife benugen, ſowie 
unter Lebenden und auf den Todesfall über das Gut und feine einzelnen Theil 
frei verfügen. 

Bon den dem allgemeinen Erbrechte unterftehenden Gütern unterfcheiden fid 
die dem Anerbenrechte unterworfenen Höfe und Landgüter nur dadurch, daß fr 
ab intestato — direct kraft Geſetzes oder indirect in Folge Eintragung im die 
Hofe oder Landgüterrolle — nicht nach der Erbfolgeordnung des allgemein in dem 
betreffenden Lande herrichenden Rechts, fondern nach einer fingulären Exbfolge 
ordnung vererbt werden. Dieſe hat jedoch feinen abfoluten, zwingenden Charakter, 
fondern darf durch Dispofitionen des Eigenthümers, mittel8 welcher unter 
Anderem der Hof oder das Landgut auch dem allgemeinen Erbrechte unter 
worfen werden kann, beliebig abgeändert werben. 

Obgleich das beftehende Pflichttheilgrecht zwar principiell unberührt bleibt, 
jo wird doch thatjächlid eine Modification deflelben durch die Art der Taration 
des Hofs oder Landguts für die Miterben des Anerben herbeigeführt. Indem 
bei Ermittelung der Pflichttheile der Miterben von einer niedrigen Tare aus 
zugeben und das Voraus de Anerben nicht zu berüdfichtigen ift, kann thatjäd- 
lid eine bedeutende Herabminderung der Pflichtiheile und fomit eine Bu 
übern desjenigen Bruchtheils, über den der nad) dem Unerbenrecht Lebende 

blaffer frei disponiren kann, herbeigeführt werden. Dadurch ift aber die 
Befugniß des Erblaffers, letztwillig über feinen Hof oder fein Landgut zu ver 
fügen, thatfächlich erweitert worden. 

Das Nähere hierüber wird in dem Abſchnitte über die letztwilligen Ber 
fügungen mitzutbeilen fein. 


G. Erbfolgeordnung. 


Die neueren von uns unter den Duellen angeführten Gejege haben für di 
Erbfolge in die Höfe und Yandgüter allgemein die Individualſucceſſion einge 
führt, jo daß nur eine von mehreren der nach allgemeinem Recht zur Smteftat- 


225) Hannov. Gef.v. 1874 88 17, 19, 20. Brem. Gef. 1, 18, 21. Lauenb. Geil 
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erbfolge berufenen Perſonen das ungetheilte Eigenthum an dem Hofe oder Land⸗ 
gute nebſt Zubehör erhält. 

Dies ift der Anerbe oder Grunderbe. 

Aber während er nach dem älteren Anerbenrecht alleiniger Erbe des früheren 
Hofeseigenthümers war, ift er nach der neneren Gejeßgebung nur einer der Erben 
und bat fi den Hof nad einer nom Geſetz beftimmten niedrigen Tare auf 
feinen Exrbantheil anrechnen zu laffen. 

a. Beflimmung der Berfon des Anerben. 

Die Beftimmung der Perfon des Anerben kann auf ſehr verfchiedene 
Beile erfolgen: 

1) dur Ernennung Seitens des jeweiligen Eigenthümers des Hof3 oder 


8, 
2) durh Wahl der fänmtlichen Erben refp. eines Familienraths, 
3) durch daS Roos, oder endlich 
4) durch geſetzliche Berufung innerhalb einer beftimmten Reibenfolge??®). 
— war gewöhnlich die Ernennung des Anerben durch den Gutsherrn 
i 


Der Uebergang des Hofs oder Landguts auf den überlebenden Ehegatten 
vermag bie Enticheidung der Frage nach dem Rechtsnachfolger in der Regel 
mr binauszufchieben. Vgl. hierüber den befonderen Abjchnitt über das Recht 
des überlebenden Ehegatten. 

Zür die Ernennung des Anerben dur den Vater reip. die Eltern 
fit der Umftand, daß e8 aus mehr als einem Grunde wünſchenswerth ift, 
die Eltern in dem Beſitz des Rechts zu erhalten bezw. zu fegen, dasjenige 
unter ihren Kindern, das feinen Kindespflichten am beften nachkommt und für 
die Bewirthichaftung des Familienguts am beften qualificirt ift, zum Unerben 

iren oder doch mwenigftens ein unwürdiges oder untaugliche® Kind von 
der = die ganze Familie bedeutungspollen Nachfolge in den Hof ausſchließen 
zu Bnnen. 

Doch werden auch nicht unerhebliche Gründe gegen die Ernennung des 
Auerben durch die Eltern geltend gemacht: 

1) So beruht die Tüchtigfeit zur Annahme des Hofs oder Landguts 
namentli beim Bauernftand mweientlih auf Körperfraft und gefunden haus⸗ 
halteriſchen Sinn. Auch pflegen fih die Regeln der landwirthſchaftlichen Technik 
in bänerlichen Streifen nach wie vor zum größten Theil durch das Beiſpiel und 
die Sitte fortzupflanzen. Es ift demnach die Tauglichkeit zum Befigantritt des 
dofs oder Landguts bier viel gleihmäßiger über alle Kinder verbreitet, als in 
den anderen Ständen, in denen die Individualität der Kinder ſchon an ſich ſtärker 
ausgeprägt iſt und durch Erziehung und Ausbildung dann noch weiter ent⸗ 

wird. 

2) Sofern die Ernennung des Anerben nicht bereits zur Zeit der früheften 
Jugend der Kinder vorgenommen wird, zu melcher Zeit aber die künftige Quali⸗ 
Reation fich noch gar nicht überjehen läßt, werden ſämmtliche Kinder das Ge⸗ 
werbe des Vaters ergreifen, in der Hoffnung dereinft in den Befig des väter 





= es Dr. €. H. Meyer, Borzüge der Minoratserbfolge, Kaffel 1853, ©. 29, 
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lichen Hof8 zu gelangen, wodurch wieder leicht eine Ueberjegung des Landwirt 
ſchaftlichen Gewerbes eintreten kann. 

3) Ferner kann die Concurrenz unter den Geichwiftern leicht auf ihren 
Charakter und ihre Eintracht unter einander fowie überhaupt auf das Familien 
[eben verderblich einwirken. | 

4) Endlich wird nach den bisher gemachten Erfahrungen von den Eltem 
nicht immer, ja vielleicht nicht einmal meift das zum Befigantritt tauglichſte 
oder das ihnen am Tiebevollften begegnende Kind zum Anerben defignixt, ſondem 
bäufig dasjenige, welches die Schwächen der Eltern am beften zu bemupen 
verfteht. 


Freilih bat auch die Beitimmung der Unerben durch das Geſetz ihre 
Nachtheile, die ſich namentlih in Beziehung auf die perfönliche Ausbildimg des 
Anerben zeigen. Es find dies Nachtheile, ähnlich denjenigen, die wir oben kei 
Analyfirung des Familienfideicommifjes bereit3 hervorgehoben haben. 

Indeß ift die Ausficht des gefeglich beftinnmten Anerben auf den Befig dei 
Hofs nad) neuerem Rechte doch feine fo unbedingt fichere, wie die des didei⸗ 
commißnachfolger8 auf den Befig des Fideicommißguts. Auch werden diee 
Nachtheile im Bauernftande, wo der Einzelne, fomit auch der Anerbe, noch 
immer unter der Herrſchaft der Sitte flieht, weniger ſtark zu Tage treten, al 
in den anderen Ständen. 

Außerdem fteht diefen Nachtheilen doch auch wieder eine Reihe von Bor 
theilen gegenüber. 

1) Denn weiß eins ber Sinder von Jugend auf, daß es Anerbe if, io 
gewinnt es von früh auf ein Intereſſe für das väterliche Gut und eine gename 
Kenutniß feiner Verhältniffe, die ihm einftmalen bei der Bewirthichaftung des 
Guts zu Statten kommen werden. Gehört doch, wie wir in der erften Abtheilung 
diefer Arbeit zu zeigen fuchten die volle Hingabe des Bauern an feine Bit 
[haft und die genaue Kenntniß ihrer Eigenart zu den SHanptoorzügen de 
bäuerlichen Wirthichaft. | 

2) Ferner bleibt der gefeglich defignirte Anerbe gewöhnlich auf dem Hole 
oder lehrt doch wenigſtens, wenn die Eltern alt und arbeitSunfähig werden, aut 
denfelben zurüd und heirathet in jedem Fall nicht früh. Dadurch wird aber 
das langſame Tempo der Benölferungsvermehrung bewahrt, das eine der 
Borausfegungen des Wohlftands in Gegenden mit vorwiegendem bänerlichen 
Beſitze bildet. | 

Indeß fprechen alle diefe Gründe doch nur dafür, daß das Geſetz der 
Regel nach den Anerben berufen fol, nicht aber auch dafür, daß diefe Regel 
von dem Erblaffer nicht in dringenden Ausnahmefällen durchbrochen werden 
darf. Es muß vielmehr dem Hof- und Randgutsbefiger die Möglichkeit ge 
Pr fein, den vom Geſetz Berufenen von der Nachfolge in die Stelle andjn- 

ießen : 

1) wenn derſelbe ein Müßiggänger oder Taugenichts ift, oder wenn von 
ihm aus anderen Gründen zu erwarten fteht, daß er das Familiengut aus der 
Familie bringen wird, — 

2) wenn er keine Neigung zum Betriebe der Landwirthſchaft zeigt und ein 
gelehrtes Fach, ein Gewerbe u. dgl. ergreifen will oder bereits ergriffen hat, 

3) wenn er ſich bereits auf einen anderen Hof verheirathet hat. 
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Die Berechtigung der Eltern ben gefeglih zum Anerben Berufenen in 
jolden Ausnahmefällen von der Nachfolge in den Hof auszuſchließen, ift zur 
Erreichung des Zwecks des Anerbenrechts ſowie für die Aufrechterhaltung der 
daterlichen Autorität um fo nothwendiger, je häufiger heutigen Tags über die 
Unbotmäßigfeit der Anerben ihren Eltern gegenüber geflagt wird. 

Zu wünſchen wäre babei allerdings, daß von diefer dem Eigenthümer 
des H0f8 eingeräumten Befugniß nur in den feltenften Fällen und zwar nur 
dann Gebrauch gemacht werde, wenn der durch das Geſetz beftimmte Anerbe das 
Gut vorausſichtlich nicht fetbft bewirthfchaften wird, oder wenn durch den Ein- 
tritt deß durch das Geſetz berufenen Nachfolgerd in den Befig des Hofs oder 
Landgut ein wirklicher Notbftand entftehen witrde, fo daß demnach die Ber 
erbung der Höfe und Sandgüter nach der im Gefeb feftgeftellten Erbfolgeordnung 
die Regel und die Vererbung nach der vom Vater oder von den Eltern zu 
treffenden Wahl die Ausnahme zu bilden hätte. 

In dieſem Sinn behalten denn auch alle neueren Geſetze227) dem Grund⸗ 
agenthümer die Wahl feines Nachfolgers vor. Erfolgt diefelbe nicht, fo wird 
der durch das Geſetz Berufene Anerbe. 

Was die von den neueren Gelegen für die Vererbung des Hofs oder 
Landguts feftgeftellte Succeffionsorbnung betrifft, fo kann diefe Vererbung ent- 
weder auf: die Deicendenten des jeweiligen Eigenthümers beichränft oder aud 
auf die Ajcendenten und Geichwifter beifelben reip. auf weitere Verwandte aus⸗ 
gedehnt werden. 

Für die Beichränfung des Anerbenrecht3 auf die Defcendenten des je- 
weiligen Eigenthümers, fo daß aljo bei fehlenden Defcendenten der Hof oder 
das Yandgut in der Seitenlinie nach allgemeinem Recht vererbt wird, werden 
folgende Gründe angeführt: 

1) Da ſich der Uebergang der in einem Lande vorhandenen Vermögen in 
Anlaß von Todesfällen weſentlich durch die Vererbung derſelben in abfteigender 


Linie vollzieht, fo ift für die Vertheilu 2 des Vermögens in einem Volke hauptſäch⸗ 
lih die Vererbung defielben von den Eltern auf die Kinder von Wichtigkeit 228). 


227) Hannov. Gef. v. 1874 8 17. Brem. Gef. 18. Lauenb. Gel. 16. Schlesw.⸗ 
gef. Se Sef.-Entw. 15. Weſtph. Gei.-Entw. 20. Dldenb. Gel. A. 2 8 1. Lübed. Gef. 


— au Beleg hierfür können folgende aus der Statistique de la France von 

R. Block I S. 434 flammende Zahlen dienen, die wir, weil dieſes Werk una nicht 

m änglid war, einer Rotiz von H. v. Scheel in Hilbebrands Jahrbüchern Bd. za 
4) &. 359-360 entnommen haben. &3 betrugen in Frankreich im J. 1868 
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Was dagegen in Fällen der Vererbung des Vermögens von Brüdern auf Brüder, 
von Kindern auf Eltern oder gar in entfernteren Graden der Seitenlinie ge 
jchieht, ift nur wichtig für die im einzelnen Fall Betheiligten felbft. | 

2) Ferner entipricht e8 in der Regel dem präfumtiven Willen des Erb- 
laſſers, feinen Hof oder fein Landgut nach Anerbenrecht nur auf feine Deſcen- 
denten zu übertragen. 

3) Auch erjcheint da8 Voraus nur für dieje gerechtfertigt, weil fie in der 
Regel kein anderes Vermögen befigen, als was ihnen aus dem elterlichen Nah 
laß zufällt, während die übrigen Verwandten ſich beim Eintritt des Erbfalls 
gewöhnlich bereit8 in einer felbftändigen Lebensftellung befinden. 

4) Für den Fall übrigens, daß ein Finderlojer Erblafier ausnahmsweile 
den Wunfch haben follte, feine Stelle einem einzigen feiner Inteſtaterben zu 
zuwenden, kann ex dies durch legtwillige Verfügung erreichen. Das Geſetz aber 
braucht einen ſolchen Wunſch ans den oben angeführten Gründen nicht zu 
präfumiren. 

5) Ferner ift es für den Geſetzgeber fchwierig unter den verjchiebenen 
Perfönlichkeiten der zweiten und dritten Claſſe der Inteftaterbberechtigten eine 
zwedmäßige Auswahl zu treffen, und 

6) endlich beftand vielfach auch nad dem älteren Anerbenrecht feine Aus 
dehnung deffelben auf die Seitenlinie. 

Dagegen war für die Ausdehnung des Anerbenrecht3 über die Defcendenten 
hinaus, mo fie erfolgt if, maßgebend: 

1) der Wunſch, daß die Höfe möglihft ungetheilt in der Familie ver- 
bleiben, wozu die Vererbung derfelben in ungetheilter Wieſe auch am die ent: 
fernteren Verwandten an ihrem — wenn auch bejcheidenen — Theil ebenfalls 
beiträgt, 

2) ferner die Erwägung, daß die Bevorzugung eines unter mehreren ent- 
fernteren Verwandten des Erblafiers fich noch leichter rechtfertigen läßt, als bie 
Ungleichheit in der Verteilung der Erbſchaft unter mehrere Kinder, und 

3) endlich die Rüdficht auf das öffentliche Intereffe an der Bertheilung 
des Grundeigenthums eine® Landes, das, wenn es die Ausichliegung des allge 
meinen Erbrechts vom Grundeigenthum überhaupt verlangt, zugleidy verlangen 
muß, daß diefe Ausfchliefung in möglichſt vollſtändiger Weile erfolge. 

Beleitet von diefen Motiven haben das oldenburgifche für die Grund- 
erbftellen und das braunſchweigiſche für die Pertinenzgüter beftinmte Geſet, 
desgleichen auch die Landgüterordnungen für Weſtphalen und Schlefien 
da8 Anerbenreht über den engen Kreis der Deicendenten ausgedehnt ???). 
Das oldenburgifche Geſetz beruft in der erften Claſſe die Abkömmlinge 
des Eigenthümers; in der zweiten, ſoweit derjelbe ohne Hinterlaffung eins 
Ehegatten geftorben ift, die vollbürtigen Geſchwiſter und deren Deſcendenten; 
und in der dritten die Afcendenten und halbbürtigen Geſchwiſter fowie deren 
Defcendenten. Nah dem braunſchweigiſchen für die Pertinenzgüter be 
ftehenden Erbrechte folgen auf die Defcendenten die Ehegatten, auf dieſe die 
Alcendenten bezw. Geſchwiſter und Gefchmwifterfinder. Unter den Afcendenten 


229) Oldenb. Gel. 18749. 28 1,9.78 3. Lübeck. Gef. A. 281, 9.6 83. 
Braunihw. Gel. v. 1858 88 4—14. Eclef. LEO. 10. Wefiph. 8.8.0. 15, %. 
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kährt wieder dem Vater und väterlichen Großvater, jowie weiter hinauf deſſen 
ser u. j. w. der Borzug. Diefe gehen auch den vollbürtigen Schweftern und 
za Kindern vor, wogegen in allen anderen Fällen vollbürtige Geſchwiſter und 
won Kinder vor den Aſcendenten als Unerben berufen werden. ft indeR 
5 Gut von der Mutter oder deren Ufcendenten durch Erbfall oder unter nicht 
eroſem Titel an den Erblaſſer gefommen, fo haben die Mutter und mütter⸗ 
ken Aſcendenten vor dem Bater und den väterlichen Afcendenten den Vorzug, 
d in der mütterlichen Afcendenz entfcheidet bei gleicher Geburtsnähe das Loos 
a das Anerbeurecht. Unter allen vollbürtigen Geſchwiſtern gehen die Brüder 
d Bruderſöhue den Schweftern und deren Kindern, mögen die legteren ' 
Kuner oder Weiber fein, deögleichen den Brudertöchtern vor, und unter 
dern in Goncurrenz mit einander und mit Bruderföhnen ſowie unter Bruder- 
pen allein entjcheidet die Erſtgeburt. In anderen Fällen der Concurrenz volle 
etiger Geſchwiſter und ihrer Kinder giebt die Erſtgeburt ohne Rüdficht auf 
Imlihe Geburt, desgleichen die eheliche Defcendenz den Vorzug. Bei der 
Wolge der halbbürtigen Geſchwiſter und ihrer Kinder follen die Geichwifter 
d Geichwifterfinder von väterlicher Seite denen von mütterlicher Seite vor- 
ben. Iſt indeß das Gut von der Mutter oder von deren Verwandten durch 
Wall oder unter nicht onerofem Titel an den Erblafler gefommen, jo haben 
t halbhürtigen Geſchwiſter und Gejchwifterlinder von mütterlicher Seite den 
mag m. |. w. Unter entfernteren jedoch zugleich berufenen Blutsverwandten 
Iheidet das Loos. Die für Weftphalen geltende Landgüterordnung gemährt 
Her den Shegatten und Deicendenten auch den Gefchwiftern und Geſchwiſter⸗ 
Bern ſowie den Afcendenten des Erblafierd das Recht, daS Landgut zu einer 
higen Tare mit billigen Zahlungsfriften zu übernehmen, und die für Schlefien 
Bene Landguterordnung beruft zur Individualfucceffion in die Landgüter außer 
r Deſcendenten des Erblaſſers auch die Gefchwifter defielben und deren Nach- 
zen. Dagegen ift den Verwandten in auffteigender Linie, gleichviel ob fie 
kin oder ob fie in Gemeinſchaft mit Gefchwiftern erben, diefe Befugniß nicht 
eämmt worden, weil man befürchtete, daß das Landgut an einen Befiger 
langen Könme, welcher wegen hohen Alters nicht mehr im Stande fein würde, 
Hehe mit Erfolg zu bewirthfchaften. 

Im Gegenfage zu den oben- erwähnten Gefegen befchränten die für Braun- 
hneig, Hannover, Bremen, Rauenburg, Shaumburg-Fippe, 
kandenburg und SchleswigeHolftein theils erlaflenen, theils vor» 
æiteten Geſetze die Anwendung des Anerbenrechts auf Abkoͤmmlinge des Erblaflers. 

Vas ferner die Exbfolgeordnung betrifft, nach der die Defcendenten zur 
reifien berufen werden, fo fchließen die älteren Bauernrechte die unehelichen 
Inder und ebenfo die Adoptivfinder von dem Anerbenrecht aus. 

Bon den neueren Geſetzgebungsverſuchen fteht hinſichtlich der unehelichen 
Ruder allein der von Schorlemerfche Gefegentwurf für Weftphalen noch auf 
Ba älteren Standpunfte, indem er zwar die legitimirten Kinder den ehelichen 
Käfelt, die unchelichen, nicht legitimirten Kinder dagegen von der An« 
Kesrehtsfolge ausichließt. Dem v. Schorlemerichen Gefegentwurfe am nächſten 
en die brandenburgifche und die fchlefifche Landgüterordnung, 
Ken beide die unehelichen Kinder des Vater von der Berechtigung voll- 
ladig ausſchließen, die unehelichen Kinder der Mutter dagegen den ehelichen 

Ehrihen XIV. — v. Miaskomsti, Grundeigenthumävertheilung. II. 27 
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nachſtellen. Dieſen bezüglich der unehelichen Kinder der Mutter eingenomme 
Standpunft nimmt bezüglih der unebelihen Kinder überhaupt ein: d 
bannoverjche, lauenburgiſche, braunſchweigiſche, ſchaumbur 
lippeſche und weſtphäliſche Recht, ſowie der ſchleswig-holſteiniſt 
Geſetzentwurf, indem die unehelichen Kinder bier den ehelichen nur nadjitd 
ſollen, fomit aljo doc wenigftens in zweiter Linie — wenn leine ehelid 
Kinder vorhanden find — in den Hof oder das Landgut fuccediren fonn 
Nah oldenburgifchen Recht find die unehelichen Kinder ‘den ehelxi 
fogar vollſtändig gleichgeftellt 22°). 

Die dur nachfolgende Ehe legitimirten Kinder werden allgemein | 
ehelichen gleichgeftellt. 

Auch den Adoptivkindern räumen die meiften Gelege und Geſetzentwürfe 
Hannover, Bremen, Lauenburg, Shaumburg-tippe, Braun 
ſchweig, Schleswig-Holftein, Weftphalen??!) — ein Erbredit ı 
nur laſſen fie dieſelben ebenfall3 Hinter den leiblichen Kindern zurüditek 
Nah dem oldenburgifchen Recht dagegen find fie von der Succeffton n 
Anerbenrecht vollftändig ausgejchloflen. 

Ferner ftehen nach den neueren Zandgüterordnungen für Weſtphale 
Brandenburg und Schlefien?®®) diejenigen Kinder, welche zur Zeit | 
Erbanfall3 für geiftesfrant oder für Verſchwender erklärt find, ſowie diejenig 
welche eine Berurtheilung zu Zuchthausſtrafe oder zum Berlufte der bür 
lichen Ehrenrechte erlitten haben, den übrigen Miterben nad. In je 
Fällen handelt e3 fich nicht darum, den Kindern vermögensrechtliche Nachth 
‚ aufzuerlegen,, jondern es follen nur den übrigen Familiengliedern die ih 
vom Gefegentwurf gegen da8 gemeine Erbrecht angelonnenen Opfer nicht 
Gunſten folder Betheiligten zugemuthet werden, bei denen jede Garantie fe 
daß der Zweck folder Opfer erfüllt werde. Auch dürfte e8 weder wirthſch 
lich zu vechtfertigen fein, noch auch den Intentionen des Erblaſſers entipred 
wenn der Hof nicht nur wie bei den Minorennen auf beftimmte, fondern | 
unabjehbare Zeit unter vormundſchaftliche Verwaltung geftellt wird, während d 
andere Ablömmlinge vorhanden find, welche ihn übernehmen fönnen. 

Da es fih beim Unerbenrecht nicht um die Erhaltung des Glanzes 
Anfehens beftimmter Yamilien handelt, wie -bei den Yamilienfideicommif 
fondern nur um die Erhaltung der Bauerngüter in den bäuerlichen Fami 
überhaupt, fo find die Frauen bier von der Succeſſion auch nicht nv 
fländig ausgeſchloſſen. Daß fie aber gleichwohl den Männern des glei 
Grades nachgeftellt werden, erflärt fich durch folgende Erwägungen. Ta 
Frauen dem bäuerlichen Befig in der Regel nicht felbft vorftehen Fönnen, 
werden fie ihn entweder verlaufen reſp. verpachten oder ihren Männern in 


230) Hannov. Gel. v. 1874 8 13. Lauenb. Gel. 12. Brem. Gel. 13. Schles 
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Ehe bringen. Heirathen die Töchter nicht, fo geht damit ein Hauptvorzug des 
bäuerlichen Grundbeſitzes — der der Erhaltung deifelben in der bäuerlichen Familie 
oder doch der Selbfibewirthichaftung — verloren. „Und für die bäuerliche Ehe 
ift es fchlieglich befjer, wenn der Grundbefig vem Mann und nicht von ber 
Fran berührt. Denn wenn die Töchter nur eine mäßige Abfindung erhalten, 
fo kriegen die armen Mädchen and Männer und zwar zuerft grade die tüichtigften. 
Man fieht nicht mehr nach den Budligen und Halbnarren, wenn fie nur Geld 
haben: diefe bleiben dann figen und verderben den Stamm nicht.“ Es erhalten 
die Söhne, ſoweit folche überhaupt vorhanden find, das Grundvermögen und 
brauden es nicht erft zu erheirathen. 

In diefem Punkte beiteht unter ſämmtlichen neueren Anerbenrechtögefegen 
Uebereinftimmung. Hinficätlih der Perfon, welcher unter den männlichen reſp. 
weibliden Deicendenten des gleichen Grades der Vorzug gegeben wird, weichen 
die Geſetze von einander ab, indem die einen ſich für das Majorat, die anderen 
für das Minorat entichieden haben. Nur das für die braunſchweigiſchen 
Pertinenzgüter erlafiene Gejeg 88 4 fi. läßt den Grundbefig nah der Primo» 
geniturordnung vererben. 

Für das Majorat werden gewöhnlich folgende Gründe angeführt: 

1) Die Kindheit und Jugend des älteften Kindes fällt in die fchwerfte 
Zeit des Bauern, da er das Gut eben angetreten hat und Schulden jowie 
Abfindungen zahlen muß. Diefer Nothlage des Bauern entfpricht e8, daß der 
äftefle Sohn bereitd früh zur Benutzung und Anſpannung feiner Kräfte für 
den Hof angehalten wird. Demfelben wird diefe Arbeit aber nur dann leicht 
werden, wenn er weiß, daß er das mit feinem Schweiß getränfte Land 
dereimft nicht einem feiner jüngern Gefchwifter zu überlafien hat, wie es denn 

gerechter und billiger ericheint, daß der ältefte Sohn, der die 
Stüge feiner Eltern und Geſchwiſter ift und fi für die Erhaltung des Hofs 
abgemüht Kat, und nicht der jüngfte Sohn, der Fiebling der alternden Eltern, 
der vielleicht feine Zeit vertändelt und auf der Aderbaufchule den Herrn fpielt, 
den Hof erhält. 

2) Stirbt der Bater ſchon in jüngeren Jahren, fo fann der ältefte Sohn 
meiſt ſogleich die Wirtbichaft übernehmen, fo daß dieſe feine Störung erleidet: 
die Mutter hat nicht mehr nöthig zu einer anderen Ehe zu fchreiten, die Kinder 
befommen feinen Stiefvater, welcher möglicherweife gegen ihr Intereſſe handelt, 
und die jüngeren Gefchwifter fünnen fi) von dem älteften -Bruder ihre Arbeit 
amverfen lafien. In Ländern, in denen das Majorat herrfcht, fommen demnach 
die in der Regel wenig eriprießlichen vormundfchaftlichen Verwaltungen und 
Interimswirthſchaften feltener vor, als in Ländern mit Minoraten. 

8) Allerdings fest das Majorat zur Entfaltung feiner quten Seiten voraus, 
daß die Ehe des Grunderben fpät abgefchloflen werde und zwar durchichnittlich 
nicht vor dem 30. Lebensjahre, jo daß das 30. Lebensjahr des älteften Sohnes 
mgefähr mit dem 60. des Hofesbefiger3 zufammenfällt, vor welchen Alter der 
Bauer ſich niemals auf den Altentheil jegen ſollte. Verheirathet ſich Dagegen 
der ältefte Sohn früher, fo wird er, noch während die Eltern vollftändig rüftig 
fud, auf Bermögensübergabe dringen. Geben die Eltern nad, fo entftehen 
dann leicht Leibgedingsmüßiggänger; geben fie nicht nad), fo kommt es gewöhn⸗ 
Ih zu Reibungen zwiſchen den Eltern und dem verheiratheten Anerben. 

27 * 
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Dagegen werden für das Minorat 233) wiederum folgende Momente geltend 
emacht: 

1) Wenn auch der Jüngfigeborene von den Eltern häufig verhätſchelt 
wird, jo können ihm doc auch wieder die Lehren zu Gute kommen, welde die 
Eltern aus der Erziehung ihrer älteren Kinder gezogen haben. | 

2) Ferner befinden fi) in der Regel zur Zeit, wo die jüngeren Finder 
erzogen werden, die Eltern in beflerer Vermögenslage als in der erften Jeit 
ihrer Ehe, da die älteften Kinder heranwachſen: fie können daher für die Er 
ziehung ihrer jüngeren Kinder mehr thun, als für die der älteren. 

3) Beim Minoratderben zeigt fi fodann gewöhnlich durch den Einflr 
der älteren Gefchwifter eine größere Regjamteit und ein energifcheres Streben, 
als beim Majoratserben. | 

4) Auch ift der meift ungünftige Einfluß der Großeltern auf die Erziehung 
der Entel bezüglich der jüngeren Enkel entweder vollftändig weggefallen oder 
doch ſchwächer geworden, als er bezüglich der älteren Enkel war. 

5) Ferner wird ſich der Jüngſtgeborene erit viel ſpäter feiner bevorzugten 
Stellung bewußt, als der Erftgeborene, da ihm durch die Geburt eines jüngeren 
Bruders der Hof immer noch entzogen werden kann. Die aus der geſicherten 
Stellung für feine Perfon ſich möglicherweiſe ergebenden ſchlimmen Folgen treien 
daher bier erft viel fpäter und nicht fo ſtark zu Tage, wie beim Majorat. 

6) Wenn der Yüngftgeborene das zur Uebernahme des Guts nöthige Alter 
erlangt bat, fo wird der Vater, wenn er noch lebt, wahrfcheinlich bereits in io 
hohen Jahren ftehen, daß er die Leitung der Wirthichaft gern einer rüfligeren 
Kraft anvertrauen mag. Es mird mithin der Minoratserbe früher heirathen 
fönnen, als der Majoratserbe, was fittlih von guten Folgen zır fein pflegt, 
während die für den Majoratserben erſt viel ſpäter eintretende Möglichkeit des 
Heirathens leicht zur Mipftimmung oder zur Ausichweifung führen fann. 

7) Sodann wird für die vorgeborenen Kinder beim Minorat durch de 
tern beſſer geforgt werden, als für die nacdygeborenen beim Majorat. Dem 
da der Vater beim Minorat in der Negel länger unbefchräntter Herr ift, aß 
beim Majorat, fo kann er die Ausbildung und Ausftattung feiner älteren Kinder 
mit allen ihm durch das Gut gegebenen Kräften viel wirkſamer betreiben als 
ihm dies den jüngeren Söhnen gegenüber möglich wäre. | 

8) Auch ift Die Tage des Minoratserben beim Antritt des Guts, wen 
die Mehrzahl der Gefchwifter ſchon abgefunden ift, eine befiere, als die des 
Majoratserben, zumal er aller Wahrfcheinlichleit nad) auch den Aufwand zur 
Unterhaltung der Eltern, wegen des hohen Alter derjelben, nur kurze Zeit zu 
tragen haben wird. | 

Mehr als dieſe abftract gefaßten Zweckmäßigkeitsgründe fcheinen indeß un 
früherer Zeit für die Wahl zwifchen dem Majorat und Minorat die concreten 
Verhältniſſe eines beftimmten Ortes und einer beftinmmten Zeit maßgebend 
gewefen zu fein. Wir finden daher das Majorat gewöhnlich in armen, ſchlecht 
cultivirten Rändern, weil hier eine langſame Bevölkerungsvermehrung am Plot 
ift, während das Minorat mehr in reichen Gegenden verbreitet ift, weil hir 
focialpolitifche Hemmniffe für die Volksvermehrung weniger Noth thun, aß in 
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armen Gegenden, nnd weil die älteren Geſchwiſter fchon manche Hilfe aus dem 
Banerngut erhalten haben fönnen, bevor der Vater ftirbt oder invalid geworden ift. 

Der Zeit nad) entiprad das Minorat vorzugsweiſe Zufländen, in denen 
no die Eigenbehörigfeit und Gntsunterthänigkeit herrſchten, indem in jolchen 
Zeiten von den Bauerngütern bei jedem Beftgwechfel eine Abgabe gezahlt werden 
mußte und es im Interefſe des Banern lag, die Zahlung diefer Art Abgabe 
möglihft hinaus zu fchieben; dagegen ift gegenwärtig namentlich dort, wo die 
Tendenz zu einer raſchen Vollsvermehrung bervortritt, mehr das Majorat 
am Plate 


Die neueren Gefeßgebungen haben fich bei ihren Enticheidumgen für das 
Majorat oder Minorat hauptjähhlih durch Rückſichten auf die bisher herrfchend 
geweſene Rechtsanſchanung und Sitte beftimmen lajjen. Denn kaum irgend ein 
anderer Punkt des Anerbenrechts hängt mit den Anſchauungen und Sitten der 
Devölterumg fo eng zufammen wie grade diefer. Einen Beweis hierfür liefert 
unter Anderem folgende Thatſache 234). Im öſterrreichiſchen Breisgau fuccedirte 
nach älterem Gewohnheitsrecht von jeher der jüngfte Sohn und in Ermangelung 
son Söhnen die ältefte Tochter in das Hofgut. ALS die öfterreichiiche Regies 
nmg durch Patent vom 3. April 1787 diefe Succeffionsordnung zu Gunften 
des älteften Sohns abänderte, fand diefe Neuerung fo großen Widerftand, daß 
die großberzoglich badische Regierung als Nachfolgerin der öflerreichiichen ſich 
genöthigt ſah, durch Edict von: 28. März 1808 miederum ganz allgemein 
dem jüngften Sohn den Vorzug einzuräumen. 

Mit Recht hat daher die neuere Geſetzgebung die hinfichtlich dieſes Gegen⸗ 
Hands vorhandenen Rechtsanſchaunngen nach Möglichkeit zu fchonen gefucht. Da 
es aber angeſichts des von diefer ſelben Geſetzgebung ins Auge gefaßten Ziels 
einer Ausgleichung der örtlichen Berichiedenheiten unmögli war, die biäherige 
Bunticheetigkeit der Erbfolgeordnungen beftehen zu laflen, fo haben die neueren 
Geſetze gewöhnlich diejenige Ordnung, welche die größte Verbreitung in einem 
Lande hatte, zur allgemeinen Randesordnung gemacht. Nur einige Geſetze — 
und zwar das oldenburgifche und das weſtphäliſche Geſetz — laſſen 
innerhalb ein und defleiben Landes weitere Uinterfcheidungen zu. Wo der Ent- 
Kheidung des Geſetzgebers durch die beftehende Sitte nicht präjudicirt war, bat 
man fich meift für das Majorat entjchieden. 

Das Majorat und zwar fiir Männer ſowohl wie für Frauen gilt nad 
der neueren Geſetzgebung 225) allgemein in Hannover, Bremen, Schaum» 
barg-Lippe, Braunfhmeig, fauenburg, Brandenburg, Schleſien 
md Schleswig-Holftein. In folgenden Aemtern des Herzogthums 
Oldenburg — Barel, Wefterftede, Wildeshaufen, Vechta, Damme, Cloppen- 
burg, Poningen, Friefoythe, in dem Amt Oldenburg mit Ausnahme der Gemeinde 
Holle, fowie in den Stadtgemeinden Dldenburg und Varel —, deögleichen in 


24) Mayer, Ueber bie Untheilbarfeit der gejchloffenen Hofgüter und über bie 
Vortheilsgerechtigkeit, in den Blättern für saftig und Verwa ung em Großherzog: 
thum Baden, Jahrg 2 (1842) ©. 585, 586. Badiſche Dentichrift S. 138. 

235) Hannov. Wei. v. 1874 8 14. Lauenb. Gef. 13. Brem. Gel. 13. Braunſchw. 
Ge. v. 1874 8 7. Schlesw.⸗Holft. Gei.-Entw. 12. Dldenb. Gel. A. 7 $ 1. Lübed. 
Geſ. 9.6 Ä 1. Weitph. Gei.-Entw. 5. Weſtph. 8.8.0. 13, 14. Brandenb. 8.6.0. 
11. Schleſ. 2.8.0. 11. 
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dem zu Oldenburg gehörenden Fürſtenthum Lübeck gilt auch nach den neueren 
Geſetzen das Majorat, während in allen übrigen Aemtern dem Minorat feine 
. beftätigt iſt. 

In dem für Weftpbalen ausgearbeiteten v. Schorlemerichen Gele 
entwurf war man urjprünglich allgemein von dem Majorat ausgegangen. Der 
weftphäliiche Provinziallandtag indeß beantragte, mit Rückſicht auf das im 
Fürftenthum Minden, in den Grafichaften Ravensberg und Tedlenburg md 
ftellenmweife auch in den YFürftenthümern Paderborn und Korvey feit langer 
Zeit geltende Minorat, dad Majorat nicht auch auf dieſe [egteren Theile der 
Provinz Weftphalen außzudehnen, ſondern in diefem Gebiet nach wie vor den 
jüngften unter den ſämmtlichen Miterben männlichen Geſchlechts und in Er⸗ 
mangelung von männlichen Erben die jüngfte Miterbin zur Succeffion in den 
Hof zu berufen. Indeß fcheiterte eine genaue Abgrenzung derjenigen Gebiete, 
für welche die Majoratd-, und derjenigen, für welche die Dinoratserbieige 
geſetzlich einzuführen geweſen wäre, an dem Umſtande, daß ſich eine geographiſche 
Grenze für da8 Minorat nicht aufftellen ließ. Beiſpielsweiſe ift im Amte Delbrück 
dad Minorat nur bei den bisher eigenbehörig gemejenen Höfen und nicht auf 
bei den anderen in Geltung, und ähnlich verhält es fich in vielen anderen Fällen. 
Die in Geltung befindliche weſtphäliſche Landgüterordnung bat daher eine ander 
ofung diefer Schwierigkeit verfucht und diefelbe darin gefunden, daß in Folge 
bedingungsloſer Eintragung eines Landguts in die Yandgüterrolle daffelbe zwar 
in der Negel an den älteften Sohn refp. die ältefte Tochter übergeben jel; 
ausnahmsweiſe jedoch ſoll in den Bezirken der Tandgerichte Bielefeld und Bader 
born, ſowie der Amtsgerichte Tedlenburg und Ibbenbüren die Minoratserbfoige 
dann eintreten, wenn ſolche bei Eintragung des Tandgut3 in die Rolle von dem 
Antragfteller gemwünjcht worden ift ?86). 

An Stelle eines verftorbenen Kindes, das, wenn es zur Zeit des Anfalls 
der Erbichaft gelebt hätte, Anerbe geworden wäre, treten nach den nemeren 
Geſetzen defien Abfömmlinge nach den für die Kinder geltenden Grundjägen 
(Repräſentationsrecht) ein *862). 

Diejenigen neueren Geſetze, welche die Vererbung nach Auerbenrecht nicht 
auf die Deſcendenten beſchränken, wie z. B. die weſtphäliſche Landgüterordnung. 
verordnen, daß, wenn keine erbberechtigten Deſcendenten oder Ehegatten vor 
handen find oder wenn fie das Landgut nicht übernehmen wollen, einer von 
den Gefchwiftern oder deren Abfömmlingen oder von den Verwandten in al» 
fteigender Linie da8 Landgut bei der Yuseinanderfegung übernehmen kam 
Dabei finden binfichtlich der Uebernahmetare fowie der billigen — 
und endlich der Auswahl des Anerben unter mehreren concurrirenden (Erbe 
die für die Defcendenten geltenden Grundfäge entiprechende Anwendung. 

Endlich wird von den Gefeßgebungen der Fall, da der Erblaſſer mehrer 
Höfe oder Tandgüter hinterläßt, verichieden behandelt. 

Nah älterem oldenburgiſchen Recht pflegte, wenn der Erblaſſer mehrer 
Stellen binterließ, nur eine derjelben nad) Örunderbredht vererbt zu werden, 





236) Weftphäl. 2.8.0. 15, 13, 14. 
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während alle übrigen dem Allod zugerechnet und nach gemeinem Recht beurtheilt 
mırden. Dem Grumderben war e8 ferner überlaflen, zu beftimmen, an welcher 
Stelle er das Grunderbrecht ausüben wollte. An diefem Gedanken bat aud) 
die neuere oldenburgifche Geſetzgebung 227) feftgehalten, trogdem der von der 
Staatöregierung den Ständen vorgelegte Entwurf vorgeichlagen hatte, das 
Grunderbrecht auf alle Binterlafienen Stellen auszudehnen. Bon der Regel, daß 
aur eine unter mehreren Grunderbftellen nach Grunderbrecht vererbt werden fol, 
Ratuirt das oldenburgifche Geſetz jedoch eine Ausnahme: wenn nämlich mehrere 
in verfchiedenen Tandestheilen gelegene und nach verfchiedenen Rechten — dem 
der Erſt- und Jüngſtgeburt — ſich vererbende Grunderbftellen vorhanden find, 
0 fol das Grunderbrecht in beiden Nechtögebieten an je einer Grunderbftelle 
ingelaffen werden. 

Für die nicht nach Örunderbrecht fich vererbenden Stellen ift für den Fall, 

mehrere Erben in den Nachlaß concurriren und daß nicht eine andere Art 
der Bertbeilung leßtwillig angeordnet oder von ſämmtlichen Miterben vereinbart 
it, folgendes Erbtheilungsverfahren vorgefchrieben. Der Grundbefig wird, nad 
vorgängiger Abſchätzung des gegenwärtigen Werths, zunächft unter den Mit⸗ 
erben „anfgefegt“, und, wenn mindeftens die Schägungsfunme geboten ift, 
dem Höchitbietenden unter den Miterben zugefchlagen, anderenfalls aber zum 
öttentlichen Verlauf gebracht. 

Anders als das oldenburgiſche Geſetz normiren diefen Gegenftand ſämmt⸗ 
liche anderen Geſetze und Geſetzenwürfe?88). 

Hat nämlich der Erblaſſer mehrere Güter hinterlaſſen, ſo ſollen ſie, ſofern 
fe beim Tode des Erblaſſers „eine wirthſchaftliche Einheit bildeten“, wie 
die braunſchweigiſche Gejeßgebung ſich ausdrüdt, oder von berjelben 
Hofftelle bewirtbfchaftet werden (Schaumburg-Lippe, Weftphalen), alle 
dem Anerben zufallen. Für eine ſolche Vererbung mehrerer Landgüter an 
einen Anerben wird in Weftphalen angeführt: daß mo zwei Höfe von derſelben 
Sohlflätte aus nicht blos verwaltet, fondern bemwirtbichaftet werden, in der 
Regel der Fall vorliegt, daß ein Heiner Hof zur Arrondirung des andern 
ziemlich theuer angelauft und dagegen ein Theil der ifolirt gelegenen Grundftüde 
des alten Hofs verlauft worden it. Die Gebäude auf dem angefauften Hofe 
ſind gewöhnlich fchlecht und werden daher abgebrochen oder es wird das 
Bohnhaus zu einer ſog. Leibzuchtswohnung eingerichtet. Obgleich dieſe Höfe 
m Kataſter allerdings noch getrennt bleiben , find diefelben in Wirklichkeit doch 
wirthſchaftlich jo vereinigt, daß fie als ein Hof angefehen werden fünnen. 
Anderenfalls, wenn die verihiedenen Stellen jede für ſich bemirthichaftet werden, 
fol nach den oben angeführten Gejegen jeder Erbe nach der Reihenfolge feiner 
Berufung fi) eine Stelle wählen können. Sind mehr Höfe als Kinder vor- 
handen, jo wird die Wahl in derjelben Reihenfolge wiederholt. 

Bon den beiden Syftemen verdient daS der Ausdehnung des Anerbenrechts 
auf fänmmtliche Hinterlaffene Höfe unferes Erachtens den Vorzug vor dem der 
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Beichränfung deijelben auf einen einzigen Hof, weil, wie wir bereit3 oben aus: 
geführt haben, der Staat, wenn er zu der Erfenntniß gelangt, daß das Anerben- 
recht im öffentlichen Intereſſe geboten erfcheint, — und nur in einem ſolchen 
Fall wird er fi zur Einführung oder Erhaltung deffelben entichließen dürfen — 
er dem Anerbenrechte auch die größte Ausdehnung in der Amvendung fihern nur. 

Die Modificationen, welche die Erbfolgeordnung der De⸗ und Afcendenten 
und Seitenverwandten durch das Recht des überlebenden Ehegatten unter Um- 
fländen erfahren kann, werden weiter unten- in dem über das Wedht des 
überlebenden Ehegatten handelnden Abfchnitte zu erwähnen fein. Namentlich 
in Weſtphalen fteht die Befugniß zur Uebernahme des gemeinjchaftlichen Ver⸗ 
mögend nur ausnahmsweiſe nicht dem überlebenden Ehegatten zu. 


H. Ermittelung des Werths des Hof3 oder Landguts. 
Uebernahmetare. 


Die Bertheilung des Nachlaffes und feiner einzelnen Gegenſtünde unter 
die Erben erfolgt entweder in natura oder dem Geldwerthe nad. In letzterem 
Falle muß der Bertheilung die Ermittelung des Geldwerth3 der Nachlaggegen: 
fände vorausgehen. Diele erfolgt nach gemeinem Erbrechte und mac ben 
Particulargefeggebungen, ſoweit eine anderweitige Webereinfunft unter ben Erben 
nicht zu erzielen ift, häufig im Wege der öffentlichen Meiſtbotſtellung, welche von 
jedem einzelnen Erben verlangt werden kann. 

Nah dem Anerbenreht ift ſowohl die Natnraltbeilung des Hofs oder 
Landguts und ihrer Zubehörungen al8 auch die des Werths deſſelben im 
Wege des Öffentlihen Ausgebots ausgeſchloſſen. 

Es muß demnach ein anderer Modus der Ermittelung des Werths des nach 
u fih vererbenden Hofs oder Landgut? (Erbichaftstare) gefunden 
werden 

Hier ift der wichtigfte Punkt, gleichjam die Bafis des ganzen Anerben- 
rechts. 

Denn die ſonſt noch ſo zweckmäßige Regelung der ganzen Materie wird die 
gewünſchten Reſultate doch nicht haben, wenn die Nachlaßtare nicht nad 
richtigen Grundſätzen feftgeftellt iſt. 

Das haben noch neuerdings die Erfahrungen, die mit dem Anerbenrechte 
im badifchen Schwarzwalde gemacht worden find, gezeigt, indem die auf Grund 
bes Verkehrswerths feftgeftellte und deshalb zu hohe Erbſchaftstare Bier die 
fonft regelmäßig günftigen Folgen des Anerbenrechts zum Theil in ihr Gegen⸗ 
theil verehrt hat. | 

Für die Feſtſtellung der Erbichaftstare boten fich der Gefeggebung haupt: 
ſächlich zwei Wege dar: | 

1) Man konnte irgend welche, unabhängig von dem Anerbenrecht, für die 
einzelnen Höfe und Randgüter beftehende Taxe benugen und den Werth nach 
diejer auch für den Anerben beftimmen. ALS foldhe Zaren find vorhanden: 

a. die nah den Grundfägen der ritterſchaftlichen Creditinftitute (Sand. | 
Ichaften) ermittelten Ertragstaren oder 

b. der nach dem landesüblichen oder einem anderen Zinsfuß capital 
Kataftralreinertrag des Hofs oder Landguts. 
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2) Wenn diefer Modns der Werthermittelung nicht beliebte, fo könnte 
man den Werth des einzelnen Hof8 oder Landguts in jedem einzelnen Ber⸗ 
erbungsfall zu ermitteln fuchen. Hierfür gab es wieder zwei Wege: 

a. Es erfolgte die individuelle Feltftellung des Werths auf Grund der in 
der betreffenden Gegend, in der der zu tarirende Hof Liegt, durchichnittlich ges 
zahlten Kaufe und Pachtpreiie (Verkehrswerth), 

b. oder anf Grund des von dem betreffenden Gut felbft im Durchſchnitt 
der leuten Jahre gemonnenen Reinertragg (Ertragswerth). 

Die legtere Art der Werthermittelung konnte dam wieder erfolgen entweder 

a. nach beftimmten vom Geſetz feitgeftellten Regeln oder 

ß. nah dem freien Exrmefien der zu dieſem Zweck berufenen Zaratoren, 
die je nach Beſtimmung des Geſetzes entweder von den Juſtiz⸗ reſp. Ver⸗ 

örden zu ernennen oder von den ntereflenten zu wählen waren. 
Endlich konnte die Taration auch einem eigenen Familienrath übertragen werden, 

Bon diejen verfchiedenen Wegen, die Uebernahmetare feitzuftellen, haben 
die Geſetze bald diefen bald jenen eingefchlagen, bald mehrere derſelben mit 
einander combinirt. Nur in dem einen Punkt treffen fie alle zufammen, daß 
fie nämlich in der Regel nicht den Verkehrs⸗ fondern den Ertragswerth der 
Tare zu Grunde legen. Und zwar ift diefe Hebereinftimmung eine nothwendige 
Conſequenz des Beftrebens, den Grundbefig möglihft in der Yamilie zu 
erhalten *2°). 

Im Uebrigen unterjcheiden fie fi) aber darin, daß die Intention einiger 
Gelege dahin geht, den vollen Ertragswerth des Hof3 zu ermitteln, wobei 
dem Anerben dann eine beftimmte Duote dieſes Werth als Präcipuum, Bor» 
tbeil, Voraus gewährt wird, während nach anderen Gejegen nur ein mäßiger 
ſog. geichwifterlicher Werth ermittelt werden fol. 

In der legteren Gruppe von Gefegen, zu denen namentlich die für die 
preußischen Provinzen Weftphalen, Brandenburg und Schlefien erlafjenen Rand» 
güterordnungen gehören, erſcheint das Präcipuum fomit gleihfam verhüllt in 
der niedrigen Taxe, während in der erften Gruppe von Gejegen das Voraus 


— — — 


239) Oberbürgermeifter Mi quél ſagte hierüber in der Generalverſammlung 
des Bereins für Socialpolitit am 9. October 1882 (vgl. ftenogr. Bericht, Veipzig 1882, 
S. 4): „E3 ift der größte Irrthum, dab man ohne Weiteres bie in dem Bi 
römischen Recht entwidelten Anichauungen von der Schähung des Befitzes na 
Capiialwerthe angewendet hat auf die ganz verichiedenartigen bäuerlichen Verhältnifie, 
wo allein bie Schähung nad) dem Ertragswerthe vernünftig und richtig if. Darın 
liegt der Schwerpunkt der ganzen Sade. Wir wollen ja nicht durch unjere Geſetze 
dazu zwingen, dab dad vererbte Gut verlauft wird: darin find doch alle einig, daß 
ein geſetzlicher Zwang zum Berfaufe nicht —* werden ſoll, man will wenigſtens 
geftatten, dab das But in der Familie bleibt; aber ich behaupte, in dem Augenblide, 
wo die Geſetzgebung die Abfindung erziwingt und bemißt unter ber Vorausſeßzung 
eines gar nicht fattfindenden Verlaufs gegen Baargeld an einen Dritten, in dem⸗ 
jelben Augenblide übt fie biefen tünftlihen Zwang.” Aehnlich äußert fich auch 
4. Reumann in Schönberge Handbuch der politifhen Defonomie Bd. 1, Zübingen 

882, ©. 137: „Die Veran Glagung bed Werths nach dem Ertrage verbürgt die 
uer des Veranichlagten in höherem Grade als die —— nach dem 
fawerthe. Ihr deshalb auch bei ſolchen Erbſchaftsregulirungen der Vorzug 
eben, bei denen Objecte in Frage ug welche vorausficgtlich in der Hand ber 
lichen Erben verbleiben werden“ u. |. w. 
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Har und deutlich bervortritt. Wir werden zunädft von der Taxe und dam 
von dem Voraus zu handeln haben. 

Ale neueren Gefege gehen davon aus, daß es in erfter Linie Sache des 
Erblafiers ift, den Werth, für den der Anerbe die Stelle übernehmen fol, feſt⸗ 
zuſtellen. 

Iſt eine ſolche letztwillige Anordnung nicht getroffen worden, ſo ſteht es 
ſelbſtverſtändlich den Erben frei, ſich über die Tare zu einigen, nach der der 
Grunderbe die Stelle zu übernehmen hat. 

Die vom Geſetz vorgejehene Ermittelung des Werths foll nur dann ein⸗ 
treten, wenn der Erblaffer die Beftimmung des Werth unterlaflen hat und 
eine Einigung unter den Erben nicht erfolgt ift. 

Die Art, wie die Feftftellung der Tare in diefem Fall zu erfolgen hat, 
ift durch die einzelnen &efege in jehr verfchiedener Weife beftimmt. 

Den Weg der durch keinerlei Normatinbeftimmung beeinflußten Zaration 
durch eigene Taratoren hat die Gefeßgebung in Braunfhweig und Olden- 
burg beſchritten. 

In Braunſchweig?s92) fol die Abſchätzung der Bauerngüter nebft 
Inventar, unter Leitung des betreffenden Amtsgerichts, durch drei ſeitens deſſelben 
auserfehene Schiedsmänner und die Abſchätzung der fog. Pertinenzgüter eben- 
falls durch drei Schiedsmänner, von denen zwei von den beiden Parteien 
und einer von dem betreffenden Amts⸗ oder Stadtgerichte ernannt werden, 
erfolgen. 

Die Schiedsmänner find an keinerlei Inſtructionen gebunden. Gegen die 
Auswahl der Schiedsmänner feiten8 de3 Gerichts ftehen den Betheiligten nur 
die in Sachen der freiwilligen Gericht3barteit ftatthaften Rechtsmittel der Bor 
ftellung und Beſchwerde zu. Auf Verlangen der Betheiligten oder au mur 
eines derjelben müflen die für die Taxation von Bauerngütern ernannten 
Schiedsmänner vereidigt werden. Die für die Taration von fog. Pertinenz- 
gütern beftellten QTaratoren find in jedem Fall von Amtswegen zu vereidigen. 

Das Nejultat ihrer Abfchägung haben die Schiedsmänner dem Geridt 
jchriftlih einzureichen oder zu Protokoll zu erklären, in jedem. Fall aber zu 
begründen. Die von den Schied8männern ermittelte Tare ift definitiv und fann 
nicht umgeftoßen werden. Bei der Abſchätzung find die auf dem Hof dauernd 
und vorübergehend ruhenden Laften und Berbindlichkeiten in Anfchlag zu bringen. 
Die übrigen Schulden des Erblaſſers müffen in erfter Linie aus dem außer 
dem Bauerngute nebft Zubehör vorhandenen Vermögen des Erblaſſers bezahlt 
werden. Someit dieſes jedoch nicht ausreicht, find fie vom Anerben zu über 
nehmen und vom Werthe der Stelle in Abſatz zu bringen. | 

Auch nad dem oldenburgijchen Gejege?*) ift der Werth der Grund 
exrbftelle in jedem einzelnen Fall durch befondere Schätzung zu ermitteln und 
von dem abgejhägten Werthe der Betrag der Nachlaßſchulden des Erblaflers, 
joweit derfelbe aus dem außer der Stelle vorhandenen Vermögen nicht gededt 
werden — in Abzug zu bringen, ohne daß die Normen, nad denen 


2398) Braunichw. Gef. v. 1874 88 12, 13. Braunichw. as v. 1858 8 34. 
240) Oldenb. Gef. A. 8 88 2, 8. Kübel. Ge. A. 788 2 
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die Schägung zu erfolgen bat, im Geſetz angegeben wären. Es wird fomit 
and) hier die Art der Schägung den Schägungsmännern überlaffen. Nach den 
dem Geſetzentwurfe beigegebenen Motiven ift unter der Abſchätzung die Er- 
mittelang des vollen wirklichen Werths der Grunderbftelle gemeint. Sodann heißt 
es in dem Gefege, daß die Entjcheidung von Streitigkeiten wegen der Abſchätzung 
ohne Rüdfiht auf den Werth des Streitgegenftands in erſter Inſtanz zur 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts derjenigen Gemeinde gehört, in deren Mutter« 
rolle fih der Artikel der Grunderbſtelle befindet. 

Während die beiden eben erwähnten Geleggebungen den Taratoren keinerlei 
Jnftructionen für die Taration geben, enthält das ſchaumburg⸗lippeſche 
Geſetz und nach feinem Vorgange, fowie nach dem Borbilde des im Oſsna⸗ 
brückiſchen für die freien Höfe üblich gemefenen Verfahrens, das hannover» 
Ihe und lauenburgifche Geſetz fowie der ſchleswig⸗-holſteiniſche 
Geſetzenwurf jpezielle Beſtimmungen über diefen Punkt?*1). Hiernach iſt zu- 
nächſt der effective Reinertrag und aus dieſem der Capitalmerth des Hofs zu 
ermitteln. Zu diefem Zwed muß zunächft für den Hof nebft Zubehör, jedoch 
mit Ausichluß des Hofesinventars, der jährliche Reinertrag, welchen derjelbe 
durh Benugung als Ganzes im gegenwärtigen Bulturzuftande und 
bei ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung gemährt, feitgeftellt werden. 
Die vorhandenen Gebäude find, foweit fie zur Wohnung und Bewirthſchaftung 
erforderlich find, nicht bejonder zu fchägen, fondern mit in der Schägung des 
Hofs enthalten. Sofern die Gebäude jedoch eine andere Beſtimmung haben, 
find fie nad) dem Werthe des Nutzens, welcher durch Vermiethung oder auf 
andere Weile daraus gezogen merden kann, zu veranjchlagen. Dies gilt nament« 
(ih von den Nebenwohnungen fowie von den zu befonderen Gemwerbebetrieben be» 
Himmten Gebäuden und Anlagen. Bon dem ermittelten jährlichen Ertrage find 
alle dauernd auf dem Hof nebit Zubehör ruhenden Laften und Abgaben nad 
ihrem mutbmaßlichen jährlichen Betrage abzufegen. Laſten und Abgaben, auf 
welche die Ablöfungsgefege Anwendung finden, find dabei nach deren Vorjchriften 
in eine jährliche Rente umzurechnen. Aus dem folchergeftalt feſtgeſtellten Rein⸗ 
ertrage des Hof3 wird das Grundcapital ermittelt durch Multiplication des 
Jahresreinertragd mit 20. Zu diefem Grundcapital ift der nach einem durch» 
Ihnittlichen Berlaufswerthe zu berechnende Werth des Hofesinventard hinzu⸗ 
zuichlagen. 

Diejes die Regel. Sollte jedoch einer der Betheiligten e8 verlangen, io 
müflen Höfe, deren Gebäude nebft Hofraum allen einen größeren Berlaufs- 
wertb haben, als der jonftige Grundbefig derjelben, nad dem Verkaufswerth 
abgejchätst werden. 

Bon dem folchergeftalt ermittelten Capitalwerthe des Hofs nebft Zubehör 
find die vorübergehenden Hofeslaften, nach ihrer mahricheinlichen Dauer zu 
Capital berechnet, abzufegen. Daſſelbe gilt auch bezüglich der Erbichaftsichulden, 
einshließlih der auf dem Hofe nebft Zubehör ruhenden Hypothekarſchulden, 
joweit fie nicht aus dem außer dem Hofe nebft Zubehör vorhandenen Vermögen 
des Erblaſſers gededt werden können. 


241) Schaumb.Lipp. Gel. 26—33. Hannov. Gef. v. 1874 88 15,16. Lauenb. Gel. 
‚14, 15. Edlesw.Holit. Gel. 18, 14. Vrem. Gei. 14, 16. 
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Mit den oben angeführten Geſetzen — für Hannover u. |. m. — ſtimm 
binfichtlich der Art, wie der Werth des Hof3, behufs feiner Uebernahme ſeitens 
des Anerben, feftgeftelit werden fol, im Princip auch überein das bremiſche 
Gele. Indeß enthält daſſelbe im Einzelnen folgende abweichende Beſtimmungen, 
die fich hauptſächlich auf die ind bremiſche Landgebiet hineinragenden ftädtiſchen 
Einflüſſe zurückführen laſſen: 

1) Während in Hannover u. ſ. w. alle zur Wohnung und Bewirth— 
ſchaftung erforderlichen Gebäude nicht befonders geſchätzt werden, fondern in der 
Schätzung des Hofs mit enthalten find, find nach dem bremifchen Geſetz nur die 
zur Bewirthſchaftung erforderlichen Gebäude nicht beſonders zu fchägen. 
Dagegen find die als Wohnung und zu fonftigen perfönlihen Bedürfnifien 


benugten Gebäude nad) ihrem Verſicherungswerth befonder8 in Anrechnung zu 


bringen. Die theils zur Wohnung, theils zur Bewirtbichaftung dienenden '& 


bäude find zum halben Berficherungswerthe und die fonftigen Gebäude nad den 


Werth des Nutzens, welcher durch ihre Bermiethung oder auf andere Weiſe aus 
denfelben gezogen werden Tann, dem Anerben anzurechnen. 

2) Ferner follen nad) hannoverfchem Recht ſämmtliche Schulden des Erb 
laflers, mit Einfchluß der auf dem Hofe ruhenden Hypothekarſchulden, in erſter 
Linie von dem Werthe des übrigen Nachlaſſes des Erblafiers, und nur fomeit 
diefer nicht ausreicht, auch von dem Werthe des Hofs felbft abgefegt werben. 
Nah dem bremilchen Geſetz dagegen find diejenigen Schulden, für welche der 
Hof oder ein Theil deijelben jpeziell verpfändet ift, oder für die ein allgemeines 
Pfandreht an dem gefammten Vermögen des Erblaſſers beftellt ift, von dem 
Anerben auch dann zu übernehmen, wenn der Betrag diefer Schulden den Werth 
des Hofs überfteigt. 

3) In Hannover u. f. m. — das Grundcapital der Stelle gewonnen 
durch Multiplication de ermittelten Jahresertrags mit 20; in Bremen dagegen 
durch Multiplication defjelben mit 25. 


4) Während nad dem für Hannover u. |. w. geltenden Geſetz auf Ber 


langen eines der Betbeiligten diejenigen Höfe, deren Gebäude nebft Hof- 
raum einen größeren Verkaufswerth haben, als der fonftige Grund» 
befig derjelben, nach dem Verkaufswerth zu fchägen find, finden nach bremiſchem 
Recht, ebenfalls auf Berlangen eine Betbeiligten, auf Theile eines 
Hof, deren Verkaufswerth doppelt fo groß ift, al der ermittelte Ertrag 
wertb, folgende bejondere Borfchriften Anwendung: 

a. diefelben find bei der Erbtheilung nach dem Verkaufswerthe zu fchäßen, 

b. der Anerbe hat den ganzen Werth derfelben, ohne Abzug eines Voraus, 
in die Erbſchaftsmaſſe einzufchiegen und 

c. die von dem Hofeswerth abzufegenden Schulden find nach Verhältniß 
des für die Erbiheilung maßgebenden Werthes theild auf die nach dem Verkehrs⸗ 
werthe, theil® auf die nad dem Ertragswerthe gejchägten Theile des Hofs 
anzurechnen. 

Wenn die sub 4 erwähnten Beitimmungen des bremifchen, hannoverſchen 
u. f. w. Rechts fih auch nicht vollftändig deden, fo find fie doch demielben 
Motiv entfprungen. Diejes ift folgendes. “Die Taration des Hofs nach dem 
Ertragswertbe und die Gewährung eines Voraus an den Anerben bat zum 
Zwed die Erleichterung der ungetheilten Erhaltung von Bauerhöfen und über 
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baupt der Landwirthſchaft dienenden Gütern in beftimmten Familien. Daraus 
folgt, daß dieſe fonderrechtlichen Beftimmungen auch nur dort am Pla find, 
wo wirklich bäuerliche oder doc wenigitens landwirthichaftliche Verhältniſſe vor⸗ 
liegen, nicht aber auch dort, wo die Grundſtücke in Folge der Nähe einer Stadt 
oder aus anderen Urſachen Gegenftand der Speculation geworden find. ALS 
Kritertum dafür, ob im gegebenen Fall ein folcher Gegenftand der Speculation 
vorliegt, wird der Umſtand angejehen, daß der Verkaufswerth eines Grund⸗ 
ftüdes oder Gebäudes den Ertragswerth deſſelben bedeutend überfteigt. Da⸗ 
ber find denn diejenigen Fälle, in denen folche außergemöhnlich hohe Verkaufs⸗ 
wertbe vorliegen, von der Wirkſamkeit der Unerbenrechtögejege ausgeichlofien 


Einen von den biöher behandelten Geſetzen verjchiedenen Weg, den Werth 
eined Landguts zu ermitteln, haben die für die Provinzen Weftphalen und 
Brandenburg geltenden Zandgüterordnungen eingefchlagen, indem nach denfelben 
gar nicht der volle Ertragswerth der Stelle, fondern ein fo. niedriger Werth 
eftgeftellt wird, daß es filr den Anerben nicht mehr der Gewährung eines 
befonderen Voraus bedarf, und indem diefer Werth nicht auf dem Wege 
individueller Ertragsihägung, fondern auf Grund des generell feftftehenden 
Kataſtralreinertrags ernirt wird. Mithin richtet fich diefe Taration auf die 
Ermittlung des lediglich durch objective Momente bedingten, mittleren und 
nachhaltigen Reinertrags der Grundftüde, fo daß von etwaigen perjönlichen 
Leiſtungen des Eigenthümers, bezw. Bewirthichafters, welche das Gut zu einem 
höheren effectiven Extrage zu bringen vermögen, abgefehen wird. 

Die Berfafler des fir Weftphalen beftimmten Gejeßentwurfs +?) gingen 
von der Anſicht aus, daß die individuelle Taration nad) dem wirklichen Extrage 
des einzelnen Guts einen Theil derfelben Bedenken gegen ſich hat, wie bie 
Schägung nach dem Verkehrswerthe, weil 

1) eine folche Taration fich ebenfalls nach den jeweiligen vielleicht anomalen 
Eonjuncturen und außerdem nach den individuellen Anſchauungen des Tarators 
richtet und daher leicht fehr willkürlich ausfällt, und 

2) weil der Erblafier, der ja nicht im Voraus wiſſen kann, wie hoch 
jeme Stelle dereinft nach feinem Tode tarirt werden wird, nicht im Stande 
it, hierauf bezügliche beftinmte Dispofitionen für den Fall feines Todes zu 


Dagegen, fo führen die VBerfajjer des Entwurfs meiter aus, kann der 
Eigenthümer des Landgut, wenn der Werth defielben nach dem Sataftral- 
veinertrag feftgeftellt wird, durch einfache Multiplication diejer bekannten Summe 
mit der im Geſetz gleichfall3 vorgefehenen Zahl (16, 20 oder 25 u. ſ. w.) 
leicht die Schägungsfumme ermitteln und von diefem feften Anhaltspunft aus 
prüfen, ob und melche vom Gefege abweichende Dispofitionen er im Intereſſe 
feiner Kinder zu treffen hat. 

Zudem nimmt der Kataftralreinerirag auf die verjchiedenen Bodenarten 
and Bodenwerthe genügende Rückſicht und geht aus allgemeinen in der ganzen 


242) v. Schorlemericher Gei.-Entw. 7, 9, 12. Landtagd-Entivurf 8, 10, 18, 18. 
d. Schorlemer in der Situng des preußiſchen Abgeorbnetenhaufes vom 26. November 
1879. Etenogr. Bericht ©. 261. | 
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Provinz und im Staate vergleichsweife gemachten Schägungen hervor, während 
eine auf Grund einer individuellen Schägung gewonnene Tare aus den mehr 
oder minder einfeitigen Anfchauungen refultirt, die der Taxator über das betreffende 
Gut gewonnen bat. j 

Aus folden Erwägungen war in dem v. Schorlemerichen Geſetzentwurfe 
die Feſtſtellung der Taxe auf Grund individueller Ermittelung des wirklichen 
Reinertrags, welche nah dem Geſetz vom 4. Juni 1856 von jedem Inter⸗ 
eflenten verlangt werden konnte, bejeitigt worden und die in dieſem Geſetze 
nur als eventuell bezeichnete Art der Taration auf Grund des Grundſteuner⸗ 
reinertrag8 nunmehr zur alleinigen gemacht worden, mit dem Unterſchiede jedoch, 
daß der Werth der der Landgüterordnung unterworfenen LTandgüter durd 
Meultiplication des Grundftenerreinertragg mit 20 und nicht, wie nad) dem 
Geſetz vom 4. Juni 1856 vorgefehen war, mit 16 feitgeftellt werden follte. 
Immerhin follte e8 dem Erblaſſer freiftehen, durch legtwillige Verfügung eine höher: 
oder niedrigere Tare — legtere jedoch nicht unter dem 16fachen Kataftralreinertrag 
— feflzufegen. Da die Verfafler des Entwurfs annahmen, daß der wirflide 
Reinertrag der Landgüter in Weftphalen durchſchnittlich das anderthalbfache ihres 
Kotaftralreinertrags betrage, fo würde ihrer Anficht nach der Anerbe das Gut 
durchſchnittlich ein Drittel unter feinem wahren Werth erhalten haben. Dieje 
Drittel dürfte ungefähr dem Drittel, daS nad) dem hannoverfchen u. f. m. 
Rechte dem Anerben ald Voraus zu Theil wird, entiprocdhen haben. Die Erb 
ſchaftsſchulden follten nach dem v. Schorlemerichen Gefeßentwurf ähnlich behandelt 
werden, wie nach bannoverjhem u. ſ. mw. Recht, d. 5. fie follten dem Grund» 
erben nur dann zur Laſt fallen, wenn fie nicht aus dem übrigen Vermögen de 
Erblafjer8 gededt werden konnten. Dagegen war der Grunderbe nach dem 
meitphälifchen Entwurfe wieder dadurch beſonders begünftigt, daß er keine Tare 
für das Inventar zu zahlen Hatte, wie der Anerbe nad) den Höfjegeſetzen, 
indem er dafjelbe zugleich mit dem Landgut unentgeltlich erhalten ſollte. AL 
Aequivalent hierfür wurden freilih die auf dem Gut ruhenden Laften und 
Steuern bei Feitftellung des Werths in Weſtphalen nicht weiter in Anfchlag 
gebracht, jondern fielen dem Anerben zur Laft, während fie nach hannoverſchem 
u. f. m. Recht bei Feftftellung des Ertrags in Abzug fommen. Die für Ermittlung 
des Gutswerths nach dem mweftphälifchen Gefegentwurfe aufgeftellten Regeln ſollten 
übrigend nur auf diejenigen Tandgüter in Anwendung kommen, deren Bewirth⸗ 
Ihaftung einen rein agricolen Charalter hat. Fanden fi) dagegen gewerbliche 
Anlagen auf der Stelle, fo follten diefe nicht als Zubehör angejehen werden, 
fondern befonderer Schägung unterliegen. Maßgebend für diefe mar der 16fack 
Betrag des für die legten 14 Jahre, mit Weglaflung der zwei höchften und 
zwei niedrigften Jahresbeträge, ermittelten durchichnittlichen Reinertrags. 

Diefe von den Berfaflern des v. Schorlemerfchen Geſetzentwurfs vor- 
gejchlagene Art der Ermittlung des Hofeswerths hat übrigens mannigfachen Wider⸗ 
ſpruch erfahren. 

Sehr eingehend war derſelbe u. W. in einer von den landwirthſchaftlichen 
Localabtheilungen des Kreiſes Rees gegen den Geſetzentwurf gerichteten Eingabe 
(Weſel 1880) begründet worden. 

In diefer Eingabe wurde bemerkt, daß die Schägung der Tandgüter nad) 
dem Grundfteuerreinertrag noch am eheiten anwendbar fein dürfte anf Bauen- 
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güter, weil dieſe meift reine Adergüter fein und die Art ihrer Bewirtbichaftung 
fih auf einem Durchſchnittsniveau halte, während die Wirtbichaft auf den großen 
Gütern, auf die fi der weitphälifche Geſetzenwurf ja auch bezog, mehr 
induftrielle Elemente in ſich aufgenommen habe und daher viel individueller 
und mannigfaltiger fei. 

Aber auch für den rein landmwirthichaftlichen Grundbefig wurde die vor 
geihlagene Tare als von dem wirklichen Werthe der Güter zu ſehr abmeichend 
gefunden. Denn der wirkliche Reinertrag betrage nicht, wie die Verfaſſer des 
Enwurfs angenommen hätten, durchſchnittlich das 1',2fache, fondern das 
doppelte des Stataftralreinertragg. Ja bei Meineren Landgütern repräfentirte 
nicht jelten fchon das nach dem Geſetzentwurfe gar nicht befonder8 zu ſchätzende, 
jondern dem Landgut als Zubehör unentgeltlich folgende Inventar allein einen 
höheren Werth, als der für das ganze Landgut nebft Zubehör nad dem 
20fachen Kataftralreinertrag angeſetzte Tarmerth. 

Aber jelbft wo die Kataftertare dem wahren Ertragswerthe in der Gegen⸗ 
wart auch wirklich entiprechen follte, fei doch keinerlei Garantie dafür gegeben, 
daß dieſes günftige Verhältniß auch in der Zukunft fortdauern werde. Im 
Gegentheil! Es ſprächen die Veränderungen in den Eulturarten, ſowie über- 
haupt die Meliorationen u. |. w., weldye die einzelnen Güter feit der Kata⸗ 
firrung von 1861 — 1864 im Pergleih mit den ſich gleich bleibenden 
Kataſterwerthen erfahren haben, für die Präfumtion, daß je länger um fo weniger 
die beiden Werthe fi) deden würden. 

Bon anderer Seite, fo 3. B. feitend des Landraths des Kreiſes Lippitadt, 
wurde fodann geltend gemacht, daß in Folge der fehr niedrigen Taxe des Gejep- 
entwinf3 die Miterben des Anerben vollftändig leer ausgehen würden. Denn 
ziehe man in Betracht, daß das Mobiliarnerinögen der meiften Bauern nur felten 
von größerem Belang fei (dafjelbe befteht in der Regel aus dem Ertrage der 
Ernte, ſoweit diefer den nothwendigen Wirthſchaftsbedarf überjchreitet, aus 
Heidungsftüden, Bildern, Büchern u. |. w. und nur felten aus baarem Geld 
und aus Schuldforderungen), ziehe man ferner in Betracht, daß etwa 50 %,0 
aller Güter bis zum Werth des 20fachen Kataftralreinertragg mit Schulden 
belaftet find, fo gelange man zu dem Refultat, daß in 50 von 100 Fällen für 
die Miterben fo gut wie nichts übrig bleiben werde 24°). 

Bur Entkräftung dieſer Bedenten wird folgendes geltend gemadt. 

Wenn es fchon bei der Einſchätzung des Grundfteuerreinertrags, welche von 
ſachtundigen, ganz unparteiifchen Männern unter fteter Controle und Vergleichung 
mit den benachbarten Bezirken erfolgt ift, nicht möglich geweſen jei, einzelne 
Jerthümer zu vermeiden, fo würden folche Fehler bei der individuellen Schägung 
in noch viel größerem Umfange vorkommen. Denn die Schägung finde hier 
häufig durch Perfonen ftatt, welche überhaupt nicht dazu befähigt ſeien; in 
den meiften Fällen außerdem durch folche, welche glauben, ihre Aufgabe beftehe 
darin, nach dem Intereſſe ihrer Partei zu fchägen. So kommen denn Schägungen 


— — — — — 


243) Dieſer Vorwurf iſt ſpaäter auch — dem Entwurf zu der branden⸗ 
burgiſchen 8.8.0. erhoben worden von Eccius im Politiſchen Wochenblatt vom 
M. Febr. 1883 (II Nr. 8). 
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zu Stande, die in auffallender Weiſe von einander differiren, ja, es entfiehe 
auf diefe Weiſe geradezu eine Art Glüdsfpiel 24). | 

Wenn ferner gegen die Anwendung des Grundfteuerfatafters als Schägmgd: 
maßftab eingewendet werde, daß in demfelben die feit der letzten Grundſteuer⸗ 
veranlagung vorgenommenen Meliorationen nicht berüdfichtigt feien, fo Eimnen in 
einzelnen Fällen ſolche Meliorationen allerdings von jehr großem Einflufle auf 
die Veränderung des Gutswerths fein. Indeß ſei die individuelle | 
derjelben erft vecht unficher; auch fei der befte Taxator jedenfalls der Eigen 
thümer jelbft, der wiſſen muß, mas ihm diefelben gebracht haben. Man werde 
ih aber wohl um fo eher darauf verlafien dürfen, daß in allen Fällen, m 
denen durh Meliorationen em wirklich erheblicher Mehrwerth des Landguts 
erzeugt worden, der Eigenthümer von der ihm eingeräumten Befugniß, jein 
But behufs Feftftellung der Tare, für die fein Nachfolger das Gut zu über 
nehmen babe, zu fchägen, Gebrauch machen merde, als gerade die Landwirthe, 
welche gelungene Meliorationen ausführen, zu den intelligenteren zu gehören 
pflegen. Ferner wird darauf hingewieſen, daß eine periodiſche Reviſion dei 
Srundfteuerkatafters, die ja auch aus anderen Gründen zu erfireben fei, den in 
Rede ftehenden Fehler wejentlich zu reduciren im Stande wäre. 


Was fodann den Vorwurf betrifft, daß die Uebertragung des Landguts 
an den Anerben für den 20fachen Grundfteuerreinertrag eine zu ftarfe Bevor⸗ 
zugung des Anerben enthalte, fo wird zugegeben, daß dieſe Tare in dem größten 
Theil der Provinz in der That Hinter dem wirklichen Werthe der Ländlichen 
Befigungen erheblich zurückbleibe. Dagegen werde die Differenz zwiſchen dem 
wirklichen Werthe und dem durch die Tare feftgeftellten in den wirthſchaftlich 
weniger günftig fituirten Gegenden, wozu namentlich die Gebirgögegenden de} 
Sanerlands gehören, wenig erheblich, ja ftellenweife auch gar nicht vorhan 
den fein. 

Wolle man nun aber nicht für die verfchiedenen SCheile der Provinz ver- 
fchiedene Zaren einführen, fo wäre man gendihigt, ſich für eine Minimaltare, 
die dem Werth der Tandgüter in den ungünftig fituirten Gegenden entſpräche, 
zu entjcheiden. Ferner wird darauf aufmerffam gemacht, daß der Anerbe mit 
dem Landgut eine Reihe von rechtlichen und fltlihen Verpflichtungen öffentlicher 
und privater Natur übernehme, die er nur dann erfüllen könne und gen m 
füllen werde, wenn ihm bierzu die Möglichfeit gegeben fei. Dieſe Möglichkeit 
liege aber in der Gegenwart, in der ein Theil der ländlichen Grundbefiger 


244) Als Beweis dafür, wie jehr willkürlich ſolche individuelle eg fein 
fönnen, find folgende zwei aus Weftphalen ſtammende Thatfachen angeführt worden. 
Bor etwa 20 Fahren wurde in einer Proceßſache über Grunbentichädigung bie 
Duadratruthe Grund und Boden geſchätzt: von 2 Sachverſtändigen zu 5 Thalern, 
von einem dritten zu 10 Thalern, von einem vierten zu 15 oder 20 Thalern, von 
einem fünften zu 25 Zhalern und von einem jechäten zu 35 Zhalern, alfo 7 Mal fo hod) 
wie von den beiden erjten, und vor 3 Jahren hat in einem Eifenbahnprocefie über eine 
Ummegsentichäbdi ung der eine Sachverftändige biejelbe geichäßt zu 630 Mark, ein 
zweiter zu 530 Darf, ein dritter zu 300 Mark und ein vierter zu 41 Mark, alio noch 
nicht einmal zum 15. Theil des erſten. Und in beiden Fällen waren bie ſümmt⸗ 
lichen Taratoren nn worden. Beleuchtung der VBorurtbeile wider den En 

eines Gejebes über die Bererbung der Landgüter in ber Provinz Weftphalen ©. 14 
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einen ſchweren Kampf um feine Eriftenz fämpfe, nur dann vor, wenn dem An⸗ 
erben fein Gut zu einer mäßigen Erbichaftätare übergeben werde. 

Ferner wird auf den Einwand, daß bei ftarfer Verfchuldung des Grund⸗ 
befigeß die Geſchwiſter des Anerben in Folge der niedrigen Exbichaftstare 
licht vollftändig leex ausgehen fönnen, erwidert, daß der Eigenthümer ja jeber 
det in der Lage fei, durch eine einfache ſchriftliche Erklärung die der Aus⸗ 
einanderfegung unter den Geſchwiſtern zu Grunde zu legende Tare des Land⸗ 
guts mit Berückſichtigung des concreten Falls anders feftzufegen, als es durch 
das Geſetz geſchehen ſei. 

Und endlich pflege bei einer Ueberſchuldung des Grundbeſitzes der Erblaſſer 
denſelben häufig bei Lebzeiten zu verkaufen und den nach Abzug der Schulden 
übrig bleibenden Reſt des Kaufſchillings feinen Erben zu gleichen Theilen zu 
dinterlaffen. 

Nach Anhörung und Abwägung diefer pro et contra angeführten Gründe 
hat der mweftphälifche Tandtag fih mit den im v. Schorlemerſchen Entwurf 
enthaltenen Grundfägen über die Taration der Landgüter einverftanden erklärt. 
Kur die auf die höhere Taration von gewerblichen Anlagen bezüglichen Be- 
ſtimmungen des urfprünglichen Entwurfs wurden von ihm dahin abgeändert, 
daß für diefelben nicht die urfprünglich aufgeftellte Norm (16facher Betrag des 
Reinertrag8 nad) dem Durchichnittdertrage der legten 14 Jahre u. f. w.) maß» 
gebend fein, fondern daß die Echägung „nach allgemeinen Regeln“ erfolgen 
jolte. Diejer Epezialbeftinmung murde dann noch die allgemeiner lautende 
Beſtimmung Binzugefügt, daß, wenn in einem gegebenen Fall der wirkliche Rein- 
ertrag eines Landguts wegen eines beſonders werthvollen oder umgefehrt wegen 
eines minirten Holzftandes oder aus irgend einem anderen Örunde 
bedeutend höher oder niedriger als der Kataftralreinertrag fei und vom Erb⸗ 
lafier feine legtwilligen Verfügungen getroffen feien, der Familienrath auf den 
Antrag des Anerben oder eines der Miterben den wirklichen Neinertrag zu 
ermitteln und bdenjelben an die Etelle des Kataftralreinertrags zu jegen habe. 
Ter Familienrath follte aus drei Mitgliedern beftehen, von denen 

a. falls fi) ein überlebender Ehegatte und feine Kinder gegenüber ftänden, 
dad eine Mitglied von dem überlebenden Ehegatten, das andere von der Mehr- 
beit der großjährigen Kinder, und im Fall alle Kinder minderjährig feien, von 
dem nächiten dispofitionsfähigen männlichen Verwandten des verftorbenen Che: 
gatten zu wählen wäre, 

b. falls fich aber nur der Anerbe und feine Gefchwifter gegenüber ftänden, 
dad eine vom Anerben, das andere von den übrigen Miterben zu ernennen wäre. 

Das dritte Mitglied follte in jedem alle von den beiden erften Mit- 
gliedern gewählt werden. 

Ale drei Mitglieder des Familienraths müßten Beſitzer von unter die 
Beſtimmung des Anerbenrechiögejeges fallenden Landgütern fein. 

Der Yamilienrath ſollte feine Beſchlüſſe per majora faflen und wäre ver- 
pflichtet bei Ermittelung des wirklichen Ertragswerthes fo zu verfahren, daß die 
Erhaltung des Guts dem Anerben nicht zu fehr erſchwert würde. 

Ten von dem v. Schorlemerjchen Gejegentwurf gewiejenen Weg haben denn 
auch mit einigen Modificationen die für die Provinz Weſtphalen erlaffene 
Landgüterordnung und nach ihrem Vorbilde auch die brandenburgifche und die 

Schriften XIV. — dv. Miaskowski, Grunbeigentfumsvertheilung. IT. 28 
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ſchleſiſche Landgüterordnung eingefchlagen, indem alle drei Gejege von einem 
ausdrücklich auszuſcheidenden Voraus abfehen und fi darauf beſchränken, a: 
Anerben durd eine mehr oder minder niedrige Annahmetare zu begünftigen 
(verhülltes Voraus). 

Es erfolgt ſomit die Feitftellung der Tare nad der weftphälifchen Land: 
güterordnung in folgender Weife: 


Als Werth des Landguts incl. des Zubehörs, zu dem auch das Inventar 
gerechnet wird, wird der 20fache (nad) dem Geſetz von 1856: der 16fache) 


Betrag des Grunditenerreinertrags der Liegenfchaften angenommen. Zu dem 
felben wird dann hinzugefchlagen der 20fache Betrag des Gebäudeftenernugung- 


wertb3 derjenigen Gebäude, welche weder zur Wohnung des Eigenthiimers, feine 


Familie, feiner Dienftleute und Arbeiter beftimmt, noch zur Bewirthichaftung 
erforderlich find. 


Dem Gutswerthe werden noch hinzugerechnet, nachdem fie nach allgemeinen 


Negeln abgefehägt worden find: 
1) die zum Landgute gehörigen nutzbaren Gerechtigleiten zum zmanzig- 
fachen Betrage, 


.2) der Werth des nah forftwirtbichaftlihen Grundfägen überfländigen 


Holzes und 
3) der Werth der auf dem Landgute vorhandenen gewerblichen Anlagen. 
Im Gegenfag zu den Beftimmungen der fonftigen Höfegefege und Land- 
güterordnungen gehen nach der mweftphälifchen Landgüterordnung die Abgaben und 


fonftigen auf dem Landgute ruhenden öffentlichen Taften an den Gutsübernehmer 
über, ohne daß wegen derjelben ein Abzug vom Grundfteuerreinertrage vorzu⸗ 


nehmen iſt. 


Die brandenburgiſche Landgüterordnung ?*°), welche im Allgemeinen | 
binfichtlich ihrer Tarprincipien auf demfelben Boden fteht, wie die weſtphäliſche 
Landgüterordnung (Taration nach dem Grundfteuerreinertrag, Ausſchluß de 


Boraus), unterfcheidet fich von der meitphälifchen dadurch, dag fie für die Tart 


beftimmend jein läßt nicht den 20fachen fondern den 30fachen Grundſtener⸗ 
reinertrag und den 2Ofachen Gebäudeftenernugungswerth derjenigen Gebäude, 


die der Gebäudeſteuer unterliegen. 
Zu diefem Grund» und Gebäudewerth wird dann noch hinzugerechnet: 


1) der 2ofache Jahresbetrag der mit dem Landgute als Zubehör ver 


bundenen nutbaren Gerechtigkeiten, Renten und Gefälle, 


2) der Werth des nad foritwirtbichaftlichen Grundfägen überftändigen 
Holzes auf folden un welde zur ———— 


Benutzung beſtimmt ſind, und 
3) der Werth der auf dem Landgute befindlichen gewerblichen Anlagen, 


fomweit folde nicht für den Betrieb der Land» oder Forftwirtb- 


jhaft erforderlich find. 
Dagegen wird — im Gegenſatz zur weitphälifchen Tandgüterorduung — 


von dem dergeftalt ermittelten Werthe abgefegt der Werth der auf dem Land» 


gute nebft Zubehör ruhenden Laften und Abgaben. 


Dauernde Laften und Abgaben werden mit dem 20fachen ihres mut) | 


245) Brandenb. 8.8.0. 18. 
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nußlichen Jahresbetrags, vorübergehende, wie 3. B. Altentbeile, mit einem nad) 
Maßgabe des $ 9 der Eivilprocekorduung zu berechnenden Capitale, höchitens 
aber mit dem 20fachen des Jahresbetrags in Abzug gebradit. 

Für Laften und Abgaben, auf melde die Ablöfungsgefege Anwendung 
finden, wird das nad) diejen zu berechnende Capital in Abzug gebracht. 

Nah der ſchleſiſchen Landgüterordnung +) fol in Ermangelung 
einer anderweitigen Bereinbarung unter den Miterben der 40fache Betrag 
des Grundſteuerreinertrags der Liegenfchaften der Uebernahmetare bilden. Bei 
diefer Beftimmung ift weder im Provinzialausſchuſſe noch im jchlefiihen Pro⸗ 
vinziallandtage noch in den beiden Kammern des preußifchen Landtags von 
einem Abzuge für die auf dem Landgute ruhenden Laften und Abgaben, eben- 
jowenig aber auch von einer Hinzurechnung des Werths der Gebäude, Gerechtig⸗ 
keiten, Renten, Gefälle und des Inventars ſowie des Werths der gewerblichen 
Anlagen und des überftändigen Holzes die Rede gemejen. Es ift hiernach anzu⸗ 
nehmen, daß, indem principaliter der Gutswerth in Baufh und Bogen auf den 
40fachen Grundfteuerreinertrag feftgeftellt wurde, dabei die Abficht obgemaltet hat, 
alle weiteren Berechnungen über den Werth des Landguts entbehrlich zu machen. 

Doch kann an die Stelle diefer Tare auf Antrag des Anerben oder eines 
Miterben die Abſchätzung des Gutswerths nach den für Auseinanderjegungen 
geltenden Abjchägungsgrundfägen der ſchleſiſchen Landſchaft durch deren Behörden 
treten. 


Endlih ift im Gegenſatz zu den älteren Höferechten, denen das hannoverjche 
Höfegefeg vom 2. Juni 1874 als Vorbild gedient hat, in den neueren für die 
Provinzen Weftphalen, Brandenburg und Schlefien beftimmten Tandgüterordnungen 
bei Feftftellung der Taxe auf Hypotheken, Grundſchulden und fonftige auf dem 
Landgute laſtende Brivatverbindlichkeiten keine fpezielle Rüdficht genonmen worden. 
Und zwar hat dieſes feinen Grund darin, daß dieje neueren Yandgüterordnungen 
den Anerben nicht wie die Älteren Höfegefege als Singularſucceſſor auffaffen. 
Da mithin weder die Erbichaftsfchulden überhaupt, noch auch fpeziell die auf 
den betreffenden Landgute ruhenden Schulden dem Gutsübernehmer allein, 
jondern fämmtlichen Erben zur Laſt fallen, fo find fie auch bei der Theilung des 
Nachlaſſes von demfelben vorweg in Abzug zu bringen bezw. von den Erben 
nah Verhältniß ihrer Erbtheile zu übernehmen. 


J. Voraus und fonftige Begünftigungen des Anerben. 
Abfindungen der Miterben?‘”). 


Das Intereſſe der Grund» und Landesheren an der Erhaltung der 
Bauernhöfe im „präſtationsfähigen Zuftande” hatte, wie wir oben gezeigt haben, 
feiner Zeit zum Ausbildung des Anerbenrechts geführt. Einen weſentlichen Be⸗ 
ſtandtheil dieſes Anerbenrecht3 bildete die Bevorzugung des Anerben vor feinen 
Miterben. Dieje fteigerte fich in der Regel fo weit, daß der Anerbe als alleiniger 
Erbe des bäuerlichen Hofs angefehen wurde und ihm nur die Verpflichtung 


Te Schleſ. 2.6.D. 14. Circular ber ſchlefiſchen Benerallandichaftsdirection an 
die FürftenthumssLandfchaften vom 21. Juni 1884. 
247) Befeler, Deutiches Privatrecht, 2. Aufl. 1866, 8 17. 
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zur Alimentation feiner Geſchwiſter während ihrer Minderjährigfeit und zu 
ihrer Ausstattung im Fall der Berheiratfung oblag. Uber felbft wenn der 
Anerbe feinen Geſchwiſtern beftimmte Geldantheile auszuzahlen verpflichtet war, 
jo zahlte er fie meift nur aus dem Allod und nicht vom Hof. Auch hatten 
fie meift nur die Natur von Abfindungen oder Ausradungen, nicht aber die 
von eigentlichen Erbantheilen. 


Rur ausnahmsmeife fuccedirten fämmtlihe Miterben in den Werth de 


Guts, aber au in diefem Fall wurde der Anerbe entweder dadurch begünftigt, | 


daß er das Gut nach einer fehr niedrigen Taxe oder daß er bei höherer Guts⸗ 
tare ein Präcipuum, ein ſog. Voraus oder eine Vortheilsgerechtigkeit, erhielt. 

Sofern nicht das Gefe oder Herfommen etwas anderes beftimmten, wurde 
der Betrag der den Gefchwiftern des Anerben zufommenden Abfindungen in jedem 
einzelnen Falle gewöhnlich durch die Gutsherrſchaft oder die Berwaltungsbehörde 
nach billigem Ermeſſen feftgeftellt. Bei diefer Feitftelung pflegten zugleich dıe 
Kräfte des Hofs, die Zahl der Betheiligten, die Größe der Schulden, das 
Allodialvdermögen u. |. w. in Betracht gezogen zu werden. Immer aber waren 
diefe Abfindungen im Bergleih zu dem auf den Anerben fallenden Antkeil 
bis zum Schluß des vorigen Jahrhunderts gering. 

AL dann mit der Örundentlaftung und mit der Veränderung der Steuer- 
verfafjung die Hauptmotive, welche feiner Zeit zur Bevorzugung des Anerben auf 
Koften feiner Gefchmwifter geführt hatten, wegfielen, und als mit der Verbreitung 
der dee von der Gleichheit der Staat3bürger vor den Geſetz die ungleiche 
Behandlung der Geſchwiſter durch das Erbrecht viel lebhafter empfunden murde 


al3 in früheren Zeiten, da wurde das Anerbenrecht entweder vollftändig befeitigt, 


oder es wurden doch die Erbantheile der Gejchwifter mefentlich erhöht und dem 
Antheil des Anerben angenähert. In letterer Beziehung genügt es für die 
ältere Zeit an die für die ſchleswigſchen Bondegüter erlaflenen Berordnungen 
vom 18. Juni 1777 und vom 22. Zuni 1784, fowie an das für die badifchen 
Hofgüter erlaffene Edict vom 23. März 1808 zu erinnern. Die Tendenz 
diefer Gefeßgebungen wird am beften dadurch charaterifirt, daß feit jener Zeit 
die Erbantheile, die der vortheilsberecdhtigte Anerbe jeinen Geſchwiſtern im badiſchen 
Schwarzwalde auszuzahlen hat, als „Sleichitellungsgelder” bezeichnet werden. 


Aber menn die Gefchwifter des Anerben heute auch als Miterben be 
bandelt und fo große Ungleichheiten der Erbantheile, wie fie früher allgenıein 
waren, vermieden werden müffen, weil fie dem heutigen Wechtöbemußtien 
widerfprechen, fo erfcheint die Taxation des Hof8 oder Landguts nad den Er 
tragswerthe fowie ein mäßiges, dem Unerben einzuräumendes Voraus, fei dieſes 
nun verdedt oder offen, auch heute noch geboten, wenn man Werth darauf legt, 
den Grundbefig in denjenigen Familien, in deren Beſitz derjelben einmal ge 
langt ift, erhalten zu ſehen. 

1) Denn namentli im Bauernftande ift keinerlei Garantie dafür gegeben, 
daß der Anerbe außer dem Hof oder Landgut auch noch anderes, namentlich 
Mobiliarvermögen erhält oder befigt. Daß dem Anerben durch eine reide 
Heirath, durch Erbſchaft, aus einer von feinem landwirthfchaftlichen Grundbefit 
unabhängigen Unternehmung u. f. w. größere Sumnten zufließen, ift eine An}: 
nahme, welche die BVertheidiger des gemeinen Erbrechts irethümlich zur Negel 
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erheben und auf melde fie ein zu großes Gewicht legen 24°). Dadurch, daß 
der Gutsübernehmer in der Regel ein mit fog. Familienſchulden mehr oder 
minder ſtark belaftetes Gut übernimmt und daß ihm gewöhnlich feine weiteren 
Mittel zur Berfügung fiehen, um die Miterben abzufinden oder die auf dem 
Hofe fonft ruhenden Schulden abzuzahlen, unterjcheidet fich derjelbe gewöhnlich, 
von dem Gapitaliften, der das Gut fonft faufen würbe. 

2) Ferner bedarf der Unerbe bei feinem Pefigantritte des väterlichen Hofs 
bedeutender Summen, um die väterlihe Wirthichaft fortzuführen, namentlich um 
den vorhandenen Biehftand zu übernehmen oder einen für den ordnungs- 
mäßigen Betrieb erforderlichen Viehſtand anzufchaffen, um Neubauten auszu- 
führen, die laufenden Löhne und Steuern zu bezahlen u. ſ. w. ft er nun 
verpflichtet, bei feinem Befigantritte hohe Abfindungen an feine Geſchwiſter auß- 
zuzablen, fo wird er dieje die Ertragsfähigkeit feines Gut3 erhaltenden und fteigern- 
den Ausgaben gemöhnlich nicht machen können. 

3) Ferner darf der Grundbefiger mit Exrbantheilen nicht zu ſtark belaftet 
fein, wenn er durch Mißernten, Viehjeuchen, ſowie in Kriegs⸗ und Revolutions- 
zeiten verurfachte Verluſte nicht ruinirt werden fol. 

4) Abgefehen von den erwähnten außerordentlichen Urfachen ift die Höhe 
der Grundrente ſowohl mie des Grundwerths, und zwar ſowohl de Ertrags- 
old des Verkehrswerthes, auch fonft bedeutenden Schwankungen unterworfen. 

Die in Geld ausgedrüdte Grundrente ſchwankt nicht nur in Folge der 
Seränderungen der Natural-Roherträge (auf deren Höhe abgejehen von Wind 
und Wetter der Landivirth einen großen Einfluß bat), fondern auch in Yolge 
der Veränderungen der Productiongkoften und der Productenpreife (auf melde 
der Landwirth nur wenig oder gar feinen Einfluß hat). 

Der in Geld ausgedrüdte Ertragswerth des Grundbefiges ift ſodann dem 
Wechſel unterworfen nicht nur in Folge der verfchiedenen Höhe der Grundrente, 
iondern auch in Folge der Beränderlichfeit des Zinsfußes, nach dem die Grund» 
tente capitalifirt wird. 

Endlich verändert fi ber in Geld ausgedrüdte Verkehrswerth des Grund» 
befige nicht nur mit den Veränderungen der Grundrente und des Grundertrags⸗ 
wertb3, fondern, mie wir oben auf Ceite 251 ff. gezeigt haben, noch in Folge 
einer Reihe anderer Umſtände. 

Ale diefe Veränderungen werden nur von demjenigen Grundbefiger ohne 
Verluft feines Beſitzes überftanden werden, der durch die Erbantheile feiner 
Geſchwiſter nicht allzufehr belaftet ift. 

5) In3befondere in der Gegenwart ſpricht für diefe Begünftigung des An⸗ 
eben, daß in Folge der neu eröffneten Concurrenz der landwirthichaftlichen 
Prodixte Oſteuropas, Amerikas, Aſiens, Auftralien und nächſtens wohl aud) 
Afrilas mit den landwirthichaftlichen Producten Mittel- und Wefteuropas auf 
dem weſteuropäiſchen Markte die Preife der legteren gegenwärtig zum Theil die 
Zendenz haben unter das Niveau der Productionskoften zu finfen, während bie 


248) So neuerbing® auch wieder Zuns, Einiges über Rodbertus ©. 17 ff., 
befen Belämpfung feiner Gegner auf einem Mifverftändniffe beruht, und deſſen 
Veweisführung fi) auf Vorausſetzungen ftüßt, welche nur für einen Theil desjenigen 
— für welches das gemeine und das demſelben nachgebildete Erbrecht gilt, 
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mit baarem Gelde abgefundenen Miterben für ihre Geldantheile auf eine gleich⸗ 
mäßige und fichere Berzinfung rechnen können 249). 

In ſolchen für den ländlichen Grundbeſitz Fritifchen Zeiten, wie wir fie m 
der Gegenwart durchleben, ift der grundbefigende Landwirth durchaus Ichlimmer 
geftellt, als jeder andere Stand. Genügt das Einkommen des Beamten, 
Lehrers, Geiftlihen nicht, um bie in diefen Claſſen durchichnittlich üblichen Ve⸗ 
bürfniffe zu befriedigen, fo pflegt baffelbe über kurz oder lang erhöht zu 
werden. Wirft ein Handeld- oder Anduftriegefchäft nicht mehr den lande 
üblichen Unternehmergeminn ab, fo kann der Gefchäftsbetrieb eingefchränft, zeit⸗ 
weilig eingeftellt oder gänzlich aufgegeben werden. Dabei wird der Unternehmer 
um fo weniger Capitalverlufte erleiden, je meniger das in dem Geſchäft fit 
Capital den Charakter der Beweglichkeit verloren hat. Endlich kann auch 
der Lohnarbeiter dadurch, daß er in eine andere Branche übergeht, fi der 
ungünftigen Tage eines beftimmten Geſchäftszweigs entziehen. Dagegen ift der 
Srundbefiger mit feinem Vermögen an die Echolle und an einen beftunmten 
Beruf gebunden und kann fi von diefem Zwange nur dadurch befreien, 
daß er einen Erfagmann findet, der das Gut übernimmt und damit an ſeine 
Stelle tritt. Käufer zu finden, ohne dabei fein Grundcapital zu verlieren, it 
aber in ritiichen Zeiten außerordentlich fchmer. So wird uns auß einigen 
Gegenden der öftlichen Provinzen Preußens berichtet, daß im denjelben Gut 
bei Gut zum Berfauf geftellt ift, während die Käufer ſich nicht einfinden 
wollen. 

6) Infolge der oben erwähnten Urſache fowie einer Reihe von anderen 
Urſachen pflegt das in Grund und Boden inveftirte Capital ſich gegemmärtig 
im Allgemeinen niedriger zu verzinfen, als da8 in anderen Unternehmungen ans 
gelegte Capital, oder mit anderen Worten: es pflegt die landwirthſchaftliche 
Rente unter dem landesüblichen Zinsfuß zu ftehen. Während dieſer m 
großen Ganzen im Deutfchen Reihe 4—5 9/0 betragen dürfte, wird die land 
wirtbichaftlihe Rente in den verjchiedenen Theilen Deutfchlands auf 2—3!.2" 
veranfchlagt 250). | 


249) So wirb namentlich in Bayern neuerdings darüber geflagt, daß ſeitden 
der Uebernehmer des väterlichen Hofes feine Borzugsredhte mehr genießt, fondern 
gehalten ift, das Erbe, in meldyem der Hof oft zu dem höchſten Preiſe veranthla 
wird, mit den Geſchwiſtern qleichheitlich zu theilen, häufig fälle eintreten, dab die 
Geſchwiſter mit geficherten Vermögenstheilen abziehen und den verfchuldeten 
—— auf welchem ſich dann ber Uebernehmer nicht zu halten — 

eydel, Die Zwangsverſteigerungen —— Anweſen in Bayera 
während des J. 1880, in der Zeitſchr. des königl. bayeriſchen ſtatiſt. Bureaus, Jahr 
gang 12 (1880 Nr. 4) ©. 180. 

250) Die Belege hierfür finden fi) in größerer Angest zufammengeftellt bei &eo, 
Allgemeine Nationalölonomie, Jena 1880, ©. 57. ir erwähnen Bier auch, dei 
nah ben Nentabilitätäberechnungen für die 68 — irthichaften, über 
welche bei Gelegenheit der Jüngften badiichen Erhebungen Einzelberichte eingegangen 
find, der Steuercapitalwerth der betreffenden Güter nur 0,68% abwarf. Dog 
icheinen den Berechnungen allerdings bedeutende Mängel anzubaften, io ba Dei 
gablen nur mit Vorſicht aufzunehmen find. a Weil der Erhebungen über dit 

ge der Landwirthichaft im I Een ben 1888, Beilage VI, 
Sprenger, Die Lage der Landiwirtbichaft in Baden, Rarlörube 1884, ©. 6 fl. 
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7) Endlich muß für die Bevorzugung des Anerben noch geltend gemacht 
werden, daß die mit geringeren Erbantheilen abgefundenen Geſchwiſter in der 
Ausficht, in Zeiten der Hilffofigfeit und Noth auf dem elterlihen Gute eine 
Zufluchtsſtätte zu finden, ein Aequivalent beftgen. Gilt doch nad) v. Gerber 251) 
da, mo ſich noch ein befonderes bäuerliches Erbrecht erhalten hat, allgemein der 
Srumdfat, daß die Gejchwifter des Gutsübernehmers das Recht haben, biß zur 
Auszahlung ihrer Abfindungen auf der elterlichen Hofftelle zu bleiben und 
unterhalten zu werden. 

Diele ältere Recht ift leider nicht von allen nemeren Geſetzen ausdrück⸗ 
id anerfannt worden. Immerhin knüpft fi) auch heute noch an das An« 
erbenrecht die ſittliche Verpflichtung des Anerben, für feine Geichmwifter 
m Zeiten der Hilflofigfeit und Noth zu forgen. Auch wird zur erwägen fein, 
od und wie weit dieſe fittlihe Pflicht in Zukunft wieder zu einer Rechtspflicht 
gefteigert werden fann. 

Haben mir fomit die Nothwendigkeit der Einräumung eine Vorzugs an 
he Anerben begründet, fo fragt es fich jegt, wie hoch der Vorzug fein 


Für die Bemeflung diefer Höhe kann hier nur das allgemeine Princip 
aufgeitellt werden!, das Präcipuum müſſe ſo hoch, aber auch wieder nur fo 
hoch fein, daß das Gut bei mittlerer wirtbfchaftlicher und technifcher Tüchtig- 
fett des Anerben von demfelben in der Familie erhalten werden könne, Hieraus 
ergiebt fi, daß das Voraus, je nach den verjchiedenen Rändern und Beiten, 
für die daffelbe beftimmt ift, ſehr verjchieden hoch zur ftellen ift. 

Durch die verfchiedenen Berhältniffe, welche die einzelnen Schriftfteller bei 
dormulirung ihrer Vorſchläge im Auge hatten, ift es denn wohl auch zu er⸗ 
flären, Sr fie in ihren Forderungen jehr bedeutend von einander abweichen. Denn 
während L. v. Stein — wie wir oben zeigten — dem Unerben die ganze 
geichloffene Hufe zutheilt und ihn nur verpflichtet, für feine &ejchmwifter zu 
ſorgen, wie der Vater, falls er am Leben wäre, für ſie zu ſorgen verpflichtet 
wäre, beanſprucht der Freiherr von Bogeljang für den Anerben ein Präcipuum 
im Betrage von ®;4, der Graf Arco-Zinneberg, ©. Ratzinger und Prefer im 
Betrage von "ia und Dr. 4. Peeb je nach den drtlichen Verhältniffen einen 
Vorzug von 33t/ia— 50/0 des Gutswerthes nach Abzug der Schulden 252), 

Bergleiht man Länder mit verjchiedener Bitte des Klimas und Bodens 
ſowie hin vollswirthſchaftlicher Lage mit einander, jo wird die Begün- 
ang des Anerben um fo größer fein müffen, je ungünftiger biefe Factoren 

aljo möglichſt groß in unfruchtbaren, hoch gelegenen, klimatiſch wenig be⸗ 
fügen ——— zurüdgebliebenen Ländern mit ſchlechten Communi- 
cationdmitteln, und weniger groß in fruchtbaren Gegenden mit mildem Klima, 
hoben Breifen der Bodenproducte, guten Abjagiwegen, reihem Verkehr u. |. mw. 

Aus dem Vorhergehenden wird es jegt Mar fein, weshalb bei Berathung 
der hannoverſchen und oldenburgifchen Höfegefege die Nothwendigkeit eines hohen 


251) dv. — Deutſches Privatrecht, 7. Aufl., 5 288. 
252) 2. v. Stein, Bauerngut und Hufenrecht ©. 19 ff ellang, Die 
olitifche Bedeutung ber a ae ——. S. 46H. Jog Ratzinger, 
haltung des Bau —— ds ©. ff. Preſer, — des Baue enftands 
— 202. A. Peetz, Die Frage ne fingulären Erbrechis S 
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Boraus namentlih für die Geeftdiftricte betont wurde, während man in ben 
Marfchdiftricten entweder mit einer geringeren Begünftigung de Anerben zu 
frieden war oder fogar auf jede Begünftigung verzichten zu Fönnen meinte. 
Auch folgt aus dem Umftande, daß durchweg die Ertragsfähigfeit des in Folge 
des oldenburgifchen Erbrechtögejetzes vom 24. April 1873 zu Erbſtellen erklärten 
Befisthums hinter der des behauften Privateigenthums im Allgemeinen zurüdblebt, 
daß vorzugsweiſe die Eigentümer von weniger ergiebigem Grund umd Boden 
die Nothwendigfeit empfunden haben behufs geficherter zukünftiger Bewirth⸗ 
ſchaftung deflelben eine gleihmäßige Theilung unter fämmtliche Erben zu ver 
bindern 258), | 

Wie in Oldenburg jo erhält aud im badiſchen Schwarzwalde der ing. 
Bortheilderbe unter ſchwereren Bedingungen des Wirthichaftens ein höhere 
Voraus. Während nämlich das Präcipuum im Allgemeinen /ıo des Guis⸗ 
anſchlags beträgt, fann diefe Duote in rauhen Gegenden auf !/s erhöht werden. 

Ebenſo wird auch zwifchen Zeiten mit günftigen und weniger günftigen 
landwirtbichaftlihen Conjuncturen zu unterjcheiden fein, indem der Grundbefiger 
fih im erfteren Falle fchon bei einem Heinen Vorzuge auf feiner Scholle halten 
fann, während er in dem zweiten Falle zu diefem Zwed eines höher bemeflenen 
Vorzugs bedarf. 

Sofern fi) in der naturgemäß nad) allgemeinen Normen ftrebenden Gefſetz⸗ 
gebung alle diefe Berjchiedenheiten nicht zum Ausdrud bringen lafjen follten, 
werden die Verhältniffe der ungünftig fituirten Befiger für bie Höhe des Boraus 
beftinnmend fein müffen. 

Wie bereit3 oben erwähnt wurde, fann die Begünftigung des Anerben 
entweder in der Form der niedrigen Schätzung des Hofs oder Landguts („Bruder 
und Schmeitertare* in Schleswig, „geichwifterlicher Werth” in Weftphalen: fog. 
verdedtes, verhülltes Voraus) oder in der Form eines nad) Procenten des 
wirflihen Ertragswerths berechneten Präcipuum (eigentlihes Voraus, Bortheild 
gerechtigfeit) oder in beidem zugleich außsgedrüdt jein. 

Obgleich der Unterfchied zwiſchen dem eigentlichen und dem in der niedrigen 
Erbtare verhüllten Voraus mejentlich ein formeller ift, fo fcheint der auf eine 
gleiche Behandlung aller Staatsbürger gerichtete Zug unferer Zeit doch meniger 
Anftoß an dem verhüllten, als an dem eigentlihen Voraus zu nehmen, 

Eine Reihe von Rechtspolitikern, die jcheinbar gegen eine Begünftigung 
bes Anerben vor feinen Geſchwiſtern find, find, wenn man ihre Anfichten näher 
prüft, doch nur Gegner des eigentlichen Voraus, | 

Bu denfelben gehören u. U. Bluntfchli2°4), Meiquel?°5) und v. name 

Sternegg **0). 


253) P. Kollmann in Schmollers Jahrbuch gehrs 7 Heft 2 S. 224. 

254) Bluntichli in der Gegenwart 1879 N 

255) Verhandlungen der am 9. und 10. Delober gehaltenen Generalverfamm- 
Iung des Vereins für Socialpolitif, Leipzig 1882, ©. 35. 

256) dv. Inama, Zur Reform bes U rarrechts S. 15, 18, 19. Sür bie Be 
nußung des Rataftralreinertrags ald Grundlage der Erbichaftstare bat nenerding! 
v. Inama folgende Gründe geltend gemacht: I) daß er auf Grund ehr forgfältiger 
und individueller und doch Ya die verichiedenen Gegenden gleichmäßiger — 
feſtgeſtellt iſt, 2) daß er die mittlere objective Ertragsfähi * des Guts 
mitteln ſucht, alſo jenes Werthmaß, welches allein für die Bewerthung des —* 
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| Denn wenn 3. B. Oberbürgermeifter Diiqusl meint, daß von einem Voraus 

des Anerben abgejehen werden müſſe, dann aber doch verlangt, daß das dem An⸗ 
erbenrecht unterliegende Gut von Sachverfländigen nad) dem damernden, 
nahhaltigen, immer vorhandenen Neinertrage unter Berüdfichtigung aller 
der Riſiken und Gefahren de8 Gutsübernehmers tarirt werde, jo 
enthält eine ſolche Taxe ein verhülltes Voraus für den Anerben. 

Ebenjo finden wir es nicht ohne Widerjpruh, wenn v. Inama einerſeits 
atlärt: „Zu einem gemeinrechtlichen Grundjage wird fich die differente Behand- 
lung der Erben in Bezug auf den Vermögenswerth in unferer Zeit nit 
mehr eignen. Gerade darin unterjcheidet fich das fociale Princip der modernen 
Anerbenfolge von dem unfocialen der früheren Epoche. Die Miterben werden, 
um den mit der Anerbenfolge beabſichtigten Zmed zu erreichen, weder überhaupt 
jedes Erbrechts am Gute verluftig erklärt werden müſſen, noch merden fie 
mit Heineren Erbportionen zufrieden zu ftellen fein, noch fich eine abfichtlich 
zu niedrige Schäßung des Guts gefallen laſſen müflen, um dem Anerben einen 
Vortheil, ein praecipuum, zu fihern” — und wenn er dann in Ländern mit 
geordnetem Grundſteuerkataſter für die Bewerthung der Erbfchaft den SKataftral- 
vemertrag zu Grunde gelegt zu fehen mwünjcht und zugleich felbft anerkennt, daß 
dieſer durchgehends niedriger ift, al3 der effective mittlere Reinertrag der Güter. 
Es perhorrefcirt demnad) au) v. Inama eine in der niedrigen Tare enthaltene 
Bevorzugung des Anerben keineswegs, wie aus feinen oben wörtlich citirten 
Worten gejchloffen werden könnte; ja er fucht eine folche Differenz der Erbtheile 
zu Önnften des Anerben ausdrüdlich durch den Hinweis darauf zu rechtfertigen, 
dag ja überhaupt durch feine wirthſchaftliche Thätigkeit der factifche Reinertrag 
gewonnen werde, während den Miterben ein arbeitslofes Einfommen zufließe und 
ihnen ihre ganze Wrbeitöfraft frei bleibe. In Wirklichkeit fteht jomit v. Inama 
auf dem Standpunkte der neueren preußischen Tandgüterordnungen mit ihrer in 
der niedrigen Taxe enthaltenen Begünftigung des Anerben, Ja er geht bei 
Devorzugung des Anerben noch über diefe hinaus, indem er den Miterben feinen 
Aniprudy auf ein beliebig fündbares, fondern nur einen folchen auf ein un« 
tindbares, im Laufe einer fürzeren Zeit zu amortiftrendes Capital einräumt, 
und gefteht fchlieglich jelbft zu, „daß durch diefe Einrichtungen der Effect eines 
praecipuum erreicht wird“. 

Ueber die Nachlaßtare haben wir bereit8 oben geiprocdyen, fo daß wir ung 
bier auf die Behandlung des Voraus beſchränken Fönnen. 

Die Höhe des Voraus wird entweder in jeden einzelnen Fall durch lebt: 
willige Anordnung des Erblaffer8 oder durch Vereinbarung zwilchen Eltern 
und Kindern bezw. unter den Erben allein oder durch eine Tarationscommiffion 
oder generell durch die Geſetzgebung feitgeftellt. 

Die gejegliche Norm hat gewöhnlich nur fubfidiäre Bedeutung, d. 5. fie 
tritt nm in Kraft, wenn nicht auf anderem Wege über diefen Gegenftand 
Beſtimmung getroffen worden if. So find nah hannoverſchem Recht 2°”) 


ohne Rüdficht auf die größere oder geringere Tüchtigkeit des ESEL en en Subjects 
maßgebend ift, endlid, 3) daß er beitändig corrigirbar unb einer jorgfältigen Revifion 
unterworfen iſt (oder unterworfen werden kann und foll), I daß er ſich möglichft 
genau an die realen Berhältniffe der Gutswirthſchaft anichliegen Tann. 

257) Hannov. Gef. v. 1874 3 16. Lauenb. Gel. 15. Schlesw.-Holft. Gej.-Entw. 14. 
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zwei Drittel des Taxwerths des nach Anerbenrecht fich vererbenden Hofs in bie 
Erbſchaftsmaſſe einzufchießen; ein Drittel der Hofestare erhält der Anerbe als 
Präcipuum. Bei Zarirung der Höhe diefes dem Anerben einzuräumenden Voraus 
ſchloß man ſich in Hannover allgemein an die bisher im Osnabrückiſchen üblich 
gewefene Prari3 an. Der von einem Hofbefiger im bannoverjchen Provinzial: 
landtage eingebrachte Antrag, das Präcipuum des Anerben auf 2/5 des ſchulden- 
freien Ertragswerths zu erhöhen, ftieß hauptſächlich deshalb auf allgemeinen 
Widerftand, weil man befürchtete, daß je höher das Voraus geftellt werde, um 
‚jo geringer die Benugung der Höferolle durch den Bauernftand fein würde, 
weil die Frau des Hofbefigerd und die Geſchwiſter des präfumtiven Anerben 
alle daran fegen würden, um die Eintragung des Hof in die Höferolle zu 
bintertreiben. 

An die Beitimmung des bannoverfchen Geſetzes hinſichtlich der Höhe des 
Voraus fchliegen fih das für Lauenburg erlaffene Gefeg und ber für 
Schleswig-Holftein ausgearbeitete Gejegentwurf an. 

Das bremifche Geſetz?ss), das im Intereſſe einer möglichft gleichen 
Bertheilung des Nachlafjes, mie oben dargeftellt wurde, den Werth des Hof 
durh Multiplication ſeines Reinertrags mit 25 (ftatt wie das hannoverſche 
u. f. w. Geſetz mit 20) ermitteln läßt, gewährt dem Anerben überdies nım 
ein Voraus von !/ı des Hofswerthes. 

Die übrigen 2/s reſp. ®/a des Hofswerthes gelangen nebft dem fonft etwa 
noch vorhandenen Nachlaſſe in Hannover, Tauenburg, Schleswig: 
Holftein und Bremen nah den Vorfchriften des allgemeinen Erbrechts zur 
Vertheilung unter fämmtliche Erben, mit Einſchluß des Anerben. 


In Oldenburg?) ift das Voraus, mit Rüdfiht auf das in den 
einzelnen Landestheilen verjchiedene Bedurfniß nah Begünſtigung des An 
erben, ſowie auf die verſchiedene bisherige Uebung, auch durch das neueſte Gele; 
nicht "einheitlich normirt worden, e8 erhält vielmehr der Anerbe in drei Aemtern 
und einigen Gemeinden (Hemter: Jever, Stollhamm und Tandwührden, Ge 
meinden: “ever, Ejenshamm, Rodenkirchen, Ovelgönne, Golzwarden) 15%, 
in ben übrigen Aemtern und Gemeinden dagegen 40 °/o bes vollen fehulben- 
freien Werths als Voraus und bat den Reſt in die Erbſchaftsmaſſe einzu⸗ 
ſchießen, an der er dann ebenfalls mit einem Kopftheil participirt. 


Die größte Begünftigung wird dem Anerben nah dem fir Schaum 
burg⸗Lippe?so) im J. 1870 erlaffenen Gelege zu Theil; daſſelbe gewährt 
ähnlich den älteren Gefegen den Miterben nicht einmal ein Erbrecht am Ho, 
jondern nur ein Recht auf die Abfindung. Diefe Abfindung foll vom Hofe 
werth 30 Po, wenn ein oder zwei, 35 °%/o, wenn drei oder vier, und 40%, 
wenn fünf oder mehrere Miterben vorhanden find, betragen. Die den mehreren 
Miterben zufammen gebührende Abfindung wird unter ihnen nach gemeinrecht- 
lichen &rundfägen getheilt. 


m a rn 


258) Brem. Gel. 15. 
259) Dldenb. Gel. A. 8 ⸗ 1, 4. 
260) Schaumb.-Lipp. Gel. 7, 8, 77—83. 
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Einen von den bisher erwähnten Gefegen für die Feftftellung des Voraus 
verihiedenen Weg fchlagen die braunfchmeigifchen Gefege?‘!) von 1858 
und 1874 ein, indem bier nicht nur die Taxe, fondern auch das Voraus für 
jeden einzelnen Fall beſonders feftgeftellt wird. Hat nämlich der Exblaffer keine 
(egtiwillige Berfügung getroffen und ift auch unter den Miterben keine gütliche 
Vereinbarung zu Stande gelommen, fo wird die Größe der Bevorzugung des 
Anerben für jeden einzelnen all befonder8 von den unter Leitung des Amts⸗ 
gerichts Fungirenden Schied3männern, denen auch die Zaration des Bauernhofs 
veip. des Pertinenzguts übertragen ift, feſtgeſtellt. Maßgebend für die Höbe 
des Boraus fol die Rückſicht darauf fein, daß das Gut bei Kräften bleibe; 
in feinem Fall aber foll das dem Anerben zu gewährende Voraus den dritten 
Theil des fchuldenfreien Ertragswerths des Bauernguts überfteigen dürfen. 
Für die Anbauer- und Brinffigeranwefen, bei denen ſich gar feine oder nur 
geringe fruchttragende Grundftüde befinden, muß das Voraus ftart ermäßigt 
werden oder auch ganz wegfallen. Die Abfindungsantheile der Miterben bleiben 
als dingliche Laſten auf dem Hofe haften, bis ihre Auszahlung gefordert wird. 

Außer der Begünftigung des Anerben durch das Voraus und eine niedrige 
Erbichaftstare kann die Lage des Anerben noch erleichtert werden durch Ge⸗ 
währung von längeren Friften für die Auszahlung der Abfindungen und Exb- 
antheile an die Geſchwiſter. 

Nah älterem Recht durften diefe ihre Abfindungen erft dann verlangen, 
wenn fie ſich verheiratheten oder eine jelbftändige Wirthfchaft begründeten, und 
nur ausnahmsweiſe bereit3 dann, wenn fie volljährig geworden waren. Die 
Zinfen der nicht ausgezahlten Erbantheile wurden in der Negel gegen den 
Unterhalt, den die Miterben im Hof genoffen, aufgerechnet. Auch fielen nicht 
ansgezahlte Exbtheile nach dem Tode ihre Inhabers regelmäßig dem Hofinhaber 
zu. Dagegen befaßen die Gefchwifter des Gutsübernehmers das Recht, bis 
zur Auszahlung ihrer Abfindungen auf der elterlichen Hofftätte zur bleiben und 
unterhalten zn werben. 

Einen dem älteren Standpunkte verwandten nehmen in der Gegenwart 
noch die für Shaumburg-Lippe, Braunfhweig und Weitphalen 
erlajjenen Geſetze ein. 

Nah dem Shaumburg-lippefchen Gejege?6?) vererbt ſich ein er. 
worbenes Recht auf Abfindung nach dem fonft giltigen bürgerlichen Recht, es 
wird der Anfpruch auf Abfindung aber erſt fällig, wenn der Berechtigte volljährig 
wird oder wenn er fich verheirathet oder wenn der Hof auf andere Weife als 
dur Erbgang bez. Abtretung unter Rebenden auf einen anderen Eigenthümer 
übergeht. Vor dem Eintritt der Fälligkeit des Abfindungsanjpruchs ift jeder 
Hofswirth verpflichtet, dem Abzufindenden bis zum vollendeten 15. Lebensjahre 
Aufenthalt, Koft und fonftigen Unterhalt fowie Erziehung in feiner Familie 
zu gewähren, denfelben auch nach diefer Zeit noch in Kranfheits- und anderen 
Nothfällen auf dem Hof aufzunehmen und ihm, fomweit deſſen eigenes Vermögen 
nicht ausreicht, Unterhalt und Pflege in feiner Yamilie zu geben. Dagegen 
haben die Abfindlinge, welche von dem Hofeswirthe in feiner Familie unterhalten 


261) Braunſchw. Gef. v. 1858 h 17; von 1874 88 11, 12, 16. 
262) Schaumb.Lipp. Geſ. 88—90, 85. 
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werden, demſelben auch wieder eine ihren Kräften entiprechende Arbeitähilie 
zu leiften. 
Auch nach dem für die braunſchweigiſchen Pertinenzgüter ?°3) geltenden 


Rechte werden die feftgeftellten Capitalabfindungen erft mit dem 25. Lebensjahr 


des Abzufindenden fällig; bei Erbinnen jedoch auch ſchon mit ihrer Berheirathung. 
Bis zur Auszahlung find die Abfindungsjunmen mit vier von Hundert in 
balbjährigen gleichen Raten zu verzinfen. Uebrigens koͤnnen die gefeßlicen 


Fälligfeitötermine auf Antrag de Anerben in folgenden Füllen noch weiter 


erſtreckt werden: bei erheblicher Belaftung des Guts mit Schulden zur Zeit der 
Werthsermittlung, bei fpäter eintretenden Unglüdsfällen und daraus entitandener 
Ueberlaftung de8 Guts, und wenn aus Anlaß von Berbeiratbungen der Ge 
ſchwiſter die Fälligfeitstermine einander zu raſch folgen. Doch haben die Ab: 
zufindenden vor dem Eintritt der gefeglichen FälligkeitStermine Anſpruch auf 
Abfchlagszahlungen, wenn die Zinfen der Abfindungen zu ihrer Erhaltung, 
Erziehung, Ausftattung oder zu ihrem Fortkommen nicht ausreichen. Außerdem 
ift der Anerbe verpflichtet, feine Gefchwilter im Gute zu erhalten, wenn fie 
wegen ftörperlicher Gebrechen und Geiſtesſchwäche außer Stande find für ihre 
Alimentation zu forgen und bierzu auch in der Abfindung oder in fonftigem 
Bermögen ausreichende Mittel nicht befigen. In dieſem Falle verlieren die 
Alimentirten jedoch ihr Recht auf Capitalabfindung und Capitalverzinfung. 

Das für die Bauerngüter beftinnmte braunfhmeigifche Gele ?“*) 
enthält nur die kurze Beftimmung, daß die Abfindlinge kein Recht auf Zahlung 
oder Berzinfung ihrer Abfindung haben, fo lange fie im Hofe bleiben, ma? 
darauf jchließen läßt, daß fie die freie Wahl haben, ob fie auf den Hof bleiben 
oder ihre Abfindung ausgezahlt verlangen mollen. 

Bon den neueren preußifchen LTandgüterordnungen hat nur die weft- 
phälifche Yandgüterordnung den älteren Zuftand conſervirt 266), Nach dieier 
fünnen die miterbenden Gejchwifter des Gutsübernehmers ftandesgemäßen Unter: 
halt auf dem Landgute gegen Leiftung ftandesgemäßer, ihren Kräften ent- 
fprechender Mitarbeit beanfpruchen. Dieſes Recht dauert jedoch nur fo lange, 
wie die Abfindungen oder Zinfen auf Verlangen der Geſchwiſter nicht aus⸗ 
gezahlt worden find. Der Anſpruch auf Abfindung erlicht, wenn der Abzu⸗ 
findende biß zu feinem Tode den Unterhalt auf dem Landgute gehabt hat und 
einen Ehegatten oder Kinder nicht hinterläßt. 

Diefes den Geichwiftern des Anerben eingeräunmte Recht hat den Zmed, 
die Härte, welche etwa in den geringen Erbtheilen der Gefchwifter Liegen Tönnte, 
zu mildern. Bon befonderer Wichtigkeit ift es für die gebrechlichen Geſchwiſter, 
welche nicht arbeiten fünnen und deren Einfommen zum Unterhalt nicht hinreicht. 
Dieſe erhalten damit einen größeren Bortheil, als durch eine höhere Abfindung. 
Dem Hofeserben aber fällt die Laſt nicht fo fchmer wie eine höhere Abfindung. 
Für den Beftand des Hofs ift es fodann von Wichtigkeit, daß die Abfindung 
in manchen Fällen an den Hof zurüdfält. 

Im Uebrigen bezieht der das Landgut Mebernehmende fein anderes Voraus 


263) Braunſchw. Gel. vd. 1858 y 23—26. 
264) Braunſchw. Gel. v. 1874 8 16. 
265) Weftph. 2.8.0. 19, 11. 
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als da8 in der niedrigen Zare enthaltene und bat außerdem mm noch einen 
Anfpruch darauf, dag ihm für die Auszahlung der Erbantbeile an jeine Mit» 
erben billige Zahlungsfriften gewährt werden. 

Dem allgemeinen Recht nähern fi) da8 hannoverſche, bremifde, 
lauenburgifche Geſetz und der ſchleswig-holſteinſche Gejegentwurf ?®), 
mdem der Anerbe bier zwei Drittel des Hofeswerths in die Erbſchaftsmaſſe 
einzuſchießen bat, worauf dann die Xheilung diefer unter die fänmtlichen 
Erben einfchlieglih des Anerben nad) allgemeinem Recht erfolgt. Jedoch foll 
der Erblafier berechtigt fein, die Fälligkeit der Erbtheile der Miterben big zu 
deren Großjährigkeit hinauszufchieben, ohne daß eine foldhe Verfügung wegen 
Verlegung des Pflichttheild angefochten werden dürfte. Nur muß der Exblaffer 
in diefem Fall dem Anerben die Verpflichtung auferlegen, daß er die Miterben 
bis zu dieſem Zeitpunkt angemeſſen erziehe und für den Nothfall auf dem 
hof unterhalte. 

Nah oldenburgifhem Nechte muß der Erbantheil der Miterben an 
dem fchuldenfreien Werthe der Grunderbftelle und an dem Werthe des von dem 
Srunderben etwa beanjpruchten Beichlagg vom Todestage des Erblaffers an 
verzinft werden, ift aber exft ein halbes Jahr nach geichehener Aufkündigung aus⸗ 
zuzahlen 


Wenn wir uns oben auf S. 226 ff. gegen die Anwendung des Renten⸗ 
pancip8 und für die mit Amortiſationszwang verbundene Verſchuldung des 
Grundbefiges nach dem Kapitalprincip erklärt haben, und wenn wir dieſe Ver⸗ 
ſchuldungsform auch auf die Erbichaft3auseinanderfegung unter den Geſchwiſtern 
angewendet ſehen wollen, fo ift uns doch zmeifelhaft, ob die Geſetzgebung die 
Abfindung der Gefchwifter des Anerben dur unfündbare, aber dem Amorti« 
jationszwang unterworfene Capitalhypothefen erzwingen darf. 

Diefer Gedanke ift in jüngfter Zeit u. A. von v. Inama⸗Sternegg und 
Boldt vertreten worden. 

vd. Snama?‘”) will den Miterben ihre Antheile nur in Nenten gewähren, 
die ihrer Natur nach Zilgungsrenten fein müßten, wobei e8 nur eine Frage 
der Berechnung wäre, in wie langer Zeit fie zur Tilgung des Anſpruchs führen 
würden, oder mit anderen Worten, welche Amortifation anzunehmen fein würde. 
Eine folhe Verweiſung der Erbanjprücde auf die Renten rechtfertigt v. Irnama 
durch den Hinweis darauf, daß ein Landgut eben doch nur unter der Voraus⸗ 
jegung feiner Integrität denjelben Werth nad) wie vor dem Erbfalle hat und daß 
es zu feiftungen, welche aus dem Kreiſe der engeren Gutswirthſchaft hinaus: 
treten, nur in Rentenform im Stande ift, ſowie durch den Hinweis darauf, 
daß ia auch der Anerbe, folange er das But befißt, den übrigen Miterben 
in der Art des Bermögenswertbs, den er genießt, gleichfteht. Das capitaliftiiche 
Erbrecht fol nur dann wieder aufleben, wenn weder der Unerbe jelbft noch 
einer der übrigen Miterben das alte wirtbfehaftliche Berhältnig des Guts aufe 
tet zu erhalten gewillt oder in der Lage if. Es ſoll aljo nur beim freien 
Terlaufe des Guts an Undere als die Familiengenofien, — für die außerdem 


266) Hannov. Gel. vd. 1874 88 16, 19. Brem. Gel. — — Lauenb. Geſ. 
15, 19. Schlesw.⸗Holſt. Geſ.Entw. 14, 17. Oldenb. Bei. A. 8 
267) v. Inama⸗Sternegg, Zur Reform des Agrarrechts ©, 15 ff. 
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ein Vorkaufsrecht in Ausfiht genommen wird, — der Erlös aus dem Ber 
faufe zu capitaliftiichen Hinaußbezahlungen an die Rentenberechtigten verwendet 
werden. 

Aehnlich ift auch der neuerdings von Boldt?) gemachte Vorſchlag. Der 
jelbe geht dahin, daß die Miterben ſich, behufs Befriedigung wegen ihrer 
Erbanfprücdje, vorweg an das außer dem Hofe oder Landgute im Nachlaſſe dei 
Erblaſſers befindlihde Vermögen zu halten hätten. Soweit ihre Anſprüche 
dadurch nicht gededt würden, wären biejelben zu gleichen echten auf ben 
Nachlaßgrundſtücken gegen einen Zinsfag von 3,2 °:o und eine Amortiſation 


von 1,0 jährlich einzutragen. Eine Kündbarfeit für diefe Capitalien dürfte 


den Gläubigern böchftens für den Fall vorbehalten werden, daß das fraglicde 
Gut dur freiwillige Veräußerung in dritte Hände übergeht. 

Da wir die Anficht vertreten, daß dem Anerben ein (eigeniliches ober 
verhülltes) Voraus zu gewähren it, fo würde die zwangsweiſe Durchführung 


der oben von v. Inama und Boldt in Vorſchlag gebrachten Verſchuldungsform 


den Miterben noch ein weitered Opfer auferlegen. Denn unkündbare Privat- 
hypotheken werden ceteris paribus in der Regel einen niedrigeren Börjencurs 
baben als kündbare Hypotheken. Der Börjencurs der unfündbaren Hypotheken 
wird fi nur dann auf die Höhe des Börſencurſes der fünbbaren Hypothelen 
erheben, wenn fie von großen Ereditinflituten garantirt werden. 

il man den Miterben daher nicht neue Opfer auferlegen, jo wird da 
von dv. Inama und Boldt gemachte Vorfchlag nur im Zuſammenhange mit 
‚einer foldhen Ereditorganifation durchgeführt werden können, welche auf möglich 
folider Bafis ruht, den gefammten Grundbefig umfaßt und die Beleihungs⸗ 
grenze möglichft weit hinausſteckt. Died würde aber naturnothwendig zur 
Verſtaatlichung oder doch menigftens zur Incommunaliftrung des hypothekariſchen 
— und zur Ertheilung eines Hypothekenmonopols an dieſe Inſtitute 
ühren. 

Gegenüber ſo weit ausſehenden Reformen ziehen wir es vor, von der 
zwangsweiſen Einführung einer beſtimmten Verſchuldungs⸗ und Abfindungsform 
abzuſehen. 

Dagegen erſchienen und Beſtimmungen, wie die in den für Schaumburg⸗ 
Lippe, Braunfchweig und Weftphalen erlaffenen Gefegen enthaltenen, daß dem 
Anerben für die Auszahlung der Etbantheile der Miterben — nad) ridhter- 
lichem Ermeſſen — billige Zahlungsfriften zu gewähren find, in der Natur 
der Sache wohl begründet und daher nahahmungswertb. 

Nah den für die Bauern und Pertinenzgüter beflimmten braun 
ſchweigiſchen Gefegen 20%) bleiben die Antheile der Meiterben, ſoweit fie nicht 
zur Auszahlung gelangen, als dingliche Taften auf dem Hofe haften und .find 
al8 folche bei Berichtigung des Befigtitel3 des Anerben von Amtswegen mit 
einzutragen, wogegen den Miterben nah ſchaumburg⸗lippeſchem und 


oldenburgifchem Gelege nur das Recht eingeräumt wird, die Ingroſſation 
zu fordern. 


268) DO. Boldt, Die —— Fragen der Gegenwart S. 108, 109. 
269) Braunſchw. Ge. v. 8 16 und von 1874 $ 11. Oldenburgifcher Beridt 
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Aud die weſtphäliſche LTandgüterorbnung 27%) gewährt den miterbenden 
Geihwiftern des Butsübernehmers das Net, zu verlangen, daß ihre Ab» 
findungen bezw. ihre Anſprüche auf Unterhalt durch Eintragung im Grund» 
buche ficher geftellt werben. i 


K. Recht des überlebenden Ehegatten. 


Nach älterem bäuerlichen Rechte waren binfichtlich des Rechts des über- 
Iebenden Ehegatten an dem nad) Anerbenrecht vererbten Grundbefige folgende 
Grundfäge ziemlich allgemein verbreitet. 

1) Dem beerbten Wittwer, namentlich aber der beerbien Wittwe, jo lange 
fie den Wittwenftugl nicht verrüdte, ftand das Recht zu, im Bells und im 
Genuß der Anerbenrechtöftelle zu bleiben und die Gutswirthichaft nach den Regeln, 
die für den Interimswirth maßgebend waren, fortzuführen, bis der Anerbe ein 
gefehlich beftimmtes höheres Alter erreicht hatte (ſog. Beifigrecht). 

Ja, im weſtphäliſchen Münfterlande 272) behielt der überlebende 
beerbte Ehegatte ben Hof, wenn er nicht wieder heirathete, bis zu feinem Tode, 
es ji denn, daß er fich früher entichloß, denjelben dem Anerben zu übergeben. 
Der Hof wurde auf den Namen des überlebenden Ehegatten verjchrieben, reſp. 
blieb auf feinen Namen verfchrieben ftehen ; doch durfte derfelbe ohne Einwilligung 
der Kinder, refp. deren Nepräfentanten, den Hof nicht verlaufen, verpfänden 
u. j. mw. Das Necht des überlebenden Ehegatten an dem Hofe erlofch aber in 
dolge umfittlichen Lebenswandels oder fundbarer Wirthſchaftsuntüchtigkeit. 

Rah braunſchweigiſchem Bauernrechte bleibt auch heute noch der 
mit Kindern binterbliebene Ehegatte in ungetheilter Gemeinfhaft mit den uns 
abgefundenen Kindern, biß der Anerbe das 21. Lebensjahr erreicht hat?71e). 

2) Der unbeerbte Ehegatte pflegte, fofern die Ehe Jahr und Tag gedauert 
hatte, die weiteren Verwandten des Verftorbenen auszuſchließen. So namentlich 
nad) dem Recht der Lehen- und Meiergüter in dem ehemaligen Kurfürftenthum 
Heflen, der Bauerngüter im wetphälifhen Münſterlande u. |. m. ?72), 

Bon den neueren Geſetzen hat das ſchaumburge⸗lippeſche Geſetz dieſe 
älteren Beſtimmungen ausdrücklich anerkannt732). 

3) Hat der beerbte überlebende Ehegatte das Gut dem Anerben über⸗ 
geben, fo bat er nach dem braunfchmweigiichen Gejege bei den Bauerngütern 
die Wahl zwifchen einer Xeibzucht und einer lebenslänglichen Nente, bei den 
ſog. Pertinenzgütern erhält er eine Abfindung. 

Einen eigenartigen Berfuh, mit dem Anerbenrecht zugleich das ebeliche 
Güterreht — gemäß dem früher im Münfterlande üblich geweſenen Rechte — 
umzugeftalten, hatte der für Weftphalen ausgearbeitete fog. v. Schorlemerjche 


270) Weltph. 8.8.0. 20. 

‚. 271) Die Dererbung ber Bauernhöfe im alten Münfterlande, von einem bäuers 
lien Hofedbefiter, &. 2, 3. 

27la) Braunſchw. Gef. v. 1874 8 15. 

272) Bererbung der Bauernhöfe im alten Münfterlande ©. 51. Mir A Geſ. 
über die Auseinanderſetzung der Xehend-, Meier⸗ und anderen gutsherrlichen Ders 
bältniffe vom 26. Zugu 1 29. 

2722) Schaumb.:Zipp. Gel. 52. 
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Geſetzentwurf und ſodann auch der vom Provinziallandtage der Provinz Weſt⸗ 
pbalen im Jahre 1880 beichlofiene Entwurf gemacht 27). 

In dem größten Theil der Provinz Weftphalen hatte ſeit Alteräher die 
eheliche Gütergemeinfchaft gegolten. Erft neuerdings — in Folge des Geſetzes, 
betreffend das eheliche Güterrecht in der Provinz Weftphalen und den Kreiſen 
Nees, Elfen und Duisburg vom 16. April 1860 — hat hier eine theilweile 


Umbildung des ehelichen Güterrechts im Einne einer Annäherung an das durd | 


das preußifche Landrecht fanctionirte Syſtem des ehelichen Güterrechts ftattgehunden. 
Nah 8 1 diefes Gefeges fol in diefer Provinz, mit Ausſchluß der Yandestheile 


des ehemaligen Herzogtums Weftphalen, das Vermögen de Mannes und ver 


Frau durch die Ehe gemeinjchaftlich werden. Nach 3 3 gebührt dem Ehemaune 
die Dispofition über das den Ehegatten gemeinfame Vermögen. Er darf demnad 
ohne Einwilligung der Ehefrau da8 beiden gemeinfam gewordene Landgut au 
dann verlaufen, verpfänden u. ſ. w., wenn daffelbe von der Frau herrührt. Nach 
$ 7 behält, nah Auflöfung der Ehe durd) den Tod des einen Ehegatten, 
der überlebende Ehegatte die eine Hälfte des gemeinichaftlihen Eigenthums 
al8 fein Eigenthum, während die andere Hälfte als Nachlaß des verftorbenen 
nah den Porfchriften des allgemeinen Landrechts vererbt; jedoch hat der 
überlebende Ehegatte auch an diefer Hälfte den lebenglänglichen Nießbrauch, 
wenn er mit anderen Verwandten als Ablömnilingen des verftorbenen Che 
gatten aus früherer Ehe concurrirt. Dem überlebenden Ehegatten darf dieler 
Nießbrauch und die Hälfte der ihm felbit gebührenden Erbportion nicht entzogen 
werden. 

Der v. Schorlemerjche Gefegentwurf ?7*) juchte die Nechte des überlebenden 
Ehegatten zu erweitern und zugleich die ungleiche vechtlihe Stellung von Mann 
und Frau während beitehender Ehe zu bejeitigen. 

Zu diefem Zweck wurden für diejenigen Ehen, in denen die allgemeine 
Gütergemeinſchaft gilt, — und es gehört hierher, mit Ausnahme einiger Ehen 
im Adel, die größte Zahl jämmtlicher mweftphälifcher Ehen — folgende Br 
fimmungen getroffen: 

1) Bei unbeerbter Ehe follte der überlebende Ehegatte fortan in jedem 
Falle Univerfalerbe des verftorbenen jein. 

2) Bei beerbter Ehe dagegen jollte der überlebende Ehegatte nur die Ber- 
waltung und den Nießbrauch des Landguts erhalten und, wenn er fich nicht früher 
wieder verheirathet, bis zu feinem Tode behalten dürfen. Echritt derfelbe aber zur 
anderen Ehe, fo follte er das Verwaltungs⸗ und Nießbrauchsrecht an denjenigen 
Gütern, die nicht von ihm berrührten, bezw. nicht gemeinjchaftli von beiden 
Ehegatten erworben worden waren, nur biß zum vollendeten 30. Lebensjahre 
des Anerben behalten dürfen, 

Da diefe Beſtimmung einem Wiederverehelihungsverbot gleichgefommen 
wäre, fo beantragte der Provinziallandtag, an Stelle derjelben zu fagen, daß 
der überlebende Ehegatte bei beerbter Ehe dad Tandgut ohne —— des 
Familienraths nicht weiter veräußern und belaſten dürfe, als dies dem Ehe⸗ 
mann in ſtehender Ehe ohne Einwilligung der Ehefrau geftattet wäre. 


273) v. Schorlemericher Gei.-Entw. 4, 15. Landtage-Entw. 4, 16. 
274) Weltph. 2.6.9. 11, 15, 16, 28. 
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3) Erfolgt die Uebergabe des Landguts an den Anerben, fo follten nad 
dem dv. Schorlemerjchen Geſetzenwurfe ſowohl die Stiefgefchwifter des Anerben 
als auch derjenige, welcher einen der leiblichen Eltern des Anerben gebeirathet 
hat, berechtigt fein, von dem Anerben ftandesmäßigen Unterhalt auf dem Land⸗ 
gute gegen ftandesgemäße und ihren Kräften entiprechende Mitarbeit zu ver⸗ 


Aber auch diefe Beſtimmung wurde von dem Provinziallandtage dahin ab⸗ 
geändert, daß in denjenigen Ehen, in welchen allgemeine Gütergemeinſchaft gilt, 
beim Zode des Anerben der Stiefvater bezw. die Stiefmutter deffelben bis zum 
vollendeten 30. Lebensjahre des Anerben das VBerwaltungs- und Nießbrauchs⸗ 
recht erhalten ſoll; ferner daß von diefem Beitpunfte an die Stiefeltern und 
Stiefgeichwifter berechtigt find, von dem Anerben ftandesgemäßen Unterhalt auf 
dem Gute zu fordern; daß nur die Stiefgefchwifter, nicht aber auch die Stief⸗ 
eitem zur flandesmäßigen, ihren Kräften entiprechenden Mitarbeit auf dem Gut 
verpflichtet ſeien, und endlich daß Stiefeltern und Stiefgefchwifter das Necht haben 
jollen, gegen eine angemeflene vom Familienrathe feftzufegende Abfindung, auf 
den Unterhalt auf dem Gut zu verzichten. 

4) Während der Ehe follte nad dem v. Schorlemerjchen Gefegentmurfe 
der mit feiner Ehefrau in eheliher Gütergemeinſchaft lebende Ehemann, ohne 
Einwilligung derjelben, daS gemeinfame Landgut weder ganz oder theilmeiie 
veräußern, noch auch dinglich belaften dürfen. 

Diefe Beltimmung, die al8 eine Confequenz des Princips der ehelichen 
Gütergemeinfchaft angefehen wurde, fnüpfte an die im Geſetz vom 16. April 1860 
$ 3 enthaltene Beſtimmung an, baß ein Gutsübertragungs-Vertrag,, folange 
die Ehefrau lebt, von dem Ehemann berfelben nicht ohne ihre Einwilligung, 
abgeſchloſſen werden darf, indem fie diefe Beftimmung zugleich weiter entwidelte. 

As Motive für die Einengung der Dispofitionsbefugnig des Ehemanns 
wurden von dem Antragftellee folgende angeführt: Daß die uneingefchränfte 
Dispofition des Mannes über das ihm und feiner Frau gemeinfam gehörige 
Bermögen in Weftphalen beim Adel, Kaufmanns, fowie Bauernftande in 
vielen Fällen auf Widerftand ftoße. Zudem gelange der Inhalt der obigen 
Veſtimmung in jeder guten, ordentlichen Ehe eigentlich von jelbft zur Aus« 
führung, müſſe aber zum Zwangsrecht erhoben werden angeſichts der Gefahr, 
die and dem Leichtfinn vieler Bauern für den Beftand ihrer Höfe und das 
Ehidjal ihrer Familien erwachſe. Diefe Gefahr fei in der Gegenwart um fo 
größer, al8 in dem durch die preußifche Grundbuchordnung eingeführten Grund⸗ 
iduldbriefe für den Bauer ein gefährliches Mittel gegeben fei, leicht Schulden 
zu machen. Es fünne nunmehr ein leichtfinniger Bauer den ganzen Werth 
feines Hofs in leicht übertragbaren Appoint8 von Grundſchuldbrieſen ver- 
ängern, ohne daß jeine Ehefrau etwa davon erfahre Auch fer ihm durch 
das Eingehen von wechſelrechtlichen Berbindlichleiten, deren Tragweite ihm 
nicht immer vollftändig bewußt werde, die Möglichleit gegeben, das Schidjal des 
Bauernhof und damit auch der ganzen Familie in Frage zu ftellen. 

Segen diefe Beltimmung des Entwurfs, die auf mannigfachen Widerftand 
ftieß, wurde geltend gemacht, 1) daß diefelbe zu einer im Allgemeinen unzuläffigen 
Bevormundung des Ehemanns durch feine Frau führe. Drag eine ſolche Bevor- 
mmdung auch in einzelnen Fällen — wenn der Chemanı ein Trunfenbold, 

Eäriften XIV. — dv. Miazkowski, Grunbeigenthumävertheilung. 11. 29 
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Verſchwender oder befchräntter Menfch ift — mohltbätig wirken und berechtigt 
ericheinen, fo dürfe fie doch um diefer Einzelnen willen nicht auf einen ganzen 
Stand ausgedehnt werden. ; | 

2) Eine ſolche Veränderung in den rechtlichen Berhältniffen der Eheleute 
würde ferner eine nicht gerade wünfchenswerthe Veränderung in der Stellug 
des Ehemanns als Haupt der Familie herbeiführen. 

3) Auch würde der Credit des Grundeigenthümers durch eine folde Ve⸗ 
ftimmung geſchädigt werden, und dadurch wieder die Cultur des Gutes leiden 

Diefen von verfchiedenen Seiten geäußerten und durd die Preſſe in de 
mweiteften Kreiſe getragenen Bedenken glaubte der weſtphäliſche Provinziallandig 
bis zu einem gewiflen Grade Rechnung tragen zu follen. Er räumte daher in 
dem von ihm amendirten Entwurfe dem Ehemann wenigſtens die Befugnig ein, 
auch ohne Einwilligung feiner Ehefrau, dur Kauf, Tauſch oder Berpfändung 
wenigften® über 10.0 des SKataftralreinertrags des Landguts zu verfügen. 

Die Staatsregierung konute angeſichts der vielfachen Oppoſition, melde 
diefe Uenderungen des erſt im Jahre 1860 gejetlich geregelten ehelichen Güter 
recht3 fanden, denfelben weder in der Faſſung des v. Schorlemerichen Gele 
entwurfs, noch in der des weitphälifchen Provinziallandtags ihre Zuftummung 
ertbeilen. Es ift vielmehr nach dem Vorjchlage der Staatsregierung, der dam 
auch die Zuftimmung des 25. weitphälifchen Provinziallandtags, ſowie der beiden 
Häufer des preußifchen Landtags erhielt, die Geftaltung, melde das eheliche 
Güterrecht in Weltphalen durch das Gefeg vom 16. April 1860 erhalten bat, 
durch die meftphälifche Landgüterordnung im Weſentlichen unberührt geblieben. 

Namentlich gilt das von der Befugniß des Ehemanns, über das gemein 
ſchaftliche Landgut unter Lebenden zu verfügen. 

Nah dem Gejege vom 16. April 1860 (SS 7 und 17) iſt, wo die gemeine 
eheliche Gütergemeinjchaft befanden hat, ber überlebende Ehegatte befugt, das 
Landgut aus dem gütergemeinfchaftlihen Vermögen für eine Tare zu übernehmen, 
welche entweder von fämmtlichen Betheiligten gebilligt oder im Fall des Nicht- 
einverftändniffes in gefetlicher Form aufgenommen worden ift. Auch hatte ſchon 
das Geſetz vom 4. Juni 1856, betreffend die Abſchätzung von Landgütern zum 
Behufe der Pflichttheilsberechuung in der Provinz Weitphalen ($ 9) die Bor 
mundſchaftsgerichte ermächtigt, wenn zu den Cheilungsintereflenten unter Bor 
mundichaft ftehende Perfonen gehören, eine gütliche Auseinanderfegung unter 
denjelben zu genehmigen, durch welche das Landgut dem überlebenden Ehegatten 
ungetheilt für eine ermäßigte Zare mit billigen Zahlungsfriſten 
übertragen wird. | 

Die Tandgüterordnung gewährt num dem überlebenden Ehegatten die Be 
fugniß, das Landgut für eine ermäßigte Taxe mit billigen Zahlungs 
friften zu übernehmen, ganz allgemein, alfo auch dann, wenn bei der Verlaſſen⸗ 
Ihaft unter Bormundfchaft ftehende Perfonen nicht mit betheiligt find ober 
wenn unter den Betheiligten eine gütliche Auseinanderfegung nicht zu Stande 
fonımt. Finden ſich mehrere Tandgüter im Nachlaſſe, jo kann der zur Ueber 
nahme berechtigte Ehegatte ſämmtliche Landgüter übernehmen. | 

Hat der überlebende Ehegatte ausnahmsweiſe jedoch nicht in allgemeiner 
ehelicher Gütergemeinſchaft gelebt, oder hat der überlebende Ehegatte von feine 
Befugniß, das Tandgut zu übernehmen, feinen Gebrauch gemacht, oder hat der 
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Eigenthämer zwar in allgemeiner ehelicher Bittergemeinfchaft gelebt, das Land⸗ 
gut aber ift von dieſer Gütergemeinſchaft ausgeichloffen geweſen, fo fteht einem 
der miterbenden Abfömmlinge oder in Ermanglung eines ſolchen einem der 
Geſchwiſter oder Abkommlinge derfelben die Befugniß zu, das Landgut u. ſ. w. 
zu übernehmen. Dajjelbe Recht haben die betreffenden Perfonen auch nach dem 
Zode des legtlebenden Ehegatten. 

Die für die Provinz Brandenburg erlajfene Landgüterordnung?75) giebt 
dem überlebenden Ehegatten, falls er Eigenthiimer des Landguts ift, daB Recht, 
in Ausübung feines flatutarifchen Erbrechts an Stelle des Landguts den nad) 
Maßgabe der Landgüterordnnung zu ermittelnden Werth deflelben im die Maffe 
einzuwerfen. Wirft er jedoch das ihm gehörige But jelbft in die Erbmaſſe ein, 
fo treten Binfichtlich der Succeffion in diefes Gut diefelben Beftimmungen ein, 
wie wenn das Gut dem verftorbenen Ehegatten gehört hätte. 

Auch bleibt das in einigen Xheilen der Provinz geltende Recht, nad) 
welchem der überlebende Ehegatte befugt ift, daS zum Nachlaffe des verftorbenen 
Ehegatten gehörende Landgut zu übernehmen, unberührt. 

Im Uebrigen bleiben auch bier die dem überlebenden Ehegatten nad dem 
gem. ER. II 1 53 510, 511, 581 und 582 zuftehenden Befugniffe un⸗ 


berührt. 
— ſchleſfiſche Landgüterordnung ?7°) läßt das geltende eheliche Güterrecht 
mberůhrt. 


Wie die weſtphäliſche, brandenburgiſche und ſchleſiſche Land⸗ 
güterordnung, jo haben auch die andern Höfegeſetze das im Allgemeinen im be⸗ 
treffenden Rande geltende eheliche Güterrecht unberührt gelaflen. So namentlich die 
für Hannover, Lauenburg und Bremen erlaffenen Höfegefege und der für 
Shleswig-Holftein beichlofiene Entwurf 277) zu einem ſolchen. Insbeſondere 
it allen dieſen Geſetzen — mit Ausnahme nur der weſtphäliſchen Landgüter⸗ 
ordnung — die Beltimmung eigenthümlich, daß die Höfe und Landgüter, melche 
zum gütergemeinschaftlichen Vermögen der Eheleute gehören, dem Anerbenrechte 
nicht unterworfen fein follen 278), 

Maßgebend für diefe Beſtimmung war der Wunſch, die unlösbaren Ver⸗ 
widelungen zu vermeiden, welche in dem Fall entftehen würden, daß ber ibeelle 
Eigenthumsantheil des verftorbenen Ehegatten auf deſſen Anerben übergeht, der 
Eigenthumsantheil des überlebenden Ehegatten aber bei diefem verbleibt und 
nad) feinem Tode an einen anderen Anerben übergeht. 

Immerhin wird aud nach diefen Gefegen dem früheren bäuerlichen Rechte, 
ſofern fein als Sitte fortwirtender Inhalt zum Gegenftande legtwilliger Berfügungen 
gemacht werden follte, noch jo viel Schonung zu Theil, daß Verfügungen wegen 
Verlegung des Pflichttheild nicht angefochten werden follen, wenn durch diefelben 
dem leiblichen Bater des Anerben lebenslänglich, der leiblichen Mutter bis zur 
Grofjährigkeit des Anerben das Recht beigelegt wird, den Hof oder da8 Landgut 


275) Branbenb. 2.8.0. 10, 17. 
276) Schleſ. 2.8.0. 10, 11, 17. 
ND Hannov. Bei. von 1874 88 2, 19. Zauenb. Geſ. 2, 18. Brem. Geſ. 3, 21. 
Schlesw.⸗Holſt. Geſ. Entw. 2, 17. 
278) Hannov. Gel. 21. Lauenb. Gel. 20. Brem. Gef. 24. Schlesw.⸗Holſt. 
Geſ.Entw. 19. Brandenb. L. G. O. 18. Sclei. 8.8.0. 18. 
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nebit Zubehör nach dem Tode des Erblaſſers, refp. der Exblafferin in eigener 
Nutzung und Verwaltung zu behalten refp. zu nehmen, unter der Verpflichtung, 
den Anerben und defien Miterben, letztere bi8 zur Auszahlung ihres Erbtheils, 
angemeflen zu erziehen und für den Notbfall auf dem Hof zu unterhalten. 


L. Interimswirthfehafte”) 


Die im obigen Abfchnitte mitgetheilten Grundfäge werden zum Theil modi- 
fieirt, zum Theil auch nur ergänzt durch das dem älteren bäuerlichen Rechte 
eigenthümliche Inſtitut der Interimswirtbichaft. 

der Anerbe beim Zode des Hofeseigenthümers noch minderjährig, und 
befigt Niemand ein jelbftändiges Recht auf die Verwaltung des Hofes, mas 
3.3. gewöhnlich dann der Fall ift, wenn der überlebende Ehegatte zur zweiten 
Ehe jchreitet, jo tritt nach älterem Recht meift die Interimswirthſchaft ein. 

Bon den neueren Geſetzen wird diefes Inſtitut noch ausdrücklich anerfannt 
für die Hofgüter des bavifhen Schwarzmwaldes, für das Domanium de} 
Großherzogthums Medlenburg- Schwerin und für vie Bauernhöfe des 
Fürftenttums Shaumburg-Lippe. Die ausführlichften Beſtimmungen über 
diefen Gegenftand enthält das fchaumburgelippeiche Gefeg von 1870 8 37, 
91—109. 

Die Interimswirthſchaft wird begründet durch einen Vertrag, tem ver 
gefeliche Vertreter des minderjährigen Anerben gewöhnlich mit vem zweiten 
Ehemanne der Wittwe des früheren Grundeigenthümers und ausnahmsweiſe aud 
mit einem anderen tüchtigen Wirthe abfchließt. Durch viefen Vertrag wird, wie 
es im badiſchen Schwarzwalde heißt, die Grunderbftelle dem Interimswirth „in 
einen langjährigen Zeitbeftand oder nach Befinden in einen Todbeſtand über: 
geben“. Im mecklenburg⸗ſchwerinſchen Domanium murde der Interimswirth 
früher nach Befragung der VBormünder und der übrigen Hausmwirthe des Dorfs 
dur das Amt eingejekt. 

Diefer Interimswirth ift num viel mehr, als ein bloßer Pächter oder Bor» 
mund. Er ift unbefchavet der Rechte des Anerben zeitweiliger Eigenthümer des 
Hofs oder Landguts. ALS folder bezieht er die Früchte des Hofs und behält 
die Erfparniffe in der Regel für fi; wegen aufßerordentlicher Unglüdsfälle fi 
er jedoch zu ihrer Verwendung verpflichtet. Er muß ter Wirthichaft als guter 
Hausvater vorftehen und das Gut in Bau und Beſſerung erhalten. Auch dari 
er den Hof nicht verjchlechtern, nicht veräußern und nicht legtwillig über denſelben 
verfügen. Bon dem Interimswirthe abgefchloffene Rechtsgeſchäfte braucht der 
Anerbe nur anzuerkennen, foweit fie nad) den Örundjägen der negotiorum gestio 
als nützlich gelten. 

Zugleich tritt der Interimswirth aber auch vollſtändig in die Verpflichtungen 
des Bauern ein: namentlich vertritt er denſelben dem Staat und der Gemeinde 
gegenüber. Auch liegt ihm die Pflicht ob, die Kinder des früheren Hofeseigen⸗ 
thümers ftandesmäßig zu unterhalten und zu erziehen und die Geſchwiſter des 


279) Bejeler, Deutiches Privatrecht, 2. Aufl. 1866, 8 189. Rechtsbelehrung 
bed babijchen Auftizminiftertumd von 1810 S 4. Dankwardt a. a. D. ©. &. 
Schaumb.-Lipp. Geſ. 91—109. 
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Anerben zur rechten Zeit auszuraden. Doch führt er nicht auch nothwendig die 
Vormundſchaft über die Kinder. 

Gewöhnlich wird bei Beftellung eines Interimswirths die Bedingung geftellt, 
dag er dem Gut eine Summe Geldes oder andere Sachen zuzubringen habe. 
Diefelben verbleiben dann nach Löſung des Verhältniſſes dem Gute. 

Dafür aber hat er felbft nach Ablauf der fog. Mabljahre Anſpruch 
auf eine Leibzucht. Ja felbft die Kinder des Interimswirths haben bisweilen 
anen Anſpruch auf Unterhalt und Abfindung. 

Die Interimswirihſchaft erlifcht in der Regel mit ver Großjährigleit bes 
Anerben oder mit dem Tode des Interimswirths. Jedoch findet fie auch dann 
an Ende, wenn dem Interimswirth die Wirthichaft wegen fchlechter Führung 
derfelben und Gefährdung der Intereflen des Grunderben entzogen wird, nament« 
(ih aber dann, wenn der Interimswirth in Concurs geräth. 

Stellen wir die focialwirtbichaftlichen Borzüge und Nachtheile der Interims⸗ 
wirthſchaft zuſammen, fo kann für diefes Yuftitut angeführt werden: 

1) Daß bei der Verpachtung des Hofs der Pachtſchilling in vielen Fällen 
nicht genügen würde, um der Yamilie des verftorbenen Bauern den unentbehr- 
lihen Lebensunterhalt zu fchaffen. 

2) Auch findet der Anerbe an dem Interimswirthe, der in der Regel fein 
Etiefvater ift, einen fefteren Anhalt, als an dem bisweilen einem anderen Stante 
angehörigen Pächter, der jedenfalls ausschließlich fein perfönliches Intereſſe im 
Ange haben wird. 

3) Da der Interimswirth ſchon wegen feiner und feiner Ehefrau Leibzucht 
oder fonftiger Abfindung auch in jpäteren Jahren auf dem Hofe oder doch in 
Beziehung zu demfelben bleibt, fo liegt bei ihm weniger Gefahr vor, daß er ihn 
teterioriren und ausſaugen werde, als beim Zeitpächter. 

4) Ferner wird duch die Interimswirthichaft das Nebeneinandermohnen 
der Familien des Hofeseigenthümers und des Pächterd auf demfelben Gehöft ver- 
mieden. Damit dürfte aber zugleich der Anlaß zu zahlreichen Reibungen wegfallen. 

5) Aber auch die Bewirthichaftung des Hofs durch eine dritte Perjon für 
Gefahr und Rechnung des Anerben und feiner Gefchwifter erſcheint für Bauern⸗ 
böfe nicht vortheilhafter, als die Interimswirthſchaft. Denn der fpezifiiche 
Berth der Bauernwirthſchaft liegt ja, wie wir oben zeigten, in der an dem 
Sedeihen des Guts unmittelbar interefftrten Auffiht und Mitarbeit des Bauern. 
Durch das eigenartige Inſtitut der Interimswirthſchaft fucht man dieſen bedeut- 
jamen Factor, wo er nicht naturgemäß gegeben ift, fünftlich zu erfegen. Daſſelbe 
un würde durch die Thätigkeit bezahlter Verwalter nicht erzielt werden 


Gegen die Interimswirtbichaft wird geltend gemacht: 

1) die mögliche und oft genug vorkommende Schädigung der Minderjährigen 
durch den Interimswirth, und namentlich 

2) das feiner Natur nach preläre und nicht felten unerfreuliche Verhältniß 
zuifhen dem Interimswirthe und dem Anerben. 

Bei Benrtheilung der Interimswirthichaft Haben wir uns daran zu erinnern, 
daß fie ein fpezififch dem Bauernftande angehöriges Inftitut if. Ob im einzelnen 
Sale mehr die Licht oder die Schattenfeiten der Interimswirthichaft zu Tage 
treten werden, hängt daher im Allgemeinen davon ab, ob und in welchem Grade 
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fih die bäuerlihe Sitte und eine gewiſſe Gebundenheit des individuellen Egoi 
mus durch diefelbe noch erhalten hat. 

Wo der Individualismus feinen zerjegenden Einfluß auf vie bäuerlide 
Sitte in beträchtlihen Umfang ausgeübt bat, da dürften die Borausfegungen 
für die gedeihliche Wirkſamkeit der Interimswirthſchaft nicht mehr vorhanden fen. 

Bon vorn berein aber werden dieſem Inſtitute die Borausfegungen dort 
fehlen, wo man das Anerbenreht auch auf andere Claſſen als die fpezifikh 
bäuerlicde anwenden will. In diefem legteren Falle wird daher, wenn die Mutter 
des Anerben während feiner Minderjährigteit die Bewirthichaftung des Landguts 
entweder allein oder mit Hilfe der Bormünder nicht fortführen kann oder nicht 
fortführen will, die Verpachtung deſſelben eintreten müſſen, wobei es zweckmäßig 
jein dürfte, den Pächter durch ein in den Pachtcontract aufzumehmendes Ber- 
iprehen des Inhalts, daß er nach Ablauf der Pachtjahre eine nicht kärglich 
bemeilene Entihädigung für die von ihm auf das Pachtgut verwendeten Melio- 
rationen erhalten werde, zu einer da8 dauernde Intereſſe des Guts berüd- 
fichtigenden Bewirtbichaftung zu veranlaffen. 


M. Berhältniß des Unerben zu den Miterben und zu den 
Erbjhaftsgläubigern. 


Die Stellung de8 Anerben zu den Miterben und zu den Oläubigern 
wurde von dem älteren Particularrechten fehr verſchieden aufgefaßt. Bald erſchien 
der Anerbe als alleiniger Erbe in des Erblaffer8 gefammten Nachlaß, bald 
wenigſtens als folder in den Hof, ſodaß bie übrigen Erben dann nur al 
Abfindlinge in Betracht kamen; und nur ausnahmsweife war er lediglich be 
vorzugter Erbe unter mehreren anderen. 

Nach der neueren Anerbenrechtsgefeggebung 280) ift der Anerbe dagegen, 
unbeichadet feined ausschließlichen Rechts auf das Eigenthum an dem Hofe oder 
Landgute nebft Zubehör und feiner fonftigen Bevorzugung vor feinen Miterben 


(dur) die Größe feines Erbtheils u. ſ. w.), nur einer von mehreren Erben. | 
Die Auseinanderfegung zwifchen dem Anerben und feinen Miterben erfolgt 


nach den für Hannover, Tauenburg, Bremen u. ſ. w. erlaſſenen Höfegefegen in 
der Weife, daß der nad dem Geſetze zu ermittelnde Werth des Hofs nebil 


Zubehör, aber nad) Abzug des auf denfelben entfallenden Betrags der Nachlaß 


ſchulden, in die Erbſchaftsmaſſe eingefchoflen wird. Aus diefer empfängt der 
Anerbe ein entiprechendes Voraus gleichfam als Prälegat und der Reſt wird unter 
ſämmtliche Erben, zu denen auch der Anerbe gehört, zu gleichen heilen ver 


tbeilt. Nach den neueren für Brandenburg, Weftphalen und Schlefien erlaffenen 


Landgüterordnungen werden die Gefammtichulden auf die gefammte Erbichaft, deren 
Beitandtheil auch das nach einer beftinmten Tare zu Ichätende Landgut bildet, 
vertheilt. Es fteht diefe Eonftruction im Einklange mit den allgemeinen erb⸗ 
rechtlichen Grundfägen des preußifchen Landrechts, und es befteht demnach das 


280) Schaumb.-Lipp. Gel. 52, 55. ‚panıen. Gel. v. 1874 8 3, 13. Lauenb. 

er — rer nn — ‚ei . — eck. —— 
raunſchw. Geſ. v. ‚11. Beri oldenbur n izaus 

den Grunderbrechts⸗Geſetzentwurf S. 116. — 
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Anerbenrecht Lediglich in der Befugniß bes Anerben, von den Miterben die 
Ueberlaſſung des Guts zu den nah dem Geſetz zu ermittelnden Preife aus 
der Erbſchaftsmaſſe zu verlangen. 

Was das Berhältniß des Anerben zu den Erbihaftsgläubigern betrifft, fo 
enthalten das oldenburgijche und lübeckiſche Geſetz, ſowie die Tandgüterordnnungen 
für Weſtphalen, Brandenburg und Schlefien hierüber feine Beſtimmung. Es 
ruhen demnach dieſe Geſetze auf allgemeiner Grundlage d. 5. auf dem Gedanten, 
daß die allgemeinen Beitimmungen des gemeinen Rechts oder des preußijchen 
Landrechts 221) über die Schuldenhaftung der Miterben au in dem bier 
gegebenen beionderen Falle feine Aenderung erleiden, jo daß die Haftung für 
Erbichaftsfchulden jeden Erben im Berhältniß feiner Exbfchaftsquote trifft. 

Die braunfchmeigifchen Belege fowie das hannoverſche Höfegeſetz 
und die dem legteren folgenden Geſetze?82) mopdificiren den obigen Grundſatz 
inſofern, als nach diefen Gefegen der Exrbichaftsgläubiger. ih an den Ans 
erben unmittelbar auf fo viel mehr halten fann, als diefer über jeine Quote 
hinaus wirklich mehr empfing. Diele erhöhte Haftung ſcheint nur zum Vortheil 
des Gläubigers Hinzugefügt worden zu fein, indem neben derjelben nicht auch 
ee entiprechende Derminderung der Haftung der Miterben eintritt. 

Selangen mehrere Höfe nach Anerbenrecht zur Vererbung, fo werden die 
Erbichaftsichulden auf diefelben nach dem Verhältniſſe ihres für die Erbtheilung 
maßgebenden Werth3 vertheilt ?°2). 

In Betreff der von Hofeswerthe abgefegten und von dem Anerben über- 
nommenen Erbfchaftsfchulden bat der Anerbe nad) den neueren für Brauns 
ſchweig, Hannover, Lauenburg, Bremen u. f. mw. erlafienen Gejegen ganz all» 
gemein die Miterben von der Haftung für diefelben zu befreien?**). Und 
wenn gefeglich für die Nachlaßſchulden alle Erben nad) Verhältniß ihrer Erb» 
teile haften, fo pflegt doch vertragsmäßig der Anerbe gewöhnlich auch die 
Abtragung diefer Schulden zu übernehmen. Dafür erhält er dann die er- 
forderlihen Mittel aus der Theilungsmafje überwielen, ift aber dann auch 
er feine Miterben gegen etwaige Forderungen der Gläubiger ficher 
zu fielen. 


N. Anfall, Erwerb und Berluft des Anerbenrechts. 


1) Der Anfall des Anerbenrechts findet nach der neueren Geſetzgebung 
gleihzeitig mit dem Anfalle der gefanımten Erbſchaft des bisherigen Hofsbeſitzers 
Ratt. Nur fofern nach dem betreffenden Rechte dem überlebenden Ehegatten 
die Nutznießung und Verwaltung des Hofs auf Lebenszeit oder bis zur Voll- 
jährigfeit des Grunderben oder bis zur Wiederverheirathung gehört, erfolgt ber 
Anfall des Anerbenrechts erſt in diefem Zeitpunkt. Indeß finden fich diele 


281) Für diejenigen preußiichen Provinzen, in benen das allgemeine Landrecht 
t, fommen bier die im preuß. Allgem. ER. II 1 S 661 und I 17 88 127 ff. ent» 
Itmen Grunblaͤtze beaüglich ber Exrbichaftsfchulden zur Anwendung. 

282) Hannop. Gef. dv. 1874 16, 20. Xauenb. Gel. 15, 19. Braunſchw. Gel. 
v. 1858 $ 19. Braunſchw. Gef. v. 1874 88 183, 18. 

283) Hannov. Geſ. v. 1874 $ 20. LBauenb. Gel. 19. 

284) Braunſchw. Gef. v. 1874 88 18, 18. Brem. Gel. 15. 
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Grundfäße in den neueren Gefegen nicht ausdrüdlich ausgeſprochen, foudern 
müfjen aus der Natur der Sache gefolgert werden. 

2) Nah den für Hannover und Lauenburg erlaflenen Höfegefegen®%) 
geht das Eigentum des nad Anerbenrecht ſich vererbenden Hofs im dem 
Augenblide, wo derjelbe dem Anerben deferirt wird, auf denſelben über, und iſt 
der Erbtheilungsvertrag nur zur Eintragung diefes Eigentbums in das Grund 
buch erforderlih. Mit diefer Conftruction ift man zu den Anfchauungen bes 
alten deutichen Rechts zurücdgefehrt, nach denen mit dem Tode des Erblaſſers 
die Einheit feines Vermögens endete, und feine Univerfal- fondern eine Singular» 
ſucceſſion ftattfand. Aus diefer Anſchauung find auch die Beſtimmungen zu 
erflären, daß das bevorzugte Erbrecht nur eintreten joll, wenn der Anerbe 
zugleid Erbe ift. 

Dagegen laſſen die für Weftpbalen, Brandenburg und Schle— 
ſien?se) beftimmten LTandgüterordnungen, im Einklang mit den allgemeinen 
erbrechtlichen Grundfägen des preußifchen Landrechts, das Eigenthum an dem 
der fingulären Erbfolge unterworfenen Landgute zunächſt als Theil der Erbſchaft 
auf alle Erben, auf den Anerben dagegen erft auf Grund der von den Miterben 
zu bewirkenden Auflaffung übergehen. Danach befteht das Recht des Anerben 
fomit nur in der Befugniß, von den Miterben die Ueberlaſſung des Guts zu 
dem nad) dem Gefege zu ermittelnden Preife zu verlangen. Es ift confequenter- 
mweife in diefen Gefegen auch die Beftimmung der älteren Höfegefege, monad) 
das bevorzugte Erbrecht des Anerben nur eintritt, wenn er zugleich Erbe iſt, 
als überflüjfig weggefallen, da, mer nicht Erbe ift, auch bei der Erbtheilung 
nicht mitwirken kann. 

3) Das Anerbenreht geht im Allgemeinen aus denjelben Gründen ver: 
Ioren wie das gemeine Erbrecht: durch Tod, Verziht und Enterbung. 

Die neueren Gefege enthalten nur wenige Vorſchriften über diefen Gegen 
ftand 287). 

Nach einigen Höfegefegen kann der Berufene zwar dem Anerbenrechte ent- 
jagen, im Webrigen aber die Erbichaft antreten; jedoch nicht umgefehrt ber 
übrigen Erbichaft entfagen und das Anerbenrecht antreten ?88). 

Das braunfhmeigifche für Bauerngüter erlaffene Geſetz hebt noch 
befonder3 hervor, daß der Anerbe zwar zu Gunften eine beftimmten Mit- 
erben, aber nicht zu Gunften jedes beliebigen Dritten auf fein Anerbenrecht 
verzichten darf, daß aber zur Giltigfeit eines ſolchen Verzicht ein gerichtlich 
oder notaricll abgefchlofiener Vertrag erforderlich iſt. 

Fällt das Anerbenreht für eine beftimmte Perfon weg, fo geht daſſelbe 
nah dem braunſchweigiſchen Gefege von 1874 auf den zumächit Berufenen 
tiber 28%), während nad) den für Hannover, Bremen, Didenburg, 


285) Hannov. Gel. v. er Zauenb. Gef. 12. Schlesw.-Holft. Gej.-Entw. 11. 

286) Weſtph. 2.8.0. 11, 12, 15. Brandenb. 8.8.0. 10. Schleſiſche 2.8.0. 10. 

287) Brem. Gel. 12. 

288) Schaumb.-Lipp. Gel. 68. Hannov. Gel. v. 1874 8 13. Brem. Gel. 12. 
Lauenb. Gef. 12. Braunſchw. Gel. v. 1874 8 17. Sclesw.:Holft. Geſ.Entw. 11. 

239) Braunſchw. Gef. v. 1874 88 17, 18. 
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Shaumburg-Lippe, Rauenburg u. f. w. erlaffenen Gefegen und nach 
dem für Schleswig-Holftein ausgearbeiteten Gefegentwurfe die Abkömmlinge 
des Hinmeggefallenen an feine Stelle treten ??0). 

Endlich ift in der auf daß Anerbenredht bezüglichen Literatur die Frage 
aufgetaucht, ob nicht das Anerbenreht ganz wegzufallen habe, oder ob nicht 
wenigftend der Hof oder das Landgut einer anderen Perfon als dem geſetzlich 
beſtimmten Anerben zu deferiren fei, wenn der letztere nicht Landwirth von 
deruf ift und er * Hof nicht ſelbſt bewirthſchaften wil. Indem man dieſe 
Sage mehrfach bejaht und von dem Anerben verlangt bat, daß er „den Hof 
mit dem Rüden befige“ ?°1), wie ein alter ſüddeutſcher Ausdrud lautet, ging 
man von der Ermägung ans, daß das Anerbenvecht in erfter Linie beftimmt 
ki, den Bauernfland in feinem. Befige zu erhalten und das Weſen des Bauern- 
ſiandes von der Selbſtbewirthſchaftung des mittleren Grundbeſitzes nicht zu 
treunen fei, von einer ſolchen aber nicht wohl dort die Rede jein fünne, mo 
eine Theilung von Beſitz und Eigenthum ftattjindet. Die Entjheidung dieſer 
Frage ift von um fo größerer Bedeutung, als e3 gegenwärtig häufiger als 
früher vorkommt, daß die vom Geſetze zu Anerben beftimmten Söhne des Bauern 
einen anderen, als den wirthſchaftlichen Beruf ergreifen und Aerzte, Pfarrer 
u. ſ. m. werden. Für die geſetzgeberiſche Behandlung find dieſem Gegenſtande 
indeß in neueſter Zeit dadurch beſondere Schwierigkeiten erwachſen, daß ſich das 

t nach den neueſten Höfegeſetzen und Landgüterordnungen nicht mehr 
ausdrücklich auf das bäuerliche, ſondern auf das geſammte land» und forſt⸗ 
wirthſchaftlich benutzte Grundeigenthum bezieht. 

Es hat angeſichts dieſer Schwierigkeiten die neuere Geſetzgebung einſt⸗ 
weilen von der Loͤſung dieſes Problems Abftand genommen. 


0. Legtwillige Verfügungen. Subfidiärer Charalter des 
modernen Anerbenrechts. 


Das Anerbenrecht bat nach der neueren Gefeßgebung nur Dispofitiven, 
ſubfidiären Charakter, ſodaß der legtwilligen Dispofition des Hofes» oder Lande 
gutseigenthümers ein weiter Spielraum gelafjen ift. 

Dies wird entweder direct von einzelnen Gejegen ausgeſprochen, theils 
folgt es indirect aus folgenden den Eigenthümern eingeräumten Befugniſſen 292). 

Der Eigenthümer eines Hofs oder Landguts hat das Red: 

1) das Anerbenrecht für die ganze Stelle oder einen Theil derjelben aus» 
— und die Inteſtaterbfolge nach allgemeinem (gemeinem, preußiſchem u. |. w.) 


2%) Braunſchw. Geſ. v. 1874 88 17, 18. Hannov. Geſ. v. 1874 814. Brem. Gef. 
12, 18. Lauenb. En 1 Saaume: Lipp. Geſ. 57. Oldenb. Geſ. 7. Lübeck. Geſ. 6. 
—2 Holfſt. Geſ.⸗En 

291)%.v. Stein, — ut und Hufenrecht ©. 1 

292) Hannov. Gef. v. 1874 "5 17—20. Zauenb. ee. 17 17. Schlesw.⸗ ol 
Sei.-Entw. 15—18. Brem. Gef. 18—21. Oldenb. Gel. A. 11. An Sei. U. 4. 
Braunſchw. Gef. v. 1858 5 27—239. Braunichw. Gef. v. 1874 51,5, ‚11, 14, 19. 
Scaumb.Lipp. Gel. 21, 22, 60-62, — 81. Wefiph. —8 22. Brandenb. 
2.6.0. 14-16. Edlel. 8.6.0. 15—17 
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an eintreten zu laffen oder auch befondere teftamentarifche Beftimmumgen zu 
treffen. | 
Bei in die Höfe oder Landgüterrolle eingetragenen Grundftäden fann dab 
geſchehen durch Loſchung derfelben aus der Höferolle, wodurd fie dann für 
immer — reſp. bis zu ihrer Wiedereintragung — dem allgemeinen Erbrechte 
unterworfen werden, oder durch Belafjung der Höfe oder Landgüter in der Hilo 
rolle und Eremtion derfelben von der Anmendung des Anerbenrechts nur für 
einen oder mehrere Bererbungsfälle; | 

2) eine von der gefeglichen Nominirung abweichende Wahl des Anerben 
aus dent Kreife der überhaupt zur Erbfolge Berufenen vorzunehmen und namen 
u auch über die Vererbung mehrerer Höfe oder Yandgüter Beſtimmung zu 
treffen, 

3) die Begünftigung des Anerben in anderer Weile zu regeln, als & 
durch daB Geſetz geichieht, jei e8 nun durch Aenderung der Vorſchriften über 
die Schägung des Hofs, fei e8 dur Erhöhung oder Herabſetzung dei 
Voraus u. f. w., 

4) die Friften, in melden die Zahlung der Abfindungen erfolgen fell, 
feftzuftellen u. |. m. 

Bei all’ feinen Verfügungen auf den Zodesfall ift der Erblafler jedod an 
die Schranfen des Pflichttheilsrecht3 gebunden, das übrigend von der neueren 
Anerbenrecht8-Gefebgebung in einigen Punkten modificirt worden ift. So beftunmen 
das Hannoversche und nad feinem Vorgange auch das lauenburgijde 
Geſetz, der ſchleswig⸗-holſteiniſche Gefegentwurf und die Kandgüterordnungen 
für Brandenburg und Schlefien, daß für den Pflichttheil des Anerben 
der nach dem allgemeinen Recht, für den Pflichttheil der übrigen Erben dagegen 
der nach den Höfegefegen und Landgüterordnungen zu ermittelnde Inteſtaterb⸗ 
theil maßgebend fein foll. | 

Dieſe Beftimmung rechtfertigt fi) aus folgenden Gründen, die den Motiven 
zu dem Geſetz, betreffend das Höferecht in der Provinz Hannover, entnommen 
find. Wenn der Zweck der Höfegefege darin befteht, die Höfe in ordnung 
mäßigem Stande in der Hand eines Befiter3 zu erhalten, fo verlangt dieſet 
Zwed, daß der Inteftaterbtheil und Pflichttheil der neben dem Anerben zur 
Erbfolge berufenen Miterben verringert merde2%). Dagegen ift mit diejem 
Zwede eine Herabfegung des Pflichttheil® des Anerben d. h. desjenigen Exben, 
der als Anerbe den Hof wirklich erwirbt, nicht vereinbar, und es erfcheint da⸗ 
ber gerechtfertigt, daß der Pflichttheil des Anerben, im Intereſſe der Erhaltung 
des Hof3 in möglichft unvermindertem Zuftande, nach den für ihn günftigeren 
Vorſchriften des allgemeinen Rechts über‘ den Pflichtiheil, nicht nach den für 
ihn in biefer Hinficht ungünftigeren Beftimmungen des Höferecht3 berechnet, fomit 
nicht dem Pflichttheil der anderen Kinder gleichgeftellt werde. Bei der Berech⸗ 
nung des Pflichttheil3 des Unerben ift folglich der Hof nebft Zubehör feinem 
wahren Werthe nach in Gemäßheit ber allgemeinen Rechtsgrundſätze zu Ichäten 
und die Ermittelung der Inteftaterbportion des Anexben, ſowie der den Pflicht-⸗ 


293) Diefe angebliche Verringerung ber Pflichttheilsrechte ift — wie 
Oberburgermeiſter Miquel richtig bemerkt, eigentlich nur eine richtige effung 
derſelben: Verhandlungen des Vereins für Socialpolitik, Leipzig 1882, ©. 34. 
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tbeil bildenden Quote dieſer Erbportion lediglich nach den Vorfchriften des all- 
gemeinen Rechts zu bewirken. Dem angedeuteten Zwecke des Gejegentwurfs ift 
es dagegen entiprechend, daß der Pflichttheil derjenigen Nachlommen, welche 
neben dem Anerben zur Exbiaft berufen werden, feinem Betrage nad) ver- 
ringert und aus einem ‘Theile der ihnen nach dem Höfegejege zufommenden 
Inteftaterbportion an der nach Abzug des Voraus des Anerben übrig bleibenden 
Erbſchaftsmaſſe gebildet werde. Die Beftimmung, welche den Pflichttheil der 
Geihwifter des Hofsannehmers auf einen geringeren Betrag herabſetzt, befindet 
fih auch in UWebereinftimmung mit den Grundſätzen des Gelege vom 4. Juni 
1856, betreffend die Abſchätzung von Landgütern zu Behuf der Pflichttheild- 
bereihtigung in der Provinz Weſtphalen. 

Nah dem für die Pertinenzgüter des Herzogthums Braunſchweig er—⸗ 
laſſenen Gefege joll die den Kräften des Guts entiprechende Abfindung als der 
der Pflichttheilsberechuung zu runde zu legende Inteſtaterbtheil angefehen 
werden. 

Endlich enthält das bremiſche Geſetz die Beſtimmung, daß für den 
pflichttheil ſowohl des Anerben wie der Miterben das ſonſt giltige Recht maß⸗ 
gebend ſein ſoll, für die letzteren jedoch nur, ſoweit nicht ihr unter Berückſichtigung 
des Hofegeſetzes von 1876 zu ermittelnder Inteſtaterbtheil vom Geſammwer⸗ 
mögen geringer ift, als der ihnen nach dem fonft giltigen Recht gebührende 
Pfüichttheil. 

Außerdem beftimmt das für Hannover, Brandenburg und 
Schlefien erlafiene Gefeg noch ausdrüdlich, daß wegen Verlegung des Pflicht- 
theilsrechts nicht angefochten werden dürfen: 

1) Berfügungen des Exblaffer8, durch welche dem leiblichen Vater des 
Anerben lebenslänglich oder ber leiblichen Mutter bis zur Großjährigfeit des 
Anerben das Recht beigelegt wird, den Hof oder das Yandgut nebit Zubehör 
nad dem Tode des Erblaſſers in eigene Nugung und Verwaltung zu nehmen, 
wenn denjelben damit augleid die Verpflichtung auferlegt wird, den Anerben und 
deſſen Miterben, letztere bis zur Auszahlung ihrer Erbtheile, angemeſſen zu 
erziehen und für den Nothfall auf dem Landgute zu unterhalten, 

2) Verfügungen des Erblaſſers, durch welche die Fälligkeit der Erbtheile 
der Miterben bis zu deren Srokjährigfeit binausgefegt und der Anerbe zu- 
glei verpflichtet wird, die Miterben bis zu diefem Zeitpunkte angemefjen zu 
erziehen und für den Nothfall auf dem Landgute zu erhalten. 

Hinfichtlih der Form, in melche Iegtwillige Verfügungen eingefleidet fein 
müflen, beftimnen die für Hannover, Bremen und Lauenburg ſowie 
für Weftphalen und Brandenburg erlaſſenen Gejege, daß hierfür bereits 

en T , eine gerichtlich bez. notariell beglaubigte oder auch ſchon „eine 
eigenhändig geichriebene und unterfchriebene Urkunde” genüge, während der 
ke Schleswig-Holftein beftimmte Gefegentwurf in feiner Anforderung an 

die Form firenger iſt, indem er „ein Teſtament oder eine gerichtlich oder notariell 
beglaubigte oder eine in Gegenwart von zwei Zeugen geſchriebene und unter⸗ 
ſchriebene Urkunde” verlangt. Die braunſchweigiſche Geſetzgebung verlangt 
eine im Allgemeinen geſetzlich wirfame Verfügung. Für die Ernennung bes 
Anerben, fofern derfelbe zu den nächften Inteftaterben des Erblaſſers gehört, 
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ſoll übrigens ſchon eine einfache Erklärung des Eigenthümers, die jedoch öffent⸗ 
lich beurkundet fein muß, genügen. 


P. Entfheidung von Differenzen bei Anwendung der 
Anerbenrehtsgefege. 


Die Enticheidung von Streitigkeiten, welche fi) aus der Anwendung ber 
Anerbenrechtsgeſetze ergeben, fällt nach den meiften diefer Gelee dem ordent⸗ 
lichen Gerichten anheim. Bon bdiejer Regel beftehen jedoch einige Ausnahmen. 

Bemerkenswerth ift namentlih die Ausdehnung, welde die brann» 
jhmweigifche Gejeggebung den bäuerlichen Schiedsgerichten gegeben hat. 

Das für die Bauerngüter erlafjene braunfchweigifche Geſetz 290) überträgt 
diejenigen Streitigleiten, welche ſich beziehen auf da8 Maß der dem überlebeuden 
Ehegatten gebührenden Leibzucht, des dem Anerben vom Hofswerth zu ge 
währenden Voraus und der den Abfindlingen gebührenden Abfindung, ſowie 
auf die ragen, ob und welchem behauften Hofe die in der Exrbichaft befindlichen 
Orundftüde angehören, ob mehrere zu dem Nachlaffe gehörige Bauerngüter eine 
wirtbichaftliche Einheit bilden oder getrennt bewirtbhichaftet find, ob bei bäuer- 
lichen Befigungen, bei welchen fruchttragende Grundftüde gar nicht oder nur 
ſolche von geringer Bedeutung für die landwirtbfchaftliche Benutzung fich befinden, 
das Voraus des Anerben ganz wegfallen fol, der Enticheidung eines Schieds⸗ 
gericht3. Weber die Art der Beitellung deſſelben ift bereit8 oben, bei Gelegen⸗ 
beit der Darftellung der Beitimmungen, nach welchen der Hof abzufchägen ift, 
gehandelt worden. 

Ein Schiedsgeriht wird auch von dem für die Pertinenzgüter erlafjenen 
braunfchweigifchen Geſetz für eine Reihe von Streitfällen in Ausficht genommen. 

Dem für Braunfchweig gegebenen Beifpiele ift nur die weſtphäliſche 
Tandgüterordnung?) gefolgt, indem fie die aus der Landgüterordnung 
entftehenden Streitigleiten ebenfalls durch Schiedsrichter entjcheiden Läßt. 

Die Schiedsrichter müflen mit einer zum Betriebe der Land⸗ oder Forft 
wirtbichaft beftimmten Befigung, welche mindeften® einen Grundftenerreinertrag 
von 75 Mark bat, in dem Regierungsbezirke, in welchem das Nachlaßgut liegt, 
angeſeſſen fein. 

Der jchiedsrichterlihen Entfcheidung unterliegen nach der weſtphäliſchen 
Landgüterordnung Streitigkeiten: über die Teftitellung der Taxe und der 
Zahlungsfriften, über die Verzinſung der Abfindungen und über die &e 
währung des Unterhalt auf dem Landgute. Auf das jchiebsrichterlicde Ver⸗ 
fahren finden die Beſtimmungen des zehnten Buchs der Civilproceßordnung 
entiprechende Anmendung. 

Das Schiedsgericht hat in allen demielben unterworfenen Streitigfeiten, 
mit Ausnahme nur derjenigen über die Feitftellung der Tare, nach billigem Er⸗ 
mefjen mit Berüdfichtigung einerjeit8 der Leiſtungsfähigkeit des Gutsübernehmers 
nr andererſeits des Bebürfniffes des Abzufindenden, feine Entfcheidungen zu 

en. 


294) Braunichw. Gel. v. 1874 8 12. Braunſchw. Gel. v. 1858 88 32, 3. 
295) —— — won chw. Gef s$ 
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Q. Gutsübergabe unter Lebenden. 


Einige der neueren Anerbenrechtsgefege gedenken der Möglichkeit, daß 
die Höfe oder Landgüter, alter Bauernfitte gemäß, bereit3 bei Lebzeiten 
ihrer Eigenthümer von denſelben einem ihrer Kinder übergeben werden, be⸗ 
Ihränten fi) aber meift darauf, für diefe Art der Rechtsgeſchäfte eine beſtimmte 
Form zu verlangen 29°), 

Rur da8 ſchaumburg⸗-lippeſche Gejeg??T) ift bei Regelung der 
Uebergabeverträge ausführlicher, als die übrigen Gefehe, indem es die. Hofes⸗ 
ubergabe unter Lebenden fpeziell normirt. 





2%) Oldenb. Gel. A. 13. Lübeck. Gel. U. 11. Brem. Gef. 22. Braunſchw. 
Sl. 18. nnov. Gel. 24. Lauenb. Gef. 23. 
297) umb.⸗Lipp. Geſ. 70-75. 


XI. 
Schlußergebnißz. 


Zum Schluſſe bleibt uns noch übrig, die Frage zu beantworten, ob das 
in den beiden legten Abſchnitten feſtgeſtellte Reſultat ber jüngſten Gefek- 
gebung bereits als das legte Ziel der für den ländlichen Grundbefig in Angriff 
genommenen Erbrechtsform anzujehen ift oder nicht. 

Bu diefem Zwecke wollen wir einen flüchtigen Blid auf den in dieſer 
Arbeit bisher zurücdgelegten Weg werfen. 

Wir befchritten denfelben, indem wir einen Weberblid über die gegenwärtig 
im Deutfchen Neiche beftehende Bertheilung des Ländlichen Grundeigenthums zu 
gewinnen fuchten. Um ung innerhalb der verwirrenden Mannigfaltigfeit der 
deutſchen Grundeigenthumsverhältniffe zu orientiren, führten wir dieſelben auf 
eine Anzahl allgemeiner Vertheilungstypen zurüd. 

Als ſolche traten uns entgegen: 

1) da8 Vorwiegen des großen Grundeigenthums auf vielen Streden des 
deutſchen Nordoften und theilweiſe auch zerftreut unter anderen Typen der 
Orundbefigvertheilung in den übrigen Theilen des Deutfchen Weich, wobei wir 
zugleich ftellenweife auf die Ausartung der großen Güter in Latifundien fließen. 

2) Das entgegengejegte Bild zeigte uns ein Theil des ſüdlichen, füdweſt⸗ 
lien und mittleren Deutfchland, indem wir bier den Kleinbeſitz prävaliren und 
zum Theil die Tendenz zu Zwerggüterbildung bervortreten fanden. 


3) Auf weiten Streden des Norbiveften und Sudoften zeigte ſich fodann 


ein Uebermwiegen des großen und mittleren bäuerlichen Grundeigenthums vor 
dem großen und Heinen Grundeigenthume. 

Bei der an diefe Darftellung anknüpfenden Beurtheilung der verfchiedenen 
Vertheilungstypen gelangten wir zu dem Nefultate, daß die Grundeigenthums- 
vertheilung den Anforderungen einer gejunden Volkswirthſchafts⸗ und Social: 
politit am beiten dort entjpricht, wo eine joldhe Combination der Güter ver- 





jchiedener Größe befteht, daß das fpannfähige Bauerngut vorherrſcht umd Latie 


fundien ſowie Zmerggüter vollftändig ausgefchloffen find (Abſchn. I u. I). 


Indem wir fodann diejenigen Factoren zu ermitteln fuchten, welche, fei es | 
direct oder indirect, für die Örundeigenthumsvertheilung im Deutſchen Reiche 


maßgebend geweſen find, fanden wir, daß einen fehr hervorragenden Antbeil an 
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der Begründung des gegenwärtigen Zufſtandes das Erbrecht gehabt hat. Nament⸗ 
(ih in der Gegenwart, in der der Staat im Großen und Ganzen darauf ver- 
zihtet, die Grundeigenthumsvertheilung auf directe Weife zu beeinfluflen, ift 
das Erbrecht eins ber wenigen Mittel, durch welche der Staat indirect auf die 
Eigenthumsverhältniſſe einwirken kann (Abſchn. III). 

Nahden die Bedeutung des Erbrecht für die Vertheilung des Grunde 
eigenihums im Allgemeinen feftgeftellt worden war und ein kurzer geichichtlicher 
Abriß der Gefchichte des deutichen Erbrecht die focial-wirtbfchaftlihe Behand⸗ 
lung deö gegenwärtig in Geltung befindlichen Erbrechts eingeleitet hatte (Abfchn. IV), 
wandten wir und fpeziell der Beurtheilung derjenigen Einflüffe zu, welche von 
dem gemeinen und dem demfelben nachgebildeten Snteftaterbrechte auf die Grund» 
eigenthumsvertheilung ausgehen (Abfchn. V u. VI). 

Als Mafftab der Beurtdeilung diente uns die Fähigleit oder Unfähigkeit 
des Exrbrecht3, die im Ganzen geſunde Vertheilung des Grundeigenthums aud) 
für die Zukunft foweit zu erhalten, als nicht ausnahmsweiſe Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe für ihre Veränderung fprechen. | 

Die Erhaltung in diefem beſchränkten Sinne erjcheint aber wieder in 
demielben Grade gefihert, als es gelingt, dem Familienbeſitze eine gemifle 
Stabilität zu geben. 

Das Rejultat unferer Analyje des gemeinen Erbrechts war, daß daſſelbe 
naturnothwendig im Laufe ber Zeit zur BZerftüdelung des Grundeigenthums 
oder zur Ueberlaftung deſſelben mit Exbichaftsichulden und damit zum rajchen 
Beſitzwechſel der Familiengüter und endlich zur Wgglomeration des Grund» 
befiges führen muß. Diefes Refultat wird bier früher und dort fpäter eintreten, 
je nachdem die ländliche Bevölkerung ſich mehr oder minder fchnell vermehrt, 
je nachdem fie in der Lage ift, aus dem Boden Capitalien herauszumirtbichaften 
bez. ihr ſolche aus anderen Erwerbsquellen zufließen oder nicht, je nachdem der 
m den Familien der Grimdbefiger herrichende Geiſt gegen ben fchnellen Befitz⸗ 
wechſel kräftig zu reagiren weiß oder nicht u. f. w. 

Diefe Reaction erfolgt namentlich im Wege der Auseinanderfegung unter 
den Erben, indem diefe das zum Nachlaſſe gehörige Gut einem unter ſich zu 
einer mäßigen Tare zu überlaffen pflegen, oder im Wege letztwilliger Verfügungen, 
durch welche der Exblaffer das Gut einem feiner Kinder zu einer mäßigen An⸗ 
nahmetare überläßt. 

Die Analyfe des gemeinen Erbrechts führte und dann naturgemäß zur Be⸗ 
handlung der in Dentichland geltenden Pflichttheilsſyſteme; ihr Nefultat war, 
daß das üfterreichifche und gemeine Erbrecht den lestwilligen Verfügungen die 
geringften, daS preußifche Landrecht und der Code civil dagegen "die größten 
materiellen Hemmnifje entgegen ftellen. 

Gegen das beftehende Pflichttheilsrecht macht fi) nun in der Gegenwart 
eine doppelte Reaction geltend. 

An den St. Simonismus anfnüpfend wollen die Einen neben dem Pflicht- 
iheilgrechte der Blutsverwandten noch ein folches des Staats, der Gemeinde 
oder Gefellichaft begründen. Indem fie damit naturgemäß denjenigen Theil des 
Nachlaſſes, über den der Erblaffer gegenwärtig frei verfügen kann, in Zukunft 
noch mehr einengen, würden fie der legtwilligen Verfügung einen Theil jener 
Kraft nehmen, die biöher von ihr im Sinne der Erhaltung des Grundbefiges 





464 A. von Miaskowski. 


in der Familie und damit der Conſervirung der beftehenden Grundeigenthums- 
vertbeilung ausgegangen iſt. 

Damit die legtwillige Verfügung dieſem letzteren Zwecke in Zukunft beſſer 
dienen Tönne al3 bisher, will eine zweite Reihe von Borfchlägen das Pflicht. 
theilsrecht entweder vollftändig befeitigen oder‘ doch erheblich einjchränten. Bon 
dem gefunden Familienſinne unſeres Boll3, von der Liebe der Eltern zu ihren 
Kindern und ber Kinder zu ihren Eltern, wird dann erwartet, daß es der 
zwingenden Gebote (Pflichttheile) zu ihrer Bethätigung im Erbwege nicht bes 
Dürfen werde. 

Wir haben mit fpezieller Rüdficht auf die Erhaltung des Familienbefiges 
die Beftrebungen der erfteren Art in demjelben Grade mißbilligt, als wir den 
auf die Begründung der Xeftirfreiheit gerichteten Poftulaten zuzuftimmen vers 
morchten!), wenngleich wir uns nicht verhehlten, daß das aus dem römijcen 
Rechte ftammende Pflichttheilsrecht in das beutiche Nechtsbewußtfein hinein ge 
wachſen ſei und es daher fchwer fallen dürfte, dafjelbe vollftändig zu befeitigen. 
Leichter ſchon würde eine Einengung des Pflichttheilsrechts und eine Erweiterung 
der XTeftirbefugnig des Erblaſſers durchzuführen fen. Wit einer folden 
baben es denn auch bereitS eine größere Anzahl von Juriſten einverftanden 
erflärt ?). 

Indeß find Erbfchaftsaugeinanderfegungen und letztwillige Verfügungen 
felbft bei ermeiterter Teftirbefugniß auf die Dauer doch nur wenig wirkſame 
Mittel, um den Grundbefig ungetheilt in der Yamilie zu erhalten, wenn das 


1) Einen beredten Vertreter bat der Gedanke ber vollen Teſtirfreiheit nener- 
dings in dem Freiherrn ee efunben, ber im beutichen Land» 
wirthichaftzrath (Februar 1882) folgenden, von m felbft dann zu Gunften de 
weiter unten zu erwähnenden Antrags bes Freiherrn von Getto -Reichertähanien 
Aue EEOedoBenen Antrag geftellt hat: „Der beutf 

efolution faſſen und jeinen Vorſtand beauftragen, biefelbe mit dem Erfuchen an 
die Reichsregierung gelangen zu laſſen, daß fie, joweit nöthig, der Commilfion für 
Bearbeitung des deutichen Civilrechts zur Begutachtung mitgetheilt werde: Für ben 
aus land» und forſtwirthſchaftlich benußten Grundſtücken beftehenden Nachlaß empfiehlt 
I die Einführung ber abjoluten Zeftirfreiheit nach dem Maße bes engliid”amerita- 
niſchen Erbrechts ohne Pflichttheilsrechte. Zu erwägen wäre, ob es geboten erſcheint, 
u ber lebteren den bedürftigen Abkömmlingen, Ehegatten und Afcendenten ein 

echt auf Alimente zu — Ab intestato ſoll ein ſolcher Nachlaß ſtets an 


einen Erben gelangen (Anerbenrecht). Die Ordnung des den übrigen Inteſtaterben 


zuftehenden Rechts auf Abfindungen ift ber en anBeheharbung, s Ga oc 
ahrg. 


u überlafſen.“ Archiv des deutſchen Landwirthſchaftsraths, 8. 
——— ———— 


2) In dieſem Sinne haben fich auch bie meiſten ber über bie erſte Abtheilung dieſer 
Arbeit laut gewordenen Stimmen, zu denen ich die beſonders ſchwer wiegenden be 
Prof. Degenkolb in Tübingen und bes Oberbürgermeifters Miquel in Frankfurt a. R. 
rechne, auögejprochen. Leßterer äußerte ſich in ber Generalverfammlung bed Vereins 
für Socialpolitit vom 9. October 1882 folgendermaßen: „Ich bin nicht für eine gäny 


liche Aufhebung des Pflichttheilsrechts und zwar nad) meiner ganzen Auffarung 


besiegen nicht, weil ich bie Aufhebung des Pflichttheilsxecht3 für den Zweck, ben 
wir Hier verfolgen, nicht für nothwendig erachte, dann aber auch nicht geneigt bin, 
an ber gejammten Entwidelung und einer tief im Volke vorhandenen 
an 


Degentolb bei. Bol. den ftenographiichen Bericht über die Verhandlungen ber 


Generalverfammlung des Vereins für Socialpolitit vom 9. October 1882, S. 4,4. 


Landwirthſchaftsrath wolle folgende 


echts. 
chauung eine ſolche Maßregel zu treffen.“ Dieſem Urtheile ſtimmte auch Prof. 
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Inteſtaterbrecht auf die gleiche Naturale oder Civiltheilung bes Immobiliarnach⸗ 
laſſes, in legterem Falle unter Zugrundelegung des Verkehrswerths, hindrängt. 

Unfere gegenwärtige Grundeigenthumsvertheilung würde daher ein von dem 
wirtlichen fehr verfchiedenes Bild aufmeifen, wenn die ländlichen Grundbefiger 
während der legten Jahrhunderte allein auf die beiden oben genannten, auf die 
Poralyfirung der Anwendung des gemeinen Inteſtaterbrechts gerichteten Hilfs- 
mittel befchränft gemejen wären. Glüdlicherweife wurde der Zuftand der Grund- 
eigenthumsvertheilung, wie er fi) am Schluffe des Mittelalters feftgeftellt Hatte, 
dur die Agrarverfaffung de3 ancien regime, zu deren Beftandtheilen auf dem 
Gebiete des Erbrechts eine Reihe fonderrechtliche Inſtitute gehörte, in den meiften 
deutiheu Staaten bis in den Anfang oder die Mitte unſeres Jahrhunderts, ja 
in einzelnen derſelben bis auf unfere Tage auf das Wirkfamfte gefchügt. 

Zu diefen Sonderrechten gehört die Exbfolge der Lehn- und Stammgüter, 
die wir in Anbetracht ihrer geringen Bedeutung für die Gegenwart nicht weiter 
berüdfichtigt haben. Zu denfelben gehört aber auch das Familienfideicommiß 
mit feiner eigenartigen Succeffionsordnung und die über einen großen Theil des 
deutichen Gebiets verbreitete theild dem gejchriebenen Rechte, theils dem Ge⸗ 
wohnheitsrechte angehörige finguläre Art der Vererbung des bäuerlichen Grund- 
befiges. In den Abfchnitten VII und IX haben wir diefe die Anwendung des 
gemeinen Erbrechts aufhaltenden Bildungen ihrer rechtlichen Geftalt wie ihrer 
tbatfächlichen Ausdehnung nach dargeftellt. 

Die an die Darftellung des Familienfideicommiffes anfnüpfende ſocial⸗ 
wirthſchaftliche Analyje diefes Inſtituts ergab, daß daflelbe den Familienbefig 
in der denkbar wirkſamſten Weife ſchützt. Zugleich fteigert e8 aber die ungefunde 
Vertheilung des Grundeigenthums, mo diejelbe fich einzuftellen beginnt, erheblich. 
Auch Tonnen fi) mit dem amilienfideicommiffe in der Gegenwart nicht uner⸗ 
hebliche andere volkswirthſchaftliche und focialpolitifche Nachtheile verbinden. 

Wir gelangten daher zu dem Nefultat, dag die Erhaltung des Familien» 
fideicommiſſes nur dann berechtigt erfcheine, wenn auch für den übrigen, nament- 
Iih den mittleren Grundbefig ein denjelben in ähnlicher Weiſe ſchützendes Inftitut 
geihaffen wird, da fonft naturgemäß der meniger gefchüßte mittlere Beſitz der 
auflöfenden Wirkung des gemeinen Exbrecht3 verfallen muß, mährend der 
größere Grundbefig vor diefem Schidjal durch feine fideicommiſſariſche Vincu⸗ 
[rung bereit3 geichügt ift oder durch die Errichtung von Fideicommiffen doch 
leicht gefchügt werden kann. 

Antnüpfend an das Familienfldeicommiß haben wir fodann der von 
mehreren Staaten unternommenen Verſuche gedacht, dieſes Inſtitut in der ab⸗ 
geihwächten Form des landwirthichaftlichen Erbgut3 auf den bäuerlichen Grund- 
befig zu übertragen (Abfchn. VIII). 

Da dieſe von der Gejeggebung gegebene Anregung auf da8 entjchiedene 
Biderftreben des Bauernftandes geftoßen ift, jo muß der Verjuch, das Familien- 
fideicommiß auf den bäuerlichen Grundbefig zu übertragen, als gefcheitert an« 
geiehen werden. 

Bill man alle Kategorien de8 Grundbeſitzes dennoch den gleichen erb- 
rechtlichen Beſtimmungen unterwerfen, fo bleibt nichtS anderes übrig, als das 
damilienfideicommiß zu befeitigen oder doc dem gemeinen Erbrechte weſentlich 
anzunäbern. 


Schriften XIV. — v. Miaskowski, Grundeigenthumsvertheilung. II. 30 
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Zur Beflrwortung einer ſolchen Maßregel fünnten wir und aber erft dam 
entfchließen, wenn für das ländliche Grundeigenthbum ein feiner ſocialwirthſchaft· 
lichen Natur befler angepaßtes Erbrecht, als daS gemeine und daS demſelben 
nachgebildete Erbrecht geichaffen fein wird. | 

Da die Geichichte ſich ebenſo wenig wie die Natur ſprungweiſe entmidelt, 
fo mußten wir ung nach den Keimen .für eine ſolche Neugeftaltung des Erbrechts 
in der Vergangenheit defielben umfehen. 

In dem Lehn- und Stammgutsfyftem waren diefelben nicht zu finden, weil 
die Erbfolge diefer Inſtitute mit diefen felbft feine Wurzeln in der Gegenwart 
mehr befist und als abgeftorben anzujehen ift. 

Somit blieb nur da8 bäuerlihe Erbrecht übrig, das wir dann auf fene 
Entwidelungsfähigteit und Webertragbarkeit auf den gejammten land» und forft- 
wirthichaftlich benusten Grundbefig unterfucht haben (Abjchn. X, 1). 

Tiefer Unterfuhung fchidten wir eine ausführliche Darftelung der Akt, 
wie fich der bäuerliche Grundbefig vor der jüngften Erbrechtsreform zu vererben 
pflegte, voraus (Abſchn. IX). Aus der GStatiftit des bäuerlichen Erbrechts 
und der bäuerlichen Vererbungsfitte ergab fich, daß die Anwendung des gemeinen 
Erbrecht3 zwar noch immer von einem großen Theile des bäuerlichen Grund⸗ 
befige8 ausgeſchloſſen ift, daß diefelbe in der legten Zeit aber doch erhebliche 
Fortichritte gemacht hat. 

Die Inſtitute, welche diefe das bäuerlihe Grundeigenthum vor den Ein⸗ 
flüffen des gemeinen Erbrecht? ſchützende Function ausüben, find hauptſächlich 
der Gutsübertragungsvertrag und dag Anerbenrecht. 

Es ift nun in früheren Jahrzehnten von verjchiedener Seite der Verſuch 
gemacht worden, den Gutsübertragungsverträgen in Zukunft eine noch größere 
Berbreitung zu geben, indem man ihren Abſchluß möglichft zu erleichtern und 
zu begünftigen vorgefchlagen hat. Dadurch hoffte man die ungünftigen Einfläfle 
des gemeinen Erbrechts auf die Grundbefigvertheilung paralyfiren zu können. 

Abgefehen davon, daß diefe Erwartung eine zu optimiftifche jein dürfte, da 
eine ſolche den Normen des geltenden Inteſtaterbrechts und der ganzen Richtung 
der Zeit nicht entiprechende Sitte fih auf die Dauer nicht erhalten laflen 
wird, find die Gutsibertragungsverträge auch mit fo großen volkswirthſchaft⸗ 
lichen und fittlihen Mängeln vertnüpft, daß die Erhaltung derfelben, jelbit 
wenn fie möglich wäre, nicht einmal wünſchenswerth erfcheint. _ 

Es bleibt demnach nur das Anerbenrecdht übrig. Die oben erwähnte Statiftil 
zeigt, daß daſſelbe noch auf weiten Streden Deutichlands, namentlich im Nord- 
weiten und Südoften, große Verbreitung hat. Freilich hat ſich daflelbe in feiner 
urfprünglichen Geftalt al3 ausſchließliches Zmangserbrecht eines der Erben dei 
ländlichen Grundbefiger8 in den Hof, verbunden mit der Verpflichtung, feinen 
Geſchwiſtern mäßige Abfindungen zulommen zu lafjen, gegenwärtig nur noch in 
einigen heilen Schlemig - Holfteing, Kurheſſens und Bayerns, ferner ın 
Medlenburg, Walded, Schaumburg-Lippe u. |. w. erhalten. 

In dem größten Theile feines gegenwärtigen Anwendungsgebiets dagegen 
bat das Anerbenrecht feit dem Jahre 1870 eine durchgreifende Umbildung er- 
— dieſen neuen Geſetzgebungsverſuchen beſchäftigt ſich der Abſchnitt 

‚2 und 3, 
Die weſentlichſte Veränderung, welche das ältere Anerbenrecht durch die 
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nenere fich auf Oldenburg, das bremifche Landgebiet, Braunichweig, Tauenburg, 
die preußifchen Provinzen Hannover, Weftphalen, Brandenburg und Schlefien 
beziehende Geſetzgebung erfahren hat, befteht darin, daß das neuere Anerbenrecht 
mit den Grundjägen der modernen freiheitlichen Agrarverfaſſung und der Rechts» 
gleihheit in Einflang gebracht worden if. Im Gegenfag zu früher ift die 
Dispofttionsfreiheit des Anerben gegenwärtig auf das Sorgfältigfte gewahrt und 
bat das Anerbenrecht feinen Zwangscharakter eingebüßt. Auch ift der Anerbe 
nicht mehr alleiniger Exbe in den Grundbeſitz, ſondern nur ein vor feinen Mit- 
erben bevorzugter Diterbe , dem allerdings das Eigentbum an dem Hofe, nicht 
aber auch der Werth deſſelben ausſchließlich zufält. Wie die Bevorzugung 
deflelben nur den Zmed bat, den grundbefigenden Familien die ungetheilte und 
nicht allzufehr befchwerte Erhaltung ihres Grundbefiges zu ermöglichen, fo hat die 
Bevorzugung auch durch diefen Gefichtspunkt ihr. feſtes Maß und ihre Grenze 
erhalten. Diefe Bevorzugung ift nach einigen der neueren Gefege nur in einer 
niedrigen Webernahmetare enthalten, während eine Reihe anderer Gejege dem An⸗ 
erden ausdrücklich ein praecipuum gewähren. Sn beiden Fällen aber wird der 
Tare nicht der Verkehrs⸗ fondern der Ertragswerth des Grundftüds zu Grumde 
gelegt. Ein weiterer Unterfchied zmwifchen dem älteren und neueren Anerbenrecht 
befteht darin, daß während früher die Bauerngüter ab intestato nach Anerbenredht 
vererbt wurden, in der Gegenwart in der größten Zahl derjenigen Gebiete, für 
die die neueren Höfegejege und Landgüterordnungen gelten, die Anwendung des 
Anerbenrecht3 auf den ländlichen Grundbeſitz abhängig gemadt ift von einem 
ausdrüdlichen Willensacte des Befigers (das fog. Syſtem der Höferolle gilt in 
Hannover , Lauenburg, Bremen, Oldenburg, Weftphalen , Brandenburg, 
Schleſien). Nur ausnahmsweiſe hat auch nach den neueren Gefegen das An⸗ 
erbenrecht. die Natur eines directen Inteſtaterbrechts beibehalten (Braunfchweig 
und Schaumburg-Lippe). Endlich befteht ein Hauptunterjchied zwiſchen dem älteren 
und neueren Anerbenrecht darin, daß das erftere feine Anwendung ausſchließ⸗ 
ih auf den bäuerlichen Grundbefig fand, während das Anerbenrecht nach den 
meiften neueren Geſetzen auf den gefammten land» und forftwirtbichaftlichen 
Grundbefitz — mit oder ohne Ausfhluß der ganz Meinen Güter, deren Erträge 
zur vollftändigen Ernährung und Beichäftigung einer Familie nicht ausreichen, — 
in Anwendung gebracht werden fanı (Hannover, Didenburg, Weftphalen, Branden- 
burg und Schleften). Nur ausnahmsweiſe, in Braunſchweig, Schaumburg⸗Lippe 
und Bremen, ift auch das neuere Anerbenrecht auf den bäuerlichen Grundbefig 
ft 


nt. 

Im Bergleid mit den Mängeln, die den Gutsübertragungsverträgen ans 
haften, find die Schattenfeiten des Anerbenrechts in denjenigen Gegenden, in 
denen die zu feiner Anwendung erforderlichen mirtbichaftlichen und politifchen 
Borausfegungen vorhanden find, verjchwindend gering. In einer genauen ſocial⸗ 
wirtäfchaftlichen Analyſe des Anerbenrechts haben wir gefucht dieſes Urtheil 
näber zu begründen und zugleich nachzuweiſen, daß das Anerbenrecht im Stande 
fei, die weitere Verbreitung der krankhaften Auswüchſe unferer im Ganzen 
geſunden Grundeigenthumsvertheilung aufzuhalten und im Bufammenhange mit 
einer Reihe von uns empfohlener Maßregeln vielleicht jogar die krankhaften 
Vildungen ſelbſt zu heilen. Zu dieſen Maßregeln rechnen wir insbejondere 
einerfeit3 die Aufhebung des Familienfideicommißinftitut3 und die Zerlegung der 

30* 


468 A. von Miaskowski. 


Domänen in Bauerngüter in ſolchen Gegenden, in denen der Bauernftand bereits 
verſchwunden ift oder doch im Verſchwinden begriffen ift, und andererfeits bie 
Arrondirung des parcellirten im &emenge liegenden Grundbeſitzes, ſowie ben 
Zuſammenkauf der fubhaltirten Zwerggüter zum Zwed der Bildung von leiftung 
fähigen Bauerngütern feitend de3 Staate8 und der Gemeinden. 

Ein auf die Geſchichte der neueren Anerbenrechtsgeſetzgebung gemorfener 
Rückblick (Abſchn. X, 2 u. 3) zeigt fodann, daß diefe ganze Bemegung nad 
keineswegs zum Stiüftande, gelhineige | denn zum Abfchluffe gelangt ıfl, — 
daß wir uns noch inmitten derſelben befinden. 

Ihren Urſprung hat dieſelbe zuerſt in den 20er und daun in den 40er 
Jahren in Preußen genommen. An der Spitze derſelben ſtand damals die 
Staatsregierung, welche die in den erſten beiden Jahrzehnten erfolgte Unter⸗ 
ftellung des bäuerlichen Grundbefiges unter da8 Erbrecht des gemeinen Rechts 
und des preußilchen allgemeinen Landrechts rüdgängig zu machen fuchte. Indeß 
ftieß fie damals in den öſtlichen Provinzen auf das entichiedene Widerftreben 
bes größten Theil der Provinziallandtage und in diefen namentlich auf den 
Widerfland des Bauernftandes. 

Nur in der Provinz Weſtphalen wurde in den 30er Jahren das Erperi⸗ 
ment der Wiederbelebung des Anerbenrechts gemacht — ein Berjuch, der in der 
Form verfehlt war und deshalb mißglüdte. 

In den 50er Jahren wechlelte die Staatöregierung dann ihren Standpuntt, 
indem fie fortan allen auf eine Abänderung des geltenden allgemeinen Yuteflat- 
erbrechts gerichteten Beitrebungen — melche jest meift von dem preußifcen 
Herrenhaufe ausgingen — entſchiedenen Widerjpruch entgegenſetzte und fich mır 
für die Provinz Weftphalen dazu verftand, nach Aufhebung des Anerbengeieges 
von 1836 gemwifje die Erhaltung des bäuerlichen Familienbefizes begünftigende 
Beitimmungen über die Taration der Nachlakgrundftüde und die Auseinander 
fegung unter den Miterben zu erlaflen. 

Auf dieſes Widerftreben der Staatsregierung ftießen auch die erften im den 
60er Jahren von der mittlerweile der preußifchen Monarchie eingegliederten 
Provinz Hannover unternonimenen Berjude, dad dort noch zu Recht beftchente, 
aber in den einzelnen Territorien, aus denen fi) das frühere Königreich 
Hannover zufammenjette, jehr verſchieden geftaltete und in der Praxis unſichet 
gewordene Anerbenrecht einer Reviſion und Confolidation zu unterwerfen. 


In Hannover und in einer Anzahl anderer dem Südweſten angehörigr 


Staaten, ebenio in Bayern hatte man nämlich — im Gegenſatz zu Premfen 
— mit der Befeitigung des gutSherrlich-bäuerlichen Nerus und der Begründung 
des freien bäuerlichen Grundeigenthums das legtere nicht zugleich auch dem 


allgemeinen Erbrechte unterworfen, fondern das bäuerliche Privatrecht überhaupt 


und die bäuerliche Erbfolge im Speziellen für die freigemordenen Höfe fortbe 
ftehen Laflen. Indem man bier auch für die Zukunft an dem Gedanken feſt⸗ 
bielt, daß der freigewwordene bäuerliche Grundbefig fehr wohl mit dem Anerben⸗ 


recht verträglich fei, durfte man doch die alte Form des Anerbenrechts, die 


vielfach noch die Spuren der mittlerweile befeitigten agrarifchen Zwangsordnung 
an fi trug, nicht länger fortbeitehen laffen. 

Diefer Zwieſpalt führte zunächſt im Fürftentbum Echaumburg-?ippe, dann 
auch im Herzogthum Oldenburg und im Fürſtenthum Lübed, ferner im Herzog 
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thum Braunſchweig und im bremiſchen Landgebiete zu einer Reform des An⸗ 
erbenrechts. 

Auch in Preußen gelang es der Ausdauer und Klugheit der hannoverſchen 
Vertreter im Jahre 1874 nach längeren Anſtrengungen ſowohl die Staats⸗ 
regierung als auch das preußiſche Herrenhaus und eine wenngleich nicht be—⸗ 
dentende Majorität des Abgeordnetenhauſes für den Erlaß eines für die Provinz 
Hannover beftimmten Höfegejeßes zu gewinnen. Freilich waren dem urfprüng« 
len Entwurfe des hannoverfchen Provinziallandtags die für eine gedeihliche 
Birffamfeit erforderlihen Spigen in den verfchiedenen Stadien, die berfelbe 
za durchlaufen hatte, abgebrochen worden. 

In ein weitered Stadium trat die Bewegung für eine Reform des Anerben« 
rechts im J. 1879 aus Anlaß einer von Weftphalen feitens des Vorfikenden 
des dortigen Bauernvereins, Freiherrn von Schorlemer-Alft, gegebenen Anregung. 
Dielelbe fand den Boden fomwohl bei der Staatsregierung wie beim preußifchen 
Landtage jest ungleich beifer vorbereitet, als die erfte hannoverſche Vorlage in 
den Jahren 1873 und 1874. 

Zugleich gelang es auch in dem bannoverfchen Höfegejege von 1874 die⸗ 
jenigen Beftimmungen wieder herzuftellen, die von den hannoverſchen Provinzial 
fäuden vorgelchlagen, aber in Berlin geftrichen worden waren. 

In raſcher Aufeinanderfolge kamen jegt eine hannoverſche Höfegefeg-Nopelle, 
jowie die für das Herzogtum Lauenburg und die Provinzen Weftphalen, 
Brandenburg und Schlefien beftinmten Randgitterordnungen zu Stande, während 
die Verhandlungen über den Erlaß ähnlicher Gefege für den Regierungsbezirk 
Kaffel, die Provinzen Schleswig-Holftein und Sachſen noch fchmeben. 

Diefen auf die Einführung, Erweiterung und Umgeftaltung des Anerben» 
rechts gerichteten Beftrebungen im Norden find neuerdings auch folche im Süden, 
namentlih in Bayern und Baden, ja über das Deutiche Neich hinaus in 
Oeſterreich gefolgt. 

Ueberbliden wir diefe neueren Geſetzgebungsverſuche, fo zeigt fi, daß fie 
alle einen Iocalen Charakter haben, d. h. für den ganzen Umfang einzelner 
fleinerer Staaten oder für einzelne Theile (Provinzen, Bezirke, Kreife) größerer 
Staaten beftimmt find und daß fie in den von ihnen adoptirten Grundlagen 
jomie in ihren einzelnen Beftimmungen zum Theil nicht unweſentlich von ein⸗ 
ander abweichen. 

Die größten Differenzen zeigen fi in folgenden Punkten der neueren 


e. 

Während ein Theil der Gejege (die für Baden, Waldeck, Medlenburg- 
Schwerin, Braunſchweig, Schaumburg-Tippe, ‚Bremen erlaflenen Gefege, das 
bannoveriche Höfegeſetz in feiner urfprünglichen Geftalt und der Gefegentwurf 
für die öfterreichifchen Erblande) das Anerbenrecht auf einen Theil des länd⸗ 
lichen Srundbefiges, nämlich den bäuerlichen Grundbefig beſchränkt, erftreden 
die neueften für das Herzogtum Oldenburg, das Fürftentbum Lübeck und die 
preußifchen Provinzen Hannover, Weltphalen, Brandenburg und Schlefien er- 
laſſenen Höfegefege und Landgüterordnungen daffelbe auf das gefammte land» 
und forftwirthichaftlich benutte Grundeigentum, mit Ausnahme nur der durch 
Lehen oder Yamilienfideicommifje vinculirten Güter, fowie mit oder ohne Aus⸗ 
nahme des ganz Kleinen Grundbefiges, 
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Ferner wird die Inteftaterbfolge nach den Anerbenrechtögejegen von Baden, 
Medlenburg- Schwerin, Waldeck, Braunfchweig, Schaumburg-Lippe und nad 
dem neueften öfterreichiichen Gefeßentwurfe fraft Gefeges wirkſam (Syftem de 
directen Inteſtaterbrechts), während ihre Anmendung in Hannover, Bremen, 
Oldenburg, Lauenburg, Weftphalen, Brandenburg und Schlefien von einem 
perfönlihen Willensacte des betreffenden Eigenthümers abhängig gemadjt if 
(Syſtem des indirecten Inteftaterbrecht3 oder der Höferolle). 

Eine weitere Verſchiedenheit zeigen die einzelnen Geſetze hinſichtlich der 
Tore, nach der die nach Anerbenrecht vererbten Grundftüde von dem Anerben 
übernommen werden müflen, und binfichtlic der Art, mie die Bevorzugung des 
Anerben erfolgt. Während nach einigen Belegen (Medienburg, Baden, WBalded, 
Hannover, Bremen, Tauenburg, Brannfchweig, Oldenburg) die Tare individuell 
für jedes Gut und jeden BVererbungsfall durch Sachverſtändige feitzuftellen if 
und dem Anerben ein Präcipuum (Voraus) eingeräumt ift, legen die neueren 
für Weftphalen, Brandenburg und Schlefien erlajjenen Gefete der Uebernahme⸗ 
tare ganz generell den Grundfteuerfatafterwerth (in Schlefien alternativ auch 
die Landichaftliche Tare) zu Grunde und liegt die Bevorzugung des Anerben 
lediglih in der niedrigen Annahmetaxe. Dur al’ dieſe Gefege iſt zugleich 
das gemeinrechtliche und das dem gemeinen Rechte nachgebildete Pflichttheilsredt 
des Miterben mehr oder minder eingejchränft worden. 

Es unterjcheiden fich fodann die neueren Geſetze unter einander noch dadımd), 
daß die einen den Anerben durd die Wahl der ſämmtlichen Erben, die anderen 
durch das Geſetz beftimmen laſſen. Im letzteren Fall wird bald der ältefte, bald 
der jüngfte unter mehreren gleichberechtigten Inteftaterben zur Inteſtaterbfolge 
berufen. Während ferner von einigen Gefegen num die Defcendenten des Erblafler? 
zur Anerbenrechtsfolge berufen werden, wird von anderen der Kreis der nah 
diefem fingulären Erbrechte zur Succeffion Berufenen auch anf die Afcendenten 
und Gollateralen ausgedehnt. Nach allen neueren Gejegen hat indek der Ext» 
lajier das Recht den durch das Geſetz beftimmten Anerben durch einen anderen 
zu erfegen, fo daß die gefegliche Regelung nur fubfidiäre Bedeutung hat. 

Eine Reihe mehr untergeordneter Differenzpunfte der neueren Geſetzgebung 
übergehen wir an diefer Stelle. 

Trog diefer Differenzen im Einzelnen tritt in den neueren Geſetzen aber 
doch entichieden eine Ausgleichungstendenz hervor. 

Nicht nur, daß mit Ausnahme einiger weniger Gefege (Walded, Schaumburg: 
Lippe, Medlenburg- Schwerin, badifcher Schwarzwald) in allen übrigen die vol 
Verkehrsfreiheit des Grundbefigers die VBorausjegung für daS Anerbenrecht bildet, 
und daß damit im Zufammenhange das ältere bäuerliche Recht, mit ausfchliek- 
liher Ausnahme des Anerbenrechts, befeitigt worden ift: es ift die Anwendung 
oder doch die Anwendbarkeit des neueren Anerbenrechts auch auf ſolche Gegenden 
und folche Güter ausgedehnt worden, fir die es bißher keine Geltung gehabt hat. 

Auch die Beftimmungen der einzelnen Geſetze über die Erbfolgeordnung, 
die Uebernahmetare und die Bevorzugung des Anerben, obgleich fie zwar gegen 
wärtig noch mehrfach von einander abmeichen, find doch im Vergleich zu früher 
viel einheitlicher geftaltet, indem die Differenzen nur beim Vergleich der für 
größere Gebiete geltenden Beitimmungen hervortreten, die Beftimmungen immer 
balb diefer Gebiete aber meift einheitlich geftaltet find. 
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Endlich iſt auch die juriſtiſche Conſtruction des Anerbenrechts der des 
gemeinen Rechts mehr angenähert worden, indem der Anerbe nach den neueren 
Geſetzen nicht mehr alleiniger Erbe mit Bezug auf das dem Anerbenrecht unter- 
worfene Gut, fondern nur ein unter mehreren Miterben bevorzugter Erbe ift, 
indem dieſes Gut ebenfo wie die übrigen Beſtandtheile des Nachlafies für die 
Schulden des Erblafiers haftet, und endlich, indem das Unerbenrecht nur ſub⸗ 
fidiäre Bedeutung hat und durch Verträge unter Lebenden, ſowie durch letzt⸗ 
willige Verfügungen und event. durch Löfchung des in die Höferolle eingetragenen 
Gat3 in feiner Anwendung auf den einzelnen Fall abgeändert oder vollftändig 
ausgeichloflen werden Tann. 

Indeß ericheinen uns die erwähnten gejeßgeberifchen Acte doch nur als 
Verſuche, um zu einer definitiven und dauernden Geftaltung des ländlichen 
Immobiliarerbrecht8 zu gelangen, indem fie im großen Ganzen den Charafter 
eines Erperiment3 an fich tragen. Dies gilt namentlih von den Beſtimmungen 
über die &utsübernahmetare und das Inſtitut der Höferolle. 

Andere Beflimmungen wiederum, mie 3.3. die über das Inventar und die 
ſonſtigen Gutöpertinenzen, die Verſorgung und Verpflegung der Geichwifter des 
Unerben u. |. w. tragen den Stempel ihres Uriprungs d. h. eines lediglich 
für den Bauernftand beflimmten Erbrechts noch jet, nach erweiterter Aus» 
dehnumg deflelben, deutlich an der Stirne und müflen in Zukunft den Bedürf- 
niffen der übrigen Etände befler angepaßt werben. 

Die Hauptaufgabe der künftigen Geleggebung wird aber darin beftehen, 
dad Anerbenrecht aus einem ausnahmsweiſe für eine Uebergangszeit zugelaflenen 
zu einem definitiv anerlaunten, aus einem fingulären Rechtsinftitut zu einem 
Beſtandtheile des allgemeinen Rechts zu machen. 

Denn auf gleihe Stufe mit der Exbfolgeordnung der Stamm- , Lehen- 
und Zidercommißgüter geftellt und nur particularrechtlich zugelafien, würde das 
Anerbenrecht den Charakter einer juriftifchen Antiquität und uriofität behalten 
und damit zugleich einftweilen geduldet, auf die Dauer aber auf den Ausfterbe- 
etat geſetzt jein. i 

Um dem Anerbenrecht die Gewähr der Dauer zu geben, muß die Anerben« 
rechtsfolge als gleichberechtigt mit der Erbfolge des allgemeinen Rechts im 
künftigen deutſchen bürgerlichen Geſetzbuche anerfannt werden. Anerkannt nämlich 
in dem Sinne, daß den einzelnen deutichen Gliederftaaten die Wahl freigeftellt 
wird, für das land und foritwirthfchaftlih benugte Grundeigenthum ihres 
ganzen Gebiet? oder eines Theil veflelben entweder das Anerbenrecht oder das 
für die Vererbung des aus Mobilien und ftädtifchen Immobilien beftehenden 
Nachlafſes beftimmte Erbrecht in Kraft zu jegen, 

Zu diefem Zwede müßte das Anerbenrecht wenigftens in feinen Grund⸗ 
zägen durch das deutiche bürgerliche Geſetzbuch geregelt werden, und zwar hätte 
diefe Regelung in doppelter Geftalt zu erfolgen: als directes Inteſtaterbrecht, 
als welches e8 mwahrjcheinlich in den meilten derjenigen Staaten und Staaten⸗ 
theile zur Anwendung gelangen würde, in denen e8 fchon gegenwärtig gilt, und 
als indirectes Inteſtaterbrecht (Syſtem der Höferolle), in welcher Geftalt es für 
das land⸗ und forftwirtbichaftlih benutzte Grundeigentbum eine8 Theil und 
vieleicht fogar aller derjenigen Länder und Landestheile zur Geltung gelangen 
fönnte, in denen daffelbe nicht bereits in der Geftalt des indirecten Inteſtat⸗ 
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erbrecht3 zur Anwendung gelangt ift. Da das Anerbenrecht in diejer leiten rein 
facultativen Geftalt die demfelben nicht adäquaten Rechtsüberzeugungen durchaus 
nicht verlegt, fo fann es in diefer Form ohne jeden Schaden, — wenngleich 
vielleicht auch ohne erheblichen Nugen, — allgemein in der von uns auf ©. 35 
der eriten Abtbeilung unferer Arbeit erwähnten Gruppe von Ländern, in denen 
die gleiche Raturaltheilung des Grundbefiges die Regel bildet, eingeführt werden. 

Parallel mit folder Regelung des Erbrechts würde das Pflichttheilsrecht 
in dem erften Fall für alles land» und forftwirthichaftlich benutzte Grundeigen⸗ 
thum, in dem zmeiten Fall nur für das ausdrüdlich in die Höferolle eingetragene 
zu befchränten und die Teſtirbefugniß entiprechend zu erweitern fein. 

Damit wäre die reichögejegliche Baſis gegeben, auf der fich die Landes⸗ 
gejeggebung dann weiter entmideln könnte. Und zwar würde das Anerbenrecht 
in der erften Gruppe von Ländern principiell al8 Regel anerfannt, in der 
zweiten jedoch nur als Ausnahme zugelafien. 

Der LTandesgefeggebung der einzelnen Staaten würde ſomit überlaflen fein, 
fih bezüglich der Bererbung ihres Ländlichen Grundbefiges entweder für das 
eine oder andere Syſtem zu entjcheiden oder auch beide Syſteme neben einander 
für —— genau unterſchiedene Theile ihres Geſammtgebietes zur Geltung 
zu bringen. 

Dieſelbe hätte ſodann auch die im deutſchen bürgerlichen Geſetzbuche ent⸗ 
haltenen allgemeinen Grundzüge des Anerbenrechts, entſprechend den ſpezifiſchen 
wirthſchaftlichen Bedürfniſſen ihrer Länder und den Rechtsanſchauungen und 
Sitten ihrer Bevoölkerung, für ihr Gebiet näher zu entwickeln. 

Aufgabe der zur Vorbereitung des deutfchen bürgerlichen Geſetzbuchs ein» 
gefegten Commilfion ſowie des Bundesraths und des deutſchen Reichstags 
würde es endlich ſein, zu erwägen, welche Punkte des Anerbenrechts bereits 
durch das Reichsgeſetzbuch zu regeln und welche der Regelung durch die Landes» 
gejeggebung vorzubehalten wären. 

Auf diefem Wege würde, dem allgemeinen Zuge der Zeit folgend, eine 
weitere Ausgleichung unter den bisher local außerordentlich verjchiedenen Rormen 
für größere Gebiete zu Stande fommen. 

Nach einer ſolchen Reform des Erbrecht mwäre dann auch die Möglichkeit 
gegeben, der Frage nach Aufhebung bez. Einfchräntung des Inſtituts der 
Tamilienfideicommiffe und Stammgüter näher zu treten. 

Ein ähnlicher Vorfchlag, wie der von uns für die Geitaltung des Erb: 
recht3 im deutſchen bürgerlichen Geſetzbuch gemachte, ift bereits vor einigen 
Jahren für die Behandlung des ehelichen Güterrecht3 von Prof. v. Roıh?) aus 
gegangen, und, wenn wir nicht falſch unterrichtet find, auch von der für die 
Bearbeitung des deutichen bürgerlichen Geſetzbuchs niedergefegten Commiſſion 
acceptirt worden. Auch auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts befindet fid 
eine Neihe von verfchiedenen Syſtemen (da8 Syſtem der allgemeinen Güter 
gemeinjchaft, der Errungenfchaftsgemeinfchaft, der Verwaltungsgemeinfchaft und 
bes Dotalrechts) in Geltung, die fich weder auf ein einziges Syſtem reduciren, 


3) P. v. Roth, Gutachten über die Frage: H; ed ausführbar, Das eheliche 
Güterreht durdy ein ‚einheitliches Geſetz in ganz Deu giand zu codificiren? in den 
Verhandlungen des 12. deutichen Juriſtentags S. 276 
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noch auch in das Verhältniß von Regel und Ausnahme bringen laſſen. „Die 
allgemeine Einführung der Gitergemeinfchaft, jo beißt e8 in dem vom Prof. 
v. Roth gemachten Vorſchlage, würde in dem betreffenden Wechtögebiete der 
Sütereinheit ebenfo unbequem empfunden werden und abftoßen, wie die Ein- 
führung der Gütereinheit in dem Rechtsgebiete der Gütergemeinſchaft Anftoß 
erregen würde. Berechtigt ift das Verlangen, daß größere zujammenhängende 
Nechtögebiete gefchaffen und im diefen die Meinen, theilweiſe zufälligen Ab» 
weihungen der einzelnen Güterordnungen befeitigt werden. Diejem berechtigten 
Berlangen aber ift genug geichehen, wenn man die beitehenden Güterordnungen 
in drei größere Gruppen codificirt." Es wäre für das Gebiet I die allgemeine 
Sütergemeinjchaft, für das Gebiet II die particuläre Gütergemeinſchaft und für 
da8 Gebiet III die Berwaltungsgemeinfchaft zu codificiven, alle particularrecht⸗ 
lihen Geftaltungen und alle Enclaven wären zu befeitigen und in jedem Rechts⸗ 
gebiete die Güterordnungen der beiden anderen Nechtögebiete als fubfidiär für 
die Eheverträge zu erklären, alfo das Princip des preußifchen Landrechts anzu« 
menden. Die mit jeder Neugeftaltung verbundene Unbequemlichleit würde da- 
durch zwar nicht ganz ausgeichloffen, aber fie würde doch jehr reducirt; und 
dabei wäre dem nächſten Bedürfniß genügt, das nicht eine völlig einheitliche 
Geſtaltung, fondern nur eine Befeitigung der Zerriffenheit der Gebiete fordert. 
Die Enclaven würden fi) dem neuen Rechtszuſtand leichter fügen, da es ihnen, 
al3 in benachbarten Orten in Uebung, nicht fremd ift.“ 

Wenn man von der Aufnahme, die der von mir für die Codification des 
Erbrecht gemachte analoge Vorſchlag bisher gefunden hat, auf die meiteren 
Schickſale dieſes Vorſchlags ſchließen darf, fo find die Ausfichten für denfelben 
niht ganz ungünftig. 

Den in diefem Schlußmworte formulirten Vorfchlag habe ich zuerft im Herbft 
1882 in einem der Generalverfammlung des Vereins für Socialpolitit ab» 
geftatteten Referate“) gemacht, und ſeitdem haben ſich bereit3 mehrere Stimmen 
in zuftinnmenden Sinne über denfelben vernehmen laffen. 

Für eine gemeinrechtliche Regelung des Anerbenrechts hat fi) zunächſt, wenn 
auch einigermaßen verclaufulirt, Prof. v. Inama-Sternegg d) auögefprochen. 

Demjelben Gedanken ijt ferner der neuerdings (Frühjahr 1884) dem 
öfterreichiichen Abgeordnetenhaufe zur Beſchlußfaſſung vorgelegte Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Einführung befonderer Erbtheilungsvorichriften für land» 
wirthſchaftliche Befigungen mittlerer Größe, gefolgt, inden: er die Grundzüge 
des bäuerlichen Erbrechts reichsgeſetzlich feftftelt, die nähere Entwidelnng und 
Ausführung dieſer Grundfäge dagegen der Landesgefepgebung der einzelnen 
Kronländer anheim giebt. 

Endlich hat der deutfche Landwirthichaftsrath im Februar 1884*%) nad 


— — — — —— 


4) A. v. Miaskowski, Referat über Grundeigenthumsvertheilung und Erbs 
‚ tehtöreform in Deutihland, in den Berhandlungen der am 9. October 1882 in 
| — 2 lee Generalverfammlung des Vereins für Socialpolitit, 
eipz S. 6 ff. 
MN) v. Inama⸗Sternegg, Zur Reform des Agrarrechts, in Grünhuts Zeit: 
ſchrijt für das Privat» und Öffentliche Recht der Gegenwart, Bd. 10 ©. 4 ff. 
e re es beutjchen Landwirthſchaftsraths, 8. Jahrg. 1884, Heft 2-7 ©. 181, 
u. 262. 
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einer eingehenden, durch Sachverftändniß und Objectivität ausgezeichneten Debatte 
folgenden fachlich mit meinem Vorſchlage übereinftimmenden Antrag de Freiherrn 
von Getto-NeichertShaufen mit großer Majorität zum Beichlufle erhoben: 

„Der deutfche Landwirthſchaftsrath beichliekt: die Regelung der Erbredit 
verhältniffe für den Iandwirthichaftlichen Grundbefiz ift in der Weile vorzu⸗ 
nehmen, daß das Princip des deutſchen Anerbenrechts ebenjo wie jenes be 
Pflichtiheilsrechts in der deutſchen Civilgefeßgebung zum Ausdruck gelangt und 
demgemäß dort, wo die Verhältniſſe es geftatten, durch die Particufargejetgebung 
eingeführt wird.” 

Diefer Refolution find von dem Antragfteller folgende beherzigenswerthe 
Worte vorausgefhidt worden: „Ich kann die Hoffnung nicht aufgeben, daß das 
Princip des Anerbenrecht3, al3 anerkannte Bedingung einer gelunden Boden 
vertheilung und der Erhaltung eines jederzeit böchft werthvollen ländlichen 
Mittelftandes auch im fünftigen deutichen Eivilgefegbuche ebenfo zum Ausdrud 
gelange, wie e8 in den deutſchen Landen mit hauptfächlicher Ausnahme der: 
jenigen, welche eine Zeit lang der Herrſchaft und dem Einfluffe der Fremden 
preißgegeben waren, in der Wirklichkeit unter dem Bauernftande noch größten» 
theil3 in Hebung ift. Jedenfalls würde dadurch einer Verwirrung der Rechts⸗ 
begriffe über da8 Grundeigenthum vorgebeugt, das gemeinſame Rechtsbewußtſein 
binfichtlich der öffentlichen Stellung des Grundbefiger® mächtig gehoben und 


der Werth, den die ganze Nation auf Erhaltung eines productiven Grundbefiges 


zu legen bat, die gebührende Anerkennung finden.“ „Wenn wir damit er 


reihen, daß derjenige Befiger, der das ganze Gut länger in der Hand gehabt 
bat, der die Verhältniffe des Guts genau kennen gelernt hat, der in Folge der 
Aufwendungen und Mühen, die er mit dem Gute gehabt bat, ein beftimmtes 
Intereſſe an der Erhaltung feines Befisthums hat, dem vorbeugen kann, daß 
die Intereſſen theilungs- und — wenn ih mich fo ausdrüden darf — hab» 


füchtiger Erben überwiegend bervortreten, fo glaube ich, find wir damit ſchon 


ein gutes Stüd vorwärts gelommen.“ 


Bevor ich die Feder aus der Hand lege, fei ed mir noch geftattet, mit 


einigen Worten des Urfprungs und der Geſchichte dieſer Arbeit zu gedenfen. 
Im Augenblid des Erfcheinens diefes zweiten Bandes find gerade 12 Jahre 
verfloflen, feit ih den Plan zu derfelben faßte. 


Bei Ausarbeitung meiner Habilitationsfchrift, welche die focialmirthicheft: 


liche Analyfe des Yamilienfideicommifjes zum Gegenftande hatte, wurde ich auf 


den engen Zufammenhang aufmerffam, der zwiſchen diefem Ynftitut und den 
übrigen fingulären Erbredtsinftituten einerfeit3 ſowie den geltenden Erbrecht 
bez. der mit demfelben nicht übereinftimmenden Bererbungsfitte und der Ver⸗ 
theilung des ländlichen Grundeigenthums andererfeit3 befteht. Bereits als die 
Normen des gemeinen und des demſelben nachgebildeten Erbrechts noch all. 


gemein al3 die für die Vererbung des land» und forftwirthichaftlich benutzten 


Grundeigenthums allein zuläffigen galten und die fingulären Erbrechtsbildungen 
fowie die dem gemeinen echte mideriprechende Vererbungsfitte als eine auf die 
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Dauer zu beſeitigende Anomalie angeſehen wurden, war mir die große Be— 
deutung des Anerbenrecht3 und der Gutsübertragungsverträge für die Erhaltung 
des Bauernftands Far geworden. 

Indeß war bei dem damaligen Buftande der Literatur eine gründliche 
Arbeit über dieſen Gegenftand nicht möglid. Denn es fehlte faft vollftändig 
an dem erforderlichen Material für eine Beurtheilung der rechtlichen und wirth⸗ 
Ihaftlihen Natur dieſes Inſtituts ſowie der thatfächlichen Verbreitung deſſelben. 

Ich mußte mir fomit theils durch Örtliche Umfrage, theil3 durch Correſpondenz, 
theil3 aus weit entlegenen Werfen die für den Unterbau meiner Arbeit noth⸗ 
wendigen Baufteine erit mühſam zufanmenfuchen. 

Und munderbar! während ich mitten in diefer Arbeit ftand, erfuhr die 
allgemeine Auffaffung über den Gegenſtand derfelben zuerft in den Streifen der 
Landwirthe, dann der Nationalölonomen, und fchließlich auch bei einem Theil 
der Berwaltungsbeamten, der Richter und Anwälte fowie der Volksvertreter 
einen vollftändigen Umſchwung. 

Zuerſt gelangte die Bedeutung der beftehenden Vererbungsſitte zu all» 
gemeinem Bewußtjein. Dann wurde das mißachtete gleichfam im Winfel ftehende 
und auf den Ausfterbeetat geſetzte Anerbenrechtsinftitut ans helle Tageslicht 
gezogen, um mit demfelben Wiederbelebungsverfuche anzuftellen. 

Am deutlichſten zeigte ſich diefer Umſchwung in den parlamentarifchen 
Kreifen während der verfchiedenen Stadien, welche das hannoverjche Höfegeſetz 
von den erften Anregungen zu demjelben bis zu den Novellen von 1880 und 
1884 zu durchlaufen gehabt hat. 

Parallel mit dem neu erwachten Intereſſe und mit dem vertieften Ver⸗ 
ſtändniß für die Bedentung diefer Reſte einer alten Erbrechtsordnung, die nur 
der Umbildung im Sinne und Geifte der modernen Wirthichaftsordnung im 
Allgemeinen und der freien Agramerfaffung im Speziellen bedürfen, um zu 
einem fehr mwejentlichen und nütlichen Beftandtheile unferes künftigen Rechts zu 
werden, ging dann die Herbeifchaffung de8 zur Berathung der Erbrechtsreform 
erforderlichen Materials. In kleineren mifjenfchaftlichen Arbeiten von dauern« 
dem Werthe und in furzlebigen Brojchüren, in den Motiven der Regierungs- 
vorlagen, in den Commiffionsberichten und Verhandlungen der ftändifchen 
Berfammlungen und in den Beiprechungen der Tagespreſſe thürmte fich jest 
ein reiches, ja überreiches Material auf. 

Hatte meine Arbeit anfangs unter dem Duellenmangel empfindlich zu 
leiden, fo fiellte fich ihrer Vollendung fpäter ein wahrer embarras de richesse 
entgegen. Und doch mußte ich wünſchen, den mir nach den fieben mageren 
Jahren in reichſter Fülle zufliegenden Stoff fo vollftändig wie möglich für meine - 
Arbeit zu benugen. Dadurch murde das Erſcheinen derjelben aber meit über 
die mir vom Berein für Eocialpolitit, der die Herausgabe der langer Hand 
geplanten Arbeit freundlihft übernommen hatte, geftedte Grenze hinausgeſchoben. 
Dur) dieſen Umftand mird aud eine gewiſſe Echmwerfälligkeit der Arbeit zu 
erklären und wenn möglich zu entjchuldigen fein. 

So übergebe ich denn meine Arbeit, deren Grundgedanfe und Plan längft 
vor der in die leuten Jahre fallenden Reform gefaßt war, erſt jest, nachdem 
meine Wünſche und Hoffnungen bereit zum Theil verwirklicht worden find, 
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der Oeffentlichkeit. Damit ift denn aus der beabfichtigten wirthſchafts⸗ und 
rechtspolitifchen Arbeit zum Theil eine mwirthichafte« und rechts geſchicht⸗ 
liche geworden. 

Aber freilih am legten Ziele find wir mit dem bisher durch die Exrbredti | 
reform Erreichten noch lange nicht. Vielmehr dürfte fürs Exfte nur eine Etappe 
zu diefem Ziele erreicht fein: eine Etappe, zu der der Weg, wie ich annehme, 
ſchwieriger zurüdzulegen war, als der Weg von diefer bis zum legten Ziele 
Möge es diefer Arbeit beichieden fein, die Erreichung des legteren zu fördern! 


2) 


Biezeride Hofbuchdruckerei. Stephan Beibel & Go. in Altenburg. 
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Vorwort. 


Das Beftreben, in großartigfter Weife die Arbeiterwerjicherung im 
Seutihen Reiche zu organijiren, läßt es angezeigt erjcheinen, die Entwicklung 
erielben in denjenigen unjerer Nachbarländer zu unterfuchen, welche, friiher 
‚die Reihe der Induſtrieſtaaten eingetreten, auch früher die uns heute 
enden Mißſtände empfinden und nad Mitteln der Abhülfe juchen 


bien. 

Im Folgenden habe ich den Verſuch gemacht, die Entftehung und Ent- 
lung der Arbeiterverjicherung in Frankreich nah an Ort ımd Stelle 
Fammeltem Duellemmaterial darzuftellen, und mich beitrebt, mit ver 
hjectwität, welche fremden Verhältniffen gegenüber möglich ift, nur That- 
pen wiederzugeben. Bei dem Mangel an Erfahrungen auf dem faum 
ı Angriff genommenen Gebiete des Arbeiterverficherungsmejens hoffe ich, 
daß auch diefer Feine Beitrag willfommen fein werde, und ich erfülle nur 
jeRe angenehme Pflicht, wenn ich allen Denen, welche mich bei der Be— 
erkeitung des ſpröden Stoffes unterjtütten, hiermit öffentlich meinen Danf 
mäpreche: insbefondere Herrn Prof. Dr. Yeris für die Anregung zum 
Studium der franzöfiichen Arbeiterverhältniffe, Herrn Prof. Dr. Brentano 
#7 feinen vielfachen freundlichen Rath bei Ausführung der vorliegenden 
Irheit, und der Verwaltung ſowohl der Straßburger Bibliothek, Herrn 
of. Dr. Barad und Dr. Ebrard, als auch der Bibliotheque Nationale 
ud der Bibliothef der Chambre de Commerce zu Paris für die Liberalität, 
Mt der mir die Benutzung der genannten Inſtitute erleichtert wurde. 













— 


Im Mai 1884. 


A. von der Oſten. 
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Einleitung. 


Bergeblih ſuchte Turgot im Sabre 1776 die verfnöcherten Formen der 
alten Induſtrieverfaſſung Frankreichs zu zerbreden. Im Februar hob er 
dur ein langes Edit mit umfafjendfter Begründung die alten Zünfte und 
Handelsgilder auf und erklärte, daß das Necht zu arbeiten nunmehr von Jeder⸗ 
mann frei anögeübt werden dürfe. Der Widerftand gegen eine ſolche Neuerung 
war jedoch fo groß, daß ſchon im Auguft nad Turgot's Sturze ein neues 
Erift Ludwig KV. die alten Korporationen wiederherftellte, 

Erft die franzöfiihe Revolution führte den Umſturz der bißherigen Ord⸗ 
du 


Die Zünfte und Gilden wurden mit dem 1. April 1791 für abgeichafft 
eflärt, und das Koalitionsverbot vom 14.—17. Juni ging fo weit, zu 
beftimmen, daß Bürger von gleihem Beruf und Gewerbe, Arbeitgeber und 
Arbeiter in ihren Berjammlungen keinen Vorftand mählen, über ihre angeblich 
gemeinfamen Intereſſen keine Beichlüffe faflen, unter keinerlei Vorwand oder 
vorm ihre Verbände wiederherftellen dürften; öffentliche Verfammlungen der 
Arbeiter follten ſogar ohne Weitere als aufrührerifche Bufammenrottungen 
behandelt werden. 

Die alten Verbände hatten aber doch, menn fie auch in vielen ihrer 
Gebräuche, Rechte und Beflimmungen von den Grundfägen ihrer guten Zeit 
abgewichen waren und den Anjchanungen der Nevolutionsjahre nicht mehr ent⸗ 
ſprachen, für ihre Mitglieder viel Gutes gehabt, und ihre Abfchaffung konnte 
denfelben nicht erwünscht fein. Die Meifter ſahen fi nun der freien Kon⸗ 
karrenz ausgeſetzt und hatten nicht mehr einen beflimmten, fichern Markt für 
ihre Produkte. Die Arbeiter verloren den ftarten Rüdhalt, den fie bisher an 
ihren @efellenverbänden und Brüderfchaften gehabt, insbefondere den Einfluß, 
den diefelben ihnen auf die Geftaltung der Xohnverhältniffe gewährt hatten, 
md die bisherige Unterftügung ihrer Genofjen auf der Wanderung, in Krank⸗ 
beit, Alter, Unglüd und Tod. est ftanden fie frei, aber auch ifolirt und 
daher ſchwach dem Arbeitgeber gegenüber und mußten diefe ihre Ohnmacht 
doppelt empfinden bei dem Mangel an Beichäftigung, welchen die allgemeine 
politiiche Lage veranlaßte. ES war jomit natürlih, daß die früheren Verbände 
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durch das Gefe nicht ohne Weiteres unterdrüdt werden konnten, fondern bald 
bier, bald da, offen oder verftedt, in dieſer oder jener Form wieder auftauchten 
und fi den geänderten Berhältniffen anzubequemen fuchten. | 

Da das Coalitionsverbot in dem Geje vom 22. Germinal XI (12. April 
1803) und dem Code Penal wiederholt wurde, jo mußten die Vereine, fobald 
fie in Thätigkeit traten und die Intereſſen ber Arbeiter den Arbeitgebern gegen- 
über mahrnahmen, mit den Behörden in Konflitt fommen. Verbände, welche 
die gewerbliche ntereifenvertretung eines beſtimmten Induſtriezweigs ober Hands 
werks bezwedten, entftanden daher nur im Geheimen und die früheren Cor⸗ 
porationen, zu deren Weſen dieje Seite der Berbandsthätigfeit gehörte, danerten 


auch nur im Geheimen fort. 


In Folge deſſen kamen Vereine auf zu dem an und für fich erlaubten 
Zweck, ihren Mitgliedern durch gegenjeitige Unterſtützung Hülfe in den Noth- 
fülen des Lebens zu gewähren. So konnte menigftend das eine Ziel ber 
früheren Gejellenverbände erreicht werden, welches in den religiöfen Brüder: 
haften, die ſchon lange in Arbeiterkreifen verbreitet waren, ſogar ala das 
hauptfächlichfte verfolgt worden war. Es entitanden von 1794 bi 1806 in 
Paris felbit 13 folcher Vereine, und in allen Induftrieflädten, in Lyon und 
Marjeille, Bordeaux, Lille, Grenoble nahmen fie einen bedeutenden Auficronng. 
Die Statiftit ift eine äußerſt unvollfländige: denn diejenigen Vereine, melde 
Arbeiter nur eines Gewerbes umfaßten, gaben gewöhnlich) auch Unterflägung 
bei Arbeitslofigkeit und wurden dann leicht nad) dem Coalitionsverbot ſtrafbet. 
Sie zogen es daher vor, möglichft wenig von fi) reden zu machen, und, mie 
die eigentlichen Coalitionsvereine (soci6tes de re&sistance) , ihre Eriftenz zu 
verheimlichen. 

Nöthig war die wenigftend bis 1808. Mit diefem Jahre beginnt die 
Regierung den Vereinen gegenüber einen andern Standpunkt einzunehmen und 
damit die guten Seiten ihrer Wirkfamfeit anzuerfennen. Man fängt an, aud 
rein profefftonelle Verbände nicht zu verhindern, wenn fie mur der Form wegen 
einige wenige, nicht dem betreffenden Gewerbe angehörige Elemente zuließen. 
Bis 1821 flieg die Zahl der Hülfgvereine in Paris auf 124; 1842 zählt 
man fogar 234 mit gegen 20,000 Mitgliedern. Um feinerlei Berdadit ze 
erweden, verficherten die profeffionellen Bereine vielfach in ihren Statuten, * 
„ſie in feiner Weiſe eine Corporation bilden, fondern das Geſetz von 1791 
treu befolgen und fi nur gegenfeitig helfen wollten“, In den Provinzen mar 
man von Anfang an profejfionellen Vereinen weniger jcharf entgegengetreten: 
fo finden fi) in Bordeaur feit Beginn des Jahrhunderts faft alle Gewerbe zit 
Hülfsvereinen ausgeſtattet, in Lyon entitanden von 1814 bis 1830 27 nem 
Bereine, in Marfeille zählte man 34 im Jahre 1821. 

Einen erheblichen Antheil an diefem Auffchwung hatte die Thätigkeit einiger 
Geſellſchaften, die fih die Ausbreitung der Hülfsvereine zum Ziel festen. a 
Paris wirkte fo die ſchon 1780 gegründete Societe philanthropique , meld 
gewiffermaßen die Oberaufſicht über die Parifer Vereine übernahm, ihre 
Statuten ordnete, Prämien für gute Verwaltung gab, Verträge mit Aerzten 
und Spitälern vermittelte, und überhaupt in jeder Weife ſich den Vereinen 
nützlich machte. In Marſeille wurde 1821 der „große Rath der Hülfspereine‘ 
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aus den einzelnen Präſidenten zuſammengeſetzt, welcher als Centralſtelle dienen 
follte und beſtimmt war, die Gründung neuer Vereine zu fördern, die beſtehenden 
in möglihft nahe Beziehungen zu bringen, und als oberſtes Schiedsgericht zu 
dienen. In Grenoble, Nantes, Rouen wurden ähnliche Einrichtungen getroffen. 

Am 10. April 1834 wurde ein bejchränfendes Vereinsgeſetz gegeben, 
welches jedoch den Wachsthun der Hülfsvereine keinen Abbruch that. Am 
Gegentheil wirkte die Beitimmung, daß Vereine, auch wenn fie in Seltionen 
von weniger als 20 Mitgliedern zerfallen und ſich nicht an beftimmten Tagen 
verfammeln,, nur mit obrigteitlicher Genehmigung beftehen dürfen, dahin, die 
Arbeiter zum Eintritt in die Hülfsvereine zu bemegen. Denn bisher batten 
fh Widerftandsvereine durch die eben erwähnten Maßnahmen, gegen die das 
Beleg Front macht, organiftren Fönnen, ohne durch ihre bloße Eriftenz gegen 
den Code Penal zu verftoßen; jest war das unmöglich gemacht. Und bei der 
Berathung des Gejeges erflärte die Regierung ausdrüdlich, daß fie der Bildung 
von Hülfsvereinen keine Hinderniffe in den Weg legen werde. 

In dem Zeitraum von 1830 bis 1848 wurden 1088 Vereine gegründet. 
Das Sparfaflengefeg vom 22. Juni 1845 erwähnt fie zum erften Male unter 
dem Titel ‚Societes de secours mutuels’ und im Jahre 1847 hatten 2056 
Bereine Einlagen im Gefammtbetrage von 5,720,220 Francs gemacht. 

Diefe Zahl, ebenfo wie die von 250 DBereinen mit 24,000 Mitgliedern 
für Paris im Jahre 1848, dürfte jedoch weit Hinter der Wirklichkeit zurüd. 
Bleiben. Denn einmal war auch für einen mit obrigfeitlicher Erlaubniß be 
ſtehenden Hülfsverein die Gefahr groß, dem Strafgeſetz zu verfallen, fobald er 
an ſtrikende Mitglieder Unterftügung gab, und deßwegen zogen es viele Vereine 
immer noch vor, im Geheimen zu vegetiren. Nindererfeit3 waren die Vereine 
den finanziellen Aufgaben, die fie fich festen, wegen der geringen Zahl ihrer 
Mitglieder und ihrer ſchlecht geregelten Verwaltung oft nuht gewachſen, und 
föften fich nach einiger Zeit der Blüthe wieder auf. Solche Bereine erfcheinen 
dam nicht mehr auf der Fifte des Jahres 1847. Es find 3. B. von 1803 
bis 1844 im Rouen 37 Bereine gegründet worden, von denen mur 13 das 
Jahr 1848 erreichten. Nur drei derfelben zählten 1848 mehr ald 100 Mit- 
glieder und unter diefen erreichte nur ein Verein 300. Im Departement der 
Gironde erreichte mur ein Fünftel der im Laufe des Jahrhunderts gegründeten 
Bereine da8 genannte Jahr und dieſe große Zahl der wieder verſchwundenen 
Vereine findet fich nicht mit aufgezählt. 

Der allgemein häufige Bufammenbruch der Vereine erregte die öffentliche 
Aufmerkſamkeit. Den Grund der Erfcheinung fand man hauptfſächlich darin, 
daß die Vereine, den früheren Ueberlieferungen getren, ihre Mitglieder in jeber 
Weiſe dauernd unterftügten, für deren Wittmen und Wailen Sorge trugen, 
md fi nicht darauf befchränften, bei vorübergehenden Krankheiten Hülfe zu 
leiften und für ein ordentliches Begräbniß zu forgen. So wünſchenswerth es 
für eine Krankenkaſſe ift, daß die Mitglieder nicht zu zahlreich feien, damit fie 
ſich auch perfönfich kennen, tröften und überwachen können, und fo wenig 
ſchwierig es den Genoffen werden mag, die zu den nur vorübergehenden Unter 
fügungen nöthigen Summen durch Umlagen aufzubringen, bei der Alters» 
verjorgung liegt die Sache ganz anderd. Hier muß auf Jahre hinaus vor- 
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gejehen werden, weil erſt dann die Ausgaben, aber jo plöglich und in folder 


Höhe kommen, daß eine Aufbringung derjelben durch Umlagen nicht möglich ift, 
fondern Jahre vorher mit dem Zurücklegen entjprechender Beträge begonnen 
werden muß. Hierzu befaßen die Arbeiter jedoch nicht die nöthigen Kenntuifle; 
es iſt ja die Berechnung der Beiträge nad) ZTodestafeln, die zwedmäßige und 


fihere Anlage bedeutender Kapitalien nothwendig. Und felbft unter Zugrunde⸗ 
legung von Todestafeln konnten die aufgeftellten Berechnungen wegen der Klein⸗ 
heit der Bereine, die allen Zufälligfeiten des Abfterbens den meiteften Spiel 
raum ließ, zu feinem fichern Refultate führen. Viele Vereine konnten demnach 


ihre Berfprechungen nicht halten und löften fih auf, wenn die Zeit heran kam, 


wo eine größere Zahl ihrer Mitglieder das Alter erreichten, mit dem fie in 
den Bezug der Alterörenten treten follten. Andere Bereine wieder, denen es 


gelungen war, ein gewiſſes Kapital zufammenzubringen, fanden dadurch ein 
Ende, daß eine Anzahl theilungsluftiger Mitglieder ſich durch Anmwerbung neuer, 
mit ihnen einverftandener Leute die Majorität verichafften, die Auflöfung des 
Vereins durchjegten und womöglich mehr nahmen, als fie je beigetragen hatten. 

Diefe Umftände führten dazu, den Wunſch rege zu machen, daß die 
Hiülfsvereine gejeglich beſonders geregelt würden, ihnen die dauernde Unter: 
ftügung arbeit3unfähiger Mitglieder abgenommen und eine allgemeine Alters 
rentenkaſſe für die arbeitenden Klaſſen gegründet werde. 

Der Gedanke war nicht neu. 

Mirabeau hatte in der erſten conftituirenden Berfammlung, als es ſich 
darım handelte, eine Tontine, die Caisse Lafarge, zu privilegiren, die Aus 
dehnung diefer Inftitutionen befürwortet und gefagt: „Sorgt dafür, daß auf 
der Lohn des Armen nicht ganz verzehrt wird, daß er einen Heinen Theil 
davon zurüdlege, der im Laufe der Zeit fich vermehrt, und dadurch allein 
werdet ihr die Hilfsquellen des Menſchengeſchlechts verdoppeln! Und wer 
zweifelt daran, daß die Arbeit des Mannesalters nicht auch den Greis ernähren 
kann?“ Die politiſchen Ereigniffe hatten diefe Beftrebungen in den Hintergrund 
gedrängt, die Regierungen den Gedanken nicht aufgegriffen, aber die Tontinen 
hatten immer größeren Aufſchwung genommen, und fi auch in Arbeiterkreiie 
verbreitet. Zu der Caisse Lafarge fam die Caisse du Pacte Social, die 
Caisse des employes et artisans und andere. Schließlich zählte man ın 
Paris allein über ein Dutzend folder Alterärentenfaflen, von denen manche zu 
den jchwindelhafteften Mißbräuchen griffen, um Klienten auzuloden. Sie über 
boten einander in ihren Verſprechungen. Das 160fache des Kapitals, fündigte 
eine Zontine an, zahle fie binnen vier Jahren. Und das ‚sans’ garantie de 
l’Etat wurde einem ‚sous’ möglichft ähnlich gedrudt. Die Regierung ſah fid 
ſchließlich genöthigt einzufchreiten, und durch ein Gejeg vom 13. Juni 1842 
wurden die Tontinen unter befondere ftaatliche Ueberwachung geftellt und ihnen 
die Anlage ihrer Gelder in Staatörenten auferlegt. 

Auch diefe Sadjlage trug dazu bei, die gejegliche Regelung ber Alter’ 
verficherung der arbeitenden Klaſſen als münfchenswerth ericheinen zu laflen; 
vielfach freilich Hatte fie auch die Anficht zur Folge, daß überhaupt die Alter 
verfiherung etwas fehr Unficheres und Verwerfliches fei, wie das aus den noch 
anzuführenden Debatten der Nationalverfjammlung hervortreten wird. 
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Der Plan einer allgemeinen AlterSrententaffe für ganz Frankreich mar 
feit 1844 belonders von einer freien Commiffton aufgenommen worden, welche 
Volowsti, Gasparin, Paſſy, Rodrigues und andere Sozialpolititer zu ihren 
Mitgliedern zählte und von dem Grafen Mole präfidirt wurde. Im Sabre 
1846 reichte diefe Commiſſion an den Yinanzminifter ein Memorandum ein, 
und die Regierung forderte Handels- und Gewerbekammern u. f. w. zu Abgabe 
isrer Meinung auf. Während der Generallandwirthfchaftsrath ſich gegen eine 
Regelung der Materie von Staatswegen ausſprach, mwünfchten der Generalrath 
des Handels fowohl wie der der Gewerbe, es möge eine Staatsfaffe für bie 
Arbeiter gefchaffen werden, bei der der Arbeiter unregelmäßige Einzahlungen 
mochen fönne und die gemachten durch Aufbören oder Unterbrechung der 
Zahlungen nicht verliere; die Hülfsvereine follten in befondere Beziehung zur 
Kafle treten können. 

Bei der Eröffnung der Kammern im Dezember 1847 kündigte der König 
in der Thronrede die Einbringung eines Gefegentwurf3 über die Anwendung 
der Sparkaffen zur Unterflügung der Arbeiter im Alter an und in ihrer 
Adrefie vom 14. Februar fprah die Kammer ihre Hoffnung aus, daß das 
Geſetz zu den günftigften Reſultaten führen werde, 

Die ausbrechende Revolution verhinderte die Vorlage des Entwurf und 
nahm zugleich, mit der Proclamirung der Berfammlungsfreiheit, die Schranfen 
weg, melde bisher die Ausbreitung der Hiülfsvereine erſchwert hatten. Bei 
dieſer Sachlage blieb e8 auch nach Erlaß des einſchränkenden Dekrets vom 
28. Juli über die Klubs, da dafjelbe für Wohlthätigkeitsgefellfchaften, und als 
ſolche betrachtete man die Hülfsvereine, feine Geltung hatte. So konnte denn 
ein miniſterielles Cirkular vom 31. Auguft die Präfelten anweiſen, ſich hinfort 
jeder Einmiſchung in die Angelegenheiten von Hülfsvereinen zu enthalten, bie 
nach den geltenden Geſetzen fich ohne obrigfeitliche Erlaubniß conftituiren dürften 
und nur Anzeige von ihren beabfichtigten Berfammlungen zu machen hätten, 

Während jo zunähft den Hülfsvereinen volle Freiheit gegeben wurde, 
murden die unter dem Königthum vorbereiteten Entwürfe zum Gegenftand ein- 
gehender Berathungen gemacht. 

Die am 4. Mai zufammengetretene conftituirende VBerfammlung nahm am 
10. Mai einen Antrag Wolowski's und anderer auf Anftellung einer Enquöte 
über die Lage der ländlichen und induftriellen Arbeiter an und mählte dazu 
eine Commiſſion von 36 Mitgliedern. Diefe Eommiffion wurde, als es fich 
am 13. Mai um die Bildung von ftändigen Commiſſionen verfchiedener Art 
handelte, zu einer 60er Commiffion ‚des travailleurs’ umgewandelt, indem man 
noch 24 Mitglieder aus 73, die ſich gemeldet hatten, hinzufügte. Am 17. Mai 
trat die Commiſſion zufanımen und bildete eine Anzahl von Untercommiffionen. 
Einer folden von 9 Mitgliedern wurde die Abfaffung von Projekten der 
Alters⸗ und Kranfenverforgung übertragen. 

Zunächſt nahm diefe, jegt als Comite du travail bezeichnete Commiſſion 
das unter dem Königthum ausgearbeitete Material vor, bald aber kamen auch) 
eine Reihe von Anträgen aus parlamentarifcher Initiative: viele derfelben waren 
nicht fehr praltifcher Natur, fo daß man fi) in der Commiffion eingehend nur 





6 Einleitung. 


mit zwei Entwürfen, den von Walded-Rouffeau am 10. Juni vorgelegten 
Projeft und dem von Rouveure am 9. Dezember geftellten Antrag auf Gründıng 
von Berjorgungsfafien beſchäftigte; am 19. Februar 1849 deponirte Ferrouillart 
old Berichterftatter der Commiffion eine umfangreiche Arbeit, bie ſchließlich in 
zwei Gejegentwürfen über Hülfsvereine und Altersrentenfafle "gipfelte, 

Che es jedoch zu einer erften Beratbung der Commiſſionsbeſchlüſſe lam, 
wurde die conftituirende Berfammlung aufgelöft und die Legislative trat an 
ihre Stelle. 

Am 28. Mai brachte bier Leſtiboudois Anträge auf Einführung einer 
obligatorifchen AlterSverficherung ein, am 2. Juni nahm Dufournel die Beichlüfle 
des Comit& du travail der conftituirenden Berfammlung wieder auf, und beide 
Entwürfe wurden ſchließlich einer Commiſſion überwiefen , in welcher Rouber, 
Dufournel, Melun, Benoift d'Azy und andere faßen. Eine Reihe utopiſtiſcher 
Vorſchläge, an denen es in der legißlativen Berjammlung fo wenig wie in der 
conftituirenden mangelte, wurden abgewiejen, obgleich die Berfammlung dafür 
3. B. den Vorwurf hinnehmen mußte, einen Widerftand zu leiften, wie ihn 
auch die Ideen eine Leibnig, Newton oder Spinoza gefunden hätten. Das 
fonnte man fi aber um fo eher gefallen laſſen, al3 am 6. Oktober Benoift 
d'Azy einen Bericht und Entwürfe niedergelegt hatte, die mit Hülfe von 
Männern ausgearbeitet waren, melde ſich theilmeife jchon feit 1844 in jeder 
den Gegenftand betreffenden Commifflon befunden hatten; Handelöfammern und 
gewerbliche SchiedSgerichte, landwirthſchaftliche und andere Geſellſchaften hatten 
die Vorjchläge begutachtet und die lettjährige Enquête hatte beachtenswerthe 
Anhaltspunkte gemährt. 

Dei der erften Berathung der Anträge am 12. November 1849 erklärte 
Dumas, feit dem 31. Oktober Handeld- und Aderbauminifter, daß das nme 
Cabinet feinerfeit8 Gefegentwürfe faft fertig habe und nur warte, welche Anfichten 
fi bei der gegenwärtigen Berathung in der Berfammlung geltend machen 
würden. Am 26. November brachte Dumas einen Gefegentwurf über die 
Gründung einer Alterärentenfaffe, am 11. Dezember einen foldyen über die 
Hülfsvereine ein, die beide der noch beftehenden Commiſſion überwiefen wurden 
und einen ergänzenden Bericht Benoift d’Azy’8 vom 18. Februar 1850 zur 
Folge hatten. Am 22. Januar hatte Thiers im Namen einer Commiſſion für 
die ° ffentliche Armenpflege einen Bericht über die den verichiedenen Projekten 
zur Negelung der Unterftügungen aller Art zu Grunde liegenden Prinzipien 
niedergelegt. | 

Auf Beſchluß der Verfammlung wurden die minifteriellen Anträge je drei 
Lefungen unterzogen: der Entwurf über die Alteröverforgung wurde am 8. März, 
12. und 18. Juni 1850 behandelt und unter dem legteren Datum das Gejetz 
betr. die Errichtung einer Altersrentenkafle unter Staatsgarantie erlafien. Die 
Lefungen des Geſetzes über die Hülfsvereine auf Gegenfeitigfeit erfolgten am 
8. März, 5. und 15. Juli und führten zu dem Geſetz über die Hülfsvereine 
von anerkannt Öffentlichen Nutzen. 

Nachdem aljo 1791 jede Bildung von Nrheitervereinen verboten 
waren zunächft im Geheimen und gegen das Gejeg unter dem Zwange 
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Nothwendigkeit gewerbliche Hülfsvereine entftanden. Bald nah Beginn des 
neuen Jahrhunderts wird die Bildung folder Vereine von der Regierung 
geftattet; das Intereſſe weiterer Kreife der Gejellichaft wendet ſich ihnen zu; 
ım Sabre 1834 wird ihr Nutzen öffentlich anerfannt. Und nun beginnt eine 
pofitivere Theilnahme des Staates und der Gefellihaft an der Entwidlung der 
aufblühenden Vereine: Beſondere geleglihe Normen werden außerhalb des 
allgemeinen Vereinsrechts für fie aufgeftellt, und die Alteröverforgung, die fie 
finanziell nicht durchführen fünnen, wird aus dem Rahmen der allgemeinen 
Vereinsthätigkeit ausgefchieden und in eigenthümlicher Weife zu erreichen 
verfucht. 

Wie im Einzelnen dieſes pofitive Eingreifen der Geſetzgebung erfolgte, iſt 
nun näher darzuftellen. 


Capitel L 


Entiiehung und Organifation der Altersrententafle. 
Da die verjchiedenen Entwürfe über die Einrichtung einer Altersrentenlaffe, 


wie oben furz angegeben wurde, mehreren Commiſſionen und Berfammlungen 


vorlagen, weiſen die Verhandlungen mehrfach Wiederholungen auf. Es möge 
deßwegen nicht ihr Verlauf im Einzelnen bier dargeftellt, fondern zufammen 
faflend gezeigt werden, welche Anfichten über die verfchiedenen Seiten des vor 
gelegten Problems laut wurden. 

Bor Allem mußte die Frage entichieden werden, ob die Verficherung der 
zmedmäßigfie Modus der Alteröverforgung fei. Denn die Vorfrage, ob ber 
Einzelne überhaupt für fein Alter Borjorge treffen müffe, war nicht zweifelhaft. 

Das Fundanıentalprinzip jeder Gefellichaft, fagte Thiers, ift, dag Jeder⸗ 
mann für feine und feiner Familie Bedürfniffe mit erworbenen oder über 
fommenen Hülfsmitteln einzuftehen hat. Er führte näher aus, daß der Dam 
fi felbft zu genügen, rau und Kinder zu ernähren und feinen Eltern die 
aufgewendeten Erziehungstoften durch kindliche Pflege wieder zu erſetzen hal. 
In demfelben Sinne heißt e8 in den einleitenden Artikeln der franzöfiiden 
Konititution, wie fie am 12. November 1848 proflamirt wurde: Die Bürger 
find gehalten, fich durch Arbeit ihre Eriftenzmittel zu verfchaffen und fich Hülfe⸗ 
quellen für die Zukunft vorforglih zurüdzulegen. 

Diefe Hülfgmittel zum Zmede der Altersverforgung zu ſammeln und zu 
bewahren, wurden zwei Syfteme einander gegenübergeftellt: das Spar⸗ und de} 
Verſicherungsſyſtem. 


1. Die Verſicherung als Form der Altersverſorgung. 


Diejenigen Mitglieder der franzöflichen Nationalverfammlung , melde die 
Gründung einer Altersrentenlaffe für die Arbeiter wünſchten, führten aus, wie bei 
der Verficherung der Zweck der Alteröverforgung einerfeits volkswirthſchafilich 
billiger erreicht werde, als beim Sparſyſtem, indem nicht für jeden, ſondem 
nur für fo viele geipart würde, als wirklich in ein hohes Lebensalter eintreten, 
und festen auseinander, wie andererfeit3 auch der Einzelne für fein Alter weniger 
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nrädzulegen brauche, da ihm, wenn er alt wird, die Zahlungen Anderer zu. 
vachten. Beim Verſicherungsſyſten ſei ferner die gemachte Einzahlung unmider« 
aflich für den gewollten Zweck dahingegeben und könne nicht, wie eine Spar» 
sflmeinzahlung, bei eintretenden vorübergehenden Bedürfnißfällen oder auch zur 
Bergeudung zurüdgezogen werben. Und fei auf biefe Weile eine Alterdrente 
ms eigener Kraft erworben, fo fei das ein Ergebniß, welches die günftigften 
soralifchen Wirkungen durch Hebung des Selbftbemußtfeins und der Selbit« 
Khtung der Arbeiter haben werde. 

Gegen diefe Ausführungen wendete man namentlich ein, es fei unmoralifch, 
x der Mann nur für fich felbit forge und nicht an feine Familie denke. 
ber Hauptvertreter dieſer Anſicht war Thiers, welcher ſagte: Die Einzahlung 
ki einer Altersrentenkaſſe ſei eine nur perfönliche, egoiſtiſche Handlung, die 
en nicht ermutbigen dürfe, die nur den Zahlenden felbft ins Auge fafle und, 

m einigermaßen zu finanziell guten Nefultaten zu führen, die eingezablten 
Eriparnifje der Familie entziehe, welche fie fonft geerbt haben würde. Wo das 
worafifche Verdienſt liegen folle, wenn Jemand für fein Alter forge, wifle er 
ht. Beginne man früh, fo feien nur unbedeutende Opfer nöthig, und wenn 
&in forglojer Egoift die Berblendung nur nicht fo weit treibe, daß er Alter 
rd Tod vergeſſe, werde er fich eine Altersrente fihern, ohne irgend eine 
ebrnawertbe moralifche Eigenſchaft. Und fo bezeichnete man denn die Ver—⸗ 
Kherung al8 „den in ein Syftem gebrachten Egoismus”. 


Diefen Vorwürfen gegenüber war in dem erften Projekt, dem von dem 
Comit6 da travail auögearbeiteten, das Verſicherungsſyſtem mit Rüdzahlung 
ds Capitals nach dem Tode vorgefchlagen worden, bei welchem nur die Zinfen 
zen den Einzahlungen der nicht zum Bezug gelangenden Verficherten, nicht 
Die Einzahlungen jelbft, denjenigen zumachen, welde in den Genuß ber 
Rente eintreten; die Einzahlungen felbft, in ihrer urfprünglihen Höhe, fallen 
deu Erben des "Rentner zu. Auf diefe Weife, meinte man, gingen doch die 
Einzahlungen felbft der Familie nicht verloren, und man fönne dem Manne 
sit mehr Egoismus vorwerfen, indem bei Diefer Vermiſchung des Verſicherungs⸗ 
u Sparſyſtems ihre eigenthümlichen Unterſchiede weit weniger hervorträten. 


| Nur von den Hülfsvereinen, für die in erfter Linie die Kafle beitimmt 
‚war, jollten auch Zahlungen nad) einem bejondern Tarif mit Aufzehrung des 
Capital bi8 zum 1. Januar 1852 gemacht werden können, damit fie ſich 
irer Berpflichtungen gegen die zufünftigen Rentner auf möglichft billige Weiſe 
entledigen Pönnten; denn gegen die erhobenen Beiträge hatten die Vereine ja 
nur Renten, feine Capitalzahlung verſprochen. 

Das von Dumas am 26. November 1849 eingereichte Regierungsprojekt 
wigte wieder mehr zu dem reinen Verſicherungsſyſtem, indem beſtimmt war, 
uf eine Hälfte des Capitals nach dem Tode des Rentners den Erben zufallen, 
de andere Hälfte aber während des Genuſſes ſich aufzehren folle. Der Bericht- 
atter der Commiſſion, Benoift d'Azy, machte dem gegenüber geltend, Die 
Srbeiter wären lieber der Fürforge für die Eltern enthoben, als daß fie eine 
mbedentende Exbichaft machten, und ſchlug vermittelnd vor, beide Verſicherungs⸗ 
inſene dem Einzahlenden zur Wahl zu ſtellen. Dieſer Antrag fand dann 
rd) die endgültige Billigung der VBerfammlung. Hiermit fiel die Nothwendigkeit 
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fort, einen bejonderen Tarif für die Hülfsvereine aufzuftellen, und die oben 
erwähnte Beſtimmung war damit befeitigt. 

Aus derfelben Tendenz, nicht nur dem Manne allein die Borzüge der 
Verſicherung zu Theil werben zu laflen, aus welcher die Einführung des Ber 
ficherungsſyſtems mit Rüdzahlung hervorging, entiprang noch ein weiterer Bo 
ſchlag. Es ward angeregt, ob man nicht einen Theil der Rente des Maus 
nach deſſen Tode der Wittme zulommen lafjen fünne. Ein foldhes Syſten, 
wurde aber erwidert, mache alle Berechnungen unmöglid, indem ein aller Dam, 
dem nad) dem Boranfchlag der Kafle nur wenige Jahre feine Rente gezahlt zu 
werden braucht, eine junge Frau hinterlaflen fann, und nun die Rente, ode 
ein Theil derjelben, lange Zeit hindurch bezogen wird. Da die Möglichkeit des 
Nentenbezugs der Frau ext eintritt, wenn der Mann fich verheirathet, und der 
Beginn deflelben, wenn der Mann ftirbt, fo ruhe die Rente der Frau auf 
einer Grundlage, welche abfolut nicht rechnerisch feftzulegen ſei und auf welche 
daher auch fein Berficherungsfyften aufgebaut werden könne. 

Schließlich wurde dann nach verfchiedenen Verfuchen eine Beftimmung in da3 
Geſetz aufgenommen, welche bejagt, daß Einzahlungen eines Ehegatten zur Hälfte 
jedem der Ehegatten gutgeichrieben und jo zwei getrennte Renten aus den 
einheitlichen Einzahlungen berechnet werden, und daß nur für den Fall ter 
gerichtlich ausgeiprocheneh oder vom Friedensrichter befcheinigten thatſächlichen 
Trennung die Zahlung ausſchließlich dem Zahlenden zu Gute fommt. 

Gelangten nun mit den gejchilderten Abänderungen die Anhänger ve 
Verſicherungsſyſtems auch zum Eiege, jo mußten fie doch zugeben, daß es nicht 
für alle Gattungen der Arbeiter die wünſchenswertheſte Art der AlterSverforgung 
ſei. Thiers ſowohl mie namentlich Buffet führten aus, wie der lãndliche 
Arbeiter vielmehr dazu neige, ſich ein kleines Grundſtück zu kaufen, als einen 
Anſpruch auf Altersrente zu erwerben. Es ſei das, meinte Buffet, auch volks⸗ 
wirthſchaftlich viel wünſchenswerther: Der Ländliche Arbeiter werde alle Reben 
ftunden und jeden freien Augenblick nugbringend anwenden, um den grüßt 
möglichen Ertrag aus feinem Ader gewinnen zu Binnen und nach und nad) em 
kleines Eigenthum zu erwerben; es ſei vorzuziehen, daß die Arbeiterfamilie ein 
Stüd Grund und Boden ihr eigen nenne, als daß fie ein Rentenbuch in ber 
Hand Habe, und die ganze moralifche Wirkung, die man von dem Befize 
Heiner Erſparniſſe erwarte, werde hier, wo diefelben fo handgreiflich vorhanden 
feien, in viel höherem Maße erfolgen. Ein anderer Nedner, Raudot, erflärte, 
e3 würde geradezu eine Öffentliche Kalamität fein, wenn der ländliche Arbeiter 
feine Erfparnifje bei der Altersrentenkaffe einzahlen würde. Ebenfo wurde 
ausgeführt, wie e8 für den Handwerler viel wünfchenswerther fei, wenn er fih 
in einem Meinen Betriebe ernähre und fo in eine höhere Geſellſchaftsſchicht auf- 
fteige, als wenn er glüdlicher Inhaber eines Rentenfcheines ſei. Zu ale 
ſolchen Verwendungen der Erſparniſſe müſſen biefelben aber- natürlih disponibel 
und nicht ein für allemal einem beflimmten Zweck gewidmet fein; 
erklärte man, das Berficherungsgejeg werde, ftatt den untern Klaffen zu helfen, 
fie von: Auffteigen abhalten. Nur für die induftriellen Arbeiter, denen megen 
der Arbeitstheilung und den daraus entipringenden nur einfeitigen Kenntnifjen 
ein höheres Auffteigen als bis zum Wertführer überhaupt nicht möglich fei, fa 
die Verficherung nöthig. 
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Thiers aber wollte auch das nicht gelten laſſen; der induftrielle Arbeiter 
erhalte dreis, viermal fo viel Lohn als der ländliche und folle doch nicht, wie 
diefer, ſelbſtſtändig werden können? Wenigftens dürfe man bier keine gejegliche 
Erihwerung eintreten laflen. Der Arbeiter, der fi aus eigener Kraft zum 
Unternehmer emporgefchwungen und eine glüdliche Familie um ſich verfammelt 

der habe die befte Altersverſorgung fi erworben. Er erhalte feine 
Rente nicht von einer kalt berechnenden Kaffe, ſondern von der erfenntlichen 
Hand eines danfbaren Kindes, das er aufgezogen. Seine Erfparniffe fo zu 
er da8 babe moraliihen Werth, nicht aber der Anlauf eines 
ententitels. 


Solchen Meinungen gegenüber war dann wohl keine andere Entgegnung 
möglich, als daß Benoift d'Azy fchlieglich erklärte, man habe nie behauptet, die 
Einrichtung der Altersrentenkaffe werde alle menfchlichen Leiden heben, daß es 
aber die chriftliche Pilicht einer großen Gefellichaft fei, beitändig und auf jede 
Weiſe die Hebung der unteren Klaſſen zu exftreben, und daß die einzurichtende 
Kafle eined der vielen Mittel dazır fei. 


2. Verwaltung der Verfiherungsanftalt dDurd den Staat. 


Weniger uneins, al& über die Anwendung des DVerficherungsprinzipg auf 
die AlterSverforgung der Arbeiter überhaupt, war man darüber, daß man nur 
eine große Berficherungsanftalt ins Leben rufen wolle. Denn daß die Berech- 
nungen einer ſolchen Anftalt, die fih auf die ftatiftifch ermittelte Abfterbeordnung 
der Bevölkerung in den verjchiedenen Altersftufen ftügen, nur bei einer ſehr 
großen Zahl von Berficherten ein genügend genaue Reſultat geben, bei einer 
Zahl, wo Zufälligfeiten, die ja doch zeitlich oder räumlich beſchränkt find, keinen 
Einfluß auf die durchichnittliche Sterblichkeit mehr haben, war ja theoretiſch 
leicht zu zeigen; vor Allem war aber voy den kleinen Hülfsvereinen in einer 
Etärfe von ein oder mehreren Hundert Mitgliedern der praftiiche Beweis 
geliefert worden, daß Altersrenten von Heinen Kaffen nicht gefichert werden 
Binnen. Bei diefer großen Kaffe konnten nun die Hülfsvereine jeder Art und 
jeden Ortes ihre Mitglieder einkaufen und waren fo felbft durch Theilnahme 
an einer großen Berficherungsanftalt der Anlage der Gelder und der Verant⸗ 
wortlichkeit für die Nichtigfeit der Tarife überhoben. 

Zwiſchen den beiden Möglichkeiten, jedem Hülfsvereine auch die Alters⸗ 
verforgung feiner Mitglieder aufzuerlegen, oder eine einzige Kaſſe in ganz 
Tranfreih zu gründen, gab es noch verjchiedene Mittelwege. Entweder es 
tonnten Lofal abgegrenzte Kaſſen eingerichtet werden, wie das auch in einem 
Amendement vorgefchlagen, aber nicht berüdfichtigt wurde. Oder es fonnte 
darauf hingewirkt werden, daß ein ganzes Gewerbe eine eigene Kafle gründete; 
dieſer Vorſchlag wurde nur in der allgemeinen Form gemacht, gewerbliche Hülfs⸗ 
und Altersrentenvereine zu errichten; auf den Umftand, daß für eine folche 
Trennung der Kaflen die Gerechtigkeit jpreche, indem die Arbeiter, deren 
Gewerbe eine größere Sterblichkeit mit ſich bringt, von denen aljo weniger zum 
Altersrentenbezug kommen, bier auch Kleinere Beiträge zu zahlen haben, als 
mern fie in eine einheitliche, mit der durchichnittlichen Erlebenswahrſcheinlichkeit 
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rechnende Gejellichaft eintreten, wurde nicht eingegangen. Gegen dieſe gewerb⸗ 
lichen Kaſſen wurde nur beiläufig eingewendet, daß ein Ynduflriezweig felbft fo 
großen Schwankungen ausgefegt ſei, daß eine auf lange hinaus rechnende 
Inſtitution, wie eine AlterSrentenfaffe, nicht innerhalb eines folchen gegründet 
werden könne. Die beiden Mittelmege wurden aljo nicht einmal eingehend 
beratben , fondern von vornherein die Bildung einer einzigen großen Kafle ins 
Auge gefaßt. 

Da eine foldhe die größtmögliche Dauer und Sicherheit bieten mußte, jo 
glaubte man feinem Privatunternehmen die Leitung der Kaſſe anvertrauen zu 
dürfen; man betonte, daß gerade in Frankreich das Vertrauen auf den Staat 
fredit unvergleichlich größer fei, al3 auf noch fo mächtige private Geſellſchaften 
Es Löften außerdem Privatverficherungsgefellichaften den Contraft unter gewiflen 
Bedingungen wieder auf und erftatteten die Einzahlungen zurüd; das fei gegen 
die Abfiht des Geſetzes. Auch brauche der Staat feinen Gewinn zu 
machen und habe wenig Berwaltungstoften, indem er feine Beamten ohne 
bejondere Remuneration in Anfpruch nehmen fönne; nur die eigentliche Central⸗ 
ftelle werde die Anftellung einiger bejonderen Beamten nöthig machen, weld« 
man leicht — mit 60 bis 100 000 France —, auf die Staatslaffe übernehmen 
fönne, fo daß von den Einzahlungen weder zu Gewinn noch Koftendedung 
etwas abzuziehen fei. 

Damit nun aber der Staat die fremden Gelder doch nicht fo unbedingt 
in feine Gewalt befomme, flug man vor, unter der Garantie des Staates 
eine ähnliche Einrichtung zu treffen, wie fie fchon für viele Arten freimilliger 
und Zwangs⸗Depoſiten in der Depofitenfaffe (Caisse des depöts et con- 
signations) beftand. Diefe, auf deren Funktionen weiter unten etwas näher 
eingegangen werden fol, wurde von Staatsbeamten verwaltet, die aber nicht 
dem Finanzminifter, fondern einer durch die Art ihrer Zufammenfegimg aus 
Parlamentariern, Richtern, Finanzleuten ꝛc. unabhängigen Auffichtsbehörde unter» 
ftellt waren, was fich feit dem Beginn der Einrichtung im Jahre 1816 vollauf 
bewährt hatte. Die Zufammenfegung einer ſolchen Commifflon war daher auf) 
ſchon in den verschiedenen Entwürfen vorgefehen, als in dem Regierungsprojekt 
vom November 1849 der Antrag geftellt wurde, die Kaffennerwaltung nicht 
einer der Depofitenfafle analogen Inftitution, jondern dieſer felbft zu übertragen. 
Diefer Vorſchlag wurde Geſetz. Außerdem wurde eine befondere Commilfion 
zur Begutachtung aller die Altersrentenkaſſe betreffenden Fragen eingerichtet und 
dem Handeldminifter zur Seite geftellt. 

Mit der Inempfangnahme der Einzahlungen in der Provinz wurden bie 
an den Arrondiffementshauptorten befindlichen Finanzeinnehmer beauftragt, ſowie 
die Erwartung ausgefprocdhen, dag Sparkaſſen, Hülfsvereine, Yabrilanten x. 
fi diefer Aufgabe unentgeltlih unterziehen würden. 


3. Sacultative Berfiherung. 


Der Widerftand, den die Verficherungsidee an und für fich gefunden, 
wies fchon darauf hin, daß ihre zmangsmeife Durchführung erft recht viele 
Gegner haben würde. Um die Unmöglichkeit eines Verſicherungszwangs dar⸗ 
zuthun, rechnete Thiers mit etwas fehr ſtark aufgetragenen Farben der geſer⸗ 
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gehenden Berfammlung vor, wie man, um alle Handarbeiter zu verfichern, von 
den 36 Millionen Franzoſen 30 Millionen werde zum Beitritt zwingen müflen. 
Bon diefer Zahl feien 15 Millionen 20 bis 56 Jahre alt und, wenn diefe 
15 Millionen auh nur 30 Francs jährlih einzahlten, um im Alter von 
56 Jahren zu einer Rente von nur 150 Francs zu gelangen, fo würde die 
Kaffe zu jener Zeit, wo fie zur vollen Wirkung fomme, d. h. wo die über- 
lebenden 20jährigen Leute mit 56 Jahren in den Rentenbezug eintreten, Ein- 
zablungen wie Auszahlungen von je 15 Milliarden zu bewältigen haben, jo daß 
ein Berficherungs-Budget von 30 Milliarden jährlich vorhanden fein werde. 

Ein anderer Nebner hielt fi) in engeren Grenzen, und erflärte, menn 
1 Million Arbeiter jährlih 10 Franc 47 Jahre einzahle — nämlich von 
3 bi8 50 Jahren — werde man einen Kaflenbeftand von 470 Millionen zu 
vermalten und eine Rente von 175 bis 283 Millionen zu zahlen haben; eine 
folhe Finanzverwaltung zu führen, werde feine Staatskaſſe im Stande fein. 

Diefe finanztechnifhen Gründe konnte man dem Borfchlag nicht entgegen« 
halten, eine befondere Steuer von Jedermann zu erheben und ihren Ertrag zu 
Altersrenten für alle Greife zu verwenden. Aber ohne Diskuffion wurde auch 
über diefe Art der Durchführung einer allgemeinen Alteröverforgung hinweg⸗ 
gegangen. Ebenſowenig gelangte die dee zum Sieg, den Verſicherungszwang 
auf induftrielle Arbeiter zu bejchränfen, für die allein man ja die Verficherung 
als zwedmäßige Art der Altersverſorgung anerkannt hatte. 

Die ganze moralifhe Wirkung, fagten die Gegner der Zwangsverſicherung, 
die man von der Einrichtung erwarte, daß der Arbeiter aus eigener Kraft für 
fein Alter forge, werde mit Einführung des Zwangs hinfällig; der Arbeiter 
habe nun ja gar kein Verdienft mehr. Wolle man für ihn in jeder Weiſe 
forgen, fo werde man ihn gewöhnen, in feiner Weife für fich felbft zu forgen, 
und ftatt den Arbeiter zu heben, werde man ihn völlig unfelbfiftändig machen; 
daß der Arbeiter es verfäumen könne, für fein Alter zurüdzulegen, ſei eine 
unvermeidliche Folge der menſchlichen Freiheit. Es würde die Prämie einfach 
al3 eine Steuer angefehen und demgemäß vom Arbeiter nicht gerne gezahlt 
werden; der Arbeiter werde vielmehr auf jede Weife fich feiner Verpflichtung zu 
entziehen fuchen, der Inſtitution feindlich gegenüberftehen und dieje Beſchränkung 
jener Freiheit übel aufnehmen. Es würde eine Klaſſe geichaffen werden, die 
nicht volles Eigenthum an ihrem Ermerb babe. Ä 

Die Beiträge vom Arbeiter einzuziehen, jei nicht möglid. In großen 
Unternehmungen gehe es allenfalls, aber wie fünne man bei Stüdlohn, bei 
wechſelnder Beichäftigung nad Zeit und Ort, bei Hausarbeit den Lohn feſt⸗ 
ftelen und Abzüge machen? Dean Tönne doc) nicht jedem Arbeiter nachgehen 
anf Schritt und Tritt, wo folle man dazu die Beanıten berbefommen? Und 
doch werde der Staat für die Erhebung der Beiträge verantwortlich fein und 
Fehlendes ergänzen müffen. 

Bor Allem aber, wurde namentlich von Barrault geltend gemadt, Fünne 
man dem nichts abnehmen, der nichts habe. Der Lohn der Arbeiter ſei viel 
zu gering, als daß fie davon fich eine Mente erwerben fönnten. Es habe ja“ 
Rapoleon felbft gefagt (extinction du pauperisme), demjenigen, der von feinem 
Lohn nicht leben Tonne, vorjchlagen zu fparen, und etwas zurüdzulegen, was 
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er nicht habe, das fei abſurd. Und wenn der Arbeiter, wurde in Benoift 
d'Azy's erſtem Bericht gejagt, vom Staate eine Rente erhalte, die er ſich habe 
beftellen müſſen, fo werde er eine genügend hohe Rente verlangen, oder flet3 
unzufrieden fein. Um eine ausfönmliche Rente zu erlangen, müfle der Arbeiter 
dauernd zahlen. Wenn der Arbeiter nun auch zahlen folle, wenn er nichts 
verdiene, keine Arbeit finde, fo folge, daß man ihm auch Arbeit geben müfle, 
damit er zahlen fünne Und fo fei man bei dem Recht auf Arbeit wieder 
angelangt und es ergebe ſich die Confequenz, daß der Staat nun auch den 
Lohn feitfegen müfle, den Conſum, die Ausgaben, furzum Alles. Wenigſtens 
werde der Staat zu Zuſchüſſen gemdthigt fein, wie fich das bei den Beamten 
penfiongtaffen zeige, er werde für diejenigen zahlen müſſen, die nicht zahlen 
könnten, und fo ein zweites Budget aufftellen müſſen; das wolle man nidt. 
Die Anträge, die auf Staatszuſchüſſe abzielten wie Walded-Rouffeau’3 Projekt 
und der Leitiboudois’fche Vorſchlag, Hofpitäler zu bauen, wo man die Nentner | 
für 50 Cents täglich verpflege, feien abzulehnen. Einen folden Kommunismus 
vermittelt der Finanzgefege wolle man nicht haben. Und fo war man denn 
von vornherein, fchon in dem erften Bericht de Comite du travail, dagegen, 
die Arbeiter zum Eintritt in die Altersrentenkaſſe zu zwingen. 

Es wurde nun aber auch vorgeichlagen, diefen Zwang nicht den Arbeitern, 
fondern den Arbeitgebern aufzuerlegen. Das war zuerft in dem Rouveure'ſchen 
Antrag an die conftituirende Verfammlung enthalten, und wurde dann von 
Leftiboudois fo aufgenommen, daß beide Theile beitragspflichtig fein follten, 
oder, wie ein Amendement beſagte, der Arbeitgeber für den Fall, daß der 
Arbeiter freiwillig der Fabriffaffe beitrete, zuſchießen ſolle. Da entgegnete man 
nun, daß die Acheitgeber doch nicht mehr verpflichtet werden Fönnten, als ander | 
Staatöbürger, da fie oft ja gar nichtd verdienten und durch dieſe Laſt höchſtens 
banferott gemacht werden würden. Da fei eine allgemein vertbeilte Beifteuer 
doc noch vorzuziehen, befonder8 da die Fabrifanten ihre Zahlungen doch dur 
Bertheuerung der Produkte auf die Confumenten abwälzen würden, mas alſo 
im Reſultat auf daflelbe herausfomme. Auch der Arbeitgeber würde fonft der 
Inftitution feindlich gegenüber treten, anftatt den Arbeiter dabei zu unterftügen. 
Das würde er fchon aus Chriftenpflicht thun, und wenn man alle diefe religiöen 
Pflihten mit ftaatlihem Zwang beffeiden wolle, würde man zu einer unertrüg 
lichen Zheokratie fommen. Es gäbe eben Pflichten, die nur Gott gegenüber 
beftünden und beftehen dürften. Errege man durch Einführung derfelben in die 
Staatögefege die Meinung, daß ein Theil der Gefellfchaft feinen Pflichten gegen 
den anderen nicht nachlomme, fondern deflen Wohl feindlich fei, fo fei das das 
allerfchlimmfte, was der Gefellichaft begegnen könne. Andere behaupteten, ber 
Arbeitgeber werde feinen Beitrag auf den Arbeiter abmwälzen, und es jei daher 
befier, den Arbeiter direft heran zu ziehen, was wegen des zu geringen Lohns 
und den oben angeführten Gründen aber nicht gehe. 

Sp wies man allo auch hier den Zwang zurüd. Würde num aber eine 
Kaffe, zu der der Beitritt ein freiwilliger wäre, ihren Zwed erfüllen ? 

Es ſei übermenfchlih, meinte man, zu verlangen, daß Jemand 40 Jahre 
lang feine Kleinen Beiträge fih von dem &eringen, was er babe, folle abdarben, 
um dann eine Rente zu erhalten, deren Bezug für ihn noch durchaus nicht 
fiher ftehe. Das gehe nicht an, das fünne der Arbeiter nicht. Zwinge man 
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ihn nicht dazu, fo werde der Arbeiter nicht beitreten; und es fei doch auch ſchon 

9. in der Feftftellung des Maximums der täglichen Arbeitszeit ein eben fo 
großer Zwang geichehen. Der Arbeiter, fagt Thier8, der nur für einen Tag 
oder höchftens für eine Woche fein Brod vom Himmel erhält, überläßt e8 ihm 
auch jür den nächſten Tag zu forgen und lebt fo unvorforglich dahin wie die 
Bögel unter dem Himmel. Und eine der beredteften Stellen in den ganzen 
Verhandlungen find die Worte Barrault's: Unter den gegenwärtigen Berhält- 
nifien geht der Arbeiter nicht an eure AlterSrentenlafien, er geht nicht Hin, 
weil, um jein Alter vor Mangel zu fehügen, er nicht in der Kraft feiner 
Jahre hungern will. Er geht nicht bin, meit er der Ueberlieferung feiner 
Borfahren treu bleibt: nach diefer läßt er jeden Tag feine eigene Sorge haben; 
ft fein Vater alt, jo nährt er ihn fo gut oder ſchlecht ex kann; wenn er jelbft 
alt fein wird, nährt ihn fein Sohn fo gut oder fchlecht er kann; und fünnen 
feine Kinder das nicht, nun, gnade ihm Gott! 

Der freie Arbeiter allein, da8 mar auch die Meinung der Regierung, 
werde nicht beitreten. Und fo ſchlug fie denn einen Mittelweg ein zwilchen 
Zwang und Freiheit, und beantragte, von Staatswegen Prämien zu geben, um 
die Arbeiter anzuregen. 

Für die großen Unternehmungen, meinte man, wäre das nicht nötbig; 
denn da würden interne Kaflen freimillig gegründet werden, von denen dann 
Bücher bei der Staatskaſſe gefauft würden. Diefen Kaffen beizutreten könnten 
die Arbeiter contraktlich gezwungen werden, und die Urbeitgeber würden fich 
ſelbſt entſprechende Zuſchüſſe auferlegen. Die Arbeiter würden ſich den ent- 
ſprechenden Lohnabzug danı gerne gefallen laſſen, wie man an den in den 
Staatsetabliſſements bejchäftigten Leuten fehe, die fih im Hinblid auf eine 
Benfion im Alter mit weit geringeren Tohnfägen begnügten, als die Arbeiter 
in der Privatinduftrie erhielten. Derartige Einrichtungen zu verbreiten, hielt 
auch Barrault für das einzige Mittel, die Verforgungsfrage praktiſch zu löfen, 
und verſchiedene Eifenbahngejellichaften hatten fih für die Anwendung eines 
jolden Modus ausgeſprochen. Und um die gefegliche Möglichkeit hierzu zu 
gewähren, feste man feft, daß Einzahlungen zu Gunften Dritter gemacht werden 
onnten, die aber, damit der Geber feine Gläubiger nicht benacdhtheiligen Fönne, 
erft nach einem Jahre unwiderruflich fein follten. 

Alfo nit für die Arbeiter der größeren Unternehmungen war eine Prämie 
von Seiten des Staates nöthig, ſondern namentlih für die alleinftehenden 
Arbeiter und bejonders für die erfte Zeit, um die Arbeiter an die Kaffe zu 
gewöhnen. Daher fchlug Dumas vor, denjenigen, die fünf Jahre lang durch» 
ſchnittlich 13 Francs eingezahlt hätten, eine Prämie von 25 Francs zu geben. 
Hunderttaufend folder Prämien jollten vertheilt werden, nicht mehr mie zwei 
follte der Einzelne erhalten fünnen, und zwar feien die Prämien mit Reſervirung 
des Kapitald einzuzahlen und nad) dem Tode des Rentnerd wieder an ben 
Staat zurüdzugeben. Für den Fall, daß der Vorſchlag fo nicht angenommen 
werden follte, wurde weiter beantragt, die Prämien ausſchließlich den jebt 
40jährigen und wie befchrieben qualifizirten Arbeitern zu geben, damit doch auch 
ſchon die gegenwärtig alten Arbeiter Vortheil von der Kaffe zögen. 

Im Prinzip war man diefen NRegierungsentwürfen meift günftig, wenn 
gleih manche hierin einen verſteckten Staatsſozialismus fahen und e8 nicht für 
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Ki richtig hielten, daß man dem Einen nehme um dem Anderen zu geben. Die 

Commiſſion ſchloß fi dem zweiten Regierungsantrage an, und Amendements 

wurden geftellt, um die Summe der Prämien zu erhöhen. ber gegen den 
Bertbeilunggmodus, daß man denjenigen Prämien gebe, die eine gewifie Zahl 

von Einzahlungen aufwiefen, wurden jchwerwiegende Bedenken geltend gemadt: 

diejenigen , die höheren Lohnes wegen mehr zahlen Fünnten, diejenigen, die weil 
fie feine Familie haben, weil fie nicht frank geweſen, ftetö Arbeit gehabt, ein⸗ 
gezahlt hätten — diefe unterftüge man, alfo gerade die, die der Unterftägung 
am wenigften bebürften! Das leuchtete ein, und man vermarf Prämien m 
diefer Form; ebenfowenig fand man eine andere Vertheilungsart annehmbar, 
“3 die, Prämien in Form von Rentenfcheinen zu 25 Francs Rente dur die 
3 Generalräthe der Departement? und die ftädtifchen Behörden vertheilen zu laſſen; 
= und fo wurde fchließlich die ganze Idee, Prämien zu geben, wegen der Schwierig. 
3 feit, eine geeignete Forın zu finden, abgelehnt. Wir werden fpäter jehen, daß 


se : 


—* die Regierung 1856 in anderer Weiſe hierauf zurückkam und in der von ihr 
J gewünſchten Richtung mit Hülfe eines Prämienſyſtems bedeutende Reſultate 
erreicht hat. 


Mit der Ablehnung eines Prämienfyftems und bes Verſicherungszwangs 
blieb: alfo die AlterSrentenfafje unter Staatsverwaltung und Staatdgarantie und 
mit facultativem Beitritt übrig, und wir baben nun auf die finanziellen und 
verficherungstechnijchen Einzelverhältniffe näher einzugehen. 


4. Organifation der Verfiherungsanfalt. 


; Damit die Altersverficherungstaffe ihre Tarife aufftellen fonnte, mußte fie 
J ihren Berechnungen einen Zinsfuß und eine Todestafel zu Grunde legen. Es 
kamen zwei Tafeln zur Sprache, die von Deparcieur, der dieſelbe 1746 nach 
Perſonen, die ſich 1689 und 1696 an Tontinen betheiligt hatten, berechnete 
und 1748 verdffentlichte!), und die Tafel von Duvillard, den eine 1787 
herrſchende Epidemie zu feiner Arbeit veranlaßt hatte?). Der Mole'ſche Entwurf 
ſchon, ihm folgend der des Comite du travail, mollten einen Mittelmerth 
zwiſchen bdiefen beiden Tafeln nehmen, um der Wahrheit möglichft nahe zu 
fommen; denn man meinte, die Duvillard’fche Tafel nehme eine etwas zu lange 
Lebensdauer an, und werde deshalb vorfichtshalber von NRentenfaflen zu Grunde 
gelegt, während Deparcieur ein zu raſches Abfterben angebe, und daher von 
den Kaffen, welche auf den Todesfall verfichern, angewandt würde. Doch mat 
man über den Werth der Tafeln theilweife auch entgegengefegter Meinung und 
Ichlieglih nahm man die Deparcieur’sche Tafel als Grundlage an. Da bie 
Tafeln in dem höchften Lebensalter fehr bedeutende Unterfcyiede aufmeifen, wurde 
beichloffen, mit der Berechnung nicht über 60 Jahre hinauszugehen; und da die 
Kaffe ja Altersrenten geben follte, wurde auch ein Meinimalalter des Bezug: 
feftgefegt,, und zwar auf 50 Jahre, und innerhalb diefen beiden Grenzen bem 
Deponenten die Wahl gelafien. 


A 


1) Essai sur les probabilit6s de la vie humaine. 
2) Analyse de l’influence de la petite verole sur la mortalite. 1806. 





Entſtehung und Organifation der Altersrententaffe. 17 


Da jedoch der Fall eintreten kann, daß der Arbeiter fchon vor Erreichung 
dieſes Alters erwerbsunfähig wird, fo wurde beftimmt, daß alsdann die Rente 
auch ſchon vorzeitig liquidirt werden fann, aber nur joweit fie auf Einzahlungen fich 
gründet, die vor Eintritt der Enverbsunfähigfeit gemacht worden find und nad 
Mapgabe des Alters, fo daß der Kaffe feine Berlufte erwachſen. Denn hier 
Zuſchüſſe zu geben, würde, meinte man, dem Betrug Thür und Thor öffnen. 

Al Beginn der Einzahlung batte der Entwurf de Comitd du travail 
dad Alter von 18 Jahren, der der Regierung 11 Jahre, feftgejegt, da bier 
der Arbeiter jelbft zu erwerben beginne; doch zeigen ſich ja bie eigenthümlichen 
Bortheile des Verſicherungsſyſtems um fo ftärfer, je länger die Einzahlungen 
in der Kaſſe liegen, und fo war es ein bedeutender Fortfchritt der en 
zu beftimmen, daß bereit8 von drei Jahren an — alſo die erften Jahre, 
die Tafeln zu unficher find, ausgenommen — Einzahlungen gemacht ee 
Einnten, womit zugleid eine Fülle von Möglichkeiten für die Verbreitung der 
Inftitution gewonnen war. 

Ferner fam es darauf an, einen Zinsfuß feitzulegen, auf den die Tarife 
fi gründen follten. Es war das deßwegen eine verantwortliche Aufgabe, weil 
ja die Berzinfung der Einlagen auf Grund des Tarifs, nad dem fie gemacht 
waren, und nach dem aljo der Vertrag abgefchloffen worden, eine lange Reihe von 
Jahren hindurch zu währen bat, auf die hinaus man den Zinsfuß nicht über- 
iehen fann. Dem Tageszinsfuß entiprechend, ja noch faſt ie ®/o niedriger als 
derfelbe, wurde der Zinsfuß von 5°%;o ſchon in dem Projeft des Comite du 
travail vorgejchlagen, und trog Widerjpruchg, 3. B. von Wolowski, der 4',2°/o 
wollte, aufrecht erhalten, weil man der Anficht war, daß noch auf Jahre hinaus 
dies den Marktverhältniffen entiprechen werde; wenn nöthig, Könne ja für nene 
Einlagen der Zinsfuß herabgelegt werden; fo bliebe nur der von den erften 
Einlagen bis zu einer gejeglichen Aenderung möglichermeife zu erwartende 
Berluft zu tragen. Es wurde vorgeichlagen, dreißigtaufend Verträge jedenfalls 
unter diefen Bedingungen abzuſchließen. In dem Regierungsentwurf wurde der 
Kaſſe die Erlaubniß gegeben, vom 1. Januar 18583 ab nöthigenfalls, bis zu 
anderweiter Enticheidung der Nationalverfammlung, weitere Einzahlungen ab» 
zulehnen; jo war dann nur der Verluft, den zwei Sahreseinzahlungen mög⸗ 
licher Weiſe hervorbringen konnten, zu tragen. Dieſe Regelung wurde ange- 
nommen, die Befugniß zur Uenderung des Zinsfußes der Regierung aber nicht 
gegeben; denn der Finanzminifter Yould wollte die Verantwortung für die Feſt⸗ 
jegung deſſelben nicht acceptiren, fondern der Nationalverfammlung überlafjen. 

Daß ein Defizit eintreten würde, daran zweifelte man nicht, und 
ſuchte daflelbe durch die Art der Anlegung der Gelder zu verfleinern, wovon 
weiter unten die Rede fein Soll; außerdem mar in dem Vorſchlag des Comite 
du travail vorgefehen, daß am 31. Dezember der Finanzminifter das jedes⸗ 
malige Defizit deden ſolle. In den neueren Projeften war das nicht direkt | 
auögejprochen, aber ſchon darin enthalten, daß man die Kafle unter Staats⸗ | 

| 





garantie einrichtete, und fo erklärte denn Benoiſt D’Azy auf das Amendement 
Eainte-Beıme’3: „Der Staat brauche nie zuzuſchießen“, daß eine ſolche Be 
ſtimmung das ganze Geſetz hinfällig made, und hielt die Forderung der Garantie 
gegenüber der der blogen Ueberwachung aufredt. 
Schriſten XXVI. — dv. b. Oſten, franz. Arbeiterverfijerung. , 2 
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Auf Grund aljo des Binsfußes von 59/0 und der Todestafel von Depar- 
cieux follten die Tarife aufgeftellt werden. Es Tonnen foldhe Tarife für den 


Fall berechnet fein, daß Jemand eine Rente durch eine Reihe regelmäßiger 
Yahresprämien fi erwirbt, oder aber auch für den Fall einer einmaligen 


Kapitalzahlung. Den Tarif für die einmaligen Kapitalzahlungen kann man 
für die Einheit berechnen, fo daß derſelbe befagt, welche Rente, bezogen 3. B. 
vom 50. Lebensjahre an, einer einmaligen Zahlung von 1 France im Alter von 
20 Jahren entipridht. 

Für die Aufftellung beider Arten Tarife ſprachen vielerlei Gründe, jo daß 
man fie fchlieglich neben einander berechnete. 

Der erite Tarif, meinte man, der fi) auf feite Jahresbeiträge gründet, 


halte den Sinn für Erfparniffe ganz beſonders wach, indem regelmäßig zurüd- 


gelegt werben müſſe; heute jedoch ſei das Einkommen des Arbeiterd ein io 
unregelmäßiges, daß er eine-foldhe Art der Verſicherung nicht eingehen Tünne, 
die den Berluft der Einzahlungen oder doch die Auflöjung des Vertrags zur 
Folge hat, wenn einmal die Zahlung unterblieben if: Es fei für ihn vielmehr 
die Verfiherung, die fich auf einmalige Kapitalzahlung gründet, vorzuziehen. 
Denn ift der Tarif dann nur genügend ausgeführt, d. 5. womöglich bis auf 
die Einheit, fo entſpricht einer jeden Einzahlung bes Arbeiter, möge diejelbe 


nun zu noch fo verjchiedenen Zeiten, noch fo unregelmäßig, in noch fo ver⸗ 


fhiedenen Beträgen gemacht werden, eine beitimmte Rente, al3 deren Summe 
dann die Geſammtrente erjcheint. AL ſolche Einheit, für die die Tarife zu 
berechnen feien, hatte der Entwurf des Comite du travail 10 Francs ange 
nommen, bis zu welchem Betrage die Kleinen Erſparniſſe der Arbeiter eben 
aufgefammelt werden müflen. Nachdem man darauf hingewiefen, daß auf diele 
Weile die Benugung der Anftalt ſehr erjchwert würde, da der Arbeiter Lange 
da8 Geld in feiner Hand behalte, wollte der Regierungsentwurf bereits eine 
Einzahlung von 50 Centimes annehmen, mit Berzinfung allerdingd erft von 
10 Francd an, Aus vermaltungstechnifhen Gründen feste die Kommiffion 
dann den Betrag von 5 Francs als Einheit der Einzahlung feft, und fo wurde 
denn auch beichloffen und beigefügt, daß bei den Annahmenebenftellen mie 
Spar-Hüljskafjen 2c. Heinere Einzahlungen anzunehmen und fo lange aufzuſammeln 
feien, bis fie jenen Betrag erreichten. Da für Ehegatten die Einzahlungen 
getheilt werden, jo müflen diefelben 10 Francs oder Bielfache geben. 

Nun eriheint alfo die Gefammtrente als eine Summe von Eingelrenten, 
hervorgebracht durch Zahlungen von je 5 Franc, und es ift ſomit Die Schwie⸗ 
zigfeit der Arbeiterverficherung, die darin liegt, daß in Folge der Ungleichheit 
ſeines Einfommens der Arbeiter keine feiten, fondern nur unregelmäßige Prämien 
fäge zahlen kann, gehoben. Die centraliftifche Kafleneinrichtung erlaubt auch 
noch einer anderen Unregelmäßigfeit der Urbeiterbeiträge begegnen zu fonnen, 
ber Unregelmäßigkeit des Einzahlungsortes. Es wurde beftimmt, daß die Ein- 
zahlung des Arbeiter8 und die ihr entiprechende Rente in ein auf feinen Ramen 
lautendes Rentenbuch eingetragen werden folle; nun mag der Arbeiter hingehen, 
wo er bin will, mag noch fo oft den Ort feiner Beihäftigung wechſeln: er 
fann ftet3 bei der nächſten Einzahlungsftele einen Betrag beliebiger Höhe 
(d. 5. alſo nach dem Gefeß von 1850 5 Francd und Bielfache) auf fein Bud) 
einzahlen; alle Renten werden fchlieglih addirt, und mo auch immer der Arbeiter 
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fie erworben haben mag, wie oft er den Drt feines Aufenthalts gewechſelt 
haben mag, es geht ihm keine Einzahlung verloren, fondern er bezieht ſchließlich 
an dem von ihm gewählten Plage die Summe aller Renten als feine Altersrente. 


So waren die beiden rein verficherungstechnifchen Schwierigkeiten, die 
die Berhältniffe des Arbeiter mit fich bringen, glüdlich gelöft, und es kam 
darauf an, ihn zur Betheiligung an der Kaffe heranzuziehen. Zu diefem Zmede 
wurden die Einzahlungen und Renten mehrfach privilegirt. Es wurde beitimmt, 
daß alle die Papiere, welche bei der Einzahlung, Erhebung der Renten zc. zur 
Feitftellung der ‘Berjönlichkeit, zum Nachweis der Trennung von Ehegatten, der 
Erlaubniß zur Einzahlung eine® Minderjährigen beigebracht werden müflen, 
fenpel= und gebührenfrei (droit de timbre et d’enregistrement) ausgeftellt 
werden Sollten, vor Allem aber, daß die von der Kaffe gewährte Rente bis 
zur Höhe von 360 Franc nicht mit Beichlag belegt und nicht abgetreten werden 
dürfe. Anfangs hatte man die Privileg nur auf 100 France, die von rejer- 
virtem Kapital zu Begräbnißkoften fofort ausgezahlt werden follten, beichränfen, 
dann auf die ganze Rente ausdehnen wollen, und fchlieglich fam man zu dem 
ebengemannten Beſchluß. 


Denn alle derartigen Vortheile wollte man nur den Bedürftigen, den 
Ürbeitern, zu Gute fommen laffen. Da jedoch der Beitritt zur Kaffe ein ganz 
freier und freiwilliger war, fo hatte man fein Mittel, um Angehörige anderer 
Stände, die von den gebotenen Vortheilen Gebrauch machen wollten, zurüd» 
zuweiſen. 

Das erregte doch erhebliche Bedenken, und ſo war im Entwurfe des 
Comite du travail ein Nentenmarimum von 480 Francs feſtgeſetzt und zugleich 
beitimmt worden, daß nicht mehr als 48 Francs Rente durch eine einmalige 
Einzahlung fo sollten erworben werden können; denn jelbft in jener Beichränfung 
auf 480 Franc fonnte eine 5%oige Rente bei billigm Marktzinsfuß und 
Feſervirung des Kapitals für Heine Kapitaliften verlodend werden. Bon dieſer 
zweiten prinzipiellen Forderung wollte aber das Comite du travail bis zum 
1. Januar 1852 abjehen, um die Kafje erft einmal in Schwung zu bringen. 
Der Bericht Benoift d'Azy's hielt beide ren aufrecht, wenngleich er 
meinte, daß man mohl bis 600 Francs gehen dürfe. Der Regierungsentwurf 
nahm dies Nentenmarimum an und fegte 10 Francs monatlich als höchſte 
Einzahlung feft. Die Commiffion ließ fchlieglic die Beſchränkung der Ein⸗ 
zablungen fallen, in der Meinung, man dürfe den Arbeiter, der eine Erbſchaft 
gemacht, eine Schenkung erhalten babe, nicht abhalten, dieſelbe bei der Alters⸗ 
rentenfaffe auf einmal einzuzahlen. Die Gefahr, daß Kapitaliften die Kafle 
benussten, fei bei dem Stande des Marftzinsfupes nicht groß Bei der zweiten 
Yeiung wurde das Marimum auf 360 Frances herabgeſetzt, bejonderd mit 
NRüdfiht darauf, daß die Rente nicht mit Beſchlag belegt und nicht abgetreten 
werden dürfe, in dritter Leſung aber fchließlich beftimmt, daß die Kafle Renten 
bis zum Betrage von 600 Francs gebe, die aber nur bi8 360 Francs privi⸗ 
(egirt fein follten. Sollte es ſich berausftellen, daß zu viel eingezahlt ift 
(3. ®. weil da3 Marimum der jährliden Rente überfchritten ift, oder daß die 
Zahlung eine den Ausführungsporjchriften nicht entjprechende geweſen ift), jo 
werden die Einzahlungen ohne Zinfen zurüdgezablt. 

2* 
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Unter all den eben genannten Bedingungen wurden alſo die Einzahlungen 
bei der Alterslafle gemacht. Da diefelbe die Verpflichtung hatte, zu 500 zu 
verzinfen, und bei einem Defizit wegen feiner Garantie der Staat einzufpringen 
batte, jo war natürlich die Art und Weife, mie die Gelder anzulegen jeien, 
eine Cardinalfrage. In dem erften Projekt des Comits du travail wurde 
die Anlage in StaatSrenten deswegen gewünfcht, weil dieſelben einen ſehr 
niedrigen Stand hatten. Da die Kaffe fomit zu mehr als 59/0 anlegen könnte, 
würde man einen Gewinn zur Dedung des Berluftes erzielen, der durch fpätere 
Anlagen zu weniger als 5°%'o erwachſen könnte. Für den Fol, daß alsdann 
doch noch die Kafle in Berluft wäre, enthielt der Entwurf die Beftimmung, 
dag das Defizit durch den Finanzminifter jeden 31. December zu beiden ſei. 
Es würden feine zu großen Ausgaben entftehen, weil die Kaſſe, je höher die 
Staatsrenten fliegen, defto mehr aud) am Kapital gewinnen werde, wenn fit 
die billig eingelauften Renten zur Zahlung der AlterSrenten veräufere, und 
diefer Differenzgewinn am Kaufpreis von dem Zinsverluft abzurechnen jei. 

Betrachtet man diefe Ausführungen genauer, fo fieht man, daß ja aller- 
dings in Folge des niedrigen Staatsrentenkurſes im Anfang eine höhere Ber- 
zinfung der Einzahlungen erzielt werden kann, als nöthig und beim Wieder: 
verfauf der Zitel noch ein Differenzgewinn gemacht werden kann, fo daß der 
bein Steigen der 5procentigen Staatörenten über Pari entftehende Zinsverluit 
in einem beftimmten Maße ausgeglichen wird. Aber doch eben nur in einem 
beftiimmten Maße. Hält fich der Kurs über Pari, fo wird, gerade meil die 
Anlage bei der 5 %/o gebenden Kafle dann beſonders vortheilhaft erſcheint, in 
Folge des fteten Zufluffes von Einzahlungen bald der Punft erreicht werben, 
wo der früher gemachte Gewinn aufgezehrt ift und die Staatsgarantie in 
Anſpruch genonmen werden muß. 

Benoift d'Azy ſprach fih dahin aus, da, wie vortheilhaft momentan auch 
die Anlage in Staatörenten fei, man diefelbe nicht obligatorifd) machen dürfe, 
‘ weil bie Verhältniſſe fi ändern fünnten und es fpäter vielleicht beſſer fein 
würde, die eingenommenen Gelder 3. B. an Kommunen auszuleihen. | 
Da ergriff in der dritten Leſung ganz am Schluß noch Gouin (der. 
Moniteur bezeichnet ihn als Banquier) dag Wort und erklärte, die vom Ztaatt 
übernommene Garantie habe fchließlih die Yolge, daß die Rente vom Staat | 
gezahlt und zur diefem Zweck in das große Staatsfchuldbuch eingetragen werden 
müßte!). Und da fei die Anlage der Einzahlungen in Etaatörenten das befle, 
n damit, wenn die Auszahlung der Altersrenten das Staatsihuldbucd beſchwere, 
. zugleich eine entjprechende Erleichterung beffelben eintrete, indem bie Kaffe, 
: d. 5. der Staat, eigene Echuldtitel mit eben jenen Einzahlungen zurüd- 

gefauft habe. 
Und fo ſchlägt Gouin vor, die Einzahlungen und aufgelaufenen Zinien 
folen täglich zum Ankauf unter Pari flehender Staatsrententitel verwendet 








| 

1) Das große Staatöfchuldbuch beileht feit dem Jahre 1793 und bildet die 
alleinige Grundlage de3 ganzen Staatsſchuldenweſens. Es find darin die Rententitel 
u ahl des Staatsgläubiger® auf den Namen bes Eigenthümerd oder auf deu 
u ner eingetragen, und e3 bejtehen genaue Borichriften über die Abänderung det 
inträge. 
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werden, wobei die höher verzinslichen Titel den Vorzug haben. Alle halbe 
Fahre läßt die Depofitenkaffe die fällig gewordenen Renten in das große Staatd- 
ihuldbuch eintragen und übergiebt dafür der Amortifationgfaffe die Anzahl 
Rententitel, deren Kapitalwerth nad) dem mittleren Kurs des vergangenen 
Halbjahr gleich ift dem Werthe der eingefchriebeuen Renten. 

Diefer Vorſchlag fand die Billigung der gefeßgebenden Berfammlung wie 
der Regierung, und wir werden weiter unten genauer fehen, welch ein eigen» 
tbümlicher Mechanismus der Staatsſchuldentilgung durch Ummandlung i in Alters» 
tententitel in diefem Gouin'ſchen Antrag enthalten war. 


5. Die Altersrentenkaffe. 
(Caisse des Retraites pour la vieillesse.) 


Um die Organifation der durch die befchriebenen Verhandlungen fchließlich 
am 18. Juni 1850 zu Stande gefonımenen Alterörentenfafle zu verftehen , ift 
es nötbig, zunächft das Snftitut kennen zu lernen, dem die Leitung der Kafle 
übertragen war, die Depofitenfafle und die mit ihr verbundene Amortifationsfafle. 

Beide Raflen wurden in jener organifchen Geftalt, wie fie im Jahre 1850 
vorhanden war und im mefentlichen auch heute noch befteht, durch das Finanz. 
geſetz vom 28. April 1816 ins Leben gerufen und durch die Ordonnanz vom 
22. Mai 1816 näher geregelt. 


a. Die Amortijationgfajfe. 


Die Amortifationstaffe ift ein zur allmäligen Tilgung der Staatsjhulden 
durch freien Rückkauf der Nententitel an der Börje beſtimmtes Inſtitut, melches 
nicht dem Finanzminifter, fondern einer felbitfländigen dur ihre Zuſammen⸗ 
fegung aus Deitgliedern der Bolfövertretung, des Nechnungshofes, der Handeld- 
fanımern, der franzöflfchen Bank unabhängigen Commiſſion unterftellt iſt. ALS 
Dotation wurden der Kaffe die Einnahmen aus der Poft, nöthigenfalls zu 
ergänzen bis auf 14 Millionen, und 6 Millionen aus der Staatsfafle, alfo 
20 Millionen gewährt, die 1817 auf 40 Millionen erhöht wurden. Die mit 
diefen Mitteln erworbenen Wententitel werden fofort außer Kurs gejett, aber 
uur auf Grund eines fpeziellen Gefeges vernichtet. In feiner Weiſe darf die 
Dotation ihrem Zwede entzogen werden. | 

Im Jahre 1824 flieg die 5P/oige Rente zum erften Male über Bart, 
and e3 wurde nun beitinmt, daß die Mententitel nur unter Part angelauft 
— ſollten, fo daß die Kaſſe in den nächſten Jahren nur 3 / aige Renten 
ankaufte. 

Die Dotation wor durch verſchiedene Geſetze auf 4428/3 Mill. erhöht, als 
das Geſetz vom 10. Juni 1833 beftimmte, daß fie im Verhältnig zur Nominal« 
höhe der umlaufenden 5⸗, Ali» und Iprozentigen Staatörenten getheilt und in 
diefen Quoten zum Rückkauf der verjchiedenen Renten verwandt merden jollte. 
Steht eine Rente über Bari, fo werden die für den Anlauf derfelben beftimmten 
Beträge der Staatskaſſe gegen Sprocentige Bons überwiefen, die fällig werden, 
wenn die betreffende Mente unter Bari fintt. Die Bons merden jedoch, wenn 





“an Be 
ber a | 
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eine neue Anleihe gemacht wird, in Titel diefer Rente konſolidirt. Jede ne 
Anleihe wird in Zukunft mit einem mindeftens 1%/oigen Amortifationsfonds detirt, 

Bon 1833 biß 1848 zahlte wegen des hohen Kurſes die Amortifations- 
kaſſe über eine Diilliarde an den Staatsfchag, die dann am 26. Januar 1848 
bis auf 40 Millionen in Sprocentige Renten umgewandelt und fo Sonfolibirt 
wurde. Eine wirkliche Amortifation fand feit einem minifteriellen Entſcheid 
vom 13. Juli 1848 nicht mehr ftatt, die vorhandenen Beftände von 7,9 Mi 
lionen wırrden annullirt, meitere Einnahmen der Kaffe vorläufig dem Stat; 
fhag gegen Ausftellung der ſchon genannten Bons oder Staatörenten zugemwieen, 
Dies Verhältnig wurde durch fpätere Finanzgefege zu einem dauernden gemadt, 
auch die Dotation der Kaffe nicht mehr auf fpezielle Einnahmen gegründet, 
fondern aus den allgemeinen Staatseinnahmen genommen, fo daß die Kaſſe 
nur eine nominelle Thätigkeit entfaltete. | 

Im Jahre 1859 lag allerdings die Abfiht vor, wie das der Bericht 
der Kaflentommilfion anspricht, im folgenden Fahre wieder mit 40 Millionen 
die Kaſſe wirklich zu dotiren. Aber erft am 11. Juli 1866 fam es zu einer 
geregelten Wiederherſtellung. Es murden der Kalle das Eigentbum an ben 
Staatswaldungen und das nadte Eigentbum und Heimfallgreht an den Staat 
eifenbahnen gegeben und ihr als jährliche Einkünfte die Einnahmen aus den 
Staatswaldungen, die Steuer von 10 °/o auf Eifenbahnbillete und Frachten, 
die fonft noch dem Staate zuftehenden Antheile an dem Gewinn der Eiſen⸗ 
bahnen, der von der Depofitenfafe gelieferte Ueberihuß, die Zinfen der von 
der Kaſſe felbft angelauften Renten und etwaige Budgetüberjchüffe zugeſprochen. 
Dafür follte die Kafle Zins und Amortifation der Kanäle, der Staatsſchuld⸗ 
ſcheine mit 3Ojähriger Umlaufszeit, Binsgarantie ber Eifenbahnen zahlen und 
mindeften® 20 Millionen zum Rüdlauf der Mententitel unter Parı, die et 
nah 1877 auf bejonderes Gejeg zu annulliren feien, verwenden. Dieſe letztere 
Summe follte eventuell aus dem Budget ergänzt werben. 

Auf diefe Weife arbeitete die Kafle bi zum Jahre 1871. Durch das 
Budgetgefeg vom 27. September 1871 wurden ihre Einnahmen auf das 
ordentlihe Budget des Finanzminifteriums und des Minifteriumg der öffent 
(ihen Arbeiten übertragen; fie mußte von nun an die Zinfen von Renten im 
Portefenille an die Staatsfafje zahlen und 1874 wurde ihr Beftand an Renten 
im Betrage von 93 Millionen mit 6 Millionen Francs Verluft gegenüber dem 
Anlaufspreis veräußert. 

Obwohl die Amortifation hiermit nicht aufhörte, indem man befireht 
war (Geſetz v. 20. Juni 1871), bei der franzöfifchen Bank gemachte Anleihen 
und die fogenannte Anleihe Morgan zurüdzuzahlen, blieb ſeitdem die Thätigfeit 
der Amortifationslaffe auf die aus ihrer Berbindung mit der AlterSrententafle 
bervorgehenden Operationen befchräntt. 


b. Die Depofitentafje. 


Die Depofitenfafie — Caisse des depöts et consignations — urfprünglid 
entftanden in Folge einer 1578 erlaffenen Beftimmung, wonach gerichtlich zu 
binterlegende Gelder beſtimmten Königlichen Beamten übergeben werben follten, 
und new geordnet in den Jahren VIII und XII, erhielt die Geftalt, im ber 
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ie fich 1848/50 befand, ebenfall® in dem obengenannten Gefeg vom 28. April 
816 und durch drei Ordonnanzen vom 3. Juli deffelben Jahres. “Die 
Sepofitenkaffe wurde mit gleich unabhängiger Spige wie die Amortiſationskaſſe 
erfehen ; fie hatte die Verwaltung der gerichtlich hinterlegten Gelder, Kautionen, 
er Beamtenpenfionstafien, der Ehrenlegion zc. zu beforgen; außerdem wurden 
reiwillige Depofiten ſowohl von Privaten wie von Selbfiverwaltungsförpern und 
fentlichen Anſtalten zugelafien. Am 31. März 1837 wurde den Spartafien 
ergeſchrieben, ihre nicht zum Betriebe unmittelbar nöthigen Einnahmen der Depo⸗ 
teufafle zu einem gejeglich feftzuftellenden Zinsfuß zu überlaffen. Alle ihre Ein- 
abmen kann die Depofitenkaffe frei verwalten; insbeſondere legt fie fie in Staats⸗ 
enten an oder leiht fie an den Staat oder Selbftverwaltungsförper aus. 
Obwohl nun, wie bejchrieben, die Depoſitenkaſſe und die Amortifations- 
aſſe zwei ganz verfchiedene Inſtitute find, find doch die Beamten und auch die 
na: Commiſſion identifh und Haben alfo doppelte Funktionen zu 


Die Auffihtscommiffion war am 25. März 1848 aufgehoben und die 
Rafien dem Finanzminifter direkt unterftellt worden, weil, wie die proviforifche 
Regierung ertlärte, man dem Könige und den Mitgliedern feiner Familie 
mehrere Millionen ausgehändigt hätte Um 25. Dftober deflelben Jahres 
purde fie in etwas anderer Zufammenjegung, nämlich unter flärlerer Bei⸗ 
wikhung von Staatsbeamten, um ihre Unabhängigkeit zu mindern, wieder 
tingeſezt. Es mag gleich erwähnt werden, daß daſſelbe Schidjal die Com⸗ 
milfion 1871 nochmals traf, und daß fie jet, nach dem Geſetz vom 6. April 
1876, aus zwei Senatoren, zwei Deputirten, zwei Mitgliedern des Staats⸗ 
tahs, einem Präfidenten des Nechnungshofes, einem Gouverneur oder Unter- 
ppwverneue der franzöflichen Bant, einem Mitgliede der Pariſer Handelstammer 
md dem directeur du mouvement general des fonds beim YFinanzmini« 


kerinın befteht. 
c. Die Altersrententlafje. 


Mit dem Abſchluß des Geſetzes vom 18. Juni 1850 haben wir eine 
emzige große Kafle in Paris unter Staatsgarantie und mit freimilligem Beitritt, 
verwaltet von der Depofitenfafle unter Auffiht von deren Ueberwachungscom⸗ 
fen, mit Einzahlungsftellen in allen Arrondiffementshauptorten und einer 
gegen Zahl freiwillig von Privaten oder Kaflen aller Art, wenn nöthig, aud) 
wa emem Staatsbeamten übernommenen Nebenftellen. Eine Obercommilfion, 
dem HandelSminifter zur Seite geftellt, hat jährlichen Bericht zu erftatten. 
Einzahlungen werden angenommen bei den Hauptftellen im Betrage von 5 Francs 
er Bielfachen von 5 Francs. Marimum der zu gewährenden Rente ift 
00 Francs, 360 Francs find unentziehbar. Einzahlungen find allgemein 
zalaſfig zu Bunften Dritter, werden aber erft nad einem Jahre unwider⸗ 
wach. Die Einzahlungen fönnen bei einem Alter von drei Jahren begonnen 
werden, Berheiratbeten kommen die Zahlungen zu gleichen Theilen zu Gute. 
der Begugsbeginn liegt zwiſchen 50 und 60 Jahren, nad Wahl des Ein 
uihlenden; die Berfiherung mit Aufgabe und die mit Rückgewähr des Kapital 
nach dem Tode fteht zur Wahl. Die beizubringenden Papiere werden ftempel- 
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und gebührenfrei andgeftellt. Einzahlungen und entiprechende Renten werden 
in ein Buch eingetragen, das der Verficherte behält. Die Depofitentafle legt 
bie eingezahlten Summen und einfommenden Binfen in Staatsrenten an und 
übergiebt halbjährlih der Amortifationgtafle einen dem Werthe der fällig 
geivordenen Renten gleichen Betrag in StaatSrenten. Dafür werden die 
Altersrenten in das ae Staatsſchuldbuch eingetragen und bei den unteren 
Finanzbehorden gegen Borlegung eines dem Rentner übergebenen Auszugd ans 
dem Staatsſchuldbuch ausgezahlt. 


Diefe lehtere Operation läßt ſich am beften an einem Beifpiel Mar machen. 


Jemand bat fi den Anfpruh auf 750 Francs Rente bei 60 Jahren beginnend 
erworben. Die Rentenfaffe fragt, melches ift der Werth diefer Rente nad) dem 
Zarif, d. h. fie fragt, weldye Summe muß Jemand einzahlen, der 60 Jahre 
alt, fogleidh in den Bezug einer Rente von 750 Francd treten will. Und da 
nun die Staatskaſſe nur die Rente felbjt gewähren fol, die Rüdzahlung der 
reſervirt eingezahlten Gelder aber feitens der Altersrentenkaſſe erfolgt, jo wird, 
bei dem Einfchreiben einer Rente in das große Staatzfhuldbuh, das Aequi⸗ 
valent bderjelben dem Staate, d. h. nach den Beitimmungen des Gejeges der 
Amortifationsfaffe, ftet3 nad dem Zarif gegeben, welcher für die Einzahlungen 
mit Aufgabe des Kapital gerechnet ift. 


Sagt nun der Tarif, daß 100 Francs eingezahlt im Alter von 60 Jahren 
eine fofortige Rente von 10,25 Francs gewähren, jo folgt, daß man, um 


750 Francd Rente zu befommen, Erin 25 x 100 = 7310 Franc einzahlen 
muß. Diefe Summe fol nun in 3. 2. Zprozentigen Staatsrenten ausgedrüdt 


werden; mar deren mittlerer Kurs im legten Semefter 66, fo ergiebt ſich, daß 


A = — 11075 Francs in Iprozentigen Renten nah dem Nominalwerth fint. 


11075 Francs nominal in Zprozentigen Renten übergiebt nun die Rentenlaſſe 
der Amortilationgfaffe. Diefelben würden, da fie 3 %:o tragen, der Staatskaſſe 
332 Francs jährlich) zu verzinfen gefoftet haben. Statt deſſen giebt dieſelbe 
nun 750 Francs, und zwar, da nach den Tafeln von Deparcieur ein GOjähriger 
noch 14 Jahre febt, 14 Mal; im Ganzen zahlt die Staatstafie alfo 10 500 
Francd in 14 Jahresraten. Mit 10500 Francs zahlbar in 14 Yahresraten 
von 750 Frances, hat die Staatsfaffe dennoh eine Schuld von nominal 
11075 Francs, die, fie mit nur 332 Francs jährlih, aber dauernd drädt, 
amortifirt. 

In Wirklichkeit ſtellt fi die Sache fo, daß der Staat, außer jenen 332, 
bie er an 3%; Zinſen zu zahlen hätte, 14 Jahre lang noch 418 Francs 
mehr zahlt, und nad) 14maliger Zahlung diefer Summe eine Zprogentige 
Rente im Nominalmertb von 11075 Francs amortijirt, bat. Es ſteht alio 
einer 14 Jahre mwährenden Mehrbelaftung des Budgets eine dauernde Erleich 
terung gegenüber. Kommen aber immer neue derartige Belaftungen, jo machen 
fih die Erleichterungen nicht äußerlich fühlbar und treten erft fpäter, aber mit 
um fo größerer Bedeutung ans Licht. Bis zu diefem Zeitpunkte aber fann die 
zeitliche Mebrbelaftung, wenn fie bedeutende Dimenfionen annimmt, im Budget 
fih fehr wuchtig geltend machen. 
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Nah den Geſetzen von 1816 und 1833 durfte die Amortifationstafle 
die erhaltenen Renten nicht wieder ausgeben, aber auch nicht annulliren, bis 
ein befonderes Geſetz ihr das erlaubte. So lange das nicht der Fall war, 
mußten aljo, auf dem Papiere wenigſtens, außer jenen im Beiſpiel erwähnten 
150 Franc auch die 332 Francd Zinfen noch gezahlt werden. Da das aber 
bald geändert wurde, ift e8 nicht nöthig länger dabei zu verweilen. 


Am 6. December 1850 trat die Obercommiffion zufammen und arbeitete 
eine noch im Jahre 1850 publizirte praftiche Iufteuftion und ein Ausführungs- 
defret aus, welches am 27. März 1851 erlaflen wurde. Ein Kredit von 
30 000 France murde am 13. November 1850 für die Vorarbeiten bewilligt. 
Am 3. Mai 1851 murden 23000 Francd für perfünlihe, 32000 Francs 
für fachliche Ausgaben bei der AlterSrentenlafie gegeben, von legteren eine 
Hälfte dauernd, eine Hälfte für die erfte Einrichtung, 

Eine Reihe von Circnlaren, namentlich) des Handelsminifterd, an die 
Präfeften fordert zur möglichften Verbreitung der praftifchen Inſtruktion und 
Anregung zur Uebernahme von Einzahlungshülfsftelen auf. Die Beamten ließen 
an Eifer nichts zu wünſchen übrig, Eine Proklamation des NRhönepräfelten 
beginnt: „&enügende Hülfe bei Unfall und Krankheit während der arbeits» 
fähigen Zeit und ein befcheidene® Auskommen, wenn die Periode der Ruhe 
eintritt, da8 wünſcht die Negierung fitr euch, Urbeiter von yon; und dag 
wird fie auch mit der Zeit, dem Frieden und eurer eigenen Hülfe euch ver- 
Ihaffen.” Und ebenfo predigt die praktiſche Inſtruktion laut daS Lob der 
neuen Kaffe: „Bon allen Einrichtungen, welche die Weisheit der Regierungen 
und der Eifer der Guten erdadht hätten, um den unteren Klaſſen zu Hülfe 
zu fommen, fei eine der allernüglichiten, der allerfruchtbarften die neugegründete 
Altersrentenfafle.” Dann wendet fie fih an die verfchiedeniten Klaſſen und 
Kreife der Gefellichaft und zeigt, wie für alle die Einrichtung pafle. “Die 
Fabrifanten werden zur Gründung von Fabrikkaſſen aufgefordert; den Dienft- 
herrſchaften wird gezeigt, welche Wohlthat fie mit der Schenkung eine8 Renten- 
buchs ihren Dienflboten ermeifen fönnten; Lehrer und Geiftliche werden zum 
Beitritt ermahnt; den landiwirtbichaftlichen Arbeitern wird vorgeftellt, wie hübſch 
es für fie wäre, wenn fie außer ihrem Srundftüd noch eine Kleine Rente hätten; 
die gegen Bezahlung an Anderer Stelle dienenden Soldaten werden aufge- 
fordert, die erhaltenen Summen bei der Kaffe einzuzahlen, Eltern werden 
ermahnt, ihre Heinen Kinder einzufaufen 2c., — es wird mit allen Mitteln 
für die Kaffe Propaganda gemacht. Die Fabrifanten ‚ welche Fabrikkaſſen 
gründen und Zuſchüſſe geben, werden wiederholt im Moniteur an hervor⸗ 
ragender Stelle ehrenvoll erwähnt, und der Präſident Napoleon giebt in jeder 
Weiſe ſein Intereſſe an der Kaſſe kund. 

Nachdem im Vorſtehenden die Organiſation geſchildert worden iſt, welche 
dazu beſtimmt war, den Hülfsvereinen die Laſt der Altersverſorgung abzu⸗ 
nehmen, möge im folgenden Capitel zunächſt die neue geſetzliche Regelung der 
Hũlfsvereine ſelbſt dargeftellt werden. 





j Capitel II. 
Die gefetzliche Regelung der Hülfspereine. 


1. Das Gefek vom 15. Iuli 1850. 


Unter der Gefeggebung des Code Penal und des Geſetzes von 1834 
hatten einige Hülfsvereine eine beſſere Stellung dadurch zu erlangen gewußt, 
daß fie fi) von der Regierung die Rechte einer juriſtiſchen Perfon unter der 
üblichen Form der Anerkennung als einer Anftalt von öffentlichem Nuten ver 
leihen liegen. Derartig anerkannte Vereine konnten mit obrigfeitlicher Erlanbniß 
(Art. 910 des Code Civil) Gejchenfe und Vermächtniſſe annehmen, und zwar 
ftand die Befugniß, diefe Erlaubniß zu geben, nad dem Konfularerlaß von 
4. Pluviose an XII und dem Dekret vom 12. Auguft 1807 für Beträge 
unter 300 Francs den Präfekten, jonft dem Staatsrath zu. 

E83 waren nur bejonder8 große und durchaus Iegale Zwecke verfolgende 
Vereine, welche fich diefem Regime unterworfen hatten, und zwar fünf, von 
denen jedoch zwei, von Xerzten und Echaufpielern gebildet, nicht der Klaſſe der 
Arbeitervereine angehörten. ‘Die drei andern Vereine beflanden in Bordeam, 
Mes und yon. 

Eine Berfjammlung, wie die Conſtituante, die felbft nach den furdhtbaren 
Juniaufſtänden in dem Dekret über die Elub8 vom 28. Juli 1848 den Hülfs 
vereinen volle freiheit der Bewegung gelafien hatte, war nicht geneigt, im ber 
jpeziellen Hiülfsvereinsgefeggebung beſonders einfchränfend oder überhaupt ein⸗ 
greifend aufzutreten; und fo ging die Tendenz dahin, die Anerkennung det 
Bereine al3 Anftalten von Öffentlihem Nuten auszudehnen, ihnen dafür aber 
gewifle Normativbedingungen aufzuerlegen. 

Der Ferrouillart’iche Bericht erlannte die bisherigen Leiftungen ber Hülfe⸗ 
vereine beſonders auf dem Gebiete der Krankenverforgung voll an. Die Arbeiter, 
jagt er, ſeien ftolz auf ihre Vereine und mollten fie jelbft verwalten; ihr 
Gelbfttbätigkeit nicht lahm zu legen, dürfe auch Fein gefeglicher Beitritt83wang 
eingeführt werden. Möglichite Genauigkeit der ftatiftiichen Erhebungen, mög 
lichfte Verbreitung der daraus gezogenen Reſultate ſei aber nöthig, damit die 
Arbeiter ihre Statuten entiprechend corrigiren fünnten. Zu diefem Zwed ſoll 
eine Centralkommiſſion eingefegt werden. Bereine, die als Anftalten von 
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öffentlichem Nuten anerfannt fein wollen, haben ſich folgenden allgemeinen 
Beſtimmungen zu fügen: Sie dürfen nur fo lange ihren Mitgliedern Hülfe 
genähren, als bdiefelben Beiträge zahlen. Keine Unterflügung darf für das 
Alter verfprochen werden, da zu diejem Zweck die Gründung einer Altersrenten⸗ 
fafle in Ausficht flieht, bei der die Vereine ihre Mitglieder einkaufen Fönnen. 
Keine Unterftügung darf bei Arbeitsloſigkeit gegeben werden, weil dieſelbe fich 
nicht berechnen läßt und auch verſchuldete Arbeitslofigkeit jo belohnt wird. 

Bereine, deren Statuten diefen Beftimmungen entſprechen, werden als 
Anfalten von öffentlihem Nugen anerfannt!) und erhalten außerdem noch einige 
Heine Vergünſtigungen. 

Soweit der Ferrouillart’fhe Entwurf. Den Bericht Benoift d'Azy's an 
die gefeggebende Berfammlung ging im Wefentlihen von demfelben Standpunkt 
aus, präcifirte aber einzelne Punkte genauer. Scharf hob er hervor, daß die 
erfte umentbehrlide Grundlage der Hülfsvereine die volle Freiheit jei, Die 

iheit in Betreff der Form des Vereins, feiner Größe, Urfprung, dem 
deruf, Alter und Gefchleht der Mitglieder, der Vertheilung der Unterftügungen, 
des Betrags der Beiträge. Nur fchügen dürfe das Geſetz, nichts vorfchreiben. 
Denn Wohlthätigkeitsfinn und chriftliher Opfermuth ſchwinde vor gejeglichem 
Zwang. Kleine Vereine von 200 bis 500 Mitgliedern ſeien am wünſchens⸗ 
wertheften, damit die Genoſſen fich auch perfönlich kennen lernen könnten. Es 
wäre gut, wenn ein heil der Mitglieder nur zahlende Ehrenmitglieder feien, 
die ſowohl durch ihre finanzielle Unterftügung als auch durch ihren aufflärenden 
Einfluß in der Berwaltung die beiten Dienfte leiften könnten. Bejonderer 
Werth fei bei Krankheitsfällen auf die perfönlichen Beſuche der Genoflen zu 
legen. Weber Kranfenverforgung und Begräbniß dürfen die Leiftungen des 
Bereind nicht hinausgehen. Nur darauf bin folle der Präfelt die Statuten 
prüfen und den Berein dann anerkennen, eine Centralkommiſſion fei zu ver⸗ 
meiden. Die Fonds der anerfannten Vereine feien bei Sparkaſſen einzulegen, 
die Beiträge nach Srankheitstabellen zu normiren, die unter Berüdjihtigung 
der hänfigeren Erkrankungen bei fteigendem Alter für die verfchiedenen Berufe 
und Aufentbaltsorte anzufertigen feier. Auflöſung des Vereins dürfe nur 
unter Mitwirkung der Behörden erfolgen, damit die Armen nicht um ihr Gut⸗ 
baben betrogen würden. Es möge jeder dann feine Einlagen meniger den für 
ihn gemachten Auslagen zurüderhalten, ein überfchiegender Reit fei an andere 
Bereine, beſonders an diejenigen, welche Mitglieder des aufgelöften Vereins 
aufnahmen, zu vertbeilen. | 

Definitive Geftaltung nahmen diefe Vorſchläge an in dem Bericht Benoift 
d'Azy's über den von Dumas eingereichten Regierungsentwurf; neue principielle 
Aenderungen enthielt derjelbe nur darin, daß der Borfigende der Hülfsvereine 
vom BPräfidenten der Republik ernannt werden fol, damit fo ein Ehrenamt 
entſtehe, nad) dem viele geeignete Perfönlichkeiten ftreben würden; die Commiſſion 
ſchlug vor, diefe Ernennung dem Handelöminifter zu übertragen. Berner follen 
bie Hülfsvereine ihre Gelder gegen 41/2 °/o Zinſen bei der Staatsdepoſitenkaſſe 
einzahlen Können und einen ftaatlihen Zuſchuß erhalten. 


‚.) Wenn in Zukunft von anerfannten Bereinen die Rede ift, jo ſind darunter 
Vereine von anerkannten Öffentlichen Nutzen zu verſtehen 
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Die Debatten bezogen fi) namentlich auf die Frage der Unterftügung bei 
Arbeitslofigkeit, die man wieder einzuführen verfuchte, auf die Ernennung de 
Präfidenten durch eine Behörde, die jchlieglich abgelehnt wurde, und den Staate- 
zufhuß, der als fefte Einrichtung ebenfalls nicht angenommen wurde. Am 
15. Juli 1850 fam das Geſetz in folgender Form zu Stande: 


Hülfsvereine Können auf ihren Antrag al8 von öffentlichem Nuten aner- 
fannt werden, wenn fie den folgenden Beitimmungen entſprechen: Sie haben 
den Zmed, ihren kranken, verunglüdten oder gebrechlichen Mitgliedern beſtimmte 
Zeit hindurch Unterftügung zu gemähren und für ihr Begräbniß zu forgen. 
Sie dürfen feine Altersrenten verjprechen. Außer in Fällen befonderer Er⸗ 
laubniß haben fie 100 bis 2000 Mitglieder und wählen ihren Vorſtand. 
Der Maire hat ftet8 das Necht, felbft oder durch einen Beauftragten den 
Verſammlungen beizumohnen und alsdann zu präfidiren. Die Beiträge find 
nach amtlich beglaubigten $eranfheitstafeln zu normiren. Vereine von weniger 
reſp. mehr al® 100 Mitgliedern haben ihren 1000 reſp. 3000 Francs über 
fteigenden Kaflenbeitand gegen 412 9,0 Zinfen bei der Depofitenkafle einzulegen ; 
fie fönnen aud) bei den Sparkaſſen fo viel einzahlen, als die einzelnen Mü- 
glieder zujammengenommen einzahlen dürften. Die Vereine können Geſchenke 
und Vermächtniſſe aller Art annehmen, bis zum Betrage von 1000 France 
mit Erlaubniß des Präfelten. darüber hinaus mit Erlaubniß des Staatsraths. 
Die Gemeinden liefern den Vereinen nöthigenfals, und zwar unentgeltlich, das 
Berfanmlungslofal und die erforderlichen Bücher und Regiſter. Alle Papiere 
für die Vereine jind von Stempel und Eintragsgebühr befreit Statuten 
änderung oder Auflöfung kann nur mit obrigfeitlidher Genehmigung erfolgen. 
In legterem Falle wird das Vermögen nad) Auszahlung der den Mitgliedern 
von ihren Einzahlungen noch rechneriſch zuitehenden Reſte an die andern im 
Departement beftehenden Vereine vertheilt. Lange beitehende und in ihrer Ber 
waltung erprobte Vereine fönnen anerfannt werden, auch wenn fie den Antor- 
derungen des Geſetzes nicht entiprechen. 

Diejenigen Vereine aber, welche fi) dem Geſetz nicht unterwerfen, bleiben, 
wie bisher, in ihrer Verwaltung zwar frei, Fünnen aber nad) Anhörung dei 
Staatsraths von der Regierung aufgelöft werden, wenn ihre Rechnungsführung 
betrügerifch ift oder wenn fie ihren Zweck, eine Wohlthätigfeitsanftalt anf 
Gegenfeitigfeit zu fein, überfchreiten. Widerjtand gegen den Auflöſungsbeſchluß 
wird nad) den Geſetz vom 28. Juli 1848 Art. 13 (geheime Gefellichaften) beftrait. 

Ale Bereine haben einen jährlichen Geichäftsberiht an den zufländigen 
Präfelten einzureichen, damit der Handeldminifter über die Geſanmtreſultate 
Bericht erftatten kann. Auflöfung und Suspenſion der Bereine follen dırd 
Dekret näher geregelt werden. 

Das Ausführungsdelret vom 14. Juni 1851 enthielt die beſchränkenden 
Beſtimmungen, daß einmal den Behörden die direlte Einfiht in die Büder 
und Papiere der Vereine vorbehalten wurde, daß der Präfelt bei groben Un 
regelmäßigfeiten in den Büchern und Ueberfchreiten der gejeglichen Zwede die 
Suspenfion verhängen könne und die Auflöfung durch Dekret auf Gutachten 
des Maire und Präfelten und Bericht des Minifterd erfolge, wenn ben 
Statuten, Gefeg oder dem vorliegenden Reglement nicht genügt werde. 
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Ju der Zeit vom Februar 1848 bis zum Erlaß des Gefeges vom 


15. Juli 1850 waren nun zwar 411 neue Hülfspereine gegründet worden, 


von diefem Zeitpunft an bis April 1852 entitanden weitere 242 Vereine — 
aber das Gejeg von 1850 murde nicht angewandt. Der Bericht über das 
Jahr 1854 giebt fieben anerkannte Vereine an, und fünf davon beftanden ja 
ihon vorher, oder hatten doch ſchon vor Erlaß des Gejeges die Anerkennung 
nachgeſucht. 

Den beſchränkenden Bedingungen gegenüber waren die Vortheile, die das 
Geſetz bot, nicht groß genug und hatten namentlich für Meine Vereine, die 
bedeutende Kaffenbeftände nicht zu verwalten hatten, wenig Werth. 


2. Das Dekret vom 26. März; 1852. 


Napoleon, nad dem Staatöftreiche des zweiten Dezember ſchon im Voll⸗ 
befige der Gewalt, mußte denjenigen Hülfsvereinen, welche fich gejetlichen Normen 
unterwerfen wollten, entſprechende PVortheile zu bieten. Das Dekret vom 
22. Januar 1852, welches das von Louis Philipp vor feiner Thronbefteigung 
feinen Kindern überwielene Vermögen einzog, gab davon den Hülfsvereinen eine 
Dotation von zehn Millionen Francs. 

Das Dekret vom 25. März 1852 bob das Dekret über die Clubs vom 
28. Juli 1848 und einige fpätere proviforifche Beſtimmungen auf, ftellte die 
Artilel 261 u. f. des Code Penal und da3 Gele von 1834 wieder her und 
unterwarf fo die Hülfsvereine der alten Gejeßgebung, wonach fie einfach durch 
Beſchluß des Präfelten aufgelöft werden konnten. Diejer Bejchränfung der 
unabhängigen Hülfsvereine gegenüber traten die Vortheile, welche in dem Dekret 
vom folgenden Tage, 26. März, der neuen Klaſſe der genehmigten Hülfsvereine 
zugeftanden wurden, um fo jchärfer hervor. 

Unter Wiederholung der meiften Beltimmungen des Geſetzes von 1850 
enthielt daS Dekret die folgenden neuen Vorichriften: 

Genehmigte Hülfsvereine follen in jedem Orte, mo es nüßlich erfcheint, 
vom Maire oder Pfarrer gegründet werden. Nur wenn ein Drt weniger als 
taufend Einwohner hat, kann er zu einem benachbarten Ortsverein gefchlagen 
werden. Die Nüslichfeitöfrage entjcheidet der Präfelt nad) Anhörung des Ges 
meinderaths, aber nach feinem eigenen Ermefien. Der Borfitende des Vereins 
wird vom Präfidenten der Republik ernannt, das Büreau von den Mitgliedern 
gewählt. Die Zulaflung von Ehrenmitgliedern erfolgt ohne Rüdficht auf den 
Wohnort des Mritglieds und ohne Beſchränkung der Zahl durch den Vorſitzenden 
und das Büreau, die Aufnahme von Mitgliedern durch Wahl in der General- 
verfammlung mit einfacher Stimmenmehrheit. Marimalzahl der Mitglieder ift 
500, doch kann die Ziffer mit Erlaubniß des Präfelten überfchritten werden. 
Bei genügender Zahl von Chrenmitgliedern dürfen die Vereine Altersrenten 
verſprechen. Die Statuten find der Genehmigung durch den Präfelten, im 
Sceinedepartement durch den Minifter des Innern unterworfen. Die Bereine 
dürfen Immobilien miethweile, Mobilien eigenthümlich befigen und die hierzu 
nöthigen Nechtshandlungen vornehmen. Mit Genehmigung des Präfekten dürfen 
fie Gefchente und Bermächtniffe von Mobilien bis zum Betrage von 5000 Franc 
annehmen. Wo eine Gemeindeabgabe von Leichenbegängniffen erhoben wird, iſt 
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bei ftatutengemäß vorgefehenen Begräbnilfen von Bereinsmitgliedem zwei 


Drittel derfelben zu erlaſſen. Das Mitgliedsbuch dient zugleich als Paß md 


Arbeitsbuch. Die Vereine können die beim Jahresabſchluß überſchüſſigen Fonds 


zu Gunften ihrer aktiven Mitglieder bei der Altersrentenkaffe einzahlen. Wegen 
ichlechter Leitung, Nichtausführung ihrer ftatutarifhen Beltimmungen und Ber 


legung des vorliegenden Geſetzes können fie vom Präfelten fuspendirt oder aufe 
gelöft werden. Den anerkannten Bereinen kommen alle aufgezäblten neuen Bor- 
teile in gleicher Weife zu Gute. Beftehende Vereine Fönnen ſich durch Ein- 
reihung und eventuelle Aenderung ihrer Statuten genehmigen lafien. Eine 
DObercommiffion wird beim Minifterium des Innern eingerichtet, um die Bereine 
zu controliven und verdiente Mitglieder zu Ehrenauszeichnungen vorzufchlagen. 
Sie ftattet jährlichen Gejammtbericht ab. 

Im Uebrigen waren, namentlich was die Hauptzwede der Vereine, die An⸗ 
lage der Kaſſengelder, die Pflicht zu jährlicher Einreihung eines Geſchäftsbe⸗ 
richts, die Pflicht der Gemeinden zu verſchiedenen unentgeltlichen Leiftungen, 
die Befreiung der auf den Berein bezüglichen Papiere von verfchiedenen Ab- 
gaben betrifft, die Beftimmungen des Geſetzes von 1850 aufrecht erhalten 
worden. 

Zu dieſem Gefege erichien eine von Perfigny unterzeichnete Inſtruktion 
vom 29. Mai 1852, welde ihrem Hauptinhalt nad bier mitgetheilt werden 
jol, da fie die Motive des Geſetzes ſehr gut wieder giebt. 

Ten Präfelten wird aufgetragen, allerort8 da8 Dekret vom 26. März zu 
veröffentlichen und alle Gemeinderäthe zu veranlafien, ſich über die Gründung 
von Hülfsvereinen auszusprechen. ntfcheidet ſich der Präfekt, auch gegen die 
Anficht der ftädtifchen Behörden, für die Gründung eines Vereins, fo fol er 
an alle Wohlgefinnten, Fabrikbefiger, Beamte ꝛc. den Aufruf richten, demſelben 
beizutreten. Er bat fih mit den Pfarrern und Geiſtlichen zu verftändigen, da- 
mit die Vereine im Schatten der Kirche aufwachſen. Des guten Beilpield 
wegen foll mit der Gründurig da begonnen werden, wo der Boden am günftigften 
if. Die Ehrenmitglieder, die zuzulaffen Bedingung für die Genehmigung if, 
follen nicht nur finanziell zufchießen, fordern auch moralifch auf die Arbeiter 
einmwirfen. Beſonders viel fomme auf die Wahl des Präfidenten an, und nur 
ganz tüchtige Leute follen von den Präfelten dazu vorgefchlagen werden. Die 
Beſchränkung der Vereine auf 500 Mitglieder ift deßwegen erfolgt, damit fid 
die Genoſſen gegenfeitig perfönlich fennen lernen fünnen. Arbeiter mögliäit 
verjchiedener Gewerbe follen beitreten, damit fie jo einmal räumlich einander 
näher find, beſonders aber, weil bei profeffionellen Vereinen leicht eine Coali⸗ 
tion gebildet werden könne. Bei genügender Zahl von Ehrenmitgliedern, die 
die Kaffe vor Banterott fchüst, dürfen Altersrenten verfprochen werden; nie aber 
darf Unterftügung bei Arbeitslofigfeit gegeben werden, denn dann zahlen ja bie 
Arbeitenden für die Nichtsarbeitenden und die Neigung zu Arbeitseinftellungen 
wird fehr geſtärkt. Will der Arbeiter fich gegen Arbeitslofigteit verfichern, was 
ja nur wünfchenswerth ift, fo fann er zur Sparfafle gehen. Gehören Arbeiter 


und Arbeitgeber einem Berein an, fo werden Streitigfeiten durch den perfön 


lichen Verkehr ja überhaupt leicht vermieden werden. Das Mitgliedsdiplom, 
als Paß und Arbeitsbuch dienend, ift ein Beweis für die Ordnungsliebe und 


gute Führung des Arbeiters, ein Empfehlungsbrief. Wollen fich beitefende 
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Bereine genehmigen lafien, fo fol ihnen möglichft entgegen gelommen und nur 
auf 3 Punkten unbedingt beflanden werden: Zulaflung von Ehrenmitgliedern, 
Emennung des Borfigenden dur das StaatSoberhaupt, feine Gewährung von 
Unterftägung bei Arbeitslofigfeit. 

Der vorftehenden Inſtruktion war ein Mufterftatut beigefügt, welches noch 
folgende, vom Gejeg nicht verlangte, aber von der Centralcommiſſion gemwünfchte, 
principiell wichtige Beftimmungen enthielt: 

Es tünnen auch die Begräbniffe der Ehefrauen von Mitgliedern von 
Vereinswegen bejorgt, denfelden oder hinterlaſſenen Kindern Unterftügung ge⸗ 
währt werden; Frauen und Kinder können zu diefem Behuf mit bejonderen 
Beiträgen herangezogen werden, ohne daß fie dadurch Irgendwie ftimmberechtigt 
würden. Der Beitritt hat zwiſchen 16 und 50 Jahren ftattzufinden. Aus» 
tretende Mitglieder eined andern Vereins werden auf Beicheinigung des früheren 
Vorfigenden hin ohne Weitered aufgenommen. Sonft muß man ſechs Monate 
im Bezirk des Vereins wohnen, gefund fein und ſich gut geführt haben. Wer 
10 Monate feinen Beitrag nicht zahlt, hört von felbft auf, Mitglied zu fein. 
Außerdem wird auf Beſchluß der Generalverfammlung nad) Antrag des Büreaus 
ohne Diskuffion ausgefchloflen, wer eine entehrende Strafe erlitten, abfichtlich 
dem Berein Schaden zugefügt bat, oder einen unregelmäßigen, notorifch fchlechten 
Pebenswandel führt. Dem Austretenden wird nichts zurückgewährt. Das 
Büreau wird von Krankenbeſuchern, die Controle zu üben haben, unterftügt. 
Es kann EintrittSgeld gefordert werden. Eine Vereinsdeputation wohnt dem 
Begräbniß der Mitglieder bei. Es befteht eine Carenzzeit von 10 Monaten. 
Keine Unterftügung wird gewährt wegen Krankheiten, die durch fchlechten 
Lebenswandel hervorgerufen find, und welche ans Kämpfen, die das Mitglied 
provocirte, oder Aufftandsverfuchen herrühren. Streitigfeiten innerhalb des 
Vereins werden durch Schiedsrichter geichlichtet. 

Ein Dekret vom 28. November 1853 wies die Dotation von 10 Mil« 
lionen auch den genehmigten Vereinen zu. 


3. Die drei Arten der Hülfsvereine. 


Faſſen wir jest die beftehenden gefetlichen Vorfchriften kurz zujammen, fo 
exgiebt fich, daß wir e8 mit drei Arten von Hülfsvereinen zu thun haben, deren 
banptfächlichfte Kriterien die folgenden find. 

a) Die zugelaffenen Hülfsvereine, unter dem Code Penal und dem Gefek 
von 1834 ftehend. Sie merden vom Präfekten zugelaffen und fünnen auch 
von demfelben ohne Weiteres aufgelöft werden, da die Zurüdnahme der Zu- 
laſſung ſtets ftatthaft iſt. Sie find in ihrer Verwaltung völlig frei, haben 
aber tein weiteres Recht, als, nach dem Sparkafjengefeg vom 30. Juni 1851, 
bi3 8000 Francs bei der Sparkaſſe einzuzahlen, 

b) Die genehmigten Vereine. Die Genehmigung erfolgt durch den Prä⸗ 
fetten, den Präfidenten ernennt das Staatsoberhaupt. Wegen fchlechter Ber- 
waltung, Nichtausführung der Statuten oder Gejegesübertretung fünnen fie 
vom Präfekten aufgelöft werden. Die Statuten müflen die Gewährung von 
zeitlich beſchränkten Unterftügungen an die erkrankten, verunglüdtten oder gebrech- 
lichen Mitglieder verjprechen. Die Vereine dürfen Altersrenten, aber teine 


. 
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Unterftügung bei Arbeitslofigteit geben; fie können Geſchente und Vermächmiſſe 
annehmen, bis zum Werthe von 5000 Francs mit Genehmigung des Präfeften, 
Immobilien miethweife, Mobilien eigenthümlich befigen und die hierzu nöthigen 
Rechtshandlungen vornehmen. Cie erhalten Staats- und Gemeindeunterftägung 
und haben eine Reihe Heinerer Privilegien. Sie dürfen bei den Sparkaſſen bis 
1000 Franc pro Mitglied einzahlen, und Beſtände über einen beftimmten 
Betrag hinaus von der Staatödepofitenkafje verwalten laffen. Sie dürfen Ein⸗ 
zahlungen bei der Alterörentenkafle machen. 

c. Die durch Dekret als Anftalten von öffentlihem Nuten anerfanıten 
Bereine genießen alle eben genannten Bortheile; fie find außerdem zum Belt 
auch von Immobilien befugt und haben die Rechte einer juriſtiſchen Perjon. 
Sie wählen ihren Borfigenden felbft. Sie können vom Präfekten fuspendirt, 
aber nur durch Dekret aufgelöft werden. Sie dürfen feine Alterörenten ver 
ſprechen. | 

Den Zweden der Hülfsvereine dienen außerdem noch oft Fabriffafien, 
denen ihrer Einrichtung halber der Vereinscharakter nicht zuerfannt werden konnte, 
wenn nämlich die Kaffenleitung in den Händen des Arbeitgebers liegt und 
derfelbe den Arbeitern für diefe Kaſſe Lohnabzüge zwangsweiſe macht. Die 
Zahresberichte Hagen mehrfach über die Unmöglichkeit, derartige Einrichtungen 
zu genehmigen und die Statiftif kann daher in diefer Beziehung keinen Anjprud) 
auf Vollkommenheit machen. 

Zu zeigen, wie fi) unter der geichilderten Geſetzgebung die Hülfsvereine, 
deren Gründung nunmehr von der Regierung in größtem Maßftabe gefördert 
wurde, an und für fi) und in ihrem Zufammenhang mit der Altersrentenlafle 
entwidelten, wird die Aufgabe der folgenden Abſchnitte fein. 


Capitel III. 
Die Entwidlung der Hülfspereine. 


1. Die gefeklidhe Entwicklung. 


Der folgenden Darftellung liegen in erfter Linie die jährlichen Berichte 
der Obercommiffion an den SKaifer, feit dem Kriege des Minifters des Innern 
an den Präfidenten der NRepublit, zu Grunde. Die Berichte erjcheinen jest 
2 Jahre nad dem Jahrgange, auf den fie fich beziehen, fo daß der neueite 
Bericht der für 1881 iſt i). 

An die DObercommiffion mußten alle Vereine, welcher der drei Vereins— 
fategorien fie auch angehörten, einen jährlichen Geſchäftsbericht fchiden; fie war 
daher im Stande, den Fortſchritt des Vereinsweſens in ganz Frankreich genau 
zu beobachten und auf jeden einzelnen Verein corrigirend und vervollkommnend 
einzumirten, wenn bei Prüfung feines Berichts irgend welche Mißftände ſich 
zeigten. Im Anfang freilih ließ man den Vereinen möglichft weiten Spiel» 
raum, um fie zu bewegen, die Genehmigung nachzufuchen; denn fehr willig 
folgte man diefem Wunſche der Regierung zunächſt nicht. 

Der erfte Bericht, über das Jahr 1852, giebt an, daß am 31. Dezember 
1852 notoriſch 2438 zugelaffene Vereine in Frankreich eriftirten, während das 
Borhandenfein zahlreicher weiterer Verbände zur Kenntniß der Behörden gelangt 
war, ohne daß man Näheres hätte in Erfahrung bringen fönnen. Von jenen 2438 
hatten 2301 Abſchlüſſe eingefhidt. Hiernach zählten fie 249412 Mitglieder, 
worunter 21 635 Ehrenmitglieder und 26 181 Frauen. 788 DBereine ließen 
Ehrenmitglieder, 166 Frauen zu, 97 beftanden nur aus Frauen. 





.. 5) Die den Berichten entnommenen Zahlen weifen vielfach Feine Unregelmähig- 
teiten nah, namentlich ftimmen die Endfummen mit ben aus Addition ber einzelnen 
Bolten berechneten nicht ganz überein. &3 ift das wohl aus ſpäteren Rectifitationen, die 
auf alle früher zujammengeitellten Einzelpoften nicht on wurden, zu erklären. 
Eo m: } 3. der Bericht von 1871 ala aufgelöft oder in Folge Fb äcterer 
Statifti u 116 Vereine auf. Die — mußten hier ſo über— 
nommen werden, wie ſie in den Berichten ſtehen. 


Schriften XXVI. — dv. d. Often, franz. Arbeiterverficherung. 8 
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Die Größe der Vereine zeigt ſich wie folgt: 
790 Bereine hatten — bis 50 Mitglieder 
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Zu diefer großen Zahl zugelaffener Vereine kamen Ende 1852 erft 50 
genehmigte, die jedoch zur Zeit des erften, am 26. Juli 1853 veröffentlichten 
Berichts bereit3 auf 236 angewachſen waren, wovon 198 in den Departements. 
In Paris ſelbſt waren 28 Vereine von den ftädtifchen Behörden gegründet 
worden, nachdem der Kaiſer felbft die Maires der verichiedenen Arrondifiements 
zufammenberufen und ihnen die neuen Vereine perfönlich empfohlen hatte; 
10 beftehende Vereine batten fi im Seine-Departement der Genehmigung 
unterzogen. 

Die von den ftädtijchen Behörden gebildeten Vereine heißen ihres Urſprungs 
wegen ſtädtiſche (Societes municipales), ohne hierdurch irgend welchen bejonderen 
Charakter zu haben. Zu Präfidenten ernannte der Kaifer Mitglieder der erften 
Staatöbehörden,, der oberften Gerichtshöfe, der großen Handelöfirmen, Spigen 
der Wiflenichaft u. ſ. w. und regte fo auf jede Weife zur Betheiligung an den 
neuen Dereinen an. 

Die Bewegung kam erft allmälig in Fluß, nachdem noch eine Reihe em 
zelner Verordnungen ergangen war. in minifterieller Erlaß vom 5. Jamnar 
1853 regelte den Gebrauch der Mitgliedsdiplome als Paß und Arbeitsbud: 
erft nach einjähriger Zugehörigkeit zum Verein darf das Diplom ausgeftellt 
werden, doch ift (Lircular vom 3. Februar 1855) auch die vor Genehmigung 
des Vereins verfloflene Mitgliedgzeit in Rechnung zu bringen. Unter dem 
15. April 1853 wurden die von den &emeinden zu liefernden Bücher be 
flimmt, nämlih ein Mitgliedsverzeichniß, ein Kaffenbudy, ein Buch zum Eintrag 
der Berfammlungsprotololle, Mitgliedsbücher zum Eintrag der Beiträge und der 
genofjenen Unterftügung, Blätter zum Vermerk der ärztlichen und Control 
beſuche. Für alle diefe Bücher und Berzeichniffe wurden zugleich beftimnte For 
mulare aufgeftellt. Die Gemeinden wurden mehrfach an ihre Verpflichtungen den 
Vereinen gegenüber erinnert und ein Circular folgte dem andern, uni für alk 
Gefchäfte der Vereine, die Berichte an die Obercommiffion, die Form der Ge⸗ 
nehmigung, den Borjchlag der Kandidaten für den Vorſitz, die Zufammenftellung 
der Berichte im Minifterium beftimmte, einheitlihe Formen vorzufchreiben. 

Unter diefem Drude find es namentlih die Behörden und Honoratioren 
aller Art, welche fi zu den Vereinen drängen, und fo kommt es, daß mährend 
die Arbeiter fi noch mißtrauifh zurüdhalten, in den oben genannten 253 
ftädtifchen Vereinen 3591 Mitglieder und 3024 Ehrenmitglieder fich befinden. 

In den Departement? war dies Berhältniß günftiger, es ergaben fh für 
den 31. Dezember 1853 bei allen genehmigten Vereinen zufammen 66141 
Mitglieder und 15167 Ehrenmitglieder in 439 Vereinen, während die Ge 
fammtzahl aller Vereine auf 2777, wovon 2555 mit 289446 Mitgliedern 
und 28810 Ehrenmitgliedern Abfchlüffe einreichten, angegeben wird. 
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Jegt wird auch endlich einmal dad Geſetz von 1850 angewandt: ber 
Verein der Seeleute in Dieppe läßt fi anerfennen. Er zählt 2863 Mit- 
glieder und fteht unter befonderer Proteltion der Kaiferin, die darauf Hin wirkt, 
daß auch im den andern Häfen Vereine gegründet werden. 

Immer neue Vortheile wurden den Vereinen gewährt. Im Jahre 1855 
waren die Reconvalescentenfpitäler in Vincennes und Befinet gegründet worden, 
mit emem Procent von den bei den Öffentlichen Arbeiten in Paris verausgabten 
Summen dotirt. Arbeiter, die bei öffentlichen Bauten verunglüdt waren, 
wırden zu ihrer völligen Erholung dafelbft aufgenommen, und auch den Hülfs- 
vereindmitgliedern wurde, gegen die mäßige Summe von 50 Centimes täglich, 
Aufenthalt gewährt. 

Am 26. April 1856 wurde der Zufanmenhang der genehmigten Hülfs⸗ 
vereine mit der Wlterörentenkaffe neu geregelt. Die Hülfsvereine hatten auf 
den Ramen ihrer Mitglieder Einzahlungen machen können. Die große societe 
de secours mutuels des ouvriers en soie de Lyon et des communes subur- 
baines hatte 3. B. in ihren Statuten die Beltimmung, daß fie für jedes Mit⸗ 
glied 10 France jährlih in die Altersrentenlaffe zahle. Indeſſen hatte dieſe 
Art der Einzahlung auf den Namen eined Mitgliedes manches Unbequeme. 
Denn die Renten wurden dann oft von einem Arbeiter genoflen, der gar nicht 
mehr Mitglied des Vereins, fondern verzogen war. (Lircular des Miniſters 
vom 24. Mai 1856. Rapport p. 1854.) Und mollte der Verein nach deſſen 
Zode jein mit der Bedingung der Rückgabe eingezahltes Kapital zurüderhalten, 
fo mußte er ihn eigentlich, und das war natürlich unmöglich, auf Schritt und 
Zritt verfolgen, um nad dem Tode, unter Beibringung eine Todesſcheines 
da3 Kapital bei der Alterärentenkafie erheben zu können. Jede Berzögerung 
hierbei brachte einen HZinsverluft, da das Kapital ja nur in der Höhe der Ein- 
zahlungen zurüdgegeben wird. Ein Hülfsverein zu Orleans 3. B. fonnte das 
Kapital, welches zur Beſtellung von 2470 Francs Renten erforderlich gemefen 
war, nicht zurüderlangen. Dan fuchte daher zu einer Yöfung zu gelangen, da- 
bingebend; daß der Derein nicht eine Reihe Jahreszahlungen, fondern erft im 
Augenblide, wo ver Bezug beginnen follte, eine entjprechende Kapitalzahlung 
made, jo daß nur Mitglieder in den Rentengenuß träten. Zu dieſem Zwecke 
mußten die Vereine in einem gegebenen Augenblide ein bedeutendes Kapital zur 
Verfügung haben. Es war Sache der Gejeßgebung, den Bereinen das An⸗ 
ſammeln und die Anlage ſolcher Kapitalien zu ermöglichen, und andererfeit$ 
dafür zu forgen, daß hierüber die urfprünglichen Kaflenzwede nicht vernach⸗ 
läjfigt wurden. 

So wurde denn das Decret vom 26. April 1856 gegeben. Sein Grund⸗ 
gedanfe war, die Bildung fogenannter Altersrentenfonds geſetzlich zu ermög« 
Iihen und durch Gewährung proportionaler Staatszuſchüſſe zu ihrer Vergrößerung 
anzureizen. Zu diefem Zwecke meift das Decret von den Zinſen der 10 Mil- 
Ionen Dotation jährlid 200000 Francs zur Unterftügung derjenigen Vereine 
an, welche ſich verpflichten, einen Theil ihres Reſervekapitals zur Bildung von 
Alterörentenfonds zu verwenden. Beide Summen, die vom Verein votirte und 
der Staatözufchuß, werden bei der Depofitenkaffe eingezahligdort mit 40/0 ver- 
zuf und die BZinfen zum Kapital gejchlagen. Der Fonds ift ein für allemal 
nur zu Alterörenten beftimmt, 

3* 
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In einer Öeneralverfammlung hat dann der Verein diejenigen feiner mindeftens 
10 Jahre Mitgliebfhaft und 50 Jahre Lebensalter aufweienden Mitglieder 
zu wählen, welchen er eine Altersrente geben will, und bie Höhe derſelben zu 
beftimmen. Die Rente muß zwiſchen 30 Francs und dem zehnfachen Yahres- 
beitrag eingefchloffen fein. Die Beichlußfaflung unterliegt der Genehmigung der 
Obercommiſſion. 

Die zum Kaufe⸗der Rente nothige Summe wird dann dem Altersrenten⸗ 
fonds entnommen umd bei der Altersrentenkaffe eingezahlt. Die Zahlung lam 
mit oder ohne Nüdgemähr des Kapital erfolgen; indem die Regierung 
fir ihren Zuſchuß den legteren Modus wählte, dentete fie den Wen an, 
fie eingefchlagen zu haben wünſchte. Nach dem Tode bed Rentners fällt 
Kapital dann an den Fonds zurüd. Bei Auflöfung eines Vereins wird 
Fonds zu Penfionen an die Mitglieder verwendet oder an andere Fonds erthailt. 
Die Unterftügung geht an den Unterſtützungsfonds zuräd. 

Für diefe Verihaffung von Altersrenten wurde nun in Eircularen, Er 
laffen zc. in der fchärfften Weife Propaganda gemacht. Es fland den Bereinen 
ja nad wie vor frei, direfte Einzahlungen zu machen und Bücher für ihre 
Mitglieder anzufhaffen: doch man machte die Vereine darauf aufmerkſam, daß 
die Zinfen in diefem Falle dem Mitglied, nicht dem Berein zu Cute kommen, 
und daß, wenn fie mit Aufgabe des Kapitals einzahlten, daſſelbe ihnen völlig 
verloren fei. Bemerkenswerth find bier die in dem Circular vom 24. Mai 
1856 enthaltenen Aeußerungen. Im Artikel 4 beißt es, es würde tief be 
dauerli fein, wenn die gegenwärtige Generation zu ihrem alleinigen Rusen 
die Hilfsquellen der Zukunft verbrauchen würde, indem der Fonds mit Auf- 
zehrung des Kapital verwendet wurde. Das allgemeine und dauernde Intereſſe 
an der Inftitution müffe den Sieg davon tragen über den Wunfch, durch Auf- 
gabe des Kapitals die augenblidlihen Renten zu erhöhen. Und nur in ganz 
außerordentlichen Fällen, mo eine ganz bejondere Unterftügung eines Mitglied 
ndthig fei, follten die Gejellichaften zu diefem Mittel greifen. | 

Es liegt der Einrichtung alſo das Princip zu Grunde, daß die gegen- 
wärtige Generation nicht nur für fich felber forgt, fondern auch für die Ju 
funft; daß ein Fonds gefchaffen wird, der ftetS wächſt — der, wie ich gleich 
vorausfagen will — in den 25 Jahren 1856—81 auf 41 Millionen av 
gewachſen ift. 

Mit der Gründung diefes Fonds war nun die Möglichkeit, daß Renten 
aus ihm Mitgliedern zu Gute kamen, die nad dem Bezugsbeginn austrater 
und verzogen, und die daraus entfpringenden früher erwähnten Uebelſtände 
nicht beſeitigt. Dan fchlug daher vor, die Vereine follten fich unter einander 
in Verbindung fegen, dahin, daß der am Aufenthaltsorte eines Rentner 
befindliche Verein defien Tod an den rentengebenden Verein melde, oder da, 
wenn der Mentner 10 Jahre nichts hätte von fi) hören laſſen, ex als tobt 
betrachtet werden ſollte; daß zwei Bücher ausgeftellt, daß die Bedingungen erſchwert 
wurden, weil ältere Leute ſeßhafter feien u. ſ. w. Schließlich erklärte das Derret 
vom 27. Zuli 1861 Art. 12, daß Renten aus dem Fonds keinen Anſpruch auf eix 
Buch geben und dnur durch Bermittelung des Vereins bezogen werden Fünnen. 

Mittlerweile war die Zahl der genehmigten Vereine erheblich geftiegen, 

Paris zählte 1856 92 genehmigte Vereine, von denen 34 fchon früher be 


aber 
den 
das 
der 
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Renden hatten und 275 zugelaffene Bereine. Die DObercommilfion fing nun 
wm Die Zügel etwas fchärfer anzuziehen, und Vereine, die fi verlangten 
Etatutenabänderungen nicht fügen wollten, oder in den @infendungen ihrer 

ichte läffig waren, wurden mehrfach aufgelöfl. Seit 1854 war ein 
Bulletin des societes de secours mutuels von dem Secretariat der Ober⸗ 
mwarmiffton herausgegeben worden, welches alle die Vereine betreffenden Ver⸗ 
möonungen und Einzelbeftimmungen enthält und Rathſchläge für die Beſorgung 
ber verfchiedenen Yunctionen, die bei dem Bereine zu erfüllen find, giebt. 
Immer von Reuem wurden die Gemeinden veranlaft, fi) über die Grüne 
bung von Bereinen auszuiprechen (Circ. 7. Cept. 1854) und die Generalräthe 
der Departementd aufgefordert, im Boraus Summen zu etwa benöthigter Unter- 
füsung der Gemeinden bei Erfüllung der ihnen gefeglich auferlegten Pflichten 
za votiren. (Circ. 31. Juli 1850. 15. Juli 1858.) 

Auch wurden Liſten eingefordert von denjenigen, die fi um Hülfsvereine 
beionder8 verdient gemacht hatten (Circ. 10. Januar 1854); 1854 fand eine 
efte Bertheilung von Ehrenauszeichnungen ſtatt. Ein foldhes Feft wurde für 
dee Hüllsvereine des Seinedepartementd am 21. März 1858 in der Sorbonne 
auter Gegenwart der Spigen der Behörden gefeiert. Nachdem in folenuer 
Weile der Jahresbericht der Obercommilfion verlefen und Medaillen vertbeilt 
‚waren, wurde eine Petition an den Kailer gerichtet, zu geftatten, daß bie 
‚Medaillen wie Orden getragen würden. Ein Decret vom 27. März erlaubte 
hieraufhin das Tragen am Bande und am 24. Juni wurde durch minifteriellen 
‚Erle Form der Medaillen und Breite des Bandes genau beſtimmt. Es war 
des Jahr 1858 dasjenige, wo zuerft die Zahl der zugelaffenen und der ger 
‚schmigten Vereine ungefähr gleih war. Bon den erfteren zählte man 1939 
aut rund 220000, von den legteren 1932 mit 240000 Mitgliedern. Bon 
‚aan an neigt fi das Verhältniß entichieden zu Gunften der genehmigten Ver⸗ 
‚ame. Für die Stellung, die weitere Arbeitertreife troß der materiellen Unter⸗ 
Rügung, die den Arbeitern überhaupt reichlich zufloß, einnahmen, ift der Vermerk 
m Bericht von 1859 von Ünterefle, daß wieber 105 Vereine, deren Dafein 
bisher unbelannt gewefen, „entdedt“ worden feien, die num in eine der Kate 
 grien eintreten oder ſich auflöfen mußten. 

Bis zum Jahre 1864 zeigt die Entwicklung der Hülfsvereine nichts Be⸗ 

. Dies Jahr weiſt 3356 genehmigte und 1474 zugelafiene 

Bereine anf. Auch brachte die Geſetzgebung über die Hülfvereine direct nur 
de Anderung, daß am 18. Juni die Amtsdauer des Vorfigenden auf fünf 

Jahre fefigefeßt wurde. Das für bie Arbeiter wichtigfte Ereigniß des Jahres 
war, daß am 25. Mai das Coalitionsverbot — die Artilel 414—416 
‚8 Code Penal —, dahin abgeändert wurde, daß Binfort die Koalition an und 
für ſich ſtraflos war und erſt Thätlichkeiten, Gewalt oder betrügerifche Vor⸗ 

‚ Wiegelungen behufs Herbeiführung einer Arbeitseinftellung, fowie Verrufs⸗ 
‚ aflärıngen und Auferlegung von Geldbußen unter das Strafgeſetz fielen. Nach 
Elaß dieſes Geſetzes konnte in dem Sammeln von Geldern zu einer fpäteren Arbeits» 

asfteflung etwas Ungeſetzliches in keiner Weile mehr gefunden werden, und die 

Huliövereine, welche Unterftügung bei Arbeitslofigleit gewähren können, aljo bie 

zegelafſenen, nehmen nun einen Aufſchwung. Bon 1474 im Jahre 1864 

ſteigt die Zahl der zugelafienen Vereine auf 1667 im folgenden Jahre und 
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1816 im Jahre 1868. Daneben blieben aber die genehmigten Vereine nidt 
zurüd und vermehrten fi auf 4272. Im Jahre 1868 erfolgte eine aber- 
malige Berfchiebung der Verhältniſſe. Die zur Weltausftellung von 1867 
belegirten Arbeiter, melde ein wahres Arbeiterparlament bildeten, verlangten 
in ihren Verhandlungen fomohl wie in den Ausftellungsberichten in erfter Linie 
bie Erlaubniß zur Bildung von Gewerfvereinen (chambres syndicales) und 
in einem vom Kaiſer genehmigten Bericht ſprach dann der Handels⸗ und 
Bautenminifter Yorcade den Grundſatz aus, daß die Syndikalkammern, fo lange 
fie nicht zu politifchen Vereinen würden und nicht dem Gefeg von 1791 zu⸗ 
wider bie freiheit der Arbeit antafteten, geduldet werden follten. Das Ber 
fammlungsgefeg vom 6. Juni 1868 führte zugleih das Princip der bloßen 
Anzeige für die Arbeiterverfammlungen zur Verhandlung über profelfionelle 
Fragen dur, indem es die Einholung vorheriger Erlaubnik auf Berfamm- 
lungen zur Befprechung politifcher und religiöfer Themata beichräntte. 

Auf diefe Art war dem Bereinigungsbedürfnig der Arbeiter ein nemer 


Ausweg geöffnet und es fand vom Jahre 1868 auf 1869 ein fehr geringes 


Anwachſen der Hiülfsvereine, ja fogar ein Zurüdgehen der Zahl der zugelafjenen 
Bereine von 1816 auf 1741 ftatt, während Syndilallammern, d. h. Gewart- 
vereine maflenweiß aus dem Boden ſchoſſen. Oft haben feit diefer Zeit den 
Gewerkvereinen Hülfsvereine als fecundäre Bildung fich angefchloffen, die alsdann 
vielfach nicht in der Statiſtik mit erfcheinen, fondern, wie dies mit vielen Ge⸗ 
werkoereinen der Ball ift, auftauchen und wieder verſchwinden. 

Zu gleiher Zeit, am 11. Juli 1868, kamen zwei Gefege zu Stande, 
welche, analog der Altersrentenkaſſe, eine Lebensverſicherungs⸗ und LUnfallver 
fiherungstaffe gründeten, bei der Hülfspereine ihre Mitglieder einkaufen konnten. 
Da bei der letzteren Kaffe keine Einzahlungen von Hülfsvereinen ftattfanden, fo 
möge die Darftellung ihrer Organifation aufgefchoben werden bis von ber 
directen Selbftverfiherung der Arbeiter bei den Staatskaſſen die Rebe ifl. 
In Betreff der erften Roffe fei nur bemerkt, daß die Vereine Collectiover- 
fiherungen bis zu dem Betrage von 1000 Franc für den Kopf ihrer Mit 
glieder abſchließen können, um fo die Begräbnißfoften und die einmalige 
Unterftügung, die fie den. Hinterbliebenen eines Mitglieds bei deſſen Tode zu 
geben pflegen, ficher zu ftellen. 

Der Krieg von 1870 brachte in den Decreten der Regierung der National- 
vertheidigung vom 22. September und 27. October 1870 den genehmigten 
Hülfsvereinen die Aufhebung der Beltimmung, daß ihr Vorfigender vom Staat’ 
oberhaupt ernannt werde, und das Recht, denfelben zu wählen. rer wurde 
die Obercommilfion abgefchafft und der Minifter des Innern verfieht feitdem 
die derfelben obliegenden Geſchäfte. Bei den Brande der Polizeipröfektur 
wurden viele auf die Vereine bezüglichen Papiere zerftört, fodaß für das Jahr⸗ 

zehnt 1850 bis 1860 nur Lüdenhafte Angaben heute vorhanden find. In 
— — befanden ſich bei der Abtretung 258 zugelaſſene und 136 ge⸗ 
nehmigte Vereine, und das Jahr 1871 weiſt daher eine entiprechende Minder⸗ 
zahl von Vereinen und Bereinsmitgliedern auf, während dann fofort wieder 
eine auffteigende Bewegung beginnt. 

Nah den Ereigniffen in Paris hatte man ja auch bejonderen Grund, bie 
Hülfsvereine als die friedlicäfte Organifation der Arbeiter zu fördern und über: 
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haupt deren berechtigte Wanſche durch die Gejeßgebung möglichft zu erfüllen, 
Während die Lage der Arbeiter im Allgemeinen zum &egenftand einer um- 
faflenden parlamentarifhen Enquete durch eine am 24. April 1872 eingeſetzte 
Sommiffion von 45 Mitgliedern gemacht wurde, ergingen für die Hülfsvereine 
im Bejonderen niehrere neue Verordnungen: Ihre Verfammlungen wurden von 
der am 16. September 1871 auf Berfammlungen und Bereinglofale gelegten 
Steuer ansgenommen; Circulare vom 12. November 1873 und 28. März 
1874 rvegelten ihre Befreiung von den durch das Gefeg vom 23. Auguft 1871 
neu eingerichteten Stempeln und Gebühren, ein Erlaß vom 10. Juli 1874 
jeßte die Penfion von Bereingmitgliedern in den Spitälern von Bincennes und 
Befinet auf 75 Centimes feit. 

Die Zahl der Hülfsvereine hob fi) von 5788 im Jahre 1870, auf 5807 
m Sabre 1875 und 7011 Ende des Jahres 1881. 

Diefelben haben fih aljo zu einer für die Arbeiter ganz bedeutenden 
Inftitution entwidelt, und es kann daher nit Wunder nehmen, wenn man 
fi) neuerdings beftrebt, dieſe nützlichen Vereine fo viel als möglich zu ver: 
breiten, indem man ihre Gründung zu erleichtern und die noch vorhandenen 
DOrganifationgfehler zu verbeſſern ſucht. Weiter unten follen dieſe Reform— 
beftrebungen ausführlich dargeftellt werden, während jegt zunächſt auf die inneren 
Berhältniffe der Vereine eingegangen werden möge. 


2. Die Hülfsvereine und ihre Mitglieder. _ 


a. Arten der Bereine 


Der Begriff der Hülfsvereine auf Gegenſeitigkeit ift ein fo weiter, daß 
Bereine der verfchiedenften Art fich in die einheitlichen Rahmen der zugelaljenen 
oder genehmigten Hülfsvereine einfchmiegen Fönnen. Nicht nur eigentliche Ar— 
beiter find es, aus denen ſich die Vereine recrutiren, fondern der Heine Mittel 
ftand und die Subalternbeamten ftellen au ihr Kontingent. Zu trennen find 
diefe Kategorien nicht, da die meiften der Vereine einen Namen tragen, wie 
„die Hülfe”, „der Stern”, oder den Namen eines Heiligen oder Ortes, jo giebt 
das in den Jahresberichten veröffentlichte Namensverzeichnig der Vereine nur in 
wenigen Fällen einen Anhalt über ihre Natur, und ih muß mid, um einen 
Nachweis zu geben, an eine Statiftit von 1865 halten. Diefe gilt aber nur 
für die genehmigten Vereine. Ein Verzeichniß der zugelaffenen ift nicht ver- 
öffentliht. Die meiften der in den Arbeiterblättern gelegentlich genannten, fait 
immer gewerblichen Hülfsvereine finden fi) jedoch in dem Verzeichniß der ge— 
nehmigten Bereine nicht, fo daß man fchließen darf, daß beſonders unter den 
zugelafjenen Vereinen fich viele befinden, die fi) aus Arbeitern eines und des— 
jelben Gewerbes zufammenjegen. Bon den 3631 im Jahre 1865 vorhandenen 
genehmigten Hülfsvereinen werden 322 al8 gewerbliche angeführt. 43 umfaßten 
die Arbeiter nur einer Unternehmung. 173 waren Bereine ber Feuerwehren, 
die aber nicht gefchlofien find, fondern bei denen nur der Kern des Vereins, 
zu dem auch die anderen Ortöbewohner Zutritt haben, von den Feuerwehr— 
Mannfhaften gebildet wird. 41 Vereine recrutiren fi aus alten Militärs, 
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9 aus Mufitern. Es beftanden ferner 92 aus Aerzten zuſammengeſetzte Vereine, 
47 (im Jahre 1881 68) Vereine von Elementarlehrern und »Lehrerimen, 42 
von Kaufleuten und Induftriebeamten. 2832 Vereine waren Lolalvereine und 
recrutirten fi) demgemäß aus verichiedenen Gewerben und Ständen Die 
Niedrigkeit der Beiträge, auf die wir ſpäter kommen werden, läßt vermutben, 
daß gerade die Lokalkaſſen fi) nur aus Arbeitern, unter Leitung oft der Ge 
meindebehörden oder doc der Honoratioren des Ortes, zujanmenfegen und daß 
der Mittelftand, wo er einem KHiülfsverein beitritt, feine eigenen gefchloflenen 
Bereine bat, wie wir deren eben eine Reihe kennen gelernt haben. 

Auf dem Lande haben abgejehen von dem Juradepartement die Hälfs 
vereiie mit ihren Geldbeiträgen überhaupt faft keinen Eingang gefunden, und 
nur die Winzervereine, von denen der Bericht von 1865 57, der von 1881 
74 'genehmigte Bereirie aufführt, haben einen gewillen Umfang genommen. Die 
Genofſſen nnterftügen bier einander nämlich nicht mit Geld, fondern mit Arbeit, 
indem für den Erkrankten deſſen Weinberg bearbeitet wird. Im Jahre 1857 
bereit3 giebt der Bericht gelegentlich an, daß die Vereine 2333 Arbeitstage für 
erfranfte Genofjen unentgeltlich gearbeitet hatten. Im Jahre 1845 und 1850 
Ihon wird die Gründung folder Vereine gemeldet, und fie find namentlich m 
den Departements Côte d’or und Saöne et Loire verbreitet. Von fonftigen 
Bereinen ländlicher Arbeiter find die der Shauffeewärter, die in 14 Departe⸗ 
ments eingeführt find, die bedeutendften. 

Sehr zahlreiche Vereine entftanden befonders im ſüdlichen Frankreich unter 
der Einwirkung der katholiſchen Geiftlichleit. Namentlich die einen Pfarrbezir 
umfaffenden St. François⸗Xavier⸗Vereine erfcheinen in dem Bericht für 1881 un 
der Zahl von ungefähr 40, ebenfo oft finden fi St. VBincenzvereine und über 
baupt tragen eine ſehr bedeutende Anzahl Vereine den Namen eines Seiligen 
oder eine Ähnliche religiöſe Bezeichnung. So haben z. B. im Departement 
Aude 1881 von 78 genehmigten Bereinen 63, in dem der Rhonemündungen 
195 von 253 einen foldden Namen. Nicht immer deutet das jedoch anf eine 
Betheiligung der Geiftlichkeit hin, denn oft find e8 Namen von Schugbeiligen 
der betreffenden Gewerbe, wie 3. B. St. Erispin, St. Barbara, und folde 
altüberlieferte Nanıen wählen die Arbeiter gern, auch ohne damit ihrem Berein 
einen religiöfen Charakter geben zu mollen. 

Bei der großen PVerfchiedenartigkeit der Elemente, aus denen die Hülfs- 
vereine fich zuſammenſetzten, ift es ſchwer, fie mit beftimmten Benöllerung® 
ſchichten in Beziehung zu fegen. Die Statiſtik läßt jedoch leicht erfennen, daß 
e3 die großen Induftrie- und Handelscentren find, welche, jomohl um Berhältuig 
zu ihrer Bevölkerung al3 auch abfolut, die meiften Hülfspereinsmitglieder auf 
zumeifen haben. In den Departements Seine, Rhone (yon), Rhonemändungen 
(Marjeille), Gironde (Bordeaur) waren 1879 auf 100 Einwohner mehr als 
3 Mitglieder allein genehmigter Vereine, deren es 1881 in den genannten 
Departements 240, 259, 253, 277 gab, wozu noch 838, 47, 32, 205 zu 
gelafiene Vereine famen. Ueber 200 Vereine insgefammt, aber 1879 nicht 
mehr als 3 9/0 der Bevölkerung als Mitglieder, weifen noch die Departements 
Nord mit Lille, Zfere mit Grenoble, Haute-Saronne mit Touloufe auf. Bau 
allen den genannten Orten konnte bereit8 in der Einleitung gejagt werden, daß 
fie am eheften nad) der franzöfifchen Revolution ein reges Streben nad) Bildung 
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von Arbeitervereinen fund gaben und fie ftehen alfo auch noch heute an der 
Spitze der Bewegung. 

Hiernach wird es angezeigt erſcheinen, die Geſammtzahl der Vereins⸗ 
mitglieder in Frankreich mit der der induſtriellen Arbeiter in Beziehung zu 
ſezen, um, wenn auch lein genaues Reſultat wegen der Beimiſchung fremder 
Elemente, ſo doch eine annähernde Ziffer zu erhalten. 

Die Statiſtik von 1876 berechnet für die Großinduſtrie jeder Art 1382 301 
Beamte und Arbeiter beiderlei Geichlecht3, für die Kleininduſtrie 1960 876. 
Diefe 3 343 177 ermwerbsihätigen Perfonen zählen mit ihren Familien im Ganzen 
1927575 Köpfe. Im Sabre 1876 kam auf 10 Köpfe von diefer arbeitenden 
Beomölferung insgefammt ein Hülfsvereinsmitglied, oder wenn wir die Mitglieder 
um mit den erwerbötbätigen Perfonen, was wohl der Wirklichkeit entſprechen 
dürfte, vergleichen, auf fünf Köpfe ein Mitglied. ‘Die Verbreitung der Hülfs- 
vereine war alio 1876 fchon eine bedentende und da ihre Zahl viel fchneller 
gewachſen ift, al8 Die der Bevölkerung, fo find fie heute fchon fo verbreitet, daß 
ungefähr auf vier in der Induſtrie thätige Perfonen ein Mitglied kommt. 

Ferner gab die Statiftif 1879 an, daß ſich die genehmigten Vereine wie 
folgt in die Gemeinden verfchiedener Größe verteilten. 


Gemeinden: Anzahl derſelben: Zahl der genehmigten Vereine: 
unter 200 Einwohner 3948 14 
von 201—500 hi 12595 224 
R 500—1000 — 10867 626 
„ 1001—5000 r 8137 1845 
„.5001—10000 „ 306 358 
„ 10001—50000 „ 180 637 
„s0001—100000 _ 14 189 
über 100 000 F 9 687 


Es finden ſich demnach faſt keine Hülfsvereine auf dem Lande. Die 
ftädtifche Bevölkerung Frankreichs hat 1878 12 Millionen betragen. Mit dieſer 
Ziffer verglichen fam 1878 auf 15 Köpfe ein Bereinsmitglied. 


b. Größe und Anzahl der Bereine. 


Betrachten wir die Vereine im Großen und Ganzen, fo ergiebt fich fol» 
gendes Bild: 


| | - 
An 81. De, Genehmigte Zugelaffene Mitglieder der | 

aember | Sufammen genehmigten zugelafſenen Zuſammen 
Vereine — 









1853 | 236.175 . 

1860 359 332 . 200.488 509 820 
1369 665 278 248 355 913 633 
1870) 620714 | 204937 825 651 
1871 5858911 206 010 791 01 
1881 826 013 300920 ‚1126933 


s | | 


1) 136 genehmigte, 258 zugelafjene Vereine, zufammen 394 mit Elfa-Bothringen 
abgetreten. " 
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Die Ziffer des Jahres 1871 begreift zum erften Male 49 Bereine in 
Algier mit, müßte alfo zum Vergleich mit den Vorjahren um fo viel geringer 
gerechnet werden. 

Im erften Semefter 18832 find weitere 137 Vereine genehmigt morben. 

Vergleichen wir zuerft die für die zugelaffenen Vereine gegebenen Ziffern, 
fo ergiebt fi), daß diefelben bi8 zum Jahre 1860 in Abnahme fich befunden 
baben, und daß, von dem alle Bereine treffenden Einfluß von 1870 abaufehen, 
fie feit diefer Zeit fi heben, und zwar rafcher, was die Mitgliederzahl, ala 
was die Zahl der Vereine felbit anbetrifft, jo daß die Vereine gewachſen find; 
erft feit 1871 tritt wieder eine erhebliche Vermehrung auch der Vereinszahl ein. 
Die genehmigten Bereine find, fomohi was Mitglieder als mas Vereinszahl an« 
betrifft, in fteter Zunahme begriffen. 

Bergleiht man die mittleren Größen der Vereine, fo ergiebt ſich für die 
Yahre 1853 und 1881 für die genehmigten Vereine 187,6 und 166,6 Mit 
glieder, für die zugelafienen 104,7 und 142. Die lesteren haben aljo burd» 
fchnittlih an Größe gemonnen, die erfteren verloren, doch fteben dieſe immer 
noch den zugelaffenen voran. Daß bei einer ſolchen Durchfchnittöziffer aber 
recht viel ſehr fleine Vereine vorhanden find, ergiebt die Statiftit von 1853, 
nach der die Bereine unter 100 Mitgliedern — und 216 Bereine hatten fogar 
weniger ald 25 — 68 io der Gefammtzahl, die Vereine von 100 bis 300 
27?/3 %/o und die Dereine mit über 300 Mitgliedern 4!/a io der Gelammt- 
zahl ausmachten. Auch Heute dürfte das Verhältniß fein weſentlich anders: 
fein; wenigſtens wurde bei den Kammerverhandlungen im März 1883 an 
gegeben, daß Vereine von 34, 28, 19 Mitgliedern vorfämen. Andrerſeits zählt 
der Verein la Marseillaise 19000, der der Beamten der Orleans Eifenbahn 
8273 Mitglieder. | 

Unter den genehmigten Vereinen find bie anerfannten mitgezäblt, deren es 
1881 9 mit 9118 Mitgliedern gab. 


c. Mitglieder und Ehrenmitglieder. 


Bon den Ehrenmitgliedern wurde früher bemerkt, daß fie vom Präfidenten 
und dem Büreau zugelaffen werden, eine Abftimmung über fie in der General 
verfammlung aber nicht ftattfindet, während das in Betreff der eigentlichen Mit 
glieder der Fall if. Dies gilt aber nur für die genehmigten Vereine, während 
die zugelaffenen beliebige Beſtimmungen über Ehrenmitglieder treffen, diefelben 
alfo auch überhaupt ausjchliegen Fönnen. Bei den genehmigten Bereinen wird 
das Büreau, und feit 1870 auch der Vorfigende, in der Generalverſammlung 
aller Vereinsmitglieder gewählt, und zwar ſowohl aus den Mitgliedern als aus 
den Ehrenmitglieden. Wie oft e8 vorlommt, daß Ehrenmitglieder Die eigent- 
liche Verwaltung des Vereins haben, läßt fi) aus der nur die Namen ber 
Borfigenden ohne ihren Stand enthaltenden Statiftit nicht angeben. Jedoch 
findet fich etlihe Male neben dem Namen das Kreuz der Ehrenlegion ver 
merkt; bei den St. Francoid-Kavier-Vereinen ift mehrfach der Pfarrer als Bor 
figender genannt, und in den mir vorliegenden Statuten des anerkannt gat 
verwalteten ſtädtiſchen Hülfsvereind des erften Arrondiffements zu Paris find 
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ı dem fiebenzehn Perſonen (Borfigenden, Secretär n. |. mw.) umfaflenden Ver⸗ 
altungſsrath nur vier Nicht-Ehrenmitglieder. Die Ehrenmitglieder find dem» 
x für die Vereine von ganz befonderer Bedeutung; ihr Verbältniß zu den 
fıtgliedern ftellt fich wie folgt: 


Genehmigte Bereine. Zugelaflene Vereine. 
Ehrenmitglieder. Mitglieder. Ehrenmitglieber. Mitglieder. 
53: 15435 66 646 13375 . 222 800 
Bl: 135810 663 287 20 143 278 294 


Das Jahr 1854 zeigt für die genehmigten Vereine ein Verhältniß gleich 
:4 der Ehrenmitglieder zu den Mitgliedern; im Jahre 1881 ift es gleich 
2 4,9. Für die zugelaffenen Vereine find die entjprechenden Ziffern 1: 19 

1:14. 


Die Ehrenmitglieder der zugelaffenen Vereine haben alfo im Verhältniß 
ı den Mitgliedern zugenommen, die der genehmigten Vereine haben etwas ab» 
wommen. Trotzdem ift ihre Zahl eine gana bedeutende, und wir werden 
ben, wie ihre Beiträge für alle da8 was über den Zweck der eigentlichen 
afenverjorgung und des Begräbniffes hinausgeht fehr in die Wagſchale 


d. Männer, Frauen und Rinder. 


Exit dem Jahre 1852 bemühte fih die Obercommilfion, die Hülfsvereine 
R bewegen, daß fie, eventuell gegen einen befonders normirten Beitrag doc) 
Frauen zulaſſen möchten, ohne denjelben deßwegen Stimmrecht zu geben. 
ie Bereine haben ſich nur langfam und in nicht zu großer Zahl dazu ent- 
Hoffen, indem fie der Anficht waren, daß die Frauen mehr Kranfenkoften ver 
wahten al3 die Männer, eine Anficht, die durch die Kranfheitsftatiftit wider- 
et worden iſt. Auf diefen Beweis mies die Obercommiffion ftetS bin, und 
sahte auch darauf aufmerkſam, daß ja eine große Anzahl Frauenvereine ohne 
Be Unterftägung feitens des Staats oder Gemeinde beftänden. Es gab näms- 
x im Jahre 1854 unter insgefammt 2835 Vereinen 122, die nur aus 
beftanden, mit 12444 Mitgliedern; von diefen Vereinen waren 9 mit 
5 Mitgliedern genehmigt, 113 mit 11419 Frauen zugelaffene Vereine. 
dem gehörten 23888 Frauen Männervereinen an, fo daß un Ganzen 
6332 Frauen an Bereinen betheiligt waren. Für das Jahr 1881 ftellt ſich 
Sache wie folgt: 
Bon 4598 genehmigten 2053 zugelafjenen Vereinen 
| beftehen 3546 reſp. 1707 nur aus Männern, 
| 1274 „ 213 lafien aud Frauen zu, 
und 188 „13 beftehen nur aus Frauen. 


| In deufelben find die Frauen mie folgt vertheilt: 
In genehmigten Vereinen In zugelafienen Vereinen 
und zwar und zwar 
reinen gemiſchten zuſammen reinen gemiſchten zuſammen 


mm 18744 94605 113849 16020 19995 86015 
Wimmer 358308 1916385 549988 171457 70822 242279. 
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Die Ziffern gelten nur für die eigentlichen Mitglieder. Ju den gemihchten 
genehmigten Vereinen kommt faft — zwei Mitglieder * Frau, und iſt wehl 
—* Umftande das Aufblühen der Vereine zum Theil zu danken; werigſienb 
war bei den parlamentariihen Berhandlungen es —8 1850 betont werden, 
daß die Frauen der Arbeiter einem Hülfsverein, dem nicht and) fie ſelbſt au 
gehörten, feindlich gefinnt feien und die Zahlung der Beiträge im vermeintlichen 
Snterefe des Haushalts verhinderten. 

Was die Ehrenmitglieder bei den reinen Frauenvereinen betrifft, fo — 
die genehmigten deren 3559, alſo auf 5,3 Mitglieder ein Ehrenmitglied, wäh 
vend die zugelaffenen Vereine im Verhaliniß von 1:7 2282 Ehrenmitglied: 
haben. Diefe Ziffern weichen von den vorhin ermittelten allgemeinen Ber 
bältnißzablen nicht unbedeutend ab. — Seit den legten Jahren haben ein 
Neihe von Vereinen auch den Kindern ihrer Mitglieder gegen einen von bien 
gezahlten Heinen Beitrag die ärztliche Behandlung und die Medilamente frei 
zukommen laſſen. Dan will auf diefe Weife einmal die ganzen Familien der 
Mitglieder gegen Kraukheit verſichern und ſomit dieſe Verſicherung zu einer vell 
wirfamen machen, andererfeit8 dadurch, daß die Kinder gemöhnt werden, ſich in 
einem Hülfsverein zu befinden, zur Verbreitung der Inſtitution unter der heran 
wachlenden Generation beitragen. Um die Zeit der erften Kinderfterblictet 
außzufchließen, werden die Kinder erft vom fünften Jahre an aufgenommen 
Durch Erhöhung der den Vereinen mit Kindern gegebenen — von 
denen fpäter die Rede fein wird, fucht die Regierung die Vereine zur Aufnahme 
von Kindern zu beftimmen. Im Jahre 1881 haben von den 4958 genehmigten 
Vereinen 350 gegen 296 im Vorjahr Kinder zugelaflen, und zwar im Ganz 
26 916 Kinder. Im Durchſchnitt kommen fomit auf einen folcyen Bern 
77 Kinder, doch haben auch einzelne bis 1500. Die meiſten Kinder, 23 031 
finden ſich in den aus Männern und Frauen gemiſchten Vereinen, in den 
Trauenvereinen finden fi nur 262. 

Weniger oft als die genehmigten laſſen die zugelaflenen Vereine Kinder 
zu: von 2063 Vereinen haben nur 54 mit im Mittel 46 Kindern dieſelben 
aufgenommen. Im Ganzen haben fie 2483 Kinder. 

Um fpäter nicht nochmals auf die im Ganzen doch noch nicht fehr ver 
breitete Aufnahme von Kindern zurüdtommen zu müſſen, will ich bier gleich 
bemerten, daß die für Kinder zu zahlenden Beiträge zwiſchen 1,20 und 
9 France jährlich ſchwanken. 

Für die genehmigten Vereine beträgt der durchſchnittliche Betrag 2 Frans, 
die durchichnittlich verurfachte Ausgabe 1,70 Francz für ein Kind, ſodaß fie 
noch ein Ueberfchuß für die Bereinstaffen ergiebt. Die abſoluten Betröge ie 
1881 waren 53741 Francs Einnahme und 45 793,7 France 

Bei den zugelaffenen Bereinen haben die Kinder durchfehnittlich 4,20 gran 
gezahlt — wobei aber Parifer Vereine mit 20 Francs den Ausſchlag gaben — 
und 5,41 Francs Koften verurfadht. Hierbei fällt ein Verein im gr 
Gard ins Gewicht, der für 9 Kinder 7521,95 Francd Ausgaben hat. Der 
Boften iſt auch an ganz andern Stellen des Berichts wiederholt, es liegt alle 
fein Drudfehler vor, fondern es müflen bei dem Vereine befondere Berhältnifie 
obwalten. Die abfolnten Beträge find 10 345 Francs Einnahmen um 
13 435 Francs Ausgaben für die Kinder der zugelafienen Vereine. 
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e. Alter, Krankheit und Tod. 


Die ansführlichften Zufammenftellungen aus den von den Vereinen ges 
iierten Berichten finden fih, wenn auch nicht dem Umfang, fo doch dem In⸗ 
hafte nach in den Berichten der erften Jahre. Später, nachdem das Intereſſe 
m den neuen Bereinen nachgelaflen bat, greift eine mehr mechaniiche Zahlen⸗ 
miammenftellung Plot. Co find denn Nachrichten über die Bertheilung der 
Bitglieder nach Altersklaffen nur für die erften Jahre vorhanden. Da das 
Berhältnig in genehmigten und zugelaflenen Vereinen faft gleich ift, gebe ich 
use den Geſammtdurchſchnitt für alle Vereine: 


Es befanden fi) von 1000 Bereinsmitgliedern im Alter von 


1853 1854 1855 1881 
16—35 Jahren 381 354 369 — 
36-5 „ 498 517 514 — 
56— 75 124 112 
5. 121 : 2 154. 


Die Obercommilfion ſchloß daraus, dag durchſchnittlich, in Folge ded ja 
ech abgefehen von den Sterbefällen erfolgenden Austritts alter und Butritt3 
nener Mitglieder die verjchiedenen Alterstlaffen in dauernd gleichen: Verhältniſſe 
wetreten wären, fobaß wenn die Laften der Vereinsmitglieder nicht mit dem 
Mlter ftiegen, fondern die Beiträge ſtets gleich hoch wären, dies eine gerechte 
Bertheilimg wäre; denn die Geſammtverpflichtungen des Vereins, wenn er ſtets 
im gleicher Zufammenfegung dem Alter der Mitglieder nad) bleibt, fteigen nicht, 
sad wenn die höheren Altersflafien mehr Ausgaben verurfachen, al8 durch ihre 
Beiträge gebedt werden, fo haben die Mitglieder berfelben ja andererfeits, als 
fe fi in einer jüngeren Altersklaſſe befanden, mehr gezahlt, als fie hätten zu 
zahlen brauchen. Denen, die jebt für ältere Mitglieder mit bezahlen, wird 
äter eine gleiche Erleichterung ſeitens der alsdann in den jüngeren Alters⸗ 
‚Baflen befindlichen Mitglieder zu Theil. 

Die hinzugefügte Ziffer für das Jahr 1881 beweift jedoch, daß dieſer 
"Buntt des Gleichgewichts bei den Hülfsvereinen heute nicht vorhanden ift; es 
giebt fi daraus, daß der Nachwuchs, den die Hülfsvereine bis jegt gefunden 
heben, ſich aus den mittleren Lebensaltern verhältnigmäßig ſtärker refrutirt 
haben muß, als aus den jungen Alteröflaffen, und die Erfahrung muß zeigen, 
‚% und wann bier ein ftabile8 Verhältniß eintreten wird. Bei gleichen Be⸗ 
‚ hägen flud die jüngeren Altersflafien heute ftärfer belaftet als im Jahre 1853; 
dies Berhältniß hat fich denn auch in dem Wunfche laut gemacht, die lange 
‚veriprochenen Kranfheitstafeln für die verfchiedenen Lebensalter möchten doch 
berechnet werden, damit eine der mit dem fteigenden Alter erhöhten Krantheit3- 
 Kahr entfprechende Bertheilung der Beiträge ftatthaben könne. Die Ziffer der 
Mer 55 Jahre alten Mitglieder des Jahres 1881 ift für die genehmigten 
Vereine 157, für die zugelafienen 147 für tanfend Mitglieder, woraus fid) 
usieht, daß ein färkerer Andrang oder ſtärkeres Verharren der höheren Alters⸗ 
Baflen bei den Vereinen ftattfindet, welche durch die Unterftügung de8 Staats 
mad * Ehrenmitglieder größere Sicherheit für den Bezug einer Alters⸗ 
tente bieten, 
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Bergleiht man num die Altersflaflen auf die Häufigkeit der Erkrankung 
Bin, jo zeigt fih das Folgende: 


Hür die Alteröflafen von: | 
Kante im Ganzen 16—35 36-55 56-75 76-95 Jahre 
1854 30,4 ro 29 29,9 34,0 36,5 | 
1855 29,6 %o 28,3 29,0 84,3 36,0. 


Die Ziffern der beiden legten Alteröflaffen find aber deswegen zu Hein, 
weil manche Bereine diejenigen nicht mitgezählt haben, denen fie ftatt emer 
Krankenunterftügung eine dauernde Rente gaben, und folche Mitglieder gab es 
in den genannten Jahren 3342 reip. 4463. 


Die Dauer der Erkrankungen ftellt ſich wie folgt, wenn man fie ſowohl 
nad der Gefammtzahl der Mitglieder, als nad) der Bahl der erkrankten Mit- 
glieder berechnet. 








Dauer der Krankheit al, | Für die Alterdklafjen von 
in Zagen Im Ganzen | 16—35 86—55 56—75 ! 76-95 | 
| ı Jahre | Jahre Sahre | Jahre 
1854 — 6,182 4,88 | 6,2 92 | 158 
won Be, 8,100 [I 60 100 168 
pro tranten | 20,4 17,9 | 20,6 274 | 436 
1855 20,6 172 20,5 23, 46 


I 5* 


Hierbei ift aber vor Allem hervorzuheben, daß diele Ziffern nur die be» 
zablten Krankheitstage angeben. Krankheiten von weniger als drei vollen 
Tagen geben in der Regel nicht auf Zahlung einer baaren Unterſtützung An- 
ſpruch; indeflen wird nad) den Mufterftatut bei längeren Krankheiten aud für 
die erften drei Tage Unterſtützung nachgezablt. 


Auf Grund des für jedes Mitglied gefundenen Durchſchnitts von unge 
fähr ſechs Krankheitstagen gab bereit3 1852, mo fi ein Durchfchnitt ven 
6,148 berausgeftellt hatte, die Dbercommiffion eine Anweiſung, auf die man fe 
jener Zeit unbedingt gehalten hat und durch deren Befolgung, wie in jedem 
Jahresberichte hervorgehoben wird, auch ohne Beitand von Krankheitstafeln die 
finanzielle Leiftungsfähigkeit der Vereine praftifch garantirt wird. Die monat- 
lihen Beiträge zu den Vereinskaſſen müffen der für einen 
Krankheitstag gewährten Baar-Unterftüßung gleich fein. 


Bon zwölf Monatsbeiträgen werden fo ſechs auf die baare Krantenunter 
ſtützung verwandt, und die andere Hälfte veicht, wie wir fehen werden, für bie 
weiteren Hauptzwede des Vereins aus. Die Krankheitsfälle und die Krankkeits- 
dauer vertheilen ſich wie folgt auf die beiden Gefchlechter. 

Genehmigte Vereine: 
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> 2 Es dauerte die Krankgeit| Dauer pro Mitglied 
| ertrankten durcchichnittlich ducchichnittli 
im | 
Ganzen: 


) 
i 


— Manner Frauen — Maͤnner 





Männer 








Frauen 





Frauen 
' ' | 

1371 289,50 239,25 , 30,95 | 19,14 | 2005 | 18,42 | 5,65 | 5,95 | 4,15 

1873 | 24,71 ı 24,00 2836 | 20,16: 2147 | 1444 | 498 | 515 | 4,09 

1816 254, 27,55. 2748 | 17,69 | 1881 | 14,61 | 487 504 | 401 

1879 : 2585 . 25,25 | 25,88 | 18,57 | 19,78 | 18,50 | 480 | 4,98 | 3,88 


18831 ı 24,55 | 24,77 | 28,52 | 18,05 | 18,65 | 14,97 | 448 , 4,62 | 3,52 
| | | | 





E38. zeigt ſich alfo, daß die Frauen häufiger erkranken, als die Diänner, 
daß ihre Krankheiten aber von kürzerer Dauer find. Die Niederfunft wird in 
der Negel nicht als unterftügungsberechtigende Krankheit betrachtet. Im letten 
Jahrzehnt hat eine Verminderung der Erkrankungen und ihrer Dauer ſtatt⸗ 
gefunden, und gegenüber den Zahlen des Jahres 1854, 6,132 Tage für jedes 
Mitglied und 20,4 für den Kranken, if der Unterfchied bedeutend. Für die 
Parifer Vereine beträgt die Zahl der Erkrankungen nur 17,470, nämlich 
17,66 für die Männer und 16,93 für die Frauen. Die Lebenshaltung der 
Parifer Vereinsmitglieder ſcheint ſomit eine höhere zu fein, da die Stadt wohl faum 
als befonder8 gefund gegenüber Heineren Orten bezeichnet werden kann. Die zuge⸗ 
laſſenen Vereine weijen ähnliche Ziffern auf, wie die genehmigten, aber aus⸗ 
nahmslos etwas erhöhte in Hinficht der Krankheit3dauer, etwas niedrigere in 
Hinfiht der Zahl der Erkrankungen: 


Im Sabre 1881 betrug die 





a ahl der . | Dauer berechnet auf 
| — Krankheitsdauer alle Mitglieder 





53 31583533 


| 
| 


Bei genehmigten | | | 
em 24,55! 24,77 28,52| 18,05! 14,97, 18,65] 4,48 | 3,52 | 4,62 
Bei as anaen | Ä | | 
inen | 23,27, 23,97 18,55 21,44 | 20,08 21,60] 4,99 | 8,71 ' 5,19 
| | j 


Man wäre verfudt, als Grund diefer Erfcheinung ebenfalls die Lebens⸗ 
haltung anzunehmen, indem die ſtärker aus dem induftriellen Arbeiterftande fich 
refrutirenden Mitglieder der zugelaffenen Vereine weniger oft fi Trank melden, 
alsdann aber von jchwereren Krankheiten befallen find. 

Bei al diefen Angaben ift zu berüdfichtigen, daß die Vereine, wenn die 
Krankheit eines Mitglieds einen gewiflen Zeitraum, in der Regel ſechs Monate, 
überjchreitet, ihm nicht mehr die ftatutenmäßige Krankenunterftügung reichen, 
jondern nach dem Kaflenftand eine feite dauernde Geldhülfe geben. Diefe Mit- 
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glieder find nun nicht mehr in den Krankheitsberechnungen enthalten, betrugen 
aber, mit Einfchluß der megen Altersichwäche direlt aus der Kafle unterflügten 
(die aljo feinen Anſpruch auf eine fefte Rente haben), bei den 

4790 genehmigten Vereinen des Jahres 1880 4016, 


4958 — — A „ 1881 6995, 
1987 zugelaffenen — „1880 2470, 
2058 Jœu1 2282. 


Die Zahl der über 55 Jahre alten Mitglieder, welche in erſter Linie dieſe 
Kategorie von Mitgliedern anfüllen, war in den lebten 10 Jahren bei beiden 
Arten von Bereinen 15—16 lo. . 

Was endlih die Todesfälle unter den Bereinsmitgliedern betrifft, fo 
ftarben 

1872 bei den genehmigten Bereinen 1,48, den zugelafjenen 1,61 °;0, 


1875 " ” " ” 1,57, " ” 1,83 0; 
1878 . ” ” ” 1,49, ”n " 1,60 °o, 
1881 „ 1,49, „ 5 1,59%, 


im Durchſchnitt dieſer zehn Jahre 1, 5l, „ n 1 ‚63%. 
während die allgemeine Sterblichkeit in Frankreich anf 2,2790 im Jahre 1878 
angegeben wird. Auch bier ift auffallend, daß bie zugelaffenen Bereine hoͤhere 
Biffern aufzuweiſen haben, als die genehmigten. Die Differenz gegenüber ber al» 
gemeinen Sterblichkeit in Frankreich läßt fi zum Theil dadurch erflären, daß 
ganz kleine Kinder den Bereinen nicht angehören. 

Bergleiht man noch die Frauen⸗Vereine mit den andern, fo zeigt fi, 
daß 1881 ftarben von 


genehmigten zugelaffenen 
Männer-Bereinen 1,57 1,78 
Gemiſchten Vereinen 1,38 1,29 | 
Frauen-Bereinen 1,43 1,86 | 
1,49% 1,59 %o. 


fe Wechfelder Mitglieder. 


Die Bewegung der Vereinsglieder, abgefehen von dem Austritt Durch Tod, 
ift deswegen beſonders bemerkenswerth, weil fi daraus ergiebt, wie viel der 
aufgeführten Mitglieder wirklich auf Hülfe feitens des Vereins Anfprud habe 

Tie austretenden Mitglieder verlieren mit ihrem Austritt jeden Anfpmd 
anf Unterftügung; es ift nachzufehen, wie viele Mitglieder im Laufe des Jahres 
austreten und fomit nicht mehr unterftügungsberechtigt find. 

Für die Jahre 1872, 1875, 1881 ergiebt die Berechnung, daß, abzüglich 
der Verſtorbenen, austraten bei den genehmigten Vereinen 36610, 25706, 
33701 gleih 7,4, 4,9, 5,3%o der am 1. Januar des betreffenden Jahres 
vorhandenen Mitglieder. Fir die zugelaflenen Vereine ergeben fich die Ziffen 
18097, 16593, 23,224 glei 9,41, 7,9, 8,5 o. Im Sabre 1855 murden 
beide Bereinsflaffen 11 und 99/0 angegeben. Bei den großen Abmeidyumgn 
der Ziffern dürfte der Durchfichnitt von 5,9 und 8,6 nicht von beſonderen 
Werthe fein. Es folgt aber jedenfalls, daß eine nicht unbeträchtliche Zahl 





Die Entwidlung der Hülfsvereine. 49 


 Bereindmitglieder im Laufe de8 Jahres ihre Anſprüche einbüßen und daß bei 
den zugelaffenen Bereinen ein ftärkerer Austritt flattfindet. 

Was den Eintritt in die Vereine betrifft, fo find im Jahre 1881 im die 
genehmigten Vereine 663287 Perfonen oder 12,300 des Beltandes vom 
31. Dezember, bei den zugelaffenen 278294 gleich 12,8 0/0 eingetreten. Diefe 
neueingetretenen Mitglieder haben in der Regel eine Carenzzeit durchzumachen. 
Die Statiſtik giebt die Carenzzeiten nicht an; das Mufterftatut fchreibt drei 
Monate vor, mir vorliegende Statuten vier Monate bis ein Jahr; in legterem 
ee ift aber für Unterftügungen bis zu 30 Tagen die Garenzzeit nur drei 
Monate. Die neu eintretenden Mitglieder find demnad in dem betreffenden 
Dasa zum Theil, und zwar ungefähr ein Drittel des Jahres nicht verfichert. 
Es fragt fi, haben die Bereine befondere Beftimmungen für die Uebernahme 
‚son Mitgliedern fremder Vereine und wird denfelben die Carenzzeit erlaſſen. 
Selbſt das Meufterftatut ftellt eine folche, und zwar nicht obligatorifche, Bes 
' fimmung nur für die Parifer ftädtifchen Vereine.auf, zugleich mit der Vor⸗ 
wift, dag aus dem Arrondiſſement wegziehende, aber innerhald des Eeine- 
Departement verbleibende Mitglieder bei Fortzahlung ihrer Beiträge noch 
writer die Unterftügung des Vereins genießen follen. Die erfte Beftimmung 
ih in den mir vorliegenden Statuten, die zweite nicht. In den Bes 
wird die Anwendung der Beflimmung auch nur von Pariß gemeldet. 
2ofalvereine werden eine ſolche Beitimmung leicht aufnehmen Können. Haben 
te Bereine aber einen beftimmten gewerblichen, religiöfen oder fonft eigenthümlic) 
ärbten Charakter — und es ift früher darauf hingemwiefen worden, wie viele 
diefer Rage find — fo können fie felbftverftändlich eine derartige Vorſchrift nicht 
ismer in ihre Statuten einfegen laffen. 

Es ift daher anzunehmen, daß fehr viele der austretenden Mitglieder 
nicht in der Lage find, einem andern Vereine fofort ohne Carenzzeit beizutreten 
und degwegen eine Zeit lang unverfichert bleiben. Ferner ift e8 fraglich ob fie, 
zem fie den Drt wechſeln, an ihrem neuen Aufenthalt einen Verein finden, 
dem fie überhaupt beitreten Können, und endlich kann fie ihr Alter auch von 

Bereinen noch ausjchließen, denn die meiften Vereine haben eine Alters⸗ 
grenze feftgefegt für die neu aufzunehmenden Mitglieder, und zwar ſchwankt 
dieſelbe zwifchen 40 und 50 Jahren. Und felbft da, mo das Mufterftatut die 

egung diefer Vorſchrift für austretende Mitglieder anderer Vereine 
hält, nämlich für die ftädtifchen in Paris, wird von diefem Dispens, nad) 
du mir vorliegenden Statuten, jedenfall nicht immer Gebrauch gemacht. Somit 
® €8 begreiflich, daß im den neueften Neformprojecten die Verallgemeinerung 
der Uebernahme außtretender Mitglieder anderer Vereine als befonder8 zu er- 
Reben hervorgehoben wird und der Umftand, daß die Arbeiter den Vereinen 
ct ſtärler zuftrömen, damit begründet wird, daß jeder MWechiel des Aufent- 
heltzort fie ihrer Anfprüche vorluftig machen kann. 

Durch Nichtzahlung der Mitgliedsbeiträge wie fie 3. B. durch Arbeits- 
Wfigteit berbeigeführt werden Tann, wird ebenfalls der Anſpruch auf Unter 

verloren. Die Statuten enthalten in der Regel eine Beltinnmung, 
Wach en Mitglied, das zehn Monate mit feinen Beiträgen im Rüchkſtand ift, 
von ſelbſt aufhört Meitglied zu fein. Weit der Säumige aber nad), daß er 

Ehritten XXVI. — d. d. Ofen, franz. Arbeiterverfiherung. 4 
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ohne Berfchulden feinerjeitd zur Zahlung nicht im Stande geweſen, jo wird 
ihm meift noch längere Stundung gewährt. 


3. Die Ausgaben der Hülfsvereine. 


a. Die Kranltenverforgung. 


Der Hauptzwed der Hülfsvereine ift die Gewährung von vorübergehenden 
Unterftügungen; geben fle auch in Wirklichkeit vielfach danernde Beihülfe, fo 
fteht dies doch in zmeiter Linie. In dem Decret von 1852, und in dem, die 
befonderen Alterörentenfonds gründenden Decret von 1856 ift ausdrüclich vor 
gefchrieben, daß nur Meberfchüffe zur Beſtellung von Alterörenten verwendet 
werden dürfen. Hilfspereine, welche ausfchlieglich die Gewährung von Alter 
renten zum Bwed haben, fegen um die Genehmigung zu erlangen die ver⸗ 
fchiedenen Krankenkoſten rein auf dem Papier in ihre Abſchlüſſe, ohne jemoß 
ſolche gezahlt zur haben; fo wurde wenigftend in den Kammerverhandlungen des 
vergangenen Jahres behauptet. 

Demnach find unter den Leiftungen der Hiülfsvereine in erſter Linie die 
verfchiedenen Krankenkoſten zu beachten. 

Die Vereine gewähren in der Regel die ärztliche Hülfe und die Mei 
camente umfonft und geben noch baare Unterftügung, wenn die Krankheit länger 
als 3—4 Tage dauert, dann aber gewöhnlich auch für dieſe Anfangstage. 
Einige Vereine geben auch nur eine baare, dann entiprechend höhere Unter- 
ftügung, von der der Kranke Arzt und Mebicamente zu bezahlen bat. 

| 


a. Die Koften der ärztlichen Hülfe. 


Im Jahre 1881 gaben die genehmigten Vereine als ärztliches Honorar 
eine Summe von 1754 663 Francs aus. Da die Anzahl der Kranker 
162 859 betrug, fo ergiebt fich ein mittlere8 Honorar von 10,77 Franc, Auf 
die Geſammtzahl der 663 827 Mitglieder vertbeilt, erhält man einen Mitte: 
mwertb von 2,65 Francs. Bertheilt man endlich da8 Honorar auf di 
2939 645 Krankheitstage, fo ergiebt fih für den Tag ein Honorar va 
0,59 Francs. Bei den nur aus Frauen beftehenden Vereinen find diefe Durch 
ſchnitte niedriger, indem das mittlere Honorar für die Kranfe 8,27 Franc, 
für das Mitglied 2,23 France, für den Krankheitstag 0,51 Francs beträgt. 

Für die zugelaffenen Bereine find die abjoluten Ziffern natürlich geringer, 
als bei den genehmigten Vereinen, es gilt da8 jedoch aud) für die Durchſchnitts⸗ 
werthe. Es zahlten nämlih 1881 die zugelaffenen Vereine bei 64 748 Kranker 
mit 1388 274 Sranfheitstagen unter 278,294 Mitgliedern ein Honorar veg 
637 544 France, alfo von 9,85 Francs für jeden Kranken, von 0,46 
für den Kranfheitstag und von 2,30 Francs für den Kopf der Mitglieder. 

‚_ Die ärztlichen Honorare find in den legten zehn Jahren im Wachſen 
geiffen. Denn es betrugen die durchſchnittlichen Honorare 
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Bei den genehmigten Vereinen: 


Bei den zugelafienen Vereinen: 
für ben Kranten | für den Tag 


für den Kranken für den Tag 




















1871 8,49 | 0,41 7,92 0,36 
1872 96 | 0,51 10,00 0,43 
1873 9,70 0,48 8,55 0,42 
1874 9,54 | 0,50 9,18 0,39 
1875 05 | 0.51 9.28 0.46 
1876 9,51 0,54 9.74 0.43 
1877 1047 0,56 8 0,45 
1878 10.21 0,56 9170 | 0,45 
1879 10,28 0,55 9,04 0,45 
1830 10.36 0,57 9,28 0,45 
1881 10,77 0,59 9,85 0.46 
| 


Die Geſammtſumme des Honorars ift gegen 1871 um mehr als eine 
Nillion gewachſen. 

Die Hülfsvereine ſchließen in der Regel mit den Aerzten feſte Contrakte 
& und vereinbaren einen beftimmten Sat entweder für die Zahl der Mitglieder 
oder der Krantenbefuche. Der letztere Modus wird nicht gern eingefchlagen, 
da die Bereine dadurch größere Ausgaben zu haben fürchten. Der Arzt nm 
bei den genehmigten Vereinen auf die früher erwähnten Befuchsformulare, die 
wa den Gemeinden unentgeltlich zu liefern find, die Art der Krankheit und 
de hauptſächlichen Vorfchriften, die er giebt, vermerten, ebenjo den Tag, wo 
der Kranke mit der Arbeit anfhörte und die Erlaubniß, diejelbe wieder zu 


Die Beſuche des Arztes, die Beichaffung der Medicamente werden wieder 
durch Mitglieder controlirt, welchen der Reihe nach vom Bureau der Kranken⸗ 
dienſt anfgetragen wird; diefelben überbringen auch die baare Unterftügung, 
haben in&befondere aber darüber zu machen, daß der Kranke die ärztlichen Vor⸗ 


befolgt. 

Thut der Kranke das nicht, fo geht er des Anſpruchs auf die baare Unter« 
Rigung verluftig; die Krankenbeſucher haben in dem erwähnten Formulare eben« 
ns ihren Namen und die Zeit ihres Beſuchs einzutragen. 

Nach mehreren Statuten fönnen ſich die zum Srankenbefuch deſignirten 
Mitglieder durch Geldzahlung von diefem Dienft befreien. 

Krankheiten, welche durch unmoraliichen Lebenswandel hervorgerufen find, 
oder Verwundungen, die im Zuſtand der Trunfenheit oder in einem Streit, 
ki dem das Mitglied der angreifende Theil war, erfolgten, geben feinen Ans 
each auf Unterflügung. Diefe Beftimmung findet ſich nicht nur in dem Muſter⸗ 
Batıt und bei genehmigten Vereinen, fondern auch in den Statuten der ganz 

igen, zugelaflenen Vereine. 


ß. Die Apothekerkoſten. 


Die Hülfsvereine ſchließen mit den Pharmacien bejondere Verträge, wonach 
fe für ihre Mitglieder die benöthigten Mebicamente und fonftigen Gegenftände 
4 * 
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mit Nabatt befommen. Die Mitglieder find natürlich verpflichtet, fih an die 
betreffenden Pharmacien zu halten. 


Der Betrag der von den Bereinen für Heilmittel gezahlten Summen ift 
ein jehr bedeutender. Die genehmigten Vereine gaben 1881 2159 295 Francs 
hierfür aus, und zwar im Mittel 13,26 Francs für den Kranken, nämlich 
12,72 France für den Dann und 16, 02 Francs für die erkrantte Fran. Auf 
den Krankheitstag berechnet ergiebt fich eine Ausgabe von 74 Gentimes, nämlid 
68 Gentimes für den Mann und 1,07 Francd für die Frau. Die Franen 
verurfachen alſo während ihrer Krankheit, Die, wie früher gezeigt wurde, meniger 
lang dauert als die Erkrankungen der Männer, größere Koften. Auf die Se 
jammtzahl der Mitglieder vertheilt, ergiebt fih eine jährliche Ausgabe von 
3,15 France für die Männer und 3,77 Francz für die Frauen, im Gejammt- 
durchfchnitt von 3,26 Francs. 


Bei den zugelaffenen Vereinen beträgt die Gejammtausgabe 986 128 Francz, 
da8 heißt 15,23 Franc für den Kranken, nämlich 15,43 Francs für den 
Mann, 13,50 Francs für die Frau. Auf den Krankheitstag ergiebt fi ein 
Durchſchnitt von 72 Gentimes für den Mann, 67 Centimes für die Frau, 
insgefammt von 71 Centimes. Auf die Gefammtzahl der Mitglieder vertheilt 
aber betragen die Kojten 3,54 Francs, nämlich 3,70 Franc für den Mann, 
2,50 Francs für die Frau. 


Im Vergleich zu den genehmigten Vereinen geben aljo die zugelaffenen 
Bereine höhere Beträge für Heilmittel aus. Das Verhältniß zmwifchen den 
von Männern und Frauen verurfachten Koften aber ift das entgegengejegte von 
dem, welches bei den genehmigten Vereinen ftatt hat. 

Während die ärztlichen Honorare, welche im Seinedepartement gezahlt 
werden, nur unbedeutend höher find, als die für ganz Frankreich berechneten, 
find die Mehrkoſten für die Heifwittel jo bedeutend, daß fie nicht unbeaditet 
gelafjen werden dürfen. Sie betragen fchließlich bei den 
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Seit dem Jahre 1871 ſind. die Apothelerfoften bedeutend gewachlen. Denn 
fie betrugen in ganz Frankreich bei den 


— — nn — 











Genehmigten Vereinen: 






I 
! 


Zugelafjfenen Bereinen: 


für  Abfolut in 
den Tag *8 Francs 


Jahr für den | für 


Kranken | ben Tag 











1871 9,74 | 0,51 1407 7,92 0,46 560 
1872 | 11, 0,56 1358 10,89 0,50 509 
1873 !_ 11,24 0,56 1424 10,98 0,54 568 
1874 ı 11,30 0,58 1497 12,14 0,51 613 
1875 | 11,25 0,61 1631 12,69 0,62 678 
1876 | 11,38 0,64 1726 13,89 0,61 149 
1877 12,55 0,67 1769 14,86 0,66 779 
1878 |) 12,51 0,69 19120 14,44 0,68 830 
1879 12,87 0,70 2019 13,52 0,67 874 
1880 13,17 0,78 2169 14,16 | 0,69 943 
18831 | 18,26 0,74 2159 1523 | 071 986 





y. Die Baar-Unterftügung. 


E83 wurde ſchon früher hervorgehoben, daß die Obercommilfion und jegt 
das Minifterium des Innern fireng darauf hält, daß die Baarunterftügung 
bei Krankheit für den Tag nicht größer ift als der Monatsbeitrag der Mit- 
glieder. Da nun die Mitgliederbeiträge, wie fpäter gezeigt werden wird, im 
Durchſchnitt nicht hoch find, fo folgt daraus, daß auch die durchfchnittliche baare 
Krankenunterftügung nicht bedeutend fein Tann. 

Im Jahre 1881 haben die genehmigten Vereine an ihre 162 859 Kranke 
eine baare Unterftügung von 3 448 124 Francs gewährt, nämlich für den er- 
kranften Dann 1,22 Francs und für die Frau 90 Gentimes täglich im Ge- 
ſammtdurchſchnitt 1,17 Franc. Auf die Gefammtzahl der Mitglieder vertheilt 
war zur Erreichung dieſes Zwecks vom Manne ein Beitrag von 5,51 Francs, 
von der Frau 3,18 Francs nötbig. Jeder Kranke erhielt Durchichnittlich 
22,67 Francs baar ausgezahlt und jede Franke Frau 13,52 Francs. Da jedoch 
nicht alle Vereine den Frauen auch Baarunterftügung geben, fondern viele ſich 
auf Gewährung der ärztlichen Hülfe und der Heilmittel befchränten, die ge⸗ 
gebenen Ziffern aber für alle Frauen berechnet find, fo find fie für die wirf- 
lihe Baarunterftügung der Frauen, wo diefelbe vorkommt, zu niedrig gegriffen. 

Die zugelaffenen Vereine haben an 64 748 Kranke 1972 479 Franc 
baar ausgezahlt, da8 heißt jedem Kranken durchſchnittlich 31,79 Trance, jeder 
kranken Frau 18,87 Franc gegeben. Auf den Tag vertheilt, erhielt jeder Mann 
1,47 France, jede Frau 97 Centimes baar, und für den Kopf der Mitglieder 
ergiebt fih zur Erreihung jener Gefammtjunme ein Beitrag von 7,09 Francs, 
nämlich 3,49 Francs für die Frauen, 7,62 Franc für die Männer. 

Es folgt hieraus, daß die zugelaffenen Vereine nicht nur zur Beichaffung 
der Heilmittel, fondern auch zur baaren Unterftügung ihrer Kranken relativ 
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weit höhere Beträge aufwenden, während die von ihnen gezahlten Arztlihen 
Honorare niedriger find als die von den genehmigten Vereinen gewährten. 

In Betreff der ntenfität der Kranlenverſorgung ftehen alſo die zuge 
lafjenen Vereine bedeutend voran, mas um fo mehr hervorzuheben ift, ala wie 
im vorigen Kapital gezeigt, die ihnen obliegende Krantenlaft eine relativ größere 
ift, als die der genehmigten Vereine. 

Für das Seinedepartement ift die baare Unterftügung eine erheblich höhere 
als in Frankreich im Ganzen. Während im Allgemeinen bei den zugelafienen 
Bereinen die Tagesunterftügung 1,42, die Gefanmmtunterftügung 30,46 Francs 
beträgt, weiſt das Seinebepartement die Ziffern 2,19 und 51,79 Franc auf. 
Die genehmigten Vereine, die im allgemeinen 1,17 Francs ben Tag md 
21,17 Francs im Ganzen dem Kranken gewähren, geben im Seinedepartement 
1,72 Francs und 39,53 Franc. 

In den legten zehn Jahren ift die von den zugelafienen Vereinen gemährte 
Baarunterftügung erheblich gewachſen, nämlich von 26,79 Francs im Jahre 
1871 auf 29,37 Franc im Jahre 1876 und die angegebene Ziffer von 
30,46 Francs im Jahre 1881. Die von den genehmigten Vereinen gemährten 
Unterftügungen find aber fämmtlid geringer als 1872, wo ſie 21,93 Zrancs 
betrugen, während 1876 nur 20,86 und 1881 21,17 Francs gewährt wurden. 


Kehren wir jebt wieder zu den Krankenkoſten im Allgemeinen zuräd, fo 
ergiebt fih, daß im Jahre 1881 ber Kranke dem genehmigten Verein durd- 
ichnittlih 45,20 Francs koftete, daß jeder Krankheitstag eine Ausgabe von 
2,50 Francd verurfachte. Die zugelaflenen Vereine geben 52,98 Franc für 
den Kranken und 2,59 Francs für den Tag aus. Zur Dedung diefer Aus 
gaben mußte jedes Mitglied bei den genehmigten Vereinen 11,11 Francd bei 
den zugelafienen 12,93 Francs beitragen, fo daß das erkrankte Mitglied, wenn 
man feinen eigenen Beitrag in Abzug bringt, vom Verein durchſchnittlich 
31,67 Francs, bei den zugelafienen Vereinen 37,15 Francs erhielt. 

Bon diefen Mittelzahlen zeigen fih nun in ben verfchiedenen heilen 
Frankreich erhebliche Abweichungen; im Süden wird das Miittel in ber Regel 
überfchritten, im Norden nicht erreicht. Während den genehmigten Vereinen 
ein Krankheitsfall durchichnittlih 45,20 Francs koſtet, wird von ihnen in 
Marfeille 92,33 France, in Paris 75,75 Franc, in Lyon 70,56 Franc 
ausgegeben, in Rouen aber nur 33,01 Francs, in Lille 30,53 Franc, im 
Nancy 23,64 France, 

Aehnliche Differenzen weiſen die zugelaffenen Vereine auf; daß bie einzelnen 
Orte nicht in demfelben Verhältniß ftehen, wie bei den genehmigten Vereinen, 
rührt von der großen Verfchiebenartigfeit der Vereine ber, die bei der lolalen 
Statiftit erheblich ins Gewicht fällt. Koftet den zugelaflenen Vereinen em 
Krankheitsfall durchfchnittlih 55,54 Francs, fo verausgaben fie in Paris 
97,27 France, in Lyon 95,10 Franc, in Marfeille 86,49 France, in Rouen 
36,21 France, in Rennes 27,34 Francs, in Lille 22,20 France. 

Insgeſammt Toftete die Serankenverforgung den genehmigten Vereinen im 
Jahre 1881 7 362 084 Francs, den zugelaflenen 2 596 151 Francß. Im 
Berhältniß zu den Geſammtausgaben der Vereine betrugen bie Fr 
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58,710/o bei den genehmigten, 58,50% bei den zugelaflenen Bereinen. Da 
diefer Procentfat bei den genehmigten Vereinen 1877—80 60,50, 61,08, 
60,44, 60,25, bei den zugelaflenen Vereinen 57,00 56,88, 58,35, 59,58 
war, fo ift das PVerhältnig der Krankenkoſten zu den Gejammtausgaben bei 
den leßtgenannten faft ftationär geblieben, während bei der erften Bereinstlaffe 
fid eine relative Berminderung der Krankenkoften im Verhältniß zu fonfligen 
Ausgaben erkennen läßt. 


b. Die Begräbnißtoften. 


Außer den Krantentoften haben die Hülfspereine noch eine Ausgabe, welche 
ihnen weſentlich ift und ohne die ein franzöftfcher Arbeiter-Hülfsverein gar nicht 
gedacht werden Tann: Die Sorge für da8 Begräbniß ihrer Mitglieder. Be 
fonder8 wichtig wird dies in Paris, wo der Arbeiter, defien Hinterlafiene die jehr 
hoben Sunmen für ein Einzelgrab auf ein paar Jahre nicht aufbringen können, 
in einem Daflengrab beerdigt wird. Die Gefühle des Arbeiter werden hier- 
dur, wie fich oft aus den Wrbeiterzeitungen erfehen läßt, auf das fchärffte 
verlegt und die Statuten der Hülfsvereine enthalten deshalb faft immer de⸗ 
taillirte Beftimmungen darüber, mit welchem äußeren Schmude der Verftorbene 
zu Grabe geleitet werben foll und das Verſprechen, ihm, auf einige Jahre 
wenigftens, ein eigene8 Grab zu erwerben. Die Bereinsmitglieder find bei der 
Deerdigung entweder durch eine Depntation oder auch vollzählig vertreten; 
manchmal tragen fie felbit den Sarg des BVerftorbenen. “Die zur Beerdigung 
nöthigen Gegenftände, wie Bahren, Tücher, Kreuze u. f. w. befiten die Vereine 
oft ſelbſt; fie ſchließen auch wohl dauernde Contrafte mit Begräbniß-Unter- 
nehmern ab. 

Im Jahre 1881 gaben die genehmigten Vereine 583 817 Franc für 
9873 Berftorbene aus, die zugelafienen 328 646 Francs für 4439 Bes 
erdigungen. | 
Die in den legten Jahren gezahlten Summen find die folgenden: 








Genehmigte Vereine: Zugelafjene Bereine: 















Dur: ¶ Turd- Durch⸗ | Durch-⸗ 

Jahr Be: ſchnitts⸗ ſchnitts⸗ Be⸗ ſchnitts-⸗ſchnitts⸗ 
graͤbniß⸗koſten loſten gräbniß⸗ koſten koſten 
koſten pro I pro toften pro Ä pro 

i Mitglied | Todten ſt | Mitglied Todten 





1854 | 54 568 = 36,55 131554 er 39,68 
1855 66 168 = 40,59 133 988 = 39.66 
1872 | 983484 0,78 52,29 193 010 0,98 

1873 | 422 685 0,82 57.27 184.590 0.90 60.32 
1874 | 897 763 077 51.91 182 210 0.85 51.65 
1875 ' 460.093 0,86 54.99 190 145 0.87 47.89 
176 | 470871 0,85 55.08 196 780 0,87 47,97 
1877 | 480 998 0,84 55.15 204 564 0.85 52.21 
1878 | 511750 0,86 57,84 218 856 0,87 22 
1879 | 582898 0,87 ‚90 231 981 0.88 57.04 
1880 | 566 760 0.88 57.97 250 740 0.90 60.00 
1881 \ 583817 0.88 59.18 328 646 118 74,04 
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In Paris aber koftete ein Begräbniß den genehmigten Vereinen 117 Fran, 
den zugelaffenen 157 Francs. 

Wie fpäter genauer auszuführen fein wird, hatten 1881 70 Vereine zut 
Dedung der Begräbuißloften und zur Unterftügung der Hinterbliebenen — 
verſicherungen bei der 1868 gegründeten Staatslebensverſicherungslkaſſe ab⸗ 
geichlofien, 66 552 Franc an Prämie gezahlt und 78,116 — als fällig 
gewordene Verſicherungsſummen erhalten. 


c. Unterſtützung der Wittwen und Waiſen. 


Bei dem Tode eines Mitgliedes geben die meiſten Vereine der Witwe | 
und den unmündigen Kindern eine einmalige Unterftügung. Der Betrag der 
felben ift entweder von den Statuten firiet oder wird vom Bureau im einzelnen 
Falle feſtgeſetzt. In den legten Jahren mies dieje Unterftügung folgende 





Biffern auf: ; 
Genehmigte Vereine: Zugelafiene Bereine: 
Betrag | Durchſchnitt: Betrag | Durdignitt: 
Jahr I der — ee — der ge, 


ftügung Wittven | Waifen | flügung | Wittwen Waifen 





| 
| Unter: für die | für bie Untere | für bie für die 
| 


J 
1877 |. 168056,00 69,46 43,88 


| 
148 474,00 123,00 | 41,30 
1878 ' 20412253 7823 | 39,84 | 267 985,49 | 149,65 | 86,28 
1879 " 222060638 60,9 ' 3845 | 298633,62 , 157,27 | 54,79 
1880 , 22298412 61,18 . 38,88 311 794,04 135,48 57,72 
18831 23279017 6736 : 833,51 2638 559,37 12727 683,56 


| 


d. Unterftügung der Unhbeilbaren und Gebredliden. 


In dem Gefeg von 1850 fowohl als in dem Decret von 1852 war au 
geſprochen, Zweck der Hülfsvereine ſei, vorübergehende Unterftügungen zu ger 
währen, da man ja gerade darauf ausging, die Vereine von dauernden Anſprüchen 
zu befreien, die erfahrungsgemäß ihren finanziellen Ruin oft herbeigeführt 
hatten. Das Mufterftatut zieht die Grenze, wann eine Unterftügung auf 
bört, eine vorübergehende zu fein, ziemlich eng: es fagt, ein halbes Jahr 
bat der Kranke Anſpruch auf die Srantenverforgung feiten® des Bereind. 
Die Statuten felbft gehen theilweiſe bis zu 9 Monat, a nicht weiter. 
Und auch innerhalb diefer Zeit ift gewöhnlich noch eine engere Frift feſt⸗ 
gelegt: Die erſte Hälfte der Zeit erhält der Kranke die sole — 
Unterſtützung, in der zweiten wird die Baarunterſtützung herabgeſetzt. Da die 
Vereine, wie fie gewohnt waren, doch ihre bedürftigen Mitglieder dauernd r 
unterftügen nicht unterliegen, jo empfahl feit 1853 die Obercommiffton, & 
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üge bei längerer oder dauernder Krankheit durch Beichluß des Bureau immer 
ein Jahr nach dem Kaffenftand eine beftimmte Penfion bewilligt werden. 

Im Jahre 1880 gaben die genehmigten Vereine an 6,27 von 1000 ihrer 
Rüglieder Benfionen, nämlid an 3358 Männer und 658 Frauen. Es murden 
ı Ganzen 206 482 Francs hierzu verwendet, und dem Manne durchſchniitlich 
6,56 Francs, der Frau 25,13 Franc gegeben. 

Die zugelafienen Bereine wieſen 8,92 dauernd kranke Mitglieder unter 
00 auf und gaben denfelben 196 503 Francs, nämlich durchſchnittlich 
2,12 Franc den Männern, 59,86 Francs den rauen. In Paris erhalten 
e Männer 140,60 France, die Frauen 83,57 Francs im Durchſchnitt. Auch 
er tritt wieder die Erfcheinung hervor, daß die zugelaffenen Vereine für ihre 
anfen Mitglieder beffer forgen. 


e. Ausgaben für Altersrenten. 


Wie an dauernd kranke und gebrechliche Mitglieder, fo geben die Hülfs⸗ 
keine auch Altersrenten direct aus ihrer Kaffe; indem fie diefelben nicht ver- 
neben, fondern nach dem Kaſſenbeſtand mit je ein Yahr bemilligen, entgehen 
e der Gefahr einer finanziellen Ueberlaftung und brauchen nicht bedeutende 
aummen aus der Hand zu geben, mie es zur Beftellung einer feſten Alter3- 
inte bei der Staatskaſſe nöthig wäre, 

Höhe und Anzahl der fo gewährten Nenten ftellt fi wie folgt: 





— — — 
Genehmigte Vereine: Zugelafjene Vereine: 


J 
Kr — — — -— ö— — 
Insgeſammt | Durchſchnittlich | Geſammtbetrag Durchſchnitt 
TE — 
172 453 223,72 67,68 527 066,52 | 98,28 
173 495 896.51 7113 550 376.06 95.76 
174 525 915.24 79,77 585 746.30 9115 
195 550 905,12 81.30 601 352,66 94,58 
196 584 782,33 8398 77610851 | 131,90 
N 650 683,99 | 76,56 695 338.54 97.40 
We | 637 290,10 75.83 711 726,19 | 97.32 
19 | 691.080,95 | 78,18 716 659,57 106,10 
0 , 72673134 | 719,73 707 136,15 | 102.20 
BI: 83960274 120,03 | 


Ans dem auffallenden Wechſel der verfchiedenen Jahresziffern erhellt 
tertlich, wie die Vereine die Nenten von ihrem jeweiligen Kaflenftande abhängig 
men und fo allerdings nicht Gefahr laufen, in Folge der Gewährung von 
in finanzielle Schwierigkeiten zu gerathen. Andrerſeits find natürlich 
— ſchlimm daran, indem fie einen fihern Zuſchuß ſeitens des Vereins 


Dies zu ermöglichen, follte ja Aufgabe der Altersrentenkaſſe fein. Den 
| Bereinen fland nur der eine Weg offen, Bücher für ihre Mitglieder 
at deren Ramen anzufaufen. Die jährlich hierzu verwendeten Summen weifen 


H 


58 Gapitel IIL 


bedeutende Abweichungen auf. Dies ift daraus zu erklären, daß nur eine ge⸗ 
ringe Zahl Vereine überhaupt die Kaffe benugt; wegen ber Kleinheit ihrer 
Mitgliederzahl muß das Bebürfnig nad Erwerb von Altersrenten em 
ſchwankendes fein; da ferner die Vereine nur felten Jahreszahlungen maden, 
fondern eine einmalige Kapitalzahlung vorziehen, ift e8 um fo mehr begreiflih, 
daß ihre Zahlungen an der Altersrentenlafle wie folgt wechſeln: 


1872 8198 Francs 1877 11989 France 


1873 6891 ,„ 1878 40337 „ 
1874 13524 „ 1879 43013 „ 
1875 32460 „ 1880 12805 „ 
1876 12175 ’ 1881 8347 „ 


Welche Renten durch diefe Zahlungen erzielt wurden, läßt fich leider aus 
der Statiftif nicht erjehen. 

Im Verhältnig zu dem von den zugelaflenen Vereinen direct zu Alter! 
renten aufgewendeten Betrage von 700 000 Francs im Jahr 1881 erſcheinen 
ihre Zahlungen an die Altersrententafle verſchwindend gering; die Benukung 
der Altersrentenlaffe zu Zahlungen aus Bereinsmitteln auf den Namen des 
Mitglieds ift demnach noch nicht fehr verbreitet. 

Die genehmigten Vereine menden diefen Modus ebenfalls wenig an, fonder 
zahlen an ihre, durch das Derret von 1856 eingerichteten Altersrentenfonds. 
Denn auf diefe Weife erhalten fie eine ihren Zahlungen proportionale Staat 
fubvention, welche directen Einzahlungen bei der Nentenkaffe nicht zu Gute 
fommt. Die Staatsfubvention hat äufßerft anregend gewirkt, wie fich aus nah 
ftehenden Ziffern ergiebt: 


— — [mm — — — m — 





| 
Zahl ber | | Einzahlungen 
Jahr | genehmigten Tabon hatten | 0/9 an ben 
| Dereine Fonds | Fonds 
| | | 
| 
1856 1406 994 | 70 | 244 678 
1860 2514 1558 62 | 509 096 
1865 3631 2222 | 61 | 649689 
180 | 4279 2612 | 61 | 291 458 
1875 4179 2629 63 Ä 858 872 
1881 498 » 2871 58 168118 
| 





Das Yahr 1870 zeichnet ſich nicht nur dur Abnahme ber Bere 
zablungen aus. Während der Belagerung hatten auch mehrere Vereine den 
Verſuch gemacht, ihre Fonds ſich zurüdgeben zu laſſen. Indem fie fich auf de 
beftehenden Geſetze ftüte, hatte die Kafje diefes Anfinnen zurückgewieſen. 

Was mit den Zahlungen bei Zutritt der Staatsfubventionen erreicht wurd, 
möge in einem befonderen Abſchnitt dargeftellt werden. Die Ziffern find den 
Angaben der Depofttenkaffe entnommen und weichen von den Summen ſtets ab, 
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welche als von den genehmigten Vereinen ausgegeben eingeftellt find. Die 
Differenz muß von ben direct bei der Alterörentenkafle eingezahlten Beträge, 
von denen fonft im Bericht nicht gefprochen wird, kommen. 
Sie beziffert ſich 

1872 auf 4544 Francd 

1875 „ 56171. „ 

1878 „ 4233 „ 

1881 „ 112321 


und weift alfo noch größere Schwankungen auf, als die direct eingezahlten Be⸗ 
träge der zugelaffenen Bereine. 

Nechnet man die Ausgaben zujammen, die die genehmigten Bereine im 
Jahre 1881 fei e8 direct an Altersrenten zahlten, ſei es an ihre Fonds gaben, 
ſo ftellt > eine Ausgabe von 2 520 785 Francs zum Zwed der Altersver⸗ 

eraus. 


Zugelaſſene und genehmigte Vereine zuſammen verwendeten 3236 268 Francs 
für ihre alten Mitglieder. 


f. Bermaltungstoften. 


Die Vereine, deren Ehrenmitglieder eine gewiſſe Stellung einnehmen, 
find in dem Arrangement der Vereinsverfanmlungen und in der Ausftattung 
isrer gebrudten Berichte und Rechnungsabſchlüſſe ziemlich freigebig, Der 
Bericht des ftädtifchen Hülfsvereind des erften Arrondiffements von Paris — 
eineßs Vereins, der wegen feiner Leiftungen bei der Weltausftellung von 
1878 ein Ehrendiplom erhielt — umfaßt ſechzig Drudjeiten, wovon die Hälfte 
auf das mamentliche Verzeichniß der Ehrenmitglieder und ihrer Titel und 
Vohnungen geht. 

Ber gewerblichen Vereinen, und das gilt auch von den zugelaffenen, fpielt 
die Feier des Stiftungsfeftes eine große Rolle; gewöhnlich fchließt ein Ball 
fh an. Der größte heil der Koſten defjelben muß baar bezahlt werden und 
efheint nicht in den Verwaltungskoſten; es ift mir mehrfah von Mitgliedern 
gelagt worden, daß fie am Stiftungsfeft der großen Koften wegen nicht theilnehmen, 

Im Jahre 1881 gaben die genehmigten Vereine 1 Francs pro Mitglied, 
137,27 für den DBerein und 664 543 Francs im Ganzen an Berwaltungd- 
often aus, die Parifer Vereine 3 Franc pro Mitglied und 1169 für den 

in. Der erwähnte ftädtifche Hülfsperein des erften Arrondiſſements weift 
bei einer Gefammtausgabe im Jahre 1882 von 26281 Francs, für die Buch⸗ 
md Rehnungsführung 2700 Francs, für die Erhebung der Beiträge und die 
Drudloften 2340 Francs, für Heine Ausgaben und Porto 628 Franc als 


Die zugelafienen Vereine gaben durchichnittlih 1,40 Francs für das Mit- 
glied, 195,44 für den Verein und 387552 Francs im Ganzen aus, in Paris 
1,98 Fraucs für das Mitglied und 402 France für den Verein. 

Wie alle Ausgaben der Bereine, fo find auch die durchſchnittlichen Ver⸗ 
waltungsfoften in ftetem Steigen begriffen. Das Jahr 1872 3. B. weiſt für 
den genehmigten Verein nur 109 Francs, für da8 Mitglied 0,93 Francs auf, 
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während die entiprechenden Ziffern der zugelaflenen Vereine -152 Francs und 
1,20 Francs find. 


g. Vermiſchte Ausgaben. 


Was bisher an Ausgaben nicht in beftimmten Aubrifen aufgetreten it, 
findet fi unter dem Titel vermifchte Ausgaben. Darunter find die eimmaligen 
Ausgaben, welche bei Gründung neuer Vereine erwachſen, die Anjchaffung von 
Mobilten, von Begräbnißgegenftänden ꝛc. enthalten, aber auch die von einigen 
Vereinen bei der Lebens⸗ und der Unfallöverficherungstaffe eingezahlten Prämien. 
Bei der Höhe der betreffenden Poften ift zu bedauern, daß eine genaue 
Spezifizirung nicht vorgenommen worden ift. 

In den legten drei Jahren betrugen die vermijchten Ausgaben bei den 
genehmigten Vereinen 1065000, 1053000, 1019000 Francs, tm legten 
Fahre genau 1019792 Francd. Die entjprechenden Ziffern bei den zuge 
laſſenen Vereinen find 554 000, 598 000 Francs und für 1881 692,799 Franc, 



















h, Die Gejammtausgaben. 


Im Jahre 1881 vertheilten fih nun die Gefammtausgaben ihrem abſo— 
luten und relativen Betrage nach wie folgt: 











Genehmigte Vereine | Zugelafjene Vereine: 


0 Ü 


Baare Kranfenunterftüßung - - - » - 3445124 | 27,50] 1972479 
Herztliheg Honorar.» » 2» 2... 1175663 | 14,00 637 544 
notbelettoteit: .- an sa Et 215925 | 17.21 956 128 
Sährlich bewilligte Penfionen an Alte | 

RED VER at ee Ya 339 602 | 6,69 856 306 
An Wittwen und Wailen . . .... 232 790 | 1,85 263 559 
An die Alterörentenfafle -. -. .» .».. . 1793 504 | 14,30 3 347 
IDERTARNIBEOHR ; 583817 | 4,65 328 646 
Berwaltungdtoften -. » » 222... 664 543 5,30 387552 | 
Verſchiedene Ausgaben. . -» » 2...» 1619792 | 8,13 692 799 11 
BE EUER a a 45 793 0.37 13 435 ) 











lan en: 12 541 930 100 6146798 100 


Vergleichen wir die Verhältnißziffern der beiden Gattungen von Beremen 
genau, jo zeigt fih, daß die zugelafjenen Vereine den genehmigten gegemübe 
3,63 °:o ihrer Ausgaben weniger an ärztlihem Honorar, 1,17 °.o weniger am 
Apothekerkoſten, 0,15 °;o weniger für Kinder, dagegen 4,59 °;o mehr an Baar 
unterftügungen geben, 0,69 %o mehr für Begräbnißkoften, 2,44 °/o mehr für 
Wittwen und Waifen aufmenden, 1,01 °;o für Verwaltungstoften, 3,14 6 fit 
verjchiedene Ausgaben und 7,42 %;o mehr für die jährlich bemwilligten Unter 
ftügungen an Alte und Kranke, insgejammt 19 °,o mehr, oder nach Abzus 
der Minderausgaben für Arzt und Apothefer 14 °o mehr ausgeben für du 
Zwede namentlih der Kranfenverforgung und der vorübergehenden Unter 
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ſihengen. Dieſen bedeutenden Procentſatz von 140/0 verwenden bie geneh⸗ 
nigten Vereine zu Zahlungen an ihre Altersrentenfonds, deren Wirkſamkeit 
jgleich genauer dargeſtellt werden ſoll. 


In den letzten Jahren ſtiegen die Geſammtausgaben wie folgt: 


Genehmigte Vereine: Zugelaſſene Vereine: 
1871 8840454 Francs 4187882 Francs 
1876 10063680 , 5078294 „ 
5 1881 12541930 „ 6146798 „ 


Und faßt man die Gefammtausgaben der Hülfsvereine ins Auge, fo zeigt 
P. daß fie im Jahre 1881 zur Unterflügung ihrer Mitglieder achtzehn und 
iertel Millionen ausgegeben haben. 

3 


} 4. Die Einnahmen der Vereine. 


Benn die franzöfifchen Hülfsvereine wirklich auf Gegenfeitigkeit beruhende 
Berine find, fo müflen die Ausgaben, die fie zur Unterftügung ihrer Mit- 
machen und die, wie wir gefehen haben, die hohe Summe von faft 
Millionen erreichen, in erfter Linie durch die Beiträge der unterftüßungs« 
tigten Mitglieder gededt werben. 
Da die Hülfsvereine dazu beftimmt find, vorübergehende Unterftügungen 
gewähren und die Gründung der Alterörentenfaffe, der Verſicherungskaſſen 
1868 gerade deßwegen erfolgt war, weil man durch die Erfahrung belehrt 
erden war, daß die Hülfsvereine zur Gewährung dauernder Penfionen nicht 
Big find, fo find, um es ſtreng zu nehmen, nur die vorübergehenden Unter- 
angen als die eigentlichen Ziele eines gegenfeitigen Hülfsvereind in Rechnung 
ziehen und den Einnahmen gegenüberzuftellen, welche die Vereine von ihren 
kerſtützungsberechtigten Mitgliedern beziehen. 
E3 find die gefammten Krankenkoſten, die Ausgaben für das Begräbniß 
x Mitglieder und die mit dem Tode eines Mitgliedes verbundene einmalige 
keritigung der Hinterbliebenen, ſowie die Verwaltungskoſten, den Beiträgen, 
itts. und Strafgeldern der unterftügungsberechtigten Genofjen gegenüber» 
zen, und wir werden ſehen, daß diefe Einnahmen für die genannten Aus⸗ 
en mehr als genügend find. 
In zweiter Linie find dann die zu dauernden Penfionen dienenden 
en, mögen fie num jährlich direct an den Nentner, oder zur Einzahlung 
die Altersrentenfonds behufs päterer Verwendung gezahlt werden und bie 
denen Ausgaben mit den verfchiedenen Einnahmen, den von den Bei- 
der unterftügungSberechtigten Mitglieder verbleibenden Ueberſchüſſen und 
Veiträgen der Ehrenmitglieder zu vergleichen, wobei ſich ebenfall® meift ein 
Kerihuß der Einnahmen ergeben wird, der jedoch durchaus nicht regelmäßig 
% jo daß auch Abjchlüffe mit Deficit vorkommen. 
' Endlich ift zu zeigen, wie aus den manchmal noch verbleibenden Weber- 
| jowie Gejchenfen, Bermächtniffen und Staatsfubventionen die Vereine 
dem bedeutenden Kapitalbeſtand erworben haben und wie derfelbe bei den 
Mer nen ihm zufließenden Summen und anwachſenden Zinfen in ftetem Auf⸗ 
rigen begriffen iſt. 
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a. Die Zahlungen der Mitglieder. 


o. Die Mitgliedsbeiträge. 


Bon Seiten der Obercommilfion wurde, wie mehrfach erwähnt, flets 
darauf gehalten, daß die monatlichen Mitgliederbeiträge der baaren täglichen 
Krankenunterftügung glei feier. Bwifchen beiden Ziffern beſteht alſo ein 
gegenfeitige Abhängigkeit und die Kleinheit der baaren Unterflügungen ift mit 
der Kleinheit der Monatsbeiträge gegeben. In den Berichten. wird flet8 ger 
wünfcht, daß man höhere Monatsbeiträge einführen folle, aber fie bleiben 
immer Hein im Verhältniß zum Lohn. 


Die Statiftit des Jahres 1878 giebt folgende Lohnfäge an: 


Departementshauptorte ohne Paris: Paris: 
Männer Frauen Kinder Männer Frauen 
2. und f mit Soft 1,57 1,07 — 1,70 — 
eininduſtrie ohne Koſt 8,18 1,64 — 5,18 2,80 


Großinduſtrie Weberei 307 16 18 —  — 
Seide, Wolle xc. | Spinnerei 3,02 1,68 0,99 — — 
Nun betrugen die durchſchnittlichen Beiträge bei den genehmigten Vereinen: 
1854: 10,02 Francs 1874: 13,28 Francs Ä 
und in den legten drei Jahren, wo die Statiftit genauer ift: | 


In Frankreich: Speiell im Seinedepartement: 
Beiträge der » Beiträge ber 
Männer rauen Zufammen Männer Frauen Zufammer 
1879 14,18 9,38 13,37 25,70 14,81 22,19 
1880 14,46 9,20 13,54 26,26 15,13 23,32 
1881 14,86 10,06 14,19 27,04 14,03 23,59 


Die großen Städte, wie Marjeille und Lyon, ftehen mit ihren Beiträgen 
von 20,49 Franc und 19,78 Francs ebenfalls über dem Durchfchnitt. Boa 
den gefammten Einnahmen betragen die Mitgliederbeiträge 631/ %o. Ba 
den zugelaffenen Vereinen, die ja mehr auf eigenen Füßen ftehen müſſen als 
die genehmigten und, wenn fie auch keine dem Altersrentenfonds der legteren 
entiprechende Aufwendung für ihre alten Mitglieder machen, doch ihre Kraufen 
beſſer verforgen, find die Meitgliederbeiträge höher. 

Sie betrugen durchſchnittlich: 1854 — 12,27, 1874 — 15,75 Frank. 
Das Seinedepartement weiſt auch bei den zugelaflenen Vereinen höhere Ziifera 
auf, doch ift der Unterjchied nicht fo bedeutend als bei den genehmigten Vereinen. 

Es betrugen die Beiträge im Durchſchnitt: 

In Frankreich: Im Seinedepartement allein: 
ber Männer ber grauen Zufammen ber Männer ber frauen Zuſammen 
1879 17,04 8,11 15,95 22,01 7,35 20,435 
1880 16,98 7,74 15,88 23,05 9,85 21,88 | 
1881 17,40 9,87 16,44 23,45 15,83 22,71 
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Bon den Geſammteinnahmen ber Hülfsvereine betrugen die Beiträge der 
umterftägungsbetechtigten Mitglieder 62 °/o, und dieſes Verhältnig ift ein faft 
Rabiles, wert im Lauf der legten 10 Jahre faft feine Schwankung auf. Die 
Geſammteinnahme ber Hülfsvereine aus den Beiträgen ihrer Mitglieder fleigert 
fh in der legten Zeit wie folgt: 

Genehmigte Vereine: Zugelafjene Bereine: 
1871 5938 728 Francs 3023 441 Francd 
1876 7545853 „ 3720215 „ 
1881 9311911 _ 4516543 „ 


Die Beiträge werben faft durchgehends ohne Rückſicht auf das Alter der 
Mitglieder in gleicher Höhe gezahlt. Nur vereinzelt kommt e3 vor, daß bei 
zmehmendem Alter ein höherer Beitrag verlangt wird. So fordert 3. B. ein 
Berein von anerlanntem öffentlichen Nuten 1’Emulation chretienne de Rouen 
einen Jahresbeitrag der Männer von 13, 15 und 18,60 Franc nad) drei 
Atersfinfen. Andere Vereine, und deren Zahi iſt größer, fuchen einen theil- 
weiſen Ausgleich herbeizuführen durch Erhöhung des Eintrittgeldes mit dem Alter. 


ß. Eintrittsgelder. 


Eintrittögelder werden nicht von allen Bereinen erhoben und die Statiſtik 
welhe die Summe der gezahlten Eintrittögelder anf alle im Laufe eines Jahres 
eingetretenen Mitglieder vertheilt, giebt daher ſehr ungenügende Reſultate. In 
dem Muſterſtatut iſt für die ſtädtiſchen Vereine in Paris die Beſtimmung vor⸗ 
geiehen, daß aus einem anderen Vereine übertretende Mitglieder tein Eintritts⸗ 
En zu zahlen haben. In den mir vorliegenden Statuten ift dieſe Beſtimmung 

wicht aufgenommen, aber die Erhebung eines Eintrittägeldes von 18 Francs 
für den Mann und 9 Francs für die Frau — meldhe auch in Monatsraten 
während des erften Mitgliebjahres bezahlt werden können — erfolgt nur, wenn 
da3 eintretende Mitglied fchon vierzig Jahr alt ift. Andere Statuten verlangen 
; d. 5 Francs Eintrittögeld im Alter von 16— 30 Jahren, 10 Franc 
zwiſchen 30 und 40 und 20 Francs zwifchen 40 und 45 Jahren. 


Die Eintrittsgelder, abfolut und im Durchſchnitt für den Eintretenden 
berechnet, weijen die folgenden Ziffern auf: 
Genehmigte Vereine: Zugelaſſene Vereine: 


Hranıd Francs Grancs Francs 

1871 98176 93,22 64945 3,27 

1876 248000 4,68 99458 38,71 

1881 320194 3,91 119728 8,36 

Für Paris betrug der Durchſchnitt 7,36 und 4,50 im Jahre 1881 und 
zwar bei: 
Genehmigten Zugelaſſenen 

Männer Frauen eg Männer Frauen u. 
10,14 0,82 6,30 4,76 1,71 4,11 


Es folgt Hieraus, daß namentlich viele Frauenvereine kein Eintrittsgeld erhoben. 
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Die Eintrittögelder betragen bei den genehmigten Vereinen 2 °;o, bei den 
zugelafjenen Vereinen 1!/2 0/0 der Gejammteinnahmen. 


y. Strafgelder. 


Die Strafgelder find das Erefutionsmittel, wodurd die Bereine die 
Disciplin aufrecht erhalten, wenn fie nicht foweit fchreiten, das Mitglied vom 
Bereine auszufchließen. Das Mufterftatut enthält eine ganze Blumenlefe von 
mit Strafe belegten Handlungen. Wenn ein Mitglied die ihm aufgetragenen 
Functionen (3. B. Kranfenbefuche) vernachläffigt, hat es eine Geldftrafe zu 
zahlen, ebenjo wenn es fich Unredlichkeiten hat zu Schulden kommen laflen, 
oder Dabei geholfen hat; wenn e8 die VBerfammlungen ftört oder betrunfen zu 
denfelben erjcheint; wenn es ohne Erlaubnig das Wort nimmt oder einen 
Redner unterbricht; wenn es die Bureaumitglieder beleidigt; wenn es im ben 
Verſammlungen eine politische oder religiöfe Frage aufmwirft, immer bat & 
Geldftrafe zu zahlen. 

Diefe Beitimmungen finden fih natürlich in den Vereinsſtatuten nicht al 
wieder, aber die Verfammlungspolizei und namentlih auch der Dienft der 
Krantenbefucher ift oft durch Geldftrafen geſichert. Es betrugen die Strafen kei 


genehmigten Vereinen: zugelafienen Vereinen: 
im Ganzen pro Mitglied im Ganzen pro Mitglied 
1871 115257 ° 0,24 150 219 0,77 | 
1876 183111 0,33 176 594 0,78 
1881 236 402 0,35 214233 0,76 


Bon der Gefammteinnahme bilden die Strafgelder bei den genehmigten Ber 
einen 11/2 %o, bei den zugelafienen 3 °;o, und zwar ift dieſes Verhältniß im 
den 5 legten Jahren genau dafjelbe gemejen. 


db. Die Zahlungen der Mitglieder und die vorübergehenden 
Unterflüßungen, 


Stellen wir von ein paar Jahren die vorübergehenden LUnterftügungen 
zufammen und den Zahlungen der berechtigten Mitglieder gegenüber, fo ergiebt ſich: 





1. Die genehmigten Bereine. 






1858 | 1871 | 1876 | 1881 





Aerztlicheg Honorar... . . 2... 410 983 | 1 226 535 ı 1433 454 | 173466) 








Apotheferkoften - - - . > 2 2 2 20. 482 444} 1407135 1726611, 2 15923 
Baarunterftügung - - - 2 2 22.2. . 1265833 3147135 3165760 | 348124 
Begräbnißkoften -.- - - » 22220. 118622 | 546941) 470871 588 
An Wittven So een. 40 907 | 227253| 203085, 2780 
An Wailen. - 2 2 on 178002! 435306 | 530 856 > > 
— i2 


Für Kinder (erft feit 1880 beſonders berechnet) — — 
| en nn 


A and 2496 792 | 6 9% 495 | 7540 ” 3.8399 
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Die Einnahmen aber betrugen: 









2 484 666 5 938 728 .7 545853 | 9311 911 


.0o03[7 8 3 [ 1 8 Tr Tr LT Er oe 







Eintritsgelder 2200200. 132877 | 98176, 248000| 320194 
Ehalgelder 22022000... 115257| 183111| 238402 
gür finder . 2 2 2 22 — — — 53 741 
I [26371316 152161 7.976 964 | 9922 648 
Ueberfhuß über die Ausgaben . . . . + 166.921 — 838334 4 436 297-H1 033 619 


Bergleiht man dieje Ziffern, fo ergiebt fich ein ſtetes Weberwiegen der 
Einnahmen, und das ift auch mit allen andern Jahren der Fall, mit denen 
man die Rechnung vornimmt. Nur im Jahre 1871, und da ift es ja eine 
Ausnahme, die die Negel nur betätigt, übermogen die Ausgaben. Im Sabre 
1870 ergiebt ſich aud ein Deficit, doch war die Differenz eine geringere, für 
= Sattungen von Vereinen zufammen 100000 Franc nur wenig über- 
eigend. 

Es folgt aus dem Borftehenden, daß in normalen Jahren bei den geneh- 
migten Vereinen die von den unterftügungsberechtigten Mitgliedern bezogenen 
Beiträge genügen, um die vorübergehenden Ausgaben zu deden, daß alſo in 
Betreff derfelben die Vereine auf eigenen Füßen ftehen, Staatszuſchüſſe oder 
Beiträge der Ehrenmitglieder nicht in Anſpruch genommen werden, vielmehr 
no ein ganz ordentlicher Ueberſchuß aufzumeifen bleibt. 


2. Die zugelafjenen Bereine. 
Vergleichen wir die oben genannten Einnahmen und Ausgaben der zuge 


laſſenen Bereine, jo zeigt fich diefelbe Erfcheinung wie bei den genehmigten mit 
dem Unterfchiede, daß auch 1871 die Einnahmen etwas überwiegen. 





1858 1871 | 1876 | 1881 








359 662 | 436 646 | 526105 | 637544 
363829) 560538! 749945 | 986 128 
1370381. 1538913 11585435 | 1972479 
117269 | 222665 | 196780! 328646 


die ärztlichen Honorare... .. . . 
die Apotheterloflen -. -.. .- 2... 
die Baarunterflüßung . . . . . . . . 





bie Begräbnißkoften . . . ...... 
An Wittwen und Wailen . .. . . . 129 792. 193671| 293264) 263 646 
r Kinder (feit 1880 ausgeidieden) . . - — — — 13 435 
ltungstoſten........ 168 545 Ä 216 8312| 261233) 38755 
Ola a a ee — 


——————— 4.589 343 





Schriften IXVI. — v. d. DOften, franz. Arbeiterverficderung. 5 
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Dem gegenüber ftellen ſich die Einnahmen wie folgt: 











ee an 45656 


Beiträge. mh ee 

Beitrittägelder - > > 138492 | 649451 994581 1197 
Strafgelder- = 22 125139 | 150219| 17659 214 
Sür Binder - >... —— we ; 
ee 7 3.081 430 3.238 603 | 3.996 267 5.020.399 
Ueberſchuß ............. 581952 69360 383 305 681 03 


Es iſt ſomit nachgewiehen, daß auch die zugelaſſenen Vereine ihre Haupt⸗ 
zwede durch eigene Mittel erreichen. 


b. Die fonftigen ordentliden Einnahmen der Bereine 


a. Die Beiträge der Ehrenmitglieder. 


Die durchfchnittlichen Yeiträge der Ehrenmitglieder find niedriger als die 
der eigentlichen Mitglieder und fteigen im geringeren Maße. Bei den ge 
nehmigten Vereinen, wo die DurchichnittSbeiträge der Mitglieder 1871, 13:6 
und 1881 12,14, 13,70 und 14,19 Francs betrugen, zahlten die Ehren 
mitglieder in den entiprechenden Jahren durchſchnittlich nur 10,30, 11,38 und 
11,32 Franc. In Summa gaben fie dann 1881 aud) nur 1537 779 Franc 
oder 10%. jo der Gefanmteinnahmen. Freilich weicht dieſe Ziffer in den ver- 
fchiedenen Orten bedeutend von Durchſchnitt ab. In Paris ift der Beitrag 
des Ehrenmitglied durchfchnittlih 23,59 Francs, Marſeille 20,49 Francd, in 
Bordeaur 15,47 France, in Pille 10,50 France. 

Einzelne Vereine find vollftändig von ihren Ehrenmitgliedern abhängig 
worau8 aber umgekehrt folgt, da der Durchfchnitt der Ehrenmitglieder-Veiträg 
ein jo niedriger ift, daß die Ehrenmitglieder bei vielen anderen Bereinen jall 
nicht8 geben und nur aufgenommen find, um den Beftimmungen des Dee 
von 1852 auch praftifch zu genügen und die Vortheile deflelben in Aniprud 
nehmen zu önnen. Bei dem ftädtifchen Verein des neunten Arrondiffenent 
in Paris betragen die Beiträge der Ehrenmitglieder 28371 Francs, die de 
Mitglieder 20 448 und noch fieben andere ftädtifche Vereine finden fich auf der 
Lifte derjenigen, bei denen die Ehrenmitgliederbeiträge verhältnigmäßig am be 
deutendften find. Der proteftantiiche Hülfsverein in Paris weit 24042 Francs 
Ehrenmitgliederbeiträge bei 43351 Francd Beiträgen der Mitglieder anf, und 
eine ganze Neihe gerade von Parifer Vereinen — in Berhältniß zur Gejammt- 
zahl natürlich nur wenige — find auf diefe Weile eigentlich mehr zu Boll 
thätigfeitövereinen, als wie zu Vereinen behufs gegenfeitiger Unterftügung ge 
worden. | 

Die Gefammtzahl der Ehrenmitglieder bei den genehmigten Vereinen be⸗ 
trug 1881 135 810 gegen‘ 663 287 berechtigte Mitglieder. 
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Tie Jahre 1871, 1876, 1881 weiſen folgende Ziffern auf: 


Zahl der Ehrenmitglieder Beiträge 

am 31. Tecember: der Ehrenmitglieder: 
1858 48580 513 169 
1871 96 885 997 633 
1876 110 798 1211143 
1881 135 810 1537 779. 


Bei den zugelaflenen Vereinen find die Ehrenmitglieder, wie früher ge 
zagt wurde, ſowohl abfolut wie relativ an Zahl geringer, geben aber durch» 
Ihnittlih höhere Beiträge. 

Dei 278 294 Mitgliedern wiefen die zugelaffenen Vereine 1881 20 143 
Ehrenmitglieder auf, welche an Beiträgen 327 474 Francs oder 16,26 Franc 
durchſchnittlich zahlten. 

Da die Statuten der zugelafjenen Vereine vielfah den Ehrenmitgliedern 
die Höhe ihrer Zahlungen freiftellen, während bei den genehmigten Vereinen ge« 
möhnlih ein fefter Beitrag normirt ift, fo find die ftarfen Schwankungen der 
Durhfchnitisziffern bei den zugelaflenen Vereinen, die fich bei den genehmigten 
nicht finden, erflärbar. In den Jahren 1871 bi8 1873 betrugen die Beiträge 
durchfchnittlih 12,00, 21,00, 11,00 Francs, 1875—77 13,00, 22,00, 
15,00 Francs; im Jahre 1881 endlich 16,26 Francd. Die abfoluten Zahlen 
der Beiträge und die Anzahl der Ehrenmitglieder waren in nachitehenden 
Jahren die folgenden: 


Zahl der Ehrenmitglieder: Summe der Beiträge: 
Trance. 
1858 9486 102 680 
1871 11 084 136 599 
1876 13 969 331 409 
1881 18414 327474. 


PB. Berfhiedene Einnahmen. 


Die leider in der Statiftit nicht näher erläuterte Rubrik der verfchiedenen 
Einnahmen enthält die von der Staats -Lebensverficherungsfajle an einige 
Bereine beim Tode eines Mitglieds gezahlten Beträge, die von den Alters» 
ventenfaffen zurüdgezahlten Summen, joweit Berfiherungen mit der Bedingung 
der Rückgewähr des Capitals nad) dem Tode an den Geber von Seiten des 
Bereind zu Gunften eines Mitgliedes abgejchloflen waren, den bei Vereinsfeften 
etwa fich ergebenden Ueberſchuß, den Betrag der fehr oft in Vereinsfigungen 
veranftalteten Sammlungen ꝛc. Unbedeutend ift diefe Rubrit der Einnahmen 
nicht: 1881 marf fie 8°; der Gefammteinnahmen, fowohl der genehmigten wie 
der zugelaflenen Vereine ab und die abfoluten Beträge waren für die beiden 
Vereinsklaſſen: 


1858 150 356 166 080 
1871 482 248 253 458 
1876 632 468 368 271 
1881 1181729 570521. 
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Y. | Einnahmen und Ausgaben für dauernde Unterflüßungen. 


1. Die genehmigten Bereine. 


Eine ſolche NRegelmäßigteit, wie wir fie in dem fleten Ueberſchuß der Ein- 
nahmen von Seiten der unterftügungsberechtigten Mitglieder über die zu den 
Hauptvereindzweden gemachten Ausgaben gejehen, tritt ung beim Vergleich der 
übrigen laufenden Einnahmen und Ausgaben nicht entgegen. Auch abgejehen 
von dem Ausnahmejahre 1871 ergiebt die Zufammenftellung der verjchiedenen 
und dauernden Ausgaben der Vereine mit den noch übrigen Mitgliedds und 
Ehrenmitglied3beträgen und den verjchiedenen Einnahmen, die alle als regel. 
mäßig wiederkehrende und fteigende Poſten auftreten, nicht immer einen Heinen 
Ueberſchuß, fondern manchmal auch 3. 3. 1875, 1876 ein Defiat. 63 
ergiebt fich hieraus die Nothmendigfeit eines Rejervefonds für die Bereine, 
behufs Dedung der über den eigentlichen Vereinszweck binausgehenden dauernden 
Ausgaben, fogar bei deren heutiger, den Kaſſenverhältniſſen ſich jährlich 
accommodirender Form. | 





— — — — 
| 1858 | 1871 | 1875 | 1876 | 1881 


| 
Penſionen an Kranke... . . 161 662 | 162561 | 170909 } Ä 
Benfionen an Alte... .. 2068571 Ainsan| 380805 208 IT aaa 


An den Alterdrentenfonde. „| Mibk aut | 338789 | 915043, 991054179854 
BVerichiedene Ausgaben . . .| 316531| 574232| 850127 776 264 1019 79 


Koll u. aan | 523388 | 1 690 204 | 2478 636 | 2 523 009 3652 98 


Beitragsüberſchüſſe der Mit- | | 








370782| 486297 1033619 





glieder de Eee a De 166 921 —- 838 334 
Beiträge der Ehrenmitglieder] 513169 |. 997633 | 1271402 1211 143 1573179 
Berihiedene Einnahmen. . .| 159356 | 482248 | 613915 | 632466 ‚1181789 
Total rc. — .| 889446] 641547 |2 256 099 |2.279 906 | 378927 


Differenz gegen bie Ausgaben + 316 058 —1048547 — 222 537 — 382 342 — 228 50 


Das Deficit wird, wenn nicht ein fo außerordentlihe8 Jahr mie 1371 
vorliegt, von einer geringen Zahl Vereine verurſacht. Die Statiſtik giebt an, 
in wieviel Departements die Vereine insgefammt mit einem Deficit abgejchleilen 
baben, aber für den Fall daß man auch die Gejchenfe und Einnahmen aus 
den Nefervefonds, die hier befonders behandelt werden mögen, mit in Betracht 
zieht. In 83 Departement® haben danach die genehmigten Vereine zufammen 
einen Weberfchuß, in 7 Departements ein Deficit für das Nechnungsjahr 1881 
aufzumeifen. 
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2. Die zugelafjenen Bereine. 


Die Gegenüberftellung der fchon erwähnten Ausgaben ergiebt für die zu- 
gelafjenen Bereine folgendes Bild: 





— G —— — rn nn — — ** 











Ausgaben: 1858 1871 | 18% | 1881 

An Kranke.. een 153 123 | 169 402 | 
Ba wesen } 408963 | 477683 | 776.103 } 856 306 
An die Alterörentenlafle. - . . . . . ee _ 12705 8347 
Berichiedene Ausgaben... .... . 3271861 387487) 507847) 692799 
Tldlıe a, BEE | 736 149] 1'018 298 | 1 465 597 [1 557 452 

Ginnahmen: 
Neberichuß der WMitgliederbeiträge. . . | 581952| 69360 | 3883 soR| 431 056 
Peiträge der Ehrenmitglieder. . . . . 102 680| 136599| 331409: 327474 
Berichiedene Einnahmen... . . . . 166 080 | 253458] 368271) 570522 
Dolal.2 nd a | s50 712] 459417] 1083 185] 1328 952 
Differenz gegen die Auögaben. . . . . + 114 563 — 558816 - 382 342 — 228 550 


Bei diefem Schwanken der Abjchlüffe, die manchmal ein Mehr, mandmal 
en Dinder der gefammten Ausgaben, gegenüber den verfchiedenen Beiträgen 
der Mitglieder beider Arten aufmeifen, ift nun zu ſehen, ob zur Ausgleichung 
dieſer Schwankungen genügende außerordentliche Einnahmen oder den Vereinen 
gehörige Reſervefonds zur Verfügung ftehen. 


e. Die außerordentliden Einnahmen und Rejervefonds der 
Bereine, 


In günftigen Jahren erzielen, wie gezeigt worden ift, die Vereine mehr» 
roh Neberſchüſſe aus ihren laufenden Einnahmen und legen diefelben alddann 
zurüd. Außerdem beziehen die Vereine bedeutende Summen durch Gefchente 
und Vermächtniſſe; die zugelafienen Vereine dürfen nur direct übergebene Ges 
Iente annehmen; die genehmigten dürfen, wie früher angegeben, mit Erlaubniß 
des Präfekten Gefchenfe und Bermächtniffe, aber feine Immobilien bis zum 
Berthe von 5000 Francs annehmen. Dies ift aber num dahin zu interpretiven 
(Enticheidung des Staatsrathes vom 12. Juli 1864; Beſchluß des Caſſa⸗ 
tionshofes von: 8. Mai und 22. Yuli 1878), daß zur Annahme höherer 
Summen die dur Decret zu gebende Erlaubnig der Regierung nöthig ift, 
niht, daß die Annahme höherer Summen verboten fei. Die Vereine von 
anerfanntem öffentlihen Nuten endlich dürfen auch Gefchente und Vermächt⸗ 
nifle an Immobilien annehmen. 
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Schlieglih wurden den genehmigten Vereinen je Staat3zufchüfie von den 
Binfen der 10 Millionen Dotation zu Theil. Diefelben werden in zweierlei 
Richtung gegeben, zu dem Altersrentenfonds und zur Unterftügung finanziell 
fchlecht geftellter oder zur Gründung nener Vereine. Die Alterßrentenfonds 
werben beſonders behandelt werden. Ihnen kommt jest faft ausſchließlich die 
Staatsdotation zu Gute, die Vereine erhalten direct fo gut wie nichts. Es 
murden feit 1870 gezahlt (die Statiftil von 1860 bis 1870 ift wegen be 
Brandes der Depofitenkafje ſehr Lüdenhaft): 


1871 an 41 Bereine 16561 Fraucs, im Durchſchnitt 414,78 Francs. 


1875 = 3 = 1004 - «= . 31386 - 
1876 « 35 = 1008 - - . 4170 - 
1881 =» 47 = 1441 - - . 314,81 — 


Außerdem erhält eine dauernde jährliche Unterftügung von 6000 Francs der 
Verein des artistes dramatiques zu Paris, der übrigens zu den beftbemittelten 
gehört. 

Die Reichlichleit mit der die anderen Quellen fliegen und die Höhe der 
aus denfelben anfgefpeicherten Reſervefonds ergiebt ſich aus folgendem Bild: 


Es betrugen bei den 





nn — 





Genehmigten Vereinen: | Zugelafjenen Vereinen: 
Sue Fan ——— 
Reſerve⸗ Reſerde⸗ 
Jahr tionen, . ; 
ei am ner | BI | au ee 
|_mägjtniffe 












J 


1855 | 27 766 1359 730 4702 001 
1858 | 277636 | 2599356 | 7266 877 
1861 - I * 10 875 362 


170495 393474 10.269 103 
118280 | 428202 1101488 
_— 17122197) 
— — 1538828 
-— 000 156806% 
298176 ' 671159 ' 15 769.07 
440 200 | 782782 | 18494581 
491029, 899956 21 749429 
607 370 | 947394 ' 23 697 87 


| 
| 
cember | | tember 
| 
| 
| 


1865 — 15 395 277 
— — 19 134 257 
1871 468 624 708 309 20 729 315 


1875 541 906 | 1065817 | 26 624 842 
1878 658 394 | 1227 469 | 31 473.066 
1881 7187 853 | 1376408 33889 055 


j 
i 


i 


Die von diefen bedeutenden Reſervefonds gezogenen Zinſen genügten fteld, 
. wenn auch in dem betreffenden Jahre keine weiteren Geſchenke und Vermächt- 
niffe zugeflofien wären, zur Dedung der die Mitgliedereinnahmen aller Art 
eventuell überfteigenden Mehrausgaben. Nur 1871 war das nit der Fall, 
doch zeigt dieſes Jahr insgeſammt noch ein Wachfen der Nefervefonds, in Folge 
genügender Gefchente. | 

Trotz des befleren Abfchluffes von 1870 fand in diefem Jahre eine A 
nahme der Refervefonds ftatt. Durch die Abtretung der eljaß-lothringifcen 
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Vereine, die Auflöſung vieler anderen hatten die Reſervefonds, wenngleich ſich 
für die am 31. December verbliebenen Vereine noch eine Mehreinnahme ergiebt, 
eine Berminderung von 1,695 Millionen erfahren, die aber am 31. December 
1872 wieder eingeholt war. 


Es erhellt, daß faft anderhalb Millionen den Hülfsvereinen im Jahre 
1881 an Geichenten und Bermädtniffen zugewandt worden find; rechnet man 
die im folgenden Abfchnitt zu erwähnenden 133000 Franc no dazu, die 
direct den Altersrentenfonds zugeflofien find, jo wird dieſe Summe nod) 
übertroffen. Sie ift ein entiprechender Beweis für die Anerkennung, die die 
Leitungen der Hülfsvereine finden. 


Die Earitalien find bei den genehmigten Vereinen zum Theil bei den Depo- 
fitenlaffen angelegt. Denn wie erwähnt ift gefeglich beftimmt, daß die Vereine, 
wenn fie unter 100 Mitglieder zählen, nicht mehr als 1000 Francs, wenn fie 
mehr als 100 Mitglieder haben, nicht mehr ald 3000 Francs in ihrer Kaffe 
führen dürfen und den Ueberſchuß gegen 41/20/o Zinfen an die Depoſitenkaſſe ein» 
zahlen können. Hat ein Verein niemals diefe Summen in der Kaffe, To fann 
er nur bei der Sparkaſſe einzahlen. Hat der Verein aber einmal die Summe 
in der Kafle, fo kann er jeden, auch noch fo Heinen Weberfchuß darüber, alſo 
jede neue Einnahme, an die Depofitentafjfe zahlen. Dean legte das Geſetz, 
welches fo von der Zahlung der Ueberfchüffe an die Depofitenfaffe ſprach, je 
doh noch meiter aus. Weil e8 den Vereinen mehr Bortheil gewähre, hatte 
ihon ein Circular des Directord der Depofitenlaflen vom 1. Mai 1854, auf 
welches durch einen minifteriellen Enticheid vom Jahre 1877 zurüdgegriffen 
wurde, fich dahin ausgefprochen, daß Vereine, die einen ſolchen Kaffenbeftand 
erzielt haben, den ganzen Beitand bei der Depofitenlafle einzahlen fünnen. 
Im Jahre 1881 gaben nach dem Jahresbericht die Lokalſparkaſſen nur 3,75 %/0, 
die Depofitenfaffe aber verzinft die Einlagen der Hülfgvereine jegt mit 41,20, 
der Unterfchied ift alfo bedeutend. Es waren bei ihr eingezahlt in den Jahren 
1871, 1875, 1878 und 1881 = 4, 6, 8 und 12 Millionen, alfo in den 
legtgenannten Jahren über ein Drittel des gejammten Reſervefonds der ge= 
nehmigten Bereine. 


Die übrigen Fonds der genehmigten und anerfannten Vereine werden bei 
den Sparfaffen eingezahlt, bei denen nad) dem Sparfaflengejeg von 1851 auch 
die zugelafienen Vereine ein Guthaben von 8000 Franc haben dürfen. Die 
genehmigten Hülfsvereine Fönnen foviel mal als fie Mitglieder haben den 


Marimalbetrag von 1000 Francs einzahlen, den der einzelne Deponent gut 
baden kann. 


Im Falle dies Marimum überfchritten wird und nicht binnen drei Monaten: 
der Ueberſchuß zurüdgezogen wird, kauft, wie dies entipredhend auch bei den. 


Einzelguthaben beſtimmt ift, die Sparkaſſe 100 Francd Staatörenten für den 
Berein an. _ 
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5. Die Hülfsvereine und die Altersrentenkafl. 


Nur zum Theil haben, wie gezeigt worden ift, die Hülfsvereine die Lafl 
der Altersverforgung auf die Altersrentenfaffe abgewälzt. 

Welche Renten durch die direct eingezahlten Beträge erzielt worden find, 
ift nicht erfichtlih. Diejelben find ja auch ziemlich unbedeutend. 

Die Entwidlung der Altersrentenfonds dagegen läßt fi) genau verfolgen. 


Die Zahlungen der Vereine waren von Anfang an durch Zuſchüſſe aus den 
Binfen der 10 Millionen Dotation angeregt worden. 

Im Sabre 1856 hatte man bei der Einrichtung der Fonds 200 000 
Francs jährlich zu diefem Zmede ausgeworfen. Außerdem hatte der Kaiſer 
Napoleon zur Feier der Geburt des kaiſerlichen Prinzen denjenigen Greifen, 
welche Mitglieder menigftend 20 Mann ftarfer genehmigter Hülfsvereine waren, 
500 000 Francs als Feftgabe bewilligt. Mit Einwilligung der Obercommilfion 
beftinnmte der Minifter am 26. April 1856, daß diefe Summe an 1037 Ge 
ſellſchaften vertheilt werden folle, welche diefelbe zu Alterrenten für ihre Mit- 
glieder durch Einzahlung in jenen Fonds oder durdy directe Einzahlung bei der 
Altersrentenkalfe zu verwenden hätten. Letzterenfalls follten jedoch von den 
Penfionären gleichfalls die für den Genuß von Nenten mittelft des Fonds aufs 
gefteilten Alters- und Zugehörigfeitsbedingungen erfüllt fein, und die Beſchlüſſe 
von der Dbercommilfion beftätigt werden. 

Unter diefen Umftänden erfolgte ein großer Theil Einzahlungen an den 
Fonds, denn wir fehen, daß am Schluß des Jahres 1856, in dem ja auch 
der regelmäßige Staatszufhuß von 200000 Francd zum erften Mal fälig 
wurde, der Fonds 741234 France betrug, wovon die Vereine felbit 244 678 
Francs gezahlt hatten. 

Dur minifterielle Entſcheidung waren ferner am 9, April und 3. Mai 
1856 508040 Franc an bie Vereine vertheilt worden, fo daß ſich die ordent- 
lihen und außerordentlichen Zufchüfle des Jahres 1856 auf 1208040 Francs 
beliefen. Am 11. Juni 1857 wurden jährlidh 300 000 Francs flatt 200 000 
zur Verteilung angewiefen und diefe Sumnte wurde von nun an ftetig erhößt. 
Ein Decret vom 24. März 1860 befahl die Anlage der Dotation in 3% 
Rente. 10 Millionen und 17 Francs wurden zum Erwerb von 437 500 Francs 
Rente verausgabt. Im Jahre 1871 wurde feine Vertheilung gemacht umd de 
nädite auf den Juli 1872 feftgeftellt. Bon nicht vertheilten Zinfen wurden 
1874—80 71947 Franc Rente für 1625 338,95 Franc gefauft und dem 
Fonds zugefügt. Der Ueberſchuß einer Milttärhülfstaffe wurde bei ihrer Auf 
löfung am 26. December 1871 dem Dotationsfonds zugemwiefen und 1878 mit 
39 399,95 Francs eingezogen. In den Jahren 1880 und 81 wurden aufer- 
dem jährlich 160000 Francs zur Bertheilung an die Hülfsvereine bemilligt. 

Die Vertheilung an die Vereine erfolgte anfangs unter bloßer Berüd- 
fihtigung der Mitgliederzahl und der Einzahlung der Vereine; da fomit die 
Höhe jene Zuſchuſſes der vom Verein bewilligten Summe für den Fonds 
proportional war, fo zahlten manche Bereine, um einen hohen Zufchnß zu 
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— u. „ | _ 


Die Entwidlung ber Hülfvereine. 73 
zbalten, aus ihren Ueberjchüflen fo viel ein, daß fie feine genügende Neferve 
nehr befaßen und in Noth gerietben. Dann baten fie aus diefem Grunde um 
menten Zuſchuß. “Dem gegenüber erflärte die Regierung mehrfach (vergl. 3. 2. 
en Bericht von 1859), daß fle nicht helfen werde, wenn ein Verein in Folge 
a großer Zahlungen zum Altersfonds in finanzielle Schwierigfeiten gerathe. 

Seit dem Jahre 1868 wurde bei der Vertheilung auch die Zahl der 
erbandenen, über 55 Jahre alten Mitglieder mit in Rechnung gezogen und 
rt Zuſchüuſſe nun nach folgendem Modus gegeben: 

Der Zuſchuß ift gleih: 1’, der Einzahlung des Vereins, plus einem 
kanfen pro Mitglied dejjelben, plus einem Franken pro 55 und mehrjähriges 
Ritlied. Die fo gewonnene Summe darf aber folgende Marima nicht über« | 
Bam und wird demgemäß rebucirt: 1. die Summe der Bereinszahlung, 
3000 Franc, 3. die Zahl der Vereindmitglieder multiplicirt mit drei. 

Neueſtens wird den Vereinen, die Kinder zulaflen, ein ftärterer Zuſchuß 


Die Altersrentenfonds entwidelten fih nun mie folgt: 
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24 67 | — 1481494 — | 15062) 741 234 746 — 741 234 
09096 | 10207] 328557 — 1150473) 4233846] 2718| 1198965] 4.034 481 
649687 | 10126 440251, — |376033,10492 169] 4722| 1234908] 9 257 261 
291485) 4193| 379809] 0,59 | 623147118 138094! 6 944] 3 761 90314 376 191 


B| 358872 38 


0,43 | 722 300 25 670 098] 9 764 9 350 088 16 320 060 
N11631183 | 133 565 970 


0,36 | 964 409/41 448 901| 14 435119 225 731/22 218 270 
| 


Die hier ermähnten Gefchenfe und Vermächtniſſe werden dem Fonds theil- 
vie vom Geber direct zugemwiefen. Außerdem werden Beträge, denen genauere 
Bedingungen nicht beigefügt find, die alfo fomohl dem Nejervefonds wie dem 

rentenfond8 der Vereine zufließen Tönnten, von der Obercommiffion dem 
eiteren Fonds zugetheilt. Bei Vereinen, deren Reſervefonds genügend zu fein 
Keinen, um finanziell ungünftigen Jahren zu begegnen, fucht die Regierung 
Kin zu verhindern, daß derjelbe meiter vergrößert und die Mitglieder von 
ber doch fo erwünschten Erhöhung der Beiträge entbunden werden. Auf Grund 
kb Ariilels 4 der Ordonnanz von 2. April 1817 und der Staatsraths⸗ 
eiiheidungen (Abtheilung des Innern) vom 8. Mai 1877, 18. November 
1558 und 24. December 1879 fchreibt fie dann die Verwendung der ges 
Mentten ober binterlaffenen Sumnie zur Vergrößerung der Alierdrentenfonds der 

ine vor, wodurch diefelben in ihrem Budget direct nicht erleichtert werben, 
während fie doch die Renten ihrer Greife vergrößern künnen. 

Stellt man den Alterrentenfonds, möge er nun benügt werden ober nicht, 
do in feiner ganzen Höhe von 41 Millionen zufammen, fo ift er aus fol- 
genden Onellen gekommen: 
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Einzahlungen der Vereine . . 19073228 Franc 
Subventionen. . . 9852460 „ 
Geſchenke und Vermãchtniſſe 71706 „ 
Kapitalifirte Zinfen - . . . 12315272 „ 
41 457 997: Francs. 
Hiervon gehen ab . . 1 14095 „ 


welche bei Auflöfung von Gejellfchaften zu Renten für die Einzelnen verwandt, 
refp. an den Staatödotationsfonds zurüdgegeben find, fo daß bleiben 
41 443 901 Francs 

‚wie oben. Beſonders ift darauf aufmerffam zu machen, daß die Einzablımgen 
der Vereine, die anfangs wenig mehr betrugen, als die Gubvention, jett den 
dreifachen Betrag derfelben erreichen und daß das mittlere Guthaben bei der 
Depofitenkafje in bedeutendem Wachsthum begriffen ift. 

Die Renten, welche von dem bei der Altersrentenfafje eingezablten Theil 
der Fonds gegeben werden, find die folgenden: 








Zahl der = “0 ber Über | Betrag der Mittel der 
Jahr Benflonäre Jahre alten Benfionen Benfionen 
Mitglieder 












1869 2 302 = 147 377 64,02 
1870 2.633 — 169 713 64.45 
1871 2957 = | 189.987 64.01 
1872 3.927 18 258 219 65.75 
1873 4720 14 | 309 601 65,59 
1874 5.577 14 373 288 66.75 
1875 6.589 15 | 447362 67.89 
1876 7442 15 | 504091 67.73 
1877 2 306 16 575 534 68.46 
1878 9 388 16 | 651 505 69,40 
1879 10 700 15 7145 826 69.70 
1880 12.075 16 847 656 70,20 
1881 13 400 16 | 952 719 7110 
1882 14 963 = 1.070 062 — 


Dieſe Renten find zuſammengeſetzt aus urſprünglich bewilligten Penfionen 
und ſpäter bewilligten Zuſatzrenten. Für 1881 waren von den urſerargc 
bewilligten Renten, d. h. den gegen 1880 neu bewilligten Renten: 


17 zwiſchen 300 und 500 Franc 
71 „200 300 „ 
144 „ . 150 „ 200 
364 „ 100 „ 150 
1794 r 30 „ 100 
341 von 50 
438 „ 30 


und zwar 


zz 3 2 2 
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Zufanımen wurden 2390 Renten von 163887 Francs nen bewilligt, 
1065 wurden gelöfcht, fo daß fich die genannte Zahl von 13400 Renten er- 
giebt. Zu 214 von denfelben wurden 1881 noch Zufagrenten im durchſchnitt⸗ 
lihen Betrage von 33 Franc und einem Geſammtwerthe von 7196 Franc 
bewilligt, jo daß die 1881 fälligen Renten ſich in folgende Kategorien theilen: 


300— 500 France 80 
200-300 „ 408 
150—200 „ 639 
100-150 „ 1412 
380—100 „ 10861. 


Im Berbältnig zur Gefammtzahl der Renten lagen zwifchen 100 und 
470 Francs im Jahre 


1879 17,94 %io, 1880 18,85 %o, 1881 18,95 %o. 


Das Alter der gewählten Benfionäre betrug 1881 65 Jahre 3 Monate 
und 3 Tage im Durchſchnitt, und die mittlere im Verein verbrachte Zeit 
24 Jahre und 24 Tage. Die Minima, welche das Gefeg mit 50 Jahren 
* zehnjähriger Mitgliedſchaft aufſtellte, werden in der Praxis alſo weit über⸗ 


Im Alter von 65 Jahren, nach 24jährigen Zahlungen, möglicherweiſe — 
wenn die Wahl ſo fällt — eine Rente von 70 Francs zu erhalten, das iſt 
noch keine ſehr glänzende Ausſicht Die Einrichtung der Altersrentenfonds, 
welche die gebrachten Opfer nicht den Zahlenden zu Gute kommen läßt, ſondern 
dauernd ſteigend aufſpeichern will, iſt vor Allem an dieſem Reſultate Schuld. 
In den neueſten Reformprojecten gehört daher Abſchaffung derſelben zu den 
Maßregeln, welche in erſter Linie in Ausſicht genommen find, um die Ein- 
rihtung der Altersrentenkafle für die Arbeiter wirklich fruchtbar zu mahen 


Ganz fpecielle Nachrichten Liegen vor von zwei Gruppen von Hülfsvereinen, 
die von der Negierung eingeführt wurden. Einmal die Vereine der Lehrer und 
Lehrerinnen , die ich aber, als Nichte Arbeitervereine, bier unberüdfichtigt laſſen 
will, und dann die der Chaufſeewärter. In 14 Departements haben fich, 
namentlich feit einem empfehlenden minifteriellen Circular vom 20. April 1861, 
Hälfsvereine der cantonniers des chemins vicinaux gebildet, der Wegewärter, 
ju denen der Beitritt, wo fie beſtanden, obligatorifch gemacht wurde, und für 
Baris beftehen zwei folche Geſellſchaften. Acht davon haben einen Altersrenten- 
fonds, und geben 87 Benfionen von durdhichnittlich 118 Fraucs, alfo 46,90 
mehr als die andern Hülfsvereine. Sie haben 6354 Mitglieder, zahlen einen 
Beitrag von durchfchnittlih 19 Francs jährlih, während ein Ehrenmitglied, 
deren es 1352 giebt, durchfchnittlich 61,5 Francs Beitrag zahlt. Im Durd- 
ſchnitt hat der Verein einen Nentenfonds von 38227,00 Franc, fo daß auf 
jedes Mitglied 72,19 Centimes fallen. 
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Ihr Guthaben bei der Depoſitenkaſſe ftellt ſich wie folgt: 








» |» Capital, 
= Nicht ver | AO E08 — welches Geſammi⸗ 
wendetes SEE E Ben va De | guthaben 
373-5 an 











lleset-Bilaine . . . . » 9 026,49 | 35 |203 | 7 098 1142 891 = 917,49 
TREE | 75260,19| —  - | — 75 260.19 
0 EEE 5389205 | 6 | 83| 500| 9972 | Sids 
Seine (Service municipal | 
des traveaux de Paris) 29 050,48 | 28 | 46: 1300| 26231 | >21, 
Mainesetsfoire . . . . . 48340,52| —  — | — — 48 350.5? 


Geine (Boid de Boulogne) 


6 622,65 | 18 86| 1375| 27426 34043.55 
Buysde:Döme. . ... . 27 979,60 | — | — | — — ZI II 
EWR 2 — —| — _ 203035 
Ansgefammt . ..... 


6. Die finanzielle Chätigkeit der Vereine im Ganzen. 


Die genehmigten Vereine, deren Alter8rentenfonds und deren Gimmahze 
und Ausgaben eingeichlojjen, haben nach den vorhergehenden Abichnitten im Jahre 
1881 insgefammt 151/2 Millionen Francs eingenommen, 11°; Millionen aus- 
gegeben und bejaßen Ende 1881 einen Gefanmtjonds von 75 Millionen Frand 
jo daß der Berein durchichnittlihd 151194 Francs, jedes Mitglied 114 Jean 
haben !). 

Die zugelafjenen Vereine nahmen 7!s Millionen ein, gaben #1: Mr 
lionen Franc aus und beſaßen am 31. December 1881 23°, Milliore⸗ 
Capital, oder 11 920 Franc durchfchnittlih für den Verein und S5 Ju 
für das Mitglied. 

Insgejanmt weiſen die franzöſiſchen Hülfsvereine 1881 eine Cimmahme 
von 23 Millionen, eine Ausgabe von 18 Millionen und einen Gaptiefbeit 
von 99 Millionen France auf. 

Freilich find diefe Summen nicht ganz gleihmäßig verteilt. 261 Pp 
nehmigte Vereine wiejen 1881 einen Lapitalbefig von mindeſtens 500 004 Feazı 
auf. An der Spige Steht ein Verein von 8273 Beamten und Bedienteten ber 
Drleanseifenbahn mit 3,9 Millionen Francd. Dann kommen die artistes ir- 
matiques, 3128 Mitglieder mit 21/. Millionen Francs, die Gemeileniceit 
Leclaire mit 93 Mitgliedern und 1,3 Millionen und fo fort. Einige Ünterde 
Bereine ftehen ebenfaus obenan. 


Zur Verwaltung ihres bedeutenden Budget? nehmen Die zumgelsrene 
Bereine nur in unbedeutendem Maße die Hülfe der vom Gtaste ihmen kr 
gebotenen Inſtitutionen in Anfprud). 


1) Im Jahre 1354 36,03 reſp. 45,25 Francs. 
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Eie gaben 1881 an dauernden, wenn auch jährlich neu zu bewilligenden 
Unterflägungen 856000 Francs und zahlten bei der Altersrententajje 8347 
Francs ein, 

Die genehmigten Bereine aber zahlten direct 839 000 Francs dauernde 
Unterftügungen und gaben mehr als das Voppelte, 1793000 Francs an die 
Altersrentenkaſſe. Außerdem mar ein gutes Drittel ihrer disponiblen Reſerve⸗ 
fonds, 12 Millionen von 33 der Depofitenfajje zur Verwaltung übergeben. 
Bei der Lebensverlicherungslajfe hatten 70 Bereine 16 000 Mitglieder verfichert. 

Der Beiſtand, den die Depofitenkajje in den verfchiedenen Richtungen ihrer 
Zhätigkeit den genehmigten Vereinen geleiftet hat, ift danach ein großer. Ins- 
beiondere wenn man erwägt, daß fie auch den 41 Millionen betragenden Alters» 
rentenfond8 verwaltet, von dem 1865 erft ein Zehntel, jest die Hälfte von den 
Bereinen, deren Mitglieder nun immer höhere Anfprüche an fie machen, je länger 
fie beftehen, zu Alterörenten benügt wird. Bon den 75 Millionen Capital der 
genehmigten Vereine werden demnach im Ganzen 53 von der Depoſitenkaſſe 
verwaltet. 

Nichtsdeftoweniger zeigen die Zahlen der von den Vereinen direct gezahlten 
dauernden Unterflügungen, daß fie noch einen großen Theil der Unfall» und 
Altersperficherung direct übernehmen, ohne fi der Staatsinftitute zu bedienen, 
daß es den letteren alfo noch nicht gelungen ift, diefe Zweige der Hülfsvereing- 
Ihätigfeit durch Verbindung mit den Vereinen ganz an ſich zu ziehen. Es 
bleibt zu ſehen, wie weit die Berficherungsfafien den Arbeiter direct zur Selbſt⸗ 
rerfiherung veranlaflen und auf dieſe Weife die Hülfsvereine entlaften. 
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Die Sefammtentwidlung der Altersrentenfaffe. 


Das Geſetz von 1850 hatte Jedermann die Einzahlung bei der Alter 
rentenfafje geftattet. Erft 1856 war für die genehmigten Hülfsvereine ein f 
jonderer Modus der Betheiligung vorgefehen worden, während zugleich der a 
gemeine zuläffige Meg ihnen offen blieb. Im Anſchluß an die Ausgaben 
Hülfsvereine find die Reſultate dargeftellt worden, welde fie mit ihren 
lungen an die Alterörentenfafle erreichten. Es erübrigt nachzufehen, me 
Aufihwung die bei der Kaffe direct contrahirten Verfiherungen genomm 
haben. 


1, Die Entwicklung der Altersrentenkafe im Allgemeinen. 


a. Erſte Beriode 1850—1856. 


5383 Einzahler hatten fi durch Zahlung von 1212495 Francs ı 
mittlere8 Guthaben von 225 Franc erworben —, da3 mar das Neult 
welches von der Altersrentenfaffe in der kurzen Zeit ihres Beſtandes bis En 
December 1851 erzielt worden war. | 

Nicht mit Unrecht betrachtete man diefen Anfang der Kafle als einen äuße 
günftigen; doppelt fo viel als die Parifer Sparkaffen im gleichen Zeitram 
hatte die Nentenkaffe eingenommen und die Zahl der Rentner (5379) war I 
Zahl derjenigen (5597) faft gleich, die in England in den Jahren 1838 — 
fich Leibrenten LE 20 erworben hatten, woraus fid, wie man meinte, ergel 
daß das franzöfifche Syſtem den Vorzug verdiene. 

Ueberlegt man aber, daß der Durchichnitt der eingezahlten Summ 
225 Franc pro Einzahler beträgt, fo folgt doch daraus, daß es nid n 
Arbeiter geweſen find, welche der Kaffe beitraten. Eoviel kann der Arbei 
unmöglich zurüdtegen. Die Eintheilung der Einzahlenden nad) Berufsklaſſ 
zeigt denn auch, daß nur die Hälfte den: Arbeiterftande angehört, denn 
traten der Kaffe bei im Jahre 1851: 
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Männer: Frauen: Bufanmen: 

Arbeiter.. 13895 1137 2532 
Handwerker und Kaufleute 88 67 155 
Dienftboten . . . 2... 30 103 133 
Bamte . . 2. 2 200. 710 318 1028 
Milttärperfnen . . . . . 18 2 20 
Freie Berufe, Geiftlihe . . 131 58 189 
Ohne Beruf . . 2... 758 568 1326 

| 3130 2253 5383. 


Die große Zahl der Frauen ift auffällig, erflärt fi) aber dadurch, daß 
den Beftimmungen des Gejeges nad) Einzahlungen Verheiratheter beiden Theilen 
zu Gute fommen, und hier die Frau aljo auch als Einzahler auftritt. 


Es waren von obigen 5383 Perſonen 


Verheiratet . . . ... 2968 
Umverbeiratbet . . . . . 2175 
Dermittiwt . . 2. 2.2. 99 
Keine Angabe geihab von . 141 

5383 Perfonen. 


Läßt man unberüdfichtigt, daß vielleicht unter den Verheiratheten getrennte 
Ehegatten find, fo ergiebt fich, daß 1484 Ehepaare einzahlten. Beachtet man 
ferner, daß unter den als berufslos Angegebenen 1326 fih 1192 im Alter 
von 3—18 Fahren befanden, d. h. alfo faft alle, zieht man endlid die Zahl 
der Bermittweten in Betracht, fo bleiben nur gegen 200 felbitftändige Frauen 
übrig, von denen wir wohl die meiften unter den Dienftboten zu fuchen haben. 

Das jugendliche Alter war überhaupt ſtark beteiligt; e8 waren alt 

3—18 Sahren 1230 
18—35 „ 1757 


385—50 „1998 
50— 60 r 339 

60 und mehr „ 57 
ohne Angabe 2 
5383 


Die Klajje von 3—18 Jahren dürfte fih zum größten Theile daraus 
ergeben, daß eine Anzahl Departements größere Anfäufe von Rentenbüchern 
gemacht hatten, um diejelben fleigigen Echulfindern als Belohnung austheilen zu 
laſſen. Die Altersklafie 35—50 in den der legteren Grenze naheftehenden 
Jahren, und die höheren Altersklaſſen, die ohne bedeutende Einzahlungen feinen 
erheblichen Vortheil mehr von der Kafje ziehen können, haben natürlich zu jenem 
hoben Durchichnittsguthaben von 225 Francs das Meifte beigetragen. 

Das Bezugsalter wurde feitgejegt auf 

50—55 Jahren von 3810 Perjonen 
59960 5 e 843 z 
60 und mehr „ 128 „ 
ohne Angabe v N 
5383 Perſonen. 
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Es folgt hieraus, im Vergleich mit der vorftehenden Notiz, daß außer den 
50 und mehr Alten au eine Anzahl der noch nicht 50 Jahre Alten ihre 
Renten bis über 55 binausgefchoben hatten und dajjelbe gilt für das Bezugd 
alter von 60 und mehr Jahren. Und was nun noch das Verhältniß der Ein: 
zahlungen mit Aufgabe des Capitals zu den mit Reſerve deijelben gemachten 
anbetrifft, fo ergiebt fi, daß 

157647 Francs mit refervirtem Capital 
1054842 , „ aufgegebenem 
eingezahlt murden. 

Alle diefe Verhältniſſe follten fih nun im Jahre 1852 in ungeahnter 

Weife ändern. 
Es erfolgte nämlih am 1£. Mär, 1852 die Converfion der 5 %/o Etaat% 
renten in 41/2 %/, Titel. Der Termin fir die Converfion war furz, 20 Tage 
nur für Franfreich felbft, zwei Monate für das übrige Europa und Algier. 
Die Rüdzahlung der Titel derjenigen, welche nicht convertiren wollten, erfolgte 
zum Nominalbetrag. 

Da verfauften plöglich eine Dienge Staatsgläubiger, welche das 50. Lebens 
jahr vollendet hatten und alfo zum fofortigen Bezug der Alter8renten berechtigt 
waren, ihre Staatärenten und zahlten den Erlös mit Reſervirung des Capital 
bei der Altersrentenfajje ein, um fo ihre 5 io noch meiter zu beziehen. 

Das begann, fobald die Converfion drohend nahte. Und die fo ze 
fließenden Gelder mußte die Altersrentenlajje dem Geſetze gemäß zu 5°, in 
Staatsrenten anlegen. 

Bereit3 am 15. März ſah fi) daher der Director der AlterSrentenfaitt 
genöthigt, den Finanzminifter feine Nothlage mitzutheilen. Nur 3 9, Nenten 
ftanden noch unter Pari, aber 70, fo daß bei dem Anlauf derfelben eine An 
lage der Einzahlungen zu 5 %/, nicht möglih war. Mit dem zu ermartenden 
weiteren Steigen mußte der Differenzverluft ein noch größerer werben. Der 
Finanzminifter beauftragte fofort die Depoſitenkaſſe, von den bei der ftatt- 
findenden Converfion viel auf den Markt geworfenen und ein Klein wenig unter 
Bari zu habenden 5 %, Renten für 10 Millionen Francs vorfchußweije fir 
die Alterörentenlafje anzufaufen. Diefe Kajje felbft, die ja nur ihre Einnahmen 
täglich anlegen konnte, war zu einem ſolchen Kauf auf Vorrath, der ihr die 
nach dem Verſchwinden der 5 %/o Renten vom Markte zu erwartenden Verluſte 
erjegt hätte, nicht im Stande. So erwarb dann vom 17.—20. März be 
Depofitenkafie 472 004 Franc 5 %/o Renten für einen Kaufpreis von 9 438 278 
Francs, d. 5. zum Kurſe von 99, 98. In Ale 9/o convertirt, follte fie danz | 
die Altersrentenlajfe allmälig beziehen. 

Nun wurde aber noch eine Maßregel getroffen, die der Alterörentenfajie 
neue Einnahmen zuführte. Es beftimmt nämlich das Decret vom 18. Mög, 
daß die Staatögläubiger ihre 5 9,0 Titel zum Nominalwerthe follten bei der 
Altersrentenfafle jelbft einzahlen können. Hiermit wollte man die Konverfions- 
maßregel zu einer meniger fühlbaren machen, indem die Titelbefiger felbi 
während ihrer Lebenszeit fo noch ihre 5 %/o beziehen konnten, wie das ja durch 
Berlauf der Nententitel überhaupt möglih, aber doch bedeutend umftändficer 
war und durch die nicht allgemein verbreitete Kenntniß der Exiftenz der Alter’ 
rentenfaffe vielfach ausgeſchloſſen wurde. 
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9620798 Francd wurden auf diefe Weife der Kaffe überwiefen, 20 Mil- 
konen baar, jo daß die Gefammteinnahmen der Kaſſe aus Einzahlungen im 
Jahre 1851 31057892 Francs betrugen! 

Hiervon waren, während im Vorjahre das Verhältniß des mit Rüdgewähr 
Eingezahlten zu dem fich aufzehrenden Capital etwa 1:7 mar, 18388840 
grand mit Rückgewähr eingezahlt worden, fo daß jenes Xerhältniß jest 3 : 2 
wor. Das Mittel des Guthabens ftieg von 225 auf 1605 Francs, indem die 
Deponenten nur von 5383 auf 20099, das nicht einmal vierfacdhe fliegen, 
während faft das dreifigfache eingezahlt wurde. Es mußten alfo eine Weihe 
anverhältnigmäßig großer Einzahlungen gemacht worden fein. 

Und in der That konnten ja nach den beftehenden Geſetzen von einem be⸗ 
jährteren Wanne, der gleich in Bezug der Rente trat, um 600 Franc zu be= 
jieben, fat 12000 Franc eingezahlt werden! 

Das Verhältniß der Arbeiter zu der Gelammtzahl der Einzahler mar zu- 
rüdgegangen, von 20099 Berficherten waren Ende 1852 8760 Arbeiter. Es 
ar ferner die Zahl der älteren Leute fehr groß, 2270 waren 60 und mehr, 
3662 zwiſchen 50 und 60 alt, fie betrugen alfo ®,10 der Gefammtzahl, ftatt 
mie im Vorjahre Y/ıs. 

Das bewirkte denn auch, daß der Bezug von Nenten fofort einen be— 
deutenden Aufſchwung nahm; 575338 Francs murben noch im Sabre 1852 
elbſt fällig und in das große Staatsſchuldbuch eingetragen; für 556 200 France 
ſiervon wurden bis zum 22. December der Amortifationslaffe 231 868 France 
Staatörenten in einem Kurswerthe von 5078257 Franc und einem Nominal- 
vertbe von 5519520 Francs überwiefen. Das Mittel der an 1776 Perfonen 
m zahlenden Rente ftellte fi) auf 326,80 Francs. 

Der Jahresabſchluß zeigte Schließlich das unter ſolchen Verhältniſſen un⸗ 
martet günftige Refultat, daß e8 doch menigftens gelungen war, die Einnahmen 
m 4,24 %o anzulegen. ' 

Man zögerte aber natürlich nicht, die Kaſſe bei Gelegenheit ber mit dem 
I. Januar 1853 ftattfindenden Gefegesrenifion vor der Wiederkehr ähnlicher 
Freignijje zu behüten. 

Das Geſetz vom 28. Mai 1853, eingereicht den 17. Februar, fette den 
jinsfuß, der den Tarifen zu Grunde lag, von 5 auf 4!/a %/o herab. Es be 
kmte ferner, daß von ein und demfelben Einzahler nicht mehr ald 2000 Francs 
ährlich follten eingezahlt werden können, eine Summe, welche man im Gefeß- 
gbenden Körper auf 500 Francs herabzufegen vorgefchlagen hatte, um fo alle 
Tihtarbeiter auszuſchließen. Drittens ftellte das Geſetz die Bedingung auf, daß 
wilden der letzten Einzahlung und dem Bezug zwei Jahre dazwilchen Liegen 
nüjfen, e8 fei denn, daß die Einzahlungen diefer Jahre nicht mehr als !/s der 
anzen eingezahlten Summe betragen; von diefer Beichränfung waren nur die 
Einzahlungen der Hülfsvereine zu Gunften ihrer Mitglieder ausgenommen. 

Auf dieſe Weife mußte e8 allerdings gelingen, den Zudrang von Capita⸗ 
ften aller Art von der Kaſſe abzuhalten und diefelbe ihrem urfprünglichen 
jede zu nähern. Dies war um jo mehr zu erwarten, als außerdem einige 
Srleichterungen gewährt wurden, die gerade für die ärmeren Klaſſen von Wichtig. 
at waren. Es wurden nämlich die Tarife auf einen Franc berechnet, und nun 

Shriften XVI. — dv. db. Often, franz. Arbeiterberfidherung. 6 
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Einzahlungen von fünf oder mehr Franken, nicht blos Vielfache von fünf, au 
genommen, fowie erlaubt, daß man nachträglich das zuerft mit der Bedingun 
der Rüdgewähr eingezahlte Capital aufgebe, und andererſeits den gewählte 
Bezugstermin nachträglich hinausfchiebe. Bei einem Bezugsalter von mehr dl 
60 Fahren wurde jedoch der für 60 Jahre geltende Tarifjag zu Grunde 9 
legt. So war es denn demjenigen, deflen Kräfte früher zu Ende gingen, a 
er gedacht, ermöglicht, durch Aufgabe des Capitals feine Rente zu erhöhe 
andererfeit8 konnte, mer fi noch genügend ſtark fühlte, um der Rente us 
nicht zu bedürfen, durch Aufſchub des Bezugsbeginns dafjelbe erreichen. 4 
wurde ferner die Beltimmung, daß die Einzahlung zu Gunften eined Dritk 
erft nad) einem Fahre unmiderruflich fei, aufgehoben. 

Das Geſetz enthielt auch noch eine Aenderung in Bezug auf die mit N 
Einnahmen anzufaufenden Staatsrenten. Es beftimmte, daß die Einnahm 
nicht täglich, fondern innerhalb acht Tagen nach der Einzahlung in denjenig 
Staatörententiteln anzulegen feien, deren Ankauf für die Kalle am vorthe 
bafteften wäre. Die Beitimmung, der Ankauf dürfe nur unter Bari ftattfindg 
fiel aljo weg. Ferner ſetzte das Geſetz feft, daß die Nententitel, jobald fie 
die Amortiſationskaſſe übermwiefen wären, annullirt werden jollten. 

Ein weiterer Regierungsvorfchlag, die Dotation der Amortiſationskaſſe 
1 9:0 des Nominalcapital3 der annullirten Renten zu erleigtern — als 
ftüd zu der befteheuden Beftimmung, die oben erwähnt wurde, daß alle 
Anleihen mit einem mindeften® 1 90 Amortifationsfonds ausgeitattet 
jolten — fand feine Zuftimmung, obmohl das Budget ja Dadurch mo 
erleichtert worden wäre. So blieb e8 dabei, daß die von der Altersren 
an die Amortifationstajfe überwiefenen Renten annullirt wurden, und d 
einzige in Wirklichkeit geibte Amortifationsthätigfeit der Kaile war. Schlſi 
wurde nod die Zuſammenſetzung der Aufſichtscommiſſion geändert und di 
dem Minifter des Innern — nicht, wie früher, dem HandelSminifter — 
gegeben und troß aller der im Geſetz aufgeftellten einichräntenden Bedin 
noch beftimmt, daß die Kafle vom 1. Januar 1854 ab jede weitere Ein 
abzulehnen berechtigt fei. 

Die Wirkung des Gefeges zeigte fih in folgenden Rejultaten: 

Während das erfte Semeftet von 1853, noch unter den alten 
niſſen ſtehend, 6044560 Francd Einzahlungen aufweilt, finft dieſe 
im zweiten Semefter auf 907201 Franc, fo daß die gejammten 
einnahmen an Einzahlungen 6951 761 Francs betragen. Noch merbklicher 
die Abſchwächung im folgenden Jahre, das ganz unter der Herrichaft 
feße8 von 1853 fteht: e8 betragen die Einnahmen an Einzahlungen 

1854 1593801 Francs 

1855 1443548 „ 
und die liquidirten Renten, die flet3 den Bewegungen der Einzahlungen 
jpäter nachfolgen, betragen: 








Mittel: 
1852 575338 Francs 326,80 Francs 
1853 956 799 ” 273 r 
1854 609075 R 263 2 
1855 58911 a 242 Mn 


Pr 
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Dem entipredend wurde der Amortiſationskaſſe überwiefen und annullirt: 
: 1853 Renten Francs 602552 im Nominalwertb von 14701691 Francs 
; 1854 „ „264835 „ u „.. 8082463 „ 
185 „ u 29505 „ : R 919830 
Da die Anlage der Einnahmen in Staatsrenten 1852 zu 4,24 erfolgt 
war und fi) daraus ein Berluft ergeben hatte, während in den folgenden 
Jahren, wo die Anlage zu 4,5 °;o erfolgen follte, fie zu 4,72 und 4,87 in 
den Jahren 1854 und 1855 geſchah, fo daß fich hier ein Gewinn ergab, fo 
Pelte fih die Bilanz der Kaffe am 31. December 1855 nad) einer im Bericht 
"für 1860 enthaltenen, aber ungenau erjcheinenden Berechnung wie folgt: 
Belfiva (disfontirte Renten und zurüdzuzablendes Kapital) 22776248 Francs 
"Aline in Staatörenten . . © 2 2 2 20000... 21402222 
berluſt aus den früheren Operationen . . » . . . 1374086 Francs 





b. Zmeite Periode 1856-1872. 


Nachdem man aus den Kaflenabjchlüffen die Ueberzeugung gemonnen hatte, 
deß das Deficit der Alterörentenkaffe nicht bedeutend fei, im Gegentheil durch 
de fattfindende hohe Anlage der Einnahmen vermindert werden würde, 
andererfeitö aber die Betheiligung an der Kaffe bedeutend abgenommen hatte, 
bemühte man fi längere Zeit durch neue Erleichterungen der Kaſſe wieder 
Zuwachs zu verfchaffen und in verjchiedener Art auf eine Ausdehnung 
hinzuwirken. Zunächſt mögen die gejeßgeberiihen Maßregeln vorweg 
ummen werden, da fie fi) alle in einer Richtung bewegen, und erft nad 
ählung derfelben zu einer Darftellung der von der Kafle erzielten Refultate 
gen werden. 

Im Fahre 1855 bereits, in ihrem Bericht über das Jahr 1854, münfchte 
De beim Miniſter des Innern beftehende Commiſſion, es möge die zuläffige 
Marimalrente erhöht werden, der Tarif bi auf 65 Jahre fortgeführt werden, 
die für Die Lehrer beftehenden befonderen Sparkaflen möchten in Beziehung zu 
der Altersrentenkaſſe gefegt und die von einigen Departement eingeführte Ein- 
richting, daß die Chauffeewärter zu Einzahlungen an die Alterörententafje 
derpflichtet würden, allgemein gemacht werden. 

' Schließlich ſprach die Sommiffion, in Anbetracht der Wichtigkeit der von 
den Eifenbahnen gemachten Einzahlungen (die von der Eifenbahn von Orleans 
mad Nonen allein betrugen !/s der Gefammtjumme), den Wunſch aus, es 
niöbchten dieſelben ebenfo wie die der Hülfsvereine von den im Jahre 1858 
auigeftellten Befchränktungen in Betreff de8 Maximums der Einzahlungen und 
der Carenzzeit befreit fein; alsdann fei e8 den Eiſenbahnen möglich, einerfeits 
Iren Beamten bei plöglich eintretendem Bebürfnig eine genügende Penfion zu 
geben, andrerfeit8 mit den Einzahlungen fo lange zu warten, bis die Beamten 
Ah bewährt hätten. 

Am 9. Auguft 1855 wurde diefen Commiffionsanträgen darin Rechnung 
getragen, daß die Piquidation der Lehreriparfaffen und die Einzahlung ihres 
Beftandes bei der Altersrententaffe beichloffen wurde. Unter dem 26. April 
1856 wurde das früher angeführte Decret erlafien, welches das Berhältniß der 
Hilfstaffen zur Alterörentenkaffe neu ordnete. 
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Am 7. Juli 1856 erfolgte dann die gefegliche Regelung ber andern 
abzuändernden Punkte. Die Tarife wurden bis 65 Jahre fortgeführt, das 
Dearimum der jährlich” zu beziehenden Rente auf 750 Francs erhöht, die 
beſchränkende Beſtimmung der zweijährigen Garenzzeit aufgehoben und die Be 
ſchränkung der jährlichen Einzahlungen auf 2000 Francs nicht nur, mie früher, 
für die Hülfsvereine, jondern aud) für die Societes anonymes — alſo namentlich 
die Eiſenbahn⸗ und ähnliche Gejellfhaften — menn fie zu Gunften ihrer 
Beamten und Bedienfteten einzahlen, abgeichafft. 

Ein Decret vom 10. Auguft 1859 fegte die Umftände, unter denen eine 
Rente vorzeitig zu gewähren ift, näher feit. 

Bon den nädhftfolgenden Jahren ift nur zu erwähnen, daß der Kaiſer den 
Ergebniflen der Kaffe ftet3 feine volle Aufmerffamfeit zumandte, die Berichte 
der Auffichtscommilfion perfönlich entgegennahm und auf diefe Weife fein volles 
Intereſſe fundgab. 

Im Sabre 1861 kam es zu einer durchgreifenden Neucodification der 
über die Kafle vorhandenen Beftimmungen, wobei Aenderungen aber nur in 
ber bereitö befannten Richtung auf Erhöhung der Maxima erfolgten. Am 
14. März legte die Regierung den Gefegentwurf vor, am 17. Mai fand die 
Diskuſſion darüber ftatt. Der alte Streit, ob die Deparcieur’fche Tafel ridtig 
fei, wurde wieder erneuert und die Regierung führte als Beweis für die Güte 
der Tafeln an, daß bis 31. December 1855 — ſoweit war man erft mit der 
endgültigen Berechnung gediehen — 2220438 Francs liquidirt worden wären, 
ftatt 2207 567 Francs (die nach Deparcieur hätten liquidirf werden müſſen). Eine 
bedeutende Abweichung von der Wirklichkeit fei alſo nicht vorhanden, dieſelbe 
betrage vielmehr nur etwa Ys %/o. Als Rentenmarimum hatte die Negierung 
1200 Francs gewünjcht, 1000 Francs wurden bemillig. Das Maximum der 
jährlichen Einzahlung wurde von 2000 auf 3000 erhöht. Und auch dieſe 
Beihränkung trat, außer für Hülfsvereine und Societes anonymes, für die anf 
gerichtlichen Beſchluß erfolgenden Einzahlungen fowie für öffentliche Verwal⸗ 
‚tungen außer Sraft, von denen wir nun manche für ihre Untergebene den 
Zwangsbeitritt bei der Altersrentenkaſſe einführen fehen — wie z. B. bie 
Staatöwerfflätten, die Brüden» und Wegebauvermaltung, Fremde wurden 
binfort ebenfo wie Inländer zur Benugung des Inſtituts zugelafien, was als 
Beweis wahren Tiberalismus und auch als Ermiederung der entſprechenden 
Beſtimmung in Belgien gepriefen wurde. Unter dem 27. Juli 1861 murk 
zu dieſem Gejege ein umfangreiches Ausführungsdecret erlafien. 

Im Sabre 1864 kam es zu einer weiteren Aenderung in der Richtung 
des Geſetzes von 1861, diegmal nicht ohne den heftigften Widerſtand ſeitens 
einiger Mitglieder des gefeßgebenden Körpers. Es ſchlug die Regierung nämlich 
vor, die Marima auf 1500 Francs Rente und 4000 Francs jährliche Ein 
zahlung in die Höhe zu fegen, indem man auf den Aufſchwung der Kafle feit 
1861 binwies. 

Es war namentlih Lanjuinais, der auf Grund der Prüfung der bil 
herigen Kaflenabjchlüffe widerjprad. Einmal bob er hervor, daß fid fein 
Bedirfniß für Erhöhung zeige, indem von den über 2000 Rentnern von 
1863 nur acht zwiſchen 900 und 1000 Francs bezögen, der Durchſchnitt aber 
165 fei. Sodann griff er die bisher vorgelegten Bilanzaufftellungen an nnd 





behauptete, der Staat müfle der Kaſſe bedentende Zufchüfle geben, und das fei 
hochſtens zu Gunſten der Armen erlaubt. Einmal koftete die Centralverwaltung 
116000 Francs, dann erhielten die Yinanzeinnehmer ’is %o der eingenom- 
wenn Eummen als Gratification, die Deparcieur'ſche Tafel ſei ungünftig, 
Srivatinftitute verlangten 10 %o mehr Prämien, man verlange keinen Stempel 
and gebe fo einen indirecten Zuſchuß. Und bei foldhen Bortheilen wolle man 
de Marima erhöhen ? 

Bon andrer Seite wurden die fchon öfter genannten Gegengründe ange 
führt; der Meine Rentner verdiene auch dur den Staat berüdfichtigt zu 
werden, für Geiſtliche, Beamte, Werkführer fei 1200 Francs Nente oft zu 
wenig. Schließlich wurden mit 214 gegen 23 Stimmen, im Senat einftimmig 
De Regierungsvorichläge angenommen. 

Den Hauptangriff aber hatte die Regierung wegen ihrer Bilanzanfftellung 
esszuhalten gehabt und fie konnte fich derfelben auch nur deßwegen erwehren, weil 
die in Frage kommenden Berhältnifje technifch fo complicirte find, daß fie in der 
‚Sammer nicht genügend Mar gelegt werden konnten und man fchlieglich auf die 
Einſicht in die ſchwierige Frage verzichtete. 

Die Regierung rechnete nämlich fo: 
| Abſchluß vom 31. December 1862. 
Zerũdzuzahlen find, nach Deparcieur 
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bis 1953858. 2 22. 82661691 France 
Diſcontirt auf den 31. December 
1862 (448 90). . ... 206638332 „ 





% find zurüdgezaplt (Werth vom 
| 31. December 1862) . - . . 673021 „ 
| 13933 111 Francs 13933 111 France. 


| 
Es find Renten einzufchreiben bi8 1921 86299 942 France 
discontirt auf den 31. December 1862 63954665 „ 
Eingeihrieben find ſchon (Werth vom 
31. December 1862). . . . . 39186640 „ 


24 818025 Francs 24818025 „ 


Bleiben Verpflichtungen der Kaffe. 88 751137 Frans, 
Die Kaſſe bezieht aus 3⸗. 4-, Al / epro- 

tentigen Renten jährlih. . . . 1763144 Francs 
Dieſe tarifmäßig zu 4/5 %o capitalifirt, geben. . . . 39180977 „ 


Deher hat die Kaffe einen Ueberihuß von - . . . „429840 Franck, 


‚ Diefer Rechnung gegenüber macht Lanjuinais geltend, fie enthalte nur 
ae Hälfte der Kaflenoperationen. Das Verhältniß zu der Amortiſationskaſſe 
Ki nicht in Betracht gezogen, fchließlich fei doch beides die eine Staatskaſſe. 
€ fonıme darauf an, wie es fich mit der Auszahlung wirklich verhalte, ob 
die Etnatstaffe in Altersrenten nicht in Wirklichleit mehr auszugeben habe, als 
die Amertifationstafle durch Tilgung erfpare. 


I 
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Hier füge man fi auf Deparcieur und überweife den Werth der Renten 
nad) Deparcieur. Die bis zum 1. sr 1863 — Renten bätten nad 
Deparcieur betragen folen . . . 3170530 Franc 
e3 ſeien aber gezahlt worden . . . ... 3355900 „ 

Differenz 2. 169000 Franc. 
Die Differenz babe alfo der Staat zugefchoffen. Und da man das Budget nie 
im Gleichgewicht habe, fondern Anleihen mache, alfo diefer Zuſchuß durch An 
leihen gededt werden müßte, jo made man eine Anleihe, um eine andere zu 
amortiſiren. 

Daß eine ſolche Differenz zwiſchen den Berechnungen nach Deparcieur und 
der Wirklichkeit beftehe, wurde regierungsjeitig mit folgender Aufftellung zugegeben: 

Es wurden eingeſchrieben bis 31. December 1863 4062 243 Francd 

Es hätten nach Deparcieur eingejchrieben werden follen 4038836 

Differenz. . - . 23407 Francs. 
Dafür hätten zurüdgefordert werden follen: 
Nah Deparcieug, reſervirte Eapitalien . . . .. 8784050 Franc 
Und e8 wurden biß zum 31. December 1863 geforbert 6944083 . 
1839 967 Francs 
Der Zins diefer länger behaltenen Gapitalien wiege nun obigen Berluft auf. 

Aus der Abwägung diefer Gründe und Gegengründe fam man aber zu 
feinem Reſultat, und fchließlih wurden, wie erwähnt, die Negierungsanträge 
enehmigt. - 

: Bei diefer Gelegenheit wurden folgende Angaben über die Deponenten 
gemacht: 

1) Deponenten von 1850—1860. 


Arbeiter. . ... .... 62400 
Beamte . . nn. 25593 
Geiſtliche, freie Berufsarten u 8197 
Handwerker und Kaufleute. . . . . 1940 

2) Deponenten für 1862. 
Ürbeiter . . . 2 2 2020 117127946 
Beamte 2 2830 
Kaufleute 93 
Dienftboten . . . RE a a u ne 114 
Militär und Marine. . — —— 15 
Geiſtlichkeit, freie Berufsarten Me 145 
Uderbauer . . Er Du 45 
Nenn 714 
Chauſſeewärterr. 233535 
Gardes forestierss. 200. 794 
Gardes champätres . . . —— 137 
3) Einzahlungen von 3000 für 1862... 560 
„nn 18638 ... 388 


Nun enttoidelte die Rafle fi fih in den nächſten Jahren ruhig weiter, und 
trogdem die Gefepgebung jest jo fand, daß eventuell der Kafle große Gefahren 
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drohen konnten, nahm ihre Entwidelung bis 1871 einen normalen mäßig 
fleigenden Verlauf: 

Bon 7,18 Millionen im Jahre 1864 fliegen die Einzahlungen auf 
3,7 Millionen im Jahre 1867. Während des Jahres 1870 fanten die Ein- 
zahlungen auf 7,9 Millionen gegen 11 vom Jahre 1869, die durchichnittliche 
Einzahlung betrug 30,83 Frances. Im Jahre 1871 wurden 7,5 Millionen 
eingezahlt. 

Die Hemmniſſe, welche die Communication mit Paris behinderten, wurden 
durch ein Ereigniß in ihrer Wirkung unterſtützt, welches die Fortſetzung der 
Laſſenoperationen faſt unmöglich machte. Während der Commune wurde das 
Gebäude am Quai d’Orjay, in welchem ſich die Depofitenfafle befand, nieder» 
gebrannt, und ein großer Theil der Bücher und Regifter der Kaſſe fand bei 
diefer Gelegenheit feinen Untergang, fo daß die Auszahlung der Renten im 
Jahre 1871 eine bedeutende Verzögerung erlitt. 

Erft im Jahre 1873 wurde von einer am 22. September neu eingejegten 
Auffihtscommiffion der Bericht über die Jahre 1870 und 1871 abgeftattet. 
Seitdem ift fein Bericht wieder veröffentlicht worden, fo daß die Nachrichten 
über die Altersrententafle nur in dem Bericht über die Thätigkeit der Amorti⸗ 
fationd- und Depofitenfafle gefunden werden fünnen, wo fie bedeutend kürzer 
gehalten find. 

Die Matrikel, die Bücher, die Regifter waren nad) dem Bericht von 1873 
mit Ausnahme von neun Regiftern, die zweitauſend Conten enthielten, von den 
Flammen zerftört worden. Die ganzen Rechnungen von zwanzig Jahren mußten, 
ſo gut e8 ging, auß früheren Berichten und Bruchſtücken wieder bergeftellt 
werden, 26 000 Nentenbücher, die zur Tiquidation der Renten eingefandt waren, 
waren ebenfall8 vernichtet. Viele ſolche Bücher waren auch in den Händen 
ihrer Eigenthümer während der Kriegsereigniffe untergegangen. 

Die Commiffion hielt e8 nicht für nöthig, zu Ausnahmegejegen zu greifen. 
ie forderte die Verficherten und die verfchiedenen Annahmeftellen zur Eins 
reihung ihrer Bücher und Liſten auf. 


c. Dritte Periode 1872 —1883. 


Am 2. Auguft 1872 ftellte in der Nationalverfammlung de Clerq die 
Anfrage an den Minifter, ob man denn noch nicht bald zu einer Regelung 
komme. Es fei nun fchon lange keine Rente mehr ausgezahlt worden und man 
bege die Arbeiter damit auf, daß man ihre Einzahlungen als verloren bezeichne. 
Daber bittet de Clerq die Bücher bald ihren Inhabern zurüidzugeben, was der 
Sinanzminifter Teiſſerenc de Bort auch als bevorftehend anfündigt. 

Bi8 zum Juni 1873 waren 90000 Bücher wieder in voller Ordnung 
und die Negifter foweit wieder hergeſtellt. Bis zu diefer Zeit waren die übrigen 
Anſprüche der verfchiedenen Reclamanten, foweit fie berechtigt fchienen — wenn 
auch feine Beweismittel mehr vorgebradyt werden konnten, fondern, wie der 
Leriht fagt, blos bisherige ordentliche Lebensführung die Behauptimgen der 
Reclamanten als der Wahrheit gemäß erfcheinen ließ — ſämmtlich anerkannt 
oder abgewieſen, nichts mehr ftreitig. Der Auszahlungsdienft, der 1871 ver: 
jögert worden, war 1873 wieder in vollen Gange. Die Wiederherftellung der 
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Regifter aber war noch verzögert, da nur langſam die in Händen der Berfidherten 
befindlichen Papiere eingeliefert wurden. 
Bei der Abnahme der Einzahlungen fürchtete die Kafle, wie der Beridt 


fagt, daß die Einnahmen nicht ausreichen würden, um die Rüdzahlungen der 
mit Rüdgemähr nad) dem Tode eingelegten Summen zu deden und zugleich 


die an die Amortifationskaffe zu übergebenden Staatsrenten anzulaufen. In 
diefem alle hätte die Altersrententaffe früher angelaufte, in ihrem PBortefeuile 
befindliche Rententitel an die Amortifationsfaffe überweifen müſſen. Da nun 
der Kurz, zu dem dies geichehen mußte, nach dem Kriege ein außergewohnlich 
niedriger war, während die Titel zu höheren Kurfen angefauft waren, jo hatte 
die Kalle einen bedeutenden Berluft zu erwarten. Daher hatte die Commiſfion 
porgefchlagen, es möge dur Erhöhung des Zinsfußes auf 5%;o ein neuer 
Anreiz zur Zahlung an die Kafle gegeben werben, fo daß fie die billig zu 
übermeifenden Renten jest erft, alfo billig kaufen fonne. Dies wurde au un 
dem Budgetgejeg vom 20. December 1872 beftimmt. 

In den Motiven zu dem Gefegentmurf beißt e3, die Kaffe ſoll ohne Ge 
winn und Berluft arbeiten; da die Einzahlungen in franzöfifchen Renten an 
gelegt werden müſſen, ift die8 nur möglich, wenn der Zinsfuß , den die Kafle 
giebt, dem Kurs derfelben entſpricht. Bei dem niedrigen Kurs hat du 
Kafle 1871 einen Gewinn von 28/0 des angelegten Kapital3, nämlich von 
2757518 Francs gemacht. 

Zugleich hätten ſich die directen Einzahlungen, d. h. diejenigen der 
bemittelteren Klaſſen, die nicht erſt bei einer Empfangshülfsſtelle anſammeln 
oder durch einen Verein zahlen, von 5081 (1869) auf 1978 (1871) ven 
mindert, ihr Durchichnitt fei von 1005,71 auf 678,56 Francs gefallen. Zudem 
hätten die Eifenbahngefellichaften erklärt, wenn der Zinsfuß nicht erhöht würde, 
nicht mehr bei der Staatskaſſe einzahlen, fondern die betreffenden Gelder in 
eigenen Papieren anlegen zu wollen. 

So wurde dann der Zinsfuß auf 50/0 erhoben. 1873 und 1874 machte 
das der Kafle noch keine Verlegenheiten. Doch bereit3 1875 ſah man ein, 
daß man bei dem geftiegenen Kurs der Staatörenten mit Verluft arbeiten 
werde; als ſich beim Jahresſchluß gezeigt hatte, daß die Anlagen 1875 nur 
zu 4,60 ftattgefunden hatten, wırde am 17. Juni 1876 von der Regierung 
der Antrag geftellt, e8 möge der Zinsfuß der Kafle wieder auf 4°.0 herab: 
gefegt werden. 1876 kam es hierüber zu feiner Berathung Am 23. Ro 
vember 1878 murde der Antrag wiederholt und an die Budgetcommilfion ver 
wielen, doc) ohne daß e3 zu feiner Genehmigung gekommen wäre. 

Und unterdeflen wuchſen nun die Einzahlungen in erjchredender Weile 

1873 betrugen fie 9 692 567 France 
1874 „ „ 11935820 „ 


1875 5 00m 14276541 „ 
1876 5 „16122894 
, 1877 4 0m 16424885 
1878 5» 24480608 „ 
1879 „39.090 680 


18350. . 59311526 
1831 . ,68034640 
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Bie ift nun ein ſolches Anwachſen möglich? Aus dem Mittel der Ein- 
zahlungen 


1878 25,51 
1874 31,58 
1875 36,18 
1876 40,31 
1877 40,86 
1878 50,04 
1879 78,89 
1880 110,63 
1881 119,11 


erhellt, Daß der Zufluß des größeren Capitals ſtärker geworden ift. 

Außerdem ift fchon bemerkt, daß die Heinen Einzahlungen nicht direct bei 
der Kafle, fondern durch Mittelsperfonen aller Art erfolgen, während bie 
größeren Direct eingezahlt werden. 


Die oben genannten Summen kommen nun wie folgt ein: 


Einzahlungen 
indirect Direct 
Zahl: Sunme Bahl Summe 


1876: 398596 7996 324 6 334 8126 569 
1877: 419456 8693 857 6994 8731028 
1978: 478860 9457 218 10 299 15 023 384 
1879: 478335 10680 994 17152 28 409 685 
1880: 509570 11890 249 26 523 47 421 277 
1881: 539695 13017 093 31496 55 017 546. 

Während alfo aus Heinen Erſparniſſen 7, 8, 9, 10, 11 und 13 Mil- 
me einfamen, kam das größere Capital mit 8, 15, 28, 47 und 55 Mil. 
ionen. 

Es müſſen alfo beſonders viel Kapitaliften, die den 50er nahe ftehen, 
ihre 4000 Franc jährlid bei der Staatskaſſe gut und ſicher angelegt haben, 
wie die auch aus dem Steigen der rejerpirt eingezahlten Beträge ſich ergiebt. 
Es wurden eingezahlt rund in Millionen 

mit Aufgabe mit Nüdgewähr des Capitals 
5 


1875 8,4 ‚8 
1876 10,0 6,0 
1877 10,4 7,1 
1878 14,9 9,5 
1879 18,0 21,0 


Was aber das ſtärkſte ift, die privaten Tebensverficherungsgejellfchaften, die 
ihre Tarife auf weniger als 5%:0 bafirt haben, kaufen ihre Verficherten einfach 
bei der StaatSlaffe ein und machen auf Koften des Staates den bedeutenden . 
Gewinn, der fi) aus der Differenz der beiderfeitigen Tarife ergiebt.?) 


TR Vergleiche Drudjacden ber Kammer-Seffion 1882, Nr. 103, p. 3, Nr. 1454 
p. 34. : 
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Und diefe ungeheuren Einzahlungen konnten nur mit 4,61 im Jahre 1875, 
mit 4,66, 4,6, 4,46, 4,1 in den folgenden Jahren, 4,22% im Jahre 1880 
angelegt werden, fo daß die Regierung den folgenden Berluft an Zinfen, und, 
wenn derfelbe nad) dem Tarif — wie es ja die Kaffe folle — alfo zu 500 
capitalifirt würde, von Capital berechnete): 
Verluſt an Procenten bei Anlage 
Yahr der Einzahlungen Capitalwerth 


1875 55 700 1 114 000 
1876 54 800 1 096 000 
1877 94 000 1 080 000 
1878 132 200 2 644 000 
1879 351 825 7 036 500 
1880 462 630 9 252 600 
1881 10 749 480 


32 972 580 Franc. 

AL die Regierung nun nachwies, mie diefer DVerluft ſich jährlih um 
10—12 Millionen vergrößere, da endlich wurde in dem Budgetgeſetz am 
8. December 1882, Art. 14, vom 1. Januar 1883 an, der Zinsfuß wieder 
auf 41/2 %/o herabgelegt. 


1) Mebrigens ift diefe Rechnung fehr ungenau; denn, um das Beifpiel aus dem 
Sabre 1880 zu nehmen: 

Die Kafſe joll 59 311 526,88 zu 5%o anlegen, alſo 2 965 344 Francs Renten 
erhalten, fie legt fie num nur zu 4,22% an, erhält alfo 2 502 946,43 Francs Finke. 
€3 ergiebt fich ein Berluft von Zinfen von 

462 629 Francs 91,20 Centimes. 

1. In den Drudfacden ift nun dies einfach zu 5 %o capitalifirt und demnach 
ber Kafjenverluft auf 9 252598 Francs berechnet worden. 

Es fann die Kaffe ja nun aber nur zu 4,22 %o anlegen, ber Capitalverluft 
findet alfo ftatt in 4,22 %o —— Werthen, iſt alſo 
462 629 >< 100 


= 10 962 793,26 








4,22 
für da3 Jahr 1880. 
Oder kürzer: 
ätte bie Kaffe, um bie — 2 956 576,344 Francs zu erzielen, die 
Einzahlungen in 5 %o Renten angelegt, (welche, theoretiſch, bei einem Zinsſuß der 
Anlagen in Rente von 4,22 ben Kurs von 118,49 hatten), jo hätte fie 
59 S11 526,58 >< 189 _, 10.962 798,56 


100 
zahlen müfjen, um 2956 576,344 Francs Rente zu erzielen. 

2. Diefe Rechnung flimmt nun aber nur für die Gapitalien, die dauernd zu 
5% angelegt werben follen. Für ſolche Gelder aber, welche zu einem geivifien Heil: 
punkt unverjehrt zurüdgezahlt werden jollen, kommt nur die Reit bis zur Greeidung 
dieſes Punktes in Betradt. Die Eapitalien endlich, die ſich von einem beflimmten 
a an aufzehren, Zönnen nur nach ihrem jeweiligen, immer abmehmenden 

eftande verzinalich angelegt werden. 

Demgemäß ift der oben angegebene Sapitalverluft wieder zu verkfleinem. Um 
wie viel, iſt aus dem veröffentlichten Material nachzuweiſen nicht möglich, da unbe 
fannt ift, wie viel und zu welchen Terminen von jenen 59 Millionen zurüdzuzablen 
ift, und in welchem Maße fi) dad mit Aufgabe eingezahlte Capital aufzehren fol. 
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Das Yahr 1882 weift, nad) dem am 21. Februar 1884 deponirten und 
joeben veröffentlichten Bericht über die Thätigfeit der Amortifationd- und Depo⸗ 
fitenfaffe noch 56 443 941 Francs Einzahlungen auf, wovon 38 389 467 Francs 
mit Rüdgemähr nad) dem Tode eingelegt wurden. Der Verluft, den das Jahr 
gebracht hat, wird auf 7563480 France berechnet, fo daß fi der Geſammt⸗ 
verluft auf 40536 060 Francs ftellt. 


2. Die Altersrentenkaffe und die Arbeiter. 


Leider fehlt eine Statiftit über die Höhe der einzelnen von der Kaſſe ge 
lieferten Renten und neuerdings, mo feine bejonderen Berichte mehr publicirt 
werden, auch über den Stand der Berficherten. 

Sicher ift, daß der Arbeiter meift nicht direct die Altersrentenkaſſe, ſon⸗ 
dern die Nebenftellen zur Aufſammlung feiner Erfparniffe in Anſpruch nimmt. 
Es wurden gezahlt 

1850—1881 
direct 268 410 417 France 
indiret 149549231 , 

417 959 648 France. 

Diefe legtere Summe ift aljo aus Heinen Erfparniffen zufanmengefebt. 

Im Allgemeinen ift ferner befannt, daß diejenigen, melde auf Grund 
abfoluter Arbeitsunfähigkeit die vorzeitige Liquidation ihrer Rente forderten, 
d. h. die Liquidation vor dem Zeitpunft, den fie bei der eriten Einzahlung 
frirt hatten, bei den urſprünglichen Bezugstermin durchfchnittlich 107,87 Francs 
Rente erworben haben würden auf Grund der vor Eintritt der Arbeitsunfähig- 
kit gemachten Einzahlungen; nun erhielten fie aber nur 62,80 Francs. Und 
doch betrug ihr Durchichnittsalter 511,2 Jahr; der uriprünglich gewählte Termin 
muß daher ein ziemlich fpäter geweſen fein. Diefe Zahlen beruhen auf 605 
Beobachtungen. 

Genaueres läßt ſich über die Arbeiter einzelner Unternehmungen ſagen, in 
denen der Beitritt zur Kaſſe obligatoriſch gemacht wurde. 

Am 1. Juli 1862 wurde für die in den Staatswerkſtätten beſchäftigten 
Arbeiter die Zwangsverſicherung bei der Altersrentenkaſſe eingeführt. Es wurde 
der Lohn um ſo viel erhöht, als man den Arbeitern abziehen wollte, ſo daß, 
wenn es jetzt den Anſchein hat, als ob die Arbeiter die Beiträge zahlten, dies 
jedenfalls zu Anfang nur nominell der Yal war. Die Abzüge erfolgen nad) 
mit der Höhe des Gehalts wachjenden Procentjägen und betragen jährlid) 


44 Francs bei einen Einlommen von 1000 Franc und weniger, 





48 , ie J „ 1001 „ bis 1200, 
60, Pe s „71201 „ „1500, 
12. ; 2% r „1501 „ „1800, 
84 „ —2 „ 1801 „ „2100, 
6% „ wo ß „2101 „u 2400, 
120° „ a" . „ 2401 „ „2700, 
144 _ a R „ mehr als 2700 
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0,40 Franc von einem Lohn von 10 Francd und meniger pro Delade, 
0,60 ” ” ” " 7) 10 bis 20 Francs ” " 
1,00 ” ” ” " ” 20 ” 30 ” n " 
1,40 „ ir Bu über 0 „ = 2 
Außerdem wird bei jeder Lohnerhöhung die erfte Monatsrate der Erhöhung 
zurüdbehalten und eingezahlt. 
Die Einzahlungen erfolgen mit Aufgabe des Capitals und haben zu fol 
genden Refultaten geführt: 


se ge ee 
| 1873— 74 | 1877-78 18890 -81 
| 





zen ber Berfiherten . . » » 2... 16 138 19 005 19 994 
ezahlte Summen. .. ... 2... 438 435 511 996 602 1% 
Durchhichnitteprämie . -. . 2.2... 27,16 26,94 30.19 
Summe der Gehälter und Köhne . . . 111554437 114010 277,54 !14 807 922,8 
Abzüge. - > 222. — 519 858,52 | 668 628, 
Abzüge in Yo der Löhne. ...... 8,70 3,71 411 
ze I der Bücher feit 1862... . . . I 27353 34 164 38 45 
eirag ber eingeichriebenen Summen . | 4045 747 5 947 995 7 652 586 
HL der Bücher am 31. December . . Ä 15 926 18 393 19704 
etrag ber eingelchriebenen Summen . | 3.025 642 4277713 5 400 675 
Ducdichnitlt - ©» 2 2 2 one. 190 232,58 2740 
abl der Renten im Jahre. -. . . . . 148 118 7 
abl der Renten feit 1862... . . . Ä 414 129 1000 
ittlere Rente im Jahre. . . . . . . 31,40 55,47 88,97 
Mittlere Rente feit 1862... . . . . 28,57 40,14 43,9 
Gelammtrenten im Jahre . . . . . . 46,48 6 269 64% 
Gefammtrenten feit 1862. . . . . . . 


118,991 29721 50 400 
| ! i 


Nun find Renten von 90 Franc ja fiherlic fein günftiges Reſultat. 
Über es ift bier zu bedenken, daß — nehmen wir 3. 3. das Jahr 1873 — 
die 148 Rentner, die hier 31,40 Francs bezogen, im Jahre 1862 ja mindeftend 
40 Jahr alt fein mußten (vollendetes 50ftes Jahr erlaubt ja erft den Bezug), 
und menn nun der Tarif zeigt, daß jährlihd 10 Franc vom Alter von 
40 bis 50 Jahren eingezahlt, eine Rente von 11,31 Francs geben, und wen 
der Durdhfchnitt der Einzahlung 1873 — 27,16 Frances war, alfo nicht einmal 
30 Francs, fo erfcheint gegenüber einer Rente von 3 X 11,31 Franc de 
von 31,40 Franc immer noch genügend. 

Und wenn heute im Mittel 274,09 Francs auf jedem Buche ftehen und 
der geſammte Fonds 71/4 Millionen, alfo die Hälfte des jährlichen Lohnes be 
trägt, die Renten 89 Francs betragen, fo ift das doch ſchon etwas. Aller 
dings erhellt aber daraus, daß ein Lohnabzug von 30 Francs jährlich früh 
begonnen und nicht unterbrochen werden darf, wenn die Rente nur einiger- 
maßen zureichen fol. Nach dem Tarif geben 30 Francs, von 30—60 Jahren 
gezahlt, bei diefem Alter 300 Francs Rente. Beginnt die Zahlung ſchon bei 
20 Fahren, jo ergiebt fich eine Rente von 600 Francs. 
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Außer den Staatöwerkftätten haben noch eine Weihe größerer Unter- 
nehmungen an die Staatsrentenkaſſe fi angeſchloſſen, indem fie auf Grund 
verfhiedener Statuten den Arbeitern Rentenbücher verjchaffen. Fougerouſſe 
führt in feinem Buche Patrons et ouvriers de Paris 14 folcher Firmen in 
Paris auf. | 

Die Einzahlungen beftehen aus — meift obligatorischen Lohnabzügen der 
Arbeiter und entiprechenden Zufchüffen des Arbeitgeberd. Werden beide direct 
bei der Staatörentenkaffe angelegt, fo tft den Arbeiter die Freizügigkeit voll- 
fommen geiichert, wenngleich er nicht gern aus dem Dienft eine8 Arbeitgebers 
tritt, der ihm Zufchüffe zu feinen Einzahlungen giebt. Die unter jenen Unter- 
uehmern enthaltenen beiden Eifenbahnen (Nord und Weit) zahlen jedoch nur 
die Abzüge der Beamten ein und geben ihren Zufchuß in verichiedener Form 
et nah Erfüllung beftimmter Bedingungen, namentlicd, langer Dienftzeit. Daß 
die Abzüge ihrer Summe nad nicht unbedeutend find, ergiebt ſich 3. B. aus 
den 1880 1144 580 Francs betragenden Einzahlungen der Weſtbahn. Die 
Beiträge der Arbeitgeber find entweder in Lohnprocenten ausgedrüdt, dann be= 
tragen fie bei mehreren der genannten Firmen 2 — 50/0, oder in feften 

en. 

Co madt 3. B. die Cie des Onınibus einen Abzug von 24 Franc 
jührlih uud dazu einen jährlich gleichen Beitrag. Sie garantirt nad) zwanzig⸗ 
lähriger Dienftzeit eine Penfion von 365 Francs. Nachrichten darüber wie 
oft diefes Marimum erreicht ift, und wie weit die anderen Firmen kommen, 
iehlen jedoch. 

In dem Jahresbericht von 1871, herausgegeben 1873, ftehen die folgen⸗ 
den Unternehmungen mit ihren Einzahlungen an die Alterörentenkaflen voran: 

Die Orleanseifenbahn mit 1591 000 Francs, die Weftbahn mit 1 084 000, 
Nordbahn mit 483 000, Südbahn mit 264 000, Lyoner Bahn mit 33 000 
grand. Die Spiegelfabriten von St. Germain mit 88000, die Parifer 
Umnibusgefeflfchaft mit 64 000 Franc, die AlterSverforgungstafie der Lyoner 
Eeidenarbeiter mit 99 000 Francs. 

Ueber die Penfionskaſſe der Eijenbahnen ift eine Arbeit von Regierungsd« 
rath Lindner erſchienen (Berlin 1883)'), aus der fich jedoh, da in den 

Nenten und Wittimenpenfionen zufammenfallen, die Durchſchnittshöhe 
der Altersrenten nicht entnehmen läßt, während die flatutarifchen Beſtimmungen 
genau dargeftellt find. 

Erwähnt ſei noch, daß eine Anzahl Unternehmungen ganz interne Alters- 
aflen haben, die dann die Freizügigkeit des Arbeiter8 erheblich befchränten. 
Auh wird, namentlich” bei mit Gewinnbetheiligung arbeitenden Firmen frei» 
jeftellt, ob bei der Liquidation vie betreffenden Summen baar ausgezahlt oder 
in Altersrenten verwendet werden follen. 

Aus dem Borftehenden kann man, bei der ungenauen Statiftif nur den 
Chluß ziehen, daß etwa !/s der gefammten Einnahmen der Altersrentenkaffe 
wirklich zu Gunften von Arbeitern eingezahlt werben, und daß es die Arbeiter 


nn —— — 


1) Lindner, die Penfionsinftitute der Beamten und deren Waiſen und Wittwen 
bei den ſechs großen Eifenbahngefellichaften zc. in Frankreich, Berlin 1883. 
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größerer Unternehmungen find, welche mit Hülfe von Beiträgen ihrer Arbeit. 
geber diefe Einzahlungen machen. Da die Durchſchnittshöhe der Rente 1879 
nur 159 Francs betrug, 2/8 der Kaſſeneinnahmen von Capitaliſten herrühten, 
die, wenn fie einmal die Anlage bei der Kalle für günftig finden, zu einem 
großen Theil bi8 zum NRentenmarimum von 1500 Francs gehen, fo kann man 
leider nit Tagen, daß die Wirkung der Altersrentenfaffe für die Alteröner 
forgung der Arbeiter eine bedeutende jei, und es werden gar manche Renten, 
wie ich da8 mehrfach gejehen habe, das Minimum von 5 Francs jährlich nich 
überfchreiten. 


3. Die finanziellen Refultate der Altersrentenkaffe für den Stadt. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Altersrentenkaſſe in fir ihre Em: 
widlung wichtigen Jahren, find in dem nebenftehenden Bild zufanmengefdit 
Man erkennt leicht die beiden Krifen der Kafle von 1852—53 und 1875—82, 
hervorgegangen durch den Andrang von Capitalien, für melche die Kaffe nic 
beftimmt war. 

Es fragt fi, wie ſich der entftandene Verluſt der Kaſſe fühlbar macht. 

Nehmen wir einmal an, es ſeien die Einzahlungen im Jahre 13>2 
beendigt. Die Kaſſe muß bei "Eintrag von Renten in das Staatsſchul 
wie befchrieben, den tarifmäßigen Werth derjelben in Staatsrenten an du 
Amortifationstaffe geben. Arbeitete die Kaffe ohne Gewinn und Berlufl, 
mußte bei Eintrag aller Renten, ihr Portefeuille gerade erjchöpft fein. 

Nun bat fie in demjelben aber 40 Millionen weniger al3 fie haben fol 
Sie hat demnad ihr Portefeuille bereits erichöpft, wenn noch Renten im 
von 40 Millionen Francs liquidirt werden fünnen. So piel — den Al 
porausgefegt, — würde fie alſo der Amortifationgkaffe diri bleiben. 
nimmt fie ja aber in Wirklichkeit immer neue Einnahmen an und kauften 
Staatsrenten; mit diefen erfüllt fie ihre Verpflichtungen gegen die Amorti 
tionstaffe. Das Deficit kann fomit fehr lange, fo lange eben als die K 
genügende Einzahlungen erhält, ſich fchleichend Binziehen ohne eme di 
Störung der Zahlungen an die Amortiſationskaſſe zu bewirken. Gelingt es 
Rentenkaſſe zu einem höheren Procentiage anzulegen, als fie nöthig hat 
und die Tabelle zeigt, daß das der Kaffe in der Periode von 1853—172, 
fie nur 4'/20/o zu geben Hatte, faft durchgängig gelungen ift, fo fann ſ 
möglicherweife im Laufe der Jahre das Deficit theilmeife wieder ei | 
Eine vollftändige Dedung deffelben ift degmegen fadm zu erwarten, weil, 
die Kaffe mit Vortheil anlegt, fo große Summen wie diejenigen, deren An 
das bedeutende Deficit verurfachte, ihr gerade nicht zuftrömen und fie 
auf ihre eigentliche Heine Kundſchaft angewiefen ift. 

Macht fi demgemäß das Deficit der Kaffe jet nicht drüdend Gemerfih 
jo ift das doch fehr mit den Ausgaben der Kaſſe überhaupt der Fall. 
früher außeinandergefegt wurde, erfolgt durch die Umwandlung von Etar 
renten in Altersrenten eine augenblidliche Mebrbelaftung der Staatskaſſe. 

Bis Ende 1882 waren an Binfen 99 350 694 Francs geſpart, an 
renten aber 171694 704 Francs gezahlt worden, alſo im Ganzen 72 m 
Francs mehr gezahlt worden. 


| 
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Für da8 Jahr 1883 ftellte fi die Sache fo, daß bis Ende 1882 
11 291 088 Franc Renten annullirt waren, die bi8 Ende 1883 auf 
12835 255 Francs voransfichtlich fieigen. Dagegen find 1883 26 Millionen 
Altersrenten zu geben; es erfolgt alfo eine Mebrbelaftung des Budgets von 
über 13 Millionen. | 

Da diefelbe bei der augenblidlichen Rage der franzöfiichen Staatsfinanzen 
äußerft drüdt, ift, ohne daß e8 noch zu einer organifchen Reform der Alters» 
ventenfaffe gekommen wäre, im Budgeigeſetz für 1884, wie weiter unten dar 
geftellt wird, eine Trennung des Zuſammenhangs der Altersrentenfaffe und der 
Amortifationstaffe mit rüchwirtender Kraft beichlofien worden. | 














Capitel V. . 


Die Lebens- und Unfallverfiherungstaffen vom 
11. Juli 1868. 


Vie früher die Altersrentenfafle aus dem Beftreben hervorgegangen war, 
Hälfspereinen die AlterSverjorgung, der fie allein nicht genügen konnten, 
men, indem fowohl eine directe Berficherung der einzelnen Arbeiter bei 
al3 eine Benugung der Anftalt durch die Hülfsvereine ermöglicht 
de, fo ſollten die beiden Berficherungstaffen vom 11. Juli 1868 dazu 
‚ den Hülfsvereinen die Laſt der Unfallverfiherung und die durch den 
von Mitgliedern veranlaften Ausgaben zu erleichtern. 
,Seit 1862 hatte man fih in der Obercommilfion der Altersrentenlaſſe 
1 der Idee einer flaatlichen Xebensverficherungstafle befaßt. Ein Mitglied 
elden Cochin, hatte die englijchen Verhältniſſe ftudirt und im Jahre 1865 
der Academie des sciences morales et politiques ein Memoire über bie 
tlihe Lebensverfiherung unter Bermittlung der Poftanftalten in England 
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Am 28. Juli 1866 batte der Kaifer Napoleon an feinen Staat3minifter 

m Brief gerichtet, worin er die Abficht fund gab, auf dem Wege der Sorge 
die arbeitäunfähigen Arbeiter, den er mit der Gründung der Spitäler zu 
enned und Vefinet eingeichlagen, einen Schritt weiter zu gehen und aug 
Mein, welche theils aus 10/0 Abzug von allen öffentlichen, durch Staat, 
partement oder Gemeinde vergebenen Arbeiten, theil® aus Beiträgen der 
beiter ſelbſt fließen follten, unter Staatsjubvention und ftaatlidher Leitung 
beiondere Kafle zu gründen. Diefelbe fol hen bei der Arbeit verunglüdten 
friellen und ländlichen Arbeitern, welche fi) verfichert haben, für den Fall 
mder Arbeitsunfähigfeit eine laufende Unterftügung gewähren, für den Fall 
Todes aber ihren Wittwen zu Hülfe kommen. 
For ein Zahr nad diefem Briefe und zu einer Zeit, wo die Weltaus⸗ 
23 in Paris die Fragen welche die franzöfiiche Induftrie betrafen, in den 
Meumd bes Tagesgeſprächs rückte, wo die 354 Delegirten der franzöſiſchen 
zater in der Ballage Raoul ihren Wünſchen auf Gründung von Gewerk⸗ 
run, Verſammlungsfreiheit, Cooperativgenofienfchaften und vielem Anderen 
E6citen IXVI. — v. db. Ofen, franz. Arbeiterberficherung. 7 
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mehr Ausdrud gaben, am 8. Juli 1867, wurde dem gefegebenden Körper 
ein Entwurf auf Gründung zweier Berficherungsfajjen, einer Lebens⸗ und einer 
Unfallverficherungstafie, vorgelegt. 


1. Entfiehung und Organifation. 


Die Motive der dem gefeßgebenden Körper vorgelegten Entwürfe führen für die 
Lebensverficherungstafle aus, daß die Privatverfiherungsgeiellichaften in ihrem 
natürlichen Beftreben, Gewinn zu machen, fich der Heinen Verſicherungen nicht 
annehmen. Deßhalb müßte der Staat hier eingreifen, feine Tarife fo regeln, 

.daß weder Gewinn noch Verluſt gemacht werde und durch dieſe günftigen Be: 
dingungen die Arbeiter zur Verſicherung ihres Lebens bei diefer Staatslafte 
beranziehen. 

Weit ſchwerer fei aus Mangel an einfchlägigen Erfahruugen die Unfall 
verſicherungskaſſe einzurichten. Die Zahl der Unfälle in dei meiften Gewerben 
fei faft unbefannt. „Nur bei den Bergwerfen, die befonder8 überwacht werden, 
haben die Ingenieure die Zahl der Verunglückten genau feftzuftellen umd amt- 
Lich anzuzeigen. Zehn Jahre zurüd find diefe Unfälle verfolgt worden und es 
bat ſich ein feites Verhältniß berausgeftellt. Bon durchichnittlih 226,739 ın 
den Jahren 1861—65 beichäftigten Bergleuten find 337 getödtet, 1511 ver 
mundet worden, im Ganzen alſo 1848 oder 8 %o verunglüdt. Annäherende 
Schägungen ergeben, daß von diefer Geſammtſumme nur 2/8, alſo 320 af 
100 000 dauernd arbeitsunfähig gemacht oder getödtet worden find. Wir 
dies für Bergwerke geltende Verhältniß allen andern Gewerfen zu runde ger 
legt, jo ift feine Gefahr vorhanden, daß die Zahl der im Ganzen vorfommenden 
Unfälle unterjchägt werde.“ 

Principiell fol nun die Kafle wie folgt eingerichtet werden: Sinzahlunges 
werden entgegengenommen im “Jahresbetrag von 8, 5, 3 Zrancd. Angeno 
100 000 Xrbeiter zahlen 5 Francs jährlich, fo ergiebt fih mit 4°:o F 

erg 





von einem halben Jahre als Durchſchnittstermin der Einzahlung eine 
von 510000 Francs. Durch die Zahl der Unfälle, 320, dividirt 
dieſe Summe einen Durchſchnitt von 1600 Francs für den nen 
Hiervon wird entweder der Wittwe eine Baarunterftügung gegeben, oder bi 
Summe wird bei der Alterörentenfaffe zur Begründung einer Leibrente einge 
zahlt. Da diefelbe fehr niedrig fein würde, wird das Capital, vor der Ein 
zahlung an die Altersrententafle, vom Staate verdoppelt, und wenn die Reutt 
jelbft dann nicht 150 France für eine Zahlung von 5 Francs erreicht, ned 
joweit erhöht, bis dieſe untere Grenze erzielt wird. 

Ein Abzug von 1/0 von den öffentlihen Bauten werde 2800 000 Fr 
einbringen, eine Summe, die den Bedarf der Kafle im Anfanz jedenfalls 
überjchreite, jo daß ein Reſervefonds gebildet werden könne. Bei größerer 
breitung der Kafle werde der Umftand erleichternd einwirken, daß dann 
fiderte von vielen Gewerben da fein würden, für die da8 Verhältniß von 32 
Berunglüdten auf 100 000 Arbeiter bei Weiten zu hoch gegriffen jet. 
taflen, Hülfsvereine, die wohl auf die Unterftügung von Verunglüdten im leich 
ten, vorübergehenden Fällen eingerichtet wären, eine dauernde Rente aber nich 













Die Lebend- und Unfallverficherungskaſſen vom 11. Juli 1868. 09 
geben fönnten, hätten jest Gelegenheit ihre Arbeiter und Mitglieder zu ver⸗ 


Der Entwurf jelbft, mit der Begründung der einzelnen Artikel bat nun 
den folgenden Inhalt: 

Unter Staatsgarantie wird eine Berficherungstafie gejchaffen zu dem 
Zweck, den Erben oder Nechtönachfolgern eines Berficherten nad deflen Tod 
eine beftimmte Summe auszuzahlen; zweitens eine Unfallverficherungstafle zur 
Gewährung von Leibrenten an Berficherte, welche bei ländlichen oder induftriellen 
Arbeiten durch Berunglüdungen dauernd arbeitsunfähig werden, und zur Ber 
abreihung einer Unterftügung an die Wittwe und unmündigen Kinder deren, 
welche durch ſolch einen Unfall das Leben verloren haben. Während alfo die 
Lebensverſicherungskaſſe Jedermann, auch dem Nichtarbeiter zugänglich if, 
ft die zweite der Abficht des Geſetzes nach für ländliche und induftrielle Ar» 
beiter reſervirt. 


1. Die Xebensperfiherungstafie. 


Die bei dem Todesfalle zu zahlende Summe wird nach den Tafeln von 
Teparcieug und der Verzinfung der Einlagen zu 4°io berechnet. Nach der 
Begründung des Artikels foll ſowohl die einmalige Zahlung eines Capitalbe- 
trags, als auch jährliche Zahlungen erlaubt fein, was in den Bolicen genauer 
ieftgeftellt werden fol. Die Tafeln von Deparcieur find, nach den Erfahrungen 
der Altersrentenkafje, genügend genau und der Procentfag wird niedrig genug 
geftellt, um ähnlichen Vorkommniſſen, wie fie die erften Jahre der Alterörenten- 
tofle anfzumeifen hatten, vorzubeugen. 

Die ärztliche Unterjuchung, welche die Privatverfiherungsgefellichaften vor⸗ 
zunehmen für nöthig halten und die auch der engliſche Staat für feine durch 
dad Gefeg vom 14. Juli 1864 eingerichtete StaatSlebensverfiherung aufge 
nommen bat, fol für die franzöſiſche Staatskaſſe nicht eingeführt werden. 
Zwar werden 12 — 13,0 der Unterfuchten zurüdgewiefen, weil fie nicht die 
normale Körperbeichaffenheit aufweiſen, welche die Tarife vorausfegen, und ſo⸗ 
mit die Kafle in Verluft bringen würden; der Berluft, der durh 12 — 13:0 
ſchlechter Riſiken entflehen kann, iſt aljo ein bedeutender. Allein die ärztliche 
Unterfuchung mürde die Arbeiterklaffe von der Kafle fernhalten, die man doch 
gerade heranziehen will; ferner würde die Unterfuchhung, da der Fiskus es if, 
der den Schaden hat, doc zur reinen Yormalität werden. Da es fih um 
eine Staatsanftalt handelt, würden die Abgerwiefenen ihrem Unwillen über eine 
folde Behandlung Luft machen und die ganze Sache discreditiren. Aus diefen 
Gründen fei eine ärztliche Unterfuhung nicht wünſchenswerth. Wirkfamer und 
einfacher fei, eine Carenzzeit von 3. B. zwei Jahren feftzufegen. Auf zwei 
Jahre hinaus könne Niemand feinen Tod beflimmen, man fpeculive nicht auf 
an fo ferne Ereigniß; fo würde die Kaffe vor Betrug, vor dem Andrang 
Todkranker gefhügt fein. Andrerfeit3 könnten ſich die Hinterbliebenen derjenigen 
welche, obmohl ganz gefund, innerhalb diefer Frift aus plöglich eintretenden 
Gründen fterben, nicht beffagen, vorausgelegt, daß man ihnen die Einzahlungen 
zurüdgemwähre. Und fo jagt dann der Geſetzentwurf: „jede Verficherung, welche 
tmnerhalb zweier Jahre vor dem Tode abgeſchloſſen ift, ift unwirkſam. Es 
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werden dann die Einzahlungen, mit 49/0 Zinſen den Rechtsnachfolgern zurüd⸗ 
ewährt. Dafielbe ift der Fall, wenn der Tod, zu irgend einer Zeit, wegen 
befonberer in ber Police näher zu beftimmender Urjachen erfolgt." Hiermit 
ſollte namentlich der Selbftmord getroffen werden. ne 

Um die Staatskaſſe wirklich nur für die Heinen Einkommen zu reſeriren, 
beftimmt der Entwurf weiter, daß auf einen Kopf nicht mehr als 3000 Franız 
verfichert werden dürfen. Bis zu 1500 Francs foll die Berfiherungsfumm 
nicht mit Beichlag zu belegen und nicht cedirbar fein, darüber hinaus aber| 
al8 Unterlage für den Credit der Berficherten beliebig verwendet werden dürfen. 
Die Alterögrenzen, zwilchen denen eine Verſicherung eingegangen werden darf, 
find 16 und 60 Jahre. 

Schlieglih dürfen die genehmigten Hülfsvereine auf Grund einer Lifte, die 
bie individuellen Alter ihrer Mitglieder enthält, Collectivverficherungen für die 
jelben bi3 zum Betrage von 1000 France abſchließen; da die Mitglieder aber 
wechieln, ift eine ſolche Berficherung aller Mitglieder nur auf ein Yahr gültig 
und muß nad Ablauf diejes Zeitraum! auf Grund der Vorlage einer neuen 
Alterslifte wieder erneuert werden. 


2. Die Unfallverficherungstaffe. 


Die Unfallverfiherung findet ftet3 auf ein Jahr ftatt; für dieſes Jahr 
fonnen 8, 5 oder 3 Franc als Prämie gezahlt werden, damit die verſchiedenen 
Klaffen von Arbeitern, je nach ihrem Lohn fich verfichern Fünnen. Außer dieien 
Beiträgen bat die Unfallverficherungstafie ald Einnahme noch 10 von den 
Öffentlichen, vom Staat oder Departement ausgeführten Bauten, ſowie von 1°» 
von den Staat3fubventionen an Departements oder Gemeinden zur Ausführung 
von Bauten. Aus Rüdfiht für die finanzielle Tage vieler Gemeinden hat man 
den Abzug nicht von ihrer Gefammtausgabe für Bauten, fondern nur von de 
dazu bewilligten Staatsfubvention in den Entwurf des Gefeges eingefügt, da⸗ 
gegen aber die Departement® doppelt belaftet. Endlich hat die Kaffe noch die 
Erlaubniß, Gefchente und Vermächtniſſe anzunehmen. 

Zwei Klafien von dauernder Arbeitsunfähigfeit werden gefchieden: Tie 
erſte der abjoluten ArbeitSunfähigkeit, die zweite der Unfähigkeit zur Ausübung 
des bisher betriebenen Gewerbes. Cine Arbeitsunfähigfeit legterer Art fol nır 
Anſpruch auf die Hälfte der für den erften Fall berechneten Penfionen geben, 
welche fich wie folgt beftimmen: | 

An die Altersrentenkaffe wird für die Verunglüdten von der Unfallver⸗ 
ficherungstfaffe ein Capital eingezahlt gleich) dem 820fachen des bezahlten Be: 
trags, aljo 2560, 1600 oder 960 Francd. Dieſe Normirung erfcheint deßwegen 
genügend, weil 100 000 Francs, bdividirt durch 320 (die Zahl der Unfäle) 
rund wieder 320 giebt, fo daß jeder Verunglüdte für einen Beitrag von je einem 
Franken 320 Francd erhalten faın. Diefe Summe wird von den übrigen 
Einnahmen der Kaffe verdoppelt, nöthigenfalls aud noch ein weiterer Zuſchrß 
gegeben, jo daß die Rente wenigſtens 150 oder 200 France für die Einzahlung 
von 3 oder 5 Francs beträgt. 

Nah einem dem Gefegentwurf. beigefügten Anhang mürden nun bie em 
fachen Capitalien (2560, 1600, 960 France) folgende Renten geben. 








J 
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Benn der Unfall flattfindet im Alter von 
Jahren bei einer Einzahlung von 


8 Franc 5 Francs 3 Franc 


16 149 93 56 
20 152 95 97 
25 155 97 58 
30 160 100 60 
35 166 104 62 
40 176 110 66 
45 189 118 71 
50 208 130 78 
55 231 144 87 
60 262 160 98. 


Ber einer Einzahlung von 8 Francs würde hiernach der induftrielle Ar- 
keiter eine genügende Benfion erhalten, da die hier angeführten Ziffern ja ver- 
doppelt werden. Bis zum Alter von 30 Jahren für die Zahlungen von 
5 Francs, von ca. 47 Jahren für die Zahlung von 3 Francs hat eine Bei- 
bälfe, die größer ift al® die Verdoppelung des Capitals, ſeitens der Kaffe ein- 
zutreten. 


Im Falle des Todes des Verficherten erhält die Wittwe zwei Jahresraten 
der Rente, auf die er Anfpruch gehabt hätte, ebenfoviel dad unmündige Kind 
oder die unmündigen Kinder. Diefe Zahlungen erfolgen auf einmal, um der 
Familie eine gewiſſe Capitalſumme zufommen zu laflen. Die Renten, welche 
af Grund einer Unfallverfiherung gegeben werden, fönnen nicht mit Befchlag 
belegt und nicht abgetreten werden. Bor 16 Fahren ift eine Berficherung nicht 
geftattet. Nach einem Modus, der in den Policen näher zu beſtimmen ift, 
Kinnen öffentliche Vermaltungen, induftrielle Unternehmungen, Eifenbahnen Col: 
Ietioverfiherungen für die von ihnen befchäftigten Arbeiter eingehen, und zwar 
fo, daß der Wechfel des Perſonals der Wirkfanteit der Berficherung feinen 
Abbruch thut. 


Für die Lebend- und Unfallverſicherungslaſſe gemeinſam wird endlich be⸗ 
fimmt, daß beide von der Depoſitenkaſſe zu verwalten fein. Alle Einnahmen 
der Kaffe find Binnen 8 Tagen auf ihren Namen in Staatsrenten anzulegen. 
Die Auffiht über die Kaflen wird der für die Altersrentenkaſſe eingefegten 
Ibercommilfion übertragen, die Befreiung der für die Einzahlung nöthigen 
!egitimotionspapiere ꝛc. von den Stempel und Eintragsabgaben wird auf die 
Zahlungen bei den neu gegründeten Kaſſen ausgedehnt. 


Am 11. Mai 1868 ftattete der Baron von Beauverger im Namen einer 
jur Berathung des Entwurfs eingefegten Commiffion Bericht über die Vor⸗ 

und zwar, abgeiehen von der Abänderung einzelner Beltimmungen in 
durhand dem Aegierungs- Entwurf günftigem Sinne, 

Auf den Antrag Pereire's hatte die Commilfion beichloffen, zu ben 
Prömien der Lebensverficherungstafle noch einen Bufchlag zu erheben, um die 
Gefahr zu verringern, daß die Kafle mit Verluft arbeite; wie daS englifche 
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Gele von 1864 ſchlug die Commiſſion einen Zufchlag von 6°;o vor während 
Pereire 10/0 beantragt hatte. 

In Betreff der ärztlichen Unterfuhung war bie Commiſſion mit der Re 
gierung einig, daß der Arbeiter dadurch von der Verficherung abgehalten werde, 
daß er diefelbe als Eingriff in feine perfönliche Freiheit betrachten merde, für 
die er gendthigt äußerlich in abhängiger Stellung zu leben, eine faft über- 
triebene Sorge habe. Indeſſen hatte die Majorität der Commiffion doch An- 
fangs facultativ die ärztliche Unterſuchung einführen wollen, damit wirklich Ge⸗ 
funde die Möglichkeit hätten, eine fofort wirffame Berficherung einzugehen; Bier 
bei mußte der DVerficherte abgemwiejen werden koͤnnen. Diefem Borfchlag wider 
fette fich die Regierung, um nicht zwei Klaſſen von Berficherten zu ſchaffen 
und wegen der Schwierigfeit, überall geeignete Aerzte zu beftellen, der Bor- 
ſchlag wurde fchlieglich fallen gelaflen. 

Der Gefahr,. daß die Privatverficherungsgefellfchaften bis zu dem Betrage 
von 3000 Francs ihre Klienten bei der vortheilhaftere Bedingungen gewähren. 
den Staatskaſſe eintaufen könnten, wollte die Commiſſion durch einen bejonderen 
Paragraphen vorbeugen; da jedoch die Regierung der Anficht war, daß eine 
Berfiherung auf den Kopf eined Dritten vom Geſetz überhaupt nicht erlaubt 
jei, ging der Borfchlag nicht in den Commiffionsentwurf über. 

Dagegen bielt e8 die Commiſſion für nöthig auf den Fall der Unter: 
bredung von Fahreszahlungen einzugehen. Die Privatgefellichaften , jagt der 
Beriht, betrachten den Vertrag als aufgelöft und zahlen nicht? zurüd, wenn 
noch nicht drei Jahresbeiträge bezahlt worden find. ft dies beveitö der Fall, 
jo wird entweder das verficherte Capital verringert oder der Vertrag aufgelöft, 
mit Rüdgewähr eines Theils der Einzahlungen. Der arbeiterfreundliche Zwei 
der Staatäfafje verbiete, in fo rigorofer Weile vorzugehen. Bei der Staatk 
falle foll, wenn eine Unterbredung eintritt, der Gefammtwerth der bisherigen 
Einzahlungen des Verſicherten, unter Berüdfichtigung des von ihm verurſachten 
Riſikos berechnet und als eine neue Einzahlung betrachtet werden. Bon ber 
bereit erfolgten Zahlung mehrerer Prämien wird diefe Umrechnung nicht ab- 
bängig gemadt. Ein Jahr vom Zahlungstermin ſoll der Verficherte berechtigt 
fein die Prämien mit Zinfen nachzuzahlen. Die Beftimmung über die Pri⸗ 
vilegirung der Verfiherungsfumme wurde dahin abgeändert, daß mindeftens bis 
600 Francs, von da an bis zu einem Minimum von 1500 Yranc die Hälfte 
der Geſammtſumme unpfändbar fei und nicht cedirt werden könne. 

Der Tariffag für die Collectivverfiherungen ift niedriger als die für die 
Einzelverfiherungen,, weil fie auf mehr Leben und nur auf ein Jahr abge 
ſchloſſen find. | 

In Betreff der Unfallverficherungstaffe rechnet die Commiffion darauf, daß 
deren Einnahmen an Geſchenken und Vermächtniſſen bedeutende fein werben; 
außerdem jeien ja die Staatsfubventionen vorhanden, aber allerdings in ihrer 
Höhe nicht feit beftimmt, fo daß man wünfde, die Subvention, ftatt in der. 
Form von 10 Abzügen, in Form einer feften im Budget eingeftellten Summe 
zu gewähren. Die Commiffion will jedoch unbedingt daran feithalten, dag die 
Summen, welche die private wie die flaatliche Wohlthätigfeit liefert, Geichente 
find, die zu machen für den Geber wohl Pflicht ift, die zu beanfpruchen der 
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Empfänger aber kein Recht bat. Deßwegen will die Commiſſion die Verdoppe- 
fung der Renten ftreichen und beftimmen, daß die Einnahmen der Kaſſe über 
ihre tarifmäßigen Verpflichtungen hinaus unter die Berunglüdten nad) der Höhe 
ihrer Beiträge vertheilt werden, nachdem vorab die Erhöhung der durch eine 
Zahlung von 3 Franc erworbenen Renten auf 150 Francs, der dur Zah⸗ 
lung von 5 Francs erworbenen auf 200 Francd erfolgt if. Von Seiten der 
Regierung beftand man auf der früheren Formulirung, weil nad dem Com⸗ 
miffionsvorichlag die Höhe der Renten erft nach dem Ablauf eines Rechnungs⸗ 
jahre8 nachträglich feitgeftellt werde, beftimmte Beträge den Verficherten nicht 
in Ausficht geftellt werden fönnten und mit diefer Ungewißheit jeder Antrieb 
zur Berficherung verloren gebe. Aber auch die Commiſſion blieb bei ihrer 
Meinung und mein fie auch in ihrem Entwurf der Regierung nachgab, empfahl 
fie doch ihre Nedaction zur Annahme. 

Ein Amendement, welches die Commiſſion annahm , traf die Ausdehnung 
der Sollectivverficherung auf die Feuerwehrcorps dur die Communen. Ebenfo 
jollen nach Meinung der Commiſſion die Hülfsvereine zur Collectioverficherung 
auch bei der Unfallverficherungsfaffe zugelaflen werden, was befonder8 für ge- 
werbliche Vereine wünjchenswerth ſei. Zum Schluß geht der Bericht auf die 
Sage einer privaten Unfallverficherungsgefellichaft der Securite generale ein, 
welche fi) dur das Geſetz in ihrer Eriftenz bedroht ſehe und fich erboten 
babe, Die Unfollverficherung der Arbeiter in ganz Frankreich zu übernehmen, 
ohne Entihädigung, wenn Kohlengruben und Eifenbahnen ausgenommen. wür- 
den, gegen jährlich anderthalb Millionen Franken Eubvention, wenn diefe Be- 
triebe mit einbegrifien werden follten. Ceit 1866 habe die Geſellſchaft 
440 894 Franc an 4296 Verunglüdte gezahlt, von denen 4220 oder 980/0 nur 
vorübergehend an der Arbeit: gehindert gewejen wären, fodaß in jener Summe 
der Lohn für 68 489 Wrbeitstage enthalten fe. Die Commiffion halte es 
nicht für richtig auf gejchäftliche Arrangements mit einem Privatinftitut einzu⸗ 
geben; die Ziffer von 98/0 vorübergehend Arbeitsunfähigen beweife, daß die 
Beiellichaft ihre Hauptihätigleit auf einem Gebiet ausübe, welches die Staats- 
verficherung gar nicht umfafjen folle, und welches ja auch von den Hülfsvereinen 
in der erfolgreichiten Weife bearbeitet würde. Uebrigens hätten gerade bie 
Auseinanderfegungen der Sécurité generale wie anderer Gejellichaften die Com⸗ 
milfton überzeugt, daß eine Staatsanftalt zur Gewährung vorübergehender 
Unterflügungen wegen der Schwierigkeit der bier nöthigen detaillirten Ueber⸗ 
wahung der einzelnen Verunglüdten abfolut ungeeignet ſei. 

Eine andere Gejellichaft die fi) la Prevoyante ouvriere nannte, machte 
Anſpruch auf den Gedanken der Collectivverficherung, den fie auf alle Hülfe- 
vereine, Unternehmungen, Berwaltungen, Eifenbahnen, Freimaurerlogen , endlich 
jpeciell dazu gebildete Gruppen habe anwenden wollen, um fo nad und nad) 
alle Franzoſen zu verfihern. Da das Wegierungsproject den Gedanken ber 
Collectivverſicherung aufgegriffen habe, fühle fich die Gejellichaft geſchädigt. Die 
Commiſſion jchenkte der Beſchwerde keine Beachtung, weil die Gefellichaft bis 
kt nur ihre Statuten ausgearbeitet und ihre Thätigkeit noch nicht bee 
gonnen habe, 

Schließlich wi alfo nun der Commilfionsentwurf von dem der Res 
gierung in folgenden Punkten ab: die Prämien der Lebensverficherungstafle 
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werden um 90°%,0 erhöht; zwiſchen den verficherten Summen von 1200 bi 
3000 Francs ift num die Hälfte jedesmal nicht mit Beſchlag belegbar oder ab- 
tretbar. Summen unter 1200 Francs find flets bis 600 fo privilegirt; bei 
Unterbrechung der Zahlungen un mehr als ein Jahr wird der Werth ber bi 
ber bezahlten Prämien als neue einmal gezahlte Capitalſumme angeſehen 
Collectivverfiherungen und Einzelverfiherungen fünnen auf denfelben Kopf ab- 
geichloffen werden. Die Staatöjubvention an die Unfallverficherungstaffe be 
trägt für das erfte Jahr eine Million Francs. Hinterläßt ein Bermglüdter 
feine Kinder oder Wittwe, fo erhalten feine fechszigjährigen Eltern zmei Jahres⸗ 
raten der bei totaler Arbeitsunfähigfeit fällig gewordenen Rente. Die Hilfe 
vereine fünnen für ihre Mitglieder, die Gemeinde für ihre Feuerwehrcorpe 
Gollectioverfiherungen eingehen. Bon 1870 an follen beide Kaflentarife alk 
fünf Jahre revidiert werden. Neue Todestafeln find zu berechnen, eine Un: 
fallftatiftil aufzuftellen. Weitere Einzelheiten werden durch ein Reglement geordnet. 

Am 28. Mai 1868 begannen die Verhandlungen im gejeggebenden Körper. 
Nachdem der erfte Redner, Richard, fein Bedauern darüber ausgeſprochen, daß 
für fo wichtige Gejege nur drei Tage zur Verhandlung frei feien, griff er em 
mal da8 Princip der Subvention, dann aber vor allem den Zuſammenhang 
der Unfallverficherung mit der Altersrentenkaſſe an. Obgleich’ ein Berunglädte 
ebenſo unterftägungsbedürftig fein fann, wie ein anderer, oder noch weit meh, 
wenn er 3. B. Familie hat, erhält er doch, wenn er jünger ift, weit weniger 
al8 der Andere, dem erft im böberen Alter ein Unfall zuftößt. Die Be 
fhränfung der Unterftügung beim Todesfall auf unmündige Kinder, Bittme 
oder 60jährige Eltern fei zu befeitigen. Die Securit6 generale leifte viel mehr, 
fie gebe jedem dauernd Arbeitdunfähigen 360 Francd Rente, welches auch jen 
Alter ſei, den Rechtsnachfolgern, wer fie auch feien, für den Todesfall 720 Frame. 
Eine Rente von 150 Francd, mie der Staat fie in den meiften Fällen zahlen 
werde, fei durchaus ungenügend. Die Securite generale arbeite nicht mit nur 
einem Prämienfage, fondern babe drei Gefahrenklaffen: die erfte für die ge 
möhnlichen Rijiten, Kaufleute, Advocaten u. ſ. w. umfaſſend, die zmeite größte 
umfaſſe Architecten, Ingenieure, Baumeifter und ihre Arbeiter, alle die, die mit 
dem Hammer, der Kelle, der Art, der Schaufel arbeiteten. Die dritte Malle 
enthalte die an Mafchinen beichäftigten Arbeiter, die Dachdeder, Berglente, 
überhaupt alle befonderd gefährlichen Gewerbe. Es jei befler, auf den Bar- 
ſchlag der Securite generale einzugehen und diejelbe zu fubventioniren. Die 
Unfallverficherungsvorlage jo wie fie fei, fei unannehmbar. 

Die Discuffion drehte fi meift um die Frage des Staatszufchufles, we 
bei Olivier in längerer Rede ausführte, wie ja doch der abrifarbeiter in der 
Provinz dur die Staatfubvention für die große Oper in Paris mitzahle, 
ohne je hineinzukommen, und der Bauer für die hohen Schulen, ohne daß km 
Sohn fich je am Homer erquide, Wie viel nöthiger fei nicht ein Staatszuſchuß 
im vorliegenden Fall! Der Minifter Forcade wies namentlich darauf hin, dab 
man für den Anfang doch nicht auf mehr als 3 bis 400000 Verſticherte 
rechnen fönne, alſo der unbedeutende Zuſchuß von einer Million ausreichen werde. 

Am zweiten Verhandlungstage handelte es fi) zunächft darum, den Be 
griff der verficherung&berechtigten Arbeiter zu erweitern, auch Dienftboten, Ste 
leute u. |. w. beitreten zu laffen und deßwegen dem Gefege bei den Werten, 
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daß der Unfall geichehen fein müffe bei induftriellen oder ländlichen Arbeiten, 
noh „oder anderen Arbeiten” beizufügen. Die Commilfion blieb dabei, alle 
Arbeiten ließen ſich unter den Begriff ländlicher oder induftrieller bringen und 
ihre Redaction fei ganz Har. ES wurde ferner feftgeftellt, daß dem Berficherten 
der Nechtsweg gegen die Kafle offen ſtehe. “Der bereit? in der Commiſſion 
gemachte Vorſchlag, facultativ die ärztliche Unterfuhung einzuführen, wurde 
im Plenum erneuert, aber mit den fchon vorgebrachten Gründen abgewiefen, die 
dadurch wirffam unterftügt wurden, daß ein Biertelhundert Fragen, die aus 
dem Zragebogen einer englifchen Verficherungsanftalt vorgelefen wurden, die 
Heiterkeit der Berfammlung in hohem Grade erregten, wie 3. B. die Frage, 
ob der zu Berfichernde fi) der Nüchternheit befleißige und befleißigt habe. 

Nah längerer dur Jules Simon angeregter academiſcher Discuſſion 
darüber, ob der verunglüdte Arbeiter ein Recht auf Unterftägung gegen die 
Beiellihaft habe und ob das Geſetz ein Wohlthätigfeitögejeg fei oder nicht, 
wurde dann durch Jules Favre vorgeichlagen, die Berficherten felbft zur Ent» 
Iheidung der Frage, ob dauernde Arbeitsunfähigfeit vorhanden fei, heranzu⸗ 
ziehen, was der Minifter auch zujagte. Ferner wurde auf die Frage einge 
sangen, ob dann nicht die Verlegten eine kürzere Lebensdauer hätten, als man 
nah Deparcieur annehme; die an den Militärinvaliden gemachten Erfahrungen 
des Kriegsminiſteriums weichen aber nah Mittheilung der Regierung nicht von 
jenen Tafeln ab. Chesnelong brachte das ſchon in der Commiſſion vorge 
Ihlagene Amendement, nicht die Verdoppelung der Penfion, fondern nur ihre 
Erhöhung nah Maßgabe der Kafleneinnahmen und der Beiträge in das Geſetz 
zu nehmen, wieder vor das Plenum, damit das Necht auf die Unterftügung, 
deflen Anerfennung mah oben abgewiefen habe, nicht durch eine Hinterthür 
wieder eingeführt werde. Die praftiiche Erwägung, daß der mirkliche Betrag 
der Rente erft fehr fpät nah dem Fälligkeitstermin berechnet werden könnte, 
führte zur Annahme des Regierungsentwurfs. Ebenjo wurde ein Amendement 
abgelehnt, welches dahin ging, die Kaffe möge vor Conftatirung dauernder 
Ardeitsunfähigteit doch ſchon eine vorübergehende Unterftügung zahlen; dafür, 
meinte man, fönnten ja PBrivatverjicherungsgejellichaften und Hülfgvereine forgen. 
Nachdem dann noch die Frage, ob unter numündigen Kindern auch natürliche 
Kinder zu vzrftehen feien, lebhaft debattirt und im bejahenden Sinne entſchieden 
worden war, erfolgte jchließlich die Abitimmung über das ganze Geſetz, welches 
mit fämmtlichen abgegebenen 200 Stimmen angenommen wurde. 

Im Senat wurde am 26. Juni von dem Berichteritatter Le Roy de 
Saint Arnaud die Annahme der Entwürfe empfohlen. Bei der Discuffion 
am 7. Zuli wurde der Verſuch gemacht, die Vorlage zur Gründung der beiden 
Kafjen als zwei Gejegentwürfe aufzufaffen, um fo den Unfallverfiherungdentwurf 
nochmals an den gefeggebenden Körper gelangen zu laflen. Der Baron Brenier 
war nämlich der Anfiht, dieſe Kafle werde bei den Staatszuſchüſſen mit Ge⸗ 
wuan arbeiten, andrerfeit3 war er der Ueberweifung an die Securite generale 
geneigt. Auf den Widerſpruch des Berichterftatter8d und bei der thatjächlichen 
Unmögfichteit, die in einem einheitlichen Entwurfe befindlichen zwei Kaſſen⸗ 
projecte zu trennen, mußte der Senat über beide zufammen gleichzeitig ab- 
fimmen und beichloß einftimmig, den Entwurf nicht an den gejeßgebenden 
Körper zurüdzuvermweifen und fich der Promulgation des Geſetzes nicht zu widerfegen. 
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Am 11. Juli 1868 wurde dann das Geſeztz erlafien. 

Faſſen wir die Hanptbeftimmung kurz zufammen, fo haben wir alſo eme 
Lebensverſicherungslaſſe, deren Tarife, für einmalige und reszahlungen 
(während einer Reihe von Jahren ober lebenslänglich) beredjnet, auf einen 
Zinsfuß von 4%;o, die Tafeln von Deparcieur, eine Erhöhung der Prämien 
um 6°;0 fi gründen. Verfiherungsafter ift 16 bis 60 Jahre; es befteht 
2jährige Frift bis zur vollen Wirkung der Verfiherung. Die Marimaljunme, 
die auf einen Kopf verfichert werben kann, beträgt 3000 Francs, die Hälfte 
der verficherten Summe bis zu einem Minimum von 600 Francs kann cedirt 
und mit Beſchlag belegt werden. Genehmigte Hilfsvereine können auf je ein 
Jahr Eollectivverfiherungen bis 1000 Franc pro Mitglied eingehen. 

Die Unfallverfiherung findet durch Zahlung von 3, 5 oder 8 Fraucs für 
je ein Jahr ftatt. Die Kaffe erhält einen jährlichen Staatszufhuß, zumädit 
von einer Million, darf Geſchenke und Bermächtniffe annehmen. Der Anſpruch 
auf Zahlung der Leibrenten wird erworben durch einen Unfall, der dauernde 
Arbeitsunfähigfeit, fei es abfolute oder nur relative zum Betriebe des bi8- 
berigen Gewerbes, zur Folge hat. Im letzteren alle ift die Leibrente halb 
jo groß als im erften. In diefem erften alle wird fie erhalten, indem bei 
der Altersrentenlaffe der 320fache Betrag der Prämie doppelt eingezahlt wird, 
das eine Mal von den Prämien, das andere Mal von den fonftigen Kaſſen⸗ 
einnabmen; die Penfion muß bei 3 rejp. 5 Franc Verficherungsprämie aber 
mindeftend 150 reſp. 200 Francs betragen, und jene Einzahlung iſt eventuell 
dementiprechend zu erhöhen. Die Leibrenten find nicht mit Beſchlag zu belegen, 
nicht cedirbar. Minimalalter der Verfiherung ift 12 Jahre. Verurſacht der 
Unfall den Tod, jo erhält die Wittme, mwenn eine ſolche nicht vorhanden iſt, 
60jäbrige Eltern eine Unterftügung von 2 Jahresraten der vollen Leibrente, 
die der Berftorbene erhalten haben würde; ebenjoviel erhalten das oder die 
unmändigen Kinder. Zahlbar ift diefe Unterftügung in 2 Jahresraten. 
Deffentliche Verwaltungen, gewerbliche Unternehmungen, Eifenbahnen, auch die 
zugelafienen Hilfsvereine, Tönnen Collectivverficherungen eingehen, ebenjo bie 
Gemeinden für ihre Feuerwehrcorps, die fie entweder für ihren befonderen 
Dienft oder allgemein als Arbeiter verichiedener Erwerbszweige verfichern können. 
Jeder Berficherte kann nur eine Rente beziehen. Sind mehrere Colleciv- 
einzablungen für ihn gemacht, fo werden fie zufammengerechnet und auf 8 oder 
5 Francs abgerundet. 

Beide Kaflen werden unter Staatdgarantie von der Depoſitenkaſſe ver 
waltet. Alle ihre Einnahmen werden binnen acht Tagen in Staatörenten an- 
gelegt; eine Obercommiſſion bat jährlichen Beriht an den Kaifer zu erftatten, 
der dem Senat und gejeggebenden Körper mitgetheilt wird. Alle Einzelheiten 
werden reglementarifch beftimmt. 

Das bier im Gefeg verſprochene Reglement wurde durch Decret vom 
16. Auguft 1868 erlaſſen. Es beftimmte die Depofitenlafie in Paris md 
die Generalichagmeifter und Bezirksfinanzeinnehmer in den Departements, ſowie 
die Erbeber der directen Steuern und bie Poftannahmeftellen als Einzahlung? 
Rellen für bie beiden Berficherungen!). Aehnlich wie bei der Alterörententafie 


—— 


y Die — Titel find die im Erlaß des Präfecten des unterrheiniſchen 
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wird auch hier bei der erften Einzahlung die Beibringung einer Reihe Legiti- 
mationspapiere gefordert, darauf dem Einzahler ein Heine Buch ausgehändigt, 
m welches fpätere Einzahlungen nun ohne weitere Formalitäten eingetragen 
werden. Doch müfjen diejelben, um von der Staatskaffe anerlannt zu werden, 
binnen 24 Stunden in Paris bei der Depofitenkaffe, in den Departements bei 
den Präfeeten oder Unterpräfecten zur Viſitrung vorgelegt werden; bie bei 
Stenereinnehmern oder der Boft gejchehenen Einzahlungen werden vom Maire 
vifirt. Die Lebensverficherungspolicen Finnen zu jeder Zeit, auch wenn der 
Bertrag auf Jahresraten eingegangen war, voll gezahlt werden. Beim Tode 
eines Berficherten ift fein Buch und Zodesichein an die Depofitenkafje einzu- 
ienden, die durch Diefelben Beamten, welche die Einzahlungen annehmen, die 
Auszahlung der verficherten Summen bewirkt. Ceſſion der Berficherungsfumme, 
und Anträge, fie mit Beichlag zu belegen, foweit das Geſetz ſolches überhaupt 
zuläßt, find der Depofitentafle mitzutheilen. Erfolgt der Todesfall durch 
Selbftmord, im Duell ader durch gerichtliche Erecution, fo wird die Verficherungs« 
fumme nicht ausbezahlt, aber die Prämie mit 4%o Zinfen zurüdgewährt. Bei 
Eollectivverfiherungen von Hülfsvereinen wird die verficherte Summe an ben 
Vereinskaſſirer ausgezahlt. 

Tür die Zwecke der Unfallverfiherung wird in jedem Arrondiffements- 
bauptort zur Entſcheidung über die Anfprüche der Verficherten ein Comité ge« 
bildet, beftehend aus einem im Arrondiſſement domicilirten Straßenbau« oder 
Vergwerköingenieur, einem Arzt und zwei Mitgliedern von Hülfsvereinen, in 
Ermangelung folcher aus zwei in der vorwiegenden Induſtrie thätigen Arbeit« 
geberu oder Arbeitern; den Vorfig führt der Präfect oder Unterpräfect perfön« 
ih oder durch einen Stellvertreter. In Paris und Lyon werde für jedes 
ſtädtiſche Arrondiffement ein ſolches Comité gebildet mit dem Maire ald Bor- 
fitenden und eventuell Exrfat des Ingenieur durch Architekten. Kommt ein 
Unfall vor, fo nimmt der Maire ein Protofoll auf, bewirkt die Ausftellung 
eines ärztlihen Gutachtens und legt diefe Papiere dem erwähnten Comite vor, 
welches in Haren Fällen binnen acht Tagen entjcheidet, fonft ein weiteres ärzt⸗ 
liches Gutachten abwartet, das von einem befonders vereidigten Arzte abgegeben 
werden muß. Dieſer NRevifionsbefuch wird dem Maire acht Tage im Voraus 
angefündigt, der ſeinerſeits den Berunglüdten zu benachrichtigen hat, damit 
der Beſuch event. hinausgefchoben wird. 

Der endgültige Entjchluß des Comites wird durch den Präferten an die 
Depoſitenkaſſe mitgetheilt. Gegen ihn ift, wie in den Verhandlungen feftgeftellt 
wurde, bier aber nicht ausdrücklich gefagt wird, der Rechtsweg zuläffig. Durch 
Erlaß des Präfecten des Unterrheins vom 7. Januar 1869 wurden im Elſaß 
eine Anzahl folder Comités eingerichtet. 

Unter diefen Bedingungen begannen die Berficherungslaflen ihre Thätig« 
kit. Einige Beifpiele mögen zeigen, welche pecuniären Chancen fie den Ver⸗ 
ficherten boten: 

Um 100 Francs für den Todesfall feinen Rechtsnachfolgern zu fichern, 
mm man (unter Auslaffung der Centimes) zahlen: 


Tepartements gebrauchten Neberjegungen von tresoriers payeurs generaux, receveurs 
partieuliers de finance, percepteurs des contributions directes. 
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Im Alter von 16 Jahren 25 Francs, 20 Jahren 27 Fr., 30 Jahren 
32 Fr., 40 Jahren 40 Fr., 50 Jahren 49 Fr., 60 Jahren 59 Fr. 

Die lebenslänglich zu zahlenden Jahresprämien (die Tarife find auf fünf 
Dezimalen berechnet) betragen, wenn die Berficherung eingegangen wird m 
Alter von 16—36 Jahren 1,3 — 2 Fr., von 36 — 46 Jahren 2—3 Fr., 
46 —54 Jahren 3— 4 Fr, 54 — 59 Jahren 4 — 5 Fr., bei 60 Jahren 
5,2 Fr. Außerdem find die Tarife noch berechnet auf Zahlung der Prämien 
in 5, 10, 15 oder 20 Yabresraten. | 

Für die  Collectivverfiherung werden 2 Franc SYahreszahlung, die bei 
der Einzelverfiherung vom 36 jährigen gefordert würden, erft für den 53jäb- 
rigen verlangt, für den 60 jährigen werden 3 Francs gezahlt, für den 90jäh- 
rigen 33 France, | 

Intereflanter als diefe Angaben ift eine Tabelle, welche die Höhe der 
Leibrenten anzeigt, die unter Berüdfichtigung des Staatözufchuffe von der 
Unfallverficherungstafle wirklich gezahlt werden. 

Da das Alter beim Unfall auch dasjenige ift, bei welchem die Einzab- 
lungen in die Altersrentenfaffe mit fofortigem Lauf der Rente beginnen, erhält 

der Berunglüdte jährlich vom Alter von 


Sahren für einen Beitrag von 
8 Fran 5 Frand 3 Francs 
12 290 200 150 
15 295 200 150 
20 303 200 150 
25 311 200 150 
30 320 200 150 
35 333 208 150 
40 351 219 150 
45 379 : 287 150 
50 417 260 156 
55 462 289 173 
60 525 328 197 
65 u. mehr 624 390 234 


Bis zum Alter von 30 Jahren bei 5 Franc Einzahlung, von 48 Yahren 
bei 3 Francs Einzahlung wird nach der Tabelle die Leibrente vom Staate 
mehr als verdoppelt und auf die Minimalhöhe von 200 reſp. 150 Franc 
gebracht. Bon da an, für die durch Zahlungen von 8 Francs heroorgebradgten 
Renten iiberhaupt, erfolgt eine einfache Verdoppelung durch den Staat. 

Diefe Leiftungen der Kaflen wurden durch drei „praftifche Inſtructionen 
über die Lebensverficherungsfaffe, die Collectiveinzahlungen bei derjelben, und 
die Unfallverficherungstafle zur Kenntniß des Publitums gebracht; das Bulletin 
des societes de secours mutuels brachte eine ganze Reihe von Artikeln über 
die neue Inſtitution und Brochüren, wie die von Rougier über die Heinen Ber 
fiherungen für das Volk forgten dafür, daß überall die neue Verſicherung be 
fannt wurde. 

Circulare vom 3. October und 14. October 1868 des Miniſters für 
Aderbau, Handel und öffentliche Arbeiten, des Finanzminifter8 vom 28. Der 
cember 1868 gaben den Behörden zahlreiche Einzelvorichriften. 

Wir haben nun zu fehen, welchen Umfang die Verfiherungen annahmen. 
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2, Die Entwicklung der Lebens= und Unfallverfiherungskaffe. 


a. Die Lebensverfiherungstaffe. 


Aus den beifolgenden Kaflenabichlüffen ergiebt fih, daß in den Jahren 
1868 und 1869 ein verhältnigmäßig günftiger Anfang der Kafle ftatthatte. 
Nachdem aber das Jahr 1870 mit feinen Unterbrechungen der Communication 
und den finanziellen Echwierigfeiten der Staatskaſſe das Einjchiden von Prämien- 
geldern nach Paris erichwert und bedenklich gemacht hatte, trat eine jo bedeu⸗ 
tende Abnahme der Saflenoperationen ein — man febe die verficherten Capi⸗ 
talien an — , daß die Forteriftenz der SKaflen in den Jahren 1871 und 
1872 ernſtlich in Frage geftellt ſchien. Der Brand des Gebäudes, in welchem 
fi) die Depofitenkafle befand, zerftörte auch die Bücher der Lebens⸗ und Unfall» 
verficherungsfafle, die Obercommiffion wurde durd die politifchen Verhältniſſe 
thatſächlich aufgelöft. Erſt 1872 trat fie neu zufammen, und nad Recon⸗ 
fitution der Negifter erihien im Jahre 1875 ein Bericht über die Jahre 
1870—1873. Eeit 1875 ift ein Beriht der Obercommilfion nicht mehr 
erihienen, die weiter angeführten Daten find den Berichten über die Depofiten- 
talle entnommen. 

Bon 318 Einzelverficherungen, die bis zum 31. December 1873 einges 
gangen waren, waren 12 durch einmalige Kapitalzahlung, 5 mit 10 Jahres» 
raten, 9 mit fünfzehn, 11 mit zwanzig Jahresraten und 281 mit lebensläng- 
lichen Prämienzahlungen conftituirt worden. 259 Männer, 59 Frauen, 
worunter 178 vefp. 48 Verheirathete, hatten ihr Leben verfichert. 173 hatten 
die Marimalverfiherung von 3000 Francs, 80 eine Verſicherung von 500 Franc 
und weniger eingegangen. 116 der Berficherten ftanden bei ihrem Eintritt im 
Alter von 30—40 Fahren, 87 waren 40—50 Jahre alt. Ihrem Berufe nach 
waren 95 Berficherte Staatsbeamte, 73 Induftrielle und Rentiers, 21 gehörten 
den liberalen Berufsarten, 50 dem Handelsftande an, nur 69 waren Arbeiter, 
worunter 583 Yabrifarbeiter. 


Auf Einzelverficherungen bat fich aljo der franzöfiiche Arbeiter nicht ein» 
ſſen. 


Was die Collectivverſicherungen anbetrifft, fo erhellt aus den Einnahmen 
der Kaffe, daß das Jahr 1881 eine bedeutende Erhöhung der Zahl der ver⸗ 
fiherten Hülfsvereme aufweiſt. Bis zum Jahre 1881 haben im Ganzen 
532 Berficherungsabichlüffe für 114060 Perſonen flattgefunden, von denen 
250 je 100 Francs, 102 je 200 Frances, 70 je 300 Francd, 20 je 
400 Franc und 5 je 100 Franc für den Kopf verficherten. Unter den 
legtgenannten befindet fi die Cooperativunternehmung Leclaire; die ftärfite 
Summe, 8751 Francs, wurde im Jahre 1881 von einem der Parifer St. 
Francois Kavier- Vereine eingezahlt, der damit 500 Francs für den Kopf feiner 
Mitglieder verficherte. 

Im Jahre 1880 hatten die Hülfsvereine 44 000 France eingezahlt an Prämien 
und 60 000 an verfallenen Summen erhalten, alfo der Kalle eine Mehraus⸗ 
gabe von 16 000 Francs verurfaht. Das Jahr 1881 weiſt das umgelehrte 
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Verhältnig einer Auszahlung von 47 000 France, aljo eine Mehreinnahme der 
Kaſſe von 18 000 Francs auf. 

Unter diefen Verhältniſſen ift e8 nicht zu verwundern, wenn die Jahres⸗ 
berichte über die Depofitenfaffe regelmäßig jagen, die Verſicherungslaſſen von 
1868 fchienen feinen merflichen Auffhwung zu nehmen, ihr Nugen und ihre 
Bedeutung im Publikum nicht befannt zu fein. 

Bei der Discuffion über die Reform der Altersrentenfafle am 15. März 
1883 wie8 dann der Minifler Walde» Roufleau auf die Erfahrungen der 
Lebensverficherungstafle hin, auf die Thatſache, daß 1879 bei ungefähr 
857 000 Hülfsvereinsmitgliedern nur 13 000 für den Fall ihres Todes ihrer 
Familie ein Heine Kapital gefichert hatten, und z0g daraus den Schluß, daß 
& fi) nicht darunı handle, neue Einrichtungen zu treffen, fondern Die be- 
ſtehenden zu verbreiten, die Arbeiterbenölferung an die Benugung der ihnen dar⸗ 
gebotenen Kaſſen zu gewöhnen. 


b. Die Unfallverfiherungsfajfe. 


Seit der Eröffnung der Kaffe am 1: Juli 1868 bis zum 31. December 
1881 find insgefammt 17 506 Perfonen auf je ein Jahr verfichert gemeien, 
von denen 22 durch Unfälle dauernd zu ihrem bisherigen Gewerbe unfähig 
wurden, 13 ftarben; die Beftellung einer Leibrente für abfolute Arbeitsunfähigfeit 
hat in einem einzigen Falle 1868/69 und 1882 ftattgefunden, jo daß ein Staats⸗ 
zulhuß aus der Dotation fonft nur bei den Unterftügungen an die Familien der 
13 Getödteten im Gefamnitbetrage von 6151 Francs flattfand, die dem Geſetze 
gemäß, zur Hälfte aus dem Dotationsfonds gegeben wurden. An die Alters- 
tentenfaffen wurden 56 056 Francs eingezahlt, es erfolgte aljo eine Geſammt⸗ 
ausgabe von 64 000 Francs, der eine Prämieneinnahme von 103 712 Francs 
gegenüberfteht. Auf insgefammt 17 506 Verficherte kamen 35 ſchwere Unfälle, 
während an dem angenommenen Berhältniß von 320 fchweren Unfällen unter 
800 bis 100 000 Berfiderten 54 hätten ſich ereignen müſſen. Indeß ift die 
Zahl der Verficherten ja noch jo Mein, daß ein auf große Zahlen baftrtes Geſetz 
fi) dabei noch nicht zeigen kann, 

Der Bericht der Obercommiffion vom Jahre 1875 ging dahin, den Ber: 
juh mit der Kaſſe noch etwas länger fortzufegen und namentlich” Collectiv: 
zahlungen zu erleichtern. in Decret vom 13. Auguft 1877 änderte das 
frühere Reglement in einzelnen Punkten, beſonders darin ab, daß Collectiv- 
verficherungen mit oder ohne Subftitutionsflaufel abgefchloffen werden können. 
In legterem alle find die auf der namentlichen Lifte angegebenen verfichert 
und erhalten einzeln ihre Policen. In erfterem Falle wird feine individuelle 
Police ausgeftellt, der Verficherer giebt die Zahl der muthmaßlich durchſchnittlich 
zu beichäftigenden Arbeiter an, läßt Wechſel an der Zahl auf feinem Schein 
bemerten und am Ende des Jahres wird die Prämie definitiv nach dem Durch— 
Ihnitt der befchäftigt gemefenen Arbeiter berechnet und berichtig. In den 
Kaffenabichlüffen find 1881 4, 1882 22 folder Verichtigungen vermerkt, dies 
dürfte aljo auch die Zahl der feit 1877 mit der Subftitutionsflaufel abge: 
ſchloſſenen Eollectivverfiherungen fein. ' 
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Bären darunter jolde, die von Hülfsvereinen abgefchloffen wären, fo 
würden die Berichte dies jedenfalls erwähnen. 

Welche Anzahl von den 1677 im Jahre 1881 verficherten Arbeitern durch 
Gollectivverficherungen beigetreten war, ift nicht zu erſehen. 

Die verfiherten 1325 Perfonen vom 31. December 1873 gehörten fol« 
genden Gewerben und Berufsarten an: 


Eifenbahnarbeiter . - . 143 
Geidenmebr . . . . . 659 
Feuerwehrleute . . . . 854 

1156 


Die übrigen vertheilen fi über alle möglihen Gewerbe. Man findet 
‚einen ländlichen Arbeiter, einen gegen Unfall verficherten Schneider, und von 
‚überalen Berufsarten einen Profelfor und — den Director einer privaten Ver⸗ 
Aherungsgefellicaft. 
| Bei der Sigung der Kammern vom 15. März 1883 hatte nach dieſen 
‚Reultaten der Minifter Walde» Rouffeau wohl nicht Unrecht, menn er jagt, 
8 die Unfallverficherungstaffe eigentlih überhaupt nicht in Betrieb geſetzt 
worden fei. 
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Capitel VL 


Die Reformbeitrebungen der letzten Sabre. 


Werfen wir einen Dlid zurüd auf die bisherige Darftellung, fo bietet 
ih uns eine Entwidlung dar, die ebenfo tbeoretifch intereffant, wie praftid 
belebrend ift. 

- Die franzöfifhe Revolution hatte das Arbeiterunterſtützungsweſen der 
früheren gewerblichen Drönung befeitigt. Die Philofophen, Turgot an der 
Spige, hatten die Freiheit des Einzelnen als das höchſte zu erftrebende Ziel 
erflärt, mit deſſen Erreichung der münfchenswertbefte fociale Zuftand von ſelbſt 
gegeben jei; und fie hatten gelehrt, daß jede Vereinigung Mehrerer, and) die 
freiwillige, diefe Freiheit gefährde. Die conjtituirende Verfammlung hatte dieſe 
Lehren in die Praxis überfegt. Nicht nur die veralteten Corporationen hatte 
fie befeitigt, fie hatte auch jedwede Vereinigung der Arbeitgeber oder Arbeiter 
verboten. Jede Bereinigung irgend welcher Art, alfo auch die zur gegenfeitigen 
Unterftügung, von Arbeitern deſſelben Gewerbes war mit fchmeren Strafen 
belegt. Im Namen der Freiheit des Einzelnen wurde eben dieſe Freiheit 
unterdrüdt. 

Allein kaum find die alten Drganifationen befeitigt, fo empfinden diejerigen, 
für melche fie eingerichtet gemejen waren, daß fie nicht blos zu Mißbräuden | 
gedient hatten. Der Schuß, den fie dem Schwachen in den taufend Nöthen 
des Lebens gewährten, wird ſchmerzlich vermißt, und es bilden fich im Geheimen 
neue Bereine, um der Uebermacht der Arbeitgeber einen Widerftand entgegen 
zufeben und, wie die alten Corporationen, auf der Wanderung, in Krankket, | 
Alter und Tod die Genofjen zu unterftügen. 

Trotz des gefeglichen Verbotes folcher Vereine ſchritt die Aegierung nicht 
gegen fie ein, und erfannte jo im Gegenfage zu der doctrinären Auffaflung, 
aus welcher das Verbot hervorgegangen war, das Gute an, welches die Verein 
wirkten. 


Dann kommt eine Periode, wo die Vereine geſetzlich zugelafien und ihr 
guten Wirkungen zu derjelben Zeit öffentlich anerkannt werden, wo gegen pol 
tiſche Vereine ein einfchränfendes Geſetz erlaflen wird. 
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Es folgt eine Theilnahme pofitiverer Art, es werden den Hülfsvereinen 
Rechte und Privilegien eingeräumt, Staat3unterftügungen gegeben, wofern fie 
ihre Thätigkeit nicht auf einen Punkt erftreden, der von dem Standpunkte des 
Arbeitgeber8 aus naturgemäß mißbilligt werden muß, jofern fie feine Unter⸗ 
ftügung bei Arbeitslofigfeit geben. Hülfspereine werden fogar maflenhaft von 
Staatöwegen ins Reben gerufen. 

Zugleich wird eine Inſtitution geichaffen, die beftimmt if, den Hülfs- 
vereinen eine Laft zu erleichtern, die fie allein nicht bemältigen können: Die 
Atersrentenkaffe wird gegründet, um die Altersverſicherung, melde die Bes 
meifterung aller Feinheiten der Verficherungstechnit vorausfegt, den Hülfsvereinen 
abzunehmen, eine Sippe, an der fie bisher faft mit Nothwendigkeit finanziellen 
Schiffbruch gelitten hatten, aus ihrem Wege zu räumen. 

Die Altersrentenkaffe befeitigt nicht die AlterSverforgung der Hülfsvereine; 
fie giebt ihnen nur die Möglichkeit einer vollendeten Durchführung derfelben 
durh Einkauf ihrer Mitglieder, und fteht ebenfo den Mitgliedern und jedem 
Einzelnen direct zur Verfügung, 

Einige Jahre fpäter wird in gleicher Weiſe die Lebensverficherung geordnet, 
die nicht dem Verſicherten felbft, fondern feinen Hinterbliebenen zu Gute kommt, 
und eine Unfaliverfiherungsfaffe gegründet, um die Laſt der dauernden 
Snvaliditätsrenten zu tragen. Zu beiden Kaſſen treten die Hülfsvereine in 
dafielbe Verhältniß, wie zur Altersrentenkaffe und ebenjo können Mitglieder und 
einzelne Arbeiter ſich direct verfichern. 


So hat ſich feit der franzöflichen Revolution auf moderner Baſis eine 
nene Ordnung der Arbeiterverficherung entwidelt, und an die Stelle des Ver⸗ 
bote3 treten nah und nad Duldung, Genehmigung, Unterfügung und Aus» 
bildung der Arbeiter- Hülfsvereine, 

Aber noch leiftet das franzöfifche Arbeiterverficherungsmefen nicht das, was 
von einem durchgebildeten Syſtem verlangt werden kann, auf allen Geiten 
werden einzelne Punkte bemängelt und Borfchläge gemacht, welche die volle Er» 
reihung der geitedten Ziele bezweden. 

Eo erheben zunächſt die Arbeiter eine Reihe, wie es fcheint, nicht unbe⸗ 
vehtigter Klagen, insbejondere über die innerhalb einzelner Unternehmungen 
beftehenden Kaflen. 

Iſt der Beitritt zu einer foldhen Hülfsfaffe obligatoriih und ſetzt das 
Statut derfelben, wie das ftet3 geichieht, ein gewiſſes Marimalalter feit, jo 
folgt, daß alte Arbeiter in der Unternehmung keine Arbeit mehr finden. Wird 
die Zahlung zur Alterörententaffe — was für den Zufchuß des Arbeitgebers 
die Regel ift, aber auch für den Lohnabzug vorkommt — nicht fofort gemacht, 
jondern erft bei Eintritt der Penfionsfähigkeit, oder wie e8 andere Unternehmungs⸗ 
fallen aufweiſen — periodiſch, 3. B. alle 5 Jahre, fo find die betreffenden 
Eummen für die unterdeflen weggehenden oder entlaffenen Arbeiter verloren; 
fnüpft fich der Penfionsbezug an eine beftimmte Dienftzeit, fo fönnen die Arbeiter 
kurz vor Erreichung der Penfionsfähigfeit fortgefchidt werden; daß dies gejchehe, 
wird in den Arbeiterberichten der Weltausftellung von 1867 mehrfach behauptet. 

Ferner gehen durch die ungleichmäßige Verbreitung und Ungleichartigfeit 
der Hülfsvereine viele Arbeiter, trogdem fie vielleicht Lange Beiträge zahlten, 

8* 
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beim Ortswechſel ihrer Anſprüche verluſtig. Dies gilt nicht mur von Fabril- 
fondern auch von Localkaſſen. Nur die gewerblichen Vereine haben hier theil⸗ 
weife andere Beitimmungen; fo können 3. B. die Mitglieder des Vereins der 
Hotelfellner überall, fogar im Auslande, wenn fie nur ihre Beiträge nad) Paris 
einfenden, Geldunterflügungen und Begräbnißfoften vom Vereine erlangen. 

In Betreff der Unfallverficherung fcheint vielfady die Auffaffung zu herrichen, 
daß der Arbeiter, der in eine Fabrikzwangskaſſe eintrete, wenn dies beim 
Arbeitscontract ausgemacht wird, auf weitere Anfprüche al3 die Kaflenleiftung 
gültig verzichte. 

Die Arbeiter Hagen menigftens darüber, daß der Arbeitgeber ſich jo durd 
einen verhältnigmäßig Kleinen Beitrag zur Hülfskaffe von größeren Verpflichtungen 
befreie, und eine Brochüre eine8 Arbeitgebers, des Kohlengrubendiretors 
Marmottan!) erklärt die Kaffeneinnahmen, auch die Beiträge der Arbeiter 
felbft in Folge der Ueberwälzung auf den Arbeitgeber, für reine Liberalitäten 
der Unternehmer und befchwert ſich auf das Lebhafteſte, daß die Arbeiter oft 
„das Kaffenreglement, von dem fie geftern noch Nuten gezogen, heute mit 
Füßen treten und die Gerichte anrufen, um eine höhere Entjchädigung zu er 
langen, als ihnen das Kaffenftatut giebt.“ 

Die Gerichte find jedenfall durchaus nicht alle der Meinung, daß der 
Eintritt in eine Fabrikkaſſe die ciwilrechtlihe Haftpflicht der Unternehmer aus 
ſchließe; ein Appellationsgerichturtheil vom 24. November 1871 fpricht ſogar 
ausdrüdlich aus, der Arbeiter habe Anſpruch auf die civilrechtliche Entſchädigung 
und die Kaflenleiftung. 

Eine folde Auffaflung feheint unter den Betheiligten felbft nicht allgemein 
verbreitet zu fein, und die verfchiedenen Publikationen, die die ftaatliche Unfalls 
verficherungsfaffe von 1868 bekannt maden follten, hoben denn immer wieder 
hervor, daß die Verſicherung bei dieſer Kaffe ſeitens des Arbeiters felbft die 
Anſprüche gegen den Unternehmer nicht ausſchließe. 

Trogdem wollen allerdings viele franzöfifche Arbeiter von der Arbeiter: 
verficherung überhaupt nichts wiſſen: es ift das die revolutionäre Arbeiterpartei. 
Indeſſen auch fie pflegt, nachdem fie fich theoretifch über die Unbraucbarfeit 
der Arbeiterverfiherung, als eines Mittel zur Löfung der ſocialen Yrage er: 
gangen, anzuerkennen, was diefelbe materiell geleiftet „hat. 

Noch auf den Nationalcongrefien der franzöfifchen Arbeiter zu Paris 18:6 
und on 1878, wo die heutigen fcharfen Parteifpaltungen ſich noch nicht voll⸗ 
zogen hatten, war man der allgemeinen Einführung der Xerficherung günftig, 
mwünfchte aber zugleich Verficherung gegen die Arbeitsloſigkeit. Kaffen ſollten 
allerort8 gegründet und zu gleichen Theilen von Arbeiter und Arbeitgeber ge 
füllt werden. 

Auf dem Eongreß zu Lyon murde ſchließlich vptirt, daß unter Ausſchluß 
der Staatintervention alle Gewerbvereine, Productivgenoffenfchaften, Conſum⸗ 
vereine Alterörentenkaflen gründen und die Hülfsvereine ihre Mitglieder aud) 
gegen Arbeitslofigfeit und Alter verfichern follten. Ale Arten von Arbeiter: 


1) Vrai caractöre des caisses de secours instituees par les Companies 
houilleres 1870. 
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vereinen follten, bis einmal eine andere Organifation der Geſellſchaft eintrete, 
Berfiherungsprämien zurüdlegen. 

Der Eongreß von Marfeille 1879 fpricht nur noch von Verſicherungskaſſen 
innerhalb der Gewerkvereine; der diejelben empfehlende Antrag wird aber ab⸗ 
gelehnt; ebenjo werden andere Arten friedlicher Reform, wie Productivgenofjen- 
ſchaften als ungenügend bezeichnet und Einführung des Collectiveigenthums der 
Nation an den Productionsmitteln, corporative Zufammenfaflung der vers 
ſchiedenen Gewerbe als nötbig bingeftelt. Schließlich wird die Gründung einer 
organifirten, foctaliftiichen Arbeiterpartei befchloffen, Frankreich in 6 Regionen 
eingetheilt, die wieder aus verjchiedenen Gruppen an den einzelnen Orten bes 
ſtehen follen; Regionale und Nationalcongrefje folen abgehalten werden. 

Die Abweihung von dem Wege friedlicher Reform, welche auf. dem 
Marſeiller Congreſſe zu Tage trat, bewirkte dann, daß auf dem nächſten Nationale 
congreß zu Havre eine Scheidung der Gemäßigten und der Revolutionäre ſich 
vollzog und in zwei verjchiedenen Localen zwei Congreſſe neben einander tagten. 

Die Spaltung dauert heute noch in voller Schärfe fort und beide Richtungen 
halten getrennte Congreſſe. 

Auf dem fünften Kongreß zu Reims 1881 fam es innerhalb der extremen 
Arbeiterpartei zu einer neuen Spaltung: Die „Marziften” Guesde, Lafargue 
trennten fih von Malon, Broufje, Labusquière, die nun den Proletaire als 
offictelle8 Organ der franzöfiihen Arbeiterpartei proclamirten und die Bildung 
eines National-Comites, bei dem fie die Fübhrerrolle übernahmen, durchlegten. 
Heute nennt fi) der Proletaire officielle8g Organ des Bundes der franzöflichen 
jocialiftifchen Arbeiter und liegt in emwigem Streit mit Guesde und Rafargue, 
die in der Egalite und der Bataille ihre Anfichten vertreten. 

Beide Gruppen find den Hülfsvereinen und Verſicherungskaſſen feindlich 
gefinnt; bei neuen Gejegentwürfen zu Gunften der Arbeiter warnt der Prolstaire 
vor der geitellten Falle. Auf diefem Wege ift feiner Anficht nach mohl eine 
Berbefierung des Looſes der Arbeiter zu erreichen, aber eine nur unbedeutende, 
die höchſtens dazu dient, den Arbeitern Hoffnung auf beilere Tage zu erweden 
und fo die radikale Töfung der Arbeiterfrage hinaus zu ſchieben. 

Guesde ftellt in einem Wahlprogramm vom 11. März 1883 als zunächſt 
zu erftreben unter anderm die Forderung der Abfchaffung der ſtehenden Heere, 
des Kultusbudgets, der Staatöichulden auf und will eine Reihe Verſchärfungen 
der Fabrikgeſetzgebung: die Alteröverforgung joll dem Staate obliegen, die 
Arbeitgeber follen ſich nicht in die Verwaltung der Arbeiterhülfskaſſen mifchen 
und Eaution ftellen für ihre Haftung für vorfommende Unfälle; außerdem will 
er ſtaatliche Feſtſtellung eines Lohn⸗Minimums, Nationalifirung der Arbeits- 
mittel u. ſ. w. 

Die Wirkfamleit der Hülfsvereine und Verſicherungskaſſen an fi wird 
aljo nirgend3 beftritten, ja die „Briefe eine Gollectiviften” von Deynaud, an 
die Revue sociale, ein zur Verbreitung der Hülfsvereine Ende 1882 gegründetes 
ader bereit3 wieder eingegangene® Wochenblatt, erkennen ausdrüdlich die große 
Wirkung der gegenfeitigen Hiülfsvereine für die Sicherheit des Arbeiter an und 
geben zu, daß durch die Verminderung der Koften aller Art, welche dadurch 
herbeigeführt wird, daß die Vereine al3 ſolche Verträge mit Aerzten, Apothefern 
u. |. mw. fließen, eine höhere und ficherere Lebenshaltung für die Arbeiter 
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ermöglicht wird, aber Deynaud meint, daß bei allgemeiner Ausdehnung der Hülfs« 
vereine auf die niedrigften Schichten der ungelernten Arbeiter ihre Einnahmen 
fi mindern, durch Aufnahme aller Kranken ihre Ausgaben fich mehren würden, 
daß die günftigen Nefultate zum großen Theil auf den Beiträgen der Ehren» 
mitglieder und des Staates beruhen, die nicht für ſämmtliche Arbeiter in 
gleicher Höhe gegeben werden fünnten, daß fchlieglich bei allgemeiner Ausdehnung 
der durch die Hiülfsvereine gebotenen Eriftenzerleichterungen eine thatſjächliche 
Lohnminderung eintreten werde. Schließlich ſpricht Deynaud die Anſicht aus, 
daß menn die Gejellihaft auf ihrem friedlichen Reformwege nur halb fo viel 
Eifer entwidelte, al3 die Arbeiter jet an einen gemaltfamen Umſturz wenden 
würden, die friedliche Loſung der fncialen Frage bald eine Thatjache fein würde; 
da die friedliche Loͤſung aber von dem guten Willen der Gefellichaft abhänge 
und diefer nicht erzwungen werden Fünne, müßten die Arbeiter, Mangels eines 
wirffamen Mittels zur Verbreitung ihrer Ideen fich auf ihre Kraft verlaflen. 

Die Möglichkeit auf dem eingefchlagenen Wege zur Beflerung des Looſes 
der arbeitenden Klaſſen zu gelangen, wird aljo eigentlich auch von collectiviſtiſcher 
Seite nicht geleugnet; aber die Verwirklichung diefer Möglichkeit wird nicht für 
wahrjcheinlich gehalten. 

Weit günftiger treten die gemäßigten Arbeiter den beftehenden Einrichtungen 
entgegen: fie haben auch Congreſſe abgehalten, befonder8 in Bordeaur, und ſeit 
dem Dctober 1882 in dem Moniteur des Syndicats ouvriers ein eigenes 
Drgan. Ein Leitartitel vom 29. März 1883 erfennt die bisherigen Leiſtungen 
der Hülfsvereine und Verficherungsfaflen als äußerft nüslih an und klagt nur 
über die geringe Betheiligung der Arbeiter, die alfo ſelbſt Schuld wären, wenn fie 
duch Krankheit u. ſ. w. ind Unglüd kämen. Die neuen Reformprojecte der 
legten Jahre finden durchaus entgegentommende Aufnahme. 

- Der Proletaire verfäumt in feinee Nummer den Moniteur des Syndicats 
ouvriers als von der Regierung unterhalten hinzuftellen; namentlich dentet er 
auf eine Fühlung des Blattes mit einem früheren Redacteur des Rappel 
Barberet hin, der fich feiner Zeit viel mit Gewerkvereinen und Productiv⸗ 
genoflenfchaften befchäftigte, 1879 aber Chef eines im Minifterium des inneren 
neu errichteten Bureaus für die Arbeiterfragen, des fogenannten bureau des 
soci6tes professionelles geworden ift. 

Wie dem nun auch fein möge, der Meoniteur kommt jedenfalls den ver- 
ſchiedenen Gejegentwürfen entgegen, und will fie ernftlih und vorurtheilslos 
einer Probe unterziehen. 

Jedoch hat ein Congreß der gemäßigten Arbeiter in Bordeaur am 11. und 
12. September 1882 unter anderem den Beſchluß gefaßt, es müfle den Arbeit- 
gebern die Gründung von Hülfsvereinen innerhalb ihrer Unternehmung verboten 
werden, da ſolche bei den Arbeitern aus den obenerwähnten Gründen äuferfl 
unbeliebt find. 

So fteht denn die Frage der Reform des franzdjifchen Arbeiterverficherung® 
weſens auf der Tagesordnung. 

Die Reformprojecte befchäftigen fich begreiflicherweife zunächft mit denjenigen 
Theilen des Verſicherungsweſens, die am meiften zu wünſchen übrig laflen, mit 
der Alterd- und Unfallverfiherung, da eine Erhöhung der Hülfspereingleiftungen 
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bei ihrer guten Organifation vor allem durch eine einfache Erhöhung der Bei⸗ 
träge bedingt ift, welche auf der internationalen Arbeiterconferenz im October 
1883 von den englifchen Delegirten marm empfohlen wırde. Einzelne Punkte 
bleiben indeß auch bei den Hülfsvereinen zu regeln. 

Die Reformprojecte follen jest in der Reihenfolge, wie die zu reformirenden 
Inſtitutionen in Angriff genommen wurden, alfo wie fie fi) auf AlterSverforgung 
und Hülfsvereine, zulegt die Unfallverficherung beziehen, dargeftellt werden. 

Auf Entwürfe, wie die, zur Beihaffung ‘von Mitteln für fociale Reformen 
eine allgemeine Müßiggangsftener zu erheben!), allen Franzoſen in hohem Alter 
von Staatswegen eine Mente zu geben, und ähnliche einzugehen würde zu 
weit führen. 


1. Die Reform der Altersrentenkafle. 


a. Der Entwurf Nadaud. 


Am 11. December 1879 wurde ein Antrag auf Einſetzung einer 
Commiſſion behufs Feltftellung des Entwurfs einer Zwangs⸗Altersrentenkaſſe 
von Martin Nadaud, dem langjährigen Vertreter der Intereſſen der arbeitenden 
Klafſen, bei der Deputirtenfammer eingereicht. 

Die übrigen Forderungen, die in den einleitenden Motiven enthalten find, 
waren unentgeltlicher STaienunterriht mit Schulzwang (da8 Geſetz von 1881 
war ja noch nicht erlaffen), die Beifügung von gewerblichen Lehrwerfftätten 
an die Bollsfchulen und die Erlaflung von Vorſchriften über die im geſundheit⸗ 
lichen Intereſſe zu verlangenden Eigenfchaften der Arbeitsräume. 

Der Inhalt des Enwurfs mar folgender: 

Da der Arbeiter erfahrungsgemäß nicht ſtets ſich in Arbeit befindet, fo 
muß die®Prämie, die er zum Zweck der AlterSverficherung zurücklegen foll, ge- 
nügend hoch fein um den Ausfall während der Zeit der Arbeitzlofigfeit zu deden. 

Die Arbeitslofigteit Tann durch Krankheit, Militärdienft, gewerbliche Ver⸗ 
hältniffe hervorgerufen fein. Die wirkliche Arbeitszeit ftellt ſich danach, wenn 
der Militärdienft zu boch gegriffen wird um auch die Arbeitslofigleit aus anderen 
Gründen mit zu umfaflen, wie folgt: | 

Der Arbeiter leiftet im Alter von 

17—20 Jahren, 4 Jahre effectiver Arbeit, 

20-25 „ 5 Jahre Militärdienft, 

25—45 ,„ 18 Jahre efjectiver Arbeit, Leiftung um 100 /0 geringer, 
45—55 „8 Jahre effectiver Arbeit, Leiftung um 20% geringer. 

Die lettteren Abzüge follen wegen verminderter Kraft des Arbeiter ge⸗ 
macht werden. Mit 55 Fahren muß der Arbeiter als arbeitsunfähig angefehen 


1) Nach diefem zur follte von jedem Müßiggänger eine Steuer erhoben 

werden, wobei auch Die Neberwachung von Unterbeamten und das Arbeiten zum 

tjgnen Vergnügen ala Mühiggang gilt. Treffend bemerkte Hierzu das Journal des 

eg daß dieſe Steuer in erſter Linie von Vagabunden erhoben werben 
‚un 


wre uten, die jchlimmeres thun als nichts, nämlich ſolche Projecte aus 
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werden; kann er noch eine Kleinigkeit verdienen, fo möge dies fein geringes 
Einfommen vergrößern. 

Minimum der Alterörente foll 400 Francs, die durchſchnittliche Höhe 
600 Francs fein. Diefelbe muß binnen 30 Arbeitsjabren erworben werden. 

Dem Arbeiter darf die Wahl nicht frei gelaffen werden, ob er fich hierzu 
Abzüge auferlegen laflen will oder nicht, er muß zur Zahlung an die Alters 
rentenlafjfe gezwungen werden. Die Einmwürfe, welche vom Standpunkte der 
individuellen Freiheit aus gemacht werden, der Freiheit zu leben, wie man will, 
der Freiheit, wenn man will, arın, elend, zerlumpt fein, — find nicht der Mühe 
werth, widerlegt zu werden. Unter einem republilaniichen Regiment wit Ber 
fammlungsfreibeit find Webergriffe der Regierung hierbei nicht zu fürchten. 

Der Lohnabzug foll ein procentualer fein, demnach ungleicher, woraus auf 
eme Ungleichheit der Altersrenten fich ergiebt. Der Abzug möge 50/0 betragen; 
bei einem täglichen Durchichnittslohne von 4 Francs find da8 20 Centimes 
In Anbetracht der mannigfaltigen Urfachen der Arbeitslofigkeit fol das Jahr 
zu 300 Arbeitstagen gerechnet werden; das ergiebt 60 Francs jährlich, 
1800 Franc in 30 Jahren. Verzinslich angelegt, ift das Kapital mehr ala 
verdoppelt. Dazu foll Arbeitgeber und der Staat je 50%0 des Lohnabzugs 
des Arbeiters zufchießen, giebt jährlih 120 Francs insgefammt, alſo verzinft 
ein Capital von 7200 Francd. Zu 500 geben diejelben 360 Francs Rente 
und das ift al3 das Minimum der Alterdrente anzufehen. Die Witte fol 
die Hälfte derjelben erhalten, das Capital aber, nachdem es frei geworden, der 
„Maſſe“ zuwachſen. Die Durchführung diefer Einrichtung möge der Negiermg 
und der Bolfsvertretung überlaffen bleiben. Die Arbeitgeber müfjen jedenfalls 
eine Liſte ihrer Arbeiter mit Angabe der Arbeitszeit und des Arbeitslohnes 
führen. Der Staat wird jährlih 30 Millionen für etwa 1 Million Arbeiter 
zu zahlen haben. 

Someit der Entwurf von Nadaud. Der Wortlaut des Antrages? der fid 
an denfelben anfchloß, ging ganz allgemein dahin, eine Commiffion zur Aus 
arbeitung des Projectes einer Altersrentenkaſſe einzujegen. 

Mit 400 gegen 3 Stimmen beſchloß die Kammer am 4. Mai 1880 bie 
Einfegung einer Commiffion, in welche unter anderen Nadaud und Maze ge 
wählt wurden. 

Die Commiſſion ftellte zunächſt einen Fragebogen auf, den fie zur öffent: 
lichen Beantwortung ftellte, und in dem fie als erfte Frage aufwarf, ob die 
regelmäßigen Einnahmen der Hiülfsvereine ihnen erlaubten, ihren Mitgliedern 
Alterörenten zu verfprechen und in welchem Betrag. Darauf bin wurden von 
den verjchiedenften Seiten Memoranda an die Commiſſion gerichtet und unter 
Andern reichte auch Hubbard, auf diefem Gebiete durch feine Schrift „l’organi- 
sation des institutions de prevoyance“ rühmlichſt befannt, einen vollfländigen 
Entwurf eines neuen Gefeges über die Hülfsvereine ein, nach welchem der Oben 
commiffion ein ftärferer Einfluß auf die Vereine gegeben werden ſollte. 

Bei diefer Gelegenheit fei noch einer Heinen Brochüre Erwähnung gethan'), 
welche ſich principiell auf den Standpunkt der Zmangsverficherung ftellt. Die 
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1) Lami, de l’apprentissage et d'une caisse de rétraite pour la lasse 
ouvriere. 
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Arbeiter follen im Alter von 16—25 Jahren, wo fie noch feine Familie haben 
md Zwang noch gewöhnt find, hohe, 20— 250/0 Lohnabzüge zu Gunften der 
Altersrentenkaſſe erleiden und Fönnen ſich fo den Tarifen nach in der That mit 
verhältnigmäßig geringen Summen — 1 Francd im Alter von 18 Jahren 
gezahlt, giebt bei 50 Fahren 48 Centimes, aljo faft 50% Rente — eine 
Altersrente erwerben. 

Die Commiffion war jedoch der Einführung einer Zmangsverficherung 
nit günftig und ließ durch zwei ihrer Mitglieder, Maze und Guyot einen Entwurf 
ousarbeiten, der am 1. April 1881 der Sammer vorgelegt wurde und ſowohl 
über die Altersrefttenkaffe als die Hilfsvereine Beſtimmungen enthielt. Am 
14. Mai erftattete Nadaud Bericht über diefen Entwurf; die Kammer murde 
jedoch geſchloſſen, ehe es zu einer Berathung fam. Der Inhalt diefes Ent« 
wurfs foll fpäter bei Gelegenheit eines neuen Commiſſionsentwurfs, der weſentlich 
von denjelben Berfaffern ausging, in diejer feiner legten Geſtaltung dargeftellt 
werden. 

Nah den Zufammentritt der neuen Kammer am 19. November 1881 
wurde nämlich der Commiffionsentwurf vom 1. April in Form zweier Geſetz⸗ 
entwürfe, über die Hülfsvereine und über die Altersrentenkafle von Maze, 
Guyot und Nadaud wieder eingebracht. Auf den vorläufigen Bericht Nadaud's 
bin (vom 6. December 1881 refp. 2. Februar 1882) wurde eine Commilfion 
gewählt, in der Martin Nadaud, Maze, der Abgeordnete für Seine-et:Dife, 
nad jpäterer Vermehrung auch der Unterftaatzjecretär im Minifterium Gambetta 
(das Tabinet mar am 26. Januar geftürzt) Felix Faure, der bisherige Minifter 
des Innern, Walded-Rouffeau, der auch heute (1883/84) wieder dies Porte⸗ 
fenille hat, und andere faßen. Wie mehrere andere Minifter Gambetta’8, brachte 
auh Walded-Roufleau bald nach der Demiſſion des Cabinets, am 16. März, 
einen Gelegentwurf ein, den er wohl während jeiner Amtsthätigfeit mochte vor⸗ 
bereitet haben. Der Inhalt dieſes Entwurfs möge jest dargeftellt werden. 


b. Der Entwurf von Walded-Rouffeau, 16. März 1882. 


Der Antrag von Walded-Rouffeau bezieht fich ſowohl auf die Alters- 
ventenfafle, als auf die Lebens» und Unfallverfiherungsfajie und die Hülfs- 
vereine. Walded-Roufleau beginnt damit, die koloffalen Schwankungen in den 
Einzahlungen an die Altersrentenfafje hervorzuheben und zu betonen, daß er 
überzeugt fei, die Privatverficherungsgefellihaften hätten durch Verficherung ihrer 
Clienten bei derjelben einen bedeutenden Gewinn erzielt, es fei denn, daß fie 
fremillig auf diefen Gewinn verzichtet hätten. Durch den hohen Zinsfuß der 
Kalle hätte der Staat bedeutende Verlufte erlitten. Dazu würde jährlich eine 
halbe Million als Subvention an die Altersrentenfonds der Hülfgvereine 
gezahlt. Die Hülfsvereine felbft gäben jet jährlich 1!’ Millionen. Und was 
babe man mit dieſen Opfern erreiht? Cine mittlere Rente von 69,70 Francs, 
11 Penfionen von 600 Francd im Jahre 1879. Jahrhunderte feien nöthig, 
ehe man in diefer Weife zu einer Rente von 300 — 400 Francs gelange. “Die 
Lebensverficherungstaffe meife 12000 Clienten auf, die Unfallverficherungstaffe 
functionire fo gut wie nicht. 
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Dem Staat pecuniäre Verlufte zu erſparen, wollten manche den Zinsfuß 
der verfchiedenen Kaffen berabfegen. Dann würde gar nicht erreicht werben. 
Es fomme darauf an, nicht die Staatszuſchüſſe zu ftreichen, fondern mit ihnen 
Erfolge zu erzielen. Deßwegen fchlägt Walded-Rouffeau vor: 

Die Thätigleit der Altersrenten-, Lebens⸗ und Unfallverficherungstafle jol 
auf die Mitglieder der Hülfsvereine beſchränkt werden. Dann fliege die Staats 
jubvention allein den Heinen Erfparniffen zu, kommen die Opfer allein den 
. Hülfgvereinen zu Gute, und die Sparſamkeit und Fürforge werden entwidelt, 
indem ein ftarfer Antrieb zur Bildung von Vereinen gegeben wird, ohne die 
der Gedanke der Berficherung fich nicht verbreiten kann, Ber Spartrieb ohn⸗ 
mächtig bleiben muß. | 

Man bat au dem einzelnen Arbeiter eine Kalle zur Verfügung ſtellen 
wollen; die Erfahrung zeigt, daß er fich ihrer nicht bedient, daß ganz andere 
Geſellſchaftskaſſen ſich die Staatszuſchüſſe aneignen. Hinfort follen nur die 
Bereine, aber auf den Namen ihrer Mitglieder Einzahlungen machen. Bei 
der bißherigen Methode, wo die Nentenfond3 erft beim Bezugsbeginn eingezahlt 
werden, verlieren die Vereine die Chancen der Vermehrung ihrer Antheile durd 
das Abfterben anderer Verſicherter bis zu diefem Zeitpunkt vollftändig, und es 
tritt blos ein Anwachſen der Fonds dur Zinſen ein. Bertheilt man bie 
Altersrentenfondg auf die Mitglieder der Hülfsvereine, welche Antheil an ihnen 
haben, fo ergiebt fich eine Summe von 105 Francd pro Kopf, die nad) bi 
beriger Methode eine Rente von 69 Francs erft nah 32 Yahren liefert, 
während bei Einzahlung auf den Namen in vderfelben Zeit eine Rente von 
200 Francs erworben wird. 

Vor Allem weiß das Hülfsvereinsmitglied nicht, wieniel am Jahresſchluß 
an den Alterörentenfonds gezahlt werden wird, ob es — da ja die Rentner 
in der Generalverfanmlung gewählt werden — überhaupt eine Rente trhalten 
und wie hoch diefelbe fein wird. Dieſe Unficherheit und Ungemißheit ift em 
großer Fehler, an ihre Stelle muß eine fefte Prämie mit befannter Rente 
gejegt merden. 

Nimmt man nun einen Monatsbeitrag von 2 Francs an den Hülfäveren 
an, und merden nad) wie vor durchfchnittlich 1,50 Francs als tägliches Kranken⸗ 

geld gezahlt, fo bleiben 50 Centimes monatlich oder 6 Francs jährlich übrig. 
Nun erzielen die Vereine heute bei einem durchichnittlichen Dtonatsbeitrag 
von 1,50 einen Yahresüberfhuß von 4,35 Francs pro Kopf, was zufanmen 
10,35 Francs giebt. 

Sie zahlen ferner an Wittwen und Waifen und Unheilbare 899 714 Yrant 
oder 1 Franc pro Kopf, die in Zukunft durch Verficherung bei den verſchie⸗ 
denen Staatskaſſen von Dielen getragen werden, giebt 11,35 Francs. 

Endlich betragen die Zinfen der Staatsdotation 0,57 Francs pro Kopl, 
fo daß zufammen ein Ueberfhuß von 11,92 Franc oder rund 12 Franz 
ſich ergeben wird, 

Hiervon follen jährlih 10 Francs an die Alterörentenlafle, 2 Yrancd an 
die Rebensverficherungstafle gezahlt werden. Außerdem follen 3 Francs an bie 
Unfallverficherungsfaffe gegeben werden und zwar foll diefe der Staat bezahlen. 

Der Berunglüdte wird dann feine Minimalcente von 150 Franck (für 
den Fall der Arbeitsunfähigkeit für das biöherige Gewerbe die Hälfte) und 
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anferdem von der Alterörentenfaffe, gemäß dem Gefeg von 1850, eine vorzeitig 
liquidirte Rente erhalten. 

Zu diefen Berficherungen jollen nun alle Hälfsvereine ohne jede weitere 
Einmiſchung des Staats in ihre Angelegenheiten zugelajlen werden, welche fich 
verpflichten 2 Francs monatliche Beiträge zu erheben, 12 Franc an Bers 
fiherungdprämien pro Kopf jährlich zu zahlen, und wenn der Monatsbeitrag 
2 Francs nicht überfteigt, nicht mehr als 1,50 Franc Krankengeld zu geben. 

Bil ein Hülfsverein fi nicht der Staatskaſſen bedienen, fo kann er 
feine Berhältniffe ganz fo ordnen, wie ihm gefällt. 

Durch die Einheitlichkeit der Prämien fei e8 auch möglich, daß ein Arbeiter 
in den verfchiedenften Vereinen, bei verjchiedenfter Höhe der Beiträge über das 
Minimum hinaus, bei den verichiedenften Gefahrenklaffen, in den verjchiedenften 
Orten arbeiten könne, ohne je feinen gleichmäßigen Anfpruch zu verlieren. 

Die Zahlungen auf den Namen der Mitglieder bei der Altersrententaffe 
jolen mit Reſervirung des Capitals für den Verein erfolgen. Die Altersrente 
ol bi8 600 France unpfändbar und inceffibel fein. Ergänzende Verficherungs- 
perträge zu den 12 Francd- Prämien können ftet3 abgeichloffen werden; die 
beſtehenden Wtarimalgrenzen bleiben erhalten. Der Bezug der Altersrente außer 
in dem Fall vorzeitiger Liquidation foll bei 65 Jahren beginnen, als dem für 
Staatsbeamte meift vorgejchriebenen Alter, welches in der Praxis auch von den 
meiſten Hülfsvereinen verlangt werde. 

Eine befondere Commiffion von Berficherungstechnifern foll die Vertheilung 
der bis jeßt angefammelten Fonds der Hülfsvereine auf den Namen der Mit 
glieder unter Berüdfichtigung ihrer Meitgliederzeit vornehmen. 

Die Prämie von 12 Francs fol einheitlih an die Staatskaſſen gezahlt 
werden, der Staat felbit vertheilt fie an die verfchiedenen Berficherungstaffen. 
Jedes Mitglied erhält fein Buch und ift ipso jure bei Ortswechſel Mitglied 
des am neuen Drt, Arrondijlement oder Departement beftehenden Hiülfsvereins. 

Eine beigefügte Tabelle giebt an, daß beim Alter von 65 Jahren jähr- 
ie Einzahlungen von 10 Francs, wenn fie vom 16. Jahre an geleiftet werden, 
360 Francs Rente, wenn vom 25. Jahre an 190 Franc, wenn vom 30. Jahre 
an 130 Franc, vom 40. Jahre an 55 Francs Rente geben. 


Diefer Walded-Roufleau’sche Entwurf wurde an die ſchon genannte Com⸗ 
miffion verwiefen, ebenfo wie zwei von der Regierung auögearbeitete Entwürfe 
über die Hülfsvereine und die AlterSrentenfaffe, melche am 18. März 1882 
von dem Handelsminifter Tirard, Finanzminifter Leon Say und Minifter des 
Innern Goblet im Cabinet Freycinet eingebracht wurden. 

Rah Feititellung der Budgets von 1879 und 1880 kommen hierzu nodı 
zwei Meine formelle Abänderungsanträge. Am 25. November und 4. December 
1882 flattete dann Maze fehr umfangreiche Berichte ab, die mit zwei Geſetz⸗ 
entwürfen endeten. 


c. Der Eommiffionsentwurf vom 4. December 1882. 


Bon ganz anderem Charakter wie die Entwürfe von Nadaud und Walded« 
Ronffean find die Neformprojecte, welche die parlamentarischen Commiſſionen, 
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die ſtets Mage zu ihrem Berichterftatter machten, auSarbeiteten. Sie beſchrẽ 
fih einerfeitS darauf, den Zinsfuß, der den Tarifen der Altersrententafle 
Grunde liegt, fo zu firiren, daß ein hoher Zinsfuß nur den Heinen Ei 
zu Gute fommt. Andererſeits wird ein ſehr weitgehender Zuſchuß des Staa 
zu $nvaliditätsrenten in Ausficht genommen. | 

Bereit der erfte Entwurf, der am 1. April 1881 aus der in Fe 
Nadaud’8 Antrag gewählten Commiffion hervorgegangen war, enthielt den B 
ihlag, Renten bi8 600 Francs zu einem Zinsfuß von 5 %o, Renten daräl 
hinaus nad einem dem wechjelnden Kurs der franzöftfchen Staatörenten e 
iprechenden Procentſatze zu berechnen. 

Außerdem follte nach diefem Entwurf eine jährliche Subvention von ei 
Million dazu dienen, die vorzeitig liquidirten Invaliditätsrenten bis zu did 
Betrage zu erhöhen. Einzahlungen werden in jeder Zahl von ganzen Fra 
von einem Francd an angenommen; ihre Summe darf jährlih 300 Fra 
nicht überfchreiten. 

Diefelben Beftimmungen waren in dem Antrag enthalten, der in | 
neuen Kammer von Maze am 19. November 1881 eingebracht wurde. 

Der unter dem Minifterium Freycinet eingebracdhte Negierungdentw 
wollte die Einlagen von Hülfsvereinen mit 5 %o, von fonftigen Deponen 
mit 41/2 9,0 verzinfen und diefen legteren Zinsfuß, wenn nöthig, ohne Fi 
wirkung durch Decret abändern Laffen. Um die erlittenen Verlufte zu dei 
jofllte die Altersrentenlaffe aus den Budgetüberjchüffen von 1879 und 18 
eine Dotation von 22 Millionen erhalten, ſowie meitere 10 Millionen 
Sprocentigen Renten, um die in Zukunft durch die Verzinfung der Hiüffsveren 
einlagen entftehenden Berlufte zu deden. 

Der Sommiffionsberiht und Gejegentwurf vom 4. December 1882 
faßt nicht weniger al3 122 Quartſeiten und enthält eine ausführliche E 
widelung der Geichichte der Altersrentenkaffe.e Er hebt nachdrücklich herr 
daß nur in Einzelnheiten Abänderungen der beftehenden Geſetze nöthig ſei 
eine neue Kafle oder gar eine Zwangskaſſe aber nicht gejchaffen zu wer 
brauche. Die Meinungsäußerungen, die bei der Commiffion der von 
Kammer nad) Bekanntmachung des Fragebogens von den verjchiebenften Sei 
eingelaufen feien, hätten fi) alle gegen Zwang ausgeſprochen. Der Entw 
geht nun dahin: 

Renten über 600 Francs werden nad einem Tarif berechnet, ber ı 
einen Zins von 4 °/o bafirt ift, Nenten bis 600 Francs werden nad) ei 
4V/oprocentigen Tarif und wenn fie von Hülfsvereinen beftellt werden, m 
5procentigem Tarif gewährt. Einzahlungen werden von 1 Franc ab in je 
Zahl Francs angenommen. Marimum der jährlichen Zahlungen ift 300 Yranı 
von dieſer Beichränfung find die Zahlungen auf Grund eines gerihtlid 
Urtheil3 und die Einlagen der Hillfsvereine ausgenommen, nicht aber 
Bahlungen von Unternehmern zu Gunften ihrer Beamten und Arbeiter. x 
Tall vorzeitigen Bezuges ergänzt die Kaffe die liquidirten Renten, indem 
verdoppelt, in bejonder8 ſchweren Fällen abjoluter Arbeitsunfähigteit auf ı 
noch mehr erhöht, bis zu einer Grenze von 600 France. 

Eine Dotation von 10 Millionen wird der Kaffe gegeben, um in Zulu 
die durch S5procentige Verzinſung der Einlagen der Hülfsvereine entflehent 
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Verluſte auszugleichen. Eine zweite ‘Dotation von 10 Millionen erhält die 
Kaffe zur Erhöhung der vorzeitig bezogenen Renten. Binnen einem Jahre 
find die Poftanftalten als Annahmeftellen zu organifiren und Rentenmarfen für 
bie Zahlungen von unter 1 Franc einzuführen. Eine allgemein verftändliche 
Beihreibung der Kaffeneinrichtung ift in allen Schulen, Poftanftalten, Mairien ꝛc. 
anszuhängen. 

Auf dieſe Weiſe, ſagt Maze in feinem Bericht, werde die Kaſſe größern 
Auffchwung nehmen, ohne den Staat wieder in Verluſt zu bringen. Der 
bisher erlittene Verluſt, der durch den Regierungsvorſchlag nur zu ?/s gededt 
würde, Könnte dann, da er fich ja nicht vergrößere und nicht momentan fühlbar 
kei, gelegentlich durch die Budgetcommilfion gededt werden. 

Der Commiffiondentwurf enthält nach der gegebenen Darftellung das 
drincip, die Heinen Einlagen, insbeſondere die der Hülfsvereine, in einer Höhe 
zu verzinfen, welche Privatgejellichaften nicht geben fünnen; deßwegen ift ja eine 
Dotation von 10 Millionen, ein Staatszujhuß in Yorn eines Zinszufchlages 
angelegt. Die größeren Einlagen follen durch die Beichräntung der Zahlungen 
eines Jahres auf 300 Franc abgehalten werden. 

Die Beſtimmungen über die Erhöhung der vorzeitig liquidirten Renten 
etbalten eine vom Staate geſchenkte Invaliditätspenſion; diejenigen, die über- 
hanpt bei der Altersrentenkaſſe eingezahlt haben, find auf diefe Weife — wenn 
die Dotation groß genug ift — zugleih, ohne eine Prämie dafür gezahlt zu 
faben, gegen Invalidität geſchützt, es liegt hier aljo eine verftedte unent- 
geltliche Unfallverficherung vor. 

Da die Hülfsvereine nah dem Commiſſionsentwurf Einzahlungen aud) 
für die einzelnen Mitglieder machen können, können fie denfelben ſolche Inva⸗ 
Eritätspenfionen ſichern; bei alleiniger Aufrechterhaltung der Altersrentenfonds 
Bor das nicht möglich, indem erft für 5Ojährige Mitglieder aus demjelben 
Rentenläufe mit fofortigem Bezug gemacht werden, ein vorzeitiger Bezug alſo 
gar nicht eintreten kann. 

Eine allgemeinere Verbreitung der Kenntniß der Altersrentenkaſſe jcheint 
froß des Z0jährigen Beſtehens derjelben immer noch nicht eingetreten zu fein. 
Es ift wenigſtens in den legten Jahren mehrfach vorgelommen, daß &emerf- 
vereine, die fich doch gerade lebhaft mit der ganzen Arbeiterfrage bejchäftigen, 
ım Gründung einer folchen Kaffe petitionirten. Zwei Brochüren von Maret, 
Paris 1879,80, beichäftigten ſich namentlich mit der Verbreitung der Kenntniß 
von den Altersrenten dur die Schulen. Er will bereit die fchulpflichtigen 
Kinder an die Einzahlungen gewöhnen. In derfelben Richtung wollte ein in 
der Kammer eingebrachtes Amendement wirken, jedem Kinde auf Staatskoſten 
ein Buch mit 5 Francs Rente zu geben. 

Nahdem der Bericht von Maze deponirt mar und fich zeigte, daß die in 
demfelben gemachten Vorſchläge denn doch nicht binnen fürzefter Friſt berathen 
werden könnten, drang das Finanzminifterium darauf, daß dem mwachienden 
Deficit der Kafle auch vor Berathung de Entwurfs ein Ende bereitet werde, 
and am 8. December wurde der Zinzfuß vom 1. Januar 1883 allgemein auf 
414 0 herabgefegt, nachdem Maze dafür geſprochen hatte, daß damit nicht 
fine Entfcheidung über die von der Commilfion beantragte höhere Verzinfung 
der Hülfsvereinseinlagen getroffen werden möge. 
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d. Der Entwurf Tirard’S vom 1. Mai 1883 und die Debattı 
über das Budget für 1884. 


Bon einer ganz anderen Seite wieder al8 die bisherigen Entwürfe h 
ein Project des Finanzminifter® Tirard vom 1. Mai 1883 die Reform 
Altersrentenkaffe an. Ihm kommt es vor Allem darauf an, das 
momentan zu entlaften und die Drganifation der Kaffe zu vereinfachen. 
Minifter beantragt, um keine Zeit zu verlieren, den Entwurf an die 
Commiffion zu verweilen, obmohl er die Reform in ganz anderer Richtung 
als von derfelben vorgefchlagen. ‘Die Verweiſung wurde denn auch angenomm 

Die eigenthümliche Verbindung der Altersrentenkaſſe mit der Amortiſati 
falle ſoll gelöft werden. Zwar wird, jagen die Motive, auf diefe Weiſe 
da8 ganze Syftem der Staat3fchuldentilgung dur) Umwandlung derjelben 
Altersrenten aufgehoben, es ift dag aber überhaupt ein fehlerhaftes Syſt 
weil die augenblidliche Belaftung des Budgets unbejchränft ift und brüdi 
werden fann, Ueberweiſt man der Alterrentenfafje jelbft die Auszahlung | 
Renten, fo müflen ihr die an die Amortifationsfaffe überwieſenen Beträge jo 
zurüdgegeben werden, als fie den noch zu zahlenden Raten von Alterdren 
entfprechen. Die Berechnung, wieviel auf die jegt bezogenen Renten fchon . 
gezahlt fei, ift aber nicht aufzuftellen gewefen, da fie fi auf 124000 R 
beziehen müßte. Defmegen follen nicht nur die eigentlich zurückzugeben 
Beträge, fondern fämmtliche annullirten Renten zurüdgegeben werden, 

Eine ſcharfe Abrechnung ift das nicht, aber die Kaffe bat ja 40 Mil 
Verluſt und außerdem find auch noch weitere unbelannte Verlufte — 
die zu conſtatiren man die 8/2 Millionen Einzahlungen bis zum Beginne 
Kafle prüfen müßte, ohne daß dabei viel herausfommen würde 

Werden nun der Rentenkaſſe alle Zahlungen an die Wmortifationsi 
zurüdgegeben, fo ift das mehr als fie braucht. Aber fie kann dann | 
Neferve fi bilden. So ift der Kaffe geholfen, dem Staate auch, der u 
mehr die 13—14 Millionen Mehrlaft zu tragen hat, und wenn die Eum 
in Zprocentigen amortifirbaren Renten gegeben wird, jo ift die bishe 
Schuldentilgung nur aufgehoben nicht aufgehoben. 

Deßwegen wird beftimnit: 

Der Zinsfuß fol jährlich im December für das kommende Sahr a 
dem mittleren Anlageprocentfag des laufenden Jahres durch Diecret feitgeil 
werden. Die Zodestafeln jollen neu aufgeftellt werden. Aentenmarimum 
1200 Francs. Marimum der jährlichen Einzahlung 200 Francs. 

Zahlungen der Hülfsvereine, Unternehmungen, öffentlichen nn 
zu Gunften von Beamten und Arbeitern, endlich Zahlungen auf geriätli 
Entſcheid find diefen Beſchränkungen nicht unterworfen. 

Die Renten find bis 360 Franc nicht mit Befchlag zu belegen o 
abzutreten. Minimum der Rente ift 2 Francd. Die Renten werden in 
befondere8 Hauptbuch der Depofitenfafje eingetragen. in Betrieböfonds w 
gebildet und fir benfelben bei der Staatskaſſe ein befonderes Conto erüfft 
Er bringt einen Zins, der nicht niedriger ift, als der dem Zarife in d 
betreffenden Jahre zu Grunde liegende, und der vom Finanzminifter beſtim 
wird. Die Höhe des Fonds wird von der neucreirten Obercommiffion beſtim 
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Die übrigen Einnahmen werden in Staatsrenten oder Schatzſcheinen (valeurs 
du tresor), oder auf den Vorſchlag der Obercommiſſion und mit Bewilligung 
des Finanzminiſters in vom Staatsſchatze garantirten Papieren angelegt. 
Jährlich wird eine Bilanz aufgeftellt, Ueberſchüſſe in Reſerve gelegt und, 
wenn diefelbe zur Dedung von Berluften nicht ausreichen follte, em, Staats- 
Fiſchuß bewilligt. Der Kaffe wird eine Dotation in Sprocentigen amortifir- 
ren Renten gegeben, melche nach dem mittleren Kurſe des Jahres 1883 dem 
Tapitalwerth der an die Amortijationstafje überwiefenen Staatörenten gleich ift. 
In den Beilagen wird nachgewiefen, daß bi8 Ende 1882 
9350 694,00 Francs Zinſen wegen Annullirung der Titel erjpart feien, 






























dafür aber 
11694 704,70 , Alltersrenten, alfo 
12344010,70 „ == 42,135 °/o mehr gezahlt worden fei. 


Aus der Commiſſion ift nun diefer Negierungsentwurf noch nicht heraus» 
Flommen. Bei der DBerathung des Budget für 1884 aber erklärte ber 
Bmanzminifter, daß bis Ende 1882 11 291088 Francs Renten annullirt 
eren, wozu bis Ende 1883 vorausfichtlih noch 1544167 Franc kommen 
irden, ſodaß insgefammt 12835 255 Francs Rente in einem Capitalwerthe 
n 291 816 074 Francs getilgt wären. Dafür flelte er im Sinne des Geſetz⸗ 
 atwın)d eine Mehrausgabe von 11 Millionen Francs in Zprocentigen Renten 
1 da8 Budget ein, indem zu dem mittleren Kurje von 81,07 des Jahres 
1883 jene 291 Millionen 10 798 670 Francs Rente bringen, die auf 11 Mil« 
imen abgerundet wurden. 

Bei der Discuffion gab der Minifter an, daß falls fein weiteres Steigen 
Einnahmen der Kaffe eintrete, fondern nur an Stelle jeder gelöfchten Nente 
ie neue trete, die Mehrausgaben an Alterörenten und die Minderausgaben 
er Etaatörentenverzinfung erft in Jahre 1918—1920 ſich gleichftellen würden, 
3 aber bis dahin nicht mehr 15, fondern 33 Millionen allmälig die Mehr: 
Muitung des Budgets bilden würden. Steige dagegen die Einnahme der 
- Rentenlafie, fo fei ein Ende der Mebrbelaftung gar nicht abzufehen. 

Er gab ferner den wirklichen Berluft, den die Kaffe erlitten habe, jetzt 
pai eine viel höhere Summe an. Gie verliere ja auch die Zinfen, melde 
püden Bezugsbeginn und Tod des Rentner von dem für die Rente gezahlten 
| epital noch erwachſen würden, da fie daflelbe an die Amortifationgkaffe gebe, 
ad die Berlufte betrügen daher jest 75 Millionen. 

Diefe Verluftberechnung ift nur möglich, wenn man die Kajje getrennt von 
men Ausgabedepartement, der Staatsfajje und der Amortifationskaffe be= 
rät. Es erhellt aus diefer Angabe ebenſo wie aus den in den Motiven 
PS legten Entwurfs mehrfach enthaltenen Ausfagen, man fünne feine genaue 
peaehuung aufftellen, daß das Sneinandergreifen dreier Kaſſen die Weberficht 
KR unmöglich macht. 

Die vorgefchlagene Löfung, die von der Kammer, indem fie das Yudget votirte, 
wlicite fchon angenommen ift, ift nur eine Durchhauung des Knotens. Es 
Wultirt aus den Vorfchlägen des Minifters, daß der Staat einfach alle bis 
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zum Jahre 1883 gezahlten Renten aus feiner Taſche gezahlt hat, da ex die 
dafür gewährte Vergütung zurüdgiebt. 

Der Senat, der in den legten Tagen des alten Jahres das ordentliche 
Budget in aller Eile hatte votiren müſſen, nahm eine defto gründlidere Be 
rathung des außerordentlihen Budget? vor, und fo kam denn bier die Frage 
der Rückgabe der amortifirten Renten an die Alterörentenfaffe wieder zur 
Sprade. | 

In der Sigung vom 22. Januar 1884 kam es zu einer äußerſt inter 
effanten Discuffton bei dem Artikel 9 der „verichiedenen Beftimmungen” ..... 
„vom 1. Januar 1884 wird die AlterSrentenfafle aus eigenen Mitteln die 
Alterdrenten zahlen.” " 

Leon Say ergriff zuerft das Wort und bat, die Abftimmung über dielen 
Artikel zu verichieben bis ein Geſetz über die Altersrentenkaſſe eingebradt ie. 
Da das dem Reglement nach nicht gehe, den Artikel einftweilen zu verwerfen. 
Durch das jest abgegebene Votum fei der Senat gebunden. Im Brincip fa 
die Ummandlung der Staatsfchulden in Alterörenten fehr günftig und aufrecht 
zu erhalten, aber bei geringerem von der Kaſſe gezahlten Zinsfuß. Sobald 
derfelbe dem Marktzinsfuß entfpreche, werde, das jehe man in England, fein 
zu großer Andrang zu Wlterörenten, feine zu drüdende Belaftung des Budget 
erfolgen. Bis zum erſten April, wo wieder Auszahlungen erfolgen, werde man 
wohl das Gefe fertig haben und bis dahin könne man alfo e8 in der Schwebe 
faffen, ob nach wie vor die Staatäfaffe oder die Altersrentenkafle die Rente für 
das Vierteljahr zahlen folle. 

Tirard ermiderte, auch er habe diefe Aenderung ber Gefegebung noch 
hinaugfchieben wollen. Das Syſtem der Berechnung, welches Leon Say an das 
jegige Budget gelegt, babe aber ein Deficit ergeben, welches er nicht anders 
deden fünne, als durch fchleunigfte Entlaftung des Budgets von 1884 ım 
15 Millionen. Die im Jahre 1883 gemacdhten, noch unbelannten Werlufte der 
Kaffe würden weitere 15 Deillionen betragen, im Ganzen Habe man dann einen 
Berluft von 47 Millionen. Weiteres Wachjen deſſelben müſſe verhindert 
werden. Die Amortifation, die Xeon Say erhoffe, fei völlig illuforifch. 1875 
babe man 7,6 Millionen zuſchießen müflen, 1883 26! Das Gleichgewicht an 
momentaner Mebrbelaftung und Erjparniß an Binfen für dauernde Schulden 
fei noch nicht von ferne zu erhoffen. Außerdem feien trog der Serabjegung 
des Zinsfußes die Einlagen bedeutend geftiegen, befonders die Heinen. Schließ 
lich bittet Tirard um fchleunige Erledigung, damit nicht ein proviforifches Zwölftel 
nöthig werde. 

In der Sigung am 23. Januar ergriff er zuerft das Wort. 

Die Kajje habe einen Capitalverluft von ca. 45 Millionen, der auf etwa 
12 Jahre hinaus — bis wohin die entjprechenden Renten getilgt fein würden 
— einen weiteren Zinsverluft bedinge. Man glaube, daß der Gefammwerluß 
fih dann auf 72—75 Millionen ftellen werde. 

Bis 1882 habe der Staat 99 Millionen in Renten annullirt, 190 Nil 
(tionen gezahlt, alfo einen Vorſchuß von 90 Millionen geleiftet. 

Im Jahre 1914 oder 15 würde Gleichgewicht zwiſchen jährlicher Zahlung 
und Amortifation ftattfinden, bis dahin aber bis 35 Millionen mehr, m 
ſchlimmſten Jahre, einzuftellen fein. 








Die Reformbeftrebungen ber letzten Jahre. 129 


Im Ganzen feien jest 11 Millionen Renten annullirt, nad) dem Curs 
m Gapitalwerth von 291 Millionen. Bon denfelben feien wirklich getilgt — 
indem die entiprechenden Altersrenten exlofchen fein — 21/s—3 Millionen, 
melde aljo einen Capitalwerth von ca. 70— 80 Millionen haben, denen 73 Mil- 
Ionen Berluft entgegenftehen. Durch Rückgewähr der ganzen Summe werde 
alſo der Berluft ungefähr gebedt — etwas mehr könne ja in Neferve gelegt 
werden — und die Kajje in den Stand geſetzt, den weiteren Anforderungen 
ja genügen. Und wenn man diefe Rückgewähr in amortifirbarer Rente gebe, 
Io ſei nach 66 Jahren die Amortifation doc voll gefchehen, ohne daß eine fo 
anbequeme Weberlaftung des Budget? erfolgt fei. 

Leon Say erwibert, daß nach dem Gele von 1882 die Kafle 41/3 9/0 
Zinfen zu geben habe. Hier liege der Fehler, jo lange das nicht abgeändert 
jet, würde die Kaſſe mit Verluſt arbeiten, ganz einerlei, ob bie vorliegende Be 
ſtimmung angenommen werde ober nicht. Außerdem handle es ſich um Revi⸗ 
fon der Todestafeln — beides würde in den nächſten Monaten gefeglich ge- 
regelt werden, wozu molle man aljo jest vorgreifen. 

Eine ganz andere Frage fei die momentane Mehrausgabe der eingefchrie- 
venen Rente gegenüber der Tilgumg von Nententiteln, das babe aber mit der 
Stage, welche Kaſſe auszahle, gar nichts zu thun. Der Berluft entftehe bei 
ner folchen Ummandlung nur durch zu hohen Zinsfuß. Die Mehrbelaftung 
des Budgets fer nichts als eine Dotation des Staatsichuldentilgungsfonds in 
teionderer Form. 

Der Minifter fürchte diefe Dotation fleigen zu fehen, er, Peon Say, 
wänfche ein Steigen berjelben, beſonders da die fonftige Schuldentilgung, bie 
m Budget von 1884 mit 100 Millionen figurire, verjchwinden werde, fobald 
ne Schuld, für die fie beftimmt, abgetragen fei. Wenn jene Mehrbelaftung 
mch auf 45 Millionen fteige, werde er nur froh fein, da das den Staats» 
edit hebe. Steige derfelbe aber, jo fei e8 gut, durch bie Altersrentenkaſſe 
Rententitel anzulaufen, ehe fie weiter fliegen. Wenn der Zinsfuß der Kaſſe 
ühtig fei, würde er das mur mit Freuden begrüßen. So folle man denn, ob» 
oohl ein Credit für die Altersrenten nicht bewilligt ſei, bis zur Einbringung 
ned bejonderen Gefegentwurfs warten; einftweilen Fönnten — für den erften 
März — die fälligen Renten von den YJahlfiellen aus den Vaarvorräthen 
%zablt werden, da man ja über die Sache verhandelt habe. 

Tirard wendet ſich gegen den legten Punkt. Ohne Bewilligung eines 
Sreditd würden die Zahlftellen, würde die Staatskaſſe nicht zahlen, ob man 
zei wife, daß die Meinung des Senat? nicht dahin gehe, die Zahlung zu 
erhindern. Das Ordinarium, morin der laufende Credit ftehen müſſe, jei 
atirt, alſo müſſe jegt im außerordentlichen Budget ein Credit eröffnet werben. 
Bie fönne man amortifiren ohne Budgetüberſchüſſe? Das Syſtem müjje auf- 
jegeben werden, denn Niemand wiffe, ob in zehn Jahren ein Ueberſchuß vor⸗ 
yanden fein werde; man bürfe ſich aljo nicht zur Amortiſation verpflichten. 
Kon Say will wenigftens die jährliche Feftfegung des Zinsfußes nach dem 
Rentencur8 mit in das Geſetz aufgenommen haben, fonft mache die Kaffe morgen 
aeue Berlufte. 

Tirard will gerade diefe Beftimmung in das organifche Geſetz aufgenommen 
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Der Antrag Tirards wird ſchließlich mit 166 gegen 106 Stimmen ans 
genommen. Auf diefe Weife ift aljo die Verwendung ber Altersrentenlaſſe zur 
Staatsfchuldentilgung gelöft und 291 Millionen 3 %o amortifirbarer Renten 
der franzöftichen Staatsfchuld neu hinzugefügt worden. Das augenblidlich: 
Finanzbedürfnig ließ die Dotation der Schuldentilgung, wie fie aus Mehr 
belaftung bei dem Rentencurs entſprechenden Kaſſenzinsfuß hervorgeht, ver: 
ſchwinden. 

Für die nächſte Zeit iſt mun die Vorlage eines organiſchen Projects über 
die Altersrentenkaſſe zu erwarten. Leon Say gehört der Richtung an, welche 
ihre Thätigfeit in erfter Linie den Hülfsvereinen zu Gute kommen laſſen wollen. 
Sollte er bei der Vorlage des Entwurf3 wieder Yinanzminifter fein, fo dürfte 
diefe Tendenz an Einfluß gewinnen. 


2, Die Reform der Hülfävereine. 


Der Commiffionsentmurf vom 23. November 1883 und die 
parlamentarifhen Verhandlungen. 


In Betreff der Hülfspereine möge von den oben aufgezählten Projeten 
nur der legte SCommiffionsentwurf dargeftellt werden, da die anderen Entrür 
principielle Abweichungen nicht zeigen und der Commiffiondentiourf denn 
in zwei Lefungen von der Kammer angenommen worden ift, aljo Ausſicht bat 
Geſetz zu werden. Ermähnt fer fonft nur, daß von dem Negierungsentwurf de 
Frage mit dem Alter wechlelnder Beiträge befprochen, aber verneinend entfchieten 
worden ift, weil dadurch die Nechnungsführung fehr viel umftändlicher werk, 
durch die bisherige Bemeſſung der Monatsbeiträge gleich der baaren SKranfen 
unterftügung aber die Vereine finanziell gefichert jeien. 
| Der Commiffionsentwurf befagt: 

Es follen in Zukunft die Hülfsvereine aller Art auf Gegenfeitigfeit fich ohn 
vorherige Erlaubniß der Regierung bilden dürfen, wenn fie nur vier 
vor ihrem Zufammentritt bei dem Maire, in Paris dem Bolizeipräfeten i 
Statuten und die namentliche Liſte der Perfonen, welche den Berein 
werden und die Franzoſen fein müflen, deponirt haben. Die Vereine follen bi 
Rechte einer juriftiichen Perfon haben, bei der Altersrententaffe alle — ak 
nicht mehr blos die genehmigten Vereine — einen Altersrentenfonds in be 
bisherigen Weife ftiften, aber auch auf den Namen der einzelnen Mitgliede 
Einzahlungen machen können. An Immobilien follen nur Berfammlungsiuck 
bejeffen werden fünnen, andere, um bie Entftehung bedeutender Güter m 
todter Hand zu vermeiden, gerichtlich verkauft und der Erlös dem Alterörenten: 
fonds zugefchrieben werben. Um die Hülfsnereine mit der Freizügigfeit in Ei 
Hang zu fegen, foll unter denfelben Bedingungen wie ein einzelner — 
auch die Vereinigung von Hülfsvereinen ohne obrigkeitliche Erlaubniß geftat 
fein. Jede Abänderung an Statuten oder Verwaltungsperfonal muß angezeig 
werden. Die Erfüllung der verfchiedenen Anzeigen wird durch Gelditrafen 
500 Francs gegen die Vereinsbeamten geſichert. Verfolgt ein Hülfsverein o 
eine Union von Vereinen fremde Zmede, jo kann durch gerichtlihes Urthei 
Auflöfung verfügt werden. Die Bertheilung der Kafjenbeftände ıft geregelt we 
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her, doch darf nöthigenfall® auch der Altersrentenfonds zur Zurlderftattung 
ı Mitgliederguthaben angegriffen werden. Eine befonderd günftige Stellung 
ben die Bereine, welche ihren Mitgliedern Unterftügung für den Fall der 
tanfheit, des Unfalls, der Gebrechlichkeit, Einzeln« oder Collectioverficherungen 
t Unfall oder Tod, Altersrenten durch die Staats-Altersrentenkaſſe, Be: 
shnißfoften, Hülfe an die Uscendenten, Wittwen und Waifen der verftorbenen 
higlieder oder cine unter dieſen Unterftüßungen verfprechen. Es follen in 
Kmft aljo nicht blos Vereine, die unbedingt auch Krantenverforgung bezmeden, 
hmigt werden, jondern alle diejenigen, welche auch nur einen der aufgezählten 
vede verfolgen, während auch zu anderen Zwecken der gegenfeitigen Unter⸗ 
kung, jo bei Arbeitslofigkeit, Hülfsvereine ohne Erlaubniß fich bilden Tonnen. 

Den Vereinen, welche hier namentlich aufgezählte Zwecke verfolgen, können 
kbventionen und Privilegien beftimmter Art vom Minifter des Innern bes 
figt werden, auf Grund des Gutachtens einer bei demfelben eingerichteten 
kercommiffion, welche aus drei Senatoren und drei Deputirten, ſechs Dele⸗ 
Bien verichiedener Miniſterien, dem Director der Depofitenfaffe, zwei Staats- 
fen und zehn Präftdenten genehmigter Hülfsvereine befteht. Die Genehmigung 
vom Minifter nach Gutachten der Commiſſion an die Vereine ertheilt, bie 
wer Einiendung ihrer Statuten und Kaflenabfchlüffe darum nachſuchen. Nur 
X Genehmigung der Obercommilflon find Statutenveränderungen möglich. 
Bertretungen dieſer Vorſchrift ziehen Verluft der Genehmigung nach fih. Den 
kehmigten Vereinen haben die Gemeinden die bisherigen Leiftungen (Local, 
iiber) zu gewähren. Sie können bei Procefjen das Armenrecht erhalten und 
kin Zuwendungen bis zum Werthe von 10000 Francd mit Genehmigung 
B Bröferten,, fonft mit Genehmigung durch Decret, annehmen, die mangels 
ſenderer Beftimmung des Geber dem Alterörentenfonds zu Gute kommen. 
wendete Immobilien werden auch hier mit Ausnahme des Verfammlungslocals 
Kurft und dem Alterörentenfond3 der Erlös zugewiefen. Eriftirt ein ſolcher 

jo fließen die Summen in die Vereinskaſſe. Hat ein Berein ein foldhes 

erworben, daß jedem Mitglied eine Altersrente von 600 Francs ge- 

be merden faun, jo darf er weitere Zuwendungen nicht annehmen. 
| Die genehmigten Vereine koͤnnen, außer dem Rentenfonds, auch ihre fon- 
wen Beſtände von der Depoſitenkaſſe bei 4/2 %/o Zinfen verwalten laffen. 

Urkunden und Acte für die Hülfsnereine, außer denen für Zuwendungen, 
B von Stempel- und Eintragsgebühr frei, die verichiedenen Legitimations- 
iiere, welche gejeglich gefordert werden, find gratis außzuftellen. Bei Ge 
kiaden, die eine Abgabe von Leichenbegängniffen erheben, find für. die Vereins- 
itglieder zwei Drittel zu erlaflen. 
| Jam Zwei der Subvention von Altersrentenfonds dürfen Gemeinden und 
ents, wenn ihre fonftigen Einnahmen nicht ausreichen, fich einen Zu- 
ime zu den vier directen Steuern auferlegen. Weber die Geſuche um 
ung haben die Gemeinderäthe und die Generalräthe der “Departements 
entiheiden. Eine neue Dotation von 20 Millionen in 3 %o amortifirbarer 
wird auf Grund der Budgetüberſchüſſe der vergangenen Jahre bei der 
kaſſe für die Hülfsvereine hinterlegt; ihre Erträge werden zur Grün« 
“a nener Bereine und zur Erhöhung der Rentenfonds genehmigter Vereine 
nd Gutachten der Obercommiffion vertheilt. | 

9* 
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Bei Auflöfung eines Vereins wachſen alle Zufchüfje des Staates, der Ge: 
meinden oder Departements an die Rentenfonds der Dotation zu. Yährlid 
haben die genehmigten Vereine und diejenigen freien Vereine, welche fi de 
Depofitenkajjen bedienen, Abſchlüuſſe an den Minifter des Innern einzujenden 

Bisher genehmigte oder als von öffentlichem Nuten anerlannte Bere: 
genießen alle Vortheile des neuen Geſetzes. 

Ein Credit von 100000 Francs wird zur Aufftellung neuer Krankheit 
und Todestafeln eröffnet, eine Concurrenz zur Ausarbeitung einer „praktiſcher 
Darftellung der Hülfe durch Gegenfeitigfeit” ausgefchrieben. Entgegenſtehendt 
Beſtimmungen früherer Gefege find aufgehoben. 

Someit der Gefegentwurf. Er enthielt im Wefentlichen das Princip größt 
möglichfter Freiheit der Vereinsbildung, auch des Zufammenfchlujjes mehrere 
Bereine und die Forderung eined bedeutenden Staatszuſchuſſes. 

Nachdem am 3, März NRibot im Namen der Budgetcommiffion die Herab- 
ſetzung der Dotation auf 10 Millionen empfohlen, fam es am 13. März 1833 
zur erften Berathung in der Depntirtenlammer. 

Der : Berichterftatter Maze, früher dem Lehrſtande angehörig, gab i 
rubigem, faft zu gleihmäßigem Tone den Hauptinhalt der Motive, welde zu 
Anfftelung des Entwurf geführt, in fehr langer Rede wieder; fie wurde nm 
durch wenige zuftimmende Zwifchenrufe und ein Meines Zwiegeſpräch mit den 
Bonapartiften Haentjend unterbrochen, welcher der von Maze geänßerten Am 
fiht, das dictatorifche Decret von 1852 fei in engem Geiſte abgefaßt, bie 8* 
hauptung entgegenhielt, daß es die Hülfsvereine in Frankreich eingebürgert 
und die Miwirkung der Maires und Geiſtlichen für günſtig erklärte. 

Maze führte aus, wie die Hülfsvereinsmitglieder eine geringere Kraxk 
heitsdauer als die Kranfen der Hofpitäler, eine größere Lebensdauer als de 
Durchſchnittsziffer für Frankreich aufwieſen; daß die Zugehörigkeit zu Hal 
vereinen moralifch ausgezeichnet wirke, und unter den Inſaſſen der Gefängei 
unter hundert faum ein Hülfsvereinsmitglied fei. 

Die Hülfgvereine weiter zu entwideln fei vor Allem Freiheit nöthig, volt 
Freiheit, gerade wie die vorliegenden Gefegentwürfe die auch für die Garerk 
vereine beftimmten. | 

Außerdem follte die Verbindung der Vereine mit der Altersrentenfafle ver 
bejiert und die Staatsfubventionen wirflich gemäß den von den Vereinen % 
Hinficht ihrer Leiftungsfähigkeit gemachten Anftrengungen, nicht nach feftftehender 
adminiftrativer Regel vertheilt werden. Das feien die drei Punkte, die dei 
Geſetz regeln folle. 

Die Thätigfeit der Hülfsvereine dürfe nicht gejeglich befchränkt werte; 
die Winzervereine, die ländlichen Vereine zur ıbierärztlichen Hülfe, Exrebitverent 
— alles das feien Formen der gegenfeitigen Hülfsvereine, die man nicht ank 
ſchließen dürfe; ferner feien die Stellenvermittelungsbüreaus der Hülfsbereie 
befonders nützlich — das Feld der gegenfeitigen Hülfe dürfe nicht befeeänfl 
werben. 

Die Erlaubniß zur Verbindung mehrerer Vereine fei wegen der Freizigie 
feit unbedingt nöthig, auch deßwegen, damit nicht eine Maſſe Heiner, leiftunsk 
unfähiger Vereine befonderer Berufe 3. B. an jedem Ort entftünden. Er 
in einer großen Stadt 70—80 Bereinspräftbenten kennen gelernt, von Bereinen, 
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de 34, 28, 19 Mitglieder zählten. Der große Rath der Hälfsvereine von 
Morfeille, das Syndicat der Hülfsvereine von Reims, Befancon, von Nantes, 
das Generalcomite von Lyon hätten auch in der Praris bereitd den Werth 
folder Unionen kennen gelehrt. Wenn aber einmal die Hülfsvereine allgemein 
verbreitet fein würden, fo würde damit die gejellichaftliche Ordnung nicht etwa 
geändert fein. „Eines nach dem anderen der jocialen Probleme,” jo war der 
Schluß der Rede, „ſucht man zu löfen, mit Energie, aber auch mit Vorſicht; 
denn anf denen, die ſich mit der focialen Frage beichäftigen, laftet eine große 
Berantwortlichleit.. Nur die Unmiffenheit ift kühn auf diefem Gebiete. Wir 
hoffen, durch unfere Arbeit einen Schritt vorwärts zu thun. Zwar hält man 
uns entgegen: Alle eure Einrichtungen, die Hiülfsvereine, die Altersrentenlaſſe, 
die Kaſſe für Invaliden der Arbeit, helfen nur denen, welche ſchon etwas er⸗ 


haben. 

Das ift wahr! Aber man hat noch nicht das Mittel gefunden, die Ger 
feichaft total zu ändern, den Irrthum, das Lafter, die Schwäche aus ihr zu 
verbannen. Wir dürfen den Leuten feine gefährlichen Illuſionen einflößen, be⸗ 
ſenders nicht wir Geſetzgeber und Staatsmänner. Alle diejenigen, die auf. 
rihtig den focialen Frieden wollen, mögen fi) der Hülfsvereine annehmen und 
als Ehrenmitglieder nicht blos mit ihrem Beitrage, jondern mit ihrer Perfönlich- 
kit mitwirten. Unter der alten Devife der Pariſer Handelögilden wird man 
vorwärts kommen: „Vincit concordia fratrum.‘“ 

Nachdem der Redner mit fteigender Lebhaftigkeit unter vieljeitigem Beifall 
gichloifen, verlangte Niemand zur Generaldiscuffion das Wort 

Die Discuffion der einzelnen Artikel in eriter Leſung bot nichts Bemerkens⸗ 
wertbes, mit Ausnahme der Frage, wie die Hülfsvereine mit der Altersrenten⸗ 
fafie verbunden fein follten. 

Hier ergriff der Minifter Walded-Ronfleau da8 Wort und kam auf feine 

Borſchläge zurüd, die er bald nad) feinem früheren Minifterium unter Gam⸗ 
beita gemacht Hatte. 
Er ſagt: dem Staate dürfen feine Opfer auferlegt werden, die reſultatlos 
bleiben. Man verlange eine neue Dotation von zwanzig Milionen, aber mas 
babe man mit den bisherigen erreicht? Die biöherige Einrichtung der Alters⸗ 
tenteufondö, der Hülfsvereine fei abjolut ungenügend, die Lebens⸗Unfallsver⸗ 
fiherungsfajfen würden nicht benügt! Wenn der Arbeiter eine Prämie zahlen 
ſolle, müffe er vor allem beflimmt wiffen, was damit erreicht werde, und bag 
werde durch feinen Entwurf, der dem Arbeiter einen feiten aus den Tarifen 
zu entnehbmenden Anſpruch gebe, erzielt. 

Nach etwas abfchweifenden Bemerkungen von. Haentjens erwiderte Maze 
dem Minifter, daß dad Syſtem der Einzahlungen auf den Namen der Mit- 
glieder ja auch in dem Commiffionsentwurf enthalten fei. Die Einnahmen ber 
Hälfsvereine feien bis jet unzureichend, um außer den Krankenloſten auch noch 
Alter- und Unfallverfiherung zu deden, deßwegen lafle fich der Entwurf des 
Minifters MWalded-Rouffeau nicht ausführen. Daß die Beiträge leicht zu er- 
höhen feien, fei durchaus unrichtig, wie von vielen Seiten anerfannt würde; in 
einzelnen Hülfsvereinen habe man ben Berfuch gemacht, aber nur Widerſpruch, 
Unzufriedenheit und Abgang vieler Mitglieder dadurch hervorgerufen. Das 
einzig Thunliche ſei, bei niedrigen Beiträgen möͤglichſt viel Arbeiter zu den 
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Hülfsvereinen heranzuziehen, außerdem Vereine mit dem einzigen Zwede der 
Altersperforgung zu gründen. | 

Um die Amahme des Gefeges, das, wie er anerfenne, bedeutende Ber 
beſſerungen enthalte, nicht zu verhindern, beftand der Minifter nicht auf ernenter 
Prüfung feiner Vorfchläge und Rüdverweifung an die Commiffion. | 

Da es zu einer Discuffion eines eigentlichen Entwurfs über die Reform 
ber Alterörentenlafje aber noch nicht gelommen ift, dürfte es nicht unmöglih 
fein, daß ſchließlich doch noch eine Beſchränkung der Thätigfeit der Staatskaſſen 
im Einne Walded-Rouffeaus erfolgt. 

Lebhaft war natürlich noch der Streit über die Staatsfubvention. Rad 
bem der Yinanzminifter ſich dahin geäußert, daß der jährliche Zufchuß von 
160 000 Francs, mie er im Budget von 1881 und 1832 geftanden, auf 
weiter geführt werden folle, wurde dem Vorſchlag der Pudgetcommiffion gemäß, 
eine Dotation von nur 10 Millionen votirt, nachdem darauf hingewieſen war, 
wie gering die biäherigen Penfionen feier und der Berichterftatter Maze ber 
ſonders das Alter der Penſionäre ins Gefecht geführt hatte Er gab nämlıh 
an, daß eine von einem Lyoner Vereine 1882 bewilligte Rente einem Mitglied 
zu Öute komme, das 1802 geboren fei und 49 Jahre lang feine Beiträge 
gezahlt hatte. Ein Verein in Bordeaux hatte 1883 eine Penfion von 120 Franz 
einem 1795 geborenen Greife bewilligt u. |. w. Das Mittel des Bezugsalter 
jet 65 Jahre bei vierundzmanzigjähriger Mitgliedſchaft. Dabei hätten die 
Dereine das Möglichfte geleiftet, indem fie feit 1856 19 Millionen zu de 
Altersrentenfonds erſpart hätten. 

Ein Amendement Ballue ging, nachdem die Subvention bewilligt war, 
dahin, daß fie zur Vermehrung der Penfionen der einzelnen Aerrtnex, nicht der 
Altersrentenfonds, benugt würde, da nach dem bisher verfolgten Berfahren 
gerade die reichften Vereine die meiften Zufchüfle erhielten. Es wurde jedod 
auf den Wunfch der Commiffion, die die Frage nochmal prüfen wollte, zurüd⸗ 
gezogen. 

Schließlich wurde der Credit von meiteren 100 000 Franc für die Her 
ftellung von Todestafeln bis zur Votirung des Gefammt«Budgets verſchoben 
und deßwegen vorläufig abgelehnt, die Eröffnung einer Concurrenz für emt 
furze Darftellung der durch gegenfeitige Hülfe zu erreichenden Zwede ange 
nommen und eine zweite Berathung beſchloſſen. 

Am 2. Zuli wurde von Maze ein ergänzender Bericht eingebracht, in 
welchem mehrfach redactionefle Aenderungen vorgeichlagen waren. Bon einigen 
Heinen auch materiellen Aenderungen fei nur herporgehoben, daß den zehn Häll* 
vereinspräfidenten, die der Obercommiffion angehörten, Diäten bewilligt werde 
follten und die Functionen der Obercommiffion genau dahin beftimmt wurden: 

Sie folle 1. dem Minifter die Lifte derjenigen Vereine vorlegen, deren 
Organifation und finanzielle Lage Ermuthigungen feitens des Staates anf 
bracht erfcheinen ließen, 2. den Vertheilungsmodus der Subvention regeln, 
3. die Lifte der Ehrenauszeichnungen an Hülfsvereine jelbft oder ihre Mit 
glieder aufftellen, 4. Neformprojecte zur weiteren Entwidlung, beſonders der 
AlterSverforgung vorfchlagen. 

Die zweite Berathung fand am 12. November 1883 ftatt. Ein Amer 
dement von Giraud ging dahin, den Unterfchied zwiſchen genehmigten und 3% 
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gelafienen Bereinen gänzlich aufzuheben, wie e8 auch ein Congreß der Hülfs- 
vereine in den Departements Seine, Seineet-Dife, Seineet-Marne, der vom 
5. bi8 11. Juli in der Sorbonne tagte und von 410 Delegirten beſchickt war, 
dringend gewänfcht habe. Maze hielt feinen Entwurf aufrecht, der über bie 
Vereine, die vom Staate Zuſchüſſe erhalten, dem Staate auch eine gewifle 
Controle giebt und das Amendement Giraud wurde abgelehnt. 

Verjhiedene Anträge, die Subvention auch den ganz freien Vereinen, 
wenigftend wenn fie Alterörenten geben, zuzumenden, fanden gleichfalls feine 
Annahme, dagegen wurde die Verpflihtung zur Einfendung von Kafjenabfchlüffen 
für die freien Vereine, welche die Verwaltung ihrer Gelder der Depofitenfaffe 
überließen, ohne darum diejelben zu einem Altersrentenfonds zu verwenden, 
geſtrichen, um ihnen, da man ihnen feine Subvention zulommen laſſe, auch 
feine Beichränfung aufzuerlegen. 

Der gefammte Entwurf wurde jchließlich angenommen und am 21. Januar 
1884 beim Senate eingebradit. 

Den Gefammtinhalt feines Berichtes hat der Deputirte Maze in einem 
femen Werkchen: La lutte contre la misdre, auch dem großen Bublicum be» 
lamt gegeben und auch eine Reihe Vorträge darüber gehalten. 


3 Die Reform der Unfallverfiherung. 


Wichtiger als die 1868er Verficherungsfaffe, die ja faft feinen Aufſchwung 
genommen hatte, waren für die verunglüdten Arbeiter die Beitimmungen des 
Code civil in Betreff feiner Anfprüche gegen den Arbeitgeber. 

Im Code civil heißt e8 im Artikel 1382: „Jede Handlung eines Men- 
iden, die einem andern Echaden zufügt, verpflichtet benjenigen, welcher ben 
Schaden verjchuldet, zur Entſchädigung. 1383. Jeder ift für den Schaden 
verantwortlich, den er nicht allein durch feine Handlungen, fondern auch durch 
jeine Nachläffigkeit oder Unflugheit verurfadht hat. 1384. Man ift nicht nur 
für den Echaden verantwortli, den man durch eigene Handlungen verurſacht, 
ſondern auch für denjenigen, den die Handlungen von Perſonen verurfachen, für 
die man einzuftehen hat... .... . Die Arbeitgeber und Gefchäftsherren (find 
verantwortlich) für den Schaden, den ihre Dienftboten und Angeftellten in den 
Sunctionen verurjachen, in denen fie fie verwendet haben.” 

Anf Grund diefer Beſtimmungen konnte der Arbeiter Entihädigung ver- 
langen, fo bald er nachwies, daß der Unfall durch directes oder indirectes Ver⸗ 
(dulden, Thun oder Laflen des Urbeitgeberö, oder eines Unterbeamten und 
Mitarbeiter8 in den ihnen aufgetragenen Functionen erfolgt fei. 

Der Nachweis ift natürlich ſchwer zu führen. Cine Statiftit über die 
Verhandlungen vor der vierten Civilfammer in Paris, die einem Entwurf bei- 
gefügt ift, auf den fpäter einzugehen ift, giebt an, daß 1878 biß 1881 von 
349 Fällen 152 zu Gunften der Verunglüdten entjchieden wurden, 197 Kla- 
gen abgewiefen wurden. In 203 Fällen wurde das Armenrecht ertheilt, und 
die geringfte Dauer der Procefle war drei Monate, fünf dauerten bis ſechs 
Monate, fechSundvierzig von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, zweiund- 
febenzig anderthalb bis zwei Jahre, dreiundfiebenzig zwei bis drei und ſechs⸗ 
unddreigig mehr als drei Jahre! 


— 136 Gapitel VI. 


Unter ſolchen Unftänden kam es denn begreiflicherweife zu Reformwor⸗ 
ichlägen, fowohl in Bezug auf die Beftimmungen des Code civil als in Bezug 
auf die Verficherungslafien. Auch bier können nur, wie bei der Reform ber 
Altersrententaffe, die principiell beſonders verjchiedenen Entwürfe genau dar 
geftellt werden. 


a. Die Reformprojecte von Nadaud. 


Bereits der Testen Kammer batte Padand am 29. Mai 1880 einen 
Neformentwurf unterbreitet, der aber, obwohl an eine Commifflon verwieſen, 
nicht mehr zur Berathung kam. Sowie die neue 1881 gewählte Kammer zu- 
fammen war, reichte Nadaud am 4. November 1881 feinen Entwurf in etwa: 
veränderter Faſſung wieder ein, und derjelbe wurde an eine Commiffion ver- 
wiefen, in die er felber gewählt ward. 

Der Entwurf geht davon aus, daß der Beweis der Verſchuldung bes 
Arbeitgebers ſeitens des Arbeiter8 zu ſchwer zu erbringen fei, der Proceß zu 
viel Koften verurfahe und das Armenrecht bei der Zahl der Fälle, in dena 
e8 bewilligt werde, den Proceß ungemein in die Ränge ziehe; in Folge deſſen 
erleide der Berunglüdte oder feine Yamilie einen großen Verluſt an Arbeitszeit 
und Arbeitslohn in Folge vergeblichen Erfcheinens vor Gericht. 

Gäbe es nun aud eine große Zahl hochherziger und menfchenfreundlicher 
Arbeitgeber, fo wären doch andere, welche fich nicht fcheuten, unter dieſen Ver 
hältniſſen gegen ein lächerlich geringes Abftandsgeld den Arbeiter zum Berzicht 
auf feine Anfprüche zu bewegen. 

Martin Nadaud ſchlägt vor, hinter dem Artifel 1780 des Code civil 
(Dienftmiethe) einzufchalten : 

1. Wer die Dienfte eine Anderen verwendet, ift gehalten, ihn bei Un: 
fällen, welche aus der Arbeit in irgend welchem Gemerbe, oder bei ben Eifen- 
bahnen, entipringen, zu entfhädigen, wenn er nicht nachweiſt, daß der Unfall 
pom Derunglüdten verſchuldet wurde. 

2. Ueber die Entſchädigungsanſprüche wird in erfter Inſtanz vor den 
gewerblichen Schiedögerichten, wo folche nicht beftehen, von dem Friedensrichter 
entjchieden, in zweiter und letter vor dem Appellbof. 

Somit ift alſo die Beweislaft auf den Arbeitgeber abgewälzt und ein 
ſchnelleres erfahren herbeigeführt. Die gewerblichen Schiedsgerichte beftehen 
in größerer Zahl feit Anfang des Jahrhunderts in induftriellen Gegenden und 
find zu gleichen Theilen aus Arbeitern und Arbeitgebern zufammengefegt, zur 
Schlichtung von Streitigkeiten, die aus dem Arbeitövertrage entipringen. 


b. Der Entwurf von Penleveny. 


Auf einem dem Nadaud’fchen ſcharf entgegengefegten Standpunfte, bie 
entgegengeſetzten Intereſſen vertretend,, fieht der Entwurf, den Peulevey am 
14. Januar 1882 einbrachte. 

Daß man für die verunglüdten Arbeiter in irgend einer Weiſe forgen müfle, fagt 
Peulevey, fei ja anerkannt; aber der Nadaud'ſche Entwurf greife die Quelle der 
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menſchlichen Thätigfeit, die Fruchtbarkeit der Arbeit an, indem er die Sicherheit des 
Capitals gefährde und die Grundlagen des Rechtes verändere. Es werde hier ein 
Privileg einer Klaſſe der Gefellihaft über die andere geichaffen, die franzöftiche 
Demokratie kenne aber keine Klaſſen mehr! Kein Arbeiter würde nad Erlaß 
des Geſetzes noch Luſt haben, fich zum Arbeitgeber aufzufchwingen, da in wenig 
Stunden ein unglüdliches Ereigniß, ein Fall höherer Gewalt, für den Niemand 
etwas Fönne, ihn um feine mühſam errungenen Erfparniffe bringen fünne! 

So ſchlägt er denn Gründung einer Staatöverfihernngätaffe vor, bei der 
jeder Arbeiter einzahlen fönne, wenn er wolle. Beim Unfall foll er die Kaffe 
bei den Civilgerichten mit obligatorifcher Bewilligung des Armenrechts vers 
Hagen, und dieſe fol fich dadurch zu befreien ſuchen, daß fie Verichulden des 
Arbeitgeber8 nachweiſt. Gelingt ihr dies, fo ift der Arbeitgeber zur Ent- 
ihädigung verpflichtet, wenn nicht die Kaffe, d. 5. der Staat. Auf Anmeifung 
der Rofalbehörden, werden, vorbehaltlich des jpäteren Regreſſes gegen den Arbeit⸗ 
geber, fofort die nöthigen Unterftügungen auf Conto der Kaffe gewährt. 

Trifft den Arbeiter Verſchulden nach Urtheil des Gerichts, fo erhält er 
gar nichts. 

Die Berficherungsprämie beträgt jährlich 2 Francs. Deficit der Kajje hat 
der Staat zu deden. 

Auf diefe Weife wäre alſo nur der verficherte Arbeiter in etwas beſſere 
Lage gebracht, die Proceſſe aber verallgemeinert, indem in jedem Fall proceffirt 
werden muß gegen die Kaſſe. 


c. Der Entwurf von Felir Faure. 


Bierzehn Tage nah dem Fall des Minifteriumsd Gambetta, in dem er 
Unterflaatsfecretär für Handel und Colonien geweſen war, brachte Felix Faure 
m feiner Eigenfchaft als Deputirter einen Antrag ein, der, wie e3 ſcheint, die 
meifte Ansficht hat, Geſetz zu werden, wenn gleich einzelne Beſtimmungen wohl 
no abgeändert werden. Der Titel lautet: Antrag, betreffend 1. die Regelung 
der Haftpflicht für die Unfälle in den Fabriken und allen ArbeitSunternehmungen 
der Snduftrie, des Uderbaus und Handeld. 2. Die Errichtung einer Ber 
ficherungskaſſe um die Arbeitunternehmer gegen das Nifico zu verfichern, 
welches aus ihrer Haftpflicht entipringt. 

1879, fagt Fanre, feien bei 256 600 im Bergban beichäftigten Arbeitern 
1610 Unfälle, aljo 6 bi8 7 %/o, vorgelommen. Bei einer Gefammtarbeiterzahl 
im Bergbau, in den Fabriken und Manufacturen von 1382 301 Köpfen, 
worunter 802 262 Männer, 580 034 Frauen fünne man daher auf 5—6000 
Unfälle rechnen, fir die geforgt fein müſſe. 

Nun fei es falſch die Entihädigung bei einem Unfall von dem Nachweis 
eines Verſchuldens abhängig zu machen. Meiftens fei ein Berfchulden auf 
keiner Seite nachzumeifen, der Antrag Nadaud würde aljo ungerecht fein; 
worauf e8 anfomme fei, für den Fall der Verunglüdung eine feſte und gewiſſe 
Entſchädigung zu fihern. Eine Kafje mit freiem Beitritt, mie fie Peulevey 
wolle, eriftire ja! Die Proceſſe, die Peulevey vermehre, müßten vermindert 
werden. Meiſt würden fie unter ganz befonderen „unmoralifchen” Bedingungen 
geführt. Der Arbeitgeber verfichere fich bei einer Gefellichaft und fei damit 


138 Gapitel VI. 


der Zahlungen enthoben, welche gerichtliche Urtheile ihm auferlegen Eönnten; 
durch eine Klauſel laſſe ſich aber die Geſellſchaft daS Hecht abtreten, den 
Proceß gegen den Arbeiter zu führen und ihre Taktik beftehe darin, den Arbeiter 
oder feine Rechtsnachfolger von einem Gericht nor das andere zu fchleppen, bis, 
des Kampfes müde, er für eine geringe Summe verzichte. Der Arbeiter wende 
fih häufig an Winkelconfulenten, die ihm auch den legten Reſt der Entidä- 
Digung abnehmen. 

Deßwegen folle dem Arbeitgeber eine beſtimmte Entfhädigungspflicht auf- 
erlegt werden, eine begrenzte, die gerichtliche Urtheile manchmal überjchreiten 
würden, eine fefte, die dem Arbeiter ohne langen Proceß zufalle. Gegen dieſe 
Haftpflicht foll der Arbeitgeber ſich durch Berficherung deden können. 

Dem Strafgeſetz aber, Artifel 319 und 320, welches die unbeabfichtigte, 
durch Ungefchidlichkeit, Unklugheit, Unaufmerkfamfeit, Nichtbeachtung von Bor 
fchriften, herbeigeführte Körpererlegung mit 6 Tagen bi8 2 Monat Gefängnig 
und 16—100 Franc Buße, oder einer der beiden Strafen, bei töbtlichem 
Ausgang mit 3 Monaten bi8 2 Jahren Gefängnig und 50-600 Francs 
Buße belegt, fol hierdurch fein Abbruch gejchehen. 

Abgeſehen von diefem Geſetz wünſcht Faure auch die Ausdehnung der 
Schutzvorſchriſten, die in dem Gefeß über die Kinderarbeit, von 1874, ent 
halten find, auf die Arbeit der Erwachſenen. 

Der Geſetzentwurf felbft zerfällt, wie der Titel andeutet, in zwei Theile. 

Es mögen gleich die Aenderungen mit angegeben werden, bie jpäter von 
der Commilfion gemacht wurden. 


0. Die Haftpfligt. 


Der Urbeitgeber ift für alle bei der Arbeit und durch die Arbeit vor 
gelommenen Unfälle verantwortlid. Die einzige Ausnahme von dieſer Regel 
findet ftatt, wenn ein Dritter durch Verbrechen oder Vergehen, für die er nad 
gemeinem Recht verantwortlich ift, den Unfall verurfachte. 

Die Entſchädigungspflicht des Arbeitgeber wird wie folgt begrenzt und 
feſtgeſtellt: 

1. Für Männer: 

a) Wenn der Unfall den Tod ſofort oder nachträglich zur Folge hatte, 
werden der Wittme zwei Jahreslöhne des Verunglüdten bis zu einer Marimal 
entihädigung von 3000 Franc gegeben. Jedes legitime Kind, welches bem 
Unfall lebt oder innerhalb zehn Monaten danach geboren wird, erhält bis zum 
fechzehnten Jahre eine Rente von 150 Francs, ift der Arbeiter verwitwet, 
von 200 Francd. Hat der Arbeiter weder Frau noch Kinder Hinterlajten, ſo 
erhalten fechszigjährige Eltern oder Großeltern, zu gleichen Raten zufammen 
einen Jahreslohn, bis höchftend 1200 France. 

b) Hatte der Unfall volle Arbeitsunfähigkeit zur Folge, fo erhält ber 
Arbeiter eine Leibrente von !/s des Jahreslohnes, wenigftens 360 (Commijfion 
400) höchſtens 750 (Commilfion feine Marimalgrenze) Francs. 
erhält die Frau eine Leibrente von 100 Franc (Commiffion 250). “Jede 
Kind — Berechnung wie oben — erhält bis zu 16 Jahren eine Rente von 
100 Franc (Commiſſion 150). 
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c) Bei theilmeifer Arbeitsunfähigleit wird eine Rente von / 10 bis 1/4 des 
Jahreslohnes gegeben, der ftetS als der 300fache Tageslohn, 52fache Wochen- 
lohn, 12fache Monatslohn zur Zeit des Unfalles zu berechnen iſt. 

d) Bei vorübergehender Arbeitsunfähigfeit wird dem Arbeiter 6 Monate 
hindurch der halbe Lohn gewährt. 

2. Für die Frauen: 

Beim Tode einer Wittwe erhalten die Kinder biß zu 16 Jahren eine 
Rente von 150 Francs Commiſſion 200); ift die Getöbtete nicht verheirathet, 
oder finderlofe Wittwe, fo erhalten fechszigjährige Eltern oder Großeltern zu 
gleichen Raten zufanımen einen Jahreslohn bis höchſtens 750 Francs. Bei 
theilweiſer Arbeitsunfähigfeit, die nur noch Sorge für den Haushalt zuläßt, 
wird I/s bis Y/s des Jahreslohns, mindeſtens 200, höchſtens 500 Francd ge= 
geben. (Lommiffion feine Marimalgrenze.) Bei vorübergehender Arbeitsunfähig- 
fit wird 6 Monate lang der volle Lohn, mindeftens 1 Franc (Commiſſion 
2 France), höchſtens 2,50 Francs (Commiffion feine Marimalgrenze) gegeben. 

Nah den Motiven follte der Fall des Art. 319 ff. des Strafgejetes 
durch den vorliegenden Entwurf nicht ausgefchlofien werden. Die Commiffton 
ſetzte das in einem befonderen Artikel ausdrüdlich feit. 

Bei Vorkommen eines Unfalles, der zu Arbeitsunfähigkeit — alfo auch 
voräbergehender — führt, muß der Arbeitgeber bei 16—100 Francs Straſe 
binnen 24 Stunden den Friedensrichter benachrichtigen, der ſofort ein Protocoll 
aufzunehmen hat, das dem Staatsanwalt und Fabrikinſpector für Kinderarbeit 
einzuſenden iſt. Letzterer hat halbjährigen Bericht an den Handelsminiſter ein⸗ 
zuſenden. 

Auf Antrag des Verunglückten oder der Rechtsnachfolger hat der Friedens⸗ 
richter am Bezirkshauptort ein Schiedsgericht einzuberufen, dem er präſidirt 
und das aus dem Maire des Domicils des Verunglüdten, dem Fabrikinſpector, 
einem Arbeitgeber und einem Arbeiter befteht; die legtgenannten PBerjonen find 
von dem gewerblichen Echied3gerichte, wo ein folches nicht befteht, von dem 
Stadtrath des Unfallortes zu mählen. 

Dieſes Gericht hat ſich über abfofute, oder theilmeife Arbeitsunfähigteit 
auszufprecden, in lesterem Falle dad Maß der Entſchädigung — ohne 
Appellation — zu beftimmen. Läßt ſich der Fall noch nicht überfehen, jo kan 
das Urtheil bis zu ſechs Monaten verjchoben werden. 

Die Entihädigungsanfprüche der Arbeiter find beim Concurs privilegirt 
nah Urt. 2101 des Code civil (Dienftlöhne zc.), die Entjchädigungen und 
Renten unpfändbar und inceffibel. Die Entfchädigungsanfprüche verjähren binnen 
emem Sabre. Jede Webereintunft zwifchen Arbeiter und Arbeitgeber zur Um- 
gehung der Beſtimmungen des Geſetzes ift null und nichtig. 

So find denn durch biejen eriten Theil des Faure’schen Entwurfs beftimmte 
Entichädigungsfäge feftgefegt, ein befonderes Schiedsgericht zur endgültigen Ber 
urtbeilung der Zälle eingerichtet und Berträge, wonach der Arbeiter auf feine 
Anfprüche verzichtet, wirkungslos gemacht worden. 

Der zweite Theil behandelt nun die Verfiherung der Unternehmer. 
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Pf. Die Verfiderungstaffe. 


Eine Berfiherungstaffe unter Stantsgarantie, zu verwalten von der 
Depofitenkaffe, wird zur Dedung der Arbeitgeber gegen die Haftpflicht eingerichtet. 
Die Berfiherung erfolgt collectio für alle Arbeiter und Beamte einer Unter 
nehmung und auf drei Jahre. Die Tarife werden auf einen Tag berechnet, 
die Prämie ift daher nad) Maßgabe der Geſammtarbeitstage aller Arbeiter zu 
berechnen, fie wird am Ende eines jeden Vierteljahre® auf Grund einer vom 
Arbeitgeber gemachten Erklärung bezahlt. Die Regifter des Arbeitgebers, welche 
Lohn und Arbeitszeit nachweifen, fönnen von den Kaffenbeamten eingelehen 
werden. Für die verfchiedenen Induftrien werden fünf Gefahrenklaſſen gebildet 
und die Prämien berechnet. In jeder Klaſſe werden drei Kategorien gemacht, 
je nachdem die Etablifjements3 in Hinfiht der Sicherheit und Gefundheit gut 
eingerichtet und geordnet find. Die erite Klaſſe erhält eine Reduction von 2500 
der berechneten Prämien, die zweite zahlt diefelben in der berechneten Höhe, die 
dritte mit 25%;0 Zuſchlag. Die Einweifung in die Kategorien erfolgt durch die 
Kaflenbeamten im Einvernehmen mit dem Verficherten. Berbeflerungen be 
rechtigen zum Aufrüden in eine höhere Klaſſe. Ä 

Das PVermögen der 1868er Kaffe gehört binfort auch der neuen, welde 
vor Allem aus den Prämien, eventuell durch Staatszuſchuß erhält. Alle Ein- 
nahmen find binnen acht Tagen in Staatsrenten anzulegen. 

’ Die Leibrenten werden von der —— geliefert, au welche die 
Unfallverfiherungstafle die zur Beſtellung derjelben nöthigen Capitalien zu zahlen 
bat. Alle fünf Jahre find die Tarife zu revidiren, welche binnen drei Monaten 
m ne bes Gefeges mit deu nötbigen Ausführungsbeftinnmungen zu er⸗ 
aſſen find, | 

Die Protocolle des Friedensrichter8 find unentgeltlih zu liefern. Eine 
Dbercommiffion wird eingerichtet und bat jährlichen Bericht zu erftatten. 


y. Anbang zum Entwurf. 


Bon principieller Wichtigkeit für die Annahme des Entwurfs ift natürlich 
die Frage, ob e3 möglich iſt, einen geniigenden Tarif feftzuftellen und wie hoch 
fih die Prämien belaufen. Es ift daher zunächſt eine Lohnftatiftif angefügt, 
aus der folgende Mittelmertde genommen find. Es erhalten Werfführer: m 
Paris 6,57, in der Provinz 5,44 France, Arbeiter, die die Mafchinen in Gang 
zu halten haben (Heizer, Mafchiniften) in Paris 5,51, in der Provinz 3,81 France. 
Gewöhnliche Arbeiter: in Paris 4,23, in der Provinz 2,71 Francd. Nah 
dem Alter: gewöhnliche majorenne Arbeiter in Paris 4,82, in der Provinz 
3,44 Francs, Arbeiter von 15—21 Jahren: in Paris 3,06, in der Provinz 
2,23 Francs, Frauen in Parid 2,41, in der Provinz 1,70 Francs. 

Durchſchnitt wird in Paris 304, in der Provinz 288 Tage im Jahre 
gearbeitet. 

Nun folgt eine Berechnung der Kaſſenthätigkeit: 

Die Zahl der Unfälle wird für die Männer bei 100 000 Berficherten als 
800 angenommen. Davon finden 40 mit tödtlichenm Ausgang ftatt, 30 mit 
abfoluter, 180 mit relativer WrbeitSunfähigkeit (zum bisherigen Gewerbe), 
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550 mit vorübergehender Arbeit3unfähigfeit. Für diefelben follen — an ein- 
maligen und vorübergehenden Zahlungen — bei Annahme eine mittleren Tohns 
von 1200 Franc 187 900 Francs bezahlt werden müflen, fowie, für ein 
mittlere8 Alter von 35 Jahren 47350 Francd Leibrenten durch eine Capital: 
zahlung von 685 298 Franc beftellt werden. Es bat aljo eine Jahresausgabe 
für 100 000 Berficherte von 873 198 Francs zu erfolgen, für den Verunglüdten 
im Durchſchnitt von 1000 France. 

Die Berfiherungsprämie ſoll daher 9 Francs jährlich oder 75 Gentimes 
für 100 Francs des mittleren, zu 1200 Francs angefegten Lohns betragen; 
dam wird fi) noch ein Heiner Ueberfchuß ergeben. 

Für die Frauen werden 400 Unfälle für 100 000 Berficherte mit einer 
Gefammtansgabe von 292000 Francs, alfo 400 Francs pro Berunglüdte an⸗ 
genommen, die durch eine Prämie von 3 Francs gededt werden. 

Soweit der Entwurf von Felix Faure. ft feine Berechnung der Unfälle 
rihtig und fie bafirt fi auf die Unfälle in den Bergmerfen, kommen auf 
100 000 Berficherte 800 Unfälle vor, und zwar fo vertheilt wie er annimmt, fo 
find alfo DurchfchnittSprämien von 3 und 9 Francs für den Arbeiter zu zahlen. 

Diefelben folen nun noch nad Gefahrenflaffen fpecificirt werden. 


d. Die beiden erften Entwürfe der Commiffion und Debatten 
der Kammer. 


Die Commiſſion von 11 Mitgliedern unter Nadaud's Vorfig, welche aus 
Anlaß feines Antrags eingejegt mar, theilte die ihr vorgelegten Entwürfe, zu 
denen noch eine Reihe Amendements gelommen maren, in zwei Theile, ſoweit 
fie fi auf Verminderung der Beweislaſt und ein befchleunigte Verfahren be- 
zogen und foweit fie die Einrichtung von Berficherungstaffen betrafen. 

Ueber den erften Theil ftattete fie am 28. März 1882 Bericht ab und 
formulirte entiprechende Vorfchläge, da fie der Meinung war, es fünne dieje 
Frage von den Berficherungsplänen, die noch längeres Studium erforderten, 
getrennt gelöft werden. Die Kammer war jedoch anderer Meinung und ver« 
wies am 13. März 1882 die Vorlage an die Commiſſion zurüd, mit dem 
Auftrage erſt das geſammte Material zu berathen. 

Nachdem in der Zwiſchenzeit die Kammer einmal mit 284 gegen 
169 Stimmen (am 21. Juni) den Beihluß gefaßt hatte, den Erlös vom 
Lerlauf der Krondiamanten zum Beſten der Invaliden der Arbeit zu ver« 
wenden, wurde am 11. November 1882 der neue Bericht vorgelegt, in dem 
die Commiſſion mit den oben erwähnten Ermeiterungen der finanziellen Örenzen 
den Antrag von Felir Zaure zu dem ihrigen machte. 

Am 8. und 13. März 1883 kam e8 zu äußerfi lebhaften Verhandlungen, 
bei denen die verjchiedenen Intereſſen fcharf auf einander plagten und welche 
den folgenden Gang nahmen. 

Nadaud wies zuerft darauf bin, daß num ſchon drei Jahre die Frage vor 
der Deputirtenlammer fich befinde; das Project von Faure vermirflihe das 
Princip der Solidarität von Arbeitern und Arbeitgebern ; die Collectivverfiherung 
werde verhindern, daß mie bisher wenn ein Unfall ftattfindet bie Arbeiter 
und ihre Familien inmitten der aufgehäuften Neichthümer, der angeblichen 
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Civilifation wie Parias leben müſſen, al8 ob fie nicht Kinder des großen Frant- 
reich wären. In der Großinduftrie feien fünf viertel Millionen, in der Heinen 
Induſtrie zwei Millionen Arbeiter beichäftigt, mit ihren Familien lebten faſt 
8 Millionen von der induftriellen Arbeit und für alle dieſe beftehe eine be- 
fondere directe oder indirecte Unfallsgefahr. Die Gerichte aber urtheilten jo, 
al8 ob da8 eine einfache, perfönliche Gefahr fei; wenn ein Mann verunglüde, 
jo ift da8 eben fein Unglüd, wenn er getödtet wird, jo ift das eben ſchlimm 
für feine Familie Diefer Doctrin des laisser aller und laisser faire mühe 
von dem franzöftichen Parlament, da Niemand jonft es könne, ein Ende be 
reitet, der Antrag Faure angenommen werden. Nadaud trat Peulenen 
entgegen. Dan habe feinen Antrag abgelehnt, weil er die Proceſſe nicht ver 
hindere und dem Arbeiter, der durch fein Verfchulden verunglüde, dem gemeinen 
Recht gemäß die Verantwortung dafür überlafle. Wenn man die Proceſſe, den 
Streit der Menfchen unter einander, aus der Welt fchaffen fünnte — dam 
wären alle focialen ragen gelöft! Und nun lege man dem Arbeitgeber dielt 
. umbedingte Haftpflicht auf und fage ihm: Sei nur ruhig, du kannſt did ja 
verfihern! Als ob er das nicht ftet3 gefonnt hätte! Und dem Arbeiter würden 
feine Anfprüche befchräntt, nur wenn e8 dem Gericht gefalle den Arbeitergeber 
ftrafrechtlih zur Unterfuhung zu ziehen, fönne er mehr erhalten, als das Gele 
gebe. „Die Unflugheit oder das Verſchulden des Arbeiters befeitigen feinen 
Anfpruch nicht,“ fage der Commiffionsentwurf, man muß den Arbeiter gegen 
feine eigene Nachläſſigkeit fchiigen, denn die tägliche Wiederholung einer gefähr- 
lichen Arbeit gewöhnt ihn unmerklich, die möthige Vorficht zu unterlaffen. Das 
überfteige doch die Grenzen aller focialiftiihen Vorſchläge, die bis heute gemacht 
feien. Den Arbeitgeber für das Verſchulden des Arbeiter verantwortlich zu 
machen, das ſei ja eine fchreiende Ungerechtigkeit! Wenn der Staat in gemiliem 
Grade haftbar fei, wie er es vorfchlage, fo jei das nicht unberechtigt, weil in 
ben Arbeitern der Reichtum und das Vermögen eine Tandes liege! Aber deu 
Ürbeitgeber im Fall höherer Gewalt, ja bei Berichulden des Arbeiter zu 
ruiniren — wer wolle dann noch Arbeitgeber fein? Wenn er dem Arbeiter 
befehle eine Handlung zu unterlaflen und er nimmt fie vor, er geht Hin, wo er 
nicht Hin gehen fol und verunglüdt, dann fol der Arbeitgeber haften? Du 
nehme man ja dem einen was dem andern gehört, und fagt dazu „rubig, 
feinen Proceß“. Und feine entgegengefegten Abmachungen follen getroffen werden? 
Wenn er einen neuen Arbeiter an eine gefährliche Mafchine ftelle, der fie zu 
fennen verfichere — dürfe er dann nicht fagen, ja, ich will dir die Arbeit geben, 
aber für dein Verfchulden nicht verantwortlich fein? Die Arbeiter Fönnen den 
Arbeitgeber alfo nach Belieben ruiniren? Und dann gebe man dem Arbeitgeber 
die Erlaubniß, die nichts neues fei, fich zur verfichern ? Ein folches Gefeg, welches 
unter dem Namen einer Reform die Örundlagen der Gefellichaft umftürze, die 
Selbftverantwortlichkeit de Menſchen, die Würde des Arbeiterd vernichte, fa 
unannehmbar! 

Nun ergriff Felix Faure da8 Wort: Nach fchmeizerifhen Erfahrungen 
babe von 100 Unfällen bei 12 das Berfchulden des Arbeitgebers, bei 20 das 
des Arbeiter8 nachgewieſen werden können; bei 68 aber liege der Grund wur 
in der Arbeit felbft oder höheren Gewalt. 

Nehme man nın 7 Unfälle bei 1000 Arbeitern an, fo würden in ran 
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reih in der großen und Heinen Induſtrie zufammen 20 000 Leute jährlich ver- 
unglüden. 17 000 davon hätten nad jenen Berhältniß keinen Entſchädigungs⸗ 
anfpruch, feien jeder Hülfe beraubt. Und die Berficherungsgefellichaften feien brillant 
geſchult darin, den Arbeiter zum Verzicht auf feine Ansprüche zu bringen, fie müßten 
gut den Proceß in die Länge zu ziehen, biß der Arbeiter nicht mehr könne. 
Son 319 Proceſſen an der vierten Civilkammer in Paris hätten nur 51 
por einem Jahre .geendet, 159 ein bis zwei, 73 zwei bis drei, 36 länger ge⸗ 
dauert, worunter einer von fieben Jahren gemejen fei; fait alle feien fie von 
Brivatverficherungsgefellichaften geführt worden. Für 86 Francs habe ein 
Arbeiter verzichtet, der dauernd im Hofpital gelegen habe. Das müſſe geändert 
werden. E83 handle fi nicht um einen Umsturz der geſellſchaftlichen Ordnung, 
fonden nur um Durchführung des Principg, daß die Unternehmung, bei der 
und für die ein Unfall fich ereignet, die Folgen deffelben tragen müfje. Ebenſo 
nie fie Capitalzins und Amortifation des Betriebsmaterials, ebenfo wie fie das 
Rifito des Feuerſchadens trage, ebenfo müſſe fie auch für die Folgen der Un⸗ 
fälle auflommen. Dies Rifito dürfe kein anderer tragen als derjenige, zu deſſen 
Gmnften die Arbeit erfolgt, welche das Riſiko mit fich bringt. Die Prämie für 
die Unfallverfiherung fei einfach als Theil der Productiongkoften aufzufaflen, 
mäfle von dem Product mitgetragen werden. 
Worin beftehe die Unvorfichtigleit des Arbeiters? Dem Mafchiniften ſei 
3 B. gewöhnlich verboten, die in Gang befindliche Maſchine zu reinigen. Nichts 
defto weniger geichehe dies in einem fort unter den Augen des Arbeitgebers, 
weil fonft die ganze Fabrik ſtill ftehen müßte. Der Arbeitgeber habe alfo den 
Augen von der Unvorfichtigkeit und man wolle fie den Mafchiniften zurechnen ? 
Bie folle der Arbeiter die Prämie zahlen? Er wähle ja feinen Beruf jelbft 
nicht, er treibe da8 Gewerbe, mas er gelernt habe, nehme die Stellung an, 
die ſich ihm bietet und muß fie annehmen um leben zu können. Er fei alſo 
nicht frei. Dabei fei der Lohn keinesweges mit der Gefahr fteigend, ein Dach⸗ 
deder verdiene weniger al3 ein Bäder; wie follte der Arbeiter aljo die Prämie 
zahlen können? Der Arbeiter verfichere fich nicht, meil er glaube, dadurch die 
Berantwortlichkeit felbft zu übernehmen, feiner Anjprüche gegen den Arbeitgeber 
verluftig zu gehen. Und wenn ein Unglüd ſich ereignet, jo möge man doch die 
Arbeiter hören, wie fie verzweifeln, wie fie zornig werden, wenn fie nicht be⸗ 
geeifen können, daß das römiſche Recht die Gefahr des Unfalls bei der Arbeit 
ihnen zu tragen giebt. Das Gefeg werde zwar nicht auf dem Boden des ge⸗ 
meinen Recht, wohl aber auf den Brincipien der Billigleit und Humanität ruhen. 
Nach diefen beiden großen Reden, die vielfach durch Zwiſchenrufe unter- 
brochen wurden, wurbe die Fortfegung der Berathung auf den 13. März ver 
Khoben. An dieſem Tage empfahl erft mit menigen einfahen Worten ein 
Arbeiter, Brialon, die Annahme des Geſetzes. Dann ergriff Paſſy das Wort, 
um gegen den Entwurf zu ſprechen. Ex meinte, es fei unmöglich, daß die 
Heinen Arbeitgeber, die felbft nicht mehr Einkommen hätten als die Arbeiter, 
auf gleicher Stufe mit ihnen ftünden, auch bei Verfchulden derfelben, bei directer 
Rißachtung ihrer Anordnungen zu haften hätten. Dann fpradh er fich gegen 
die verichieden Hoch bemeflenen Entihädigungen bei Arbeitern der verjchiedenen 
ter aus. Man dürfe nicht die Meinung verbreiten, al3 fönne man mit 
Hilfe von Geſetzen die natürlichen WrbeitSbedingungen, die menſchliche Verant⸗ 
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mwortlichteit aufheben, daß Geſetz von Angebot und Nachfrage, die Höhe der 
Arbeitslöhne, den Gang der Gefchichte beeinfluffen. Er warne vor jedem Schritt 
auf diefer Bahn. 

Ihm widerſprach Nadaud. Er bezog ſich auf die Ausbreitung der Ber 
fiherung in England, wo im Ganzen von 100 Leuten 76 einer Berficherung 
angehörten, während in Frankreich blos 10—12 ſich irgendwie verfichert hätten. 

Laroche Joubert ſprach fi für das Gefen aus, man müfle aber Be 
ftiimmungen hinein fegen, die bei abfihtlih vom Berunglüdten berbeigeführten 
Unfällen die Zahlung der Berficherungsfumme verhinderten. Sonft könne wohl 
3. B. ein kranker Yamilienvater einen Unfall herbeiführen, um jeinen Ange 
börigen eine Penfion zuzumenden. Das murde von anderer Seite eben ftarf 
angezmeifelt. 

Rouvier wies nochmals darauf Hin, daß nicht die Arbeitgeber allein die 
Laft tragen würden, ſondern ſich die Verſicherungskoſten auf Lohn und Preis 
der fertigen Waaren überwälzen würden. 

Schlieglih wurde dann der Commiſſionsentwurf, aljo der Faure'ſche Antrag 
zur weiteren Berathung an die Commiſſion zurüdverwiefen. 


e. Der Commiffionsentmurf vom 16. Februar 1884. 


Die in den Sammerdebatten darüber bervorgetretenen Meinungsverjchieben: 
heiten, ob die Unfallverficherung dem Arbeitgeber zur Laſt zu legen fei, fpiegeln 
fih in einer großen Anzahl Aeußerungen der betroffenen Intereſſentenkreiſe 
wieder. 


Eine Brochüre des Bergingenieur8 Saloınon wünscht dem Arbeitgeber in 


den Maßnahmen zum Schuge der Arbeiter unter Ausſchluß jedes gefeglichen 


Eingriffs die vollite Freiheit der Bewegung zu wahren, dann würden gemiß 
die wenigften Unfälle eintreten. In der Uprilfigung des Jahres 1883 des 
Centralcomites der Syndilallammern zu Paris — einer Anzahl Unternehmer: 
verbände, welche ſich als das nioderne, noch in der Entwidlung begriffene Ge 
genftüd der früheren Meifterverbände darftellen!) — wurde der Bericht einer 
zur Begutachtung der Gefegentwürfe eingefegten Commiffion verlefen. Begreif⸗ 
licherweife machte man gegen alle Entwürfe von der Umkehrung der Beweis⸗ 
laft bis zur obligatorifhen Haftung und Verſicherung auf das Entfchiedenfte 
Front: Arbeiter mit Familie würden wegen der eventuell zu "zahlenden höheren 
Entfhädigung feine Arbeit mehr finden. Jeder Unfall werde dein Arbeitgeber 
zur Laft gelegt, er müſſe einen negativen Beweis führen. In allen großen 
Etablifjement3 gebe e8 fchon interne Berfiherungstaflen ; für die kleineren Unter: 
nehmer wäre die Einrichtung von Verfiherungsverbänden innerhalb der Eyn 
difalfammern im Gange. So habe die Syndikalkammer der Maurermeifter 
vom 1. April 1881 bi8 December 1882 an 1430 Verunglückte Entſchädi⸗ 
gungsfummen gezahlt, und nur 8 Fälle feien wegen übertriebener Yorderungen 
vor Gericht gelommen. In dem Steigen der Löhne feit Einführung der 








1) Man vergleiche hierüber die Schrift von Profeffor Lexis: Gewerkvereine und 
Unternehmerverbände in Frankreich, Schriften des AR für Socialpolitit XVII. 
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Mafchinen fei eine Prämie für das Riſiko des Arbeiters enthalten. Wenn ein 
Verſchulden des Arbeitgebers beftehe, werde es ſich nachweiſen lafien. Man 
molle den Arbeitern nicht die Beleidigung anthun, zu behaupten, daß fie zu 
abhängig feien, um eventuell gegen den Arbeitgeber zu zeugen; ihre Ausfage 
entipreche jedenfalls ftetS der Wahrheit. Der Staat folle weiter nichts thun, 
als die gerichtliche Enticheidung der Entſchädigungsllagen befchleunigen. Ex 
bürfe nicht die Nachläffigfeit und Unaufmerkſamkeit der Arbeiter prämiiren, wie 
das in den vorliegenden Entwürfen gefchehe. 

Ein Brief der Handelsfammer von Bordeaur an den Handelsminifter vom 
19. December 1883 findet, daß der Arbeiter, wenn man fein Verſchulden 
nicht berüdfichtigt, alS unzurehnungsfähig und als Mafchine behandelt würde, 
deren Bruch) auch der Fabrikant bezahlen müßte Die Induſtrie würde rui⸗ 
nirt werden. Die vorgeichlagenen Ausnahmegerichte feien nicht unparteitich. 
Das einzig Thunliche fei, die gefeglich geforderten Schugmaßregeln für die 
Arbeiter zu verjchärfen und den Gang der gerichtlichen Verhandlungen zu be⸗ 
chlennigen. Wolle der Arbeiter verfichert fein, fo miüfle er das felbft thun; 
:benfo Fönne ſich der Arbeitgeber wegen feiner Haftpflicht verſicher. Der 
Staat habe feine andere Miffton, als Arbeitgeber und Arbeiter auf die vor⸗ 
heilbaften Wirkungen einer ſolchen Verſicherung aufmerkſam zu machen. 

Eine ganze Reihe anderer Handeld- und Syndikalkammern fprad fi) in 
ihnlichem Sinne ans. | 

Bor diefem, ſeitens der Arbeitgeber durch die Prefie ausgeübten Drude 
md den bei den Verhandlungen vom März 1883 ausgeſprochenen Meinungen 
ih die Commiſſion in einem neuen, am 16. Februar 1884 bdeponirten Bes 
2 =. zurüd, legte vielmehr dem Arbeitgeber eigentlich noch größere 
‚arten anf. 

Sie erklärt aus dem Gange der Verhandlungen auf drei Wiünfche der 
dammer zu ſchließen: Für die Unglüdsfälle, bei welchen nad) der beftehenden 
hejetzgebung der Arbeiter eine Entihädigung verlangen kann, joll ihm der Be⸗ 
vers erleichtert und die gerichtliche Procedur bejchleunigt werden. Für die 
fälle, wo die beftehende Gejeggebung dem Arbeiter feine Entichädigung zu⸗ 
onmen läßt, foll er menigftens vor der Noth geſchützt werden. In beiden 
Fällen foll weder der Staatskaſſe eine neue Laſt aufgebürdet, noch die In⸗ 
mſtrie zur Soncurrenz mit dem Ausland unfähig gemacht werben. 

Bon diefen Geſichtspunkten ausgehend, hatte die Commiſſion die vorhan- 
enen Entwürfe und Amendements, die unterdeſſen auf vierundzmanzig ges 
hegen waren, einer erneuten Prüfung unterzogen. 

Bon dem Entwurfe Nadaud’s vom 14. November 1881 nimmt die 
Sommiffion die Beftimmung an, daß die Bemeislaft dem Arbeitgeber obliegen 
olle; im Gegenſatz zu dem Nadaud’schen Vorſchlag und einem von den Ar« 
eiter-Deputirten Broufje und Brialou am 15. November 1883 eingebrachten 
Progect will fie aber den Arbeitgeber nicht nur in dem Falle, daß er das 
Berichulden des Arbeiters nachweilt, von der Entichädigungspflicht des bürger- 
ichen Rechtes befreien; der Arbeitgeber ſoll auch frei fein, wenn, wie Girard 
m 10. Januar 1882 vorgefchlagen und der erſte Commiſſionsentwurf vom 
8. März 1882 beftimmt hatte, ein Fall höherer Gewalt nachgewiefen wird, 
ür den weder der Arbeitgeber, noch feine Angeftellten aufzulommen haben. - 

Schriften xxvi. — dv. d. Often, franz. Arbeiterverfiherung. 10 
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Der unbefchränfte Anſpruch auf Enfchädigung nad) dem Code civil jol 
dem Arbeiter aber zuftehen, wenn der Urbeitgeber die genannten Beweiſe nicht 
führen Tann. Weil dieſes Recht dem Arbeiter in dem Fanre’schen Entwurf: 
beſchränkt wurde, lehnt die Commiſſion ihn jegt ab, obmohl fie ihn ja cl 
zweiten Commiffionsentwurf angenommen hatte. Dit diefem Project fallen cin 
Reihe dazu geftellter Amendements fort. 

Die Beulevey’schen Entwürfe vom 14. Januar 1882 und 26. November 
1883 werden wegen ihrer Complicirtheit, der ftet3 erforderlichen PBrocegführ 
und was namentlich den zweiten Entwurf betrifft wegen ber Unterſcheidung u 
grobem und leichtem Verſchulden was in der Praxis nicht auseinander gehalten 
werden konne, abgelehnt. 

Entwürfe von Remowille vom 13. December 1881 und 7. Mai 188% 
merden für unvollftändig erklärt, weil fie ſich nur auf den Fall des — 
beitgeber nicht gelungenen Veweiſes beziehen und eine Reihe nicht hergeh 
aus dem gemeinen Recht heraustretender Proceßvorfchriften enthalten. 

Für den Fall, daß es dem Arbeitgeber gelingt, fi duch Führung | 
verlangten Beweiſe von der Haftpflicht des gemeinen Rechts zu befreien, om 
aber der Arbeiter nicht leer ausgehen. Wie ein Entwurf Girards und zweie 
anderer Commiffionsmitglieder vom 10. Mai 1883 vorgeſchlagen, a 
Commiffion den Begriff eines profeffionellen Riſilos auf. Sie ift der 9 
daß die Arbeit in Induſtrien, welche eine mechanifche Triebkraft Dante, ü 
befonderes Riſiko mit ſich führe: ein Unglüdsfall in diefen Induſtrien erjchent, 
felbft wenn er nachweislich burch höhere Gewalt oder durch Umvorfichtigfeit dei 
Arbeiters entftanden ſei, doch im Grunde durch den Betrieb au und für ff 
herbeigeführt, fo daß eine Entſchädigungspflicht der Induſtrie auferlegt w 
müſſe. Nur im Fall der Arbeiter abfichtlih, ohne daß er daran hätte ve 
bindert werden können, den Unglüdsfall herbeigeführt , fol er feinen Aulı nu 
auf Entihädigung haben. 

Da bei dem durch profeifionelles Riſiko herbeigeführten Unglücksfall de 
Arbeitgeber jelbft ja feine Schuld trifft, ſoll die Entſchädigung nicht die de 
gemeinen Rechtes, fondern eine bejchränfte fein; und zwar foll der Arbeiter 
viel erhalten, al8 er von der Staatsunfallverſicherungskaſſe von 1868 belomm 
haben würde, wenn er fich bei derfelben mit 8 Francs Prämie eingela 
hätte, gegen 8 Francs Prämie giebt die Kaſſe aber 2560 Francs bei relatine 
5120 Francs bei abjoluter Arbeitunfähigkeit, und zwei Jahresraten ber } 
letgtere Summe beftellbaren Altersrente an die Hinterbliebenen eines * | 
Arbeiters, 

Aus diefen beiden heilen, dem einen, melcher für die Haftpflicht d 
Code civil die Beweislaft ändert, und dem andern, welcher die ftet3 ein 
befchränfte Haftpflicht der Unternehmer wegen des profeffionellen Riſilos « 
führt, ſetzt fih der Commifflonsentwurf vom 16. Yebruar 1884, der au 
24. Mai 1883 in erfter Medaction vorlag, zufammen. 

Eine Cumulation der beiden Entjchädigungsfunmen darf im Gegenjag ’ 
Brialou's Antrag vom 15. November 1883 nicht Rattfinden, vielmehr ift 
beſchränkte Entſchädigung von der gerichtlich zuerkannten in Abzug zu bringen 

In Bezug auf die gerichtliche Procedur ift beftimmt, daß die Entſcha 
digungsflagen auf Grund des Code civil in fummarifchem Verfahren entſchiede 
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werden follen. Für die Anſprüche auf Grund des profeffionellen Riſikos, die 
binnen 6 Monaten nad) dem Unfall geltend gemacht werden müfjen, ift der 
driedensrichter in erfler und legter Inſtanz zuftändig. Hat aber ein Arbeitgeber 
eine Berficherung bei der Staatskaſſe contrahirt, fo ſoll ſich der Friedensrichter 
in Betrefi der Entfepeidung über die Art der Arbeitsunfähigfeit dem Urtheil 
anſchließen, welches durch die für die Beurtheilung der Anſprüche gegen die 
Staatskaſſe eingefegten gemifchten Commiffionen abgegeben wird. Die Anſprüche 
des Arbeiter8 gegen den Arbeitgeber find privilegirt, ebeufo wird ihm ein Ans 
ſpruch auf die von Verſicherungsgeſellſchaften an den Arbeitgeber zu zahlenden 
Summen eingeräumt (zu Code civil 2101, 2102). 

Nur für die Arbeit in Fabriken, Ateliers, Bauplägen, Bergwerken, Trans⸗ 

portunternehmungen und überhaupt allen mit mechaniſcher Triebkraft arbeiten⸗ 
den Unternehmungen hat das Geſetz Geltung Somit ift ber Arbeiter, ber 
jelbftändig bei einem Privaten, bei Kleinen Unternehmern, bei wirklich [änblichen 
Betrieben beichäftigt ift, von dem Geſetze, auch der Befreiung von der Beweis- 
laſt, ausgeſchloſſen. Nur während der Arbeit jelbft vorfommende Unfälle ftehen 
m Frage. 
Mit diefem Entwurfe glaubt die Commiſſion dem Arbeiter bedeutend ge- 
helfen zu haben, indem fie ihm die Durchführung ber Anfprüche vor Gericht 
erleichtert, daS Berfahren beſchleunigt, und ſelbſt in den Fallen, wo er bisher 
leinen Anſpruch hatte, ihm eine Entſchädigung gewährt. 

Auch nicht ein Pfennig ſei vom Staate verlangt. 

Einzelnen Induſtrien werde eine Laſt aufgeladen, der ſie bisher unge⸗ 
rechterweiſe ledig geweſen wären. Die Laſt ſei höchſtens 8 Francs jährlich pro 
Arbeiter, alſo 2,19 Centimes täglich. Sie werde theilweiſe auf den Arbeiter 
ibgewãlzt werden. Die große Zahl der Induſtriellen, die jetzt ſchon ihre Ar⸗ 
beiter werficherten, erlitten gar feine Mehrbelaſtung. Privatunfallverfiherungs- 
ur würden in Zolge des Gefeges entftehen und die Prämien noch herab- 


— glaubt die Commiſſion, daß der Entwurf gut ſei. Aber zwei 
Lüden weiſe er auf: daß nicht ſofort proviſoriſch Jemand bis zum Entſcheid 
des Friedensrichters oder Richters zur Unterſtützung verpflichtet ſei. In dem 
Entwurf vom 24. Mai 1883 habe die Commiſſion dem Friedensrichter die Bes 
fugwiß gegeben, eine ſolche proviforifche Unterftügung zu befehlen. Sie habe 
ba3 fallen lafien, meil der Arbeitgeber durch feine Zahlung von 8 Franc an 
die Unfallskaſſe keinen Anipruch auf Erſatz folder Auslagen erlange, und man 
im Gefeß eine fefte im Voraus beftimmte Ausgabe für den Arbeitgeber habe 
eftfegen wollen. Wolle die Kammer die Beflimmung wieder berftellen, fo 
würde die Sommilfion gern zuftimmen, da fonft für den Arbeiter zwifchen dem 
Unfall umd dem friedensrichterlichen Entſcheid eine harte Zeit liege. 

Die zweite Lücke des Entwurfs fei, daß nur die durch induftrielle Arbeit 
äußerlich berbeigeführten Verlegungen, nicht die bei ungefunden Induftrien aufs 
tretenden innern Sranfheiten dem Arbeiter Anfprüche gewährten. Aber man 
onne nicht Alles auf einmal regeln, und die Sammer würde in diefer Be⸗ 
ziehung einen großen Yortichritt zu verzeichnen haben, wenn fie zugleich den 
von Nadaud und Faure am 11. November 1882 eingebrachten Entwurf über 
die Geſundheits⸗ und Schugmaßregeln bei der Arbeit annehme. 

— — 10* 
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Nach dem vorliegenden Entwurf ift dem Arbeiter, es fei deun, daß er 
den Unfall abfichtlich herbeigeführt, eine Entjchädigung von 5120 Francs bei 
Unfähigkeit zum Weiterbetriebe bes bisherigen Gewerbes ſicher. Kann der 
Arbeitgeber aber, wenn vor Gericht verklagt, nicht höhere Gewalt oder Ber: 
ſchulden des Arbeiter8 nachweiſen, fo muß er die ganze, vom Gericht zu nor- 
mirende Entichädigung zahlen. 

Bon Ribot wurde der Kammer eine Petition übergeben, worin 2249 
Induftrielle von Paris, 3016 aus der Provinz und 220 Landbeſitzer um Ab 
lehnung des vorgefchlagenen Geſetzes bitten. 

Die bevorftehenden Sammerverhandlungen werden den Widerftreit der In⸗ 
tereſſen abermals fcharf hervortreten Lafien. 


— 


Schlußz. 


Die Reformprojecte der letzten Jahre beziehen ſich, wie im Vorſtehenden 
gezeigt worden iſt, der geſammten Entwickelung des franzöſiſchen Arbeitemer 
fiherungswefens gemäß, einerjeit3 darauf, die Bildung, das Beſtehen, die 
Bereinigung der Hülfsvereine zu fördern und zu läutern, andere Geſellſchafts⸗ 
Hafjen zur finanziellen und perjönlichen Unterftügung der Vereine heranzuziehen, 
die Staatsfubvention zu vermehren. Andererſeits follen diejenigen Theile der 
Arbeiternerficherung, welche die Hülfsvereine allein nicht wohl Durchführen können, 
durch Bermittelung und Hülfe des Staates geordnet werden. Es ſcheint hödft 
wahrfcheinlih, daß die Verficherung gegen Unfallögefahr, die ihrer Natur nad 
mit der Beichäftigung des Arbeiter8 aufhört und wechſelt, rationell betrieben 
eine große Beweglichfeit, leichte Unterbrehung der Prämienzahlungen erfordert, 
den Arbeitgebern auferlegt wird, der feine Prämienzahlungen der Unfallsgefahr 
feines Perſonals leicht accommodiren kann. Die Alteröverficherung dagegen, dit 
fo bedeutende Mittel verlangt, daß deren zwangsweife Eintreibung wohl nidt 
möglich ift, wird in engere Verbindung mit den Hülfsvereinen gebradjt wer 
den, die ihre Mitglieder ftetig zur Sparjamkeit und zur Vorforge anhalten. 

Große organische Gefegentwürfe find demnach zu erwarten: in dem legten 
Jahren wurde die Reform der gewerblichen Schiedsgerichte, die Beſchränkung 
der Kinderarbeit, der Schulzwang eingeführt; ſoeben ift das Geſetz über 
Bildung und Vereinigung der Gewerkoereine angenommen worden, welde den 
jo wichtigen Theil der Arbeiterverficherung, die Verſicherung gegen Arbeitslofg- 
keit übernehmen und den Arbeitern in ihren gewerblichen Beziehungen den 
Rückhalt geben follen, der ihnen noch fehlt. Wenn die gefeggebenden Factoren 
in Frankreich auch die übrigen Entwürfe durchführen, fo wird der Rahmen für 
‚eine Vereinsbildung der Arbeiter gegeben fein, welche burch ihre corporative 
organifche Strultur die Garantie der Dauer und Vervollkommnung in fih 
jelbft trägt und nach der bisherigen auffteigenden Entwidelung Dazu beftimnt 
ericheint, eine neue fruchtbare gewerbliche Organifation auf moderner Bafıs ber 
zujtellen. 





Anhang J. 


Die Hülfsvereine während des letzlen Jahrzehnls. 
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Die Hülfsvereine während bed leßzten Jahrzehnts. 
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Die Hülfsvereine während be3 lekten Jahrzehnts. 
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Die Hülfövereine während bes letzten Jahrzehnts. 
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Anbang DO. 
Die hauptſächlichſten Geſetze und Verordnungen. 


1. Geſetz, betr. die Gründung der Altersrentenkaſſe vom 
18. Juni 1850. 


en 1. Unter Staatsgarantie wird eine Penfiond- oder Altersrentenlaſſe 
ndet. 

en 2. Das zu der Rentenzahlung nöthige Capital entfteht aus frei⸗ 
willigen Zahlungen der Verſicherten an die Depoſitenkaſſe. Zahlungen werden 
nur in Summen von 5 Francs oder vielfachen von 5 Francs angenommen. 
Zahlungen unter 5 Francs werden bei Hülfsftellen, die im Art. 10 noch näher 
zu bezeichnen find, aufgefanmelt. 

Art. 3. Der Betrag der zu zahlenden Altersrenten wird für jede Ein 
zahlung nach Tarifen berechnet, welche ſich gründen auf: 

1) Die mit 50/0 zu berechnenden Zinfen und Binfeszinfen de 
Capitals. 

2) Die Wahrjcheinlichkeit des Wbfterbens, nach dem Alter des Zahlen: 
den und dem für den Beginn des Rentenbezugs gewählten Alter gemäß der 
Deparcieur’schen Tafel berechnet. 

3) Die Rüdzahlung der gemachten Einzahlungen nad dem Tode, menn 
der Berficherte bei der Einzahlung diefe Bedingung geftellt hat. 

Art. 4 Die Zahlungen können zu Gunften jeder über 3 Jahre alten 
Perfon gemacht werden. Die Zahlungen Unmiündiger von meniger al 
18 Jahren müfjen von Vater, Mutter oder Bormund erlaubt fein. Bor der 
Heirath gemachte Zahlungen verbleiben dem Einzahler. Während der Heimth 
von einem Ehegatten gemachten Zahlungen kommen jedem der Ehegatten allem 
zur Hälfte zu Gute. Nach Trennung der Ehe oder des Vermögens kommen 
weitere Zahlungen nur dem zahlenden Ehegatien zu Gute. Im Falle einjäh- 
riger Abmefenheit oder Entfernung eines der Ehegatten kann der Friedensrichter 
nah Umftänden die Erlaubniß geben, Zahlungen zu ausſchließlichem Nuten 
des Zahlenden zu machen. Gegen ſeine Enticheidung kann bei der Raths⸗ 
fammer appellirt werden. 
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Art. 5. Auf denfelben Kopf fünnen nicht mehr als 600 Francs Rente 
eingetragen werden. Die Zahlung zu Gunften eines Dritten ift erft nach Ab⸗ 
lauf eine8 Jahres definitiv. Die Alterörenten find bis zum Betrage von 
— Francs unpfändbar und unabtretbar. Die Renten werden vierteljährlich 
gezahlt. | 

Art. 6. Der Beginn des Rentenbezugs ift nad) Wahl des BVerficherten 
zuiichen 50 und 60 Jahren feftzufegen. 

Im Fall ſchwerer Verlegungen oder vorzeitiger Schwäche, wodurch nad) 
amtlicher Feftftellung abfolute Arbeitsunfähigteit herbeigeführt morden ift, kann 
die Rente, ſoweit fie bereits gemachten Zahlungen entſpricht, auch vor 50 Jahren 
liquidirt werden. 

Art. 7. Beim Tode des DVerficherten, einerlei ob derjelbe vor oder nad) 
dem Rentenbezugsbeginn eintritt, wird das Kapital ohne Zinfen den Erben 
oder Legataren zurüdgezablt, wenn der Verficherte bei der Einzahlung dieſe 
Bedingung geftellt hat, gemäß 8 3 Art. 3.- Sind Erben nicht vorhanden, fo 
lt das Capital an die Kaſſe. 

Art. 8. Jede Summe, welche nicht vorfchriftsmäßig, fondern mit faljchen 
Angaben über Namen, Civilſtand, Alter des BVerficherten, ohne die nöthige 
Erlaubniß eingezahlt ift, oder die dag zur Beftellung von 600 Franc Renten 
nöthige Capital überfteigt, wird vom Staat ohne Zinſen zurüdgezahlt. 

Art. 9. Jeder Verficherte erhält ein Buch, in welches die Einzahlungen 
md die denfelben entfprechenden Renten eingetragen merben. 

Art. 10. Ein von der Staatsregierung zu erlaflendes Reglement wird 
ne Form der Bücher und die Art und Weife beftimmen, in meldyer die Ein- 
ahlungen direct von den VBerficherten oder für ihre Nechnung von Eparfaflen, 
dülfsvereinen und andern Bermittlern zu machen find. | 

Art. 11. Gertificate, notarielle Acte und andere Papiere, weldhe nur zur 
Frfüllung der von dem vorliegenden Gefege aufgeftellten Bedingungen dienen, 
ir ausgeftellt und find von Stempel⸗ und Einregiftrirungs- 

r frei. 

Art. 12. Die Altersrentenfaffe wird von der Verwaltung der Depofiten- 
affe geführt. 

Ale Summen, welche von den Verficherten zur Beftellung einer Alters» 
ente eingezahlt werden, und die Binjen, welche diefelben bringen, werden, wie 
ie einfommen, und täglich zum Ankauf von Staatsrententiteln verwendet, die 
Bdann auf den Namen der Altersrententaffe eingetragen werden. Angelauft 
ürfen nur Renten werden, deren Kurs unter Pari ift; die höher zu verzin- 
nden haben den Vorzug. 

Halbjährlich läßt die Depofitenkafle in das große Staatsfchuldbuch auf 
en Namen der Rentner die während des Semefter3 fällig gewordenen Renten 
intragen. Bu gleicher Zeit läßt fie ſoviel Staatörenten von dem Guthaben 
er Altersrentenlaffe auf den Namen der Amortifationstaffe umſchreiben, als 
dthig find, um, nach dem mittleren Ankaufspreis während des Semefters, ein 
ſapital zu bilden, welches den einzufchreibenden Alterörenten gleichwertdig ift. 

Art. 13. Beim Minifter des Handels und Ackerbaues wird eine Com⸗ 
— zu dem Zwecke, alle auf die Altersrentenkaſſe bezüglichen Fragen 
u prüfen. 


Eiriften XXVI. — v. d. Often, franz. Arbeiterderficherung. 11 
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Die Commiſſion ift, wie folgt, au 25 Mitgliedern zufammengefekt: 

4 von der Nationalverfammlung gewählte Vertreter; 2 vom Staatörathe 
ernannte Staatsräthe; 2 vom Lafjationshof ernannte Räthe deſſelben; 2 vom 
Rechnungshof defignirte Räthe, 2 von der Academie der Wiſſenſchaften, 2 von 
der Academie der moralifchen und politifchen Wiflenichaften defignirte Mitglicder; 
> Directoren vom Yinanzminifterium; 2 Geiftlihe, 2 Aerzte, 2 Mitglieder 
eine3 gewerblichen Schiedsgerichts; je ein Vertreter des Aderbaues, der Indu⸗ 
ftrie, de8 Handels. 

Alle legtgenaunten Mitglieder ernennt die Regierung, Alle Mitglieder 
jind für vier Jahre ernannt und wieder wählbar. Der Miniſter des Handels 
und Aderbaues ıft Vorfigender der Commiſſion. 

Art. 14. Jährlich wird der Nationalverfanmnlung über die Situation 
der Altersrentenkafle Bericht erftattet. 

Vom 1. Januar 1853 kann daS vorliegende Gejeg, was den Zinsfuß 
und die Grundlagen des Tarif für neue Zahlungen anbelangt, abgeänder 
werden, aber ohne Rüdwirfung auf die bereit3 gemachten Zahlungen. 

Bon derjelben Zeit an fünnen bis zur Entfcheidung der Nationalverjanm: 
lung, Einzahlungen neu zutretender Berficherungen abgelehnt werden. 


2. Geſetz vom 12. Iuni 1861. 


Art. 1. Die Einzahlungen bei der durch das Gele vom 18. Juni 185 
eingerichteten Alterörentenfaffe müſſen mindeftens 5 Francs betragen und dürfen 
feine Bruchtheile von Francs umfaſſen. 

Art. 2. Der Zins des Kapital3, der den Tarifen zu Grunde liegt, 
nach welchen gemäß Art. 3 des obengenannten Geſetzes die AlterSrenten ber 
rechnet werden, wird zu 42/8 0 angenommen. 

Art. 3. Ausländer werden zu Zahlungen an die AlterSrentenkajje gerade 
wie die Inländer zugelaijen. 

Art. A. Das Marimum der Rente, welche die Altersrentenkaſſe auf einen 
Kopf eintragen laffen darf, wird auf 1000 Francz feſtgeſetzt. 

Art. 5. Die jährlich auf Rechnung ein und derfelben Berfon eirigezahlten 
Summen dürfen 3000 Francd nicht überfteigen. Zahlungen auf Grund ge: 
richtlicher Entfcheidungen, Zahlungen öffentlicher Verwaltungen, Hülfsverein, 
anonymer Geſellſchaften zu Gunften ihrer Beamten, Bedienfteten und Arbeiter 
find diefer Beſchränkung nicht unterworfen. ’ 

Art. 6. Der Rentenbezugsbeginn wird nad Wahl der Verficherten au! 
ein vollendete Jahr zwifchen 50 und 60 Jahren feftgefeßt. Die Tarife werden 
bis zu dem legtgenannten Alter berechnet. Renten für über 65 Sabre alte 
Perfonen werden nach dem für die 65 jährigen geltenden Tarifſatze berechnet. 

Art. 7. Der Berfiherte, der die Rückgewähr des eingezahlten Capital 
nach feinem Tode ausbedungen, Tann jederzeit das ganze Capital oder einen 
Theil defjelben aufgeben, un eine höhere Rente zu erzielen, die jedoch mt 
1000 Francs überfteigen darf. 

Der Gefchenfgeber, welcher die Rückgewähr des Capitals, fei es an fi, 
fei e8 an die Rechtsnachfolger des Beſchenkten ausbedungen bat, kann in gleicher 
Weiſe jederzeit das Capital aufgeben, fei es um die Rente des Befchenkten zu 
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erhöhen, ſei es um ſich ſelbſt, wenn die Rückgewähr an ihn ausbedungen mar, 
eine Rente zu beſtellen. 

Art. 8. Der Verſicherte, welcher den Bezugsbeginn auf weniger als 
65 Jahre feſtgeſetzt hat, kann während dem der Fälligkeit voraufgehenden 
Trimeſter, den Bezugsbeginn auf ein ſpäteres, vollendetes Jahr aufſchieben, 
ohne daß die Rente 1000 Francs überſteigen darf, oder daß ein Theil des 
eingezahlten Capitals zurückgewährt wird. 

Art. 9. Beim Tode des Verſicherten, vor oder nach dem Bezugsbeginn, 
wird das eingezahlte Capital ohne Zinſen den Rechtsnachfolgern zurückgewährt, 
wenn die Rückgewähr bei der Zahlung ausbedungen war und von der Erlaubniß 
des Art. 7 kein Gebrauch gemacht wurde. Die Eigenthumscertifikate zur 
Zurückziehung der bei der Altersrentenkaſſe eingezahlten Summen müſſen in 
den Formen und gemäß den Regeln, welche das Geſetz vom 28 Floréal VII 
aufſtellt, abgefaßt ſein. | 

Art. 10. Das referirte Capital verfällt der Kaffe, wenn Erben nicht 
vorhanden find oder in Folge der Verjährung, wenn es binnen dreißig auf den 
Tod des Rentners folgenden Jahren nicht verlangt worden ift. 

Art. 11. Jede unvorfchriftsmäßig, mit fehlerhaften Angaben über Namen, 
Civilſtand und Alter der Verficherten oder ohne nöthige Erlaubniß eingezahfte 
Eumme wird von der Kaffe ohne Zinfen zurückzewährt. 

Ebenſo werden ohne Zinfen zurüdgewährt die Summen, melcdhe bei der 
Rentenliquidation nicht einmal eine Nente von 5 Francd hervorbringen, oder 
die da Marimum von 3000 Francs jährlicher Einzahlung oder das zur Ber 
Rellung einer Rente von 1000 Francs nöthige Capital überjchreiten. 

Art. 12. Alle disponiblen Einnahmen, mögen fie von Einzahlungen 
oder erzielten Zinjen berrühren, werden, wie fie einfommen, und fpäteltens 
binnen 8 Tagen, zum Anlauf von Staatsrenten verwendet. Diefe Renten 
werden auf den Namen der Altersrentenkaſſe eingetragen. 

Art. 13. Alle drei Monate läßt die Depofitenfaffe in das große Staats⸗ 
jchuldbuch auf den Namen der Rentner die während des Trimefterd fällig ge- 
wordenen Renten eintragen. Zu gleicher Zeit läßt fie von dem Guthaben der 
Depofitenkaffe auf den Namen der Amortifationstafle fo viel Staatsrenten über- 
Ireiben, als nöthig find, um zu dem mittleren Anlaufspreife des Trimeſters, 
an Capital zu bilden, welches dem tarifmäßigen Werthe der einzutragenden 
Renten gleich ift. 

Art. 14. Die fo an die Amortifationstaffe überfchriebenen Renten wer⸗ 
den annullirt. 

Art. 15. Die Obercommijfion, melde nad Art. 13 des Geſetzes vom 
18. Juni 1850 die auf die AlterSrententaffe bezüglichen ragen zu prüfen hat, 
befteht aus 15 Mitgliedern, melde auf den Borjchlag des Miniſters der 
Finanzen und des Aderbaues, des Handel und der öffentlichen Arbeiten durch 
laiſerliches Decret auf drei Jahre ernannt werden. Sie überreicht dem Kaifer 
lärlih einen Bericht über die allgemeine und finanzielle Lage der Altersrenten⸗ 
laſſe, welcher dem gefeßgebenden Körper mitgetheilt wird. 

Art. 16. Die Gefege vom 28. Mat 1853 und 7. Juli 1856, 
ker alle dem vorliegenden Geſetze widerſprechende Beftimmungen treten außer 
Kraft. 


11* 
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3. Gefek vom 4. Mai 1864. 


Einziger Artikel. Das Marimum der Rente, welches die Altersrente auf 
einen Kopf einfchreiben laſſen darf, wird auf 1500 Francs feftgefegt. Die 
auf Rechnung ein und derfelben Perfon eingezahlten Summen dürfen jährlich 
4000 France nicht überfteigen. 


4. Decret vom 27. Iuli 1861. 


Art. 1. Die Einzahlungen im Betrage von wenigften® 5 Francs, und | 
ohne Bruchtheile von Francs, werden in Paris von der Depofiten- und Gon- 
fignationgtafje angenommen, in den Departement® von den General- und 
Bezirlsfinanzeinnehmern, die der Kaffe unterftellt find. 

Wenn bei einem verheiratheten Einzahler gemäß 8 4 Urt. 4 des Geſetzes 
vom 18. uni 1850, die Zahlung feinem Ehegatten zur Hälfte zu Gute fom- 
- men foll, wird feine Einzahlung unter 10 Francs und darüber nur Zahlımgn 
in geraden Zahlen angenommen. Hat einer der Ehegatten da8 Reutenmarinum, 
welches der Art. 4 des Gefeges vom 12. Juni 1861 feſtſetzt, erreicht, fo 
fönnen weitere Zahlungen, bis zur Erreichung derfelben Grenze, zu ausſchließ⸗ 
lihem Nuten des andern Ehegatten ftattfinden. 

Art. 2. Jeder Einzahler, welcher felbft oder durch einen Mitielmann eine 
erfte Zahlung maht, hat Namen, Bornamen, Civilftand, Alter, Beruf und 
Domicil anzugeben. Er hat fein Geburtszeugniß beizubringen, oder in Ex 
mangelung eines ſolchen einen gemäß Art. 71 des Code Napoleon ausgeftellten 
notariellen Act. 

Er bat anzugeben: ob er das eingezahlte Capital aufgeben will, oder ob 
e3 nad feinem Tode feinen Nechtsnachfolgern zurüdgegeben werden joll, | 

mit welchem vollendeten Jahre, vom fünfzigften ab, er in den Genuß 
der Rente eintreten will. 

Art. 3. Wenn der Einzahler verheirathet ift, giebt er für feinen Ehe 
gatten die aufgezählten Erklärungen und Papiere ab. Bei Mangel einer Er- 
Märung über Aufgabe oder Rüdzahlung des Capitals oder über das Alter des 
Bezugsbeginnd erlangen die vom Einzahler abgegebenen Erklärungen aud) für 
feinen Ehegatten Geltung. In dem falle des S 6 Urt. 4 des Gefeges vom 
18. Juni 1850 bat der Einzahler die vom Friedensrichter oder der Rath 
fammer außdgeftellte Erlaubniß beizubringen. 

Art. 4. Im Falle der Trennung der Ehe oder der Gütertrennung brandt 
- der Einzahler blos einen Auszug aus dem Ehecontract oder aus dem Urtkeil, 
das die Trennung ausgeiprochen, beizubringen. Dem Auszug aus dem Urtheil 
müffen die im Art. 548 der Givilproceßordnung verlangten Certificate und 
Attefte beigefügt fein und außerdem, im Falle des Art. 1444 des Code Rapır 
leon, der Nachweis, daß die Gütertrennung wirklich ftattgefumden. 

Art. 6. Der unter 18 Jahr alte Minderjährige muß nachweiſen, daB 
feine Einzahlung felbft, das gewählte Bezugsalter, und Aufgabe oder Rüdzah- 
lung des Capital von Vater, Mutter oder Vormund gebilligt werden. Die 
Erlaubniß derfelben kann allgemein für alle Zahlungen, die der Minderjährige 
machen wird, gegeben werden. Sie ift jederzeit widerruflih. Hat der Minder 
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jährige weder Vater, Mutter noch Vormund, oder ift derjenige, welcher die 
Erlaubniß zu geben hätte, verhindert, jo kann der Friedengrichter diefelbe geben. 

Art. 6. Jede Aenderung in feinem Civilftand bat der Verficherte bei der 
nächſten Einzahlung anzugeben und die zum Nachweis der Aenderung etwa 
nöthigen Beweispapiere beizubringen. 

Art. 7. Wenn ein Berficherter neue Einzahlungen unter anderen Be: 
dingungen machen will, als er für die bisherigen Einzahlungen gewählt, jo bat 
er die8 anzugeben. Alle vor Abgabe der neuen Erklärung gemachten Ein» 
zahlungen bleiben den früheren Bedingungen unterworfen. 

Art. 8. Werden die Einzahlungen von einem Dritten und deilen Gelbe 
gemacht, fo müflen die ın den Art. 2, 6 und 7 geforderten Angaben und 
Nachweise für die Perjon des Rentners beigebracht werden. Bei Einzahlungen 
zu Gunſten einer Ehefrau muß die Zuſtimmung des Ehemanns nachgewieſen 
werden. Der gebende Dritte muß außer den vorgenannten Angaben und Nach—⸗ 
weiſen noch erflären, ob er zu feinen Gunſten die Nüdgemähr des Capitals 
nah dem Tode des Rentner ausbedingt, oder ob er diefe Bedingung zu 
Gunſten der Nechtsnachfolger des Rentner macht, und ob in lepterem alle 
der Nentner das Necht haben foll, da8 Capital nachträglich aufzugeben. Dem 
Geber kann auf fein Verlangen ein Certificat über die Reſervirung des Capitals 
zu jeinen Gunſten ausgeftellt werden. 

Art. 9. Die in den Artikeln 2, 3, 6, 7, 8 geforderten Angaben werden 
für jeden Einzahler auf ein befonderes Blatt eingetragen. Diejes Blatt ift 
von dem Einzahler oder feinem Mittelsmann zu unterzeichnen, ebenfo von dem 
Kaſſirer der Depofitenlafle in Paris und dem Geinedepartement, oder dem 
Unterbeamten der Kafje in den anderen Departements. Kann der Einzahler 
nicht fchreiben, jo ift dies zu vermerfen. Die oben geforderten Beweispapiere 
werden dem genannten Blatt beigeheftet; auch Fünnen die in den Art. 3, 5 
und 8 verlangten Erlaußniß- und Zuſtimmungsſcheine beigelegt werden. 

Art. 10. Die genannten Blätter und Bemeispapiere werden bei der 
Depofitenfafje angeſammelt und bleiben dort deponirt. Sie dienen zur Auf» 
ftellung eines Matrifelvegifterd aller Verficherten, welches dad Guthaben eines 
Jeden enthält. 

Art. 11. Das Buch, welches nah Art. 9 des Geſetzes vom 18. Juni 
1850 jedem Deponenten übergeben werden ſoll, wird von der Depofitenkaffe 
außgegeben und ift mit deren Stempel bedrudt. Es trägt eine Ordnungs⸗ 
nimmer und giebt für jeden Berficherten Namen, Vornamen, Geburtstag, 
Beruf, Domicil, Civilftand und überhaupt alle Thatfachen und Bedingungen 
an, welche aus den im Art. 2—9 geforderten Nachmeilen und Angaben ber 
vorgehen. Das Bud, fowie das correipondirende Conto in dem Matrifel- 
tegifler ift jo eingerichtet, daß für den Fall der Verheirathung ein Conto filr 
jeden der Ehegatten eröffnet werden kann. Es enthält außerdem die geltenden 
Geſetze und Reglements. 

Art. 12. Das Buch wird in Paris und dem Geinedepartement von der 
Depofitenfafle ausgehändigt, in den andern Departement® vor den der Kaſſe 
unterftelten Finanzeinnehmern. Es wird bei der erften Einzahlung ausgegeben 
und kann fomohl von dem Verficherten jelbft al3 einem Mittelsmann entnommen 
und wieder eingereicht werden. Geht das Buch verloren, fo wird es unter 
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Einhaltung des für Erneuerung von Staatsrententiteln vorgefchriebenen Ver- 
fahrens wieder erjegt. Die Renten mit fofortigem Bezug, melde für Hilfs⸗ 
vereinsmitglieder nach dem Decret vom 26. April 1856 beftellt werden, geben 
feinen Anlaß zur Aushändigung eines Buchs. 

Art. 13. Der Betrag einer Einzahlung wird im Buch vermerft und 
von dem Kaffirer oder dem einnehmenden Beamten unterzeichnet. Dieſer Ver: 
merk begründet einen Anſpruch gegen den Staat nur dann, wenn der Deponent 
binnen 24 Stunden nah dem Datum des Eintrags fein Bud) zur Viſirung 
in Paris und dem Seinedepartement an den Controleur bei der Depofitentaffe, 
in den übrigen. Departement3 an den Präfecten oder Unterpräfecten einreidt. 

Art. 14. Der Mittelsmann, welcher für mehrere Berficherte Einzahlungen 
macht, hat in zwei Eremplaren eine Liſte der für die einzelnen Verſicherten 
gemachten Zahlungen aufzuftellen. Getrennte Liſten müffen für die alten und 
neuen Berficherten aufgeftellt werden. Sie müflen in Bezug auf die Einzah- 
lungen angeben 1) für die neuen BVerficherten Namen und Vornamen, unter 
Beifügung der in den Art, 2—5 und 8 geforderten Blätter und Papier. 
2) für die alten Deponenten den Namen und die Nummer des Buches, unter 
Beifügung der Bücher, fowie der nöthigen Blätter und Papiere im alle der 
Art. 6, 7, 8. Iſt die eingezahlte Summe gejchenft, fo muß dies ebenfal3 
auf der Lifte vermerkt werden. 

Der Kaffirer der Depofitenfaffe, für Paris und das Seinedepartement, die 
der Kaffe unterftellten Beamten in den übrigen Departement3 quittiren da 
Empfang auf einem Exemplare der Liſten. Dieſe Quittung begründet eines 
Anſpruch gegen den Staat nur wenn fie binnen vierundzmanzig Stunden nah 
dem Datum in Paris und dem Geinedepartement dem Controleur bei de 
Depofitenfafle, in den andern Departements den: Präfecten oder Unterpräfecien 
zur Biftrung vorgelegt wird. Der Beamte, in deflen Kafje die Zahlungen ge: 
macht merden, fchreibt in jedes der auf der Lifte genannten Bücher die für den 
Eigenthümer des Buchs gezahlte Summe ein. Diefer Eintrag ift in Pard 
und dem Seinebepartement dem Viſa des Controleurd bei der Depoſitenlaſſe, 
. den andern Departements des Präfecten oder Uinterpräfecten zu unter 

reiten. | 
Art. 15. Die Präfecten und Unterpräfecten tragen in ein bejondere 
Regifter die auf den Liſten und Büchern vermerkten Summen ein und ſchicen 
monatlich einen Auszug aus diefem Regifter ſowohl an die Depofitentaffe, al 
an das Finanzminifterium, damit er zur Controle diene. 

Art. 16. Drei Donate nach geſchehener Einzahlung hat der Verſicherte 
oder der Inhaber feines Buchs das Neht, den Eintrag der entjprechenden 
Altersrente zu verlangen. Zur Zeit des Eintritt8 in den Bezug der Alter: 
vente wird deren Betrag definitiv berechnet und gemäß den für die flaatlihe 
Rehnungsführung aufgeftellten Regeln in das große Staatsſchuldbuch einge 
fchrieben. Zu diefen Behuf bat der Eigenthitiner des Buchs daflelbe mit emem 
Lebenscertificat an den Generaldirector der Depofitenfaffe einzufenden. 

Art. 17. Der BVerficherte, welcher von der in den Art. 7 und 8 des 
Gefeges vom 12. Juni 1861 ertheilten Erlaubnig Gebrauch machen und fen 
mit der Bedingung der Rückgewähr eingezahltes Certificat ganz oder zum Zeil 
aufgeben oder den Rentenbezug ‚auf ein fpätere8 vollendetes Lebensjahr auf 
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fchieben will, muß diefe Abficht durch eine Erklärung kundgeben. Im Falle 
der Aufgabe des Capitals muß die Erflärung von dem Berficherten oder feinem 
Specialbevollmädtigten unterzeichnet werden. Die Aufgabe kann nie zu vor« 
zeitiger Nüdgemähr eines Theils des Capitals führen. 

Art. 18. Im Falle des Art. 6 des Geſetzes vom 18. Juni 1850 find 
ſchwere Verwundungen oder vorzeitige Schwäche, welche den Verſicherten die 
Zahlumg ihrer Altersrente vor dem Alter von 50 Jahren erwirken, nachzumeifen 
vermittelt 

1) einem von den Aerzten, welche den Berficherten behandelten, außges 
ftellten Certificat, 

2) einem Atteft der ftädtiichen Obrigfeit; daffelbe wird in Paris vom 
Polizeicommiffar ausgeſtellt, 

3) einem Certificat, ausgeftellt von einem vom Präfecten oder Unter⸗ 
präfecten bezeichneten und vereidigten Arzte. 

Art. 19. Außer den im Art. 18 geforderten Papieren haben diejenigen 
Berficherten, deren angegebener Beruf unter irgend welcher Form eine Remu- 
neration vom Staate, den Departements, Communen oder öffentlichen Anftalten 
mit ſich bringt, einen von ihren Vorgeſetzten ausgeftellten Echein beizubringen, 
darüber, daß fie ihre Stellung oder Function nicht mehr ausüben. 

Art. 20. Die im Art. 18 aufgezählten Certificate und Atteſte müſſen 
ausfagen, daß die Verficherten abjolut arbeitsunfähig find. 

Art. 21. Die Geſuche der Berfiherten nebft den Beweispapieren werden 
in den Departement? vom Präfecten, in Paris vom Bolizeipräfecten dem 
Seneraldirector der Depofitenkafle überfandt. 

Art. 22. Alterörenten unter 5 Fraucs Tonnen bei der definitiven Be— 
rechnung einer fpäter für denjelben Verficherten aus anderen Einzahlung fälligen 
Rente zugeichrieben werden, ohne daß diefe Bereinigung Anlaß zu einer Rüd- 
zahlung giebt. Eine Solche Vereinigung wird von amtöwegen vorgenommen, 
mern der Berficherte nicht die Rüdzahlung des den Renten zu Grunde liegenden 
Capitals verlangt bat. 

Art. 23. Im Falle der Verwitimung läßt die verficherte Frau ihren 
Rententitel eintragen, indem fie ihre Wittwenfchaft und den Tod ihres Mannes 
nachweift. 

Art. 24. Nah dem Eintrag der Alterörenten in das große Staats» 
ſchuldbuch merden die Rentenbücher mit einen diefen Gintrag conftatirenden 
Stempel verfehen, ehe fie dem Verſicherten zurücgegeben werben. 

Art. 25. Gemäß den Art. 1974 und 1975 des Code Napoleon wird 
jede Sunme ohne Binfen zurüdgezahlt, welche zu Gunften einer Perjon ein= 
gezahlt if, die am Tage der Einzahlung oder binnen zwanzig Tagen an 
einer am Tage der Einzahlung bereit vorhandenen Kranfheit geftorben ift. 

Art. 26. Die in Ausführung des Art. 3 des Gefeges vom 18. Juni 
1850 und Art. 2 des Gefeges vom 12. Juni 1861 aufgeftellten Tarife find 
für die Einheit von einem Franc, für vierteljährliche Einzahlungstermine, 
ganze Sabre für den Bezug berechnet. 

Art. 27. Für die Anwendung der Tarife beginnen die Quartale den 
1. Sanuar, 1. April, 1. Juli und 1. October. Das Alter des Verficherten 
wird berechnet, als ob er am erften Tage des auf feinen Geburtstag folgenden 
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Vierteljahr geboren wäre. Zinfen werden für die Einzahlungen vom Sa 
Tage bes auf die Zahlung folgenden Quartals berecjnet. Die Alterörente be 
ginnt mit dem erften Tage bed Quartals zu laufen, welches dem Tage folgt, 
an welchem der Verficherte das Jahr vollendet hat, mit dem er in den Bezug 
eintreten zu wollen erklärt. Für die über 65 Jahre alten Verſicherten gilt dal 


Altersjahr ſtets als vollendet. 

Art. 28. Die Lebenscertificate, welche zum Eintrag der Alterärenten ode 
zur Auszahlung der Penfionen beizubringen find, find von Stempelgebühr frei 
und Binnen von Notaren oder dem Maire des Wohnoris des Rentners ans⸗ 
geſtellt fein. | 

Art. 29. Die Decrete vom 18. Auguft 1853 und’ 10. September 185% 
find und bleiben aufgehoben. 

Art. 30. Der Minifter-Staatsjecretär des Aderbaues, Handel3 und der 
öffentlichen Arbeiten ſowie der Minifter-Staatsfecretär der Finanzen werden 
mit der Ausführung des Danljepenben Decrets, jeder für fein Reſſort, be 
auftragt. 








5. Derret über die Yülfsvereine vom 26. März 1852. 


Louis Napoleon, Präftdent der franzöfiichen Republik, decretirt auf den 
Vorſchlag des Minifters des Innern: | 





Titel 1. Organifation und Grundzüge der Hülfsvereine 


Art. 1. Ein Verein zu gegenfeitiger Unterftügung wird in allen Ge 
meinden, in denen feine Nüslichleit anerfannt wird, auf Beranlafjung des 
Maires und Pfarrerd gegründet — Ueber die Nüglichfeit entjcheidet der. 
Präfect nad) Anhörung des Stadtraths. Ein einziger Berein kann für mehrere 
Nachbargemeinden gegründet werden, wenn die Bevölkerungszahl einer jeden 
taufend Seelen nicht erreicht. | 

Art. 2. Die Vereine jegen ſich aus unterftügungsberechtigten und Ehren 
mitgliedern zufammen; dieſe legteren zahlen fefte Beiträge oder machen Ge 
ichenfe an den Verein, ohne an den ftatutenmäßigen Leiftungen Antheil zu 
haben. | 
Art. 3. Der Kräfident jedes Vereins wird vom Präfidenten der Republit 
ernannt. Das Bureau wird von den Bereinsmitgliedern gewählt. | 

Art. 4. Der Präfident und das Bureau haben über die Zulaflung der 
Ehrenmitglieder zu beftimmen. Der Präfident hat die Ausführung der Statuten | 
zu überwachen und zu fihern. Das Bureau verwaltet den Berein. 

Urt. 5. Unterftügungsberechtigte Mitglieder fünnen nur durch Abſtimmung 
mit Stimmenmehrheit in der Generalverfammlung aufgenommen werden. Die 
Zahl diefer Mitglieder darf 500 nicht überfteigen. Mit Erlaubniß der Prü- 
fecten darf fie weiter erhöht werden. 

Art. 6. Die Vereine zu gegenfeitiger Unterftügung haben den Zwed, den 
kranken, verwundeten und gebrechlichen Miigliedern vorübergehende Unterftügungen 
zu gewähren und ihre Begräbnißfoften zu tragen. Sie fünnen Altersrenten 
verjprechen, wenn fie eine genügende Zahl Ehrenmitglieder aufweilen. 
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Art. 7. Die VBereinsftatuten unterliegen der Genehmigung des Minifters 
des Innern im Seinedepartement, des Präfecten in den übrigen Departements. 
Die Statuten regeln die Mitgliederbeiträge nach Krankheits⸗ und Tobdestafeln, 
melde von der Regierung aufgeftellt oder genehmigt find. 


Titel 2. Bon den Pflidten und Rechten der Hülfsvereine, 


Art. 8. Ein genehmigter Hülfsverein kann Immobilien miethweife, Mo» 
bilien eigenthümlich befigen und alle hierauf bezüglichen Rechtshandlungen vor- 
nehmen. Mit Genehmigung des Präfecten kann er Geſchenke und Vermächtniſſe 
von Mobilien bis zu einem Werth von 5000 Francs annehmen. 

Art. 9. Die Gemeinden find verpflichtet den genehmigten Hilfsvereinen 
Räumlichkeiten zu ihren Berfammlungen unentgeltlih zur Verfügung zu ftellen 
und ihnen ebenfo die zur Verwaltung und Rechnungsführung nöthigen Bücher 
und Regiſter zu liefern. Genügen die Mittel der Gemeinde nicht, fo liegt diefe 
Ansgabe den Departement ob. 


Art. 10. In den Städten, wo eine ftädtiiche Steuer von den Leichen- 
begängniflen erhoben wird, werben den Vereinen zwei Drittel der Steuer für 
die ftatutengemäß übernommenen Leichenbegängniſſe erlaflen. 

Art. 11. Ale auf die genehmigten a bezüglichen Documente 
find von Stempel und Einregiftrirungsgebühr frei. 

Art. 12. Das Bureau kann jedem unterftügungsberechtigten Mitglied ein 
Diplom ausftellen. Diefe Diplome dienen als Paß und Arbeitsbuch, mie ein 
minifterieller Erlaß näher zu beftimmen bat. 

Art. 13. Wenn die in der Kalle eined Vereins von mehr als 100 Mit: 
glieder vorhandenen Gelder die Summe von 3000 Franc überfteigen, ift der 
Ueberfchuß bei der Depoſitenkaſſe einzuzahlen. Zählt der Verein weniger als 
Hundert Mitglieder, fo ift diefe Einzahlung zu machen, wenn der Kaflenbeftand 
1000 Francs überfchreitet. Die eingezahlten Summen merden mit 4l/s 00 
jährlich verzinft, 

Art. 14. Die genehmigten Hülfsvereine können bei den Sparkaſſen Ein- 
lagen machen bis zu der Höhe, welche für die perfönlichen — aller 
einzelnen Vereinsmitglieder zuſammen erlaubt wäre. Sie können auch bei der 
Altersrentenkaffe auf den Namen ihrer activen Mitglieder die am Jahresſchluſſe 
verbliebenen Ueberſchüſſe einzahlen. 

Art. 15. Statutenänderungen, die nicht zuvor vom Präfecten genehmigt 
find, find null und nichtig. Auflöfung kann auch nur mit der gleichen Ger 
nehmigung gültig erfolgen. Im Falle der Auflöfung eined genehmigten Hülfs⸗ 
vereind wird den zu diefer Zeit verbliebenen Mitgliedern der Betrag der von 
ihnen gemachten Einzahlungen, abzüglih der für jeden Einzelnen gemachten 
Ausgaben, foweit der Beftand reicht, wieder erftattet. 

Die nach diefer Rüderftattung noch verbliebenen Summen werden an die 
Bereine gleicher Art oder Wohlthätigkeitsanftalten in der Gemeinde vertheilt; 
find folche nicht vorhanden, an die genehmigten Hülfsvereine des Departements, 
im Berhältnig ihrer Mitgliederzahl. 
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Art. 16. Die genehmigten Hülfsvereine können vom Präfecten bei ſchlechter 
Leitung, Nihtausführung ihrer Statuten oder Verlegung der im vorliegenden 
Decret enthaltenen Beitimmungen ſuspendirt oder aufgelöft werden. | 


Titel 3. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 17. Die nah dem Geſetz vom 15. Juli 1850 als Anftalten von 
öffentlichem Nuten anerkannten Hülfsvereine genießen alle Vortheile, welche das 
vorliegende Decret den genehmigten Hülfsvereinen gewährt. 

Art. 18. Nicht zugelaffene Vereine, welche jest eriftiven oder ſich fpäter 
bilden, können die Vortheile des vorliegenden Decrets erlangen, indem fie ihre 
Statuten der Genehmigung des Präfecten unterbreiten, 

Art. 19. Eine Obercommiffion zur Hebung und Uebermahung der Hülfs⸗ 
vereine wird beim Minifterium des Innern, des Handels und Aderbaues ein- 
gerichtet. Sie ift aus zehn vom Präfidenten der Republif ernannten Mitgliedern 
zujammengejeßt. 

Tie Commiffion bat die Aufgabe, die Gründung und Entwidlung von 
Hülfsvereinen hervorzurufen und zu ermuthigen, über bie Ausführung des vor— 
liegenden Decret3 zu wachen und die hierzu nöthigen Jnftructionen und Regler 
ments auszuarbeiten. 

Sie macht PVorfchläge über die Gewährung ehrenvoller Erwähnungen, 
Medaillen und anderer Ehrenauszeichnungen an Ehren⸗ oder eigentliche Mit- 
glieder, die ihr die würdigften zu fein fcheinen. 

Sie legt dem Minifter des Innern die Statuten der im Seinedepartement 
errichteten Hülfsvereine zur Genehmigung vor. 

Art. 20. Die Hülfsvereine überfenden jährlih dem Präfecten einen Be 
richt über ihre allgemeine und finanzielle Yage. Die Obercommiffion überreicht 
dem Präſidenten der Republik jährlich einen Bericht über die Tage der Vereine 
und fchlägt die zur Entwidlung und Vervollkommnung derjelben nöthigen Map 
regeln vor. 

Art. 21. Der Minifter des Innern wird mit der Ausführung des vor⸗ 
liegenden Decrets beauftragt. 


6. Decret über die Einrihtung von Altersrentenfonds der 
Hülfsvereine vom 26. April 1856. 


Titel1. Bon der Gründung eines NentenfondsS. 


Art. 1. Eine Summe von 200000 Frans, zu entnehmen von den 
disponiblen Zinfen der Dotation der Hülfsvereine, wird zur Gründung eines 
Rentenfonds zum Beften der genehmigten Hülfsvereine verwendet, melde in 
Generalverfanmlung den Beichluß fallen, dem Fonds einen Theil ihres Reſewe⸗ 
capital3 zukommen zu lafjen. 

Art. 2. Die von den Zinfen der Dotation entnommenen Summen, die 
von den Vereinen auf Grund des vorftehenden Artikels bewilligten Summen 
und der Betrag der zur Vergrößerung des Rentenfonds gemachten Geſchenle 





Die Hauptjädhlichften Geſetze und Verordnungen. 171 


und Bermächtniffe werden bei der Depofitenfaffe eingezahlt, mo fie gemäß 
Art. 13 des organifchen DecretS vom 26. März 1852 verzinft werden. Die 
nicht zur Beflellung von Renten verwandten Zinfen werden jährlih zum Capital 
gefchlagen. 

Art. 3. Bei Auflöfung eines Vereins beftimmt der Minifler des Innern 
nach Vorſchlag der Obercommiſſion über die Verwendung feine Rentenfonds. 
Derfelbe kann zur Beftellung von Altersrenten für die früheren Mitglieder 
verwandt werden. Erhält er nicht diefe Beitimmung, fo wird er anderen 
genehmigten Vereinen bderjelben Gemeinde, welche ſchon einen Rentenfonds 
befigen , zugewiefen und in Exrmangelung folcher einem oder mehreren Vereinen 
des Departements. 

Art. 4. Der von den Bereinen aufgebrachte Theil des Rentenfonds kann 
bei der Altersrentenkaſſe ſowohl mit Aufgabe als mit Rückgewähr des Capitals 
eingezahlt werden. Der vom Staate herrührende Theil des Fonds bleibt 
unveränßerlih. Das durch den Tod der Rentner frei gewordene Capital kehrt 
zum Rentenfonds des Bereind zurüd. 


Titel 2. Bon der Beftellung und Zahlung der Renten. 


Art. 5. Die Penfionen merden von der allgemeinen Altersrentenkaſſe 
gewährt. | 

Art. 6. Die Bereine mählen in eneralverfammlung die Penftions- 
candidaten unter ihren mindeftend 50 Jahre alten Mitgliedern, die wenigſtens 
10 Jahre lang Beiträge geleiftet haben. Ebenfo wird die Höhe der Renten 
befchlofien. 

Art. 7. Die auf Grund des Art. 6 formulirten Vorjchläge werden durch 
den PBräferten dem Minifter des Innern übermittelt, um von der Dbercommiffion 
geprüft und eventuell genehmigt zu werden. 

Art. 8. Die Renten dürfen nicht weniger als 30 Francs und nicht mehr 
als das 10fache des von dem Vereine, den der Rentner angehört, ftatuten- 
gemäß geforderten Jahresbeitrags betragen. 

Art. 9. Der Minifler des Innern und der Minifter des Handels, 
Aderbaued und der öffentlichen Arbeiten werden Jeder, foweit e8 ibn betrifft, 
mit der Ausführung des vorliegenden Decret3 beauftragt. 


7. Geſetz, betr. die Gründung einer Lebens und einer Unfall» 
verfiherungskaffe vom 11. Juli 1868. 


Art. 1. Unter Staatögarantie wird gegründet: 


1) Eine Berfiherungstaffe zu dem Zweck, beim Tode de3 Verſicherten 
feinen Erben oder Rechtönachfolgern eine Summe zu zahlen, welche ſich nad) 
den im folgenden Artikel feitgefteuten Principien berechnet. 

2) Eine Unfallverfiherungstafie zu dem Zweck, Leibrenten an diejenigen 
verficherten Perfonen zu zahlen, welche bei der Ausführung ländlicher oder 
induftrieller Arbeiten eine Verlegung erleiden, die dauernde Arbeitsunfähigkeit 
zur Folge hat, und eine Unterftügung an die Wittwen und unmündigen Kinder 
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der verficherten Perſonen zu zablen, weldhe in Folge von bet den genannten 
Arbeiten vorgelommenen Unfällen das Leben verloren haben. 


Titel 1. Bon der Verſicherungskaſſe für den Todesfall. 


Art. 2. Der Beitritt zur Kaffe erfolgt durch Zahlung einmaliger oder 
jährliher Prämien. Die beim Tode des Verſicherten zu zahlende Summe 
wird nad) Zarifen berechnet, die fi gründen 1) auf eine Berzinfung der 
gemachten Einzahlungen von 42/8 90; 2) die Wahrſcheinlichkeit des Abfterbens, 
nach dem Alter der Berfiherten gemäß den Tafeln von Deparcieur berechnet. 
Die nach) dem genannten Tarif zu zahlenden Prämien werden um 6 io erhöht. 

Art. 3. Jede weniger als zwei Jahre vor dem Tode des Verſicherten 
eingegangene Berficherung bleibt wirkungslos. In bdiefem Falle werden den 
Rechtsnachfolgern die eingezahlten Summen mit —— 4procentigen Zinſen 
zurückerſtattet. Ebenſo wird verfahren, wenn der Tod des Verſicherten, zu 
welcher Zeit es auch ſei, von außerordentlichen in den Verſicherungspolicen 
———— Urſachen herrührt. 

Art. 4. Die auf einen Kopf verſicherten Summen dürfen 3000 Franc 
nicht überfteigen. Sie find unpfändbar und unabtretbar bis zur Hälfte, ohne 
daß indeR der unpfändbare und unabtretbare Theil unter 600 Franc finten künm. 

Art. 5. Niemand Tann fich verfihern, der nicht mindeftens 16 umd 
a. 60 Jahre alt ift. 

Art. 6. Wird die Yahresprämie nicht binnen einem Jahre —— ihrer 
Fälligkeit nachgezahlt, fo iſt der Vertrag aufgelöft. In dieſem Falle werden 
die gemachten Einzahlungen, nad Abzug des für das gelaufene Riſiko ent« 
fallenden Betrags, als einmalige Einzahlung behandelt, die beim Tode des 
VBerfiherten die Auszahlung einer entiprechenden Summe bewirkt. Der Abzıy 
wird nach den on des Tarifs berechnet. 

Art. 7. Die nach dem Decret vom 26. April 1852 genehmigten Hũlfs⸗ 
vereine köͤnnen auf Grund einer Liſte, welche die Namen und Alter aller Mit- 
glieder enthält, Collectivverfiherungen eingehen, um beim Tode eines “eben 
eine fefte Summe, die 1000 Francs nicht überfteigen darf, fich zu fichen. 
Diefe Verficherungsverträge werden nur auf ein Jahr eingegangen und nad 
jpeciellen, au den allgemeinen Regeln abgeleiteten Tarifen. Sie fünnen mit 
. Eingelverfiherungen circuliren. 


Zitel 2. Bon der Unfallverfiderungstafje. 


Art. 8. Die Unfallverfiherung findet auf ein Jahr ftatt. Der Ber 
—— zahlt jährlich nach ſeiner Wahl 8, 5 oder 3 Francs. 

Art. 9. Die Einnahmen der Unfallverficherungstaffe fegen fich zuſammen 
aus: 1) dem Betrage der obengenannten Einzahlungen der Berfiderkn; 
2) einer jährlich ins Budget einzuftellenden Staatöjubvention, bie für das 
erſte Jahr auf eine Million feſtgeſetzt wird; 3) Geſchenken und Vermãchtniſſen, 
welche an die Kaſſe gemacht werden. 

Art. 10. Zur Feſtſtellung der zu bewilligenden Leibrenten werden die 
Unfälle in zwei Klaſſen getheilt: 1) Unfälle, die abfolute Arbeitsunfähigkeit 
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zur Folge haben; 2) Unfälle, die dauernde Unfähigkeit zum Weiterbetrieb der 
bisber außgeübten Arbeit bewirken. 

Die im zweiten Fall angegebene Penfion ift nur halb jo groß, als die 
für die Unfälle der erſten Klafie gegebene. 

Art. 11. Die nach dem vorfiehenden Artifel den Verficherten zuftehende 
Keibrente wird von der Altersrentenfaffe gegeben, indem die Unfallverficherungs- 
tafie das nach den Tarifen der Altersrentenlaſſe nöthige Capital an die legtere zahlt. 

Dies Capital fest fi für die Unfälle erfier Elafje zufammen: 1) aus 
ener Summe gleich dem 320fachen Betrage der vom Berficherten gezahlten 
Prämie, 2) einer zweiten gleihen Summe, welde aus den Einnahmequellen, 
die in den 88 2 und 3 des Art. 9 angeführt find, entnommen wird. 

Der Betrag der den Prämien von 5 und 3 Francs entiprechenden Renten 
fann nicht unter 200 Francs für die erftere, unter 150 Francs für die legtere 
jem. Der zweite Theil des genannten Capital® wird nöthigenfalls bis zur 
Erreihung diefer Minima erhöht. 

Art. 12. Die Unterftügung, welche der Wittwe des Verficherten gegeben 
wird, wenn diefer in Folge des Unfalls ftirbt, oder welche, wenn der Ber: 
ficherte ledig oder kinderlofer Wittwer ift, feinen 6Ojährigen Eltern gegeben 
wird, ift zwei Jahresrenten der Rente gleich, auf weldhe er nad) dem vorher» 
gehenden Artikel Anſpruch gehabt Haben würde. Das unmündige Kind oder 
die unmändigen Sinder erhalten eine Unterflügung in der Höhe der Wittwen- 
unterftügung. Die Unterftügung- wird in zwei Jahresraten gegeben. 

Art. 13. Die auf Grund des Art. 9 beftellten Xeibrenten find unpfändbar 
und unabtretbar. 

Art. 14. Unter 12 Jahren kann fi Niemand verfichern. 

Art. 15. Deffentlihe Verwaltungen, induftrielle Unternehmungen, Eifen- 
bahnen, zugelafiene Hiülfsvereine können ihre Arbeiter oder Mitglieder, wie im 
Art. 7 angegeben worden ift, nach Namengliften collectiv verfihern. Die 
Semeindeverwaltungen fönnen in gleicher Weile die Feuerwehr-Compagnien 
oder »Abtheilungen verfichern, gegen Die fowohl mit ihrem jpeciellen Dienft als 
auch mit ihrem fonftigen Beruf verbundenen Gefahren. Jeder Berficherte kann 
nur eine Leibrente beziehen. Sind bei Eollectivverfiherungen mehrere Prämien 
für denfelben Kopf gezahlt worden, fo werden fie vereinigt, ohne daß die fo 
für die Rente bezahlte Prämie 8 8 oder 5 Francs überfteigen fann. 


Titel 3. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 16. Die Tarife beider Kaſſen werden von 1870 an alle fünf Jahre 
revidirt und, wenn nöthig, durch Geſetz abgeändert. 

Art. 17. Die durch das vorliegende Gefeg gefchaffenen Verſicherungs⸗ 
faflen werden von den Depofitene und Conſignationskaſſen verwaltet. \ 

Alle disponiblen Einnahmen, ob fie nun von den Zahlungen der Ver⸗ 
fiherten oder von den von der Kaſſe bezogenen Zinſen herrühren, werden, wie 
ſie eingehen, binnen acht Tagen zum Ankauf von Staatsrenten vermenbet. 
Die Renten werden auf den Namen der Kaſſe, der fie gehören, eingetragen. 

Eine auf der Grundlage des Gejeged vom 12. Juni 1861 eingerichtete 
Obercommiffion wird mit der Prüfung der auf die Kaffe bezüglichen ragen 
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beauftragt. Sie überreiht dem Kaifer jährlich einen Bericht über die allge 
meine und finanzielle Tage der beiden Berficherungsfafjen, welche dem Senat 
und dem gefeggebenden Körper mitgetheilt wird. Ä 

Art. 18. Bon der Promulgation des vorliegenden Geſetzes an läßt die 
Regierung nad) den gemachten Erfahsungen neue Todestafeln ausarbeiten. 
Sie läßt auch eine jährliche Statiftif über Zahl, Art und Urfache der Unfälle 
aufftellen, welche fih in den verfchiedenen Gewerben ereignen. | 

Art. 19. Ein Reglement der Staatövermwaltung beftimnt nad) den im 
Geſetz enthaltenen Grundzügen die befonderen Bedingungen der Policen und 
die Form der Berficherungen; es bezeichnet die Staat3beamten, durch deren 
Vermittlung die Verfiherung eingegangen merden kann. Die Certificate, nota- 
rielen Acte und anderen Papiere, die ausjchlieglih zur Erfüllung der vor 
ftehbenden geſetzlichen Vorfchriften verwendet werden, werden unentgeltlid aus 
geftelt und find von Stempel» und Einregiftrirungsgebühr frei. 
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Borrede 


Der Ausfchuß des Vereins für Socialpolitif läßt den von ihm ver- 
Öffentlichten Schilderungen bäuerlicher Zujtände in Deutichland einige kurz 
gefaßte Berichte über die gegenwärtigen agrarifchen Verhältniſſe in England, 
Frankreich und Italien folgen. Die wichtigjte Grundlage derfelben bilden 
die großen amtlichen Lnterjuchungen, welche in -diejen Yändern über die 
Yage der Landwirthſchaft in neuefter Zeit angeftellt find. Der vorliegende 
Band mußte auf Frankreich und England befchränft werden, weil ver 
Bericht über die italienifche Enquéête noch nicht vollftändig erfchienen ift. 
Sobald die Veröffentlichung derfelben abgeſchloſſen ift, wird die Darjtellung 
der agrarifchen Zuftände Italiens, welche Profejfor Dr. Eheberg übernommen 
hat, nachfolgen. 


Bonn, Anfang September 1884. 


Erwin Waffe. 
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Einleitung. 


Statifik nnd Enquêten. 
Erfte Verſuche einer landwirthſchaftlichen Statiftik. 


Der Beginn der Verſuche, von der Rage der Landwirthichaft in Frankreich 

2 Bud zu fchaffen, führt in die letzten Jahre des fiebzehnten Jahrhunderts 
4, es war Ludwig XIV., welcher Angeſichts der immer allgemeiner fi) 
madenden Notb nad) dem Frieden von Ryswik die Zufammenftellung 
den Rahrichten über den Zuſtand des Landes und der einzelnen Productions- 
wege befahl. Aber wenn auch die größere Eentralifation, welche die Ein- 
der franzöfiihen Verwaltung ſchon damals dharakterifirte, ſolche 

Berfude begünftigen mochte, jo konnten dody die Borausfegungen, von denen die 
kchelung von für die Erkenntniß der Sachlage werth vollen Ergebniffen abhing, 
ef im Taufe der Zeit gefchaffen werden; erft bie im gegenwärtigen Jahrhundert 
Bermefjung des Landes und die zu eimem wichtigen Theil fich 
Yen antnäpfende Bervolltommmung der Statiftit ermöglichten die Gewinnung 
Cars Materials, das für die Bildung eines Gefammturtheils eine zuverläffige 
gewährte. Der Mangel eines ſolchen Material3 bat den Werth 
ker fräheren Arbeiten weſentlich verringert. 


—— 

















Anmerkung: Das Manuffript dieſes Aufſatzes war im Weſentlichen im 
1884 fertiggeftellt und ift im April zum Drud gegeben worden. Die dem 
afer nach dem 1. Januar 1884 zugegangenen Publikationen haben daher nur 

* and da nachtragsweiſe in den Anmertungen, Publikationen aus ber Zeit nad) 

. April aber überhaupt nicht mehr Berüdfichtigung finden fünnen. Auf die 

en Borgänge im Gebiet ber landwirthichaftlichen Gejehgebung werde ich im 
Abſchnitt meiner in Conrads Jahrb. jür Nat.»Delonomie erjcheinenden wirth⸗ 

Weitlichen Gelehgebung Frankreichs bes Näheren eingehen. 

 Sheiften IIVIT. — Agrariſche Zuflände ac 1 

! 


j 
! 
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Unvollfommenheit derfelben, Mangel fiherer Angaben übe 
den Flächeninhalt. 


Ein nit zu überwindendee Hindernig vor Allen fegte den frühere 
Darftellungen das Fehlen ficherer Teftftellungen über den Flächeninhalt te 
Landes und der den verfchiedenen Kulturen gewidmeten Terrain⸗Abſchnitte entgegen. 
Man verfuchte diefen Mangel durch Jnduttionsfhlüffe zu erjegen: jo ver 
fuhr Bauban, welcher für einzelne größere Terrain Abſchnitte des mweitlihe 
Frankreichs das Verhältniß der Vertheilung des Flächeninhalts auf die verſchiedena 
Kulturen und Nugungsarten durch Bermeflung feftftellen ließ und hiernach du 
Größenverhältniß der Flächen des aderbaren Yandes, der Weiden, Weinberz, 
Holzungen u. f. w. für ganz Frankreich beredinete!); faft ebenfo prime 
waren die Berfuche Arthur Youngs, des berühmien engliſchen Landwirths un 
Reifenden, der um die Zeit der großen Revolution die Landwirthſchaft Frank 
reih® zum Gegenftande forgfältiger, in feinem Reiſewerk niedergelegter Stuten 
machte; um zu einem Bilde der Bertheilung der verjchtedenen Bodenqualitis 
zu gelangen, ließ er auf Grund jeiner Aufzeichnungen diefelben im eine Kurt 
Frankreichs eintragen; dadurch, daß er die fo abgegrenzten Stüde ausſchnitt um 
wog, fuchte er das Verhältniß feftzuftellen, in dem die auf die einzelnen Bote: 
qualitäten entfallenden Gebietötheile ihrem Flächeninhalt nad) zur Gefammtili 
des Yandes ftanden?). Nach ſchon rationellerer Methode verfuhr der gef 
Chemiker Kavoifier, als er von der Nationalverſammlung zum Berichterfiand 
ernannt, behufs Veranſchlagung de3 aus der bejchlofienen Grumdfteuer zu a 
wartenden Ertraged den Umfang der landwirthſchaftlich genugten Flöchen x 
ermitteln unternahm. Indem er von einem feften Verhältnig einerfeits zwide 
der Zahl des Zugviehs und der Pflüge zu der Maſſe des vorhandenen Ad 
landes, andererfeit3 zwifchen dem Fäceninhalt des legteren und der Brade cus 
ging, gelangte er zu Reſultaten, die der Wahrheit fhon um Einiges nähe 
famen. 





Bermeffung und Kataftrirung des Landes. 


Eine völlig zuverläffige Grundlage für die Beitimmung des Flähs 
inhalts ſowohl des Landes als der einzelnen Yandestheile, Gemei 
Kulturabfchnitte und Grundſtücke wurde indejlen erft durch die Kataftrirıs 
gewonnen, die — Korſika ausgenommen — feit dem J. 1846 als beendet 
fonnte. Leider war verfäumt worden Vorkehrungen zu treffen, um die "Angaben id 
Kataſters mit den aus der fortfchreitenden Entiwidlung hervorgehenden Wenden 
in Uebereinftimmung zu erhalten®); dieſe Webereinftimmung mit dem wi 
Buftande pflegt um fo mehr zu fehlen, je weiter in dem betreffenden 
die Fertigftellung des SKatafter in die Vergangenheit zurüdreicht; das Kuake 
ftellt fonac ein Werk von einem für die Erkenntniß der wirklichen Verhälut 





1) Statistique de la France, Serie I Theil III (1840), Seite IX, des 7 
Minifter Gouin exftatteten Berichts. 

2) Arthur Youngs Reifen, beutich von Zimmermann, Bd. II S. 292. | 

3) Siehe die Statistique de la France, Serie II Theil XVI ©. 18 dei es 
leitenden Bericht2. 
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ehr ungleichen dar. ber. e8 war mit demfelben doch ein Rahmen 
gegeben, innerhalb deſſen weitere Feftftellungen fich zwedmäßig vollziehen konnten; 
ſolche Feftitellungen find mehrfach vorgenommen worden; insbeſondere haben die 
Ungaben des Kataſters, ſoweit ihre Eigenfchaft als ftatiftifhes Material in 
Berrogt kommt, durch die in den Jahren 1851—1853 und 1879—1881 
sebrrührten Exrinittelungen *) des fteuerbaren Reinertrags des unbebauten Grund⸗ 
Sgenthumd eine wichtige Ergänzung und Verichtigung erfahren. 


Statiftit und ftatiftifhe Enquéêten. 


» Wer ein fo weſentliches Hinderniß der Mangel eines vollftändigen Ver: 
ſſungswerts enthielt, jo bildete derjelbe Doch keineswegs die einzige Urſache, 
Kihe die früheren Leiltungen der Agrarftatiftif zu unzureihenden machte; auch 
andern Boraußjegungen: eine für die Aufgaben der Statiſtik braudbare 
mt3organifation, eine rationelle Methode der Erhebungen und 
Mi vollftommenere Einficht in die Ziele der landwirthſchaftlichen Statiftit 
Pemten erft allmählich ſich bilden. Jene größere Gleichförmigkeit, die im Vergleich 
andern Ländern die Amtsorganiſation des alten Frankreichs auszeichnete, be- 
hräntte ſich Doch im Allgemeinen auf die oberen und mittleren Inſtanzen; in den 
teren Gliedern zeigt die Organifation eine Buntfchedigkeit, welche der Durch⸗ 
Eitung derartiger Arbeiten keineswegs förderlid war; eine definitive Befeitigung 
pas Uebelſtandes trat erft ein, als die berühmte Drganifation des Jahres VIII 
Mad die unteren Glieder gleichartig geftaltete. Indeſſen den Berfuchen Napoleons 1.5), 
Ich die Präfekten das Material einer landwirthichaftlihen Statiftit zu geminnen, 

te noch immer eine zwedmäßtge Heranziehung dieſer unteren und insbeſondere 
x lommunalen Organe; daß die Gemeinden zu Miittelpunkten der ſtatiſtiſchen 
Ecebungen gemacht und bei legteren die Gemeindebehörden in gleichmäßiger 
deiſe betheiligt wurden, ift ein Fortſchritt, welcher die Arbeiten der im 
sabre 1839 von der Regierung Louis Philipps unternommenen großen ftatiftifchen 
Ernte über die Verhältniſſe der Landwirthſchaft harakterifirt; dieſelbe folte 
das Material für die auf die Kandwirthichaft bezüglichen Abſchnitte der statistique 
#e la France, mit deren DVeröffentlihung begonnen worden war, fchaffen ; 
a jahre nahm die Fertigftellung diefer bedeutenden und bahnbrechenden Arbeit 
Anſpruch; die hauptſächlichſte Schwierigkeit beftand in der Bewältigung des 
Per ſo mafjenhaften al3 unüberſichtlichen Materials, wie ſolches die aus den 
Zemeinden direft an die Sentralinftanz gelangenden Aufftellungen enthielten. Um 
Ir die Zukunft eine größere Sichtung des Materials ſicher zu ftellen, ging 
Ben im Jahre 1852 zur Bildung von Cantonalkommiſſionen über®), denen 
Prüfung und Zufammenfafjung der für die einzelnen Gemeinden des Cantons 
in den Localtommiffionen aufgeftellten Nachweiſungen übertragen wurde; fo 
ange das Material bereitd in einem gewiſſen Grade geordnet und geläutert 
an die oberfte Inftanz. Dies Verfahren befteht noch jegt für die großen, alle 





















4) Siehe umten Abſchnitt VII, C. ©. 97. 
5) Siehe über diejelben den Bericht des Minifterd Gouin, Statistique de la 
France, Bd. I ©. XIII ff. 
s) Statistique de la France, Serie II Theil XVI, S. 27 ff. des einleitenden 
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sehn Jahr erfolgenden Enqueten —— während für die jährlichen nad, einem 
weit eingejchränkteren Schema ftattfindenden Erhebungen die Deitwirtung der 
Cantona ijſionen meiſt a Uebung gekommen zu fein ſcheint. Größer 
Enquöten nach der Art der 1839 eingeleiteten haben demnächſt in ben ‘jahren 
1852, 1862 und 1882 ftattgefunden ; im Sabre 1872 ift wegen der in Folge 
des Krieges noch obwaltenden anormalen Verhälmiſſe die Enquete audgefallen. 
Der Plan diefer Enqueten hat, was bie Abgrenzung des Stoffes anlangt, 
fi fortgefegt erweitert. Die im Jahre 1839 eingeleitete Engquöte hatte ſih 
zur hauptſächlichen Aufgabe die Ermittelung und Darftellung der Falta, melde 
fi) auf das Berhältnig der Produktion zur Konfumtion und zur Eichen 
flellung der Subfitenz der Bevölferung bezogen, gewählt; nachdem bereits di 
Enquöte von 1852 in manchen Stüden über dieſen Blon binausgegangen 
war, wird in der Enquöte von 1862 die Bearbeitung auf einen großen Theil 
ber Delonomit der Landwirthichaft ausgedehnt ®). le drei Enquöten ſtellen 
überaus achtungswerthe Leiftungen dar, in denen ſich die zumehmende Scala 
ber Organe für die Behandlung des Materials erkennbar macht. Ueber de 
Enquete von 1882 iſt eine zufammenfafiende?) Publikation noch nicht vorhanden 


Materielle Enqudten. 


Erſt die ſtatiſtiſchen Enqueten ſchufen jene fihere Grumdlage, wie fie md 
dem Borbemerkten die Darftellung und Beurtbeilung de3 materiellen Zuftandes der 
vandwirthſchaft erheiſchte; wenn auch ber Mangel —** Grundlage den Werth 
jener früheren Arbeiten, die eine derartige Beurteilung fi) zum Aufgabe 
festen, beträchtlich vermindert hat, fo ift die Bedeutung mancher dieſer Arbeit 
für Die Erkenntniß des Entwidlungsganges und für eine Dergleichung des Zuſtandes 
der verfchiedenen Zeitperioden dennoch nicht zu unterſchäãtzen. Eine anerkennende 
Erwähnung verdient vor Allem das ſchon in Bezug genommene Reiſewerl 
Arthur Youngs?); die Eigenſchaften eines bedeutenden Landwirths und eins 
nr der Höhe ber Wiffenfchaft feiner Zeit ftehenden Nationalötonomen tree 

bei ihm mit einer genauen Senntniß der Landwirthſchaft Frankreichs, wie e 
fie durch mehrjährige Bereifung des Landes, durch Studium der Literatim um 
durch perfünlichen Verkehr mit den hervorragendfien Landwirthen erworben hate, 
zufammen: die Bereinigung dieſer Eigenſchaften beim Verfaſſer macht fein Bet 
zu einer Leiftung, von der jede fpätere Darftellung gern ihren Ausgangäput 
nehmen wird. Die Ergebniffe der ftatiftifchen Enquöten von 1839 und 1953 





7) ei das Gircular des a für Landw. dv. 6. u. 29. Juni 1882, Bel 
du min. de l’agric., Jahrg. 1882, Heft 3, S. 203, 206. 
— Ergebniſſe der eften une find zufammengeftellt in ber Sidi 
de la France, Serie Theil III bis die zweiten (1852) Serie II | 
und VII, die der Ein, (1862) daſelbſt x 

N Weber einen Theil der in Betracht Be ‚Punkte find bie Ergebuifk 
in de er Artikeln des Bulletin du ministere de l’agriculture ger 

Arthur doungs Reifen durch Frankreich und einen Theil don Italien u 

ben gakeen 1787 bi8 1790: das Werk wird hier in der mit manchen w 
Quthaten verjehenen deutichen Ausgabe von Zimmermann — Berlin 1793 — ati 
werben 
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fanden zunächft in dem Werke eines hervorragenden franzöſiſchen Schriftſtellers 
Berwertfung; in feiner das erſte Mal 1860 erfchienenen 6conomie rurale de 
la France bat Leonce de Lavergne die Hauptmomente fowohl der hiftorifchen 
Enwicklung als der regionalen Verſchiedenheiten der Landwirthichaft Frankreichs 
in emer Ueberfichtlichleit und Anfchaulichleit gezeichnet, wie fie auf diefem Gebiet 
m der Litteratur nur felten erreicht worden if. Die engen Grenzen, melde 
igrem Plan nad) diefe Schrift ſich geftellt hatte, binderten indeflen eine genügende 
Ausnugung des durch die Statiſtik gebotenen Materials: dieſem Material 
bie fritifche Unterfuchung der Erfcheinimgen hinzugefügt und die legteren in ihrem 
Zufammenhange mit der Statiftit ſowie mit der Geſetzgebung umd Verwaltung 
eingehend erörtert zu haben, ift das Verdienſt, das die aus der Initiative der 
Regierumg berborgegangenen, in den Jahren 1866— 1870 und 1879—1880 ver: 
anftalteten materiellen Enqueten ſich erworben haben. Beide Enqudten ftehen zu 
den Phaſen der Handelspolitit in einer nahen Beziehung. Als auf den im Jahre 
1860 vollzogenen Uebergang Frankreichs zur Politik der Handelöverträge und der 
Annäherung an den Freihandel einzelne minder günftige Ernten folgten, gewann 
m den betbeiligten Kreifen die Meinung an Boden, daß ein Rüdgang der Land⸗ 
wirthſchaft eingetreten und daß das Ergebniß auf Rechnung des Umſchwungs 
der Handel3politit zu fegen fei. Die Grundlofigkeit diefer Meinung hat nadı 
damaliger Lage der Verhältniſſe jene erfte Enquete in meifterhafter Weife dar: 
gethan: fie hat den Beweis geliefert, daß ein Rüdgang der Landwirthſchaft nicht 
borliege und daß die Behauptung einer Benachtheiligung der letzteren durch die 
Politik der Handelöverträge in den Thatfachen keine Betätigung finde. Aber die 

itige thatjächliche Kombination, wie fie gegen daS Ende der fiehziger Jahre 
antrat und wie fie fi) durch das BZufammentreffen ſchlechter Ernteergebnifie 
amt der zunehmenden Konkurrenz der amerikaniſchen Produktion charakteriſirte, 
zab Anlaß, die Frage von Neuem zu fielen. Sie zu beantworten, zu erörtern, 
moieweit ein Zurückgehen der Landwirthſchaft zu konſtatiren ſei und auf melden 
Irfachen daflelbe beruhe, bildete die hauptſächlichſte Aufgabe jener zweiten, 
wuchten Enquöte. 


Enquöte von 1866—1870. 


Nähern fi) hiernach beide Enquöten einander in der Art ihres Anlaſſes, 
o unterſcheiden fie ſich doch ſehr weſentlich in ihrem Umfange und der Art ihrer 
Kus : das Charafteriftiiche der früheren, unter dem zweiten Kaiſerreich 
wranftalteten Enquöte beſteht darin, daß diefelbe eine amtliche, weſentlich unter 
er Leitung der Regierung und ihrer Organe zur Ausführung gebrachte war; 
ke Art, in ber fie eingeleitet wurde, enthält den mit großem Geſchick unter: 
wmmenen Verſuch, die der Vereinsorganifation bezw. den Privatkreiſen an- 
jebörigen geeigneten Kräfte zu einem Zuſammenwirken mit den amtlichen Organen 
eranzuziehen. Als Teitendes Organ für die Ausführung fungirte eine 
Sentraltommiffion, die unter dem Vorfig des Minifters für Landwirth⸗ 
haft, Handel und öffentliche Arbeiten aus höheren Staatsbeamten, Mitgliedern 
er parlamentariichen Körperfchaften und Mitgliedern der socist6 imp6riale et 
entrale d’agriculture gebildet wurde: diefer Kommiſſion wurde, gewiſſermaßen 
[3 ein Gentralorgan für die Bearbeitung des Materials, der Direktor der 
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Landwirtbichaftsabtheilung im Miniſterium für Aderbau umd Handel, de Momy 
de Diornay, beigegeben; behufs Ausführung der regionalen Enquöten wurde | 
Frankreich in 28 Bezirke getheilt, deren jedem mehrere Departements überwiden 
wurden: mit der Leitung der Enquête in jedem dieſer Bezirke wurde ein Mit 
glied der Centralkommiſſion betraut; die Durchführung erfolgte Daun für jedes 
Departement beſonders mit Hälfe einer Departementallommiffion, über deren 
Bufammenfegung der Präfekt ınit dem Präfidenten der regionalen Enguete ſich 
zu verftändigen hatte; allen mit den Verhältniffen der Landiwirthichaft vertrauten 
Perſonen wurde durch Verjendung der Fragebogen im meiteften Umfange zur 
Aeußerung Gelegenheit gegeben, über die Ergebniſſe der regi Enguöte 
hatten derem Präfidenten der Centraltommiffion zu berichten, bet welder das 
Material fi mit den von der societe centrale d’agriculture, von anderen 
inländischen Körperichaften und von den Vertretern Frankreichs im Auslande ar 
gezogenen Gutachten vereinigte; aus diefem gefammten Material hatte der Seneral- 
fommifjar einen Generalbericht zufammenzuftellen, weldyer die Brundlage der dem 
nächſt in der Generallommifjion geführten Berathungen bildete: ſowohl der General: 
beriht — derſelbe läßt fih wohl als das bedeutendſte zeither in Frarnkreich 
über die Lage der Landiwirthfchaft veröffentlichte amtliche Dokument bezeidmen — 
als die Berathungen der Kommiffion erörtern in der eingehendften und jorgfältigften 
MWeife nad) Maßgabe der Ausdehnung, die ſchon die Fragebogen der Unter: 
ſuchung gegeben, alle auf die Landwirthſchaft bezüglichen Fragen: die Vertheilug 
des ländlichen Grundbeſitzes, die Arbeit, der Kredit, der Zuſtand der Technil. 
die Zoll⸗, Steuer: und privatrechtliche Geſetzgebung, die Berhältnifle der Produftion 
und des Abſatzes werden hier eingehend behandelt; nachdem alle eine nähere 
Prüfung erheifchenden Fragen durch Belchlüffe der Centralkommiſſion erledigt 
worden waren, wurden die Ergebniffe diefer Berathungen in einem Schlußberitt, 
den der Diinifler für Landwirthichaft am 1%. Mai 1870 dem Kaifer erftattete'}), 
ſummariſch zufammengeitellt; die gefammten Berhandlungen der Enquéte bilden 
den Inhalt von 36 Quartbänden, von denen eimer die generellen Dokumente 
und die Verhandlungen der Gentraltommiffion, 28 das auf die regimmalen 
Enquöten bezüglihe Material, einer die vor der Centraltommiffion unmittelbar 
abgegebenen Ausſagen, die übrigen endlih die durch die auswärts angeftellten 
Erhebungen erwachſenen Schriftftüde umfaſſen; ein Exrtraband vereinigt die auf 
Algerien bezüglihen Dofumente!?). . 


Enqu&te von 1879—1880. 


Mit diefer Enquete kann fih, mas Ausdehnung und Durdjarbeitung de 
Materiald anlangt, die in den Jahren 1879 und 1880 veranftaltete bei Weiten 
nicht meſſen; ſchon der Umftand, daß fie ihrem Hauptzwede nad) ver Regierung 
zur Information für die in Bezug auf die Reform des Zolltarifd und Die 


— 


11) Enquéête 1866- 1870 Bd. IV ©. 517 ff. 

12) Die Verhandlungen ber Engudte werden im Nachfiehenden unter ber Be: 
zeichnung: Enquete 1866—1870, citirt werden. Berdffentlicht find die betr. Ber 
handlungen unter bem Titel: Ministöre de l’agriculture, Enquö&te agricole. Paris, 
imprimerie imperiale 18691870. 
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Emmerung der Handelöverträge inmezubaltende Politif dienen follte, wies auf 
eine raſche Durchführung des Berfahrend und auf fnappere Bemeſſung des zu 
behandelnden Materiald bin; noch mehr ergab fich eine foldye Beichränfung 
aus der Form der Enquete, welche zwar aus der Initiative der Regierung 
hervorgegangen war, deren Beranftaltung und Ausführung jedoch durd 
die soci6tE nationale d’agriculture erfolgte: nur infofern, al8 der Staat einen 
gewiffen Einfluß auf die Bufammenfegung ber Gefellihaft übt, Läßt ſich fagen, 
daß derfelbe bezw. fein Amtsorganismus bei der Ausführung betbeiligt gemejen ift. 
Die halb private halb amtliche Natur jener im Jahre 1761 gegründeten 
und ſeitdem wiederholt umgeftalteten Geſellſchaft gehört zum Charafteriftifchen 
derſelben; fie befteht aus einer gefchlofienen Zahl von inländiſchen und ausländischen 
Mitgliedern fowie von Korrefpondenten; die Neumahl von Mitgliedern im Falle 
von Balanzen erfolgt durch die Gefammtheit der fländigen einbeimifchen Mit⸗ 
glieder, doch unterliegt die Wahl der Beftätigung der Regierung, welche legtere 
auh auf Grund eimer von der Geſellſchaft aufgeftellten Präjentationslifte den 
Rändigen Secretär und den Schagmeifter emennt; die übrigen Mitglieder des 
Borftandes, namentlich aud der Präjident werden jedesmal auf ein Yahr von 
den ftändigen Dittgliedern der Gefellichaft gewählt; wohl fänmtliche hervorragente 
Bertreter der franzöftfchen Landwirthſchaft begreift die Gefellichaft in fich, melde 
nad) der Autorität, die ihr beimohnt, von einem neueren Schriftfteller mit Recht 
eine Alademie der Landioirtbichaft genannt wird. Das Schreiben vom 7. Auguft 
1979, mittelft deilen der Minifter für Landwirthſchaft die Thätigkeit der Geſell⸗ 
ſchaft behufs Beranftaltung der Enquéte in Anſpruch nahm, bezeichnet als Auf⸗ 
gabe eine Vergleichung des Zuſtandes, wie ſolcher aus den Ergebniſſen derjenigen 
ſechs Jahre hervorgeht, welche dem Jahre 1861 als dem Zeitpunkt des Eintritts 
in die Politik der Handelsverträge vorangingen, mit dem Zuſtande der letzten ſechs 
Jahre: dieſe Vergleichung ſoll ſtattfinden in Bezug auf die verſchiedenſten Buntte, 
jo in Verreff der Theilung des Grundeigenthums, der Fruchtfolgen, des Getreide- 
dans, des Futterbaus und der Viehzucht, der Kulturen induftrieller Pflanzen, der 
Berwendung von landwirtbichaftlichen Geräthichaften und Maſchinen, der Düngung 
bezw. Anwendung künftliher Dungftoffe, der Zahl der Ländlichen Arbeitskräfte 
und der Höhe der Arbeitslöbne, der landwirthſchaftlichen Betriebskapitalien 
and Gewinne, der auf der Landwirthſchaft ruhenden Steuern und Laften, der 
Zransport- und Berlaufsfoften und endlich der Abjaganftalten; die Ergebnifie 
beider Perioden ſollen dargelegt werben fomohl bezüglid) der vorzugäweife 
Getreide- als der vorzugsweiſe Futterbau⸗ oder andere Kulturen betreibenden 
Segenden; es foll ferner für beide Perioden eine Bergleihung der verfchiedenen 
Klaſſen der in der Landwirthſchaft befchäftigten Bevölkerung ftattfinden; die 
Frage eined etwaigen Rückganges in der Landwirthſchaft ſoll geprüft und ihren 
Urfahen nachgeforſcht, e8 follen die Wege, auf denen einestheils die Selbft- 
thätigkeit der Yandwirthe, anderentheild die Regierung eine Veflerung der Lage 
herbeiführen kann, bezeichnet werden. Die Gejellihaft unterzog fi dieſem 
Anjuchen in der Weife, daß fie zunächſt für die Leitung der Enquöte eine 
Kommiffion bildete, zu der jede der acht Sektionen zwei Mitglieder belegirte: die 
Kommiffion fonftituirte fi, indem fie Herrn Bouffingault zum Präfidenten und 
den hochverdienten ftändigen Secretär ber Gefellihaft, Herrn Barral zum 
Schriftführer ernannte; zugleich beſchloß fie den Erlaß eines Circulars an ihre 


8 von Reipenftein, Landwirthichaft Fraukreichs. 


Korreſpondenten, in welchem dieſe um Auskunft über die einzelnen Punkte um 
Sinne des Schreibens des Minifters erſucht wurden. Achtundachtzig Gutachten 
ſehr verfchiedener Ausdehnung, Anordnung und Auffaflung find in dieſer Wale 
von den Korrefpondenten geliefert wurden; auf Grund derfelben hat alddamı 
Herr Barral das bezüglich der einzelnen Punkte aus den Antworten ſich ergebende 
Material zufannnengeftellt: jeder Abfchnitt diefer Zuſammenſtellung ſchließt ſoweit 
auf den betreffenden Punkt bezüglich mit einen Gefammturtheil über die Lage. 
Unter Benutzung dieſer Ueberſichten bat ſodann die Kommiſſion nad) eingehender 
Berathung Entwürfe der dem Minifter zu gebenden Antworten in Borfchlag 
gebracht; diefelben find von der Geſellſchaft in einer Reihe vom Sitzungen, de 
vom 21. Januar bis 31. März 1880 währten, diskutirt und find bie 
Antworten bierbei nad Inhalt und Form definitiv feftgeftellt worden. Zwei 
Bände umfafen das gefammte Material!?). Die Gutachten der Korrefpondenten 
find von fehr ungleihem Werth; während einige ein anfchauliches Bild von 
der Lage der Landwirthſchaft in ber betreffenden Gegend geben, enthalten andere 
nur Ddürftige Notizen; in der Mehrzahl tritt die individuelle Auffafjung der 
Berfafler flart hervor. Bon präpalirender Bedeutung find die zufanme: 
faflenden Darftellungen des fländigen Secretärs, die in der Hauptſache aus 
der Formulirung des letteren bervorgegangenen Antworten der Geſelſſchaft 
geben in einer meift ebenfo Maren wie kurzen und konciſen Weife ein Bild mon 
der Gefammtlage bezw. von der desfallſigen Auffafjung der Gejellichaft. Immerhin 


ift die Grundlage, welche das in biefer Weiſe vereinigte Material der Be 


urtbeilung bietet, eine ſehr viel fubjectivere und weniger vollftändige als dir- 
jenige, welche durch die Enquöte von 1866—1870 gewonnen worden ar; 
es fehlt eben jene Ergänzung durch das thatſächliche Material, wie daflelbe 
in befriedigender Weife nur durch den amtlichen Apparat beichafft werden kam 

Um der mir geftellten Aufgabe gerecht zu werden, babe ich hiemad mit 
nicht damit begnügen können, das durch die Enquête von 1879— 1880 
Material zu reprobuciren; id Habe vielmehr häufig auf die Enquête um 
1866— 1870, ſowie die fonftigen ftatiftifchen Publikationen und die Vorgänge 
im Gebiete der Agrargefeßgebung zurüdgreifen möflen. Wenn ich beerturd 
bei manden Punkten zu einem etwas weitern Ausholen genöthigt worden bin, 
glaubte ich doch von dem Ziele mid) um fo weniger entfernt zu haben, als nur 
die Inbetrachtziehung einer etwas Längeren Periode zu einigermaßen ſicheren 
Schlüffen leiten kann. Betreffs der Gliederung des Stoffes ift im Große 
und Ganzen diejenige Öruppirung, welche der Enquete von 1866—1870 zum 
Srunde Tiegt und welde auch in der neueren Enguöte noch erfennbar ift, für 
mid) maßgebend gewefen. 


13) Erſchienen unter dem Xitel: Enquäte sur la situation de l’agriculture es 
France en 1879 faite à la demande de M. le Ministre de agree et da 
commerce par la societe nationale d’agriculture, ne ar M. J. A. Barral, 
secretaire perpetuel, Paris, Bouchard Huzard 1880. Die Berbandlungen werden m 
Folgenden unter der Benennung: Enquete 1879—1880 citirt werben. 


I. 
Die Faltoren der Produktion. 


A. Grundſtücke und Grundeigenthum. 


Bertbeilung der Sefammtflähe auf die Kulturmaffen. 


Die Gefammtflähe des der Grundfteuer unterworfenen, mit Gebäuden 
nicht beſetzten Grundeigenthums ift durch bie zufolge Geſetzes vom 9. Augufl 
1879) angenommenen Grmittelungen auf 50 035159 Hektaren feftgeftellt 
worden; von bdiefer Fläche kamen auf Gärten und Ländereien befonderer Qua⸗ 
lität 668515, auf aderbare® Land und demſelben gleichgeachtete Ländereien 
25452452, auf Wiefen und zum Futterbau benugte Ländereien 4 804 440, 
auf Weinberge 2 109250, auf Holzungen 8 144 019, auf Weiden, Urland und 
unbehaute Ländereien aller Art 8 108 306, auf fonftige Kulturen 747 478 
deltaren. An jenen 50 035159 Hektaren an Staat und ‘Departement 
mr mit einer verhältnißmäßig unbedeutenden Quote: dßerer ift der An- 
tbeil der Gemeinden, deren Grundbefig im J. 1877 an en Sal auf 2058 707, 
an fonftigen nugbaren Cändereien auf 1 620503, an nicht nugbaren Landereien 
auf 637 100 Hektare ermittelt wurde; jene nugbaren Ländereien wurden theils 
unmittelbar für Rechnung der Gemeinden, großentheils aber in nach den ein⸗ 
Landestheilen verſchiedenen Formen durch Einwohner der Gemeinden in 
ihrem Intereſſe genutzt. Der Reſt der oben erwähnten Geſammtfläche befindet 
fich im Eigenthum der Privaten, Stiftungen, Inſtitute und Korporationen; der 
Art, wie dies Grundeigenthum ſich vertheilt, iſt ebenſo bei der Enquote von 
1866 — 1870 als bei der von 1879 — 1880 eine befondere Aufmerkfamteit 
zugewendet worden. Bor Allem Bat die Frage, inwiefern bie Zerfplitterung 
des Grundeigenthums, wie fie in einem großen Theil Frankreichs befteht, einen 
der —— * Produktion ———— Grad bereits erreicht habe, 
einen ce enftand der Erörterung gebildet; e8 kommt hierbei ſowohl die Bere 
Grundbeſitzes unter eine wachfenbe Zahl von Grundeigenthümern 

— auch die Auflöſung dieſes Beſitzes in Parcellen von örtlich zerſtreuter Lage 


1) Siehe die Ergebnifſe dieſer Ermittelungen im Bulletin du Min. de l’agric. 
Jahrg. 1883 ©. 600 f 
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in Betracht, da beide Arten der Theilung, wenn über ein beſtimmtes Maß 
hinaus gefteigert, der Entwidelung der Produktion und der Rentabilität des 
Landbaues hinderlich werden können. 


Wahfende Theilung des Grundeigenthums. 


Tie Thatſache einer wachſenden Theilung des Grundeigenthums ıft ebenſo 
durch die Enquete von 1866—1870 wie durch bie von 1879— 1880 konſtatirt 
worden. Wenn aud der Vorgang einer ſolchen fortichreitenden Theilung keines⸗ 
wegs für alle Gegenden Frankreichs fich nachweisen läßt und wenn noch weniger 
das Maß, in dem eine derartige Wandlung der Verhältniſſe ſich bemerkbar ge 
macht hat, ein für die verſchiedenen Gegenden gleiche s geweſen iſt, fo läßt doch 
bie Richtung, nad) der im Großen und Ganzen ſich bie Entwicklung bewegt 
bat, fi) nur als ein Kortichreiten zu ummer größerer Theilung bezeichnen. 


Zunehmende Auflöfung des Groß: und Mittelbejiges. 


Zu einem großen Theil fällt diefe wachſende Theilung mit "einer zu⸗ 
nehmenden Ausdehnung des Kleinbeſitzes zuſammen; daß dieſer ſich auf 
Koſten des Groß: und Mittelbeſitzes immer mehr erweitere, hatte ſchon die 


Enquôte von 1866— 1870 konſtatirt; die Zerjplitterung der größeren Güter 


war überall, mehr jedoch im Oſten und Norden als im Weiten und Süden bemerf: 
bar gewwefen ; in zablveihen Departements ließen, 
die Vefigungen, deren Flächeninhalt hundert Heltare überftieg, leicht ſich her⸗ 
zählen?) ; erft in den Jahren, melde jener. Enquöte unmittelbar vorangingen, 
hatte eine Wandlung infofem Play gegrifien, als hier und ba ein gewiſſes De 
fireben, die in der Induftrie und im Handel erworbenen Kapitalien in größeren 
Grundbefig feftzulegen, hervorgetreten war. Dagegen war beim Deittelbefig 
das Fortjhreiten zu immer ausgedehnterer Theilung ein fonftantes geblichen, 
ein Ergebniß, welches damals theil3 den mit dem zunehmenden Arbeitermangd 





ſich ſteigernden Schwierigkeiten des Betriebs, theils den wachſenden Anſprüchen 


jener mittleren Beſitzer an das Leben, bei welchen ihnen der beſcheidenere aber 
ſicherere Erwerb in der Landwirthſchaft nicht mehr genügte, zugeſchrieben warte. 
Die Ausdehnung des kleinen Grundbeſitzes wurde vorzugsweiſe auf — 
ber Beſſerung geſetzt, welche durch die Steigerung ter Löhne in der Lage der 
landwirthſchaftlichen Arbeiter eingetreten war und melde die Nachfrage nad 
Grundbefig gerade bei dieſer Klafje der Bevölkerung beträchtlich erhöht — 
in der Mehrzahl der Departements — ſo wurde damals konſtatirt — 
mindeſtens 75 Procent der in der Landwirthſchaft beſchäftigten Arbeiter s) mi mit 


— — — — 


2) Mit dieſen Feſtiſtellungen ber Enquéte eben 5 nicht ganz im Einklange ve 
AusTagrungen Lavergne's, Econ. rurale, 4. Aufl. S 

3, So der Bericht de Monny de Mornay'3 in der — 1866- 1870, Ser. I, 
Bd. 1, 120; das hier angegebene eben ift jedoch fein ganz genaues, viel⸗ 
mehr Dr die Feſtſtellung der —— — von 1862 vorgeſchwebt zu 
haben, nady welder von 5258073 im Landbau beichäftigten, — jeibft- 
ändigen Haushalt führenden Perſonen 3799 759 — alſo 72,98 Procent — 
im Grundbefi angejeffen und nur die übrigen 1457314 — 27,72 Bıormt — 
Nichtgrundeigenthümer waren. “jene 3 799 750 vertbeilen fich dergeftalt, dat unter dies 
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Grundbeſitz angeſeſſen; in den Gegenden, in denen der Grund und Boden ſich 
zum Verkauf in kleinen Parcellen eignete, hatte der Werth deſſelben meiſt eine 
außerordentliche Steigerung erfahren. — Aus den Feſiſtellungen der GEnquete 
von 1879— 1880 *) geht hervor, daß jener oben erwähnte Stillſtand in der Zer⸗ 
ſplitterung des Groß grundbeſitzes nicht von Dauer geweſen iſt; im Gegentheil 
wird eine fortſchreitende Auflbſung dieſes Grundbeſitzes in kleine Parcellen 
un eher zeigt fi beim Mit tel beſitz eine Tendenz, ſich zu relonftruiren ; 

Ausdehnung des Kleinbefiges hat daher vornehmlich, auf Koften des großen 
Mu In ftatiftiichen Zahlen find die bezeichneten Wandlungen in der Ber: 
theilung des Grundbefiges m. W. bisher nicht nachgewieſen worden; einigen An⸗ 
halt ergiebt Lediglich das Wachſen der Zahl der cotes fonciöres, d. b. der ver- 
anlagten felbftfländigen Grundſteuerbeträge; ba in jeder Gemeinde für jebe 
in derfelben mit Grundbeſitz angefefiene Perſon eine cote fonciere ausgeworfen 
wird, fo vergegenwärtigt die Erhöhung jener Zahlen einigermaßen das Steigen . 
der Zahl der Grundbeſitzer überhaupt; nur drückt ſich in dieſer Erhöhung das 
Verhälmiß der Zunahme der Zahl der Grundbefiger keineswegs mit völliger 
Genauigkeit aus, da jeder mit Grundftüden in mehreren Gemeinden angefellene 
Srundbefiger in jeder Gemeinde bejonder3 gezählt wird; außerdem aber find 
in jenen Zahlen nicht nur die auf den ländlichen, fondern aud die auf den 
ſtädtiſchen Grundbeſitz entfallenden cotes enthalten, in jedem Falle überfleigt 
tie Zahl der letzteren die der Grundbefiger ). Die Zahl der cotes foncidres 
hat nun betragen: 1835: 10 893528, 1842: 11512841, 1858:13 1187723, 
1865: 14 027996, 1878: 14 204746, 1880: 14 264 388; bleiben die 
dur) die Annerion von Savoyen und Nizza binzugetretenen und andrerfeits die 
durch die Abtretung von Elſaß und Lothringen abgetrennten Tandeötheile unbe 
rüdjichtigt,, fo ergiebt fi) nadı den von Herrn Loua, Direktor des ftatiftifchen 
Bureau von Paris angeftellten Berechnungen folgende Progreifion: 1835: 
9903609, 1842: 10478062, 1858: 11942595, 1865: 12537001, 
1878: 13 381497°). Das Wachsthum fällt, wie die anderweitig gegebene 
Spectahifirung ?) darthut, auf die Grundſteuer⸗Coten niedrigen Betrages, während 








jelben begriffen find: 47424 ihr Gut mit Hilfe eined Oberknechts bewirthſchaftende 
Eigenthümer, 10215 bdeögleihen, welche duch einen Wirthſchaftsführer (regisseur) 
wirthichaften, 1754934 melde fi unmittelbar und auefchließlicy der Bebauung 
ihre eigenen Grundſtücks widmen, 648826 welche zugleich fremde Grundftüde ala 
Pächter, 203 860 welche ſolche ala "Metayer bearbeiten, 1134490 endlich weldye auf 
fremden Grundftüden "ogelöhnerbien DEE GIER. 

4) Enquete 18791880, Bd. I ©. 5 

5) Die inzwiſchen — d. db. nad Schlu "de anun: ts — mir zugegangene 
im Bull. da min. de l'agric. Jahrg. 1883 ©. 872 ff. ieirte Tabelle macht den 
Verfud, die eng fungirenden oder in ben betr. ercinden nicht wohnhaften 
Grundeigenthümer nenn. die für das Jahr 1879 ermittelte Zahl der Coten 
von 14334 ‚ermäßi ch hierdurch auf 8454 218, welche Zahl die Grunbeigen- 
thümer Frankreichs 4 I t: eö erhellt hieraus die verhältnigmäßig gro Be Zahl ber 
Grnndeigenthümer, da die Zahl der Feuerſtellen oder Haushaltungen — bei 36 905 798 
Einwohner im Sabre 1876 — nur 9959 749 betrug. Die Sal der pol büner 
ländlicher —— berechnete ſfich auf 3 397 829. Siehe unten Anm. 21 auf ©. 1 

; sn Siehe dad Journal de la societe de statistique de Paris, Jahrg. 1879. 


7) Eiche die Ueberſicht bei Block, Annuaire d’economie Pl et de 
statistique Jahrg. 1882, ©. 17. Danach ift von 1842 bis 1880 die Zahl ber Gotes 
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auf den oberen Stufen die Zahl der Eoten zurüdgegangen ift; auch die ber 
ftätigt die oben erwähnte Wahrnehmung, wonach jener Proceß fich mweientih 
durch Ausdehnung des Kleinbefizes auf Koften des großen vollzogen Bat. Noch 
weit weniger liegen bezuglich der örtlichen Zerfplitterung des Grundbeſihes 
ftatiftiiche Bahlenangaben vor; es Eonftatirt indefjen die Enquete von 1866— 
1870, daß in vielen Departements der durchſchnittliche Flächeninhalt der Par: 
cellen bis unter 20, ja bis unter 15 und 10 ren finte und daß nicht felten, 
namentlich im Often Frankreichs die zu einem Beſitz gehörigen Parcellen durch 
erheblidhe Entfernungen, oft von mehreren Kilometern getrennt fein ®). Diele 
zum Extrem getriebene Berftüdelung ſcheint indeflen jeit der früheren Emquete 
Fortſchritte nicht mehr gemacht zu haben; bei der neuen Enquete bat vielmehr 
die Annahme Ausdrud gewonnen, daß eine folde übermäßige Zerfplitterumg 

nicht mehr in der Ausdehnung wie damals beftehe?). | 


Urfadhen der zunehmenden Theilung. 


In der geſchilderten Zunahme der Theilung des Grundeigenthums jest 
fih ein Entwidelungsproceß fort, deſſen Anfang mwenigftens für eimen großen 
Theil Frankreichs in eine ferne Vergangenheit zurädreicht und ber ſeitdem 
ein mehr oder weniger Eonftanter geblieben ift; für einzelne Landestheile iſt ein 
Zerſplitterung des Grundbeſitzes in kleine Parcellen ſchon am Ende des ſech⸗ 
zehnten Jahrhunderts nachweisbar !°); bie erhebliche Zerſtückelung des Grund⸗ 
eigenthums fonftatirt um die Zeit des Ausbruchs der Revolution Arthur Young‘) 
als eine ber Mehrzahl der franzdfiichen Frovinzen gemeinfame Erſcheinung. 
Angefehen von den großen durch die Legislatorifhen Maßnahmen der Revolution, 
namentlich den Verkauf der Nationale, Kirchen: und Stiftungsgüter forte der 
Güter der Emigrirten!?) herbeigeführten Ummälzungen find e8 vorzugsweiſe zwä 
Urſachen geweſen, welche dieſe Entwidelung feitdem mächtig gefördert haben: 
zunächſt da8 durch die Art. 826 und 832 des Code civil zum allgemeimn 
Rechtsſatz erhobene Princip realer Theilung der Erbſchaften und forum 
die bei den arbeitenden Klaſſen wachſende Neigung zum Grund: 
erwerbe, welder in diefem Falle ſich regelmäßig nur in der Form der &: 
werbung kleiner Parcellen vollziehen kann. | 





don weniger ala 5 Fr. im Principe von 5440 580 auf 7328 778, die ber Gotes von 
5 bis 10 Fr. von 1818472 auf 2190049, die ber Cote von 10 bis 15 Fr. dom 
1614987 auf 1910204 gewachſen, während die Zahl der Goted von 100 und weht 
Sr. von 493 312 auf 475 784, der ber Gotes von 1000 und mehr Fr. von 1636 
auf 14774 gefunten ift. | 
8) Enquete 1866—1870, Bd. I, S. 120 ff. 
9) Enquäte 1879 —1880, Bb. II, ©. 8. „Le morcellement excessif* heißt 4 
bier in dem vom fländigen Secretär borgelegten Antwortdentwurfe „paralt n'äre 
plus aussi considerable ze par le passe“. | 
10) Enquête 1879--1880, &. 121 ff. 
12) Reiten Bd. II, S. 209 ff. 
12 Dun über die Wirkung dieſer Mafnahmen de Lavergne, &con. rurale 
4. Aufl., ©. 12 ff. | 
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Gefeggebung über Erbtbeilung. 


Indem der Art. 832 des Code civil feftiegte, daß bei Erbtbeilungen für 
jeden Theilnehmer eine entfpredende Quote ebenfo von den Immobilien wie von 
den Mobilien und den Forderungsrechten auszumwerfen jet, macht er bei Erb⸗ 
fällen die. Naturaltheilung aud der zum Nachlaß gehörigen Grunbftüde 

zur Regel; für einen großen Theil Frankreichs enthielt die Feſtſetzung dieſer 
Regel nicht ſowohl eine Einführung neuen als vielmehr eine Betätigung — 
Rechtes; daß die Zerftüdelung der Güter beim Tode des Beſitzers und geie 
reale Theilung berfelben unter die Erben oder doch wenigſtens unter die Söhne 
in weiter Ausdehnung üblich, lei, bebt Arthur Young unter den Urfachen der 
Zerjplitterung befonder8 hervor 18). Indeſſen beftanden daneben audy andere 
Uebungen und vielfach erhielt ſich ein von den Beftimmungen des Code ab- 
weichender, den früheren Gewohnheiten entipredyender Theilungsmobus dadurch, 
daß die Eltern entweder durch Teſtament oder durch eine bei ihren Lebzeiten 

vorgenommene anticipirte Erbtheilung den Fortbeſtand des Gutes ſichernde 
—— trafen‘). Erſt in der Rechtsauffafſung, welcher ber Kaſſationshof 
ſeit dem Ende der vierziger Jahre folgte, fand dies Verfahren ein Hinderniß; 
in mehreren Erkenntniſſen erklärte dieſer Gerichtshof ſolche letztwillige Ver⸗ 
fägungen oder von Aſcendenten vorgenommenen Erbtheilungen, die eine ber 
Vorſchrift des Code nicht entiprechende Bildung der Looſe feftjegten, für an⸗ 
fehtbar bezw. nichtig 16). Die Schwierigtetten, welche aus der Anmahme diejes 
Grundſatzes der Erhaltung von ihrem Umfange nach zur felbfifländigen Bes 
wirthichaftung noch geeigneten bäuerlichen Grundftüden erwuchien, fanden bei der 
Enguöte von 1866—1870 volle Würdigung; es wurde ber ernflen Erwägung 
der Regierung empfohlen, ob nicht unbefchadet des Princips gleicher Theilung 
doch die Vorſchrift, daß jeder Erbtheil nur in einem verhältnißmäßigen Theil 
des zum Nachlaſſe gehörigen Immobiliar⸗ und Mobiliarvermögens zu beftehen 
babe, aufzuheben und bie Bufammenfegung ber Vooſe der freien Willens 
beftimmmung zu überlaflen jei!%). Die damalige Anregung ift jedoch ohne 
weitere Folge geblieben. Die Enquöte von 1879— 1880 hat nicht verſucht, 
anf die Frage einer Aenderung ber die Erbtheilungen vegelnden geſetzlichen 
Vorſchriften zurüdzulommen, wiewohl die Anfiht, daß an der beftehenden 
vorgeſchrittenen Theilung des Grundeigenthums gerade die Lage jener Geſetzgebung 
Antheil habe, in den Verhandlungen mehrfach zum Ausdruck gelangt iſt. Jener 
nachtheilige Einfluß, den das beſtehende Erbtheilungsrecht durch Beförderung ber 
gerfpliterung ausubt, erſcheint als ein noch erheblich gefteigerter da, wo es üblich 
ift, jedem Looſe einen entiprechenden Antbeil nit nur vom Ymmobilienvermögen 
überhaupt, fondern von jeder Dualität und Lage des zum Nachlaß gehörigen 
Grundbefiges auszuweiſen, ein Gebrauch, der insbefondere in den weinbau⸗ 


12) Reiien Bd. II, S. 210 

14) Enquete 1866.—1870, Ser. I, 2b. I, ©. 122. 
15) Ebenbafelbfi S 

16) Enquöte een, Band IV, &. 526. 
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treibenden Gegenden vorkommt, da das Werthverhältni Der verſchiedenen Lagen 
zu einander oft ſchwer zu ſchahen iſt 17). 


Zunehmender Orundbeſitzerwerb durch die arbeitenden 
Klaſſen. 


Das zunehmende Beſtreben der arbeitenden Klaſſen, fich mit Grundbeſih 
anfällig zu machen, hängt mit dem faſt in allen Theilen Frankreichs beobachteten 
— Steigen der Arbeitslöhne zuſammen, auf das ich ſogleich näßer 

zugeben haben werde; die größere Leichtigkeit, mit welcher vermöge diekr 
hößeren Arbeitslöhne jene Klafien die zum Ankauf von Grundſtücken erforderlichen 
Mittel anfammelu, bat in denjenigen Gegenden, in benen der Grundbeiig fit 
zur parcellenweifen Veräußerung eignet, deſſen Preife bedeutend erhöht'?); wi 
Recht wird daher jener Beſſerung der Lage der ländlichen Arbeiter ein meient: 
licher Antheil an der beobachteten auf Koften Des größeren Grumdbefipes fh 
vollziehenden Ausdehnung des Meinen Beſitzes zugeihrieben. Wiewohl es er: 
tlärlich if, daß denen, "weide dem ariftofratifchen Element innerhalb der Ländlichen 
Beölferung und des Staates überhaupt feinen Einfluß ungeſchwächt zu erhelten 
wünſchen, diefe Entwidelung bedenflich ericheint, fo muß dieſelbe doch im Großen 
und Ganzen als eine gejunde und ſegensreiche angeſehen werden; bie günftige 
Rücwirkung, welde die Anſäſſigkeit mit Grundbeſitz in ſittlicher unb wirthſcheft 
licher Hinſicht auf die arbeitenden Klaſſen ausübt, enthält mehr als ein Aequi 
valent für die Nachtheile, welche aus der durch jenen Vorgang gegebenen Zer 
ſplitterung des Grundbeſitzes der Produktion hier und ba erwachſen mögen; 
aber auch dieſer Zerſplitterung gegenüber liegt in der verbeſſerten materiellen 
Lage der ländlichen Arbeiter inſofern ein Heilmittel, als die größere wirth 
ſchaftliche Leiftungsfähigkeit Iettere in immer häufiger werdenden Füllen u 
bie Tage fett, angrenzende Parcellen zu kaufen und hierdurch wieder zu einer 
Berminderung ber übermäßigen Berjtädelung beizutragen. Wenn nad jene 
oben erwähnten in den Verhandlungen der Enquôte von 1879—1880 at: 
baltenen Andeutung die übermäßige Zerftüde nicht mehr un der Ausdehnung 
wie fie in der Mitte ber fechziger Jahre vorhanden war, befteht, fo hatan 
diefer inzwifchen eingetretenen Minderung des Webelftandes jene verbeflerte dar 
der ländlichen Arbeiter und der arbeitenden Klaſſe überhaupt offenbar weſen⸗ 
lichen Antheil. 


Erleichterung des Tauſches angrenzender Parcellen. 


Immerhin wird die Korrektur des beſtehenden Zuſtandes, welche auf 
dieſem Wege gewonnen werben fann, einen großen Umfang ſchwerlich er- 
reihen, fie wird in jedem Fall nur fehr langſam ſich verwirklichen können. 
Eine Beſeitigung der aus ber zerftreuten Lage der Parcellen hervorgehenden 
Mebelftände in größerer Ausbehnung würde immer nur durch eine zwangsweiſe 


17) Dub biefer ein: im Meboc beftand, bezeugt die Enqu&te von 1866-1870, 
Serie 1 Bd. I, ©. 494 
18) Enquäte 18661870. 
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Zufammenlegung der Grundftüde herbeigeführt werden können; ein derartiges 
Berfahren, das gerade bei der regelmäßig ehr großen Zahl der in Trage 
tommenden nur ſchwer mit der NRüdficht auf die individuellen 
Rechte würde in Einklang gebracht werden können, fennt jedoch die franzöſiſche 
Geſetzgebung nicht ; daffelbe würde vor Allem mit der individualiſtiſchen Auffafſung, 
welche in der Behandlung der Grundeigenthumsverhältniffe Durch die Geſetzgebung 
burherricht, in Widerſpruch treten. ine Beſſerung der Verhältmiſſe ijt daher 
fet nur von der Zunahme der durch Kauf und insbejondere durch Tauſch an⸗ 
grenzender Parcellen zwijchen benachbarten Befigern ſich vollziehenden Aenderungen 
envartet worden. %ür ein befondered Hinderniß der Berallgemeinerung vieler 
Aenderungen galt vorzugsweiſe die Höhe der in Procenten von der Kaufjumme 
bezw. vom Tauſchwerth erhobenen Enregiſtrementsabgaben; ein Geſetz vom 
3 1824 batte in diefer Beziehung eine Erleichterung dadurch gebradt, daß es 
für Tauſchverträge über Grundſtücke, von Denen wenigſtens das eine an den 
Brundbefig des die Parcelle erwerbenden Kontrahenten anftößt, die proportionelle 
Abgabe durch eine fete Gebühr im Betrage von Einem Franfen erfegte, es war 
dies Geſetz aber durch das Finanzgefeg vom %. 1834 wieder aufgehoben worden. 
Die Wiederherftellung jenes früheren Gejeges wurde bei der Enquäte von 1866— 
18570 von allen Seiten als erwunſcht bezeichnet, ein Geſetz vom Juli 1870 
bat diefem Wunſche dadurch Rechnung getragen, daß es die Enregiſtrementsgebühr 
bet Bertaufchung Meiner — d. h. eine Fläche von 50 Aren nicht überfteigender — 
Parcellen für Fälle, in denen wenigſtens eine dieſer letteren an das Grundſtück 
de8 Erwerbers angrenzte, unter gewifjen Bedingungen auf 20 &t8. für 100 Fr. 
Tauſchwerth, alfo auf ein Fünftel Procent herabjettte; ein weiteres Geſetz vom 
2ı. Juni 1875 hat für alle übrigen Verträge, welde den Tauſch von Im⸗ 
mobilien zum &egenftand haben, die Enregiftrementsgebähr auf zwei Procent un- 
beihadet der Tranſcriptionsgebühr — 1!is Procent — firirt; viel weiter geht 
an neuerer Gejegesvorichlag der Deputirten Girard und Jametel, welder die 
Enregiftrementögebühr für alle Bertaufhungen ländlicher Grundftüde auf ein 
fünftel Procent ermäßigen will 1%), Die Enquöte von 1879 — 1880 war auf 
das Detail der Frage nicht eingegangen, hatte vielmehr ſich damit begnügt, die 
Herabfegung aller Befigveränderungsabgaben von Immobilien und Mobilien als 
erwünjcht zu bezeichnen, wie das in einem fpäteren Abſchnitte des Näheren Er: 
wähnung finden wird 20). 


Schlußergebniß. 


Daß die Auflöfung des Grundbefige8 in kleine Parcellen von oft ge= 
trennter Zage in dem Maße, wie fie in einem Theile Frankreichs beiteht, zu 
den die landwirthfchaftliche Produktion beeinträcdhtigenden Urjachen gehört, ift bei 
der Enquöte von 1879—1880 ausdrüdlih anerfannt worden. Im Allgemeinen 
indefien entjpricht der hohe Grad der Theilung des Orundeigenthums, welder 
erreicht worden ift, ebenfo dem hervorragenden Antheile, mit welchem die 
arbeitenden Klaſſen an der Steigerung des Nationalmohlftandes participirt 


19) ——— in der Sitzung der Deputirtenkammer vom 14. Januar 1882; 
vgl. Annexe 287 und 1237 zur Seſſion von 1882. 
20) Enquöte 1866-1870, Ser. I 3b. IV, ©. 462. 
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haben, wie dem demokratiſchen Grundcharalter, ben bie neuere Gntwidelumg in 
Frankreich trägt. Wie jener erweiterte Grundbeſitz der ländlichen Arbeiter zu 
einem großen Theil das Ergebniß gunſtiger gewordener Lohnverhältniſſe 
weſen iſt, ſo wirkt dies Refultat doch auch wieder auf jene Klaſſe der 
völferung in der Weile zurüd, daß es ihre Anſprüche und ihr Eelbfländigfeits- 
bewußtjein erhöht: es gehört mit zu den Erfcheinungen, welche den Charafter 
diefer Bevölkerungsklaſſe ihre Signatur geben. Auf den Einfluß, welchen dieſe 
Ausdehnung des Grumbdbefiges innerhalb der arbeitenden Klaſſen auf die Lohn⸗ 
anfprüche Derfelben geübt hat, komme ich demnächſt zuräd. | 


B. Bevölkerung und Arbeit. 


Zahl und Gruppirung der landbautreibenden Bevölkerung. 


Die Einwohnerzahl Frankreichs iſt durch die Zählung vom 18. December 
1881 auf 37405290 ermittelt worden; von diefer Zahl gehörten ihrer Berufs 
beihäftigung nad) 18249 209 ber Zaudwirthſchaft, 9324107 der Induſtrie, 
3843447 dem Handel an. Detaillirte Angaben über die Art, in welder jene 
Zahl von 18249209 fih auf bie verichiedenen Kategorien der Landbau 
treibenden Bevölkerung vertheilte, find bisher micht zur Veröffentlichung ge 
langt; es ift daher in biefer Beziehung auf bie Ergehniffe der Zählung von 
1872 zurädzugehen?'). Damals wurde die Gefammtbevölterung Frankreichs 
auf 36102921, der von der Landwirthichaft Lebende Theil derjelben auf 
18513325 ermittelt ; diefe Zahl vertheilte fi fo, daß auf die Kategorie ber 
die Landwirthſchaft Diveft betreibenden Eigenthümer 9097 758, auf die ber 
Theilbauern und Solonen 1428881, auf die der Pähter 3141187, anf 
bie des ftändigen Tandwirtbichaftlichen Geſindes und Betriebsperjonals 940 311, 
auf die der nur zeitweile befchäftigten Zagearbeiter 3255618, auf die der 
Holzbauer und Kohlenbrermer 270 743, auf die der Rebleute 378827 Perſonen 
entfielen; alle dieſe Zahlen verſtehen ſich ſo, daß ſie auch die Familienangehörigen 


21) Siehe dieſelben in der Stat. de la France, Serie II, Theil XXI, S. XXI 
und 106 ff. —8 — N bie bezüglichen er ebniffe der Ratiftifchen Aufnabur 
en 31. — 1881 in dem mir nach Abſchluß des Manuſcripts —— — 

erſten Hefte des Jahrgangs 1884 des Bulletin a ministere de l’agricul 
— icht worden. Die obige Geſammtzahl ber 18249 209 von ber Landwirt A 
ſchaft ala ihrem Erwerbe lebenden Perfonen repartirte danach fi fo, daß anf die 
ategorie der ihren Grundbefiß ſelbſt oder durch Andere bewirtbichaftenden 
thümer 9176 532, auf die der Pächter, Metayer und Stolonen 5 032 425, auf die ber 
ale Pächter, Metayer ober Zagelöhner für andere arbeitenden Kleinen "Grunbeigen 
thümer 3522086, auf bie der Es 518216 entfielen, wenn in ben bei. 
Kategorien mit den Vorftänden ber Betriebe zugleich bie Gamilienange hörigen und 
die als Dienftboten, Zagearbeiter u. |. w. von ihnen dependixend den Berfonen 
gaptt wurden. Werben nur bie männlichen bezw. weiblichen Borflände der 
ihen landwirthichaftlichen Betriebe geaählt jo ergeben fich folgende 3 — 
2425490 ihr Land ſelbſt oder durch andere bewirthſcha Ense ee 1010 999 
Pächter, Metayer und Kolonen, 772339 zugleich ala Pächter, Meiayer ober — 
arbeiter für andere arbeitende tleinere Eigenthümer. Die Abgrenzung 
deckt fi nicht mit der ber Volkszählung von 1871. 
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md das zu häuslichen Dienften beftimmte Gefinde im fich begreifen. Werden 
zur die an der Spike des Betrieb bezw. des Hausftandes ftehenden Perfonen 
zählt, jo ergiebt ſich eine Zahl von 2689 305 die Landwirthſchaft unmittelbar 
betreibenden Eigenthümern, 323 785 Kolonen und Zheilbauern, 711.160 Pächtern. 
Die Kategorie der die Randivirthichaft unmittelbar betreibenden Eigenthümer jetzt 
fh zum weitaus größten Theil aus Kleinen Eigenthümern zufammen; für Groß⸗ 
ind vielfach felbft für Miittelbefig ift Betrieb durd) Theilbauern (Metayer) und 
Pächter Die Regel??). Bon diefen Formen war der Theilbau die ältere, noch 
zur Zeit des Ausbruchs der Revolution war fle in dem bei Weitem größten Theil 
granfreich® die allgemeine oder doch die bei Weiten vorherrfchende; Arthur Young 
hebt es als einen Fortſchritt hervor, daß man in der Picardie, einem Theil von 
Flandern, der Normandie (auögenommen dem Pays de Cauz), dem Isle de France 
md Pays de Beauce, ferner in einem Theil von Bearn und Navarra zur Ders 
pahtung gegen feiten Zins übergegangen war ; indeflen war es nach feiner Berehnung 
damals noch kaum der fechfte oder fiebente Theil Frankreichs, in welchem diefer 
Modus gefunden wurde?d). Wie die oben mitgetheilten Ziffern ergeben, ift der 
iegtere inzwilchen zu dem weitaus vorherrſchenden geworden; die Zahl derjenigen 
Eimwohner, welche Grundftüde gegen feften Zins in Pacht haben, beträgt danadı 
mehr al3 Das ‘Doppelte der Zahl der Metayer. Vorzugsweiſe in der ſüdlichen 
Hälfte Frankreichs hat ſich das Verhältniß des Theilbaus behauptet; ın der 
zördlichen iſt es nur vereinzelt vorhanden. Faſt ganz ift die Erbpadit oder 
Gnpbyteufe in Abgang gekommen; unter den Kategorien der landwirthſchaftlichen 
Etatiſtik von 1862 und der Beruföftatiftit von 1872 kommen diefe Formen 
als bejondere nicht mehr vor. 


Theilbauern (Metayer). 


Das Verhältniß des Theilbaus befteht, wo es ſich findet, meift in der 
Kon von Young gejchilderten Weile fort; das Charalkteriſtiſche deſſelben befteht 
darin, daß der Metayer zum perfönlichen Bewohnen und Bewirthfchaften des Guts 
verbunden iſt und daß von ihm das Aequivalent für die Nutung ftatt in feſtem 
Zinfe in einem Antheil an dem durch Verkauf der geernteten Früchte bezw. des 
anferzogenen Bieh3 oder anderer Produkte erzielten Gelderträge gewährt wird; 
diefer Antheil ift nach den Ortsgebräuchen verjchteben, in den bei beiten meiften 
Allen aber auf die Hälfte normirt. Auch in Bezug auf die Regelung der 
übrigen Berpflichtungen haben die Ortsgebräuche einen um fo größeren Spielraum, 
8 die Verträge über den Theilbau vorwiegend mündlich abgeſchloſſen werben ; 
ma find dem Metayer gewiſſe Berpflichtungen bezw. Beiträge in Betreff der 
Meliorationen, der Anſchaffung beflerer Adergeräthichaften, Unterhaltung 
der Dächer an den Gebäuden auferlegt: die Ueberlaffung des nöthigen Viehs 
legt Gegenftand eines befondern dem Theilpachtvertrage ald Accefforium hinzu 
tretenden nach den Grundjägen der Biehverftellung (cheptel) fi) regelnden 
Ablommens zu fein, durch welches der Metayer beim Ende feiner Nugung zur 


22) Diefe ihren Grundbefig durch Pächter oder Metayer bewirthichaftenben länd⸗ 
lichen Eigenthümer find — unter den von der eat von 1872 nad» 
en Grundeigenthümern ohne jonfligen Beruf begriffen. 
23) Arthur Young (Zimmermann) Keifen, Bd. I, ©. 198. 
Säriften XXVII. — Agrarifche Buftände :e. 2 
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Zurücklaſſung einer gleihen Zahl Vieh, gleicher Zutterbeftände u. |. w. ver: 
pflihtet wird. Die Steuern trägt häufig der Eigenthiimer in der Weile, daß 
zur Dedung derſelben eine fefte Summe von dem ©eldertrage des Gutes zur 
Berfügung des Eigenthümers vormweggenommen wird; e3 ift ein Berbienft der 
neueften Enquöte, die Mifbräude aufgededt zu haben, zu denen im mandhen 
Gegenden die Gewohnheit der Vorwegnahme diefes Pauſchquantums dadurch 
Anlaß gab, daß Häufig ein beträdtlid höherer Betrag ald zur Dedung ber 
Abgaben erforderlid war, erhoben und der Ueberſchuß in den Nuten des Eigen: 
thümers verwendet wurde: ein bei der Enquete allegirter Wirthſchaftsbericht 
bezeichnet das Verfahren geradezu als einen auf die Uebervorthei 
Metayers berechneten in der ganzen Gegend üblichen Kunftgrift **). Vielleicht hat 
die bier gegebene Anregung die Wirkung gehabt, dies mißbräuchliche Verfahren 
mehr und mehr verfchwinden zu machen. 


Pächter gegen feften Zins. 
Dei der Verpachtung gegen feften Zins intereffirt vor Allem die Trage 


ber Erftattung der Meliorationen und der Zeitdauer des Padhtverbält: 
niſſes; da gefeglich dein Pächter ein Anſpruch auf Vergütung der Koften für die 


ohne vorherige Vereinbarung mit dem Berpächter bewirkten Meliorationen nicht 


zufteht, jo Tann der erftere nur dann mit einiger Gewißheit den Erſatz feine 
Auslagen aus dem Mehrertrage erwarten, wenn bie Dauer der Pachtperiote 
eine größere ift; die Verallgemeinerung längerer Pachtperioden mußte daher ald 
dasjenige Ziel erjcheinen, deflen Erreihung im Intereſſe des Pächter3 zuerft 
ind Auge zu faflen war. Die zeitherige Gefeggebung kommt einer folden 
Tendenz nur wenig entgegen; insbejondere trägt die Beſtimmung des Code 
civil — Art. 1774 —, nad welcher ein mündlich abgefchloffener Pachtvertrag 
nur auf den zur Gewinnung ſämmtlicher Früchte erforderlihen Zeitraum — 
bei Landgütern alfo bis zur Beendigung der Yrucitfolgeperiode — gültig if, 
dazu bei, für eine große Anzahl von Fällen die Beſchränkung der Pachtperisde 
auf einen kürzeren Zeitraum zu erhalten, in gleicher Richtung wirkte aud de 
in den Art. 595, 1429, 1430 und 1718 des Geſetzbuchs zum Ausdruck gelangte 
Vorſchrift, welche öffentlihen Anftalten als Hofpitäler u. ſ. w., fowie Minder: 
jährigen eine Verpachtung ihrer Liegenſchaften auf eine Dauer von mehr al? 
neun Jahren unterfagte: bei der Enquete von 1866—1870 wurde die Auf 
bebung diefer Borfchriften und die Verlängerung der Dauer mündlich gejchlofjener 
Pachtverträge auf einen Zeitraum von zwölf Jahren angeregt, ohne daß indeſſen 
diefe Anfichten ſich Einfluß auf die Beſchlüſſe der Kommiffion hätten verfchaffe 
fönnen; insbefondere trug die Kommiſſion Bedenken, in einen folden Wez 
bezüglich der im Namen Minderjähriger gejchloflenen Verträge einzulenten, da die 
bierin enthaltene Erweiterung der den Vertretern der letzteren gegebenen Voll⸗ 
madt zu erheblichen Mißbräuchen hätte führen können 20). Dagegen bezaust 


die neuefte Enquöte, daß die Einfiht in den Werth längerer Pachtperioden bei 


24) Enquete 1879—1880, Bd. II, ©. 237 ff. 
25) Enquéête 1866—1870, Ser. I, Bb. IV, ©. 526. 
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den Pächtern eine immer größere Ausdehnung gewonnen ‚bat und daß die An⸗ 
wendung ſolcher Längerer PBachtperioden eine allgeineinere geworden ift. 


Emphyteuſe. 


Die Form der Emphyteuſe, welche der Code Nap. nicht erwähnt, welche 
jedoch von den bewährteſten juriſtiſchen Autoritäten für eine noch zuläſſige 
crachtet wird, iſt thatſächlich, wie ſchon oben bemerkt, nahezu verſchwunden; es 
iR indeſſen neuerdings im Entwurf zum Code rural?6) der Verſuch gemacht 
worden, fie wieder zu beleben, indem daſelbſt für die Verpachtungen auf längere 
Zeiträume — 30 bis längftens 99 Jahre — befondere Normen aufgeftellt 
werden: das Erforderniß jchriftliher Eingehung, der Ausſchluß von Remiſſions⸗ 
aniprüchen des Pächter und die Befugniß des Tegteren, in Ermangelung entgegen- 
ſtehender Bertragsbeftimmungen mit feinem Rechte Hypothek zu beftellen, bilden 
das Charalteriſtiſche diefer Vorſchriften; auf Erfag der aufgewendeten Meliv: 
rationstoſten hat der Pächter feinen Anſpruch. Die Motive des Entwurfs 
geben der Hoffnung Ausdrud, daß mit diefen Normen in Fällen, in denen e3 
Rh um Inkulturſetzung unbebauter Ländereien handelt, einen Bedürfniß ent- 
ſprochen werben würde; es ift indeflen wohl erheblichen Zweifeln unterworfen, 
ob auch, wenn die Annahme de3 Entwurfs erfolgte, diefe mit den Anfchauungen 
des franzöfifchen Publitums kaum noch harmonirende Form wieder eine größere 
Verbreitung gewinnen würde. 


Landwirthſchaftliche Arbeiter. 


Was num die Kategorie des landwirthſchaftlichen Arbeit3- und Hülfsperfonals 
langt, fo zerfällt — von einem Eingehen auf die hier weniger intereifirenden 
Iaffen der Gärtner und Rebleute, Holzhauer u. f. w. ſehe ih hier ab — 
Diejelbe nach der oben erwähnten Eintheilung in die Klaſſe der landwirthſchaft⸗ 
lichen Dienftboten und in die der Tagelöhner; unter den 940 311 Perfonen, 
welche nach der Berufsftatiftit von 1872 wie oben erwähnt von der Beſchäfti⸗ 
gung als landwirthichaftliches Geſinde Iebten, befanden fih 354 210 Perjonen 
minmnlihen und 197174 weiblichen Geſchlechts, welche diefe Erwerbsthätigfeit 
klbft ausübten; der Reſt kommt faft ganz auf Familienangehörige; unter den 
3255618 Perfonen, welche von dem Erwerbe der landwirthſchaftlichen Tage— 
arbeiten lebten, befanden ſich 917547 männlide und 551 026 weibliche, welche 
dieſe Erwerböthätigkeit felbft ausübten 27). Ueber die Abgrenzung diefer Kategorien 
Fr einander und gegen die der ihre Grundftüde jelbft bebauenden Eigenthümer 

es an den näheren Erläuterungen; offenbar weicht diefe Abgrenzung von der 
der landwirthſchaftlichen Statiftit von 1862 zum runde gelegten beträchtlich ab, 
da dieſe an ftändigem Dienftperfonal eine fehr viel größere Zahl nachwies; aller 
Vahrſcheinlichteit nach begreift ferner die Kategorie der Tagelöhner in der Statifit 
ven 1872 auch diejenigen Perfonen dieſer Kategorien in ſich, die nur mit einem 
Hausgrundſtück angefeflen find, alfo Landwirthihaft auf eigenem Grund und 





26) Annexe Nr. 106 zur Senatzjeifion von 1876, S. 81 ff., 176 ff. 
27) Statistique de la France, 2. Serie, Th. XXI, ©. 108 fi. 
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Boden nicht betreiben. Ein großer, anſcheinend der bei Weiten größte Theil 
der ſtändigen landwirthſchaftlichen Arbeiten wird in Frankreich theils durch di 
fleinen Eigenthümer und Pächter felbft bezw. ihre Angehörigen, theils durch 
die in einem ftehenden Dienftverhältuig befindlichen und daher unter der Kategorie 
des Iandwirtbichaftlichen Geſindes zufammengefaßten Perſonen verrichtet; die 
legteren erhalten vom Dienftheren Wohnung und zum bei Weiten größten Theil 
auh — in der Regel an feinem Zifhe — Belöftigung; nur für ei 

Kategorien wie für Schäfer, Hirten u. }. w. ift es üblich, daß fie ihre Beköſtigung 
aus ihrer Löhnung felbft beftreiten. Die Kategorie der TZagearbeiter in der 
erwähnten Biffernfeftftellung begreift, wenn obige Borausfegung bezüglich ber 
Abgrenzung der Kategorien in der Statiftif von 1872 richtig tft, im Weſent⸗ 
lichen zwei Gruppen in fi: die emen find die mit einem Haus grundſtück an 
gefeflenen oder doch mit einem ftärfbigen Wohnſitz verfehenen, die anderen hie 
vagirenden, d. h. diejenigen Arbeiter, die ohne feſten Wohnſitz umherziehen und 
ihre Kräfte da anbieten, wo vorhandene Nachfrage nach Arbeit ihnen hierzu 
Anlaß giebt, der erfteren Gruppe nähern fich aus der Klaſſe der ihr Grunt- 
ſtück ſelbſt bebauenden Eigenthümer diejenigen, weldye, weil der Ertrag ihrer 
Landwirthichaft zu ihrem Lebensunterhalt nicht ausreicht, daneben auf Lohnarbeit 
angewieſen bleiben. Das im ftändigen Geſindedienſt ftehende Perfonal 
wird in der Regel mittelft mündlichen Uebereintommens ohne Berabredung 
einer beftimmten Dauer des Dienſwerhältniſſes gemiethet; ein Ausſcheiden 
findet bei ihm vorwiegend nur in den durch die Iofalen Gewohnheiten be 
fiimmten Terminen des Dienftwechjel3 ftatt; auch der Entwurf des Code rural 
will e8 bei der Regelung ber Dauer des Dienſtverhältniſſes nad) dem Ortk 
gebrauche bewenden laſſen. Die freien Lohnarbeiter oder Tagelöhner dagegen 
pflegen überhaupt nicht in einem laufenden Bertragsverhältnig zu ftehen; ihre 
Armahme erfolgt nur für die einzelnen Arbeiten bezw. für kürzere Zeit 
abſchnitte. — Schon die Enquéête von 1866—1870 konſtatirte, daß in 
Folge der ſteigenden Nachfrage nach Arbeitern und des ſich verringernden An- 
gebots an ſolchen, in Folge ferner der wachſenden Lohnanſprüche und der 
innerhalb der Bevölkerung ſich vermehrenden Beweglichkeit das Verhältniß 
zwiſchen dem Dienſtherrn bezw. Arbeitgeber und dem Arbeiter ein ſchwierigeres 
geworden ſei: es hat das damals zur Erörterung der Frage geführt, inwiefern 
etwa auf die landwirthſchaftlichen Arbeiter die den induſtriellen Arbeitern auf⸗ 
erlegte Verpflichtung zur Führung von Arbeitsbüchern auszudehnen fein würde?); 
indeſſen prävalirte die Anſicht, daß die Ausdehnung der Berbindlichteit auf 
die landwirthſchaftlichen Arbeiter theils undurchführbar, theils unnöthig fer: un⸗ 
durchführbar bei ben vagirenden und daher mur wenig kontrolirbaren, umöthig 
bet den mit Grundſtü angefeflenen und dadurch von ſelbſt auf fländige 
Erwerbs: und Arbettsverhäftniffe hingewieſenen Arbeitern und beim landwirth⸗ 
ſchaftlichen Geftnde: das fehr große Intereſſe, welches der Dienftherr daran hat, 
ımter fein Dad) bezw. in fein Familienleben nur Berfonen zuverläffigen Charakters 
und guter Moralität aufzunehmen, wurde al3 eine genügende Bürgfehaft dafür 
angefeben, daß derſelbe es an ausreichenden Erkundigungen über bie im ben | 
Dienft zu nehmenden Perfonen nicht fehlen lafien werde. Die Engnete ven 


28) Enquete 1866—1870, Ser. I, Bb. I, ©. 599. 
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1879 — 1880 iſt zwar anf die Frage der Arbeitsbücher in eingehenderer Weiſe 
nicht zurũckgelommen, es iſt jedoch in den Antworten ber Gefellichaft der Wunſch 
ansgeſprochen worden, daß dieſe Frage durch Geſetz geregelt werden möge?9). 


Steigende Arbeitslöhne und wachſender Arbeitermangel. 


Daß die Lage der landbautreibenden Bevölkerung gegen früher eine erheblich 
beſſer e geworden iſt, läßt ſich, wenn weiter in die Vergangenheit zurückgegriffen 
und ein Längerer Zeitraum in Betracht gezogen wird, nicht in Zweifel ziehen: 
die Enquöte von 18661870 konſtatirt biefe Beflerung der Lage für alle Kate: 
gorien jemer Bevölkerung. Inwieweit ein ſolches Urtheil bezüglich der Kategorien 
der größeren und mittleren Eigenthümer, der Pächter und Metayer ach nadı 
den Seftftellungen der Enquete von 1879—1880 ein noch bereihtigtes ift, wird 
fpäter bei Darftellung der Nentabilitätsergebniffe der verfchiedenen Kategorien der 
Betriebe erörtert werden; darüber, daß bezüglich der Kategorien der kleinen 
Eigenthümer, des Iandwirthichaftlihen Geſindes und der landwirthichaftlichen 
Yohnarbeiter überhaupt die Beſſerung bis in die neuefte Zeit eine fort: 
Ihreitende und konſtante gewefen fei, befteht nad) der Enquöte von 1879— 
1880 feinerlei Meinungsverſchiedenheit. Diefe Beilerung beruht der Hauptjache 
nach in der ſehr erheblichen Steigerung der Arbeitslöhne, welche wieder zu den im 
Verhältnif der Radıfrage nad) landwirthſchaftlichen Arbeitsfräften zum Angebot von 
ſolchen eingetretenen Aenderungen in engfter Wechſelbeziehung ſteht; während die im 
vorigen Unterabjchnitt vorher nachgewielene zunehmende Betheiligung der Ländlichen 
Arbeiter am Grundbeſitz ein Symptom und ein Ergebniß ber eingetretenen Beflerung 
der Berbältniffe ift, fetst andererfett3 die durch die Anfäffigkeit den Arbeitern zu Theil 
gewordene größere Selbftändigfeit diefelben in die Page, ihre Anfprüche mit größerem 
Nachdruck geltend zu machen und leiftet fo wieder der auf Erhöhung ver Löhne 
gerichteten Bewegung Borfchub. Das erhebliche Steigen der Löhne und den zu: 
nehmenden Mangel an Ländlichen Arbeitern hatte ſchon bie Enquöte von 1866— 
1870 fonflatirt und hat feitvem, wie die Enquöte von 1879—1880 dargethan 
bat, fich dieſe Entwicelung in wachſendem Maße fortgefegt; wenn auch jene 
Erhöhung der Löhne und die im Verhältmiß zur Nachfrage eingetretene Minderung 
der verfügbaren Arbeitskräfte fich keineswegs in einer fir alle Gegenden Frank⸗ 
reichs gleichen Progreſſion nachweifen läßt, jo find doch die lagen, welche von den 
Arbeitgebern über die einem ventablen Betriebe aus jener Entwidelung erwachlenden 
Schwierigkeiten geführt werden, fo allgemeine, daß die Verhälmiſſe einzelner 
Gegenden, in denen die Rage der Dinge eine andere geblieben oder geworben 
Mt, ſich zur Gefammterfcheinung wie eine verfchwindende Ausnahme verhalten. 
Bon 78 Berichterftattern der letzten Enquöte, welche fid) mit der Yrage dig Löhne 
beihäftigen, find es 71, die ein fortgejeßte® Steigen und nur 6, bie ein Herab- 
gie der Löhne befunden; nach der Beurtheilung eines Referenten haben bie 

hne fi in feiner Gegend auf derjelben Höhe behauptet. Ein ähnliches ift das 
Berbältnig der Antworten über die Frage des Arbeitermangels; von 66 Bericht⸗ 
erſtanern, welche auf die Frage eingegangen find, behauptet einer eine Ber- 
mehrung der Arbeitskräfte und bezeugen 11 ein Beharren der Zahl der legteren 
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auf diefelbe Höhe: 54 dagegen Eonftatiren, daß Mangel an Arbeitskräften flatt- 
findet. Da wo eine Steigerung der Löhne und ein zunehmender Arbeitsmangel nicht 
bemerkbar geworden ift, find e8 in der Hegel Berhältniffe exrceptioneller Art, wie 
das Aufbhören des Krappbaues, der in Folge der Verbeerungen der Reblaus örtlich 
eingetretene Rückgang des Weinbaues u. |. w., melde jene abweichende Erſcheinung 
bedingen; ſchon —*— liegt es, daß dieſelbe ſich hauptſächlich in einer Anzahl von 
Departements des Südens findet; im Süden und Südweſten iſt die Entwickelung 
der Arbeitslößne am meiften zurädgeblieben, während fie im Norden, Nortoften 
und Welten meift ſehr große Proportionen angenommen hat, wie das die hier 
folgenden, der Enquête von 1879— 1880 entnommenen Notizen dartdım; um 
von der eingetretenen Steigerung, namentlich aber auch von dem Berhältnig der 
Lohnjäge zu den in Deutichland üblichen ein Bild zu geben, tft es erforderlich, 
auf dieſe Einzelheiten hier einzugehen *0). 


Lohnjäge und Arbeitsverhältnifie der einzelnen Departement?. 


Was zunächft die Departements bes Oſtens anlangt, fo ift von ihnen das 
ber Jonne das einzige, in dem eh ber Arbeitäfräfte ala ausreichend chnet 
wird; in allen anderen wird über Mangel an ſolchen Klage geführt: das Berbältuis 
ber Steigerung ber Löhne wird für einzelne von ihnen auf 20, für andere 30, 
40, ja ſogar — von einem Slorreipondenten aus dem Departement Cote d'Or — auf 
100 Procent angegeben; dabei ſoll die Qualität der Arbeit, weil gute Arbeiter nicht 
auf dem Lande bleiben wollen, fich verringert haben. Im Separtement Doubz ift der 
Zagelohn von 1 Fr. auf 2 Fr. 40 613. binaufgegan , im Departement Jura beträgt 
er — nad) einem Korreſpondenten — während der Deus und Getreideernte 3 Fr. außer 
der Koſt; auch in Bezug auf letztere find die Arbeiter anſpruchsvoller — und ver⸗ 
langen glei ch, wo * rüber mit Speck Borlieb nahmen. — Bon den Departement: 
des Nordoſtens find es die der Arbennen, Aube, Dlarne, Maas und Vogeſen, bezüg: 
lich beren eine beträchtliche Verminderung ber Arbeiter konſtatirt wird; aus allen 
Departements biefer Region wird das Steigen der Löhne beftätigt; im Warn: 
bepartement foll der Tagelohn 18 bon drei auf fünf nten, im Arbennen- und 
Mansdepartement um ein Drittel erhöht haben, während er nach anderen Korreipon: 
benten daſelbſt gar eine Berboppelung erfahren haben foll; der —— für einen 
Knecht, der vor amangig Jahren Fr. betragen haben ſoll, beläuft fich jett arj 
500 Fr. — Was die Departements des Rordens anbetrifft, jo wird für die Seine 
und Marne, Somme, Oiſe und ben Pas be Calais bie Verminderung ber für bie Land⸗ 
Hr verfügbaren Arbeitskräfte befunbet; tweniger allgemein werden die bezüg- 
lichen Klagen aus bem Tepartement Nord erhoben ; auch die Steigerung ber Löhne 
men bier minder gleihmäßig fattgefunben a baben; für bie Kg Departement? 

Region wird die Steigerung je nach ben Gegenden auf 30 biß 66 Procent enge: 
geben. — Im Rorbweiten wird das Departement Eure als das einzige bezeichnet, 
in bem das Angebot ber —— Arbeitskräfte ſich abjolut auf derſelben Höhe 
erhalten bat; eine relative Minderung iſt, da ber Umfang ber Arbeiten ſich ver 
peößert bat, auch hier eingetreten. Aus allen übrigen Departement wird a 
ichleit der Arbeitskräfte wo nicht abjolute Verminderung berfelben gemeldet. Die 
Steigerung ber Xöhne Icheint in dieſer Region eine allgemeine geweſen zu fein; im 
Calvados wurde vor 1860 ein a Aa ın ben Wintermonaten mit 1 Kr 75 618., 
in den Sommermonaten mit nur DR ohne Setöftigung bezahlt; gegenwärtig beträgt 
ber Lohn ze 75 613. bis 8 Fr. Die Frauen erhielten, ebenfalls ohne B Bis 
1 Fr. im Winter und 1 Fr. 25 Et. im Sommer; gegenwärtig beträgt ber B 
1 Fr. 50 6t3. bezw. 1 Fr. 75 6t8.; ein Aderknecht erhielt damals einen Jahreslo 


30) Siehe die Enquéête 1879—1880, 3b. II, ©. 42 ff. zufammengeftellten Notizen 
jowie bie im erſten Bande an ben betr. Stellen enthaltenen Detaild. 
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von 250 bis 300 Fr. er erhält jet einen ſolchen von 450 bis 500 fyr.; eine agb 
wurde früher mit 250 bis ; he wird jebt mit 350 bis 500 Fr. jährlich bezahlt. 
gm Departement Eure jollen die Löhne um die Hälfte, im Departement Eure und 
re um mehr als Dielen Betrag geftiegen und follen jelbft um biefe Löhne Arbeiter 
oft wicht zu fchaffen jein. Veridheben wird die Steigerung im Departement der 
unteren Eaar angegeben. Die Tagelöhne betragen dort: für Männer zu gewöhn⸗ 
licher 17 2 dr. 50 Cts., während der Ernte und bis zur Beendigung der Saatzeit 
3 Ir. 50 Cts. für Frauen 1 Fr. 50 EtB. bezw. 2 fr. Was ba3 in freier Station 
—8 Gefinde anlangt, fo erhält ein exfler Ackerinecht 500 bis 550, ein Iweiter 
und dritter 400 bis 560 Er. ahreslohn, ein Hoftnecht Fr., eine Magd 300 Fr., 
em Kuh oder Schafhirt 450 bis 500 Fr. — Aus ben Departements des Weſtens 
wird ebenfall3 ein mehr oder minder zunehmender Mangel an Arbeitskräften ge» 
meldet; im Morhiban ift der Zufland eın flationärer geblieben. Die Steigerung der 
Löhne ift weniger in den Kü — als in den landeinwärts belegenen Landes⸗ 
theilen orgetreten; hier beträgt fie 50 bis 100 Procent; jo erhält in den mehr 
nach bem Innern bed Landes zu belegenen Gegenden des Departements Cotes bu 
Kord ein Zagelöhner, welcher früher nur 60 Cts. erhielt, 1 Fr. 25 CEts. neben Be- 
Bfligung; Die —— welche früher 100 big 180 Fr. erhielten, verlangen heute 
0 bis 300 rt. Auch in ben Departement? be Sübweſtens ift das Steigen ber 
Arbeitzlöhne allgemein. Ebenfo weiien die Departements des mittleren Frankreichs 
— unehmenden Arbeitermangel und ſteigende Löhne auf. So erhielt im 
epartement Inder ein erſter Aderinecht vor 1860 jährlich 310, er erhält jebt 600 fr. ; 
bie ung, beren Werth früher auf nur 75 Ets. berechnet wurde gilt jetzt 
1Fr. ts. 1860 erhielten die beköſtigten Tagelühner vom November bie März 
15 62, vom März bis 25. Juni 1 Fr.; jeht beträgt ber Lohn 1 Fr. 25 Gts. im 
Binter und 2 Fr. vom Monat Mai ab; früher war, De e Wochenlohn 
während der Ernte 24 Fr. mit Beköſtigung; er erreicht jet 30 bis 36 Fr. * 
einem Korreſpondenten befjelben Departements vermiethete fich jährlich eine Mag 
Ber ein Maͤdchen zum afhüten für 70 bis 100 FFr., fie erhält jet 200 bis 
I Fr.; ein Junge von 12 hi8 15 Jahren, der früher mit 40 bis r. — 
werde, erhält jetzt 120 bis 140 Fr.; ber Tagelohn, der ſonſt zwiſchen 1 und 8 Fr. 
je nach der Jahreszeit variirte, beträgt jet niemals weniger als zwei und fleigt 
eined Theils ber Ernte unter Umfländen bis auf 8 Fr. Minder bedeuten 
ebenfalla beobachtet ift bie Steigerung in den Departements des Aveyron, 
tal, der Creuſe, der Ardeche unb der oberen Loire, ein flationärer ſcheint 
der Zufland, was die Zahl ber vorhandenen Arbeitskräfte anlangt, im Departement 
ver unteren Gharente geweſen zu fein: jedoch find bie Sig ir gewordenen 
Bauern weniger geneigt als früher für Andere zu arbeiten, fo daß auch hier bie 
* beträchtlich Sinaufgegangen find; ja der Lohn des landwirthſchaftlichen Ge⸗ 
erreicht bier unter Imftänden eine Jahreshöhe von 800 dr. agegen hat im 
Tepartement der Charente ber durch bie Verheerungen ber Reblaus —— 
Rdgang des Weinbaues bie Steigerung ber Löhne aufgehalten; noch ftärker tritt 
nung in einer Reihe von —— des dens und Südoſtens 
; fo iſt im Departement des Dar der Tagelohn von 2 Br: 50 613. 3* 
angen; bie Arbeiter wandern aus, um anderwarts Arbeit zu fuchen; daſſelbe 
gilt in Folge des Rüdgangs des Wein» und Seiden- bezw. bes Krappbaues mehr ober 
weniger don ben Departements ber oberen und unteren Alpen, ber Drome, der Iſere, 
Savoyens und von einem Theil des Vaucluſe, während in anderen füblichen Departe⸗ 
mentd wie in dem ber Aube fidh eine — des Arbeitermangels und eine be⸗ 
trädtliche Steigerung der Löhne zeigt. Korjita iſt Mangel an Arbeitern; ber 
ſelbe wird jedoch durch Italiener ergänzt, bie in grober Zahl dort für einen Tage⸗ 
lohn von 1 fr. 50 Cis. landwirthſchaftliche Arbeiten verrichten. 


Aenderung im Berbältniß der Nahfrage nah Arbeitskräften 
zum Angebot. 


Mit Recht faſſen auf Grund diefer Details die bei der Enqute von 
1879—1880 von der societ6 nationale formulixten Antworten das Ergebniß 
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dahin zufammen, daß der landwirthſchaftliche Arbeiter reihlider bezahlt und 
genährt fei als vor zwanzig Jahren und daf feine Tage in jeder Bezi 

ſich gebeffert habe; daß die Steigerung, welche die Löhne erfahren Haben, je 
nad) den Gegenden im Allgemeinen zwiſchen zwanzig und hundert Procent variire; 
daß noch in weit größerem Verhälmiß die Anſprüche bezüglich der Beköſtigung 
geftiegen feien®!). Wenn fchon diefe Erhöhung der Arbeitslöhne für eine rentable 
Bewirtbfchaftung der Güter eine erhebliche, durch die vermehrte Anwendung von 
Mafchinen Teineswegs vollftändig ausgeglichene Schwierigkeit enthält, fo beruht 
dod eine nod größere Erfchmerung in dem nad) Vorftehendem jo häufig vor: 
handenen Mangel einer binreichenden Anzahl verfügbarer Arbeitöfräfte überhaupt; 
in einer Anzahl von Gegenden werden ſolche für die größeren außerorbentlicen 
Arbeiten al3 die der Heu⸗ und Getreideernte nur mit Mühe gewonnen; dieſe 
Sachlage führt dann nicht felten zur Erhöhung der Lohnofferten und zur Zahlung 
von Nothlöhnen, melde zur Arbeitsleiftung außer Verhältniß ftehen. Anderer: 
jeit3 bat diefe Nothlage auch nicht felten eine Herabfegung der Anfprüde an 
der Qualität der Arbeit zur Folge, darüber, daß braudbare Gedingarbeiter 
nicht zu erlangen feien, wird vielfach, geflagt. Die Urſachen der in dem Ber: 
hältniß von Angebot und Nachfrage nad) Arbeitsfräften eingetretenen Aenderung, 
wie fie in den erwähnten Erſcheinungen ihren Ausdrud findet, find bei ter 
Enquöte von 18661870 ©egenftand einer eingehenden Erörterung geweſen; 
nad) derfelben wird jene Wandlung darauf zurüdgeführt, daß mit der Steigenm; 
bes Bedarfs an landwirthſchaftlicher Arbeit, wie fie das natürliche — 
des faſt überall in Frankreich vollzogenen Ueberganges zu intenſiverer Wirth— 
ſchaft geweſen iſt und wie fie nur zu einem Theil in der vermehrten Anwendung 
der Mafchmen ihre Ausgleihung hat finden fünnen, die Vermehrung ber verfüg: 
baren Arbeitsträfte niht Schritt gehalten, ja daß vielfach eine abfolut 
Berminderung der letzteren Plag gegrifien hat. Die Urſachen diefer Er- 
ſcheinung beftehen nun wieder darin, daß durch den auferordentlichen, im de 
fetten  nbrjehnten eingetretenen Aufſchwung der Induſtrie und des Handelt. 
durch die den öffentlichen Arbeiten gegebene Ausdehnung und durd) die wachſenden 
Anforderungen des Diilitärdienftes der Landwirthſchaft in fteigendem Maße Kräfte 
entzogen worden find, daß andererfeits die natürlice Vermehrung der Ländlicen 
Bevölkerung eine relativ geringe gewejen ift: es hätte daher das Gleichgewich 
nur bei einem ent|prechenden Zuzug in die ländlichen Ortſchaften erhalten werden 
können. Gin folder Zuzug hat aber nicht flattgefunden oder wird vielmeit, 
ſoweit er flattgefunden hat, durch die Einwanderung ländlicher Einwohner in dw 
Städte weit übertuogen. Bon Intereſſe ift das Material, welches die Grgebaifle 
der neueren Volkszählungen hierüber darbieten. 





| 


Entvdlterung des platten Yandes und Zuzug nad den 
Städten. 


Die unmittelbar auf den Eintritt in die Politik der Handelsvertr 
folgende Periode ergiebt nicht blos einen Stillſtand fondern em pofltives 
geben der Zahl der Ländlichen Bevölkerung; von der Einwohnerzahl Frankreichs, 


31) Enquete 18791880, Bb. II, €. 459, 454. 
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welche von 37386313 im Jahre 1861 auf 38 067 064 im Jahre 1866, 
in dieſer Zeit alſo um 680751 geſtiegen war, kamen im erſtgedachten Jahr 
auf die Einwohnerſchaft der ländlichen Ortſchaften 26 596 547, auf die der 
ſtädtiſchen 10789 766, während im Jahre 1866 die ländliche Einwohnerſchaft 
26471716, die flädtiihe 11595 348 betrug: es Hatte alfo in diefer Periode 
fi) die Gefammteinwohnerzahl um 680 751, die Zahl des Einwohner der 
ſtädtiſchen Ortſchaften dagegen um 805582 erhöht, es war daher nicht nım 
der Zuwachhs der Bevölkerung ausſchließlich den ſtädtiſchen Ortfchaften zu Gute 
gefommen, jondern e8 war fogar eine pofitive Verminderung der Einwohnerzahl 
der ländfichen Drtichaften um 124831 eingetreten, während die Bewegung ber 
Benölferung nach den Eivtlftandsregiftern einen Zuwachs an Einwohnern diefer 
Ortfhaften von 575 900 nachwies; aus der Bufammenredinung der beiden 
legten Zahlen ergiebt fih ein durdy Auswanderung aus den Ländlichen Ort— 
haften zu erklärender Verluft diefes Iegteren von 700 731 Einwohnern, von 
welcher Zahl 665519 den ftädtifchen Ortfchaften als Zuwachs zu Gute ge 
fınmen waren®2). Die Zählung des Jahres 1872 ergab nach den Verluften, 
welche durch den Krieg bezw. demnächſt die Abtretung Elfaßetothringens herbei⸗ 
geführt worden waren, eine Gefammteinwohnerzahl von nur 36 102921, die 
ſich jedoch bis zum Jahre 1876 auf 36905788, alfo um 802867 wieder 
bob; die Bevblkerung der ſtädtiſchen Ortichaften betrug 1872: 11234899, 
1876: 11971450, die der Iindlichen 1872: 241 868 022, 1876: 24 934 334; 
es bat ſich daher in dem in Rede ftehenden Zeitraum jene Bevölkerung um 
736 555, diefe nur um 66 312 vermehrt, während ſich aus der in den Zahlen 
der Civilſtandsregiſter ſich darftellenden Bewegung der Bendllerung eine Ver⸗ 
mehrung der legiern um 483 020 ergab; es bat daher das Land durch Aus: 
wanderung an die Städte bezw. an das Ausland eine Einwohnerzahl von 
417308 abgegeben, wogegen für die Städte ſich ein größtenrheils auf die 
Einwanderung vom platten Lande her entfallender Buzug von 618880 Ein⸗ 
mwohnern ergiebt??). Auch in diefer Periode hat fi daher die Abgabe von 
Einwohnern durch die Ländlichen Ortſchaften an die Städte in erheblidiem Um- 
fong fortgefett; wenn abweichen von ben Ergebmifien ver früheren Periode die 
legte eine geringe abfolute Se der ländlichen Bevdlkerung aufweiſt, fo 
ift die Urſache diefer Erfcheinung wohl darin zu ſuchen, daß zumächft die Aus- 
füllung ver beträchtlichen durch Die Ereigniffe des Jahres 1870 — 1871 ents 
ftandenen Rüden die natürliche Richtung für die Bewegung der Bevöllerung 
bildete. Nach den Aber bie Ergebnifle der Bolkszählung vom 31. Deceinber 
1881 in die Deffentlichteit gelangten Notizen bat fid) gegen die Zählung von 
1576 eine weitere Bumahme der Geſammibevblkerung um 766 260 @inwohner 
ergeben, wovon 568568 auf die Städte von 30000 und mehr Einwohnern 
entfielen; es läßt dies Refultat darauf fchließen, daß auch mährend vieler 
Periode das platte Land nicht nur am ber Bermehrung der Gefammtbenölferung 
feinen Antheil genommen hat, fondern daß die Bevölkerung der ländlichen Ort- 
Khaften auch abfolut weiter zurüdgegangen ift®*). 


32) Journal de la soeiété de statistique de Paris, Jahrg. 1880, ©. 234 ff. 

33) Ebendaſelbſt ©. 235. 

34) Die inzwihchen im Jahrg. 1884 be Bulletin da ministere de }’agrieulture 
S. 20 ff. veröffentlichten weiteren Reſultate ber Volkszählung vom 31. December 1881 
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Urfahen diefer Erfheinung Insbeſondere: Ausdehnung der 
dffentlihen Arbeiten. 


Daß diefe hiernach Eonftant beobachtete Erjcheinung eines Zuſtrömens ver 
Bevölkerung nah den Städten und einer damit Hand in Hand gehenden Ent: 
völferung des platten Yandes den Landwirthen zu lebhafter Beunruhigung 
gereicht, ift jehr erklärlich; auch hat man in diefen Kreifen nicht aufgehört, ſich 
mit den Urfachen der Ericheinung und den Mitteln der Abhülfe zu befchäftigen. 
Schon bei der Enquöte von 1866—1870 wurde die Erjcheinung vorzugsweiſe 
den höheren Löhnen, welche die Induſtrie zahle, fowie dem Umftande zugeichrieben, 
daß Einwohner des platten Landes, wenn fie einmal fi) an das ftädtifche Leben 
gewöhnt bätten, nur jelten fi) zur Rüdtehr in ihre früheren Erwerbsverhält 
nifie bereit fänden; die Enquöte von 1879—1880 konftatirt in gleicher Weiſe 
das Beſtreben der ländlichen Bevölkerung, die landwirtbfchaftlichen Arbeiten zu 
verlaffen und Beidhäftigung in den Werkftätten der Induftrie zu fuchen; die Aus 
jagen der gehörten Sadhverfländigen bringen dieſe Tendenz vielfad, in Verbindung 
mit der in den Bolltarifen enthaltenen Privilegirung der Induſtrie, 
welche eine künſtliche Steigerung der von letterer gezahlten Löhne zur Folk 
babe. ine beſonders eingehende Erörterung ift der Trage neuerdings in der 
volfswirthfchaftlichen Gefellichaft zu Paris — Sitzung vom 3. Februar 1883 — 
zu Theil geworden. — Es ift außer Zweifel, daß die Erfcheinung zum gropen 
Theil auf Momenten, die von der Richtung der allgemeinen Entwidelung 
unzertrennliche find, beruht; die Vervolllommnung der Berfehrömittel hat den 
—— Klaſſen die Gelegenheit eröffnet, Arbeitsbedingungen und Lebenswerk, 
wie fie fich als einerfeitS nach den VBerufsarten andererfeitS nach den Lofalverhält 
niffen verfchieden darbieten, mit einander zu vergleichen; eine oberfläclide Ber: 
gleihung aber führt häufig dahin, vor dem meift fichereren aber befchwerliceren 
und weniger ergiebigen Erwerbe durch Iandwirthichaftliche Arbeiten dem nach dem 
Geldbetrage der Kühne oft einträglicher fcheinenden durch Arbeiten in ber Jr 
duftrie den Vorzug zu geben; die Unterbaltungen und Genüfle, welde ter 
Aufenthalt in den Städten darbietet, ſowie die in Fällen der Noth feitens der 
öffentlichen und privaten Woblthätigfeit eintretende intenfivere Fürſorge tragen 
dazu bei, die Anziehungskraft des ftädtifchen Lebens für viele zu erhöhen; der 
verweichlichende Einfluß dieſes Lebens bildet dann für zahlreiche früher em 
Lande angehörig geweſene Arbeiter ein Hinderniß der Rückkehr. Individuele 
Motive verfchiedener Art fchließen ſich an; die Folgen begangener Fehltritte haft 
dem Einzelnen auf dem Lande länger an als in der Stabt, dem Emporarbeiten 
einer tüchtigen Kraft bieten die Ländlichen Verhältniſſe weniger Chancen ®*). Allen 
diefen Momenten tritt die durch die hohen Schußzölle der inbuftriellen Produttive 
ergaben jogar ein abfolutes Sinken ber ländlichen Bevölterung, die von 24 83R 
im Sabre 1876 auf 24575506 im Jahre 1881 herabgegangen ift, Imogegen ber 
leide Zeitraum ein Wachien ber ftäbtilchen Benölterung von 11 977 auf 
3096 541 zeigt. Der Meberihuß der Einwanderung über bie Auswanderung bat 
bei den Städten 1080 666, ber Ueberſchuß der Auswanderung über bie Einwanderung 
bei den Ländlichen Ortichaften 821 383 in ber genannten 5jährigen Periode betragen. 

5) Enqudte 1879—1880, Bb. II, ©. 477, Referat bes Abbe Zounifioug in 
e a d’&con. politique, Journal des &conomistes, Jahrg. 1888, I. I, 
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za Theil gewordene Privilegirung hinzu; dennoch würde der Mifftand in 
Frankreich ſchwerlich feinen jegigen Umfang erreicht haben, wenn er nicht durch 
die außerordentliche Ausdehnung, welhe ſchon unter dem Kaiferreich, vor Allem 
aber umter der gegenwärtigen Republit den öffentlihen Arbeiten gegeben 
wurde, eine künſtliche Förderung erfahren hätte. Wie es unter dem zweiten Kaiſer⸗ 
wich die Herftellung der Aligneiments der großen Etädte, der Ausbau der Haupt- 
eenbahnlinien und eines Theils der fogenannten fekundären Linien, fowie endlich 
Ye beginnende Bervollftändigung des Vicinalwegenetzes waren, die eine Fülle neuer 
Irbeitögelegenheit ſchufen, fo bat in neuerer Zeit die Durchführung des im 
3.1878 von de Freycinet aufgeftellten, die Erweiterung und Bervollftändigung 
eler Verlehrsanſtalten umfafjenden großartigen Programms und die falt gleidh- 
zitige Inangriffnahme aller Zweige der bezüiglichen Unternehinungen die Inanfpruch- 
wohne von Arbeitsräften für die öffentlichen Yauten zu einem Maße erweitert, bei 
welchem die Rückwirkung auf die Verhältniffe der Landwirthſchaft eine ſehr fühl- 
bare fein mußte; es ift das Verdienſt der ſoeben erwähnten in der volkswirth⸗ 
Khaftlichen Geſellſchaft zu Wars ftattgehabten Erörterung, auf dieſe Kehrſeite 
jenes Vorgehens, das bis dahin und namentlich nody bei der Enquéête von 
1879— 1880 auf allen Seiten ſympathiſche Zuftimmung gefunden hatte, auf: 
merflom gemacht zu haben?®), Wie bei uns fo pflegen aud in Frankreich 
hei der Beranftaltung der großen öffentlichen Arbeiten faft ausfchlieglih ver=- 
tehröpolitifche und finanzielle Gefihtöpunfte maßgebend zu fein, wogegen 
den Rüdfichten auf die Erhaltung des Gleichgewichts zwiſchen Arbeit3-Angebot und 
Rachfrage nur eine geringe Beachtung zu Theil wird; fo bleibt der Einfluß 
lee umbenugt, der durch eine planvolle und der jevesmaligen wirtbichaft- 
uhen Tage Rechnung tragende Regelung jener Arbeiten im Sinne der Erhaltung 
Kindiger Verhältniſſe des Arbeitsmarktes ausgeübt werden fünnte; die außer: 
mdentlihe Eteigerung der Arbeitsnachfrage, wie fie aus jener in fo großer 
L g vorgenommenen Beranftaltung öffentlicher Arbeiten hervorging, mußte 
ame beträchtliche Erhöhung der Löhne und eine neue wejentliche Vermehrung des 
Urbeitermangel3 auf dem Lande zur Folge haben und das Zuftrömen der 
| nad; den Städten hierdurch gefördert werden. Da jene ber 
Etaatsthätigleit im Bereich der öffentlichen Arbeiten gegebene Anſpannung ſchon 
a3 Gründen der Finanzlage nicht von Dauer fein kann, fo werden in dieſem 
den Berhältmifien der arbeitenden Bevölkerung kunſtlich gegebenen Aufſchwunge 
Anfihläge ſchwerlich ausbleiben; die Situation trägt daher die Gefahr von 
Frifen oder doch ſchweren Enttäufchungen in fih. Als eine fo glückliche daher 
ah die Geftaltung, welche die Lage der arbeitenden Klafien auf dem Lande 
Bat, angejehen werden darf, fo find doch in diefer Entwidelung aud) 
unfle Buntte vorhanden: nım eine befonders einfihtövolle und die Geſammt⸗ 
heit der wirtbfchaftlichen Intereſſen in Betracht ziehende Leitung wirb verhindern 
Emmen, daß fie fih in der Zukunft zu ernften Schäden erweitern. Einſt⸗ 
weilen erwäcft aus jener übermäßigen Steigerung der Löhne der landiwirth- 
ſhaftlichen Produktion Frankreichs eine Erſchwerung, welche erheblich dazu bei- 
fügt, die Chancen ihrer Konkurrenz mit der Produktion des Auslandes zu ver- 
mäßig ungünftigen zu geftalten. 





3) Siehe insbeſondere bie Rebe Frederic Paffy's, daſelbſt S. 807. 
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0. Rapital und Rredit. 
Arten des in der Landwirthſchaft werbenden Kapitals. 


Daß das in der Landwirthſchaft Frankreichs werbende Kapital konſtant 
und erheblich gewachien ift, läßt fich nicht bezweifeln; im feinem Geſammt-⸗ 
betrage entzieht es fich numeriſcher Feftftellung. So weit es in Geftalt feſter, 
mit dem Boden verbundener Anlagen ber landwirtbichaftlihen Produktion zu 
geführt worden ift, bildet e8 ein an und für ſich und getrennt nicht darſtellbares 
Element des Bodeuwerths; foweit es in Geftalt von landwirthſchaftlichem 
Inventar an Bieh, Utenfilien und Mafchinen oder als baares Bermögen dem land: 
wirtbichaftlichen Boden dient, enthält es einen feineswegs jenem ganzen Um: 
fange nad) der Abjonderung fähigen Beitandtheil des Mobiliarvermögens, de 
als folcher fich kaum mit einiger Sicherheit jchägen läßt; es beruht wohl großer⸗ 
theil3 nur anf Bermuthung, wenn Valſerres, ohne die Elemente jeiner Per 
mutbhung näher anzugeben, den Werth deflelben auf 20 Milliarden beredkt. 
Eine ebenfo aus dem Grundwerth und den am Boden feftgelegten Anlage 
fapitalien als aus den zur Dispofttion der Landwirthe ftehenden Betriebs 
fapitalien erfennbar fi ausſondernde Maſſe bildet dagegen die Gefammtkeit 
derjenigen Kapitalien, welche in der Yorm von Geldbeträgen den Landwirthen 
mittelft des Kredits zur Berfügung geftellt worden find, fei e8, daß bie Kredit- 
gebung lediglich auf Grund der durch die Perjon des Schuldners oder durch 
von letterem beftelltes Mobiliarpfand gebotenen Sicherheit erfolgt ift, ſei es, 
daß fie gegen Hupothetbeftellung ftattgefimden hat. Art und Umfang bier 
Kreditgebung find näher in Betracht zur ziehen; die auf dieſelbe bezüglichen 
Fragen gehören zu denen, welche fchon feit geraumer Zeit die landwirthſchaft⸗ 
lihen Kreife in befonderem Maße beichäftigen; feit theil® die Enquéte von 
1866—1870, theils neben derfelben geführte befondere Verhandlungen fie zum 
Segenftande eingehender Erörterungen gemacht hatten, find fie nicht mehr ven 
der ZageBordnung verſchwunden. Inſofern Litteratur und Geſetzgebung der 
Förderung des landwirtbichaftlichen Kredits ein bejondered Intereſſe zumendet, 
nähert fid) die Situation der in Deutfcyland beftehenden ; dagegen zeigt fich ebenfe 
in der Urt des Bebürfnifies, dem Befriedigung veridhafft werden foll, wie in den 
Mitteln, durch welche dies Ziel erftrebt wird, zwiſchen der Sachlage in beiden 
Ländern eine erhebliche Verſchiedenheit. Während die Geſetzgebungspolitik ber 
meiften deutſchen Staaten bis in die nenefte Beit hinein vorwiegend ber Eat- 
widelung des Immobiliarkredits ihre Aufmerfiamfeit zugemendet hatte, wird m 
Franfreih die Ausbildung und Bervoflftändigung der Einrichtungen des ver⸗ 
fonale und Mobiliarkredits als das in erſter Linie anzuftrebende Ziel angeſehen. 


Bundamentale Berfhiedenheit des ländlichen Kreditweiend 
Deutihlands von dem Frankreichs. | 


Diefe fundamentale Verſchiedenheit?“) ift begründet theils in dem meit 
geringeren Maße, in welchem in den meiften Gegenden Deutſchlands daS in der 


37) Sie befteht vor Allem mit denjenigen Theilen Dentihlands, beten Getek- | 
gebun von dem Einfluß der franzöfiichen unberührt geblieben if. Wo ein jolder 
influß vorhanden war, ift der Gegenfaß gegen Frankreich ein abgeidnuädter. | 
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Gejeggebung zum Ausdrud gelangte Brincip der Theilbarkeit und Wobili- 
jirung des Örmmbbefiges in die Anffafjung und Gewohnheiten der Venölterung 
übergegangen ift, theild in der ganz anderen Bafis, nach welcher in ben bei 
Beitem meiften deutſchen Staaten die Errichtung der Hypothekenverfaffung 
Rattgefunden bat. Wenn auch in der Mehrzahl feiner Konſequenzen von der 
Befeggebung nicht mehr aufrecht erhalten, fo ift doc in dem weitaus größten 
Theile Deutſchlands der Begriff der geſchlofſenen Güter aus den Borftellungen 
vr Bevoͤllerung nicht verfchwunden: dem Feſthalten an dieſem Begriffe ent- 
ſpricht es, daß bei Erbtheilungen nit Naturaltheilung, fondern Ueber⸗ 
nahme der Güter durch Einen Erben und Abgeltung der anderen durch Geld⸗ 
mtihädigung Negel ift und daß ebenfo bei der fäuflihen Erwerbung von 
Bütern nicht der nah dem Maße der verfügbaren Mittel des Käufers fich 
regelnde fucceifive und parzellenweife Ankauf, fondern der Anlauf des ganzen 
hutes mit der Maßgabe, daß ein Theil des Kaufgeldes ald Schuld über- 
wmmen wird, die weitaus vormwaltende Erſcheinung bildet; beiden Fällen des 
Figenthumdübergangs, dem auf Beerbung und dem auf Kauf beruhenden, pflegt 
daher die Kreditirung eines mehr oder minder beträchtlichen Theils des Erwerbs⸗ 
weifes eigentbümlich zu fein; da nun aud die Einrichtung der Grund» und 
Önpotbefenbüdher, wie fie im größten Theile Deutſchlands befteht, die Moͤglich⸗ 
et gewährt, jene Forderungen an rüdfländigem Ermwerbspreife zu dauernden 
md allgemein erfennbaren fowie auch den Erforderniſſen der Webertraguug 
m Wege der Ceſſion völlig entiprechenden und häufig auch zur Begebung 
m weiteren Berlehr geeigneten Realrechten zu konſtituiren, jo ift es das 
dewöhnliche, daß die Mebertragung des Eigenthums einer bauernben Be⸗ 
aftımg des Grundeigentbums durcht Hupothelenrechte zum Anlaß dient, einer 
Belaftung, die um fo mehr fi) als eine dauerude zu erhalten pflegt, je 
veniger gerade die Einrichtungen ber Krebitinftitwte bezw. der Hypotheken⸗ 
xrfaſſung für den Eigenthümer eine Röthigung zu fpäterer Tilgung der Real 
xrbindlichleit zu enthalten pflegen und je weniger ferner die Neigung, in 
ver Hauptſache mit eigenem Kapital zu wirtbichaften, in die Gewohnheiten 
des Bauern bezw. überhaupt des Grundbeftgeritandes übergegangen if. Das 
der Mehrzahl der deutichen Hypothelennerfafjungen zum Grunde liegende, die 
tillſchweigenden Belaftungen ausichließende Princip der Publicität bat hiernach 
ehr wefentlich dazu beigetragen, der Entwidelung des landwirthſchaftlichen Kredit⸗ 
weſens die Richtung auf Perpetnirung der durch die naturgemäß ſich wieder 
holmden Erwerbsoorgänge fi) erneuernden bezw. ermeiternden NRealbelaftung 
zu geben. Neben diefer durch die Aufwendungen für den Erwerb von Grunde 
Rüden veranlaßten Inanſpruchnahme des Realkredits tritt diejenige, welche durch 
porübergebende perfönliche oder welche durch Kultur⸗ und Meliorationß«- 
bedürfniffe verurfacht wird, in ihrem Umfange zurüd; aber auch bezüglich dex 
weiteren Geſtalmug und des Effekts folder Echuldverbindlichkeiten, die nad) dem 
mfprünglichen Anlaß und oft auch nach der Abſicht der Kontrahenten als vor» 
übergebende eingegangen waren, äußert jene die Konftituirung evident zu 
erhaltender, begebbarer Realrechte erleichternde Einrichtung des Grundbuchweſens 
eine Wirkung im Sinne einer Berallgemeinerung ftändiger Belaſtungen; es 
erflärt fi hieraus jened Anwachſen ber Realbelaftung, das, wenn auch der 
Umfang des Uebelſtandes vom ber agrarifchen Agitation weit übertrieben worden 
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ift, immerhin in manden Gegenden Deutichlands zu bevehtigter Beſorgniß 
Anlaß giebt. Diefe Ausdehnung der immobiliaren Nealbelaftung bat der Be 
theiligung de8 Berfonal- und Mobiliarkredits nur einen verhältnißmäßig 
befchränften Raum gelaflen; in vielen Gegenden pflegen auf denſelben die 
Landwirthe nur zurüdzugreifen, wenn fie die Mittel des Immobiliar⸗Kredits 
bereit3 erjchöpft haben. Es erfcheint hiernach nicht auffallend, daß auch die 
Entwidelung von den befonderen Bedürfnifien des landwirthſchaftlichen Publi⸗ 
kums fich anpaflenden Formen des Perjonal- und Mobiliartredit3 zurüdgebliehen 
ift: es iſt ein erjt der neueren Zeit angehöriges, im legten Jahrzehnt durch die 
Raiffeiſeuſchen Darlehnskaſſen mächtig gefördertes Beftreben, die Kapital. 
beichaffung insbefondere der Tleinen Landwirthe namentlich für die Kuftur- und 
Meliorationsbedürfniffe wieder in die dem Uebergang in dauernde Belaftung 
minder günftigen Formen des Perſonallkredits zu leiten. 


Charalter der Entmwidelung in Frankreich. Prävaliren de3 
Perfonal» und Mobiliartredits. 


Einen Gegenſatz hierzu bildet die Entwidelung in Sranfreid. 
An einem großen Theil des Landes hatte der Begriff der gefchloflenen Güter 
ſich bereits, wenn nicht ſchon früher, doch im vorigen Jahrhundert verloren; ber 
Grundbefig hatte jo immer mehr die Natur eines Beflges von Parzellen bejw. 
von aus folchen beliebig zufammengeftellten Konglomeraten angenommen. Diefem 
BZuftande entiprah der Grundfag der realen Theilung bei Erbſchaften, wie er 
nah dem Dbenbemerkten ſchon vor der Revolution in vielen Theilen Yranl- 
reichs als Rechtsregel galt und wie er durch den Code Napoleon zu einem 
Satze des allgemeinen franzöfiichen Civilrecht3 erhoben wurde; auf diefer Ber 
allgemeinerung des Grundfages der realen Theilung beruht es, daß Schul 
verbindlichkeiten zum Zwecke der Ausgleichung unter den Erbtheils- 
berechtigten entweder überhaupt nicht oder doch nur ausnahmsmeife und 
in relativ geringem Umfange zur Entftehung kommen. Aber auch eine fucceifw 
und nach dem Maße der jedesmal angeſammelten Mittel fich richtende känufliche 
Erwerbung von Grundftüden und Gütern wurde durch da8 Maß, bis zu welden 
die Auflöfung des Grundbeſitzes in einen Parzellenbefig vorgefchritten war, fehr 
erleichtert. Mit der Maſſenhaftigkeit derartiger aus den Ermwerbögeichäften ber 
rüßrender Schulbverbindlichteiten fehlt aber ein hauptfächlicher Anlaß dauernde 
Grundbelaftung: was übrig bleibt — Verbindlichkeiten, die zur Anfchaffuss 
des erforderlichen Inventars an Geräthen und Vieh, zur Ausführung lan 
wirtbichaftliher Bauten, zu Meliorationen oder behufs Dedung momentane 
perfönlichen Bedarfes kontrahirt werden — bat, wie fehon fo eben angedeutet, 
von Haufe aus weit weniger den Charakter ftändiger Belaftung; bei der 
Eingehung folder Verbindlichkeiten ift in der Regel die Abficht vorherrichend, die 
Schuld, fobald die aus der Verwendung des kreditirten Kapitals erhofite Ber 
mögensvermehrung oder Beſeitigung des momentanen Nothſtandes erreicht if, | 
wieder zu tilgen. Es kommt hinzu, daß ſolche Schulden überhaupt jelten 
durch den Eigenthümer größerer und mittlerer Güter unmittelbar, vielmehr 
meift durch den Pächter bezw. felbft den Metayer fontrahirt werden; vie. 
fach leiftet der Orundeigenthümer felbft den erforderlichen Vorſchuß, u 
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anderen Fällen läßt er wenigftens feine Betheiligung oder Vermittlung eintreten; 
jedenfalls kann, ſoweit der Pächter oder Metayer fich unmittelbar an einen “Dritten 
als Darlehnögeber wendet, die Sicherftellung der Forderung des letzteren nicht 
durch Hypothek erfolgen, da das Pachtrecht einer Verpfändung in diefer Art 
nicht fähig if. Auch die Schuldverbindlichkeiten dieſer Art bieten daher nur 
in einem relativ geringen Maße Anlaß zu immobiliarer Belaftung; auf der 
anderen Seite aber ift es richtig, daß auch die franzöftfche Hypothekengeſetzgebung 
fr Umwandlung der von den Landwirthen Tontrabirten Schulden in eine 
benernde reale Belaftung des Immobiliareigenthums nur in geringem Grade 
entgegentommt. Auch in feinen neueften Formationen ift das franzöfiiche 
Grundbuch und Hypothelenweſen über den Charakter einer bloßen Urkunden⸗ 
iftrirung zum Zwecke des Beweiſes ſowie zur Begründung gewiſſer Vorzugs⸗ 
rechte nur wenig hinausgelommen oder ift doch die Wirkung der Eintragung jedenfalls 
nicht zum vollen Effelt einer Schaffung von Realrechten und zur Herftellung einer 
‚Barantie für die reelle Eriftenz der Rechtsverhältniſſe entwidelt worden : jene Wirkung 
wird vielmehr einerfeitS durch die Beibehaltung der vom Code in erheblichem 
Umfauge aufgenommenen gefeglichen und ftilljchweigenden Hypothelen, anderer: 
ES duch das dem dritten Erwerber zuftehende Recht der Hypothelenreinigung 
fpurge) ſowie durch die zu Gunften des dritten Erwerbers eingeführten kurzen 
‚Berjährungen der Hypothekenrechte mannigfach durchbrochen: wie in formell 
— Hinſicht fo iſt auch im Bezug auf den materiellen Inhalt das per⸗ 
wo Schuldverhältniß das Principale, die Sicherung durch Hypothekenrecht 
Acceſſoriſche geblieben. Schon hierin liegt es, daß auch die mit bypothes 
iſcher Sicherheit verfehenen Forderungen fich zu Objekten eines Verkehrs durch 
Begebung nur innerhalb des engen Kreiſes Derjenigen eignen, welche die per⸗ 
Bulihen Verhältniſſe des Schuldners noch zu überjehen und welche über bie 
u dem Grundftüd im rechtlicher Hinficht vorgehenden Veränderungen fich 
Beh durch Erkundigung auf dem Laufenden zu halten vermögen, daß fie 
r zu Gegenftänden einer weiteren irculation nur in feltenen Yällen 
‚Werden fönnen: auch die hohen Einregiftrirungs-, Tranſkriptions⸗ und Stempel 
Fähren, mit denen die Ceffionen belaftet find, wirfen als jehr erſchwerende 
Airderniſſe eines folchen Verkehrs. Mit der Möglichkeit, den Forderungen durch 
! ng derjelben mit Hypothefenrechten eine meitere Eirculationsfäbigfeit zu 
, — und hierdurch günſtigere Bedingungen der Kreditbeſchaffung zu erlangen, 
aber auch der Anlaß, dieſen Forderungen da, wo nicht etwa die Unzu⸗ 
‚wählrhteit der durch die Perſon des Schuldners gebotenen Sicherheit dies un« 
& Bedingt erfordert, die Form einer foldhen, mit hypothekariſcher Sicherheit verfehenen 
zu geben; andererjeit8 nöthigen die Einrichtungen des Hypotheken⸗ 
winigungsverfahrens und der Hüypothefenverjährung in nicht menigen Fällen 
Br laung der in bdiefer Art kontrahirten Berbindlichkeiten: alles das, vers 
mit dem dur die gefammte Wirthichaft der franzöfiichen Nation 
Beftreben, thunlichft mit eigenem Kapital zu mirtbichaften und bie 
Perwendung freditirten Kapitals möglichſt einzuſchränken, erklärt es, daß die 
Benugung der Form des hypothekariſchen Anlehens in Frank— 
ih eine geringere geblieben und daß die Belaftung bes 
Grundeigentbums mit folden Rechten eine weit weniger um» 
fangreiche und fländige als in Deutfchland geworden ift. 
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Umfang der bypothelarifhen Belaftung. 


Es beftätigen die bie Zahlen, melche über den Umfang der Hypotheken⸗ 
verfchuldung in Frankreich zeither bekannt geworden find: allerdings find die 
bezüglichen Feftftellungen nicht ganz neu, da die Ermittelungen, die in dm 
Jahren 1820, 1832 und 1840 über dad Maß der gedachten Belaftung flat 
gefunden haben, foweit mir befannt, feitdem nicht wiederholt worden find, 
Jenen Ermittelungen zufolge hatte fi der Gejammitbetrag der Hypotheken⸗ 
ſchulden belaufen 

im Sabre 1820 auf 8858894968 Franc 

„  „ . 1832 „ 11233265778 „ 

„ n . 1840 „ 12308444776 , 
nach einer allgemein getheitten Anfiht wurde indeflen der effektive Betrag dr 
hypothekariſchen Verſchuldung für den letztgedachten Zeitpuntt auf nicht übe 
acht Milliarden angenommen, indem der Aeft auf doppelt oder mehrfach ein 
getragene Yorderungen, auf Sautionsbeftellungen und auf noch nicht gelöfct 
Eintragungen bereitS getilgter Berbindlichkeiten gerechnet wurde; unter Zu 
grundelegung der Progreffion, welche die übrigen Zahlen ergeben hatten, murt 
in den Weröffentlichungen über die ftatiftiiche Enquöte von 1862 davon aus 
gangen, daß der Öefammtbetrag der bypothelarifchen Einſchreibungen — die nichtode 
nicht mehr effeltiven Beträge eingerechnet, auf etwa 16 Milliarden zu vera 
ſchlagen fei??), Alle genannten Beträge beziehen fi auf das unbebaute und 
bebaute bezw. da8 ländliche und ftädtifche Grundeigenthum zufammen ; von jenen 
für das Jahr 1840 angenommenen acht Milliarden trafen nach Lavergnes Angaber 
auf das Seine-Departement — Paris — allein ein Zehntel, fünf weitere Zehntel 
auf die anderen Städte bezw. auf Gebäude aller Art; für das geſammte ländliche 
Grundeigenthum, deffen Werth er nad, früherem Material auf 50 Milliarden 
annahm, veranfchlagte der genannte Echriftfieller die Hypothelenbelaſtung auj 
21/2 Milliarden oder auf fünf Procent des Gefammtmwertbs?°); auch für be 
Fall, daß inzwiſchen — wofür thatfächliche Anhaltspunkte indeflen nicht vor 
liegen — die Belaſtung fi beträchtlich erhöht haben follte*0), würde immer 


38) Siehe ben dem Theil XXI der 2. Serie der Statistique de la France 
vorangejtellten Bericht an ben Minifter, S. 19, 20. 

9) Zavergne, économie rurale, 4. Aufl., S. 145. 

40) Eine ſolche Vermehrung hat bis 1857 überhaupt nicht flattgefunden, wern 
bie von Jäger — die Agrarfrage ber Gegenwart, II. Abtheilung S. 176 — m 
wähnte, der 7. Ausgabe von Kolbs Statiftil entlehnte, jedod ungenau reprodeciuie 
Notiz richtig if daß in ben 80 Departements, über welche in jenem Jahre 1857 ber 
Credit foncier jeine Wirkſamkeit außbreitete, die infcribirten Hypotheken 12 Milliarden 
— wovon 1 159 732 dr blo3 .auf das Seine-Zepartement d. 4 aris Tamen — be 
trugen. Wenn Gerbolle in jiner Schrift — bie Nothlage ber Landwirthſchaft um 
die ländlichen Vereinigungen, Leipzig 1884, S. 65 — das Anfchwellen ber auf dem 
ländlichen Befig in Frankreich ruhenden Hypothelenlaft durch bie Behauptung zu er- 
weifen jucht, daß der Gefammtbetrag der Hypoiheken ſich auf 16 Milliarben belanfr. 
bon welchem 12 Milliarden auf den Ianbwirthichaftlichen Kleinbeſitz fallen, fo findrt 
in dDiefer Berechnung Ledialich eine Bermutbhung dei Verfafſers, der es loweit ich 
hberfehe, gänzlich an thatlächlicher Degrünbung fehlt, ihren Ausdrud. — Zur Seit 
wird don kompetenter Seite ber effetive Betrag ber auf dem Grundeigenthum in 
Frankreich laftenden Hypothefenfchuld auf 14'/s Milliarden gejchäßt. wie id) nad: 
träglich auß der foeben mir zugehenben neueften Auflage von Jofſeau, traité da 
eredit foncier Bd. I ©. XXV, entuehme. Danach betrugen am 1. Jan. 1882 bie 
inffribirten Hypotheken 21 Milliarden. 





I. Die SFaltoren der Produktion. 95 


bin kaum anzunehmen fein, daß das Verhältniß dieſes Wachsthums das der 
Zunahme des Bodenwertbs, der nach den neueften Echägungen für das land⸗ 
wirhichaftlich genutzte Grundeigentum auf 91’/s Milliarden *!) ermittelt worden 
MR, überftiegen bat. Gerade weil nad dem oben Gefagten die Hypotheken⸗ 
ſorderungen fich zu Objekten einer meiteren Circulation wenig eignen, ift auch 
der Antheil, mit welchem diefe Objekte bei den Operationen der großen Geld» 
afitute figuriren, ein geringerer; die Mittelpunkte des Verkehrs mit Hypothelen 
ab vielmehr je für den engern Kreis der betreffenden Gegend die Notare, 
‚de großeniheild mehr Bankier als Urkundsperfonen find, die Erfparniffe und 
äberihüffigen Kapitalien annehmen und deren Unterbringung bewirken. 


Credit foncier. 


An Geldinftituten, melde ſich die direkte Beleihung des Grund⸗ 
werths zur Aufgabe machten, befigt Frankreich zur Zeit nur Eines *?): den Credit 
‚Ioncier, welcher im Jahre 1852 in Paris begründet wurde und deſſen Wirkungs- 
et, feit er die faft gleichzeitig begründeten korreſpondirenden Inſtitute in 
Rorfeille und Nevers in fih aufgenommen bat, ganz Frankreich umfaßt; auch 
in der Regelung der bezüglichen Thätigkeit diefes Inftituts ſpricht fich die Auffaffung 
er Hypothek als eines vorübergehenden auf Tilgung in abfehbarer 
a berechneten Belaftungsverhältniffe® aus; die Gewährung der Darlehne 
. die Ausbändigung der Schuldtitel erfolgt gegen die Verpflichtung zur 
etrihtung einer Anzahl von Yahresraten, die neben den Zinfen auch die 
Amortifation binnen der im Rede ftebenden Zahl von Fahren und zur 

g der Berwaltungstoften erforderlihen Beträge umfaſſen. Indeſſen jelbft - 

WR diefer Form ift der Kredit der Anftalt nur innerhalb ſolcher Grenzen in An- 
Much genommen worden, die unferen bdeutfchen Verhältniſſen gegenüber als 
Imge bezeichnet werden müſſen: der Gefammtbetrag der in den erften vierzehn 
ihres Beſtehens von derielben auf Grundeigenthum gewährten Darlehne 
trug, wenn das Seine:-Departement außer Betracht gelaffen wird, 208 187 864 
ranc8 #2), ein nicht bedeutender Betrag, wenn derſelbe mit jener auf 91%/e 
Wiliorden ermittelten Höhe des Geſammiwerths der landwirthſchaftlich benutzten 
Srandftüde verglichen wird. Daß die Vortheile der Wirkſamkeit des Inſtituts 
zum in beſchränktem Umfange dem Ländlichen, insbefondere dem Kleinen 
Badlihen Srundbefig zu Gute fommen, wurde auch bei der Enquöte von 1866 
:—-1870 als ein Uebelftand anerfannt, der hauptjächlid in der Schwierigkeit, 
ze Nechtötitel gerade dieſes letteren Grundeigenthums zu verificiren feine Erflärung 
; praltifche Vorſchläge von nad diefer Richtung hin berbeizuführenden 
icherungen find jedoch aus den Verhandlungen der Enquöte nicht hervor⸗ 
gen. Statt deſſen bat fih die Erörterung mit befonderer Ausführlichkeit 
Tragen der Erweiterung des Berfonale und Mobiliar⸗Kredits zugemendet. 








=. — 91 583 266 075 Fr. Bulletin du Ministère de l’agriculture, Jahrg. 


42) Die 1879 gegründete Banque hypotbecaire erwies fich ala eine ephemere 
| Ehipfung und wurde 1882 mit dem Credit foncier vereinigt. 

‚43) Engquöte 1866-1870 Bd. I ©. 145. Am 30. December 1878 belief fich ber 
cheltive Gefammtbetrag der Hypothekenforderungen auf 852683 104 Fr. Joſſeau 
2.1.0.6. LXVI. Seitdem hat fich diefer Vertrag etwa verdoppelt. 


Ehriften XXVII. — Agrarifche Zuftände zc. 8 


vr 
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Credit agricole. 


Wenn der Credit foncier, eine den deutfchen Hypothelenbanten ſich nähernd 
Anftalt, den Bedürfniffen der größeren und gut fituirten ländlicyen Grunt 
befiger, welchen ihre reicheren Mittel die Negularifirung ihres Eigentum 
erwerbs und die Erfüllung der bezüglicen Formalitäten erlauben, allenfoll 
genügen fonnte, fo war derjelbe aus den eben entwidelten Gründen dem Kleine 
Befiger nur ſchwer zugänglich; für den Pächter oder Metayer, welcher mit da 
bewirthſchafteten Grundftüd Nealficherheit zu beftellen nicht in der Lage we 
war der Nuten des Inſtituts ein noch geringerer; andererſeits waren d 
Formen, in denen die Bank von Frankreich ihren Kredit zur Verfügung 
zu ausfchlieglich auf die Bedürfniſſe des Handels berechnet, als daß die Ya 
wirthe diefelben bei unmittelbarem Verkehr mit diefer Bank zu erfüllen im A 
gemeinen in der Sage geweſen wären. Die Verhandlungen einer Kommilfie 
die im Jahre 1856 aus Anlaß des damal3 herrichenden Notbftandes ;1 
Prüfung der Frage des Realkredits berufen worden war, hatten zur Aufftelu 
des Projeft3 eines Inſtituts geführt, da8 zwiſchen der Bank und demein 
zelnen Landwirthe ftehend die Kapitalbefchaffung für den legten durd t 
Bank zu vermitteln zur Aufgabe haben follte: ein ſolches Inſtitut murde i 
Sabre 1861 in der Societe du cr&dit agricole en France ins Reben gerufei 
die Thätigfeit deſſelben follte, abgefehen von der Bornahme fonftiger Bar 
gefchäfte im Intereſſe der Landwirthe, vor Allem in der Diskontirung 
ciirung von innerhalb einer Frift von längftens 90 Tagen fälligen Krebditeffekten 





Specialficherheit auf einen Zeitraum von längftend drei Fahren an Lande 
beftehen. Die Gejellichaft dehnte alsbald ihre Wirkfamkeit über ganz Fr 

aus, gründete eine Anzahl von Sukkurſalen und wurde außerdem in ihrer Bi 
ſamkeit durch einzelne unter ihrem Patronat gegründete Zweiggeſellſchaften — ei 
jolche war die für das Departement der Seine und Marne in Melun errichtete ; 
unterftügt; dennoch bat die Gefellfchaft es zu einer Wirkfamfeit, die den | 
ihrer Errichtung gehegten Erwartungen entiprochen hätte, nicht zu brim 
vermocht: der Gefammtbetrag der feit der Gründung bis zum Sahre 1866 & 
Specialpfand gewährten Darlehne hatte fih auf 66 Mil. Franc belaufe 
ein beträchtlich höherer war allerdings der Betrag der disfontirten Eifel 
gewefen; bei einem für den Geichäftsbetrieb ungenügenden Aftiencapital v 
20 Millionen Francs blieb indeflen das Anftitut vom Credit foncier u 
durch denfelben von der Bank von Frankreich abhängig: feine Thätig 
befchränfte ſich großentheild darauf, eine der drei Unterfchriften herzuſtell 
welche die Disfontirung durch die Bank erforderte, der Zinsfuß der B— 
war daher auch für die durch den credit agricole vermittelten Darle 
maßgebend; diefen Binfen traten jedoch die Kommilfionsgebühren der Gefellih 
und die der Suffurfalen bezw. Ziwangsanftalten hinzu: ftieg der Zinsfuß der®i 
auf 8 bis 9 Procent, fo konnten die für jene Darlehne zu zahlenden Zin 
einfchlieglih der der Gefelifchaft und ihren Eutturfalen zu zahlenden Ko 
mifftonsvergütung 10 bis 11 Procent erreichen, ein Betrag, der and) für 
auf kürzere Zeiten entnommenen Darlehn&beträge ein übermäßiger mar. l 
richtige, außerhalb der ftatutenmäßigen Aufgaben unternommene Spekrlatic: 


‚ in der Gewährung von Krediten bezw. Darlehnen gegen Pfand oder * 
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brachten fchließlic das Inſtitut zu Falle, welches im Jahre 1880 liqui- 
diren mußte; die ungünftigen mit dieſer Gefellichaft gemachten Erfahrungen haben 
wohl davon abgehalten, auf den Gedanken der Gentralifirung des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Perjonal-e und Mobiliarcredit8 bei Einem diefem Specialzwed 
ausſchließlich dienenden Inſtitute wieder zurückzukommen. 


Reformprojekte. 


Man verſucht auf anderem Wege das Problem zu loͤſen, indem man 
theils die Vorſchriften der Civilgeſetzgebung den beſonderen Erforderniſſen 
des landwirthſchaftlichen Kreditweſens anzupaſſen, theils Normen zu finden ſich 
bemüht, durch welche die Errichtung und Wirkſamkeit mit dieſem Kreditweſen ſich 
befaſſender Geldinſtitute im zweckentſprechender Weiſe geregelt wird. Die 
Erörterung dieſer Fragen hat das Objekt der Verhandlungen einer vom Miniſter 
für Landwirthſchaft Teifferene du Bort im Jahre 1878 berufenen und demnächft im 
Jahre 1880 refonftituirten Kommiffion gebildet, melche mehrfach auf die von 
einer früheren Kommiffion im Jahre 1866 gemachten Vorſchläge zurüdgegriffen 
bat. Auch in der Litteratur bezw. demnächſt in den legislatorifchen Entwürfen 
haben die Fragen mannigfahe Behandlung erfahren. 


Ienderungen der Eivilgefeggebung über landwirtbfchaftlide 
Darlehne. 


Was nun zunächſt die Sivilgefeggebung über die landmwirthichaftlichen 
Darlehne anlangt, fo treffen zunächft alle Anfichten darin zufammen, daß die 
Vorſchriften über den Biehverftellungsvertrag (cheptel) durchaus mangelhaft 
find, indem fie durch Aufftellung einer Anzahl von Normativbeftimmungen die 
Villensfreiheit in unzwedmäßiger Weife beſchränken; namentlih hat die Be- 
ſtinmung, daß der Bartialverluft zwischen Eigenthümer und Entleiher getheilt 
werde, der Zotalverluft dagegen ganz den erfteren treffe, zu erheblichen Inkon⸗ 
denienzen geführt; diefe Unvollkommenheit der Geſetzgebung hat die Wirkung 
gehabt, dap jene jo häufig dem Bedürfnig der Landwirthe in befonderem Maße 
entiprechende Form des Viehleihvertrags abgefehen von den Fällen, in denen 
er lediglich ein Accefjorium der Theilpacht ift, fait ganz außer Hebung ger 
benmen iſt. Noch mehr fteht jedoch die auf die Gelddarlehne bezügliche Ge- 
im Bordergrund. Hier find e8 zwei Bunte, auf welche die Reform- 

dorihläge fich beziehen. Zu nächſt handelt es fih um die Kommerciali- 
| lation der von den Landwirthen ausgeftellten Kreditpapiere, die in derfelben Weiſe 
me die von Kaufleuten oder Induſtriellen ausgeftellten Effeften in Anjehung der 
8 ihnen bervorgehenden Streitigkeiten der hbandelögerichtlichen Zuftändigfeit 
‚nterworfen und dadurch zu für die Sreditoperationen der großen Geld⸗ 
inſtiiute brauchbareren Cffetten umgewandelt werden follen; zweitens um 
üvilrechtliche Beftimmungen, die ed geftatten, mit hängenden Früdten, 
Erntevorräthen u. f. w. ohne reelle Befigübertragung Pfand zu 
beſtellen; auf beide Punkte bezieht fih der am 20. Juli 1882 von der Regie 
tung vorgelegte Gejegentwurf. Auf ein Vorgehen in diefem Sinne bat aud) 
SocietE nationale bei der Enquöte von 1879 — 1880 bingebeutet, indem 

fe Aufhebung derjenigen gefeglichen Beftimmungen verlangte, welche der Land⸗ 

g* 
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wirthſchaft die Benutzung der dem Handel und der Induſtrie offenftchenden 
Kreditinftitutionen verfchränfen. | 


Landwirthſchaftliche Banken. 


An eine folche Aenderung der ivilgefeßgebung wird die Hoffnumng ge 
fnüpft, daß die großen Geldinftitute ihre Thätigkeit mehr als bisher der der 
währung des erforderlichen Perfonal- und Mobiliarkredit3 an die Landwirthe zus 
menden würden; menn auch der Gedanke, daß der Credit foncier feine Thätig: 
feit auf diefe Art des Kreditgebens ausdehnen fünne, Angeſichts der auf der 
artige Gefchäfte nicht berechneten Organifation diefer Anftalt eine weiter 
Folge nicht gefunden bat, jo mwird doch von mehreren Seiten für wahrſchein⸗ 
lich gehalten, daß nach Durchführung jener Reform die Bank von Frankreich 
und ihre Kommanditen durch Anpaffung der Formen ihres Kreditgebens 
an die in den betreffenden Gegenden üblichen landwirtbichaftlichen Opera: 
tionen der Landwirthſchaft erhebliche Hülfe würden bringen fönnen. Andererfeits 
wird aber auch die Idee cantonaler oder fonft regionaler landwirth— 
ſchaftlicher Spezialbanken vielfah verfolgt. Der Gedanke folder 
je ein oder mehrere Departements in ihrem örtlichen Wirkungskreiſe umfaflenden 
Spezialbanfen hat durch einen von dem Senat3mitgliede Bozerian neuerdinge 
eingebrachten Gefegentmurf eine betaillirtere Geftalt gewonnen; die Banken ſollen 
den Landwirthen für kürzere Friften Perfonal- bezw. — unter Berpfändung von 
hängenden Früchten oder Erntevorräthen — Mobiliarkredit gewähren, fie 
follen aber auch die Gewährung hypothekariſcher Kredite fofern ſolche zum 
Zwecke von Meliorationen erfolgt, in den Kreis ihrer Aufgaben ziehen dürfen. 
Eine Entfcheidung der gejeggebenden Körperjchaften über alle diefe Entwürfe üt 
m. W. noch nicht erfolgt; die Beichlußfaflung des Senats über den Regierung 
Entwurf fteht fomeit mir befannt noch bevor. Der bejonderen Form der eine 
immer größere Ausdehnung annehmenden Milchverwerthungsgenoffenichaften 
— fruitieres — wird weiter unten gedacht werden. 


Urtbeil über die Sadlage. 


Einftweilen beftehen biernah im Großen und Ganzen die Schwierigfeiten, 
welche die Inanſpruchnahme des Kredit durch die Landwirthe auf ein enges 
Maß beichränfen, fort; die Yeußerung Balferres’, daß Frankreich zu ben 
Ländern gehöre, in denen es mit den Einrichtungen des landwirthſchaftlicher 
Kredits am wenigften gut beftellt fei, entipricht zur Zeit noch der Sad 
lage; die Unvollkommenheit der Einrichtungen vermehrt die Abhängigfeit, in der fh 
bezüglich der Verwerthung und des Abſatzes der Produkte die Landwirthe 
von den Kapitalbefigern befinden. Wenn diefe Webelftände bisher nicht mehr 
empfunden morden find, fo beruht die auf der Vorſicht, melde ben 
Operationen der franzöfifchen Landwirthe eigenthümlich zu fein pflegt, umd auf 
der jchon erwähnten Tendenz, die Unternehmungen nicht über das Maß der 
völlig fihergeftellten Mittel hinaus auszudehnen. Das Beftreben, mit 
eigenem Capital zu arbeiten, bildet, wie im anderen, fo vorzugsweife aub 
in diefem Gebiet einen charakteriftifchen Zug der frangöfifchen Wirthichaft. 


— — — 








II. 
Hilfs» und Förderungsmittel der Landwirthidaft. 


A. Geräthe und Alaſchinen. 


Ueber die anfßerordentlichen Fortichritte, welche die Vervolllomnmung der 
(andwirthichaftlichen Geräthſchaften gemacht hat, befteht feine Meinungverſchieden⸗ 
beit; beſonders ausgedehnt find diefe Fortichritte im nördlichen, meftlichen und 
mittleren Frankreich geweſen; zurüdgeblieben find einzelne Theile des Südens. 
Wenn auch nicht in einem Umfange, welcher gegenüber der Verminderung der Arbeits» 
träfte eine Ausgleichung bergeftellt hätte, doch in [ehr großem Umfange 
find an Stelle der Menfchenkräfte Mafchinen getreten: vor Allem hat fich die 
Anwendung der Drefchmafchinen ausgedehnt und giebt e8 nur wenige “Departe- 
ment, in denen nicht die Benugung diefer Mafchinen eine ganz allgemeine 
wäre. Ebenjo hat der Gebrauch der Grasfchneide- und Mähmafchinen in den 
legten Fahren ſich vervielfacht; die Anwendung von Bflügen uud Eggen beſſerer 
Konſtruktion hat große Fortihritte gemacht; Meſſereggen, durch Pferde in Ber 
wegung gejegte Haden und Rechen, Maſchinen zum Heumenden, zum Stroh⸗ 
und Wurzelichneiden, zum Körnerauslefen und zur Getreidereinigung — Hülfs- 
mittel, welche vor 1860 nur vereinzelt vorfamen — gelangen in einem zu- 
nehmenden Berhältniß zur Benutzung; ebenfo vermehren fi die Säemaſchinen, 
wiewohl in weniger rafcher Weile; die Zahl der in den Landwirtbfchaftlichen 
Betrieben verwendeten Dampfmafchinen ift in einem Maße gewachſen, melches 
die gehegten Erwartungen weit übertrifft; theils werden dieſe Drafchinen 
von den Eigenthümern ihren Pächtern und Metayern zur Verfügung geftellt, 
theils befinden fie fih im Befige von linternehmern, welche von Ortichaft 
zu Ortichaft ziehen und die Ausführung der betreffenden Arbeiten gegen 
Entgelt bewirken; größere Pächter befinden fich wohl im eigenthümlichen Befig 
von den Erforderniffen ihrer Betriebe entjprechenden Lokomobilen. Es läßt 
fd annehmen, daß die franzöfifche Landwirthſchaft ihr Material an Uten⸗ 
fllien und Maſchinen in den lebten beiden Sabrzehnten gänzlich er- 
neuert bat. 
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B. Duũngung. 


Fortſchritte in den legten zwanzig Jahren. 


Nicht ganz fo befriedigend find die Ergebniffe, welche in der Gewinnung, 
Aufbewahrung und Anwendung der Dungmittel erreicht worden find. 

Allerdings fonftatirt die Enquöte von 1879— 1880 einen Zuftand, der, ver- 
gliden mit dem zwanzig Jahre früher vorhanden geweſenen einen beträcht⸗ 
lihen Fortſchritt bezeichnet. Nicht nur ift die Erfenntniß von der Wichtigfeit 
zwedmäßiger Düngung eine weit allgemeinere geworden, jondern e8 haben and), 
mad Bereitung und Behandlung des Dinger anlangt, erhebliche Berbefie 
zungen Pla gegriffen. Die Anwendung Fünftlicher Dungfloffe hat eine weit 
größere Ausdehnung erreicht. 


Enquéête von 1866—1870. 


Zu den Berdienften der Enquöte von 1866 gehört es, die Aufmerkfamteit 
der Verwaltung wie der Landwirthe auf die Mängel, welche gerade in dieſem 
wichtigen Zweige des landwirtbfchaftlichen Betriebes bervorgetreten waren, hin 
gelenkt zu haben; fie hatte feitgeftellt, daß nicht nur die Quantität de 
in Frankreich gewonnenen natürlichen Dünger an fi eine unzureichende 
fei, jondern daß auch die Qualität deflelben durch die in den meiften Gegen⸗ 
den übliche irrationelle Art der Aufbewahrung und Behandlung 
noch beträchtlih verliere. Die Düngerhaufen und Dunggruben feien meiſt 
fo angelegt, daß die Dungftoffe abwechſelnd der Ausdörrung durch die Sonne 
und der Auslaugung dur) den Wegen ausgeſetzt ſeien; die Herftellung zwed⸗ 
mäßiger Dunggruben gehöre zu denjenigen landmwirtbfchaftlichen Operationen, 
die am wenigften Yortichritte gemacht hätten. 

Auf die Nothwendigkeit von Verbeſſerungen in der bezeichneten Behand- 
lung wurde bingewiefen, zugleich aber das Bebürfniß einer Bermehrung der 
Dungmittel betont; in diefer Beziehung wurde, abgefehen von einer dem Zivede der 
Landwirthſchaft mehr entſprechenden Nugbarmadung der in den größeren Städten 
gewonnenen Fäcalftoffe vor Allem die möglichite Erleichterung der Beichaffung 
der mineralifhen oder fünftlichen einheimifchen, fomwie der im Auslande 
gewonnenen Dungftoffe namentlich de8 Guano's als wünſchenswerth empfohlen. 
Die Anwendung jener Stoffe mußte fo lange eine befchränfte bleiben, als die Bezug 
preife fich auf ihrer urfprünglichen beträchtlichen Höhe erhielten; ein weſentliches 
Herabgehen der Preife war u. A., was die in der Bretagne und einem großen Theil 
des mittleren Frankreichs zur Verbeſſerung des Bodens dringend nothwendigen, bis 
dahin aus England bezogenen Ouantitäten phosphorfauren Kalkes anlangt, dadurch 
eingetreten, daß in Folge einer in den fünfziger Jahren von Herren de Molon 
gemachten Entdedung die im Norden und Often Frankreichs an häufigen Fund» 
ftellen vorfommenden Kaliſalze zur Herftellung des erforderlichen Präparats verwendet 
wurden. Eine außgedehntere Verwendung diefes und ähnlichen Draterials, fowie der 
fünftlihen und ausländifchen Dungftoffe hatte vor Allem in den Zollfägen, 
denen die Einführung derartiger Stoffe, namentlih wenn fie durch fremde 
Schiffe und nit unmittelbar aus den überſeeiſchen Produltionsländern erfolgte 
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unterworfen war, in der Höheder Eifenbahntarife für diefe Artikel, endlich aber 
vor Allem in den häufigen Berfälfchungen, melde die betreffenden Stoffe er- 
fuhren, ein Hinderniß gefunden. Nach allen diefen Richtungen hin hat jene Enquéte 
zu heiljamen Reformen Anlaß gegeben. Die Eingangszölle find mit Ausnahme 
derjenigen, welche auf den nicht direkt aus den überjeeilchen Rändern bezogenen Guanos 
ruhen und melde neuerdings im Generaltarife von 1881 ebenfalls ihre Befeitigung 
erfahren haben, feit dem 19. Mai 1867 in Wegfall gekommen; es find ferner 
beträchtliche Ermäßigungen der Eifenbahntarife für Düngungs- und Bodenver- 
beſſerungsſtoffe aller Art eingetreten: ein neues, auf Grund von Verhandlungen 
zwiſchen der Regierung und den Eifenbahngefellichaften aufgeftelltee desfallfiges 
Project trägt nach der Beurtheilung, die e8 im Jahre 1883 in der socicte des 
agriculteurs de France erfahren hat, allen bezüglichen Anforderungen Rechnung; 
nur infofern wurde eine Ergänzung deflelben für wünſchenswerth erklärt, als 
befürwortet wurde, daß die niedrigeren Sätze deſſelben auch auf folde chemiſche 
Stoffe angewendet würden, welche zur Verbeflerung des Bodens dienen könnten, 
jei e8, daß dielelben gefondert, ſei es, daß fie im Zuftande der Miſchung erpedirt 
würden !). Noch wichtiger erjchien e8, jenen Berfälfhungen zu fteuern, 
welhen die fünftlichen bezw. ausländifchen Dung- und Meliorationsſtoffe auf 
dem Transport und im Handel nur allzubäufig unterlagen und welche gegen 
die Anwendung derjelben ein mweitverbreitetes Mißtrauen unterhielten; nicht ohne 
Erfolg hatten in einigen vorzugsmeife auf die Verwendung folder Stoffe an⸗ 
gewiefenen Departements die Präfecten verfucht, durch von ihnen erlaflene 
polizeliche Strafverordnungen jenem Unfuge entgegenzutreten ; dieſe Verordnungen 
hatten jedoch im Punkte der Legalität zu Beanftandungen Anlaß gegeben, Bes 
anftandungen, welche durch die Enticheidungen des Caſſationshofes als begrün⸗ 
dete anerfannt wurden. Bei einer über die Fragen der Anwendung des fünftlichen 
Düngers im Jahre 1864 eingeleiteten Spezialenquete gemann die Anficht die Ober⸗ 
band, daß nur eine Repreffion durch geeignete allgemeine Strafbeflimmungen 
den Diigbräuchen wirffam vorzubeugen im Stande fei: das aus diefen Verhand⸗ 
lungen bervorgegangene Geſetz vom 27. Juli 1867 bedroht mit einer Geld- 
firafe alle diejenigen, welche beim Verkauf ober der Yeilbietung von zur 
Düngung oder Bobdenverbeflerung dienenden Stoffen die Käufer, fei e8 über die 
Ratur oder Zufammenfegung dieſer Stoffe oder das Miichungsverhältnig der 
in denfelben enthaltenen Elemente, fei e8 über ihren Urſprung, fei es durch 
Dezeihnung mit einer dem Sprachgebrauch nach für andere der Bodenverbeſſe⸗ 
rung dienende Stoffe üblichen Benennung täufchen oder zu täufchen verfuchen: 
die gleiche Strafe wird , gegen diejenigen feftgeleßt, die ohne vorberige ent- 
Iprechende Benachrichtigung des Käufers Stoffe der vorbezeichneten Art ver- 
faufen oder zu verfaufen verjuchen, von denen fie wiſſen müßten, daß fie verfäljcht, 
verändert oder beichädigt worden jeien; eine erheblich erhöhte Strafe trifft den 
Rückfall; die Anheftung oder Beröffentlihung der Erkenntniſſe kann von den 
Gerichten angeordnet werden; eine niedrigere Feſtſetzung der Strafe für den 
Gall der Annahme mildernder Umftände ift zuläſſig. Es fcheint, daß dies Ge- 
jeg in Bezug auf die Verhütung der Verfälſchungen vortheilhaft gewirkt bat; 


1) Siehe den Bericht über die Sitzung ber societE des agriculteurs dom 
Januar bezw. fyebruar 1883, im Journal des 6conomistes, Bd. 21, S. 320. 
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nach der gleichen Richtung hin ſcheint die Vermehrung der landwirthſchaftlichen 
Verſuchsſtationen — stations agronomiques — mit denen ſeitdem die 
Regierung vorgegangen ift, nicht ohne Effekt geblieben zu fein. Inmerhin iſt 
der Erfolg bisher ein allgemein durchgreifender noch nicht geweien; nad) der 
Enquöte von 1879 — 1880 wird zur Zeit noch in den mei jeni 
Gegenden, welche künſtliche Dungſtoffe verwenden, über das Bortommen von Ber 
fälſchungen geflagt. 


Zuftand nad der Enquäte von 1879—1880. 


Wenn daher die Enquéête von 1879—1880 beträchtliche in den voran: 
gegangenen beiden Jahrzehnten gemachte Fortſchritte konftatirt, fo fehlt doch 
noch viel daran, daß diefelben nach den verjchiedenen Richtungen bin bezw. für die 
verfchiedenen Gegenden gleichmäßige geweſen feien oder daß der zur Beit er 
reichte Zuftand bereits völlig befriedigen fünnte. Eine Anzahl von Departe- 
ment wird genannt, in denen die Verwendung des Düngers eine flationäre 
geblieben oder gar — mie von einem Korrefpondenten bezüglich des Departe⸗ 
ment8 der unteren Seine behauptet worden ift — in Folge des fich vermin: 
dernden Biehftandes Rückſchritte gemacht hat; aus der großen Mehrzahl der übrigen 
Departements wird allerdings berichtet, daß die Behandlung der Düngerhaufen 
und die Herftellung der Dunggruben eine rationellere geworden fei; dieſe Ber- 
befferungen haben jedoch im größten Theil der Fälle nicht genügt, um daß für 
die Kulturzwecke nöthige Maß von Dungftoffen ſicher zu ftellen; die verbier 
bende Lücke ift feinesmegs überall durch fünftliche oder aus dent Auslande be- 
zogene Dungftoffe ausgefüllt worden, eine weſentlich vergrößerte Verwendung 
der legteren wird aus der Mehrzahl der Hauptgegenden Frankreichs immer 
nur für einzelne Departements gemeldet; größere Fortſchritte fcheint die Ber- 
wendung in den öſtlichen und nördlichen, meiftentheils den Seehäfen, dırd 
melche der betr. Import erfolgt, näher belegenen Gegenden gemacht zu haben: in 
den hierher gehörigen Küftendepartement3 fonkurrirt mit der Anwendung jener 
Stoffe vielfah die Verwendung des Seegrafes und anderer Seegewächſe zu 
Düngung. ‚Mergelungen und Kaltungen werden mit mehr Vortheil als ehem 
vorgenommen; befonders jedoch hebt die Enquöte den jehr vermehrten Um 
fang hervor, welchen die Verwendung der mineralifhen phosphorſaurer 
Salze in den legten zwanzig Jahren gemonnen hat: der Gebraud die 
Salze, vor 1861 noch faft unbefannt, hat in manchen Gegenden — fo wird 
fonftatirt — eine mahre Ummälzung des Aderbaus hervorgebracht?). Ya 
der PVerallgemeinerung der Benugung diefer Stoffe fcheint einer der wid 
tigften der auf diefem Gebiet erreichten Fortſchritte zu liegen. | 





0. Meliorationen. 


Sm Allgemeinen. 
Noch weniger vollftändig Haben ſich die Hoffnungen erfüllt, melde an be 
Ausbreitung der Drainirungs-, Ent und Bemwäflerungs- und fonftigen Mel 
rationsanlagen für die Zukunft der Landwirthſchaft geknüpft wurden. Die En 


2) Enqudte 1879—1880, Bb. II, ©. 40, 454. 
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quete von 1879—1880 behandelt von der Kategorie der Meliorationsanlagen 
nur die Drainirungs- und Bewäſſerungsanlagen: die Arbeiten der Wieder 
bewaldung und Entmwällerung, mie fie in zahlreichen Yandestheilen ausgeführt 
worden find, läßt fie außer Betracht. Wie es feheint, ift der Umfang der Ent- 
wäfferung von in Folge ungünftiger Waſſerabflußverhältniſſe ungefunden oder 
durch folche in der landwirthſchaftlichen Kultur benachtheiligten Gegenden fein ganz 
geringer gewefen; die Zahl der Heltare, welche bis zum Jahre 1866 Cegenftand 
derartiger Arbeiten geweſen waren, belief fich, wie die damalige Enquete ergab, auf 
140 000 ; die Koften diefer Arbeiten erreichten den Betrag von 8 Deillionen Fr. 
Gerade diefen Arbeiten bat das Geſetz über die landwirthichaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften (associutions syndicales) vom 21. Juni 1865 einen befonders wichtigen 
Impuls gegeben: indem daſſelbe unter gewifien Borausfegungen die zwangs⸗ 
weiſe Herftellung folcher Genoſſenſchaften auf Majoritätsbefchluß der Intereſſenten 
entorifirt, giebt es damit ein Mittel an die Hand, die Hindernifle, die aus 
der entgegenftehenden WillenSmeinung bezw. den Sonderinterefjen einzelner Bethei- 
Iigter erwachſen, wirkjam zu überwinden. Eine andere ift die Sachlage bezüg- 
lich derjenigen Arbeiten geblieben, welche nicht die Abwehr von Gefahren und 
Schäden, fondern die Erhöhung der Ertragsfähigfeit einer denfelben 
Bedingungen unterworfenen Gruppe von Grundftüden zum Ziele haben: bier 
bat die Geſetzgebung aus NRüdfichten, denen eine grundfägliche Berechtigung 
nicht abgeſprochen werden Tann, zeither Bedenken getragen, das Princip eines 
die individuelle Entſchließung beeinträchtigenden Zwanges zu fanktioniren. Unter 
den hierher gehörigen Arbeiten ragen Drainirungs⸗ und Bewäfjerungsanlagen an 
Wichtigkeit hervor. 
Drainirung. 


Die Drainanlagen verdanken ihre erfte Verbreitung zu einem wich. 
tigen Theil der Anregung, welche Napoleon III., früher in England aus per 
fönficher Anſchauung mit der Methode und den günftigen Ergebniſſen dieſer 
Anlagen befannt geworden, ihrer Fnangriffnahme gab: auf feine Anordnung 
erfolgte die Bereitftellung einer jährlichen Summe von 20 bis 25000 Franken 
aus den Krediten der landmwirthichaftlihen Verwaltung, um foldyen Fabrikanten 
von Drainröhren, die fich zur Lieferung diefes Artifel3 nach einem betimmten 
niedrigeren Tarif anbeifchig machten, Subventionen zu gewähren; das Geſetz 
vom 17. Juli 1856 autorifirte demnächft einen auf zehn gleiche Fahresraten 
ſich vertbeilenden Kredit von 100 Mill. Franken; aus demjelben follten unter 
günftigen Bedingungen Landwirthe Vorſchüſſe zur Ausführung von Drainirungs- 
anlagen erhalten; fpäter murde die Gewährung und Abmwidelung diefer Vor⸗ 
ihüffe dem Credit foncier übertragen, dem der Staat für Mehraufwand an 
Zinfen und Geſchäftsunkoſten Erſatz leiftete.e Aber die an die Bereitfiellung 
diefer reihen Mittel gefnüpften Erwartungen erfüllten fih nur in geringem 
Maße; nody im Jahre 1875 überftieg der Betrag, der bis dahin von jenen 
hundert Millionen zu Vorfchüflen der beregten Art verwendet worden war, 
um um MWeniges die Sunme von anderthalb Millionen; wenn aud Diele fo 
Iparfame Inanfpruchnahme der Mittel wohl zu einem Theil auf Rechnung 
einerfeit8 der den Franzoſen, mie ſchon oben bemerkt, eigenthümlichen geringen 
Neigung, ſich für ihre mwirthfchaftlichen Zwede geliehenen Kapital zu bedienen, 
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andererfeit3 einer nicht genügend liberalen Neglementirung der Bedingungen?), 
welche der Bewilligung der Vorfchüfle zum Grunde zu legen waren, zu jegen ft, 
jo beruht diefelbe doch zu einem wichtigen Theil auch darauf, daß die Geſetzgebung 
zur Befeitigung der rechtlichen Hinderniffe, welche in häufigen Fällen der Ausfüh- 
rung der Anlagen entgegenftehen, ihrem vorbezeichneten Standpunkte gemäß ge 
eignete Mittel nicht an die Hand giebt. Solche Hindernifie beruhen bejonders oft 
in der mangelnden Billensübereinftimmung der Befiger, deren Grund» 
jtäde durd) die Anlage berührt werben: das Geſetz vom 19. Juni 1854 — das 
erfte, welches fich mit der Materie beichäftige — befchränfte ſich darauf, den 
unterhalb liegenden Befiger zur Geftattung der Durchführung der Drainröhren bis 
zu den öffentlichen Abflüffen unter der Bedingung vorheriger Entrichtung eimer 
durch den Friedensrichter feftzufegenden Entichädigung zu verpflichten, das Gele 
über die landwirthſchaftlichen Genofienfhaften vom 21. Juni 1865 amtorifirte 
fodann die Bildung ſolcher Genofienfchaften auch für den Zwed der Drainirungs 
anlagen , jedoch, wie oben bemerkt, ohne die Vorſchriften wegen Bildung von 
Zwangsgenofienfchaften auf diefelben auszudehnen, ſodaß die Genoſſenſchaften zur 
Ausführung folder Anlagen nur als freie, d. h. aufder Zuftimmung aller 
Betheiligten berubende ftatthaft find. Damit wird die Ausführung der An 
lage ungemein erſchwert: je größer die Zeriplitterung des Grundes und Bodens 
ift, deſto geringer pflegen die Chancen des Zuftandelommens einer Einigung 
aller betreffenden Grundbefiger zu fein und deſto leichter findet ſich umter 
ihnen Einer, an deflen Widerſpruch fi daS Unternehmen zerichlägt. Als em 
fernere8 der Ausbreitung diefer Anlagen entgegenftehende® Moment wird bie 
furze Dauer der Pachtverträge und die Gleichgültigkeit der Eigenthümer gegen 
den Ertrag fteigernde Verbeſſerungen bezeichnet: hieraus erklärt es fich, daß 
ungeachtet der von der Regierung auf die Sache gewendeten Sorgfalt die mit 
Drainanlagen verfehene Geſammtfläche im Jahre 1866 auf nur etwa 200 000 
Hektare geichägt wurde, ein Umfang jener Anlagen, der damals als ein un⸗ 
zureichender bezeichnet worden ift. Die Nachrichten, melde die Enquéête von 
1879—1880 über diefen Zweig der landwirtbichaftlichen Kultur zu Tage ge 
fördert bat, find ziemlich dürftige: nur einzelne Departement werden genannt, 
in denen die Fortfchritte, welche die Ausdehnung der Drainirungen gemacht 
bat, als namhafte bezeichnet werden fünnen *). | 


Bewäfferungsanlagen. 


Aehnlichen Schwierigkeiten begegnet die Ausbreitung der Bewäſſerungs⸗ 
anlagen. Die Lage der Gefeggebung unterfcheibet fi) nur wenig von der über 
Drainirung; daß der an einen Wafjerlauf angrenzende Grunbdbefiger aus 
demfelben den Waflerbedarf für die Bemäflerung feine® Grundſtücks entnehmen 
dürfe, ift eine Regel, die ſchon der Code civil feftgeftelt Hatte; das Gel 
vom 29. April 1845 ermächtigte ferner auch die nicht unmittelbar an den 
Waſſerlauf grenzenden Befiger, fi) behufs der Zu- bezw. Ableitung des Waſſers 


3) Auf diefen Punkt bezieht fi dad von einer armen der Euquoͤte⸗ 
tommilfion von 1866 erftattete Referat u 1866-1870, ®b. IV, ©. 367 ff. 
) Enquöte 1866-1870, Bb. II, S. 81 ff., 453 ff. 
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er dazmifchen liegenden Grundftüde vorbehaltlich der vorherigen Entrichtung 
ner durch die Friedensrichter feftzuftellenden Entichädigung zu bedienen: ein 
kieg vom 11. Juli 1847 geftattete den Uferbefigern, au das Grundflüd des 
:genüber liegenden Befiger8 die Vorkehrungen, deren es etwa zur Zuführung 
3 Waſſers bedürfe, gegen Entihädigung und unter der Bedingung anzu⸗ 
hnen, daß auch diefer Beſitzer alsdann, foweit er zu den Koſten beitrage, 
bh der betr. Stauungswerte für feine Zmede mitbedienen dürfe: das Gejeg vom 
1. Zuni 1865 bat endlich wie für die Drainirung fo auch für die Entwäſſe⸗ 
mg8anlagen die Bildung freier Genoſſenſchaften autorifirt: dem Zuflande- 
mmen von ſolchen flieht auch hier nicht felten die Unmöglichkeit entgegen, dem 
erdemiß der Stimmeneinhelligleit.Genüge zu leiten. Ein Hemmniß 
ruht ferner in häufigen Fällen in dem widerſtrebenden Intereſſe der Befiger von 
ach den Waflerlauf getriebenen Mühlen oder fonftigen induftriellen Werfen: 
e Enquete von 1866 fonftatirte demgemäß, daß die Entwäflerungsanlagen 
ei Weitem nicht das wünfchenswerthe Maß der Ausdehnung erhalten hätten: 
bwohl ein ſpäteres Geſetz vom 8. Mai 1869 die Begünftigung der Vorſchuß⸗ 
wiligung aus dem Kredit der zu Drainirungen verfügbar geftellten 100 
Rilionen auch auf die Entwäfjerungsanlagen erftredte, konſtatiren doch die 
nläglich der Enquete von 1879 —1880 erftatteten Berichte noch feineswegs 
ne befriedigende Ausdehnung jener Unternehmungen®). In zahl- 
chen Departements liegt diefer Zweig der Kulturmelioration noch gänzlich dar- 
ieder, num aus wenigen wird eine Fräftige Inangriffnahme gemeldet. Das Bild, 
elches die Berhandlungen der leutgedadhten Enquéte gewinnen lafien, hat mit 
techt zu dem Urtbeil Anlaß gegeben, daß die Herftellung der Bewäſſerungs⸗ 
nlagen da8 ihr zulommende Maß der Entwidelung und Ausdehnung noch bei 
Beitem nicht erreicht habe und daß die Schaffung einer größeren Zahl 
lcher Anlagen zu denjenigen Maßnahmen gehöre, von denen eine Steigerung 
er landwirthichaftlichen Produltion am ficherften zu erwarten fei®). 





5) Enquete 1866-1870, Bd. II, ©. 31 ff., 458 ff. 
6) Dal. Enquete 1879-1880, 3b. IL, ©. 32, 453, 472. 


III. 
Abiaywege und Handel. 


Die Enquete von 1879— 1880 konſtatirt die Befriedigung, die im werke 
Kreifen bezüglih ter wegen Förderung der Eirculation und Erweiterung der 
Abſatzwege befolgten Politik befteht. 


A. Verkehrswege. 
De Freycinet’S Programm. 


In feinem Gebiet der Verwaltung find die Leiftungen größer als auf diefem: 
wenn diefelben in Bezug auf das Meliorationsmejen hinter den 
zurüdgeblieben find, fo find fie bier der Entwidlung gewiffermaßen vorans⸗ 
geeilt; wie am Ende der alten Monarchie ift wieder ein Zufland eingetreten, 
bei dem der Verkehr nach dem Maße des Unfangs, den er unter zeitigen Ber- 
bältniffen erreichen kann, den ind Leben gerufenen großen Transportanftalten 
teinedwegs eine genügende Benugung fichert. Die außerordentliche Sorgfalt, 
welche das zweite Kaiferreih der Entwidlung der Verkehrswege zumandte, iſt 
durch die Anftrengungen, die in den legten fünf Jahren die republifaniidk 
Negierung gemacht hat, noch überboten worden; der bedenflichen Kehrjeite dieiet 
Vorgehens, der Verringerung der für den Sandbau disponiblen Kräfte und der 
ungefunden, die Gefahr von Rückſchlägen in fich fchliegenden Steigerung der 
Arbeitslöhne habe ich ſchon im Vorftehenden gebadht. 

Das zweite Kaiſerreich hatte in erfter Linie die Herftellung der wichtigſter 
Glieder des Eifenbahnneges und den Ausbau der Vicinalmege fich zur Auf⸗ 
gabe geſetzt. Die Geſammtlänge der im Betriebe befindlichen als Linien allgemeiner 
Wichtigkeit (d’interät general) klaſſirten Eifenbahnen hatte es — im Jahre 
1870 — auf 17484 km gebracht; weniger glüdlih war es in Bezug auf 
die Anregung de8 Baus von Lofalbahnen geweſen; großentheils im Folge der 
fehlerhaften Grundlage des Geſetzes über diefe Bahnen machte der Ban nur 
geringe Fortſchritte: nur 268 km maren an ſolchen Linien bis zum (Ende des 
Jahres 1870 in Betrieb geftellt. Die Vervollſtändigung des Netzes der Bicinal⸗ | 
wege, ſchon früher von der Regierung des zweiten Kaiſerreichs mächtig geförbert, 
batte doch erft in Folge des Geſetzes vom 11. Zuli 1868, welches durch eine Staate- 
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dotation und Errichtung einer Wegedarlehnskaſſe die Mittel für den Ausbau 
der Gemeindevicinalwege ficher ftellte, befonders große Dimenfionen angenommen ; 
die Berwirklihung der Erwartungen, die an dies Geſetz geknüpft waren, fällt 
edoh ihrem bei Weitem größten Theil nah erft in die Zeit der Republit. 
Auch der Ausbau des Kanalneges Hatte durch die Kaiferl. Regierung Förderung 
erfahren; daſſelbe hatte im Jahre 1814 nur 1274 km umfaßt: 1865 erreichte 
& eine Ausdehnung von 4850 km, denen noch 5900 km ſchiffbar gemachte 
Flüſſe Hinzutraten?!). Das Programm, mit dem de Frepcinet im Jahre 1878 
bervortrat, umfaßte in erfter Linie Eifenbahnen, Kanäle und Seehäfen; die 
Arbeiten, deren Durchführung einen zehnjährigen Zeitraum in Anfpruch nehmen 
jollte, waren auf einen Gefammtaufwand von 5 Milliarden Franken veranfchlagt, 
eane Summe, die ſich inzwifchen beträchtlich erhöht hat. Hand in Hand mit 
diefen Aufwendungen gebt die Bereitftellung erheblicher Mittel für die Ver⸗ 
beflerung der Staatsftraßen und vor Allem für die Vervollftändigung des Nebes 
der Bicinalwege: der Bau von Rolaleifenbahnen hat durch ein neues Gefeß von 
1880 eine rationelle Grundlage erhalten. Die Fortfchritte, welche die Ermeite- 
rung des Verkehrsnetzes in neuerer Zeit gemacht hat, find nach Maßgabe diefer 
Aufwendungen wahrhaft erftaunliche geweſen; leider reichen die legten ftatiftifchen 
Veröffentlichungen nicht über den 31. December 1880 hinaus: danach beſaß 
drankreich zu dieſem Zeitpunfte an Verkehrswegen: Eifenbahnen im Betriebe 
und? zwar: Linien allgemeinen Intereſſes 237834, Lofalbahnen 2188, 
hauffirte Wege aller Kategorien 490 316 km, eine Zahl die fih unter Hin- 
zurechnung der im Bau begriffenen und der projeltirten Linien noch beträchtlich 
erhöht. Die Verhandlungen der Enquöte hatten den Zuftand im Auge, wie 
er fih Ende des Jahres 1879 geftaltet hatte; obgleich erſt ein verhältnigmäßig 
Heiner Bruchtheil des de Freycinet'ſchen Programm's zur Ausführung gelangt 
war, ift doch die Anerkennung, welche in den Berichten der Korrefpondenten 
bezw. den Antworten der Gefellihaft den erzielten Ergebniflen gezollt ward, eine 
allgemeine und unbedingte. 


Neform der Wege-Gefeggebung insbefondere. 


Es find nur zwei Punkte, betreff8 deren einzelne Berichte die bisherigen 
Leiftungen als nicht genügende charakterifiren: die energiiche Förderung der Ver⸗ 
vollfländigung der Vicinalwege und die Inanſpruchnahme aller Kräfte für diefen 
Zwed hatıe für den Ausbau der lediglich dem Verkehr innerhalb der Gemeinde» 
feldmarken dienenden Ruralwege das erforderliche Maß von Hilfsquellen nicht 
verfügbar gelaflen und hatte der Ausbau diefer Wege dementiprechend feine 
dortichritte gemacht; es Hatte fodann in einzelnen Gegenden die Ausdehnung, 
welhe der Herftellung neuer Wege gegeben worden war, die Unterhaltung 
der beftehenden beeinträdhtigt?). Der erfteren Klage ift inzwifchen infofern 


1) Mit diefen durch die Enqudte 1866-1870, Ser. I, Bb. I, S. 271 gelieferten 
Jahlenangaben vereinigen fich ſchwer diejenigen der jetzigen officiellen Statiftil: nach 
derielben hat im Jahre 1880 die Gefammtlänge der Ichiffbaren Waflerläufe betragen 
10494 km, wovon kommen: auf Flüfle 6621, auf ben Flüſſen gleichgeftellte Kanäle 
50, auf Kanäle 2978 und auf den Kanälen gleichgeftellte Flüfſe 335. 

2) Enqudte 1866-1870, Bb. II, ©. 455, 473. 
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Abhülfe geſchafft, als ein neuerdings ergangenes Geſetz ber Herſtellung der Rural» 
und landwirthſchaftlichen Betriebswege weitere Mittel zu ſichern bemüht — R 
und damit dem Ausbau diefer Wege einen neuen Impuls gegeben bat; 
zweite Uebelftand ift eine unvermeidliche Wirkung der zu großen —* 
die der Bau der Vicinalwege in mehreren Departements erhalten hat: di 
ſuche der franzöſiſchen Geſetzgebung, durch anderweitige geſetzliche Regelung der 
Unterhaltungslaſt dieſelbe für einen ‘Theil der bisherigen Vicinalwege auf dr 
breiteren Schultern der Departements zu legen haben bisher einen Erfolg midt 
gehabt. Auch nach diefer Richtung Hin rächt es fi, daß da8 neue Programs 
wie jchon das frühere Vorgehen fi zu wenig innerhalb des durch das thar 
fähhlih vorhandene Bedürfnig gegebenen Maßes gehalten Bat; die Anlegunz 
neuer Verkehrswege befigt keineswegs die Zauberkraft, einen Vertehr überall de 
herzuſtellen, wo ein ſolcher durch den Grad ber wirthſchaftlichen Entwidim 
nicht gegeben ifl; die Errichtung folder Wege ift daher nicht felten ein gefähr 
liches Geſchenk, das wirthſchaftliche Kraft tonfumirt, obne einen entipredhender 
Erſatz dafür zu leiften. 





B. Tarife der Eransportanftalten. 


Klagen über die Höhe der Tarife betreffs des Transports landwirthſchait 
licher Produkte hat die Enquöte von 1870—1880 nur in geringem Maße zu 
Tage gefördert; die hauptſächlichſte Austellung, die gegen daS Tarifweſen zu 
Yusdrud gelangt ift, befteht darin, daß mie vorbemerft die Behandlung der 
fünftlicen Dungftoife nicht überall den Interefen der Tandiwirthfehaft voßle Red 
nung trägt. Die Tarife der Eiſenbahn fracht für landwirthſchaftliche Prodate 
find durh nah Klaſſen abgeftufte Marimalſätze geregelt, deren Einhaltung 
in den Bedingnißheften den Eifenbahngefellichaften auferlegt worden iſt; nach dem 
Tarif von 1857 durfte für landwirthſchaftliche Producte, insbeſondere Getreide, 

“ ein Marimum von 14 CEts. pro Tonne und Kilometer nicht überftiegen werden: 
thatſächlich indeflen erreichten die Tarife der Gefellichaften dies Marximum ba 
Weitem nicht, bewegten ſich vielmehr in der Megel zwiſchen jech8 und neun Et: 
noch weitere ſehr erhebliche Ermäßigungen traten durch Special« und Differential: 
tarife ein; die Klagen über die Komplicirtheit und Ungleichmäßigkeit ber Tari⸗ 
ſätze, wie ſie insbeſondere noch in den Jahren 1878 und 1880 in dem ver 
Georged und Waddington im franzöſiſchen Senat bezw. in der Deputirtenlamme 
erftatteten Berichten zum Ausdrud famen, find, wie es fcheint, in den Kreiſer 
der Landwirthe — beſondern Widerhall geblieben; daß dieſe Kreiſe in ihre 
großen Mehrheit dem Projekt der Eifenbahnverftaatlihung antipathild 
gegenüberftehen, hat die Diskuffion in der im Winter 1883 von ber Gelel- 
ſchaft der Sandıvirthe Frankreichs abgehaltenen Berfammlung deutlich dargethan°ı: 
des neuerdings von der Regierung in Benehmen mit den Eiſenbahngeſellſchafter 
aufgeftellten neuen Zarifprojett3 ift fchon oben Erwähnung geſchehen. Die Be 
förderung der landwirthichaftlichen Produkte erfolgt auf Staat-Departement!- 
und Bicinalftraßen frei von Gebühren für die Straßenbenugung, dagege 


3) Journal des &conomistes, Jahrg. 1883, Bd. I, S. 320. 
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find die Produkte der landwirthbfhaftliden Fabriken den von der 
Induſtrie für die erbeblichere Abnugung der Vicinalftraßen durch ihr Fuhrweſen 
zu entrichtenden, übrigens nicht beträchtlihen Beiträgen unterworfen; alle 
Brodufte aber waren den Zöllen unterworfen, wie fie für das Paffiren der im 
Zuge von Staatd-Departementd und namentlih von Vicinalftraßen liegenden 
Brüden häufig erhoben wurden; ein Geſetz v. 30. Juli 1880 bat diefe Zölle 
bei Staatd- und Departementsftraßen ganz befeitigt und bei den Bicinalftraßen 
für deren Ablöfung Normen aufgeftellt; fchon vorher hatte ein Geſetz v. 9. 
Februar 1880 die Aufhebung der bereit früher namentli unter dem 
zweiten Kaiferreich fucceffiv und beträchtlich herabgefegten Abgaben, melden bis 
dahin die Schiffahrt auf Kanälen und kanaliſirten Wafferläufen 
unterlegen hatte, ausgeiprochen. Auch von diefer Erleichterung bat die Land⸗ 
wirthſchaft, die für den Abjag ihrer Maffengüter vielfad auf die Kanäle an- 
gewieſen ift, nicht unbeträchtlichen Vortheil gezogen. 


0. Viehmärkte, Sleifher- und Bäkergewerbe. 


Eine Vereinfachung des Verfahrens bezüglich der Autorifirung der Vi eh⸗ und 
Wochenmärkte hatte jchon vor der Enquête von 1866 dadurch ftattgefunden, 
daß die Befugniß, auf Grund der Erfüllung gewiſſer Formalitäten die erforder: 
liche Erlaubniß zu ertheilen, vom Staatsoberhaupt bezw. dem Minifter auf den 
Bräfecten übertragen worden war; die hiermit eingetretene größere Facilität hatte 
zur Bermehrung diefer Märkte mejentlich beigetragen, eine Vermehrung, gegen 
die fich bei der Enquete von 1866 manche Ausftellungen richteten; diefe Aus⸗ 
ftellungen haben jedoch ebenfo wenig wie die Klagen, die damals über die Höhe 
der Martiftandsgelder erhoben murden, bei der Enquöte von 1879 Wieder- 
bolung gefunden und ift die Politif der Negierung nad) wie vor auf möglichfte 
Befreiung des Markterkehrs von allen Feſſeln gerichtet geblieben. Für die 
Autorifirung der Tarife für die Erhebung von Markt» oder Mearkthallengebübren 
durch die Präfecten ift es Grundſatz, daß dieſe Gebühren über die Grenzen 
BE bloßen Wequivalent3 für die aufzumendenden Koften nicht hinausgehen 

ürfen. 

Der Einwirkung der Richtung, welche die Geſetzgebung in Bezug auf das 
Bleifher- und Bädergemerbe eingeichlagen hatte, follte nach dem Inhalt der 
vom Minifter für Pandwirthichaft für die Enquöte von 1879— 1880 ’geftellten ragen 
eine befondere Aufmerkjamteit zugemwendet werden. Für das Fleifchergewerbe pflegen 
zunächft ſich aus der Durchführung der fanitätspolizeilidden Gefichtspunfte nad) 
Maßgabe der Lokalen Berhältniffe gemilfe Einſchränkungen zu ergeben, welche 
wie der Schlachthauszwang, die Beichränfung des Verlaufs von allen oder ge: 
willen Arten von Fleiihwaaren auf die öffentlichen Fleiſchbänke u. ſ. m. regel- 
mößig in den ortöpolizeilihen Reglements ihre Stelle finden; indeſſen auch 
abgefehen hiervon unterlagen ſowohl das SFleifcher- wie das Bädergemerbe und 
zwar zum Theil auf Grund von für die einzelnen Gemeinden erlaflenen Geſetzen 
und Verordnungen einer mehr oder minder ausgedehnten Reglementirung; fehr 
weitgreifenden Beichränfungen waren beide Gewerbe namentlich in Paris feit 
dem Konfulate bezw. dem erften Kaiferreich unterworfen geweſen; diefelben hatten 
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eine auf Beſchränkung der Zahl der Bewerbtreibenden und Einrichtumg gemein 
ſamer Kaflen zur Abmwidlung der Kaufsverbindlichleiten beruhende Organi⸗ 
fation; ein Korrelat derjelben bildete die der Verwaltung gefeglich vorbehaltene 
Befugniß, die Zaren für den Fleiſch- und Brodverfauf periodiih zu regeln. 
Diefe gefammten Einrichtungen find jedoch in Paris feit dem Jahre 1858 bezw. 

was das Bädergewerbe anlangt, feit dem Jahre 1871 außer Anwendung; die 
von der Regierung verfolgte Tendenz, den Betrieb beider Gewerbe von Schraufen 
zu befreien, bat zur Folge gehabt, daß auch in den andern Gemeinden regle- 
mentäre Beflimmungen im Sirine einer Einſchränkung der Betrieböfreibeit immer 
jeltner geworden find. Auch die Zahl der Städte, in denen Fleifch« und Brod- 
taren auf Grund der bisher nicht aufgehobenen Beftimmung des Geſetzes vom 
19.—22. Juli 1791 fortbeftehen, bat ſich inzwifchen zwar redncirt, ift jedoch, 
namentlich was die Brottaren anlangt, immerhin noch feine ganz geringe; 
während die Zahl der Städte, welche die Fleiſchtaren konſervirt haben, fi auf 
ungefähr 40 — unter ihnen Grenoble mit 39500 Einw. — beläuft*), beträgt 
die Zahl der Gemeinden, in denen im Jahre 1879 noch Brottaren galten, 
898, eine Zahl, in die Marjeille, Toulouſe fowie eine weitere Reihe größerer 
Städte, ferner aber fänmtlihe 333 Gemeinden des Departementd des Landes 
einbegriffen find >). Die auf die Befeitigung diefer lokalen Einſchränkungen 
gerichteten Beftrebungen der Regierung fcheinen in den Kreifen der landwirth⸗ 
Ichafttreibenden Bevölkerung allgemeine Anerkennung gefunden zu haben. 


D. Wegräumung der auf dem Abfat landwirthſchaftlicher Produkte 
ruhenden Ortrois und anderer Binnenzölle, fowie der von anderen 
Ländern erhobenen Eingangsabgaben. 


AS eine Erſchwerung des Verkehrs mit landwirthſchaftlichen Erzengnifien 
werden vielfach die in faft allen größeren Gemeinden Frankreichs erhobenen, 
unter der Bezeichnung Octrois bekannten localen Verbrauchsabgaben, ſowie 
die vom Staate von den Getränken (Wein, Obftmein, Epirituofen u. ſ. w.) beim 
Eingange in Gemeinden von 4000 und mehr Einwohnern erhobenen Eingangs- 
abgaben angefehen. Was die Octrois anlangt, fo hatte die Enquete von 
1866—1870 der Frage ihrer Aufhebung fehr eingehende Erörterungen ge 
widmet®), es hatte jedoch fchlieglih die Kommiſſion fi) für die Befeitigung 
diefer Abgabe im Princip nicht auszufprechen vermocht; fie hatte dagegen bie 
möglichfte Herabfegung und einheitliche Regelung der auf den Waaren haftenden 
Abgabenfäge ſowie eine alle Beläftigungen der Erhebung thunlichft vermeibende 
Einritung der Reglements gemünfcht?). Diefe Geſichtspunkte zur Durchführung 
zu bringen, gehörte zu den Yufgaben, melde die Regierung bei Erlaß des 
Generaltarif8 von 1870 fi) vorzugsweife flellte; auf Grund diefes Tarif 
war es ihr gelungen, ſämmtliche nach den Lofaltarifen noch auf Mehl und 


4) Enquete 1879—1880, Bd. II, S. 208 ff. 

5) Ebendafelbfi S. 186 ff. 

6) Enquete 1866—1870, Ser. I, 3b. II, &. 353 ff. 
7) Daſelbſt S. 511. 
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etreide haftenden Octrois zu befeitigen; mit dem in Marfeille erhobenen 
dehlzoll, deſſen Erhebung jeit dem Ende des Jahres 1883 aufgehört bat, 

die legte Octroiabgabe von Waaren diefer Art in Wegfall gekommen. 
agegen bilden Abgaben auf Fleiſchs), Wein, Bier und Spirituofen wichtige 
ttilel der meiften Octroitarife; wenn auch die Berhandlungen der Enquete von 
379—1880 eine befondere Sympathie der landmwirtbichaftlihen Kreiſe für 
de Abgabe nicht zum Ausdrud bringen, und wenn auch mande der in 
njelben enthaltenen Aeußerungen den Octrois und namentlich den Formalitäten 
rer Erhebung einen nachtheiligen Einfluß auf den Abfagverlehr mit landwirth- 
aitlichen Produkten zujchreiben, jo haben doch die Anfichten derjenigen, welche 
se Befeitigung diefer Steuer empfehlen, fich allgemeine Geltung zu verjchaffen 
dt vermocht: ſchon der Umftand, daß ein zwedmäßiger Erſatz nicht in Vor⸗ 
lag gebracht werden konnte, hinderte, dieſen Anfichten näher zu treten?). 
8 die Eingangsabgabe von Getränken anlangt, die wie die auf dieſem 
titel ruhenden Circulationsabgaben feit dem. Jahre 1872 eine beträchtliche 
höhung erfahren hatten, fo wurde bei der Enquäte von 1879—1880 ber 
zunſch einer Wiederermäßigung ausgeiprochen!?); diefe Herabfegung ift um 
m jener früheren Erhöhung entjprechenden Betrag von einem Drittel durch 
3 Sefes vom 19. Juli 1880 inzwiſchen erfolgt. 

Eine Herabfegung der von den michtigeren landwirtbichaftlichen Export- 
tifen beim Eintritt in andere Ränder erhobenen Eingangszölle 
ı erzielen, haben ſich die Verhandlungen über den Abſchluß von Handels» 
nträgen vielfach mit Erfolg angelegen fein laſſen; vor Allem ift e8 gelungen, 
m Wein als dem michtigften Erportobjelt der beregten Art auf diefe Weile 
a ausgedehntes Abjapgebiet zu erjchließen. 


8) Siehe über die Sähe des vom raid erhobenen Octroi in einer Anzahl 
on Städten Enquôte 1879—1880, Bb. U, ©. 205 ff. 

9) Neber die von einem Mitgliede der societe nationale bei ber Enquete von 
— gegen den Octroi vorgebrachten Argumente fiehe weiter unten ben 


ihnitt VIII. 
10) Enquöte 1879—1880, 2b. II, ©. 472. 
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IV. 


Steuern und Raften. 


Die Behauptung der Ueberlaftung bes ländliden Grund- 
beſitzes. 


Die Behauptung, daß die Belaſtung des ländlichen Grundbeſitzes durch de 
auf ihm ruhenden öffentlichen Abgaben und Leiftungen eine unverbältnif- 
mäßige fei, ift in einem ‘Theil wie der deutfchen fo auch der franzöftfchen Yitteratur 
zu einer ftehenden geworden. Auch bei der Enquete von 1879—1880 hat de 
Anficht, daß eine folche Ueberbürdung vorliege, fih in mannigfacher Weiſe Un% 
drud verſchafft; die Antworten der Gefellfchaft führen unter den Urſachen, melde 
die Lage der Tandwirtbfchaft zu einer ſchwierigen machen, die Erhöhung der 
Abgabenlaft, die insbefondere durch das Wachsthum der Belaftung mit fonmm 
nalen und departementalen Zufchlags-Eentimes verurjacht werde, ausdrüdlicd an. 
Die Urtheile, wie fie in den Berichten der SKorrefpondenten bezw. bei be 
Diskuſſion innerhalb der Geſellſchaft formulirt worden find, bezeichnen «B 
Steuern, deren Faft vom Grundbefig befonders flarf empfunden werde, the 
die den Grundbefig unmittelbar treffenden bireften bezw. indireften Stenccn 
theil8 Diejenigen Steuern, melde auf dem Verbrauch landwirthſchafiliche 
Produkte ruhen und durh Einfhräntung des Konſums bezw. Hera 
drüdung des Preifes, wie behauptet wird, die Produktion fchädigen. 


Die vier direften Hauptfteuern und die Grundſtener 
insbefondere, 


M. ©. läßt fi der Behauptung, daß die Art der Regelung ber vier 
direften Hauptfteuern an fi eine Prägravation der Landiwirtäihelt 
enthalte, eine Begründung nicht zugeftehen. Was das Soll diefer Stenem 
anlangt, fo belief fich daſſelbe im Principal nad) dem Budget von 1884') 
auf 385 503 600 Fr., mozu an Zufchlägen 337496 946 Fr. kommen; unter 
letzteren befanden fih 160690600 für Rechnung der Departement3 und 


— — — — —— 


1) Siehe dieſe Angaben im Bulletin de statistique et de législation comparée 
Jahrg. 1883, Auguſtheft S. 124. 
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162270 657 für Rechnung der Gemeinden erhobene. Bon jenem Sollauftommen 
um Principal von 385 503 600 famen auf die Grundfteuer 176 320000, auf 
die Perſonal- und Mobiliarftener 65403 600, auf die Thür⸗ und Tenfterftener 
45162000, auf die Patent(Gewerbe)fteuer 98618600; die letztere Steuer 
tifft nur foweit fie vom Betriebe einzelner landwirthichaftlicher Induſtrien 
erhoben wird und daher nur zu einem fehr Heinen Theile die landwirthſchaft⸗ 
Ihe Produktion; die Perfonal- und Mobiliare und die Thür⸗ und Fenſter⸗ 
feuer bilden eine gemeinfame Laſt der ländlichen und der ftädtifchen Bevölkerung; 
auf den Grundlagen ihrer Bertheilung beruht es jedoch, daß die Anſpannung 
ber ſtädtiſchen Bevöllerung in Betreff beider Steuern eine größere ift; die 
reellen bezw. fingirten Miethsbeträge, welche den Maßſtab für die Vertheilung 
der Mobiliarftener bilden, find natürlich auf dem Lande beträchtlich niedrigere 
ald in den Städten; die Thür- und Fenfterfteuer vollends wird nach einer mit 
der Einwohnerzahl der Gemeinden auffteigenden Stala erhoben; eine im Jahre 
1838 aufgeftellte Berechnung ergab, daß während in Städten von 100 000 und 
mehr Einwohnern ein Stenerbetrag von 55,71 Fr. auf das Haus, von 16,88 Fr. 
anf die Familie entfiel, in der Klaſſe der Gemeinden fich der durchſchnittliche 
Etenerbetrag auf nur 2,17 Fr. pro Haus und auf nur 2,24 pro Familie 
Rellte; auf die Perfon kam hiernady in den Gemeinden der legteren Klaſſe 
in Betrag von nur etwa 65 ©t8.; obwohl eine Berechnung diefer Art feitdem 
ſoweit befannt nicht wieder angeftellt worden ift, läßt fich doch mit Sicherheit 
mnehmen, daß das Verhältniß in der meiteren Entwidlung fich weit mehr 
um Nachtheil als zum Vortheil der größern Gemeinden geändert hat. Eine 
nf den Grundertrag al3 ſolchen gelegte Steuer ift allein die Grundſteuer; von 
em Kontingent derjelben kam indellen ungefähr ein “Drittel auf Gebäude; 
m Budget des Jahres 1884 ift von dem Gefammtlontingent auf die Gebäude 
7700000, auf das unbebante Grundeigentbum 118620000 Fr. gerechnet. 
Bon der erfteren Summe fällt der größere Theil auf das ſtädtiſche Grund» 
igenthum, nur die legtere Summe repräfentirt einen nahezu ausfchlieglich eine 
Belaftung des landwirthſchaftlichen Grundeigenthums enthaltenden Betrag; fie allein 
ann jenem GSollauffommen der Patentftener von 94461600 Fr. als einem 
um weitaus größten Theile dag gewerbliche und induftrielle Einkommen belaftenden 
detrage gegenübergeftellt werden. Die Vergleichung der beiden Summen wird 
zum die Annahme rechtfertigen, daß die dem Kreiſe der Landwirthſchaft an⸗ 
rhörigen Ermerbsthätigkeiten durch direfte Steuern ftärfer als die gewerblichen 
nd induftriellen belaftet worden feien. 


Departemental» und Kommunalzuſchläge. 


Aber es ift bei den Berhandlungen der legten Enquöte ein bauptjächliches 
demicht nicht ſowohl auf den Betrag des Principal® als vielmehr auf die in 
en Departemental- und Kommunalzufchlägen eingetretene Steigerung 
elegt worden; eine ſolche Steigerung der Zufchläge ift wie für alle direkte Haupt« 
nern fo auch für die Grundfteuer vorhanden; fie ift jedoch für die Gewerbe⸗ 
mer eine weit rapidere geweſen, wie für jene, indem im Jahre 1851 der 
deiammtbetrag der Departemental» und Kommunalzufchläge für die Gewerbefteuer 
ch auf nur 12094323, für die Grundfteuer dagegen fich bereitS auf 

4* 
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96 289 332 belaufen hatte?); im Budget von 1884 hat der Geſammibetrag 
des Aufkommens an Departemental und Kommunalzufchlägen ſich für die Gewerbe 
fteuer auf 58562963 Fr., für die Grundſteuer auf 176149853 Fr. geſtellt*). 

Eine Trennung der (egtgedachten Summe in die auf bebautes bezw. unbebautes 
Grundeigenthum entfallenden Beträge wie beim Principal hat m. W. nicht flatt- 
gefunden; wird dem Umſtande Rechnung getragen, daß mandye größere Städte 
ihren Hauptbedarf aus dem Detroi beziehen und Daher die direften Steuern 
weniger mit Zufchlägen belaften, fo wird es von der Wahrheit nicht fehr 
abliegen, wenn die Gejammtbelaftung für das unbebaute d. 5. faft ganz fi 
mit dem ländlichen dedende Grundeigenthum in Principal», ſowie an Departes 
mental» und Sommunalzufchlägen auf etwa 240 Millionen berechnet wird? ı, 
Das ergäbe, wenn nach Lavergne der Bruttoertrag der — Land⸗ 
wirthſchaft auf 71,3 Milliarden geſchätzt werden kann, etwas drei 
Procent dieſes Bruttoertrages; noch genauer geitatten bie an 
Berechnungen da8 Berhältniß zum ftenerbaren NReinertrage des landwirth⸗ 
ſchaftlich genusten Orundeigenthums zu beſtimmen. Die zufolge Gele 
vom 9. Auguft 1879 von der Steuerverwaltung ausgeführten Berechnungen 
haben einen fteuerfähigen Reinertrag von 2645505565 Fr. ergeben‘i, 
eine Summe, zu welcher der im Principal erhobene Grundfteuerbetrag in einem 
Durchſchnittsverhältniß von 4,49 Procent ftand; die Gefammtbelaflung an Prix 
cipal und Zuſchlägen tepräfentirt etwa 9 Procent jenes Reinertrages. So bed 
diefe Belaftung, deren Verhältniß das der befonderen Belaftung der gewerb⸗ 
lichen und induftriellen Produktion indeflen fchmerlich überfteigt, auf den erſter 
Blid immer noch erjcheinen mag, fo läßt fich doch ein folches Urtheil nicht meh 
aufrecht erhalten, wenn bie Entwidlung, melde zu den jetzigen Beträgen de 
Grundftenerbelaftung geführt hat, in Betracht gezogen wird. Mit Recht wurd 
hervorgehoben, daß die Srundfteuer, wie fie die Nationalverfammlung im Jah 
1790 auferlegte, zu einem erheblichen Theil nur ein Aequivalent für alte, it 
unvordenklicher Zeit auf dem Grund und Boden ruhende Abgaben und Safles 
enthält und daß das Kontingent der Grundfteuer, das urjprünglic” 240 000.00, 
im Jahr 1797 noch 218000000 Fr. betrug, inzwiſchen und bis zu der mi 
dem Jahre 1851 eingetretenen legten großen Reduktion immer weiter ha⸗ 
geſetzt worden iſt; durch die Steigerung der Zuſchläge iſt daher großentheils nur am 
durch die Reduktionen fo zu jagen gejchafiener freier Raum wieder gefüllt worde 
In jedem Ball wird fi) annehmen lafien, daß die Grundftener in demjenigen! 
Betrage, den fie nah der Herabfegung von 1851 erreichte, inzwifchen hf 
gänzlich in eine Neallaft ſich umgewandelt hat. Diefer Betrag belief fih — 


2) Siehe die DEREN, m Bulletin de statistique et de legislation compare, 
Sabre, 1880, Th. I, ©. 242 ff. 

3) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, ©. 514. 

3a) Dieſe Veranſchlagung trifft ziemlic) genau da3 Richtige: wie ich nadtt 
lid aus dem Bulletin de statistique et de legislation compardee — R 
1883, ©. 124 — entnehme, bat die Trennung des an Yujchlägen zur Grandiem 
im Budget von 1884 vorgeiehenen Einnahmebetragge — der Text enthielt uripraug) 
Lich die Bahlen bes Budget3 für 1883 — allerdings ftattgefunden; demnach belirts 
1 MS Sr Principal, Departemental- und ommunalzufchläge auf zulamımız 

4) Bulletin du ministöre de l’agriculture, Jahrg. 1883, S. 955. 
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är das Jahr 1851 — an Principal und BZufchlägen auf 260182471; 
oird hiervon auf das ländliche Grundeigentum ein Betrag von etwa zwei 
Dritteln, aljo 170 bis 180 Millionen Fr. gerechnet, fo ftellt fich die feitdem 
ingetretene Erhöhung der Gejammtbelaftung für das ländliche Grundeigenthum 
uf etwa 60 bi8 70 Millionen, ein Betrag, der etwa 21/a bis 21/3 Procent 
«3 jegigen Reinertrages dieſes Grundeigenthums repräfentirt. Hierauf ift 
Rüdficht zu nehmen, wenn, was bei der Enquete mehrfach gefcheben ift, der 
Belaftung des Grundeigenthums die nur drei Procent betragende der Mobiliar» 
vertbe gegenübergeftellt wird; es handelt ſich bei diefer legteren um eine neue 
zelaſtung größtentheils exft in neuerer Zeit freirter Werthed): wird nur 
ie feit dem Jahre 1851 neu Binzugetretene Grundfteuerbelaftung der ländlichen 
Immdftüde in Rechnung gezogen, fo erreicht Ddiefe nach dem eben Bemerkten 
ei Weitem noch nicht drei Procent de8 Reinertrages. In jedem Falle ift 
a3 Berhältnig der Erhöhung der Grundfteuerbelaftung hinter dem der Er» 
ödung des Reinertrages der ländlichen Grundftüde weit zurüdgeblieben, da 
er legtere von 1824186249 nad) den Ermittelungen von 1851—1853 auf 
645505568 nad den Tegterwähnten Zeitftelungen von 1879—1881 ges 
iegen iſt *). 


lingleichheit der Vertheilung: Unvollkommenheit der Repar— 
itionsgrundlagen und Verſchiedenheit der lokalen Anſpan— 
nung der Steuerkraft. 


Läßt ſich hienach die Geſammtbelaſtung des ländlichen Grundbeſitzes 
urch die vier direkten Staaräftenern, insbeſondere die Grundfteuer, weder als eine 
n Vergleich zu andern Steuerobjeften unverhältnigmäßige noch als eine an 
nd für fi übermäßige bezeichnen, fo ſoll doch damit nicht geleugnet werden, 
ap die Laft im individuellen Fall fich zu einem recht empfindlichen Maß fteigern 
mn: e3 rührt dies daher, daß jene Gejammtbelaftung ſich in einer überaus 
agleichmäßigen Weile vertheilt. Dieſe Ungleihmäßigfeit beruht auf einem 
weifachen Faktor. Sie beruht erften auf der fehlerhaften Anlage des 
tanzöfifhen Kataſters: mie fchon oben bemerkt, unterließ man, in die 
‚tganifation dieſes Verwaltungszweiges Einrichtungen aufzunehmen, die 
ine Webereinftimmung zwiſchen dem Inhalte des Kataſters und den wirks 
hen Kultur und Neinertragsverhältnifien zu erhalten geeignet gemeien 
äiren; fo variirt das Verhältniß der Grundfteuer zum Neinertrage erheblich 
iht nur nach den Departements und Arrondiflements, fondern auch innerhalb 
er Gemeinden, die wenigen davon ausgenommen, bie eine Reviſion ihres 
tatafter8 in neuerer Zeit haben durchführen laſſen; je mehr in Frankreich die 
offnung ſchwindet, auf eine Grundfteuervertheilung zurüdzulommen, die ein 
ſtes Verhälmiß der Steuer zum Neinertrage der Grundfteuer zur Baſis hat, 
flo größer wird die Beunruhigung, die fi an die mit der Steigerung ber 
stenerlaft empfindlicher werdende, anf der irrationellen Nepartition beruhende 





5) Siehe die Ausführung Leroy-Beaulicu's, traite de la science des finances, 
- Aufl., Tb. II, ©. 319 ff. ® 
6) Bulletin du ministöre de l’agriculture, Jahrg. 1883, &. 955. 
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individuelle Ueberbürdung anfnüpft und eine defto größere Unterftügung er» 
wächſt von diefer Seite her den Beftrebimgen, die eine allgemeine Serabfegung 
der Grundftener in Ausficht nehmen. Es potenzirt ſich aber zweitens jene Un 
gleichmäßigkeit durch die außerordentlihe Verfhiedenheit, die in der de 
laftung der Grundftener durh Zuſchläge zwiſchen den Departements 
und innerhalb derjelben zwifchen den einzelnen Gemeinden befteht‘'. 
Es Tann fi daher in einer nicht geringen Anzahl einzelner Fälle de 
Drud der Belaftung allerdings zu einem unerträglichen fleigern und & 
läßt ſich demnach das Borhandenfein erheblicher Inlonvenienzen im der derzeitigen 
BVertbeilung der Grundfteuerlaft allerdings nicht in Abrede ftellen, Inkonvenienzen, 
die bei der Art der Kataftereinrichtung und der Vertheilung der üffentlihe 
Laften auf baldige Befeitigung kaum Ausficht haben. 


Wegefrobnden. 


Neben der Steigerung der Zujchläge zur Grundftener wird das Anwäachſen 
ber Wegefrohnden zu den Vorgängen gerechnet, welche eine erhebliche Kaft fir 
den Grundbefig enthalten. Die geſchickte Einreihung der Frohnleiftungen in du 
Geldwirthichaft bildet in der Entwidlung des Vicinalwegeweſens den weſent⸗ 
lichſten Faktor; gerade weil der Bau und noch mehr die Unterhaltung dieſer 
Wege zu einen beträchtlichen Theil auf der Verwendung der Frohnden bembt, 
mußten auch Zahl und Umfang dieſer Leiftungen fi) mit dem zunehmenden 
Ausbau des PVicinalmegeneged immer meiter vermehren. “Der Geldwerth de 
Frohnden ift nah der Rechnung des Jahres 1880 auf 59899351 Fr. ge 
Ichägt worden; von diefem Betrage wurden 36276183 in natura abgelefte, 
der Reſt mit 23623168 durch Entrichtung des Geldäquivalents abgetragen‘) 
Wird berüdfichtigt, daß ein gewiſſer Antheil diefes Betrages von den Städten 
getragen wird, jo mwird der Betrag, mit dem die Laſt auf der —8 
ruht, noch nicht auf zwei Procent vom Reinertrag der landwirthſchaftlich ge 
nugten Grundftüde geichägt werden können; indeſſen ift die Laſt der Frohe 
feiftungen fein Acceſſorium der Grundfteuer, da fie fi ganz anders vertkeul 
und zu einem nicht unbedeutenden Theil auch von nicht anfäffigen, bezw. über: 
baupt in der Landwirthſchaft nicht befchäftigten Perſonen getragen wird. Ben 
nun auch einerfeit® der Drud biefer Laft aus dem Grunde ein um fo fübl 
barerer ift, je ungleichmäßiger fie repartirt ift und zu einem je größeren Theile ſe 
auf den Schultern der Vermögensloſen rubt, fo ift doch andererfeits in Betraht 
zu ziehen, daß die Frohnden meil faft außfchließlich der Herftellung un 
Unterhaltung von Abſatzwegen dienend meit überwiegend im Intereſſe der 
Landwirthſchaft Verwendung finden, daß ferner in ihnen, da fie nad den br 








6a) Die Zahl der von den Departements erhobenen Zuſchlags-Centimes varürt 
im Jahre 1883 zwijchen 42,82 (Cote d'Or) als niedrigftem und 90,50 (Oberes Er 
voyen) als höchftem Betrage. Yon den 36,097 Gemeinden Frankreichs hatten 49 
weniger ala 15, 8570 von 15 bis 30, 9506 von 31 bis 50, 9938 von 51 bi? IM un 
3552 über 100 Zufchlags-Gentimes zu den direlten Steuern. Bulletin de Stau 
tique et de legislation comparee, October 1883, ©. 413 ff. 

7) Es fommen vom Gefammtbetrage jedoch 893 804 fyr. ald der Werth zu U 
gebühr veranlagter Frohnden in Abzug. Siehe über den Werth ber —— 
die Tabelle im Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, S. 398 ff. 
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Rehenden Einrichtungen meiftentheil8 in für die fonftigen landwirthſchaftlichen Ar⸗ 
beiten nicht geeigneten Zeiten geleiftet werden koͤnnen, großentheils freie, anders 
nicht zu verwerthende wirthſchaftliche Kraft zur Verwendung gelangt. Das 
Maß der Laft, welches die Frohnleiftungen für den Berpflichteten enibalten, 
Heibt daher regelmäßig hinter dem Betrage, zu dem die Leiltungen nad) Maß- 
zabe ihres Gebrauchswerths für die empfangende Verwaltung geichägt 
perden, weit zurüd. 


Befigveränderungsabgaben. 


Ein weit empfindlicherer ift der Drud, mit welchem die Höhe der Beſitzver⸗ 
inderungsabgaben aller Art auf dem ländlichen, wie überhaupt auf dem ge⸗ 
ſammten Grundbefig laftet. Die nah dem Umfange ihres financiellen Objekts 
rheblichſte dieſer Steuern ift die Enregiftrementsabgabe. Dieſer treten 
edoch die Tranftriptionsgebühren — die Gebühren für die Einfchreibung in die 
dypotheken⸗ und fonftigen öffentlichen Regifter — die Stempelabgaben und die Ge⸗ 
ühren der die Befigperänderungsacte beurkundenden Notare hinzu. Die außer- 
rdentliche Entwidelung und YAusnugung diefer Steuern und Gebühren gehört zu 
ven harakteriftifchen Eigenthümlichkeiten des franzöfiichen Finanzſyſtems; während 
er Gefammtbetrag der ordentlichen Staatseinnahmen im Budget von 1883 auf 
3044 655 092 berechnet war, belief fich der an Auftonımen aus dem Enregiftre- 
nent in Anfag gebrachte Betrag auf 5938327000, das veranfchlagte Auflommen 
er Stempelabgabe auf 159 407 000 8. °); beibe Pofitionen zufammen machen 
yaher etwa ein Viertel der gefammten ordentlichen Staatseinnahme aus. Eine befon- 
verd ſtarke ift die Anfpannung der beiden Steuern durch die Erhöhungen, welche 
efelben Durch die Gefeggebung am Anfange der fiebziger Jahre erfahren haben, 
jemorden. Die Befigveränderungdabgabe des Enregiſtrements im Falle des Erb- 
janges trifft ebenfo das zum Nachlaſſe gehörige Immobiliar- mie das Mobi- 
iarvermögen: fie allein beträgt (mit Decimen) 1,20 Procent bei Beerbung in 
jerader Linie, 3,60 Procent bei Beerbung durch. Ehegatten, 7,80 Procent bei 
Beerbung durch Geſchwifter, Onkel, Tanten, Neffen, Nichten, 9, 60 bezw. 10,80 
Procent endlich bei Beerbung dur) noch in weiterem Grade verwandte oder 
yurch nicht verwandte Perfonen: diefen Abgaben treten außer den Tranffriptiond- 
md Gerichtsfchreibergebühren die namentlich) auf den Mleinern und mittlern Erb⸗ 
haften ſehr ſchwer laftenden Stenpelgebühren hinzu. Bei Befigveränderungen 
on Immobilien durch Veräußerung auf Grund läftigen Titels beträgt die 
EnregiftrementSabgabe 6,60 Procent; Leroy⸗Beaulieu berechnet, daß unter Hin⸗ 
utritt der porermähnten anderweitigen Koften insbejondere der Stempel» und 
Rotariatsgebühren in der Regel der zu zahlende Betrag 10 Procent erreiche 
nd nur bei großen Objekten bezw. unter beſonders günftigen Bedingungen auf 
zus Procent finfe?). Alle diefe Abgabın trefien ebenjo den ftädtifchen wie den 
ändlihen Grundbefig, wie zum großen Theil auch das den Befigveränderungen 
mterliegende Mobiliarvermögen, ein Verſuch, den auf den Grundbefig über- 
aupt oder den ländlichen Grundbefig insbefondere fallenden Antheil auszu⸗ 
mbern, ift m. W. neuerdings nicht gemacht worden; Lavergne 1) bat feiner Zeit 


8) Annuaire statistique de la France, Yahrg. 1883, ©. 
9) Leroy Beanlieu, traite de la science des finances, 2. m Th. J, S. 506 ff. 
10) Economie rurale de la France, 4. Au fl., ©. 443. 
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berechnet, daß die jährlich zur Veräußerung gelangenden Immobilien einen Werth 
von zwei, die zur Bererbung gelangenden einen Wertb von anderthalb 
Milliarden repräfentirten; die dem Staat hieraus erwachſende Einnahme veran- 
ſchlagt er auf 200 Millionen; kann angenommen werden, daß hiervon, da bad 
bebaute Grundeigentbum wohl meiſt einem häufigeren Beſitzwechſel unterliegt, 
etwa ®;s dag landmwirthichaftlich genugte Grundeigenthum trefien, jo ftellt jenes 
Abgaben-Erträgniß eine Belaftung des jegigen Neinertraged von etwa 4! : 
Procent dar, welcher die Belaftung durch Grundſteuer und Frohnden Hinzu: 
tritt und welche fi durch die Stempel-Tranffriptions- und Notariotögebühren 
noch beträchtlich erhöht. Im BVergleih mit der Grundfteuer ift diefe Steuer 
eine ſehr viel drüdendere, da ihre Entrihtung größtentheild durch zu 
fällige, oft nicht vorherzujehende Erzeugniffe bedingt ift, da fie hiernach ſich 
jehr ungleich vertheilt und da von einer Amortifation bezw. der Umwandlung 
in eine Reallaft bei ihr nicht die Nede fein kann. Dieje Steuern enthalten da⸗ 
nah eine ſchwere Belaftung de8 Grundbeſitzes überhaupt und em 
erheblide Benadtheiligung der landwirthſchaftlichen Pro— 
duktion insbeſondere: bei der Lage der franzöfiichen Finanzen befteht in- 
defien faum Ausfiht, daß eine weientlihe Ermäßigung oder Milderung ın 
naher Zukunft werde ind Werk gejegt werden fünnen. 


Berbraudsfteuern. | 


Bon Verbrauchsſteuern, denen die Wirfung einer der landwirthſchaftlichen 
Produktion nachtheiligen Einfchränfung des Konſums und damit des Abſatzes gewiſſer 
Artikel zugefchrieben wird, find hier die Zuderfteuer, die für Rechnung bei 
Staats erhobene Getränfefteuer und die Detrois zu erwähnen: der leßtere: 
ſowie der Getränfeeingangsfteuer ift ſchon im vorigen Abjchnitt gedacht worder. 
Zur bejonder8 allgemeinen Klage der Landwirthe hatte die im Jahre 1873 vor 
genommene außerordentliche Erhöhung der Zuderftener und der Getränfeftenen 
Anlaß gegeben: die Zuderfteuer war durch diefe Erhöhung auf den enormer 
Betrag von 65 Fr. 50 &t8. für Rohzucker und 73 Fr. 30 CEts. für raffinirten 
Zuder pro in den Berfehr übergegangenen Gentner gebracht worden; denn 
läßt fich ein nachtheiliger Einfluß diefer Erhöhung auf die Produktion nicht art 
Eicherheit nachmeifen, da das producirte Quantum feit der Erhöhung beträgt. 
(ih zugenommen hat und von 3362490 Centner im Jahre 1871 ar 
4631229 Centner im Jahre 1875 geftiegen ift: dieſelbe betrug im Jahr 
1879 immer no 3737356 Centner!!): allerdings aber ift e3 richtig, da 
der innere Konſum in der gleichen Periode fi nur langſam entwidelt hat und daß 
von 1866 bis 1878 nur eine Steigerung des Verbrauchs pro Kopf im Ba: 
hältniß von 200 zu 260 eingetreten ift, während in der gleichen Periode in Eng 
land der Konſum der Bevölkerung fich nahezu verdoppelt hatte. Indeſſen larr 
diefe langfamere Zunahme aud) auf die Gewöhnumgen der Franzoſen in Bezag au! 
die Nahrungsmittel zurüdgeführt werden; der in Frankreich weit verbreitete Ge⸗ 
brauch der kalten Getränfe, insbejondere des Weined und Obſtweines läßt Ir 


11) Eiche Frande in Conrads Jahrb. für Rational-Delonomie und Etatiftil, Rrıx 
Folge Bd. I, €. 395 und das Annuaire statistique de la France Jahrg. 150 €. RI 
und Jahrg. 1823 ©. 327, nad) welchem andy die Angabe für d. J. 1875 forrigirt 
worden ıfl. Meber die neueften fatiftilcden Angaben ſ. unten S. 84 Anm. 4. 
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Verwendung des Zuders bei Weitem weniger Spielraum als der in England 
fo allgemeine Genuß des Thees. Immerhin wird den Klagen, melche über 
die enorme Vertheuerung eines wichtigen Genußmittels aus den Kreiſen der 
Konfumenten geführt wurden, ein erhebliches Maß von Berechtigung nicht ab» 
gejprochen werden fünnen: der landwirthichaftlichen Broduftion mußte diefe Höbe 
der Steuer um fo empfindlicher werden, je mehr feit 1875 auf dem englifchen 
Markt der Konkurrenz der franzöfiihen die der deutlichen Zuderproduftion 
gegenübertrat und je mehr daher die franzdfiiche Zuderinduftrie auf den in» 
ländifchen Markt angewiejen war; es entfprach daher der Sachlage, wenn bei 
der Enquöte von 1879 —1880 in den Antworten der Kommiffion dem Wunfche 
einer Herabjegung der Zuderfteuer Ausdruf gegeben wurde. Diefem Wunjche 
hat das Geſetz vom 19. Juli 1880 Rechnung getragen, indem e8 die Zucker⸗ 
feuer auf +0 Fr. pro 100 Kilogr. für raffinixten und auf 43 Fr. für kandirten 
Zuder herabgejegt hat; daſſelbe Geſetz hat mie vorbemerft die feit 1873 er- 
hobenen Säte der Getränke», Cirkulations- und Eingangsfteuer um ein Drittel 
ihres Betrages herabgemindert. Wenn auch immer nad) diefen Redultionen das in 
den Sägen der Zuderfteuer und der Getränfefteuer enthaltene Maß der Belaftung 
ein erhebliches geblieben ift, fo ift doch nicht zu überfehen, daß dieſe Belaftung 
in erfter Linie den Konfum und zwar zum weitaus größten Theile den Konſum 
der Städte trifft; das gilt ſchon von der Zuderfteuer, da der Zuderverbraud 
in den Städten ein fehr viel beirächtlicherer als auf dem Lande iſt; es trifft 
das aber in noch weit höherem Grade bei den Getränfefteuern zu, melche nicht 
nur den größten Theil des Verbrauch Seitens der Producenten überhaupt frei 
laſſen, fondern auch meift nad einem mit der Bevölkerungszahl auffteigenden 
Zarif oder überhaupt erft, wie die Eingangsabgaben, von einer beftimmten, die 
ländlichen Ortfchaften im Allgemeinen ausfchließenden Einwohnerzahl ab erhoben 
werden. Gegenüber diejer die landbautreibende Benölferung in fo erheblichem 
Maße begünftigenden Vertheilung der Laſt kann der Abbruch, welchen die Pro- 
duktion durch die auf jene Steuern zurüdzuführende Verminderung des Konſums 
erfährt, nur wenig in Betracht fonımen. 

Nach allem diefen läßt fi die Behauptung, daß die Landwirthſchaft im 
Vergleih mit anderen Ermwerbsthätigfeiten unverhältnigmäßig be— 
laſtet ſei, m. E. als eine begründete im Allgemeinen kaum anerkennen. Wohl 
dagegen ift es richtig, daß nach mandyen Richtungen hin die abjolute Höhe 
der öffentlichen Laſten eine fehr beträchtliche ift und daß insbeſondere die Befig- 
veränderungsabgaben bis zu einem Maße gefteigert find, bei welchem die Er- 
bebung diefer Abgaben nicht nur im Einzelfalle oft als eine ſchwer erträgliche 
Härte ericheinen, fondern auch auf die landmwirtbfchaftlide Produktion 
und die Produktion überhaupt lähmend wirken muß. Die direkten Steuern 
obwohl in Bezug auf das Gefammtauflommen nicht zu einem übermäßigen 
Betrage veranlagt, merden doch vermöge der Unvollfommenbeit der 
Grundlagen ihrer Vertheilung und der Ungleichheit der Lofaleh 
Anipannung der Steuerfraft nicht felten als überaus drüdende 
empfunden. Alles in Allem ift aber au das durchſchnittliche Maß der 
Belaftung der Landwirthſchaft mit öffentlichen Abgaben und *eiftungen ein bes 
trähtlih höheres als dasjenige, das nach deutſchen Berhältniffen meiſt zu 
beftehen pflegt. 








V. 
Zollſfchutz. 


Frage der Reviſion der Zollgeſetzgebung. 
Die Ausführung der Enquéête von 1879—1880 fiel in eine Zeit, in der die 


Revision der Gefeßgebung bezw. die Prüfung der in der Zollpolitif maßgebenden 
Grundfäge fi bereit im Gange befand; in den auf diefe Reviſion bezüglichen 


Verhandlungen hatte auch die Gegenftrömung fi) Ausdrud verichafft, welde 
gegenüber der von der Regierung des zmweiten Kaiferreich3 eingeleiteten, eine 
ftarfe Hinneigung zum Freihandel befundenden Politik in der zweiten Hälfte der 
fiebziger Jahre fih wachſenden Einfluß verjchafft hatte, 


Periode des Protektionismus und der echelle mobile, 
1822 bi8 1861. 


Diefe Bolitit thunlichjter Herabminderung der die Freiheit des Handel 


mit landwirtbfchaftlichen Produkten beeinträchtigenden Zollichranten war auf die 


Herrſchaft eines Syſtems gefolgt, das der Landwirthſchaft einen ausgedehnten 
Zolihug gewährt hatte. Die Begründung des letteren Syſtems fällt in den 
Anfang der zwanziger Jahre; in diefer Zeit ging Frankreich von dem durh 
die Gejeggebung der Revolution fanftionirten Grundfag freier Einfuhr der zur 
Bollsernährung dienenden Artikel bezw. möglichft niedriger Verzollung derſelben 
zum Proteltionismus über. Die Getreidezölle wurden durch die Einrichtung der 








fogenannten echelle mobile — der Kombination eines mit finfenden Preiſen 


machjenden Eingangs- und eines mit fteigenden Preiſen wachjenden Ausfuhr 
3008 — geregelt; die Einfuhr des Viehs wurde durch hohe Zölle beichränft; des 
Geſetz vom 27. Juli 1828 feßte den Tariffag für Ochfen auf 50 Frans 
pro Stüd, für Stiere auf 15, für Kühe auf 25, für Echafe auf 5, für 


Ziegen auf 1%/s, für Schweine auf 12 Francs feft; die Einfuhr von friſchen 


oder gefalzenem Fleifh und von Talg war mit einem Zolle von 15 bis 18 
Francs für 100 kg belegt; es waren dies die Zölle, welche abgejehen von 
einer für piemontefifches Vieh durch den fardinifch-franzöfiichen Vertrag vom 
28. Auguſt 1843 berbeigeführten Ermäßigung ſich bis zur Periode der Handels⸗ 


verträge im Weſentlichen erhalten haben. Der ZoM für Pferde wurde im Jahre 





V. Zollſchutz. 59 


1816 auf 18, im Jahre 1825 auf 50, im Jahre 1836 auf 30 Francs pro 
Stück normirt. Wollen waren mit einem Eingangszolle von 30 bezw. 240 Francs 
für 100 kg belegt, je nachdem es fih un Wollen gewöhnlicher Qualität oder 
um bochfeine bezw. der Kaltwäfche unterworfen geweſene handelte. 


Umfhmung unter dem zweiten Kaiferreidh, 


Die miannigfachen Klagen, welche aus den Kreifen der Konfumenten und 
der Gewerbtreibenden gegen das Syſtem erhoben wurden, hatten bei ber in 
den parlamentarifchen Körperfchaften vorherrfchenden proteltioniftifchen Richtung 
fih teinerlei Geltung zu verfchaffen vermocht; erft mit dem Ende der funfziger 
Jahre trat ein Umſchwung der Anſichten ein. Eine im Jahre 1859 ver- 
anftaltete Enquäte Tonftatirte, daß das Syſtem der &chelle mobile feine Auf» 
gaben in feiner Weife erfüllt und vielmehr dazu beigetragen babe, die Schwan- 
kungen im Preiſe des Getreide zu fteigern; man erfannte an, daß das 
Hinaufgehen wie das Sinken der Getreidepreife unter der SHerrichaft jenes 
Syſtems ein ftärferes gemwefen war, als e8 unter dem Syſtem der Handels» 
freiheit gewejen fein würde; die auffallende Erjcheinung, daß in der zehnjährigen 
Periode von 1830 biß 1840 der Fleifchlonfum in Frankreich pro Kopf der Be- 
pölferung fih um 9 Procent vermindert hatte, wurde anjcheinend mit Recht 
großentheild auf Rechnung der hohen Eingangszölle für Vieh und Fleiſch gefegt!). 
Bor Allem aber die mit dem Mebergang zum Syſtem der Handelsverträge 
vollzogene Wendung der Bolitit machte die Beibehaltung jener höheren Zoll⸗ 
füge unmöglid. Wenn e8 in der Abficht der franzöfifchen Negierung lag, das 
Gebiet des ausmärtigen Abfates für den Wein und die induftriellen Produkte 
des Landes erheblich zu erweitern und dadurch den Weinbau und die induftrielle 
Produttion einem beträchtlichen Aufſchwunge entgegenzuführen, jo durfte fie für 
den Import von Getreide und Vieh aus denjenigen ändern, die für jene 
anderen Produfte als Abjaggebiete dienten, nicht zu ungünftige Bedingungen 
ſtellen; fie mußte ferner dafür forgen, daß Wohlfeilheit der Yebensmittel und 
hierdurch bedingte niedrige Arbeitslöhne die Induftrie in die Lage festen, fich 
fonfurrenzfähig zu ermeifen. 


Politik der Handelsverträge und der Hinneigung zum 
Freihandel. 


Dem Umſchwunge in der Handelspolitik entſprach daher eine ſehr erheb⸗ 
liche Herabſetzung bezw. die Aufhebung der Eingangszölle von zahl- 
reichen Kategorien landwirtbfchaftlicher Erzeugniffe Im fehr vollftändiger Weife 
vollzog diefe Aenderung ſich in Bezug auf die verfchiedenen Arten des Getreides; 
der Eingangszoll für Weizen und ebenfo für Spelt» und für Mengforn wurde 
zu einem bloßen finanz» bezw. agrarftatiftifchen Zoll von 60 Et3. pro 100 kg 
reducirt; anderes Getreide, als Roggen, Gerfte, Hafer und Mais ſowie Del- 


1) Siehe den Bericht des Teputirten Trumel über den Entwurf bed neuen 
Zolltarifd vom 20. Tec. 1879, Annales du Senat et de la Chambre des deputes, 
Sefj. 1879— 1880, Specialband über den Generaltarif ©. 221 ff. 
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früchte wurden gänzlich befreit. Die Eingangszöle vom Vieh wurden pro 
Stüd auf 3 Frs. 60 Ets. für Ochlen und GStiere, auf 1 Frs. 20 Cts. 
für Kühe, ſowie für junge Ochſen, Stiere und Kühe, auf 30 Cts. 
für Kälber, Schafe und Schweine, auf 12 &t3. für Lämmer und Ferkel 
feftgefegt; Ziegen wurden gänzlich freigelaffen; das Gleiche galt von Wolle und 
Talg; ein höherer Zollfag wurde nur für Pferde — 30 Fr. pro Gtüd, 
für Füllen 18 Francs — fonfervirt. Die Landmwirthichaftlihen Kreife nahmen 
damals jene Herabjegungen mit Gleichgültigfeit auf und wenn auch bei der 
Enquöte von 1866 bereits mande Stimmen einen ausgedehnteren Zollſchut 
forderten, fo vermochten diejelben doch nicht ſich Geltung zu verfchaffen: alle in 
diefer Richtung geftellten Anträge wurden abgelehnt?). Die gleiche Beurtheilung 
prävalirte noch bei den Berathungen, welde im Jahre 1876 im Conseil 
superieur de l’agriculture et du commerce ftattfanden; die Anſicht, daß die 
Normirung des Zollfages für Nindvieh auf den ebengenannten Betrag eine 
Schädigung der Landwirthſchaft nicht enthalte, fand hier von feiner Saite 
Widerſpruch; ebenfo wenig Ausftellungen begegnete jene niedrige Normirung der 
Getreidezölle; man war der Meinung, daß ftatt Zollihug zu verlangen, die 
Landwirihſchaft mehr auf größere Transporterleichterungen und auf Herab⸗ 
minderung der Laften dringen folle, welche gewifle ihrer Produkte träien. Nur 
in Betreff der bis dahin befreiten Delfrüchte entichied der Conseil fich dafür, | 
die Feſtſetzung eines Eingangszolls von 60 Ets. für 100 kg zu verlange. 
Erft al8 gegen Ende der fiebziger Jahre die Konkurrenz der amerikaniſchen 
Produkte eine fühlbarere wurde, erhielt jene Bewegung zu Gunften eines den 
Erzeugniffen der Landwirthſchaft zu gemährenden umfangreiheren Zollſchutzes 
eine ftärfere Arcentuirung. Die Verhandlungen, die aus Anlaß des von der 
Regierung vorgelegten Entwurf eines neuen Zolltarif während des Jahres 
1879 in der franzöfifchen Deputirtenfammer ftattfanden, find von dieſer flärter 
bervorgetretenen Strömung beeinflußt. 


Berhbandlungen über den Entwurf eines neuen Bolltarif3. 


Schon der von der Regierung aufgeftellte Entwurf hatte jener Tendenz 
einer Erweiterung des Zollihuges eine gewiſſe Nechnung getragen; er enthiet 
Erhöhungen der Einfuhrzölle in Bezug auf mehrere der wichtigften Kategorien 
von landmwirtbichaftlihen Erzeugniſſen; noch meiter gehen in dieſer Nichtung 
die Vorſchläge der Kommiſſion; immerhin halten auch dieſe Vorſchläge fh | 
innerhalb beſcheidener Grenzen. Daß die Rage der Landwirthichaft in Folge 
des umfangreichen Eintretend der amerifanifchen Produktion in die Konkurrenz 
eine fchmwierigere geworden fei, wurde von der Kommiſſion nicht verkaunt; aber 
fie glaubte, der Rückſicht auf das Intereſſe der Landwirthſchaft als die wichtiger 
die auf die Volksernährung und die billige Beſchaffung der dem 
altgemeruen Gebrauche dienenden Xebensmittel gegenüberftellen 


2) Große Senjation machten gegen den Schluß der Enquäte die erſten Rad: 
richten von der are rung lebenden amerikaniſchen Viehs nach Frankreich. Dieſelben 
wurden in der ußſibuns der Kommiſſion vom Marſchall Vaillant in Frorm einer 
Anfrage an ben Miniſter für Landwirthſchaft, die jedoch letzterer unbeantwortet lie, 
zur Sprache gebracht. Enquête 1866—1870 Serie I. Band IV. ©. 508 ff. 
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zu müſſen; die Beſchränkungen, welche ſich die Kommiſſion in der Normirung der 
Vorſchläge betreffs höherer Tarifſätze auferlegte, waren nach Maßgabe dieſes 
Geſichtspunktes um fo größere, je mehr die Artikel, um die es ſich handelte, 
unmittelbar dem unentbehrlichen Tebensunterhalt dienten; ausgedehntere Erhöhungen 
bielt fie im Gegenſatz bei folchen Artikeln für zuläffig, welche entweder, wie 
Biehfutter, nur mittelbar für den Lebensunterhalt in Betracht kommen oder welche 
in der mduftrie ihre hauptſächliche Verwendung finden. Alle Erhöhung 
vorfchläge der Kommilfton beziehen fich auf den allgemeinen Tarif; was die 
Handel3verträge anlangt, jo war ihre Meinung die, daß von den Feſtſetzungen 
derfelben die der Volksernährung dienenden landwirthſchaftlichen Erzeugnifle 
auszufchließen feien; bei der Wichtigkeit der legteren für die Exiſtenz und 
die gefammte Wirthichaft des Volkes erachtete fie e3 für erforderlih, daß die 
Regelung der auf den Verkehr mit diefen Produkten bezüglihen Verhältniffe 
von der Regierung ſtets in der Hand behalten merde. 


Borihläge der Kommiffion der Deputirtentammer. 


Diefer Auffallung gemäß hat die Kommiffion®) weientliche Aenderungen 
in Betreff der Getreidezölle im Allgemeinen nicht in Vorſchlag gebracht; fie 
hat die Beibehaltung ebenfo des Satzes von 60 Ets. pro 100 kg für 
Beizen, Spelt und Mengforn, wie der gänzlihen Befreiung des 
Roggens und der Gerſte befürwortet; für die Befreiung des Roggens war 
maßgebend, daß er ein Nahrungsmittel gerade des ärmeren Theil der Bevölkerung 
bilde ; die Befreiung der Gerfte glaubte man aus dem Grunde aufrecht erhalten 
zu müffen, weil dieſe Getreideart ihre Verwendung vorwiegend in der Herftellung 
des gewöhnlichen Biere finde, das in den mit Wein und Obſtwein nicht ver« 
jehenen Gegenden die Stelle des allgemeinen Getränkes einzunehmen pflege. 
Ausnahmsmweife hat die Commiffion die Einführung eines Cingangszolle8 von 
1 Fr. 50 Ets. für 100 kg vom Hafer und vom Mais befürwortet; fie 
erachtet dieſe Zölle aus dem Grunde für zuläffig, weil der Hafer faft aus: 
ſchließlich als Biehfutter, daher nicht zu unmittelbarer Vollsernährung, der 
Mais aber hauptſächlich in der Induftrie zu Herftellung von Stärfmehl und 
Altohol Verwendung finde; der Anlaß zu beiden Erhöhungen wurde aus der 
Bımahme der ameritanifchen Konkurrenz in Bezug auf die Beichaffung des 
Bedarfs an beiderlei Getreidearten entnommen. Alle diefe Zölle verftehen ſich 
von in Körnern eingebrachtem Getreide: ein korrejpondirender Meblzoll wurde 
im Betrage von 1 Fr. 20 Et3. pro 100 kg für Weizen- und Spelt- und von 
2 Frs. für Hafer- und Maismehl befürwortet. Für Kaftanien, Kartoffeln, 
Runfelrüben, trodene Gemüſe und die aus ihnen bergeftellten Mehle 
ſowie für Hirfe ift die beftehende Befreiung aufrecht erhalten worden; das Gleiche 
gilt von den wichtigften Tertilpflanzen als Hanf, Xein und nicht ausgelörnter 
Baummolle; eine Erhöhung des Hopfenzolles von 15 Frs. für 100 kg 
wurde von der Kommilfton abgelehnt. Einen meiteren Umfang haben die von 
der Kommiffion, und zwar großentheil3 in Uebereinftimmung mit der Regierungs⸗ 
vorlage vorgefchlagenen Erhöhungen beim Bieh und beim Fleiſch; der bisherige 


3) Siehe diefe Vorfchläge im Bericht Drumel’3 a. a. D. ©. 227 ff. 
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Zoll von 3 Frs. 60 CEts. pro Stüd für Ochſen und Stiere fol af 
6 Frs., der von 30 Ct. für Kälber auf 50 Et8., ber von 1 fr. 
20 CEts. für junge Stiere und Kühe auf 2 Fr8., der von 30 Centimes 
für Schafe und Schweine auf 1 Fr. 50 &t8. erhöht werden. Ju Bezug 
auf den Sag für Schafe und Schweine ging die Kommilfion über den Ent- 
wurf der Regierung, welche nur-eine Erhöhung auf 50 CEts. in Antrag 
gebracht hatte, hinaus; fie mar der Anficht, daß bei der nicht unerheblichen 
Berminderung bes Schafviehftandes, wie eine folche bereits eingetreten war und 
bei der Wichtigfeit des Schafviehs für die Gewinnung der Dungmittel und 
die Steigerung der Getreideproduftion gerade die Aufzucht diefer Biehgattung 
eine bejondere Ermuthigung erfordere, daß dagegen bei der Schweinezucht fih 
die Wirkungen der amerikaniſchen Einfuhr in der ungünftigen Geftaltung der 
Preiſe bereits befonders fühlbar gemacht hätten. In Bezug auf Pferde wurd 
Beibehaltung des beftehenden Zolles von 30 rs. für ein Pferd und 18 Fu, 
für ein Füllen in Vorfchlag gebracht; nur in Bezug auf Kühe blieb die Kom- 
miffion hinter dem Vorfchlage der Regierung zurüd, indem fie den von legterer 
befürworteten Sag von 2 Frs. auf den früheren von 1 Fr. 20 Ets. rednarte. 
Ziegenvieh blieb gänzlich befreit. Für frifches Fleiſch proponirte die 
Kommiffion einen Zoll von 2, für gepöfeltes von 4, für Zleifh in Konferven 
von 8, für weiche Käfe von 6, für harte von 8, für frifche ober 
gefhmolzene Butter von 13, für gefalzene von 15, für Eier wm 
10 Frs. für 100 kg. In Bezug auf die Wolle und die ald Nahrungsmittel 
dienenden thierifhen Fette befürmortete die Kommiſſion Beibehaltung der 
beftehenden Befreiung, wogegen fie für Talg und die nicht als Nahrungsmittel 
Berwendung findenden mineraliſchen Fette einen Zoll von 6 Franc pr 
100 kg in Vorſchlag brachte; den gleichen Zoll beantragte fie für große fomie 
für von Schafen herrührende Meinere Häute, mogegen* andere Fleinere Hänte 
freibleiben follten. 

Auf die Folge, welche diefe Beichlüffe erhalten haben, komme ich zuräd, 
nachdem ich den weiteren Inhalt der Enquöte auseinander geſetzt haben werde: 
die Erörterung der allgemeinen Lage der Landwirthſchaft, wie fie dem haupi⸗ 
fächlichften Gegenftand der Enqueteverhandlungen bildet, fteht gerade nit der 
Beurtheilung der Frage des Zollihuges und der auf diefen bezüglichen Reform 
vorjchläge in engfter Beziehung. 





v1 


Broduttion und Nentabilität. 


Gliederung der Darftellung. 


Nachdem ich im Vorftehenden die einzelnen Momente, welche für die Ent⸗ 
widlung der landwirtbichaftlichen Produktion von Einfluß gemefen find, der Be⸗ 
trachtung unterzogen habe, wende ich mich nunmehr zu den Ergebnijfen, die 
nach der Richtung der Produktivität und Rentabilität hin erzielt worden 
find: in der Feftftellung diefer Exgebniffe, ferner in der Prüfung der Urfachen 
der zeitigen Rage bezw. der anzumendenden Förderungsmittel liegt der Schwer- 
punkt der Verhandlungen insbefondere der legten Enquäte. Die Darftellung 
jener Ergebniſſe ift zunächft nad) einem doppelten Geſichtspunkt zu fondern: 
erſtens nach den einzelnen Zweigen der landmwirtbichaftlihen Produktion, da 
fi) der Einfluß der Aenderungen, melde die Technik und die fonftigen Vor⸗ 
bedingungen der landwirtbichaftlichen Produktion erfahren haben, hauptſächlich in 
ber Umgeftaltung des in der Produktivität und Rentabilität zwiſchen jenen Zweigen 
beftebenden Verhältniſſes zeigt: ſodann nad) den Kategorien der landwirthſchaft⸗ 
lihen Betriebe. Erſt diefe fpecialifirende Betrachtung wird die Elemente er» 
geben, auf Grund deren alsdann zur Entwidlung der Gefammtergebnifle der 
Produktivität und Rentabilität und zur Rückwirkung derjelben auf die Pacht. 
zinfe und Kaufpreife übergegangen werden kann. 


A. Wach den einzelnen Zweigen der landwirthſchaftlichen 
Produktion. 


Im Allgemeinen: intenfivere Wirthſchaft und vervoll— 
tommnete Tehnit. 


Die Aenderung, welche fi) in dem extenfiven Verhältniß diefer Zweige zu 
einander vollzogen hat, ift von einem zwiefachen Factor influirt geweſen: ein« 
mal vom Uebergange zu intenfiverer Kultur, mie er dad Ergebniß theils der 
Zunahme der der Landwirthſchaft zufliegenden Menge an Kapitalien, theil der 
Bervolllommnung der landwirtbichaftlihen Technik bildet; zweitens von der 
Rückwirkung, welche die Geftaltung der Verhältniffe der auswärtigen Kon» 
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furrenz auf die Richtung der landwirtbichaftlihen Produktion ausgeübt bat. 
Das Zufammenwirfen diefer Faktoren hat einerjeit3 zur Annahme rationellerer und 
einer intenfiveren Kultur mehr Spielraum lafjender Fruchtfolgen, andererfeitö 
zur Ansdehnung des Futterbaus bezw. der Viehzucht im Berhältni 
zum Körnerbau geführt. Insbeſondere hat in den Fruchtfolgen die Anwendung 
der fogenannten todten Brache dem Futterbau Pla gemacht: leider läßt das 
Berhältniß der eingetretenen Aenderungen ſich in Geftalt einer Tabelle nicht zum 
Ausdrud bringen, da die Ergebniffe der landwirthichaftlichen Statiftif von 
1882 noch nicht veröffentlicht worden find und daher die Möglichkeit fehlt, 
in den verichiedenen Aubrifen die für den gegenwärtigen Zuftand maßgebenden 
Daten dem durch die Statiftit von 1862 gelieferten Material gegenüberzuftellen; 
die Kategorien, nach denen das fonft publicirte neue Dlaterial gruppirt 

ift, fongruiren in wichtigen Stüden nicht!) mit denjenigen, welche in jener — 
der legten allgemeinen landwirtbichaftliden — Statiftit maßgebend waren. Ich 
werde mich daher darauf bejchränfen, bei den einzelnen Produftionszmeigen 
die wichtigeren der durch die Zufammenftellungen der Enquete von 1870 bis 
1880 felbft gelieferten Daten in Verbindung mit den fonft etwa veröffentlichten 
Ergebniffen mitzutheilen. 


1) Getreide und Kartoffelbau. 
Bebaute Fläde. 


Die Enguöte flellt hier wie für die fümmtlichen Zweige der Landwirthſchaft 
den Ergebniffen der der Periode der Handelsverträge vorangegangenen ſechs 
Jahre 1855 — 1860, die der ſechs Jahre 1873 — 1878 gegenüber; es hat 
nun, mas die Ausdehnung der bebauten Flächen anlangt, deren Durd- 
ſchnittsbetrag ſich belaufen auf®): 

für N für Mengtorn für Roggen für Gerfte | 
1855—1860: 6585 226 599 046 2 091 398 1088 748 Heltare 
1873—1878: 6887 737 479 304 1 858 639 1065 607 ,„_ 





baher 1873 \ mehr 802511 ai 
bis 1878 j weniger 119 742 232 759 23 141 ö 
für Buchweizen ur e. für Hafer zuſammen 
1855—1860: 740 551 Bades 3 096 873 14 855 880 Heltare 
1873—1878: 669 020 662 966 3278 453 1401726 „, 
daher 1873 h mehr 8 928 181 580 58346 „ 
bis 1878 ſ weniger 71531 RR 


Es ergiebt fi hieraus, daß der Anbau von Weizen, Hafer und — mit 
wohl nur in ganz geringem Maße auch der von Mais eine größere Au 





1) Insbeſondere gilt bie auch von den neuerdings im Bulletin du ministöre 
de Pagriculture veröffentlichten Zuſammenſtellungen der Ergebnifſe ber im ben 
Jahren 1851 bis 1853 und 1879 bis 1881 vorgenommenen Abſchätzungen des ſteuer⸗ 
baren Grunbreinertrags, denen bie oben — Abſchnitt I S.9 — mitgetheilte Neberfidt 
über die BertHeilung des gefammten ländlichen Grundeigenthums auf die verſchiedenen 
Kulturarten entlehnt worden ift. Die Kategorien dieſes Schemas find viel zu wat 

efaßt, ala daß fie zu einer Deraleichung mit den weit mehr fpecialifirenben Ueber 
—28 der landwirthſchaftlichen Statiſtik benutzt werden könnten. 

2) Enquete 1879—1880, Bd. II, S. 153. Die hier wie mehrfach in den Schluß 

jummen enthaltenen Rechenfehler find in ben obigen Angaben berichtigt worben. 
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dehnung gewonnen und daß dagegen der Anbau von Mengkorn, Roggen, Gerfte 
und Buchweizen eine Einfchränkung erfahren hat; die durchfchnittliche Gefammt- 
Nähe, melde in den Jahren 1873 — 1878 dem etreidebau diente, bat 
die dem gleichen Zwecke in der Periode von 1855 — 1860 gemidmet ge 
weime um 45846 Hektare übermogen. Es fonftatirt das eine num unbe 
deutende Ermeiterung des Getreidebaues, eine Erweiterung, die eine beträcht⸗ 
lichere wäre, wenn angenommen werden koͤnnte, daß jene auf die Zeit von 
1855 — 1860 bezüglichen Zahlen ſich auf das gefammte franzöfifche Territorum 
äinjchließlich der im Fahre 1871 an Deutichland abgetretenen Landestheile be⸗ 
then; aus dem mir zugänglichen Material ift da8 nicht zu ermitteln. Im 
Jahre 1882 waren beflelt mit Weizen: 6907792, Mengkorn 396 816, 
Roggen 1871052, Gerfte 995006, Hafer 3517312, Buchweizen 643 795, 
Mais 630557 und Hirfe 38320 Heltare?), mas zufammen 15000150 

oder eine weitere Ausdehnung der dem Getreidebau gewidmeten Fläche 
um 98424 SHeltare ergiebt, eine Zunahme, die mehr al8 das Doppelte jener 
gwilchen den Durchſchnittszahlen der beiden früheren Perioden beobachteten beträgt. 


Durchſchnittsertrag und Gefammtertrag. 


Eine Steigerung de8 Durchſchnittsertrags für den Hektar bat für 
Kummtliche Getreidearten, ausgenommen Gerfte und Buchweizen, wenn auch nicht 
überall in beſonders erheblichem Maße ftattgefunden; es ergiebt fich ein folcher 
Durchſchnittsertrag von t) 

für Weizen Mengkorn Roggen Gerfte Buchweizen — Hafer 
1855—1860: 14,38 1496 12,52 1772 1496 1437 21,88 Hektol. 
173—1878: 14,67 15,27 13,80 17,05 14,39 14,95 22,01 ö 

Die Steigerung des Durchſchnittsertrages hat ſonach für Weizen etwa 
214, für Roggen etwa 10, für Mais und Hirſe etwa 4, für Hafer etwa 
®s Brocent betragen, wogegen die Minderung bei der Gerfte und beim Buch⸗ 
weizen fi) auf nicht ganz 4 Procent belaufen hat; im Ganzen ift daher die 
Ergiebigfeit des Getreidebaus wiewohl nicht in fehr beträchtlichen Verhältniß 
gewachſen. Der Gejammtertrag ift berechnet worden auf?): 

für Weizen Mengkorn Roggen 


Gerſte 
Jahre 18551860: 567780173 58627437 156857318 113871717 Hektol. 
1873-1878: 606513876 42066 807 151280788 109155474 „ 


: . alle Getreidearten 
für Buchweizen Mais u. Hirſe Hafer ufanen 


Jahre 1855—1860: 66 825 722 56407623 406626777 1423 996 767 Hektol. 
„ 1873-1878: 59501600 59808994 434632764 1462960308 „ 


wa8 an jährlihem Durchfchnittsertrage erzielt: 
für Weizen Menglorn Roggen 


Gerfte 
Jahre 1855— 1860: 94 630 029 8 937 906 26 142 886 19 311 952 Hektol. 
. 1873—1878: 101085 646 7011134 25 213 464 18192579 „ 





3) Bulletin du ministöre de l’agriculture, Jahrg. 1883, ©. 317. 

4) Enquöte 1879—1880, Bb. II, ©. 154. 

: 9) Enquete 1879—1880, Bd. II, ©. 158. Die Shlußfummen enthalten auch 
hier Fehler, die in Obigem berichtigt worden find. 
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für Buchweizen Mais u. Hirſe Hafer — | 


Sahre 1855 —1860: 11137 620 9 401 270 67 771129 237 332 792 Heftol 

„. 1873-1878: 9916983 9968 165 72 48 794 243 826716, 
es berechnet ſich daher der Mehrertrag an Körnern für die letztgedachte Jahres⸗ 
reihe auf einen Geſammtbetrag von 38 963 536 oder einen Jahresbetrag von 
6493 923 Hektoliter. Sehr erheblich ſank die Produftion in dem ungewohnlich 
ungünftigen Sahre 1879, um fi dann wieder zu heben: der Gejammtertrag 
an Körnern betrug: 1879: 211674308, 1880: 258081067, 1881: 
240996 720, 1882: 289152298 SHeftoliter ®). 


Weizenbau insbefondere, Rentabilität, Preife und 
Durchſchnittsertrag. 


Da innerhalb der Getreideproduktion der Weizen den bei Weiten 
wichtigſten Faktor bildet, fo hat auch die Feſtſtellung der Rentabilität für diet 
Getreideart ein vorzugsweiſes Intereſſe; die Enquöte von 1879 — 1880 hat fid 
denn auch darauf bejchränft, für diefen Zweig des Getreidebaus die Elemente 
der Rentabilitätsberechnung zufammenzuftellen. Unter diefen Efementen ift das 
wichtigfte der Preis: der mittlere Weizenpreis ift feitgeftellt worden 
für die Jahre 


pro Heltoliter pro Heltoliter 
1855 auf 20,32 Francs 1873 auf 25,62 France 
1856 „ 30,75 „ Durd- 1874 „ 2511 „ 
1857 „ 24,37 _ ſchnitt 1875 „ 19,32 „ ſchnit 
1858 16.,75 21,53 1876 „ 2059 „ 22,55 
1859 „ 16,74 Franc, 1877 „ 2344 „ Frames, 
1860 „ 20,24 1878 „ 21,25%) , 


was eine Preiserhöhung für die legtere Periode um fünf Procent ergiebt; in 
Mebrigen unterfcheidet fih die zweite Periode von der früheren fehr weſenilch 
dadurd, daß die Schwankungen des Preifes weit geringere gemwefen find; währen 
derfelbe in der erften Periode zwiſchen 16,74 Fr. als niedrigftem und 30,75 Fr. al 
böchftem mittleren Jahrespreife variirt, ſchwankt er in der zweiten Periode zwiſche 
19,32 Ir. als höchſtem und 25,62 Fr. als niedrigftem Jahrespreife. Die legten 
Monate des Jahres 1879 charakterifirte ein weiteres Sinfen der Preife, die fi 
indefjen vom Juni des genannten Jahres ab wieder hoben; die nmiedrigften 
Preife enthalten die für den 15. und 22. Februar 1879 feftgeftellten Notirungen 
mit 20,01; der mittlere Durchjchnittspreis des Jahres iſt auf 22,12, der des 
Jahres 1880 demnächſt auf 22,19 Fr. berechnet worden. Unter Zugrune 
legung der ermittelten Jahresbeträge der mit Weizen bebauten Flächen und der 
producirten Duantitäten ift nun der Durchfchnittöbetrag des pro Heftar pr 


6) Die Gefammtproduftion an Weizen belief fich 1879 auf 80899133, 1% 
auf 100 553 846, 1881 auf 96 810 356, 1882 auf 122153 524 Hektoliter. Siehe die 
Zabelle im Annuaire statistigque de la France, ‘Jahrg. 1883, &. 280 fi.; femt 
Die Neu enaen im Bulletin da min. de l’agric., Jahrg. 1882, ©. 98 ff. und Jahrg 

7) Enguöte 1879—1880, Bd. II, S. 157 und Annuaire statistique de la 
France, Jahrg. 1883, S. 304. 
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ducirten Weizenquantums ſowie des Brutto-&eldertrags ſowohl für die Periode 
der echelle mobile — 1821 bi 1861 — als auch für die Periode der Handels⸗ 
verträge — 1862 bi8 1878 — berechnet worden; der Durchſchnitt des jährlichen 
Beizenertrages pro Heftar beläuft fi für die erfte Periode auf 13,04, 
für die zweite auf 14,59 Heltolitr, der Brutto-Geldertrag für die 
erſte Periode auf 261,27, für die zweite auf 311,31 Fr. 8). ine beträchtlich 
geringere ift die Steigerung, wenn lediglich die vorermähnten ſechs Jahre von 
1855—1860 denen von 1873—1878 gegenübergeftellt würden. Es beläuft 
ji) für das Jahr: 


der mittl. Ernte- —— der mittl. Ernte- al 
ertrag — ertrag ENDE 
gelbertrag geldertrag 


1855 auf 11,36 Heftol. 230,83 Fr. 1873 auf 12,00 Hektol. 307,44 Fr. 
1856 „ 13,19 „ 405,59 „ 1874 „ 1936 „ 486,13 „ 
185° „ 16,75 „407,69 „ 1875 „1448 „ 279,75 „ 


1858 „ 16,56 „ 277,48 „ 1876 „ 13,90 „ 286,20 „ 
1859 „ 18,05 „ 21745 „ 1877 „ 14,35 „ 336,36 „ 
1860 „ 15,18 „ 806,238 „ 1878 „ 18,65 „ 290,80°), 


was für'die erfteren fech8 Jahre einen mittleren Körnerertrag von 14,34, 
einen mittleren Geldertrag von 307,54 Fr., für die legteren einen 
mitileren Körnerertrag von 14,60, einen mittleren Geldertrag von 
332,69 Fr. ergiebt. Im Bezug auf den Körnerertrag zeigt die Zeit ber 
Handelöverträge eine geringere, in Bezug auf den Brutto-Geldertrag dagegen 
eine größere Stabilität als die Zeit der échelle mobile; in legterer ſchwankt der 
Kömerertrag zwiſchen (1846) 10,23 und (1847) 16,75 Heltoliter, der Brutto» 
Geldertrag zwiſchen (1822) 164,19 und (1847) 473,44, in erfterer ber 
Körnerertrag zwifchen (1871) 10,78 und (1874) 19,36, der Geldertrag zwifchen 
(1865) 227,11 und (1874) 486,13 Fr. pro Heltar. 


Bodenwerth und Betriebstoften. 


Diefe Elemente genügen jedoch keineswegs zur Beurtheilung der Nenta- 
bilität des MWeizenbaus; es kommt darauf an, der Steigerung bes Geld» 
ertraged die Steigerung des Bodenwerths und der Betriebsfoften, 
namentlich der einen hauptjächlichen Theil der legteren bildenden Arbeitslöhne 
gegenüber zu ftellen. Der Berfuch einer folchen Gegenüberftellung ift indeffen 
von der Nationalgefellichaft für Aderbau überhaupt nicht, von den Korrefpondenten 
nur vereinzelt gemacht worden: e8 kann aber eine ſolche von einem einzelnen 
Landwirt gemachte Aufftelung imnter nur von einer fo zu fagen fubjeltiven und 
individuellen Bedeutung fein, da einmal die VBorbedingungen der Weizenproduftion 
je nad) der in der betreffenden Gegend vorwaltenden Art der Kultur und dem 


8) Tiefe aus der Enquäte 1879—1880, Bd. II, ©. 161 ff. übernommenen Reiultate 
bedürfen noch einer geringfügigen Korrektur, indem an die Gtelle der pro 1878 an« 
genommenen Zahlen die durch dad Annuaire statistique, Jahrg. 1883 veröffentlichten 
beridhtigten zu jeben find. 

9) Enqudte 1879—1880, ©. 154, jedoch find die Zahlen des Jahres 1878 auf 
der Zabelle in Annuaire statistique, Jahrg 1883, S. 304 korrigirt. 
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größeren oder geringeren Grade ihrer Intenſität überaus verjchiedene find, und da 
ferner der Weizenbau auch bei größter Ausdehnung immer nur einen Theil des 
wirtbfchaftlichen Betriebes bildet, für den die Betriebskoften jo auszufondern, daß 
mit den auf diefe Weife gewonnenen Refjultaten ohne Weiteres allgemein gültige 
Schlüſſe gezogen werden fönnten, ungemein ſchwierig ift; nur eine überein, 
ftimmende desfalljiige Meinungsäußerung der bezüglichen Sachverftändigen würt 
derartige Schlüffe geftatten. Solche Uebereinftimmung aber eriftirt nidt. Die 
oben erwähnten, bei der Enquöte von 1879 — 1880 von den einzelnen 
Korreipondenten aufgeftellten Berechnungen haben daher im Wefentlichen nur die 
Bedeutung, daß fie von der durch die Lokalen Berhältnifie bedingten Höhe 
und Gruppirung der Betriebsfoften und ihrem Verhältniß zm 
Bruttoertrage fowie von der im den Kreiſen der Landwirthe Herricende 
desfallfigen Auffaffung ein Bild geben. In den Berichten der Korreipondenta 
begegnen wir drei ſolchen Berechnungen. 


Berechnungen einzelner Berichterftatter der Enquéte von 
1879—1880. 


Die eine ift von einem Herrn Marchand, Gutsbefiger im Departement 
der unteren Eeine und Berfajjer einer feiner Zeit vielgenannten, im ‘Jahre 186% 
in den Jahrbüchern der societe nationale d’agriculture abgedrudten umfang: 
reihen Schrift über den Zuftand der Landwirthſchaft in feiner Gegend, im 
Pays de Caux aufgeftellt worden), Jene frühere Echrift hatte die Fir 
duftionsfoften des nad) den dortigen Berhältnijien auf 25 SHeftoliter angenem 
menen Durcjichnittäbetrages eine® mit Weizen beftellten Heftars, eingelchloie: 
‚den Pachtzins für das Land, die Steuer, und einen Beitrag zur Amortijatn 
des Betriebsfapital$ auf 371 Fr. 25 Cts. berechnet: diefe Berechnung trat, 
nachdem Arbeitslöhne, Steuern und Bodenwerth fich beträchtlich erhöht hatten, 
nicht mehr zu; die nunmehr aufgeftellte Berechnung ftellte die Probuktionstoften 
für jene 25 Hektoliter auf 431 Fr. 84 Cts., für den Heftoliter daher ul 
17 Fr. 27 ©t8. feſt; jene 431 Fr. 84 ©t8. fegten fich zufammen aus den 
Ürbeitslohne mit 274 Fr. 85 CEts., den Koften der Ausſaat nebft Berzinfunz 
mit 58 Fr. 72 E18, dem Pachtzins für das Land mit 125 Fr., den Steucn 
mit 17 Fr. 25 CEts., dem Beitrage zur Amortifation des Betriebskapitals m 
40 Fr., endlich dem Werthe de Düngers einschließlich der Zinfen deflelbe, 
Boten, deren Aufrechnung einen Gefammtbetrag von 628 Fr. 84 Ets. ergiett. 
von diefem Betrage find jedoch demnächſt als Werth des erzielten Swrks 
195 Fr. in Abzug gebracht. Nach der Meinung diefes Korrefpondenten wirt 
daher, wenn auch die Rentabilitätsverhältniffe des Weizenbaus ſich feinem 
verbeffert hätten, dieſer Kulturzweig dennoch in feiner Eriftenz durch bie Kor 
furrenz Amerikas keineswegs bedroht fein, da die Produktions» und Transport 
toften des amerifanifchen Weizens nicht füglih unter 20 Fr. pro Heltelte 
finten könnten, ein derartiger Preis aber ben franzöfifchen Weizenbauern immer 
noch einen Gewinn übrig ließe. Einen Gegenfag zu dieſer Berechnung 
eine andere, die, im Uebrigen von ähnlichen Grundfägen ausgehend, ein Kurt 





10) Enquète von 1879, Bd. I, ©. 30. 
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fpondent and dem Ind re⸗Departement aufgeftellt bat!!); derſelbe — Herr 
Briaune — nimmt nad den Berhältniffen feiner Gegend den Durchſchnitts⸗ 
erteag eines mit Weizen bebauten Hektar auf nur 18 SHeftoliter an; er bes 
rechnet an Produftionstoften den Betrag von 367 Mark: in diefem Betrage 
fimgiren: Beftellungsfoften mit 84, Düngungsloften mit 120, Koſten des 
Eaatkorns mit 30, des Mähens mit 24, des Einbringen und Aufftapelns 
mit 6, des Dreichens mit 25, des Transports zum Markte mit 10, der 
Pachtzins ded Landes für zwei Jahre — Brache und Jahr des Anbaus — 
wit 60, endlich Generalkoſten mit 8 Fr.: nach diefer Berechnung würde, wenn 
der Durchſchnittspreis des Weizens auf 20 Fr. — einen Betrag, auf bezw. 
anter den er indeflen nur ganz exceptionell für furze Zeit gefunfen ift, angenommen 
wirde, der Landwirth beim Weizenbau pro Heftar einen Schaden von 7: Fr., 
d. h. von demjenigen Betrage machen, um den der Erlös für die 20 Heftoliter 
gegen jenen Betrag der Produltionstoften zurückbliebe; bei einem Durchſchnitts- 
preife von über 22 Fr., wie für die Jahre 1879 und 1880 ermittelt wurde, 
würde dagegen der Reingewinn nad Abzug des Pachtzinfeg immer noch 
33 Fr. betragen. Weniger Einwendungen ift vielleicht, nach dem Vorſtehenden, 
ane andere von einem Sorrefpondenten des Bienne-Departement81?) gegebene 
Berechnung ausgeſetzt: fie umfaßt den geſammten Belrieb der betrejfenden Wirth- 
Waft und ift nach den Angaben des dad Gut bewirthichaftenden Pächters 
‚enfgeftellt worden. Das Pachtgut umfaßt 80 Heltare, in welche Zahl 11 Hek⸗ 
‚tere Weinland inbegriffen find: 22 Hektare find mit Weizen, 5,50 mit Hafer, 
‚32 mit Gerfte, 7 mit verfchiedenen zum Biehfutter dienenden Wurzelgemäcjen 
beſtellt geweſen, 20 Heltare waren als fünftlihe Wiefen bezw. zum Bau von 
 Setterfräutern verwendet. Der Weizen hat einen Durchſchnittsbetrag von 23,70, 
‚der Hafer von 25, die Gerjte von 14,45 Heftolitern pro Hektar gegeben: 
Beizen ift für duchichnittlih 23 Fr. 40 ©t8., Hafer für 9 Fr., Gerfte für 
‚42 Fr. 40 ©t8. verlauft worden. Die Wurzelgewächſe haben zur Ernährung 
‚bed Viehs gedient, die mit Futterräutern beftellten Heltare an Sämereien und 
Kömern einen Ertrag von 465 Fr. gegeben; die Kuhwirthſchaft hatte einen 
Ettrag von 1300 Fr. abgemorfen, die Schweinezuct einen foldden — vorbehalt« 
Eh der Reſervirung eine Stammlapital® von 600 Fr. — von 1140 Fr.; 
ud den Maulefeln waren 53 Fr., aus dem Geflügel 220 Fr. gelöft worden; 
11 Heltare Weinland hatten 6235 Fr. ertragen: aus allen dieſen wurde ein 
: Sefammtbruttoertrag von 24172 Tr. berechnet. Dem gegenüber geftalteten 
: fh die Betriebskoften folgendermaßen: 7 Dienftboten, die einen zu 500, die 
andern zu 365 Fr. Lohn, was mit Belöftigung je einen Durchſchnittsaufwand 
won 865 Fr. pro Perlon ergiebt: 6055 Fr.; 3 Mägde für die Feldarbeit, 
jede zu 500 Fr., einſchließlich Belöftigung; eine Magd für den Hühnerhof 
"500 Ir.; Pachtzins für da8 Gut 6800 Fr.; Steuern 580 Fr.; Verſicherung 
83 Fr.; verſchiedenes Saatgut 1825 Fr.; dem Geſchirrmacher, Stellmacher, 
Hufſchmied 1150 Fr.; für Dünger und Dungſtoffe 320 Fr.; für verſchiedene 
Sämereien 260 Fr.; dem Thierarzt 40 Fr.; Amortiſation des auf 26 700 Fr. 
' angenommenen Inventars 500 Fr.: Geſammtbetrag der Koſten 19 943; der 





11) Enquäte von 1879, Bd. I, ©. 196. 
12) Enquete 1879—1880, Bd. I, ©. 376 fi. 
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Reingewinn berechnet ſich hiernach auf 4229 Fr. oder, wenn demfelben der 
Pachtzins zugefchlagen wird, alfo für Eigenthümer und Pächter zuſammen auf 
11029 x. Für ein andere Pachtgut von 140 Heltaren wird der Rem 
gewinn des Pächters, welcher einen Pachtzins von 4900 Fr. zu zahlen hatte, 
auf 6806 Fr. berechnet; doch enthalten die Zahlen bier fo erhebliche Ungenauig⸗ 
feiten, daß es unausführbar ift, die Berechnung in ihre Elemente aufzulöfen. 


Ergebniß. 

So wenig fi} nun aber nach Obigem diefen Berechnungen ein Rentabilität 
verhältnig von einiger Allgemeingültigleit entnehmen läßt, fo wenig 
geben diefelben doch andererfeit3 Anlaß zu der Annahme, daß der Anban de 
Weizens nicht mehr gewinnbringend fei, vielmehr ftimmen fie darin, daß, ab 
eſehen von exceptionell niedrigen Preifen oder befonder8 ungünftigen lofalen 
erhältniffen, der Weizenbau nicht nur dem Eigenthümer, fondern auch dem 
Pächter einen angemeſſenen Reingewinn übrig laſſe, überein; ſolche Fälle, in 
denen die lofalen Verhältniſſe befonders ungünftig liegen, find es wohl, melde 
die in den Antworten der Aderbaugefellfchaft enthaltene Feſtſtellung, daß in ten 
Gegenden mit prävalirendem Getreidebau die Betriebskoſten oft den Ertrag 
überwogen haben, im Auge bat; ebenfowenig geben die neueren Unterſuchungen 
Lecouteug’813), welcher an einem gegebenen Beifpiele bei ſehr intenfiver Kultır 
die Gemwinnungstoften auf 18 Fr. 61 Cts. pro Heltoliter und nach Abzug de 
Bachtzinfes und der Zinſen des Betriebskapitals den Neingewinn auf 210 Ft. 
25 CEts. pro Hektar berechnet, Anlaß, die Erfcheinung, daß die Kultur de 
MWeizend einen Gewinn nicht mehr abwerfe, für das allgemeine oder aud mr 
das vorwaltende Ergebniß zu halten. In feinem Falle läßt fi aus obigem 
Material die Anficht entnehmen, daß der Weizenbau von der Mehrzahl de 
franzöfifhen Landwirthe nicht mehr für gewinnbringend gehalten werde, d 
widerlegt fich diefe Anficht vielmehr dadurch, daß noch in neuefter Zeit, wie die 
oben mitgetheilten Zahlen ergeben haben, die Gefammtfläche der dem Weigenber 
gewidmeten Ländereien eine nicht unbeträchtliche Ausdehnung erfahren het 
Richtig ift nur, daß das in neuerer Zeit beobachtete erhebliche Steigen der 
Arbeitslöhne bei einer hinter dem Verhältniß dieſes Steigen zurüchleibente 
Preisentwidlung in der Mehrzahl der Fälle den Gewinn, welcher früher an 

der Weizenproduftion gezogen wurde, allerdings geſchmälert bat. 


Kultur anderer Mehlfrüchte und Kartoffelban. 


Was die außer den eigentlichen Getreidearten noch kultivirten mehlhaltige 
Früchte anlangt, fo waren im Jahre 1880 bebaut!*): mit trodenen Gemüſern 
275884, mit Kaftanien 461 441, mit Kartoffeln 1274110 Het: 
hiervon wurden geerntet: an trodenen Gemüfen 3675 441, an SKaflar 
6 673 473, an Kartoffeln 137 735 113 Heltoliter. Innerhalb der landwirih 

2 Siehe defien ee Le bie, sa culture intensive et extensive, Para 
Deut : 329. Die auf S. 330 angegebene Zahl 18,61 beruht offenbar anf einen 

ruckfehler. 
a Siehe die Tabelle in Annuaire statistique de la France, Jahrg. 188, 
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ihaftlihen Gejammtproduttion fpielen trodene Gemüſe und Kaftanien 
feine beträchtliche Rolle; der Anbau der letzteren Frucht erreicht überdies nur 
in einer verhälmißmäßig geringen Anzahl ihrer Bodenbejchaffenheit nach für 
diefe Kultur geeigneten Departement3 einen gewiſſen Umfang. Einen beträcht« 
lichen Faktor bildet nur der Kartoffelbau, deflen Ausdehnung indeflen feit 
der Enquête von 1866—1870 — ſchon damals beirug die mit Kartoffeln 
bebante Fläche über 1200000 Heltare!5) — erhebliche Fortſchritte „nicht mehr 
gemacht hat. 


2) Yutterbau und Viehzucht. 


Fortfhritte des Futterbaus. 


Der größeren Ausdehnung, die der Zutterbau gefunden, ift ſchon oben 
gedacht worden; fie hängt zufammen mit dem Uebergange zu intenfiver 
WBirthſchaft, der verbefjerten Technik, dem Wachſen der dem 
Landbau zufließenden Kapitalien, der vermehrten Anwendung, insbefondere 
der Fünftlihen und mineralifhen Dungftoffe und Bodenverbeſſerungs— 
mittel, namentlich die Fortfchritte, welche der Gebrauch des Kalles, Mergels 
und Gipfes zur Düngung gemacht bat, fowie die wenigftens in einzelnen Landes⸗ 
tbeilen wahrnehmbare größere Ausbreitung der Bewäflerungsanlagen haben diefe 
Kulturen mächtig gefördert; daß jene Ausdehnung der Bewäfferungen eine nicht 
binlänglich allgemeine fei, wird gerade im Intereſſe der Futterproduftion mannig« 
fach beflagt. Wenn auch nach den hierin völlig übereinftimmenden Konftatirungen 
der Enguöten von 1866—1870 und 1879—1880 die feit mehreren Jahr⸗ 
zehnten fortfchreitende Ausbreitung des Futterbaus eine unzweifelhafte Thatſache 
iſt16), fo fehlt es doch an einem Nachweife des Wachsthums der in dieſer Weile 
bebauten Flächen durch ftatiftifche Zahlen; eine foldhe einen Geſammtüberblick 
gewährende Berechnung wird auch dadurch ſehr erfchwert, daß zahlreiche Futter⸗ 
gewächfe wie Zuder- und Runlelrüben zugleich zu induftriellen und zu Futter 
zwecken angebaut werden. Im Allgemeinen bat ebenfo der Wiefenbau, 
wie der Anbau der Futterkräuter im e. ©. als Luzerne, Eſparſette, Klee 
und der Wurzelgewächſe fowie endlich die Verwendung der Refidua und 
Nebenprodukte der Iandwirtbichaftlichen Induftrien für die Fütterung und 
Mäftung des Viehs eine beträchtliche Ausdehnung erfahren. 


Entwidlung der einzelnen Arten der Biehzudt. 


Detaillirtere Nachweife beftehen bezüglich der Ausdehnung. die mit der 
Ausbreitung des Futterbaus handinhandgehend die Viehzucht und Fleiſch— 
produktion erhalten hat. Darin, daß diefe Produftion ſich erheblich gehoben 
babe, flimmen alle Zeftftellungen überein; allerdings aber vertheilt ſich auch 
diefer Fortſchritt ungleich über die einzelnen Gegenden und die verfchiedenen 


15) Enquäte 1866—1870, Serie I, Bd. I, ©. 231. 
AN oem 1866—1870, Serie I, ®d. I, S. 224 und Enqudte 1879—1880, 
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Zweige ber Viehzucht, von denen legteren einzelne fogar ein fcheinbares Zurüd- 
geben zeigen. Schon die Enquete von 1866 — 1870 hatte auf die günftige 
Rückwirkung bingewiefen, welche die Aufnahme des Futterbaus anf die Ber 
mebrung bes Biehftandes gehabt hatte; auch der Umftand, daß die Verwendung 
der Nefldua der landwirtbichaftlichen Fabriken als Brauereien, Brennereien und 
BZuderfabrifen jowie der Kleien und der Delkuchen zu Futterzwecken eine weit größere 
Ausdehnung erlangt hatte, war von erheblichem Einfluffe geweſen: immerhin konnte 
damals der BViehftand noch keineswegs als ein dem Maße der Entwidiung des 
Yutterbaus entiprechender bezeichnet werden. Vorzugsweiſe hatte der Aufichwung, 
wie er damals fonftatirt wurde, die Rindviehzucht getroffen; ſowohl die Zahl 
des Fleiſch- und Maft-, als des Milchviehs war beträchtlich gewachſen. Da- 
gegen hatte die Zahl der Schafe, insbeſondere im nördlichen Frankreich eine 
Verringerung gezeigt, eine Erfcheinung, deren Urſachen in der fortfchreitenden, 
die Hütung und damit die Haltung der Schafheerden erfchmerenden Theilung de3 
Grundeigentbums fowie in dem hauptfächli durch die ausländiſche Konkurrenz 
veranlaßten Zurüdgehen der Wollpreife gefunden wurden. Die Richtung, in der die 
Hebung der Viehzucht fich demnächft weiter bemerkbar gemacht hat, ift im Weſent⸗ 
Iihen die ſchon durch die Enquöte von 1866— 1870 konftatirte 17) geiejen. 
Bor Allen bat auch in diefem Zeitabjchnitt der Beftand an Rindvieh eime 
erhebliche Steigerung erfahren; .e8 find nur wenige Depariement3, die in der 
Entwidlung dieſes Zweiges der Viehzucht einen Stillftand nachweiſen; die be 
MWeitem meiften SKorreipondenten der Enquöte von 1879 —1880 jtimmen in 
dem Urtheil, daß diefe Entwidlung einen überaus günftigen Fortgang nehme, 
überein; nicht nur iſt die Zahl des in den landmirtbichaftlichen Betrieben 
gehaltenen Rindviehs eine größere geworben 18), fondern es hat aud die An- 
paflung der Qualität des Viehs an die befonderen Bedingungen der einzelnen 
Wirtbichaften und eine der Bodenbefchaffenheit u. |. w. folgende Specialifirung 
der Fleiſch⸗ und Milchviehzüchtung erhebliche Fortichritte gemacht ; die Produftion 
von Mid, Käſe und Butter hat einen fehr vergrößerten Umfang erhalten; 
in der Quantität ebenfo des Milchvieh8 wie der zur Fleifchproduftion beftunmten 
Racen ift eine Verbeſſerung eingetreten; unter den letzteren haben vor allen 
diejenigen, welche fich für die Mäftung eignen, an Ausbreitung gemonnen. 
Wie der Aufſchwung der Rindviehzucht, fo bat fih auf der andern Seite 
auch der Rüdgang der Schafzucht in diefer Periode fortgefegt; die früheren 
Urfachen: die Theilung des Grundeigenthums und der meitere Rüdgang ber 
Wollpreife haben hieran vorwiegenden Antheil. Es find daher auch vor Alm 
die der MWollproduktion dienenden Heerden, auf die jene Verminderung fih 
bezieht; was die Züchtung von Fleifchvieh anlangt, fo wird auch in der Schal 
zucht eine erhebliche Verbefferung konftatirt, ohne daß dabei die Qualität und 
Feinheit der Wolle gelitten hat. — In der Schweinezucht bat fich in Folge 
der bier, wie in den meiften Tontinentalen Staaten ſchon vor 1861 begonnenen 
Verwendung englifchen Zuchtvieh8 eine erhebliche Berbeflerung geltend gemalt; 


17) Enquete 1879—1880, Bb. II, ©. 14 ff., 450 ff. 

18) a. a. ©. „On compte un plus grand nombre de tötes dans les ex- 
ploitations agricoles“. Hiermit flimmen die weiter unten anzuführenden Zahlen: 
ergebniffe nicht völlig überein. 
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nur die der Enquête von 1879 unmittelbar vorangegangenen Jahre zeigten 
an Nachlafien,; zugleich war eine. erheblihe Verminderung der Preiſe des 
Echmeinefleifches unter dem Drucke der hier vor Allem fühlbaren amerifanifchen 
Konkurrenz eingetreten. Eine erhebliche Bedeutung wird in der Enquäte von 
1879 der Hebung der Federviehzucht zugefchrieben; faft aus allen Gegenden 
wird fonftatirt, daß diefer Artikel ſich zu einem beträchtlichen Einnahmeobjefte 
der Iandwirthichaftlichen Betriebe entwidelt habe. Endlich wird, was die Pferde» 
zucht anlangt, feit dem Jahre 1861 eine Aufnahme konftatirt, e8 werden mehr 
Pferde als vor 1861 aufgezogen; ihre Brauchbarkeit für die Zwecke der 
Armee, des Handel3 und des Xurus findet günftigere Beurtheilung. 


Erhöhung des Viehftandes und der Fleifhproduftion. 


Das Wachen des Viehftandes an Zahl und Güte läßt ſich mit einiger 
Genauigkeit aus den Zahlen anſchaulich machen, welche die alle fünf Jahre in 
den Gemeinden Frankreichs über die Zahl des Viehs und den Umfang der 
Sleifchlonfumtion veranftalteten Enquöten ergeben haben. Nach denfelben ift der- 
jenige Beitrag, welchen die inländifche Fleifchproduftion zum Konſum Frankreichs 
und des Auslandes geliefert hat, berechnet worden auf: 


für 1856 835116500 Kilogr. 
„. 1862 1043258200 n 
„1867 1053255 300 J 
„.1872 1001952000 — 
„ 1877 1200210500 5 


In den 21 Jahren von 1856 bis 1877 ift hiernach die Fleiſch— 
produftion um ungefähr funfzig Procent gewachlen, ein Ergebniß, das noch 
günftiger ift, wenn die zwifchen beiden Zeitpunkten liegenden Gebietöveränderungen 
in Betracht gezogen werden, ungeachtet der inmittelft ftattgehabten Gebiets⸗ 
abtretung ergiebt die Bergleihung der Ergebniffe der Jahre 1867 und 1877 
eine Steigerung um ungefähr 18 Procent. Die Ctüdzahl des vorhandenen 
Viehs, mie fie fih zu den bezüglichen Zeitpunften ftellte, macht folgende Gegen» 
überftellung erfichtlih (j. umftehende Tabelle): 


Es ergiebt ſich hieraus, daß fofern nach obigen Angaben eine Vermehrung 
der Zleifchproduftion dem Gewicht nad) eingetreten ift, mit diefer Vermehrung 
die Erhöhung der Stüdzahl keineswegs gleichen Schritt gehalten hat; diefelbe 
bat fich vielmehr nicht blos für Schafvieh fortgefegt vermindert, fie ift fogar 
für Rindvieh, mwenigftens den Jahren 1862 und 1867 gegenüber herabgegangen, 
und fie zeigt bei den Schweinen faum eine Vermehrung: das Plus am Rind» 
viebftande des Jahres 1877 gegenüber dem von 1872 beruht großentheil® auf 
der höheren Zahl der zum Schlachten auferzogenen Kälber; es folgt daraus, 
daß die Zunahme der Fleiſchproduktion wefentlich auf Rechnung der Verbeſſerung 
der Qualität und der Erhöhung des Durchſchnittsgewichts und des Fleiſchgehalts 
der einzelnen Biehgattungen, ſowie überhaupt der rationelleren Züchtung und des 
bierducch berbeigeführten raſcheren Erſatzes des zum Konſum gelangenden 
Materiald zu fegen if. Wie die Zunahme de8 Durchſchnittsgewichts 
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1880 
1856 1862 1867 1872 1877 ee 
1883) *) 

DER. a ee 1 881 362 2041 252 1 978 452 1 710 531 2 056 484 
Ele ee ossonı 88984181 em | Sı6se7| 16312 
SCH He et a a re an 5781 465 6 406 261 6 694 502 6 013 089 5 629 503 9 505 981 
Junge Stiere, Ochſen und Kühe. . . 2161 813 2168412 2277 708 1983 789 1 865 719 
— zur Aufzucht....... 1191361 1000 932 1410310 1 260 638 1 228 291 

zum Scladten . . . . 2 669 196 2 055 610 1 965 780 1 446 146 2 149 524 1 840 272 
Geſammtbetrag bed Rindviehbeftandes . .|| 13 954294 | 14011815 | 14698968 | 12730560 | 13245 783 | 11 345 253 
Hammel und Schafe - . -» - » 2... .| 24562036 | 24453550 | 22 778 353 17 619 967 


6 594 515 
23 674 216 
8 675 617 


6 969 680 
24 589 647 
5377 231 


5 076 128 
29 529 678 
6 037 543 


7 607 880 
30 386 233 
5 889 624 


8719 556 


Lämmer ... 
Gefammibetrag des Schafviehftandes . | 33 281 592 
Schweine und junge Schweine. . . . 5 246 403 


*) Diefe Angaben der Annuaire ſetze ich der Bollftändigkeit wegen hierher; mit den vorangehenden BZahlenangaben können fie 
nicht verglichen werden, da die Aufnahme der Annuaire nad anderen Grundfäßen ftattgefunden hat und nur das für die Land- 
wirthſchaft verwendete Vieh in fich begreift. Auch pro 1877 enthält das Annuaire beim Rindviehbeſtand weit niedrigere Zahlen 
als die Enquöte von 1879 —1880, der — Bd. II ©. 172 ff. — obige Ziffern im Mebrigen entnommen find. 





22 516 084 
5 565 620 
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bezw. des durchſchnittlichen Fleiſchgehalts beim Rind- und Schafvieh nad) 
den aufgeftellten Berechnungen fich ftellt, ergeben die nachfolgenden Weberfichten 9): 


J. Gewicht der lebenden Tbiere. 


1856 1862 1867 1872 1877 

Kilo Kilo Kilo Kilo Kilo 
Ochſen 585 582 587 593 596 
Kühe 410 418 416 424 436 
Kälber 82 85 89 91 93 
Schafe 29 30 30 29 30 
Lämmer 8 8 9 8 30 
Schweine 131 142 134 142 144 

11. Reiner Fleiſchgehalt. 

Ochſen 319 316 319 322 324 
Kühe 219 209 207 212 218 
Kälber 56 58 61 62 64 
Schafe 19 20 20 19 20 
Lämmer 5 5 6 5 6 
Schweine 85 92 87 92 93 


Eine Steigerung nicht nur des Bruttogewichts jondern auch des reinen 
Fleiſchgeh alts hat fich hiernach für alle Vieharten herausgeftellt ; am günftigiten 
ft das Verhältniß bei den Schweinen, da bier nicht nur die im Jahre 1867 
vorhanden gewefene Zahl nahezu wieder erreicht worden, fondern aud) der Gehalt 
an Fleifch erheblich geftiegen iſt. Auch bei der Würdigung jener in Bezug auf 
die Stüdzahl des vorhandenen Viehs mitgetheilten Ziffern ift in Betracht zu 
ziehen, daß die Abtretung der an Vieh reichen Elſäſſiſchen Departements und 
Lothringen’3 eine erhebliche Verringerung des Gefammtviehftandes in ſich ſchloß: 
das durch die obigen Zahlen gelieferte Bild ericheint, wenn dieſem Umſtande 
Rechnung getragen wird, als ein fehr viel günftigereß. 


Steigen der Fleifchpreife. 


In einer noch ftärkeren Progreifion als das probucirte Gewichtsquantum 
bat der Geldwerth der Produktion fich erhöht, da hier als ein meiterer Yaltor 
die wenigftens bis zum Jahre 1877 konſtant gebliebene Steigerung der Fleiſch⸗ 
preife hinzutritt. “Die mittleren Durchfchnittöpreife haben pro Kilogramm Fleiſch 
(nad Abzug der Abfälle) betragen 2°): 

1856 1862 1867 1872 1877 


Odhfenflifh - . . . . 112 118 1836 1,68 1,69 Fr. 
Auhfleiſhh. 098 104 121 151 15 „ 
Lalbfleiſh115 125 142 180 1831 „ 
Chaffeid .. . . . 118 127 145 180 1,86 „ 


19) Enquôte 1859—1880, 3b. II, ©. 173 ff. 
20) Enquöte 1879—1880, Bb. II, ©. 176. 
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1856 1862 1867 1872 1877 


Sammfliid . . - . . 134 108 124 154 1,48 Fr. 
Schweinfliß . . . . 1385 140 143 1,5 1869, 
Friiches Fleifh in Stüden 1,10 1535 1,37 175 152, 
Geſalznes Heid . . . 1,00 125 150 15, 


es zeigen daher die Preife eine faft für alle Gattungen fonftant gebliebene 
Steigerung, die jedoch bei den Preifen des in zerlegtem Zuſtande verkauften 
friſchen und gefalzenen Fleifches eine ftärtere geweſen ift als bei den erften fünf 
Bofitionen, denen die Engrospreife für das lebendes Vieh zu Grunde liegen. Diee 
Preife waren aud in den Jahren 1878 und 1879 ungeachtet des fchlehten 
Ergebniffes der Ernten bezw. des durch den Futtermangel fehr vergrößerten 
Angebot8 und ungeachtet der ſich fühlbar machenden amerifanifchen Konkrrrenz 
nur wenig gewichen; es ergaben das die auf dem Viehmarkt von La Bilette 
(für Paris) notirten Preife für lebendes Vieh, welche für die beiden gedachten 
Fahre betragen haben 21): 


1878 1879 
für Odfenflfi$ . . 1,64 1,56 
„ Rubflid . . . 146 1,37 
„ Stierflifö . . . 1,42 1,32 
„ Kalbflid . . . 1,93 1,84 
„ Scafflid.. . . 1,81 1,71 


fettes Schweineflefd . 1,43 1,38 
mageres Schweinefleiſch 1,27 1,09 
Seitdem und bis zum Jahre 1882 haben ſich die Preiſe weiter erhöht”?). 


Zahl der vorhandenen Pferde. 


An Pferden (einſchließlich Füllen) beſaß Frankreich 1840: 28184%, 
1852: 2866054, 1862: 2914 41228); 1880 betrug die Zahl der in den 
landwirthſchaftlichen Betrieben befindlichen 284588004). Die Cr 
jammtzahl fcheint für letzteres Jahr nicht ermittelt worden zu fein. 


Ergebniffe in Bezug auf die Rentabilität der Viehzucht 


Wenn aus Obigem ſich eine bis in die legten Jahre fortgefegte Steigerung 
der Produftion und eine noch ftärkere ihres Geldwerths ergiebt, fo läßt das 
Ergebnig darauf fchliegen, daß auch die Rentabilität der Viehzucht em 
wachſende geweſen fei: dieſer Schluß ift ein deſto mehr berechtigter, in je 
größerem die Steigerung ber Fleiſchpreiſe weit übertreffenden Maße die Preife für 
andere Produkte der Viehzucht: Milch, Butter, Käfe und Eier gewachſen find ud 
von einer je weniger prävalirenden Bedeutung für die Rentabilität der Viehzucht der 
Faktor der Arbeitslöhne ift, deren Steigerung die Getreideproduftion fo ſehr 





21) Enquête 1879—1880, Bb. II, ©. 177 ff. " 

22) Bulletin du min. de l’agric., Jahrg. 1883, ©. 416, 417, wo jebodh nut 
Preife für die einzelnen Qualitäten, nicht Sefammtdurchichnittspreife mitgetheilt find 

23) Statistique de la France, Serie Il, Th. XVI, ©. LIV. 

24) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, ©. 298. 
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vertheuert; daß bei der Viehzucht wie beim Futter- und Wiefenbau die Arbeits- 
leiftungen im Allgemeinen ein geringeres Quantum darftellen, ift von mehreren 
Korrefpondenten der Enquöte von 1879—1880 hervorgehoben worden. Wenn 
indefien eine fpecialifirende Rentabilitätöberechnung ſich ſchon beim Weizenbau als 
überaus fchwierig erwies, fo erjcheint jolche noch weniger ausführbar bei den ver⸗ 
fhiedenen Zweigen der Viehzucht: die Koften der auf diejelben zu verwendenben 
Arbeit und die Vortheile, welche durch das Hineingreifen der Viehzucht in den 
geſammten landwirtbichaftlichen Betrieb entftehen, find einer Ausſcheidung und 
gefonderten Beranfchlagung nur in geringen Maße fähig. Mit Recht hat da⸗ 
ber die Gefellfchaft für Aderbau bei der Enquöte von 1879— 1880 das mit⸗ 
geteilte Draterial für ausreichend erachtet, um auf Grund deflelben den bis in 


de nenefte Zeit Tonftant gebliebenen Aufſchwung faft aller Zweige 


der Viehzucht zu Tonftatiren: die Uebereinftimmung, welche in der Anerkennung 
dieſetr Thatfache bei faft allen in der Enquöte von 1879 — 1880 gehörten Korre⸗ 
ſpondenten befteht, bezeugt, daß diefe Auffaflung auch die im Lande und in den 
Kreifen der Landwirthe berrichende if. Was in einzelnen der Gutachten von 
ner in neuefter Zeit wahrgenommenen Wendung zum Rückgange gejagt wird, 
reducirt fih auf Befürdtungen, die für jet eine Beſtätigung durch That» 
ſachen noch nicht erfahren haben. 


3) Wein- und Objtban. 


BZunehmende Ausdehnung des Weinbauß,. 


Der Weinbau hat als die Zeit feines größten Aufſchwunges die zwölf Jahre 
ja verzeichnen, welche auf den Eintritt in die Periode der Handelöverträge folgten. 
Die Ausdehnung der Fläche des mit Neben bejtandenen Landes, welche im 
Jahre 1829 auf 200% 365, im Jahre 1860 auf 2205409 h ermittelt wor⸗ 
den war, Hatte ſich bis zum Jahre 1869 auf 2643174 h erhöht??): der 
Ertrag pro Heltar hatte fi), ſoweit e8 fich nad} den bis zum Ende der vierziger 
Jahre noch fehr lückenhaften Feftftellungen beurtheilen läßt, gegen den Ertrag 
der dreißiger Jahre ungefähr verdoppelt; in weit größeren Dimenfionen waren 
die Breife des Weines geftiegen. Allerdings war jene Ausdehnung des Wein- 
baus nicht eine für alle Qualitäten des Weins und für alle Gegenden gleich 
mäßige geweſen; fie hatte fich vorzugSmweife auf die dem gewühnlichen Gebrauch 
dienenden Sorten erfiredt; einer entfprechenden Ausbreitung des Anbaus der 
feineren Sorten hatte vor Allem der Umftand entgegengeftanden, daß von Alters 
ber faft alle für den Anbau diefer Sorten geeigneten Terrains ſchon mit Neben 


der begüglichen Arten befegt waren; gleichwohl hatte die Regierung des zweiten 
Kaiſerreichs die richtige, den Boden und klimatiſchen Verhältniffen fi) anpaffende 


Auswahl der Nebforten zum Gegenftande ihrer bejonderen Sorgfalt gemacht. 
In regionaler Beziehung waren e8 vorzugsmeife die dem Süden und dem Süd⸗ 


Men angehörigen Tandestheile geweſen, in denen die Ausbreitung des Wein- 


bans beſonders erhebliche Dimenfionen erlangt hatte; einen großen Aufihmung 





6 ch Siehe die Tabelle im Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1882, 
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batte derfelbe vor Allen im Departement des Herault erhalten; hier war in 
den zehn Jahren, die der Enquête von 1866 vorangegangen waren, die Zahl 


der dem Weinbau gewidmeten Hektare von 40 000 auf 162 000 Binaufgegangen ?*); 


eine ähnliche Entwidlung war in den Departements des Südweſtens vorzugsweiſe 
dur das Dedium aufgehalten worden, das in den nordwärtd ber Pyrenäen 
belegenen Departements am Anfange der jechziger Jahre erhebliche Zerftürungen 
angerichtet hatte, deren Weitergreifen nur mit Mühe vorgebeugt werden konnte. 
Andererfeit3 hatte im Norden und Nordweiten, mo der Weinbau nur an ver 
einzelten Stellen und lediglih zum Zwecke des Iofalen Verbrauchs betrieben 
wird, der Umfang diefer Kultur mit der wachjenden Leichtigkeit, den Bedarf 
aus dem Süden zu beziehen, eine zunehmende Einfchräntung erfahren. — Die 
Bahlen vom Yahre 1870 ab harakterifiren fi) durch folgende Momente. Zu 
nächſt zeigt das Jahr 1870 gegen 1869 ein bedeutended Burüdgehen der mit 
Mein bepflanzten Fläche, das fich durch die Abtrennung Elſaß-Lothringens er 
Härt: die Zahl von 2332470 h des legteren Jahres ift 1870 auf 2238178 
geſunken; von da fteigt fie wieder auf 2428737 im Jahre 1873, mit melden 
Beitpunfte ein allmähliche8 aber konſtantes Sinken beginnt; im Jahre 1879 
ift die Geſammtfläche auf 2299 220, tm Jahre 1880 auf 2258520 zuräd 
gegangen ?7), 


Berheerungen der Reblaus. 


Dffenbar ift dieß Zurüdgehen zum großen Theil auf Rechnung des immer 
mweitern Umfichgreifeng zu fegen, das die Berheerungen der Reblaus fat 
1867, dem Jahre ihres erften Auftretens, angenommen haben; die Mittel, die biöher 
zur Belämpfung diefer Plage verſucht worden find, haben einen allgemein durd- 
ichlagenden Erfolg nicht gehabt?®). In mehreren Departements bat man aus 
diefem Grunde bereit3 den Weinbau erheblich einzufchränten ſich gendthigt ge 
fehen; in der Regel find YFutterfräuter an die Stelle getreten; im der großen 


Mehrzahl der Gegenden wird jedoch Angeſichts der Schwierigleiten, einen in 


der Rentabilität einigermaßen ein Yequivalent darbietenden Erſatz zu finden, 
die Hoffnung von der Bevölkerung noch aufrecht erhalten, daß die Auffinbung 
mirffamer Abwehrmittel fchließlich dennoch gelingen werde. Im Allgemeinen 
jcheinen die Gegenden mit rauberem Winter der Ausbreitung der Phyllorera 
weniger günftig geweſen zu fein; vorwiegend find von den Verwüſtungen bie 
jüdlihen und füdmeftlichen Gebiete Frankreich heimgefucht worden: als 
die Departement3, in denen diejelben den größten Umfang erreicht haben, werben 
genannt die des Bar, der Eharente, der unteren Charente und der Dordogme: 
dagegen hat der Weinbau an Ausbreitung in einer großen Zahl von Gegenden 
des mittleren und öſtlichen Frankreichs gewonnen: als hierher gehörige werden 
genannt die Departementd? Andre, Indre und Loire, Loir und Cher, Ai, 
Cöte d'Or, Nonne, Tot und Garonne, Obere Loire, Iſoère, untere Alpen, Pot 
und Ardeche; das Gleiche wird ausnahmsweiſe auch aus einem Departement des 


26) Enque&te 1866—)870, Eer. I, Bb. I, ©. 235. 

27) Siche die oben erwähnte Tabelle in Ann. stat., Jahrg. 1883, ©. 306 fi. 

28) Ueber die neueften Erfahrungen in Betreff der Zerftörung der Wintereier 
fiehe da® Bulletin du ministere de l’agriculture, Jahrg. 1883, ©. 38 ff. 
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Südens, dem der Aude gemeldet, wo ftatt deffen die Kultur der Oliven und 
Maulbeerbäume zurüdging. Ebenſo traten im Departement des Lot Neben 
an Stelle der Maulbeerbäume, die man ausrottete 2°). 


Wachſen der Gefammtproduftion. 


Diefen Kompenfationen ift e8 zugufchreiben, daß die mit Wein be= 
baute Fläche des Jahres 1880 die im Jahre 1870 vorhanden geweſene immer 
noch um mehr al8 20000 Hektar überfteigt. In einem BZurüdgehen der Ge- 
fammtproduftion hat die Einwirkung der Berheerungen der Phyllorera fich 
no nicht bemerkbar gemadht; die durchſchnittliche Jahresproduktion 
bat in den Jahren 1850—1859 30190600, in den Jahren 1860—1869 
50242 856, in den Jahren 1870 —1879 endlich 52 875 955 Heftol. betragen 8°) ; 
einen befonder8 hohen Ertrag haben vorzugsweiſe die Weinernten von 1874 mit 
69937 266 und von 1875 mit 78202 088 Hektol. ergeben die letztere übertrifft 
weit alle ermittelten früheren Erträge ; die Ernte des Jahres 1880 ergab 33 915679 
Hektoliter; zugleich ift die Bewegung der Preife eine fteigende geblieben ; der 
Durchſchnittspreis beim Producenten ift für die Jahre 1862—1869 auf 
22,60, für die Jahre 1870—1879 auf 28,91 Fr. für den Heftoliter berechnet 
worden; die für die Jahre 1879 und 1880 mit 33,18 bezw. 38,18 Fr. 
pro Heftoliter ermittelten Durchichnitt3beträge des an die Producenten gezahlten 
Preifes gehören zu den höchſten bisher beobachteten und werden nur durch 
den für das Jahr 1873 feflgeftellten von 41 Fr. übertroffen. 


Obſtbau. 


Neben der Weinkultur hat die der Obſtbäume von Alters ber in Frank⸗ 
reich eine nicht unbeträchtliche Ausdehnung gehabt; eine beſonders große Steigerung 
bat, was Quantum und Einträglichkeit anlangt, in neuerer Zeit in Frankreich die 
Kultur des Luxus⸗ und Tafelobftes, namentlich in den in der Nachbarichaft von 
Paris belegenen Departements erfahren; der größte Theil der Obftkultur dient jedoch 
den Zweden der Obftwein- und Obfibranntmweinerzeugung; die Bereitung 
und der Gebrauch von Dbftweinen ift beſonders in den nicht weinbautreibenden 
weltlichen und nordweſtlichen Gebieten ein jehr allgemeiner; zur Branntwein« 
fabrifation dienen vorzugsweiſe in einer Anzahl öftlich befegener Departements, 
jo in benen der oberen Saöne und der Vogeſen, ausgebreitete Kirſchplantagen, 
eine Kultur, deren reinen Geldertrag die Enquöte von 1866 auf 150 Fr. 
pro Hektar berechnete ®!) ; in anderen der weftlichen Hälfte angehörigen Departe« 
ments bat die Deitillation des als Reſiduum bei der Dbftweinbereitung 
zurädbleibenden Aepfelmarks an Ausdehnung gewonnen. Die Enquöte von 1879 
bis 1880 konſtatirt das Fortfchreiten der verfchiedenen Zweige des Obftbaus, 
namentlich die zunehmende Ausdehnung der Yepfelpflanzungen, die vorzugSweife 





29) Enqudte 1879-1880, Bd. II, ©. 19 ff. 

30) Berechnet nach der Tabelle in Annuaire statistique de la France, Jahrg. 
1888, &. 306, 807. 

31) Enqudte 1866—1870, Serie I, Bd. I, ©. 237. 
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im Departement Calpados einen fehr beträchtlichen Aufſchwung gemonnen 
baben 22). 


4) Gartenbau. 


Terfelbe bildet fomweit er die Erzeugung von Nut» oder doch im Wege 
bes Handel zu vermwerthenden Objekten fi zur Aufgabe macht, wenn nicht 
einen Zweig fo doch ein Annerum der Landwirthſchaft; namentlich beim Gemüle 
bau find die Grenzen zwiichen beiden Gebieten vielfach zweifelhaft. Die Kultur 
von Gemüfen und Blumen bat bei der Enquéête von 1879 — 1880 Ere 
wähnung gefunden 8°) und find beide Zweige als in günftiger Entwidlung 
begriffen bezeichnet worden. 


5) Kultur von induftriellen und Handelsgewächſen. 
Arten der induftriellen Kulturen. 


Die Kultur diefer Gewächſe ift in Franfreih eine auögebreitete md 
mannigfaltige: e8 kommen in Betracht: Delfrüdte, Zuderrüben, 
Tertil- und Farbftoffpflangen — zu den Tertilpflanzen gehören and) 
die zum Zweck des Geidenbauß gepflanzten Maulbeerrbiume — Tabak um 
Hopfen. Die neueften Ermittelungen über das Verhältniß der räumlichen 
Ausdehnung diefer Kulturen enthalten die durch die officielle Statiſtik für 
das Jahr 1880 veröffentlichten Ueberſichten; danach waren beftellt: mit Oel⸗ 
bäumen 110077, mit Raps 128959, mit Zuderrüben 449857, mit Hau 
86 698, mit Flachs 64 149, mit Krapp 68, mit Tabak 11053, endlich mit 
Hopfen 3814 Heftare?*); die Fläche der Maulbeerpflanzungen und der Kulturen 
der geringern Delfrüchte, al3 Rübſamen, Leindotter, Mohn u. f. w. ift nicht auf- 
genommen worden. Die Ylächen aller hierher gehörigen Kulturen zuſammen 
maden noch nicht ein Siebentel der dem Weizenbau gewidmeten Fläche aus. 


a) Delfrüdte: a) Delbäume. 


ALS eine im füdlichen Frankreich altherfömmliche Kultur ftebt die der Od 
bäume voran. Daß dieſe Kultur fih im Rückgange befand, hatte ſchon Lavergm 
am Anfange der fechziger Jahre bemerkt; inzwifchen fcheint eine weitere Bermin 
derung des Areals in manchen Gegenden bemerkbar geworden zu fein, wie m 
Department der Aude, mo wie fchon vorher erwähnt, die Kultur der Delbäume 
gegenüber dem ſich ausdehnenden Weinbau zurüdgegangen iſt; andererjeit3 werden 
Fortichritte der Dlivenkultur aus dem durch den Untergang der Krappkultur jo 
ſchwer betroffenen Departement des Bauclufe gemeldet. Das Gefammturtheil der 
Enquöte von 1879 lautet dahin, daß die Oelbaumkultur fih aufrecht erhalte. 
Das Ernteergebniß hat fih 1880 auf 2206409 Heltoliter Oliven belaufen, 





32) Enquete 1879—1880, Bd. II, &. 451, Bb. I, ©. 42. 
33) Daſelbſt Bd. II, ©. 452. 
a Siehe die Tabelle im Annuaire statistique de la France, Johrg. 1883, 
©. 3 
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won 1661415 zur Delbereitung verwendet wurden, die ein Quantum diefes 
ibriſats von 21859132 Kilogr. Del lieferten. Daß der Rückgang biefer 
altur, foweit er flattgefunden, mit Unrecht auf eine Aenderung der klimatiſchen 
rhältniffe zurüdgeführt werde, bat fchon Lavergne hervorgehoben; offenbar 
es in eriter Linie die Konkurrenz Algerien® und der fonftigen afrikanif 

ftenländer, welche der Rentabilität diefer Kultur Eintrag thut. | 


PB) Raps und andere frautartige Delpflanzen. 


Die Kultur des Rapjes hat, nachdem fie in der Mitte diejes Jahrhunderts 
ı nördliden und nordweftlichen Frankreich einen nicht unerheblichen Aufſchwung 
nommen hatte, fchon in der erften Hälfte der jechziger Jahre wieder Einbußen 
jahren, welche die Enquete von 1866 auf Rechnung theil® eines in manchen 
genden angewendeten mangelhaften durch zu raſches Aufeinanderfolgen der 
ıpöfulturen den Boden erichöpfenden Fruchtwechſels, theils der fchon damals 
Hbarer werdenden Konkurrenz des Petroleum zu fegen verſuchtes6); dieſer 
kflgang des Rapsbaus hat fich inzwifchen fortgejegt: mit Ausnahme eines 
areipondenten, weldher aus feinem Departement einigen Aufſchwung der Raps⸗ 
kır meldet, ftimmen die SLorreipondenten der Enquete von 1879—1880 
rin überein, daß dieſe Kultur meitere Einfchränkungen erfahren habe und daß 
rt Anbau des Rapſes eher im Zurüdgehen als im Yortfchreiten begriffen fei®®). 
23 Urtheil ift das gleiche für die noch außerhalb des Rapſes zum Behuf 
e Xelbereitung angebauten Früchte als Mohn, Teindotter, Rübjamen, 
fdie ich de8 geringen Umfangs diefer Kulturen wegen nicht näher eingebe. Die 
muftion von Rapsöl hat im Jahre 1880 2206409 Hektoliter, die von 
ehnöl 2570051 Kilogramm, die von Leinöl 3671778 Kilogramm, die von 
ed aus Rübfamen, Leindotter u. f. w. 5745224 Silogramm betragen 7). 


i b) Zuderrüben. 


Der Ertrag der mit diefem Gewächs im Jahre 1880 beftellt geweſenen 
19857 Hektare bat 146601937 Centner (Duintale) betragen?®). Bon 
ka induftriellen Gewächſen iſt dies das einzige, deſſen Kultur ſich in einem 
beftrittenen und konſtanten Fortfchreiten zu immer größerer Ausdehnung 
findet. Zuerft im Norden einheimifch, hat der Bau der Zuderrübe fich immer 
&r über den Nordweften, Nordoften, Often, fomwie die mittleren Landestheile 
threitet39) und bat nicht nur die Verwendung derfelben zur Zuderfabrikation 
id zur Deftillation immer größere Dimenfionen angertommen, fondern es find 
die Vortheile, welche die Kultur diefer Pflanze für die Viehzucht bat, 
mer allgemeiner gewürdigt worden. 





>) Enqudte 1866—1870, Ser. I, 2b. I, S. 232. 
36) Gnquöte 1879—1880, Bb. IL, S. 452. 

31) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, ©. 292 ff. 
38) Daſelbſt S. 290 t., 

39) Enquete 1879—1880, Bb. II, S. 19 ff., 451. 
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c) Tertilpflanzen. 


Das im Jahre 1880 an Hanf erzielte Quantum bat ſich auf 525085, 
das an Flachs erzielte auf 337742 Centner belaufen *°); daß auch dide 
Kulturen fih im Rückgange befinden, wird jetzt allgemein anertannt; die Enquike 
von 1866— 1870 hatte noch den Zuftand als einen ftationären zu bezeichnen 
vermocht. Die Urſache dieſes Rückgangs ift wohl in der auswärtigen Kon 
furrenz, vor Allem aber in der wachſenden Ausdehnung des Gebrauds bau 
wollener bezm. wollener Fabrikate zu fuchen, welche den der Hanf und Flach⸗ 
leinwand verdrängen. — Ebenfo wird auch bezüglih der Maulbeerfultur m 
Allgemeinen ein Zurüdgehen konſtalirt; befonder8 wird ein ſolches für de 
Departement? Ardeche, Aude, Niedere Alpen, Obere Alpen, Drome, Bauch, 
Iſere und Savoyen bezeugt; im Departement Lot wurden an Stelle der Mal 
beeren Weinreben gepflanzt +1). Diefer Rüdgang der Maulbeerpflanzungen feht 
in Wechfelbeziehung zu dem Rückgang, welcher fich in Folge der Krankheit de 
GSeidenwürmer in der Seidenproduftion geltend gemacht hat, welcher abe 
durch die größere Verbreitung einer rationelleren Behandlung der Seidenwänme 
zum Stilftande gelommen zu jein fcheint. 


d) Farbftoffpflanzen. 


Der einft einträglihe und wichtige Anbau des Krapps, melde m 
Departement Vauclufe den Hauptnahrungszweig bildete, hat nahezu aufgehirt, 
nachdem die Technik diefe Pflanze durch andere Stoffe erjegt hat. 


e) Tabak. 


Daß der Kultur des Tabaks bei Weiten nicht dasjenige Maß der Ent 
wicklung, defien fie fähig, zu Theil geworden fei, wurde bei der Enquete von 1856 
tonftatirt. Die Urſachen wurden damals vorzugsmeife in den vom Ponopel 
unzertrennlichen Beſchränkungen und den zur Gicherftellung des Monopelö 
nöthigen einjchneidenden Maßregeln der Verwaltung, fowie in der Schwierigfen 
einer den Kulturverhältniffen völlig Rechnung tragenden ZTarifirung der ri 
der Verwaltung zu zahlenden Preife gefunden, einer Milderung der Beldjrän 
tungen zeigte die bamälige Verwaltung des Monopols ſich nicht geneigt, indem 
fie von derjelben eine Schmälerung des beträchtlichen vom Staat erzielten Ce 
winnes befürchtete; demfelben waren von dem Bruttoertrage von 242 Millionen 
als reiner Gewinn 185 Millionen verblieben. Das in Frankreich (amfer 
Algerien) erzeugte Gefammtquantum betrug damald — 1864 — 1985154 
Kilogr., etwa zwei Drittel des Bedarfs, der fi) auf 29326 889 Kilogr. belief 
ein großer Theil jenes Duantums wurde in den beiden eljäffifchen Departements, 
die einen ſchwunghaften Tabaksbau trieben, erzeugt*?). Durch die 
diefer Departements bat daher die Produktion eine nicht unbeträchtliche Ser 
nuinderung erfahren; im Jahre 1880 mwurben 134637 Gentner geerntet. Dei 
Anbau vertheilt fih auf 22 Departements; mehr als die Hälfte kommt au! 





40) Annuaire stat. de la France, Sjabrg. 1883, S. 290 ff. 
41) Enquöte 1879-1880, Bd. II, ©. 22. 
42) Engquete 1866—1870, Serie I, Bd. I, ©. 420 ff. 
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die der Dordogne, des Lot und der Garonne und des Lot. Die Korreipondenten 
der Enquête von 1879 —1880, die des Tabaksbaus erwähnen, erklären 
denfelben fir im ftationären Zuftande befindlich; fie halten es für ermünfcht, 
daß demjelben durch geeignete Maßnahmen ‘der Verwaltung eine größere Aus» 


dehnung gegeben werde. 
f) Hopfen. 


Diefe Kultur ift in Frankreich eine noch ziemlich neue; fie befchränft fich 
im Weſentlichen auf den Norden und Norboften, das Hauptgebiet der Bier⸗ 
produftion.. Während man in einigen DepartementS derfelben eine größere 
Verbreitung zu geben verſucht bat, ift fie in andern wieder zurüdgegangen: bag 
Produkt der Ernte von 1880 bat 42698 Centner betragen #2), 


o Landwirthſchaftliche Induſtrien. 


Arten der in Frankreich betriebenen landwirthſchaftlichen 
Snduftrien. 


Die Enquete von 1866 hat fich mit denfelben eingehender nicht befchäftigt, 
dagegen bat ihnen die von 1879 Aufmerkfamfeit zugewendet. Es gehören hierher die 
öuderfabriten, Brennereien, Mebhlfabriten, Delmübhlen, 
Eridenranpereien, Käfefabriten, Gerbereien, Kürjchnereien 
n. |. w. Der Aufſchwung, der fich bei einem großen Theil diefer Induftrien nach 
den Jahren 1861 geltend gemacht hatte, war bei der Mehrzahl derfelben nicht von 
Dauer gewefen und hatte ſchon einige Jahre Später einem Rückgange Pla gemacht. 
Im Allgemeinen werden Getreibe- und Delmühlen, Brennereien, Gerbereien 
and überhaupt alle Thierhäute verarbeitenden Fabriken als induftrielle Anlagen 
bezeichnet, Deren Betrieb, ohne einen Aufſchwung zu zeigen, fich in den biß« 
berigen Dimenfionen erhält: die Mehlmühlen fcheinen hier und da unter ber 
Verminderung des Getreideerport3 gelitten zu haben. Die Krappmühlen haben 
mit dem Aufhören des Krappbaues ihre Thätigkeit ebenfalls eingeftelt. Die 
drennereien befinden fich vielfach im Rückgange, auch haben an manden Stellen 
diejenigen, welche Zuderrüben verarbeiten, den Buderfabriten weichen müſſen. 
Im Departement la Manche hat, wie oben bemerkt, die Aepfelmarkdeftillation 
an Ausbreitung gewonnen **). 

Eine eingehendere Erwähnung verdienen die Zuderfabrifen, die Seiden- 
zaupereien und die Käfefabriten, da diefe Anlagen die für den Volkswohlſtand 
wihtigften (andwirthichaftlichen Induſtrien repräſentiren. 


a) Zuderfabriten. 


Die Zuderfabrilation dharakterifirt ein häufiger Wechfel von Aufs 
mung und Rückgang; nachdem diefelbe fich unter dem Regime der Handelöverträge 
Anfangs kräftig entwidelt Hatte, ift fie demmächſt mannigfachen Kriſen aus 
geiegt gewefen, Wandlungen, die auf Rechnung des Wechfels theils der Handels⸗ 


43) Annuaire — de la Franc brg. 1883, S. 288 fi. 
—* Siehe über das Vorſtehende die Fu ammenftellung Enqu&te 1879—1880, 
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fonjunfturen, theil® der Rage der Eteuergefeggebung gefegt morden find; daß 


die Entwidlung der Zuderfabrifation in den durch die Steuergefeggebung hoch 


gehaltenen Zuderpreiien und den aus dem Steuerregime ſich ergebenden Schwierig» 


feiten erhebliche Hinderniffe ihrer Entwidlung zu befämpfen hatte, ift bei der | 
Enquéête von 1879 —1880 vorzugsweife auß dem Departenıent Nord, der | 
Gegend ihrer größten Verbreitung gemeldet worden. Zur Zeit der Enquete 


beftanden noch jene hoben Säte der Zuderfteuer, welche, mie ſchon oben bemerft, 
feit dem Gefege vom 30. December 1873 65 Fr. 50 Ets. für Robzuder, 
73 Fr. 30 &t8. für in den inländifchen Fabriken raffinirten Zuder betrugen; 
aber auch die läftigen SKontrolmaßregeln bezüglich der Erhebung der Steuern 
übten eine die Entfaltung der Zuderinduftrie lähmende Wirkung aus. Des 
bei der Enquöte ausgefprochenen Wunfches einer Herabfegung dieſer Steuer und 
der Art, in melcher diefem Wunſche durch das Beleg vom 19. Juli 1880 
Folge gegeben wurde, babe ich ebenfalls fchon oben gedacht; durch daflelbe ift 
die Steuer für raffinirten Zuder auf 40, für fandirten auf 43 Fr. pm 
100 Kilogramm berabgefegt worden. Die Wirkungen diefer Maßnahmen laflen 
fih noch nicht in Zahlen nachweifen, da die Veröffentlichungen der officiellen 
Statiftit über das Yahr 1880 nicht hinausreichen. Die Zahl der Fabriken, 
welche im Jahre 1875 noch 539 betragen hatte, belief fi im Jahre 1880 
auf 510, da8 Quantum an producirtem Zuder, das fi im Jahre 1875 auf 
4631229 Doppel» Centner berechnet hatte, ift für das Jahr 1880 auf 
3157490 Doppel-Eentuer feftgeftellt worden; bei beiden Zahlen ift die Melaſſe 
außer Betracht geblieben *5). 


b) Seidenraupereien. 


Des Zurüdgehens des Seidenbaus ift ebenfalls fchon oben gedacht worden; 
nad) langer und ſchwerer Krifis fcheint indellen diefer Induſtriezweig eimer 
Befferung entgegen zu gehen. Schon am Anfang der fechziger Jahre war die 
Produktion roher Seide durch die Verbreitung, melche eine Krankheit der Seide 
würmer damals gewonnen hatte, jchwer betroffen geweien; eine im Jahre 1865 
an den Senat gerichtete Petition war es insbeſondere geweſen, welche die Auf 
merfjamfeit der Regierung auf die Angelegenheit gelenft hatte; Napoleon TIL 
berief zum Studium derjelben eine Kommiffion, deren erite Aufgabe es war, 
das Verfahren wegen Berjendung des von der japaniichen Negierung zur 
Dispojition geftellten Samens zu regeln und welche im Anfchluß hieran eine em- 
gehende Enquäte über Urfprung, Charakter, Urſachen und Heilmittel der Seiden- 
mwürmerfranfheit veranlaßte. Die zur Erledigung diefer Aufgabe erforderlichen 
Specialunterfuchungen murden durch einen berühmten Gelehrten und Sacdhverflän: 
digen, Heren Bafteur zur Ausführung gebracht: fie ergaben, daß die Krankheit von 
der Anmejenheit Kleiner, in den Seidenwürmern vorhandenen Körperchen ber- 
rühre, daß fie anftedend fei, daß ihre Verbreitung jedoch durch ein völlig 
ausführbares Verfahren der Abfonderung und der Samenerzeugung gehindert 


45) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1885, ©. 326 ff. Mit den 
zahlen deifelben ftimmen nicht bie joeben durch bie Annales du commerce exterieur, 
aits commerciaux No. 104 veröffentlichten Angaben: nach benjelben bat bie Zuder- 
produktion — in Robzuder bezw. auf ſolchen rebucirt — 1875 473 000 000, 188 
358 209 000, 1882 415 782 000 Kilogr. betragen. Tal. S. 28. 
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perden fönne: um das Borhandenfein der Krankheit zu konftatiren, bedurfte 
8 der Anwendung des Mifroflops; die Regierung traf damals Maßnahmen, 
im den Gebrauch des Mikroffopg zu verallgemeinern: Herr Pafteur unterwies 
elbft zahlreiche Seidenbauer in der Handhabung des Inſtruments 6). Es 
cheint indeilen, daß in Folge der technifchen Schwierigkeiten, die zu überwinden 
saren, die Anwendung diefer Maßnahmen nur langfame Fortichritte machte; 
ıah den faft übereinftimmenden Berichten der bei der Enquöte von 1879— 
1880 gehörten Korreipondenten lag die Zucht der Seidenraupen noch in nahezu 
ıllen Departements, in denen diefer Erwerbszweig betrieben wird, darnieder; die 
soci6te nationale d’agriculture glaubte jedoch in ihren Antworten Tonftatiren zu 
önnen, daß die Produltion roher Seide Dank der befleren Vorkehrungen gegen 
Rranfheiten der Würmer und der von Herrn Pafteur erfundenen Sicherheitsmaß⸗ 
regeln wieder in der Aufnahme begriffen fei; nach der Anficht des Herren Pafteur 
rlbft ift es indeflen zur Zeit mehr die Konkurrenz der aus Japan und anderen 
Produftionsländern zu billigeren Preifen bezogenen Seiden als die Krankheit, 
melde der Hebung der Induftrie Eintrag thut?”). Weber die in den legten 
Jahren producirten Duantitäten roher Seide habe ich Zahlenangaben nicht 
finden können. 


c) Käfefabrifen und fruitiäres. 


Im Gegenjage zu der jchmankenden Lage der Zuderinduftrie und zum 
Damiederliegen des Seidenbaues bietet in einem großen Theil Frankreich die 
Induftrre der Milchverwerthung in ihren verjchiedenen Formen und namentlich die 
Käſefabrikation das Bild eines erfreulihen Aufſchwungs dar. Die 
angerordentliche Theilung des Grundeigenthums erjchwerte in vielen Gegenden feit 
langer Zeit in erheblichem Grade die Verwerthung der Milch bezw. ihre Um 
wendlung zu Butter und Käſe; die durch die erforderlichen Operationen, ſowie 
die Aufbewahrung und den Transport der Producte entjtehenden Koſten er⸗ 
richten für den einzelnen Befiger eine oft unverhältnigmäßige Höhe; es ift 
berechnet worden, daß der Betrag, zu dem der Befiger einer oder felbft mehrerer 
Kühe die Milch durch Verkauf oder durch Herftellung von Milchprodukten inner- 
halb feiner eigenen Wirthichaft zu verwerthen vermag, fi) der Negel nad auf 
nicht über fünf bis ſechs Cts. pro Liter beziffert*°),, Einen höheren Ertrag 
gewähren nur der Verkauf und die Herftellung im Großen; darin, daß die 
Iereitung der Milchfabritate bezw. deren Vertrieb im Großen in den legten 
Jahrzehnten erheblih an Ausdehnung gewonnen bat, befteht daher ein 
bedeutender Fortſchritt. ES find nun zwei Formen, in denen dieſer Groß⸗ 
betrieb fich ausgebreitet hat; die eine Form ift die der von Privatunternehmern 
betriebenen Stäfefabriten, welche von den einzelnen Milchviehbefigern die für 
ihre Induftrie erforderliche Milch kaufen; die andere die des genoſſenſchaft⸗ 


46) Enquöte 1866—1870, Ser. 1, 3b. I, ©. 424 ff. 

47) Enqudte 1879—1880, Bd. Il, S. 292. Der Geſammtwerth be2 im Jahre 
133 eingeführten Quantums roher Seide und Flockſeide wurbe auf 840 425 000, 
der des ausgeführten auf 165842000 Fr. berechnet. Annales du comm. cexter. 

ts commerciaux No. 104 ©. 72, 73. 
43) Siehe in dem Aufſatz von Valſerres, le credit agricole et la banque de 
rance, Paris, Guillaumin, 1882 ben Abjchnitt: le credit & la vache laitiere, 
€. 84 ff, dem ein Theil der nachftehenden Nachrichten entlehnt ift. 
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lichen Betriebes; die Vortheile, welche der Großbetrieb im beiderlei Formen 
gewährt, beftehen nicht allein in der Verminderung der Produktions und Abjag- 
toften ſowie in der Sicherftellung bejferer Abfagbedingungen, jondern auch darin, 
daß eine in der Qualität erheblich befiere Waare hergeftellt wird; während ım 
den Einzelwirthſchaften die Operationen der Butter- und Säfebereitung meiſt 
nur in längeren Zmwilchenräumen zur Ausführung gebracht werden fünnen, tft 
es beim Großbetriebe möglich, fie täglich vorzunehmen und daher zur Fabrikation 
immer nur frifche Milch zu verwenden; auch durch diefe befiere Qualität erhöhen 
fih die Preiſe. Die Rentabilität des privatwirthfchaftlichen bezw. genoflen- 
fchaftlichen Großbetrieb8 überfteigt hiernach die des Einzelbetriebes um ein Er⸗ 
bebliches, dergeftalt, daß mährend der Betrag der Verwerthung eines Liter Mild) 
durch die Producenten beim Einzelverfauf, wie bemerft, auf etwa 5 bis 6 Cts. 
fi) berechnet, derjelbe beim privatinduftriellen Großbetriebe auf 10 bis 12, 
beim genofienfchaftlihen auf 12 bi8 16 Ct8. angenommen wird. Die 
Gründung der privatinduftriellen Butter- und Käfefabriten wird auf 
einen Heren Adrien Bailleur zurüdgeführt, der ein foldes, ein täglides 
Duantum von 30000 Liter Milch verarbeitendes Etabliffement im Departe- 
ment der oberen Marne und demnächſt ein zweites, weniger umfangreides 
im Maasdepartement errichtet hat; eine fernere derartige Fabrik befteht im 
Departement der Ponne, andere befinden fich in der Projektirung in ben 
Departements der Loire und der Rhone*?),. Die genoffenjhaftliden 
Milchwirthſchaften unter dem jchon oben erwähnten Namen fruitidres 
— eine wahrfcheinlih aus der benachbarten Schweiz, ihrer Heimath über 
nommene Bildung — befinden fich feit zwei Fahrhunderten im Franche⸗Comté 
in einem Zuſtande des Gedeihens; fie haben demnächſt auch im Departe⸗ 
ment Yin, fowie in neuerer Zeit in dem der Oberalpen Verbreitung gefunden; 
der jüngften Vergangenheit gehören die Berjuche der Forftvermaltung an, der 
Organiſation diefer Genoflenfchaften in den Alpen⸗ und Porenäendepartements 
eine weitere Ausdehnung zu geben; fie befoldete nicht nur Lehrmeifter de 
Betriebs, die fie in jenen Gegenden ftationirte, fondern trat auch mit nam» 
haften Subventionen ein; die Forſtverwaltung war hierbei geleitet von ber 
Rüdfihtnahme auf den Vorſchub, welcher durch die mittelft der fruitieres zu 
erreichende rajchere Ummandlung der Schaf⸗ in die Rindviehzucht, die Sicher 
ftellung befierer Düngung der Weiden und die zmedmäßigere Ausführung der 
dur Bemäfferung und Melioration derfelben dienenden Anlagen der Wirder 
ewaldung der Berggegenden geleiftet wird: dieſe Ummandlungen der Kultur 
find nur zu erhoffen, wenn e3 gelingt, die Verwerthung der Milch und damit 
die Rindviehhaltung zu einer rentableren zu geftalten. Eine Schule für Käfe- 
bereitung — eine folde für die gefammte Milchwirthſchaft befteht m 
Champveaur im Departement Jura — ift von der Forfiverwaltung in Calmill m 
Departement Aridge ins Leben gerufen worden. Zur Beit befteht bereits eine Anzahl 
von fruitires in den ‘Departement? Aridge, obere Garonne, obere Pyrenäen, 
niedere Pyrenäen und Aude5%). In den mittleren Departements, im Auvergnt, 
im Kantal u. ſ. w. hat die Form der fruitiöres bisher nur wenig Verbreitung 





49) Valſerres a. a. D. ©. 87 ff. 
50) Valſerres a. a. O. ©. 88. 
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gefunden. Alle Berichte der bei der Enquöte von 1879—1880 gehörten 
Korreipondenten flimmen darin überein, daß der Betrieb der fruitiöres überall 
die günftigften Ergebnijfe aufweiſe; die von der Geſellſchaft formulirte 
Antwort konftatirt die wachjenden Erfolge diefer Genoſſenſchaften und den 
umfaflenden Nuten, der hierdurch für die Landwirthſchaft und die Entwidlung 
des Wohlftandes geftiftet worden ift°!). 


D Der Landwirthihaft verwandte Produftionszweige. 
Jagd und Fifcherei, Bienenzudt, Forſtwirthſchaft. 


Jagd und Fiſcherei haben bei der Enquete von 1866 nur vorübergehende, 
bei der Enquête von 1879 keine Erwähnung gefunden: der Bienenzudt hat 
keine der beiden Enquéêten Aufmerkjamfeit zugewendet. Die Lage der Forft- 
wirthichaft war bei der Enquäte von 1866—1870 Gegenftand furzer Er 
wähnung gemejen: bei der Enquste von 1879—1880 ift zwar eine auf den 
Zuftand dieſes Wirthſchaftszweiges bezügliche Frage durch die von der Ackerbau⸗ 
gejellichaft ernannte Kommiſſion dem Fragebogen eingereiht worden, es hat 
diefelbe jedoch nur. von Eeiten weniger Korreipondenten Beachtung gefunden. 
Bei der Enquéête von 1866—1870 war insbefondere darüber Klage erhoben 
worden, daß die Produkte der inländifchen Forftwirtbichaft gegenüber der aus⸗ 
märtigen Konkurrenz nicht genügend gefchüßt, daß für Holz und Holzkohlen 
die Eifenbahntarife minder günftige wie für mineralifche Kohle und daß be 
mwaldete Srundftüde im Vergleich mit den landmwirtbichaftlich benugten in der 
Srundfteuer überbürdet feien: e8 wurden Einführung von Einfuhrzöllen auf 
fremde Hölzer in Höhe von fünf Procent des Werthes, Ermäßigung der Eijen- 
babntarifjäge für die Produtte der Forftwirtdfchaft und Entbürdung der Wald- 
grundſtücke von einem Theil der bisherigen Grundfteuer verlangt®?). Die 
beiden legten Klagen haben fich bei der Enquete von 1879—1880 nicht reproducirt: 
dagegen hat ein von einem Mitgliede der Enqustecommilfion Herrn Kars?®) 
unter Hinweis auf den wachlenden Umfang des Imports ſchwediſcher, norwegifcher, 
ſchweizer, öfterreichifcher und ſelbſt ameritanifcher Hölzer abgefaßtes Gutachten die 
Rothwendigkeit eined Zollſchutzes darzulegen verfucht; der Beurtheilung dieſes 
Gutachtens hat fich jedoch die Enqustefommiffton nicht angefchloflen, vielmehr in 
Uebereinftimmung mit dem Öutachten eined anderen Mitgliedes, Herm Clave5*), 
ieftgeftellt, daß die forftmirthichaftliche Produktion ſich ſeit 1861 im Fortſchreiten 
befinde und daß die Tendenz, den Forſtkulturen eine größere Ausdehnung zu 
geben, eine offenbare fei: der Rüdgang in einzelnen &ebietstheilen ift durch 
die Aufnahme namentlih im Norden und Oſten Frankreichs weit übermogen 
worden. Die National-Gefellichaft für Aderbau ift dieſen Anfichten beigetreten 55). 


51) Enquête 1879—1880, Bd. II, ©. 30, 452. Intereſſante Notizen über den 
Umfang ber —— im Departement des Doubs enthält da3 Bulletin du 
ministöre de l’agric., Jahrg. 1883, S. 968 ff. Danach hat fih von 1841 bis 1882 
bie Produktion dor * 2208786 a uf 5 139 143 ET gehoben. 

92) Enqudte 1866—1870, I, ers 26 ff. 

53) Enquete 1879-1880, Bd. II, 

54) Daſelbſt ©. 

55) Daſelbſt ©. 2 452. 
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B. Nach den Aategorien der Betriebe. 


Ergebnifje der Entwidlung der Rentabilität der verſchie— 
denen Produktionszweige. 


Das Ergebniß der im vorigen Unterabjchnitt zulammengeftellten Rotizen 
läßt fich dahin zufammenfaffen, daß der Aufſchwung, welcher im erften Jahr⸗ 
zehnt nad dem Eintritt in die Politit der Handelöverträge faft in allen 
Zweigen der Landwirthſchaft wahrnehmbar war, fi keineswegs überall als ein 
nachhaltiger und Dauernder behauptet hat; während im Futterbau, ın 
den meiften Zmeigen der Viehzucht und — ſoweit nicht die Berheerungen der 
Reblaus in Betracht fommen — aud im Weinbau das Fortichreiten zu erhöhter 
Produktivität und Nentabilität ein ftetige8 geblieben ift, hat die Kultur der 
Handelsgemwächje und der Betrieb der landwirtbfchaftlichen Induftrien unter 
Kalamitäten und ungünftigen Konjunkturen aller Art vielfach erheblich gelitten: 
eine mittlere Stellung nimmt, mas die Ergebniffe anlangt, der Getreidebau 
ein: wenn e8 auch dafür, daß derjelbe im Großen und Ganzen nicht mehr 
gewinnbringend fei oder daß er doch von der allgemeinen Anficht der Land⸗ 
wirthe für nicht mehr gewinnbringend gehalten werde, an einem Nachweile fehlt, 
fo ift e8 doch richtig, daß eine FKortentwidelung der Rentabilität in dieſem 
Zweige des Landbaues in einem dem früheren Wachsthum entiprechenden Verhältniß 
neuerdings nicht mehr ftattgefunden hat, daß vielmehr der mit den Körnerban 
erzielte Gewinn in einer nicht unbeträchtlichen Zahl von Fällen ein fchembarer 
geworden ift und daß die Schwierigkeiten, auß dem Körnerbau eine entſprechende 
Rente zu ziehen, fih für viele landwirthſchaftliche Betriebe vermehrt haben; 
daß der Ertrag fogar häufig die Werbungstoften nicht dede, haben die bei ber 
Enquöte von 1879—1880 von der Aderbaugefellichaft formulinten Antworten nad 
Maßgabe der von manchen Korrefpondenten in diefem Sinne abgegebenen Gnt- 
achten konftatirt: wefentliche Faktoren diefer Erfcheinung bilden nach faft über 
einftinmender Anficht der betheiligten Kreiſe einerjeitS das erhebliche Steigen 
der Löhne, welches die Bewirthichaftungstoften erhöht, andererfeitS die Preis- 
entmwidelung, die gerade was die Produfte des Getreidebaus anlangt, hinter 
dem Berhältniß jener Erhöhung der Bewirthichaftungstoften zurüdgeblieben it; 
dies Mißverhältniß mußte in den Rentabilitätdergebnifien des Getreidebaues um 
fo mehr berwortreten, ein je größerer gerade in die ſem Zweige der landwirth⸗ 
ichaftlichen Produktion zumal im Vergleich mit dem Futterbau und der Viehzucht 
der Antbeil der Arbeit und der Lohnarbeit ift. Indeſſen nicht blos nad 
den Sulturzweigen, fondern auch nad den einzelnen Kategorien der Betriebe 
ift das Verhältniß der Betheiligung der Tohnarbeit ein verſchiedenes: fchon hıer- 
aus folgt, daß die Nentabilitätgergebnifje fich für die verfchiedenen Kategorien 
der Betriebe verfchieden geftalten mußten. 


Scheidung zwiihen den Kategorien der landwirthſchaft— 
lihen Betriebe. Enquäte von 1866-1870. 


Schon die Enquete vom 1866—1870 hatte, indem fie die Ermwerbälag: 
der einzelnen felbjtändigen Landwirthe konftatirte, nah den Kategorien 
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der Betriebe unterfchieden 5%); fie hatte einen erheblichen Aufſchwung namentlich 
für den Groß» und andererjeit3 den Slleinbefig feftgeftellt; bei jenem be= 
rubte die größere Projperität vor Allem auf der intelligenteren Leitung und der 
Berfügung über erheblichere Kapitalien; bei diefem auf dem größeren wirtbichaft- 
lichen Effekt der eigenen Arbeitsleiftungen des in der Regel has Grundftitd 
jelbft bebauenden Eigenthümers; nicht ganz fo günftig hatte fich die Lage des 
Mittelbefiges entwidelt, indem diefer häufig einestheil3 mit dem ſpärlichen Zufluß 
verfügbarer Kapitalien, andererfeit3 mit der Vertheuerung der Lohnarbeit zu 
timpfen hatte. Im Allgemeinen hatte die eingetretene günftigere Rage eine bei den 
dandwirthen faft aller bierhergehörigen Kategorien beobachtete Verbeſſerung 
der Tebensbedingungen und Erhöhung der Lebensanſprüche zur 
Folge gehabt: in noch höherem Grade, als die materielle Lage fich verbeflert hatte, 
war die Bachtrente geftiegen, da die Grundherren den eingetretenen Aufſchwung 
im Algemeinen zu nahdrüdlicherer Ausnugung ihres Monopols gegenüber den 
Pähhtern benusten und häufig eine erhebliche Erhöhung ihrer Pachtzinfen erreichten. 
Diefer Sachlage gegenüber gewährt die fpecialifirende Darftellung der Enquöte 
von 1879— 1880 allerdings ein in manchen Stüden verändertes Bild 5 =). 


Enqu&tevon 1879 —1880. 1) Groß- und Mittelbefig. 
a) Eigenthüner. 

Die Antworten der Aderbau-Gejellichaft 57) jcheiden zunächſt zwiſchen dem 
vorherrſchend duch Pächter oder Métayer bewirthichafteten Groß- und 
Mittelbefig einer- und dem in der Negel durch die Eigenthbümer un— 
mittelbar betriebenen Klein befig andererfeits: bei den Gütern der erjteren 
beiden Kategorien wird wieder, was die von den Eigenthümern erzielten Rentabilis 
tüt8ergebniffe anlangt, zwifchen den durch Pächter und den durch Metayer bewirth- 
ſchafteten Gütern unterjchieden. In Anfehung der von den Pächtern bewirth« 
Ihafteten Güter hat in den Gegenden, in denen Futterbau und Viehzucht vor» 
bereichen, jene nach dem Jahre 1861 eingetretene Steigerung des Pachtzinſes fich 
als eine konftante behauptet und hat diefem Verhältniß entiprechend , ſich die 
Lage der Grundeigenthümer verbeflert; anders in den Gegenden, wo der Körner⸗ 
bau prävalirt; bier hat jene im Anfange der Periode der Handelsverträge ein⸗ 
getretene Steigerung der Pachtzinjen vielfach wieder Herabjegungen Play machen 
müflen. Weniger ift eine Verſchiedenheit zwiichen den vorherrichend Körnerbau 
und vorherrichend Viehzucht treibenden Gegenden in den Ergebniffen hervor⸗ 
getreten, welche von den Eigenthümern in Theilbau gegebener Güter ge- 
wonnen worden find; da hier der Eigenthümer feinen Antheil am Brutto-Er« 
trage erhielt und die Arbeitsräfte vom Metayer, welcher einen großen Theil 


& u den Bericht de Monny de Mornay’s, Enquôte 1366—1870, Ser. I, 


Bd. I 
568) Im Allgemeinen charalterifirt fich die Aenderung als ein zu Gunften 
der Iondwirthichaftlichen Arbeit in ihren verichiebenen Abftufungen und zum Nachtheil 
des Monopold des Eigenthümers ſich vollziebender Umſchwung, wie Dies bie vor- 
trefflichen Unterfuchungen Baubrillart’3 über die ländliche Bevölferung bed Nord» 
weſtens Frankreichs — fucceffive erjchienen in den Seances et travaux de l’academie 
es sciences morales et politiques — Llar erkennen lafjen. 
57) Enquéête 1889—1880, Bd. IL, S. 458 ff. 
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der mwirtbichaftlihen Verrichtungen felbft mit Hülfe feiner Angehörigen wahr⸗ 
zunehmen pflegt, zu beichaffen find, fo hat hier das Steigen der Löhne auf den 
vom Grundeigenthümer bezogenen Ertrag geringeren Einfluß gehabt; die Lage 
der Eigenthümer folcher Güter ift daher auch in den vorwiegend Getreideban 
treibenden Gegenden eine im Verhältniß günftigere geblieben, 


b) Pächter und Metayer. 


Die Lage des Päch ters ift in den Futterbau und Viehzucht treibenden 
Gegenden im Allgemeinen feit 1861 eine beflere geworden, obwohl in der Regel 
nicht nur ein höherer Pachtzins gezahlt wird, fondern auch fonft gefteigertt 
Laſten zu tragen find ; von den Gegenden, in denen der Getreideban 
gilt zwar nicht das Gleiche, doch befanden fich überall die Pächter fleinerer Be 
figungen, die neben ihren Familienangehörigen nur felten fremde Arbeiter ver 
menden, in einer verhältnigmäßig günftigen Lage; das Beftreben ſolcher Pächter 
pflegt darauf gerichtet zu fein, felbit Eigenthümer zu werden. Ber den Pächten 
großer Befigungen befteht in einem großen Theil Franfreich8 die Tendenz, ihre 
Betriebe durch Theilung in mittlere umzuwandeln; im Allgemeinen fuden die 
Pächter in den hauptſächlich Getreide bauenden Gegenden ihre Betriebe umzu⸗ 
geitalten und in zunehmendem Berhältnig auf Viehzucht einzurichten, um 
derartige Ummandlungen und überhaupt Berbeflerungen realifiren zu können, 
werden von dein Pächtern längere Pachtperioden immer allgemeiner erftrebt. Ju 
der Rage der Metayer mar eine feit den lebten zwanzig Jahren faft überall 
wahrnehmbare Beilerung konftatirt; namentlich ift eine folche dann vorhanden, mern 
der Theilbauer fich der Aufzucht und Mäftung von Vieh mibmet; allerdings wird 
daneben auch der Drud der mahjenden Laſten und ebenfo wenn der Metayer 
fremde Arbeiter verwendet, da® Steigen der Urbeitslöhne empfunden; einer 
nachtheiligen Einfluß anf die Lage der Metayer bat ferner das au 
Sinken der Preife des Schweinefleiiche8, wie ein ſolches in den Jahren 18:9 
und 1880 bemerfbar wurde, ausgeübt, da die Schweinezucht gerade für diett 
Klajje der Landwirthe eine befonder8 ergiebige Hülfsquelle zu bilden pflegt 
Dur die veränderte Hollgefeßgebung und da8 Verbot der Einfühmm 
amerifanifchen geſalzenen Schweinefleifches, hat fich inzwiichen das Gleichgewicht 
der Preife wieder hergeftellt. 


2) Kleinbefig. 


Die günftigften find die Ergebniffe und zwar ebenjo in den vorherrſchend 
Getreidebau wie in den vorherrichend Viehzucht treibenden Gegenden für ben 
Heinen Grundbeflg; der Eigentümer, welcher bier die in feiner Wirthihait 
erforderlichen Arbeiten faft immer felbft oder mit Hülfe der Mitglieder feiner 
Familie ausführt, wird von der Höhe der Kühne nur wenig betroffen und pflegt 
zugleich jehr erhebliche Ergänzungen feines Gewinns aus der für Redaung 
Anderer geleifteten Tohnarbeit zu entnehmen : beides zufammen, der Ertrag jener 
Grundftüde und der Verdienft der Lohnarbeit fchafft ihm zumal bei den io 
erheblichen Eteigen der Töhne ausfömmlichen Geminn. 

Es find hiernach im Allgemeinen die Verhältnifle der Eigenthümer nnd 
Pächter größerer oder mittlerer Güter in den vorzugsweiſe Getreide banenden 
Gegenden, bezüglich deren fih eine ungünftige Einwirkung der Konjunlturen u 
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neuerer Zeit geltend macht; es jcheint indeilen, daß diefe Einwirkung durch die 
Beſſerung, wie fie in der Lage der Eigenthümer und Pächter in den vorzugd- 
weile Viehzucht treibenden Gegenden fomwie im Allgemeinen in der Tage der 
Metayer und der Heinen Eigenthümer und Pächter eingetreten ift, aufgemogen 
oder überwogen wird. 


(. Rükmwirkung auf die Geflaltung der Pachtzinfe und Raufpreife. 
Berfhiebung der Rentabilitätsverhältniffe 


Nah dem Bilde, welches die vorftehenden Notizen ergeben, ift die Ent⸗ 
pidlung der Rentabilität, zumal in den legten zehn Jahren, je nach den ein⸗ 
zelnen Zweigen der landwirtbichaftlichen Produktion und den einzelnen Kategorien 
der Betriebe eine überaus ungleihmäßige geweſen: es befteht kein Zweifel 
darüber, daß eine Berfhiebung.der Rentabilitätsverhältniffe ftattgefunden hat. 
Aber bierin Liegt noch nicht ohne Weiteres ein Rüdgang. Jene Berjchiebung 
der Rentabilitätsverhältniffe, wenn fie auch in foctalpolitiicher Hinſicht von 
mannigfachen Nachtheilen begleitet geweſen fein mag, würde doch einen Rüdgang 
nur infoweit bedeuten, als die Minderungen des Ertrag, mie fie in 
anzelnen Gebieten bervortreten, nicht etwa durh Erhöhung in andern ihre 
Ausgleihung fänden. Auf das Gefammtverhältnig der Rentabilitäts⸗ 
entwicklung in den einzelnen Randestheilen bezw. demnächft im ganzen Yande fommt 
8 an. Ein abjolut vollftändiges Material für die Feſtſtellung dieſes Geſammt⸗ 
verhältniffes würde nur dadurch zu gewinnen fein, daß die Reinertragsverhältnifie 
ſämmtlicher landwirthichaftlicher Betriebe für den in Frage ftehenden Zeitraum 
nach gleihen Komptabilitätsgrundfägen feftgeftelt würden: daß eine ſolche Auf⸗ 
gabe undurdhführbar ift, liegt auf der Hand. Wir find, um für unfere Schlüfle 
bezüglich jenes Gefammtverhältnifjes eine Bafi zu finden, auf diejenigen Zahlen⸗ 
angaben beſchränkt, welche nach den vorhandenen Einrichtungen zur Verfügung 
der öffentlichen Behörden ftehen bezm. in öffentlichen Dokumenten zum Ausdrud 
gelangen: aber diefe Zahlenangaben fließen in Frankreich reichlicher als ander- 
wärts. Ein fehr umfaflendes hierher gehöriges Material enthalten zunächft die 
Angaben der Pachtzinsbeträge in den zur Einregifteirung gelangenden Pacht- 
verträgen über ländliche Grundftüde, bei dem Umfange, in welchem in faft 
allen Yandestheilen die Bewirthichaftung der Grundftüde durch Pächter üblich 
ft und bei der Allgenteinheit, in welcher die Pachtverträge zur Einregiftrirung 
vorgelegt werden, bietet die Zufammenftellung und Vergleichung jener Pacht⸗ 
zinöbeträge zur Beurtheilung der Reinertragsverhältnifie Anhaltspunkte von her⸗ 
vorragender Wichtigfeit. Aber e8 hat ferner die franzöfiiche Regierung die 
Feſtſtellung der Neinerträge des Ländlichen oder vielmehr des nicht bebauten 
Grundeigenthums im Steuerintereſſe zum Gegenftand umfangreicher Ermitte⸗ 
lungen gemadt; mie fchon oben erwähnt, hat zweimal, zuerft in den Jahren 
1851 — 1853 und fodann in den Jahren 1879 — 1881 eine Feftftellung des 
feuerfähigen Reinertrags der zu jener Klaſſe des Grundeigenthund gehörigen 
Grundſtücke ftattgefunden. Die Länge des zwifchen beiden Feflftellungen liegenden 
Zeitraum, melde die Ergebniffe von einander entfernter Zeitperioden mit 
einander zu vergleichen geftattet, macht die Refultate diefer Ermittelungen zu 
beſonders werthuollen. . | 


02 von Reitzenſtein, Landwirthſchaft Frankreichs. 


Bergleihung der PBahtzinserträge verfhiedener Zeitpuantte 


Der Enqudte von 1879—1880 gebührt das Verdienſt, das in da 
Pachtzinsangaben der zur Einregiftrirung vorgelegten Berträge enthaltene 
Material zuerft für die Beurtheilung der Rentabilitätsverhältnifle verwertket zu 
haben. Es find die Jahre 1867, 1872 und 1877, für welche die aus den Zu. 
faınmenftellungen der Beamten des Enregiftrement3 gezogenen Ziffernrefultate mt 
einander verglichen werden: nur in fofern ift die Zuverläffigleit des ans dire 
Vergleichung geichöpften Ergebnifjes eine nicht ganz vollftändige, als im Jahr 
1867 die Borlegung der Pachtverträge zur Einregiftrirung noch eine fremilix 
war und die Möglichkeit beftand, die Gebühren des Fiskus durch niedriger 
Angaben des Objelt3 zu verringern; erft mit dem Geſetz vom 23. Auguft 1871 
wurde die Einregiftrirung der Pachtverträge und die genaue Angabe der Objett 
zu einer Verbindlichkeit, deren Nichterfüllung unter Strafe geftellt war; daj 
der bei Weitem größere Theil der Berpadhtungen früher nicht zur Einregifie- 
rung gelangte, erweilt der ſehr erhebliche Zugang, melden die zur Anmeldung 
beim Enregiftrement gelommenen verpachteten Flächen im Jahre 1872 gegen 
das Jahr 1867 erfahren haben; menn indeflen auch der Durchfchnittäbetrag 
des Pachtzinfes, wie er fih für das legtgedachte Fahr aus den bezeichneten 
Notizen ergiebt, in Folge der in einer Anzahl von Fällen gemachten zu niedrigen 
Angaben Hinter demjenigen Betrage zurüdbleiben mag, welcher in Wirklichter 
damals erreicht worden war, fo ift doch mit Recht die Enquêtekommiſſion de 
Aderbaugefellichaft davon ausgegangen, daß die hierin beruhende Ungenanigtet 
feine jo erhebliche fein fönne, um die Thatſache eines erheblichen Wachſens de 
durchſchnittlichen Pachtzinjes zwilchen beiden Zeitpunkten in Frage zu fielen: 
wären die Fälle zu niedriger Angaben des Pachtzinſes fo zahlreiche geweſen, 
dag fie auf das Gefammtergebnig einen wefentlichen Einfluß hätten üben 
fönnen, fo würde fich zwiſchen beiden Zeitpunkten das Zurückgehen des Padı- 
zinsertrageS in der Region des Südens keineswegs in dem Verhältniß bemer- 
bar gemacht haben, wie folches fich aus der hier nachfolgenden Tabelle 5°) ergiebl. 

Die BVergleichung der Jahre 1867 und 1872 zeigt hiernach ein Badia 
des durchſchnittlichen Pachtertrages in dem jehr bedeutenden Berhältnz 
von 63,02 zu 72,76 Fr. pro Heltar, alfo um gegen 15 Procent: mag ummerbiz 
dies Verhältniß eine gewiſſe Kürzung durch die Inbetrachtziehung der im Jahre 
1867 noch vorgefommenen Fälle zu niedriger Angabe des Pachtzinſes erfahren, 
fo gewinnt das Ergebniß doch andererfeit3 wieder dadurch weſentlich an Fr 
deutung, daß bei Zeititellung der Crgebniffe von 1872 der Rüdgang der 
Tachterträge im Süden, wie er die Wirkung jener befonderen wirthihaftlihe 
Kalamitäten: der Verwüſtungen der Phyllorera, des Darniederliegens des Sader 
baues und des Aufhörens des Krappbaues geweſen ift, bereit3 einen erheblihe: | 
Faltor gebildet hat; für die übrigen Landestheile geftaltet ſich dadurch das 
Durchſchnittsverhältniß zu einem um fo günftigeren. Die Vergleichung mit 
den Ergebnifjen des Jahres 1877 exgiebt zunächſt für die Region des Süden? 
einen weiteren Rüdgang von 61,38 auf 51,78 Fr. pro Hektar; em Ride 
gang — von 57,07 auf 53,73 — zeigt fich ferner auch in der Hegion des 








58) Zufammengeftellt aud ben drei Enquäte 1879—1880, Bd. II, €. 3% bit 
223 enthaltenen Weberfichten. 
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mittleren Oftens ; anfcheinend ift es das Zurückgehen des Wein- und Seidenbanes 
im Departement Ardeche, da3 auf dies Ergebniß von bejonderem Einfluß 
geweſen ift; ein unbedeutende Sinken — von 51 auf 50,80 und von 64,47 
auf 64,26 Fr. — ergiebt fi endlich für die Regionen des Centrums und de 
Oſtens; das Zurüdgehen ift indeflen bier ein fo geringfügiges, daß der Zuftand 
in beiden legteren Regionen ſich als ein ftationärer wohl noch bezeichnen läßt 
Ungeachtet diejes nicht günftigen Berhältnifle8 in vier von den in Betracht 
fommenden zwölf Regionen, das zum größten Theil auf Rechnung der über 
einzelne Specialzweige der Landwirthſchaft hereingebrochenen Kalamitäten zu 
jegen ift, hat dennoch der Durchſchnittsbetrag des Pachtzinfes für ganz YFrant: 
reich eine Steigerung von 72,76 auf 78,50 Fr. pro Heltar erfahren: es find 
insbefondere die Regionen des Nordweſtens, des Nordens und des mittleren 
Weiten, melde auch in dieſer Periode eine namhafte Steigerung der Pacht 
zinserträge — von 97,85 bezw. 105,74 und 60,96 auf 102,25 bezw. 111,35 
und 66,23 Fr. — aufweiſen; gerade dieje Regionen gehören aber zu denjenigen, 
in denen der Öetreidebau eine bejondere Ausdehnung hat; daß ein durd die 
größern Schwierigkeiten, denen die Erzielung einer Rente beim Getreideban ber 
gegnet, heroorgerufener Niedergang der Landwirthſchaft ſich in einem Sinken der 
Pachterträge kundgebe, ift daher eine Behauptung, welche fih aus dem an 
gezogenen Ziffernmaterial, fomweit die Zeit bis zum Jahre 1877 in Betradt 
fommt, nicht erweiſen läßt und zwar dies um fo weniger, ald die große wirth⸗ 
ſchaftliche Krifis, welche zwilhen den Jahren 1872 und 1877 liegt und melde 
eine Erlahmung des Spehulationdgeiftes zur naturgemäßen Folge hatte, an und 
für fi fchon ein Zurüdgehen der Pachterträge ausreichend erklären würde. Ueber 
den zwiſchen den Jahren 1867 und 1877 liegenden Zeitraum hinaus hat die 
Enquete von 18709—1880 ihre Verſuche, die Entwidelung der Rentabilität 
der Landwirtbichaft in den Ziffern der Pachtzinserträge nachzumeilen, nid 
erftredt: au8 dem gelammten vorliegenden Material ift jedoch die Weberzengung 
geſchöpft worden, daß feit dem Jahre 1850 die Pachtrente im Berhältnig von 
5 3u 7 geftiegen feid?). Es kommt dies Berhältnig demjenigen ziemlich nahe, 
in welchem nad den Beranichlagungen Leonce de Lavergne’8 der Bruttoertrag 
der Tandwirthichaft Frankreichs gemahlen ift. Dieſer hervorragende Schrift⸗ 
fteller nimmt an, daß der Werth der jährlichen Gefammtproduftion fich in den 
25 Jahren, welche dem Erjcheinen der legten Ausgabe jeines Werts — 1877 — 
porangingen, im Berbältniß von 5 zu 7! erhöht habe °°). 


Ermittelungen betr. den Reinertrag und den Verkaufswerth 
des unbebauten Grundeigenthums. 


Mit diefen Veranſchlagungen trefien in munberbar genauer Weife dir 
Ergebniffe überein, zu denen die Vergleichung der erft neuerdings in ihren 
Reſultaten veröffentlichten, in den Jahren 1879 bis 1881 von der Steuer 
verwaltung ausgeführten Erhebungen über den fleuerbaren Reinertrag des foge 
nannten nicht bebauten Grundeigenthums mit den gleichartigen Erhebungen der 
Jahre 1851 bis 1853 geführt hat. Die Aufgabe, welche diefe Erhebungen 


59) Enquäte 1879—1880, Bb. II, ©. 229. 
60) 2. de Zavergne, &conomie rurale de la France, 4. Aufl., ©. 474. 
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fich ftellten, war die Ermittelung des Reinertrags und des Verkaufswerths des 
gefammten Grundeigenthums ausſchließlich der auf demjelben befindlichen, der 
Heranziehung zur Steuer nad) befonderen Grundjägen untermorfenen Gebäude: 
dieſe Ermittelungen find für jedes einzelne Departement und demnädft durch 
Zufammenrechnung der gefundenen Zahlen für das gefammte Staatögebiet zur 
Ausführung gebracht worden; wie der fo gefundene Gefammtreinertrag und 
Geſammtverkaufswerth fih auf die verichiedenen Kulturmaſſen vertheilt, ift zwar 
bei den Ermittelungen von 1879 bis 1881, nicht dagegen bei denen von 1851 
bis 1853 feftgeftellt morden; dagegen bat eine Gegenüberftellung des für die 
einzelnen Kulturmaflen pro Hektar zur den bezüglichen beiden Zeitpunften er⸗ 
mittelten Durchſchnittsreinertrags und Durchſchnittsverkaufswerths ftattgefunden. 
Die wichtigſten Bahlenverhältniffe vergegenmärtigt die umftehende Tabelle 81): 
Die Ziffern der Columnen 5 und 6 ftellen indeflen das Verhältniß der Zu⸗ 
nahme in fofern nicht ganz richtig dar, al3 die Ermittelungen von 1879—1881 
fi) auf die inzwiſchen hinzugetretenen und daher in die Ermittelungen von 
1851 —1853 nicht einbegriffenen Departements Savoyen, Oberes Savoyen und 
Seealpen, jowie auf daß 1851 ebenfalld mweggebliebeue Korfifa erftredt haben; 
werden die auf diefe Departements entfallenden Zahlen bei den Reſultaten von 
1879—1881 in Abzug gebracht, fo ergiebt ſich für diejenigen Departements, 
auf welche die Ermittelungen von 1851— 1853 fi) bezogen haben, ein Wachs⸗ 
thum des Reinertrags fämmtlicher fteuerpflichtiger unbebauter Riegenfchaften 
von 1824186249 auf 2588373635 und des Verkaufswerths von 
61189030452 auf 89848 325 346 Fr.; auch nad) diefer Berichtigung übers 
trıfft das Berhältniß der Zunahme des Neinertrags um ein Wenige das von der 
Enquöte von 1879—1880 für das Wachſen der PBachtrente angenommene von 
5 zu 7; das Berhältniß der Zunahme des Verfaufswerths ift ein noch günftigeres 
und nähert fi) dem von Lavergne für das Wachen des Bruttoertrages angenom⸗ 
menen Berhältnig von 5 zu 73,2; die etwas ſtärkere Proportion für dies Wachien 
des Verkaufswerths hängt damit zufammen, daß fich zwiſchen beiden Zeit« 
punkten das Berhältniß des Kaufpreifes zum Pachtzinſe geändert hat; mährend 
da8 Verhältniß zum erfteren Zeitpunfte ſich nach einem Binsfuße von 2,98 
bewegt, entiprach dajielbe zur legterem Beitpuntte nur noch einem ſolchen von 
2,89, ein Herabgehen, das fi) aus den natürlichen Sinken des Kapitalzins⸗ 
{ußes erflärt und ein Korrelat dieſes letzteren Proceſſes bildet. Der Durch⸗ 
ſchnittsreinertrag ift von 38,04 Fr. im Jahre 1851 auf 52,87 Fr. im Jahre 
1879, der Durchſchnittsverkaufswerth von 1282,29 Fr. auf 1830,39 binaufs 
gegangen; am ftärkften ift die legtere Steigerung beim aderbaren Lande und 
beim Weinlande gewejen, wo fie etwa im Verhältniß von 2 zu 3 ftattgefunden 
bat; fie erreicht nicht ganz das Verhältuiß von 3 zu 4 bei deu Wielen und 
den zum Futterbau beftimmten Ländereien; fie hat bei den Waldungen fi nur 
im Verhältniß von 6 zu 7 vollzogen. Noch meit ungleichmäßiger als über 
die Kulturarten vertheilt die Erhöhung des Reinertrags und des Verkaufs⸗ 


61) Das Material ift entnommen aus dem Bulletin du ministere de l’agriculture, 
Jahrg. 1883, S. 600 ff., 837 ff., 949 ff. Die feitdem erfchienene bejondere Ausgabe 
diefer Ermittelungen babe ich zur Zeit der Feſtſtellung bed Terted noch nicht eins 

Lönnen. Aus derjelben ergiebt fi, daß als der Zeitpunkt, auf den fich die 
öefftellungen beziehen, der 1. Januar 1879 angenommen worden ift. 
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werths fich über die Departements; es hat ſich eine Verminderung des Verkaufs⸗ 
wertb8 nur für die Departements Obere Alpen, Dröme, Gard, Ardeche und 
obere Marne, ein Zurüdgehen des Reinertragg nur für die drei erften der 
genannten Departements ergeben. Das Zurüdgeben ift daher nur erceptionell 
auf Grund befonderer anormaler Verhältniffe wahrnehmbar geweien. “Die er- 
mittelten Ziffern ergaben daher für das behauptete Sinken des Geſammtwerths 
nit nur feine Anhaltspunkte, fondern zeigen im Gegentbeil, daß im Durch⸗ 
ſchnitt Neinertrag und Bodenwerth in den legten dem Jahre 1879 voran= 
gegangenen Jahrzehnten in völlig normalem Berhältnig gewachſen find, 
Allerdings ftehen diefer legteren Auffaflung die Aeußerungen einzelner 
bei der Enquéête von 1879—1880 gehörter Korrefpondenten gegenüber, welche 
in Webereinftimmung mit einem Theil der agrarifchen Litteratur eine zuneh⸗ 
mende Entwerthung des Grundbefiges behaupten und deren Anfichten auch die 
von der Aderbaugefellihaft formulirte Antwort in gewillen Grade Rechnung 
getragen bat; jene Ziffernergebniffe müflen zu Zweifeln darüber Anlaß geben, 
ob den gedachten Aeußerungen überhaupt eine meitergreifende Bedeutung bei⸗ 
zumefjen und ob nicht eine große Zahl von ihnen auf Rechnung theils ercep- 
tioneller Lokaler Verhältniffe, theil3 der Schmwarzmalerei zu fegen ift, die fich 
in der Preſſe der bezüglichen Richtung nur zu häufig findet. Wie vorfichtig 
derartige Angaben aufzunehmen find, hat ein Vorgang gezeigt, der fich bei der 
Enquete von 1879—1880 innerhalb der von der Société nationale ernannten 
Kommiſſion abſpielte. Hier war die Wichtigkeit der Behauptung, daß die 
Preife des Grundes und Bodens im Bourbonnais feit dem Jahre 1860 
geftiegen feien, von einem Mitgliede als unrichtig beftritten worden; die von 
einem anderen Mitgliede hierauf eingefammelten Notizen binfichtlih der Preife, 
zu denen dafelbft Befigungen thatfächlich verfauft waren bezw. hinſichtlich der 
Beträge, auf welche der Verkaufswerth der Güter gefchägt wurde, beftätigten 
indefien ein jehr erhebliches Steigen de8 Verkaufswerths; während in den 
vierziger Jahren die Preiſe ſich zmiichen 255 und 538 Fr. pro Hektar bewegt 
hatten, haben diefelben in den Jahren 1875 bi8 1879 1700 bis 2300, ja 
felbjt — bei einem im Jahre 1879 verkauften Gute von nicht einmal hervor⸗ 
ragender Bodenqualität — 3000 Zr. betragen. Die Kommiffion konnte ferner 
fi) auf eine Aeußerung des Iandmwirthichaftlichen Preßorgans der betr. Gegend, 
der von der Societe d’agriculture im Departement Allier herausgegebenen 
Zeitichrift beziehen. „Unfere Cantons,“ hieß e8 dajelbft in der Nummer vom 
1. Jamar 1880 mit Bezug auf die Cantons des Arrondiffementd von Mouling, 
„haben ein raſches Wahsthum im Wege der landmwirthichaftlichen Berbefle- 
rungen befundet. Ein Out, das heute einen Kapitalwerth von 200000 Fr. 
darfiellt, galt vor 40 Jahren faum 30000 Fr. 82)“. Bon größerem Gewicht 
ift e8 zwar, daß die Societe nationale felbft jenen Anfichten in ſoweit beigepflichtet 
hat, als fie in ihren Antworten ein Zurüdgehen der Bodenpreife in den vor⸗ 
zugsweiſe Getreidebau treibenden Landestheilen in den legten zwei Jahren 
bezeugt; der Zeitraum, für melden die Sinken konftatirt wird, ift indeflen 
ein fo kurzer und ein jo außergewöhnlich ungünftige Verhältniſſe der 


62) Siehe über alles dies die Enquête 1879—1880, ©. 229 ff. 
Schriften XXVII. — Agrariſche Zuſtände ıc. 7 
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landwirthſchaftlichen Produktion aufmeifender, daß durch Lediglich auf dieſen 
Beitraum ſich erftredende Wahrnehmungen jenes für einen fo viel weiteren Zeitraun 
feftgeftellte Verhältniß der Zunahme nicht alterirt werden kann. Schwankunge 
im Bodenwerth und temporäre Rüdgänge nach größerem Anwachſen werden fii 
niemal3 ganz ausjchließen laſſen: für das wirthichaftlihe Sefammtergebni! 
find indeflen nur diejenigen Vorgänge, weldhe in längerer Entwidelung fi 
behaupten bezw. durch Bahlenrefultate fixiren, von Bedeutung. 

Aus der Beobahtung der Entwidelung der Pachtzinserträge und Ber 
faufswerthe,, wie fie nach den obigen Zahlenergebnifien ſich ſtellt, laſſen fi 
demnah Anhaltspunkte für die Anficht, daß die Landwirtbichaft fi zu 
Beit der legten Enquöte im Rüdgange befunden babe, nicht gewinnen, 


vl. 


Aus- und Einfuhr Iandwirthichaftliher Produfte. 


Bedeutung der Handel3bilanz der landwirtbfchaftliden 
Produkte. 


Ein ſo werthvolles Material für die Beurtheilung des Güterquantums, 
das die landwirthſchaftliche Produktion der Geſammwirthſchaft des Volkes zu⸗ 
führt, die Ermittelung der Reinerträge auch enthält, ſo bleibt doch dies Material 
ſelbſt ein unvollkommenes, theils weil die Schätzung ſtets eine in gewiſſem 
Grade arbiträre und überdies von manchen zufälligen und vorübergehenden Phaſen 
und Konjunkturen abhängige iſt, theils weil die Landwirthſchaft in der Indivi⸗ 
dualwirthſchaft ſich mit anderen Produktionszweigen vielfach fo kombinirt, daß 
eine Ausſcheidung des auf die Landwirthſchaft als ſolche entfallenden Gewinne⸗ 
namöglich iſt. Immerhin ergiebt die Schätzung des Reinertrags, wenn fie mit 
Umfiht und Gründlichkeit vorgenommen wird, eine bei Weitem brauchbarere und 
zuverläffigere Baſis, als die Ermittelung bes Berhältnifies zwilchen dem Werth 
drausgeführten und dereingeführten landwirtbichaftlihen Produkte, eines 
Terhäftniffes, auf deſſen Bedeutung für die Beurtheilung des aus der landwirth- 
Ihaftlichen Produktion der Gefammtmwirthichaft zufliegenden Gewinnes nicht felten 
zu viel Gewicht gelegt worden ift. Je weniger das Wirtbichaftögebiet einer 
Ration ein abgeſchloſſenes ift, je mehr bei letzterer die Kapitalanfammlung umd 
der Befig im Auslande mwerbender Kapitalien fortichreitet, defto weniger geftatten 
die Ergebniſſe der Handelsbilanz Schlüffe auf die Erhöhung der Güterproduftion 
und die Vermehrung des nationalen Vermögens; noch meniger aber Tann bie 
Handelshilang eined einzelnen Produftionszweiges für die Beantwortung jener 
Fragen Anhaltspunkte bieten: die Zunahme des Werthes der eingeführten im 
Vergleich zu den: der ausgeführten Güter ift hier oft nur ein Symptom des 
Wachſens des inländifchen Verbrauches, eines Wachſens, das ebenjowohl in ver« 
— Ueberſchüſſen anderer inländiſchen Produktionszweige als in den ſteigen⸗ 

den Erträgniſſen der dem nationalen Vermögen angehörigen, im Auslande 
werbenden Kapitalien fein Aequivalent finden kann. Immerhin ift indeflen die 
Feſtſtellung des WBerthverhälinifies der Ausfuhr zur Einfuhr bezüglich der land⸗ 
wirthſchaftlichen Produkte keineswegs ohne wesentliches Intereſſe: erhebliche 
Modififationen und Verfchiebungen des Berhältnifjes, welche nicht in dem Gange 

7 % 
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der Gefanmmtentwidlung ihre Erflärung fänden, würden ſtets zu ernſten Fragen 
nach den Urſachen diefer Erfcheimungen bezw. nach der Lage der betreffenden 
einzelnen landwirtbichaftlichen Produktionszmweige Anlaß geben müſſen. Es er⸗ 
ſcheint daher gerechtfertigt, daß die Enquete von 1879 jene Berbältnifie der 
Aus- und Einfuhr wenigftens in Anfehung der wihtigften landwirthſchaftlichen 
Produkte in den Kreis der Erörterung gezogen hat. | 


Hauptlategorien der Aud- und Einfuhr. 


Was nun das Verhältniß anlangt, mit welchem die Hanptfategorien der 
landwirthſchaftlichen Erzeugniffe bezw. der fonft die Landwirthſchaft — 
den Artikel im Geſammtbetrage ausgeführter bezw. eingeführter 
— ſind, ſo ergiebt ſich daſſelbe aus — für das Jahr 1880 — 

abelle: 


Werth ber Ausfuhr | Werth der Einfuhr 
Kategorien der Artikel ‚Tandioiethiehaftticher Probufte bezw. die Land- 
wirthichaft intereffirender Artikel 


I. Landwirthſchaftliche neue 
im natürlichen le eziv. 





in dem ber exiten Umwand⸗ 
lung... = au Ä 308 768 480 | 1 675 672 100 
II. Sabrilate. -... 2.2... 417 650 402 547 512 664 
III. Dieb. .2.: 0 0 91 838 284 259 184 332 
IV. Animalifche Produkte und Ab: 
GONge: a. a een | 372 520 924 788 686 667 
V. LandbwirtHichaftliche Maſchinen 3240152 9 420 376 
Gefammtimwertd. . . .. 2... 1193 018 192 | 3974 476 139 
Der Werth der Geſammtausfuhr 
bezw. Einfuhr Frankreichs be» 
ee 3 561 504 345 4 683 511 681 


Als diejenigen Artikel, auf welche wegen des hervorragenden Antheils, 
mit dem fie am Gefammtwertb des Imports und des Exports participiven, 
näher einzugehen ift, find Weizen, Vieh und Fleiſch, Wein und Zucker her 
porzubeben. 


Insbefondere: 1) Weizen. 


In Bezug auf die Aus- und Einfuhr von Weizen find bei der Enquete 
von 1879—1880 die Ergebniffe der Periode der Echelle mobile (1821 bis 
1861) und der Periode der Handelsverträge (1862 bis 1878) einander gegene 
übergeftellt worden; aus der letzteren Jahresreihe ſcheidet jedoch das Jahr 
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1870 aus, weil in demfelben Aufzeichnungen nicht ftattgefunden haben. Das 
Verhältniß der Aus⸗ und Einfuhr in beiden Perioden ergiebt fi aus der 
nachfolgenden Tabelle: 


Gefammtbetrag der Ausfuhr 








. Sefammtbetrag ber Einfuhr 
Zeitraum in Heftolitern in Heftolitern 
1821 bis mit 1861 | 45 735 486 68621752 
1862 big mit 1878 | 40 604 198 103 745 828 
durchſchnittlicher Jahres: | durchichnittiicher Jahres⸗ 
betrag betrag 
1821 bis 1861 | 1115499 1673 700 


1862 bis 1878 | 2 537 762 6484 114 


Der letzteren Jahresreihe ſchließen fich die Jahre 1879 und 1880 mit einer 
Ausfuhr an Weizen von 343 184 bezw. 118,588 und mit einer Einfuhr von 
29720291 bezw. 26665916 Heltolitern an!); biefelben zeigen, den fo 
überaus ungünftigen Ergebniffen der Ernten von 1878 und 1879 entiprechend, 
einen Ueberſchuß der Einfuhr über die Ausfuhr, wie es bis dahin niemals 
ah nur annähernd erreicht worden war; für.die Beurtbeilung. der allge» 
meinen Sachlage werden die völlig erceptionellen Ergebnifje diefer Jahre nicht 
berangezogen werden Fönnen. Indeſſen auch die vorher vorgenommene Gegen⸗ 
überftellung Längerer Yahresreihen ergiebt ein erhebliches Steigen des Ueber⸗ 
ſchuſſes der Einfuhr über die Ausfuhr; nur verliert diefe Zunahme ihr Beun- 
rubigendes, wenn erwogen wird, daß in dem Zeitraum von 1821 bis 1878 
die Einwohnerzahl fi von 30905788 auf 37181016 erhöht bat und daß in 
noch weit flärterer Progreffion der Verbrauch gewachſen ift, welchen man für die 
Zeit von 1821 bis 1835 auf 61683 072, für die Zeit von 1836 bis 1855 
auf 78337631 und für die Zeit von 1856 bis 1879 auf 102129 859 Helto- 
liter jährlich berechnet hat. Diefer Mehrkonſum ift zum bei Weitem größten 
Theil durch die Steigerung der inländischen Produktion gededt worden. In jedem 
Falle bildet das eingeführte Ouantum im Durchſchnitt nur einen vers 
bältnigmäßig geringen Bruchtheil des gefammten Verbrauchsquantums. 


2) Lebendes Vieh und Fleifd. 


Ebenfo wenig weiſen die Yeltftellungen in Betreff der Aus- und Einfuhr 
von Iebendem Vieh und von Fleifchwaaren ein ungünftiges Verhältniß auf. 
Alerdings iſt das Duantum des eingeführten Viehs und Fleifches in beträcht⸗ 
lichen Maßſtabe gewachſen; die folgende Tabelle macht für die wichtigften der 
dierher gehörigen Artite' diefe Zunahme erfichtlich. 


1) Die Jahre 1881 und 1882 laſſen fich Hier nicht anreihen, ba bezüglich 
derielben die Zahlenangaben in Centnern, nicht in Heftolitern — worden And 


8. 
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Urten bes Viehs Ausfuhr 
bezw. ber Fleiſch⸗ — — 7 


Einfuhr 


— — — — — — 


1882 | 1878 | 1879 | 1880 1881 1882 














waaren I 1878 | 1879 | 1880 | 
| | | 
A. Bebendes Vieh: | Stuück Stüd Städ Stuck Gtüd Stüd Städ Städ Stüd Stüd 
Ochſen........ | 2aı| 16999| 19956] 27581, 39908] 134 738, 107180] 68384) 54133) 77866 
Stiere . 910 464 9538| 1306| 1022 25838 255 1902 179 1687 
Junge Stiere und Oak 234 386 soss 1064! 122) sa ser 5811 2958 4279 
Kübe . .. 21419| 136601 22259| 304551 29355! 974191 9919| 654811 44098) 50133 
Yunge Kühe . .| 2056| 1817) 4964 508° Aal sBısıl VB A805 21390) 4208 
Kälber. .......| 1194| 9329) 102621 10651 8990. 54487| 51175 506811 452901 56442 
Schafe... .....) 38512] 32004] 31978| 31306) 30484! 2343288] 2023 747, 2078491 1 711 964| 2 154 964 
Schweine. ....:.| 5449| 625711 41359) 41050| 30222. 130063] 146970 164152! 167611) 99096 
Ferkel . ne 27656| 24751] 12700 | 15 234 | 14.682 | 13925| 58591 89 984] 81870 
Wild, Federvieh und ailogr. | Anl... 
Schildkröten . . . 4.003 442 |1.960 552 | 8370 207 [8513 — 2646524) 2517939, 3129842] 3319871 
| | 
B. Fleiſch: Kilogr. , Nilogr. Kilogr. Kilogr. Kilogr. Kilogr. Kilogr. Kilogr. | Kilogr. Kilogr. 
Friſches... 818568, 584 026. 547 195 841958 918275) 5239465| 5850 131 7518539 5745 141 6.028 507 
GefalzenesSchweinefleifch | 
incl. Sped . . . . 11566296 1656890 1514258 | 1950 856 | 1480 134131 792 778 35 675 131|38 713 268 19 716 281) 3268 126 





Gefalzenes anderes Fleiſch 5889771 645320 | 5348320 578790, 414315 
Fleiſch von Wild, Ge | | | 
Nägel, Schildkröten | 2563 101 |2 924 013 | 2640 978 | 2 640 978 3 058 831 Ä 2899 842| 348600) 3450 389: 3 325 359| 3 831 300 


| 


830 106| 517810) 1288465 6915 127| 5 665 056 


ı 
t 
} 
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Es ift jedoch auch diefe Zunahme Teineswegs auf Koſten der inneren 
Produktion bezw. des vom Verbrauch durch die inländifche Produktion gededten 
Omantumd erfolgt, vielmehr ift gerade died Quantum vom Jahre 1856 bis 
zum Jahre 1877 in ftarfer Progreffion und in einem Verhältniß gewachſen, 
weiches Hinter dem der Zunahme des Geſammifleiſchverbrauchs nicht zurück⸗ 
geblieben if. Das gefammte von der inländifchen Produltion dem in⸗ und aus⸗ 
lãndiſchen Verbrauch gelieferte Quantum ift von 835116500 im Jahre 1856 
auf 1200 210500 Kilogr. im Jahre 1877 binaufgegangen: hiervon gingen im 
Jahre 1856 13712800, im Jahre 1877 28675200 Kilogr. in den Konfum 
des Auslandes über; im Inlande wurden von erfigenanntem Ouantum im 
Jahre 1856: 821403 700, im Jahre 1877: 1171535300 Kilogr. verzehrt. 
ya der gleihen Periode ift der jährliche Fleiichverbrauh pro Kopf in den 
Gemeinden von 10000 Seelen und mehr und in den Arrondiſſementshaupt⸗ 
orten von 54,600 auf 66,750, in den andern Gemeinden von 17,800 auf 
25,920 Kilogr. geftiegen : der nach dieſen Ziffern berechnete Geſammtkonſum ergiebt 
zwiſchen denjelben Jahren eine Steigerung von 872 506 902 auf 1317 071 682 
Kilogr. ; hiernach würden vom Gefammtlonfum im Jahre 1856: 51103 202, im 
Sabre 1877: 145536382 Kilogr. dur den Import gededt worden fein ?). 
Nicht erheblich divergirt von diefem Ergebniß das Verhältniß, das nach den 
von der Bollverwaltung gelieferten Zahlen des Imports berechnet worden ift; 
nad) diejen legteren wäre das vom Konſum durch die Einfuhr gededte Quantum 
von 51 071300 im Jahre 1856 auf 125559 600 im Jahre 1877 gewadhjjen?). 
Beide nach verfchiedenen Methoden gefundenen und nicht allzubeträchtlich von ein» 
ander abweichenden Ziffernrefultate fprechen daher für ein normales und 
günſtiges Berhältnig der Entwidelung. Sie erweifen zunächſt die große 
abfolmte Höhe und die enorme Steigerung des Fleiſchverbrauchs in 
Frankreich; fie ergeben fodann, daß von diefem Verbrauch nur eine relativ immerhin 
geringfügige Quote — zur Zeit etwa 1/10 — durch die Einfuhr aus dem Aus- 
lande gedeckt worden ift, daß ferner das durch die inländische Produktion bei 
geſtenerte Quantum fich in einem über da8 der Zunahme der Bevölkerung weit 
hinaus gehenden Verhältniß gehoben hat. Die Zahlen der inzwifchen weiter ver- 
Hoflenen Fahre ändern diefe Beurtheilung nur wenig; fie find aus der oben 
mitgetheilten Tabelle erfichtlih. Dieſelbe meift eine Zunahme de8 ErportS und 
eine Verminderung des Imports beim Rindvieh nad; bei den Schafen hat 
fih der Import nur wenig, erheblicher der Erport verringert; die Einfuhr von 
Schweinen zeigt ein ſtarkes Anwachſen bis zum Jahre 1881, in welchem fie 
den Betrag von 167611 erreicht; von da finft fie im Jahre 1882 auf 
9096. Noch bei Weitem ftärter prägt fich diefe Bewegung beim gejalgenen 
Schweinefleiſch aus; von nahezu 38°, Millionen Kilogr., welches Quantum fie 
m Jahre 1830 erreicht Hatte, ift fie in Folge des gegen die Einfuhr folchen 
Fleiſches aus Amerika erlaffenen Verbot auf 19:4 Millionen, im Sabre 
1881 auf nur 31’, Millionen im Jahre 1882 herabgegangen. Im Ganzen 
hat in den legten Jahren das Berhältnig des Imports zum Export fi) nicht 
beträchtlich zum Nachtheil des erfteren geändert, eine Thatfache die wohl aus 


2) Enquête 1879—1880, 3b. II, S. 190. 
3) Enquete 1879—1880 a. a. O. 
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der in Folge der ungünftiger gewordenen Erwerbsverhältnifſe naturgemäß ein 
getretenen erheblichen temporären Minderung des Fleiſchkonſums ſich ausreichend 
erflärt. 

3) Eier, Batter und Käſe. 


Im Anſchluß an die Geftaltung des Verhältniſſes des Erport3 und Im—⸗ 
port8 beim lebenden Vieh und beim Fleiſch mag bier die Erwähnung de 
erheblichen Aufſchwungs ihre Stelle finden, welchen in Folge der fehr erweiterten 
Produftion und der Berbefferung der Abſatzwege der Export von Butter und 
Eiern ebenjo nad) jeinem abjoluten Betrage ald — wenigftens was den erfteren 
Artikel anlangt — auch nad) feinem Berhältnig zum Import genommen hat; bei 
Weiten nicht erreicht wird dies Verhältniß beim Käſe, in Betreff melden 
Artifel3 der Weberfchuß der Einfuhr über die Ausfuhr, wenn längere Zeit: 
räume in Betracht gezogen werden, beträchtlich gewachſen if. Die Zahlen 
ergeben ſich aus nachftehender Tabelle *): 





| Ausfuhr | Einfuhr 





ODE | 
Butter | Mile | Gier | Mutter | Rafe Gier 





| Kilogr. Kilogr. Kilogr. | Kilogr. Kilogr. | Kilogt. 
1862 11859 271 1660575 \14086 638 || 2148949 | 5162 144 2318 &x 
1867 834186713 | 2810196 88 706 187 | 3677820 |10291 7883774181 
1872 28945618| 3048262 | 22 673 298 | 8628 743 |11172297 501988 
1877 37708616| 3862826 |27122085 | 4395007 |11389 582, 6 0660 
1882 ig 466 629 | 5 430 534 | 19596 122%), 6441 010 | 17.056.088 8123514 


| | 








Mit Recht weift die Enquete von 1879—1880 auf die beträctlik 


Ergänzung Bin, melde das Duantum der aus der Viehzucht gemonnenen 
Erzeugniffe durch weitere Ausbildung jener Richtungen der Produktion erhalten 
fann; es erklärt fich hieraus der Werth, der auf die Weiterentwidelung ver 
Allem der Käſefabrikation gelegt wird. 


4) Bein. 


Die Schwankungen, welche das Verhältniß des Erports zum Import dei 
Weinz zeigt, beruhen großentheil® auf dem wechielnden Ergebnig der Eratr; 
fie find jedoch minder flarfe, als die des Ernteertrages ſelbſt, da die Ber: 
werthung durch den Handel fich nicht in gleichen Zeiträumen an die Gewinnung 
duch die Ernte anſchließt; der im Großen und Ganzen ungeachtet bieler 








4) Das Material der Tabelle ift in der Enqu&te 18791880, Bd. II, €. 19a. 
und in ben im Bulletin du ministöre de l’agriculture, Jahrg. 1883, S. 82 und 


392 mitgetheilten Notizen enthalten. 
5) Das Jahr 1832 war ein exrceptionell ungünftiges; 1880 betrug der Erport 
21413932, 1881 21 052 485. 
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Schwankungen nachweisbaren und durch die Verheerungen der Reblaus noch 
nicht aufgermogenen Steigerung der inländischen Produktion ift ſchon oben gedacht 
worden. Während diefer Steigerung der inländijchen Produftion auch eine 
Steigerung des Exports entipricht, welcher 1850 bis 1859 jährlich durch⸗ 
ſchnittlich 1764760, 1860 bis 1869 2479573, 1870 bis 1879 3 288 464 
Heftoliter betragen bat®), geht neben der Steigerung der Ausfuhr auch eine 
folde der Einfuhr ber, deren jährlider Durchſchnittsbetrag fi in ben 
genannten Zeitperioden auf 180096 bezw. 193882 und 834 363 Heftol. be» 
laufen hat”); nachdem im Jahre 1879 3046 737 auge und 2938 111 ein- 
gefithyt worden waren, ſank im Jahre 1880 die Ausfuhr auf 2487 581 Helto- 
liter, während die Einfuhr fih auf das bis dahin nicht annähernd erreichte 
Duantum von 7220574 Heftoliter fteigerte®) ; zu der durchichnittlichen Jahres⸗ 
prodaftion, die fih nad) Obigem in den Jahren 1850 bi8 1859 auf 80 190 600, 
in den Jahren 1860 bis 1869 auf 50242567, in den Jahren 1870 bis 
1879 endlih auf 52875955 SHelftoliter bemaß, fteht das ausgeführte 
Dmantum in dem nur wenig veränderten Verhältnig von 1 zu 16!/e big 
20, wogegen die Einfuhr fi zur Gefammtproduftion in den Jahren 1850 
bi8 1859 wie 1 zu 166, in den Jahren 1870 bis 1879 wie 1 zu 64 
verhielt; es erhellt bierans, daß dem Quantum nad) die Ausfuhr und vollends 
die Einfuhr nur eine geringe Quote des in Frankreich producirten Weines 
darftelt. Der Schmerpunft der Bewegung, welche Aus ımd Einfuhr nach—⸗ 
weifen, beruht in dem Werthverhältniß; mährend der Durchſchnittspreis des 
er portirten Weine8 gegen die vierziger Jahre eine erhebliche wenn auch dur 
die geringe Qualität der meiften Ernten im letten Jahrzehnt theilweife mieder 
rüdgängig gewordene?) Steigerung aufweiſt, geht der Durchichnittöpreiß der 
im portirten Weine fortgefegt herab: e8 betrug der mittlere Preis des erfteren 
1847 bis 1849: 28,68, 1850 bi8 1859: 96,73, 1860 bi8 1869: 94,72, 
1870 bis 1879: 71,83 Frs., der des importirten Weins dagegen in den 
gleichen Zeiträumen 162,97 bezw. 106,56, 45,65 und 41,48 18.19); der 
Breis des Weines beim Producenten hat fich, wie oben bemerkt worden, ftir 
die Jahre 1862 bis 1869 auf durchſchnittlich 22,60, für die Jahre 1870 bie 
1879 auf durchſchnittlich 28,91 Fr. fiir den SHeftoliter belaufen. Syiernach 
bat, obwohl der Import in einem ftärleren Verhältniß ald der Export gewachſen 
ift, doch der Frankreich aus der Werthdifferenz der Aus- und Einfuhr er- 
wachfene Ertrag, wenn der der Enquête von 1879 —1880 vorangegangene 
dreißigjährige Zeitraum zur Baſis der Schägung genommen wird, fih nicht 
wmerheblih erhöht; der Betrag, um welchen der Werth der Ausfuhr an Wein 
den der Einfuhr durchfchnittlich überfteigt, ift nahezu ausreichend, um für den 
Mehrwerth des unter regelmäßigen Berhältnifien aus dem Auslande bezogenen 
Theil3 des Bedarfs an Weizen und Fleiſch gegenüber dem ausgeführten Quantum 
Dedung zu gewähren. | 

6) Berechnet nach der Zabelle im Annuaire statistique de la France, Jahrg. 


1883, ©. 306 ff. 
T) Rad) derielben Tabelle berechnet. 
8) Siehe die citirte Tabelle. 
9) Nur mit biefer Einfchränfung läßt fih die in den Dokumenten der Enquäte 
von 1879—1880, Bd. I, S. 224, behauptete Steigerung ald vorhanden anerkennen. 
10) Berechnet nach ber Tabelle Enquête 1879—1880 a. a. D. 


106 von Reigenflein, Landiwirthichaft Frankreich. 


5) Zuder. 


Zu einem erheblichen Ausfuhrobjeft hatte in Folge des Aufſchwunges der 
bezüglichen Induſtrie und der mit den Handelöverträgen eingetretenen Emei⸗ 
terung des Abſatzgebietes fi) der Rübenzucker entwidelt; die Ausfuhr von 
raffinirtem Zuder, die im Jahre 1860 50179488, im Jahre 1869 97 300 395 
Kilogr. betragen hatte, erreichte im Jahre 1875 mit 214100015 ihren Höhe 
puntt; von da beginnt ein Rückgang; im Jahre 1877 war die Ausfuhr anf 
154 377290 1°), im Jahre 1882 auf 109 471613 Kilogr. 1?) gejunten ; während 
fie im Jahre 1875 nicht viel weniger ald die Hälfte der Gefammtproduftion 
betrug, überflieg fie in Fahre 1882 nicht ſehr erheblich ein Drittel dieſer letz⸗ 
teren, welche inzwifchen überdies fich ebenfalls beträchtlich vermindert hatte; der 
Ausfuhr an raffinirtem Zuder von 109 471613 und an rohem Rübenzuder von 
37 433 319 Kilogr. fteht im Jahre 1882 eine Einfuhr von 1598 948 Kilogr. an 
raffinirtem Zuder und 227169002 Kilogr. an Rohzuder gegenüber ; von letz⸗ 
terem Quantum waren 91 740939 Kilogr. aus den franzöfiichen Kolonien, der 
Neft von 135 418 063 Kilogr. aus dem Auslande eingeführt; die legtere Summe 
zerfiel wieder in 59 826 276 Kilogr. an Robrzuder und 75 591 787 Kilogr. an 
Rübenzuder 18). Das Zurüdgehen des Erports an Rübenzuder wird, wie ſchon 
oben erwähnt, wohl mit Recht auf Rechnung der wachſenden Konkurrenz 
Deutfchlands bei Verjorgung des engliichen Zuckermarktes geſetzt; dem Steigen 
der Einfuhr aus Deutjchland entipricht die Abnahme derjenigen aus Frankreich. 
Da indeſſen das gegenwärtige Ausfuhrquantum das im Jahre 1869 vorhanden 
geweſene nicht unbeträchtlich überfteigt, fo wird die Lage der bezüglichen Induſtrie 
auch zur Zeit noch nicht als eine ganz ungünftige bezeichnet werden fönnen. 

Aus Dorftehendem gebt hervor, daß die Entwidelung des Berhält- 
nifjes der Aus» und Einfuhr der mwichtigften Erzeugniffe der Landwirihſchaft 
Momente, melde auf ein Zurüdgeben der legteren im Öroßen nnd 
Ganzen fchließen liegen, nicht ergiebt. Im Allgemeinen hat, wo in Folge der 
ungünftigen Ernten der Jahre 1878 und 1879 dies Verhältniß fich als ein 
minder bejriedigended geftaltet hatte, dieſe Erſcheinung durch die Ergebniſſe 
der folgenden Jahre bereits wieder ihre Ausgleichung erhalten. 


— — — 


11) Vorſtehende Zahlen entnehme ich Francke, bie — Frankreich 
in Gonrad’3 Jahrb. für National-Delonomie und Statiſtit, N. F. Bd. I, ©. 3%. 
12) Bulletin du ministere de l’agricultare, Sjahrg. 1883, ©. 382, 393. 

13) Bulletin du ministere de l’agriculture a. a. O. ©. 389, 392. Rad ben 
oben erwähnten neueften Veröffentlichungen des Handeläminifteriums — Annales 
da commerce ext£rieur, faits commerciaux No. 104 ©. 165 — bat die Sefamat: 
ausfuhr an raffinirtem Zuder einfchliehlich des auß importirtem Robzuder fabricirten 
auf Rohzuder reducirt betragen: 1869: 1210430, 1875: 2693 370, 1879: 1 975 140, 
1832: 1 606 910 Zoppel-Gentner (quintaux metriques). 








VIII. 


Die Frage des Rückganges der Landwirthichaft und feiner Urſachen 
bor der Enguöte von 1879—1880. 


Begrenzung der Frage. Umfang des beobadhteten Rüdganges, 


Die Frage, wie weit ein Rückgang der Landwirthſchaft vorliege, findet im 
Allgemeinen bereit8 durch das in den lebten beiden Abfchnitten Gefagte feine 
Erledigung. Während für diejenigen Gegenden, die von den Bermwüftungen 
der Reblaus, dem Darniederliegen des Seidenbaues und dem Aufhören des 
Krappbaues betroffen worden find, ein ſolches Zurüdgehen unzweifelhaft 
ft, ft e3 nicht minder gewiß, daß in den vorherrfchend Futterbau und Viehzucht 
treibenden Landestheilen wie in den meiften derjenigen Gegenden, in denen der 
Weinbau prävalirt, der Aufſchwung ein konftanter geblieben if. Eine 
Rreitige ift die Frage hauptſächlich nur hinfichtlich der vorzugsweife Getreide 
producirenden Tandeötheile geblieben. Auch in Bezug auf dieje hat fich jedoch das 
Gebiet der Diskuſſion weſentlich verengt; denn aus der Vergleihung der Rein- 
erträge und der durchſchnittlichen Kaufpreife nach den Feſtſtellungen, wie fie in 
den Jahren 1851 —1853 und 1879—1881 ftattgefunden haben, geht hervor, 
dag das Geſammtergebniß jener Periode ein normales und beträchtliche Wachien 
der Rentabilität geweſen ift; es zeigt ferner die in kürzeren Perioden beobachtete 
Bewegung der Pachtzinfe, daß bis zum Jahre 1877 von einem Rüdgange 
auch in den vorherrichend Getreide producirenden Gegenden im Allgemeinen 
met gefprochen merden kann. Dagegen liegen aus ben Jahren 1879 und 
1880 mande Wahrnehmungen vor, weldhe als Symptome eines in größerer 
Ausdehnung fich geltend machenden Zurüdgehens aufgefaßt werden Türmen und 
melhe jedenfall zur forgfältigen Prüfung der bezüglichen Exfcheinungen und 
zur Erörterung der Frage Anlaß geben mußten, in wiefern in denjelben die Ein- 
wirkung lediglih temporär ungünftiger Verhältnifje oder aber ein Dauerndes 
Herabgehen der Rentabilität zu Tage getreten fei. Der Nationalgejellichaft 
für Aderban läßt fi das Anerkenntniß nicht verfagen, diefe Prüfung in objel- 
tiver und in nach damaliger Tage der Berhältniffe ausreichender Weife zum Ab⸗ 
ſchluß gebracht zu haben. 
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Gruppirung der Urfaden. 


Nah Maßgabe des ebenbezeichneten Inhalts der Frage fcheiden die von 
der Gefellichaft ertheilten Antworten!) die thatfächlichen Verhältniſſe, denen 
an den in den Streifen der landwirtbichaftlichen Bevölkerung empfundenen 
Mißſtänden ein vorwiegender Antheil zugefchrieben wird, in zwei Gruppen: m 
folche, welche accidenteller und daher überwiegend voriibergehender Art und in 
folche, welche, weil in der allgemeinen Entwidelung begründet, Dvauernder Natur 
find. Bu den erfteren werden, abgejehen von der Verbreitung der Reblaus, 
der Sranfheit der Seidenwürmer und der. Vernichtung zahlveicher landwirth- 
fchaftlicher Kapitalien während des Krieges von 1870—1871 vor Allem die 
ungünftigen Witterungsverbältniffe gerechnet, die in den Fahren 1878 und 
1879 faft in ganz Frankreich errichten; al8 Urſachen Dauernder Natur habe 
vorzugsweiſe die in einem heil Frankreich vorhandene zu große Theilung 
und Berfplitterung des Grundeigenthums, fodann die faft allgemein beobachtet 
Thatfache des zunehmenden Mangels an landwirthichaftlichen Arbeitern bezw. 
des Steigens der Arbeitslöhne, die unverhältnigmäßige Inanfpruchnahme de 
Grundertrage8 durch Steuern und öffentliche Taften und endlich die der Jar 
duftrie gegenüber ungünftigere Behandlung der Landwirthſchaft durch die Zoll 
gejeggebung Erwähnung und Erörterung gefunden. 


AUccidentelle Urjaden. 


Bon den accidentellen Urfachen können jene befonderen Verhältnifie, unter 
denen Wein- und GSeidenbau gelitten haben, weil jchon im früheren ausreichend 
behandelt, hier unberüdfichtigt bleiben. Was die anormalen Witterungd: 
verhältniſſe anlangt, fo wird denfelben von allen Seiten?) ein erheb- 
licher Antheil an den ungünftigen Exrgebniffen, welche die Landwirthſchaft in den 
Jahren 1878 und 1879 aufzumeifen hatte, zugeſchrieben; die Ernte von 1873 
blieb nicht nur im Körnerertrage weit hinter einem mittleren Ergebniß zurüd, 
fondern es war auch die Qualität des Getreide eine weit geringere als jonf, 
ein Umftand der bejonder8 die Preife der einheimiſchen Waare drüdte, m 
Jahre 1879 war zwar der Körnerertrag ein noch geringerer, aber die Cualttät 
eine bejjere, fo daß fich die Preife für inländifches Getreide trog der ver 
größerten Einfuhr wieder langlam hoben. Die Antworten der Aderbau 
geſellſchaft ftellen ausdrüdlih feit, daß der Einwirkung diefer Witterung® 
verhältniffe ein weſentlicher Antheil an der mißlichen Lage, über welche von 
vielen Tandwirtben Klage geführt wurde, zuaufchreiben fei; die ungünftign 
Wirkungen der ebengenannten Mißernten verfchärften fi) dadurch, dag and 
die Weinernten fehlichlugen. Der Einfluß diefer thatfächlihen Kombination 
mußte in den vorzugsmweife auf Getreidebau angewieſenen Gegenden ſich zuerft 
bei den Pächtern fühlbar machen, welche ungeachtet der Minderung des Er 
trages für den Pachtzins und die Laſten aufzukommen hatten; fie mußte dem 
nächft aber auch die Eigenthümer erreichen, für welche in Folge der gedrüdten 





1) Enquöte 1879—1880, Bb. II, S. 460 ff. 
2) Enguete 1879—1880, Bd. II, ©. 61, 460. 
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Lage der Pächter Berlufte durch Pachtzinsausfälle und Reduktionen unver« 
meidlih waren. Die Gejellihaft nimmt an, daß die Berlufte, welche durch) 
dieje ungünfligen Sonjuncturen herbeigeführt worden find, auch bei Wiederkehr 
guter Ernten nur allmählich ihre Ausgleihung finden können. 


Urfaden dauernder Natur. 


Was nun die dauernden Berhältniffe anlangt, welche an den in der 
Sandwirtbichaft fich kundgebenden Mißſtänden Antbeil haben, fo hat über bie 
Zerfplitterung des Grundeigenthums die in der nationalen Geſellſchaft für 
Aderbau geführte Discuffion®) neue Gefichtspunfte nicht zu Tage gefördert; 
man bat fich begnügt, den nmachtheiligen Einfluß diefer Beriplitterung bei dem 
Grade, den fie in einem Theile Frankreichs bereitS erreicht babe, zu kon⸗ 
fatiren; wenn bei der Enquöte von 1866—1870 die Wurzel dieſes Uebel« 
ſtandes großentheild in dem Grundfag realer Theilung bei Erbesauseinander⸗ 
jegungen gefunden wurde, fo iſt diesmal das Princip der realen Theilung für 
außer aller Frage ftehend erachtet worden; man bat ſich begnügt, auf die 
Wichtigkeit der Erleichterung des Tauſchverkehrs mit Grundftüden, namentlich 
durch Herabjegung der Befigveränderungsabgaben hinzumweifen *). Darüber, daß der 
Mangel an Arbeitskräften bezw. die Berthbeuerung der Arbeit in 
dem Maße, in dem diefe Erfcheinungen in den einzelnen Randestheilen heroorgetreten 
waren, die landwirthichaftliche Produktion ſchwieriger geftaltet hatten, herrſchte 
Uebereinftimmung der Anſichten; aber gleichzeitig wird doch konftatirt, daß die 
Erfenntniß jener Schwierigfeiten und das Beltreben, ihnen dur Vermehrung 
dr Maſchinen abzubelfen, allgemein feien und daß in wachſendem Maße von 
den Landwirthen je nach dem Verhältniß ihrer Einnahmen und der Ausdehnung 
ihrer Befigungen auf die Anwendung von ſolchen ſowohl für die Operationen 
der Heu= und Getreideernte, mie für das Ausörefchen der Körner refurrirt 
werde; Diejenigen, welche nicht die Mittel zum Anlauf derartiger Mafchinen 
haben, pflegten ſich an Unternehmer zu wenden, die mit den Maſchinen von 
Hof zu Hof ziehen und die erwähnten BetriebSoperationen gegen Entgelt be» 
iorgen. Beſonders hebt die Geſellſchaft das nügliche Eingreifen der Klafle der um- 
berziehenden Arbeiter hervor, die indem fie nach einander die Ortichaften 
je nachdem in denfelben die Arbeiten dringlich find, auffuchen, eine Ausgleichung 
der Zeit nach herftellen und durch ihre Konkurrenz auf die Lohnanſprüche der 
übrigen Arbeiter ermäßigend wirken. Cine Herabfegung der Eifenbahnfahr- 
preije für diefe Kategorie der Arbeiter wird für wünjchenswerth erflärt. — Die 
age über das Anwachſen der auf dem ländlichen Grundbefig ruhenden Laſten, 
über deren Begründung ſchon die früheren Ausführungen das Nähere ent- 
kalten, ift in den Antworten der Gefellfchaft nur in geringem Maße betaillirt 
worden; die Antwort der Kommiſſion vermeift lediglih auf die vorzugsweiſe 
a8 der Erhöhung der Kommunale und Departementalzufchläge fich ergebende 
Zunahme der den Grundbeſitz treffenden Steuerlaft; bei der Disfuffion war ferner 
auf die Pferde» und Wagen-, die Hunde», die Zuder- und Weinftener und Die 


3) — 3b. II, S. 278, 337, 344. 
4) Daſelbſt Bd. II, S. 337, 338. 
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Octrois verwielen worden; in&befondere der Tegte Punkt hat zu einer eingehenden 
Debatte Anlaß gegeben; e8 war behauptet worden, daß die Säge der vom den 
Produkten der Landmwirtbichaft erhobenen Dcetroiabgaben 10 bi8 40 ja 
felbft 75 Procent des Werthes der bezüglichen Waaren erreichten und daß bie 
betreffenden Producenten, nachdem fie einmal die Zollbarriere überſchritten, in 
der Negel genöthigt wären, die Waaren zu verkaufen, um fi nicht dem 
Berluft derfelben auszufegen: Die Octroigrenzen wirkten als Hinderniß der 
Circulation; die Unmöglichkeit, alle Vorfchriften des Reglement3 zu erfüllen, 
bebrohe die Verkäufer mit dem Riſiko namhafter Strafen und — in Folge der 
zu führenden Verhandlungen — mit Beitverluften; die Zollabfertigung bedinge 
erheblide Minderungen in der Qualität und entiprechende Entwerthungen; es 
fei ein Irrthum, daß der Octroi eine ausfchlieglih vom Konjumenten getragene 
Abgabe ſei; der Octroi abforbire die Produftionskoften und fchade ebenfo dem 
Producenten wie dem Konfumenten >). Alle diefe Ausführungen eines einzelnen 
Redners blieben in der VBerfammlung im Wefentlihen ohne Widerhall; ſchon 
die Unmöglichkeit, einen Erfag für jene Einnahmequelle zu finden, hielt, mie 
bereit8 oben bemerkt worden, davon ab, einer den Dctroi ungünftig beurthei⸗ 
Ienden Kritif Ausdrud zu geben. ine ähnliche Aufnahme fanden die Aeuße⸗ 
rungen, durch melche derfelbe Redner das Uebermaß der auf dem Grundbeſtz 
haftenden Laſten darzuthun verfuchte; derfelbe glaubte, einen Beweis für die den 
Landbau erdrüdende Ungleichheit der Vertheilung vor Allem in den von zwa 
Sadverftändigen mitgetheilten Erfahrungen zu finden; der Eine, ein Amt 
fpondent der Geſellſchaft aus dem “Departement Pas de Galais, hatte dad 
Berhältniß der Belaftung für den ländlichen Grundbefig auf 44, für den ſtädtiſchen 
auf 11, für das Mobiliareigentfum auf nur 4 Procent angenommen; de 
Andere, ein Gutsbeſitzer aus dem Departement Seine und Marne, hatte an 
gegeben, daß er fein Vermögen zu gleichen Theilen in ländlidem Grundbeſit, 
in Haudgrundftüden zu Paris und in induftriellen Werthen angelegt habe; 
von diefen fei der in legterer Weife angelegte Antheil am menigften mit Ab 
gaben belaftet und bringe die größten Einnahmen; der zweite, obſchon die 
Bewirthihaftung nur einen geringen Aufwand an Mühe erfordere, ergebe doch 
bei mäßigen Laften recht befriedigende Erträge; der erftgenannte dagegen werke, 
wiewohl die Bewirtbfchaftung des bezüglichen ländlichen Grundbefiges von ihm 
felbft geleitet werde, beiden größten Laften die ſchwächſten Einnahmen ab‘). 
Daß die Angaben des erftgenannten Sorreipondenten auf Webertreibung ober 
doch auf unrichtiger Würdigung der Wirkungen des beftehenden Steuerſyſtems 
beruhen, ergeben bereit8 die im Früheren enthaltenen näheren Ausführungen 
über den Umfang der Laſten; die Anfichten des zweiten Sorrefpondenten fonnen 
“in der allgemeinen Art, in der fie formulirt find, nicht als Baſis der Bar 
tbeilung des Rentabilitätsverhältniffes der verfchiedenen Arten der Vermögen 
anlage dienen. Mit Recht ift daher von der Gefellichaft diefen Anführungen 
eine weſentliche Bedeutung nicht zuerlannt worden. Die Auffaffung der Geſell⸗ 
haft hat lediglich in dem, mie fchon oben erwähnt, von ihr ausgeſprochenen 
Wunſche Ausdrud gefunden, daß eine Herabjegung der Grundfteuer um 





5) Dafelbft Bd. II, ©. 335. 
6) Daſelbſt Bd. II, S. 335, 336. 
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20 Procent, fowie eine Ermäßigung der Zudere und Weinftener und eine 
Reduktion der Beſitzveränderungsabgaben herbeigeführt werden möge. 


Beurtheilung der Handels- und Zollpolitit insbefondere. 


Der Schwerpunkt der Diskuſſion indeſſen liegt in der Erörterung bes 
Einfluffes, welchen die von der Regierung befolgte Handels⸗ und Zollpolitik 
auf die Tandmwirthichaft ausgeübt hat. Was zunächſt die in diefer Politik zu 
Zage getretene Tendenz anlangt, deninneren Verkehr von Hemmniſſen möglichft 
zu befreien, fo bat diefelbe Auftimmung gefunden: gegen die fortichreitende 
Beleitigung der Brod⸗ und Fleifchtaren hat fich kein Einwand erhoben. Das 
gegen trat bei der Würdigung der Wirkungen, welche die mit dem Eintritt in 
die Bolitit der Handelöverträge vollzogene Annäherung an den Freihbandel für 
die Landwirthſchaft gehabt hat, eine weitgehende Meinungspverfchieden- 
beit zu Tage. Schon die Gutachten der Korrefpondenten zeigten ein ſolches Aus⸗ 
einandergehen der Anfichten. Unter 88 Korreipondenten, welche die Frage 
behandelt hatten, befanden fich fünf, welche eine Meinung nicht formulirt hatten; 
von den übrigen 83 hatten 44 ſich für die Beibehaltung der freihändlerifchen 
Politit, 39 für die Rückkehr zu einem vermehrten Zollfhuge ausgefprochen ?); 
die Mehrzahl war daher der Anficht geweſen, daß die Gleichftellung der Land⸗ 
wirtbichaft mit den anderen Produktionszweigen — eine Öleichftellung, in deren 
Unerläglichkeit auch die Aeußerungen diefer Mehrzahl mit denen der Minderheit 
übereinftimmten, auf anderem Wege ald dem der Rüdkehr zum Protektionismus 
zu fuchen fei. Eine ähnliche Theilung der Anfichten trat bei der Hauptverhandlung 
innerhalb der Gejellichaft zu Tage). 


Privilegirung der Induſtrie durch die BZolltarife. 


Nur darin berichte, was die bisherige Handelspolitit anlangt, Einver« 
ſtändniß, daß den Intereſſen der Landwirthſchaft bei Aufftellung der Bolltarife 
keineswegs daſſelbe Maß der Berüdfichtigung, welches die Induſtrie gefunden, zu 
Theil geworden fei; daß diefe Tarife der Induftrie eine in geringerem oder höherem 
Grade die Entwiclung der Landwirthſchaft beeinträchtigende bevorzugte Stellung 
geihaffen hätten, wurde allgemein anerlannt; es fand ferner die Anftcht, daß 
die durch den Abſchluß der Handelöverträge vollgogene Annäherung an bie 
Politik des Freihandel die Landwirtbfchaft gefchädigt habe, bei einem Theil 
der Berfammlung warme Veriheidiger; von anderer Seite aber wurde entgegen- 
gehalten, daß gerade unter diefem Regime die landwirthfchaftliche Produktion 
erheblich gewachſen fei, daß die Fleiſchpreiſe in den legten zwanzig Jahren 
eine beträchtliche Steigerung aufgemwiefen, daß die Getreidepreife meit geringere 
Schwankungen als unter der Herrſchaft der échelle mobile gezeigt und aud) 
im Durchfchnitt fich höher als in jener Periode geftellt hätten; es wurde ferner 
auf die umfangreiche Betheiligung der ländlichen Bevölkerung bei der Sub⸗ 
fription auf die Staatörenten, auf den wachſenden Betrag der Sparkaſſen⸗ 


— — — — 


7) Siehe die dieſer Gutachten Enquête 1879 -1880, Bd. II, ©. 68 ff. 
8), Siehe daſelbſt Bd. II, S. 351 ff. 
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einlagen und auf den zunehmenden Werth der Erbmallen als auf Symptome 
bingewiefen, melche eine günftige Entwidlung der Wohlftandöverhältnifle auch 
innerhalb der ländlichen Bevölkerung befundeten. Erwägungen diefer Art ent 
bielten für die Majorität den Anlaß, fi einer abfälligen Beurtheilung des 
Princip8 der befolgten Zollpolitit niht anzuſchließen; die Antıworten 
der Gefellichaft?) geben, indem fie auf die befondere Lage Frankreichs, von deſſen 87 
Departements je nach dem Ergebniß der Ernte ein Viertel, em Drittel umd 
in fchlechten Jahren felbft die Hälfte den eigenen Bedarf an Getreide nicht 
erbaue und auf Zufuhr angemwiefen jei ſowie auf die hiernach fich kreuzenden Inter⸗ 
efien der Produktion und des Verbrauchs Bezug nehmen, der Forderung Aus 
drud, daß auch in der fünftig zur befolgenden Handelspolitit von jeder künſt⸗ 
lichen Bertheuerung de8 Getreides, vor Allem des Weizens und Weizenmehls 
al8 der unentbehrlichften Nahrungsmittel Abftand zu nehmen jei. Nicht ganz 
diefelbe Bedeutung geftehen, obwohl fie den Werth einer durch Niedrighaltung 
der Fleifchpreife zu begünftigenden Vermehrung des Fleiſchkonſums anerkennen, 
die Antworten jener Forderung in Anjehung der Einfuhr von lebendem Bich 
und von Fleifhmaaren zu, da nad) zeitigen Verhältniffen das Fleiſch neben 
dem Getreide für die Ernährung der arbeitenden Klajlen nur einen Gegenſtand 
zweiter Wichtigkeit bilde, Auf Grund diefer Erwägungen ſprechen fie fi), was 
das Getreide anlangt, für die Beibehaltung der Handelspolitit des Fahre 
1861 aus; fie fonftatiren, daß jene unter dem letztgedachten Regime erzielte 
befiere Regelung der Zufuhr bei größerer Stabilität der Preife die Sicher⸗ 
ftellung der Subſiſtenz der Benölferungen, ohne daß Unruhen zu beklagen 
gemejen, ermöglicht habe, daß daher ohne Gefahr auf dem Wege der Frei⸗ 
gebung des Bädergewerbe und der Brodtaren Habe fortgeichritten werden 
fönnen; den beftehenden Einfuhrzoll auf Weizen von 60 Ets. pro “Doppel 
Eentner — etwa 21/s Procent des durchichnittlichen Werthes — eradten fie 
für einen fo niedrigen, daß durch denfelben der Altion de8 Handels fein 
Hinderniß entftehen, auch feine Aufhebung felbft in Fällen jchlechter Ernten nicht 
in Frage kommen fünne; an diefer Geſetzgebung, die fich bewährt habe, dürfe man 
nicht ändern. Ebenſo wird in den Antworten anerfannt, daß das erheblick 
Steigen der Fleifchpreife und die auf der Bellerung der Lage der arbeitenden 
Klaſſen beruhende beträchtliche Erhöhung des Fleifchlonfums wie fie unter dem 
Regime der mit den Handelverträgen eingeleiteten Zollpolitik fich gebildet und 
daß durch diefe die Viehzucht, die bis dahin häufig nur der Gewinnung dei 
Dünger8 wegen betrieben und als ein nothwendiges Uebel betrachtet wurde, 
zu einem wichtigen und felbfiftändigen Zweige der landwirtbichaftlichen Pro 
duftion umgewandelt worden fei; wie in den. übrigen Induſtrien, fo vollzögen 
auch in der Landwirthſchaft die Fortfchritte fich unter dem Einfluß des Gewinne. 
Dennoch babe in den legten zwanzig Jahren das normale Berhälmig durd 

einen ziwiefachen Vorgang fich verfchoben: während einerfeitS in einer nam⸗ 

baften Anzahl von Städten durch BVervielfältigungen bezw. beträchtliche Er 

höhungen der Octroiabgaben die Fleifchpreife fich gefteigert hatten und darans 

der Entwidelung des Verlaufs Hinderniffe erwachſen feien, hätten andererjeits 
die Eingangszölle für Vieh und Fleiſch Herabfegungen über das zuläffige Maß 
— | 


9) Dafeldft Bd. II, ©. 468. 
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erfahren, indem fie auf Beträge berabgefunfen feien, welche dem Berhältniß zu 
dem auf dem Weizen ruhenden Eingangs;olle von 60 CEts. pro Doppelcentner 
nicht mehr entiprächen und nur etwa einem Drittel der letztgedachten Belaftung 
gleich fämen: dieſer Zuftand Fönne nicht befriedigen; mit lebhafter Beunruhigung 
ſehe man aus den Streifen der Tandwirthe die Einführung amerikanischen Viehs 
zu jo unzureichenden Zolljägen,; eine Fortdauer dieſes Mißverhältniffes würde 
vor Allen eine Verminderung der Schweinezucht zur Folge haben und damit 
gerade zur Schädigung der ärmeren unter den Landbau treibenden Familien, 
welhe vorzugsweiſe auf Gewinn aus diefem Zweige der Viehzucht angemiefen 
jeten, beitragen. Eine Abhülfe fei nur durch entiprechende Erhöhung der Vieh⸗ 
md Fleiſchzölle erreichbar; eine ſolche Maßnahme werde überall Vortheil 
bringen, fjelbit in den Gegenden, in denen der Getreidebau vorherrfihe; auch 
in ſolchen Gegenden würde ein derartiger der Aufzucht und Haltung von Bieh 
jegebener Impuls zum Ergebniß haben, daß die Gewinnung des Düngers 
me reichlichere und minder koftipielige werde und daß damit zugleich die Er» 
ziebigleit der Emten wachſe und die Erträge der Gewinnungskoſten fich 
nindern. Das Maß, bis zu welchem eine Erhöhung in Vorfchlag zu bringen, 
rar Gegenftand einer längeren und lebhaften Debatte 10); der von Lecouteug, 
vom ſchon im Vorftehenden genannten verdienftvollen landmwirthichaftlichen Schrift- 
teller geftellte Antrag, dies Maß auf zehn Procent des Werthes feitzufegen, 
hielt nicht Die Majorität, welche fich vielmehr für eine Erhöhung nur um durch⸗ 
Anittlih fünf Procent entfchied. Hierbei erflären die Antworten der Gejellichaft 
3 für rathſam, nicht außer Acht zu laflen, daß Getreide und Vieh, wiemohl 
n verfchiedenem Grade, immerhin für den Unterhalt der Bevölkerung noth- 
dendige Artikel feien, bezüglich deren e8 nicht angezeigt ericheine, ſich 
uch Handelsverträge zu binden, welche die Regierung hindern fünnten, 
m gegebenen Augenblid Herrin im Haufe zu fein. 


Herabfegung der Eingangszölle von Erzeugnijfen der 
Induſtrie. 


Wenn die vorgeſchlagene Erhöhung der Fleiſchzölle bezweckt, eine größere 
Hleihftelung zwiſchen der Landwirthſchaft und der Induſtrie in Anſehung der 
ch die Zollgefeggebung ihren Intereſſen gewährten Berüdfichtigung anzubahnen, 
d findet eine gleiche Tendenz in dem Antrage Ausdrud, die der Induſtrie 
währten Schutzz öhle auf da8 Maß des audy für die Landwirthſchaft be» 
ürworteten Zollſchutzes zurüdzuführen. Wie ſchon vorher angedeutet, wurde 
on allen Seiten die Anficht getheilt, daß die hohen auf der Einführung aus- 
indiiher Fabrikate ruhenden Schußzölle die induftrielle Produktion künftlich 
n einer Weife gefteigert haben, melche der Landwirthſchaft zu ſchwerer Schädigung 
ereiche; nicht nur beziehe diefe ihren Bedarf an Maſchinen u. f. w. theuer, 
ondern auch die Bevölkerung leide durch die Steigerung der Preife für Die 
hrem LebenSunterhalt dienenden Fabrifate als Kleider u. |. w.; vor Allem aber 
eige fih die nachtheilige Wirkung jener Privilegirung darin, daß die durch 
nefelbe hexbeigeführte größere Aentabilität der induftriellen Produktion der 





10) Sajelbft Bd. I, ©. 366 ff. 
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Anlag Sei, daß Kapitalien und Arbeitskräfte fich legterer mit Vorliebe md u 
einem höheren Maße, als dies den natürlichen Ertragsverhältnifien entiprädk, 
zuwenden, daß fie dagegen von der Landwirtbichaft fi) mehr und mehr zurüd« 
ziehen '!). Die Anbahnung einer Befeitigung diefer Privilegirnng um 
die Zurüdführung der von Erzeugniffen der ausländiichen Induſtrie erhobenen 
Eingangszölle auf jenes Marximum von fünf Procent bezw. die Gewährung 
von andermeitigen Kompenſationen für die gegen niedrigere Zölle zuzulaflende 
Einführung der unentbehrlichften Lebensmittel bildet daher den Jnhalt eine 
Forderung, über melde in der Gefellichaft keine Meinungsverſchiedenhei 
beitand 1?). 

Es führt dies zur Prüfung der VBorjchläge, welche behufs Beſeitigung der 
beftehenden Webelftände von der Gefellichaft gemacht worden find. 


11) Siehe bafelbft Bd. II, ©. 424 fi. 
12) Dajelbft ©. 470 ff. 


IX. 
Vorgeichlagene Heilmittel. 


Gruppirung der Heilmittel. 


Die Antworten der National⸗Geſellſchaft für Aderbau fcheiden zwiſchen 
folden Heil- und Förderungsmitteln, deren Anwendung im Bereich der Selbft- 
thätigkeit der landwirthſchaftlichen Bevölkerung liegt und folhen, welche nur 
durch ein Eingreifen des Staats und ſeiner Organe zur Durchführung gebracht 
werden können. Ich verſuche es, dieſe Scheidung auch meiner Darſtellung zu 
Örunde zu legen. 


A. Heilmittel im Bereich der Selbfithätigkeit der Landwirthe. 


Heilmittel im Bereih der Selbftthätigfeit der landwirth— 
ſchaftlichen Broducenten. 
Im Allgemeinen: 

Die Vorſchläge der Gefellichaft!) bewegen ſich in zwei Richtungen: fie 
empfehlen einestheil3 möglichfte Ausdehnung der Viehzucht und der Ueberleitung 
de3 Getreidebaues in diefelbe, ſowie im Anfchluß hieran des Betrieb8 landwirth⸗ 
ſchaftliche Induftrien und Nebenzmweige; anderntheils möglichfte Erweiterung 
des Erſatzes der Menſchenkräfte durch landwirtbfchaftlihe Mafchinen. In 
Bujammenhang nit den Reformen beiberlei Art wird eine Ergänzung bezw. 
ausgedehntere Erjegung des Einzelbetriebs durch den genoſſenſchaftlichen 
angerathen. 


Ausdehnung der Viehzucht und der landwirthbihaftliden 
Induſtrien. 


Die Ausdehnung der Viehzucht ſteigert nicht nur an ſich ſelbſt und un⸗ 
mittelbar den Ertrag, ſondern fie erhöht auch vermöge der größeren Quantitäten 
Dünger, die fie dem Ader zuführt, die Ergiebigkeit des Getreidebaues; die 
Gewinnung einer größeren Menge von Zutterftoffen, wie fie dieſe Reform 
vorausſetzt, läßt fi) am einfachften durch Ausdehnung des Baues von Gräfern 


1) Enqudte 1879—1880, Bb. 1, ©. 467 ff. 
8 * 
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und Futterfräutern erreichen, welche zu fördern wieder die Vermehrung der 
Bewäflerungsanlagen das wirkfamfte Mittel bietet. Neben dieſer Erweiterung der 
Bewäſſerungsanlagen wird die Kultur ſolcher Pflanzen empfohlen, welche 


den mit der Landwirthſchaft verbundenen Induftrien, als Zuderfabriten, VBrenne⸗ 


reien, Stärtemehlfabriten, Delmühlen u. ſ. w., die Robftoffe zuführen; dieſe Ju⸗ 
duftrien gewähren den Bortheil, daß als Rückſtände zahlreiche Elemente zurüdfbleiben, 
die entweder zur Viehfutterung oder als Düngungsmittel die nuͤtzlichſte Ver⸗ 
werthung finden fönnen: zum Verlauf gelangen bier nur die hauptſächlich Per 
bindungen von Waflerftoff und Kohlenftoff enthaltenden Produkte, durch deren 
Abgang die Tragfähigkeit des Bodens feinen Verluſt erleidet. Bor Allem mird die 
Käfefabritation im Wege des Großbetriebs angerathen, fei es, daß dieſe 
PVerallgemeinerung fich durch Begründung privater Etabliffementd von genügenden 
Umfange, fei es daß fie fi durd Ausbreitung der jo bewährten Form der 
fruitieres herbeiführen läßt. Als zwedmäßig wird ferner das in neuerer Zeit 
mehr und mehr Anwendung findende Verfahren bezeichnet, die Abſchlachtung 
des gemäfteten Viehs auf den Gütern jelbit vorzunehmen und lediglih die 
beſſeren Stüde zu verjenden, die geringeren und die Abfälle aber zurüdzu- 
behalten; die erweiterte Anwendung dieje Verfahrens ſetzt indeſſen voraus, dag 
wie in England die Eifenbahnverwaltungen für die Beförderung von Fleiſch auf 
weite Streden zweckmäßig eingerichtete Waggons zur Verfügung ſtellen. Es wird 
endlich auf den Weinbau, die Baumzudht, den Gemüfebau, di 
Seidenraupereien, die Aufzucht von Federpieh, endlich auf die Kultar 
aller Arten induftrieller Gewächſe hingewiefen, Zweige, die überall ba, 
mo jie zmwedmäßig betrieben werden, eine mwerthvolle Ergänzung der lan 
wirthichaftlichen Hauptproduftion bilden, die Mannigfaltigkeit der Produktions 
zreige und Kulturen enthält zugleich, da ungünftige Witterungsverhälmifie nicht 
in demjelben Maße alle Zweige des Landbaues zu treffen pflegen, auch die zwed⸗ 
mäßigfte Berficherung gegen das auf Naturereigniffe zurüdzuführende Fehl⸗ 
ſchlagen der Ernten. 


Erweiterte Anwendung von Maſchinen und Vermehrung 
der Arbeitsträfte. 


Als das geeignetite Mittel, die Steigerung der Löhne im ihren nachtheiligen 
Wirkungen zu befämpfen, bezeichnet die Gejellfchaft die erweiterte Anwendung 
der Mafchinen; für diejenigen Landwirthe, deren Betrieb jeiner Ausdehnung 
nach die Anfchaffung koftipieliger Maſchinen nicht erträgt, empfiehlt die Geſjell⸗ 
haft die Bildung von Genoſſenſchaften, welche die Mafchinen anfaufen und 
fie nach einander den Landwirthen der Gegend zur Verfügung ſtellen; aud ver 
dienen ihrer Anficht nah Unternehmungen, die jich mit den Verrichtungen der 
Getreide» und Heuernte ſowie des Ausdreſchens, in einzelnen Fällen aud mit 
der Bearbeitung des Terraind durch Dampfpflüge gegen Entgelt befafien, Er⸗ 
muthigung; enolih wird die Errihtung von Wohnungen für ländliche Ar⸗ 
beiter in der Weile, daß zugehörige Gärten und Aderftüde die der Bodenarbeit 
fi widmenden Familien in die Lage jegen, die für ihren Unterhalt erforderlichen 
Nahrungsmittel ſelbſt zu erbauen, als ein jehr geeignetes Mittel bezeichnet, 
dem Landbau eine nügliche Arbeiterbevölferung zu erhalten. Ihr Schlukurtheil 
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faßt die Gefellfchaft dahin zufammen, daß die Landwirthe im Wege einer täglich 
ſich vervollftändigenden und verbefiernden Ausbildung in jedem einzelnen Yale 
foweit e8 an ihnen fei, die Mittel finden würden, um gegen die periodiſch 
fi erneuernden Krifen mit Erfolg anzufämpfen, vorausgejegt, daß der Staat 
alle die freie Bewegung derjelben beeinträchtigenden Hindernifle befeitige und 
die Laſten vermindere, welche zur Zeit auf der Landwirthſchaft ruhen. 


B. Eingreifen des Staates und legislatorifhe Reformen. 


Wiewohl die in Vorſchlag gebrachten Mittel, dur) welche der Staat 
behufs Hebung der Landwirthſchaft einzugreifen vermag, bereitS im Vorftehenden 
großentheil8 Erwähnung gefunden haben, empfiehlt e8 fich doch im Intereſſe 
der Ueberfichtlichfeit, die desfalls ausgeiprochenen Wünfche?) bier nochmals 
zulammenzuftellen. Im Bordergrunde ftehen diejenigen Borfchläge, welche auf 
Befeitigung der Inferiorität abzielen, in der, wie behauptet wird, fich die 
dandwirthſchaft nach der Rage der Steuer- und Zollgefeßgebung gegenüber der 
Induſtrie befindet: es wird, um dieſe Ungleichheit aufzuheben, gefordert, daß 
eineötheild die auf ausländischen Fabrifaten ruhenden, zur Zeit oft 30 bis 
40 Procent des Werthes erreihenden Eingangszölle auf ein Marimum von 
5 Procent herabgemindert, die Eingangszölle auf Vieh dagegen anf diefen Betrag 
erhöht würden, daß anderntheils aber aud) eine Revifton der Steuergefeggebung zu 
dem Behufe in die Wege geleitet werde, eine gleichheitlichere Bertheilung 
der Laſten zwiſchen der Induſtrie und der Landwirthichaft Herzuftellen. In 
erſter Linie wird, und zwar insbeſondere als Aequivalent dafür, daß der bis⸗ 
berige niedrige Sat des Eingangszolles auf Weizen, obichon er dem einheimifchen 
Producenten Dedung gegen die Nachtheile der fremden Konkurrenz nicht gewährt, 
mit Bezug auf die Unentbebrlichfeit dieſes Artikels für den Zweck der Volks⸗ 
ernährung beibehalten werden muß, eine Herabjegung der auf dem landiwirth- 
ſchaftlich genugten Grundeigenthum ruhenden Grundfteuer um 20 Procent, 
jodann eine Ermäßigung der den Verkehr mit unbeweglichen wie mit beweglichen 
Objelten trefjenden Befigveränderungsabgaben, endlich eine Herabminderung 
der Zuderfteuer, fowie eine Reform der Getränkeſteuer gefordert; eine Regelung 
der Zuderftewer durch internationale Konvention unter Ausfchliegung der 
Ausfuhrprämien und Aüdvergütungen wird als ermünfcht bezeichnet: was den 
Alkohol anlangt, fo wird die Beibehaltung des bisherigen Eingangszolles von 
30 Franken pro Heftol. im Generaltarif verlangt; in den Handelsverträgen ſoll 
die Zollbelaſtung diefes Objekts auf der Baſis wahrer Gegenfeitigfeit geregelt 
werden. — Den größten Werth legt zweitens die Geſellſchaft auf die voll» 
fändige Durchführung des von de Freycinet aufgeftellten, die Vollendung des 
Ergänzungsneges der Eifenbahnen allgemeinen Intereſſes, die DVerbeflerung der 
ſchiffbaren Wafferläufe und die zwedmäßige Einrichtung des Dienftes der Be 
wäſſerungs⸗ und Entwäflerungsanfagen umfaflenden Programms; die Er- 
richung zahlreicher Bewäflerungstanäle ift nach der Anficht der Gefellichaft eines 
der fiherften Mittel, um die landmwirthichaftliche Produktion raſch zu fteigern. 


2) Siehe die Formulirung derjelben Enqudte 1879—1880, 3b. II, S. 470 ff. 
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Neben der Ausführung diefer großartigen Arbeiten wird jedoch die Herab- 
fegung der Gütertarife der Eiſenbahnen und die Vollendung des Wege- 
netzes in ganz Frankreich für ein dringendes Erforderniß erklärt. Die Wieder 
aufnahme der im Jahre 1850 über das Fleiſchergewerbe eingeleiteten Enquöte 
wie die Aufhebung der Seiten? der Etadt Paris auch von dem Fleiſch der 
außerhalb gejchlachteten Thiere erhobenen Schlachtgebühren wird als enpinidt 
bezeichnet: ebenfo tritt die Geſellſchaft für die baldige Annahme des Geſeß— 
entwurfs über Thierarzneimefen, welcher damals dem Senat vorlag, 'o 
wie für die Bezeichnung der Hafenpläge, an welchen die Einführung und Ab: 
ſchlachtung ameritanifchen Viehs geftattet fei, ein. — Die dritte Gruppe der 
Vorfchläge endlich bezieht ſich auf die Gleichſtellung der ländlichen mit dea 
übrigen Bevölkerungskreiſen in Bezug auf die die Befähigung für Die Produktion 
fördernden, fowie die eine Fürſorge für die Individuen und die Regelung 
der perfjönlichen Verhältniſſe der landwirtbichaftlichen Arbeiter fichernden Ein- 
richtungen: vor Allem wünſcht die Gejellichaft, daß die Landwirthichaftliche Pr⸗ 
duftion durd größere Ausbreitung des Unterrichts auf dem Lande gehoben, 
daß die Schaffung von Einrichtungen in die Wege geleitet werde, welche 
ähnlich wie dies die in den Städten vorhandenen Inftitute jür die ſtädtiſche 
Bevölkerung zur Ausführung bringen, die Gewährung von Hülfe in Füllen 
der Noth an die Einwohner der ländlichen Ortichaften ficher ftellen; daß die 
Frage des Arbeitsbuchs auch für die ländlichen Arbeiter gefetzlich geregelt 
werde, wird von der Geiellichaft ebenfalls befürwortet. Endlich erachtet die 
(egtere den Wegfall derjenigen geſetzlichen Beſtimmungen für dringlich, welde 
die Landwirthſchaft Hindern, von dem bisher faft ausſchließlich im Intereſſe 
der Induftrie und des Handels ind Leben gerufenen Einrichtungen des Kredits 
Vortheil zu ziehen. Ale diefe Maßnahmen follen die Gleichſtellung mit den 
übrigen Induſtrien, wie fie als Ziel aufgeftellt wird, der Landwirthſchaft ſichern. 


X. 


Wirkungen der Enguete von 1879—1880 und Schluß. 


Rihtungen der Einwirkung der Enquöte, 


Die Beihlüffe und Vorichläge der Nationalgejellihaft für Aderbau find 
für die weitere Behandlung der auf die Landwirthſchaft bezüglichen Fragen 
nicht ohne nachhaltigen Einfluß geblieben: fie haben einestheild der Gefeggebung 
und der Bermaltung zur Anregung und Richtichnur gedient, anderntheils 
den Reformbeftrebungen, wie fie in einem großen Theil der landwirth- 
Idaftlihen Kreiſe ſich geltend machten, eine gewiſſe Form gegeben. Nach 
beiden Richtungen hin find erfennbare Wirkungen hervorgetreten. 


Wirkungen im Bereich der Geſetzgebung. 


Was die Thätigfeit der gefeßgebenden Faktoren und der Regierung an= 
langt, fo ift der Art, in welcher fie den BVorfchlägen der Ackerbaugeſellſchaft 
Rehnung getragen hat, vielfach bereit3 in Vorftehendem bei Behandlung der 
einzelnen Fragen gedacht worden: es handelt ſich auch bier im Wejentlichen nur 
darum, diefe Andeutungen zu refapituliren und in Bezug auf einzelne wichtige 
Punkte zu ergänzen. 


Steuer- und Zollgejeggebung. | 


Insbeſondere ift die Frage der Gleichftellung der Landwirthſchaft mit der 
Induſtrie in Bezug auf die Verteilung der Steuerlaft und den Zollſchutz nad) 
ihren verfchiedenen Richtungen hin Gegenftand mannigfadher Erörterung geweſen: 
zu einem vorläufigen Abſchluß ift von den auf die Steuern bezüglichen Reformen 
jedoch Lediglich die der Zuder- und Weinfteuer gelangt, deren durch das 
Sefeg vom 19. Juli 1880 zum Ausführung gefommene erhebliche Herabiegung 
bereit8 oben Erwähnung gefunden hat. Das Projekt einer Ermäßigung des auf 
dem ländlichen Grundeigentfum ruhenden Theile der Grundſieuer, mit fo 
großer Wärme daflelbe auch von Leon Say in feiner befannten im März des 
Jahres 1881 in der Senatöpartei des linken Centrum gehaltenen Rede auf- 
genommen wurde, hat doch inzwischen eine nennenswerthe Förderung nicht erfahren: 
wie es fcheint, Hat neuerdings die fi) immer mehr bahnbrechende Erfenntniß der 
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mißlichen Finanzlage die Ausführung diefer wie anderer Projekte der 
ermäßigung, namentlich auch des Planes einer Herabjegung der Enregi 
abgaben in weite Ferne gerüdt. Eine neue Regelung ift dagegen den 
durch den Generaltarif vom 7. April 1881 und die inzwilden im Anf 
an denſelben getroffenen Vereinbarungen über die Erneuerungen einer A 
von Handelöverträgen zu Theil geworden: in der Art, in der diefe Regelu 
erfolgte, ift der Einfluß der Enquete von 1879—1880 und der auß den lan 
wirtbichaftlichen Kreiſen herporgegangenen Wünfche deutlich erkennbar. Zunä 
ift im Einflange mit der von der Kommilfion der Nationalgefellfchaft für 
ausgeſprochenen Anficht davon abgejehen worden, Beftimmungen über die Höhe 
der Getreide- und Viehzölle in die HandelSverträge aufzunehmen: bei der 
großen Wichtigkeit diefer Artikel für die Volksernährung ift es rathſam erichienen, 
die Beftimmung der Zollfäge bezüglich derfelben der allgemeinen Gejeggebung vor» 
zubehalten. Was nun die Säge des Generaltarifs anlangt, fo find jener 
in den Berhandlungen der Enquöte zum Ausdrud gekommenen Auffaflung gemög 
die bisherigen niedrigen Säge für Getreide und Mehl einfach beibehalten worden; 
Weizen, Spelt- und Mengkorn unterliegen auch jet nur einem Zoll von 
60 Cts. für 100 Kilogr. bei der Einführung in Körnern und von 1 Fr. 
20 CEts. bei der Einführung in gemahlenem Zuftande; Roggen, Mais, Gerfte, 
Buchweizen und Hafer find auch jest — und zwar Maid und Hafer gegen 
die oben erwähnten Befchlüffe der Kommiſſion der Deputirtenfammer — gänzlih 
befreit. Dagegen haben abgefehen von den Zöllen auf Pferden und Manleſeln, 
in Bezug auf welche die alten Säge beibehalten worden find, die Biehzöle 
meift eine beträchtliche Erhöhung erfahren; fie betragen für Ochſen 15 At. 
für Kühe und Stiere 8 Fr., für junge Ochfen, Stiere und Kühe 5 Fr., für 
Kälber 1 Fr. 50 Ets., für Schafe 2 Fr., für Lämmer und Ziegen 50 CEts. 
für Schweine 3 Fr., für Ferkel 50 Ets. pro Stüd; der Zoll von friſchem 
Fleiih ift auf 3 Fr., von gefalzenem auf 4 Fr. 50 CEts., vom Fleiſch ır 
Konferven auf 8 Fr., von Eiern auf 10 Fr. pro 100 Kilogr. feftgelegt 
worden; die Zollfäge für Butter und Käſe find entiprechend den oben erwähnten 
Beichlüffen der Kommiffion der Deputirtenlammer regulirt worden. Rohe Bolt 
ift, wenn fie unmittelbar vom Produftionslande aus eingeführt wird, and jet ned 
frei; Talg und fonftige nicht von Fischen herrührende thierifche Fette find nur dann, 
wenn fie europäifchen Urjprungs find und nicht unmittelbar aus dem Produftion® 
lande eingeführt werden, einem Zolle unterworfen, der auf 2 Fr. pro 100 Kilogr. 
normirt worden if. Dem gleichen Zolle unterliegen Oelfrüchte europäiſchen 
Urfprungs, wenn die Einführung nicht direkt aus dem Produftionslande erfolgt. 
Ein fehr viel meiter gehender Schuß ift gleichzeitig der Schweinzucht durch dat 
Berbot der Einführung amerikaniſchen Schmeinefleifches, wie daſſelbe durch dei 
Decret vom 18. Februar 1881 ausgefprochen wurde, gewährt worden. Indem 
dies Decret die Einführung gefalzenen Schmweinefleiihes amerikaniſcher 
Provenienz nad) Frankreich unbedingt unterfagt, begründet e8 diefe Beſtimmung 
durch Hinweis auf die Gefahr, welche durch die Einführung ſolchen wie angeführt 
wird, notorifch mit Trichinen bebafteten Echmeinefleifches der öffentlichen Geſund⸗ 
heit erwächſt: ein Gutachten des comite consultatif d’hygiöne, das nrit feiner 
Anfiht gehört worden war, hatte diefe Gefährdung feftgeftellt. Da dem Etlaß 
des Verbots meitere Vorbereitungen nicht vorangegangen waren, fo rief derjelbe 
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zumal mit Bezug auf die zahlreichen, bereit3 eingegangenen und in der Erfüllung 
begriffenen Berbindlichkeiten in der Handelsmwelt eine arge Verwirrung hervor; 
aber auch in der Folge ift die Meinung über die Nothwendigkeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit des Verbots, das durch Vertheuerung eines wichtigen Nahrungsmittels 
die ärmere und namentlich die in der Induſtrie befchäftigte Bevölkerung nicht 
nerheblich fchädigte, eine getheilte geblieben, wie die neuerdings in ben 
geſetzgebenden Körperfchaften über den Gegenftand geführten Berhbandlungen 
ergeben haben!). Während man einerjeit3 da8 Verbot zu mildern und an die 
Stelle deflelben eine Beſtimmung, melde die Einführung von der vorherigen 
ſachverſtändigen Unterfuchung der betreffenden Fleifchwaaren abhängig macht, zu 
ſetzen fucht, ift andererjeitS die Bewegung zu Gunften der Erhöhung der Vieh- 
zölle mit den vorerwähnten Sätzen des Generaltarif8 von 1881 nicht zum 
Abſchluß gefommen; eine Agitation im Sinne des oben erwähnten, etwa eine 
Berdoppelung der jegigen Viehzölle bedeutenden Lecouteurſchen Antrages befteht 
fort, ohne daß fie jedoch ungeachtet der dem Proteftionismus auf landwirth⸗ 
Ihaftlihem Gebiet anfcheinend günftigeren Dispofitionen des jegigen Minifteriums 
zeither praftifche Ergebniffe hat erzielen können. Daneben hat die Bewegung 
für die Erhöhung des Zuckerzolles — der ſog. surtaxe — bezw. für den 
Uebergang zu einem die inländijche Produktion mehr begünftigenden Syſtem der 
Auderfteuer an Kraft gemonnen. Weit weniger bat der Gedanke einer Er- 
böhung des MWeizenzolles bezw. einer Einführung weiterer Getreidezölle fi) bis 
jegt Anhänger zu verfchaffen vermodt. | 


Thierarzneimefen und Beterinärpolizei. 


Eine fehr umfaflende Organtlation und Regelung ift dem Veterinär⸗ 
bildungswefen und der Veterinärpolizei zu Theil geworden: die drei großen 
Beterinärfchulen in Alfort, Lyon und Toulouſe haben eine erhebliche Er- 
weiterung erhalten: eine große Anzahl von Staatäftipendien — bourses und 
demibonrses — ift beftimmt, die erforderliche Verallgemeinerung de Unterrichts 
fiher zu ftellen. Die gefeglichen Beftimmungen über die Veterinärpolizei 
regeln vor Allem das Verfahren bei Biehjeuchen und die beim Auftreten derfelben 
dem Organe der Verwaltung obliegenden Functionen, ſodann aber auch die beim 
Transport von Vieh, ſei es mittelft Eifenbahn, fei e8 fonft zu Waſſer oder 
zu Lande zu beobachtenden Vorſichtsmaßregeln, namentlich das in Betreff der 
Desinfection der Eifenbahnwaggons und anderweitiger Fahrzeuge einzuhaltende 
Verfahren ?). Insbeſondere ift die Zulajjung der Einbringung für alle Arten 
von Bieh, als Pferde, Efel, Rinder, Schafe, Ziegen und Schweine von der 
Erfüllung der Vorbedingung einer auf Koften des Einbringers ftattfindenden 
vorherigen Seftftellung des Gefundheitszuftandes abhängig gemacht 
worden; ein Defret bat diejenigen Grenzzollämter bezw. Hafenplätze bezeichnet, 


1) Der vor Kurzem ber Teputirtenfammer vorgelegte Gejegenttvurf des Minifters 
Herifion — fiehe Annexe 2633 zur Seffion der Zeputirtenlammer von 1834 — 
will die Einführung des fremdländiichen geialzenen Schweinefleifches unter ber 
Vorausſetzung vorgängiger Unterſuchung .geftatten. Bezüglich der letzteren werben 
Einrihtungen und Verfahren in dem Geſeß des Näheren geregelt. 

2) Detret vom 21. Juli 1881. 
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bei denen dieſe Feftftellung ftattfinden fann und durch welche allein dementſprechend 
die Einfuhr von Vieh jtattfinden darf; ebenfo find mittelft Dekrets an demielben 
Tage diejenigen Hafenpläge feftgeftellt morden, durch welche die Ausfuhr 
von Vieh mittelft Verichiffung allein zuläffig iſt. “Die Art, in welcher die Feſt⸗ 
ftellung des Gefundheitszuftandes ftattzufinden hat, ift beftimmt geregelt morden. 


Maßnahmen zur Hebung der ländlihen Bevölkerung. 


Der neneften Verſuche, den landwirtbichaftlichen Kredit zu erweitern und 
einen größeren Zufluß des Kapital® zur landwirthſchaftlichen Produktion her⸗ 
beizuführen, ift ichon oben gedacht worden; es erübrigt hier noch, derjenigen 
Maßnahmen Erwähnung zu thun, durch welche eine Hebung der landwirth⸗ 
ichaftlihen Bevölkerung in intelleftuellec und wirtbichaftlicher Hinficht angeſtrebt 
worden ift. Den wichtigſten Schritt, welcher im Intereſſe der Verallgemeinerung 
der Bildung, namentlich auch unter der ländlichen Bevölkerung neuerdings ges 
ſchehen ift, enthält ungmeifelhaft das Gejeg vom 16. Juni 1881, weldes das 
Princip de8 obligatorifhen und unentgeltlidhen Unterrichts zu geſes⸗ 
licher ‘Regel erhebt. Bor Auem ift aber auch der Drganijation des landmwirth« 
Ichaftlichen Fa chunterrichtS eine erhebliche Ermeiterung zu Theil geworden. Ein 
Geſetz vom 16. Juni 1879 hatte bereitö beftinmt, daß binnen eines Zeitraums 
von ſechs Jahren jedes Departement mit einem landwirtbichaftlichen Lehrſtuhl 
verjeben jein müſſe. Diefe Vorſchrift hat feitdem eine weitere g 
dadurch erfahren, daß die Bedingungen für die Bejegung diefer LTehrftühle umd 
die Pflichten der in diefelben zu berufenden Iandwirtbfchaftlichen Lehrer näher 
normirt worden find. In der Negel joll der Lehrſtuhl fi) an dem Orte, 
welcher Sit der Normaljchule — d. h. des Lehrerſeminars — des Departe- 
ments ift, befinden; der Unterricht, welcher über alle Zweige der Land⸗ 
wirtbichaft fich verbreiten ſoll, fol fih möglihft an den Linterrichtäplan ber 
Normalſchule anfchließen. Außer der Aufgabe, diefen Unterricht zu ertbeilen, 
bat der Lehrer die Verpflichtung, an geeigneten Drten de3 ‘Departements 
Wandervorträge zu halten; er fungirt gleichzeitig als jachveritändiger Beirat) 
des Präfeften in ſolchen Fragen der Landmwirtbichait, in denen er zwedmäßıg 
Auskunft ertheilen kann; endlich foll er auch der Thätigkeit der landwirthſchaft⸗ 
lihen Vereine fein Intereſſe zumenden und fi an den Aufgaben derjelben 
wirkſam betheiligen. Der Effekt diefer noch neuen und anjcheinend nod ka 
Weitem nicht voll zur Durchführung gelangten Organifation ift zur Zeit mid 
genügend zu überfehen; daß biefelbe, wenn die Wahl geeigneter Kräfte gelingt, 
dur rationellere Herftelung des Landwirtbichaftsbetriebes fehr vortheifhait 
wirfen werde, ift indefien faum zu bezweifeln. Was die fonftige wirthichaftlice 
Hebung der ländlichen Bevölkerung anlangt, fo ift diefem Zwede zu dienen großen 
theil8 die Durch das Gejeg vom 9. April 1881 ins Leben gerufene Einrichtang 
der Poſtſparkaſſen und die Ausdehnung beftimmt, melde die Regierung den 
societes de secours mutuels und der auf diefen beruhenden Kranken⸗ 
und Altersverſicherung zu geben verjucht: zur Zeit allerdings ift gegemäber 
ber Betheiligung der fädtifchen Bevölkerung die der ländlichen bei dieſen Kaſſen 
eine noch geringe, Die Beitrebungen, der Armenpflege auf dem Lande eine 
die Verallgemeinerung der Hülfe ficherftellende Organijation zu geben, wie fie in 
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der von der Regierung ausgefprochenen Abficht der Errichtung von Cantonal⸗ 
bofpitälern und ſchon früher in den Reformen der medicinalen Armenpflege zu 
Tage traten, fcheinen feitdem nur in geringem Maße eine Förderung erfahren 
zu haben. Der Gedanke einer Ausdehnung der Verpflichtung zur Yührung 
von Arbeitsbüchern auf die landwirthichaftlichen Arbeiter läßt fih un⸗ 
geachtet der ihm bei der Enquete von 1879—1880 gegebenen Anregung zur 
Zeit wohl al in allen Streifen aufgegeben bezeichnen. 


Repräfentation der Landwirthſchaft. 


Ihren Sentralpuntt finden diefe Beftrebungen zur Hebung der landwirth« 
ſchaftlichen Produktion und der mirtbichaftlichen Tage der landwirthſchaftlichen 
g theils in dem landmwirtbfchaftlichen Minifterium, tbeil3 in der societ6 
nationale d’agriculture, welche unter den über Frankreich verbreiteten, hierher 
gehörigen Bereinsorganifationen in erfter Linie fteht; unter legteren nimmt als 
eine völlig freie und ohne Anlehnung an den Amts3organisnus beftehende Vereins» 
bildung demnächſt auch die societ6 des agriculteurs de France eine wichtige Stelle 
ein. Die Einrichtung eines befonderen landwirthſchaftlichen Fachminiſteriums 
gehört zu den Meformen, die neueren Datums find; erft durch ein Dekret vom 
14. November 1881 wurde die Abfonderung dieſes Minifteriums von dem 
für Handel, mit welchem es bis dahin vereinigt war und die Konftituirung 
deilelben zu einer felbftändigen Gentralinftanz vollzogen. Daffelbe umfaßt außer der 
dürforge für die Landwirthſchaft und für Technik im e. ©. auch die Leitung 
deö service hydraulique — d. h. der auf die Ent- bezw. Bewäſſerung und das 
Meliorationsweſen bezüglichen Berwaltungsangelegenheiten — und die Forſwer⸗ 
waltung; erft feit diefer Abfonderung der Tandwirthfchaftsvermaltung von der 
des Handels ift den Tandmwirthichaftlichen Intereſſen volle Geltung und Ver⸗ 
tretung geſichert. Das Tandmwirtbichaftlihe Vereinsweſen hat in folge der 
Dedentung , welche die Fragen der landwirthſchaftlichen Produftion neuerdings 
gewonnen haben, anfcheinend einen erheblichen Aufſchwung genommen; die 
Regierung hat durch ein für die Statuten entworfenes Normalichema eine zweck⸗ 
mäßige Bereinsbildung zu fördern gefucht. 


Beurtheilung der Lage durch die landwirthſchaftlichen 
Bereine. 


Der Inhalt der in diefen Vereinen fi) geltend machenden Beftrebungen 
ft e&8 nun hauptſächlich, im melden die durch die Enquête berbeigeführte 
Klärung der Anfichten ſich kenntlich erhält; die Spuren diejes Einflufles trägt 
namentlich auch die Formulirung der fünf Punkte, in welchen der frühere Ab- 
geordnete Bordet die Schlußfolgerungen eines Referats, das er in der Ende 
Jannar 1883 abgehaltenen Generalverfammlung der societe des agriculteurs de 
France über die Nothlage der Landwirthſchaft erftattete, reſumirt hat: Schaffung 
von Einrichtungen behuſs Gleichftellung des landwirthſchaftlichen mit dem 
nduftriellen Kredit, Erleichterung der auf der Landwirthſchaft ruhenden 
taten, Befreiung ber feßteren von Steuern in Fällen, in denen feine 
Rente erzielt wird, ferner Gleichſtellung der Landwirthſchaft, welche 
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von den eingeführten induftriellen Erzeugniflen hohe Steuern zahle und ihrerſeits 
ſich feines irgend eine Ausgleichung herftelenden Zollſchutzes erfreue, mit der 
Induſtrie in Anfehımg der Zolltarife, endlich Herftellung eines der Billig. 
feit mehr entiprechenden Verhältnifies in der Betheiligung von Landwirthſchaft und 
Induſtrie bei Tragung der Wegefrohnden oder Gewährung eines andern 
Aeqnivalents für die über das gleihheitlihe Maß hinausgehende 
Belaftung der Landwirthſchaft: mit einem Wort Gleichftellung der letzteren 
mit den anderen Ermwerbsthätigfeiten nach allen den genannten Richtungen: das 
find die Forderungen, welche in der ihnen Seitens des Berichterftatter8 gegebenen 
Formulirung die einftimmige Billigung der Verſammlung fanden. Dennoch hatte 
der Vorfigende, Marquis Dampierre, fchon in feiner Einleitungsrede daver 
gewarnt, auf die Hülfe des Staats zu große Hoffnungen zu 
fegen; er räth den Landwirthen, in der Kriſe, melde der Aderbau 
Frankreichs zur Zeit dDurdhlaufe, mehr auf fi als auf Andere 
zu zählen und die mannigfahen Mittel, die fich ihnen zur &r- 
höhung des Werthes ihrer Befigungen darbieten, zu benngen; 
ernfilih bedroht durch das Eindringen des ausländifcen 
Getreides hätten fie die Aufgabe, ihre Methoden und ihre 
Gewohnheiten umzugeftalten: man babe fie mehrfach darauf 
bingewiefen, mehr bie Broduftion von Vieh als die von Ge— 
treide ins Auge zu fafjen; der Tag fei gefommen, entichloffen 
diefe Bahn zu betreten, auf der der Erfolg bald ihre An» 
firengungen belohnen werde. Auh in diefen ausſchließlich ans 
praftiichen Landwirthen fi zufammenfegenden Streifen bat daher die Anfidt 
noch Boden, daß der Selbftthätigteit behufs Verbeflerung ihrer Lage noch 
ein weiter Raum geöffnet fei, daß ihr neben der Staatshülfe eine wichtige, 
wo nicht die wichtigere Stelle gebühre. 


Schlußergebniß. 


Das Ergebniß läßt fi demnah dahin zufammenfaflen, daß in gran 
reih die Bedingungen rentabeln Betriebes für die mwichtigften Zweige der 
Landwirtbfchaft im Allgemeinen ungünftigere find als in Deutichland, dad 
dagegen die Anfichten, welche eine mejentliche Befferung der Uebelftände in erfter 
Linie vom Eintreten de8 Staats und von einer Reform der Geſetzgebung er 
warten, in erfterem Lande bisher weniger Terrain als bei uns gewonnen haben. 
Schwieriger find die Bedingungen der Produktion in Frankreich ebenfo ver 
möge der größeren Zerfplitterung des Bodens und der ungünftigeren 
Lage des landwirthſchaftlichen Kredit ſowie der im Allgemeinen 
größeren Höhe der Laſten, namentlich aber vermöge der fehr viel Höheren 
Arbeitslöhne; wenn auch dagegen als ein Vortheil die größere Bollfländig- 
feit der Verkehrs- und Abfagmege in Betracht kommt, fo erleichtert 
andererfeit3 dieſe Vervollkommnung des Straßennetzes doh auch die Mit- 
werbung de8 Auslandes, der durch die Tage und Vertheilung der Hafen- 
pläße überdies bereit eine erhebliche Begünftigung gewährt wird: die Säge des 
Zolltarifs bieten gegen diefe Mitwerbung nur einen ungleihmäßig wirkenden und 
unvollfommenen Schug. Wenn indefjen, wie vorher gezeigt worden, in Anfehung 
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dieſes Schutzes und der Vertheilung der Laften das Erforderniß einer Gleich» 
tellung der Landwirthſchaft mit der Induſtrie mehr und mehr betont wird, 
io halten fi doch die desfalld ausgeſprochenen Wünſche in relativ maßvoller 
Begrenzung: der Tage der wichtigen Gefammtinterefien der Bolfsernährung 
wird auch in den Kreiſen der landmwirthichaftlihen Producenten Rechnung ge 
tragen. Es erſcheint ſonach die Aktion der [pecififh-agrarifhen Tendenzen 
ald eine minder bervortretende, eine Erfcheinung, deren Urjachen theils in der 
Organijation der landwirthichaftlihen Betriebe, theil8 in der Art, in der 
iene Bewegung geleitet wird, enthalten find. ‘Daß der vorherrichende Be⸗ 
trieb der Landwirthſchaft durch kleine Eigenthünier, durch Metayer und Pächter, 
bei deren Mehrheit fi) die Intereſſen der Producenten mit denen der Kon⸗ 
jumenten in großem Umfange deden, das Beitreben der Erhöhung des reinen 
Grundertrages nicht in demfelben Grade zur Geltung kommen läßt, wie dies 
bei ſtärkerem Prävaliren durch die Eigenthümer geleiteter größerer Betriebe der 
Fall iſt, unterliegt feinem Bmeifel; bei dent Metayer und dem Pächter erliſcht 
das Intereſſe an der Steigerung der Grundrente mit dem Ablauf der oft nur 
turzen Periode ihres Nutzungsrechts; in der Perſon der größeren Grundbeſitzer 
pflegen fich dagegen, wie die Berhältniffe in Frankreich liegen, mit der Verwerthung 
der landwirthichaftlich genugten Grundftüde andere Arten der Erwerbsthätigkeit 
und der VBermögensanlage zu vereinigen, jo daß auch in Dielen Kreiſen die 
agrarifhen Sonderinterefjen zu einer minder ausſchließlichen 
Bertretung gelangen: endlich find die Intereſſen der verjchiedenen Richtungen 
der franzöflichen Tandwirthichaft, was vor Allem mit Bezug auf die große 
Verbreitung des Weinbaued und einiger anderer induftrieller Kulturen wie des 
Seidenbaues und bei der häufigen Verbindung diefer Produftionszweige mit dem 
Getreidebau und der Viehzucht in Betracht kommt, jehr außeinandergehende, 
wodurch ebenfall3 die Geltendmadhung der behufs Begünftigung des Aderbaus 
m e. ©. zu ftellenden Forderungen eine Abſchwächung erfährt. Bei folder 
Sachlage ſpitzt der Widerftreit der Intereſſen weniger leicht zu einen Gegen- 
jap feindlich einander gegenüberftehender Richtungen fi) zu; es ift aber auch 
ald ein Verdienft der zur Leitung der wirthichaftlichen Weformbeftrebungen der 
Landwirthe berufenen Organe anzuerkennen, daß fie dad Bemußtjein der Ver⸗ 
wandtfchaft und der Gemeinsamkeit der ntereflen der großen Pro- 
duftionszweige, in melche die Erwerbsthätigkeit der Nation fich gliedert, wach 
ahalten und dadurch bisher jener Bewegung einen Charakter bewahrt haben, 
welher die Anbahnung einer Ausgleichung der aus den verjchiedenen 
Berufstreifen der Bevölferung hervorwachjenden Forderungen zu erleichtern 
geeignet ift: in der Verſöhnung der Jnterefjen, wie fie jcheinbar 
die Berufstlafien jcheiden, niht in der Unterordnung der einen , 

unter die anderen liegt das Heil. 
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Agrarifhe und landwirthſchaftliche Zuſtände in England 


von 


Erwin Naftfe. 


Am 4. Juli 1879 beihloß da8 Haus der Gemeinen eine Adreſſe an 
Ihre Majeftät zu richten und diefelbe um die Ernennung einer Königlichen 
Kommilfion zu bitten, melde die gebrüdte Lage der Landwirthichaft unter- 
juhen, insbefondere die Urſachen erforichen folle, aus welchen dieſelbe ent- 
fanden fei und ob diefe Urfachen dauernden oder vorübergehenden Charakter 
hätten und in wie fern fie durch die Geſetzgebung geichaffen feien oder be- 
jetigt werden fönnten. Einige Wochen vorher hatte ein Mitglied der Oppo— 
ftion die Wahl eine8 befonderen Comites des Haufes für denjelben Zweck 
angeregt, aber die Staatöregierung und ihr folgend das Haus der Gemeinen 
fand die Lage der Dinge ernft genug, um eine Unterfuhung durch eine 
beiondere Königliche Kommiffton zu rechtfertigen. In den Debatten hob der 
Präfident des Handelsamts hervor, daß eine Königlihe Kommiljion im 
Unterfchied von einem parlamentarifchen Comité nicht an einen Ort gebunden 
fein würde, fondern in verfchiedenen Theilen des Landes tagen könne, daß fie 
das Recht haben würde, assistant commissioners zu ernennen und vor Allen, 
dag ihre Arbeiten von der Dauer der Sigungsperioden des Parlaments un— 
abhängig fein würden. Von anderer Seite wurde noch behauptet, daß eine 
Königliche Kommiffion auch ferner fei von dem Verdacht der PBarteipolitif als 
eine parlamentarifhe. Unter dem 14. Auguſt 1879 erfolgte die Ernennung 
der Kommiſſion. Das Präfidium führte der Herzog von Richmond, zum 
Seretär wurde Mr. William U. Beel ernannt. Die Thätigfeit der Kommiſſion 
bat fi faft über 3 Jahre hin ausgedehnt. Am 14. Januar 1881 eritattete 
fie einen vorläufigen Bericht, der nur die irifchen Verhältniffe, deren geſetz— 
geberiiche Regelung damals unmittelbar bevorftand, betraf, im Sommer 1882 
erihien der Schlußbericht, der fich ausfchlieglich mit Großbritannien beichäftigt. 
Da die ungünftige Rage der englifchen Landwirthſchaft großentheils durch die 
amerifanifche Konkurrenz bedingt ift, fo entjandte die Kommilfion jofort nad) 
ihrer Konſtituirung zwei Mitglieder, die Herren Clare Sewell und Albert Pell, 
nad) den Vereinigten Staaten, welche Weihnachten 1879 von dort zurücdfehrten 
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und ihren Bericht eritatteten, der dann fofort veröffentlicht wurde (dentſche 


Ueberfegung von €. ©. Madden in Thiel's landmwirthichaftlihen Jahrbücdern 


Bd. X ©. 2083 ff.). Ein weiterer Kommijjar, Dir. John Clay jun. wırde im 
Juni 1881 nad Canada und den meftlichen Staaten von Nordamerifa geſchickt, 
der jeinen Bericht am 22. Januar 1882 erftattete. Auch auf diejenigen Theile 


des Continents, deren landmwirthichaftliche Verhältniſſe den englifchen am ähn⸗ 
lichſten jchienen, hat die Kommilfion ihre Unterjuchung erftredt. Der Eecretär 
der Royal Agricultural Society, Mr. Jenkins hat in ihren Auftrage Düne 
marf, Niederland, Belgien und Nordfranfrih, Mr. James Belie Sutherland 
das weſtliche Frankreich bereift. Beide Haben über den Zuſtand der Land 
wirtbichaft in diefen Ländern, in&befondere uber den Einfluß, welchen die 
amerifanifche Konkurrenz dort ausgeübt, in eingehender Weife berichtet. Die 
Bergleidung, wie unter ganz ähnlichen klimatiſchen und Abjagverhältnifien, aber 
ganz verjchiedener Agrarverfaflung die Entwidfung während der legten Jahre ſich 
geltaltet hat, bietet in dieſen Berichten eine Fülle interellanter Geſichtspunkte 
Alle dieſe Kommiſſare haben nicht nur fchriftlichen Bericht über die Refultate ihrer 
Unterjuchungen erjtattet, fondern find auch vor der Kommiſſion in eingehender 
Weile mündlich ausgefragt worden. Was dann die Hauptaufgabe der Kommiſſion, 
die Erforihung der britifchen Verhältniffe, angeht, jo find über Irland nur 
während des erften Jahres eine Anzahl Zeugen vernommen werden. Nachdem um 
Jahre 1881 da8 irische Landgeſetz vorgelegt, ift Irland aus der Unterfuchung ganz 
außgejchieden. Um fo zahlreicher find Ausfagen der Sachverftändigen über die 
beiden anderen Königreihe. Man bat in England von radifaler Seite darüber 
geflagt, daß in der Bernehmung der Zeugen nicht das Geichid und die Unparteilic)- 
feit fich gezeigt habe, welche jo manche andere englifche Enquéête auszeichnen. Es 
machen die Verhandlungen aber auf den, dem engliichen Parteilampf unbefangen 
gegenüberftehenden, Fremden nicht den Eindrud, als ob im der Auswahl der 
gehörten Sacverftändigen parteiiſch verfahren ſei. Männer der verfchiedenften 
Richtungen und Lebensftellungen find vernommen worden. Daß freilich in der 
Frageftellung der fonjervative Standpunkt des Präfidenten und der Mehrheit 
der Mitglieder gelegentlich hervortritt, ift nicht zu leugnen. Ebenſo ift zuzu⸗ 
geben, daß manche Wiederholungen in den zun großen Theil übereinftunmenden 
Ausfagen der Pächter ſich vielleicht hätten vermeiden laſſen. Die Kommiljion 
bat aber nicht nur Zeugen vernommen, jondern auch eine Anzahl von assistant 
commissioners ernannt, welche den Auftrag erhielten, die einzelnen heile von 
Großbritannien zu bereien und zufammenhängende Schilderungen ihres land» 
wirthſchaftlichen Zuftandes zu entwerfen. Es wurde diejer Auftrag ertkeilt, 
deu Herrn Little für die 10 Graffchaften des füdlichen Englands, nämlich Kent, 
Surrey, Suffer, Berfihire, Hampfhire, Wiltihire, Dorfetihire, Sommerfetihire, 
Devonfhire uud Cornwall, Druce für die 15 rafichaften des Dftens und des 
Sentrums, nämlich Bedfordihire, Buckinghamſhire, Cambridgeihire, Derbuihire, 
Eſſer, Hertfortihire, Huntingdonfhire, Leicefterfhire, Lincolnihire, Middleſer, 
Norfolt, Northamptonſhire, Nottinghamihire, Rutland, Suffoll, den vorzugs⸗ 
meife Getreide bauenden Theil des Landes, Doyle für Wales und die an 
grenzenden Graſſchaften Orfordihire, Staffordihire, Warwidihire, Gloceſterſhire, 
Worceſterſhire, Shropſhire, Herefordſhire und Monmouthſhire, Coleman für den 
ganzen Norden von England, James Hope für Südſchottland und Walker für 
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Nordichottland. Die Berichte diefer ſachkundigen Männer, die faft Alle felbft 
die Landwirtbichaft praktifch betrieben oder als Landagenten reiche Erfahrungen 
gefammelt haben, dürften vielleicht den werthvollſten Theil der ganzen Enquöte 
ausmachen. Die fucceffive Erftattung derfelben in wiederholten, vorläufigen und 
definitiven Berichten beeinträchtigt freilich etwas die Meberfichtlichkeit und Leichtig- 
keit der Benutzung. 

Nah manchen Richtungen bin durfte man aber von einem fo außer⸗ 
ordentlichen Echritte, wie die Einfegung einer Königlichen Konmiſſion, noch 
größere Bervollftändigung unferer Kenntniß der agrariſchen und landwirth⸗ 
ſchaftlichen Zuftände Englandg erwarten. So mären Erhebungen über das 
Verhältniß des verpachteten zu dem von den Eigenthümern bemwirtbichafteten, 
des rechtlich gebundenen zu dem freien Grundeigentbum, die Verſchuldung 
u. ſ. w. ſehr wünſchenswerth gemefen. Aber immerhin liegt in den Berichten 
der Agricultural Interests Commission ein veiches, überaus werthoolles 
Material vor. Der größte Mangel aber, welcher diefer Materialfammlung 
mbaftet, ift die fehlende Ordnung und Weberfichtlichleit. Die Arbeiten der 
tommiffion unterfcheiden ſich darin fehr zu ihrem Nachtheil von denen aller 
ndern Töniglichen und parlamentarifchen Unterfuchungslommiffionen, die mir 
elamt find. Man bat es nicht einmal für nothmendig gehalten, den großen 
plianten ein Sachregiſter beizugeben, das fonft die Benugung englifcher 
eports fo ſehr zu erleichtern pflegt. Der Bericht felbft, zu dem ſich die 
mmiffion ſchließlich geeinigt bat, ift jehr kurz und bietet nur wenig. 

- Die Aufgabe, aus diefen Materialien das für Deutſche Wiſſenswürdigſte 
“Fammenzuftellen, war daher keine leichte. Wir haben diefelbe infofern möglichft 
8 begrenzt, als wir nur England und Wales in den Bereich unferer Bericht- 
"Battung -gezogen haben. Andererſeits aber glaubten wir fie mwefentlich er⸗ 
- Men zu müflen, um ein einigermaßen abgerundetes Bild der agrarifchen und 
wwirthſchaftlichen Zuftände geben zu können. Es find die anderen in dies 
biet einfchlagenden ftatiftiichen Erhebungen, insbeſondere die jährlichen Agri- 
: Mural Returns, die Verhandlungen des Parlaments und die daraus hervor⸗ 
nugenen Geſetze, fowie eine Reihe in den legten Jahren über agrarifche Fragen 
“ Sffentlichter Streitfehriften von uns ebenfalls berüdfichtigt worden. 

7 Werfen wir an der Hand diefer Quellen zunächft einen kurzen Blick auf die 
“ griihen Buftände Englands, um dann meiter zu fehen, welche ſchwere land» 
-"ichaftliche Kalamität das Land betroffen hat, und prüfen wir, mie bie 
-wthümlichen agrarifchen Verhältniſſe diefe Probe beftanden haben, melde 
Nichten die englifche Landwirthſchaft unter den gegenwärtigen Berhältnifien 
* und welche Aenderungen in der agrarifchen Geſetzgebung von verfchiedenen 
* ten angeregt und zum Xheil fchon durchgeführt find. 
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2 Shriften XXVII. — Agrariſche Zuftände ac. 9 


I. Kapitel. 
Vertheilung des GrundeigentHums und Pachtverhältnifie. 


Ueber die Vertbeilung des Grundeigentbums fehlt es in England ebenje 
wie in den meiften anderen Staaten an einer genauen und zuoerlälfigen 
Statiftif. Die große Aufnahme aller Grundeigenthiimer, der Größe und des 
jährlichen Reinertrags ihres Crundbefiges im Fahr 1873, deren Refultat dad 
New Domesday Book von 1873 war, hat nicht die erwarteten Nelultate 
‚geliefert. Die Eigenthümer find in diefer Zujammenftellung grafſchaftsweiſe 
aufgeführt, während doch ein und derſelbe Grundeigenthümer nicht felten in 
mehreren Grafichaften Land befigt; der Herzog von Buccleugh z. 3. u 
14 Graffchaften. Er vermehrt alfo die Geſammtzahl der Crundeigenthüner 
um 14. Bier andere Lords find aus diefem Grunde als 44 Landeigen⸗ 
thümer aufgezählt. Die Krone, die Cifenbabngefellichaften, die kirchlichen 
Stiftungen, die College8 der Univerfitäten erjcheinen al8 eine größere Zahl 
von Örundeigenthümern, die North Western Railway Company 3. ®. aß 
28, die Krone als 49, die Ecclesiastical Commissioners als eben jo vid 
Srundeigenthümer. Dazu kommen manche Heinere Fehler. Die Pfarrer find 
nicht ſelten felbftftändig al8 Eigenthiimer ihrer Pfarchufen, zahlreiche Grund⸗ 
eigenthümer auch für verjchiedene Theile ihres innerhalb einer Grafſchaft ge 
legenen Grundeigenthums unter Heinen Abänderungen ihrer Namen als ver- 
jchiedene Perfonen eingetragen. Aus allen diefen Gründen ift jedenfalld bie 
Zahl der Grundeigenthümer in England Meiner, als die Summe der in dem 
New Domesday Book für die einzelnen Grafichaften angegebenen Eigenthümer. 
Die Art der Bodenbenugung ift nicht unterjchieden, zu Gebäuden, gewerblichen 
Zwecken, Gärten und Parks benugte Flächen find mit Aeder und Wiefen unter 
ſchiedlos nur unter Angabe des Flächeninhalts und des zur Steuer ei 
geſchätzten jährlichen Reinertrags aufgeführt. Da der Wald, mit Ausnahme 
von verfäuflicdem Niederholz (saleable underwood), zur Armenfteuer nicht ver- 
anlagt wird, fo ift er ganz unberüdfichtigt geblieben. Steuerfrei find femer 
auch die Gemeinländereien und das müfte Land. Ihre Fläche ift aber m 
Unterfhied vom Walde in einer befonderen Rubrik nach einer ungefähren, wie 
es fcheint, oft fehr unzuverläffigen Schägung aufgeführt. Mitunter aber if 
auch jedem XTheilhaber an gemeinen Lande fein berechneter Antheil an de 
Geſammtfläche beſonders zu feinem Sondereigentbum Binzuaddirt morden. 
Dffenbar wird durch das Alles der Werth der großen Erhebung, die fih au 
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dad ganze Vereinigte Königreih, mit Ausnahme der Hauptftadt, des Metro⸗ 
politan Diftrict, erftredte, weſentlich beeinträchtigt. Die Refultate derfelben find 
für England und Wales: 





| 











Fläche | Reinertrag 


Eigenthümer?) mit einem Befig von des gefammten Grundbefiges 
der Klaſſe 


Zahl 








weniger ald einem Acres 703 289- 151 171 29 127 679 
bon einem big zu 10 Acres | 121 983 6 438 324 
von 10 big 50 Acres 12 640 6 509 289 
: HD „ 0 „ | 25899 4.302 002 
F 100 „ 50 „ | 32 317 13 680 759 
. 50, 10 „ 4799 6 427 552 
„ 1000. 200 „ | 2719 7914371 
» 200 „ 500 „ 1815 9579 811 
„ 500 „ 1000 „ | 581 5 522 610 
„ 10000 „ 2000 „ | 223 4837 023 
-» 2000 „ 5000 „ 66 2 331 302 
„ 50000 „ 100000 3 188 746 
„100000 „ und mehr „ 1 161 374 
deften Flaͤche nicht ermittelt | 6 448 2 831 452 
befien Reinertrag nicht ermittelt | 113 — 


Dazu kommt die „ungefähr gefchägte Fläche des gemeinen und des wüften 
Lundes“ (commons and waste lands) 1522648 Acres, jo daß alſo bie 
Erhebungen ji auf ein Wreal von 34538158 Acres erfireden. Die Ge⸗ 
fammtfläche von England und Wales beträgt 37 319221 Acres, die Differenz 
von 2781063 Acres befteht aus wüſten Ländereien, deren Größe nicht feſt⸗ 
geftellt werden konnte, Wald, Flüffen, Wegen, nicht verpachteten Kronländereien, 
Kirchhöfen und anderen nicht fteuerpflichtigen Immobilien. Ein Theil davon 
dürfte bei genauerer Ermittlung noch dem großen Grundeigentum zuzus 
Khreiben fein. 

Bon den in diefen Xabellen aufgeführten Grundeigenthiimern find die 
unter einem Acre mit ganz feltenen Ausnahmen Hausbeſitzer und auch von denen, 
weile 1—100 Acres befigen, ift wahrſcheinlich der bei weitem größte Theil 
Eigenthitmer von Taydhäufern, Gärten und Parks, Fabriten und anderen Arten 
gewerblicher Etabliffements. Beide Klafſen zufammen befigen noch nicht "is der 
ganzen Fläche; die übrigen 7 /s find im Wefentlihen wohl ohne Zweifel der 
landwirthſchaftlich benutzte Theil des Bodens. Bon diefen fieben Achtel aber 
fommt nach der amtlichen, aus den angeführten Gründen nicht ganz zutreffenden 
Zufammenftellung 64,790, oder von der Geſammtfläche 56,6% auf 5408 


, 1) 913 Eigenthümer find auch bie Befiter von Pachtrechten (leaseholders) auf 
ane Zeit von mehr ala 99 Jahren betrachtet. 
Ein Acre = 0,40467 Heltare, oder 1,58494 preußiiche Morgen. 
3) Tie Summe ber beiden lehten Kolonnen ift etwas größer, als fie I Ba 
ber Addition der Summanden ergeben würde, weil bei diefen die Theile der Acres 
uud 2 mweggelafien find. 
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Eigenthümer von mehr ald 1000 Acres, 35,3 9/0, oder 30,7 9/0 der Gejammt- 
fläche auf 37116 Eigenthümer von 1001000 Ares 
Die englischen Statiftiter haben fih nun viel Mühe gegeben, unter An⸗ 
wendung mannigfacher Sorrelturen der amtlichen Angaben genauere Auf- 
ftellungen über bie Vertheilung des Grundeigenthums in ihrem Lande zu machen. 
Am forgfältigften ift, wie und ſcheint, in diefer Richtung John — 
Verfaſſer eines ſtatiſtiſchen Werks über die großen Grundeigenthümer im 
Bereinigten Königreich, vorgegangen. In einer Abhandlung, welche aufgenommen 
ift in das Buch von George ©. Brodrid (English Land and English Land- 
lords, London 1881), bat er die verfchiedenen Maflen der Grundbeſitzer und 
die Größe ihres Beſitzes für. jede einzelne Graffchaft und für ganz England 
und Wales berechnet. Wir theilen daraus die Reſultate für England und 
Wales mit: 





Größe 
L[b ; 
ler Klafie en 





400 eerd (mit Einſchluß von Peerefſes und ben älteften 
5 Söhnen cn h . N ne ee . .| 5728 979 

1288 | Große Örundeigenthümer (Gemeine, befihend mindeſtens 
3000 Acres von mindefted 3000 E NReinertrag) . | 8497699 

2529 Saure, befigend zwilchen 1000 und 3000 Acres oder 

Acres, aber mit weniger ald 3000 £ 


— durqhſchnittlich 1700 Acres....243191 

9 585 Greater Veomen Denen zwiſchen 300 und 1000 Acres 
durchichnittlich 500 Here = = 2002... 4 782 627 

24.412 Lesser Yeomen, befi nn ——— 100 und 300 Acres 
durchſchnitilich 170 Ur . . . 2-2 200. 4 144 772 


217 049 Kleine Eigenthümer, a ne 1 und 100 Acre | 3981 806 
708 289 Hausbeſitzer (cottagers), befitend weniger ald 1 Acre 151148 


—— Körperſchaften: 
. Die Krone, Be Gefängnifie, Leuchtthürme zc. 165 427 


14459 |: b. Btligiöien, Erziehungs», philanthropiſchen Zwecken 
FE EEE RSE NER 947655 
c. Kommerzielle und andere 
MWüftes Vand.. . 





301 | 


Nah diefer Schägung würde auf den Beſitz der todten Hand 4,4 %0 der 
Geſammtfläche, auf 4217 private Großgrundbefiger, von denen jeder mindeflens 
1000 Acres Bat, 56,20 der Gejammtflähe, auf 33997 Eigenthümer von 
100—1000 Acres 27, 05%;0 der Geſammtfläche kommen. Großgrundbefis 
und Grundbefiger der todten Hand würden darnah 60,6 °/o ber —* 
fläche, die Beſitzer von mehr als 100 Acres 87,65 0/0 dee Senndbefiges im 
baben. Man darf die Zahl der Sroßgrundbefiger, wie fie von Bateman 
ermittelt ift, als eine Marimalzahl, die des ihnen gehörigen Areals als eme 
Minimalzahl betrachten. Die meiften anderen Statiftifer, die freilich von einer 
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etwas parteiifchen Behandlung der Statiftit nicht immer freizufprechen find, 
lemmen auf ungünftigere Refultate.e Arthur Arnold 3. B. (Free Land, 
London 1880), deſſen Berechnungen auch in deutfche Abhandlungen über- 
gegangen find, reducirt die Zahl von 10 888 Grundeigenthümern mit mehr 
ala 1000 Acres, welche die amtlichen Aufnahmen für da8 ganze Vereinigte 
Königreich aufführen, auf 5000. Für England und Wales würden darnach nicht 
viel über 2500 Eigenthümer diefer Klaſſen bleiben, eine wohl ohne Zweifel zu 
niedrig gegriffene Schägung. Immerhin aber erfcheint die Konzentration des 
Grundeigenthums als eine ganz außerordentlich große, wenn ınan dabei erwägt 
erſtens, daß England die höchfle Entwidlung der Induſtrie, die dichtefte Be⸗ 
oölferung unter allen größeren Ländern Europas bat und jodann, daß der 
Grund und Boden faft durchweg als Aderland oder Grasland brauchbar ift. 
Große Gebirgsgegenden, die nur ald Wald oder Weide genugt werden können, 
finden fih nur in Wales, faft gar nicht in England. Beide Umftände müßten 
eigentlich zu einer viel größeren Theilung des Eigenthums in England als 
3. B. in Deutichland oder Yrankreich führen, während thatfächlich auch in den 
Provinzen diefer Länder, in welchen der Großgrundbefig am ftärfften vertieten ift, 
derfelbe noch lange nicht ein folches Uebergewicht behauptet, wie in England. — 

Die Agglomeration des zur Landwirtbichaft benugten Grundeigenthums 
and das Berichwinden felbfiwirtbichaftender Meiner und mittlerer Örundeigen- 
thümer bat auch in neuerer Zeit noch Fortichritte gemacht. Marx hat freilich 
die Behauptung aufgeftellt, daß der Vorgang um die Mitte des vorigen Jahr⸗ 
bundert3 ſchon vollzogen und daß damals die alte yeomanry ſchon verſchwunden 
gewefen fei. Das ift aber ohne Zweifel ein Irrthum. Neuerdings hat John 
Nae aus den Beichreibungen der Landwirthſchaft in den engliichen Grafjchaften, 
welhe Ende des vorigen Jahrhunderts auf Beranlafjung de3 damaligen Board 
of Agriculture verfaßt wurden, die Angaben über die damals vieler Orten 
noch zahlreich vorhandenen fleinen und mittleren Grundeigenthümer gefammelt*). 
Er kommt fogar zu dem Nefultate, das Verſchwinden des Bauernftandes fei 
überhaupt erft in diefem Jahrhundert eingetreten. rüber fei die gelegentliche 
Einziehung von Banerngäütern aufgemogen worden dur Neubildung derfelben. 
Bir halten das für eine Webertreibung nach der andern Seite, bei welcher die 
großen agrarifhen Ummälzungen des 16. und des 18. Jahrhunderts nicht 
dinlänglich gewürdigt werden. Daß aber noch in diefem Jahrhundert und nod) 
in den legten Jahrzehnten mit dem alten ländlichen Grundeigenthum mittleren 
und Mleineren Umfangs aufgeräumt worden ift, dürfte feinem Zweifel unterliegen. 
Auch die von der Kommiſſion vernommenen Sachkundigen geben davon Zeugniß.. 
In Eumberland und Weſtmoreland hatten ſich die Wefte des alten freien 
Bauernflandes, die statesmen , vielleicht noch am längften und beften erhalten. 
Selbſtwirthſchaftende Grundeigenthümer auf Gütern von 10 —50, gelegentlich 
100 £ yährlichen Reinertrags Hatten Ende des vorigen Jahrhunderts noch einen 
großen Theil dieſer Grafichaften im Beſitz. Gebt, erzählt der Aififtant- 
Commiffioner für diefen Diftrift, feien fie fo gut mie ganz verfchmunden. Nur 
im abgelegenen Theilen der Gebirgsdiftrifte hätten ſich Einzelne erhalten. ALS 
Urſache des Vorgangs führt er an, daß Land jest ein koftipieliger Luxusgegen⸗ 


4) Why have the yeomanry perished? im Contempo Review 1888, 
Oltobernummer. 2 — 
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ftand geworden ſei, nicht eine profitabele Kapitalanlage und daß die Meinen 
Grundeigenthümer in ihrer Wirthichaft hinter den Fortichritten der Zeit zurüd- 
geblieben feien. Das jchöne Grundeigentbum de8 Earl of Bective im Umfang 
von 25000 Acres beftehe zum großen Theil aus in neuerer Zeit allmählich 
zufammengelauften Heinen Bauernhöfen. Ein heraufgelommener ehemaliger 
statesman babe den Anfauf vorgenommen. In feinem Falle babe fi der 
Kaufpreid3 mit mehr als 28/490 verzinft. Ohne Zweifel aber fei durd große 
und koftipielige Meliorationen und rationellere Wirthichaft der Rohertrag 
mindeftend auf das Doppelte gefteigert worden, die Meinen Güter feien bei dem 
Ankauf in jämmerlidem Zuftand gemefen, der Boden und die Gebäude ven 
nadhläffigt und verfommen. Ein anderer Alfıftant-Commiffioner fagt im Em 
gang feines Berichts über Wales und die an Wales grenzenden Landichaften, 
daß dort noch fortwährend fich bewahrbeite, was vor 100 Jahren Sir Frederit 
Eden geichrieben: „Der Verfall der Meinen Eigenthümer muß immer bei einem 
verbefjerten Zuftande der Landwirthſchaft eintreten. Der halbverhungerte Eigen- 
thümer von 10—20 Acres wird fein Land dem reichen Nachbar verfaufen, 
der im größeren Stile wirtbichaftet.“ “Der Heine Eigenthümer gehe immer 
durch Schlechte Wirthichaft und Schulden zu Grunde. Er fpridt von einem 
Naturgefeg, welches den Meinen und mittleren Orundeigenthüner hinmegraffe, 
das ftärter fei, als alle ftaatliche Geſetzgebung. Ein dritter Sommiffioner, der 
über den Süden berichtet, meint fogar, die Neigung eines Heinen und mittleren 
Landwirths, fein Kapital im Grund und Boden anzulegen, müfle fortwährend 
abnehmen, denn mit wachſendem Wohlftande verzinfe fich ein foldhes Kapital 
immer fchlechter. Diele Ueberzeugung ift unter Kennern der engliichen Agrar 
verhältnifje weit verbreitet und mehrfach von der Kommilfton geäußert worden. Sir 
James Caird, das ältefte Mitglied der Copyhold und Inclosure Commissioners, 
jest der Land-Commissioners, durdy langjährige Studium und Erfahrmg 
zum Urtheil über derartige Dinge vorzugsmeife berufen, meinte, daß ein Farmer 
in gewöhnlichen Zeiten doch darauf rechne, mit feinem Betriebäfapital 10° o 
zu verdienen ®). Bei der Anlegung von Kapital in Grund und Boden Dagegen 
begnüge man fi unter normalen Verbältnifien mit einem Zinsfuß von 2!: 
bi8 31300. Da fei für einen fcharf rechnenden Landwirth mit einem mäßigen 
Kapital die Wahl, ob er dafielbe als Pächter oder als Eigenthümer nützen folle, 
nicht zweifelhaft. Den in Folge diefer Verhältniffe ſich vollziehenden Borgang 
fhildert ©. ©. Brodrid (a. a. DO. ©. 153), mie mir fcheint, in treffender 
Weile folgendermaßen: „Der Bauer (ycoman) verfauft feinen ererbten Befis, 
entweder, weil er ſich ruinirt bat dur Trunk oder Leichtfinn, oder weil er 
findet, daß er fein Einkommen und die Zukunft feiner Familie verbeffert, wenn 
da8 Gut veräußert wird. Der Edelmann (nobleman oder squire) fauft das⸗ 
felbe zu einem Preiſe, welcher fich in Reinertrage nicht verzinft und kaufmänniſch 
betrachtet zu hoch ift, entweder um zu verhindern, daß darauf Gebäude auf- 
geführt werden, oder weil es paffend für feine landwirthſchaftlichen Pläne Tiegt, 
oder meil er feinen Einfluß in der Grafichaft vermehren will — alles Gründe, 
die das Grundſtück für ihn werthvoller machen, als für andere. Man weiß 
in manchen Theilen des Landes, daß es ausfichtslos ift, zu bieten gegen ben 

5) Ein anderer Zeuge, ein Pächter, gab an, da durchſchnittlich feine Gewerbs⸗ 
genoffen auf 7% Gewinn von ihrem Betriebskapital rechneten. 
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großen Grundherrn des Diftrifts, deflen Agent den Auftrag bat, allen Grund» 
befig aufzulaufen ohne Rüdfiht auf die Koften. In anderen Theilen fehlt e8 
nicht an Männern, welde großes Bermögen im Handel und in der Gewerb⸗ 
thätigleit gemacht haben und ebenfo begierig find, dafjelbe in Land anzulegen, 
weil dafjelbe für fie der einzige fichere Seleitfchein zu ſocialer Achtung if.” — 
„Auf der anderen Seite,“ fagt derfelbe Schrififteller, „giebt es eine entgegen« 
gejegt wirkende Tendenz. Die enorme Wertbfteigerung aller Ländereien, welche 
von großen Städten oder Eifenbahnftationen zu erreichen find, ift mitunter für 
große Srundeigenthümer eine Verſuchung zum Verlauf, der fie nicht widerftehen 
Einnen. Go gehen erhebliche Theile der großen Herrichaften oft über in 
Hände neuer Befiger, die meiftens dem Kaufmannzftande angehören, oder von 
Epelulanten, die diejelben in fleinen Stüden zurüdgezogenen Heinen Gewerb⸗ 
treibenden anbieten.” In gleicher Weife hebt diefe der Konfolidation entgegen- 
— Bewegung vor der Kommiſſion der Präſident des Inſtituts der surveyors 
hervor. Er meint ſogar, daß beide Bewegungen, die zur Konſolidation und 
die zur Parzellirung des Grundeigenthums ſich zur Zeit wohl das Gleichgewicht 
halten möchten, während Brodrick offenbar ein Uebergewicht der Konſolidation 
annimmt. In manchen Fällen gelingt es übrigens den Grundeigenthümern, von 
der großen und fteigenden Nachfrage nah Grund und Boden für Anlage von 
Häufern, Landhäuſern, Gärten und Parts Bortheil zu ziehen, ohne ihr Eigen» 
thumsrecht aufzugeben. Man weiß, mie große Theile Londons und anderer 
großen Städte auf dem Grund und Boden der Ariftofratie erbaut find und 
welches enorme Einfommen mande Mitglieder der legteren aus Häuſern be» 
ziehen, welche nicht der Grundeigenthümer, fondern der Beitpächter (leaseholder) 
auf eigene Koften gebaut bat. Jedenfalls aber werden durch dieſe Parzellirung, 
auch wenn die getheilten Grundjtüde zu Eigenthumsrecht, al3 freehold und nicht 
als leasehold, übertragen werden, feine die Landwirthſchaft als Gewerbe treibenden 
Eigenthümer geichaffen. Biel eher icheinen der Vermehrung des eigentlich länd⸗ 
lichen, mittleren und Heinen Grundeigentbums die Gemeinheitstheilungen ſeit dem 
Semeinheitstheilungsgefeg von 1845 zu Gute gelonmen zu fein. Während in 
früherer Zeit diefer agrarifche Vorgang oft genug den Kleinen Beſitzern Nach⸗ 
theil gebracht hat, ift der Erfolg im legten Menjchenalter ein viel erfreulicherer 
gemefen. Bon 1845 bis 1877 find beinahe 600000 Acres gemeinen oder mit 
Serpituten bededten Landes (common and commonable land) unter 26 000 
Eigenthümer getheilt worden. Im Durchſchnitt Haben erhalten: die Grundherren 
jeder 441/a Acres, die Nutzungsberechtigten jeder 24 Acres, die Käufer von 
Grundſtücken, die um die Koſten des Verfahrens zu deden verkauft wurden, 
jeder 10 Acres. Unter den beiden legten Klaſſen waren 4736 Heine Sand» 
wirthe, 3456 Meine Gewerbtreibende, 3168 Handarbeiter und Bergleute, 2624 
größere Gutsbeſitzer, 2016 Wittwen u. . m. (©. €. Brodrid a. a. ©. 
&. 155—156 nad) dem 32. Jahresbericht der Inclosure Commissioners.) 
Ueber die trog der Ungunft der Zeiten Doch noch fporadijch vorfommenden 
Heinen felbftwirthfchaftenden Grundeigenthümer enthalten die Berhandlungen 
der Kommiſſion, insbefondere die Berichte der Affiftant-Commiffioner manche 
intereffante Notizen. 
„In verfchiedenen Theilen der Graffchaft Lincoln,” heißt es in dem 
betreffenden Bericht, „ift die Zahl der von der eigenen Landwirthſchaft lebenden 
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Heinen Grundeigenthümer nicht gering. Am zahlreichften finden fie ſich in ber 
fog. Isle of Axholm, dem weſtlich vom Trent an den Grenzen von Rottinghem- 
Ihire und Yorkſhire gelegenen Theile der Grafichaft.” Zür diefe Gegend treffe 
noch immer die Beichreibung zu, welche Arthur Young vor hundert Jahren 
mit folgenden Worten von diefem Diftrikte gegeben: | 

„Die meiften Gemeinden (towns) der Inſel Arholm, denn ganz allgemem 
ift e8 nicht, gleichen in Bezug auf Vertheilung des Grundeigenthums eimigen 
Theilen von Franfreih und Flandern. Die Einwohner wohnen zujanmen in 
Dörfern und Weilern und jede8 Haus — einige Hütten an den des 
Bemeinlandes ausgenommen — ift bewohnt von einem Landwirth, der Eigen: 
tbümer des von ihm bemwirtbichafteten Guts von 4 oder 5 und noch weniger 
Acres bi8 20, 40 und noch mehr Acres if. Die Heinen Befigungen liegen 
zerftreut unter den offenen Feldern der Gemeindeflur und werden beftellt mit all 
der kleinlichen Sorgfalt durch die Hände der Familie, wie man das in den 
ebengenannten Ländern findet.” Gegenwärtig ſoll die Parzellirung noch weiter 
fortgefchritten fein. Manche Befiger haben ein Beſitzthum von weniger als 
einem Acre. 

Auch in den ſüdlichen und öftlihen Diftriften der Grafichaft Lincoln giebt 
e8 viele Heine felbftwirthichaftende Eigenthümer mit Befigungen von weniger al 
20 Acres und in den Diftriften, in welchen die Heinen Eigenthümer ſich finden, 
fehlt es nicht an Heinen Pächtern. — Im Gegenfag zu einem Bericht, den die 
Times im Jahr 1879 veröffentlichte, verfichert der Berichterftatter der Kommiſſion, 
daß eine Bevorzugung des älteften Sohnes bei diefen Heinen Banern durchaus 
nicht üblich ſei. In der Regel verfügen fie teſtamentariſch, daß ihr Grund⸗ 
eigenthbum nach dem Zode verkauft werden und der Erlös unter die Sinder 
vertheilt werden fol. Mitunter, befonders bei etwas größerem Befig, ordnen fie 
auch eine Theilung in natura an. Die Meiften haben deshalb ihr Eigenthum 
auch gekauft, nicht ererbt. Diele find als Arbeiter, Wirthichafter auf größeren 
Bütern längere Zeit thätig gewejen, haben fi ein Heines Kapital erfpart und 
fih damit angelauft. Der Ankauf gejchieht in der Regel zum großen Theil 
mit geliehenem Gelde. Manche leihen fih ?is, ja 3:4 des Kaufpreiles au 
Hypothek. Bei diefen Heinen Landwirthen findet fi) dann auch die alte bäner 
lihe Gutsunterthänigfeit (tenure by copyhold) noch immer nicht felten. Die 
großen Koften der Veräußerung von Grund und Boden, die fonft in England 
als ein Haupthinderniß der Parzellirung gewiß mit echt angeführt werben, 
bat man auf ein mäßige® Maß zu reduziren vermocht, indem man fich bei de 
Notorietät aller Befisverhältniffe mit mangelhaften Befigtiteln begnügt und fih 
Heiner Solicitor8 mit lofalem Gefchäftstreis für die Abfaſſung der Rechtsurkunden 
bedient. Entſprechend dem unerfreulihen Zuſtande des landwirthſchaftlichen 
Betrieb8 und dem Webermaß der Parzellirung ift denn auch die Lage ber 
Bauern eine recht ungünftige. Sie find überfchuldet und beſonders gegemwärtig 
ſchwer gedrüdt. Sie können ihre Schuldzinfen meiften® nicht bezahlen und 
führen ein jämmerliches Leben. Die Ländereien der Bauern find nicht, wie bie 
größeren Befigungen, eingehegt. In langen, bandförmigen Streifen liegen die 
Aeder nebeneinander. Der Boden in der Isle of Axholm if 
Niederung. Der Anbau in der Regel ungemein fleißig, aber kunſtlos und überaus 
einförmig. Weizen und Sartoffeln wechſeln in der Regel von Jahr zu Jahr. 
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Außer Setreide und Kartoffeln wird nur noch die Mangoldwurzel in größerer 
Ausdehnung gebant. Alle die Produkte, durch welche die Heine Landwirth⸗ 
ſchaft fich auszeichnet, ſcheinen unbelannt. 

Unter ganz anderen und ohne Zweifel beſſeren Verhältniſſen hat ſich eine 
größere Zahl von ſelbſtwirthſchaftenden Grundeigenthümern in den ſüdweſt⸗ 
lichen Grafichaften Cornwall, Devon und Somerjet erhalten. Das milde 
Klima und die geſchützte Tage mancher Fluren begünftigen dort die Cultur von 
Gemüſen, anderen Gartengewächſen und die Obftzucht. Ungefähr !,s aller 
DObftgärten (orchards), welche die amtliche, in diefem Punkte freilich wohl faum 
ganz zuperläffige Statiftif verzeichnet, fommen auf den Südweften. Zum Theil 
geichieht dieſe Kultur durch Heine Eigenthümer (Mr. Little’s Report ©. 83 ff.), 
über deren Berhältnifie aber Näheres nicht mitgetheilt wird. Aehnlich find die 
Zuflände in Kent, der vorzugsmweife Hopfen bauenden Grafichaft, dem wichtigfien 
Gemüjer und Obfigarten von London. Der Berichterftatter fand z. B. in einer 
Gemeinde 19 Eigenthümer, die ihr Land jelbft beftellen. Bon diefen hatten 
9 weniger als 10 Acres, 3 befaßen 10—20, 3 20—50 Acres. 

Ferner erfahren wir, daß im füdlichen Wales kleinere bäuerlihe Eigen- 
thiimer in beträchtlicher Zahl und in leidlicher Rage fich finden. Sie find faft 
alle Milchwirthe (dairy farmers) in der Nähe der Städte. 

Auch ganz Heine Stellen, welche von Tagelöhnern im Nebenerwerb bewirth- 
ihaftet werden, feinen in einzelnen Gegenden nicht zu fehlen. Hunderte, ja 
Zaufende von Bergleuten in Staffordihire haben ihre Heinen Beſitzungen von 
4is— TV/a Acres (Bateman bei G. &. Brodrid a. a. DO. ©. 190), In 
Devon und Cornwall dagegen find die Bergleute zwar nicht Heine Eigenthümer, 
aber in großer Zahl Pächter mit langen Pachtlontraften. Die Lage derjelben 
wird von dem berichtenden Affiftant-Commiffioner gerühmt. 

Aus mehreren der genannten Grafichaften, beſonders aus Somerjet und 
Kent, ſowie aus einigen anderen wird aber auch berichtet, daß es an mittleren 
jelbfiwirtbichaftenden Eigenthünern von 50—500 Acres nicht ganz mangele. 
Es find das zwar in der Regel nicht Reſte des alten Bauernflandes und 
überhaupt keine Bauern im foctalpolitifchen Sinne des Kontinents, aber doc) 
auch richt blos Gentlemen, die zum Vergnügen oder des guten Beiſpiels halber 
wirthichaften, fondern landwirtbichaftlihe Gemwerbtreibende von verjchiedenem 
Bildungsſtande. Eine Weihe der von der Kommilfion vernommenen Sad 
kundigen gehörte diefer Klafie an ). 

So habe ich aus den Zeugenausfagen vor der Kommiſſion und aus den 
Berichten der Aſſiſtant⸗Commiſſioner den Eindrud gewonnen, als ob jelbft- 
wirtbichaftende Grundeigenthümer in England doch noch nicht fo ganz felten 
ſeien, als ich nad) anderen Quellen anzunehmen geneigt war. Aber daß dies 
Verhältniß im Ganzen doch nur ein feltene® Ausnahmeverhältniß ift, daran 
lann fein Zweifel fein. Leider fehlt eine genauere ftatiftifche Ermittlung der von 
Eigenthümern und von Pächtern bemwirthichafteten Fläche ſowohl in den Ber- 
bandlımgen der Kommiffion wie in der amtlichen landwirtbfchaftlichen Statiftik. 


6) Bon ber nothgebrungenen und wahrſcheinlich nur — Bewirth⸗ 
ſchaftung mancher Ländereien durch die Eigenthümer, weil fie in den letzten Zeiten 
einen Pächter für biefelben nicht finden Tonnten, wird Weiter unten bie Rebe fein. 
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Zwiſchen den Pächtern, welche den ganz überwiegenden Xheil des Bodens 
bewirtbichaften, und den Eigenthümern ftehen auf den größeren Grundberrichaften 
die Landagenten, d. h. die Beamten der großen Grundeigenthiimer, welche für 
diefelben die Verwaltung ihrer Landgüter beforgen. Sie find zum großen 
Theile jedenfalls, wenn nicht ſämmtlich, in der Landwirihſchaft wohlbewanderte 
Männer. Biele von ihnen haben früher felbft die Landwirthſchaft praltiſch be» 
trieben. Ihre Thätigkeit ift von großer Bedeutung für ein gutes Verhältniß 
zwifchen Grundherren und Bächter ſowohl, wie für das Gedeihen des landwirth⸗ 
Ichaftlihen Gewerbes. Denn in England beichräntt ſich berfümmlicher Weile der 
Grundeigenthümer nicht auf Verpachtung feines Landes und Einziehen de 
Pachtzinjes, fondern befindet fih, wie ein Zeuge ausfagte, gewiſſermaßen in 
einer Art von Erwerbsgeſellſchaft (joint business) mit feinen Pächtern. Ber 
Grundeigenthümer bringt in das Gefellichaftsverhältnig nicht nur den Grund 
und Boden ein, fondern von ihm werden in der Regel auch die Koften aller 
größeren Bauten und Meliorationen getragen. Darin unterſcheidet fi die 
engliihe Sitte ſehr wejentlih von der irischen. In Irlaund nämlich befteht 
umgefehrt die Gewohnheit, daß der Grundherr nur den Grund und den Boden 
dem Pächter überliefert und dieſem überläßt, Dreliorationen durchzuführen, 
Gebäude u. |. w. darauf zu errichten u. ſ. wm. — ein Unterfchied, der natür- 
ih für die weitere Entwidlung des Agrarrechts von Bedeutung werden mußte 
In Folge der Ausgaben für Bauten und Meliorationen, der Befoldung der 
Tandagenten und anderer Berwaltungsausgaben ift die Differenz zwilchen den 
Pachtzinſen, welche der Pächter zahlt, und dem Reinertrag, der in die Taſchen 
des Eigenthümers fließt, auf den englifhen Gütern groß. Ein erfahrener Land⸗ 
agent ſchätzte den durchichnittlichen Verwaltungsaufwand auf 25—50°%0 des 
Bachtzinfes. | 

Das Nechtsverhältnig zwiichen Eigenthümer und Pächter, welches u 
England die größte Verbreitung hat, ift die fog. yearly tenancy, Pachtrecht 
von Jahr zu Jahr. Die Kontrahenten haben das Recht, das Verhältniß durch 
eine 6 oder 12 Monate dem Ablauf des Pachtiahres vorangehende Kündigung 
zu löfen, tritt die Kündigung nicht ein, fo dauert der Padhtfontraft weiter fort 
Die ſechsmonatliche Kündigungsfrift ſcheint bisher die viel häufigere geweſen za 
fein. Hier und da finden fi ausnahmsweiſe auch two oder three year 
tenancies, bei welchen das Kündigungsredht nicht alle Jahre, fondern nur ale 
2 oder 3 Jahre eintritt. Es gab eine Zeit, in der e3 fchien, als werde dies 
Rechtsverhältniß allmählich einem befieren Pachtrecht Plag machen und an die 
Stelle der yearly tenancies Pachtkontrakte auf längere Zeit (leases) mehr md 
mehr treten. Noch vor wenigen Jahrzehnten war das Beſtreben in den Kreilen, 
welche den Iandwirthichaftlichen Fortſchritt vertraten, auf Berallgememerung 
ber leases gerichtet. Man wollte fo dem Pächter die Möglichkeit, zu Aufang 
feiner Pachtzeit gewiſſe Kapitalauslagen zu machen und mit Sicherheit bi 
längerer Pachtzeit Auf ihre Ausnugung rechnen zu fönnen, gewähren. Noch tt 
find vorzugsmeife die Kronländereien und andere Güter der todten Hand, aber 
auch manche Privaten gehörige Beſitzungen auf lange Zriften verpadjtet (bie 
Krongüter 3. B. auf 21 Jahre). Ein fachlundiger Zeuge, der Bicepräfident 
des Institute of Surveyors, meint, im Norden gäbe e8 nur Pachtungen asi 
Sahresfrift, im DOften und Südweſten von England finde man ungefähr die 
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gleiche Zahl von leases und yearly tenancies, aber überall gübe e8 auf den 
größeren Srundbefigungen faft nur yearly tenancies. Zugleich jagen aber alle 
andagenten, die vor der Kommiſſion vernommen wurden, aus, daß leases 
immer feltener werden. Auf vielen Gütern, auf denen wohlwollende, dem Fort⸗ 
ſchritte huldigende Grundherren vor wenigen Jahrzehnten lange Pachtkontrakte 
anführten, werden einfallende Kontrakte diefer Art jegt nicht mehr erneuert. 
Wer ein langes Pachtrecht hat, jucht es los zu werden. Pächter mit langen 
Bahtlontraften äußerten vor der Kommiſſion den Wunſch, unter den jetzigen 
Berbältniffen Lieber ein kurz kündbares Pachtrecht zu haben. Selbft in Schott» 
fand, deflen fortgefchrittene Landwirtbichaft bisher immer zum großen Theil den 
langen Pachtfriften zugefchrieben wurde, deren die fchottiichen Landwirthe fich 
im Unterjchied von den englijchen allgemein erfreuten, werden Pachtlontrafte 
auf längere Friften unter den gegenmärtigen Umftänden meniger beliebt. 
Leases are going out of favour in Scotland, fagte einer der vernommenen 
Sachkundigen. Die Urfache liegt in dem Wechſel der landwirthſchaftlichen 
Derhältnifie. Das raſche Steigen und Sinfen des Reinertrags faft aller 
Landwirtbichaften in den legten Jahrzehnten läßt für den Pächter die Ver⸗ 
pflihtung zur Zahlung eines feften Pachtzinfes während einer längeren Pacht 
zeit höchft gefährlich ericheinen, während der Grundeigenthümer fich fagen muß, 
daß bei dem Abſchluß eines Pachtkontraktes auf längere Zeit er Gefahr läuft, 
entweder bei einer Verbeflerung der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe jedes 
daraus entftehenden Vortheils verluftig zu gehen und die gegenwärtige Einbuße 
an Eintommen zu behalten, auch wenn ihre Urſache verſchwunden jein follte, 
oder, wenn die Zuftände fich verfchlimmern, banferotten Pächtern, die ihren 
Berpflichtungen nicht nachlommen können, und ruinirten Yandgütern gegenüber« 
zuftehen. 

Obſchon das Necht der einglifchen Pächter auf ihre Pachtung in der großen 
Mehrzahl der Fülle ein recht unficheres ift, find thatlächlich die Pachtverhält⸗ 
nfle auf den großen Gütern der Ariftolratie bisher meiftens ziemlich ftabile 
geweien. In fehr vielen Fällen bleiben die Pächterfamilien von Generation zu 
Seneration im Befig ihrer Pachtgüter”). In ſolchen Fällen pflegt dann auch 
der Pachtzins ein mäßiger zu fein und oft erheblich unter dem Betrage zu 
bleiben , welchen der Eigenthümer erlangen könnte, im Fall er die Pachtung 
an den Meiftbietenden vergäbe. Nur zwei Beugniffe wollen wir anführen. 
Farms as a rule are underrented, jagt ein Zeuge aus der Grafichaft 
Lincoln und ein größerer Grundeigenthümer in Suffolt und Norfolk berichtet, er 


1) &8 wurde 3. B. ein Pächter aus Gloucefterihire vernommen, deſſen Familie 
die Pachtung feit Mitte des arg Jahrhunderts als yearly tenancy innehat (33997). 
Bon Denbigh in Wales wird berichtet: most of the tenants hold their land for 
Pe Sons 595— 600), von Nordwales: mostly heredi farms (32117). Einer 
er Aſſiſtant⸗Commiſſioner Hat für feinen Diftritt (Wales und die an England 
ſtoßenden Grafichaften) die rechtlichen Bedingungen: und bie thatfächliche Dauer des 
Bachtverhältniffes in Berug auf eine Menge von Pachtungen zufammengeftellt. 
Wir finden dort manche Güter, die ſeit unvordenflicyen Zeiten im Befik derſelben 
Pächterfamilie geweien find, obwohl der Pächter nur yearly tenant ift. Diele 
andere familien haben in demfelben prefären —— die Pachtungen jeit 
mehreren Generationen, einige jeit 90—100—150, eine jeit 300 Jahren im Befitz. 
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babe jeit 60 Jahren feinen neuen Ertragsanichlag für feine Güter gemacht. 
Die alten Pächterfamilien zahlten daher nicht mehr als vor 60 Jahren, nur 
für die nen einlommenden und daß neu erworbene Land jeien Erhöhungen ein 
getreten ®) (61 641). 

Genauer als über die Kigenthumsverhältniffe und die Ausdehnung, in 
welche die verfchiedenen Pachtverhältnifie oder Selbftbewirthichaftung vorkommen, 
find wir unterrichtet über die Zahl und Größe der Landgüter (agricultaral 
holdings), oder der Wirtbichaftseinheiten. Zweimal ift eine Statiftit derjelben 
in dem legten Jahrzehnt veröffentlicht worden, deren Reſultate die folgende 
Tabelle giebt. 








Bales 
Zahl ber Güter 


England 


Zahl ber Güter 
1875 | 1880 







Klafien der Güter 









50 Acres und darunter 
von 50 bis 100 Acres 
„10, 0 „ 
„30 „ MM , 
„>00 „100 „ 

über 1000 „ 







412 340 | 414 804 





| England | Wales 

Gejammtflädhe der Güter Gelammtfläche der Güte 

jeder Klaſſe in Acres jeder Klafſe in Acres 
Klafien der Güter 68 x8 x* x* 
ze Pt: SE „€ 
1875 |55| 1880 SE 1875 58 1880 |EE 
RS B2 SE Be 
RZ 8 a3 5 
50 Acres und darunter) 3550 405| 15| 3 528840] 14| 631 941| 28 647587.3 
von 50 bis 100 Acres 3259 110] 14| 32838058] 18| 698879 | 26| 707 748 % 





„10 „ 800 „ 10042162] 42|10197 918) 41|1 141456 | 42| 1 202 098' 43 
„300 „ 500 „ | 4202402| 17] 4359 794| ı8| 157 7285| 6| 15598 6 
‚500 „1000 „ | 25189031 10| 2854860] ı1] 54207| 2| 478 2 

über 1000 , 571 994 2 637811 31 1291| 11 718 - 


4 189 n & 611 m 2 697 149 * | 2767 975 10 


8) Auf die Beziehungen zwifchen Eigenthümer und Pächter und die Br 


ftrebungen das Pachtrecht zu verbeſſern werden wir im lepten Kapitel, bei Be 
ſprechung ber gefeßgeberiichen Reformen zurüdtommen. 
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Es kamen alfo im Jahre 1880 in England 59,83 Ucres, in Wales 
47,05 Acres auf eine Wirtbichaft. Beinahe ?/4 des Landes wird in England 
in Gütern von 50—500 Acres bemirtbfchaftet, das übrige Biertel theilt fich 

2 aa — zwifchen die größeren und kleineren Wirthſchaften, ungefähr 
i, des dwirthichaftlih benutzten Bodens kommt auf die Güter von 
100—500 yes 


— — — — — — 


II. Rapitel. 
Die landwirthſchaftliche Kriſis des letzten Jahrzehnts. 


Eine Reihe fo fchlechter Erndten, wie fie in der zweiten Hälfte des Testen 
Jahrzehnts England betroffen haben, fteht faſt ohne &leichen in der nemeren 
Geſchichte diefes Landes. Im Jahr 1879 fand dort ohne Zweifel die ſchlechteſte 
Erndte des Jahrhunderts flatt, 1875, 1876, 1877, 1880, 1881 müffen alle ale 
Mißjahre bezeichnet werden, und zwar ift die Urfache immer Mangel an Sonnen 
jchein, Weberfluß an Regen geweſen. Der Borfigende der copyhold, inclosare 
and tithe commission, Sir James Caird, hat in den vorangehenden Jah 
von 1850— 1870 die fünf ſchlechteſten Erndtejahre, nämlich 1853, 1855, 1859, 
1860 und 1861, auögefucht und findet, daß nad den Erndteberichten in 
denfelben 24 bushel p. acre Weizen geerntet fei, in den fünf fchlechteften des 
legten Jahrzehnts nur 19 bushel p. acre!). Nach den forgfältigen Schätzunger 
des Erndteertrags, welche der Marc Lane Express feit vielen Fahren ver 
Öffentlicht, ergiebt fich folgendes Berhältnig der Erndten in 7 mit 188 
endenden Jahren zu einer Mittelerndte in Buſhels und per Acre 


Weizen Gerſte Hafer Bohnen Erben 
7 Jahre endend mit 1881 . 24,66 31,00 839,17 25,75 24,75 
Mittelerndte -. - 2»... 29,05 835,05 43,08 30,08 28,09 


Nicht minder als die Getreideerndte hat aber in den meiften Jahren die 
Heugewinnung durch nafjes Wetter gelitten und auch die Gräſer, welche de} 
Dieb auf der Weide fand, hatten an Nahrhaftigfeit durch fortwährenden Reger 
viel eingebüßt. — Dazu kam der Einbruch ſchlimmer Biehjeuchen, die in da 
Schafheerden mancher Diftrikte furchtbar aufgeräumt haben. Namentlich sheep 
rot, die Egelkrankheit der Schafe, ſowie foot and mouth disease, Maul« m) 
Klauenfeuche, müflen fehr fchlimm gewüthet haben. Uber auch das Rind—rich 
ift von Seuchen, befonder8 der Rungenfeuche ſchwer mitgenommen worden. Ei 
Zeuge reichte eine Weberficht ein, aus der fich ergab, daß von 8714 Ddchlen, 
welche vom 13. September 1879 bis zum 11. März 1880 für die jüdide 
Gemeinde in London gefchlachtet worden waren, nur 5024 gefund, 3690 ab 
frank gefunden wurden. Die in jenen Jahren befonder8 verheerende Wirkung 


1) 1 Quarter — 8 Bufhel — 2,907 Hektoliter — 5,29 preuß. Scheffel. 
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diefer Krankheiten wird von kundigen Seiten zum Theil ebenfalld auf bie 
ungünftige Witterung zurüdgeführt, welche direkt durch die atmojphärifchen Ein- 
füffe auf das weidende Vieh und indireft durch fchlehte Ernährung feinen 
Sefundheitsftand beeinflußt habe. Auch das gefund gebliebene Vieh mar daher 
viel magerer und leichter al3 in anderen Jahren. Der Präfident des Vereins 
der Zandagenten meinte, daß in feiner Grafichaft (Lincoln) jedes auf Grasland 
gemäftete Stüd Rindvieh 1879 100—140 Pfund weniger gewogen babe als 
in normalen Jahren. 

Die Wirkungen der naflen Jahre find ohne allen Zweifel für die englische 
Landwirthichaft viel ſchlimmer gewejen als für die fontinentale, namentlich für 
die deutſche. Es erklärt fih das auch leicht. England mit feinem See 
Hima, feinem fühlen Sommer fann eine Verminderung der Sommerwärme für 
feinen Getreidebau viel weniger vertragen, als die Gegenden des Kontinents, 
welche die gleiche mittlere Jahreswärme wie England haben. Das nördliche 
Irland, da8 in diefer Beziehung von England nur wenig verfchieden ift, 
dat nad Dove Karte in feinen meteorologifchen Unterjuchungen die Juli⸗ 
totherne von Fappland und Archangel, aber freilich auch die Januariſotherme 
von Avignon, Nismes, Ancona und Konftantinopel. Eine Heine Verminderung 
der Sommertemperatur verurfacht daher dem Getreidebau in England viel 
größeren Schaden, al8 im Innern der großen Stontinente bei ähnlicher 
Jahrestemperatur. In Folge dieſer klimatiſchen Verhältniſſe und des milderen 
Winter ift man aber auch in England mit viel ungenügenderen Ställen 
zum Schuß des Viehs bei ſchlechter Witterung verfehen. Alle Einrichtungen 
ſind auf einen nur ausnahmsweiſe auf kurze Zeit unterbrochenen freien Weide. 
gang berechnet und deshalb leidet das Vieh von andauernder naßfalter Witterung 
mehr als bei ung. 

In ſolche Mißfälle fiel nun die plögliche Erftartung der amerikanischen 
Konkurrenz. Die Aufichliegung weiter und fruchtbarer Gebiete im Innern 
Nordamerifas durch Eifenbahnen und ihre raſche Kolonifation, die verbeflerten 
Transportmittel namentlich für Fleifh und endlich eine Reihe ganz ungewöhn⸗ 
ih reicher Erndten in diefem Welttheil famen zufammen, um einen ganz uns 
erwarteten, empfindlichen Drud auf die Preife der landwirthſchaftlichen Produkte 
auszuüben. Während fonft nach jchlechten Exrndten der Landwirth eine Ent- 
Ihädigung in fteigenden Probuftenpreifen hatte, ſah er fich jest in Bezug auf 
die wichtigften Produkte der engliichen Landwirthſchaft finkenden Preifen gegen« 
über. — In den 5 fchlechteften Jahren der beiden vorangehenden Jahrzehnte 
war ber Weizenpreiß 61 s. 1 d. pr. Quarter geweſen, in den 5 fchlechteften 
des legten 49 8. 10 d.; nimmt man hierzu den Ausfall in der Ouantität des 
geerndteten Weizens, fo ergiebt fich nach der Berechnung von Sir James Caird 
ein Deinderertrag pr. Acre von 3 £, ca. 1/s des Geſammtertrags für die letzteren 
fünf Jahre gegenüber den erfteren. 

Noch beſſer veranfchaulichen die Lage die folgenden, nad) der amtlichen 
Erndteftatiftit und Preisermittelung angefertigten ‘Tabellen, melde von dem 
Chief Commissioner of Works und Barlamentsmitgliede George J. Shaw 
Lefenre der Kommiffion eingereicht worden find. Diefelben beziehen fich aber nicht 
nur auf England und Wales, fondern auf ganz Großbritannien, d. 5. England, 
Wales und Schottland: 
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Durchſchnittlicher 
Preis des Weizens | Werth ber Weizen⸗ 
Jahresdurchſchnitt | Weisenprobuftion | in dem 12 auf bie | ermbte per Ace 





per Acre in Buſhels Erndte folgenden in Gelb 

Monaten 
sh. d. £ u. d. 
von 1857—1862 28,4 50 1 8 14 11 
„1863-1868 30,8 51 — 9 61% 
„18691874 27,2 53 5 8 19 8 
„ 1875-1880 22,6 497 8 6 10 1 


Für Gerfte berechnet derfelbe Statiftifer einen Durchſchnittsertrag per Are 
in den Jahren von 1869—1874 von 4,1 Quarter bei einem Durchſchnitts⸗ 
preife von 39 sh. 6 d., in den Jahren von 1875-—1880 von 3,6 Quarter 
bei einem Durchichnittäpreife von 35 sh. 10 d., für Hafer einen Durchſchnitts 
ertrag in den erften 6 Jahren von 5,9 Duarter per Acre bei einem Durch⸗ 
fchnittöpreife von 25 sh. 7 d., in den 6 legten von 5,2 Quarter per Are 
bei einem DurdjfchnittSpreife von 24 sh. 5 d. Der Berluft in der Kultur 


biefer beiden &etreidearten ift daher lange nicht fo groß gemeien, wie ber bei 


dem Weizenbau. Die viel geringere Konkurrenz der Vereinigten Staaten in 
Gerſte und Hafer macht ſich da deutlich geltend. 

Was die Produfte der Viehzucht angeht, fo ift das Verhältniß inſofern 
etwas anders, als der Ausfall in der Produktion durch erhöhte Preife von 
Schaf und Ochſenfleiſch, wenigſtens was die befieren Qualitäten angeht, zum 
Theil erjegt worden ift. Lefevre berechnet folgende Durchjchnittspreife nach 
amtlichen Aufzeiinnngen auf dem Londoner Markt für je 8 Pfund 


Ochſenfleiſch Schaffleiſch 
1868—1868 4sh. 4 d. 58h 1 d. 
1869—1874 4„1 „ 5... Sie, 
1875—1880 5. 29, 6 „ 0%, 


Dabei ift aber zu bemerken, daß gerade das Jahr 1879, in welchem 
Mißwachs und Seuchen am fchlinmften waren, verhältnigmäßig niedrige Preie 
batte, 4 sh. 10%/4 d. und 5 sh. 91/s d., fowie daß für alle Sorten Fleiſch 
ein Durchſchnittspreis berechnet ift, ein manchen Fehlern ausgeſetztes Berfahren. 
Im Ganzen aber ift kein Zweifel, daß die Preife für frifches Schafe und 
Ochſenfleiſch trog amerikanischer und auftralifcher Konkurrenz in der Periode 
der Depreifion und auch in den Jahren 1881 und 1882 im Vergleich zu der 
vorangehenden eher etwas höher als niedriger ftanden. Daſſelbe gilt von 
friiher Butter und Mil, während alle Arten gefalzenen und geräncherten 
Fleiiches und Käſe einen entichiedenen Drud zeigen. Der Preis des Kaſes 
erreicht fein Minimum im Jahr 1879 (für ale Sorten durchichnittlih E 2.2.2. 
nad) den Annual Agricultural Returns), von da an ift er wieder hoͤher 
(1880 war er: 2 2.17. 4., 1881 £ 2. 17. 0., 1882 2 2. 16. 1). 
Amerifa, fagen die Sachkundigen, bat die Konkurrenz mit den beſſern eir⸗ 
beimifchen Sorten nicht behaupten können. Der Geſchmack bat fich diefem jehr 
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ald wieder zugewandt. Dagegen hat ein anderes wichtiges Prodult der eng⸗ 
hen Landwirthſchaft, vor Zeiten meitaus das berühmtefte, eine erhebliche 
rınbuße des Preijes erlitten. Die Schägungen über das Maß des Sinfens 
er Wollpreife gehen auseinander, je nad) der in Betracht gezogenen Sorte. 
eteure nimmt ein Sinken des ducchfchnittlichen Wollpreifes um 6 io bei einer 
tergleichung der beiden Perioden 1869—1874 und 1875—1880 an, ein 
Irtitel im Journal of the Statistical Society dagegen (March 1883 ©. 30) 
om T. ©. Graigie, dem Secretär der Central Chamber of Agriculture, giebt 
gende Preisbewegung für Lincoln hogg wool zugleih mit einer Schätung 
8 Quantums und des Werth der geſammten engliichen Wollproduftion : 
Produktion in engl. Pfund Durchſchnittspreis Werth der Produktion 


18783 165 350 472 241/2 d. 16880000 £ 
1874 167 042 379 2084 „ 14439000 „ 
1875 161 782 536 198/4 13313000 „ 
1876 155 835 320 1784 „ 11525000 „ 
1877 152172 010 16! 10303000 „ 
1878 151 700 736 15 9481000 „ 
1879 153 233 696 121/82 „ 7981000 „ 
1880: 148729061 15/8 , 9373000 „ 
1881 138 574 672 128; 8 „ 7145000 „ 
1882 129 006 659 11h „ 6047000 „ 


Es ift wohl faum nothmendig, darauf Hinzumeifen, wie auch von dem 
sufen der Produftionspreife, ebenfo wie von der Unbill der Witterung, 
ie englijche Landwirthſchaft außerordentlich viel fchmerer betroffen wurde, als 
= dentiche. Die Fracht der amerikanischen Produfte nad) Fiverpool ift fehr 
wi niedriger al3 nach den deutſchen Seehäfen, der Transport aus den Häfen 
ah dem Binnenlande ift im Durchfchnitt in Deutfchland ungleich koftipieliger - 
8 in England. Daher find denn auch nur kleine Quantitäten amerifanifchen 
Beizen3 nach Deutichland gekommen, während in England der größere Theil 
& Conſums an Weizen durch Einfuhr gededt wird und der ganze Weber» 
Hug der amerifanifchen Produktion über die eigene Confumtion in erfter Linie 
uf die englifchen Märkte geworfen wird. In den beiden Feldfrüchten, deren 
Produft in Deutfchland den meitaus größten Werth von allen angebauten 
Manzen darftellt, Roggen und Kartoffeln, fommt die transatlantifche Konkurrenz 
ar nicht in Betracht. In England hat Roggen gar feine, der Kartojfelbau viel 
eringere Bedeutung als in Deutfchland. Dagegen begegnet im Weizenbau und 
n der Viehzucht, in den beiden Hauptrichtungen der englischen Landwirthſchaft, 
ih dieſelbe mit der amerifanifchen auf das ſchärfſte. Die Einfuhr frifchen 
jleifches und Lebenden Viehs aus Amerika und Auftralien, welche den englifchen 
biehzüchtern wachſende Eorge macht, ift ind Innere von Deutfchland bis jett 
acht möglih. So hat mit einem Worte die deutfche Landwirthichaft mur 
nittelbar, die englifhe unmittelbar das Mitwerben der neu kultivirten trans» 
nlantiſchen Gebiete gefühlt?). 


2) Bol. die Tabelle über die Entwidlung der Getreidepreife in England und 
m Preußen im Anhang. 
Schriften XXVII. — Agrarifche Zuftände ꝛc. 10 
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Zu den beiden Haupturſachen der Kalamität kamen in England mande 
erjchwerende Nebenumftände. 

Während die Produktion fo empfindlich abnahm und die Preije der Pre: 
dukte fanken, find die Produktionskoſten der Landwirthe viel größer geworden. 

Der Arbeitslohn war auch in England in den Perioden des induftrieler 
und landwirtbfchaftlichen Auffchmungs während des legten Menſchenalters ſcht 
geftiegen und ift in den legten Jahren des Mißwachſes gar nicht ode 
do nur unbedeutend heruntergegangen. Dagegen find nady ganz über 
ftimmendem Zeugniß aller Bernommenen die Yeiftungen der landwirtbichaftlche 
Arbeiter geringer gemorden. Auf einer aderbautreibenden Farm müſſe daſſelbe 
Quantum geleiftete Arbeit mindeftend um 25 0 höher bezahlt werden ald vor 
10 Jahren, fagt der Kommiffionsberiht (©. 26)°). Unter den Urjachen dieler 
Bertheuerung der Arbeit wird vornehmlich die Anziehungskraft der bober 
Löhne in der Induſtrie, in den Vereinigten Staaten und den engfüde 
Kolonien angeführt. Sie laſſe der Yandwirtbichaft nur den Abhub von Arbeiten 
übrig. Dazu kommt das AZufammentreten von Arbeitervereinen, welde em 
gemeinfames Auftreten der Arbeiter gegenüber den Arbeitgebern, Arbeits 
einftellungen und eventuell Auswanderung der Arbeiter bezweden. Der Fri- 
fivent des bebdeutendften Vereins diefer Art, der National Agricultural Ls- 
bourers Union, mit ca. 25 000 Mitglieder, behauptete vor der Kommiſſion, em 
Berein habe innerhalb 8 oder 9 Jahren die Auswanderung von 700 000 lind« 
lichen Arbeitern und Angehörigen bderjelben zum Theil direkt unterftügt, zum 
Theil indireft veranlaßt. Sie hätten in vielen Fällen einem Daun 1 £, 
einer Frau 10 sh., für ein Kind 5 sh. Ausmanderungsprämie bezahlt. & 
fei in Canada gemejen und habe mit der canadifchen Regierung ein Ablommz 
gefchloffen, wonach die canadiſche Regierung die ausmandernden Arbeiter unters 
ftüge. 

Sehr geklagt wird feitens vieler Landwirthe über den eingeführten Cha 
zwang, welcher eine Menge mwohlfeiler jugendlicher Arbeitäträfte der Lanbırirtk 
ſchaft entziehe, in großen Arbeiterfamilien die Schmwierigfeit des Unterhalts ızl 
die Noth des Lebens erhöhe und durch Weberbildung den Arbeiter unluftig un 
untauglich für das Landmwirthichaftliche Gewerbe made. Die Ausbildung ik 
die Landwirtbfchaft müſſe früh beginnen, durch den obligatorifchen Schulbeich 
würde da8 unmöglich und nehme die Seltenheit tüchtiger Arbeiter zu. 

Ferner beſchweren fi die Landwirthe über die Laſt der lokalen Steuem 
Bekanntlich ruhen die kommunalen Abgaben in England, mit ganz geringfügse 
Ausnahmen, ausſchließlich auf dem unbeweglichen Vermögen und zwar werde 
fie von den Befiger, occupier, d. h. dem Pächter und Miether nad ie 
jährlichen Neinertrage des Grundſtücks entrichtet. Dieſe große Yaft iſt natür 
lich in ſchlechten Zeiten an fich ſchon drüdender als fonft, die Zeugenansioge 
enthalten aber auch viele Klagen über die Zunahme der Iofalen Stenem u 
manchen ländlichen Diftritten. Die michtigfte aller diefer Abgaben, die Armen 





3) Die Schäkung beruht auf zahlreichen Angaben von Landagenten mel 
Pächtern über die Ausgaben, welche an Arbeitslohn auf verichiedenen Gütern u 
ben lebten Jahren gemacht find. 
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ſteuer, freilich iſt von 1870—1880 Heiner geworden. Sie betrug in England 
mit Ausnahme der Hauptitadt 1870—1871 6544781 £, 1879 —1880 
6112752 LE. Die Abnahme ift nah den Mittheilungen des dauernden 
Secretärs des dem Armenweſen vorgejegten Local Government Board zum 
Theil auf eine Unterftügung zurüdzuführen, welde die Kirchipiele durch Ueber⸗ 
nahme der Koften für die Irrenpflege auf die Staatskaſſe feit 1876 erhalten 
(1880 310884 2), zum Theil auf befiere Verwaltung des Armenmejens, 
zum Theil auf eine günftigere Rage der unteren Volksklaſſen. Erwägt man die 
große Vermehrung der Bevölferung in dieſer Periode und vergleiht man die 
Steigerung der Armenlaft in fo vielen deutfchen Diftriften, fo muß das Nefultat 
als ein recht günftigeß betrachtet werden. Aber wenn die Armenfteuer etwas 
Heiner wurde, fo ift in diefer Periode die in den Städten nicht erhobene Weges 
feuer (high way rate) von 1346800 £ auf 1778828 £ geitiegen, weil 
in der Zmifchenzeit das Chanfjeegeld auf den alten turnpike roads aufgehoben 
wurde; die Schulfteuer ift feit 1871 meu eingeführt worden und belief fich 
1879—1880 auf dem Lande (die Städte ausgenommen) auf 468017 2. 
Noch jeut wird fie auf dem Lande wohl nur ausnahmsweiſe erhoben, weil die 
freiwillige und insbeſondere die Kirchliche Xhätigkeit für das Schulbedürfniß 
dort hinlänglich gejorgt Haben. Die ländliche Gejundheitäftener, welche erft feit 
1872 eingeführt ift, betrug 1879—1880 199939 2. — So ift denn aller- 
dings die communale Steuerlaft in mandyen Gegenden in einer für den Land- 
wirth empfindlichen Weife in jenen fchlimmen Zeiten noch gewachien. 

Ferner mag nicht unerwähnt bleiben, daß auch in England die Landwirthe 
über die Differentialfradhten der Eifenbahnen Hagen. Diefelben befördern fremde 
landwirthfchaftlihe Produkte in vielen Fällen zu niedrigeren Frachtpreiſen als 
inländifche. Beſonders ift das der Fall, wenn die Eifenbahngefellichaften mit 
Dampffchiffgefellichaften Verträge über die gemeinſchaftliche direkte Beförderung 
von Gütern aus fremden Hafenplägen nad) London oder ins Innere von Eng» 
land abgeſchloſſen haben. Die wachſende ausländiſche Konkurrenz bat diefen 
Uebelftand in neuerer Zeit jehr fühlbar gemacht. 

Endlih kommt in Betracht, daß in den für die Landwirthſchaft ziemlich 
günftigen Zeiten, welche der gegenwärtigen Kriſis vorangingen, der Pachtzins 
faft allenthalben gefteigert worden ift. Die Einrichtung der engliſchen Ein» 
fommenftener geftattet diefe Steigerung ungefähr zu berechnen. Der Präfident 
der Incloſure⸗Commiſſion und das ftatiftiiche Bureau berechnen die Steigerung 
von 1867—77 auf 11!i20/o des Pachtzinſes. 

Während die Einnahmen der Landwirthe fi in fo empfindlicher Weiſe 
verminderten,‘ fahen fie fich alfo vermehrten Ausgaben gegenübergeftellt. 

Hervorragende englifhe Statiftifer haben ſich viele Mühe gegeben die Ein- 
buße zu berechnen, welche gegen frühere Zeiten die englifche Landwirthſchaft 
durh die Mikernien, Seuchen und niedrigen Breife in ihren Einnahmen er- 
litten hat. Die Nefultate diefer Rechnungen find unficher, wie fi ſchon aus 
ihrer Verfchiedenheit ergiebt, aber fie Fönnen doch dienen, um ungefähr von der 
Größe des erlittenen Schadens einen Begriff zu geben. 

G. J. Shaw Lefevre ſchätzt, daß alle Landwirthe in Großbritannien zu⸗ 
ſammen in den Jahren 1875—80 im Vergleich zu 1869—74 gehabt haben 

10* 
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1) eine Mindereinnahmte in Folge Heinerer Produktion dur Mißwachs und 
Seuchen von E£ 106400000. Alle Zweige der Landwirthichaft haben daran 
Antheil, am meiften im Progentjage des Gejammtproduftes Weizen (19°. 
Mindereinnahme), dann die Schafzucht (an Wolle fomohl wie an Fleiih 11 80), 
die Produftion von Käfe und Butter (10%/0), Schweinefleiih (8%o), Rind⸗ 
fleiſch (6 %o). 

2) Eine Mindereinnahme in Folge verminderter Preife von 2 13 70000. 
Für Weizen, Gerfte und Hafer allein würde diefelbe LE 31000000 betragen, 
aber dieſer Verluſt wird faft ganz aufgewogen durch die Preiserhöhung von 
Schafe und. Rindfleifh, welche auf F 30300000 veranfchlagt wird. Des 
Minus entfteht dann nach Lefevre durch die Preisperminderung der übrigen 
landwirthichaftlichen Produkte, Schweine, Wolle, Käfe, Erbjen und Bohnen u. |. w. 

3) Eine Mindereinnahme durch Veränderung in der mit den verjchiedenen 
Früchten beftellten Fläche, wobei namentlich die Einfchränftung des Weizenbaues 
ing Gewicht fällt, von £ 27700000. 

4) Eine Mehrausgabe von erhöhten Produktionskoſten insbefondere Arbeit 
lohn, Yutteranfauf von £ 42 000000. 

Sp ergiebt fih eine Einbuße von L 198800000 in 6 Jahren, oder 
etwa über 33 Millionen L jährlich, oder wenn wir die erhöhten Produftion« 
foften außer Betracht Laflen, von V 26000000 jährlich. 

Während diefer Statiftifer feine Schätzung auf die jährlide Anbau- und 
Exnteftatiftit fomie auf die amtlichen Exrmittelungen der Durchichnittöpreife bafırı, 
haben ſowohl der Präfident des Statiftifchen Amtes (Dir. Giffen) mie der Bor 
figende der Incloſure-Commiſſion (Sir James Caird) eine andere 
gewählt, bei welcher aber nicht blos Großbritannien berüdfichtigt, fondern de? 
ganze Vereinigte Königreich als ein wirthſchaftliches Ganze betrachtet wurde. 
Sie haben zuerft möglichft genau die jährliche Konfumtion von landwirthſchaft 
lichen Produkten für die Jahre 1867 —69 ermittelt und gefunden, daß diejelk 
ca. 12 £ auf den Kopf betrug, dann weiter den Werth der Zunahme der Eir⸗ 
fuhr von landwirthfchaftlichen Produkten in den drei Jahren 1878 —80 im Be: 
gleich, zu 1867—69 berechnet. Von diefer Zunahme wurde der Werth da 
Mehrkonſumtion abgezogen, welche durch die Zunahme der Bevölkerung entitehe 
mußte. Der bleibende Reſt im Betrage von. 12000000 4& ergab den Aus 
fall in der Produktion, welcher durch Mebreinfuhr gededt worden war. Takt 
war die Beränderung der Preife nicht in Betracht gezogen. Unter Berüd: 
fihtigung derfelben erhöht ſich die jährliche Einbuße auf 18 Millionen 2. 
Wird aber erwogen, daß wahrjcheinlich die Konjumtion mancher landwirthſchaft 
lichen Produkte feit Ende der fechziger Jahre geftiegen ift, fo vermindert fih 
diefelbe wieder auf 14 Millionen EL. — Stellt man diefelbe Vergleihung mt 
den günftigften Jahren 1873 und 74 ftatt mit 1867—69 an und bringt 
man ferner die Verminderung des Viehftandes, die vermehrten Ausgaben für 
den geftiegenen Arbeitslohn und die erhöhten Pachtzinfe in Rechnung, fo Helt 
ſich das Defizit der Jahre 1879 und 80 auf jährlihd J 45000000. Hür 
den Durchſchnitt der 4 Jahre 1878—81 gegenüber 1872—74 würden 40 
Millionen LE nad) der Anficht des Chefs der amtlichen Statiftit feine zu hohe 
Schätzung fein. Etwa ein Drittel davon würde auf das Defizit der Ernten, 
zwei Drittel auf Die anderen Urfachen der Depreifion kommen. 
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Außer diefen Schägungen können al3 ftatiftiich feititellbare Symptome des 
Schaden? zwei Merkmale dienen, nänilich die Abnahme des Viehftandes und 
die Zunahme unbeftellten Aderlandes. England hat von 1868-1881 wie 
die im Anhang mitgetheilte Tabelle zeigt 26,50 %/o ſeines Beſtandes an 
Schafen verloren. Allerdings bat in diefer Zeit die Zahl des Rindviehs um 
ID %, zugenommen, reduzirt man aber die verfchiedenen Bieharten auf eine 
Einheit (6 Schafe — 1 Stück Rindvieh), fo ergiebt fi eine Abnahme von 
7,49 00 in diefem Zeitraum. Die Abnahme ift um fo bedeutender als gleichzeitig 
die mit Gras, Klee und Futterfräutern aller Art beftellte Fläche um 15,3 °%;o 
auf Koften des Getreidebaues zunahm. Auf diefelbe zur Erzeugung von Futter⸗ 
gewächlen dienende Fläche beträgt die Abnahme des BViehftandes nicht weniger 
als 20 %0*). Ferner find in Folge des landwirthichaftlichen Notbftandes in 
den meiften Landestheilen nicht unerhebliche Flächen kulturfähigen und früher 
bebauten Aderlandes gänzlich unbeftellt geblieben, weil fih Niemand fand, der 
ihre Beftellung hätte übernehmen wollen. Die Regierung hat im Jahre 1881 
die Fläche der fo wüſte gelaffenen Weder Tonftatiren Ioflen. Es fanden fich 
41998 Acres, ca. 3 deutihe D Meilen wüften, aber fulturfähigen Aderlandes. 
Mehrere der Alfiftant-Commiffioner behaupten aber, diefe Aufnahme fei feines» 
wegs vollftändig. ES feien unbenugte Ländereien als ſolche nicht aufgeführt, 
ſowie die Grundeigenthümer nur einige Stüde Vieh hätten darauf meiden laſſen. 
Dann babe man fie als Weideland betrachtet, während doch oft im Grunde 
fein Grasland, fondern nur unbeftellte® Aderland vorhanden gemefen fei. 

Der Schaden, melchen die englifche Landwirthſchaft erlitten hat, ift aber 
keineswegs gleihmäßig über das ganze Land verbreitet gewejen. Die Ber: 
{hiedenheit fowohl in der Richtung des landwirthſchaftlichen Betriebs, wie in 
der Bodenbefchaffenheit hat die größten Unterfchiede bervorgerufen. Aus den 
Ausfogen der Zeugen und den Berichten der Aſſiſtant⸗Commiſſioner ergiebt 
fih, wie das von vornherein zu erwarten war, daß mehr geſchädigt worden 
find die Getreide bauenden und die Schafzucht treibenden, weniger die auf 
Viehzucht und Mäftung des Rindviehs und Milchabſatz eingerichteten Wirth- 
Ihaften, mehr ferner die Gegenden mit ſchwerem, undurdlaffendem Thon⸗ und 
Lehmboden, weniger die mit leichtem, jedoch nicht allzuleichtem Boden, mehr die 
feuchten Niederungen, vor Allem da wo die Vorfluth in ſchlechtem Stande war 
und Aeder und Wiefen lange unter Waſſer ftanden, weniger die höher und 
troden gelegenen Gegenden. 

In Bezug auf die Ausdehnung des Getreidebaues theilen die amtlichen 
Arricultural Returus England in eine öftlihe, 21 corncounties umfafjende, 
und in eine weftliche, 21 grazing counties enthaltende Hälfte. Zu diefer ge⸗ 
bören: Northumberland, Cumberland, Dirham, Weftmoreland, Port (North 
and Wet Riding), Lancafter, Chefter, Derby, Stafford, Leiceſter, Salop, 
Vorcefter, Hereford, Monmouth, Gloucefter, Wilts, Dorfet, Somerjet, Devon, 
Cornwall, zu jener York (Eaft Riding), Lincoln, Nottingham, Rutland, Hun- 
tingdon, Warwid, Northampton, Cambridge, Norfolt, Suffolt, Bedford, Bucks, 


—— 





4) Vergl. ben Artikel Agricultural Decline in ber Times vom 19. April 1882 
und im Journal of the Statistical Society vol. XLV, 1882 &. 359 ff. und die 
daraus entnommene Tabelle IV im Anhang. 
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Drford, Berks, Hants, Hertford, Eifer, Middlefer, Kent, Surrey, Sufler. Im 
Jahre 1882 waren von der kultivirten Fläche: | 


zu J | 





in den Grafſchaften in den Grafichaften 
mit Gradwirthichaft mit Getreidebaun =» 








gtäde in | er 
in er 
Acres tultivirten _ 
äche Flaͤche 
I 

beftellt mit Getreide -. . . . - 2 634 943 19,9 4 284 977 372 
mit Futterkraͤutern und Kartoffeln 

(green cropß). . . .» .» .« 1 110 063 8,4 1554 459 18,5 
mit Klee und Grad in Frucht: 

De euee | 1348 89ı 102 | 1202881 10,4 
lagen als reine Brade . - . - | 284.087 2,2 450 547 3,9 


»  » bauerndes Graslandb . | 7824 522 59,2 3 976 206 34,5 
| 


Es unterliegt feinem Zweifel, daß im Ganzen die öftliche, Getreide bauente 
Hälfte viel ſchwerer betroffen ift, als die weftliche und zwar gilt das vom Norden 
des Landes ebenfo wie vom Süden. Innerhalb des Oftens werden al3 bie am 
meiften betroffenen Gegenden bezeichnet: erftens ein Kompler, der aus den 
zufammentiegenden Grafichaften Huntingdon, Cambridge, Bedford, Buckingham, 
Northampton befteht und der ſich durch verhältnigmäßig ftarfen Getreide- und 
ſpeziell Weizenbau auszeichnet. Ex enthält 4 von den 9 Grafichaften, in denen 
im Durchfchnitt der Jahre 1872— 81 der Getreidebau mehr als 40 Po, zwei von 
den drei, in melchen der Weizenbau mehr al3 20 %/0 des bebauten Bodens ein» 
nahm. Daran fchließt fi dann im Norden Lincoln mit 42,07 0/0 Getreide 
und 19,05 %/o Weizenland, im Süden Effer mit 49,04 Getreide- und 21,52°.o 
Weizenland. In der letzteren Grafichaft zeigt fich beſonders der ungünftige 
Einfluß ihres berühmten Weizenbaues und ſchweren Thonbodens. Denn fie 
gehört zu den am meiften gefchädigten, und bat insbeſondere die meiften müft 
liegenden Aeder, während faft alle die anderen in unmittelbarer Nähe bei 
London gelegenen Grafjchaften in Folge der VBortheile, welche dieſer große Markt 
gewährt, viel weniger als die benachbarten Gegenden gelitten haben. Es wird 
hervorgehoben, wie Kent befonder8 megen ſeines Gartenbaues, Middlejer (mit 
nur 16,10 °/0 Getreidebau) megen jeiner Milch« und Gartenwirtbichaft, Hert- 
ford wegen feines Stroh und Heuabfages auf dem Londoner Markt die Krifis 
ganz leidlich überwunden haben. Im Süden ift e8 aus eben diefem Grunde nicht 
der London nahe liegenden Often, fondern find es die mittleren Grafichaften, 
welche am meiften betroffen find, Hants, Berks, und übergreifend in die weſtliche 
Hälfte Wilts und Dorfet, ſowie die öftliche Hälfte von Somerſet. Die Ber 
wüſtungen unter den Schafheerden in diefen Gegenden, von denen einige durch 
ihre Schafzucht ausgezeichnet find, kommen da erichwerend in Betracht. Daſſelbe 
gilt von den centralen Graffchaften wie Leicefter, Warwid, Orford, deren früher 
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bedeutender Schafftand von 1868— 81 um mehr als ein Drittel, deren gefammter 
Biehftand um 15—20 %o reduzirt ift. 

Andererſeits find der ganze Nordmweften, Northumberland, Cumberland, 
Weſtmoreland, Lancafter, Chefter, fomie der äußerfte Südmeften, nämlich der 
weftliche Theil von Somerfet, Devon und Cornwall diejenigen Gegenden, melche 
unter allen Xheilen Englands am beiten davon gekommen find. Es find das 
die Gegenden, in denen ſchon feit längerer Zeit Rindviehzucht die Schafzucht, 
Grasland den Getreidebau weit überwiegt. Der Norden hat überdies 1879 
eine Heinere Regenmenge gehabt und ift auch von den Viehſeuchen weniger bes 
teoffen worden, al8 andere Ländertheile. Cornwall, Cumberland, Lancafter find 
daher auch die einzigen Graffchaften, die ihren Biehftand (Schafe und Rindvieh 
zufammengerechnet) von 1868—81 vermehrt haben, Devon, Northumberland, 
Weitmoreland, Chefter find neben Middlefer und Durham die einzigen, in 
welchen der Berluft 4%o nicht erreicht, Weitmoreland, Northumberland, 
Sumberland, Durham endlich hatten allen unter den englifchen Grafſchaften 
bei der Aufnahme von 1881 gar keine wüſt liegenden Aeder. In Wales, 
welches die Berhältniffe des weltlichen England in vieler Hinficht theilt, jind 
die Mipflände in den an England grenzenden Graffchaften, melde, wie der 
Bericht fagt, mehr nach engliſcher Weife bewirthichaftet werden, Glamorgan, 
Denbigh, Flint größer geweien, als in den Gebirgsgegenden, in denen die Land⸗ 
wirthſchaft ausſchließlich auf Viehzucht gerichtet if. Die Schafzüchter haben freilich 
auch in diefen empfindliche Berlufte gehabt. Im Ganzen aber, fagt der Afiftant- 
Commiffioner für diefen Landestheil, iſt Wales ſehr viel befler gefahren, als 
England. Am meiften haben dagegen unter den Grafichaften der meftlichen 
Hälfte die centralen, an Wales grenzenden gelitten (Salop, Hereford, War⸗ 
cefter, Glouceſter, Monmouth), die fih nah Klima und Richtung der Land» 
wirthſchaft dem Dften am meiften nähern und in der Vieh», insbeſondere Schaf- 
zucht, fowie in dem neben der Weidewirthichaft noch nicht ganz unbedeutenden 
Betreidebau große Einbußen gehabt haben. 

Bon befonderem Intereſſe dürfte e8 fein, die Wirkungen der landwirth- 
ihaftlichen Depreffion auf die verfchiedenen bei der Landwirthichaft betheiligten 
KHaffen zu verfolgen. Die verfchiedenen Bmeige, in melde der Ertrag des 
landwirtbichaftlihen Gewerbes nach feiner inneren Natur zu zerlegen ift, find 
in England auch thatjächlich im Leben getrennt. Die Rente, welche das unbe- 
wegliche Kapital abwirft, die Zinfen des beweglichen Kapitals und der Gewinn 
des Iandiwirtbfchaftlichen Unternehmers, der Lohn des Arbeiter8 werden von ver- 
ſchiedenen Perfonen bezogen, während in den meiften Theilen des Kontinents 
und der Bereinigten Staaten nicht felten, ja man darf jagen, in der Regel der 
Grundeigenthümer auch &emwerbtreibender und bei dem Häufig vortommenden 
ganz kleinen Beſitz auch Arbeiter ift. Ferner ift e8 auch für andere Länder 
von Wichtigkeit zu fehen, wie fi) der pachtweiſe Betrieb unter den ſchwierigen 
Verhältniſſen bewährt hat. Denn es fcheint doch als ob eine Verbreitung dieſer 
VBetriebsform in allen Ländern bei einem gewiflen Grade nationaler Wohl- 
habenheit ganz unvermeidlich fei. 

Die Iandwirtbfchaftlichen Gemwerbtreibenden, die Bächter, haben natürlich) 
in erfter Linie die Ungunft der Zeiten getragen. Viele haben einen großen 
Theil ihres Betriebskapitals verloren. Der dritte Theil defjelben, meinte einmal 
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Gladftone, dürfte in den ſchlechten Jahren verloren gegangen fein. Das ift 


natürlih nur eine ganz ungefähre, vielleicht etwas hoch gegriffene Schätzung 


Die Ausfagen der Sachkundigen, ſowie die Berichte der Aſſiſtant-Commiſſioner 
enthalten genauere Angaben über die Berlufte, melde einzelne Landwirthe er 


litten haben. Diefelben fallen zum Theil höher, zum Theil niedriger aus. Wir 
führen nur ein befonders gut beglaubigtes Beiſpiel aus der Fülle dieſes Material 
an. Aus den Büchern eines fehr zuverläffigen und tüchtigen größeren Land- 
wirths und Pächters des Südens berechnete der betreffende Alfiftant- Commiffioner, 
daß derfelbe im Ducchfchnitt der Jahre 1868—76 8,37 650 feines Kapitals 


verdiente, aber allein in dem Jahre 1879 21,66 %;o feines Kapitals verlır. 
Dadurch wurde der 1877 und 1878 gemachte Gewinn nicht nur aufgewogen, 


fondern es ftellte fich für die 3 Jahre 1877— 79 ein durchichnittlicher Berluft 
von jährlich 3,37 °.o heraus. Mit dem Jahre 1879 fchloflen aber die Berkuft- 
jahre nit ab. Schulden bei den Banquier8 und vor Allem PBachtrüdftände 
find daher überall ſtark angewachſen. Die Banken aber haben vielfach and) 
den gemwohnheitgemäßen Kredit der Pächter aus Furcht vor der Zahlungs 
unfähigkeit derfelben eingefchräntt und dadurch die Bedrängniß noch erhöht. Nich 
menige Pächter haben Bankerott gemacht, andere haben vor der Zahlungseinftellung 
verfauft, was fie verfaufen fonnten und find ausgewandert. In faſt allen Landes⸗ 
teilen gab e8 in den Jahren 1880—81 zahlreiche Pachtgüter, die ohne Pächter 
waren und entweder von den Eigenthümern nothdürftig bemwirtbichaftet wurten, 
oder in felteneren Fällen auch ganz wüſt gelaflen wurden. Ueber die Fläche der 
legteren giebt die oben erwähnte Statiftit (j. Anhang Tab. III) einige Auskunft 
Es wird unter allen Umftänden, wie fich auch die internationalen Konkurrenz: 
verhältniffe und die Entwidlung der englischen Tandwirthichaft meiter geftalten 
mögen, lange dauern, ehe der ehemals jo tüchtige englifche Pächterftand fich von 


diefen Schlägen erholt haben wird. An Kapitalfraft fehr geichädigt und mu 


gelähmter Unternehmungsluft hat die englifche Tandwirtbichaft den Konkurrenz 
kampf mit den transatlantiichen Gebieten zu führen, die ihre unter günftigern 
Bedingungen erzielten Produkte in erfter Linie auf den englifchen Markt werfen. 

Und doch Hat der engliiche Pächterftand in der fchlimmen Zeit eine er: 
hebliche Unterftügung von Geiten der zum großen Theil wohlhabenden oder 
reihen Grundeigenthümer erhalten, wie fie felbftwirtbichaftenden und verfchufdeter 
Grundeigenthümern gefehlt haben würde. Die Grundherren haben fich meiftent 
bemüht dem mirtbichaftlichen Verfall der Pächter vorzubeugen, und haben für 
dies Ziel zum großen Theil erhebliche Opfer gebracht, weil ein Bankerott ode 
auch nur ein plögliches Aufgeben der Pachtungen feitens der Pächter ihnen nod 
größeren Schaden zugefügt hätte Wohl 23 des Pachtzinfes möchte in den 
Fahren 1879, 80 und 81 nicht erhoben fein, meint ein fundiger Zeuge (©. J. 
Cham Lefeore) und aus allen Gegenden berichten die Zeugen nicht nur ven 
Stundungen, fondern auch von Erlaß und Herabfegungen der Pachtzinfe. Die Hk 
derfelben wird verfchieden, mieiftens auf 10°. 0 bis 30% 0 des Pachtzinſes tarirtı. 
Bei neuen Pachtungen hat der Eigenthümer fich wohl mit der Hälfte des früheren 
Pachtzinfes begnügen müſſen (35 081), wobei zu beachten ift, daß in ber That, 

5) In Norfolk 3. 8. auf 10-—30°%0, auf ſchwerem Boden 25—30, auf mixed 
soil nur 10%. 
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wie ſchon erwähnt, herfümmlicher Weife ſehr viele Pachtzinfen unter der Höhe 
ftehn, auf welche fie ein von beiden Seiten durchgeführter Preisfampf bringen 
würde. Diefe Ermäßigungen fanden auch nicht blos bei Pächtern ohne feften 
Kontralt, ſondern auch bei Pachtlöntraften ftatt, die noch längere Zeit zu laufen 
hatten. (Ein Beifpiel Nr. 34923 der Zeugenausfage.) Andere Grundherren 
baben mehr durch pofitive Unterftügung die bedrängten Pächter zu halten gefucht. 
Eie haben, foweit fie dazu im Stande waren, Neubauten aufgeführt, und 
Meliorationen vorgenommen ®), welche die Pächter mitunter ſchon lange gemwünfcht 
batten ohne die Grundberren zu der Kapitalauslage bewegen zu fünnen. Wie 
es fcheint, find die ganz großen und vermögenden Grundberren am meiften in 
diefer letzten Richtung vorgegangen. Es kommt der englischen Landwirihſchaft 
da fehr zu ftatten, daß viele der großen Örundherren außer von ihren Land⸗ 
gätern noch aus anderen Quellen ein bedeutendes Einfommen haben und folche 
Opfer zu bringen im Stande find. Insbeſondere haben, wie jchon erwähnt, 
mehre der größten Grundeigenthümer großen ftädtiichen Grundbeſitz. Ihnen 
gehören ganze Stadttheile in London, Liverpool, und an Pachtzinſen ihrer 
ſtädtiſchen Miether (leaseholders), welche die auf dem berrichaftlihen Grund 
und Boden errichteten Häufer inne haben, beziehen fie enorme Summen. Andere 
haben große Einnahmen von den Bergwerksgeſellſchaften, denen fie auf ihren 
Grund und Boden den Bergwerksbetrieb geftattet haben. Die Bergbautreibenden 
zahlen in der Regel eine Abgabe (royalty) von mehreren Prozenten des Noh- 
ertrage8 an die Grundherren. 

Dieß Verhältniß gereicht in ungünftigen Zeiten einem Pächterftande zum 
Bortheil im Bergleih mit felbitwirtbfchaftenden, verfchuldeten Eigenthümern. 
Der Hypothekengläubiger ftundet vielleicht, mern er barmherzig ift, einige Zeit 
einem ſchwer betroffenen Schuldner feine Zinsforderung, aber erläßt, mer ex 
auch fein mag, fo leicht feine Zinfen. An dem gedeihlichen Fortbeftand der 
Wirthſchaft nimmt er wenig oder gar Fein Intereſſe und wenn nur feine 
Forderung gededt ift, wird er in der Regel fein Bedenken tragen, es auf 
Eubhaftation antommen zu laffen. Der Grundherr weiß, wie ſchwer bei einem 
Auin des Pächters da8 ganze Gut und aljo fein eigenes Vermögen in Mit- 
leidenfchaft gezogen wird und wird deshalb einen guten Pächter in einer Zeit, 
im welcher es ſchwer ift einen neuen Pächter zu finden, nicht leicht fortziehen 
oder zu Grunde gehen laſſen. Diefer Vortheil der Pachtverhältniffe in gedrückter 
Loge des landwirthichaftlichen Betriebs feheint mir weit zu überwiegen den 
Nachtheil, der in dem geringen Intereſſe des Pächter an dem bemirthichafteten 
Gute im Bergleih zum Eigenthümer befteht. Der Iettere wird allerdings 
länger kämpfen in harter Arbeit und in vielen Entbehrungen, ehe ex feine 
Wirthſchaft und fein Eigenthum aufgiebt, der Pächter wird viel rafcher zu dem 
Entſchluſſe fommen, einen Gewerbebetrieb, in dem er meitere Berlufte befürchtet 
oder doch an einem genügenden Erfolge feiner Bemühungen verzweifelt, mit 
Schaden aufzugeben und jenfeit8 des Meeres unter günftigeren Bedingungen einen 


— — 





6) Landlords are doing more than usual in buildings and repairs, especially 
in drainage (85 098), few landlords, who have not made a return to their tenants 
and helped them in various ways (34550), landlords of large estates have done 
their utmost in the way of buildings and drainage, the owners of small have 
been unable to effect improvements (49 691). 
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neuen Berfuch zu machen. Beſonders wird der legtere Entſchluß in einem Lande nahe 
liegen, welches zu den überfeeiichen aderbautreibenden Rändern jo enge Beziehungen 
bat und in dem die Unternehmungsluft eine fo rege ift, wie in England. Die 
Abwendung der tüchtigften Kräfte vom landwirthſchaftlichen Beruf, die Schwierig 
keit betriebfame tüchtige Pächter zu finden, wird deshalb auch von mehreren 
Sachkundigen al3 der größte Schaden, den die jchlimmen Jahre der Landwirth⸗ 
{haft zugefügt und als ein Haupthinderniß ihres erneuten Aufſchwungs bezeichnet. 

Nicht ganz übereinftimmend find die Ausfagen darüber, welche Klaſſe von 
Pächtern, die großen oder die Heinen, befjer ausgehalten Habe. 

Ein objeltives Merkmal liegt vor in der Ab- oder Zunahme des Bi 
ftandes während der Kriſis. Die oben erwähnte Arbeit darüber berechnet 
folgende Abnahme und Zunahme bei den Wirthichaften verjchiedener Größe 
während der Periode von 1875—80. Wir haben derfelben die Ab⸗ oder Zu- 
nahme des zu den betreffenden Wirthichaftsflaffen gehörigen Areals hinzugefügt. 

Abnahme (—) oder Zunahme (+-) in Prozenten von 1875— 80. 





| Sefammter 


— Vi db | Areal der 
Rindoieh: | (6 Char | Wick 

— 1 Städt | Thaften 
| Rindvieh) 





| 
| Schafftand 


MWirthichaften von 50 Acres und ! 
weniger (durdhichnittlich 12 | 
Acres enthaltend). . . . . — 171 — 41 — 72 — 061 
— von 50—100 Acres Qurdh: | 
ſchnittlich 74 Acres ent⸗ 
haltend).......... I — 174 — 5,7 — 96 
— von 100-300 Acres (durchs 
ſchnittlich 174 Acres ent | 
baltend). .. 22.2.2. — 152 — 10 — Gl 
— don 300-500 Acres (burd)- 
chnittlid 373 Acres ent» 
haltend). . 222... — 85 |+ ı7 — 88 
— von 5001000 Acres (durch: | 
Ichnittlih 663 Acres ent: | | 
haltend). . . 2... - — 45 + 65 — 07 | 
— mehr als 1000 Acres (durch): 
an 1272 Acres ent: 
a 


MD) + 74| +15 | + 101 





Am günftigften erfcheinen in diefer Ueberficht offenbar die ganz gropen 
Wirthichaften, bei denen das Areal und der Biehftand ungefähr in gieichem 
Verhältniß zugenommen haben, am ungünftigften die Wirtbfchaften mittlerer 
Größe von 50—300 Acres, welche verhältnigmäßig am meiften verloren habe. 
Das günftige Verhältniß der erfteren mag. zum großen Theil durch die großen 
Viehwirtbichaften in den Gebirgögegenden des Nordweſtens verurſacht fein, die 
wenig gelitten haben. Daß aber im Ganzen die großen Wirthichaften beffer 
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usgehalten haben, als die mittleren, zeigt außer der Bewegung des Viehflandes 
uch die Zunahme des von ihnen bemirthichafteten Areals. Denn man wird 
nnehmen dürfen, daß diejenige Klaffe von Gütern, die fi) am menigften bes 
rührt, andy am häufigften entweder getheilt oder mit anderen fonfolidirt werden 
rd, während die Vergrößerung der Pachtungen in der Regel auf günjtige mit 
rößeren Pachtungen gemachte Erfahrungen zurüdzuführen fein wird. Da fi 
ber die Zeugenausfagen über diefen Punkt aufs fchärffte widerjprechen, jo kann die 
fahrung feine übereinjtimmende geweſen fein, fondern je nach Oertlichkeit und 
Irt des landwirthichaftlichen Betriebs werden ſich hier Meine, dort große Wirth- 
haften bewährt haben. Das geht auch aus den Berichten der Aſſiſtant⸗ 
Jommiffioner hervor, die wir kurz anführen, meil diefelben durch ihre vielen 
Reifen und lofalen Unterfuchungen zur Bergleichung beifer im Stande waren, 
18 andere Sachkundige mit beichränkterem Beobachtungsfeld. Der Berichterftatter 
ir den Norden, Mr. Coleman meint, daß in den Fabrik: und Bergwerkdiſtrikten 
line Farms am geeignetften, und am beften durch die fchlimmen Zeiten ge= 
ommen feien. Der Arbeitslohn ftehe dort außer allem Berhältniß zu den 
Reifen der landwirtbichaftlichen Produkte und deshalb jeien Heine Pachtungen 
on 50—100 Acres, welche durch den Pächter und feine Familie beftellt 
urden, befonders® wenn fie auf Aufzucht von Rindvieh und Milchproduftion 
ih richteten, am zmwedmäßigften. Er ſchildert die Meinen Farmers in dieſen 
zegenden als „hart arbeitend, fleißig, glüdlih, zufrieden und gedeihend“. In 
dem Dorf hätten fie ein Leſezimmer u. f. w. Anders aber fei die Lage der 
Dinge in rein landwirthichaftlichen Diftrikten.. Dort feien große Pachtungen 
nit Mafchinenanwendung am vortheilhafteften. Mr. Doyle (Wales und die 
ngrenzenden rafichaiten von England) fagt, die Tage der Heinen Landwirthe 
nter 100 Acres, Eigenthümer und Pächter fei viel Ichlechter ımd dem Ruin 
iel näher als die der größeren Pächter. In feinem Diftrift gebe es nicht viel 
feine Pächter, aber die Heinen Eigenthümer in Wales könnten ſich von ihrem 
andwirtbfchaftlihen Betriebe nicht ernähren. Celbft die von 40—50, ja von 
0—100 Acres müßten noch nebenbei in Tagelohn ausgehn. Natürlicher 
Beife ſeien ihre eigenen Befigungen dann recht fchlecht fultivirt und ihre 
igene Wirtbichaft in fchlechtem Stande. Eine Bergleihung der mittleren 
nd größeren Farms findet fich bei diefem Berichterftatter nicht. Uebrigens 
teht dieſe in ihrer Verallgemeinerung etwas auffallende Ausſage, wie wir zu 
emerfen nicht umbin können, im Widerfpruche mit anderen Berichten, 3. B. 
ait dem was ein erfahrener Landwirth aus Pembrofefhire über die Lage der 
andwirtbfchaftlichen Klaſſen in feiner Gegend jagt. Derſelbe berichtet, am 
Hlimmften fei die Depreiflon unter den großen Pächtern, am wenigiten 
ätten die Heinen Milchwirthe gelitten, die ihre Wirtbichaft hauptſächlich 
ait der eigenen und ihrer Angehörigen Wrbeitstraft betrieben. Es jcheint, 
Mr. Doyle bat nur die abgelegeneren Diftrifte von Wales im Auge gehabt. 
Der. Druce (öftliher Diftrift) behauptet ebenfall3 die Inferiorität und die 
chlechtere Tage der Heinen Pächter und vor Allem der kleinen Eigenthümer, 
ne viel mehr gelitten hätten al8 die größeren Pächter. Er fchildert die jämmer⸗ 
ıhen PVerhältniffe der Heinen Aderbauer in Lincolnſhire mit lebhaften Farben 
ınd giebt im Ganzen fogar den Meinen Pächtern immer noch den Borzug vor 
ren Meinen Eigenthümern. Die legteren profperirten nirgendivo, ausgenommen 
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auf dem Grasland von Nordderbyihire, wo fie aber wenig zahlreich, feren, und 
in den Bergbau treibenden Gegenden, Vergleichungen zwiſchen der Rage der 
mittleren und größeren Farms ftellt auch diefer Berichterftatter nicht an. Mit 
befonderer Sorgfalt dagegen behandelt die Frage Mr. Little (Süden), aber audı 
ohne zu beftimmten, allgemein gültigen Refultaten zu fommen. „Unter den 
Pächtern ſelbſt,“ jagt er, „ift Die Ueberzeugung faft allgemein verbreitet, daß di 
Heineren weniger im Stande geweſen feien auszuhalten, als die größeren. Die 
Grundeigenthümer dagegen und ihre Agenten fprechen gewöhnlich die Anficht aus, 
daß die Pachtungen zu groß geworden feien, daß viele Pächter einen größere 
Betrieb haben, als fie bewältigen fönnen und deshalb weniger erfolgreich geweier 
ſeien, al8 andere, aber dieje Anficht dürfte zum Theil aus dem Umftande entipringen, 
dag in diefem Augenblid es noch einige Bewerber um fleine und mittler 
Pahtungen giebt, während, wenn ein größeres Pachtgut frei wird, fehr wenz, 
welche da3 zu feiner Bewirtbichaftung nothwendige Kapital befigen, daflelk 
jest in landwirtbichaftlichen Gewerbebetrieb zu fteden geneigt find. Im Ganzer, 
ſollte ich meinen,“ fagt der Berichterftatter ſchließlich, „Haben Diejenigen om 
menigften von den fchlechten Zeiten gelitten und werden mit den geringften Ber: 
Iuften durch die Prüfungszeit durchlommen, welche wenig Arbeitsfraft brauden 
und die Lohnarbeiter genau beauffichtigen, mit ihnen den ganzen Tag arbeiten?’ 
Es iſt ſchwer bei diefen wideriprechenden Ausſagen ein Geſammtreſuliat je 
ziehen. Indeß trage ich doch Fein Bedenken, es als den Gejammteindrud, der 
ih bei Durchfiht Ddiefer und vieler anderer Ausfagen gewonnen habe, zube 
zeichnen, daß die Heinen Pächter, da wo fie für den Meinen Betrieb paflent: 
Kulturen zu mählen in der Lage waren, am beiten ausgehalten haben, be 
überwiegendem &etreidebau und Viehzucht aber fich Schlechter befanden ald de 
großen Wirthichaften, befonder8 wenn die legteren durch die Einrichtung ihrel 
Betriebes, Mafchinenanwendung und Weidewirtbichaft die Beſchäftigung ve 
Lohnarbeitern möglichft einzufchränten mußten. 

Daß die Grundeigenthümer bei der die Landwirthſchaft treffente: 
Kalamität fofort in Meitleidenfchaft gezogen worden find, geht aus dem biäla 
Geſagten ſchon hinlänglich hervor. Bon den Heinen felbftwirtbichaftenden Grm 
eigenthümern, den Reiten des alten Bauernftandes, ift jchon die Rede geweſen 
Sie find, wie von allen Seiten verfichert wird, fomeit fie nicht Gärtner 3 
Milchwirthe in der Nähe der Städte oder in Fabrikdiftriften find, unter ale 
bei der Landwirthſchaft betheiligten Klaſſen am fchwerften betroffen. Aber aut 
die Grundherren haben fofort die größte Einbuße an Pachtzinſen erlitten und rel 
ſehr oft genöthigt gemweien, entweder noch darüber hinaus Dpfer zu bringe, 
um ihre Pächter zu behalten oder Pachtungen mit großen Berluften in eig 
Adminiftration zu übernehmen. So weit die Depreffion auf dauernde Urjachen 
zurüdzuführen ift, werden ihre Folgen ohne Zweifel in Zukunft viel mehr der 
Eigenthümer ald den Pächter belaften. Bor Allem wird eine dauernde Hera 
fegung der Pachtzinfe ganz unvermeidlich fein. 

Trog der jchmeren Bedrängniß, in welche viele grundbefigende Zamiltw 
gerathen find, ift in den umfangreichen Bänden des Konmmifflonsberictes ver 
der Rage der Eigenthümer nur wenig die Rede. In faft jedem fontinentale: 
Staate würde die Zahl der Zmangsveräußerungen von Grundeigenthum, Tem 
wachiende Verſchuldung vorzugsweile Tonftatirt und als Uebelftfände betrechtet 
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worden fein, zu deren Abbülfe die Gefeggebung einjchreiten müſſe. Nichts von 
alledem findet fi in dem Kommiffionsberihte Nur die üble Lage der Geiſt⸗ 
lihen, die auf den Ertrag ihrer Pfarchufen angemwieien find, hebt der Bericht 
hervor. Verſchiedene Pfarrer haben fich veranlagt geſehen, ihre Pfarrftellen 
aufzugeben, weil fie diefelben nicht verpachten fonnten und weil die Verjuche 
der eigenen Bewirthſchaftung mit Verluften verbunden waren, die fie nicht tragen 
fonnten. Manche haben fich in Schulden geftürzt, um Verbeſſerungen auf den 
Parrgütern, bejonder8 die Drainirung durchzuführen und fo eine gewiſſe Ren⸗ 
tabilität derjelben herzuſtellen. Sie find in der Negel froh, wenn fie aus den 
Pachtzinſen der Pfarrgüter diefe Schulden bezahlen fünnen und in nicht wenigen 
früher in guten Verhältniſſen befindlichen Pfarrersfamilien ift in den fchlimmen 
Jahren Mangel und Noth eingelehrt. Wir können aus diefen Mittheilungen 
auf die Verlufte der größeren Grundherren einigermaßen jchließen. Die Ver⸗ 
waltung eines derſelben, des Herzog von Bedford, hat aber auch eine Ueberſicht 
der Einnahmen an Pachtzinſen von den Gittern dieſes großen Grundherrn und 
den Ausgaben für diefelben, welche 1879 und 1880 die Verwaltung daraus 
zu beftreiten hatte, der Kommiſſion mitgetheilt.”r In dem erften Jahr hat der 
Herzog 50 ®.o, in dem zweiten 25 °'o der Bachtzinfen erlaflen und die wirkliche 
Einnahme nach Abzug diefer Erlaſſe war 77326 und 102025 L. Uber von 
diejen Summen wurden 1879 90,6 %o, 1880 67 ° o verwendet für Steuern, 
Zehnten und andere ähnliche Laſten, für Vermaltungsfoften, Reparaturen und 
Pauten, fo daß im erften Jahr nur 9,4 %0, im zmeiten nur 33 %/0 der wirklichen, 
ihon fo fehr reducirten Bachteinnahme zur Verfügung des Herzogs blieben. Dabei 
it zu bemerken, daß die Güter in vortrefjlichem Zuftande und feine verfäumten 
Reparaturen und Meliorationen nachzuholen waren, fowie daß unter den Ausgaben 
nicht die freimilligen Verwendungen für firchliche und wohlthätige Zwecke ein« 
geihloffen find. Der Herzog von Bedford ift in der Rage eine ſolche Verminderung 
ſeines Einfommens tragen zu fünnen. Nicht ale Grundeigenthümer find fo reich; 
es giebt vielmehr unter denjelben auch folche, deren Beſitz mit Hypotheken und vor 
Alem mit der Verpflihtung zu jährlichen Zahlungen an andere Familienglieder 
belaftet if. Wenn dennoch von Zwangsverfäufen und von einem ausgedehnten 
Eigenthumswechſel in den Zeugenausfagen und im Bericht nicht die Rede ift, 
io hat das feine Urfache hauptiächlich in zwei Umftänden. Erſtens darin, daß 
der Grundbefig nicht fo bemeglich ift, wie auf dem Kontinent, nicht fo oft 
verkauft wird, jondern fich mehr als Familienbefig von Generation zu Generation 
vererkt. Die gegenwärtigen Eigenthümer haben daher nicht zu den hohen 
Freifen der legten Jahre. oder Jahrzehnte gefauft, ihr Eigenthum fteht ihnen 
nicht jo hoch zu Buch, wie den deutichen Grundbefigern. Dann aber find die 
beiden Haupturfachen, welche die hohe Verfchuldung des Grundeigenthums bei 
und zur Folge haben, in England nicht entfernt in gleichem Maße vorhanden. 
Tiefe Urfachen find der Ankauf von Fand von Perſonen, die den Kaufpreis 
nur zun Meinen Theil aus eigenem Vermögen bezahlen und die Nothwendigteit 
de3 Erben, welcher ein Gut aus der Erbfchaft übernimmt, verhältnigmäßig 
große Abfindungsfummen an feine Miterben zu enteichten, die in der Regel bei 
der Unfähigkeit des Erben zu ihrer baaren Auszahlung als hypothelkariſche 
Forderungen auf dem Gute haften bleiben. An einem häufigen Ankauf von 
Grund und Boden mit fremdem Kapital hindert in England ſchon der Mangel eines 
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geordneten Hypothekenweſens, ſowie die vielen auf dem Grundeigenthum ruhenden 
Laften, die ſocialen Pflichten ſowohl mie die in ihrer Höhe mechielnden fommunalen 
Steuern, die ein ftarf verihuldeter Grundeigenthümer nicht erfüllen Tann. Man 
würde denjenigen al3 einen leichtfinnigen Mann betrachten, der, wie das bei 
ung doc) nicht felten von guten und vorfichtigen Tanbwirthen geichieht ; bon 
freien Stüden ein Gut faufte, da8 er nicht zur Hälfte aus eigenem | 
bezahlen fünntee Wo Fälle derartiger Verſchuldung vorkommen, da ift ber 
Eigenthümer in der Regel durch Unglüdsfälle, Zamilienverhältnifie, ſchlechte 
Wirthſchaft erſt allmählich in biefen Zuſtand hineingerathen. Vor Allem aber 
fehlt ein Motiv, welches bei uns zu jochen Ankäufen oft treibt und fie anch 
bis zu einem gemiffen Grade rechtfertigt, der Wunſch nämlich ein größeres 
Feld für die eigene landwirthſchaftliche ZThätigkeit zu erlangen. Was aber bie 
Abfindungen der Miterben angeht, jo ift es freilich eine Klage, Die im der 
Beugenaugfagen vor der Kommiſſion oft wiederfehrt, daß das Grundeigenthum 
in England mit der Verpflihtung an die Wittwe des früheren Befigerd, an 
Geichwifter und andere Familienglieder Renten zu zahlen oft übermäßig belaftet teı. 
Viele ſehen in dieſer Belaftung ein Hauptübel, welches den Familienfti 

(entails und settlements), fowie der Vererbung des Grundbeſitzes nad dem 
Grundfage der Primogenitur anhafte. Wir werden bei Beſprechung dieſer Ein- 
richtungen auf diefen Punkt zurüdfommen, hier ſei nur bemerkt, daß im Zeiten 
wie die des legten Jahrzehnts doch das engliſche Syſtem feine Vorzüge hat 
Jede Belaftung des Grundeigenthümers durch Erbfälle ließe ſich nur vermeiden 
durch Naturaltheilung der zur Erbichaft gehörigen Grundftüde oder durch das 
franzöfifche Zweilinderfoftem. Wo aber in einem Stande größerer und mittlerer 
Grundeigenthümer fittliche Geſundheit, Yamilienfinn und. Liebe zum ererbten 
Grund und Boden befteht, wird auch der Wunſch rege fein, denfelben der Famil 
möglichft ungetheilt zu erhalten. Da müſſen aljo die das Grundeigenthum nid 
erhaltenden Kinder entweder mit Renten oder mit Kapital abgefunden werden. In 
England ift da8 erftere die herrichende Sitte, in Deutichland werben die größeren 
Güter gewöhnlich zum Zwed der Abfindung der Miterben mit Kapitalihulde: 
belaftet, und zwar find die Abfindungen, weil Hecht und Sitte in England 
das ausſchließliche Erbrecht des älteften Sohns für alle8 Grundeigenthun 
begünftigen, in England in der Regel Feiner al3 bei uns. ‘Der Bortheil, den 
eine Belaftung mit Renten⸗ ftatt mit Kapitalforderungen gewährt, iſt befanntlid 
von Rodbertus in eindringlicher Weife dargelegt worden, aber die engliſcher 
Nenten haben vor den von Nodbertus empfohlenen ewigen Renten den große 
und meientlichen Vorzug, daß fie nur Xeibrenten find und alfo keine dauern 
und beitändig wachſende Belaftung des Guts verurjadhen. Sie werden in jeder 
Generation mit Rüdfiht auf die Verhältniffe der Familie neu feftgeftellt, fie 
find auch nicht ein Gegenftand des Handels, merden nicht cedirt und kommen 
nit in fremde Hände, wie das mit unferen hypothekariſch eingetragenen Kapital» 
forderungen nicht felten gejchieht und mit den von Rodbertus projeltirten Nenten- 
forderungen 'ebenfall8 der Fall geweſen fein würde, fondern fie ftehen nur den 
Familiengliedern zu, für welche fie urſprünglich ausgejegt find. Die Geſchwiſter 
aber oder die Mutter des Beſitzers eines Familienguts wird nicht fo leicht fih 
entjchließen denfelben zu Falle zu bringen, mie fremde Perjonen. Es ift daher 
jehr wohl erflärlih, daß Kalamitäten, welche in Deutfchland mafienhafte Sub 
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baftationen und einen ausgedehnten Beſitzwechſel zur unvermeidlichen Folge 
gehabt hätten, in England ohne folche üble Wirkungen vorübergegangen find. 
Unter allen bei der Landmwirtbichaft betheiligten Klaſſen haben fich die 
Lohnarbeiter in der legten Zeit am beiten befunden. Es befteht faft 
völlige Uebereinftimmung unter den vernommenen Sachkundigen, daß die Lage 
der landwirthſchaftlichen Arbeiter fi in neuerer Zeit weſentlich gebeflert hat 
und daß die gewonnenen Fortfchritte in ihrer Lebenshaltung auch während der 
Kriſis nicht wieder verloren gegangen find. Meinungsverichiedenheit dürfte 
nur Darüber vorhanden fein, ob der errungene Zuftand als ein mehr oder 
weniger befriedigender, oder noch ungenügender anzufehen jei. Bon der einen 
Seite wird hervorgehoben, mie viel ſchon erreicht fei, was insbeſondere wohl⸗ 
mollende Grundherren für die Wohnungsverhältniffe getban und wie der Lohn 
geftiegen fei, von der anderen Seite wird darauf hingewiefen, wie jämmerlich 
in manchen Theilen von England noch die Wohnungen der ländlichen Arbeiter 
fein, und mie viel ihre ganze Yage noch zu wünfchen übrig laſſe. Aber das 
wird von feiner Geite geläugnet, daß die bedeutende Erhöhung des Geldlohnes 
landwirthichaftlicher Arbeiter, welche in der erften Hälfte der fiebziger Jahre 
eingetreten, auch in der fchlimmen Zeit nicht wieder ganz verloren gegangen ift, 
die wichtigften Lebensmittel des Arbeiter8 aber feit langen Zeiten nicht jo billig 
geweien find, mie in der Gegenwart und daß die landmwirthichaftlichen Arbeiter 
daher fich in einer im Bergleich zu früheren Zeiten mejentlich verbeiferten Lage 
befinden. Der Schlußberiht der Kommiffion jagt: „Ueber die Lage der 
Arbeiter — find eine Menge von Zeugenausfagen der Sachkundigen und ge« 
macht worden in folgendem Sinne: „„Der Arbeiter war niemal3 in bejjerer 
Lage, als er jegt-ift (4791). Der Lohn ift in der That fehr wenig herunter- 
gegangen. Die Arbeiter find viel befler daran, als fie vor Fahren waren. 
Sie haben beſſere Wohnungen, bekommen höheren Lohn und haben weniger zu 
arbeiten (4976, 5468).““ Während der lebten Depreifion „„ift der Arbeiter 
am beften gefahren, daran fann fein Zweifel fein. Wir haben den Lohn um 
3. d. reducitt. Wir gaben ihm 2 s. 6 d. und geben ihm 2 s. 3 d.““ (388211). 
„„Es ift ohne Zweifel richtig. Die foziale Lage des Arbeiter ift verbefiert 
und er ift befler erzogen.”” „Unfer Affiftant-Commilfioner, Mr. Little," fährt 
der Bericht fort, „Sagt von den Arbeitern ber weſtlichen Graffchaften, ihre Lage 
jei weſentlich ‚verbeflert.“ — „Mr. Shaw Lefenre glaubt nicht, daß die Arbeiter 
überhaupt während der legten ſechs Jahre im Vergleich mit anderen Klaſſen 
gelitten haben. Im Gegentheil die fehr niedrigen Preife von Weigen und Käſe 
und anderen Dingen, welche fie fonfumiren, find von enormem Bortheil für die 
landwirthfchaftlichen Arbeiter geweſen.“ Daß diefe von der Kommilfion an« 
geführten Ausfagen, die wir leicht durch andere gleichlautende noch vermehren 
fnnten, nicht unbegründet find, läßt ſich auch aus anderen Merkmalen fchließen. 
Recht deutlich Spricht dafür die Abnahme der Armenlafl. Wir fahen fchon, 
we die Armenfteuer in England, ohne die Hauptftadt, in dem Jahrzehnt von 
1870—1880 abgenommen bat, felbft wenn gewiſſe Ausgaben, die in bieler 
Periode anf die allgemeine Staatskaſſe übernommen find, von dem Steuer- 
betrage des Jahres 1870 abgezogen werden. Bei einer jährlichen Zunahme 
der Beuölferung von 1,35 /0 in der legten ZählungSperiode ift eine Abnahme 
der abfoluten Höhe der Armenausgaben eine überaus erfreuliche Erſcheinung, 
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die mit den Ergebniſſen deutjcher Armenverwaltungen, ſoweit und diejelben zu⸗ 
gänglich find, ſcharf kontraftirt. 
Noch mehr treten die Fortichritte in den Verhältniffen der Ländlichen Arbeiter 


hervor, wenn nicht nur die legten Jahrzehnte, fondern längere Perioden mit 


einander verglichen werden. In der Schrift von Sir james Caird, the landed 


interest and the supply of food, findet fi) folgende kurze Ueberſicht de 


auf annähernde Nichtigkeit Anſpruch machen kann: 





| 170 1850 | 180 
| sb. d. sb. d. sh. d. 
Preis des Brodes pro Pfund . . . . . 0 1ls 0 Vi 0 114 
Preis von Fleiih pro Pfund . . . . . 0 3 0 5 0 9 
Preis von Butter pro Pfund. . . . . 06 10 1 8 
Wochenlohn bes Tandwirthichaftlichen | 
—22— — en Ser ae, le ı 738 97 14 0 
Möchentlider Miethzins der Arbeiter: | 
WOHNUNG s> 4. 72.L0.%  wn 0 8 15 2 0 


Dabei dürfte noch zu berüdfichtigen fein, daß die Wohnungen auf dem 
Lande in letter Zeit befjer geworden find, daß außer dem frifchen Zieh, 
deilen Preis oben angegeben, importirtes Fleiſch zu niedrigerem Preiſe ben 
Arbeitern zur Verfügung fteht, und daß bei den meiften von den Arbeiten 
fonfumirten Manufakturwaaren eine merfliche Preiverminderung eingetreten if. 
Dhne Gefahr ernftlihen Widerſpruchs konnte daher im Hanfe der Gemema 
der Marquis of Hartington, der Führer der gegenwärtigen Majorität des Haufes, 
da8 allgemeine Urtheil dahin zufammenfaflen: Darüber beſteht teine 2er- 
ichiedenheit der Meinung, daß der landmwirtbfchaftliche Arbeiter fich jet größerer 
Behaglichkeit und Wohlfahrt erfrent, als jemals zuvor in der Gefchichte dei 
landwirtbichaftlichen Gewerbes. (There is no difference of opinion, that 
the position of the agricultural labourer is one of greater comfort, 
greater prosperity and greater wellbeing, than has ever before known in 
the history of agricultural industry.) 

Die verbefferte Tage der landmwirtbichaftlichen Arbeiter ift natürlich weniger 
die Folge innerer Entwicklung des landiwirtbfchaftlichen Gewerbes, in dem vielmehr 
die Nachfrage nad) Arbeitsleiftungen, wie wir fpäter fehen werden, im neuerer 
Zeit merklich geſunken ift, al die Rüdwirkung, welche die Geſammtenwicllung 
des ganzen Wrbeiterftandes in England und die Möglichkeit der Auswanderung 
nah Amerika und Auftralien auch auf den am meiften zurüdgebliebenen Theil 
der englifchen Arbeiter ausgeübt bat. Die Verbeſſerung in den Berhältnifien 
de3 gewerblichen Wrbeiterftandes insbejondere mußte bei der Bewegung ber 
Arbeitskräfte vom Lande zur Stadt und in die gewerblichen Diftrifte auch den 
landwirtbfchaftlichen Arbeitern zu Gute fommen. Dieſer Fortichritt aber iſt in 
der That ein ganz auferordentlicher und dürfte nur in fehr wenigen Theilen 
Europa in gleihem Maße eingetreten fein. Man mürdigt benfelben in 
Deutfchland in der Regel nicht hinlänglich, zum Theil, weil man die Hefe einer 
großen Weltftabt mit dem englischen Arbeiterftande verwechielt, mitunter aber 
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auch in Folge der nicht ſeltenen Parteiverblendung, welche aus Haß gegen den 
Individualismus und die Inſtitutionen des engliſchen Volks die engliſchen 
Zuſtände ſchwarz malt. Wir verweiſen, da wir in einen Beweis hier nicht 
eintreten können, auf die Arbeit des Präſidenten der Statiſtiſchen Geſellſchaft 
und des Chefs des Statiſtiſchen und Kommerziellen Departements im Handels⸗ 
amte, des Herrn R. Giffen, welche derſelbe unter dem Titel „the progress 
of the working classes in the last half century“ in dem Dezemberheft des 
Journal of the Statistical Society Jahrgang 1883 veröffentlicht hat. Ohne 
die Beweiskraft jede Arguments und jeder Bahlenreihe in diefem Auflag 
zuzugeben, wird man dem Hauptrefultat zuftimmen müſſen, daß nämlich die 
Berhältniffe der arbeitenden Klaſſen in England während des legten halben 
Jahrhunderts fich in fehr erfreulicher Weife geändert haben und daß die 
gropartige wirtbichaftliche Entwidlung Englands während des legten Menſchen⸗ 
a feiner Volksklaſſe mehr zu Gute gelommen ift, al8 den befizlofen Hand» 
mbeitern 6). — 

So dürfen wir es als da8 Ergebniß der Unterſuchung über die Lage der 
drei an dem Ertrage der englischen Landwirthſchaft betheiligten Volksklaſſen 
mölprechen, daß der Antheil der Arbeiter am Ertrage in der neueften Zeit 
wheblich vergrößert, der der Grunbeigenthümer und Pächter vermindert worden 
ſt. Bon dem Refultate der Produktion hat die Arbeit mehr, haben die äußeren 
ProduktionSmittel weniger erhalten. Bon vdiefen aber bat das bewegliche 
Kapital des Pächters zuerft die Ungunft ber Zeit gefühlt, auf die Dauer aber 
nnd die Einbuße faft ganz von den Befigern des Grund und Bodens zu 
ragen ſein. I think it may be taken for granted, that what the labourer 
has got, the landlord will lose for the future, fagt mit Recht einer der 
* a (Mr. Little) am Schluß feines Berichte über dieſe 

nifie. 


6) Bergl. ferner in bexjelben dsl hi The recent decline in the english 
leath-rate, and its effects upon the duration of life, by Noel A. Humphreys 
ol. XLVI &. 189 ff. 


Schriften XXVII. — Agrariſche Zuſtände ze. 11 





II. Kapitel. 


Ausfichten der englifhen Landwirthſchaft. 


Die Urfachen, welche die im vorigen Kapitel gefchilderten Zuftände herkei- 
geführt haben, find zum Theil vorübergehender, zum Theil aller Wahrfcheinlihtet 
nad dauernder Art. Auf die ungünftigen WitterungSverhältniffe der Jehre 
1876 - 81 find fchon etwas beffere Jahre gefolgt und werden in übliche 
Wechſel noch ginftigere Zeiten wieberlehren. Die Konkurrenz aber, melde ve 
transatlantifche Landwirthſchaft macht, wird geraume Zeit fehr fühlbar bleibe 
Ohne auf eine genauere Erörterung der amerilanifchen, auftralifchen, ruſſtſchen 
indifchen Landwirthſchaft einzugehen und damit unfere Aufgabe mwefentlih z 
überfchreiten, wird man nad) Allem, was darüber in legter Zeit gefchrichen 
worden ift, doch als ficher annehmen dürfen, daß jene Gebiete Getreide mt 
Produkte der Viehzucht in großen Maflen und zu niedrigen Preifen mäßrend 
der nächſten Fahrzehnte in unvermindertem, wahrjcheinlich aber in noch machlenten 
Maße auf den Weltmarkt liefern werden. Die räumliche Ausdehnung der 
wirthſchaftlichen Kultur ift in öfonomifcher Beziehung die Signatur umferer Jet. 
die nicht mit Unrecht da8 Zeitalter der Eifenbahnen genannt wird, denn de 
Eifenbahnen find e8 doch hauptfächlich, welche das Innere der Kontinente au⸗ 
geichloffen und die Ausfuhr volumindfer landwirthſchaftlicher Produkte and ber 
jelben ermöglicht Haben !). Diejenigen Länder, in melden der Landwirthicaftlis 
benugte Boden in Folge dichter und mwohlhabender Bevölkerung einen befonda? 
bohen Monopolpreis erlangt hat und in welchen man zu fehr intenfiver Kult 
bat übergehen müſſen, werden daher eine längere Zeit andauernde Verichiebus 
in ihren landwirthichaftlichen und agrarifchen Verhältnifien empfinden, denn de 
natürlichen Produktionsmittel, deren ſparſameres oder reichlicheres Vorhandenſen 
im Verhältniß zur Nachfrage die Rente und den Preis der Grundſtücke beftimmt 
und den Charakter der Landwirthſchaft vorzugsweiſe bedingt, find in uner 
Beit auf einmal in unermwarteter Fülle der civilifirten Menfchheit zur Bari 
geftellt. Wenn daher ein Land alter Kultur fich nicht gegen den % 
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1) For all practical purposes Chicago is not more distant from this coum ! 
than Aberdeen is from London, fagte ein großer Rheder, Eigenthümer von  zuf 
— vorzugsweiſe dienenden Dampfichiffen bei feiner Vernehmung vor ® 

ommillion. 
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ibſperren und auf die Vortheile, welche die räumliche Ausdehnung der Kultur 
yewährt, verzichten will, fo wird in demfelben ein gewiſſer Drud auf die Nente 
md die Preife der Grundftüde, und eine Veränderung in der Art des land⸗ 
sirtbichaftlichen Betriebes unvermeidlich fein. 

Es fcheint aber zweifellos, daß in England, gerade in dem Lande, in 
velem die transatlantiiche Konkurrenz fich am meiften fühlbar machen muß, 
ine Beſchränkung derjelben durch Schugzölle nicht eingeführt werden wird. 
der Bericht der überwiegend aus Anhängern der konfernativen Partei be⸗ 
tehenden Königlichen Kommiſſion, deren Aufgabe e8 war, nah Mitteln zur Ab- 
ilfe der landwirthichaftlichen Noth zu forjchen, erwähnt unter den in Betracht 
a ziebenden flaatlichen Maßregeln dies Hilfsmittel, auf welches die meiften 
ontinentalen Landwirthe immer znerft verfallen, gar nicht. “Die Berichterftatter 
md die von der Konımifflon vernommenen Zeugen berichten faft ausnahmlos, daß 
er Freihandel, wie hart er auch für manche Sandmwirthe fei, Doch von ihnen 
1 unanfechtbare Thatjache angenommen werde. Die Erfolge, welche das feit 
mem Menfchenalter herrſchende handelspolitiſche Syftem für die Gefundheit und 
ie Entwiclung des ganzen Gemeinweſens und für die befiglofen und handarbei- 
mden Klafſen insbeſondere, aljo für die große Mehrzahl der Benölterung gehabt 
at, find jo augenfällig, daß auch die ſchwere Kalamität, welche die Landwirthſchaft 
etroffen, die Freihandelspofitif nicht hat ernftlih in Frage ftellen Fünnen. An 
er freien ©etreideeinfuhr wird man vor Allem fefthalten. Welch eine bittere 
doth hätte eine Reihe von Mißjahren, wie die zu Ende des vorigen Jahr⸗ 
ehnts, noch vor 50 Jahren über England gebracht, wie wäre die Armenlaft 
nd die Sterblichkeit gewachſen, wie viele Keime zu Krankheit hätten die 
Futbehrungen gelegt! Und jegt Fonftatiren die Statiftifer, daß die Pitalität 
& Bolt, fo lange man diefelbe beobachten Tann, niemals fo groß, die 
iterielle Lage der Arbeiter niemald® fo günftig gemefen, mie in jener 
eriode! Auch ift man ſich darüber in England flar, daß eine Wiederein« 
ihrung der Getreidezölle zum Schu der agrarifchen Intereſſen gleichbedeutend 
re mit einer Verkürzung des Einkommens der befiglojen Klaffen, welche die 
höhten etreidepreife vorzugsweiſe zu zahlen hätten und einer Vergrößerung 
8 Einkommens, welches die Grundeigenthümer an Pachtzinfen von ihrem 
hwundeigenthum beziehen. In einer Beit, in der die heftigften Angriffe gegen 
28 Privateigentbum an Grund und Boden Anklang in vielen Gemüthern finden, 
ı der immer lauter die Forderung nach Nationalisation of Land ſich erhebt, 
ürde es Wahnfinn fein, eine folche fünftliche Berfchiebung des Volkseinkommens 
ı Sunften der Grundeigenthümer durch ftaatlihe Maßregeln vorzunehmen. 
ur in einem Punkte dürfte ein leifer Hauch proteftimiftifcher Tendenzen, aber 
nter Beftrebungen anderer Art wohl verkleidet, fich geltend machen. Das 
me, fo eben (Mai 1884) vom Haufe der Gemeinen angenommene Viehſeuchen⸗ 
je ordnet an, daß der Geheime Rath die Einfuhr lebendigen Viehs aus 
dem Lande verbieten fol, von dem fich derfelbe nicht überzeugt hat, daß mit 
tüdfiht auf den Geſundheitszuſtand des in biefem Sande befindlichen, oder 
18 demfelben fommenden Viehs, ſowie auf die Geſetzgebung des Landes über 
infuhr und Ausfuhr von Bieh, Einführung und Verbreitung der Maul- und 
lauenfenche und auf die Handhabung diefer Gefeggebung binlängliche Sicher- 
it gegen die Einjchleppung von krankem Vieh vorhanden fei. Die Regierung 

11* 
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hatte die Einfuhr als Pegel geftatten und den Geheimen Rath nur ermäcktigen 
wollen, die Einfuhr aus verbächtigen Tändern zu verbieten, das Haus der Lords 
und im Anjchluß an die Beſchlüſſe deflelben das Haus der Gemeinen habe 
aber der Regierung die firengere Faſſung aufgendthigt. Es darf als zweifelhaft 
bezeichnet werden, ob die lettere eine fo entichiedene Majorität gefunden hätt, 
wenn nicht die bedrängte Tage der Landwirthſchaft in beiden Häuſern manden 
Mitgliedern eine Heine Beſchränkung der ausländifchen Konkurrenz als erlaubte 
Nebenzwed des Geſetzes hätte ericheinen laſſen. Indeß ift die jchuzöllneride 
Bedeutung der Maßregel doch nur fehr gering, da die Einfuhr aller Garen 
Fleisch frei bleibt. 

Unter diefen Umftänden drängen fich natürlicher Weiſe zwei Fragen uw 
Allem auf: wie wird die engliiche Landwirthichaft und die engliiche Agrewer 
faflung den Kampf befteben, oder welche Aenderungen werden unter den ob 
waltenden Berbältnifien in der Art des landwirtbfchaftlichen Betriebes eintreten 
müfjen, und welche Reformen empfehlen fich in der agrarischen Geſetzgebung 

Was die erftere Frage angeht, jo gebt auß den Erhebungen der Kommilfer, 
wie aus anderen Zeugnifjen zunächft im Allgemeinen Nichts jo deutlich hervor, mr 
die verminderte Rentabilität des Weizenbaues, die relativ befieren 
Erfolge der Rindviehzucht. Die Erjcheinung liegt tief in der Entroideln; 
der Weltwirtbichaft begründet. Die transatlantifche Konkurrenz ift entftanden uud 
wächſt fortwährend durch den Aufichluß der großen Kontinente. Das fontinetik 
Klima aber ift für den Getreidebau viel mehr, für die Viehzucht, insbeſenden 
die Rindviehzucht, viel weniger geeignet, ald das Seellima. Das Getreite te 
darf um zu reifen nur weniger warmer Sommermonate, die verhältnigwäft 
große Winterfälte, die dem kontinentalen Klima eigen, ift dem Getreidebau wa 
ſchädlich, vor Allem wenn, wie e8 ja in einem nicht geringen Theile der dr 
einigten Staaten aus klimatiſchen Rüdfichten gejchieht, vorzugsweiſe Soma 
getreide gebaut wird). Für die Viehzucht aber find die ſtärkeren Divergema 
der Temperatur höchſt nachtheilig. Sie nöthigen in der gemäßigten Zone fl 
überall zu Bauten für die Unterbringung des Viehs während eines langen um 
firengen Winter8 und zu Anfammlung von Winterfutter und koftfpieliger Stab 
fütterung, oder veranlaffen, wenn diefe Ausgaben vermieden werben, große dr 
Iufte im Viehſtande während der Winterzeit. Nur in wärmeren Zoum uu 
ſehr verjchiedener Höhenlage des Bodens kann diefen Nachtheilen bes konn 
talen Klimas durch Wechjel des Aufenthalts und Wanderung bes Biehs ver 
gebeugt werden. Sonft bietet auch ein heißes Klima für die Predule 
von Maftvieh und für die Mildherzeugung manche erfchwerende Unſünde 
England dagegen hat in naffen Sommern und Herbften ein Mißrathen de 
Getreideerndte trog aller Kunft der Landwirtbe ebenfo zu fürchten, m 
andererjeit8 der milde Winter und die Feuchtigkeit der Atmoſphäre dem Ort 
wuchs und dem freien Weidegang des Viehs zu flatten fommen. Wie rem 
3. B. die von der Kommilfion vernommenen englifchen Landwirthe, weit 
die Vereinigten Staaten und Canada fannten, die Sicherheit des demnge 
Erndtewetter8 im Vergleich zu dem Regenwetter, welches in England fo dit de 
ie nn | 


‚2) Die Agricultural Returns für 1883 geben an, daß 25-—80%. alles in I 
Vereinigten Staaten gebauten Weizen? gewöhnlich Sommerweizen jei. 
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Erndte verderbe! Diefe Unterfchiede in den Naturverhältniffen weifen auf eine 
Arbeitötheilung in der Landwirthichaft hin, die mit der Zeit immer mehr zur 
Geltung fommen muß. Denn gegenwärtig wird die Rindviehzucht in den Ver⸗ 
nigten Staaten durch das Vorhandenſein ausgedehnter Flächen unterftügt, die 
unentgeltlich oder faſt unentgeltlich im exrtenfioften Betriebe genugt werden fünnen. 
Diefe Betriebsart aber muß fich mit mwachjender und ſich ausdehnender Kultur 
einſchrünken, während der Getreidebau ganz in der bisherigen Weiſe noch weiterer 
Ausdehnung fähig ift. Bei der ertenfiven Viehwirthſchaft ferner, wie fie jet 
m großen XTheilen der Vereinigten Staaten üblich ift, bilden ſich allerdings 
Biehichläge aus, die im freien Weidegang dem Wind und Wetter zu trogen 
vermögen, aber einmal ift das gewonnene Fleifch nicht von der beften Dualität, 
ind dann ift eine rationelle Milchnutzung bei diefer Wirthichaft nicht möglich. 
Bu dem klimatiſchen Unterfchiede kommt nun, daß troß aller Fortichritte die 
Trandportabilität der Produkte der Viehzucht, beſonders der befieren Qualität, 
noch nicht zu vergleichen ift mit der des Getreides. Friſche Milch und die 
xfen Qualitäten frifchen Fleifches können auch heutzutage noch nicht weit ent- 
zent vom Markte erzeugt werden, und auch die geringeren Qualitäten von 
Heih und lebendes Vieh bieten dem. Transport doch immer noch mehr 
Schwierigfeiten al® Weizen oder Mais. Die von der SKommilfion über 
Ye amerilanischen Konkurrenzverhältniſſe vernommenen Sachkundigen halten daher 
uch das Mitwerben der Vereinigten Staaten in Bezug auf die Produkte der 
Rindviehzucht für viel weniger bedenklich, al8 in Bezug auf Getreide. So ins» 
fiondere ber zweite, nicht ind Deutſche überfegte Bericht von Dir. Clay jun. über 
merilaniſche Landwirthſchaft, ferner der Chef eines der größten Vieheinfuhr- 
rihäfte, John Swan u. Sons in Edinburg, der Manager des Local Meat 
Market in London, ein mit den amerikanischen Verbältniffen durch wiederholten 
Aufenthalt in den Vereinigten Staaten genauer befannter Landwirth George 
Sonan u. A. — Sie Alle heben die geringere Konkurrenz hervor, die Amerika 
em Rindvieh und vor Allem den Milchwirthichaften machen könne. Nur bei 
däſe fei fie zeitweilig recht fühlbar gemefen, aber auch die beften Sorten eng« 
iſcher Käſe hätten immer ihren Preis behauptet und der engliiche Geſchmack 
abe fich bald von dem fchlechteren amerifanifchen Käſe wieder abgewandt; frifches 
Heijch leide doch immer durch den Transport, fowohl in gefrorenem Zuftande, 
vie in Büchfen verfandt verliere es an Wohlgeihmad?). Der Hauptimport 
in Fleiſch gefchieht daher noch immer in gejalzenem oder geräuchertem Zuftande. 
Der Transport von lebendem Rindvieh freilich habe eine größere Zukunft als 
er von Fleiſch, fehon jest konıme Rindvieh von den Vereinigten Staaten in 
eflerem Zuftand berüber, als von Holland und anderen näher gelegenen Ländern. 
diefe Zufuhr wäre der größten Ausdehnung fähig, wenn Rindvieh 1. Qualität 


n Amerifa in genügender Menge für die Nachfrage vorhanden wäre. Daß fei 


93 Der Eigenthümer ber großen Leyland-Dampfichifflinie, die vorzugsweiſe mit 

ziehe, Fleiich- und Getreideimport rer ift, meinte jogar vor der Kommilfion, 
ie Einfuhr von gefrorenem Seil abe fich jo wenig bewährt, daB fie wahr⸗ 
Heinlid) wieder aufhören werde. Davon De bie engl en Landwirthe feine 
euftliche Konkurrenz zu fürchten. Ceit diefer Ausſage (22. Febr. 1882) hat aber 
er Transport von Fleiſch, beſonders von auftraliichem Hammelfleifch doch wohl noch 
inige Fortſchritte gemacht. 
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aber keineswegs der Fall. Die Beitände davon feien durch den großen Verbrauch 
der legten Jahre raſch erfchöpft worden. Immer mehr aber verfeinere fid der 
Geſchmack in England und auch im Oſten der Bereinigten Staaten in Bezug 
auf die Dualität des Fleifches. Noch weniger aber als die Probduftion ven 
beftem Nindfleifch habe die Produktion von beftem Schaffleifch die amerilaniie 
Konkurrenz zu fürchten. Denn der größte Theil der Vereinigten Staaten ja 
für die Schafzucht wenig geeignet und lebende Schafe litten bei dem Seetrans⸗ 
port mehr al3 Nindvieh. Für die Wolle freilih und Schaffleifch jchlechterer 
Dualität macht fi) dagegen das Mitwerben von Auftralien immer fühlbarr 
und auch die Einfuhr an lebenden Schafen von dem Kontinent, insbeſondere uns 
Deutfchland, zeigt eine merflihe Zunahme, 

Außer diefen günftigeren Konkurrenzverhältniſſen drängt aber die engliik 
Landwirthſchaft der Umstand zur Viehzucht, daß der Verbrauch ihrer Prodatte 
in viel größeren Dimenfionen fteigt, al3 der des Getreides. „Bor 30 Fahren,” 
fchreibt ein vortrefflicher Beobachter und Statiftifer, Sir James Caird a.a.T. 
©. 28, 29, „tonfumirte wahrfcheinlic nicht mehr als ein Drittel der de 
völferung diefes Landes mehr als einmal in der Woche thieriſche Nahrung. 
Jetzt eſſen fat Alle einmal den Tag menigftens thieriſche Nahrung, — 
Käſe oder Butter. Das hat die mittlere Konſumtion davon auf den Kopf der 
Bevöllerung mehr als verdoppelt und unter Berückſichtigung der Boltözumahne 
die Geſammtkonſumtion thierifher Nahrungsmittel in unſerem Lande wahr 
ſcheinlich verdreifacht.” Es iſt auch höchſt wahrſcheinlich, daß die Entwidelng 
in dieſer Richtung weiter fortſchreitet. So glaubt man vor Allem, daß de 
Konſumtion friſcher Milch in den großen engliſchen Städten, wenn die Art der 
Sell und Berjorgung verbefjert wird, noch einer jehr großen Steigen 

ig iſt. 

Ganz ander8 als in Bezug auf Rindvieh- und Schafzucht liegen frelch 
die Dinge hinſichtlich der Schweinezucht. In der reichen Produktion von 
wohlfeilem Mais liegt für die Mäftung der Schweine in den Vereinigten 
Staaten ein großer Bortheil und auch fonft fcheint die Zucht diefes Thies 
für die amerifaniihen Wirthichaften befonber8 zu paflen. Man dürfe als ſucher 
annehmen, meinen Clay jun. u. A., daß in der Regel Schweine wohlfeiler m 
Amerika al8 in England gezüchtet werden Fönnten. Schmweinefleifch wird über, 
die8 mehr in geräuchertem oder gefalzenem Zuſtande als Sped, Schinken u. |. r. 
tonfumirt, als Rind» oder Schaffleiſch. Es verträgt daher beffer den weiten 
Transport. In diefem Zweige der Thierzucht haben daher die meiften Sod- 
verftändigen faft alle Hoffnung aufgegebei. 

Die Berjchiedenheit der Konfurrenzverhältnifle in ‚Bezug auf die Produfte 
der Viehzucht und des Getreides hat fih denn auch in den Preiſen der land 
wirtbichaftlihen Produkte, wie fchon früher hervorgehoben, in merklicher Wert 
fühlbar gemacht. Die Breife fat aller Produkte der Rindviehzucht find au 
in neuefter Zeit noch geftiegen, die der michtigften Getreideforten entweder 
gefallen oder unverändert geblieben. Wie fehr diefe den Produkten der Bid: 
zucht günftige Preisverſchiebung nicht nur gegenüber dem (Getreide, fondern 
auch gegenüber anderen Waarengattungen befteht und auch im Jahr 1855 
fortgedauert hat, zeigt eine Tabelle, welche der Economist in feinem Monthis 
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Trade Supplement vom 10. Mai 1884 lieferte. Darnach betrug die englifche 
Einfuhr im Jahr 1883: 





| Werth nach ben Preiſen 
von 1878 berechnet 


; Werth nach der Ein- und 
Ausfuhrſtatiſtik für 1883 
(deflarirter Werth) 


£ 







£ 





L Nahrungsmittel für | 
Menſchen und Thiere: | 
a) —— Nahrungs⸗ 


mittel. . . .... 51 209 000 49 273 000 
b) Begetabiliiye Nah⸗ 

rungsmittel . . . . || 102783000 125 259 000 
c) Getränte (beverages). | 24 648 000 30 040 000 


d) Berichiedene Konſum⸗ 








tionagegenftände . . | 15418000 18 364 000 

Zufammen 194 053 000 292 936 000 
U. Webeſtoffe: | 

a) Baumwolle . . . . , 44279 000 61 601 000 

b) Hal .». .....| 2 877 000 8 734 000 

Hanf... .... ı 2364 000 2 671 000 

Ente 2 2.20 | 24 000 5 792 000 

e) Wolle (thierifche) und 

Bumpen -. - .... 26 718 000 32 310 000 
Zufammen 80 762 000 106 108 000 
M. Metalle... ... . 17 860 000 28 119 000 
IV. Manufalturwaaren.. . 8 875000 | 10 040 000 


V. Derfchiedene Wanren . 41 809 000 | 48 408 000 
| 


Unter allen Waarengattungen find es alfo nur die Produfte der Viehzucht, 
melde im Jahr 1883 theurer waren, al8 1873. — 

Daraus entfpringt aber für die Viehzucht im Vergleich zum Getreidebau 
noch ein anderer Vortheil. Ebenfo wie das für die menfchlihe Nahrung 
beftimmte Getreide, jo find auch viele Nahrungsmittel des Viehs (Mais, Hafer, 
Oelkuchen, Leinfaat, Baummollenfamen u. f. w.) aus fremden Jändern jet 
viel billiger al8 früher zu erhalten. Die englische Landwirthſchaft hat von 
diejen Suttermitteln neben dem Grünfutter ſchon feit geraumer Zeit reichlichen, 
in den fetten Jahren noch ſtark wachſenden Gebrauch gemacht. Die Einfuhr 
von Mais 3. B., welche im Durchichnitt der 3 Jahre 1863—65 8 706 188 Str. 
betrug, belief fich im Durchfchnitt der 5 Jahre 1878—82 auf 33 360 719 Zr. 
An Baummollenfaat wurden im Durchſchnitt der Jahre 1863—64 importirt 
73400 Ztr., im Durchſchnitt 1881 und 82 220649 Ztr., an Oelkuchen in 
der erfteren Periode durchichnittlich 97 068 Ztr., in der legteren 205 763 Zr. 
Nimmt man nun endlich hinzu, daß während der Aderbau durch die Steigerung des 
Arbeitslohnes bei gleichbleibenden oder ſinkenden Produktenpreifen ſchwer bedrängt 


& 
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wird, bei freiem Weidegang des Viehs, wie er in England einen fo großen 
Theil des Jahres ftattfinden fann, die Lohnausgaben viel weniger ind Gewicht 
fallen, jo fann von der Erhöhung der Produftionskoften bei gleichbleibenden 
Produftenpreifen, welche der charakteriftiiche Zug für die Situation des Getreide⸗ 
baues in ganz Wefteuropa find, bei der englifchen Viehzucht eigentlich kaum die 
Rede fein. — 

Die Folge von alledem ift die feit geraumer Zeit fortdauernde, augenfälligfte 
und michtigfte Verſchiebung in den landwirthſchaftlichen Verhältniffen Englands, 
nänlih die Bermandlung von Aderland in Örasland, die Aus» 
Dehnung der Weidemwirtbichaft ftatt des Aderbaues. Das permanente 
Gras» oder Weideland bat ganz fontinuirlih in jedem Jahre, feitdem eine 
Anbauftatiftit in England vorhanden ift, zugenommen, da8 Aderland ebenfo, weun 


auch 'nicht ganz in gleihem Maße abgenommen. Der Unterfhied in der Zu 


nahme einerfeit3, der Abnahme andrerfeit3 erklärt fih, wie die Herausgeber 
der Anbauftatiftit bemerken, aus dem Umftande, daß bisher wüſtes Yand un 
Kultur genommen, eingehegt und vorzugsweiſe als Grasland genugt wird. Das 
dauernde Grasland (Heide und Bergweide ausgefchloffen) betrug in England 
1871 9881833, 18833 12008679, in Wales 1871 1494465, 1885 


1865406 Acres, das gefammte Aderland in England 1871 13835827 
1883 12786380, in Wale8 1871 1110352, 1883 934588 Acres. Unter 
dem Aderland ift alle nur vorübergehend in Feldgraswirtbichaft zu Graswuchs 


niedergelegte Land eingeſchloſſen. Es ift freilich wohl faum ein Zweifel, dep 
diefe Bewegung ſchon älteren Datums ift und nur in neuerer Zeit wieder ein 
lebhaftere8 Tempo angenommen bat. Die hohen Getreidepreife zu Anfang des 
Jahrhunderts, die exit allmählich wieder geſunken find, hatten in der Rapoler 
nifchen Zeit viele Weiden unter den Pflug gebracht, die bei niedrigeren Preiien 
in den früheren Zuftand zurüdfehrten. Schon vor Jahrzehnten ift daher Lant, 


da8 damals eine Zeit lang bebaut war, wieder in Grasland verwandelt worden, 
nachdem, wie wenigftens der Kommiſſar für den Nordweſten verfichert, feine 


Dualität mitunter durch den ©etreidebau fehr verfchlechtert war. In neneſter 
Beit aber ift das, wie die angeführten Zahlen zeigen, in ftark vermehrtem Maß 
gefhehen und alle Sachkundigen verfichern, daß die Berwandlung von Adern 
land in Grasland noch meiter fortgehe und vorausfichtlich noch ferner fortfchreiten 
würde. Sie würde ſich fogar noch viel ralcher vollziehen, wenn der Prof 
nicht fo foftfpielig wäre, daß derfelbe von auf Herrengunft figenden Pächter 
ohne Zufiherung einer Schadloshaltung ſeitens der Eigenthümer beim 

der Pächter nicht vorgenommen werden fann. Die Melioration gilt deshalb biahe 
allgemein auch als eine ſolche, deren Koften vom Eigenthümer zu tragen find. 
Es gehört daher eine Berftändigung beider Theile dazu, die mitunter Schwierig: 
teiten hat. Ein Landagent aus Devonſhire berichtet, er habe in vielen Füllen 
mit den Pächtern dahin abgeihloffen, daß der Eigenthümer auf zwei Jahre 
Pachtzins verzichte und den Grasfamen liefere, dafür müſſe der Pächter be 
Land gründlich reinigen und ohne jede andere begleitende Ausfant, Rübfen allein 
ausgenommen, zu Gras niederlegen. Das koſte den Eigentümer etwa 4% an 
eingebüßtem Pachtzins und 25 sh. für Grasfamen. Mitunter aber find m 
den legten Beiten weder Pächter noch Eigenthümer in der Lage gewefen, die 
Auslagen tragen zu Tonnen. Einzelne Sachkundige meinen auch, in ihm 
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Gegend ſei früher bei hohen Getreidepreiſen ohne Zweifel zu viel Grasland 
aufgebrochen. Es ſei aber jetzt zweifelhaft, ob die Koſten der Wiederherſtellung 
fi lohnen würden. Um gutes Grasland herzuſtellen, iſt vorher Drainirung, 
ſorgfältige Reinigung und ſtarke Düngung des Bodens nothwendig. Der Gras⸗ 
ſamen, deſſen Preis bei Wahl guter Sorten auf 15—20 sh. pro Acre von 
einem Zeugen angegeben wird, wird in trodener Gegend mit einer Getreide⸗ 
erndte, im feuchter ohne diejelbe untergebradht. Die Koften des ganzen Ver⸗ 
fahren8 werden von verjchiedenen Zeugen auf 3—4—5 £ pro Acre angegeben, 
bei minderer Sorgfalt und Ausfaat von bloßem Raigras hat einer derfelben nur 
25 sh. Auslagen gehabt. Es vergehen aber jedenfalls 7 — 10 Jahre und mehr, 
ehe eine gute Grasnarbe fich gebildet hat. Im erften Jahr vermeidet man die 
Beweidung am beften ganz, im zweiten Tann leichtere8 Vieh aufgetrieben werden. 
Je nach der Qualität des Lands hilft man mit Knochenmehldüngung nad. Um 
die Bildungszeit der Grasnarbe abzufürzen, hat man auch wohl den Weg einer 
Abſchälung der Grasnarbe von altem Grasland in einer Stärke von ®°/s bis 
zu 1 Zoll und Webertragung der Grasftüde auf da8 neu zu bildende Grasland 
eingeichlagen. Die Stüde werden dann in Reihen von ca. 9 Zoll Breite und 
in ebenfo großen Intervallen aufgelegt. In Verbindung mit der Ausſaat von 
Grasſamen ſoll fo rafcher eine gute Grasnarbe hergeftellt werden und auf dem 
abgefchälten Graslande, wenn daffelbe nur nicht tiefer als 1 Zoll abgefchält 
ift, das Gras von felbft wieder wachſen. Die Koften dieſes Verfahrens werden 
nur auf ca. 3 £ pro Acre angegeben. Zu den Koften der Herftellung des 
Graslandes muß aber bei einer guten Milch oder Maftwirtbfchaft eine Ver⸗ 
färtung des landmwirtbichaftlihen Betriebskapitals kommen. Der Aififtant- 
Commiffioner für den Norden ſchätzt, dag ein Pächter auf einer Farm mit Aderbau 
8—10 £ pro Xcre, auf einer Gras⸗- und Weidefarm 10—12 £ nöthig habe. 
Zur Zeit freilich fei in der Regel weniger vorhanden (32985). Bei Milch- 
wirtbichaften, erflärte der Land⸗Stewart de3 Herzogthums Cornwall, verlangen 
wir fogar, daß der Pächter 20 L pro Acre Kapital hat. Andere Sachkundige 
machen niedrigere Schägungen, 3.8. 6 £ auf arable farms, 7 £ 10 sh. auf 
grass farms (4667), aber immer wird das Kapital, welches für eine Weide- 
wirtbfchaft nothwendig fei, höher angegeben, als das für eine Ackerwirthſchaft 
erforderlihe. Es kann freilich auch die Weidewirthſchaft mit viel geringerem 
Kapital als der Aderbau betrieben werden und in manchen Fällen, insbeſondere, 
wo der Eigenthümer das Gut bat übernehmen müfjen, und er eine dürftige 
Weidewirthſchaft nothgedrungen betreibt, wird das ohne Zweifel der Fall fein. 
Aber das fcheinen doch im Ganzen nur feltene Ausnahmezuftände zu fein. 

Natürliher Weife nimmt denn auch in Folge der Ausdehnung des Gras⸗ 
landes der Viehſtand in England, nachdem die ſchweren Kalamitäten der Jahre 
1878—80 vorüber find, wieder allmählich zu. “Die Agricultural Returns 
für 1883 weifen einen Rindviehftand nach, der den aller früheren Jahre, 1874 
und 1875 allein ausgenommen, übertrifft und auch die Zahl der Schafe ift 
größer als in den beiden vorangehenden Fahren. Um dies Refultat zu würdigen, 
muß man den enormen Stapitalverluft der vorangegangenen Zeit und den 
dadurch entftandenen äußerſten Mangel an Mitteln bei vielen Pächtern, fowie 
die beftändigen Fortichritte in der Qualität des Viehs berüdfichtigen. 

Die Weidewirthſchaft, welche in England das Aderland zur Zeit verdrängt, 
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ift alſo keineswegs ein extenfiveres Wirtbichaftsfyften als der Getreibeban. 
Das auf eine gleiche Fläche verwandte Kapital wird vielmehr in der Regel bi 
diefem Uebergange verftärtt. Aber es ift ein Uebergang zu einem fapitalintenfiveren, 
nicht zu einem arbeitsintenfiverem Syftem. Die Menge der auf einer gleichen 
Fläche beichäftigten Arbeiter wird ohne Zweifel Kleiner und in Verbindung mit 
der vermehrten Anwendung von Mafchinen beim Aderbau bat diefer Webergang 
zur Folge, daß die Zahl der in der Landwirtbichaft befchäftigten Bevölkerung 
von Zählung zu Zählung eine Abnahme zeigt. 
Es wurden gezählt Beichäftigte 


fin au | ai | an ren 











Commercial Class 1861 585 420 38 290 623 710 
ee 1881) 960 661 19 467 980 1238 

Industrial Class 1861 3 262 510 1 565 889 4 838 399 
ee 1881 4795178 | 1578189 | 6373367 

; 1861 1681 652 378802 | 2010454 
Agricultural Class . . . J 1881 1 318.344 E00 Das 





Die lettere, die landwirtbfchaftliche Klaſſe zerfällt nach den beiden Zählungn 
in folgende Unterabtheilungen : 
\im Jahre | Gefaiadis | Beigienis | dufanme 


I. Berfonen in der Land» N 1861 1545 667 378 448 1 924 110 





wirthſchaft beichäftigt 1881 1214 453 64 171 1287 624 
1. in Ader- und Weideland { 1861 1457 075 976 577 1 833 652 
(fields and pastures) . 1881 1 135 763 61 073 1 196 836 

2. im Walde 1861 8917 9 89% 
i 2 we 1881 8151 — 8151 
1861 79 140 1250 80 390 

3. in Gärten... ... H sa 710.559 8.098 18.657 
— | 1861 85 985 359 86 344 

II. bei Thieren. .. . . . \ 1881 103 891 669 104 560 


Die Zunahme der letzteren Klaffe fommt nicht auf Rechnung des land- 
wirtbichaftlichen Gewerbes, fondern entfteht hauptlächlich durch die Wermehrung 
der gewerbsmäßigen Vieh-⸗ und Pferdehändler, Pferdevermiether, Pferdeknechte, 
Fiſcher, Thierärzte u. f. w. In den Erhebungen über die weiblichen Beichäftigten 
muß eine Aenderung in dem Princip der Aufnahme vorgenommen fein. ‘a 
Uebrigen fcheinen die Zahlen der beiden Erhebungen wohl vergleichbar und 


4) Die Zahlen für 1881 danke ich der gütigen Bemühung meines — 
Herrn Dr. Sering, welcher dieſelben für mich, da der amtliche Cenſfusbericht für 
1881 mir nicht zur Hand war, in Berlin excerpirt hat. 
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laſſen die Abnahme der ländlichen Bevölkerung deutlich erkennen. Noch beſſer 
erhellt dieſelbe aus einer Vergleichung der in den beſonderen Zweigen des land⸗ 
wirthſchaftlichen Gewerbes beſchäftigten Perſonen: 







Weniger als 


20 Jahre und 
20 Jahre alt 


mehr alt 





Zufammen 









um en 
ichen ichen 
Gele echts 


maͤnn⸗ | weib⸗ 
lichen lichen 
Geſchlechts 















Selbftftändige Land⸗1861 9381 271226019 227151 226 957| 22 742 
— 1881 9397| 521202392 | 20562] 203 329| 20 614 
Sarmers®) Sohn, | 1861 | 3227! — | 04 — | al — 

Enkel, Bruder, Reffef || 1881 | 2806| — | zıaıl — 75197) — 

Gutsderwalter 1861 ı2| — I 155561 — I 15098 — 
(armbailiffs) 1881 1838| — | 1214 — | 7 — 
Sandwirthigaftlide | | 1861 288 942 30.920 | 788 760 | 59 805 1 072 702| 90 525 
— Sin | 1881 [221 650| 10961|585958| 29385] 807 608] 40 346 

} ıs6ı | 4900 — I eos — I 55 — 
Schäfer, Hüter } ıssı | 2701 — 1 2004| — I 84 — 
Forſter, Se 1861 993 — 79141 — 8907 — 
(woodmen) 1881 u — | 7 — 8151) — 


Beſonders deutlich fpricht die Abnahme der landwirtbichaftlihen Arbeiter, 
Dienfiboten und Schäfer, aber auch die der felbftändigen Landwirthe ift ſchwerlich 
nur verjchiedener Art oder Genauigkeit der Zählungen zuzufchreiben, ſondern 
auch auf Konfolidation von Landgütern zurüdzuführen. 

Die Abnahme der in ver Landwirthſchaft beichäftigten Arbeitskraft, die 
Tendenz zu vermehrter Kapitalverwendung in diefem Gewerbe ift ebenfo mie die 
wahjende Benugung der Flimatifchen Vorzüge des Landes für die Viehzucht 
großentheils eine Folge der großartigen Ausbildung der internationalen Arbeit3- 
teilung, welche unferer Zeit eigenthümlich ift und vorzugäweife in dem Lande 
mit größter Zugänglichkeit und freiem Handel fich zeigt. Nicht nur das Klima, 
Iondern auch der verhältnifmäßig große Kapitalreichthum, ſowie die hohe 
Produftivität der nationalen Arbeit in der Großinduftrie und im Handel mweifen 
England auf eine Biehmirthichaft Mit freiem Weidegang und ſtarkem Futter⸗ 
zulauf, auf eine ſtarke Einfchräntung des Getreidebaues hin. 

Wir Haben, fo will e8 uns jcheinen, in Deutichland glüdficher Weife 
wicht zu befürchten, daß die Ausbildung der Weltwirthſchaft, auch wenn 
wir fie nicht durch hohe Zölle hemmen, in ähnlicher Weife auf unfere 
Landwirthſchaft wirfen wird, wie auf die englifche. Die mohlfeile und vor 


9) In dem Genfußberiht von 1881 findet fi) die Anmerkung: Nur männliche 
Verwandte, lebend bei dem Farmer und deshalb wahrſcheinlich in der Yandwirth: 
‘Haft beichäftigt, find unter diefem Zitel eingejchlofien. 
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Allen die intelligente Arbeitskraft dürfte gerade der Ipezifiiche nationale Pro⸗ 
duftionsvortheil der deutichen Landwirthſchaft fein und diejenigen Zeige des 
Gewerbes , die entweder felbft, oder durch die mit demfelben unmittelbar ver- 
bundenen induftriellen Nebengewerbe viele intelligente Arbeit erfordern, in Deutfd 
land die größte Zukunft haben. Zu einer Graswirthſchaft wie in England 
fehlen in dem größten Theil unferes Landes auch ganz die natürlichen Be 
dingungen. 

In der Gefchichte fehlt e3 nicht an Beifpielen, wo der Uebergang vom Ader- 
bau zur Weidewirthihaft mit einem Verſchwinden der kleinen Wirtbichaften 
verbunden geweſen ift und es ift daher wohl möglich, daß auch im eimigen 
ZTheilen von England diefer Vorgang die vorhandene Tendenz zur Vergrößermg 
der Farms noch verftärten wird. Iſt doch in dem benachbarten Schottland der 
Heine Aderbauernftand in größter Ausdehnung noch in diefem Jahrhundert durd 
große Weidewirthichaften verdrängt worden! Insbeſondere muß man da, wo 
Schafzucht und Aufzucht von Rindvieh der ausfchliegliche oder der hauptſächlichſte 
Zwed der Landwirthſchaft ift, eine ſolche Wirkung befürchten. In England aber 
ift zur Zeit außer der Produktion von Fleisch doch vor Allem die von Mid, 
Käfe und Butter die Hauptaufgabe der Viehzucht und für die Herftellung dieſet 
Erzeugniffe dürfte die mittlere und kleinere Landwirthſchaft entichiedene Borzüge 
vor der großen haben. Die Milchwirtbfchaften (Dairy farms) find denn auf 
nad den Ausfagen im Bericht faft durchweg Heinere Wirthichaften. Sie haben 
die fchlimmen Zeiten verhältnigmäßig gut überftanden. Eine der Graffchaften 
z. B., die am wenigften gelitten haben, Derbufhire, befteht faft ganz aus Heineren 
Milch⸗ und Käfewirtbichaften. Auf 391 776 dauerndes Grasland kamen nr 
63 940 Acres mit Getreide beftelltes Pand, und während in ganz England 
1880 von 100 Farm 32 größer als 300 Acres, 27 Meiner al 100 Acces 
waren, betrug die Zahl der Farms von mehr al8 300 Acres in Derbufhin 
nur 11:0, der unter 100 Acres aber 47 9:0 der Gefammtzahl. Die fleinen 
Milchwirthſchaften in diefer Grafichaft haben großen Vortheil gehabt von der 
jeit 1869 zuerſt durch amerifanifche Unternehmer erfolgten Errichtung von 
Käfefabrilen, die jebt in der Regel gemeinfchaftliche8 Eigentum der Pächter 
find, ſowie von der Flirforge, welche die Direktion der Midlandeiſenbahn für 
die Entwidlung des Milchtransports nach großen Städten getragen bat. ‘Durh 
die Käfefabrilen find die Produftionskoften vermindert, ift das Produkt weſentlich 
verbeilert und ein regelmäßiger Abfap unter Bejeitigung der die fleineren 
Pächter übervortheilenden Zwifchenhändler (cheese factors) gefichert worden. 
Sie dienen zugleich als Entrepöts für die Berfendung frifcher Milch, aus denen 
die Händler in den großen Städten je nad Bedarf frifche Milch beziehen. 
Denn der Konſum derfelben ift von ganz auferordentlich wechfelnder Größe. 
An Feiertagen und an heißen Tagen werden jehr viel größere Mengen von 
den arbeitenden Klaſſen getrunfen, als an gemöhnlihen Tagen. Da ift & 
denn von großem Vortheil, telegraphifch jede beliebige Quantität beftelen und 
binnen kurzer Frift empfangen zu können. Die Käſefabrikation wird dem 
entfprechend eingefchränft und ausgedehnt und fo jeder Verluſt vermieden. Die 
ganz großen Milchhändler haben deshalb auch ihre eigenen Käſefabriken in der 
Nähe von Eifenbahnftationen angelegt oder erworben, um jede überſchüſſige 
Duantität Milch jederzeit verwertben zu Können. Das Entgegenkommen ber 
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Midland Railway Company wird dabei fehr gerühmt®). In Folge derfelben fei 
der Milchtransport auf dieſer Tinie in wenigen Jahren von 720 000 Gallonen auf 
5500 000 ®allonen”?) im Jahre 1880 geftiegen. Die Zeugen äußern fich faft 
durchgehends ſehr hoffnungsvoll in Bezug auf die weitere Entwidlung des Verkehrs 
und auf das Wachen der Milchlonfumtion in den großen Städten. Bon vielen 
andern Sachkundigen freilich wird geklagt, daß die Organifation des Milchabjages 
in den volkreichen Städten noch fehr mangelhaft fei und dringend der Vervoll⸗ 
tomnmung bedürfe. Die große Preisfteigerung der Milch in den englijchen 
Städten fomme in der Regel der Landwirthfchaft nicht zu Gute, fondern dem 
Zwiſchenhandel. Die Milchwirthe der Grafjchaften in ber Mitte von England 
Kanten leicht im Sommer fir 8—9 d. die Gallone, im Winter für 10—-11 d. 
die Milch frei an die Londoner Eifenbahnftationen liefern. Den Konfumenten 
m London werde fie dann zu dem ziemlich gleichbleibenden Preiſe von 20 d. 
die Gallone verkauft, fo daß der Vertrieb in der Stadt mehr kofte, als die 
Produktion und der Transport nach London. Faſt noch jchlechter fei der Ver⸗ 
trieb in feinen Orten und auf dem Lande organifirt. In manchen kleineren 
Ortſchaften fei es für die arbeitenden Klaſſen faum möglih, Milch zu erhalten. 
Da würden verbeflerte Vertriebgeinrichtungen, die durch gemeinfame Ver⸗ 
auftaltungen der Landwirthe wie jene der Käfefabriten in Derbyſhire zu treffen 
wären, die Milchkonſumtion noch enorm fteigern und der Landwirthſchaft zu 
lohnendem Preife einen ftarf vermehrten Abſatz fichern können (vergl. George C. 
Brodrid a. a. O. ©. 295 ff.). 

In einigen Gegenden haben die Landwirthe die Verwerthung der Milch 
eigenen Unternehmern überlaflen. Der Landwirth ftellt die Milchkühe und füttert 
fie, trägt das Riſiko im Fall ihres Todes und erhält für die Milch von dem 
Milchpächter 10 £ oder 11 £ für jede Kuh. Es find das Verträge, wie 
je früher auch auf norddeutichen Gütern üblich waren, wo die Milchpächter 
Holländer hießen. Das Syſtem fcheint in England auf die abgelegenen Gegenden 
(Devonfhire 3. B.) befchränft zu fein, aber dort auch von Heinen Wirthen mit 
3—20 Kühen befolgt zu werden. 

Auffallend ift, mie fehr in den englifchen Milchwiribichaften meiftens die 
Käfeproduftion und der Abſatz frischer Milch im Vergleich der Butterproduftion 
überwiegt. Der Verwalter des großen Midland Railway Hötel, welcher zugleich 
ne Reihe von Eijenbahnreftaurationen auf der Midlandlinie führt, die mitten 
duch den erwähnten Käfe und Milchdiſtrikt hindurch führt, erzählt, daß er 
fi) vergeblich Mühe gegeben, englifche Butter in Binlänglicher Quantität zu 
belommen, er ſehe fich genöthigt, wöchentlih 200—300 Pfund franzöfiiche Butter 
zu laufen, die fchlechter fei als die englifche. — Die Einfuhr fremder Butter 


6) Die Geſellſchaft tranzportirt iu —— Frachtſaätßzen: 
e 


Für jede Entfernung unter engl. len Ya d. pr. Gallone, Minimalfracht 6 d. 
er „. über 20 u. unter 40 engl. „ dd. „ z S 9 d. 
ni ” n „ 40 ” ” 1 ” " ” n 1 8. 
Br „ . 10, 10 „ „ ud „ ß „123d. 

‚ 150 Meilen nd. , 12.6d. 


Die entferntefte Station, don welcher auf dizfer Bahn egelmäbig Milch 


— nach London ftattfindet, iſt 1401/3 engliſche Meilen von der Hauptſtadt 


) 1 Gallone == 4,54346 Liter. 
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in da8 Vereinigte Königreih betrug denn auch 1883 2169717 Br. m 
Werthe von 11350000 L, mährend die von Käſe nur das Gewicht von 
1694623 Btr. im Werthe von 4749870 L erreichte. Sachlundige (5899) 
meinen, daß die Errichtung gemeinfchaftlicher- Butterfabriten nach Art der Kſe⸗ 
fabrifen der Yuttererzeugung aufbelfen könne. 

Die vermehrte ichtung auf Graswirthichaft und Viehzucht ift zwar die 
wichtigfte und augenfälligfte, aber keineswegs die einzige Tendenz, welche in der 
englifchen Landwirthſchaft in Folge der transatlantifhen Konkurrenzverhältniſſe 
bemerkbar ift. 

In dem englifchen Getreidebau geht infofern eine Veränderung vor, als 
der Bau von Weizen gegenüber dem von Gerfte und Hafer zurüdtritt. Bir 
verzichten darauf, die verfchiedenen Angaben über die Produktionskoſten der 
amerilanifhen und englischen Weizenkultur und der Rentabilität des engliihen 
Weizenbaues, welche die Sachkundigen vor der Kommifflon gemacht haben, hier 
vorzuführen. Solche Berechnungen feheinen und von geringem Werte. Die 
Preife, zu melden viele weſentliche Poften in Rechnung geftellt werden, find 
bei der Verbindung, in welcher die verichiedenen Zweige der Landwirthiceft, 
namentlich Aderbau und Viehzucht, in der Regel mit einander ftehen und den 
mangelnden Marktpreifen für mande Sutter» und Düngungsmittel, ſowie für 
die eigenen Arbeitsleiftungen des Landmwirthes immer mehr oder weniger wi 
kürlich. Die nicht millfürlichen Faktoren der Rechnung aber find von örtlichen 
und zeitlichen Preißverfchiedenheiten, von der Ungleichheit der lokalen Produktions 
bedingungen, den Eigenthümlichkeiten der einzelnen Wirthichaften fo beeinfluft, 
daß es eine fehr mißliche Sache iſt, auf das Reſultat folcher Rechnungen 
praftifche Folgerungen zu bauen. Aber ficher fcheint ung, daß die trans 
atlantifche Konkurrenz ſich nicht in demfelben Mafe für Gerfte und Hafer, wie 
für Weizen fühlbar madt. (S. Tafel II des Anhangs.) Die Qualität der 
amerifanifchen Gerfte und des Hafers fei zu ſchlecht, jagen viele Zeugen, als daß 
diefe Früchte in England einen guten Markt finden könnten. Die Landwirte 
Magen über die Einfuhr der Chevaliergerfte aus der Provinz Sachſen (Saale barler). 
Ihr werde von den großen Bauern der Vorzug auch vor der englifchen gegeben, 
ein Pächter verfichert, daß für preußifche Gerfte 56 sh. bezahlt werde, währen? 
er nur 32 sh erhalte. Aber darüber find Alle einig, daß amerifanifche Gerfte 
zum Brauen nicht zu brauchen fei. Die mit Weizen beftellte Fläche zeigt daher 
in England und Wales von 1872 —1883 einen Rüdgang von 3463255 
auf 2544990 Acres, die Ausdehnung des Gerftenbaues ift ungefähr dieſelbe 
geblieben (2 064470 Acres 1872 und 2046 443 Acres 1883), die des Hafer? 
bat * etwas zugenommen (1698149 Acres 1872 und 1784485 Ades 
1883). 

Entſprechend diefer Entwidlung ift denn auch die jährliche Einfuhr von 
Weizen und Weizenmehl von 27386562 Ztr. im Durchſchnitt der Jahre 
1863—65 auf 70541567 Ztr. im Durchfchnitt der Jahre 1880— 82, dagegen 
die von Gerfte nur von 6 707 936 Ztr. in der erften Periode auf 12 350 449 Ztr. 
in der zmeiten, die von Hafer von 6590925 Ztr. auf 12596436 Zr. 
geftiegen. 

Schon wegen diefer relativ günftigen Rage des Gerften- und Haferbaud 
ift kaum zu befürchten, e& werde der englifche Getreidebau einmal faft voll. 
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fändig durch andere Kulturen verdrängt werden. Denn, wie wir ſehen, ift e8 
nur der Anbau einer, wenn auch der mwichtigften Getreideart, die fortwährend 
Einfchränfungen erfährt und vorausſichtlich noch weiter erfahren wird. Ein 
erheblicher Theil des Landes ift auch in England von Natur zum Graswuchs 
wenig geeignet und es fcheint nicht, al3 ob auf dem Aderlande der Anbau von 
Handelsgewächſen, Zuderrüben und Sartoffeln dem Getreidebau in England 
weientlichen Eintrag thun würde. Die verhältnigmäßig große ArbeitSverwendung, 
welche die meiften &ewerbspflanzen bei ihrem Anbau, Kartoffeln und Zuder- 
rüben außerdem bei ihrer weiteren, in der Nähe des Produktionsortes erforder- 
lichen Verarbeitung bedürfen, ſowie der Tonfervative Charakter des englischen 
Landwirthes verhindern die Ausdehnung diefer für die deutiche Landwirthſchaft 
immer wichtiger werdenden Kulturen. Dagegen befteht die Stärfe des englifchen 
Getreidebaues von Alters ber in der Verbindung mit der Viehzucht, und heutzutage 
hat dieſe Verbindung natürlih an Bedeutung nod gewonnen. “Der Theil des 
Aderlandes, der mit Früchten für die Nahrung des Viehs beftimmt ift, bat 
daher troß der allgemeinen Abnahme des Aderlandes und der Ausdehnung des 
Graslandes, ſowie troß der fehr vergrößerten Einfuhr an Viehfutter, nur 
unerheblich abgenommen, relativ aber im Verhälmiß zum etreideland merklich 
zugenommen. Folgende Zahlen jegen das Verhältniß ins Licht. Nach den 
Agricultural Returns für 1883 waren: 








Aderland davon beftellt mit Getreide 


| 13839369 | 12786380 | 7576698 | 6751768 
1108 758 934 588 561 916 474 775 
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Fruchtfolge 
1872 1872 1883 
Acres Aeres Acres 


England........ | 2 778 925 2 627 075 2 822 392 2 584 794 
Bald .. 2.2.2200. 136065 | 123927 370 850 309 124 


Demnach ift in England in den legten 12 Jahren der Antbeil des mit 
Getreide beftellten Landes an der Geſammifläche des Aderlandes von 54,7 %o 


8) Green crops nennt bie engliiche Statiftit Kartoffeln, alle Arten von Rüben 
und Kohl, Widen und alle andern Futterkräuter, Klee und Grad audgenommen. 
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auf 52,9 9/0 heruntergegangen, des mit ſog. Grünfrüchten beftellten von 20,08 °,o 
auf 20,710 geftiegen. Der Antheil des mit Klee oder Gras in werhjelnder 
Fruchtfolge beftellten Tandes an der Gejammtfläche des Aderlandes weift keine 
nennendwerthe Aenderung auf. Erwägt man nun ferner, daß an der Aus 
debnung des permanenten Graslandes auch ſehr viele Wirthfchaften betheiligt 
find, melche den Getreidebau feineswegs aufgegeben haben und daß der Haie, 
defien Anbau allein unter allen Getreidearten zugenommen bat, zum großen 
Theil nicht zum Verkauf, jondern zur Verfütterung auf dem Gute beftimmt if, fo 
ergiebt fih, wie der Getreidebau in zahlreichen Wirthſchaften, die nicht reine 
MWeidewirtbichaft geworden find, doch in wachlendem Maße nur eine weniger 
bedeutende Ergänzung der Viehzucht ift. Gerade daburd kam a 
ſich aber eher erhalten. Es wird auf dem zu dauerndem Graswuchs ungeeignetem 
Lande dur Einfchaltung der Getreidejahre eine paflende Fruchtfolge möglich, die 
noch immer zum großen Theil eine wenig modifizirte Norfolter Vierfelderwirthſchaft | 
ft. Die Verwertdung des Strohs und Haferd geſchieht durch die fehr ftark 
Viehzucht in günftigfter Weife und es werden durch die ftarfe Düngumg noeh 
immer Getreideerndten gemacht, die an Rohertrag auf gleicher Fläche durd- 
fchnittlih die aller andern Länder übertreffen ?). 

Allerdings hat in den legten Jahren eine Wirthfchaft ſehr viel von ſich 
reden gemacht, welche von diefen traditionellen Prinzipien des englifchen Adır 
baues gänzlich abweiht. Ein Herr Prout in Hertfordfhire hat ein ihm eigen 
thümlich gehörendes Gut von 450 Acres Thon- und ſchwerem Lehmboden jet 
1861 ohne Viehzucht in faft ununterbrochenem Getreidebau genugt und günftige 
wirtbichaftliche Reſultate erzielt. Er hat eine eigene Schrift darliber veröffentlicht 
und auch der Königlichen Kommiffion feine Erfahrungen vorgetragen. Der 
ganze Biehftand ift auf 6—8 Pferde und eine Milchkuh reduzirt und dieſer 
Kapitaleriparnig an Vieh entjpricht eine ähnliche an Wirthichaftsgebäuden. Die 
Bearbeitung des vom Kigenthümer mohldrainirten Bodens gefchieht mit dem 
Dampfpflug, die Düngung mit fünftlihen Dünger. Die Ausgabe für ben 
Ankauf deſſelben ift die wichtigfte Fahresauslage der Wirthfchaft (im Durchſchnitt 
50 sh. pro Acre). Die Ausgaben für Arbeitslohn find auf 25 sh. pro Yae 
jährlich beſchränkt. Faſt die ganze Feldflur wird Jahr aus Jahr ein mit 
Getreide und zwar anfangs faft ausfchlieglich mit Weizen, in den legten Fahren 
auch mit Gerfte beftellt. Nur Tr der Flur trägt Klee oder Gras, auf 2 bil 
+ Acres werden Rüben gezogen und ab ımd zu wird je nad) Bebürfnig eine 
reine Brache eingefchoben. Das Getreide wird mit dem Stroh auf dem Halme, 
der Klee, nachdem er zu Heu gemacht ift, verlauft, wobei die Nähe des Londoner 
Marktes (nur 28 englische Meilen Entfernung) fehr zu ftatten fommt Den 
Käufern leiftet der Gutsherr noch mit feinen um die Ermdtegeit beichäftigung®» 
(ofen Pferden Miethfuhren. Eine Abnahme der Ertragsfähigleit des Bodens 
wird in Abrede geſtellt. 

Natürlicher Weife gehen die Urtheile über einen folchen ganz neuen Berfud), 
bei dem übrigens der befannte Agritulturchemifer Dr. Voelcker als Rathgeber 


9) Verhältnigmäßig gute Reſultate haben übrigens auch bie fyeldgraswirtd: 
fchaften des Süb- und Hordiveflens us ba in denen eine längere Gras bie 
hauptjächlich zur Aufzucht von Vieh dient, von einigen Getreidejahren gefolgt if. 
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itgewirft hat, weit auseinander. Hervorragende Agronomen (Lawes, J. Caird) 
ıben die Nachhaltigkeit des Syſtems und die Möglichkeit, daſſelbe ohne all» 
äblih abnehmenden Ertrag dauernd durchzuführen,. in Abrede geftellt. Der 
zielte Erfolg dürfte großentheil3 auf der großen Reduktion der Produftions- 
fien, inSbefondere der Ausgaben für Arbeitslohn, den hoben Preifen für Stroh 
ıd Heu in der Nähe von London und der Qualität des Bodens, fowie der 
t Dampflultur geeigneten Form und Lage der Grundftüde beruhen. Daß 
es Wirthſchaftsſyſtem eine große Verbreitung in England erlangen werde, 
ſcheint ſchon deshalb nicht wahrfcheinlich, weil die Furcht vor Bodenerſchöpfung 
e meiften Grundherren abhalten würde, ihren Pächtern ein derartige® Wirth⸗ 
ſaftsſyſtem zu geftatten. 
ber die Tendenz zur Berminderung der Broduftiongfoften, 

ehe in den Prout’schen Verſuche fo deutlich hervortritt, muß ſich bei Landwirthen, 
e gut rechnen und Getreide bauen, auch fonft geltend machen. Die Sadjlage 
in diefer Beziehung beim ©etreidebau, deflen Produkte im Preije finten, eine 
nz andere, als bei der Viehzucht, deren Produkte im Preife fteigen. „In den 
ben legten Jahren,“ fagt einer der forgfältigften Affiftant-Sommiffioner, „babe 
h mande Landwirthe getroffen, welche fich entichlojjen haben zu altmodijchen 
nd einfacheren Arten der Wirthfchaft zurüdzufehren, dem Aderlande eine längere 
tube zu gönnen und fo die Auslagen zu vermindern. ch habe die Ueber⸗ 
gung weit, wenn nicht ganz allgemein verbreitet (general if not universal) 
funden, daß diejenigen, welche diefen Plan verfolgt haben und ſich nicht 
himten, als altmodische und zurüdgebliebene Landwirthe bezeichnet zu werden, 
ii am beiten gefahren find und am wenigften verloren haben.” Wiederholt 
npfiehlt deshalb diefer fundige und erfahrene Landwirth feinen Berufsgenoflen, 
nfe viel mehr zu fuchen in vermehrter Sparjamfeit in Bezug auf die Aus» 
gen, als in Berfuchen, den Robertrag zu fleigern. Ganz ähnlich äußerte fich 
1 den Debatten über die Einfegung der Königlichen Kommilfion der hervor⸗ 
wende Vertreter des Standes der praftiichen Landwirthe unter den Unterhaus- 
ugliedern Mr. Clare Read. Die am beiten bemirthichafteten Diſtrikte von 
ngland und die ftrebfamften Farmer hätten am meiften verloren, mieint er, 
iher habe denn auch die reine Brache in neuerer Zeit wieder fehr merklich zu⸗ 
nommen. Nach der amtlichen Statiftif lagen in England brad) 

un Durchſchnitt im Durchfchnitt im Durchſchnitt im Durchſchnitt 
n 3. 1870—1871 1874—1875 1879—1880 1882—1888 

Acres Acres Acres Acres 
516770 561337 715 500 732601 

Offenbar nimmt der Aderbau eine Richtung auf größere Erxtenfivität, die 
Kehzucht auf größere Intenſivität des Betriebes. 

In der englifhen Landwirthſchaft ift ferner eine Tendenz zur Ausdehnung 
& Gemüſe⸗, Obſt- und Blumenzudt, de8 market gardening 
ud frnit farming, nicht zu verfennen. Auch die Produkte diefer Kultur- 
tten haben unter der wachſenden ausländiichen Konkurrenz in Folge der ver- 
Herten Kommunikationsmittel und Transportarten Manches zu leiden, aber 
0 mehr als bei der Viehzucht ift doch für die Erzeugung der beften Qualitäten 
ie Nähe des Marktes ein großer Vortheil. Das englifche Klima und ber 
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engliiche Boden find zwar nicht in gleichem Maße jo ganz vorzugsweiſe dafür 
bevorzugt, wie für die Viehzucht, aber doch kommt ber milde Winter = 
ſüdlichen Englands dem Gemüfebau und der Gartenkultur fehr zu flatien. Bor 
Allem aber iſt der Umfang des engliſchen Marktes für die Produkte dieſer 
Kulturzweige ein ſo enormer, daß man denken ſollte, dieſer Konſumtionsvortheil 
allein müßte alle Hinderniſſe aufwiegen, welche der größten Ausdehnung des 
Obſt⸗ und Gartenbaues im Wege fteben. Die Zunahme deflelben, melde 
die Anbauftatiftit angiebt, ift denn auch in den lettten Jahren eine bedeutente 
geweien. Es follen vorhanden gemejen fein in England: 
1873 1883 
Acres Acres 
(Handelsgärten) market gardens . . 34743 48508 
(Obftgärten) orchards . - . . . 143295 18578219, 
Die Angaben verlieren dadurh an Werth, daß, mie die Herausgeber der 
amtlichen Statiftit bemerten, der größere Theil der Obftgärten und ein gewiſſer 
Theil auch der Handelsgärten nicht unter diefen Aubrifen, jondern bei ten 
befonderen Früchten (3. B. Kohl, Erbfen und anderen Gemüfen), oder bei dem 
Grasland aufgeführt wird. Die Obftgärten dienen nämlich zuglei als Weite: 
. land und werden daher bei der Aufnahme der Statiftif mitunter ala ſelches 
behandelt. Aber mehrere Affiftant-Commiffioner und vernommene Sachkmdige 
beftätigen die Ausdehnung diefer Kulturen in jüngfter Zeit auf Grund ihrer 
eigenen Erfahrungen. 
Bor Allem bat im Süden der Obfte und Beerenbau fich fehr ent- 
widelt, im Südoften, befonder8 in Kent in fehr rationeller, intenfiver, im Süd 
weiten mehr in forglofer Weife. Drei Arten von Obftgärten feien in be 
füdlihen Graffchaften verbreitet. Erſtens folche, welche ausſchließlich aus hoch⸗ 
ftämmigen Bäumen beftehen auf Grasland, das von Schafen abgeweidet werke. 
Apfel-, Pfirfih-, Kirſchbäume würden in Reihen und Zwifchenräumen vea 
12 Yards gezogen, dazwifchen würden Pflaumenbäumte gefegt, die zuerft einer 
Ertrag lieferten und, menn die anderen hochſtämmigen Bäume erwachſen ſeien, 
wieder entfernt würden. Die zmeite Art fei mit hochſtämmigen und halbhoch⸗ 
ftämmigen Obftbäumen, 22—16!’s Fuß von einander und mit Stachelbeer- 
und Johannisbeerſträuchern, 5'/2 Fuß von einander, als Unterholz, befegt. Schos 
nah 3 Jahren geben die letteren einen Ertrag. In Weftlent treten Hafelnu- 
fträuder an die Stelle der Beerenfrüchte. Die dritte Art beiteht ausfchließixh 
aus Stahelbeer- und Johannisbeerſträuchern. Mehrere Beugen ſprechen fub 
ehr hoffnungsvoll in Bezug auf die weitere Entwicklung diejer Kulturen aus. 
Fruit farming is 100°’ more profitable than ordinary farming, jagt en 
erfahrener Obftzüchter auß Kent. Die Konkurrenz mit dem Auslande fer auch 
nicht So gefährlich, wie man mohl denfe, weil die englifchen Früchte ſpäter zur 
Reife gelangten, al3 die franzöftjchen und die bolländifchen. Deshalb ſei jogaz 
ein — dieſen Ländern möglich, man müſſe nur in der Verpackung 


10) m sah: re 1873 muß eine neue und fchärfere Definition von Orchard un 
Market Garden bei Erhebung ber Anbauftatiftif eingeführt worden Bin: wie der 
Alfftent-Commilfioner Little wahrſcheinlich mit Recht annimmt; deshalb begimmt die 
Vergleichung am beſten mit dieſem Jahre. 
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md den Handelseinrichtungen Fortſchritte nach franzöſiſchem Mufter machen. 
Rein Geringerer ferner als der gegenwärtige erfte Lord des Schatzes hat die 
Husdehnung dieſes Obſt- und Beerenbaues in einer freilich oft verfpotteten 
Rede als ein Hauptrettungsmittel der Landwirthſchaft bezeichnet. Er meinte, 
mE insbejondere die Verwerthung der Früchte oder ihres Saftes als Konferven 
nit Buder ein werthvoller Erwerb der englifchen Landwirthe merden Tönne, 
deil fein anderes Land jo niedrige Zuderpreife habe al8 England. Die Nach 
tage nach folchen Konferven ſowohl für den inneren Markt, wie zum über« 
eeiſchen Export fei eine ganz umerfchöpfliche, berichtet übrigens auch ein in 
ieſen Dingen fehr erfahrener Zeuge. 

Der Bau von Gemüfe und Blumen dürfte zwar ebenfalls, aber doc) feines» 
98 in gleichem Maße, wie der von Früchten zunehmen. Irren wir nicht, jo 
iegt ein Hauptgrund dafür darin, daß jene Kulturen ein viel größere® Maß 
mgfältiger Arbeitsverwendung verlangen, als diefe. Der Obft- und Beerenbau 
n der eben bezeichneten Weife ift viel mehr kapital⸗ als arbeitsintenfiv und kann 
eshalb ſehr mohl auf größeren Flächen getrieben merden!!). Seine Ausdehnung 
ntipricht daher den agrariſchen Verhältniffen Englands und der Tendenz zu 
üglichfter Arbeiterfparung in der Landwirihſchaft. Der eigentliche Gartenbau 
agegen ift überall ein Gebiet der Heinen Kultur, ganz bejonder8 aber wird er 
ei jehr hohem Arbeitlohn nur da gedeihen, wo der Gärtner überwiegend mit 
mer eigenen und der Seinigen Arbeitskraft wirthſchaftet. inigermaßen mag 
mer auch die Richtung der nationalen Konfumtion auf die der Produltion ein« 
rien. Der Verbrauch von Früchten und Beeren auf den Kopf der Bevölkerung 
tin England wohl kaum, der von Gemüſe und Blumen wahrjcheinlich geringer, 
18 in den benachbarten enropäifchen Kulturftaaten. Ferner vertragen manche 
kodufte des Gartenbaue3 einen weiten Transport viel befler als friſches Obft. 
‚shalb foll die Spargeltultur in der Nähe von London neuerdings, durch 
unzöfiiche und fpanifche Konkurrenz gedrückt, jogar abgenommen haben. Der 
dertd der Einfuhr von Gemüfe (ohne Kartoffeln) betrug 1883 944190 £. 
en Hauptpoften darunter bilden Zwiebeln im Werth von 527781 £. Im 
ahre 1863 belief fi die Gefammteinfuhr nur auf 299764 , die von 
wiebeln auf 45319 £. Die Gärtner Hagen endlich jehr über die große 
eervortheilung, welche fie durch den Zwiſchenhandel erfahren. Die Differenz 
viihen dem Preiſe der Gartenprodufte in London und auf dem Lande in den 
machbarten Grafichaften ſei oft jo unverhältnigmäßig (absurdediy) groß, meint 
⁊ Berichterftatter, daß man denken follte, e8 müßte ein Vermögen beim Ber- 
uf ermorben werden, aber die Menge der Vermittler zwifchen dem Konfumenten 
id Produzenten fei fo groß, daß dadurch die Differenz in Heinen Beträgen 
Imählih abforbirt werde. Manche Gärtner verjuchen felbft ihre Produkte 
zeit an die Konfumenten zu verkaufen, aber je größer die Stadt, in der dieſe 
ohnen, defto mehr Schwierigfeiten hat ein folcher direkter Verkehr. In Folge 


— — 


11) Reine fruitfarms von 150 Acres werden in den — erwähnt 
5168) und ebenfo berichtet ein Farmer, der 5000 Acres bewirthichaftet, daß er 
ele Obftzucht treibe. Das Stapital, welches für eine fruitfarm erforderlich ſei, wird 
ij 14220 L£ pr. Acre angegeben. Tagegen berechnet ein größerer Gemüfegärtner 
' der Nähe von London feine jährlichen Auslagen auf ca. 45 £ pr. Acre und 
won allein 20 £ an Arbeitzlohn. 

12 * 
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der mangelhaften Organifation des Handels, meint ein großer Gärtner, ſei auch 
der Konfum an friichem Gemüſe in London fo gering. Große Handelöhäufer, melde 
100 und mehr beichäftigte junge Leute zu fpeifen hätten, könnten denfelben nut 
einmal wöchentlich frifches Gemüfe geben. Bei befierer Bermittelung oder ba 
direltem Verkehr zwiſchen Konſumenten und Produzenten fei der Konfum großer 
Ausdehnung ſühng 

Alle dieſe Kulturen begegnen aber in England beſonderen Schwierigkeiten, 
weil es an Heinen jelbitwirthichaftenden Eigenthümern fehlt. “Die große und nicht 
jehr dauerhafte, vielmehr oft leicht vergänglihe Kapitalanlage, weldye in den 
Pflanzungen ftedt, widerſtrebt dem reinen Zeitpachtverhältniſſe und bejonders 
der jederzeit in kurzen Friſten fündbaren Zeitpacht. Es verhält ſich damit ähnlich 
wie mit Waldungen, welche befanntlich zur Verpachtung wenig geeignet find. 
Der Eigenthümer, der fonft in England die dauernden Meliorationen macht, wird 
fi viel ſchwerer entichliegen, die Koften von Baumpflanzungen und Spargel» 
beeten zu übernehmen, als die Auslagen für die Drainirung oder Niederlegung 
zu Grasland zu tragen, weil die letzteren Verbeflerungen dauernder Art find, 
feine jo große Fürforge des Pächters fordern und weil ihre Erhaltung leichter 
fontrolirt werden kann, die erfteren dagegen forgfältigere Pflege bedürfen urd 
jedenfalls viel rafcher, wenn die Pflanzen alt werden, wieder ihren Werth ver 
lieren. Der Pächter aber kann die Kapitalvermendung nur machen, mem er 
einen langen Padıtlontralt hat oder im Fall der Löfung des älter 
zu einer Entichädigung berechtigt if. Darüber klagte 3. B. vor der Kommiſſiea 
ein Pächter und Gärtner aus der Umgegend von London auf das Lebhaftekz. | 
Er babe fein Land von 7 Eigenthümern zufammengepachtet, aber nur von einem 
einen längeren Pachtkontrakt, von einigen andern die Zuficherung einer mäßigen 
Entihädigung im Fall plögliher Kündigung erlangen können. Die Entfchädigeng 
dede nicht die Koften für die Kulturen, von denen Früchte zu ziehen er durch 
die Kündigung verhindert werde. Er babe Obftbäume gepflanzt, die ihm nz 
Früchte getragen und die jetzt die Zierde von Privatgärten bildeten. Die 
Berhältniffe freilich, von denen der Sadjverftändige fprach, find etwas erceptionelker 
Art. In der unmittelbaren Nähe der großen Stadt wollen die Eigenthümer 
die etwa ſich bietenden Gelegenheiten, ihre Grundftüde als Baupläge und Au 
gärten hoch zu verwerthen, benugen und deshalb laſſen fie fich auf lange Kor⸗ 
teafte nicht ein, fondern behalten ſich Löfung des Pachwerhältniſſes mit kurzer 
Kündigungsfrift vor und machen davon nicht felten Gebrauch. Aber es liegt 
in der Natur der Dinge, daß Gartenbau vorzugsweiſe in der Nähe dr 
Städte ftattfindet, und daß dort die Verhältniffe beweglicher find und jelterer 
auf gegenfeitigem Vertrauen beruhende, Generationen hindurch fich vererbendt 
Pahtverhältniffe, wie fie in rein landwirthſchaftlichen Gegenden ſich finden, 
vorlommen. 

Bei der Beiprehung des Obft- und Gartenbaues wollen wir einen ander 
Nebenzweig der Heinen Tandwirthichaft, von dem einige Zeugen berichten, bob 
er einen merflichen Auffchwung nimmt, nicht ganz unerwähnt laſſen, nämlıh 
die Geflügelzucht. Bei einer Einfuhr von 811922400 Eiern md von Ge⸗ 
flügel im Werthe von 501008 2 ift die innere Produktion der Ausdehnung 
wohl fähig. Dan macht denn auch manche Verſuche in diefer Richtung. So 
berichtet ein AWififtant-Commiffioner eingehender von einer ganz einträ 
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poultry farm in Huntingtonfhire, auf der 1500 Hühner gehalten wurden. 
Die Hühnerhäufer ftanden auf Rädern und wurden an mwechjelnden Orten auf 
den Aedern der Farm aufgeitellt, um fo durch den Hühnermift die ganze Feldflur 
zu düngen (68 406 ff.). 

Weniger günftig als für Obfte und Gartenbau fcheinen die Ausſichten für 
die diefen Kulturarten fo verwandte Hopfenkultur zu liegen, die von Alters ber 
beionders ‚in der Grafichaft Kent eine hohe Bedeutung und Entwidlung erreicht 
hat. Die Hopfenbauer haben recht fchlechte Zeiten durchgemacht, jehr ungünftige 
Bitterung und ſcharfe ausländifche Konkurrenz kamen zuſammen, um den Ertrag 
yu fhmälern. Die Schätzung des durchichnittlichen Naturalertrags pr. Acre 
Dopfenland und des dafür erzielten Preife8 in der Periode von 1867 —74 
md von 1875—80, melde der Alfiftant-Gommiffioner für den Süden mit⸗ 
heilt, ergiebt folgende Refultate: 


ea Hopfenpreis Geldwerth 


a A Ben pr. Ztr. be3 Jahresertrags 
1867—1874 7,336 140 sh. £ 51.7.0. 
1875 —1880 6,8 113 sh. £ 38. 8. 4. 


Die jährliche Ausgabe an Kulturkoften inkl. Pachtzins, Steuern für einen 
Acre Hopfen werden fehr verfchieden angegeben. Bis zur Erndte ohne die 
zeträchtlichen Koften des Pflüden® u. ſ. w. follen diefelben nach einer Angabe 26, 
iner andern 35, einer dritten 40 £ pro Ucre betragen. Die dann noch er⸗ 
vahlenden Ausgaben merden durchſchnittlich auf 13 L£ pro Acre angegeben. 
Sie ſchwanken aber natürlich fehr, je nad) der Größe des Ertrags. Jedenfalls 
ft dem Hopfenbauer in den fchlechten Jahren nur ein geringer Weinertrag 
Ibrig geblieben, in nicht wenigen Fällen mag ein Heinerer oder größerer Verluft 
ih ergeben haben. Nun ift ein großer und rafcher Wechſel in der Höhe des 
Reinertragg dem Hopfenbau immer eigenthümlich geweſen. Ein Hopfenbauer 
ms Ofttent fagte: mein Ertrag jeit 1864 bat zwilchen 1'/4 und 16 Ztr. pro 
Icre geſchwankt, die Preife von 10 sh. biß 294 sh. pro Ztr. Aber troß der 
demohnheit an wechſelndem Gewinn hat der Schaden jener Jahre Einfluß auf 
ie Ausdehnung diefer Kultur gehabt und von ihr abgeſchreckt. Bis 1878 
ahm der Anbau kontinuirlich zu, von da bis 1881 ſank derfelbe um ca. 10 %:012), 
md ift von 1881 biß 1883 wieder von 64943 auf 68016 Acres geftiegen, 
togdem daß 1882 wieder ein Mißjahr war und deshalb eine größere Hopfen« 
infubr hatte als irgend ein früheres Jahr, 1879 ausgenommen. So fcheint 
ie Berminderung ſich wieder auszugleichen, aber zu den Kulturen, welche in 
folge der gegenmwärtigen Berbältniffe vafch zunehmen, ift der Hopfenbau nicht 
u rechnen. Irren wir nicht, fo liegt die Haupturſache in den günftigeren 
lrbeitsverhältniſſen, deren fich die Tontinentalen Konkurrenten erfreuen. “Die 
hrafihaft Kent ift in dieſer Beziehung unter den engliſchen Graffchaften noch 
erhältnigmäßig günftig fituirt, weil fie, wie oben erwähnt, ziemlich viel Heine 


‚12) Der betreffende Affiitant-Gommiffioner berichtet dann auch — 
m Einzelnen von einer Farm in Kent, auf der bis dahin Hopfen und Getreide gebaut 
jorden war, die aber in Obfigarten und dauerndes Weideland verivandelt worden 
ar (App. zu Theil I S. 398). 





an 
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felbftwirthichaftende Eigenthümer hat und meil die Nähe von Pondon anch für 
die Beihaffung von Lohnarbeit manche Vortheile bietet. Iſt doch von Alters 
ber die Hopfenlefe in Kent ein berühmtes Felt für gewiſſe Theile der Londoner 
Bevölterung, die dann aufs Land firömen, um ihre Dienfte deu Hopfenbauern 
anzubieten. 

Im Ganzen bewährt ſich alfo in der englifchen Landwirthſchaft gerade 
unter den gegenwärtigen fchmwierigen Verhältniſſen mehr und mehr das Bart 
eine8 ihrer beften Kenner, daß England gleiche einer volkreichen Hauptfladt, 
welche ihre friichen Gemüſe, Obſt, Milch und Fleifch aus den Gärten, Birk 
und reichen Weiden der unmittelbaren Nachbarfchaft ziehe, aber zu fremden 
Ländern binblide für den Bezug von Korn und andern mehr tranSportabeln 
Produkten, welche weiten Transport von mohlfeileren und entfernteren Wirth⸗ 
Ichaften tragen können 13). Der Einfluß des verfchiedenen Maßes der Tran 
portabilität der Produlte wird nur in merflicher Weife geftört durch die hoben 
Koften der Arbeit in England und die eigenthümliche agrarijche Verfaffung de} 
Landes. Beide Umftände erfchweren in mancher Beziehung die alljeitige Aus 
nugung des großen Vortheils, welchen die unmittelbare Nähe des beften Marktes 
den englifchen Landwirthen auch jetzt noch gewährt. | 


— 





13) James Caird, The landed interest, S. 41. 








IV. Kapitel. 
Die Landgejete und ihre Reform. 


Die Notbhftände der engliichen Landwirthſchaft mußten natürlicher Weiſe 
die öffentliche Aufmerffamfeit in vermehrtem Maße auf die Befonderbeiten der 
engliihen Agrarverfaffung lenken. ft die Krifis durch die agrarifchen Geſetze 
verihlimmert worden und ftehen diejelben einer rajchen Erholung der Land⸗ 
wirthichaft von den Schlägen, welche fie betroffen, im Wege: das find Fragen, 
die von allen Seiten aufgeworfen wurden. Die Königliche Kommiffion hat die 
erftere derfelben entichieden verneint. Sie weift darauf hin, wie die Kommiſſare, 
welche fie nach Frankreich, Belgien und Holland entfandt, berichten, daß dort 
eine ganz ähnliche landwirthſchaftliche Depreffion wie in England beftehe und 
dag in England freie Eigenthümer ebenfo gelitten hätten, wie fideikommiſſariſche 
Beſitzer, Landwirthe, die in der Einrichtung ihrer Wirthichaft völlig ungebunden 
waren, nicht minder, als foldhe, die mancherlei Beichränfungen in ihrem 
Betriebe durch den Pachtkontrakt unterworfen waren u. f. mw. Andererſeits 
aber ift die Zahl Derjenigen nicht Mein, welche in den legten Jahren die 
agrarifchen Geſetze Englands in Schrift und Wort heftig angegriffen und ver 
ſchädlichſten wirthſchaftlichen und ſocialen Folgen bejchuldigt haben. 

Sieht man nur auf die technisch gewerbliche Tüchtigkeit der englifchen 
Landwirtbichaft, die Höhe der dem Boden abgewonnenen Roh» und Reinerträge, 
die Widerftandsfähigfeit in jo außerordentlich großen Kalamitäten, wie die des 
legten Jahrzehnts, fo dürfte m. E. England die Bergleihung mit anderen 
Ländern noch immer nicht zu ſcheuen haben. In manchen Zweigen des land⸗ 
wirthichaftlichen Gewerbes mögen andere Völker einen Vorjprung erlangt haben, 
in einzelnen Gegenden Deutichlande mag auch durchſchnittlich der Betrieb 
tationeller geleitet, die praftifche Anwendung naturmifjenfchaftlicher Kenntnifje 
weiter durchgeführt fein, als in England; nehmen wir aber da8 Ganze der 
Landwirthichaft und da8 Ganze unjered Baterlandes oder irgend eines anderen 
Großſtaats, jo wird, glaube ich, ein unbefangener Senner der Berhältnifie 
Anftand nehmen, eine Weberlegenheit Deutjchlandg oder eines anderen Landes 
zu behaupten. 

Die englifchen Landreformer freilich werden nicht müde, die Reſultate des 
Meinbäuerlichen Betriebe (der peasant proprietorship) in einzelnen Theilen des 
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Kontinent? und auf ben normannifchen Inſeln dem englischen Pachtbetriebe 
gegenüber zu ftellen, und jenen ebenfo fehr zu loben, wie diefen zu tadeln 
Bücher wie die erwähnten von Arnold und Brodrid, die in Zaufenden von 
Eremplaren unter dem Volle verbreitete Flugichrift von A. R. Wallace (Land- 
nationalisation, its necessity and its aims), ergehen ſich in fürzeren und längeren 
Schilderungen des Fleißes, der Sparfamfeit, des erfreulichen wirthichaftlicdhen 
und focialen Zuftandes der Eleinen Bauern in Belgien, Frankreich, Deutſchland 
u. a. O., ſowie der großen Erträge, welche fie dem Boden abgeminnen. Dar 
gegen berichtet der Affiitant-Sommiffioner, Der. Jenkins, weldyer im 
der Kommiſſion Nordfrankreich und Belgien bereift bat, über die gedrückte Lage, 
die ſchwere Verſchuldung, die großen Entbehrungen vieler Eleiner bäuerlicher 
Grundeigenthümer, die fehlechte Nahrung und Kleidung der ländlichen Tage 
löhner in diefen Ländern. Er fucht nacdhzumeifen, wie die von den Gegnern 
am meiften gerühmte befgifche Landwirthſchaft in ihren Erträgen der englifchen 
nicht überlegen ift, und wie gerade in den Provinzen, in welchen fie die höchſte 
Entwicklung erlangt hat, mehr Pächter als Eigenthümer wirtbfchaften und mie 
die erfteren viel unglinftigere Pachtverhältniſſe haben, als die engliſchen Farmers 
"Wir geben auf diefen Streit nicht näher ein. Denn es fcheint uns um 
möglich, auf diefem Wege die Schäden oder die Vorzüge der englilchen Yandgeiete 
mit einiger Sicherheit nachzumeifen. Die Zuftände der landwirthichaftlichen Be 
völferung und die Erträge der Tandwirthichaft werden offenbar durch ander 
Urfachen noch viel mehr, als durch die agrarifche Gejeßgebung influirt. Haben wir 
doch in Deutfchland auf dem linfen Rheinufer, aljo unter der Herrichaft deffelben, 
auf dem franzöftichen bürgerlichen Geſetzbuch bafirenden, Agrar», Erb-, Schul» 
und Hypothekenrechts, dicht neben einander Diftrikte, von denen in dem einen die 
bäuerlichen Zuftände ebenfo unerfreulich, wie in dem andern befriedigend genannt 
werden fönnen! Da bat denn politiiche und fociale oreingenommenheit freies 
Spiel in den Bemweismitteln und es ift fein Wunder, daß von zwei Engländern, 
welche fih Mühe gegeben haben, die bäuerlichen Zuftände ın fontinentalen 
Staaten zu fludiren, der eine mit Bewunderung erfüllt ift, der andere ausruft, 
die Heine Kultur ift identifch mit Jammer und Elend. Aber wenn auch durd 
ſolche allgemeine Bergleihungen eine nacdhtheilige Einwirtung der englilchen 
Agrarverfaffung auf die Entwidlung der Landwirthichaft nicht nachgewieſen 
werden kann, jo ift damit noch nicht entichieden, daß fie nicht manchen Fort⸗ 
fchritten und indbefondere der rajchen Erholung von den erlittenen Berlujten 
hemmend gegenübertritt. Auf eine Unterſuchung biefer Fragen hätte die Kommiffion 
in ihrem Bericht wohl näher eingehen können, als das von ihr geichehen ift 
Vor Allen aber bat die ganze Angelegenheit doch noch eine viel weiter: 
gehende Bedeutung als die vein landwirthſchaftliche. Ob die engliſchen Zand- 
wirthe auf einer gleichen Fläche mehr oder weniger produciven als die dentſchen 
und franzöfiichen und fogar, ob die Lage der Pächter und Arbeiter eine erfrem 
lichere und beflere ift, als die unſerer Meinen Bauern und leiblichen Zagelühner, 
ſcheint uns von verhältnigmäßig geringer Bedeutung gegenüber anderen Ge⸗ 
fahren, die für Staat und Geſellſchaft aus den Latifundien entipringen. Wenn 
eine Kleine Anzahl von Berfonen über den größten Theil des Grund und Boden? 
nach ihrem freien Ermeflen und in der Regel doch nur zu ihrem und ihrer 
Familien Vortheil verfügen, fo muß bei dem übrigen Theil des Volls ein um 
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fo drüdenderes Abbängigfeitsgefühl entftehen, je größer die Bevölkerung und 
ie mapper der Raum, auf den fie zufammengedrängt if. Die Schriften der 
radialen Tandreformer find voll von Belegen der Abhängigkeit, in welchen in 
Bezug auf die Geftaltung der Wohnungsverhältniffe, der Wahl der Stätten 
für Erwerbsthätigfeit, für gemeinfamen &ottesdienft u. |. w. ein großer Theil 
der Engländer fich gegenüber den großen Grundbefigern befinden und von der 
Willlür, mit der diefe Abhängigkeit mitunter ausgenugt wird. Wir mollen 
die einzelnen Beifpiele nicht wiederholen, weil e8 uns an Raum dazu fehlt 
and weil wir ihre Nichtigkeit im Einzelnen nicht prüfen können. Aber daß die 
Macht eine enorme, unterliegt feinem Zweifel. Wenn ganze Stadttheile oder 
Städte erwachjen auf dem Boden der Ariftofratie, Niemand freies Eigenthum 
in feinem Haufe erwerben kann, alle Bauten, die aufgeführt werden, alle Ver⸗ 
befferungen der Wohnungen, die ein Einwohner vornimmt, nad Ablauf der 
Bahhtverträge ohne Entfchädigung dem Grundeigewthümer zufallen, der feinen 
Pfennig für fie verwandt hat, fo muß dad Mißmuth erregen. Auf dem Rande 
aber fchildern die Landreformer und den großen Grundherrn, wie er auf feiner 
Grundherrſchaft alle Stände unter feiner Botmäßigfeit erhält. Der oder die 
Blarrer find von ihm ernannt, oft feine Verwandten, die Landwirthe figen auf 
ihren Gütern, fo lange e8 ihm gefällt, mit fürzefter Kündigungsfrift ihres 
Pahtrehts. Die Handwerker und Krämer des Dorfes haben von ihm ihre 
Bohnungen und Werfftätten gemiethet und können in ihren Erwerbsverhältniſſen 
von ihm aufs Wefentlichfte ſowohl beeinträchtigt wie gefördert werden, die 
Arbeiter haben ebenfalls Miethwohnungen, die nach Bedürfniß des Guts und 
in der Beichaffenheit, die dem Grundherrn pafjend erfcheint, angelegt werden. 
In weiten Strecken fehlt es dem Arbeiter an der Möglichkeit, jemals eine Hütte 
und ein Stüd Land als Eigenthum zu erwerben. Es ift begreiflih, daß in 
einer von demokratiſchen Gedanken erfüllten Gejellichaft diefe wirthichaftliche 
und fociale Webermacht heftigen Widerftand erregt. Große bewegliche Vermögen, 
wie die Rothſchilds und anderer Banquierd, enorme induftrielle oder fommerzielle 
Betriebe rufen auch Abhängigkeitsverhältniſſe von großer Schärfe und Bedenflich- 
feit hervor und im der Regel werden bie englifchen Latifundien wohl mit mehr 
Pflichtgefühl gegen den Nächften und gegen das gemeine Wohl verwaltet, als 
anderes Vermögen, aber diefem haftet nicht fo der Charakter der Ausschließlich" 
fit an, wie dem großen Grundbefig. Alles andere Vermögen kann ins Un« 
beſchränkte vermehrt werden, die vielen Millionen, welche ein großer Banquier, 
ein , ein Fabrifant in feinen Geſchäfte befist, hindern Niemand, eben- 
falls ähnliche Kapitafien in Bankgeſchäften, Schiffen und Fabrifen zu erwerben, 
it dagegen der Boden eines dicht bevölferten Landes das dauernde, unveräußer⸗ 
liche Eigenthum einer Heinen Anzahl von Familien, fo fühlt Jeder, der fein 
Grundeigenthum bat, fich in feiner Bewegung befchränft und beengt. — Daß 
ein folhes Gefühl zur Zeit durchs englifche Bolt geht, fcheint ung aus vielen 
Merkmalen deutlich hervorzugehen. Wir erinnern nur an die ganz erftaunliche 
Verbreitung der Schrift von George, Fortichritt und Armuth, in den unteren 
und mittleren Boltsklaffen, fomie die perfünliche Aufnahme dieſes Mannes in 
vielen englifchen Städten. 

Bon dieſem weiteren, focialen Gefichtspunft aus erſcheint ferner die im 
borigen Kapitel bervorgehobene Abnahme der landwirthſchaftlichen Bevölkerung 
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als ein überaus bedenklicher VBorgang!). Auch diefe Verminderung mag viel- 
leiht, wenn man das Ouantum der gefammten nationalen Produktion betrachtet, 
gar nicht nachtheilig fein. In der Landwirthſchaft wird durchichnittlich jeder 
landwirtbichaftliche Arbeiter wahrſcheinlich mehr produziren, als früher bei größerer 
Zahl der Arbeiter und die gefammte nationale Arbeitätraft wird größeren Erfolg 
baben, wenn fie in vermehrtem Maße fih auf Fabriken, Manufalturen, Handel 
und Schifffahrt konzentrirt, als wenn fie in der feinen Landwirthſchaft thätig 
ft. Denn die eigenthümliche Befähigung der englifchen Arbeiter, die Arbeits 
tbeilung und Sapitalanwendung, welche in jenen Erwerbözweigen die Lebe: 
legenheit Englands gegenüber den meilten andern Völkern ſichern, kommen in 
dem Heinen landwirtbichaftlichen Betriebe wenig oder gar nicht zur Geltung, 
Aber das Gleichgewicht der verfchiedenen Berufsarten wird durch die Abnahme 
der landwirthfchaftlihen Bevölferung doch in einem Maße geflört, daß darans 
Gefahren für das fociale und politiiche Gedeihen des Landes entftehen Fönnen. 
Nah 1854 konnte Leonce de Lavergne in feinem befannten, verdi 
Essai sur l’&conomie rurale de l’Angleterre bewundernd darauf hinweiſen, 
dag in England die gejunde Luft des Landlebens in heilfamer Weile ale 
politifchen und focialen Verbältniffe durchdringe, während in Frankreich be 
der Regelung aller öffentlichen Angelegenheiten vorzugsweiſe die Anfchaumgen 
des ftädtiichen Bürger maßgebend fein. Das bat fich aber in England m 
legten DMenjchenalter gründlich geändert und wird ſich voranusfichtlich noch mer 
ändern, denn es erfcheint unvermeidlih, daß in Folge der beiprochenen mirth- 
ſchaftlichen Entwidlung der Einfluß der ländlichen Bevöllerung ferner abnimmt, 
der der induftriellen und kommerziellen weiter ſteigt. Man bat früher wohl 
die engliſche Agramerfaffung gelobt als die Grundlage der engliſchen Staat 
verfaffung und bis zu einem gewiſſen Grade mit Recht. Hätte nicht in ben 
legten Jahrhunderten ein Stand unabhängiger, durch eigenen 
nicht in Anfpruch genommener Grundeigenthümer die Vertretung des Boll m 
Parlament, die ganze lofale Negierung und die Führung des Heeres über- 
nommen, jo wäre die Belorgung der dfjentlichen Geſchäfte wie in den meifen 
fontinentalen Staaten ausſchließlich an befoldete, von dem jedesmaligen Inhaber 
der öffentlichen Gewalt abhängige Beamten übergegangen. Damit aber wäre 
es gejchehen geweſen um Gelfgovernment, . um die Behauptung der parlamen- 
tarischen Rechte und die Ausbildung der parlamentarifchen Regierung. Aber 
e3 will uns fcheinen, al8 ob gerade der Einfluß des Standes, dem die eigen 
tbümliche politifche Entwidlung Englands vorzugsweife zu danken ift, durch die 
1) Daß derjelbe bei parzellirtem kleinem Grundeigenthum nicht in gleiden. 
Maße eingetreten wäre, darf wohl mit Zuverficht behauptet werben. Wir erinnem 
an die jchon erwähnten Schwierigkeiten, welche die Ausdehnung mancher viele Arbeit 
erfordernden Zweige der Landwirthichaft in den Arbeiterverhältnifien findet. Der 
fleine mit feiner Samitie fein Land beſtellende Eigenthümer kennt biefe Schwierig: 
feit nicht. Der Mangel an bäuerlichen Eigenthümern wird auch nicht Leicht durch 
tleine Zeitpachtungen erjegt werben. Der Latifundienbefiger und feine Beamten 
werden immer lieber mit wenigen Tapitalreichen, ala mit zahlreichen Heinen Päctern 
au thun haben. Auch leiften kleine Pächter erfahrungsgemäß nur felten bdafjelbe wie 
ie Heinen Eigenthümer. Der ganz kleine Landwirth muß in der Regel durch ein dauern: 
bed Intereſſe an den von ihm beftellten Boden gefeffelt werden, wenn er bemielben 
die Pflege angedeihen lafſſen joll, die ein intenfiver, gartenmäßiger Anbau erfordert. 
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Agglomeration des Grundeigenthums am meiften gefährdet werde. Die grund» 
befigende Ariftofratie und Gentry ift die natürliche Vertreterin der landiwirth- 
ſchaftlichen Bevölferung und der landmwirthichaftlichen Intereſſen und es ift 
ihr auch in England, im Unterfchied von manchen anderen Staaten, fett Bes 

dung der parlamentarijchen Regierung immer gelungen, nicht nur ihre 
Pächter, fondern auch die Kleineren ländlichen Grundeigenthümer zur Wahlurne 
zu führen. Se mehr nun aber die Zahl derjenigen abnimmt, welche jo durch 
Intereffengemeinjchaft mit den großen Grundeigenthümern verbunden find, defto 
größere Einbuße muß ihre Macht erleiden. Und nicht nur die Arbeiter und 
fleinen &rundbefiger, auch die auf ihren Nittergütern wohnenden country- 
gentlemen, welche ganz vorzugsweife in der Grafichaftsverwaltung und in dem 
Haufe der Gemeinen jene unerfeglichen Dienſte geleiftet haben, fcheinen an Zahl 
in neuerer Zeit abzunehmen und durch große Grundberrichaften verdrängt zu 
werden. ©. C. Brodrid (a. a. D. ©. 369) macht darauf aufmerkſam, daß 
15000 Kirchſpiele in England und Wales beftänden, während es doch nur 
3500 Grundeigenthümer?) gäbe, welche mehr als 1000 Acres befäßen. Wenn 
aljo jeder auf: feinem Eigenthun wohnte, jo würde doch drei Viertel aller 
Kirhfpiele den Vortheil, einen unabhängigen anfäffigen Mann der büberen 
Stände, einen squire unter fich zu haben, entbehren müſſen. Eine genauere 
Unterfuhung des öftlichen Theil8 von Nottinghamfhire habe ergeben, daß von 
den 245 Kirchipielen, aus welchen derjelbe befteht, nur 65 das Glück hatten, 
einen anjäffigen und auf feinem Gute wohnhaften großen &rundeigenthümer 
(resident squire) in ihrer Mitte zu befigen. Erklärlich genug ift das, wenn 
von 400 Peers und Peereiles, mie wir fahen, jeder durchichnittlich 14 330 Acres 
ud von 1288 anderen großen Grundeigenthümern jeder durchſchnittlich 6534 
Acres in England und Wales befigen. Es dürfte feinem Zweifel unterliegen, 
daß es nicht immer fo geweſen ift und daß die fortdauernde Konzentration 
des ländlichen Grundeigenthums gegenwärtig auch die großen politifchen und 
jocialen Bortheile, welche ein Stand auf dem Lande anfälfiger, unabhängiger 
und fih dem Dienft des gemeinen Weſens widmender größerer Grundeigenthümer 
dem englijchen Gemeinweſen bisher gewährt hat, ernftlich gefährdet. — So trägt 
die Konzentration des Grundeigenthums in wenigen Händen dazu bei, das ohne» 
din raſch wachſende Uebergewicht der ſtoffveredelnden Gewerbe und des Handels 
über die Landwirthſchaft, melches in politifcher und focialer Beziehung gewiß 
nicht ohne Bedenken ift, weiter zu fürdern. 

Auf dreierlei Weile hauptſächlich übt num die englifche Gefeßgebung einen 
Einfluß zu Gunften des großen Grundeigenthums aus und beugt einer 
Parzellirung deſſelben vor. Exftend durch die Unficherheit der Eigen- 
thbumstitel und die Schwierigleiten und die Koften, die mit jedem Berfauf 
von Örundeigenthum verbunden find, zweitens die Einrichtung der Entails 
und Settlements, drittens die Beftinmung, daß alles Orundeigen- 
thum, über welches teftamentarifch nicht verfügt ift, derältefte 
Sohn erbt. Vielleicht könnte man die mangelhafte Einrichtung des Hypothelen⸗ 





. Nach der eigenen, von un mitgetheilten Aufftellung des Verfjaſſers freilich 
nnd es nicht 3500, fondern 4217. 
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weſens noch Hinzufügen. Sie hängt aufs Engfte mit dem erften Punkt zu⸗ 
fanımen. 

Die Mipftände bei Uebertragung des Grundeigenthums 
entipringen bauptfächlih aus dem Umftande, daß Grundeigenthum übertragen 
und die verfchiedenften dinglichen Rechte am Grundeigentum konftitwirt werden 
fönnen durch Nechtsgeichäfte, die jeder Deffentlichfeit ermangeln?). Es tamen 
früher und fommen zum Theil noch jet Binzu ganz außerordentlich lange 
Friften für die Erfigung des Grundeigenthums, und die Verjährung von Magen 
und dinglichen Rechten, ſowie manche anderen Eigenthümlichkeiten des engliden 
Immobiliarrechts, deren nähere Darlegung für meitere Kreife in Dentichland 
wenig Intereſſe darbieten würde. 

In Folge dieſes Rechtszuftandes ift es unmöglich, volle Sicherheit über 
das Eigenthum und die dinglihe Belaſtung der Grundftüde zu erlangen. Der 
Käufer kann nie ficher fein, daß nicht Urkunden, welche die Eigenthums- 
verhältnifle betreffen, oder’ Dingliche Rechte Dritter an dem Kaufobjeft konftituiren, 
ihm vom Berfäufer wifjentliher oder unmiflentlicher Weife vorenthalten werden. 
Bei jedem Verkauf von Grundeigenthum, bei welchem der Verkäufer fein Intereſſe 
wahrt, pflegt daher eine hiſtoriſche Unterſuchung nach den perfönlichen Berhält- 
niffen feiner Befiger und ihrer Familien und nad allen Schidfalen, die das 
Gut gehabt haben kann, ftattzufinden, aber natürlicher Weife kann eine Unter- 
fuhung darüber, ob gewiſſe Vorgänge, die fehr wohl geheim gehalten werden 
können, nicht ftattgefunden, niemals zu voller Sicherheit, fondern nur zu 
oder geringerer Wahrfcheinlichkeit führen. Am 11. Februar 1859 fchilderte im 
Haufe der Gemeinen der damalige solicitor general, der fpätere Lordkanzler 
im Minifterium Beaconsfield, Yord Cairns, den Vorgang folgendermaßen: 
„Geſetzt den Fall, Sie kaufen ein Grundftüd bei einer Verfteigerung, oder Sie 
fließen einen Kaufvertrag über ein Grundftüd ab. Sie wünfchen fehr raſch 
in den Befig des Grundftüds zu fommen, die Verkäufer ebenfo den Kaufpreis 
bald zu erhalten. Aber gelangen Sie num wirklih in den Beſitz? Durchaus 
nicht. Sie erhalten das Grundftüd, der Käufer feinen Kaufpreis erft nad 
einer längeren Zeit, oft nach einem nicht unbeträchtlichen Theil eines Menſchen⸗ 
lebens, welcher vergeht in der Anfertigung von Abfchriften und Auszügen, der 
Bergleihung von Urkunden, in Forfchungen nad Belaftungen des Guts, in 


‚3 Nur in der Grafichaft Middlefer, fowie in Yorkſhire beftehen öffentliche 
Regiſter, in welche alle Bertragsurkunden (deeds) entweder auszugsweiſe oder poll: 
fländig eingetragen werden müfſen. Das Gele vom Jahre 1703, welches im Wet 
riding von Yorkſhire das Regifter einführte, giebt ale Grund an, dat das Weſtriding 
der Sister für die Tuchmanufaktur ſei, die meiften Tuchhändler feien Grund 
eigenthümer (freeholders) und Häufig in der Lage, Gelb zum Geichäftäbetriebe auf 
ihr Grundeigenthum aufnehmen zu müffen, könnten aber, weil ein ei ar 
den Kapitaliſten feine gute Sicherheit ftellen, obwohl thatfächlich doch ber 
ber Grundftüde dem Gläubiger volle Sicherheit gewähren würde Dadurch mürbe 
ber Gewerbebetrieb nehemmt und viele Familien ruinitt. 
Diefe älteren Hegifter find num aber nicht Grundbücher, fondern nur Regifter, 
in welche die einzelnen Urkunden eingebvagen werben (registers of deeds not of 
titles). Der Eigenthümer eines Grundftüds ift daraus nicht erkennbar, man fann 
nur aud ben Urkunden mehr oder minder fichere Schlüffe auf das Eigenthumäreht 
ziehen. Die Einrichtungen genügen baber ihrem Zwecke keineswegs. 


IV. Die Sandgejege und ihre Reform. 189 


Einwendungen, die gegen die Ermwerbstitel gemacht werden, in Repliken und 
Zuplifen auf diefe Einwendungen, in Berfuchen, den Mängeln der Exmerbstitel 
nachträglich abzubelfen. Nicht Monate, fondern Jahre vergehen mut diejen 
Gefchäften und ic möchte jagen, es ift ein ungewöhnliches Ding in unferem 
Lande, daß ein Kauf von einiger Bedeutung durch Befigübergang und Zahlung 
des Kaufpreiſes in einer fürzeren Periode als 12 Monaten vollendet wird. 
Oft genug it der Vortheil oder das Vergnügen, welches ein Kaufgeichäft 
gewährt, vorbei, ehe es vollendet if.“ ES bedarf wohl faum der Hinweiſung 
darauf, daß jolche Unterjuchungen überaus koftipielig find. Aber damit ift die 
Cache nicht zu Ende „Ich kann mir denken,” fährt Lord Cairns fort, „dag 
der Käufer eines Guts willig fih den Aufſchub in der Ausführung des 
Nechtsgefchäfts und fogar beträchtliche Koften gefallen ließe, wenn er ficher wäre, 
daß er nach allem Zeitverluft und Geldaufmand einen Erwerbstitel erhielte, 
der bei ſpäteren Rechtsgeichäften mit dem betreffenden Grundftüd feine weiteren 
Echwierigkeiten machte. Aber nehmen wir an, ich faufe ein Gut. Sch bringe 
ein, zwei, drei Jahre mit der Unterfuchung des Titel zu. Endlid bin ic 
zufriedengeftellt. Ich zahle die beträchtlichen Koften, welche ich dafür außer 
dem Kaufpreiie für das Gut zu zahlen habe. Nacd einem Jahre möchte ich 
eine Anleihe aufnehmen und das Gut dafür verpfänden. Ich finde Jemanden, 
der bereit ift mir auf Hypothek zu leihen, vorausgejegt, daß ich mein Eigen- 
thum an dem Gute nachmeilen fann. Der Mann jagt, es ift richtig, dak Du 
das Gut gefauft und die Ermerbstitel unterfucht haft, aber ich kann durch Deine 
Unterfuhung nicht gebunden und zufriedengeftellt fein. Vielleicht bat er an« 
vertrautes fremdes Geld zu verwalten. Er fagt, mein solicitor muß den Erwerbs⸗ 
titel unterfuchen und mein Rechtsbeiſtand muß mir Rath ertbeilen. Dann be 
ginnt zwifchen mir, dem Eigenthümer und dem SKapitaliften, der mir leihen will, 
ganz derſelbe Prozeß,. wie früher bei Gelegenheit des Ankaufs und ich, ber 
Eigenthümer, muß die Koften deflelben bezahlen.“ Ebenſo, führt der Redner 
endlich aus, wiederholt fich die Gejchichte, wenn ich mein Gut verkaufen will*), 

Es ift unmöglih, daß ein foldher Rechtszuſtand, deſſen Mipftände meiter 
im Einzelnen zu ſchildern, zu weit führen dürfte, nicht die Anfammlung des 
Grundeigenthums in wenigen, reichen und mächtigen Händen befördert bat. 


4) Der zweite Report on the law of real property (1830) jchildert das Ber: 
fahren bei jolden Unterfuchungen folgendermaßen: In the process of investigation, 
which is instituted as to the title, not only every document the existence of 
which in any manner appears and which by any possibility may affect the title, 
is called for, but various collateral sources of information existing generally or 
in particular cases, are resorted to. Inquiries are made from the occupiers of 
tbe lands and from persons, who have long dwelt in the neighbourhood; county 
and local histories are examined; searches are instituted for landtax assess- 
ments, awards under enclosure bills, grants from the crown, grants from annuities, 
records of fines and recoveries, enrolments of deeds, judgements entered up in 
the several eourts of record, securities given to the crown, probates of wills and 
grants of administration and various other species of documents. In every case, 
except where the property is too small to make risk important, as compared 
with present expense, investigations of this nature, adapted to the circumstances, 
are prosecuted to a great extent. Das Riſiko bei einem Eleineren Grunbftüde 
wird unbedeutend genannt, offenbar vom Standpunkt des Bermögenden. Für den 
minder Bemittelten kann daflelbe Rifito höchſt empfindlich fein. 
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Die Koften, welche die Unterfuchung der Eigenthumstitel verurfachte, waren 
bi8 auf die neuefte Zeit völlig unabhängig von der Größe des betreffenden 
Grundeigentfums. Es koſtet, fagte vor der Königlichen Kommiſſion noch am 
3. Auguft 1881 ein in diefen Rechtsgeſchäften vorzugsweiſe erfahrener Juriſt 
(solieitor und conveyancer), Mr. Freſhfield, ebenfoviel die Erwerbstitel eines 
Acre zu unterfuchen, mie die mehrerer. Nach dent gegenwärtigen Stande 
der Gefeggebung, meinte am 26. Mir; 1874 im Oberhauſe der früher 
Pandfanzler, Lord Hatherley, ift e8 unmöglich, kleine Stüde Lands zu faufen 
außer durch Vermittlung der Landgefellichaften, melche große Gitter kaufen, um 
fie in Meine Parzellen zu zertheilen. Er molle nur ein Beiſpiel der m 
verhältnigmäßigen Koſten anführen, welche der Erwerb kleinen Grundeigenthumn: 
verurfadhe. „Eine gemiffe Gefellfchaft kaufte ein Haus und einige Acre Land, 
auf welchem es ftand, und die Koften des Verlauf (conveyance) überfiiegen 
den Kaufpreis des Grundftüds, der ſich auf 130 L belief.“ Ebenſo wie die 
Koften, fo wird man aud die Unbequemlichkeiten, welche abgefehen von den 
Koften mit der Eigenthbumsübertragung verbunden find, leichter tragen, menu 
es ſich um eine Herrichaft oder ein Rittergut, als wenn es fi) um einen Ada 
oder eine Wiefe handelt. Ohne Zmeifel find daher aus Furcht vor Koſten 
und Mühen viele Theilungen von Grundeigenthum unterblieben, welche bei 
einem anderen Stande der Gefetgebung vorggiommen wären. In ml 
wenigen Fällen aber begnügte man fich bei kleineren Befigungen nothgedrunge 
mit unvollftändigeren Unterfuchungen und einem mangelhafteren Eigenthumstitl, 
weil die Koften gründlicher Unterfuchung außer Berhältnig zum Werth dei 
Grundeigenthums geftanden hätten. Alles das aber muß fomohl den Werth 
des Fleinen Grundeigenthums gegenüber dem großen herabdrüden, wie Bertäuit 
von Grundeigenthum feltener machen. | 
Neuere Gefege verfuchen diefen Uebelftänden zu fteuern. 

Die bisher oft ganz erorbitanten Koften des ganzen Verfahrens find durch 
eine große Vereinfachung deffelben, namentlich eine Verkürzung der Urkunden, 
wejentlich vermindert worden (Conveyancing and law of property act of 1881, 
44 & 45 Victoria c. 41, und Conveyancing act of 1882, 45 & 46 Victoria 
c. 39), und mährend die Gebühren der dieſe Nechtsgefchäfte bejorgenden 
solieitors bis jest ausfchlieglih nad der Zahl und der Länge der Alten be 
meſſen wurden, beftimmt das Geſetz vom 22. Auguft 1881 (44 & 45 Vie- 
toria c. 44), daß die juriftifchen Mitglieder der Staatsregierung, an ihrer 
Spitze der Pord Chancellor, von Zeit zu Zeit allgemeine Verordnungen über 
die Gebühren der solicitors erlaflen follen. Im diefen Verordnungen fol die 
Gebühr nad einer Reihe verfchiedener Umftände und Merkmale, u. U. abe 
auch nach dem Betrage des Kapitals oder der Rente, um melche es ſich in dem 
Rechtsgeſchäft handelt, bemeſſen werden. Die auf Grund des Gefeges erlaflenen 
Berordnungen find mir nicht befannt und ich kann nicht beurtheilen, in melden 
Maße der bisher dem englischen Rechte fremde Grundſatz einer Werthiare für 
Gebühren in Rechtögefchäften zur Geltung gelommen ift. 

Andere Gefege der Iekten Jahre haben die Friften der Erſitzung und der 
Verjährung von dinglichen Klagen abgekürzt und einige andere die Teftitellung 
des Eigenthumsrechts erſchwerenden Nechtsbeftimmungen verbeffert. 
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Die Klagen aus dinglichen Rechten verjähren nad) den Gefegen 37 & 38 
Victoria c. 57 jest in 12 Jahren, oder im Fall der zur Klage Berechtigte 
durh Minderjährigkeit, Abmefenheit, Geiftesfrankheit verhindert war zu Hagen, 
in 6 Jahren, nachdem das Hinderniß weggefallen. Für alle praftifchen Zwecke 
jagt Dir. Digby (an introduction to the history of the law of real pro- 
perty, Oxford 1875 ©. 346) mird vom Inkrafttreten des ermähnten Geſetzes 
an (1. Januar 1879) dur 12jährigen Beſitz ein Eigenthumstitel enworben, 
der nur von Denjenigen angefochten werden Tann, deren Rechtsanſpruch vor 
dem Beginn jener Periode noch nicht eriftirte. In Folge diefer Beftimmungen 
dat danıy das Geſetz 37 & 38 Victoria c. 78 (vendors and purchasers 
act) die Zeit, für welche ein Verkäufer von Grundeigenthum die Ermwerbstitel 
nadmeifen muß, von 60 auf 40 Jahre herabgeſetzt, ſowie auch fonft den Um⸗ 
fang und die Art des Eigenthumsnachweifes, welchen der Käufer verlangen 
fan, wejentlich beſchränkt und vereinfacht. 

Außer diefen wichtigen Milderungen der mit dem gegenwärtigen Zuftand 
verfnüpften Mißſtände hat man aber auch verjucht, daS Webel an der Wurzel 
anzugreifen. Mehrere fönigliche und parlamentarifche Kommifflonen haben in 
den legten Jahrzehnten (1857, 1870, 1878—1879) darüber berathen, mie 
man einen ficheren Eigenthumstitel und leichte Eigenthumsübertragung von 
Grund und Boden in England heritellen könne. Zwei Gejege find gegeben 
worden, um diejem Ziele näher zu kommen, aber ein mejentlicher Fortfchritt 
it durch Ddiefelben bis jet nicht erreicht worden. Das erfte der beiden Geſetze 
(Lord Westbury’s Act, 25 & 26 Victoria c. 53) richtete eine Behörde 
(general registry of estates) ein, melche berechtigt fein follte, Grundbefigern, die 
darım nachfuchen, einen unanfechtbaren (indefensible) Eigenthumstitel zu verleihen. 
Der Verleihung muß natürlicher Weife eine Unterfuhung des Eigenthumsrechts 
vorangehen, welche das Regifteramt führt. In zweifelhaften Fällen follen vom 
Landlanzler zu bezeichnende Richter des Kanzleigerichtshofs enticheiden, ob der 
manfechtbare Eigenthumstitel verliehen merden kann, oder nidt. In das 
Negifter, welches die Behörde über die fo verliehenen Eigenthumstitel führt, 
jollen dann alle weiteren Eigenthumsübertragungen und Belaftungen des Grund⸗ 
eigenthums eingetragen werden, aber die Nechtögültigkeit der das Grundeigen⸗ 
tum betreffenden Rechtsgeſchäfte follte nicht abhängig fein von der Eintragung 
in die Regiſter und namentlich follte das Eigentum von Grund und Boden 
nicht nur durch Umschreibung in dem Negifter, fondern auch in der bisherigen 
Weile durch Urkunden übertragen werden fünnen. Es wurde alfo fein Grund⸗ 
buh im deutſchen Sinne des Worts gefchaffen, aus dem jederzeit der Eigen⸗ 
thümer und die Belaftung des Grundftüds leicht erfennbar gemefen wäre, 
fondern nur eine einmalige Prüfung und Feftftellung des Eigenthumsrechts, 
jowie die Regiftrirung aller fünftigen auf dieſe Rechte bezüglichen Rechts⸗ 
geihäfte den Grundbefigern angeboten. Die Mafregel hat fi denn auch als 
eine gänzlich verfehlte gezeigt, nur ganz wenige Grundeigenthümer haben von 
der Einrichtung Gebrauch gemacht. Als Haupturfache der allgemeinen Ab» 
lehnung gab das zur Unterfuchung der Frage eingefegte parlamentarifche Komitee 
an, daß die Prüfung der Ermwerbstitel feitens des NegifteramtS und der dem» 
jelben vorgefeßten Richter eine viel peinlichere fei, als fonft im Handel mit 
Grundeigentfum üblid. Man babe mehr Mühe, Zeitaufwand und Koften, 
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fein Eigenthum dem Regiſteramt zu beweifen, als irgend einem der privaten Käufer, 
die fih herfümmlicher Weile mit minder vollftändigem Rechtsnachweiſe, Grenz 
beftimmungen u. |. w. begnügten und Heine Fehler in den Erwerbstiteln über 
ſähen. Man fürchte auch vielfah, daß durch die Peinlichleit des Regiflerants 
Streitigkeiten hervorgerufen, ruhende Kontroverfen wieder anfgeregt werden 
würden. Insbeſondere befürdte man Streit mit den Nachbarn bei der genauen 
Grenzbeftimmung, welche verlangt werde. Endlich jehe man für die Zufmft 
feinen wefentlichen Bortheil in der einmaligen Fefftellung des Eigenthumsrechts 
Spätere Berläufe und Verpfändungen würden dadurch nicht erleichtert werden. 
Ein zweites Gefet (Lord Cairns Act, 38 & 39 Victoria c. 87) bag verfudt, 
die Mängel des erften zu verbeſſern, aber trogdem ebenfall8 fo gut wie feinen 
praftiichen Erfolg gehabt. Lord Cairns bat zunächſt es unternommen, wie a 
ſich felbft ausdrüdte, an Stelle des register of deeds ein register of titles, 
ein Grundbuch zu fegen, aus welchem nicht nur die das Eigenthumsrecht be 
treffenden Rechtsgeſchäfte, ſondern als Refultat der beftehende Rechtszuſtand 
fofort erfichtlich fe. Das Geſetz fuchte ferner die Eintragung zu erleichtern 
dadınd, daß von genauer Örenzbeftimmung der einzutragenden Grundſtücke al 
gejehen wurde und daß nicht nur ein unanfedhtbarer „abfoluter” Eigenthumi 
titel für die einzutragenden Örundftüde gegeben wurde, fondern auch jogenannte 
„qualifizirte* Titel. Die legteren werden ertheilt, wenn das Eigenthum nick für 
eine ausreichende Zeitfrift nachgewiefen werden kann oder jonft ſich irgendieik 
Bedenfen gegen die Erwerbstitel ergeben. In Folge der allmählich eintretende 
Verjährung jollten dann dur den Lauf der Zeit die Mängel diefer qua» 
fizirten Eigenthumstitel geheilt und dieſelben in abjolute verwandelt werde. 
Aber trog diefer und mancher anderen wohl ermogenen Berbefjerungen ift and 
dieſes zweite Geſetz im Weſentlichen wirkungslos geblieben. In 31.2 Jahren 
nad Erlaß des Geſetzes waren nur 48 Titel eingetragen und die Zahl der 
Geſuche nahm von Jahr zu Zahr ab. Aufs Neue hat dann eine parlamentariid: 
Unterfuhungstommiffion getagt, zahlreihe Sachverſtändige vernommen und 
Bericht erftattet, der an der Möglichkeit, zur Zeit ein Grundbuch ın England 
berzuftellen verzweifelt. Das Komitee, jagt der Bericht, fei zu dem Edilalle 
genöthigt worden, das von Lord Cairns veranlaßte Geſetz fei ebenfo wie da} 
frühere wirkungslos geblieben, weil, mit Necht oder Unrecht, das Pablılum 
und feine Rechtsbeiſtände entſchieden der Anficht feien, die mit dem neuen 
Syſtem verbundenen Vortheile feien zu fpelulativer und entfernter Art, um für 
die unmittelbaren und ficheren Koften und Mühen, welche davon untrennbar 
find, eine genügende Entihädigung zu gewähren. Das Zeugenverhör hat deu 
auch ergeben, daß im Verkehr mit Meinen Grundftüden man ſich gemohnkeit? 
gemäß mit jehr fchlechten Erwerbötiteln begnügt und daß zahlungsfähige Ver 
fäufer und Notare von anerkannter Zuverläffigfeit oft Feinere Grundftüde ohne 
langwierigen und foflfpieligen Eigenthumsnachweis verfaufen. „In gewiſſen 
Grade,“ fährt der Bericht fort, „mag der geringe Erfolg zuzuſchreiben fein 
„zum Theil der faft abergläubifchen Berehrung der Ermerbsurkunden (title 
„deeds), welche in diefem Lande vorherricht, zum Theil der Vorliebe, melde 
„die meiften Engländer haben für die Erledigung ihrer eigenen Angelegenhen 
„in ihrer eigenen Weife und der Abneigung, bei jedem Nechtögeichäfte der 
„Spießruthenlauf einer amtlichen Unterſuchung aushalten zu müflen; die 
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„Abneigung aber wird vermehrt durch die Furcht, daß das Geſuch um Regiftration 
„eines abjoluten Eigenthumstitel® in der Entdedung eine bisher unbemerften 
„Mangels in diefem Titel endigen werde.” Der Bericht weift auf den Unter« 
ſchied zwifchen England und den urjprünglichen Gejellichaftszuftänden Hin, in 
welchen fich die den Eigenthümer ausweiſenden Grundbücher vorzugsweife bewährt 
hätten. In diefen feien die Rechtsverhältniſſe des Grundeigenthums einfach). 
In England aber fei großes nicht nur, fondern auch kleines Grundeigenthum 
ausgetban zu emphyteutiſchen Nechten auf kürzere oder längere Zeit, fliftungs- 
mäßig gebunden durch fideilommiffarifche Subflitutionen zu Gunften mehrerer 
ſucceſider Erben , belaftet mit Witthümern und Leibgedingen zu Gunſten noch 
nicht geborener Perfonen, und unterworfen allen möglichen dinglichen Laſten. 
Das erfchmere die Einrichtung eines Grundbuchs. Auf der anderen Seite 
meinte freilich Lord Cairns mohl nicht mit Unrecht, daß je verwidelter die 
Rehtöverhältniffe am Grund und Boden, defto nothwendiger ein den Eigen- 
thümer mit Sicherheit ausweiſendes Grundbuch fei. Das Rejultat aller Unter⸗ 
fuhungen und Erörterungen ift, daß das Komite auf ein Negifter aller über 
Rehtsgeichäfte, welche Grundeigenthum betreffen, ausgeftellten Urkunden zurüd- 
bommt und verfchiedene Bereinfahungen und Berbeflerungen des Immobiliar⸗ 
rechts, welche zum Theil feitvem Geſetz geworden find, ſowie die Vollendung 
der genauen Vermeſſung aller Grundftüde empfiehlt. Seitdem ſcheint die Frage 
zu ruhen. Trotz des fortwährenden Drängens mancher Randreformer fcheint 
m maßgebenden Kreifen die Anfiht zu berrihen, daß bloße Gewährung der 
Möglichkeit die Grundftüde in Grundbücher eintragen zu lafjen, niemals zu 
einer ausgedehnten Benutzung derfelben in England führen werde, wie wohl 
überlegt und zweckmäßig man auch die Grundbücher und ihre Verwaltung ein« 
rihten möge, daß aber andererfeit8 einer zwangsweiſen Einführung von Grund⸗ 
büchern, welche das Eigenthumsrecht mit Sicherheit nachweifen, zur Zeit 
wenigftend die großen Koften und andere unüberwindliche Echwierigleiten ent⸗ 
regenfteben. 

Die zweite Eigenthümlichkeit des englifchen Immobiliarrechts, deren Reform 
der völlige Befeitigung ein Gegenftand lebhafter Erörterung in den legten 
jahren gemejen ift, ift die Einrihtung der englifhen Erbgüter 
der Familienfideikommiſſe (entails and settlements). 

Die Einrichtung, wie fie bis vor Kurzem beftanden, ift in neuerer Zeit 
n Deutichland von verfchiedenen Seiten gefchildert worden), jo daß wir einer 
ingehenderen Darftellung uns bier entichlagen können und nur das Wefentlichite 
es Rechtsverhältnifje und feinen gewöhnlichften Gebrauch bier hervorheben 





5) Neber bie engliichen Settlements und Entails haben u. A. folgende neueren 
eutichen Schriftfteller berichtet: Solly, Grundſätze bes !engliichen Rechts über Grund- 

‚ Erbfolge und Güterrecht der Ehegatten, Berlin 1853. Helferich in ber Zeit: 
brift für die gefammte Stantswifienidaft B.X ©. 13 ff-, Tübingen 1854 und 
Ompteda, Landgejege und Landwirthſchaft in England in den send Jahr⸗ 
ächern Bd. ZAXKVI S. 401 ff. und ©. 449 ff. Berlin 1880. ährend Helferich 
ie englifchen — „eine wahrhaft bewunderungswürdige Juſtitution“ 
ennt, hält von Ompteda, deſſen Anfichten durch die Schriften der neueren engliſchen 
andreformer far beeinflußt zu jein fcheinen, fie für ein ſchweres wirthſchaftliches 
nd ſoziales Nebel. Die Aenderungen, welche die Einrichtung in den legten Jahren 
fahren, konnte feiner diefer Schziftfteller berüdfichtigen. 


Schriften XVII. — Agrariſche Zuftände zc. 13 
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wollen. Wir fchließen uns dabei aufs Engſte an die durch Kürze und Genamg- 
feit fich auszeichnende Darftellung von Helferih an, aus der wir einige Eüke 
woͤrtlich entnehmen: 

„Jeder Engländer,“ jagt Helferid a. a. O., „bat die Befugniß, em 
Grundftüd einer oder mehreren lebenden Perfonen und darüber hinaus ud 
einer ungeborenen in der Weife zu vermachen, daß diefelben mir nach Ynbalı 
der Stiftung (settlement) darüber verfügen fünnen. Sobald jedoch der bei 
Einrihtung des Erbgut3 eingefegte, noch ungeborene Erbe mit Vollendung des 
einundzwangzigften Jahres volljährig geworden ift, kann von ihm allein, man 
er im Befit des Gutes fich befindet, oder von feinem Borgänger mit feine 
Beiftimmung das Erbgut von feiner fideikommiſſariſchen Gebundenheit befreit 
werben.” Don Generation zu Generation werden nun im der Regel de 
Stiftungen erneuert. „Ein Vater ſei kraft der Stiftung feiner Vorfahren m 
Befiz feines Erbgut? und fein Sohn jei der ftiftunggmäßige Erbe. Um de 
Zeit nun, mo diefer Sohn großjährig geworden und fich häuslich niederlaſſen 
will, verftändigt er ſich mit demſelben darüber, die Stiftung aufzuheben (break 
the entail) und das Gut in ein freieigened (aus einem fee tail in ein fee 
simple) zu verwandeln. Died gefchieht aber nur, um mit Rückſicht auf de 
veränderten Berhältnifje der Familie eine neue Stiftung zu machen. Derh 
diefe wird num der Vater der neue Stifter und behält das gleiche Med 
welches er bisher hatte, nämlich den Genuß des Guts auf Lebenddenet 
(tenancy for life), der Sohn verliert die Anwartichaft auf das unbeldrinte 
Eigentbum am Gut und befommt ftatt deffen die Anwartichaft auf ein I 
nießungsrecht, beflen noch ungeborener Sohn dagegen wird im BVorans ab 
künftiger Eigenthümer (tenant in tail) beftimmt.“ „Bei jeder Emewernng 
werden zu Gunſten der in die Familie eintretenden Frau des Sohnes m 
Witthum und für die erwarteten jüngeren Sinder derjelben Renten aus den 
Gutsertrag feftgefegt, je nach dem Werthe ded Guts und dem Zubringen der 
Frau verſchieden.“ Vor allem aber, müſſen wir binzufügen, wird für den fih 
bäuglich niederlaffenden Sohn, den Majoratderben, eine jährliche Rente aus de 
Einkünften des Guts beftimmt, von der er die Koften feines Haushalts be 
ftreitet, bi8 er nach dem Tode feines Vaters die lebenslängliche Nutniekum 
des Guts befommt. In den Wunfche, Diele jährliche Rente zu erhalten, It 
neben dem allgemeinen Familienintereffe da8 Motiv, welches den Majoratderb 
beftimmt, fein Verfügungsrecht über das Gut, ehe er es nod im Befis hei, 
jo wejentlich zu befchränfen und eine neue Stiftung zu machen. 

In der ausgedehnteften Weife haben die grundbefigenden Familien von dig 
Einrichtung Gebrauch gemacht. Genaue Erhebungen über die Fläche oder di 
Zahl der fideitommiflarifch gebundenen Güter fehlen zwar ganz. Man beruft fid 
gewöhnlich auf eine ungefähre Schägung, die vor einigen Jahrzehnten ein par 
mentariicheß Komitee unter dem Borfig des um die englilche Landwirthſchen 
hochverdienten Mr. Puſey vorgenommen. Darnach ſoll ẽ3 des Grund und 
Bodens in England entail fein. Die meiſten Sachkundigen meinen, daß de 
Schätung eher zu niedrig, als zu hoch fei. 

Es ift leicht erfichtlih, wie durch die englifche Einrichtung das Grand 
eigenthum nicht fo feft und dauernd vinkulirt wird, wie durch die in den meiſten 
deutſchen Staaten üblichen Fideilommiffee Während die Aufhebung des dider 
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ommiſſes und die Veräußerung des Pideilommißgutes in Deutichland nur 
mönahıngweife und unter manchen erjchwerenden Kautelen geftattet find, tritt 
ei den engliichen Entails in jeder Generation ein Zeitpunkt ein, in welchem 
os Zideilommiß entweder durch den Nutnießer und den Anwärter zufanmen, 
der, wenn Nutznießzung und Anmwartichaft ſchon vereint find, durch den Ber 
ser bed Fideikommißguts aufgehoben oder umgeftaltet werden kann. Die 
euere Geſetzgebung ift nun aber noch weiter bemüht geweſen, die Gebundenheit 
es Grund und Bodens durch die fideilommiflarifchen Stiftungen zu Iodern 
md den volkswirthſchaftlichen Nachtheilen, welche diefelbe zur Folge haben kann, 
glihft vorzubeugen. 

Die Sitte ift bier, mie fo oft in England, dem Geſetzgeber voran- 
rgangen. 
Man bat zuerft in die einzelnen Stiftungsurfunden Beftinnmungen aufs 
nommen, welche dem jedesmaligen Nutznießer des Erbguts zum Abſchluß von 
hachtkontrakten auf lange Zeit, ſowie zum Verkauf ſowohl einzelner Theile wie 
8 ganzen Guts ermächtigten und dann hat neuerdings die Geſetzgebung diefe 
hefugniſſe allen Befigern von Erbgütern auf Lebenszeit zuerkannt. Das 
este überaus eingreifende Gejeg darüber ift wieder auf die Initiative des 
aehrerwähnten Lord Cairns zurüdzuführen und unter dem 20. Auguſt 1882 
wblizirt (Settled Land Act 45 & 46 Victoria c. 38). Nah dem 
eben kann der jedesmalige Befiger und Nutznießer auf Lebenszeit, der 
Fiduciar (tenant for life), da8 Erbgut ganz oder theilmeije verlaufen oder 
xertauſchen, Grundftüde, welche gemeinfchaftlih mit Undern bejeijen werden, 
heilen, die zu dem Erbgut gehörigen Obereigenthumsrechte über abhängige Be» 
tungen veräußern. Er darf Pachtkontrakte eingehen über die Dauer feines 
'cbend hinaus und zwar, im Tall der Pächter Gebäude auf dem Grundftüd 
wfführen will (building lease) auf 99 Jahre, im all der Pächter Bergbau 
reiben will (mining lease) auf 60 Jahre, in jedem anderen Fall auf 21 Sabre. 
Fr kann die Auflöfung beftehender auf lange Friften abgefchloffener Pacht 
ontrafte mit dem Pächter jederzeit verabreden (accept a surrender of any 
ease). Nur menn der Befiger das Hauptmwohngebäude (principal mansion) 
uf dem Erbgute und die dazu unmittelbar gehörigen und mit demfelben bes 
mpten Rändereien verlaufen will, bedarf er der Zuftimmung der Stiftungs- 
fleger (trustees of the settlement) ©) oder des zuftändigen Gerichtöhofes. 
Dagegen fteht ihm ferner noch die Befugniß zu, zum Beften der Gut3einmohner 
heile des Erbgut3 für Straßen, Gärten und Parts, Waflerleitungen und 
mdere gemeinnügige Anlagen gegen oder ohne Entgelt berzugeben. Der Preis, 
xlher für Beräußerungen des Erbguts oder feiner Beftandtheile bezahlt wird, 
ſt den Stiftungspflegern einzuzahlen (capital trust money) und von Dielen 
ach Anweiſung des Erbgutsbefiger8 anderweitig zu belegen. Die hauptſäch⸗ 
hften Anlagearten, welde das Geſetz geftattet, find fichere Werthpapiere, 
mderes in England gelegenes Grumdeigentfum, NRüdzahlung von Schulden, 
e auf dem Erbgut haften, und Verbeflerungen des Guts. Dem Begriff 


— — 


6) Stiftungspfleger ſcheint uns in dieſem Fall die geeignetſte Ueberſetzung von 
rus anderen Fällen würde ed beffer mit Zreuhänder, Vertrauensmänner zu 
Iberfegen fein. 

13* 
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Verbeflerungen des Cuts ift die weitefte Ausdehnung gegeben. Die Errichtun 
von Arbeiterwohnungen und Wirtbichaftsgebäuden, von Wegen und Strafe, 
von allen möglichen Vorrichtungen zur Entwäfferung und Bewäfferung u. |. w. if 
darunter begriffen. Es find im Geſetze aber Vorſichtsmaßregeln getroffen, def 
die Stiftungspfleger oder das Gericht die Gelder für Verbeflerungen nur uns 
zahlen, wenn Beſcheinigungen darüber vorliegen, daß die Melioration oder un 
beftimmter Theil derjelben wirflich in gehöriger Weife ausgeführt if. Eo kam 
alfo die Subftanz des StiftungSpermögens jederzeit verändert werden, und ım 
der Werth des Sröguts nicht die einzelnen Stüde derfelben müſſen der Fanile 
erhalten bleiben. Die Veränderung der Subſtanz aus beweglichen in unbene; 
liches Gut, aus Grundſtücken in Bauten kann der jedesmalige Nutznießer fehl 
fländig vornehmen, ohne an die Zuftimmung der Stiftungspfleger gebunden za 
fein. Diefe haben nur über die Erhaltung des Vermögens nad feinem WBertk, 
nicht nach feinen einzelnen Beftandtheilen zu wahen. Wo feine Stiftung 
pfleger vorhanden find, kann dag Gericht geeignete PBerfonen dazu ernenme. 
Sie haben durch das Geſetz eine größere Bedeutung als früher erlangt. 
Sowie dies Geſetz den Verlauf des Erbguts ermöglicht, ſo haben frühe 
Geſetze Schon eine Verſchuldung deſſelben durch den jedesmaligen Nutznießer 
geſtattet, wenn dieſelbe zum Zwecke einer Melioration vorgenommen wird. Die 
lange Reihe der fog. land improvement und drainage acts geſtattet jede 
Anleihen, wenn die uriprüngfich für die Ablöfung- und Gemeinheitätheilugen 
eingejette Behörde, die jegigen Land⸗Commiſſioner, die Nützlichkeit der beab- 
fichtigten Melioration atteftirt. Zuerſt bat der Staat im Jahre 1846 bei 
Gelegenheit der Aufhebung der Getreidezölle durch eine Bewilligung ven 
4 Millionen L£ für Deeliorationsdarlehen die Grundeigenthümer unterflägt, 
dann find Kreditinftitute gegründet, denen der Staat einige Vortheile bemilist 
bat (Stempelfreiheit 3. B.) und welche für Meliorationen, deren Rentabilität 
die Land⸗Commiſſioner atteftiren, gegen eine Annuität daS erforderliche Kapital 
vorſchießen. Der Zinsfuß, zu den die Vorſchüſſe gemacht werden, ift 414—5° «, 
die auf 25 Jahre berechnete Amortifationsrente und die Koften des Berfahrent 
erhöhen die während 25 Jahren vom Grundbeſitzer zu zahlende Rente au 
6—70/0. In beträchtlichem Grade haben die englifchen Grundbefiger von de 
Möglichkeit auf diefe Weile Kapital aufzunehmen Gebrauch gemadt. And 
wohlhabende Grundeigenthümer, die freies Eigenthum und daneben Kapital 
befigen, haben nach den Angaben eines Mannes, der bei der größten dieſer 
Geſellſchaften 30 Jahre als erfter Kulturtechniter (principal engineer) fungirt 
bat, mitunter Anleihen bei jenen Kreditinftituten aufgenommen, aber die Hanpk 
funden derjelben find doch die Befiger von Erbgütern geweſen. Das geſanmtte 
vom Staate und den Kreditinftituten dem Grundbefig unter Sanktion ber 
Inclofure-Commiffioner zugeführte Kapital von 1846 bis Ende 1881 bat 
13597620 £ betragen. Die wichtigften Arten der Verwendung waren: 

für Drainage . . » . . 8259404 £ 

„ Wirthichaftsgebäude . . 3397133 „ 

„ rbeitermodnungen . . 823190 „ 

„ Mferbefeftigung.. . . . 112830 „ 
Bee . .» 2 2. ...124202 „ 





" 
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für Eindegungen . . . . 2.237846 £ 
„ Wohngebäude der Eigenthümer. 196657 „ 

In Folge diefer weientlichen Modifikationen fallen manche Einwendungen 
gegen die englifchen Entails weg, die fonft gegen fideilommifjarifche Stiftungen 
gemacht werden. Folgende Schäden aber, behaupten die berporragendften Ver⸗ 
treter der Landreformpartei, find auch, nachdem die erwähnten Berbeflerungen 
durchgeführt, mit den Entaild verbunden”): 

1) wird der lebenslängliche Nutznießer oft den Wunſch hegen, aus dem 
Gute während feiner Lebenszeit fo viel al8 möglich herauszuziehen um feine 
jüngeren Finder damit auszuftatten und zu verjorgen, und deshalb das Gut 
vernachläffigen, die Gebäude verfallen, den Boden ausfaugen laffen. Ber 
ſonders würde das der Fall fein in den bei der englifchen Einrichtung aber 
nur ſehr felten vorfommenden Fällen, in welchen in Ermangelung eine männ- 
lichen Erben das Gut an Seitenverwandte kommt. Der Nupnießer hat dann 
kın Intereſſe, den Werth des Guts für ihm fern flebende Exben zu erhalten. 
Die Kapitalverwendung auf den Grund und Boden fei deshalb in England 
viel Meiner, als fie fein würde, wenn Entails nicht eriftirten und alles Land 
freies Eigen wäre. 

2) Die Kapitalvenvendung auf den Grund und Boden werde aber aud 
dadurch erſchwert, daß die Aufnahme eines Kapitals für Meliorationen oder 
die Bermendung des Erlöfes aus den Berfauf einzelner Theile des Fideikommiſſes 
zu Melioration an die vorgängige Prüfung der Rentabilität des Meliorationg- 
plans durch die Land⸗Commiſſioner gebunden fei. Die Umftändlichleit dieſes 
Verfahrens halte viele Befiger von Erbgütern ab, dafjelbe einzufchlagen. 

3) Die Belaftung vieler Erbgüter durch die bei Erneuerung der Stiftungen 
ihnen bauptfählih zu Gunften der jüngeren Söhne, Töchter, Wittwen aufs 
gelegten Renten und Kapitalfchulden fei eine übermäßige. Der lebenslängliche 
Rugnießer finde ſich befonders jegt oft in beengten Berhäftnifien, in welchen ex 
den Verpflichtungen eines großen Grundeigenthümers gegen feine Pächter und 
gegen das gemeine Weſen nicht genügen fünne. Bei freiem Eigenthum könne 
derartiger Belaftung durch Naturaltheilung zwifchen den Erben vorgebeugt werden. 
Benn aber doch eine übermäßige Verſchuldung eintrete, fo komme überjchuldetes 
Grundeigenthum zu freimilligem oder gerichtlich erzimungenem Verlauf. Der neue 
tapitalkräftige Erwerber werde dann bejjer wirthichaften, als der frühere ver- 
ſchuldete Befiger. Bei gebundenen Erbgütern fchleppe fich überfchuldeter Beſitz 
viel länger fort®). 

4) Endlid werden die mannigfachen fittlichen Gefahren hervorgehoben, 
denen der Majoratserbe gerade in Folge feiner begünftigten Stellung ausgeſetzt 
fei, die Unbotmäßigkeit gegenüber dem Vater, die Ausbeutung durch Wucherer 
u. ſ. w. Die in diefer Richtung überall dem Jnftitut der Fideilommijje ge» 








7) ©. namentli die Audfagen von C. 3. Shaw Lefevre vor ber Kommiffion 
3b. III der Sengenauäfogen ©. 232 ff., jowie bie betreffenden Stellen in dem mehr⸗ 
fad) erwähnten Werke v. George C. Brodrid. 

8) Am prägnanteften wieder G. C. Brobrid a. a. ©. ©. 145: In short a 
system under which the landed property of a family is constantly settled upon 
one member, but laid out under a constant subsidy for the benefit of others, 
while the funded property is shared among all, must needs tend directly to 
impoverish the collective resources of landowners for purposes of improvement. 
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machten Vorwürfe find befannt und bedürfen feiner Wiederholung. Ber der 
großen Verbreitung des Inſtituts der Entails aber fei die Wirfung deflelben, 
behaupten feine Gegner, nicht blos beſchränkt auf den einzelnen 

Erben, fonbern erzenge in dem ganzen Etande der erbangeſeſſenen Grund⸗ 
eigenthümer einen Mangel an gewerblichem, induftriellem Sinn, welcher Rn 
bindere, daß Vieles, was feitens der Grundeigenthämer für die Verbeſſerang 
der Güter und die Steigerung der landwirtbichaftlichen Produktion gefchehen 
Könnte, wirflih ausgeführt werde. 

Für die in Folge aller diefer Umftände ungenägende Kapitalanlage aui 
Grund und Boden wird als Beweis u. A. angeführt, daß ein großer Theil 
des Landes der unterixdiichen Drainage dringend bebürftig, aber nicht theilhaftg 
fei, daß auch die Wirthichaftsgebäude und —— vielfach ſehr viel 
zu wunſchen übrig ließen. Auf einer Fläche von 18500000 Acres in Eng 
land und Wales, behauptete der eben erwähnte, erfahrene Kulturtechnifer, würde 


die Drainirung im böcften Grabe wünfcdenswerth fein. Nicht mehr “N 


ca. 8 Millionen Acres feien zur Zeit wirflich drainirt. 
Berfuhen wir e8 nun an der Hand des von der Königlichen Kormifflen 
gejammelten Material8 uns über die Berechtigung dieſer Vorwürfe ein Urtheil 


zu bilden, fo ift daß eine faum zu Töfende Aufgabe. Denn fowohl die Berichte 
der Alfiftant-Commiffioner, wie ganz befonder8 die Ausfagen der vernommmı 


Sachverſtändigen widerſprechen fi in faft allen Punkten auf das Entſchiedenſte 
Was zunähft die angeblih auf den Erbgütern mangelnde Kapiteber⸗ 
wendung angeht, fo iſt nur über einen Punft ziemlich allgemeine Ueberein⸗ 
fiimmung, daß nämlih die ganz großen in den Händen der erften Familien 
des Landes befindlichen Grundherrfchaften fi in der Regel durch verfländig 
durchgeführte Meliorationen, Yürforge für Arbeitermohnungen, gute 
recht vortheilbaft auszeichnen. Pächter und Arbeiter befinden fich im Garn 
auf diefen Befigungen in begünftigter Yage. Aber die Gegner der Entails 
behaupten, das fei die Folge des großen Reichthums diefer Yamilien, nicht der 
Gebundenheit ihres Grundbeſitzes. Freilich bleibt dabei die Frage offen, ob 
der große Reichthum mancher grundbeſitzenden Familien nicht mit der Inflitution 
ber Entails in einer gemwiflen Verbindung ſteht. 

Wie dem auch ſein möge, von einer gehemmten Kapitalverwendung auf 
den Boden kann nur die Rede fein, wenn jener ganz große ariſtokratiſche Befit 
andgenommen wird. Da erflärt num von den Aflftant-Commifftoner der Eine, 
Mr. Coleman, daß die Schwierigkeit, Anleihen zu Meliorationszwecken zu machen, 
viele Befiger von Erbgütern an Ausführung von Drainirungsanlagen gehindert 
babe, während ein Anderer (Mr. Little) jeden Unterichied in dieſer Hinſicht 
zwifchen gebundenem und nicht gebunbenem Grundbeſitz leugnet, ein Dritter (Mr. 
Doyle) zwei Erbgüter in fehr fchlechtem Zuftande, manche aber aud) unter ben 
beftverwalteten feines Diftrifts gefunden bat. Un einer andern Stelle ſeines 
Berichts freilich weiſt er darauf hin, wie viel große Grundeigenthümer für die 
Berbefferung der Arbeitermohnungen gethan hätten, aber die Befiter von fiber 
kommiſſariſch gebundenen Gütern und vor allem die Korporationen, welche als 
ſolche kein Gewiſſen hätten, feien in der Sorge für die Arbeiter oft nadhläffig. 

„Wenn fibeifommifjarifche Befiter Freiheit hätten mit ihrem Lande fo zu 
Schalten, wie ihr eigenes Intereſſe und ihr Wunſch das Wohlfein ihrer Arbeiter 
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zu befördern, es verlangen, fo würde e8 auf wenigen Gütern an binlänglicher 
Fürtorge für Arbeitermohnungen mangeln.“ Der vierte Alfiftant-Commiffioner 
it außer Stande geweſen zu ermitteln, was gebundener, mas freier Befig in 
jemem Bezirk war und Tann deshalb ein Urtheil über die Frage nicht abgeben. 
Noch viel widerjprechender lauten die Urtheile der vernommenen Sachkundigen. 
Es fcheint, wenn ich den Gefammteindrud ausſprechen darf, den diefelben nad 
forgfältiger Durchſicht anf mich gemacht, als ob ein augenfälliger und durch⸗ 
greifender Unterjchied in der Kapitalverwendung auf rechtlich gebundenen und 
nicht gebundenen Grund und Boden jedenfall nicht beftände, als ob aber doch 
einzelne Fälle nachweisbar wären, in denen Beftger von Erbgütern Schwierig. 
keiten gehabt, um das für Meliorationen erforderliche Kapital aufzubringen, 
melden fie leichter hätten begegnen Tonnen, wenn fie in der Rage gemefen 
wären ihre Grundftüde ohne Umftand hypothekariſch verpfänden oder theilweiſe 
veräußern zu fönnen. 

Diefen Hemmniffen gegenüber werden übrigen® von anderer Seite wohl 
niht ganz mit Unrecht die Bortheile hervorgehoben, welche e8 für den land- 
wirtbfchaftlichen Betrieb im Allgemeinen und die Stellung der Pächter ins« 
bejondere bat, wenn Landgüter nicht zu oft ihren Eigenthümer wechſeln, fich 
vielmehr, wie es in England doch noch oft der Fall ift, traditionelle, von 
Generation zu Generation fi) vererbende Beziehungen zwifchen den Befigern 
eines Erbgut3 und ihren Päcterfamilien erhalten. 

Bor Allem aber ift zu erwägen, daß alle angeführten Ausfagen über 
nachtheilige Wirkungen, welche die Einrichtung der Entail3 wirflid ausgeübt 
bat, von dem Bnftande fprechen, welcher dem Geſetz von 1882 voranging und 
von Hindernifjen und Schwierigfeiten, denen dies Geſetz abzuhelien verſucht. 
Es wird abzuwarten fein, inwiefern der Verſuch gelingen wird. 

Auh der üblen fittlihen Einwirkung der Entaild auf den einen bevor- 
zugten Erben verfucht man in neuerer Zeit, wenn wir der Ausfage eines wegen 
feiner außgedehnten Erfahrung in den einfchlagenden Rechtsgeſchäften von der 
Kommiffion vernommenen Solicitor, Mer. Lawrence, Glauben fchenten dürfen, 
in vielen amilienftiftungen in erfolgreicher Weife vorzubeugen. Es wird 
nämlih durch die Stiftungsurtunde dem jedesmaligen Befiger und Nutznießer 
des Erbgut3 die Befugniß erteilt, unter feinen Söhnen denjenigen zum Erben 
des Erbguts auszuwählen und zu beftimmen, den er am geeignetilen zur 
Uebernahme des Guts hält. Eine folhe Mopification der Erbfolge nad) 
Primogenitme würde dem Vater ein heilfames Zuchtmitiel gegen den älteften 
Eohn in die Hand geben und verhindern, daß ein leichtfinniger Majoratserbe 
auf feine Anmwartichaft hin Kredit zum Zwecke verfchwenderifchen Lebens: erhält. 

Die große Belaftung der Güter endlich mit Nenten und Kapitaljchulden, 
welhe man vielfach für eine üble Folge der Inftitution der Entails hält, würde 
allerdings zum Theil verſchwinden, wenn ftatt der in den Erbgütern üblichen 
Erbfolge des älteften Sohnes bei Erbfällen die Grumdbefigungen in natura 
zwiſchen den Erben getheilt würden. Die Naturaltheilung in Verbindung mit 
der geringen Kinderzahl auf eine Ehe bildet in Frankreich ein mächtiges Schutz- 
mittel gegen Weberjhuldung des Grund und Bodens. Wenn aber mie in 
England für alles Grundeigenthum das ausfchlieglihe Erbrecht des älteften 
Sohnes Recht und Sitte ift, fo ift nicht vecht abzufehen, warum gerade bie 
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Einrichtung der Entails die Belaftung der Güter vermehren follte. Im Segen 
tbeil, man follte denken, die Erbportionen der jüngeren Geſchwiſter würden 
reichlicher und die dadurch verurfachte Belaftung des Guts drüdender werden, 
wenn der Vater das Recht hat diefelben nach freiem Ermeſſen feflzufegen, als 
wenn er duch die Anwartichaft feines älteften Sohnes in der des 
Guts beichränft if. Der Anwärter bat doch das Intereſſe und die Macht, 
eine übermäßige Verſchuldung des Erbguts, eine Verkürzung des ihm gebühren- 
den Erbtheils und eine Erſchwerung feiner künftigen Lebensftellung möglich zu 
verhindern. Auf den Yamilienftiftungen fcheint uns deshalb auch die früher 
erwähnte englische Sitte großentheil® zu beruhen, daß nämlih das Gut zu 
Gunſten abzufindender Verwandten nicht mit Kapitalforderungen, fondern mit 
lebenslänglichen, in der Regel überdies fehr mäßigen Renten belaftet wird. Das 
dies letztere Syſtem aber für den das Gut übernehmenden Erben minder 
gefährlich ift, als das erftere, bei uns in Deutfchland übliche, ſpricht für fh 
jelbft und wir haben in einem früheren Kapitel auszuführen verfucht, wie bie 
engliihe Gewohnheit die Widerftandsfähigleit der englifhen Grundbefiger in 
der legten Kalamität im Vergleich mit größeren dentichen Grundeigenthümern 
wahrjcheinlich fehr erhöht bat. 

Während fo die Verichuldung aus Erbfällen dur die Einrichtung der 
Erbgüter jedenfall3 nicht vermehrt wird, ijt leichtfinnige Verſchuldung zu über 
mäßigen Bauten, unrentabele Meliorationen, verſchwenderiſche Lebensweiſe des 
durch ganz ausgeſchloſſen, oder aufs Aeußerfte erfchwert. 

Sollte aber trog alledem ein fideifommiflarisch gebundenes Gut einmal 
überjchuldet werden, fo fleht nad) der gegenwärtigen Gejeggebung einem völligen 
oder theilmeilen freiwilligen Verlauf gar nichts im Wege. Der jedesmalige 
Nutznießer kann einzelne Theile feines Familienbefiges verfaufen und Schulden 
damit bezahlen oder das Ganze veräußern und einen kleineren, ſchuldloſeren 
Grundbeſitz dafür erwerben. Auch der gerichtliche zwangsweiſe Verkauf eines 
überjchuldeten Grundbefiges ift durch den Charakter deflelben als Entail keines- 
wegs auögejchloffen, wenn auch weſentlich erſchwert. Es kann wegen Schulden 
des tenant in tail verfauft werden, foweit der tenant in tail felbfi das Necht 
hat über da8 Gut zu verfügen. Aber wenn man der Möglichkeit, daß em 
Gut dadurd etwas länger in überfchuldeten Händen erhalten werden fann, 
andererjeit3 die Erichwerung der Kreirung neuer Schulden gegenüberhält, welche 
in dem Inſtitut der Entaild liegt, jo kann man nicht umhin, an der Berechtigung 
des Borwurfs, daß aus demfelben eine Ueberlaftung der Güter mit Schulden 
entjpringe, einige Zweifel zu begen. Die radikalen Tandreformer Englands 
jcheinen die Uebelftände wenig zu fennen, vor welchen die Familienftiftungen 
das engliſche Grundeigentbum und die englifche Randwirtbichaft bewahren, fie 
ſehen nur die eine Seite, die mit denfelben verbundenen Jnkonvenienzen. 

Daß die Einrichtung nach dem Geſetze des Lord Cairns weſentlicher 
Verbeſſerungen nicht weiter fähig fei, fondern daß es fich gegenwärtig nur um 
die Trage der völligen Aufhebung handeln könne, darüber ſcheint Einſtimmig- 
feit zu herrſchen. Verſchiedenheit der Anfichten befteht aber unter den erflen 
MWortführern der Landreformers darüber, ob nach Bejeitigung des Entails bie 
üblichen marriage settlements beftehen bleiben können. Es ift nämlid in 
England etwas Gemwöhnliches, daß Eltern ihren Kindern, wenn fie ſich ver 
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beirathen oder bei einer anderen Gelegenheit die Nutznießung eines Vermögens, 
das Bermögen jelbft aber zur Berwaltung Treuhändern (trustees) übermeifen, 
und den and der Ehe entipringenden Kindern die Anmwartichaft auf das Ber 
mögen vorbehalten, eine in mancher Beziehung dem Erbichat des preußifchen 
Landrechts ähnliche Einrichtung. Die Einen (vor der Kommiffion durh ©. %. 
Shaw Lefevre vertreten), glauben diejelbe auch für unbemwegliches Vermögen 
beibehalten zu Fönnen, die Andern (insbefondere &. ©. Brodrid a. a. O.) 
möchten mit lebenslänglichen Rugungsrechten (life tenancy) an unbeweglichen 
Bermögen ganz aufräumen, und Die marriage settlements, an deren völlige Be- 
ſeitigung nicht gedacht werden kann, für unbemegliches Eigenthum verbieten. Nur 
jo hoffen fie auch eine weſentliche Vereinfachung des Eigenthumsnachweiſes 
erreichen zu können. 

Eine derartige Maßregel nun ließe fi ſchwerlich aus den erörterten, den 
Entail8 vorgeworfenen Nachtheilen, vielleiht aber als ein Theil eines ganzen 
Eyftem8 von gefeßgeberiichen Anordnungen rechtfertigen, welche die für Grund⸗ 
eigenthum in England beftehende Erbfolgeordnung zu ändern und dadurch der 
Ponzentration des Grundeigenthums zu ſteuern beftimmt wären. Für ſich 
allein würde für diefen Zwed die Befeitigung der Entails, fo lange faft alles 
Grundeigenthum, rechtlich gebundenes oder nicht gebundenes, thatſächlich nach 
dem Grundſatz der Primogenitur vererbt wird, ſehr wenig helfen. Faſt alle 
Reformer verlangen denn auch zugleich mit der Aufhebung der Entaild und 
der Herftellung ordentlicher Grundbücher die Reform des engliſchen Inteſtat⸗ 
erbrechts. Nach demjelben erbt befanntli der ältefte Sohn das ganze un» 
bewegliche Vermögen mit Ausfchluß feiner Gefchwifter, während das bewegliche 
Vermögen nach Abzug eines Drittel für die Wittwe unter alle Kinder gleich 
getheilt wird. Uber jo häufig jet die Forderung nad) Einführung der gleichen 
Erbberechtigung aller Kinder für unbewegliches Vermögen, über welches ber 
Erblaffer nicht teffamentarifch verfügt hat, in England gehört wird, fo felten 
dürfte die Forderung einer Aenderung des unbefchränften Rechts teftamentarifch 
über die ganze Hinterlaffenfchaft zu verfügen fein. Brodrid, Arnold u. 4. 
verwahren fich ausdrüdlih dagegen, daß fie eine compulsory partition nad) 
Art des franzöfifchen bürgerlichen Geſetzbuchs befürmorteten ?),. Nun ift e8 aber 
in England Sitte, daß jeder Vermögende felbft teftamentarifch über feinen Nad)- 
laß verfügt und die Fälle, in denen Grundeigenthum ab intestato ererbt wird, 
dürften außerordentlich feltene Ausnahmen fein. Das wird von verfcdiedenen 
Sachkundigen vor der Kommilfion aufs Neue als eine notoriihe und un» 
bezweifelte Thatſache hingeſtellt Wenn dem fo ift, fo fragt es fich meiter, 
welche praftifche Bedeutung für die Entwidlung der agrarıfhen Zuftände würde 
eine. Aenderung des Inteſtaterbrechts in Verbindung mit der Aufhebung der 
Roeifommiffarifchen Stiftungen haben ? 

Auf der einen Seite fieht man mitunter in der Forderung nach Aenderung 
des Inteſtaterbrechts nur radikale Gefühlspolitit, auf der andern hofft man, 





9) As for the great mass of Englishmen it may be taken as certain, that a 
law placing the state in loco parentis, and declaring that a father, who has made 
his own fortune shall not be res to deal with it by will, or disinherit a child, 
however worthless and ee would be in the highest degree inpopular. 
6. C. Brodrid a. a. D. ©. 336. 
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daß diefelbe „eine beträchtliche, wenn auch allmähliche Ummälzung in 
tischen Landſyſtem“ hervorzufen wird. Die Einen berufen ſich beſon 
bie Grafſchaft Kent, in welder ausnahmsweiſe fein ausſchließliches 
des älteften Sohns befteht, fondern alle Söhne fi in das von dem 
ohne teftamentarifche Verfügung binterlaffene Vermögen gleichmäßig theilen, 
doch dur) Familienftiftung und Teftament die —32 Erbfolge der 
älteften Sohns thatfächlih durchgeführt wird. Die Auderen meinen, & ki 
natürlich, daß ein nur lokales echt gegenüber der allgemeinen Sitte und den 
Recht des Landes keinen Einfluß gewinnen könne, von einer allgemeinen get 
geberiſcheu Maßregel veripredhen fie fich eine Einwirkung auf das Redtk 
bemußtfein des Voll. Sie hoffen dabei auf die Mitwirkung der praktiſchen 
Juriften, denen die Abfaflung der Teftamente obliegt und die auf den Jahalı 
derielben oft einen erheblichen Einfluß haben. 

Wir enthalten und der Vermuthungen darüber, welche vieler Anfichten 
fih bewahrheiten wird, nachdem die verlangte Reform durdygeführt if. Baus 
wir uns aber vergegenmwärtigen, wie langjam fi Rechtsanſchauungen in Bas 
auf Familien und Erbrecht ändern und wie auch heutzutage noch in ala 
Wechſel des wirthſchaftlichen Lebens doch agrariſche Zuftände fich mit rm 
Zähigkeit behaupten, jo können wir uns nicht der Beſorgniß entichlagen, de 
die Aufhebung der fideilommifjarischen Stiftungen und des Erbredits ie 
älteften Sohnes, auch wein fie verbunden wäre mit Herſtellung either 
Eigenthumstitel und leichter Eigenthumsübertragung, doch jedenfalls mm te 
jehr langjame, vielleicht in Generationen faum bemerfbare Einwirkung anf die der 
theilung des Grundeigenthums äußern werde. Bor Allem aber fcheinen und de 
Ausfichten, daß ſich in Folge des „freetrade in land“ bald wieder ein Etan 
ſelbſtwirihſchaftender, Heinerer Grundeigenthümer bilde, wenig ausſichtsreich zu 
ſein. Manche der hervorragendſten Verfechter der Landreſorm hoffen darei, 
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und zwar fcheinen die ganz Meinen, ohne Zuhülfenahme von Lohnarbetn 


wirthichaftenden Bauern (peasantproprietors) auf den normannijchen Inſeb 
in manden Theilen Belgiens, Frankreichs und Deutichlands ganz vorzugämek 
al8 ein zu erftrebendes und erreichbares Vorbild dieſen Männern vorzuſchweben 
Zwei Hinderniſſe aber dürften einer Wiederbelebung eines Heinen Bauernſtande 
in England entgegenftehen, welche die Gefeggebung nicht wegräumen fann. Bu 
glauben, daß die Lebensgewohnheiten und Charaktereigenichaften, anf welden het 
zutage da8 Gedeihen bes kleinen und mittleren Grundbefige® beruht, in Ex 
land feltener find, al8 in Franfreih und Deutichland. Die haushälteriſche 
fparfame Wirthfchaft im Stleinen, das Umdrehen jedes Groſchens, ehe er an: 
gegeben wird, die hervorragende Stellung der Frau in den mittleren Witt 
ichaften, auf "welcher die Einträglicfeit mancher Zweige der Meinen Landwirt 
Schaft vieler Drten beruht, die traurige Ueberlaftung der Frauen mit den fchwerften 
Arbeiten in den ganz Meinen Wirtbfchaften Deutſchlands und Frankreichs, de 
Mangel an fommerziellem, ſpekulativem Siun, der nicht fragt, ob das in dm 
Gute ftedende Kapital nicht in den Kolonien, im Pachtbetriebe, oder in anderen 
Gewerbebetriebe ſich höher verzinjen würde, die Fähigkeit, die größten. Ent 
behrungen zu tragen, ohne durch Orts⸗ und Berufsänderung dagegen } 
reagiren, das Alles find Eigenthimlichkeiten, die den Bauernftand in vielen Theilen 
des Kontinent3 vor dem Untergang fügen, trog aller technifchen Fortſchrite 
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des großen Betriebs. ft e8 wohl wahrſcheinlich, daß diejelben in dem heutigen 
von fommerziellem Sinn und von wirtbichaftlicher Spekulation erfüllten Eng» 
land unter den Landwirthen fi neu bilben werden und mwirb ohne diefelben 
der fleine und mittlere Betrieb den großen wieder verdrängen fünnen? Ferner 
aber wird aller Wahricheinlichkeit nach das Mitwerben des Kapital3 um einen 
Antheil an dem englifhen Boden mit wachſendem Weichthum des Landes 
nicht abnehmen, fondern zunehmen. Der Zinsfuß, zu welchem fi) das An- 
Inıf8lapital von unbeweglichen Bermögen- verzinft, wird alfo eher die Tendenz 
zu finken als zu fteigen haben. Mit Recht freilich macht Sohn Rae in dem 
angeführten beachtenswerthen Aufſatze über das Verſchwinden der yeomanıy in 
England darauf aufmerkſam, daß die Neigung reicher Lente, das Land als einen 
!urusgegenftand zu betrachten und fich mit den niebrigften Zinſen von diefem 
Theil ihres Vermögens zu begnügen, aufgemogen werden fönne durch das 
Beftreben Heiner Landwirthe fi durch Ankauf einer Keimen Stelle eine un« 
abhängige Eriftenz zu fihern. Auch dies Beſtreben führe dazu, Land als 
einen Luxusgegenſtand anzufehen. In der That wird aus diefem Grunde in 
manden Theilen Deutſchlands und Frankreichs der Meine Bauer beim Anlauf 
von Grundftüden oft mit noch viel niedrigerer Verzinfung feines Anlagelapitals 
zufrieden fein und höhere Preife bieten, als der große Kapitalift und Grundherr. 
Aber es ift die Frage, ob e8 gerade in England viele Meine Tandwirthe geben 
wird, die ein folches Gewicht darauf legen, ihr Dafein als felbftftändige Grund» 
eigenthümer zu friften, daß fie dafür nicht nur überaus ſchwer arbeiten, fondern 
unter Umftänden auch geraume Zeit hindurch darben und bungern wollen. Die 
nenere agrarifche Geſchichte Englands ſpricht nicht dafür, daß das Gefchid zur 
Führung ganz Meiner bäuerlicher Wirthfchaften und die Ausdauer im Fefthalten 
des Heinen bäuerlichen Eigenthums dort fehr verbreitet find. Im großer Zahl 
haben noch in diefem Sahrhundert die bäuerlichen Eigenthümer , ſowohl Heine 
bon wenigen Acres, mie größere von einen und mehreren Geſpannen ihre 
arerbten Güter verfauft, während doch gleichzeitig der Markt für die Produkte 
der feinen Landwirtbfchaft fi) von Jahr zu Jahr. verbeflertee Wo man nur 
den Urſachen diejer Verkäufe nachforfcht, immer hört man: fchlechte Wirthichaft 
der Bauern, Ueberfchuldung, Weiz des hohen von den Großgrundbefigern ge» 
botenen Kaufpreifes 10). 








... 10) Wir müfjen in bdiefer Arbeit darauf verzichten, auf die Geſchichte des eng» 
lichen Bauernflandes näher einzugehen und bie obige Behauptung, welche übrigens 
in der Hauptfache mit den Rejultaten der Arbeit von Kohn Rae übereinftimmt, zu 
beweiſen. Wir fügen bem auf ©. 138 und 134 Angeführten nur noch aus den 
Verhandlungen der Königlichen Kommilfion Einiged hinzu. Lord Penrhyn, Groß- 
— in Nordwales, erzählte, er babe vor einigen Jahren 25—30 kleine 
Igenthümer ausgekauft. Die Leute feien zu ihm gefommen unb hätten gellagt, fie 
feien in den Händen der Solicitord, welche ihnen Geld geliehen, für beiten Zinien 
ihr Land verpfänbdet jei. Sie wünfchten befreit zu fein Celiered) von ihrem Befik. 
sh befreite ca. 25 derſelben davon, aber das geſchah unter dem Drud der Leute 
felbft, welche mich baten, ihr Befikthum zu faufen und fie von ihrer drüdenden 
Schuldenlaft zu befreien.” — ferner berichtet derielbe Zeuge, es komme immer ab 
und zu vor, daß ein Kleiner verjchuldeter Grundeigenthümer zu feinem Nachbar, bem 
2 opürunbbefiper, fomme und ihm fein Beſitzthum zum Kauf anbiete unter der 
Drohüng, er werde, wenn ber Kauf nicht zu Stande fomme, fo viel Unannehmlicy: 
feiten feinem Nachbar bereiten, daß dieſer zum Anfauf geziwungen werbe. — 

gegenwärtig wieder die Wirthichaften der noch ſporadiſch übrig gebliebenen kleinen 
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Wenn aber auch die Selbftwirtbfchaft Heiner Eigenthümer in England 
eine Seltenheit bleiben ſollte, e8 würde ſchon ein großer Gewinn fein, wenn 
die Reform der Landgeſetze einerjeit3 dem Anwachſen ganz großer Grund- 
berrfchaften einigermaßen fteuern und die Zahl der squires oder country 
gentlemen vermehren würde, die bisher ein fo wichtiges Element des englifchen 
Gemeinmwefens geweſen find, andererfeitS aber bewirkte, daß je nach Bedüurfniß Kleine 
Stellen geichaffen würden, die Tohnarbeiter eigenthämlich erwerben könnten 17). 

Ye ſchwächer die Ausfichten auf das Wiederentftehen eines Bauernftandes, 
um fo wichtiger ift die Lage des Pädhterftandes und feines land— 
wirtbfhaftlihen Betriebs. 

Zwei Buntie find es vornehmlich, in denen, wie fchon oft hervorgehoben 
wurde, die Wirtbichaft des Eigenthümerd der des Pächters überlegen ıft, die 
größere Freiheit in der Geftaltung feiner Wirtbichaft und dies größere Intereſſe 
an der dauernden Wertberhaltung und Wertbfteigerung des Gut3. In beiden 
Hinſichten find die englischen Pachtverhältniffe und die Möglichkeit ihrer Ber 
befierung in den legten Jahren von allen Seiten geprüft worden und wichtige 
Schritte zu ihrer Vervollkommnung gejchehen. 


felbitwirthichaftenden Eigenthümer mit Ausnahme einzelner Theile von Wales umd 
des Südweſtens in yerge mangelhafter Bewirthichaftung meilten® auf fehr ſchwachen 
üßen jtehen, berichten übereinftimmend die Affiftant-Eommilfioner. So für den 
torden, Mr. Coleman, der fein Nrtheil dahin zufammenfaßt: tenants succeed, while 
owners fail, jo Mr. Druce: small occupying owners have suffered most, M 
Doyle, der von den Kleinen Befikungen, weldye die Eigenthümer in feinem Diſtrill 
bewirthichaften, fagt: I found a number sufficient to justify one in forming ar 
opinion about it. They are very inadequately and badiy cultivated and do not 
furnish by any means illustrations of successful peasant holdings. Ich mödhte 
endlich noch auf einen Artikel von Rev. W. %. Bladiey (Contemporary Review 
1882 März ©. 486 ff.) verweilen. Der Berfafler berichtet, dab in feinem Kirchſpiel 
im Umfang von 1800 Acres, ausgenommen wüſtes Land, Pfarrhufe und Befikungen 
unter einem Acre, vor 45 Jahren 23 Xandwirthe (occupiers) vorhanden waren, von 
denen 7 ihr Eigenthum, ungefähr "/s des Ganzen, bewirthichafteten, die übrigen 
Pächter waren. Seht giebt es nur 7 Landwirthe, und nur einen Eigenthämer im 
Kirchſpiel. Der letzlere befikt aber kein Aderland, fondern nur einen Wi D 
von 25 Acres. Alle die Landwirthe find nad) den forgfältigen Ermittlungen bes 
Verfaſſers nicht vertrieben worden, jondern fie haben ihre Pachtungen freiwillig 
aufgegeben oder ihr Eigenthbum verkauft und den Eigenthümern blieb nichts a 
ala die Eleinen Wirthichaftzeinheiten zu großen Pachtungen zufammenzulegen, 
nad kleinen Pachtungen feine Nachfrage war. Ber Berfafler glaubt, daß der Ber 
gang in der großen Mehrzahl der Kirchipiele Englands ganz ähnlich war. 

11) Ueber die Zwedmäßigfeit eines Befibes Lleiner Adergüter durch die land 
wirthichaftlichen Kohnarbeiter Find divergirende Anfichten vor der Kommiſfion ans 
geiprocdyen worden. Im Ganzen rin der Miherfolg, den bie Kreirung Fleiner Tage 
löbnerjtellen in England gelegentlich bier und da gehabt hat, darauf zurädzuführen 
zu jein, daß ihre Fläche zu groß für die Wirthichaft eines Tagelöhners, zu klein für 
die eines ſelbſtſtändigen Bauern war unb daß bie Sandgefelichaften. welche Güter 
ür diefen Zweck parzellirten, zu viel kleine Stellen an demjelben Orte ſchufen. Die 

erjuche derjenigen Landgeſellſchaften, welche nad) dem Reformgeiek von 1832 ans 
politifchen Parteirüdfichten gegründet wurden um 40 sh. freeholders zu ſchaffen, 
fönnen überhaupt nicht ala ernftliche Berfuche zur Schaffung landwirthſchaftlicher 
Zagelöhner- oder Bauernftellen ın Betracht fommen. Der Affiftant-Commiffioner 
Druce fchildert in feinem Bericht in eingehender Weile die traurigen Wechſelfälle, 
— ae ber National Land Company in Orfordigire und Worcefterihire 
gehabt haben. 
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Die englifchen Pächter werden zum großen Theil von den Grundeigen- 
thümern fontraftmäßig nicht nur im Allgemeinen zu guter und nachhaltiger 
Bewirtbichaftung verpflichtet, fondern auch beftimmten Befchränkungen in Bezug 
auf die Einrichtung ihres Wirthfchaftsbetrieb8 unterworfen. Die hemmende 
Einwirtung derartiger Borfchriften für den Wirthfchaftsbetrieb wird gemöhnlich 
dadurch verſchärft, daß fie nicht mit der landwirtbfchaftlichen Erkenntniß und 
den allgemeinen wirtbfchaftlichen Bedingungen gleichmäßig fortzufchreiten pflegen, 
jondern nicht felten auf veralteten Anfchauumgen und früheren Berhältnifien 
berufen. Die gewöhnlichiten Beſtimmungen in England find die Verbote, zmwei 
Setreideerndten (white crops) nad einander zu nehmen, permanente Gras⸗ 
land umzubrechen, und Stroh, Heu und andere Futtergewächſe zu verlaufen. 
Man beabfichtigt, den Pächter dadurch an eine firenge Fruchwechſelwirthſchaft 
zu binden in der Meinung, daß diefelbe, wenn zugleich der Verkauf von Futter, 
Stroh und Dünger ausgefchloflen, die Erhaltung der Bodenfraft fichere. 
Dabei wird weder die Möglichkeit durch Fruchtwechfelwirtbfchaft den Boden 
ſyſtematiſch auszufaugen, noch der enorme Vortheil berüdfichtigt, welchen 
gerade in England unter Umftänden Anfauf importirter Futtermittel und künſt⸗ 
licher Düngemittel, Einfchränfung des Yutterfräuterbaues und Verlauf von 
Strob und Heu nach den großen Städten gewähren können. Biele Tandagenten 
und Pächter erklären daher auch, daß diefe Beſchränkungen nicht wirklich durch⸗ 
geführt würden. Man lajje einem guten Pächter volle Freiheit und nur gegen 
den jchlechten bringe man wohl die beichräntenden Beftimmungen in Anwendung. 
Ein Landagent verfiherte, daß er nur das Aufbrechen von dauerndem Gras⸗ 
land und das Schlagen hochſtämmiger Bäume verhindere, im Uebrigen laſſe 
er volle Freiheit in Bezug auf Fruchtfolge und Verkauf von Produften. Ein 
Anderer jprach feine Ueberzeugung dahin aus, daß, jo lange das Land rein fei 
und der Pächter gute Erndten machte, der Boden überhaupt nicht verfchlechtert 
werden Eönne und feine Urfache zur Erzwingung der beichräntenden Beitimmungen 
des BachtkontraftS vorliege. AndererfeitS verlauten aber doch auch Klagen über 
erheblichen Schaden, den jene Beſchränkungen der Landwirthſchaft zufügen, 
ohne daß indeß ein Einſchreiten der Staatögewalt verlangt worden wäre. 
Rur der BVorfigende der Farmers Alliance, eines Vereins, melder die am 
weiteften gehenden, in dem Pächterftande laut gewordenen Forderungen vertritt, 
Mr. 3. Howard wünſchte, daß volle Freiheit des wirthichaftlihen Betriebes 
durch Geſetz allgemein angeordnet, aber zugleich die Möglichfeit gewährt 
werde, jeden Pächter, der diefe Freiheit mißbrauche und das Gut verichlechtere, 
dor Gericht zu ziehen und zum Schadenerfag verurtheilen zu lafien. Die 
Knigliche Kommiſſion dagegen erklärte, fle fei nicht in der Page, die zwangd« 
weiſe Abfchaffung folcher Beichränkungen zu empfehlen, glaube aber, daß die 
wachſende Intelligenz der Landwirthe und die allgemeinen Fortichritte in der 
landwirtbfchaftlichen Kultur in vielen Fällen ihren Wegfall rechtfertigen würden. 
In den Berichten der Afftftant-Sommiffioner werden dann auch einzelne große 
Grundeigenthümer genannt, der Marquis of Hertford 3. B., melde nicht nur 
Watfächlich, fondern auch kontraktmäßig jede Beſchränkung in der Fruchtfolge 
üufgegeben und den bisher verbotenen Verkauf gemifler Probufte unter der 
ng des Ankauf von Oelkuchen und künftlihem Dünger geftattet 
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Segen zwei Beichräntungen anderer Art, welche durch die echte bes 
Eigenthümers der Pächter bisher erfahren hat, ifl dagegen in den legten Jahren 
der Geſetzgeber eingejchritten. 

Seit langer Zeit ift e8 ein Beichwerdepunft der engliſchen Pächter ge 
weien, daß die Grunbeigenthümer fich das Jagdrecht auf dem verpachteten 
Boden vorbehielten und durch einen übermäßigen Wildftand die Emdten ber 
Landwirthe beichädigten. Am meiften wurde über Wildichaden geflagt, wenn 
der Grundeigenthümer das Jagdrecht nicht felbft ausübte, ſondern dafſſelbe 
Dritten, befonder8 größern Jagdgeiellichaften, gegen Entgelt überließ. Dieie 
ſtädtiſchen Jagdfreunde hatten nicht das Jutereſſe den Pächter zu ſchonen, 
welches der Grunceigenthümer immer haben wird. Die Noth der legten Fahre 
bat zu einer einfchneidenden Maßregel geführt, welche diefen Uebelftänden 
abzubelfen beftimmt if. Das Geſetz vom 7. September 1880 (43 & 44 
Victoria c. 47) giebt dem Pächter (occupier) ein unveräußerliches Recht, 
Hafen und Kaninden (ground game) auf dem gepadhteten Lande zu tödten. 
Er kann daflelbe felbft ausüben oder durch einen von ihm fchriftlich beuoll- 
mächtigten Angehörigen oder eine in feinen Dienften befindliche Perfon ausübe: 
laflen, dagegen ſonſt nicht an Dritte übertragen, oder ſich auf irgend eine Weije 
des Rechts entäußern. Entgegenftehende Verträge, aljo auch ein Verzicht dem 
Grundeigenthümer gegenüber, würden ungültig jein. Neben dem echte bes 
Pächter und in Konkurrenz mit demfelben können aud Andere, insbejonbere 
der Örundeigenthämer, wenn er fi das im Pachtvertrage ausbedungen hat, 
ein konkurrirendes Jagdrecht, auf dem betreffendem Lande haben und ausüben. 
Der Pächter ift überdies für die Jagd auf feinem gepadhteten Yande von der 
— einen Jagdſchein zu löfen und der dafür zu zahlenden Gebühr, 

eit. 

Der Geſetzgeber bat aljo in diefem Falle die Freiheit des Bertragsredht2 
durchbrochen und den bei dem Abichluß des Pachtvertrags notorifch ſchwächern 
Theil zu fchügen verſucht. Vielleicht hat das Geſetz die übrigens wohl fanım 
beabfichtigte Nebenwirkung, daß die Grundeigenthümer größere Xheile ihres 
Srundbefiges in eigene Verwaltung nehmen um den Wildftand auf demjelben 
mehr jchonen zu Fünnen. 

Für andere Wildarten hat man den Pächtern fein ſolches Recht gegeben. 
Man hielt dafür, daß die genannten weitaus die fhädlichften feien, was ja 
auch begreiflih ift, da Schwarzwild gar nicht, Rothwild mur felten, meines 
Willens in England nur in Gehegen, vorkommt. 

Ganz anderer Art ift das zweite Recht des Eigenthümers, welches zu 
Bunften des Pächter von ber Gefeßgebung neuerdings modifizirt worden if, 
nämlich das gefegliche Pfändungsrecht des Eigenthümers für jeine Anſprüche 
and dem Pachtlontralte an fait allen Arten beweglichen Vermögens, welches 
der Pächter mit auf das Gut gebracht oder auf dem But produzirt hat. lieber 
dies Borzugsrecht des Eigenthümerd vor anderen Oläubigern des Pächters iſt 
außerordentlich viel in den legten Jahren geftritten worden ımd die Ausſagen 
der von der Kommifflon vernommenen Sachkundigen über die damit verbundenen 
Nachtheile und Vorteile weichen weit von einander ab. Die Einen weiien 
darauf bin, wie in Folge dieſes Rechts der Grundherr in der Lage fei, bem 
Pächter den Pachtzins nöthigenfalS Tängere Zeit zu flunden, während ohrre 
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daſſelbe pänttlihe Bezahlung in kurzen Friften, oder Vorausbezahlung, oder 
Rautionsbeftellung, wie es in manchen Theilen des Kontinents üblich, vom 
Pachter verlangt werden würde. Sämmtliche Affiftant-Commiffioner hielten 
deshalb die gänzliche Abichaffung des Pfandrechts für eine den Pächtern nach 
tbeilige Maßregel. Die Andern fehen keinen Grund, weshalb der Eigenthümer 
vor allen andern Gläubigern des Pächters bevorzugt fein fol. Dadurch werde 
der Kredit des Pächters weſentlich geſchädigt. Gegenwärtig könne auch ein 
pachtweiſer landwirtbichaftlicher Betrieb nicht wohl geführt werden, ohne gelegentlich 
Kredit in Anfpruch zu nehmen. Der Pächter bedürfe mitunter der Vorſchüſſe 
feitend ſeines Banquierd um aufßerordentlihe Ausgaben zu beitreiten oder 
ungewöhnliche Ausfälle zu deden, er müſſe Kaufgeichäfte über Düngungs- und 
duttermittel u. ſ. w. abfchließen, bei denen es für ihn wie für andere Gewerb- 
treibende nicht felten vortheilhaft fei, einen gewiſſen Kredit für Bezahlung des 
Kaufpreifes zu haben. Beſonders nad) jo großer Kapitaleinbuße, wie fie der 
Pãchterſtand in letzter Zeit erlitten, fei es wichtig ihm die Möglichkeit zu 
gewähren, fein Kapital auf dem Wege des Kredits zu ergänzen. 

Die Königlihe Kommiffion hat einen Mittelweg empfohlen und die Geſetz⸗ 
gebung bat denfelben mit einer Heinen Aenderung eingefchlagen. Das Geſetz 
vom 25. Auguſt 1883 (Agricultural Holdings Act 46 & 47 Victoria c. 61), 
defien weiteren Hauptinhalt wir fogleich befprechen werden, beſtimmt in feinem 
2. Theil, daß das Pfandrecht des Eigenthümers nur für einen einjährigen 
Pachtzins in Anwendung kommen darf, während die Kommifflon eine Be- 
ſchänkung auf einen zweijährigen Pachtzins befürwortet hatte. Das Geſetz 
mmmt ferner von dem Pfändungsrechte der Grundeigenthümer fremdes Vieh, 
dad der Pächter auf die Weide genommen, und fremde Tandwirthichaftliche 
Maſchinen und Geräthichaften, die er geliehen bat, aus. 

Wichtiger noch, und für nicht englifche Kreife intereflanter, find die Streit 
verbandlungen darüber, wie man das Intereſſe des Pächter an der Kapital 
vermendung auf Grund und Boden fteigern könne uud die gefeßgeberifchen 
Mafregeln, welche zu dieſem Zwecke getroffen worden find. 

Die meiften kontinentalen Schriftfteller, welche Pachtverhältnifje behandeln, 
ſehen das befte und wirkſamſte Mittel zur Errichtung dieſes Ziels in langen 
Pachtkontrakten. Wir erwähnten, wie auch in England diefe Anſicht verbreitet 
geweſen ift, wie aber der Wechfel in den Preisverhältnifien der landwirthſchaft⸗ 
lichen Produkte den Abſchluß von Zeitpadhtlontraften auf lange Zeit unter den 
engliihen Pächtern überaus unbeliebt gemacht hätten. Dan mußte fich daher 
nah andern Wegen umfehen. 

Ein vortreffliches, vielgerühmtes Beiſpiel ariftofratifcher Xiberalität gab 
Lord Tollemache, der größte Grundeigenthümer der Grafichaft Cheſhire. Er 
bot allen feinen Pächtern einen Pachttontralt auf 21 Jahre an mit feſtem 
Pachtzins und der Erlaubniß, das Pachtrecht, vorbehaltlich der Genehmigung 
des Eigenthümers, zu cediren. Während Lord Tollemadhe an den Kontrakt 
und den ftipulirten Bachtzind gebunden fein follte, gewährte er den Pächtern 
das Recht, jederzeit mit 12 monatlicher Kündigungsfrift das Pachtverhältniß zu 
Bien und die Pachtung aufzugeben. Als Gegenleiftung verlangte er nur, daß 
der Pächter jedes Fahr einen gewiffen Theil des Gutes drainire, wozu der 
Berpächter die Röhren zu liefern habe. Aber für eine dem Werth der 
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gelieferten Röhren gleichlomnende Summe müſſe der Pächter Kuochenmehl 
anlaufen und auf dem dauernden Graslande verwenden. 

Wir miüflen aus dem Stillfhweigen der von der Kommilfion gehörten 
Sachkundigen fchließen, daß dies Beifpiel ziemlich vereinzelt dafteht. Thatſächlich 
werden gewiß manche Grundherren ebenfo verfahren, wie Lord Tollemache, aber 
fi jelbft vertragsmäßig in der Weile einfeitig zu binden, dem Pächter aber 
Freiheit jederzeitigen Rücktritts zu laflen, dürften nur wenige geneigt fein. 

In manden Fällen wird freilid da8 Vertrauen auf die Billigfeit md 
Gerechtigkeit de Grundeigenthiimerd die vertragsmäßige Verpflichtung ſoweit 
erfegen, daß der Pächter Kapitalanlagen auf längere Zeit wagt, in der Ueber 
zeugung, es werde ihm der Genuß des angelegten Kapitals nicht plöglid) und 
willtürlich entzogen werden. Auf diefe Sicherheit, welche die Pächter auf den 
großen Herrichaften alter Familien in der Regel haben, machen mande Sach 
ftundige aufmerkſam. „Es iſt erſtaunlich,“ fagt der Aſſiſtant⸗Commiſſioner 
Coleman, „was engliſche Pächter oft auslegen im Vertrauen auf die Billigken 
ihrer Örundberren, aber gerade wenn wir die Größe des Kapitals ermägen, 
welches fie ohne andere Sicherheit als Vertrauen auf ihre Grundherren in ihrer 
Pachtung feitlegen, jo ift man berechtigt zu vermuthen, daß bei größerer Sicher⸗ 
beit fie noch viel größere Auslagen machen würden.“ | 

Dies Vertrauen befteht aber keineswegs bei allen Pachtungen. Es find 
vielmehr die Klagen gar nicht fellen, daß Pächter, wenn fie daS Gut verheflet 
hatten, gerade in Folge ihrer Auslagen und des dadurch geftiegenen Gntt- 
wertb im Pachtzins gefteigert wurden oder die Pachtung verloren. Daß in 
diefer Weife mitunter verfahren wird, darüber liegen manche ganz unverbädtige 
Zeugniſſe vor. Der eben erwähnte Präfident der Farmers Alliance 3. 2. 
weift darauf hin, wie es auf den größeren Herrichaften Sitte fei, von Zeit zu 
Beit neue Ertragseinſchätzungen aller einzelnen Pachthöfe durch Sachverftändige 
machen zu laflen, die der Gejchichte der einzelnen Höfe völlig nunkundig feien. 
Nah diefen Echägungen werde dann der Pachtzind für die nächfte Periode 
beitimmt. Ob die Ertragsfähigfeit durch die eigene Thätigfeit und das Kapital 
des Pächter gefteigert fei, darauf werde dabei feine Rüdficht genommen. Er 
fügte hinzu, daß er aus perfönlichem Verkehr mit zahlreichen Pächtern wiffe, 
daß fie fürchteten bei intenfiver, kapitalreicher Wirthſchaft im Pachtzins erhöht 
ji werden. Ebenſo berichtet der Affiftant-Commiffioner Little, daß ihm Fiälle 

efannt feien, in welchen energifhe und tüchtige Pächter wegen ihrer Melio⸗ 
rationen im Pachtzins gefteigert, fchlecht wirtbfchaftende dagegen, weil ihr Gut 
in meniger ertragsfähigem Zuftande ſich befand, nicht erhöht worden feien. Noch 
immer ſcheint in einzelnen Fällen das alte Sprichwort Geltung zu haben: 
He that havocks may sit 
He that improves must flit. 

Bon den verfchiedenften Seiten ift daher fchon ſeit längerer Zeit eine recht⸗ 
Iihe Sicherung der Pächter für ihre Sapitalvermendungen auf das gepachtett 
Gut verlangt worden, und die Unterſuchung der Königlichen Kommilfion hat 
zu einer fürmlichen Anerkennung diefes Vedürfnifies geführt. „Das Gewicht 
der Zeugenausfagen,“ fagt der Bericht, „Ipricht aufs Entichiedenfte dafür, daß 
dem Pächter eine billige Entſchädigung gefichert werde für den Theil feine 
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icht ausgenugten Kapital3, welcher im Boden zurüdbleibt und dem Grund» 
igenthümer oder dem neu anziehenden Pächter von Nutzen iſt.“ — „Nach 
er forgfältigften Unterfuchung der uns vorliegenden Ausfagen der Sachlundigen 
nd wir zu dem Schluß gekommen, daß weitere gefeßgeberifche Fürforge getroffen 
verden folte, um den Pachtern die Entfchädigung zu fichern, zu welcher fie mit 
tüdfiht auf ihre Kapitalanlage billiger Weife berechtigt ſcheinen.“ Die beiden 
Staatdmänner ferner, welche in letter Zeit an der Spige des engliichen Staats⸗ 
riens fanden, haben die Berechtigung diefer Forderung anerkannt und ihr bei 
erfhiedenen Gelegenheiten Ausdrud gegeben. Schon vor Jahren hatte der Earl 
| Beaconsfield es als Aufgabe der Geſetzgebung bezeichnet, des Pächters 
'apitalanlagen im Grund und Boden zu bejchügen und ihn dadurch zu ver- 
nlaffen, Kapital auf den Boden zu verwenden, was im Intereſſe aller Volks⸗ 
allen befördert werden müſſe. Gladftone aber äußerte fi in einer 1881 
ehaltenen Rede zu Leeds in einer Weife, dag man armehmen mußte, er wolle 
oh weiter in Bezug auf das dem Pächter zuzuerkennende Recht gehen. Er 
ige: „Es iſt von hervorragender und unmittelbarer Wichtigfeit für die Pächter, 
a ſehen, daß mirkfame und nicht fruchtlofe Maßregeln ergriffen werden, um 
a8 ganze Intereſſe des Pächter zu fichern, nicht einen Theil des Intereſſes, 
‚ndern das ganze Intereſſe an feinen Meliorationen und fein Intereſſe an feinem 
3achtrecht, wie es das Geſetz genauer beftimmen mag 1?).“ 

Sehen wir, welche Verwirklichung diefe Gedanken in der engliichen Rechts⸗ 
"nung gefunden haben. 

In einzelnen Theilen von England hat ſich ſchon feit längerer Zeit die 
semohnheit ausgebildet, daß der abziehende Pächter für gewiſſe Sapital« 
ermendungen, welche er auf das Pachtgut gemacht bat und die er, ohne fie 
olftändig ausgenugt zu haben, bei feinem Abzug auf dem Gute zurüdläßt, 
me Entichädigung erhält. Der Aniprud der Pächter beißt tenantright, 
üchterrecht. Die Bezahlung der Summe, melde der abziehende Pächter zu 
dern hat, erfolgt in der Regel durch den neu anziehenden Pächter, eventuell 
der ift natürlich der Grundeigenthümer verpflichtet, die Entichädigung zu 
iſten. Die in diefer Hinficht beitehenden, lokal ſehr verfchiedenen Gewohnheiten 
nd ım Jahre 1848 von einem Komitee de8 Haufe der Gemeinen unter 
orfig des Mr. Bufey gefammelt worden. Das Komitee ſprach damals in 
inem Bericht die Anfiht aus, daß durch das in einigen Gegenden beftehende 
usgebildete tenantright die landwirtbfchaftlichen Verbeſſerungen, welche überall 
n Sande nothwendig feien, um die volle Kraft des Bodens zu entwideln, 
ähtig gefördert würden. Es glaubte aber, daß einer zwangsweifen Ein- 
ifrung große praftiiche Schwierigfeiten entgegenftänden, das Komitee verlafie 
ch deshalb, was die allgemeine und erfolgreihe Annahme des Syſtems angehe, 
uf freie gegenfeitige Uebereinkunft zwiſchen Grundherren und Pächtern. Die 
voffnung aber fcheint fich nicht verwirklicht zu haben. Denn nad) den Aus⸗ 
wen vor dem Stomitee von 1848, ebenjo wie nach den Angaben, welche der 


12) It is of capital and immediate importance for the farmers to see that 
Hective (and not abortive measures are taken to secure the whole interest of 
be tenant, not a part of tbat interest, but the whole interest in his improvements 
nd his interest, as the law may define it, in his tenure. 
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Königliden Kommilfion von 1879—82 gemacht wurden, befleht ein an 
gebildete und allgemeine® tenantright, weldes für SKapitalverwendungen 
genügende Sicherheit gemährt, nur in wenigen Grafichaften, hauptſächlich in 
Tincolnfhire, Surrey, Leicefterfhire und Glamorganfhire. 

In Lincolnfhire, um auf die dortigen am genaueften vor der Kommiifion 
erörterten und am meiften gerühmten Berhältniffe kurz einzugehen, Hat das 
tenantright völlig den Charakter eines anerfannten Gewohnheitsrechts mit 
Gejegesfraft angenommen und noch immer ift das Recht im Zlufle und wird 
dur Sitte und Gewohnheit beftändig fortgebildet. Nach einer m den Jahren 
1878 und 1879 von der dortigen Gefellichaft der Tandagenten und Taratoren 
gemachten Aufftelung hat der abziehende Pächter das Recht auf folgende Ent: 
ſchädigung: | 

1) Die Hälfte der Koften von Leinfaat, Baummwoll- und Oelkuchen, melde 
im legten Jahre verbraucht find. Die zur Berechnung kommende Menge dar 
jedoch nicht den Verbrauch der zwei legten Jahre überjchreiten. 

2) Die Koften der Unterbringung von Kalk, Mergel, Thon werden auf 
die fieben der Operation nachfolgenden Jahre vertbeilt. Für jedes ber fieben 
Jahre, mährend deffen der Pächter die Meliorationen nicht ausgenugt bat, 
befommt er ein Siebentel der Koſten erſetzt. (Seven years principle in deu 
Berichten genannt.) 

3) Für Knochenmehl ift die in gleicher Weife vorzunehmende Vertheilung 
auf fünf Jahre Sitte (Five years principle). 

4) Für die Koften unterirdifcher Drainirung ift die Bertheilung auf zehn 
Jahre, wenn der Grundeigenthümer aber die Röhren liefert, auf fieben Jahre 
angenommen. 

5) Die Koften des im legten Jahr auf mit Futterfräutern beftellten Feldern 
untergebrachten Dünger werden vollftändig erjegt. 

Die Summe, welche jo in der Regel der anziehende Pächter an den abziehenden 
zu zahlen hat, wird von den Sachkundigen auf 35 sh. bi8 2 per Ace 
angegeben. Bei 10 BPachtungen, über welche der Präfident der genannten 
Gefellichaft Rechnung legte, betrug diejelbe durchſchnittlich M 1.19. 41.2 per Acre 

Alle Berichte, joweit ich fehen Tann, ohne Ausnahme loben die Wirkungen 
dieſes Gewohnheitsrehts. Es follen Betrügereien des abziehenden Pächter, 
Kolufionen mit Händlern von Dung« und Futtermitteln, die man befurdten 
ſollte, äußerft felten, wenn jemals, vorlommen. In 19 von 20 Fällen einigen 
fih die von beiden Theilen ernannten Sachverftändigen raſch über die Hohe 
der zu zahlenden Summe, ohne daß es nothwendig wäre, einen Obınann za 
ernennen. — Die furze Kündigungsfrift aller Pachtungen von 6 Monaten wird 
unter diefen Verhältniſſen von den Pächtern in Sincolnfhire durchaus nicht 
unangenehm empfunden. Im Gegentheil, fie find zufrieden mit der dadurch 
gewährten Freiheit, ihren Kontrakt raſch zu Löfen. 

Für große und dauernde Meliorationen, 3. B. für Bauten von Wirthſchafts⸗ 
gebäuden, giebt das tenantright in Lincoln feinen Entſchädigungsanſpruch. Es 
ift bier wie anderwärts Sitte, daß diefelben vom Grundeigenthümer ausgeführt 
werden und daß der Pächter das verwendete Kapital mit 5 °.o verzinft. 

Nicht ganz fo günftig lauten die Berichte über das tenantright in Sunrren. 
Der betreffende Affiftant-Commifftoner wenigftens Hagt, daß oft ganz über 
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mäßige Entſchädigungen den abziehenden Pächtern gegeben würden. Das ſei eine 
ſchwere Laſt für den neu Anziehenden. In manchen Falle ſeien 5 £ auf den 
Are bezahlt worden, mährend das Pachtgut in einem Zuſtande gemefen fei, 
dag in andern Grafichaften Anſprüche wegen fchlechter Unterhaltung (delapidation) 
gemacht worden wären. Ein Fall wird befonderd angeführt, in welchem für 
die gewöhnlichen Kulturen, Heu, Stroh, Wurzeln und Dünger 6 £ per Acre 
bezahlt worden feien. Auch der Neport von 1848 enthält Klagen über den 
Mißbrauch des tenantright in Surrey, Betrügereien der Pächter in Bezug auf 
den verwendeten Dünger u. ſ. m. 

In diefe Verhältniffe, welche weiter nach ihrer mannigfaltigen lofalen 
Entwidlung zu fehildern viel zu meit führen würde, verſuchte die Gejeßgebung 
zuerft einzugreifen durch den Agricultural Holdings Act von 1875 (38 & 39 
Vietoria c. 92). Das Geſetz hatte außer manchen fleineren Mängeln den großen 
Fehler, ein fakultatives Gefeß zu fein, gültig nur für Diejenigen, welche fi ihm 
unterordnen wollten. Kaum mar dafjelbe erlafien, jo erklärten neun Zehntel der 
Grundeigenthümer ihren Pächtern, daß bei ihrem Pachtkontrakt die Gültigkeit 
des Geſetzes ausgefchloffen fein ſollte. Indeß wird von verfchiedenen Seiten 
verfichert, daß manche Grundeigenthümer, wenn fie au die Wirkfamfeit des 
Geſetzes verhinderten, doch dadurch angeregt wurden, ihren Pächtern Zuſagen 
m Bezug auf Entihädigung für Kapitalanlagen auf dem Gute zu machen. 

Der Erlaß eines allgemeinen Entſchädigungsgeſetzes, des Agricultural 
Holdings Act von 1883 (46 & 47 Victoria c. 61) darf als die Frucht der 
erwähnten Streitverhandlungen mährend der Nothjahre und inZbejondere auch 
der durch die Königliche Kommiffton angeftellten Unterfuchungen betrachtet werden. 
83 ftellt- in feinen erften Paragraphen das Princip auf, daß jeder Pächter, der 
auf feinem Gute eine der Verbeflerungen gemacht hat, welche im Anhang zu 
dem Gefege aufgeführt find, bei der Beendigung des Pachtverhältnifies und bei 
feinem Abzug berechtigt ift, von feinem Pachtherrn eine Entfhädigung zu ver⸗ 
fangen in der Höhe des vollen Werthes, melden die Verbeſſerungen für den 
onziehenden Pächter haben. Die Entfchädigungspfliht ift alfo eine allgemeine 
und nicht von den Beftimmungen des Pachtvertrages abhängig. Bei gewiſſen 
Meliorationen, welche die Subftanz des Gutes wefentlich verändern, ift aber die 
vorgängige fehriftliche Gertehmigung des Gutsherrn nothwendig, wenn der Ent- 
ſchädigungsanſpruch eintreten fol. Es find die Meliorationen, welche in den 
dem Gefeg angehängten Verzeichniß unter I aufgeführt find, nämlih: Auf 
führung oder Vergrößerung von Gebäuden, Anlage von dauernder Weide, 
Korbweidenpflanzungen, Wiefen, Gärten, Heden, Hopfen oder Obftgärten, An« 
Inge oder Berbefjerung von Wegen und Brüden, Waflerläufen, Teichen u. |. w., 
Urbarmachung wüſten Landes, Uferbefeftigungen, Ueberfluthung des Landes 
zum Bwede der Düngung (warping of land). Bei der unter II aufgeführten 
Drainirung hat der Pächter, wenn er fie mit Entſchädigungsanſpruch vornehmen 
wi, den Gutsherrn von feiner Abfiht Kenntnig zu geben, dann fann der 
Outshere entweder ein befonderes Abkommen nit dem Pächter über die Aus- 
führung der Drainirung ſchließen, oder diefe felbit übernehmen. Im legteren 
Sole ſann er vom Pächter einen Zufchlag zum Pachtzinſe erheben, welcher die 
Koften der Drainirungsanlage wieder mit 5 %;o jährlich verzinft, ober durch 
eine 25 jährige, zum Zinsfuß von 3 %o berechnete Annuität tilgt. Im Fall 

14* 
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fein Abkommen zwiſchen Gutsherrn und Pächter zu Stande fommt und ber 
erftere die Drainirung nicht jelbft ausführt, ift der Pächter unter Entichädigung 
anſpruch zur Vornahme der Melioration berechtigt. — Dan verfpricht fi) ver 
dieſer Beltimmung eine bedeutende Förderung der für England fo dringend 
notwendigen unterirdifchen Drainirung. — Bei der dritten Kaffe der Kapital 
verwendungen ift die Entſchädigungspflicht des Grundeigenthümers von bejondern 
Bedingungen nicht abhängig. Unter Nr. III find aufgeführt: Düngung mit unar!- 
geſchloſſenem Knochenmehl, mit Kreide (chalking), Lehm oder Thonerde, Kalt, 
Mergel (claying, liming, marling), Brennen von Lehm oder Thonboden, ver 
Allem aber linterbringung gelauften Dünger auf dem Lande und Fütterung 
des Vieh mit Futtermitteln, die nicht auf dem Gute producirt find. — 

Um die Höhe der Entihädigung leichter zu bemeſſen, hatte das Gele 
von 1875 die Meliorationen in drei Abtheilungen, ungefähr der eben angeführten 
Eintheilung entiprechend, gefondert. Man hatte dabei, ganz ähnlich, wie die 
bei dem tenantright in Lincolnfhire und anderen Orten zu geſchehen pflegte, 
angenonmen, daß die erfte Klaſſe von Verbejjerungen ihre Wirkſamkeit nicht 
über 20, die z.veite nicht über 7, die dritte nicht über 2 Jahre erftrede. Nah 
Ablauf diefer Friften erlofh daher jeder Entſchädigungsanſpruch. Die Ent 
Shädigung wurde für die erfte und zmeite Abtbeilung fo berechnet, daß der 
abziehende Pächter ſoviele Zwanzigſtel oder Siebentel feiner Kapitalauslage erhielt, 
al3 von der zwanzig« oder fiebenjährigen Frift nad) Vornahme der Mkeliwratisı 
noch nicht verfloffen war. Diele Berechnungsart der Entichädigung erden 
aber auf der einen Seite unbillig gegen den abziehenden Pächter, weil that 
jählih die Nugung mancher Meliorationen fich viel länger als auf die ange | 
nommenen Friften erftredt, auf der anderen Seite aber war ed unbillig, de 
Koften zum Maßftab der Entihädigung zu machen und für unzweckmäßig und 
fruchtlos verwendete Ausgaben den neu auziehenden. Pächter zablen zu laſſen. 
Man hat daher dies Prinzip in dem neuen Geſetz aufgegeben. Die Koſten 
des Pächters und die Zeit, während melcher er die Berbeflerung benugt hat, 
fommen nicht mehr in Betracht, ſondern es findet eine ganz freie Schägung 
des Werth der Kapitalvermendung für den ferneren landwirthichaitlichen Betrieb 
Statt. Daß das neue Verfahren grundfäglich richtiger ift, darüber dürfte fem 
Zweifel fein, aber die Schägung des Werthes, welchen manche der vorher ans 
geführten Operationen noch haben, nacdden einige Zeit jeit ihrer Vornahme 
verfloflen ift, dürfte mitunter große Schwierigkeiten haben. Sie geichieht dar 
Schied3gerichte, bei deren Zufammenfegung, wenn die Parteien die Ernennung 
von Schied8männern unterlaffen oder über den Obmann ſich nicht einigen, 
das Graffchaftgericht oder die Yandcommiffioner von England mitwirken. Etwaige 
Unterftügungen des Gutsheren bei Ausführung der Meliorationen, widerreht- 
liche Beichädigungen des Pachtguts durch den Pächter, ſowie fonftige Aniprück, 
die der Gutsherr an den Pächter aus dem Pachtvertrage hat, follen bei Zeit- 
ftellung der Entfhädigungsfumme in Rechnung gebracht werden. 

Frühere Uebereinfünfte über Entfhädigung von Meliorationen der erften 
Klaſſe verlieren ihre Gültigkeit durch das Geſetz nicht und für Meltorationen 
der dritten Klaſſe ift es aud in Zukunft geftattet, jchriftliche Verträge zu 
ſchließen, welche eine auf andere Art bemeifene billige und verftändige Entichädigung 
den Pächter fichern. 
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Nah bisherigem englifhen Rechte ferner ging Alles, was mit dem ver- 
pachteten Grundſtück feit verbunden wurde (fixtures), in das Eigenthum des 
Grundeigenthümers über und durfte von dem abziehenden Pächter nicht entfernt 
und mitgenommen werden. Er mußte daher Gebäude, Einfriedigungen, Wirth» 
ihaft3einrichtungen aller Art, die mit dem Boden feft verbunden waren, auf 
dem Grundftüde zurüdlafien, auch wenn er die Einrichtungen u. ſ. w. auf feine 
eigenen Koften während feiner Pachtzeit angelegt hatte. Das neue Geſetz 
geftattet dem Pächter, derartige Gegenftände wieder zu entfernen, wenn er nicht 
Entihädigung für die Anlage erhalten hat, oder zu ihrer Vornahme kontrakt⸗ 
lich verpflichtet war. Der Grundeigenthümer bat aber ein Ankaufsrecht der 
fixtures. 

Endlich enthält das Geſetz noch die Klaufel, daß da, wo bisher eine halb⸗ 
jährige Kündigungsfrift zur Yöfung eines Pachtverhältnifies geſetzlich vorgeſchrieben 
war, fünftig eine zmwölfmonatliche nothwendig und genügend fein fol, voraus» 
geſetzt, daß nicht ein fchriftlicher Vertrag zwifchen Gutsherr und Pächter über 
die Beibehaltung der früheren Frift abgeſchloſſen wird. 

Daß die Beltimmungen des Geſetzes im Ganzen zum Schug der ab» 
ziehenden Pächter ausreichen, wurde von den Vertretern der Intereſſen dieſes 
Standes zugegeben, aber viele Stimmen erhoben fich bei den Verhandlungen, 
welche weiter gingen und aud eine Sicherung des „fienden Pächters“ (sitting 
tenant), gegen eine Erhöhung des Pachtzinfes in Folge von Berbeflerungen 
des Gutes, welche ex jelbft vorgenommen, verlangten. Sir James Caird gab 
diefem Vorwurf gegen das Gejeg in einem Briefe an die Time (19. Mai 
1883) Ausdrud und bei den Verhandlungen in Unterhaufe brachten ver- 
Ihiedene Bertreter des Pächterftandes den Mangel zur Sprache. Der zahl« 
reichfte und betriebjamfte Theil der Pächter, meinte der Exftere, wünſche das 
Pahtgut zu feiner Heimath zu machen und fei an daffelbe durch die Bande 
nahbarlicher Beziehungen und freundlichen Austauſches gegenjeitiger Achtung 
und mohlmollender Dienfte gebunden. Wenn nun aber ein folder Pächter 
tortfahre, feine Wirthfchaft gut und nachhaltig zu betreiben, die Bodenbeichaffen- 
heit zu verbeſſern, guten Lohn tüchtigen Arbeitern zur geben und nügliche Bes 
Ihäftigung den Handmerfern des Dorfes, jo könne er nad) dem neuen Geſetz⸗ 
entwurf zur Zahlung eines erhöhten Pachtzinfes angehalten werden, zum Theil 
gerade in Folge feiner verbeffernden Wirthſchaft. Daß er bei einem fpäteren 
Abzug vielleicht eine Entichädigung beanfpruchen könne, vermöge ihm, da er ja 
2 abzuziehen wünfche, für die Erhöhung feines Pachtzinfes kein Entgelt zu 
eten. 


Die Regierung und die Majorität des Parlament3 aber haben fich nicht 
entichließen können, in das Verhältniß zwifchen Grundeigenthümer und dem nicht 
abziehenden Pächter direkt einzugreifen. Einerſeits wies man darauf hin, daß 
auch die Lage des letteren, wenn ein erhöhter Pachtzind von ihm auf Grund 
jeiner eigenen Meltorationen verlangt würde, durch das neue Geſetz fehr ver- 
befiert mürde. Die Nothwendigfeit, beim Abzug dem Pächter den Werth feiner 
Meliorationen herauszuzahlen, wird den Gutsherrn geneigter zu einem Ab- 
fommen machen, welches den Pächter auf dent Gute feſthält. Wenn auch 
gewöhnlich der Gutsherr die Entihädigungsfumme durch den neu anziehenden 
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Pächter zahlen läßt, fo muß er ſich doch fagen, daß er im Verhältniß zu der 
Größe diefer Entihädigungsiumme weniger Pachtzins von einem neuen Pächter 
erhalten wird. Er mird daher jet mehr als früher Bedenken tragen, einen 
Pächter, der meliorirt hat, durch übermäßige Steigerung des Pachtzinfes zu 


vertreiben. Andererjeit3 würde ein direlter Schu des figenden Bächters nicht 
möglich fein, ohne zu dem Syſtem des irifchen Landgeſetzes von 1831, zu einer 
Beltimmung des Pachtzinſes durch richterliche Entfcheidung (judicial rents) über 
zugehen. Wenn dem Gutsherrn jede Erhöhung des Pachtzinjes geftattet fein ſoll, 
die aus den allgemeinen wirthfchaftlichen Verhältniffen oder aus Meliorationen 
entipringt, welche der Gutsherr felbft vorgenommen, dagegen verboten werden 
fol, die Pacht zu erhöhen, weil der Pächter die Crtragsfähigteit des Gutes 
gefteigert hat, fo muß, im Fall Gutsherr und Pächter fich nicht einigen, eine 
richterliche Entſcheidung darüber eintreten, welcher Pachtzins dem Gutsherrn 
auf Grund der allgemeinen Berhältnifje des Guts, abgejehen von den Mein 
rationen des Pächters, zuzubilligen ift. Ebenfo wie in Irland müßte aber auch 
beftimmt werden, daß die richterliche Entjcheidung nicht durch Kündigung des 
Pachtvertrags feitens des Gutsherrn jofort unwirkſam gemadt würde Da 


Pächter müßte für einige Zeit (in Irland 15 Jahre) ein feſtes Pachtredht zu 
dem richterlich feftgefegten Pachtzinſe erhalten. Es würde auch ihm kaum ver- 
weigert werden können, daß er das ihm fo richterlich zugebilligte Pachtrecht ar 
einen Dritten cedire. Damit wären die drei befannten Forderungen der 





irifchen Pächter (die drei f's, fair rent, fixity of tenure und free sale) auh 


in England erfüllt. 


Die erwähnte Farmers Alliance hat in diefer Richtung beftimmte Vor⸗ 


ſchläge gemacht und ihr BVorfigender Wir. Howard hat diefelben vor der Kom⸗ 
miffton mit nicht geringem Geſchick entwidelt und vertheidigt. Aber bei dieier 
Erörterung trat das Bedenkliche der Vorichläge deutlich hervor. Nach der 


Anſicht des Pächterbundes fol in jeder Grafichaft ein Gerichtshof eingelegt 


werden, beitehend aus einem Grafjchaftsrichter als Vorfigendem und zwei ber 
Landwirthſchaft kundigen Beifigern. Der Gerichtshof fol in ftreitigen Zällen 
enticheiden, wie viel von dem jährlichen Pachtwertb (annual letting value! 
eines Pachthofs dem Pächter für von ihm felbit auf feine Koften vorgenommene 
Berbefferungen zulommt, wie viel dem Gutsherrn für die urjprünglicden Eigen- 





Ichaften des Gutes oder für Verbefferungen, die der Gutsherr vorgenommen 
bat, oder für den in Folge der allgemeinen mirthichaftlihen Enwicklung 


geftiegenen Ertragswerth des Gutes. Auch der Letztere, das berühmte unearned 
increment $. ©. Mills, fol dem Grundeigenthümer nach diefem Vorfchlage 
verbleiben. Der Pächter aber fol das Recht haben, feinen Antheil am jähr 


lichen Pachtwerth, der fein volles Eigenthum ift, an Dritte zu verlaufen. F 


erhält alfo, fowie er irgend welche Dieliorationen vorgenommen hat, ein feſtes, 


veräußerliches Pachtreht. Der Gutsherr foll auch kein Recht mehr haben, dem 
Pächter irgend welche Vorfehriften über die Art des Wirtbichaftsbetriebs zu 


machen, dagegen berechtigt fein, einen Pächter, welcher da8 Gut durch feine 


Wirthſchaft verfchlechtert, vor jenen GerichtShof zu ziehen, und der Gerichtöhel 


fol ihn, im Fall die Klage begründet erfcheint, zu Schadenerſatz verurtheilen 
und eventuell ihm das Pachtrecht entziehen. | 
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Difenbar würde die Verwirklichung diefer Forderungen durch die Gefeh- 
gebung die englifchen Zeitpächter in eine Art von Erbpächtern verwandeln, die 
fih von eigentlichen Erbpächtern nach deutichem Rechte nur dadurch unterfchieben, 
daß der von ihnen zu zahlende Kanon fein unveränderlicher, fondern ein von 
Zeit zu Zeit durch richterliche Entſcheidung mit Rückſicht auf die veränderten 
Berhältniffe neu beftimmbarer märe. 

Wir Fönnen fein Urtheil darüber wagen, ob ein folder Plan in England 
Ausficht Hat, in abjehbarer Zeit durchzudringen. Die Worte Gladftones, welche 
wir oben anführten, erregen die Vermuthung, daß ähnliche Gedanken auch an 
hervorragender und einflußreiher Stelle ſchon ernftlih erwogen find. Zur 
Zeit aber fcheinen uns zwei Gründe fo. entichieden gegen fo durchgreifende 
Aenderungen des engliſchen Pachtrechts zu ſprechen, daß die Enticheidung 
der Regierung und des Parlaments wohl kaum ernftlich angefochten werden 
dürfte, 

Erftens der gewaltjame Eingriff in das Eigenthumsrecht, welchen die dar- 
gelegte Reform in fich jchliegen würde. Sie macht die Rente de3 Grund und 
Bodens abhängig von einer richterlichen Enticheidung, die bei der durchaus 
unfidern Baſis, auf welcher fie erfolgt, auch felbft. nur unficher und willfürlich 
jem Tann. Ein Eigenthum aber, in beflen Ertrag fo willfürlich eingegriffen 
wird, muß eine große Werthverminderung erleiden. Das zeigen denn auch die 
wien Berhältniffe zur Zeit recht deutlich. Wie auch die Einwirkung des 
nesen Pachtrechts auf die Stimmung der Bevölkerung, die agrarifchen Ver⸗ 
brechen und den landwirthichaftlichen Betrieb fein mag, darüber befteht nur eine 
Stimme unter fundigen Berichterftattern, daß das Grundeigentum in Irland 
jest ſchlechterdings unverkäuflich ift. 

Dann aber die Abnahme des Intereſſes, melches der Grundeigenthümer 
an feinem Grund und Boden bat. Bis jett ift e8, wie wir mehrfach hervor- 
gehoben, für die englifche Landwirthſchaft von größtem Werthe, daß wohlhabende 
Örundeigenthümer an dem Zuftande ihrer Güter und an dem Gedeihen der 
Landwirthſchaft auf denfelben das regfte Interefie nehmen und große Kapitalien 
auf die Verbeſſerung ihres Grundbefiges verwenden. Alle größeren Meliorationen 
find bisher von den Grundeigenthümern ausgegangen, und menn auch in 
manchen Fällen nicht Alles gefchehen ift, was gefchehen konnte, im Ganzen ift 
die Summe, welche in den beiden legten Jahrzehnten fo verwendet worden, 
eine außerordentlich große. Es ift kaum mahrfcheinlih, daß ein Stand von 
Erbrächtern, deren eigene Mittel und Kredit viel befchränfter geweſen wären, 
daffelbe geleiftet hätte. 

Außer der Reform des Pachtrechts find mannigfache andere Mittel zur 
Sprache gelommen, um den Pächterftand von den ſchweren Schlägen, die ihn 
betroffen, zu erheben und ihn zum Kampfe mit transatlantichem Miwerben zu 
färten. Am wichtigften fcheinen uns unter denfelben die Reform der lokalen 
Beitenerung und die Verbeſſerung des landwirthichaftlichen Unterrichts. Wir 
beihränfen uns, da die eingehende Erörterung beider Fragen über das uns 
geftedte Ziel binausführen mürde, darauf, die Aeußerungen der Königlichen 
Kommiffion in ihrem endlichen Berichte kurz wiederzugeben. 

Es wird darin vor Allem die linbilligleit hervorgehoben, welche darin 
liegt, daß ausfchliegli das unbemwegliche Vermögen zu den fommunalen Steuern 
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herangezogen wird, und darauf hingewiefen, daß das berühmte Gele der 
Königin Elifabeth (43 c. 2), welches noch jest die Grundlage der Armen: 
ftener bildet, eine jo unvollftändige Heranziehung des Bermögend nidt be 
abfichtigt habe, fondern eine nad der Steuerfähigfeit jedes Einwohner ver⸗ 
theilte Armenſteuer habe einführen wollen. Bei den praftiichen Schmwierigfeten 
aber, welche fi einer Kommunalbeiteuerung des bemeglichen Vermögen ent: 
gegenftellen, will die Kommilfion von diefer Forderung abjehen. Sie Ihlägt 
Dagegen vor: 

1) daß die Koften der Anſtalts- oder Binnenarmenpflege (maintenance 
of the indoor poor) 18) nicht mehr durch die ausſchließlich auf dem unbemz- 
(ihen Vermögen ruhende Armenſteuer des Armenbezirt3 (union), ſondern 
entweder aus der allgemeinen Staatskaffe, oder durch Steuern beftritten werten, 
die auf alles Vermögen innerhalb größerer Bezirke umgelegt werden. 

2) daß ein gemiffer Theil der örtlichen Staatäfteuern der drtlce 
Obrigkeit für örtliche Zwecke übermwiefen werde. 

„Gegen die Uebertragung der Armenausgaben”, fährt der Bericht ie, 
„von örtlicher oder fommunaler auf allgemeine StaatSbejtenerung werden gewöhr⸗ 
ih zwei Einwendungen, jede von großem Gewicht, erhoben.“ 

„Man fagt, daß eine folche Aenderung die Gentralifation vermehren, de 
Örtliche Intereſſe an der örtlichen Verwaltung vermindern und zu großer Ber 
ſchwendung führen würde.” 

„In Bezug auf die Uebertragung der Koften der Außenarmenpflege fu} 
diefe Einwendungen ohne Zweifel mohl begründet, Aber fie finden feine U 
wendung auf die Uebertragung der Koſten der AnftaltSarmenpflege. Es it 
feine Urfache anzunehmen, daß die Centralgewalt Gelegenheit hätte, eine ſchärfere 
Kontrole auszuüben, als gegenwärtig, oder daß die Armenpfleger geringens 
Intereſſe an der Verwaltung der Arbeithäufer haben würden.” 

„Dagegen macht man darauf aufmertfam, daß die Aenderung, wel 
wir empfehlen, für die Armenpflege den ftärkften Antrieb in fich fchliegen würde, 
die Außenarmenpflege durch Anftaltarmenpflege zu erfegen, und fo zugleich mt 
einer großen Verminderung der Ausgabe auch eine erhebliche Verbeſſerung m 
der Ausführung des Armengefeges zur Folge haben würde.“ 

Man fteht, es find Pläne, melche viele Uebereinftimmung haben mit ia 
Borjchlägen, die in manchen fontinentalen Staaten für die Reform der fomma 
nalen Beftimmung, fo verfchieden diefe dort auch eingerichtet ift, im wenert 
Zeit gemacht worden find, 

In Betreff des landwirthſchaftlichen Unterrichts beſchränkt fih de 
Kommifftonsbericht auf die Bemerkung, daß eine Verbeſſerung deſſelben ſehr 
wünſchenswerth fei ohne beftimmte Vorfchläge dafür zu machen. Im 2er 
gleih mit einigen fremden Ländern fei die Möglichkeit, technifche Bildung ze 
erwerben, in Großbritannien fehr befchräntt, obwohl einige Grafſchaftsſchules 
für die Erziehung von Pächtersföhnen errichtet feien. Die Vortheile eine 


13) In Folge der allgemeinen Verbreitung von Arbeitshäufern und der Au⸗ 
Dehnung, welche die —— von Armen in Arbeitshäuſern hat, find bie Kofler 
der Anftaltgarmenpflege im Berhältnik zur Außenarmenpflege in England viel be: 
beutender ala in Deutichlanb. 
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Inftitut3 wie Cirencefter College — der einzigen höheren landwirtbichaftlichen 

Lehranftalt in England — jeien thatjächlih doch nur denen zugänglih, die 

ee machen könnten, welche die Mittel eines gewöhnlichen Pächters über- 
ritten. 

Die Angelegenheit, die wir bier nicht näher verfolgen, verdient die größte 
Anfmerkſamkeit Aller, die fih für die Landwirthſchaft und die agrariichen Zu⸗ 
fände in England intereffiren. Wohl kaum wird man dem Meinen und mittleren 
Pähterftande einen größeren Dienft leiften fünnen, als dadurch, daß man ihm 
naturwiſſenſchaftliche und landwirthſchaftliche Bildung leicht zugänglih mad. 
Dieſen Stand aber zu heben und zu Fräftigen, muß die erfte Aufgabe englifcher 
Agrarpolitit fein und bleiben. Denn in ihm befigt England einen landwirth- 
ſchaftlichen Mittelftand, der zwar nicht an Zahl, wohl aber an Tüchtigkeit den 
beften Elementen unſeres deutfchen Bauernftandes vergleichbar if. Je mehr 
alle Erfahrung lehrt, daß es außerordentlich ſchwer ift, einen folden Stand 
neu zu fchaffen, um fo wichtiger erfcheinen die Mittel zu feiner Erhaltung. 


Anhang. 


I. Durchſchnittliche Weizenpreije in England und Preußen 
bon 1800 reſp. 1816-1882. 





Durhihnittäpreife!) von 










Weizen Roggen 
. Preußifcher, Provinz | Rhein: 
in England Staat | Preußen | Provinz 








Quarter | 100 Kilogr. | 100 Silogr. | 100 Kilogr. | 100 Kilogr. 
eh. d. M. M. M. M. M. 
1801—1810 8 11 .38,1 — — — — 
1811—1820%) | 87 6 39,8 20,6 18,2 24,7 152 
1821—1830 95 27,0 12,1 10,9 13,8 87 
1831— 1840 56 10 "25,85 13,8 13,4 16,3 10,1 
1841—1850 53 4 24,2 16,8 16,0 19,5 123 
1851— 1860 54 Ta | 24,8 21,1 20,0 23,3 16,5 
1861—1870 sl 1 22,8 20,4 19,5 22,3 155 
1871—1880 sl 1 22,8 22,3 21,3 24,0 173 
1881 45 4 20,6 22,0 20,9 23,9 20,2 
1882 45 1 20,55 20,8 19,8 | 22,8 16,1 





Die Tafel zeigt den Unterfchied in der Preisentwidlung zwiſchen Ei; 
(and und Preußen. In dem erfteren Lande ftehen die Weizenpreiſe der 
legten Jahre unter den Durchſchnittspreiſen aller früheren Jahrzehnte, in 


1) Die Zahlen für den preußiſchen Staat find den Publikationen bes buenbihden m 
ſtatiſtiſchen Bureau, bie Durchichnittspreiie des Duarter Weizen in — Li 
1855 aus Zoofe, History of prices vol. VI ©. 489, von da am bem Statistical 
Abstract und den Agricultural Returns entnommen unb auf Getwichtäpteik 1 
deutjchem Gelde von mir rebucirt worden, unter Annahme eines Gewichts für den 
Quarter von 220 Kilogramm (— ca. 83 Pfund pr. preußiſcher Gcheffel) und une 
Gleichſezung eine £ = 20 M. 
2) Für den preußifchen Staat und feine Provinzen aus 1816—18%. 
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Preußen bat das Jahrzehnt von 1871—1880 die höchſten Durchſchnittspreiſe 
ſeit 1816 und auch die Jahre 1881 und 1882 werden außer von diefem 
esten Jahrzehnt nur noch von den Durchſchnittspreiſen 1851—1860 über- 
often. Ferner fieht der Weizenpreis 1880 und 1882 in England durch⸗ 
(Önittli etwas niedriger al3 in Preußen, während er von 1816—1840 uns 


yefähr doppelt jo hoch mar. 


I. Durdichnittspreife von Britifchem Weizen, Gerfte und Hafer 
pr. Quarter in den Perioden von 1800—1848 und 1848—1879). 





Perioden | Weizen | Abnahme Abnahme 





Gerfte Abnehme | Hafer 











| 
| 
| 
! 





| sh. d. sh. d. sh. d. 
1800-1849 703 378 25 9 

18 5 2 0 
149-1879 51 10 35 6 23 9 





‚I an des Getreide» und Weizenbaues in England, 
iowie Größe des fulturfähigen unbenugten Aderlandes im Sahr 1881. 


Die erfte Kolonne giebt die Fläche fultivirten Landes, die zweite und 
dritte den Progentfag der davon mit Getreide im Allgemeinen und |peziell mit 
Weizen beftellten Fläche im Durchfchnitt der 10 Sabre von 1872—1881 
(nd J. G. Craigie, on statistics of agricultural production, Journal of 
the Statistical Society 1883 ©. 47), die vierte die Größe des kulturfähigen 
Aderlandes, welches zufolge der amtlichen Aufnahme im Jahr 1881 gänzlich 
unbenugt lag, für England und Wales fowohl, wie für die einzelnen Graf⸗ 
haften in alphabetifcher Ordnung. 















| Gefammtfläche Unbenutztes 

| De lee ee Een LE  lkcräbiees 
Landes Getreide | Weizen Aderları 

| 





Acres — 0/0 Acres 
England 24 253 999 30,12 12.4 41 998 
Baled...... 2 715 858 18,61 3,85 1819 
Bedlord. . . . . . | 258 242 44,58 19,50 2015 
Bell... 2... | 372 053 39,34 15,96 678 
Bull... 2.2... 402 056 92,94 13,58 1101 
SombE .. 2... 482 946 53,34 25,90 2234 
Eher | 525589 1572 - 5,30 207 
Sornwal . . .. . 532 391 27,01 8,90 337 


1) Die Tafel ift genommen aud ©. C. Brobrid, English Land and English 
Landlords, &. 492. 
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, tei 
Gefammtjläde | Davon waren beftellt mit 5* 
des — Getreide Weizen Aderla 





— 0% 0% Ui 
3,34 = 
Gumberland .. . . = ss on 5,29 3 
DER | —— 25.99 10,68 848 
Devon ah ir di nz 23 40 8.92 69% 
ee | 411879 22,70 va Er 
mann 824 151 49,04 21,52 20 
Eier... 0... 647 788 96.56 13,51 1612 
Gloucefter. . . . . 5 x*ů 15,00 607 
Hants a Er Br — — — — 437 440 94 40 12,68 897 
Hereford 997 293 43.60 18,20 2876 
Lert⸗ rn a Ä — 47,58 21,52 2 305 
a |: We Me | 133 969 39,61 13,67 57 
BEERE ni 1322 401 07 
DOWRWErS..: 20 * 29.98 8,45 597 
Leiceſter. .. . . » 2 Rn 49.07 19,05 2575 
Maus) Be 116 590 16,10 6,90 2 
Mibdleier . . . - . u: 1643 721 385 
Monmouthb . . . .| 223 640 49.14 18,14 1041 
ROEDiE 2 0. - + - 1072 075 f ' 968 
Northampton . . . 557 049 32,17 un z 
Northumberland . . | FE He es 15.26 853 
Notts 60 | 414 968 99,50 14,43 351 
O rford er 85 644 30,68 10,76 — 
Rutland er 608 209 24,16 11,12 214 
ge 897891 17,02 8,26 . 
— 594.396 19,40 8,27 — 
Lei Di: 7168 869 49,79 19,10 580 
— 298 402 32,00 13,75 = 
ee 6680 722 81,02 14,31 235 
Surfer a ee | 486 318 29.34 14,11 1391 
MWarwithb .... . ı 8.40 0,56 — 
Weſtmoreland oo Fe = 29.20 12 41 3.898 
——— 393 984 30,08 15,68 100 
oreefter . .... 
— 15,47 
Yorks E. Ribing . a = — 759 664 
„NR. Riding. . ; 4 980 
W. Riding. .| 1176908 20,21 188 
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. Brozentweile Abnahme oder Zunahme des Bichitandes und 
mit Futtergewächien beitellten, oder als dauerndes Grasland 
liegenden Flüche von 1868—1881. 


| 


ns 2 5:32 ne SeErESE% 
2a 23 = END F.e=i 2,28 
= oo aE * an,» ar SEUSG 
5 2.2 Ss cm - su u8So EP -DR- 
=) 2 — —⸗ Cry ae. no 3258 —*— 
8* Sm | = as Sms 
E» En | Im2 =} E2 oa 5 255355* — 
— ao 522209 BSHELS | ESCEH 
Su 32 2 gsrsezE messe 
= cn E Zosen | zesoa 58 ao = ww 
Do 2* —— Ebbe tr. ga m2S 
2er as ————— | DErE ISERE Er 
* MEERE nn 37 |82 5m 
37,56 6,38 19,44 69 24 
52,18 10,84 18,54 14,2 23 
50,42 13,03 18,41 11,3 26 
31,92 6,06 18,29 10,5 22 
42,10 8,45 15,38 16,4 27 
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Erſte Sitzung. | 


Montag den 6. Oltober 1884. 
Vormittags 9/s Uhr. 


Dr. Najfe (Bonn): Meine Herren! Im Auftrage des Ausſchuſſes 
eroffne ich die heutige Verſammlung. 

Ich danke Ihnen im Namen desfelben dafür, daß Sie zu einer Zeit, in 
weldher an jeden, der fi für das Gemeinwefen intereffirt, die umfangreichften 
Anforderungen geftet werden und in der es an zablreihen VBerfammlungen 
nicht fehlt, in denen öffentliche Angelegenheiten wichtiger Art erörtert werden, 
fich Bier eingefunden haben, und bitte Sie, ſich zunächſt zu konſtituiren, indem 
Sie einen Präfldenten wählen. 


Sombart (Berlin): Da ich den zweifelhaften Vorzug habe, vielleicht 
das älteſte oder eines der älteften Mitglieder des Vereins zu fein, fo geftatten 
Sie mir, um die Geichäftsform abzukürzen, Sie zu erſuchen, Herrn Geheimrath 
Profeſſor Naffe zu unferem Präfidenten durch Akklamation zu wählen. (Allge⸗ 
meine Zuſtimmung.) 


Präfident Dr. Naffe (Bonn): Da der Vorſchlag Zuftimmung findet, 
fo bin ich bereit, daS Amt zu übernehmen. &3 ift mir in allen früheren Ver⸗ 
jammlungen außerorventlich leicht geworden, dasſelbe zu führen, denn unfere 
Verhandlungen haben ſich immer ausgezeichnet durch den Geift der Mäßigung, 
welcher da8 Produkt echter Wiffenfchaftlicgkeit iſt, durch unparteiifche Wahrbeits- 
liebe, fowie durch Gerechtigkeit gegen den Gegner, und wir dürfen ftolz darauf fein, 
daß es uns mehrfach gelungen ift, ragen, die zu Parteifragen geworden waren, 
in denen das Parteiintereffe und die Parteifchlagwörter eine große Rolle fpielten, 
bier in ruhiger, objektiver Weife zu erörtern. In diefer Art der Erörterung, 
glaube ih, Liegt eine große Bedeutung unſeres Vereins in der gegen: 
wärtigen Beit. Die wirtbichaftlichen und fozialen fragen find gerade im Yaufe 
des letzten Jahrzehnt zu politifchen Parteifragen geworden, die politifhen Par: 
teien haben fich ihrer bemächtigt, und ebenſo haben fi) die wirthichaftlichen 
Jutereſſen an bie politifchen Parteien angefchloflen, um durch fie ihr Ziel befler 
zu erreichen. Es ift dies in Deutſchland nicht immer fo geweſen. Nod vor 
turzem gab es unter den Sonfervativen und Xiberalen aller Schattirungen 
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Freibändler und Schutzöllner. Es fehlte nicht an fonfervativen Männem, 
welche vorzugsweiſe die individuelle und forporative Freiheit vertraten mb ent: 
Ichiedene Gegner jeder Ausdehnung der Staatsthätigkeit und der Staat3aufgahen 
waren, — und andererfeit3 fanden fidy unter den fortgefchrittenen Liberalen 
folche, welche die Uebel der Gegenwart vorzugsweiſe durch energiſches ſtaatliches 
Eingreifen zu befämpfen dachten. Erft im legten Jahrzehnt haben ſich ber uns 
die wirthichaftlihen und politischen "Parteien identifizirt. Es mag das ja noth⸗ 
wendig . fein, ich will darüber nicht urtheilen, aber e8 hat gewiß feine großen 
Nacıtheile und Gefahren. ‘Der politiiche Parteikampf wird erbitterter und ge 
häffiger, wenn er zugleih ein Kampf der wirthſchaftlichen Intereſſen if. 
Die wirthſchaftlichen und fozialen Fragen werden weniger unbefangen umd gründ- 
lid) erörtert, wenn fie nur vom Standpunft der politifchen Parteı erörtert mer: 
den. Um fo widtiger iſt e8, daß fi) Männer finden, die im ftande find, 
in objektiver, ruhiger Unterfuchung diefe Ungelegenheiten zu disfutiren, und daß 
ihnen Gelegenheit gegeben wird zu einem Meinungsaustaufh. Hoffen wir, daß 
aud in diefem Jahre unfer Verein zeigen wird, daß er auf einer höheren Zinne 
fteht als auf der Zinne der Partei; dann wird es gelingen, auch eine andere 
wefentlidhe Aufgabe unferes Vereins zu erfüllen. Im mündlichen unmittelbaren 
Meinungsaustaufh ſchwindet die Entfremdung, die leicht zwiſchen Bertretem 
verjchtedener Anfichten entftebt; bei perfönlicher Begegnung ift es oft möglid, 
in kurzer Friſt Beziehungen zu knüpfen, die bei fchriftliher Verhandlung mn 
unter großen Schwierigleiten entſtehen. 

Ich gehe nun nad) dem Statut dazu über, die Vizepräfidenten und Schrift: 
führer zu ernennen. Das Amt des Vizepräfidenten zu übernehmen bitte id 
die Herren Freiherr von Roggenbach und Oberbürgermeifter Dr. Diquel, das 
Amt der Schriftführung den Herrn Sekretär des Ausfchufles Herm Beibel mt 
die Herren Stadtrath Dr. Barrentrapp und Brofefior Dr. Cohn. 
ch Mir treten nım in die Tagesordnung ein. Der erfte Geganftand der- 

en ift: 
Maßregeln der Gejeggebung und Verwaltung zur 
Erhaltung des bäuerlihden Grundbefiges, im An: 
ſchluß an die Ergebniffe der Unterfuhung über die 
bäuerliden Zuftände. | 


Ueber diefe Frage ift in den letzten Jahren in Schrift und Wort aufer: 
ordentlich viel gefagt worden, und es bätte faſt zweifelhaft erfcheinen können, 
ob es nothwendig ſei, noch einmal an diefem Orte fie auf die Tagesordnung 
zu ſetzen; aber der Ausfhuß ift dabei geleitet worden einerfeit8 von dem Wunjdk, 
aus unferen eigenem fchriftlihen und mündlichen Verhandlungen vor zwei Jahren 
womöglich ein gewiſſes Fazit zu ziehen, und ferner glaubten wir, es ſei der 
Moment gelommen, wo man aus der Menge der Vorſchläge, die gemacht wor: 
den find, vorzugsweiſe diejenigen hervorheben könnte, über die eine gemille 
Meinungseinigung ftattgefunden hat und die am reifften find, um in das wirt: 
liche Leben durch die Geſetzgebung oder durch Maßregeln der Verwaltung ein: 
geführt zu werden. 

Ich gebe nun das Wort dem erften Referenten Herm Profeffor Dr. Conrat 
(Halle a. ©.). s 





Referat 


von Profefior Dr. Conrad (Halle a. ©.) 
über 


Maßregeln der Gejegebung und Verwaltung zur 
Erhaltung des bäuerlichen Srundbefitzes, 


im Anſchluß an die Ergebniffe der Unterſuchung über die bäuerlichen 
BZuftände. 


Das Thema babe ich geglaubt breiter auffafien zu müſſen, als e3 der 
Wortlaut zu erfordern fcheint. Zunächſt muß ich die bisherigen Unterfuchungen, 
da8 vorliegende Material charakterifiren und Eritifiren, um dann die daraus zu 
ziehenden Refultate aufzuftellen. Ich habe erft die Lage des bäuerlichen Grund- 
beſitzes zu unterſuchen, um flar zu legen, ob er beſonders gefährbet erjcheint, 
und wie weit, und danach die zu ergreifenden Maßregeln zu erörtern. Hier 
zeigt es fid "aber wieber, daß es unmöglich iſt, die ülfmittel, melde dem 
Landwirthe ſelbſt bleiben, zu ignoriren, denn erſt nad) ihm und mit ihm bat 
der Staat einzutreten. — So erweitert fich der Gegenftand derart, daß eine 
irgend erihöpfende Behandlung unmöglid wid. Ih muß mid auf Andeu⸗ 
tungen beſchränken und vor allem davon abstrahiren die Begrundung der Beläge 
aus den Schriften anzuführen. 

Laſſen Sie mid zunächſt einen Blick auf das ums vorliegende Material 

zur Beurthetlung ber Lage ber Landwirthſchaft werfen, welches fi | in der neuften 
Bit in erfreulichfter Werfe gemehrt bat. Für Preußen ftehen im Vordergrund 
die Berichte namentlich) der landwirthſchaftlichen Zentralvereine des Landes an 
den Miniſter, über welche im Landesöfonomietollegium eingehend verhandelt 
wurde, und ähnliche Berichte an den deutſchen Landwirthſchaftsrath aus allen 
Theilen Deutſchlands und die fih daran Mnüpfende Disfuffion. 

Da ſich bier die hervorragenbften Fachmänner aller Parteiſtandpunkte auf 

Grund der genauften Kenntniß der Verhältniſſe Aber die Lage ihrer Gegend aus: 

fprechen, jo tft darin eine Fülle der Belehrung geboten, melde die allgemeinfte Bes 

achtung verdient, Insbeſondere find die las Uebelftände in der Harften und 
1* 
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fhärfften Weife zum Ausdrud gelangt, während bie Berichte des 

minifterd qn den König eine trefflihe Geſammtuberſicht über die — 
der Landwirthſchaft in den® legten Jahren bieten. In dankenswerther Beilt 
hat man verſucht durch flatiftifche Erhebungen ad hoc in einzelnen Theilen 
des Landes über die Verſchuldung und Bewegung des Grundbefiges der Die 
kuſſion feftere Grundlagen zu geben, doch war es natürlich unmöglich jest plög- 
lich in kurzer Friſt nachzuholen, was die Statiftit beflagenswerther Weiſe bisßer 
in dieſer Hinficht verfäumt hatte. 

Eine ganz hervorragende Stellung in der bezüglichen Literatur nimmt dam 
bie Hodißebentjame Enquete für Baden ein, melde wohl für Iange Zeit das 
unerreichte Mufter derartiger Erhebungen in Deutichland bleiben —* durch 
bie eingehende Berückſichtigung der Details, bie große Zahl der betrachteten 
Orte, die peinlide Sorgfalt der Durchführung, geftüttt von einer genauen Er⸗ 
mittlung der Subhaftationen, die auch für Bayern vorliegt. 

Schließlich, gewiſſermaßen al3 dritte Gruppe, find die Referate zu er: 
wähnen, bie auf Veranlafſung biejes Vereins aus allen Theilen Deutſchlands eu- 
gelaufen find und unzweifelhaft ein überaus werthvolles Bild unferer Zuftande 
li haben. Und es ſcheint mix eine Pflicht meinerjeits, an biefer Stelle dem 

orflande des Vereins ausdrücklich Dank für die Veranlaſſung der Berichte, 
wie den Referenten für die Uebernahme und Durchführung berfelben auszufpredien 

War in der erften Gruppe faft nur der Fachmann zum Worte gelommen, 
ber es hauptſächlich ergriff, um die vorhandenen Schäden aufzudecken, fo find 
in den beiden leßten Gruppen mehr allgemeine Darftellungen enthalten, bie es 
dem Leſer überlaflen, ſich ein günftige oder ungünftiges Urtheil zu bilden. In 
ber legten treten ferner Landwirthe nur ausnahmsweise auf. Es find meift mıt 
Sad: und Lokalkenntniß ausgerüſtete, den Verhältniſſen objektiv gegenäber 
ftebende Berfonen, die ihr Votum abgeben, welches deshalb jehr geeignet if, 
das der andern Gruppe zu ergänzen. Die vierte Gruppe, d. |. die zahlreichen 
Spezialfhriften über den Gegenftand, übergehe ich ve ic) werde Gelegenheit 
finden, fie bei den einzelnen ragen heranzuziehen, da fie weniger darſtellend 
als theils anflagend, theils Vorſ öläge für Spezialfälle machend auftreten. 

Ein Mangel haftet aber dem ganzen Material an. Es find fubjetie 
Meinungsäußerungen, die nur für einzelne Gegenden oder gar nur für Ortſchaften 
durch ziffermäßige Angaben geftügt werden. Es fehlt an der breiten 
das ganze Land umfafjenden ftatiftifhen Grundlage umd damit 
an ber fiheren, umumſtößlichen — jagen mir mathematifchen wie logiſchen Be 
weisfraft, die Prämiffen find bisher nicht fiher feftgeftellt. Daher bleibt 
immer noch eine verſchiedene Auffafſung möglich auch nach ernſtem Studium der 
ganzen Literatur, und thatſächlich ſehen wir noch die Anſchauungen weit 8 
einander gehen. 

Aber ein zweiter Punkt ift wichtig pernorzußeben. 

ANe Erhebungen, wie fie in den brei erwähnten Gruppen vorliegen, ſind 
nach meiner innigſten Ueberzeugung dazu angethan die Berhältnifie in einen 
ungünſtigeren Lichte erſcheinen zu laſſen, ale fie thatfächlich find, einem zu 
pejfimiftifchen Urtheile befondere Nahrung zu geben. 

Eine jede derartige Unterfuchung, veranftaltet um befonbere Schäben aufn 
decken — und als ſolche darakterifirt ſich auch die dieſes Vereins —, wird mit 
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mehr Nachdruck die Uebelftände hervortreten laſſen als die Vorzüge. Die erften 
find von beſonderem Intereſſe, fie werben eingehender behandelt, die anderen, wo 
wicht ignorixt, fo doch mehr beiläufig beſprochen. = 

Zur Beurtheilung der Schattenfeiten braucht ſich der Leſer nur an ben 
Zert zu balten, zur angemefjenen Gegenüberftellung der Lichtfeiten auf Grund 
der gemachten Angaben bedarf e8 für ihm eines eingehenden Nachdenkens, einer 
befondern Arbeit, die nit Yedermanns Sache. Sein Wunder, wenn deshalb 
die meiften Lefer einen mehr dunkeln als lichten Eindrud empfangen, auch wo 
thatſächlich Schatten und Licht gleich vertheilt find. 

Der nachtheilige Einfluß des Stillftande3 der Getreidepreife ift ganz all- 
gemein eingehend gefchilvert, dagegen ift der Vortheil des Steigens der Preiſe 
der thieriſchen Produfte nur wenig, der der “Preisermäßigung der meiften Be 
dürfnifle des Landwirthes faft gar nicht betont. Wo mit dem Grundbefig 
Wal verbunden ift, klagt man gewaltig fiber die niedrigen Holzpreife, wo der 
Landwirth aber nur das Holz fauft, erwähnt man diefelben gar nicht. Das 
Herabgehen des Zinsfußes ift fehr allgemein angegeben, aber nur einmal in 
feiner vortbeilhaften Wirkung für den Landwirth gewürdigt, während, wo wie 
in Hannover eine Stnößeigerung angenoınmen ift, dies als bedeutſames Moment 
für Verſchlechterung der Lage der Landwirthſchaft energifch hervorgehoben ift. 
Mit Recht wird der Einfluß der Lohnerhöhung der Arbeiter für die Landwirthe 
mit grellen Farben gejchildert; wo ſich der Lohn nicht weſentlich verändert hat, 
geht man mit Stilljhweigen darüber hinfort. — 

Ferne fei e8 von mir den Darftellern daraus einen Vorwurf zu machen. 
Es Tiegt das vielmehr in der Natur der Sache, aber man hat das bei der 
Lektüre zu beachten, will man fidy nicht ein ſchiefes Urtheil bilden. 

Beranftalten Sie eine Enquöte über die Lage der AInduftriellen, der Hand» 
werker, der Kaufleute, der Lehrer und fonftiger Beamten — Sie werden ein 
trübes Bid erhalten. Ja, lafien Ste die Lage der ländlichen Tagelöhner 
unterſuchen, das Nefultat wird jeden Menſchenfreund bekümmern, ein erfreu= 
licher Fortſchritt wird ſchwerlich Daraus bervorleuchten, obgleich faft alle Berichte 
Lohnerhöhung auf dem Lande bei Preisermäßigung faft aller Konſumtibilien ergeben. 

Ein folder Mangel haftet aber auch der badiſchen Enquôte an. 

Sie ftügt fi) zum Theil auf Rentabilitätsberechnungen und Hausbaltungs- 
budgets, die unzweifelhaft von größtem Intereſſe find. Aber ſolche Angaben 
über Ausgabe und Einnahme des Heinen Bauern oder Arbeiter, die nur auf 
ungefährer Schägung beruhen, ergeben faft ftet3 ein Defizit, da man detaillirte 
Suhfüprun zur exakten Feitftellung der Thatſachen nie findet. Ein günſtiges 
Reſultat wird in ſolchen Wirthſchaften thatſächlich nur erzielt durch die große 
Lunſt die einzelnen Pfennige, die unſcheinbaren Abfälle u. ſ. w. richtig zu vers 
wertben, welche ſich der Beobachtung des Statiftifer völlig entzieht. Stellen 
Sie einmal feft, was eine Wittwe mit 4 Kindern nothiwendig braucht, umd 
dem, was fie ev. verdient und an Armenunterflügung dazu erhält, gegenüber. 
Ste werden zu einem enormen Defizit gelangen und nicht verftehen, wie 
es möglich ift, daß die Perfonen fattifch leben und auskommen. Ich glaube 
en Recht zu haben in diefer Sache ein Urtheil abzugeben, denn ich habe Jahre 
hindurch im verichiedenen Theilen Deutfchlands ſolche Rentabilitätsberehnungen 
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bei Bauern und Budgets von Arbeitern aufgeftellt und viel unbenutztes Material 
der Art im Kaften Liegen. 

Solde Bufammenftellungen find von entſchiedener Bedeutung, werm bie 
Topen mit der nöthigen Vorſicht gewählt find. Der Kenner der Berhältuifie 
wird daraus das Richtige entnehmen, aber fie geben ein ungänftigeres 
Bild als es in der Wirklichkeit vorliegt. 

Den Mangel an Beweiskraft der biöherigen Erhebung erkennend, hat man 
deshalb von vielen Seiten eine große allgemeine detaillirte Enquöte über ganz 
Deutichland ausgedehnt verlangt, und ich möchte mid) darüber fofort ausſprechen 

Ich bin zu ſehr Statiftifer, um nicht jede Gelegenheit zur Erlangımg 
neuen Material mit Freuden zu ergreifen. Ich würde daher an und für fi 
ſolch Borgehen gern befürworten, wird es doch unzweifelhaft über manden 
Punkt neue Klarheit verbreiten. Wenn ich aber gefragt werde, ob ich eine 
neue Erhebung, eine Enquete im englifhen Sinne über die Lage der Laub: 
wirthe und der Bauern fpeziell für geboten erachte, um daraus eim richtiges 
Bild der Berhältniffe zu gewinnen und befonder Vorſchläge für die Ad⸗ 
miniftration darauf ftägen zu können, fo muß id darauf mit einem entfdie- 
denen Nein antworten. 

Su Bezug auf die wichtigften und Bauptjächlichiten Fragen kann mon 
aus dem, was vorliegt, völlig ausreichende Antworten gewinnen. Es wird meine 
Aufgabe fein, diefe zufammenzuftellen, und ich glaube, daß ein einmüthiges 
Urtheil bier zu erzielen if. In Bezug auf die übrigen, und für die Perfonen, 
welche eine vorgefaßte Meinung haben, wird aud) eine neue Enquöte eine Beweis⸗ 
kraft nicht befiten. 

Das deutſche Reich ift zu groß, als daß e8 durch eine Enquéête be 
mältigt werden könnte, die nur Werth hat, wenn fie einheitlich durchgeführt wird 
db. 5. von einem Zentralpunft aus geleitet umd überwacht wird, wo möglich durch 
diefelben Perfonen. Das Gebiet ift ferner zu groß, um überfehen werden zu 
können und um Durchfchnitte zuzulafien. Denten Ste an die drei dicken Wände, 
die für das Meine Baden geliefert find, an die 36 Bände der einen franzöfi 
ihen Enquöte. Man würde eine große Bibliothek für das ganze Deutſche Reich 
erhalten, die nur wenige Einzelne durch ein beſonderes Studium zu bewältigen 
vermöcten. Der fubjeftiven Auffaflung diefer Imterpreten wäre immer noch 
ein weiter Spielraum gelafien, und auf fie wäre man allgemein angewiefen- 
Für einzelne Gegenden, wo die Lage extremen oder akuten Charakter getvonmen, 
Eifel, Rhön und ähnliche Gebirgsgegenden, oder mo die Berichte zu abweichend 
waren, mag man fi) die Enquöte vorbehalten, aber nicht für das ganze Neid. 
Das Reſultat würde in keinem Verhältniß zu dem immenfen Aufwand ſtehn 

Es kommt aber weiter in Betracht, daß eine Enquste nur als Er⸗ 
änzung einer allgemeinen ftatiftiichen Aufnahme anzufehen iſt, keineswegs als 

fa, fie wird erft rechte Beweistraft haben, wenn die grundlegenden That: 
fahen, d. f. bier Bertbeilung, Verſchuldung und Vergantung des Grund und 
Bodens, ziffermäßig feftftehen. Daher follte man wenigftens fo lange damit warten 
bis diefe Grundlage gewonnen. Dieſe aber zu befchaffen ift unzweifelhaft die erſte 
und wichtigfte Aufgabe. 

Als das erfte Refultat der bisherigen Diskuſſion fehe ich an, daß die Rothe 
wendigfeit einer erweiterten Agrarftatiftit anerfannt und die ihr zu gebende 
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Richtung feftgeftellt iſ. Nur über die zu gebende Ausdehnung weichen die An- 
fihten ab. Es würde mid zu ‚weit führen dem wichtigen Gegenftande heute 
mäher zu treten. Ich glaube vielmehr, daß ſich der Verein ein Verdienſi er- 
werben würde, wenn er eine Schrift veranlaßte: Ueber bie gegenwärtigen 
Leiftungen. der. Agrarftatiftit im den verfchiedenen Ländern und die Aufgaben 
derfelben in Deutichland. 

Beachtenswerth find in dieſer Hinfiht die Vorſchläge des f. Landesöfonomie- 
tollegiumd, denen ich mic) mit geringen Modifikationen anſchließe. 

AS Grundlage für unſere Frage ſcheint mir erforderlich, daß die folgenden 
ſtatiſtiſchen Erhebungen durchgeführt werden, ſo weit ſie noch nicht vorliegen: 

— Zahl der Grundbeſitzer und ihres Beſitzes nach Größe ew. Grund⸗ 

ertrag. 

2. Die Wirthfchaftstomplere nach Zahl, Größe und ev. Grundfteuerreins 
erirag. 

3. Die Veränderungen in diefen Berbältniffen wo möglid, in jedem Jahre. 

4. Die Höhe der hypothekariſchen Verſchuldung unter Scheidung vom 
ſtädtiſchem und Ländlichen Befig, ob Landwirthſchaft allein oder mit einem 
Nebengewerbe betrieben wird, in Gruppen nad Größe und ev. Grundſteuer⸗ 
veinertrag, dabei Ausfcheidung der jhuldenfreien Güter und Abftufung der Höhe 
und jährlichen Veränderungen der Verſchuldung im Bergleihe zum Tar⸗- bezw. 


5. Die Zahl der Verkäufe und Exbfälle unter Angabe des Gelobetrages, 
nah Größe und Örundfteuerreinertrag pirt. 

6. Die Subhaftationen des Grundbefiges bleibt nach dein Borbilde Bayerns 
und Badens geſchieden nad) der Größe, ev. dem Örundfteuerreinertrag, und unter 
Feſtſtellung, ob Landwirthſchaft allein oder mit Nebengewerbe betrieben wird. 

Wunſchenswerth ift es, daß diefe Erhebungen nicht nach politiihen Bes 
zirken, fondern nad einer Eintheilung des Yandes nad) orographiicher Bes 
Khaffenheit und Bodenqualität, alfo nad den natürlichen landwirthſchaftlichen 
Produftionsbedingungen durchgeführt werden, wie das vom Lundesöfonomie- 

wm aud befürwortet ift. 

Dieſe ſtatiſtiſche Erhebung halte ih nicht nur für durchführbar, ſondern 
für unerläklih. Sie ift um fo ficherer, da fie nicht auf Angaben der Land: 
— beruht, ſondern der Organe der freiwilligen —— und ähnlichen 

örden. 

Man hat auf die großen Koſten ſolcher Erhebungen hingewieſen, die durch 
Vermehrung des Perſonals der betr. Behörden entſtehen würden, indeſſen giebt 
es ein vortreffliches Mittel einen Theil dieſer Koſten zu decken, nämlich durch 
die Beſeitigung der Ernteſtatiſtik, wie ſie jetzt für das ganze Reich durchge⸗ 
führt wird, die von weit untergeorbneterer Bedeutung ift als die erwähnten Er: 
bebungen, deren Nefultate nur von relativem Werthe find und für den praftifchen 
Gebrauch durch allgemeine Schägungen, wie fie rechtzeitiger ja ohnehin noch vor- 
genommen werden, ebenfo gut und ausreichend beſchafft werden fünnen. Die 
Siftirung wäre um fo mehr gevechtfertigt, als gerade ein fünfjähriger- Durch⸗ 
ſchnitt gewonnen if, den zu gewinnen man befonder8 beftrebt war. 

Hat man erſt eine derartige Statifil, jo reichen bie fländigen Drgane ber 
Verwaltung, fo wie die landwirthſchaftlichen Vereine und die Preſſe fiher aus, 
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um über die Lage der Landiwirtbichaft genügend zu orientiven. Mit vollem 
Rechte ift gejagt, daß das Miniſterium beftändig Enquöten veranftalte. Se 
lange aber‘ jene Statiftit fehlt, ſchweben aud die größten Spezialenquéten 
mehr oder weniger in der Luft. 

Lafien Ste mich jet Ihnen die Eindrüde eg bie ich nad} forg: 
famem Studium des gefammten Materials über die Lage der Landwirthſchaft 
und fpeziell der bäuerlichen empfangen babe, um dadurch die Grundlage für die 
Borjchläge zu gewinnen. 

Darüber kann kein Zweifel fein, die deutjche Landwirthſchaft befindet ſich 
in äußerft fchwieriger Lage. Faſt allgemein ift eine rapide Zunahme der Ber: 
ſchuldung konftatirt, und ebenfo ein Rückgang der Guts⸗ und Pachtpreije im 
Bergleihe zum vorigen Dezennium. Ein zu Bäufiger Beſitzwechſel bezeugt, daß 
die alten Beſitzer nicht feſt im Sattel ſaßen, und es wird dies beſonders 
ſchlagend und in trauriger Weiſe bewieſen durch zahlreiche Subhaſtationen und — 
was hier beſondere Beachtung verdient — die zunehmende Zerſplitterung der 
Bauerngüter. 

Aber ich Habe nicht den Eindrud gewinnen können, daß die Klagen der 
Landiwirthe berechtigter find als die der Induſtriellen, Kaufleute, Handwerker, deren 
Wohlftand im Jahre 1880, 1881, 1882 gegenüber den fiebziger Jahren gleich⸗ 
falls entſchieden gelitten hatte, und bei denen Konkurſe in noch weit erfchreden- 
derer Weife um ſich gegriffen hatten. Ich babe ferner die fefte Ueberzeugung 
— — und das iſt das punctum saliens —, daß wir es nur mit einer 

riſis zu thun haben, nicht mit einem beginnenden Siechthum. 

Den ſchlagenden Beweis hiefür ſehe ich in dem bedeutſamen Umſtand, 
daß, abgeſehen von vier kleineren Diſtrikten (Rhön, Weſterwald, Eifel, Ober⸗ 
ſchleſien) aus allen Theilen unſeres Vaterlandes ein bis in die neuſte Zeit ſich 
erſtreckender, weſentlicher Fortſchritt in der Landwirthſchaft konſtatirt iſt. Darauf 
bat in vorzüglicher Weiſe der Miniſter Lucius in dem Landesötonomielollegumn 
Bingemwiefen, um der dort zu Tage getretenen peſſimiſtiſchen Stimmung ent: 
gegenzutreten. Wie der Pächter oder Gutsbefiger, der dem Ruin emtgegengebt, 
das Gut ausfaugt, die ganze Wirthſchaft zurüddringt, fo wird der Stand der 
Landwirthe nicht im Betriebe Fortfchritte machen, wenn die Wurzel frank ift 
und er einem Siechthum verfallen if. Gerade fo aber wie die in bedrängter 
Lage befindliche Induſtrie mit friſchem Muthe vorwärts arbeitet und auf eine 
befiere Zufunft und — Gott fei Dant — auf die eigene Kraft baut, fo bisher 
auch nod) der deutiche Landwirth. 

Es ſcheint mir überaus wichtig dies zu betonen. Nichts wäre falicher, 
aber auch nicht3 gefährlicher al8 dem Landiwirthe den Glauben beizubringen, er 
fei innerlid) frank, und ihm das Eelbftwertrauen zu nehmen. Darin liegt die große 
Gefahr jeder öffentlichen Diskuffion, auch unferer über die vorliegende Frage, und die 
große Berantwortlichkeit, die wir damit auf und nehmen. Denn der Landwirth iſt 
allerdings rettungslos dem Siechthum verfallen, wenn er nicht mehr der eigenen Kraft 
vertraut, fondern fi auf Hülfe von außen verläßt. Ich werde den Beweis liefern, 
daß ich nicht auf dem Standpunkt des laissez faire ſtehe: man fol Hülfe ſchaffen, 
fo weit man kann; wohl aber vertrete ich auf das nachdrüdlichfte bie Auffafiung, 
daß ber Staat gerade dem Landwirthe blutwenig zu helfen vermag, und daß 
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es der größte Frevel iſt, unter den Landwirthen den Glauben zu verbreiten, 
fie hätten vom Staat die Rettung aus der gegenwärtigen Noth zu erhoffen. 

Der Berein bat die feywierige Aufgabe in feinen Vorfchlägen das richtige 
Maß zu halten, um weder der mandhefterlichen noch der Agrarierrihtung zu 
viele Konzeffionen zu machen. | x 

Wir haben e8 bier aber ſpeziell mit den Bauern zu thun und zunächſt 
zu unterfuchen, ob der Bauer fchlimmer dafteht als der größere GutSbefiger 

und ob bie auf die Landwirthfchaft drückenden Konjunkturen auf ihm ſchwerer Laften 
als auf jenem. 

In verjchiedenen Gegenden, wo großer und Meiner Grundbeſitz zufammen 
liegen, ift die Lage des Bauern allerdings als noch prefärer hingeftellt, als die 
des Gutöbefigers, vor allem in Poſen, großen Theilen Weftpreußens, Schlefiens. 
Sie ift noch defolater gefchildert, wo der Bauer durdaus überwiegt, in den 
erwähnten Rheindiſtrikten, Franken, einzelnen Theilen Badens. Über dabei ift 
wiederum eine zu betonen. Wo der Zuftand ein befonders beflagenswertber 
ift, da Tiegen auch befondere Urſachen dafür nor: in jenen betr. Gegenden 
wird einftimmig fonftatirt, daß der Bauer in feinem wirthſchaftlichen Vetriebe 
Binter der Beit, zum Theil in unglaublicher Weife, zurüdgeblieben ift. 

Man erfiaunt, aus den Berichten zu erfahren, welche Verbreitung noch 
heutigen Tages die mittelalterliche Dreifelderwirthſchaft im Often und Süden 
Deutſchlands hat, wo es als ein Fortichritt der Neuzeit bingeftellt wird, daß 
ein großer Theil des Brachſchlages befümmert wird. Wie unvolllommen ift 
noch die Düngerbehandlung, melde Bergeudung der Arbeitäfraft! Nicht nur in 
Bayern, Baden und Hefien, fondern ſogar am Rhein fehlt e8 dem Bauern an 
eigenem Zugang zum Ader. Herr v. Rath ruft am Schluß feiner Darftellung 
der Noth der Eifel dem Landesdkonomiekollegium zu: gebt der Eifel ein Kon⸗ 
folidationggefeg, damit der Bauer feinen Ader, fein Handwerkszeug, zuſammen⸗ 
gelegt benugen kann. 

Ih meife darauf bin, daß ein Mann, der fi mit Stolz einen Bauer 
nennt und ein Agrarier vom veinften Waller ift, doch feinen Kollegen zuruft, daß 
fie allem durd) angemefjene Einſchränkung der Ausfaat jährlid 264 Dill. Mark er- 
fparen fönnten, und daß exft eine Verdoppelung des gegenwärtigen Biehftandes 
die Landwirtbichaft auf die zeitgemäße Höhe zu bringen vermöge. Gerade von 
Agrariern ift ja wiederholt behauptet, daß es leicht fei durch Verbeſſerung der 
Wirthſchaft das koloffale Defizit an Getreide zu deden, für welches jegt das 
Ausland eintreten muß. 

Das Gefagte wird genügen, um den Ausſpruch zu rechtfertigen: im Tand= 
wirtbihaftlihen Betriebe liegt der Angelpunkt, wo der Hebel gegen 
den Drud der allgemeinen Konjunkturen eingejfegt werden muß, die allerdings in 
der neuen Beit dem Bauernſtand gefährlidy geworben find. Gerade bei den 
Bauern if bier ein weit gehender Spielraum zeitgemäßer Ber: 
volltommnung, der ihm die Hülfe leichter macht al8 dem großen Grund: 
befiger. Ih kann aud nicht umhin darauf aufmerffam zu machen, daß die Sub- 
haſtationsſtatiſtik in Bayern in fo überwiegendem Maße perſönliche Schuld als 
Urfache der Vergantung angiebt, daß, man mag an der Erhebung mäleln fo 

viel man will, der Umftand beachtet werden muß. In anderen Landestheilen 
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würde eine gleiche Erhebung ſicher die gleichen Refultate ergeben. Die mora- 
— ———— des Bauern iſt und bleibt das zweite Moment. 

Wohl ift das von den Regierungen und einem großen Theil ber 
genügend erkannt und gemürdigt, doch mußte das an diefer Stelle betont 
werden einer weitgehenden Agitation gegenüber, welche irreführend diefe Momente 
in den Hintergrumd zu drängen ſucht. 

Es bleibt aber weiter zu beachten, daß jene allgemeinen Konjunkturen den 
Bauer weniger berühren als den großen Grundbefiger. 

Welches find bie allgemeinen Umftände, welche die deutſche Landwirthſchaft 
in dem legten Dezennium heimgeſucht haben? Sie find zu oft behandelt, al 
— es bier einer weiteren Erörterung bedürfte, ich faſſe fie vielmehr mr fu 
zufammen: 

1. Die durch die ausländiche Konkurrenz gedrüdten Getreidepreife, deren 
Wirkung im allgemeinen nicht durch die Steigerung der Preiſe der threrifchen 
Produkte ausgeglichen wurbe. 

2 Die erhöhten Arbetterlöbne. 

Es ift Mar, daß diefe beiden weſentliche Momente auf den Bauen 
hei weiten nicht den nadhtheiligen Einfluß ausüben fonnten wie auf den Grof- 
grundheſitzer, weil bei ihm der Getreidebau nicht die finanzielle Rolle ſpielt. 
und weil er nicht in dem Maße auf andere Arbeitskraft angewiejen — ſo daß 
die Grundbedingungen ſeines Gedeihens — ſtiger ſind: und das ſcheint 
mir ſehr beachtenswerth. Die Bauern und kleinen Kofſäthen, deren Lage als gam 
befonder8 prekär geſchildert wird, auch wo es nicht an Arbeit fehlt, nur weil 
fie nicht entſprechenden Gebrauch davon machen, könnten in den erhöhten Löhnen 
gerade die leichtefte Rettung finden, 

Die folgenden Momente fallen bei beiden zuſammen: 

3. Eine große Reihe ungünſtiger Ernten, bie in allen Berichten em | 
Hauptrolle fpielen. In ein klares Licht wird dieſes Moment durch eine auf 
meine Bitte von Herrn Dr. Kremp in meinen Jahrbüchern um Oltoberheft d. J. 
veröffentlichte Arbeit geftellt, die zeigt, daß in der Zeit von 1870 bis 83 mu 
zwei Roggenernten als wirklich günftige zu bezeichnen waren, während nich 
weniger als 10 zum Theil fehr bedeutend unter bem Durchſchnitt blieben. Es 
unterliegt gar feinem Zweifel, daß hierin ein Hauptgrund der Kalamität zu 
ſehn ift, ib daß man berechtigt ift, auf günftigeren Ausfall in dem Folgenden 
Dezennium zu rechnen. | 

4. find die gefleigerten Abgaben und die übermäßige Schuldenlaſt zu er 
wähnen, auf die wır bejonders zurüdzutommen haben. 

5. Die übermäßig in bie Höhe getriebenen Kauf- und Padıtpreife, die, we 
das befonders die Referate über einzelne Theile Badens und Frankens zeigen, in 
ertremfter Weile bei den bäuerlichen Grundſtücken variicen. u jenen Gegen: 
den, wo der Grundbefig zeriplittert if, und freie Theilbarkeit befteht, entwickelt 
fih ein reger Handel mit Grundftüden. Jeder Bauer ftrebt danach mehr Land 
zu erlangen und gemöhnt ſich feine Erſparniſſe in Land anzulegen. In gutes 
Jahren fteigt deshalb die Nachfrage nady Grund und Boden gewaltig, Die Preife 
gehen in die Höhe, während bei geringen Einnahmen der Boden weniger be- 
gehrt, dagegen ſtark angeboten ift, weil mand Einer das Gelaufte nicht zu 
halten vermag, wodurch die Preife übermäßig finfen. Nur dadırch ift es er 
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flärlich, daß Anfang der fiebziger Jahre in einzelnen Gegenden eine Verdrei⸗ 
fachung flattgefunden hat, während feitdem eine Entwerthung auf / z eingetreten ift. 

Iſt aud in anderen Gegenden die Spiel nicht ein jo entwideltes, nament⸗ 
lich da nicht, wo der Beſitz ein mehr gejchlofiener, fo wird man doch wohl fagen 
Binnen, daß die Meinen Grundftäde, die ja ftetS höher bezahlt zu wer 
pflegen als die großen, in den fiebziger Jahren noch in flärterem Maß über- 
bezahlt worden find als die großen Güter, und zwar ſowohl beim Kauf wie im 
Erbfalle, jo daß eine Ueberlaftung der momentanen Inhaber und oft eine Er- 
drückung die unausbleiblihe Folge war. 

6. Das Leben über die Verhälmiſſe, bei allgemein gefteigerten Lebens- 
anfprüchen, wodurch namentlich die Unzufriedenheit groß gezogen ift. 

ALS Uebelſtände des bäuerlichen Beſitzes allein find zu nennen: 

7. die vielfach ungeeigneten Größenverhältniffe und 

8. der Mangel eines angemeffenen Kredite. Beide Momente find freilid) 
nicht neuern «Datums, mußten aber bei den fehwierigen Konjunkturen ſchädlicher 
wirken als bisher. Auf fie haben wir ausführlich einzugehn. 

Kann man nad) allem nicht fagen, daß der Bauer mit wejentlich ſchwierigeren 
Berhältniffen zu impfen bat, als der große Grundbefiger, fo hat — und darin 
find die Berichte ſehr lehrreich geweſen — diefe Zeit unverfennbar auf den 
bäuerlichen Beſitz in Deutichland fchädlicher eingewirkt. 

Das vorliegende Material hat für den größten Theil Deutfchlandg und 
ganz bejonder8 Norddeutichlands in völlig ausreichender Weile die Thatſache 
flar gelegt, daß der wohlarrondirte Bauer in den legten 20 Jahren mehr und 
mehr geſchwunden if. Wohl kann man bie einzelnen darüber vorliegenden 
ftatiftifhen Angaben bemängeln, namentlich für Preußen, doch wird in der 
Hanptſache das Ergebniß als richtig anerkannt werden müflen, und biefer 
Umftand fordert allerdings die höchfte Beachtung. Nicht weil ſchon jegt die 
Bahl der Grumdftiide fih tm Uebermaß vermindert bat, fo daß im Moment 
eine Kalamität daraus entfpränge, fondern weil die Gefahr damit aufgebedt ift, 
daß ungünftige Konjunkturen in unferer Zeit auf eine Verringerung des Bauern⸗ 
ftandes hinwirlen. Es läßt ſich dies genügend erflären aus der wachſenden Nach⸗ 
frage nad) Grund und Boden in Folge der zunehmenden Bevölkerung und der 
ſchwierigen Konkurrenz mit dem Mlafchinenbetrieb des Großgrundbefigers und 
der Spatenfultur des Eleinen Mannes, während auf der andern Geite bie 
Neigung zur Bildung fpannfähiger Bauerngüter auch in günftigen Zeiten aufßer- 
ordentlich gering iſt. Das Nefultat muß alfo im Laufe der Se fein, bei der 
maußbleiblichen Wiederkehr der ungünftigen Konjunkturen: die Verringerung 
des Bauernftandes. 

Es biefe Eulen nad Athen tragen, wollte ich an diefer Stelle die Be 
deutung eines behäbigen felbftändigen Bauernſtandes in wirthſchaftlicher und 
fozialpolitifcher Hinfiht für unfere Zeit noch befonders hervorheben. Wir 
werden einig darüber fein, daß feine Bewahrung eine Aufgabe des Staates und 
der Geſellſchaft if. 

Eine gemwiffe Reſerve möchte ich mir in dieſer Beziehung aber erlauben. 
Nicht überall wird gerade die jetzige Zahl der Bauern nothwendig fein, vielmehr 
nur da, wo da8 Bauerngut gegenüber den anderen Befisgrößen nicht das 
Uebergewicht hat. 
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Es wird auch fehr wohl eine Grenze anzunehmen fein, wo die anderwein 
wirtbfchaftliche Verwerthung jo viel höheren Nutzen gewährt, daß die übrigen Rüd- 
fichten dagegen verſchwinden. Mit a. W., ich halte nicht jeden Bauernhof für unte 
dingt unantaftbar; wenn 3. B. Freiherr von Cetto es im Lanbesöfonomiekollegimm 
als eine Ungehenerlihteit binftellt, daß Freiherr von Faber einige Bauernhöfe auf⸗ 
gefauft und den bißherigen Ader mit Finden bepflanzt bat, um fic das nöthige Hol; 
für feine Bleiftifte zu fichern, fo vermag ich feine Auffaffung nicht zu theilen. 

Ich jehe ferner einen großen Unterſchied barin, ob die Banerngrundftüde 
von dem großen Grundbeſitz aufgefogen oder in fleinere Stüde parzellirt werden, 
Mit Recht fürchtet man nichts mehr als die Latifundienbildung, und dazu darf 
der Bauer unbedingt nicht beitragen. 


Da ift es nun eine befondere Errungenihaft der neuen Erhebungen, 
daß man darüber völlig berubigt fein kann. Es bat ſich ergeben, daß andı 
in jenen Gegenden, wo früher bie Gutäbefiger mit Vorliebe und Erfolg die 
Banern ausfauften, dies in den legten 20 Jahren unterblieben if. Jh 
überlafle in diefer Beziehung das Wort dem Generalfelretär des — 
ſchaftlichen Zentralvereins von Brandenburg, Freiherrn von Kanſtein, 
darüber ſagt: 

„Meiſt wird uns in Bezug auf Norddeutſchland geſagt, daß dies Ver⸗ 
ſchwinden Hauptfählih darin feine Urſache babe, daß der Großgrundbefiger 
langfam den bäuerlichen Beſitz aufjauge und ſich allmählich zu Latifundien aus: 
bilde. Aber wenn irgend eine vorgefaßte Meinung faljch iR jo iſt es dieſe. 

Auch in Süddeutſchland ift das Auskaufen Heiner Grundftüde durch Kapitaliften 
nur äußerft felten vorgefommen. Die neuerdings aufgetaudyte, namentlich von 
Schmoller angeregte Furcht, „der Grundbeſitzer werde durch den Kapitaliſten 
und zum Wächter degradirt“, bat durch das vorliegende Material 

Nahrung gewonnen. Ich hoffe, dof das Schredensgeipenft der Latifunbien: 
* in der Bauernfrage für lange Zeit hindurch begraben ſein wird. 

Ich habe in dieſer Hinſicht niemals die Furcht in dem Maße theilen 
können, weil ber wirthſchaftliche und politiſche Anreiz zur Latifundienbildung im 
unferer Zeit in Deutfchland durchaus fehlt und es ein unfehlbares Mittel de: 
gegen giebt, welches m. A. n. unter allen Umftänden zu erftreben ift, d. i. dx 
Beſeitigung der Fideikommiſſe für den großen Grundbeſitz und für Das große 
Kapital. Werm aber der Beſitzer eines einzelnen Gute8 ein paar Kofläthe 
ausfauft, die ihm feine Wiefen und Wälder brandichagen, fo trägt dies ned 
nit zur Latifundienbildung bei. 

Eine ungleidy größere Gefahr droht den Bauern durch die Zerſchlagunz 
und umſomehr da diefelbe in vielen Fällen durchaus gerechtfertigt ifi. Des 
ft der Fall, wo dur Ausdehnung der Städte, namentlid, der Fabrikorte, di 
Spatentultur mehr und mehr um fi greift und namentlich der Arbeiter cn 
Stüd Land zu eigen verlangt. 

Man betont mit Recht, daß der Bauer al3 die befte Wehr gegen ie 
Sozialdemokratie anzufehen und deshalb zu erhalten fi. Ich möchte aber 
darauf aufmerffam machen, daß doch jeder Grundbefiger ſolche Schutzwehr fi, 
und wenn an einzelnen Drten die Berininderung der Bauernftellen, aber zuglad 
und dadurch eine Vermehrung der Grundbefiger wie von 12 zu 18 %o ver Be 
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völferung konſtatirt ift, fo ift dies in fozialpolitifcher Hinſicht doch auch als ein 

günftige8 Moment, vielfady fogar als ein entſchieden günſtigeres aufzufafien. 
Man muß überhaupt im Auge behalten, daß jedes Intenfiverwerben der 

Kultur naturgemäß auf eine Verringerung der Größe der Bauerngrunbftiide 


hinwirkt. 

Ich babe es für erforderlich erachtet, dieſe Reſerven verhältnißmäßig aus⸗ 
führlich und nachdrücklich zu betonen, weil fie m. A. n. zu wenig bisher be 
rüdfichtigt find, und fie hindern mid nicht, rüdhaltlos dafür einzutreten, Maße 
regeln zu ergreifen, um den Bauernſtand in feiner gegenwärtigen Stellung zu 

‚ und zwar aus 2 Gründen bezw. nach 2 Richtungen: einmal, um das 
wohlarrondirte Bauerngrundftüd zu erhalten, und dam, um eine unangemefjene 
Barzellirung zu verhindern, — im Bewußtjein, daß der Bauer ſchwerfällig ift 
und der ganze Stand längere Zeit zur Geſundung braudjt, als z. B. der Hand⸗ 


Was den 2. Punkt anbetrifft, fo ift e8 gleichfalls als ein beachtenswerthes 
Refultat der bisherigen Unterfuhungen anzufehen, daß in weit ſchlimmerer 
Lage al3 der fpannfähige Bauer ſich diejenigen Kategorien des kleinen Grund» 
befiges befinden, welche nicht fpannfähig find und doch mit der eigenen Arbeitskraft 
nicht ausreichen, um den. Ader zu bemäftigen, weil es bier naturgemäß fchwieriger 
ft eine angemeffene Bewirthſchaftung durchzuführen und das ganze Jahr hin⸗ 
duch die Arbeitskräfte angemeflen zu verwerthen; wozu noch kommt, daß der 
a. Bauerndünfel es diefen Kreiſen beſonders erjchwert, ſich nad der Dede 
zu fireden. 

Dasſelbe ift zu fagen von der großen Zahl Kleiner Grundbefiger, die andere 
Hülfe nicht gebrauchen, aber nicht genug Land befigen, um das ganze Jahr 
hindurch genügende Beichäftigung zu haben, und wo der Grundftüdd - Ertrag 
nur in normalen Zeiten ausreicht, den Bedarf zu decken. 

Bei diefen Kategorien kommen die meiften Subhaftationen vor, bei ihnen findet 
man das größte Elend. Ein großer Theil der Eigenthümer der erſteren Kategorie 
betreibt ein Nebengewerbe, weldyes ihnen allerdings vielfach le wird. 

Man ift nun von einigen Seiten, 3. B. Landrath Bolte ein pofener 
Landwirth, fo weit gegangen, dieſen die Eriftenzberehtigung ganz abzufprechen. 
Das erſcheint doch entjchteden zu weit gegangen, denn ein fehr bedeutender 
Theil diefer Heineren Grundbefiger hat e8 durchaus verftanden, ſich eine 
amgemefjene ergänzende Nebenbeichäftigung zu verichaffen. Nicht diefe Ver⸗ 
bindung an und für fi halte ich für das gefährliche und die Urſache des 
ungünftigen Refultates, fondern ich glaube, daß eben jene Gewerbe an und für 
ſich — benten Sie allein an das Schankgewerbe — gefährbeter daftehen, als 
der Grundbefig und ſich außerdem zu diefen Gewerben reſp. zum Handwerk auf 
dem Lande Eriftenzen flüchten, die fich anderen Berufszweigen reſp. der ftäbtifchen 
Konkurrenz nicht gewachſen gezeigt haben und num mit zu geringen Mitteln, 
wenig Geſchäftskenntniß und in der Regel noch weniger Arbeitäluft in den in 
Rede fiehenden Zweigen auftreten. Die mir aud aus anderen Grüunden fehr 
wurnſchenswerth erſcheinende Beſchränkung des Schankgewerbes auf dem Lande 
würde bier ſchon Abhülfe fchaffen, im übrigen wird bier fchwerlich ein anderes 
Eingreifen — ſein, als wir bei den eigentlichen Bauern zur Sprache 
zu en — 
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Anders ſteht es mit der zweiten Sategorie. 

Hier giebt es m. A. n. gewichtige Aufgaben zu erfüllen, d. i. die Haus 
induftrie auf dem Lande zu verbreiten, um einen Erfag für die häuslichen 
Thätigkeiten zu fchaffen, welche bie Febriten der ländlichen Bevoöllkerung wie 
ja überhaupt jedem Hauſe a haben, und der Verein könnte fich große 
Verdienſte erwerben, wenn er Schriften hervorriefe welche die in Betracht fom- 
menden Gewerbszweige zufammenftellten, um für die verfchiedenen Gegenden un- 
ſeres Vaterlandes das Paſſende zu erörtern und damit der Ausbreitung derjelben 
vorzuarbeiten. Iſt man doc) gerade in Rußland ſchon jeit ee in diefer Be 
ziehung thätig, und haben die betr. Verfuche in Baden unzweifelhaft Erfolge 
aufzuweifen. Gelingt daS, fo wird es ſicher nicht nothwendig fein, zu einem 
extremen Mittel zu greifen wie es die Firirung eines Minimums für die Theil- 
barkeit iſt, welches id; ohnehin aus ben ſchon umenblih oft angeführten 
Gründen für unzwedmäßig und undurdführbar halte, weil kaum ein ſolches 
Minimum anzugeben ift, welches unter allen Umftänden wirthſchaftlich nicht * 
verwerthen iſt, und im jeder Gemeinde, ja innerhalb derſelben Gemeinde 
verichtedenen Theilen derfelben ein anderes Maß zwedmäßtg if. Die Bericht 
aus Baden, vom Rhein, aus Thüringen, wo bie Zerjplitterung Die größten 
Dimenfionen angenommen bat, find in diefer Hinficht außerordentlich lehrreich, 
weil fie zeigen, wie gerade bie Möglichtett, ganz Meine Stüde zu — 
für die länd iche Devölferung ein außerorventlicher Anreiz zum Sparen ift, der 
freilich auch zu Zeiten einen übermäßigen Heißhunger nad) Land erzeugt. 

Menden wir uns nach biejer Meinen Abſchweifung wieder unjerem eigant- 
lichen Thema, der Erhaltung des Bauern zu. 

Man hat wohl unterfchieden zwifchen den vorübergehenden und bauernben 
Momenten, weldye dem Bauer gefährlich find, indeflen feheint mir die Zahl der 
vorübergehenden außerordentlich Klein: ich zähle dazu nur bie ungünftigen Ernten, 
obgleich diefe natürlich früher oder ſpäter ja auch wie 

Ich zähle nicht dazu die ungünftigen Preisverhältnifle, denn ich ſehe dieſelben 
(im größeren Durchſchnitt genommen) für ben Zeitverhältniſſen entſprechend am 
und glaube nicht am eine wejentliche Beflerung. Mindert fi die Konkurrenz 
von Seiten Amerilas, fo wird fie intenfiver werden von Oftindien, Auftralten, 
Kanada u. |. w. her. Eine fünftliche Beſſerung durch Schutzzölle halte ich für 
abfolut undurhführbar, weil fo hohe Zölle, daß fie eine Preisfteigerumg be 
wirken, die dein Landwirthe eine wirkliche Hülfe gewährt, unjere Induſtrie dem 
Auslande gegenüber fonkurrenzunfähig machen würden und für die Konjumenten 
einen auf die Dauer — umd darum würde es fi handeln — unerträgltchen 
Drud ausüben müßten, jo daß eine ſich vielleicht durch inländiſche Miß 
ernten entwidelnde Theuerung einen folden Sturm des Unmwillens hervorrufen 
würde, daß er jene Schugwehr des Landmanns, die derjelbe natürlich durch 
einen ‚Haufen anderer Zölle zu erfaufen hätte, wie Spreu über den Hazfen 
werfen würde. 

Gleichwohl möchte ich den Gedanken an Getreidezölle a unbedingt won ber 
Hand weifen, aber nur in einer beftimmten Weife, d. i. als Retorfion® 
Boll gegen Amerifa, indeß aud) nur dann, wenn e3 gelingt, mindeftens Deutid- 
land, Oeſterreich und Frankreich, wo möglich auch England zu einem gemeinſamen 
Vorgehen gegen die Erzeugniffe amerifanifcher Landwirthfchaft zu veranlaflen. 
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Es ſcheint mir die um fo mehr angezeigt, weil in Amerika felbft eine große 
Partei, die freihändlerifche, den Schritt mit Freuden begrüßen würde. Die 
Stimme des Farmers entjcheidet dort über Schutzzoll und Freihandel. Er 
macht gegenwärtig dem Schutzzoll-Syſtem, an das er gewöhnt ift, feine 
Oppoſition. &r wird ſich aber fehr bald regen, wenn ihm der Abſatz feiner 
Produfte nad Europa fo lange verkümmert wird, als Amerifa ung nicht 
geftattet, billiger und damit in größerer Ausdehnung fein Getreide mit euro- 
pätihen Waaren zu bezahlen. Es ift hier nicht der Ort, den Gedanken weiter 
auszuführen, weil der Hauptnugen der Maßregel der deutjchen Induſtrie, nicht 
aber den Bauern zu Gute kommen würde. 

Bil man aber den Bauern in feiner wirtbfchaftlihen Kraft und Wider: 
ſtandsfähigkeit jtügen, fo verdienen folgende Punkte Beachtung. 

Bor allem gilt e8, ihm die Vortheile des Großbetriebes zu verſchaffen, 
und auf bdemfelben Wege wie dem Handwerker gegenüber dem Großbetriebe, 
d. i. durch Affoziation. 

Auh hier kann es nicht von mir erwartet werden, dem Gegenftande näher 
zu treten, der einen felbftändigen Vortrag für fi in Anfpruch nehmen würde, 
und abermal3 möchte ich die Bitte ausfprechen, daß der Verein eine Schrift 
darüber veranlaßte, welche ˖ wirthſchaftlichen Afloziationen in der Landwirthſchaft 
Im In- und Auslande bisher durchgeführt find, wie und unter welchen Ber- 
hältniſſen fie fid) bewährt haben, unter Hinzufügung von Vorſchlägen für ihre 
Realifirung unter unferen deutichen Verhältnifien. 

Wohl mit dem Erwähnten in Verbindung ftehend, aber doch einer bes 
fonderen Erwähnung werth iſt die Organifation des Abſatzes. 

Mit vollem Rechte wird Klage darüber geführt — und das ift auch in den 
frddeutihen Berichten, namentlih für Baden, fehr fcharf betont, aber nicht 
überall genügend in den Norddeutichland betreffenden —, daß es für den Bauer 
ungemein fchwer ift, feine Produkte angemefien zu verwerthen. Die Verſchiebung 
der Marktverhältniſſe durch die modernen Berfehrsmittel, die größere Bolts: 
dichtigfeit und die gewaltige Steigerung der Lebensanfprücde der Konfumenten 
ift für ihn zu rapıde vor ſich gegangen, er hat ihr nicht entjprechend folgen 
fönnen. Daher die Thatfahe, daß er für feine Produkte verhälmigmäßig zu 
geringe Preife erzielt und oft Schwierigkeiten bat, felbft bei vorzüglicher Be— 
ſchaffenheit, fie überhaupt los zu werden, meil fie im allgemeinen an Qualität 
zu wänfcen übrig laffen und man ihnen deshalb mit Vorurtheilen entgegen- 
kommt. Ein zweiter Grund liegt darin, daß heutigen Tages auch der Binnen: 
Handel großartige Dimenfionen angenommen bat, der Großhandel den Markt bes 
Herrfcht und diefer fich bisher nicht mit dem Bezuge in Meinen Quantitäten ab» 
eben fonnte. Wiederum find e8 hauptfächlic die Berichte aus Baden, dann aus 
Tranfen Bofen u. ſ. w., die in höchſt intereflanter Weife den wucheriſchen 
and den Bauern verberblichen Zwiſchenhandel charakteriſiren. Ich kann nicht 
umbin, dem gegenüber darauf aufmerffam zu machen, daß Semmler in feinem 
wichtigen Buch über die amerifanifhe Landwirthſchaft die Ueberlegenheit des 
Amerilaners dem deutſchen Bauern gegenüber gerade in dem beffer organifirten 
Abſatz findet. Der amerikaniſche Händler tritt nicht nur als Käufer, fondern auch 
als befruchtender Lehrer dem Landwirth gegenüber. Er fagt ihm, was er bauen 
Fol, welche Qualität den beften Abjag findet, er beftellt fich gewiſſermaßen die 











16 Referat von Dr. Conrad. 


Waare bei ihm, und was die Haupiſache, er findet bei ihm ein williges Of; 
dadurch ift aber auch der Händler in der Lage, ihm wemabi. ſeine Waare 
für einen angemeſſenen Preis abzunehmen, ohne daß der Bauer ſelbſt den 
Markt NUDE nöthig hat. 

Es gilt nach engliſchen und ſchottiſchen Muſtern auch auf dem platten Lande 
durch Errichtung gemeinſamer Markthallen und regelmäßiger Martttage für 
©etreide Bentralpuntte für den Abſatz zu ſchaffen, mo fie gegenwärtig * 
fehlen. Doch bietet leider in dieſer Beziehung die Literatur nur 
beute, und als Bücerwurm halte ich mich ‚für wenig geeignet der Praris jr 
ſtändige Vorſchlä x zu machen. Die landwirthſchaftlichen Vereine, Hand im 
Hand mit den anen der Verwaltung, baben un a große Auf⸗ 
gaben zu erfüllen, nen jei die Frage ans Herz 

Nach der Beſprechung ber Mittel, die —E Zhätigkett direlt zu 
heben, wende ich mich zu denen, welche zwar nur indirekt wirken, aber für und dee 
höchfte Bedeutung Haben. Bei weiten am meiften gefährdet if der Bauer md 
ber Bauernhof, wie allgemein amerfannt, buch unſer Erbſyſtem und bie 
moderne Kreditwirthſchaft, der fih der Bauer noch nicht völlig gewachſen gezeigt 
hat. Beide Punkte hängen auf das engjte zufammen. 


Die gegenwärtigen Erbrechtsverhältniſſe an Grund und Boden und ihre 
Einflüffe auf den-Bauernftand find in der vorigen Sitzung in jo vorzäglicer 
und eingehender Weife zur Verhandlung gelangt, daß id mid, nicht für be 
vechtigt halte, Hier ausführlicher darauf — indeſſen darf ich ergänzend 
wohl einige Puntte noch berühren. So intereſſant auch in den jetzt vorliegenden 
Schriften des Vereins das Moſaikbild iſt, welches ung über die verſchiedenen 
Etbrechtsverhältniſſe in Deutſchland Auftlärung giebt, jo beftätigt das body mr, 
was in ber früheren Ecrift von Miaskowski und in feinem Vortrage 
war. Heworgehoben zu werden verdient die große Einmüthigleit und Gut: 
ſchiedenheit, mit der die landwirthſchaftliche Berölterung, welche an gleiche Eb⸗ 
uns gewöhnt iſt, fich gegen jede Beſchränkung firäubt, während allerdings i 
derjelben Weiſe die entgegengeſetzte Sitte des Anerbenrechts mit Zähigkeit feſt⸗ 
gehalten und in ihrer ſegensreichen Wirkung geprieſen wird. 

Im Poſenſchen hat die Sitte des Altentheiles zu den größten Unzutrög: 
lichfeiten und zu Uebervortheilung des Anerben geführt, während fich in dem fü 
lihen Bayern biefe gleiche Sitte auf das vortrefflichfte bewährt. Die Natural 


theilung, die z. B. im Thüringifchen zu einer übermäßi en Serip sierung SeiaIe gefäht 


bat, zeigt nicht die gleichen fchlimmen Folgen in mehreren Diftriften Badens 
Gleichwohl ſtimmen die Berichterſtatter darin überein, daß das Prinzip der 
gleichen Erbtheilung dem bäuerlichen Etande verhängnißvoll geworben ift und 
ein großer Theil der vorliegenden Uebelſtände, die Ueberſchuldung, wie bie 
nn Größenverbältnifie, darauf zurüdzufähren find. 

Die Vorſchläge, welche in diefer Beziehung in Frage kommen, weichen in 
außerordentlicher Weile von einander ab. Während bie einen das Heil in 
einer Erweiterung der Teſtirfreiheit (Beſchränkung des Pflichttheils) ſehen, vor 
allen Dingen Miaskowski, Frh. von Hammerſtein, ſuchen die andern in einer 
geſetzlichen Regulirung des Anerbenrechts den angemeſſenen Ausweg. Darin aber 
ſcheint mir eine immer größere Annäherung der Anſchauungen ſich zu vollziehen, 


| 
| 
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daß in der That der ländliche Grundbeſitz als Erbojekt anders zu behandeln ft als 
das mobile Kapital, denn auch Miaskowski konzentrirt feine Vorſchläge auf den 
Grundbeſitz. Grade darin fehe ich aber den allergrößten Fortſchritt, und diefe 
Anſchauung ift fo viel al3 möglich zu fürdern. Die Wirkfamteit des Landwirths 
it einmal darin eine eigenthüinliche, daß fie volkswirthſchaftlich richtig angewendet 
ihren vollen Segen nicht im Momente fpendet, fondern ein großer, ja vielleicht 
der größte Theil desfelben erft der fpäteren Generation zufält. Das Schaffen 
des ganzen Standes der Landwirthe wird deshalb nur dann in den richtigen 
Bahnen bleiben, wenn er im großen ganzen in der Zuverficht lebt und wirth- 
Ichaftet, daß, wo er fäet, einmal die eigenen Kinder ernten werben. 

Es fragt fid) alfo, wie diefes am zmwedmäßigften zu erreichen. 

Durch die erweiterte Teftirfreiheit foll dem Befiger die Möglichkeit geſchafft 
werden, auf Koften der übrigen Kinder einen Erben und zwar ben, welchen ber 
Vater, der Erblaſſer für den geeignetften hält, in den Stand zu fegen, das 
Gut mit möglidft wenig Schulden zu übernehmen; und wer wollte leugnen, daß 
dies außerordentlich viel für fi) Hat. Wer könnte beffer beurtbeilen, als der 
augenblidliche Befiger, wer zur Uebernahme am meiften geeignet, welche Schulden 
er zu ertragen vermag. — Aber wird der Zweck erreicht ? 

Man weift darauf bin, daß die Autorität des Vaters in bedeutender Weife 
durch die erweiterte teftamentarifche Machtbefugniß gefteigert wird und damit 
das Familienband ala Vermittler zwiſchen Individuum und Staat. ch möchte 
aber darauf aufmerffam machen, daß in den Ländern der umbedingten Teftir- 
freiheit, England und Amerika, die väterliche Autorität keineswegs größer als 
in Deutſchland, daß dagegen Familienzwiſt gerade dort durch die Teſtamente un: 
endlich häufig herbeigeführt wird. 

Es ift zu beadhten, daß der deutſche Bauer gegenwärtig von feinem Teftat- 
vecht allgemein feinen Gebrauh macht. Mean fest nun ausdrücklich voraus, 
daß im Buftande der Teftirfreiheit jeder von diefem Recht Gebraudy machen 
wird und Gebraud machen ınuß, meiner Ueberzeugung nad) durdaus mit 
Unredt. Ach weiß nit warum? 

Jene Teftirfreiheit wird, wenn ich die Verhältniffe richtig überſchaue, von 
dem größeren Beliger, den Reichen, in ausgedehnten Maße benugt und 
die Konzentrirung großer Vermögen und Yatifundien wefentlid, gefördert werden, 
der bäuerliche Befiß dagegen, dem man damit belfen will, wird davon unberührt 
bleiben. Ja felbft wenn er von feinem Recht Gebrauch macht, wird der Effekt 
ein ungleich geringerer fein, als bei den großen Vermögen, weil die Pflicht zur 
Alimentation altersſchwacher Angehöriger, zur Ausfteuer der Schweitern, Erziehung 
ummändiger Verwandten dem Teftator auf deutichem Boden nie genommnen werden 
wird und in unendlich vielen Fällen bei den Bauern den jegigen Pflichttheil abſor⸗ 
biren, wo nicht überfchreiten dürfte. Ich mache darauf aufmerkſam, daß, wo Pflicht: 
theile gefeglich eriftiren, der Bauer in feinem Teftamente faft nie bis auf Dasjelbe 
herabgeht, aus eigenem Gerechtigkeitsgefühl und aus Furcht vor der Unzufrieden- 
yeit der Kinder. Weit lieber wird es ihm fein, wenn er die Bevorzugung des 
nen auf gefeglihe Beſtimmungen zurüdführen kann. Die Wirkung folder 
Sefeesänderung würde meiner Auffaffung nad) daher eine ganz andere fein, als 
nan fid) davon verfpriht. In unferer Zeit ift ferner gerade für die Mädchen 
ine peluniäre Sicherung faft von größerer Bedeutung als für die jungen 

Schriften XXVIII. — Berhandlungen 188%. 9 





18 Referat von Dr. Eonrad. 


Männer, fo daß es mir bedenklich fcheint, fie durch die Teſtirfreiheit in beſondere 
Gefahr zu bringen. Es bleibt deshalb nur rechtliche Regelung des Anerben 


recht3; und hier lege ich ein befonderes Gewicht auf das pädagogiſche Moment. 


Die ländliche Bevölkerung muß durch die Geſetzgebung darauf hingewieſen 
werden, daß die Bevorzugung des Anerben kein Unrecht gegen die übrigen Erben 
tft, ſondern das natürliche, der Natur des Grundbefiges allein entſprechende Ber: 
hältniß. Das gefchieht, wenn bei Mangel eines Teſtaments eine mäßige 
Beporzugung des Uebernehmers gefeglih eintritt, umd ich bin bierbei im der 
Tage mid) in der Hauptſache — mit einigen Modififationen — einer Refolution 
de3 Landwirthſchaftsrathes anſchließen zu können, -die ich folgendermaßen for- 
muliren möchte: 

„Es ift in dem Intereſſe des Grundbefiges wünſchenswerth, daB in der 
neuen deutſchen Zivilgefeggebung bei Mangel eines Teſtamentes ein prinzipieller 
Unterjchied gemacht wird zwifchen einer landwirthſchaftlich benutzten, mit einem 
Wohnhaufe verfehenen Befigung und allen übrigen vererbungsfähigen Gegenftänden, 
in der Weife, daß das Prinzip des Anerbenrechts darin zum Ausdrud gelangt 


und in&bejondere dabei nur dev Ertragswerth zur Berechnung gebradjt wird. Die 
Höhe der Abfindung fol dagegen der Partikulargefepgebung vorbehalten bleiben.“ 


Wünſchenswerth will e8 mir fcheinen, daß dem Anerben nicht ein Kapital: 
vorzug, fondern das Recht eingeräumt wird, zu verlangen, daß die Forderungen 
der Miterben als feiner Perſon unfündbar und zu einem niedrigeren Zinsfufe 
als dem Iandesüblichen (31/2) eingetragen werden, womit ich den Yorderungen 
von Rodbertus entgegenfomme. 

Das Höferecht, welches in mehreren preußiichen Provinzen neu eingeführt 


ift und unzweifelhaft eine innere Berechtigung befitt, findet bei der Bepölterung 


weniger Anklang al® man gehofft. Ich würde vorfchlagen, um den Gebrand 


zu verallgemeinern, einen Nachlaß von 10 %o der Grimdfteuer den in de 
Höferolle eingetragenen Gütern zu gewähren. Es läßt fih das wohl recht 


fertigen, da die Gegner des Geſetzes ja felbft angeben, daß durch bie Gm 
tragung und damit Feſſelung de3 Gutes eine Entwerthung besfelben zu be 


fürdten ift. 


Gegen eine jede weiter gehende Maßregel, welde den jegigen Sitten md 





Rechtsanſchauungen noch mehr Zwang auferlegen würde, müßte ich mich uf 
das entjchiebenfte wenden, da die vorliegenden Berichte mir folche noch nid m 


rechtfertigen ſcheinen. 


Außer dem gleichen Erbrecht ift in vielen Theilen Deutfchlands ze 
namentlich in den öftlichen Provinzen Preußens gewerbsmäßige Güterfchläctere 


dem Bauer verderblich geworden. 
Aus der vorliegenden Gefeggebung und den gemachten Vorſchlägen ſcheinen 
mir die beachtenswertheften Mittel die folgenden zu fein: 


Erftend das Verbot, ohne Einwilligung der bez. Verwaltungsorgane (a 


Preußen mohl des Kreis-Ausichuffes) in den erſten 5 Jahren des Beſitzes bei 


Grundſtück zu parzelliren. 


Zweitens eine befonder8 hohe Beſteuerung der betreffenden Gewerbetreibenden 
Ih glaube, daß damit jedem Webermaß ein Riegel vorgeſchoben iſt, wäh 


das gänzlihe Berbot gewerbsmäßiger Güterzerſchlagung mir über das Bid 
hinauszugehen fcheint ; denn es giebt Fälle, wo die Parzellirung eines Gute, 
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bez. eines Theiles eines größeren Gutes durchaus am Plage iſt und ber Guts⸗ 
befiger felbft nicht der geeignete Mann, fie durchzuführen. Warum ihn dann 
eines entipredyenden Vermittlers berauben ? 

Ein befondere8 Gewicht wird von Seiten der Landwirthe auf die Steuer: 
überlaftung gelegt, und namentlic in Preußen wird diefe fehr allgemein als eine 
Haupturfadhe der gedrüdten Yage der Bauern bezeichnet, fo daß den Steuerdrud 
erleichtern weſentlich gleichbedeutend wäre mit einer Ermöglichung der Forteriftenz 
des Bauernftandes. Und in der That liefern die Berichte Beläge genug in 
diefer Richtung. Die Weberlaftung rührt nicht, wie vielfach, behauptet wird, 
von den Staatäfteuern, fondern befanntlid) von den übermäßig geftiegenen Kom» 
munalabgaben ber. 

Eine Haupturfache der Erfcheinung ift in dem Mangel an Gemeinvebefig zu 
feben, in den alten Provinzen Preußens in Folge der Auftheilung des alten Ge- 
meindelandes, die nicht genug zu beflagen ift. Wo irgend, wie namentlich in Süb- 
deutfchland, die Allmende eine gewiffe Rolle fpielt, find Wege und Schulen ſchon 
weit früher in gutem Zuſtande gewejen, war nicht fo viel wie in Preußen 
nachzuholen, und ift deshalb die Steuerlaft auch nicht fo bedeutend. 

Ein zweiter Grund liegt in der etwas überflürzten und zu hoch geichraubten 
Anforderung, aud in armen Gegenden Schule, Wege und Armenunterftütung 
auf die wünjchenswerthe Höhe zu bringen, die fie in wohlhabenden Gegenden in 
der That erreicht haben, dann in dem Dämon des Lurus, der andy die Staats⸗ 
bebörden in dem fonft jo fparfamen Preußen erfaßt hat und überall Pracht: 
bauten (niit nur in den Bahnhöfen, fondern auch in den Schulgebäuden :c.) 
beanſprucht. “Die eingegangenen Berichte Tiefern dafür ſehr lehrreiches Material, 
wie im an und für fidh berechtigten Vorwärtsſtreben die Verwaltung aud zu 
viel thun kann. Hier wäre allerdings ein langſameres Tempo, Nachſicht für 
die ärmeren Gemeinden oder reichlicherer Staatszufhuß zu wünfchen. 

Die vorbandene Laſt wird in Preußen bekanntlich dadurch weſentlich in 
ihrer Wirkung gefteigert, daß die Vertheilung eine äußerſt ungleihmäßige für 
den Grumdbefiger ift, weil die Grundſteuer, welche Anfang der fechziger Jahre 
ufgelegt wurde, ſchon damals fehr ungleich verteilt war und feitdem in ihrem 
Berhältniß zum wirklichen Neinertrage noch fehr viel mehr verfchoben iſt. Das 
yätte ſonſt nicht zu viel zu fagen, wenn man micht noch einen grofen ‘Theil 
ver Kommunalabgaben nah dieſem gleihen Maßſtabe vertheilte, fo daß 
se Steuerlaft, da keine Berückſichtigung der Schulden ftattfindet, für ben 
yerichuldeten Bauer geradezu erdrüdend werden fann, zumal wenn derſelbe, wie 
samentlidh in Schlefien, noch bedeutende Rentenablöfungen zu tragen hat. 

Eine Beflerung des Zuftandes wird nur erzielt werden können, wenn man 
ich entfchließt, etwa */e Prozent der Grundſteuer als Grundlaſt und für ab» 
ösbar zu erflären, dann aber die Auflegung einer Grundfteuer, und zwar nad) 
em jeweilig faktiſch vorliegenden Reinertrag unter Heranziehung der Hypotheken⸗ 
äubiger der Gemeinde zu überlaffen, wobei die fortlaufende Ermittelung des 
pirflihen Neinertrags für ftatiftifche Zivede, namentlich zur Feſtſtellung der 
Höhe der Verſchuldung, außerordentliche Dienfte leiften würde. 

Ich übergehe andere, wohl noch in Betracht kommende Punkte, denn darüber, 
aß noch mehr Kortbildungsichulen für die Landwirthe eingerichtet werden, daß 
och eine größere Zahl von Wanderlehrern angeftellt werden muß, Lokale, land⸗ 
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wirthſchaftliche en au „eglnftigen find, darüber wird eine Meinungs- 
verjchiedenheit hier nicht obwa 

Nur darauf möchte va = Schluß. noch aufmerkfam — daß es 
wünſchenswerth iſt, den landwirthſchaftlichen Vereinen einen höheren A 
zu geben, und daß dies möglich iſt, indem man fie mehr den Handelstammern 
analog organifirt, ihnen vor allem das Recht der Steuererhebung eimräumt, 
um Mittel für größere Leiftungen zu gewinnen und eine nody feftere a 
der landıwicthehaflichen Intereſſen zu ſchaffen, die die Regierungen auf bie 
Dauer immer weniger entbehren können. Aber nur, wenn die Landwirthe ijolre 
bleiben, nicht, wie vorgefchlagen ift, mit andern Gewerben zu gemeinſamen 
Fammern zufammengeworfen werben, ift anzunehmen, daß fie ihre Anſchanungen 
unbeeinflußt, weder majorifirt noch überredet, zum Ausdruck bringen. — 

Ich komme zu dem unzweifelhaft wichtigften und ſchwierigſten Punlte, der 
wohl eine felbftändige Behandlung hier in dem Vereine verdient. 

Es iſt die Kreditfrage. 

In allen Berhandlungen der landwirthſchaftlichen Bereine, Kollegien, Kon: 
greife, wie in den landwirtbichaftlichen Parteifchriften und nicht minder in der 
wiffenfchaftlichen Literatur fpielte die zunehmende Verfchuldung und Ueberſchuldung 
der Bauern eine vorzügliche Rolle, die als eine unbeftreitbare Thatſache ohne 
weiteres behauptet wurde. 

Es ift aber nicht zu leugnen, daß überall, wo es gelungen tft, eine ja 
Unterfuchung durchzuführen und ziffermäßige Unterlagen zu gewinnen, — an 
Berichterſtatter ſelbſt ſich ausdrücken (Baden, Poſen, fir Preußen Meigen) — 


Ergebniß ein viel günſtigeres war, als man vermuthet hatte, und es iſt im * 


Maße amüfant zu verfolgen, wie die Veſſimiſten ſich breben und wenden. um fih 
dem Einfluß dieſes Reſultates zu entziehen. Geftehen wir ihnen bereitwillig zu, 
daß e8 an einer unbebingt ausreichenden Statiftit fehlt, daß die — ſuh 
überhaupt nur auf die hypothekariſche Verſchuldung erftredit, alſo der Phantaſie m 
Bezug auf die Handſchulden immer noch ber weitefte Spielraum gelafien if, fe 
werben wir doch jo viel mit Gewißheit jagen können: ber Bauer fteht im 
meinen jebenfalls nicht ſchlechter in biefer Beziehung da al3 der Großgrund befiker 
Es giebt Gegenden, im denen die bäuerlihe Verſchuldung gering ift (OR: 


preußen, Schleswig- Holftein), im übrigen Deutſchland find überall gut fitnirte 
Gemeinden vorhanden, und der unverfchuldete bäuerliche Grundbeſitz iſt noch ſehr | 


verbreitet im deutſchen Vaterlande. 


Ebenfo unzweifelhaft ft es aber, daß es in beu meiften Gegenden überkhal: 


dete Bauern giebt, und daß bei einem erheblichen Theile die Schuldenlaft eis 
übermäßig brüdende ift, ſowie Daß überhaupt in ben legten Dezennien und im 
legten Dezennium bie hypothekariſchen Eintragungen in einer Weife zugenommen 
baben, melde mit Recht die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen hat. 

Aehnliches wird man auch von den Handſchulden jagen können, wenn mon 
dafür auch feinen genügenden Anhalt zu gewinnen vermag. Ich alaube — 
daß eine genauere Unterſuchung ergeben wird, daß man ſie — mehr über 
ſchätzt hat als die Hypotheken. 

Man hat ihnen z. B. die gleiche Höhe zugeſprochen wie jenen. Da war 
es mir von großem Intereſſe, daß der Landrath von Nathuſius in le 
Provinz Preußens, in welder der Wucher am ſchlimmſten hauft (Polen), und 
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in einem Kreiſe, der in dieſer Hinſicht wiederum mit am traurigſten daſteht, 
die Handſchulden auf (allerdings weit über)! / is des Beſitzwerthes veranſchlagt. 
In einem Kreiſe fanden ſich gar keine Perſonalſchulden, in einem bei der Hälfte, 
in einem zweiten bei einem Drittel der Bauern, in andern Kreiſen weit weniger. 

Laſſen wir dieſelben aber einſtweilen vollſtändig aus dem Spiele und treten 
der Frage näher, wie denn jene Zunahme der hypothekariſchen Verpfändung zu 
beurtheilen ift. 

Unzweifelhaft tft e8 ein bedenkliches Symptom, aber man ift doch auch 
dabei im Pelfimismus zu weit gegangen. Man vergegenwärtige fi, daß ber 
deutſche Bauer ſich jet erft allmählich in die Kreditwirtäichaft hineinlebt. Wie 
lange ift e8 denn her, daß er ganz allgemein auf Handſchlag borgte und die 
Eintragung bauptfählih nur auf Grund geridhtliher Anordnung geſchah? Es 
ft deshalb nicht gefagt, daß das ſchärfere Hervortreten der Hypotheken auch in 
demſelben Make eine höhere Berfchuldung in ſich ſchließt; es beruht ficher 
zum großen Theil nur auf Ablagerung von Schulden, die fi fonft der Be- 
obachtung entzogen. Dean muß ferner im Auge behalten, daß auf den bäuer: 
lichen Befigungen die Höhe der Schulden fehr viel ftärter mechjelt als bei dem 
großen Srundbefig. Sind e8 doch zum größten Theile kündbare Individual⸗ 
Hypotheken, die ſehr viel häufiger zurüdgezahlt und dann von neuem wieder 
aufgenommen werden als bei den größeren Nachbarn. Sehr erflärlich deshalb, 
dag man in Baden fand, daß der größte Theil der aufgenommenen Summen 
aus dem Testen Dezennium ftammte. Seit Robbertus wird nun allgemein 
angenommen, daß diefe Schulden zum größten Theile fogenannte Beſitzſchulden 
find, die im Erb⸗ und Kauffalle aufgenommen wurden. In Baden glaubt man 
feftgeftellt zu baben, daß fie fih auf 78-90 Prozent belaufen. Es ift nun 
Har, daß, wenn dies richtig iſt, diefe Schulden nicht ein Zeichen der mißlichen 
Lage der Landwirthſchaft fein fünnen, das würde vielmehr nur der Fall fein, 
wenn der Beier felbft, um fi) zu halten, fie fontrahirt hätte. Diefe Schulden 
Bönnen deshalb höchſtens als ein Keim künftigen Verfalls angefehen werden. 

Man ift wiederum mit NRodbertus einen Schritt weiter gegangen und hat 
aus jenem Umftande des Ueberwiegens der Beſitzſchulden ſchließen wollen, daß 
biefelben nur eine Laſt, Feine Förderung für die Landwirtbfchaft jeien. “Diefe 
Anmahme wiederfpricht aber durchaus den Thatfachen. Ich habe das bereit3 im 
Jahre 1868 nadhzumeifen gefucht und zu meiner Freude hat ein Schriftfteller, 
mit dem ich fonft wenig harmonire, Gamp, ſich neuerdings in derfelben Weife 
ausgefproden. Der Beſitzwechſel ift die Beranlaffung zur Schuldaufnahme. 
Damit ift aber nicht gejagt, daß die ganze Summe nur zum Anlauf ver 
wendet wurde, vielmehr pflegt ein nicht unbeveutender Theil der Aufnahme 
felbft oder der entſprechende Theil des dadurch Iatent gebliebenen eigenen Ber: 
mögen3 zur Vornahme von Bauten zur Durchführung von Meliorationen, zur 
Einführung eines verbefierten Viehftandes, zur Vermehrung des Inventar u. f. w. 
verwendet zu werden: das ift ganz allgemem bei dem großen Grundbefiger der 
Fall, aber aud) fehr oft bei dem Bauer. 

Der altersſchwache Befiger oder derjenige, welcher zu verlaufen beabfichtigt, 
denkt nicht an Neubau oder fonftige Verbeflerungen, unterläßt nur gar zu häufig 
noch die nöthigen Reparaturen. Der neue Uebernehmer, der Erbe oder der Käufer, 
if dann genöthigt, fofort mit Neubau u. ſ. w. vorzugehen und dazu ſich ſogleich 
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die nötigen Baarmittel zu verfchaffen. Wenn ein weſentlicher Fortſchritt in den 
Wirthſchaftsbetriebe überhaupt ftattfindet, fo pflegt er auch in dev Regel von 
dem jungen Unternehmer auszugehen, der ſich fofort vor der Uebernahne 
die nöthigen Mittel dazu fihert. Der polniſche Bauer z. B. pflegte früber-n 
Weftpreußen und Poſen (ih bin in beiden Provinzen als praktifcher Landwirth 
thätig geweſen) ſich jo lange in feinem Beſitze zu erhalten, bis ihm die Ge 
bäube einzuftürzen drohten, dann verkaufte er, um fid mit dem Erlös ein 
kleineres Grundftüd zu faufen, und überließ es einem ‘Deutfchen oder einem 
reiheren jüngeren Polen, das alte Gut in Stand zu jegen. 

In allen ſolchen Fällen iſt ein nicht unbedeutender Theil der aufgenom⸗ 
menen Hypothelenſchuld in der That der Landwirthſchaft zu Gute gekommen, 
ft Produktivtredit im beſten Sinne des Wortes. Damit ſoll aber nicht 
geleugnet werben, daß Die Verzinſung der ganzen bedeutenden Schuld eine Laſt 
für den Landwirth iſt, die ihm in ſchwierigen Zeiten wie den gegenwärtigen 
ſehr gefährlich werben fann und vielfad in der That ruinds für tm geworden 
ift. Gerade für den Bauern iſt die Gefahr eine doppelt große, weil noch leider 
der größte Theil der Schuld in kündbarer Form vorliegt. In dieſem Kreiſe 
bedarf es keines Wortes, um die Bedeutung dieſes Umſtandes erſt in des 
rechte Licht zu ſtellen. dier muß unzweifelhaft Hülfe geſchafft werden, und 
über den einzuſchlagenden Weg wird unter und kaum eine Peinungsverjchieben- 
beit obwalten: nämlich durch Organifation landwirthſchaftlicher Kredit-Inſtitute, 
worauf id noch zurücktomme. 

Zuvor iſt aber die Frage zu erledigen, ſoll man überhaupt nod Indi⸗ 
vidual⸗Hypothelen gelten laſſen. Schon iwiederbolt, noch fürzlih in dem Laud⸗ 
wirtbichaftsratb von dem Borfigenden Herrn von Wedell⸗Malchow ſelbſt, iſt die 
gänzliche Bejeitigung der Jndividual-HHpothelen in Vorſchlag gebracht und zum 
Schutz des Bauern angerathen. 

Ich möchte auf das nahdrüdlichfte Davor warnen, bevor man nicht aus: 
reichend Erſatz dafür geichafft : einfach weil man dem Landwirth damit das Dar⸗ 
leben vertbeuern würde. Eine große Zahl von Kapitaliften legt befonderen 
Werth darauf, fih ein beftimmtes Kapital zu fihern und zieht Individnal⸗ 
Hypotheken jeder anderen Anlage vor, weil fie feinen Kursſchwankungen unter: 
worfen find. Die Befeitigung biefer Eigenthümlichfeit würde unfehlbar ben 
Landwirtben bedeutende Kapitalten entziehen. Dagegen wird der Kapitaliſt leichter 
als auf die Firirung einer beftimmten Kapitaljhuld auf Kündbarkeit verzichten. 
Durch die Hypothelenverſicherung, die mir einen fehr gefunden Gedanfen in ſich 
zu ſchließen ſcheint, köͤnnte der Vandwirth vor der Kündigung bewahrt werben, 
anbererjeit3 könnten die landwirthſchaftlichen Kreditanftalten allerdings Bland- 
briefe mit beftimmter längerer Umlaufgzeit und Einlöfung al pari ausgeben, — 
doch dies mehr beiläufig, 

Die wichtigfte Frage bleibt, wie einer zunehmenden Verſchuldung entgegen 
zuwirfen ift. 

Das einfachfte Mittel Dagegen ift offenbar, die hypothekariſche Belaſtung des 
Grund und Bodens rundweg zu verbieten, und es hat ja in der neueren dat 
nicht an Vorſchlägen diefer Art gefehlt. Ich rechne dazu nicht nur jene An 
iprliche an den Staat, die Schulden des Grundbefiges zu übernehmen md m 
ablöshare Renten zu verwandeln (natürlih um dem Wucherer feine Ye 
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ſprũche mit Staatöhülfe zu garantixen) und Neueintragungen fortan nicht mehr 
zu geftatten, was mir undisfutirbar erſcheint, fondern ich rechne dazu auch die 
unzweifelhaft höchſt interefianten, ſcharf durchdachten und äußerſt geiftvollen Vor⸗ 
ſchläge Schäffles, denen ſich Preſer anſchließt, und über die Ruland noch hin⸗ 
ausgeht, indem er den geſammten ländlichen Grundbeſitz gleichartig behandelt, 
während Schäffle feine Vorſchläge auf den bäuerlichen Beſitz beſchränkt. 

Schäffle will befann:lic) dem Bauer nur Pfandſchulden geftatten zur Hebung 
der Landwirtbichaft, Bauten, Meliorationen zc., dagegen nicht im Erb= und Kauf⸗ 
falle. Er glaubt damit eine erhebliche Belaftung ded Grund und Bodens zu 
vermeiden. Volle Baarzahlung des Grundwerthes wird deshalb bei jeder Ueber⸗ 
nahme von ihm verlangt. Wo fidh Fein angemeflener Käufer findet, tritt die 
Bezirtöverwaltung als Uebernehmer zum ZTanverth ein, die das Gut dem Erben 
oder in Ermangelung eines nachfragenden Erben fonftigen Liebhabern in Pacht 
giebt, denen die Befigerwerbung durch jährliche Abzahlungen geftattet fein fol. 
Die Beleihung geſchieht durch einen Bezirksausſchuß, der nicht nur unterſucht, 
ob die projeltirte Anlage zwedmäßig, fondern auch nad) erfolgter Beleihung 
fontrolirt, daß die Durchführung eine angemeflene und die ganze Bewirth— 
ſchaftung eine zwedentiprechende ift. 

Treten wir dem Plane etwas näher. 

Ich frage, ift unſer ganzes Hypothekenweſen willfürlih von unpraftifchen 
Leuten der dwirthſchaft aufgendthigt, oder hat ſich dasfelbe im Taufe von 
Jahrhunderten aus dem römiſchen und germanifchen Rechte allmählich hiſtoriſch 
entwidelt und fich unjeren Zeitverhältniffen angepaßt? Iſt nicht die Anmwen- 
dung des Kredit bei der Uebernahme des Grundbefiges ſchon in uralter Zeit 
in der Form des Rentenkaufs eingebürgert, zu einer Beit der Naturalwirtb- 
fhaft, wo man im übrigen dem Kreditweſen nod unendlich ferne ftand, ein= 
fa weil eine foldhe Beihülfe fi als nothwendig erwies? Muß nicht jede 
Beſchränkung des Realkredits den weit gefährlicheren Perjonalfredit erweitern, 
von dem der Bauer fih zum Glück in der neueften Zeit mehr und mehr 
emanzipirt hat? 

Das Berlangen der Baarzahlung heißt den wenig Benittelten von Er⸗ 
werbung eines angemeflenen Grundſtückes ausſchließen; hat man es nicht allge= 
mein bisher als einen Vortheil des Kredites anerfannt, daß er dem weniger 
Bemittelten die Konkurrenz mit dem Reicheren erleichtert und es ihm geftattet, 
im unferem Falle als Befiger eines verhältmigmäßig größeren Gutes feine In⸗ 
telligenz und Arbeitöfraft angemeflener zu verwerthen und die Chancen der Kon: 
junfturen, der Entwidelung der Grundrente ausgebehnter zu genießen, wenn aud 
damit allerdings die Gefahr verbumden ift, daß ungünftige Konjunfturen ihm 
entfprechende Berlufte beibringen ? 

Man beflagt jchon jet die ausgedehnte Auswanderung der Bauernföhne ; 
treibt man fie nicht noch in flärkerem Maße in das Ausland, wenn nur bie 
wenigen in den Beſitz des väterlichen Grundſtücks gelangen fünnen, die die ganze 
Kaufjumme baar erlegen können? in mäßiges Bauerngut, weldes noch in= 
tenfive Betheiligung des Beſitzers an der gewöhnlichen Handarbeit vorausjegt, 
toftet heutigen —* über 100 000 Mark. Wer ſolche Summe zu erwarten 
hat, pflegt jetzt immer allgemeiner eine Bildung mit zu bekommen, die ihm den 
Geſchmack am Pflügen und Dungeraufladen ſtark verleidet, und jene Summe 
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giebt ihm die Möglichkeit, ſich eine gefellfchaftlihe Stellung zu verfchaffen, wie 
jie ein bäuerliches Grundſtück ihm auch nicht annähernd zu gewähren oder dafüc 
ein Wequivalent zu bieten vermag. 

Wohl weiß ih, daß es auch jet fo wohlhabende Bauern und Bauen: 
jöhne giebt, aber ich weiß aud, daß fie immer feltener werden, und daß dieſe 
Seltenheit in unferen ganzen Berhältniffen ihre natürliche Berechtigung findet. 

Aber — kann man einwenden — Scäffle bietet ja ein Aequivalent; 
der Bauernfohn kann Tebenslängliher Pächter und fogar, wenn auch erft 
gegen fein Lebensende, Beſitzer werden, — als ob das für den igen 
Bauern dasſelbe wäre. — Und das iſt im Auge zu behalten, daß unzweifelhaft 
die Folge jenes Verfahrens die allgemeine Verwandlung des jegigen Grund 
befigerftandes in einen Pächterftand fein witrde. Iſt aber damit wirtlich eine durch 
greifende VBellerung des gegenwärtigen Zuftandes erreicht? — Ich beftreite das 
auf das eniſchiedenſte. | 

Die Pacht fol an den meifibietenden Bewerber abgegeben werden; wirt 
da nicht diefelbe Konkurrenz zu Tage treien wie jett? Der Gewinn aus jenem 
Bermittlergefhäft foll allerdings unter die Pächter und Beſitzer vertheilt werden, 
die Verpachtung unter Kontrole der Landeskultur- und Agrarbefitzpolizei vor 
fi) gehen. Schügt aber das alles vor zu hoher Verpachtung? Geben uns dar: 
auf die preußifchen und medlenburgifhen Domänenpächter nicht die fi 
Antwort? Sind dort die Banfrutte weniger häufig als bei den Grundbeſitzern? 
Mit einem Worte, fteht der Pächter, der 1000 Mark Pacht zahlen foll, 
weniger unter dem Drud der Konjunfturen al3 der Grundbefiger, der 1000 M. 
Hypothekenzins von demfelben Gute zu zahlen bat? und im Durchſchnitt wird 
das Verhältniß fein: 1500 M. Pacht gegen 1000 M. Hypothekenzins. | 

So dankbar id) ben betr. Autoren für die mannigfade Anregung und Be 
lehrung bin, die fie mir durch diefe Vorfchläge geboten, fo fehr ich den Werth 
der Schriften für die Etudirftube anerfenne, für fo gefährlich halte ich das 
Projekt für die Praxis. Der von mir hochverehrte Kollege will ung mit feinem 
Borjchlage durch eine Hinterthitre mitten in den ſozialiſtiſchen Staat hineinſchmeicheln. 
da er nicht für durchführbar hält, direkt durch die Vorderthüre hineinzuſpazieren. 
und nicht für opportun, das Kind beim rechten Namen zu nennen. Denn der 
Staat iſt für mich ein ſozialiſtiſcher, wo Privatgrundbefitz die Ausnahme, Staats: 
oder Kreisbeſitz die Regel iſt, wo an Stelle der freien Selbſtbeſtimmung des 
Landwirths in den wichtigſten wirthſchaftlichen Fragen, die fein Privatintereſſe 
auf das intenfiofte berühren, die Beſchlüſſe einer Kommiſſion treten, die im der 
Hauptſache willkürlich zu entfcheiden bat, ob ihm diefe oder jene Handlung zu: 
Ye ‚ 0b ihn diefe oder jene landwirthſchaftliche Betriebsmaßregel zu er: 

uben fei. 

Es fcheint mir, daß e8 nicht nothwendig ift, zu ſolchen vadifalen Mitteln 
feine Zuflucht zu nehmen. 

Die ganzen in der legten Zeit gepflogenen Verhandlungen über den Gegen: 
ftand ſpitzen fich in einer beftimmten Weife zu und leiten auf diefelbe Orga⸗ 
nifation des Kredites hin, die wir fofort näher erörtern wollen. 

Zunächſt aber noch einige Worte über den Perſonalkredit. 

Weit verhängnißvoller al3 die Healverfhuldung ift wohl im allgemeinen 
den Bauern die Perfonalfchuld gemorden, und namentlich die Schriften dieſes 
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Vereins find ſehr belehrend darüber, in welcher Weife und mie tief eingreifend 
der Wucher noch in deutichen Bauerndörfern hauft. 

Gerade darum find die Berichte aber auch fo bedeutfam, weil fie zeigen, 
wie man demſelben entgegentreten Tann, weil er in verfchiedenen Gegenden bereits 
außgerottet ift, und zwar durch Darlehnövereine. | 

Man bat davon aber nicht die genügende Notiz genommen, fondern aud) 
bier Radifalmittel vorgefchlagen: einmal den Bauer Freditunfähig zu machen, damit 
er den Kredit nicht mißbrauden fünne. Dazu gehört die orderung, dem Bauern 
die Wechjelfähigkeit zu nehmen und den Grundbeſitz durch Berfonalfchulden un- 
antaftbar zu erflären, nicht nur die ganz Heinen Parzellen, fondern auch die 
Bauerngüter, in falfch verftandener Benutzung einer amerifanifhen Inſtitution, 
die etwas ganz anderes im Auge bat und erreicht, wie namentli Sebring in 
feinem vortrefflichen Artitel über die amerikaniſche Agrargefeßgebung nachweiſt. 

Auch, der Handwerker war bei uns bis vor kurzem in der Hand des 
Wucherers; auch er zeigte fich lange Zeit der modernen Kreditwirthſchaft nicht 

ewachſen. Wie fähe es jet mit ihm aus, wenn man ihn damals, um ihn zu 
chligen, der Kreditfähigkeit beraubt hätte, anftatt ihm Volksbanken zur Seite zu 
ftellen und ihn über das Weſen des Kredites zu belehren. 

Man Plagt mit Necht, daß der deutfche Bauer fi der Konkurrenz des 
Amerilaners und vielfach des großen Grundbeſitzers nicht gewachfen zeigt. Kann 
man in der That glauben, ihn dadurch fonkurrenzfähiger zu machen, daß man 
ihn unfreier hinſtellt als jene, ihn mit Gewalt in jenen Kinderſchuhen feftbindet, 
die ihm bereit3 zu enge werden? Wir marjchiren, denke ih, im geſchloſſenen 
Kolonnen wirthichaftlih vonvärts, die unbarmberzig über jeden hinwegſchreiten, 
jeden zermalmen, der ſich nicht entfprechend marfchtüchtig zeigt und zu Boden 
fällt. Die Aufgabe wird fein, den Bauern in der Viarfchfähigkeit zu fördern, 
nicht aber, ihm die Bewegung zu hemmen. Wir befinden uns mitten im Bu: 
ſtande der Krediwirthſchaft, eine Rädbildung halte ich für abfolut unmöglich). 
Es giebt nur den einen Weg der Hülfe, den Bauern das Nährende des Kredits 
richtig ausnutzen, das Giftige darin vermeiden zu lehren und ibm das Werkzeug 
zur Handhabung desfelben zur Dispofitton zu ftellen. : 

Echt wichtig ift es, daß unfere Wanderlehrer über die Natur des Kunſt⸗ 
dungers aufflären, den Bauern nachweifen, welche Subftanzen der Pflanze nütz⸗ 
Lich, welche ſchädlich; noch nüßlicher aber ift e8, daß fie ihnen die Natur des 
Wechſels, das Gefährliche einer Wechlelgnterichrift wie der Kündbarkeit der Hypo⸗ 

erflären und fie mit dem Segen eined geregelten Depofiten= und Konto: 
korrenwerkehrs vertraut machen. Doc leider haben dieſe oft genug felbft nicht 
genügende Kenntniß davon. Wenn bei uns auch der große Grundbefiger 
allgemein über Mangel an Perſonalkredit klagt, fo tft das dod) ganz natürlich, 
weil and ihm meift das Depofitenfonto bei einer fiheren Bank fehlt, ohne das 
er niemals einen jederzeit flüffigen Perfonalkredit erlangen kann. Dan bat in 
Der neuern Zeit wiederholt an die Hülfe der Reichsbank appellirt und fich darüber 
beſchwert, daß fie dem Grundbeſitzer nicht zugänglich fei. Darin liegt aber eine 
gänzliche Verkennung der Aufgaben jene® großen Inſtitutes, das nad) dem Vor⸗ 
gange der englifhen Bank mit Kleinen Privatleuten überhaupt nicht m Geſchäfts⸗ 
verbindung treten ſollte. Wenn fie fih aber auch darauf einließe, wäre fie 
ebenfowenig wie die Bantierd im Stande den Anfprüden der Landwirthe an 
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Berfonaltvedit zu genügen ohne einen geregelten Kontoforrentvertehr, der es ihr 
ermöglicht über die finanzielle Page ihrer Kunden ein fiheres Urtheil zu gewinmen 
und fortdauernd zu fontroliren, nicht nur, ob die Vermögenslage eine ent⸗ 
fprechende, fondern aud ob die fhuldign Summen auch im richtigen Momente 
flüffig zu machen fein werden, mas bei dem Landwirthe befanntlich eine Haupt 
Ichwierigfeit und für die Bank fchwer zu beurtheilen iſt Daher iſt e8 die erfle 
Aufgabe dem Landıwirthe die Kreditinftitute räumlich näher zu räden, umb einen 
beftändigen Geſchäftsverkehr zwiſchen ihnen zu erleichtern. 

Rodbertus, auf den man fi fo gerne beruft, bat fi) nicht darüber 
den Kopf zerbrocden, wie man dem Landwirtb den Perfonalfredit erfdiwert, 
fondern wie man ihn ihm zugängliher macht, und fo wenig id) fonft mit jenem 
Autor Hand in Hand zu gehen vermag, für fo beachtenswerth habe ich ſtets 
feinen Borfchlag der Organifation der landwirthſchaftlichen Kretitanftalten gehalten. 
Der Grundgedanfe ift bekanntlich: 

Selbfiverwaltung des geſammten landwirthſchaftlichen Kredites durch 
den Grundbefigerfiand mittels einer allgemeinen Randesanftalt, die durch jämmt- 
liche Kreiſe des Staates verzweigt ift und in einer gemeinſchaftlichen Zentral- 
behörde ihren Mittelpunkt bat. Das Anftitut fol zugleich Kreditanflalt und 
Hypothekenamt fein und zwei Abtheilungen bilden, je für den Jmmobiliar: und 
Perfonaltredit, fo daß die letztere eine Depofiten:, Noten und Wechſelbank bilken 
würde. Rodbertus will durch diefes Inſtitut allerdings jede andere i 
verdrängen, wie eine anderweitige Belaſtung ausſchließen. Ich glaube nicht. 
daß dazu ein zwingender Grund vorliegt, und dann ſoll man es vermeiden. 
Ich Halte vielmehr die Konfereirung der Landſchaften für wünſchenswerth, eime 
Trennung der großen und kleinen Güter für vortheilhaft und beizubehalten, 
wie dies früher bei den Landſchaften der Fall war. 

In ähnlicher Weife hat der Profeſſor E. 3. Veder zu gleider Zeit wit 
Rodbertus in feiner Schrift „Die Reform des Hypothelenweſens“ die Orgam: 
jation einer folden über das ganze Land verbreiteten Kreditanftalt in vortreff 
licher Weife bis in die Details hin ausgearbeitet Auch bei ihm follen die 
unteren Organe, die Grundbuchämter, in den einzelnen Kreifen fein. In jebem 
Buchamte fungiren zwei Beate, eim juriftifch gebilveter und ein Leiter der 
adminiftrativsfommerziellen Verwaltung. Neben jenen Beamten ftebt ein von 
den Grundbefigern gewählter Bertrauensmann. Die Beſchaffung der Drittel, 
die Prinzipien der Ausleihung find unſern Landichaften ähnlich mit Abweichungen, 
die mir von zweifelhaften Werthe erfcheinen. Das Fruchtbare in der ganzen 
Idee, welde ja neuerdingd von verfchiedenen Seiten aufgenommen ift, liegt 
darin, taß dafür Sorge getragen werben foll, daß im ganzen Lande verbreitet 
fleine Iofalifirte Darlehnskaſſen gefchaffen werben, und ich qlaube, daß der Wir⸗ 
kungskreis der Lokalbank im allgemeinen noch weſentlich fleiner gezogen werben 
muß, als die landräthlichen Kreiſe (mas Beder au in Ausſicht genommen 
batte), damit fie in der ummittelbarften Nachbarichaft des Darlehnsnehmers 
ftehen, damit die Leiter feine Verhälmmifie genau fennen und ohne Edjwierigfeit 
zu überwachen vermögen, wie dies von den Raiffeifen'ſchen Darlehnskaſſen ja 
erftrebt und durchgeführt wird, deren fegensreihe Erfolge in den Berichten ſo 
hell beleuchtet find. Um den auszugebenden Obligationen einen allgemeinen 
Kurs zu verfchaffen, ift e8 weiterhin natürlich erforderlich, die Lokalbanken zu 


Maßregeln zur Erhaltung bes bäuerlichen Grundbeſitzes. 27 


gemeinjamer Bürgfchaft für die Provinz, ſchließlich ſur den Staat zu vereinigen, 
wie ebenfo die Abtheilung für Perfonalfredit ihre Aufgaben nur dann angemeſſen 
zu erfüllen vermag, wenn fie‘ mit größeren Banfinftituten, womöglich mit der 
Reichsbank, in engftem Gefchäftsverkehre ſteht. Daß dies durch gemeinfame 
Haftung des Grundbefiges genügend geftügt und ohne Staatshülfe geſichert 
werden Tann, ift wohl unzweifelhaft. 

Beder wünfchte nur Grundfchulden zuzulaffen, doc ſcheint mir das bedenk⸗ 
U, für Bauern fogar unhaltbar. Ich glaube, daß die Bankinftitute nur dann 
die Individualhyp verdrängen können, wenn fie auch den Hypothelarkredit 
in zwei Theile zerlegen und verſchieden behandeln. Der eine Theil betrifft 
den eigentlichen Ankaufskredit des Grund und Bodens, der deshalb auch allein 
daflir haftend anzımehmen if. Der zweite Theil betrifft den landwirthſchaft⸗ 
lichen Bau, Meliorationsfredit u. ſ. w.; für ben eben auch die Bauten⸗, 
Meliorationen u. |. mw. nebft der Perfon des Schuldners haftend gedacht find. 
Auch hierfür bedarf der Landwirth längeren Kredit3, welcher eine Nealverpfändung 
nothwendig madt, die aber hier einer Ergänzung durch den perfönlicden Kredit 
des Landwirths nicht immer entrathen kann; das trifft aber beim Bauer, je 
kleiner er ift, um jo mehr zu. Kann der Gläubiger bei der erften Art duf die Amor- 
tifation fehr wohl verzichten, fo ift fie bet der zweiten unentbebrlih und muß 
mit Schärfe gehandhabt werben ſowohl im Intereſſe des Gläubigers wie bes 
Schuldners, was ja auch neuerdings von der fchlefifchen, weftpreußtichen Land» 
ſchaft umd anderen bereit3 gefchieht. Gerade bei biefer 2. Abtheilung Tiefe ſich 
vieleicht auch am zwedmäßigften der früher angedeutete Exfag für die Indivi⸗ 
dualhypothek anbringen, indem die amortifirten Quoten nicht durch Auslofung 
zur Tilgung der Pfanbbriefe verwendet würden, fondern indem über die betr. 
Beträge Pfandicheine mit 5:, 6= bis 10- umd 15jähriger Umlaufgzeit zur Aus» 
gabe gelangten, und die Bank nur die jährlichen Abgahlungen entiprechend auf: 
fammelte und bis zum Yälligfeitstermin der Scheine verwaltete. 

Dem Bauern fo gut wie dem großen Örundbefiger unfündbare Darlehn 
zum Landeszinsfuß zu verjchaffen tft die unbebingtefte Pfliht. Die Möglichkeit 
dazu ſcheint mir auf der Hand zu liegen. Und ebenfo kann durch die erwähnte 
Drganifation dem Bebürfniffe des bäuerlichen Perſonalkredits ausreichend genügt 
werden, um dem Wucher immer engere Schranfen zu ziehen. 

Ich bin am Schluſſe. Endlich. Ich habe Ihre Geduld übermäßig in 
Anſpruch genommen. Möchten Sie aber finden, daß wohl mein Thema zu breit 
gewejen ift, nicht aber meine Ausführung. Wohl bin ich mir bewußt nicht viel 
Neues und beſonders nicht viel Durchgreifende Vorſchläge fiir Geſetz und Verwaltung 

eboten zu baden. Mein VBeftreben war 28 aber befonder8 dem übertriebenen 

ſimismus entgegenzutreten, der fi) in der neuen Zeit bei uns fund giebt 
und der dazu angethan ift dem Landwirth das Selbftvertrauen, das Beſte was 
er bat zu rauben. Ich fuchte darauf aufmerkfam zu machen, daß der Bauer nicht 
in fchlimmerer Tage ift als der große Grundbefiger, daß das befte Mittel den 
Bauernftand zu erhalten darin Liegt, ihn in feinem landwirthſchaftlichen Betriebe 
zu heben und ihm die Mittel an die Hand zu geben ſich in die moderne 
Kreditwirthſchaft einzuleben. Man foll ihn heben, nicht künftlich herabdrücken. 
Wohl ift die Kriſis, die wir zu durchleben haben, ſchwer, aber fie fann dazu 
dienen, den Bauern aus feiner grenzenlofen Lethargie aufzurütteln, und fie 
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fönnte dann ſogar zum Segen für unfer Baterland werben. Nichts wäre aber trau: 
riger, als wenn man ihn durch die Ausficht auf Staatshülfe in feinem alten Schlen- 
drian beftärfte. Die Gefeggebung kann und muß ihn bei der Erbfolge Rügen 
und den Druck der Steuerlaft erleichtern, die Verwaltung kann und fol in 
mannigfacher Hinficht helfend eintreten. Die Hauptfache bleibt aber den landwirtb 
Thaftlihen Kreifen felbft vorbehalten, und ich habe bie Ueberzeugung, daß der 
Bauernftand Kraft genug befigt um auch dieſe Kriſis ohne äußere direkte Hülle 
zu überftehen und ſich gedeihlich weiter zu entwideln, wie während dieſes ganyr 
re denn wir find nicht im Rüdfchritt fondern um Fortſchritt be 

en 

- Wir effen unfer Brod alle jest mit mehr Sorgen als unfere Väter und 
Sroßväter, aber wir eflen beſſeres Brod und haben mehr dazu als fie. 





Rorreferat 


von Minifterialratd Buchenberger (Karlsruhe) 
über 


Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung zur 
Erhaltung des bäuerlihen Grundbefites, 


im Anſchluß an die Ergebniffe der Unterfuchung über die bäuerlichen 
Zuftände, 


Hochgeehrte Herren! Indem ich mich anfchide, meiner Aufgabe mid zu 
entledigen, Tann ich zu meiner Genugthuung bemerten, daß ich, wenn aud nicht 
in allen, fo doch in vielen wefentlichen Beziehungen mit meinem Herrn Vor⸗ 
redner in voller Webereinftimmung mid; befinde. ch werde mid im übrigen 
bei meinen Ausführungen ganz wejentlic auf die Verhältmiffe von Süd- und 
Südweſtdeutſchland befchränten, d. b. auf jenes Gebiet, weldes ein be 
kannter Gelehrter mehrfach den Zwergwirthſchaftswinkel Deutjchlands genannt 
dat. Es fallen in diefes Gebiet ein Theil Bayerns, befonders Unterfranfen, 
BVürttemberg, Baden, Elſaß⸗Lothringen, die Pfalz, Heflen; auch die preußiſche 
Rheinprovinz weift im großen und ganzen ähnliche Verhältniſſe wie die ſüdweſt⸗ 
deutſche Ede auf. Eingehendere Unterjuchungen über dieſes Gebiet Liegen bis 
iegt nur für das Großherzogthum Baden vor; immerhin gewähren die in den 
legten Jahren theil® auf Beranlaflung des Vereins für Sozialpolitit, theils auf 
Beranlafjung des Landwirthſchaftsraths erfolgten Veröffentlihungen über die 
wirthichaftlihen Zuftände der hierher gehörigen Länder recht werthvolle Auf- 
Ihlüffe — werthvoll befonderd auch deshalb, weil fie, wie ich glaube, erfennen 
laſſen, daß die Behauptung des Borhandenfeins eine® allgemeinen Noth— 
Randes, menigftens für Süd⸗ und Südweſideutſchland, nicht als zutreffend zu 
erachten ift. In der That, meine Herren, wer immer mit den wirtbichaftlichen 
Zuftänden der Landgemeinden ſich vertraut gemacht hat, dem wird die Wahr⸗ 
nehmung nicht entgangen fein, daß neben foldhen Gemeinden, deren Angehörige 
in gebrüdtten oder felbft in kritiſchen Verhältniſſen fich befinden, oft in der un- 
mittelbarften Nachbarſchaft gelegen, andere Gemeinden vorkommen, die auch heute 
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nod eine fehr erfreuliche Stufe des Wohlftands aufweifen, und ebenfo, daß man 
innerhalb derjelben Gemeinde neben verfchuldeten und überfchuldeten 

fehr oft eine große, manchmal die überwiegende Zahl folder Wirthe antrifft, 
die eine nennenswerthe Verſchuldung nicht aufweifen, die im Gegentheil 
auch Heute noch wirthichaftlih vorwärts fommen und die, wenn man fie um 
ihr Urtheil über die Lage befragt, fehr häufig geneigt find, über ihre in minder 
günftigen Bermögensverhältniffen befindlichen Berufsgenoſſen ein recht hartes 
Urtheil nämlich dahin zu fällen, daß dieſe Leute an ihrer unerfreulidyen Loge 
zum großen Theil felber ſchuld feien. Ich felbft bin nun keineswegs geneigt, 
Urtheile diefer Art vollinhaltlich unterfchreiben zu wollen, aber ich glaube, daß ſolche 
Stimmen aus dem Bolt doch auch nicht ganz unberüdjichtigt bleiben follten, 
zumal in heutiger Zeit, wo in weiten reifen die Geneigtheit befteht. die Urſache 
des Rückgangs der Landwirthſchaft vorwiegend in allgemeinen Berkehräverhält: 
niffen oder in gewiſſen ftaatlihen oder gejeglichen Einrichtungen zu fuchen, dem: 
jenigen Antheil an der Frage aber, den das ganze wirthfchaftlide und ſittliche 
Verhalten der einzelnen bat, nur eime untergeordnete Bedeutung zuzuerkennen. 

Ueberhaupt, meine Herren, wäre e8, wie aud aus ben Ausführungen 
de3 Heren Vorredners im vollften Maße hervorgeht, jehr irrig, wenn man an- 
nehmen wollte, daß ſich das Iandwirthfchaftlihe Problem der Gegenwart um 
weſentlichen in der Frage der auswärtigen Konkurrenz oder der Ueberbürdung 
des Grund und Bodens mit Steuern erjchöpfte. Dieje beiden Faktoren fpielen 
ja überall eine gewiſſe Rolle, aber doch in recht vielen Gemeinden keineswegs 
die berporragendfte und in wmanden fogar eine vedht unbedeutende. Es giebt 
in der That eine Anzahl anderweiter Momente, die eben fo fehr, mand: 
mal felbft in noch einjchneidenderer Weife als jene beiden Faltoren, die Wohl: 
ftandsverhältniffe der bäuerlichen Bevölkerung beeinfluffen, und eben weil ich 
diefen anderweiten Momenten eine jo große Bedeutung beimeffe, geftatte ich mir, 
fie in den Vordergrumd meiner Ausführungen zu ftellen. 

Eine erfte Urfache nun, warum in einer nicht unerbeblidien Zahl von 
Landgemeinden Sübdeutfchlands die heutige Lage eine recht unerquickliche, theil- 
weiſe eine Fritifche ift, Liegt nad meiner Meinung in einer thatſächlichen 
Ueberpölterung, in der Thatfache alfo, daß in diefen Gemeinden allmählid 
die Bevölkerung über ihren natürlichen Nahrungsipielraum hinausgewachſen if 
und nunmehr innerhalb der feft gegebenen Gemarkungsgrenzen das zu ihrer 
Ernährung und Beſchäftigung erforderlide Maß landwirthſchaftlichen Areals 
nicht mehr vorfindet. Daß eine ſolche Uebervölkerung beftehe, wird freilich von 
manchen beftritten, aber keineswegs immer mit durchſchlagenden Gründen; dem 
wenn beifpielSweife darauf hingewiefen wird, daß andere Ränder, wie Sachſen, 
ja noch eine weſentlich dichtere Bevölkerung aufmweifen als der Süden Dentſch 
lands, jo läßt man eben aufer Acht, daß überall da, wo nicht eine body ent: 
widelte Induſtrie befteht, die viele taufend Hände in Bewegung fest, wo vie 
mehr die Bebauung des Grund und Bodens die einzige oder doch die vor: 
wiegende Nahrungsquelle für die Bevölkerung bilbet, die Tettere naturgemäß 
nur bis zu einer gewifien Grenze anwachſen kann, und daß dieſe Grenze ſelbſt⸗ 
redend um fo enger gezogen ift, je karger der Boden, je ungünftiger die flma 
tifchen Verhältniſſe find, je geringer aljo die Erträgniſſe fich geftalten, die einer 
gegebenen Flächeneinheit entnommen werben können. 
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Eine thatſächliche Uebervblkerung pflegt ſich nach außen hin hauptſächlich 
in folgenden zwei Erſcheinungen zu erfennen zu geben: einmal iſt bie Beſitzver⸗ 
teilung eine unglinftige, indem bie Fleinen und Fleinften Betriebe allzufehr domi- 
niren ; zum andern macht fih, da das im Beflg diefer Kleinbetriebe befindliche 
Areal nicht ausreicht, eine binteichende Subfiftenz für die Familie zu gewähren, 
ein ſehr lebhaftes Beltreben nad Aufſuchung von Nebenverdienfiquellen,, und 
weil diefe nicht immer ausreichend genug fließen, gleichzeitig ein wahrhaft fieber- 
bafter Eifer geltend, den zu fleinen Befis durd Zulauf oder Zupacht zu ver- 

Ößern. Indem nun aber um jeden kauf⸗ oder pachtfrei werdenden Ader 
des eine große Zahl folder Tandhungriger Kleinwirthe ſich drängt, werden 
bie Preife auf eine ungefunde Höhe hinaufgetrieben und es belaften fih in 
Folge defien die Fleinen Wirthe mit einer häufig geradezu enormen Sculden- 
laft, der fie ſich eben wegen der Kleinheit des Beſitzes meift nur ſchwer oder 
gar nicht mehr zu entledigen vermögen. Daber dern thatſächliche Vebervölferung, 
bobe Kauf» und Pachtpreife und flarfe Ber: und Ueberſchuldung in einer durch⸗ 
aus engen Wechfelbeziehung ſtehen. Charakteriftiich für alle diefe Gemeinden 
ift das Vorhandenfein von Hausimduftrien oder das Beſtreben, folde ein 
zubürgen. ‘Da aber die Landbewohner in der Regel nicht dazu angetfan find, 
Gebrauchsgegenſtände feinerer Beſchaffenheit herzuftellen, ba auch die Abſatz⸗ 
verhältniſſe meiſt ſchwierig ſich geſtalten, ſo bleibt der Verdienſt häufig ein ſehr 
karger, und nur in ſeltenen Ausnahmen — ich erinnere an die Uhreninduſtrie 
des Schwarzwaldes — gelingt es, ſolchen hausinduſtriellen Beſchäftigungen zu 
einer größeren Bedeutung zu verhel Ifen. 

Am draftifchiten treten diefe Erfcheinungen einer thatſächlichen Uebervölkerung 
in einigen Waldgegenden Deutſchlands hervor. Mögen wir unfere 
Blicke auf die Eifel, die Rhön, den Taunus, den bayerifchen Speſſart, den 
beififhen und badifchen Odenwald oder auf einzelne Theile des ſüdlichen 
Schwarzwalbes werfen, — überall tritt uns dasfelbe vorftehend gezeichnete Bild 
in geradezu Aberraſchender Uebereinftimmung entgegen, überall ſehen wir, wie 
in dieſen Gegenden im Verhältniß zur Größe ber Bevdlferung das zur vVer⸗ 
fügung ſtehende landwirthſchaftliche Areal als unzureichend erſcheint, und wie 
in Folge deſſen Frauen und Kinder, theilweiſe auch die Männer, ſich abmühen, 
in hausinduſtriellen Arbeiten meift um wahre Hungerlöhne eine Ber: 
beflerung der wirtbichaftlihen Lage herbeizuführen, ohne daß doch dieſes Be— 
ftfeben irgendwie von befonderem Erfolge begleität wäre. 

Seltener und aud minder draftifch zeigen ſich diefe Erſcheinungen einer 
thatfählichen Uebervöllerung in anderen Gegenden Deutſchlands, — am ebeften 
noch da, wo da3 Klima und der Boden minder günftig, wo bie Wirthſchafts⸗ 
weije daher eine mehr extenſive, auf Kornbau und Viehzucht gerichtete 
iſt. Nach meiner Kennmiß bürften außerhalb der Waldgegenden übervölferte 
Striche befonders im bayerifchen Unterfranfen, in den altſchwäbiſchen Landes⸗ 
theilen, da und dort im nördlichen und füblichen badifchen Hügelland, aber felbft 
vereinzelt auch in der Rheinebene anzutrefien fein. 

Dei der Erörterung der Maßnahmen, die zu ergreifen find, um einer 
Mebervölterung und den fchweren Nachtheilen ,. die fich daraus ergeben, wirkſam 

muß man wohl im Auge behalten, daß zwiſchen Uebervölferung 
ne Dee rien und da die Vefigzerfplitterung die natürliche Folge der 
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Naturaltheilung der Güter im Erbfalle ift, zwifhen Ueberpölferung und 
bäuerlidem Erbredt ein ſehr enger Zuſammenhang beiteht. 
Weil nun aber jene Naturaltheilung der Güter im Erbwege, d. h. das Syſtem 
der freien Theilbarkeit, die Wirkung bat und haben muß, zu einer allmählichen 
Vermehrung der Wirtbfchaftseinheiten und deshalb zu einem verhältnigmäßig 
vafchen Anmwachfen der Bevölkerung hinzuführen, fo ift Har, wie bedenflih und 
gefährlich e8 wäre und vielfach geweſen ift, diefes Syſtem für ſolche Gebiete zu⸗ 
zulaffen, die ihrer ganzen Natur nad) nur eine dünne Bevö ertragen, 
deren Wohlftand alfo wefentlic darauf beruht, daß fich die Bevölkerung im 
großen und ganzen thunlihft flabil erhält. Und andrerfeitS iſt nicht minder 
einleuchtend, wie e8 als ein Gebot politifher Klugheit ſich darftellt, für Gebiete 
diefer Befchaffenheit jene bäuerlihen Erbrechtsformen, die die Gebundenheit 
des Bodens zur rechtlichen oder thatſächlichen Vorausfegung haben, nicht 
nur tbunlichft zu konſerviren, fondern auch, foweit möglid), fie nachträglich da 
wieder einzuführen, wo dieſe Gebundenheit allmählid außer Uebung gekommen 
oder außer Kraft gefegt morden fein follte. Die Stabilität der Bevölkerung 
aber wird durch diefe letzteren Erbrechtsformen, die man gemeinhin unter der 
Bezeihnung Anerbenrecht zufammenzufafien pflegt, dadurch vwerbürgt, da 
fie in ſehr ſcharfer Weile einen indireften Auswanderungszwang gegen die zur 
Gutsnachfolge nicht berechtigten Geſchwiſter . enthalten, welche eben, ſofern fie 
nicht als Knechte oder Mägde unverbeirathet auf dem Gut des Anerben ver: 
bleiben wollen, in der Hegel genöthigt fein werden, außerhalb der Heimath ei 
neues Unterkommen fia zu fuchen. 

Indem ich nun derart die in dem legten Jahren fo außerordentlid, lebhaft 
und eingehend behandelte Frage des bäuerlidyen Erbredyt3 weſentlich unter 
den Gefihtspunft der Uebervölkerung rüde, ift damit für mich dad 
Gebiet der Anwendbarkeit der beiden einander grundfäglic gegenüberftehenden 
Syſteme, des Syſtems der freien Theilbarkeit einer:, des Syſtems de Anerben⸗ 
rechtes andrerjeit3 gegeben: indem ich das Syſtem dev freien Theilbarkeit in die- 
jenigen Gebiete verweife, die eine dichte Bevölkerung vertragen, in denen alfo 
aud eine weitgehende Befigtbeilung feinen Bedenken begegnet, — das Syſiem 
des Anerbenrchts aber auf diejenigen Gebiete beſchränke, die nur eine dünne 
Bevölkerung ernähren können, für welde alfo eine weitgehende Zerſplitterung des 
Beſitzes und eine in Folge deflen fich ergebende dichtere Anhäufung der Bevöl⸗ 
ferung von ſchweren Nachtheilen begleitet fein müßte. Ich kann aljo nicht fo 
weit gehen, daß ich dieſem Anerbenrecht einen unbedingten Vorzug einräumen 
und es verallgemeinert fehen möchte, derart, daß das Inteſtaterbrecht in land 
wirthſchaftliche Güter ganz allgemein auf dem Grundfag des Anerbenrechtes 
aufgebaut würde, und ich glaube, daß die Beftrebungen, die Darauf abzielen, 
folgende Geſichtspunkte nicht genügend beachten. Einmal nicht die große in dem 
Anerbenrecht ruhende Gefahr der Ueberfhuldung des Anerben. Wem 
and durch die Geſetzgebung in vorfichtigfter Weife Vorkehr getroffen ift gegen eine 
Uebervortbeilung des Anerben, fo ift e8 doch einleuchtend, daß ſchon die Aufbringung 
der Binfen und die allmähliche Aufbringung der Abfindungsſumme die Leiftungse 
fähigfeit der jungen Wirthſchaft ſchwächt und fie in fchlechten Jahrenleicht ins 
Schwanken bringen fanı. Und wie leicht find aller Kautelen ungeachtet, die bie 
Geſetzgebung getroffen hat, Ueberfhägungen des Gutswerthes möglich, die für den 
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Anerben geradezu ruinds werden fünnen! Und was nützen alle Kautelen da, 
wo berföümmlicherweife — und das trifit für den ganzen Süden, aber aud für 
‚viele Gegenden Mittel- und Norbdeutfchlandg zu — die Güter nicht auf den 
Todesfall, fondern Schon zu Yebzeiten der Eltern übergeben werden und wo nım 
durdaus im Wege freien Uebereintommens zwifchen Vater und Sohn der Ueber: 


nahmepreis feftgefegt wird, fo daß die übrigen Geſchwiſter in der energiſchſten 


Weite ihre Intereſſen vertreten können und dann in vielen Fällen dod) die Folge 
die fein wird, daß der junge unerfahrene Anerbe, von dem Beſtreben geleitet, 
möglihft bald in den Befitz des Gutes zu gelangen, auch den vnerojeften Be: 
dingungen ſich fügt. Höchſt bezeichnend in diefer Beziehung ift es doch, daß 
nach allen vorliegenden Erhebungen gerade die Gemeinden des Anerbenrechts die 
bedeutendſte Ziffer der Verſchuldung aufweiſen. 

Ein zweiter von den Freunden der Verallgemeinerung des Anerbenrechts 
nicht immer genügend beachteter Geſichtspunkt iſt ſodann der, daß unſere bäuer⸗ 
liche Bevölkerung in allen Gebieten, in denen das Syſtem der freien Theilbarkeit 
ſeit langer Zeit das herrſchende iſt, gegen jede grundſätzliche Aenderung des 
Erbrechts eine tiefgreifende Abneigung zeigt. Ueberall da, wo ſeit Generationen 
das Prinzip der Gleichberechtigung der Geſchwiſter in Fleiſch und Blut der 
Leute übergegangen iſt, würde eben das Abgehen von dieſem Grundſatz der Be: 
völferung als das ſchwerſte Unrecht dünken. Von der Einführung eines Zwang- 
Anerbenrechts könnte unter dieſen Verhältniſſen wohl niemals die Rede ſein; 
die Schaffung eines fakultativen Anerbenrechts freilich iſt überall diskutabel, 
nur muß man ſich nicht der Meinung hingeben, als ob nun von dieſer Fakultät 
in den Gebieten, wo bisher naturaliter getheilt worden ift, ein großer Gebrand) 
gemacht werden würde. 

Endlich aber, und das ift da8 Wichtigfte, dürfte denn dody das Bedürf— 
niß nach einer Verallgemeinerung des Anerbenrecht3 keineswegs nachgewieſen 
jein. In unferem badifchen Sande ift der unzweifelhaft wohlhabenpfte Theil 
noh heute die Rheinebene, alfo jenes Gebiet, wo fett Jahrhunderten die voll: 
Händige Mobilifirung des Bodens durchgeführt ift. Hier ermöglichen eben die 
Güte des Bodens, die Milde des Klimas eine fehr dichte Bevölkerung, ſtehen 
alfo der Auftheilung des Grund und Bodens in fleine und Lleinfte Anweſen 
feinesweg3 entgegen. Uebrigens wäre es durchaus irrig, anzunehmen, daß überall 
da, wo dieſes Syſtem der freien Theilbarkeit befteht, num mit einer gewiſſen 
Raturnothwendigkeit ausfchlieglih Zwerggüter ſich herausbilden müßten; vielmehr 
geben mit der Auftheilung des Grund und Bodens im Exbfalle jederzeit gewiſſe 
Segentendenzen in wirfjamfter Weife Hand in Hand. Jeder Befiger eines im 
Erbwege verfleinerten Gutes hat das natürliche Beftreben, dasſelbe durch Zukauf 
allmählich wieder zu vergrößern; und auch durch Heirathen und Erbidaften 
wird mannichfach daS wieder vergrößert, was durch Theilung im Erbwege ver: 
kleinert worden war. Und fo befindet fich denn in dem Gebiet der freien Theil: 
barkeit der Grund und Boden in fteter Bewegung; größere Anweſen fallen aus 
einander, kleinere wachen allgemach wieder zu größeren auf. Endlich aber ift 
an ganz wichtiges fozialpolitifches Moment, auf das ja auch mein Herr 
Borredner hingewieſen hat, das, daß dieſe Mobilifirung des Grund und Bodens 
and dem kleinſten Tagelbhner die Ausficht eröffnet, ein Stücchen Land zu 
erwerben und durch Fleiß und Sparſamkeit diefen feinen Heinen Beſitz mit der 
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Beit zu erweitern. Sicherlich wird durch dieſe Ausjiht, ükonomijch ſelbſtändig 
zu werden, eines ber beiten und ftärkften Bollwerfe gegen das Leberhandnehmen 
der fozialdemokratifchen Beftrebungen auf: dem Lande geſchaffen. Manche mif- 
lihe Erſcheinung, die wir im Nordoften Deutichlands wahrnehmen: der 
chroniſche Arbeitermangel, die ftarfe Auswanderung aus dieſem am jid dimn 
benölterten Gebiet — hängt Doc gewiß auch damıt zufammen, daß dort dem 
Arbeiter, dem Tagelöhner die Erwerbung von Grund und Boden jo aufer:- 
ordentlich erſchwert ift, daß es nicht Wunder nehmen kam, wenn im dem 
ärmeren Theil der Bevölkerung ein eigentliched Heimathsgefühl fich nie recht zu 
entwideln vermochte. — 

Nach allem komme ich zu dem Schluß, daß ein unbedingter Vorzug keinem 
ber beiden fi) grundfäglich gegenüberftehenden Erbrechtsſyſteme einzuräumen it. 
Das Anerbenreht dürfte einen wertbuollen Damm bilden gegen Lebervölterung 
und daher für folde Gebiete pafien, die nur eine dünne Bevölkerung ertragen; 
in dem Spftem der freien Theilbarkeit anderntheil3 ſchaffen wir ein Bollwert 
gegen das Umfichgreifen fozialdemokratifcher Beftrebungen, weshalb es namentlid 
für die mit Städten bdurdhfegten Gebiete am Plate fein wird, die der Ans 
dehnung der fozialdemofratifchen Propaganda auf das Land befonder3 preis 
gegeben find. Die Gefahren des Anerbenrechts, weſentlich in einer Ber- 
Ihuldung des Anerben wurzelnd, werden befonders da hervortreten müfjen, mo ber 
Boden günftig, der Abſatz in nah gelegene Verkehrszentren leicht und gut, wo in 
Folge hiervon die Bodenpreife hoch und wo wegen der Nähe der Städte die Auf- 
rechterhaltung eines Präzipuums für den Anerben befonders ſchwierig ſich erweiſen 
würde. Umgekehrt werden die Gefahren des Syſtems der freien Theilbarkett da be: 


ſonders hervortreten, wo die Böden gering, die Abfagverhältniffe ſchwierig, Belegen: 


beit zu Nebenverdienft nur in unzureichendem Maße vorhanden, wo aljo mit einem 


Wort der landwirthichaftlihe Kleinbetrieb Fiasko machen müßte. “Daher 
auch aus diefen Gründen das Anerbenredyt in die minder frudytbaren, mehr 
extenfiv zu bewirthfchaftenden, induftriearmen, das Syſtem der freien Theilbartet 


in die fruchtbaren, eine intenfive Bewirthſchaftung ermöglichenden, induftriereicen 


Gegenden zu verweifen if. Ganz allgemein werden biemad) die Vorans- 
- fegungen für die Einführung des Anerbenrechts in Nord: und Mitteldeutichlant 
in höherem Maße gegeben fein als im Süden mit feinem ausgeprägten Handel: 
gewächs- und Rebbau und feiner da und dort geradezu gartenmäßigen Beftellm 
des Bodens; nur die eigentlihen Waldbiftrifte und jene von Natur aus minder 


günſtig ausgeftatteten Gegenden Süddeutſchlands dürften für das Anerbemett 


wirthſchaftlich vereigenfchaftet fich erweifen, die bei vorwiegend Iandwirthichaftlihen 


Charakter auf einen mehr exrtenfiven Landwirthfchaftsbetrieb ſich angewiefen jeher. 
Eben deshalb wird aber auch eine einheitliche Regelung diefer Materie in 
dem künftigen deutſchen Zivilgefegbuch zu unterbleiben, die jeweilige Regel: 
des bäuerlichen Erbrechts vielmehr der Partifulargefeggebung der Einzelſtaaten 
vorzubehalten fein. 


Haben fi) nun irgendwo einmal Zuftände einer thatfächlihen Uebervöllerung 


berausgebildet, fo ift Mar, daß von einer prinzipiellen Aenderung des Erbrecht 
eine unmittelbare Hilfe nicht erwartet werben kann. Aber auch von fonftigen 
Mafnahmen der Staatögewalt — mögen fie in Steuererleichterung oder im 
Hinwirken auf intenfiveren Betrieb beftehen — wird man fih eine durd- 
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greifende Hilfe nicht wohl verfpredhen dürfen. Eine wirkfame Abhilfe 
dürfte vielmehr nur zu erwarten fein entweder von einer Verpflanzung von 
Induſtrien in diefe Gebiete — daher denn die thunlichfte Förderung der Induſtrie, 
namentlidy auch der Exrportinduftrie, jo fehr gerade aud im Intereſſe der lands 
wirthſchaftlichen Bevölterung liegt — oder, fofern fid) jene Verpflanzung nicht 
als thunlich erweiſt, von einer Entlaftung des überpölferten Bodens durd) den 
Abzug eines Theils der nachwachſenden Generation, fei e8 in Städte oder in 
Landorte, die noch Arbeitermangel aufweilen, oder aber — und das wird viel- 
fach die Regel fein — in das Ausland, weshalb eben aud) die Kolonial= 
beftrebungen der Gegenwart mit unferer landwirthſchaftlichen Frage in einem 
engeren Zuſammenhange ftehen, al3 mancher heute noch anzunehmen geneigt ift. Leider 
tritt dieſem höchft wohlthätigen Prozeß der Entlaftung des Grund und Bodens 
durch Abzug eines Theile der Bevölkerung da und dort der Umſtand hinder: 
Ich entgegen, daß das an und für fich beredhtigte Heimathsgefühl zu einer 
unwirtbichaftlihen Art von Schollenfleberei ausartet, welche lieber unter Ent: 
behrungen aller Art auf der ererbten Scholle ausharrt, als daß fie ſich zu 
entichliegen vermag, außerhalb der Heimath eine neue Eriftenz fi) zu gründen. 
Diefe Schollentleberei hängt theils mit gewiljen Stammeseigenthümlicfeiten 
zufammen — wie man denn leicht beobachten Tann, daß tm allgemeinen die An⸗ 
gehörigen des fränkischen Stammes feßhafter find, als die um vieles wander- 
Inftigeren Schwaben und Alemannen —, theild aber auch mit gewifien foztalen 
Juftitutionen, wobei namentlich an das Vorhandenſein eines reihen Allmend— 
genufjes zu denken if. So werthvoll aud der Befig von Allmenden in vielen 
Beziehungen für die Gemeindegenoſſen fein mag, fo ift doch nidyt zu verfennen, 
daß die Ausjicht, früher oder ſpäter in den Beſitz eines ſolchen Allmendgenufles 
zu gelangen, eine ftarfe Verfuhung für die jungen Leute bildet, in der Heimath- 
gemeinde zu verbleiben und frühzeitig einen Hausftand zu gründen, wobei dann, 
weil eben doch die Grundlagen der Eriftenz dieſer Leute ſehr unfichere find, oft 
ihon nad) kurzer Zeit das Proletariat der Gemeinde einen neuen Zumads und 
der Armenaufwand eine abermalige Steigerung erfährt. Eine Regelung des 
Allmendgenuffes in dem Sinn, daß erft in einem vorgerüdten Alter die Bürger 
in den Genuß eintreten, dürfte vielleicht geeignet fein, dieſer unwirthſchaftlichen 
Form der Schollentleberei einigermaßen entgegen zu wirken. — 


Eine zweite Urfahe, warum die Lage der Landwirthſchaft heute viel: 
fach eine bedenkliche ift, liegt in der Ueberzahblung bei Käufen und 
Butsübernahmen, eine wirtbfchaftlihe Sünde, die leider jehr weit ver- 
breitet ift und die m an und für fi ungünftigen Zeitläuften jelbftredend doppelt 
verhängnißvoll fid) erweifen muß. Dieſes Weberzablen wird da noch als ent: 
ſchuldbar erſcheinen, wo die Bezahlung, was aber nur felten der Fall, aus baaren 
Mitteln des Wirthſchafters erfolgt; unentſchuldbar aber dann, wenn fie lediglich 
als die Tolge einer mangelhaften Werthung der Grundftüde oder einer gemifjen 
bäuerlichen Großthuerei, die mehr in einem ausgedehnten als in einem gut 
bewirthichafteten Beſitz ihre Befriedigung findet, ſich darſtellt. Außer allem 
Zweifel fteht, daß wir in diefer Ueberzahlung eine der tiefften Urfachen der Ber: 
ſchuldung und des dermaligen ‘Darniederliegens der Landwirthſchaft zu erbliden 
haben, und unbefangene Landwirthe haben mich niederholt verfihert, Daß 
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an eine Geſundung der Verhältniſſe infolange nicht zu denken fer, ehe nicht 
diefe abnorm gefteigerten, theilweife geradezu imaginären, in den wirklichen Gr- 
tragsverhältniſſen feine Grundlage findenden Bodenpreiſe allmählich wieder auf 
ein vernünftige® Maß zurüdgegangen fein werben. 

Es iſt nun Mar, daß eine wirtſame Abhilfe gegenüber dieſen wirthſchaft 
lichen Verirrungen wohl nur von einer wachſenden wirthſchaftlichen Einſicht der 
Betheiligten alte von einer Hebung der Allgemein- Bildung ber häne- 
lichen Benölferung erwartet werden darf. Die Angehörigen des bäuerlidyen Standes 
müffen eben erfennen lernen, daß es auch für fie nothwendig iſt, mehr al 
ſeither kaufmänniſch zu rechnen; fie müſſen beherzigen, daß auch fie bei ihren 
wirthſchaftlichen Handlungen ausſchließlich durch ökonomiſche Motive ſich leiten 
laſſen dürfen und nicht durch Regungen und Erwägungen anderer Art. 

Indem nun aber die durch unbeſonnenen Landerwerb zu übermäßigem 
begangenen Sünden um ſo ſchwerer auf dem —— — Betrieb laften, 
je ungenügender für die Drganifation des landwirthſchaftlichen Krebited 
gejorgt ift, fo erhellt, wie die Frage nad) einer möglichft ſachgemäßen vr 
ſation dieſes Kredites heutzutage doppelt ſchwer in den Vordergrund treten 
muß. &3 find in diefer Beziehung durch den Herrn Borredner alle weſent 
lichen Punkte bereit3 fo eingehend beleuchtet worden, daß ich glaube, mich auf 
folgende kurze Bemerkungen befchränten zu follen. 

Ber und im Süden und Südweſten Deutichlands fehlt- e8 im allgemeinen 
an Geld und Gelbinftituten nicht, und da ein großer Theil des Hypothelen 
verfehr8 durch die örtlichen und Bezirks-Sparkaſſen und die ebenfalls ziemld 
zahlreichen Kirchen und meltlihen Stiftungsfonde befriedigt wird, in welden 
Kreditanftalten die bäuerliche Bevölkerung nachſichtige und Loyale Gläubiger beſitzt, 
ſo iſt es erklärlich, warum bei uns das Bedürfniß nach Kreirung weiterer Kredit⸗ 
anftalten und namentlich ſtaatlicher Kreditanſtalten weniger laut geworben if. In 
den legten Jahren ift das freilich theilweiſe anders geworden, namentlich unter dem 
Drud der Empfindung, daß der Zinsfuß felbft fog. gemeinnägiger Inſtitut 
im Berbälmiß zur jegigen Rentabilität des Grundbefiges doch häufig ein reiht 
hoher ift, indem er ſich zumeift auf 5—5”/s beläuft und je nad; der Art ber 
Darlehnsbedingungen durch die nöthig werdende Prolongation fi) manchmal nod 
fteigert. Hierzu kommt dann noch die Gefahr der Möglichfeit der jederzeitigen Kän- 
digung. Und da diefe Kündigung häufig zu einer Zeit eintreten wird, wo der Zins⸗ 
fuß fteigt, jo wird eben bie bigung für den Schuldner in der Regel mit 
einer Erjchwerung der Darlehnsbedingungen gleihbebeutend fein, wenn nicht über: 
haupt eine unzeitige Kündigung fofort eine Kataftrophe für den Schuldner herber 
führt. Da ferner unter den heutigen Rentabilitätsverhältniſſen die zur — 
von Schuldpoſten verfügbaren Wirthſchaftsüberſchüſſe gegen früher wejentlih 
geringere geworden find, fo ift eben aud) viel mehr als früher auf mögliä 
langfame Schuldentilgung Werth zu legen. Daber neben mäßigem Zinsfuß 
Unfündbarkeit des Kredites und Möglichkeit langſamſter Schuldentilgung mittel 
Annuttäten die beiden Hauptforderungen find, die man an eine gute Ordnung dei 
landwirthſchaftlichen Realkredits zu ftellen haben wird. ipeifelbaft — 
bleibt, ob von einem unkündbaren Annuitätenkredit in den Kreiſen unſerer land⸗ 
wirthichaftlichen Vevölterung umfaſſender Gebrauch wird gemacht werden wollen, 
und es wäre fehr lehrreich, wenn darüber anderwärts gemachte Grfahrungen 
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mitgeteilt werden könnten. Nach meinem Dafürbalten dürfte ein Bedürfniß 
nad) einem folden Kredit vorwiegend für diejenigen Diſtrikte beftehen, die auf 
Kornbau und Viehzucht angemwiefen find, weil hier die Rente eine befonder8 mäßige 
und daher flarfe Abtragungen nicht möglich find. Fur Handelsgewächsdiſtrikte 
wird dagegen das Bedürfniß weniger hervortreten, weil die hier zeitweise fehr 
gänftigen Konjunkturen auf einmal erhebliche Kapitalabtragungen geflatten. Und 
völlig unbenugbar dürften folche Kreditinſtitute Für die Rebdiſtrikte fein, weil 
mit dem fprunghaften Gang der Wirthſchaft in Reborten die Aufbringung regel: 
mäßiger Annuitäten von beftimmter Höhe fich nicht verträgt. 

Neben der Fürforge für die Regelung des Kredits werden übrigens au) 
ſolche Maßregeln in Betracht gezogen werden müffen, die geeignet erfcheinen, 
theils die unbefonnene Inanſpruchnahme des Realkredites zu erſchweren, theils 
den verſchuldeten Beſitzer in ſeinem Beſitz gegen rückſichtsloſe Betreibungen 
einigermaßen zu ſchützen. Außer der Herbeiführung von Kartellen zwiſchen 
den Landwirthen einer Gemeinde mit der Verpflichtung, an den Güterverſteige— 
rungen gewerbömäßiger Güterhändler ſich nicht zu betheiligen, wie ſolche in ven 

Jahren da und dort in Baden zu Stande gelommen find, — neben dem 
höchft wohlthätigen Auftauf von Kauffchillingsforderungen durch öffentliche Kredit 
mftitute, um die Schuldner aus den Händen häufig unreeller Gläubiger zu bringen, 
— Därfte vielleiht da8 wirffamfte und wichtigfte fein: eine Regelung de3 
Spftems der Zwangsvollſtreckung in ganz Deutichland im Sinne der 
preußiſchen Subhaftationsordnung vom Juli 1883 d. h. die Einführung | 
des fogenannten Dedungsfyftems im Gegenfag zum Verkaufs— 
ſyſtem. Während e8 nämlich das Weſen des fogenannten Verkaufsſyſtems ift, 
daß jeder Gläubiger den Liegenfchaftszugriff durchführen kann ohne Rüdficht auf 
die Rechte des vorangehenden Gläubigers, gehört e8 zum Weſen bed Dedungs- 
verfahrens, daß der | innmer nur geichehen kann unter Wahrung 
der befleren Rechte der vorangehenden Gläubiger, inöbefondere alſo nur dann, 
wenn das höchſte Gebot zur Dedung der Vorhypotheken ausreicht. Hierdurch 
werden nicht nur die Gläubiger erfter Hypothek im ruhigen Befig ihrer Hypo» 
teten geichütst, e8 wird auch frivolen Betreibungen nachftehender Gläubiger, 
die manchmal nur eine ganz geringe Yorberung haben, ein Riegel vorgejhoben 
und gleichzeitig verhütet, daß ein Schuldner aus feinem Befit verdrängt werben 
tann, ohne daß er felbft feiner Schulden ganz entledigt wird. ine meitere 
fehr bemerkenswerthe Folge, die fih an die Annahme des Dedungsipftens 
tnũpft, ift fodann die, daß dasfelbe zu einer Fünftlichen Einſchränkung des 
Rachhypothekarkredites führt, und gerade darin werden alle diejenigen 
eine bejonder8 wohlthätige Wirfung erkennen, die fi, überzeugt haben, daß eben 
ein großer Theil der jetigen Webelftände wefentlih in der unbefonnenen In⸗ 
anfpruchynahme des Kredits, „in der freiwilligen Verſchuldung“, wie Schäffle 
es nennt, begründet Tiegt. Im Gegenſatz hiezu begünftigt dad Verkaufsſyſtem 
geradezu den Nachhypothekarkredit, weil jeder nachſtehende Gläubiger Hoffnung 
dat, fein Geld zu erhalten, wenn auch nicht durch Anmweifung auf den Erlös, 
fo doch dadurch, daß er felbft als Eteigerer bei der Zmwangsverfteigerung auf: 
tritt und das von ihm erflandene Gut, da8 er frei von Pfanblaften befitt, nun⸗ 
mehr wieder an amdere ihm verſchuldete Landwirthe zu günftigen Bedingungen 
anzubringen ſucht. Die Vortheile, die ſich aus der Annahme des Dedungse 
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ſyſtems für die Schuldner ergeben würden, fallen daher theilmeife mit jean 
zufammen, die man ſich von gewiſſer Seite aus ber Uebertragung der amen: 
tanifchen Heimftättengefeggebung auf Deutichland verſprochen hat, eine Ueber⸗ 
tragung, die ja fo ohne weiteres ſicherlich nicht durchführbar wäre. Leider ftehen 
der allgemeinen Durchführung des Dedungsfpftems überall da, wo die Grund 
ſätze des modernen Pfandrechtd — die Grundfäge der Spezialität und Publi⸗ 
zität — nicht durchgeführt find, die allergrößten Schwierigfeiten entgegen, und 
man wird ſich deshalb in diefen Ländern (3. ®. in denen des code civil) 66 
zum Erlaß des deutfchen Zivilgefeßbuches gedulden müſſen, in welches, wie man 
annimınt, die Srundfäge des Dedungsfuftend Aufnahme finden werden. 


Eine dritte Urſache, weshalb im einer Anzahl von Landgemeinden Cät- 
und Südweſideutſchlands bie heutige Lage eine fo unerfreuliche und der Scnufben: 
ftand theilweife ein fo beforgnißerregender ift, liegt in dem Vorkommen 
wucheriſcher Geſchäfte. In vielen Gemeinden, die an ſich die Bedingungen 
des Gedeihens hätten, iſt hier die Wurzel des üebels in anderen wird die an 
ſich ſchlimme Lage durch das Umſichgreifen —* Geſchäfte weſentlich ver⸗ 
ſchärft. Der Wucher tritt dabei in der Form des Darlehns-, des Pic md 
des Güterwuchers auf. In der erften Form ift er feit Erlaß bed Wucher 
gejetes, welches ohne Zweifel günftig gewirkt hat, ſeltener geworden; mit um 
ſo größerer Energie haben ſich leider die betreffenden Gefhäftsleute munmebt 
auf den Vieh- und Güterwucher geworfen. Der Vieh: und Güterhanbel dient 
dabei häufig nur al3 Vorwand, um in Geſchäftsverbindung mit gewiſſen Land 
wirthen zu treten, irgend eine Geldverbinblichteit herbeizuführen, die dann durch 
geihidte Benutzung gewiller Momente fehr raſch ſich fteigert und oft ſchon nad; 
kurzer Zeit den Landwirth vollftändig in die Hände bes Gläubigers bringt. 

— Eine vollftändig durdgreifende Abhilfe diefer Kalamität gegenüber 
werden wir von einer ftrafrehtliden Verfolgung allein nicht erwarten 
dürfen, da eben, wie hundertfältige Erfahrungen zeigen, die Schuldner aus Furcht 
vor ihren Gläubigern zu ſchweigen pflegen und deshalb zahlloje Wucherfälle ter 
gerichtlichen Kognition ſich entziehen. Hand in Hand mit der firafrechtlichen 
Berfolgung muß deshalb eine vernünftige Organifation des landwirth— 
ſchaftlichen Perſonalkredits gehen, und in dieſer Beziehung dürfte nad 
Allen bis jegt vorliegenden Erfahrungen in Heflen, Baden und Württemberg 
ſich nicht3 fo ſehr bewähren wie Die Gründung genoſſenſchaftlicher Kreditinſtitute 
mit örtlicher Begrenzung ihres Wirkungskreiſes — (Sehr richtig!) —, 
jo daß es kaum eine Aufgabe giebt, die für die nächſte Gegenwart toichtiger 
umd bedeutungsvoller erfcheint, als auf die Verdichtung biefed Neges örtlicher 
Darlehnskaſſen überall da hinzumirfen, wo die perfonellen Borausjegungen einiger: 
maßen gegeben find. 

Wie man allgemein wahrnehmen fann, find vor allem die Rebgemeinden 
in befonderem Maße eine Domäne des gewerbsmäßigen Wuchers, weil hier die 
Produftion mehr ober weniger den Charakter des Hazardfpield annimmt und 
die Wohlftandsverhältniffe in durchaus fprunghafter Weife fich bewegen; daher 
denn auch die zur Bekämpfung des Wuchers geeigneten Mafnahmen, zu meiden 
man wohl aud die Errichtung örtlicher BViehleihfaffen rechnen fann, gerade m 
den Rebbezirken befonders mwohlthätig fich erweifen werben. 
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Eine vierte Urſache des Rückgangs des Wohlitandg in unferen Land⸗ 
gemeinden liegt in den mehr oder weniger ungünftigen Ernten des 
legten Jahrzehnts. Unſere deutſche Ernteftatiftit ıft Leider noch nicht fo 
ausgebildet, daß man auch nur einigermaßen annähernd berechnen fünnte, wie 
groß zahlenmäßig die Einmahmeausfälle in Folge einer Anzahl minder guter 
Ernten für die deutſche Landwirthſchaft ſich berechnen; aber daß es ſich hier in 
der That um enorme Kapitalverlufte handelt, möge daraus entnommen werden, 
daß allein für unfere badiſchen Nebgemeinden der Einnahmeausfall im legten 
Jahrzehnt auf 30 bis 40 Millionen Darf veranſchlagt werden darf. Und zu 
diefen ungänftigen Ernten kamen da und dort noch mannichfache andere Schäden, 
Ueberſchwemmungen, verheerende Hagelichläge, Auftreten zahllofer thieriſcher und 
pflanzlicher Parafiten, für deren Entwidlung der vorwiegend naſſe Charakter 
des legten Jahrzehnts beſonders günftig war. — 

Auch den vorbezeichneten Einflüffen gegenüber fann, wenn wir ſchon auf 
den Gang der Witterung einflußlos find, doch manches gefchehen, um wenigſtens. 
einigermaßen die Nachtheile, die ſich aus der Einwirkung ſchädlicher elementarer 
Ereignifie ergeben, abzumildern. Bor allen ift hieher zu rechnen ein Hin= 
wirten auf eine umfaflendere Betheiligung der bäuerlichen Bevölferung an ben 
beſtehenden landwirthſchaftlichen Berfiherungsanftalten und — fo- 
fern ſich zeigen follte, daß diefe Nichtbetheiligung die Folge des Umftandes tft, daß 
die Organijation der betr. Verficherungsunternehmungen nicht genügt — ein Be- 
dachtnehmen auf ftaatliche Organifationen des bezüglichen Verſicherungszweiges, 
was namentlid von der Hagelverfiherung gilt, in Bezug auf welche bei und 
ım Südweſten ein Zuftand befteht, den man wohl als Nothſtand bezeichnen darf. 
If doch auch aus diefem Grunde im legten Jahre in Bayern die Errichtung 
einer Landeshagelverfiherungsanftalt herbeigeführt worden. Weiterhin dürfte auf 
einen möglichſt fchneidigen und energifchen Vollzug aller derjenigen Borjchriften 
hinzuwirken fein, die die Belämpfung und Unterdrüdung der Pflanzenfchädlinge 
bezwedten, in welcher Beziehung eben bei unferer Yandhenölferung noch immer 
jehr viel Läffigkeit wahrzunehmen if. Und endlich — da je ftabiler der ganze 
Sharafter einer Wirthichaft iſt. je gleihmäßiger Einnahme und Ausgabe ver- 
laufen, defto günftiger der Wirth fich befindet, während jede Störung durch 
Zwifchenfälle irgendweldher Art die Wirtbichaft leicht ind Schwanken bringen 
kann, jo märe e8 gewiß von größtem Werth, wenn durch fortgefegte Be— 
(efrungen unfere bäuerliche Bevölferung dahin gebracht werden könnte, die Ueber: 
ſchüſſe beflerer Jahre in Form von jederzeit flüffig zu machenden Reſerven an: 
zulegen, während jett meift das Beſtreben herrſcht, diefe Ueberſchüfſe thunlich 
ſofort für häufig ganz unrentable Xanderwerbungen auszugeben, jo daß man in 
ſchlechten Erntejahren mohl Yand aber feine Einnahmen bat und alsbald wie- 
der zum theuren und oft fo verhängnißvollen Kredit feine Zuflucht nehmen muß. 


Eine fünfte Urſache des Wohlftandsrüdgangs in den Landgemeinden 
it endlich auf eine Anzahl folder Momente zurüdzuführen, welche nachweislich 
die Nentabilitätsverhältniffe des Landwirthfchaftsbetriebs 
nachtheilig beeinfluffen und deren Einwirkungen wohl ziemlich gleich 
mäßig in allen Landgemeinden ſich bemerkbar machen. Die hier in Frage 
ftommenden Momente: Sinten des Geldwerths und in Folge deſſen Steigen 
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aller nit nur für die privaten Bedürfnifſe, fondern auch für diejenigen des 
Iondwirtbfhaftlihen Betriebs erforderlichen Ausgaben, erhebliches Anwachſen 
der öffentlichen Laſten; immer bebrohlichere Entfaltung der auslimdifchen ou: 
kurrenz auf gemiflen Gebieten und in Folge deſſen gedrücte Preiſe — alle diefe 
Momente machen ſich mehr oder weniger in ganz Weſteuropa in einer Weiſe 
geltend, daß es begreiflich erſcheint, wenn bie Erörterung der Mittel zur 
Hebung der gefuntenen Rentabilität dermalen im Bordergrumd bes 
öffentliben Intereſſes ſteht. Nach meinem Dafürhaiten dürfte in dieſer Be: 
ziehung insbeſondere auf folgendes Bedacht zu nehmen fen. Bor allem wird 
ſich die landwirthſchaftliche Bevöllerung unter den heutigen jo erſchwerten Ber: 
hältniffen vor der Anlage übermäßiger Preife bei der Ermerbimg von Grund 
und Boden doppelt zu hüten haben, eine Forderung, gegen die leider fort um 
fort aud) heutzutage immer wieder gejlindigt wird. Zweitens wird mit bejonderer 
Energie jeitend der bäuerlichen Bevölkerung Bedacht zu nehmen fein auf Herbes 
führung aller derjenigen Berbefferungen in der Technik des Be: 
trie bes bie eine Steigerung ber Rente mit einiger Wahrſcheinlichkeit vorausſehen 
laffen Auch hier ift ein außerordentlic großes und fruchtbringendes Gebiet für 
die Verwaltungs: und für die landwirthſchaftliche Bereindthätigkeit gegeben, ba 
ehen noch in vielen Beziehungen ertragfteigernde Wirthichaftöverbeflerungen möglih 
jheinen, wobei nur an bie forgfältigere Auswahl des Saatguts, intenfivere 
Düngung, namentlich aud mit künftlihen Düngemitteln, Uebergang zu ratie 
nelleren Fruchtfolgen, weitere Ausdehnung des Aderfutterbaus, des Obftbaus, 
befiere Pflege der Wiefen, berftändnifiooßleren Betrieb der Biehzucht, — 
Herrichtung der Produkte für den Verkauf — erinnert fein möge. u Sud⸗ 
deutſchland Liegt allerdings vielerorts ein Hindernig, um in raſcherer Weiſe zu 
einem vationelleren Betriebe überzugehen, in dem mangelhaften Zuſtande ber 
Feldwege, im Folge deſſen ſich für viele Gemeinden ein Zuftand thatſächlichen 
Flurzwanges rund die Nöthigung ergiebt, an der alten Form der Dreifelber: 
wirthſchaft feftzuhalten ; Leider aber ift für eine Bereinigung ber 

beftehe fie auch nur in der Anlegung eined rationellen Feldwegenetzes, ſehr 
viel Berftändniß noch nicht vorhanden, was allerdings weniger von Baden, 
wo vielmehr im legten Dezennium auf diefen Gebiet immerhin manches ge 
ſchehen ift, al® für das übrige ſüddeutſche Gebiet: Bayern, Württemberg und 
Elſaß⸗Lothringen gilt. Erſchwert wird dieſer nachtheilige Zuftand meift noch 
durch eine fehr weit getriebene Parzellirung des Bodens; ift doch für eime der 
badifchen Erhebungägemeinden nachgewieſen worden, daß das Areal von 1700 
bis 1800 Heftaren in rund 13 000 Parzellen aufgeteilt iſt. 

Nicht minder wichtig als ein Hinwirken auf eine Verbeſſerung der Technik 
erſcheint die Bedachtnahme auf thunlicfte Herabminderung der Prodaf: 
tionstoften, wobei namentlich die Vermeidung überflüffigen Arbeitsaufwandes 
in Betracht önmt. Vielfach find aber Die Bauernwirthſchaften namentlich mit 
Familienarbeitsträften allzuſehr überſetzt, was zum Theil mit der früher ſchen 
gerügten Schollenkleberei in Zuſammenhang ſtehen dürfte. Ferner iſt kein Zweifel, 
daß in manchen Wirthſchaften ſehr gut die toſtſpielige Pferdehaltung durch Ochſen⸗ 
oder Kühehaltung erſetzt werden könnte. Auch in Bezug auf die Beſchaffung 
der vielen Bedarfsartikel des Betriebs: Saatgut, Düngungs-, Fütterungswittel 
welche unſere bäuerliche Bevölkerung im großen und ganzen immer noch von 
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dem mächften beften Detailliftien und Zwiſchenhändler zu theuren Preiſen bet 
oft ſchlechter Qualität zu beziehen gewohnt iſt, könnten nicht unerhebliche Summen 
erfpart werden, wenn man fich entjchlöffe, den Einkauf jener Bedarfsartitel im 
genoffenfhaftlihen Wege herbeizuführen. Und wenn oben bemerkt wurde, 
daß es eine der mwichtigften Aufgaben der nächſten Gegenwart ſei, das Netz der 
Iotaolen Darlehnstaffen thunlichſt zu verdichten, jo dürfte als eine nidyt minder 
wichtige Aufgabe die möglichft vielfeitige Gründung örtlicher landwirth— 
Ihaftliher Konjumvereine bezeichnet werden. 

Behufs Bellerung der Rentabilitätsverhäftnifie wird endlich unfere bäuerliche 
Verölferung auch eine bejfere Organifation des Abfages der Pro- 
dukte fi angelegen fein Laflen müſſen. Die Lage der zahllofen Kleinwirthe, die 
nur Heine verzettelte Mengen anzubieten haben und von denen jeder gern am vafcheiten 
losſchlagen möchte, ift natürlich eine fehr unyünftige gegenüber der im Verhältniß 
geringen Zahl von Aufläufern, welche Die günftigfte Zeit des Auffaufs abwarten 
innen und Die nun ihre überlegene Stellung häufig mehr als billig ausnügen, 
was namentlich im Tabacksgeſchäft oft zu recht beflagenswerthen Vorkommniſſen 
führt. So dürfte auch die Flauheit im jegigen Getreidehandel wenigftens theil- 
weiſe damit zufammenhängen, daß der Auffauf in zahllofen fleinen Duantitäten 
bei hunderten von Bauern in fo und fo viel Ortfchaften gegeniiber der Möglic- 
leit des Bezuges einer einzigen großen Sendung aus dem Auslande unjeren 
Händlern und Mülern zu foftjpielig, zu unbequem und zu zeitraubend erfcheint. 
Wie deshalb bereits mehrfab und mandmal mit Erfolg empfohlen ift, für 
Wein, Obſt, Milch den genoſſenſchaftlichen Verkauf diefer Produkte in die Hand 
zu nehmen, jo dürfte auch beim Getreide duf gemeinfame Verkaufsveranſtal⸗ 
tungen, ähnlich den amerikaniſchen Elevatoren, hinzuwirken fein. 

Während die bis jegt beiprochenen Maßnahmen zur Beſſerung der Ren- 
tabilität des bäuerlichen Betriebes wejentlih dem Gebiete der Selbf- 
hilfe. angehören, erübrigt zum Schluffe, noch zweier Maßnahmen zu gedenken, 
die fih als folhe der Staatshilfe darftellen und von denen die eine auf 
dem Gebiet des Steuer-, die andere auf dem Gebiet des Zollweſens liegt. In 
ver That find Steuerermäßigung und Zollerhöhung die beiden 
Sorderungen, die aus landwirthſchaftlichen Kreifen heute am lauteften erhoben, 
freilich auch von anderer Seite am heftigften befämpft werden, weil man es 
bier mit Sorderungen zu thun hat, die mehr oder weniger empfindlich in die 
Suterefieniphäre anderer Kreiſe eingreifen, 

Was die Steuerfrage anlangt, fo iſt wohl nicht zu leugnen, daß die 
Laftungsfähigfeit der grundbefigenden Kreiſe gegen früher eine geminderte ift. Dan 
wird zugeben müfſen, daß die Iandmwirthichafttreibende Bevölkerung im Verbält: 
niß ihres Reineintommend gegenüber anderen Erwerbsflafien, namentlich im @ebiet 
der Sroßinduftrie und des Großhandels vielleicht etwas allzuftart herangezogen 
ft und daß überhaupt heutzutage noch immer in einer Anzahl von Steuer: 
gejeggebungen da8 mobile Kapital ſich mannichfacher Begünftigungen vor bem 
unmobilen erfreut. Daher denn überall da, wo man diefe Verhältniffe unbe: 
fangen betrachtet, daS Beftreben hervortritt, daS mobile Kapital ftärker zu er- 
fafien, wie das beifpieldweife im Laufe dieſes Jahres zum Ausdrud gekommen 
it durch den Erlaß eines Kapital: und Einfommenfteuergeleges in Heilen und 
eines Einkommenſteuergeſetzes in Baden. Es iſt die ausgeſprochene Abficht 
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biefer beiden Geſetze, eine Herabfegung des Steuerfußes der fogenannten dircken 
Steuerkapitalien, alfo eine Entlaftung namentlid; der grundbefigenden md der 
bausbefigenden Klaſſen zu ermöglichen; es foll aber durch dieſe beiden Geſetze 
gleichzeitig eine andere alte Forderung der Landwirtbichaft, welche auf Er: 
möglichung des Schuldabzuges bei der Steuer gerichtet ift, ihrer endlichen Ver⸗ 


wirtlichung entgegengeführt werden. Gleichwohl wird man, wie ſympathiſch | 


man fi num aud in Regierungskreifen diefen Wünfchen der bäuerlichen Be 
völferung gegenüber ftellen mag, auf ſehr rafche Erfolge auf diefem Gebiet 
kaum rechnen dürfen; jede fteuerliche Entlaftung de Grund und Bodens geht 
eben auf Koften anderer Erwerbstreife vor fi, und es ift menfchlich begreifii, 
daß eine anderweite Steuervertheilung, die diefe legteren in höheren Maße 
beranztebt, auf nahdrüdlihen Widerftand zu floßen pflegt). 


Und nun zum Schluffe noch einige Bemerkungen über die Zollfrage, | 


die ſich Heutzutage auf die Getreidezollfrage zujpist. Wenn diefe Frage 
jo außerordentlich, beſtritten ift, fo hängt die nicht blos mit dem natürlihen 
Segenfag zuſammen, der ſich fofort bei Erörterung derſelben zwifchen Stat: 
und Yand ergiebt, fondern aud) damit, daß in diefer Frage die Jutereſſen der 
bäuerlichen Bevölkerung felbft keineswegs durchweg zufammenfallen. Dem de 


Angehörigen der Handelsgewächsdiſtrikte, der Rebdiſtrikte und jener Gegenden, 


die vorwiegend auf Viehzucht ſich angewieſen jehen, find ſelbſtredend an bier 
Frage fo. gut wie nicht betheiligt; aber auch innerhalb der eigentlichen Kom: 
baudiſtrikte erjcheinen die landwirthichaftlihen Tagelöhner und die Kleinbanem 
mit einem Beſitz von 10—20 Morgen, weil fie nur wenig oder fein Getreide 
zu Markte bringen, an der Erhöhung der -Getreidezölle nur wenig inter: 
effirt. Anders verhält es fich freilich mit den Angehörigen der mittel: und groß: 
bäuerlichen Bevölkerung, welche mehr oder weniger nennenswertbe Uuantitäten 
Getreide regelmäßig zu Markte bringen und deren Einnahmen daher durch dr 
jeweilige Geftaltung der &etreidepreife in größerem oder geringerem Grade be 
einflußt werden. 

Ih muß nun offen geftehen, daß ich mid, denjenigen micht beigefellen 
kann, die das aus der Mitte dieſes Theils der bäuerlichen Bevölkerung immer 
heftiger erfchallende Verlangen nad) einer auch nur mäßigen Erhöhung der Ge 
treidezölle als ein ſchlechthin verwerfliches betämpfen. Das Hauptargument, 
bag man einer Mafnahme nicht zuftimmen könne, welde geeignet fei, das Bee 
des armen Mannes zu vertheuern, dürfte doch in der heutigen Zeit nicht mehr 
fo ganz ftihhaltig fein, wo die Getreidepreife jo außerordentlich heruntergegangen 
find, daß jett thatjächlich bei uns im Süden der Doppelzentner Weizen um 6—7M. 
billiger fteht als im Durchſchnitt des legten Jahrzehnts. Ich glaube, bei dieſer 
Sadlage würde eine mäßige Erhöhung der G@etreidezölle, unter welcher ih 
eine Berdopplung, äuferftenfalls eine Verbreifahung der feitherigen Säge ver: 








1) Die Staatögrundfteuer wird im allgemeinen weniger läftig empfunden ald bie 
Belaftung mit —— die auch in Süddeutſchland manchmal eine u 
drüdende Höhe erreichen. Auf eine thunliche Schonung ber finanziellen —*— der 
Gemeinden wird daher in der Folge ein — zu richten fein. Eine Ent: 
laftung der Gemeinden ift von dem Par er finanziellen Leiftungafä 
bes Staats felber bedingt; auch in biefer Beziehung kann die angeftrebte Entwi 
naturgemäß nur einen jehr langſamen Verlauf nehmen. 
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ſtehe, böchftens die Wirkung haben können, diefen ganz außerordentlichen Preis- 
rädgang um einen minimalen Prozenttheil aufzuhalten, keineswegs aber die, die 
Getreidepreife auf ein den Durchſchnitt des Testen Jahrzehnts überfteigendes 
Riveau zu heben. Nur aber wenn legtere der Fall märe, würde jenes 
Argument Anſpruch auf Beachtung erheben dürfen. Nicht alfo eine Vertheuerung 
der Getreide: und Brotpreife gegen feither kann jene Maßregel im Gefolge 
haben, fondern nur von der Wirkung begleitet fein, daß eine zu erwartende 
Berbilligung der Brotpreife in Folge einer mäßigen Zollerhöhung nicht in dem 
jonft mögliden Umfang eintritt; aljo, um diefen Ausdrud zu gebrauchen, nicht 
en damnum emergens, jondern nur ein lucrum cessans für bie fonju- 
mirende Bevölkerung fteht in Frage. Daß aber irgend wer im Volke, und 
wäre er der ärmfte, den Anſpruch erheben dürfte, dag auf Koſten anderer 
Erwerbskreiſe da8 Brot immer billiger werden folle, daS vermag ich bei allem 
Mitgefühl für die Lage der arbeitenden Klaſſen nicht zuzugeftehen. 

Wenn nun aber in der That die Sade fo liegt, daß eine mäßige Er- 
höhung der Getreidepreife ſich vollziehen kann ohne Erſchwerung der Lebens- 
haltung der fonfumirenden Bevölkerung, dann gewinnt zweifellos der finanz- 
politifhe Charakter jener Maßregel eine eminente Bedeutung. In der 
That — in eimer Zeit, in der man fich feit Jahren vergebens bemüht, mit 
allen möglichen Steuerprojekten im Intereſſe der Entlaftung der -Einzelftaaten 
Mebreinnahmen für das Reich zu erzielen, dürfte es fiherlich nicht gleichgiltig 
jein, mit einem Schlag auf vdiefem Wege eine Summe von 15—20 
Milionen Mark für unfere Reichskaſſe zu gewinnen, ohne daß das Aus: 
gabebudget der konſumirenden Klafien felbft gegen feither eine Steigerung er⸗ 
fährt. Es mag dies ja allerdings — wilienfchaftlich genommen — eine recht 
ketzeriſche Anficht fein. 

Wenn ich alfo aus finanzpolitifchen Gründen einer mäßigen Erhöhung der 
Getreidezölle durchaus ſympathtſch gegenüberftehe, jo muß ich allerdings bie 
Meinung auf das entſchiedenſte befämpfen, als ob mit einer foldhen mäßigen 
Erhöhung nun auch die Lage der bäuerlichen Bevölterung in unmittelbarer Weife 
irgendwie nennenswerth verbeflert werden könnte. Gebt doch aus den Be 
vechnungen der badifhen Enquête hervor, daß beiſpielsweiſe ein Wirth im Süden 
Badens mit einem Befit von etwas über 50 Morgen bei Verdoppelung der 
Getreidezölle auf eine Vermehrung von höchſtens 50 Mark bei einer fonftigen 
Gefammteinnahme von 3000 Mark rechnen könnte, aljo doch nur auf eine 
verhältnigmäßig geringe Mehreinnahme, die gewiß nicht dazu angethan wäre, 
jeine wirtbichaftlihe Yage mit einem Schlag von Grund aus umzugeftalten. 
Und doch fielen diefe Bauern mit einem Beſitz von 50 Morgen und mehr 
nur etwa 2—3 0/0 aller Iandwirthichaftlichen Betriebe des Landes dar. Und 
bedenkt man wie heutzutage die Preife bes Getreide jo außerordentlich ge- 
junfen find gegenüber dem Preisdurchſchnitt des letzten Jahrzehnts, während 
doc ſelbſt dieſer Durchſchnittspreis feiner Zeit al8 durchaus ungenügend erachtet 
worden ift, wie follte denn da eine fo minimale Erhöhung des Zolles für die 
Rentabilitätsverhältniffe Wandel ſchaffen können! Außer Trage ift deshalb, daß 
wenn auf den Wege ver Getreibezollpolitif der bäuerlichen Bevölkerung ge= 
bolfen werden fol, nicht minime, fondern fehr hohe Zölle nöthig find, daß 
man die Zölle nicht verboppeln, ſondern veracht- oder verzehnfaden muß. 





44 . Korreferat von Buchenberger. 


Iſt e8 aber denkbar, daß in abfehbarer Zeit fold Hohe Zolljäge zur Em 
führung gelangen? Ich glaube: angeſichts ber Befürchtung, die im meiten 
Kreifen fich geltend machen würde, daß hohe Zölle allerdings eine empfindlice 
Wirkung auf die Brotpreife haben würden, angefihts des Standes der öflen: 
lichen Memung in den Städten, angeficht3 der Rückfichten, die man auf bie 
Stimmung der Handwerker und der arbeitenden Klaſſen und auf die Verhältaifie 
der Erportinduftrie zu nehmen genöthigt fein wird, dürfte in der That bie 
Ausficht, daß m abſehbarer Zeit ein Reichstag ſehr hohe Zölle beichliekt, 
nur eine verfchwindend Meine fein. Und deshalb ift es allerdings aud meine 
Ueberzeugung, daß überhaupt mit den Mitteln der Getreidezollpolitit unferer 
bäuerlichen Bevölkerung und namentlid) demjenigen Theil derfelben, der am 
meiften der Aufbilfe bedarf, nämlich) der Mlein- und mittelbäuerlichen, midt 
oder doh nur in fehr unbedeutendem Maß gebolfen zu werben vermag. Alle 
die anderen, eine Befferung der wirthſchaftlichen Lage ver: 
bürgenden Maßnahmen der Gefeggebung und Bermaltung 
gewinnen in Folge deffen eine um fo höhere Bedeutung. 


Damit, meine Herren, bin ih am Schluſſe meiner Ausführungen angelangt, 
und aud ih muß um Ihre Nachſicht bitten, wenn ich vielleiht daS mir gefegte | 
Zeitmaß überfchritten und Ihre Geduld allzufehr in Anfpruch genommen hate. 
Es mürde mid, freuen, wenn Sie meinen Ausführungen entnehmen wollten, 
daß es keineswegs nur einzelne wenige, fondern daß es meift fehr komplizirte 
Berbältniffe find, die die Wirthichaftslage umferer bäuerlichen Bevölterung nad 
theilig zu beeinfluffen vermögen, und daß daher auch nicht ein Univerfalmittel 
eriftirt zur Heilung der Schäden unferer Zeit, jondern daß am unzähligen 
Punkten ber Hebel angeſetzt werden muß, wenn durchgreifende Erfolge erzielt 
werden follen. Aber auch das werden Sie vielleiht meinen Ausführungen ent- 
nommen haben, daß, mas auch immer von Seiten des Staates geſchehen 
kann zur Beflerung der Lage der landiwirtbichaftlihen Bevölkerung, alle die 
möglichen &efeggebungsafte und Verwaltungsmaßnahmen doch nur ein Roth- 
behelf Bleiben, der die Gewähr völligen Gelingens feineswegd in fid trägt, 
wenn nicht mit dieſen Beftrebungen der Staateregierung Hand in Hand geht 
bie wachſende wirthſchaftliche Einſicht der Betheiligten, wenn nicht unfere bäuer- 
liche Bevölkerung in Sinnes- und Dentweife eine ganz andere wird, als fie 
feither war. Immer und immer wieder hat ſich mir deshalb bei der badiſchen 
Enquöte, die ich ja von Anfang bis zu Ende in ihren Fleinften Einzelheiten zu 
verfolgen Gelegenheit hatte, die Ueberzeugung aufgebrängt, daß die bäuerliche 
Frage der Gegenwart im eminenten Einne des Worted eine Erziehungs: 
und Bildungsfrage ift. 

Zu einem düſter in die Zukunft blidenden Peſſimismus fcheint aud mir 
fein Anlaß vorzuliegen. Es ift doch jehr tröftlih, daß neben jo vielen trüben 
Bildern, die die über ganz Deutichland vorliegenden Berichte entrollt haben, 
auch ſolche erfreulichfter Art fich gefunden haben. Auch unfere badijche Enquete 
bat deren nicht wenige aufzumeifen, und wie leicht wäre es denjenigen, die dieſe 
Enquöte einzuleiten hatten, geweſen, die Zahl diefer fogenannten guten Gemeinden 
um ein beliebiges zu vermehren. Und das dürfte ja überhaupt das werthrolfte 
und intereflantefte Ergebniß aller bis jegt für Deutſchland veranftalteten Er⸗ 
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bebungen fein, daß Tlargeftellt worden ift, wie aud unter den heutigen fo 
ihwierigen Berhältnifien der einzelne feinen Wohlftand zu behaupten, ja felbft 
wirthichaftlich vorwärts zu fommen vermag, wenn nur immer mit den Tugenden 
des Fleißes, der Sparfamteit und der Nücternheit — Tugenden, bie, wie wir 
alle willen, bei der ländlichen Bevölkerung im großen und ganzen in fo 
erfreulicher Weile fi vorfinden, — auch die Tugend der wirthſchaft— 
lichen Verſicht fi) verbindet. 

Auch das möchte ih zum Schluß nody betonen, daß unfere bäuerliche 
Bevölkerung in ihrer Mehrheit einem muthlofen Peffimismus feineswegs 
huldigt, daß man vielmehr überall in den Dorfgemeinden Anzeichen eines zähen 
Selbitvertrauens begegnet. Peſſimismus oder gar malfontente Gefinnung wird 
man nur ehr vereinzelt und meiſt nur innerhalb großbäuerliher Kreiſe 
antreffen, deren Angehörige, unter befjeren Verhältniſſen aufgewachſen, fi in 
die heutige ſchwierige Lage noch nicht haben finden fünnen, die frühere Gewohn⸗ 
beiten nicht laflen wollen und doch empfinden, daß e8 ohne weientliche Aenderung 
der Lebensweiſe nicht gebt. In dem eigentlichen bäuerlihen Mittelftanve aber, 
defien Angehörige in den Zeiten der Klemme einen jo bemunderungswürbdigen 
Grad von Einſchränkungsfähigkeit zu entwideln verftehen, find Kundgebungen 
einer peffimiftifchen oder gar verbijfenen Gefinnung, die überall die Urfachen 
des Rückgangs außerhalb der eigenen Sphäre fucht, glücklicherweiſe eine jeltene 


Nicht in kurzer Zeit, meine Herren, werden wir die ſchlimmen Folgen, die 
durch ungünftige Ernten, durch elementare Ereigniffe, durch mwirthichaftliche 
Sünden aller Art herbeigeführt worden find, überwinden fünnen; nicht in kurzer 
Zeit werden wir und der Einwirkungen erwehren können, in Folge deren die 
Rentabilitätsverhältniffe ganz allgemein ſich verfchlehtert haben. Aber: die 
erhöhte Aufmerkſamkeit, welche dermalen Willenichaft und Praris dem Stande 
der Landiwirtbichaft widmen, die verdoppelte Fürforge, die überall in Deutichland 
die Regierungen den Intereſſen der landwirthſchaftlichen Bevölkerung entgegen= 
bringen, die unverfennbaren, wenn auch langſamen Fortſchritte, die ſich in der 
Tedmit des Betriebes der landwirthichaftlichen Bevölkerung unzweifelhaft voll: 
jieben, — all dies bürgt mir dafür, daß das, was wir die gegemmärtige Kriſis 
der Landwirthſchaft nennen, kein chroniicher Zuſtand ift, fondern ein Weber: 
rue bildet zu einer völligen Wiedergefundung unferes Bauernftandes. 
(Bravo ! 


Präfident Dr. Naffe (Bonn): Deine Herren! Das Reſultat der inzwiſchen 
vorgenommenen Wahl von neun Ausſchußmitgliedern ift folgendes. Es haben 
erhalten die Herren 
v. — 41 Stimmen 


Carl Geibel 40 
L. Brentano 35 
Schönberg 34 — 
Dannenberg 32 — 
Conrad 29 F 
Cohn 26 
Gneiſt 25 — 
Bueck 25 


(Es tritt hierauf eine ?’sftündige Pauſe ein.) 


Präfident Dr. Naſſe (Bonn): Ich eröffne die Sigung wieder und ertheile 
das Wort Herrn Geheimrath Dr. Thiel zu Geſchäftsordnung. 


Geheimrath Dr. Thiel (Berlin) (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren. 

Wir find den beiden Herren Referenten gewiß dankbar für die jehr ausgedehnte 

Bearbeitung, die fie unferem Thema haben angedeihen laſſen. Ich glaube aber, 

daß mit diefer Dankbarkeit es ſich fehr wohl verträgt, wenn wir jest mit Bid: 

fiht auf die ſehr befchränfte Zeit, die ung noch zu Gebote fteht, an den Ham 

Vräfidenten die Bitte richten, die Diskuffion nur auf den fpeziellen Anhalt dee 

Themas ſich ausdehnen zu laflen. Das Thema heißt: | 

Maßregeln der Gejepgebung und Verwaltung zur Erhaltung de 

bäuerlichen rundbefiges, im Anfchluß an die Ergebniffe der Unter: 
ſuchung über die bäuerlichen BZuftände. 


Ich glaube, wir würden wohl thun, wenn wir die Diekuffion fpgiel 
auf dasjenige beichränften, was, im engeren Sinne genommen, Maßregel da 
Geſetzgebung und Verwaltung fein fann, um die Schäden zu vermeiden, von 
denen man je nad, feinem Standpunkte annehmen kann, daß fie dem Bauen: 
ftande drohen. Es würde fi hierbei alfo im wefentlihen handeln um NW: 
regeln des Erbrechts, der Steuer= und Zollgeſetzgebung und der Kredit 
organifatton. 


Präftdent Dr. Naffe (Bonn): Ich ftimme vollftändig mit dem überein, mas 
ber Herr Vorredner gejagt hat. Ich habe geglaubt, den Herren Referenten ein 
etwas weitere Maß in der Ausbreitung ihres Vortrages geftatten zu ſollen. 
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bildeten, das wir mit Dank gehört haben, zu unterbreden, aber ich glaube, 
jest in ber Disfuffion werden wir gut thun, uns möglichſt an das geftellte 
Thema zu halten und nicht Die allgemeine wirthichaftliche Tage und die allgemeinen 
Mittel zur Hebung der Landwirtbichaft zu beſprechen, ſondern fpeziell die 
ee der Gefeggebung und der Verwaltung zur Erhaltung des bäuer- 
lichen Grundbeſitzes. 

Sodann habe ich Ihnen im Auftrag des Ausſchuſſes vorzuſchlagen, daß, 
entſprechend der Praxis, die früher in diefer Verſammlung geübt worden ift, 
jeder Redner nur 10 Minuten zu fprechen hat, und daß nad) 10 Minuten der 
Borfigende die Berfammlung zu befragen hat, ob der Redner noch weiter gehört 
werden jol. (Allgemeine Zuftimmung.) 


Ich eröffne die Diskuffion und ertheile da8 Wort Herrn Profeffor Schulze 
(Heidelberg). 


Ich Habe Scheu getragen, dieſe Vorträge, bie ja ein im fi gerundetes Ganzes 


GSeheimrath Dr. Hermann Schulze (Heidelberg): Unter den Maßregeln, 
welche die Gejetzgebung zur Erhaltung des Bauernftandes in Deutſchland treffen 
tom, fteht die Reform des bäuerlichen Erbredhtes mit in erfter Linie Wir 
haben in unferer legten Verſammlung vor zwei Jahren diefem Gedanken bereits 
Ausdrud gegeben. Diefe Ideen haben in immer weiteren Kreiſen PBropagande 
gemacht. Seitdem find wieder mehrere preußifche ‘Provinzen auf dem Wege 
der Provinzialgefeggebung in diefe Reform eingetreten, zuletzt auch Schlefien, 
anf deflen bäuerlihe Berhältniffe ich in voriger Berfammlung näher eingegangen 
bin. Auch dort hat man, wie in Brandenburg, im wefentlihen das Syſtem 
der hannoverſchen Höferolle adoptirt, jedoch mit mefentlihen Modifikationen. 
Ale deutſchen Landestheile, welche bis jett derartige Geſetze erhalten haben, 
gehören dem Spfteme de3 gemeinen Rechtes und des preußifchen allgemeinen 
Landrechts an. Man hatte bis jegt noch feinen Verſuch gemacht, in Ländern 
des franzöfifchen Rechtes derartige Reformen auch nur vorzufclagen. Als ic 
dor zwei Jahren, in der erften badifchen Kammer, den Gedanfen ausiprad), 
daR aud in Baden eine folhe Reform nicht nur möglich, ſondern auch geboten 
eriheine, begegnete ich manchem ungläubigen Kopfſchütteln; e8 wurde mir ein: 
gemorfen, da3 Anerbenreht in jeder Geftalt ſtehe mit den Grundſätzen des 
code civil in fo fchneidendem Widerſpruche, daß man für Baden von vornherein 
auf ſolche Pläne verzichten müſſe. Als die große landwirthſchaftliche Enquöte 
der erften Kammer vorgelegt und mir das Referat über biefe Frage übertragen 
wurde, befchäftigte ich mich eingehend mit diefen Thema und habe meine Studien 
in einem umfangreihen Berichte an die erfte Kammer niedergelegt. Haupt: 
reſultat meiner Unterfuhung war, daß trog der Herrſchaft des neufranzöftfchen 
Zivilrechts auch in Baden fidh viel mehr altgermanifche bäuerliche Inftitutionen 
erhalten haben, als man irgendwie bei oberflächliher Beobachtung denkt. Es 
ft in diefem Lande auch heutzutage noch von großer Bedeutung, zu weldhem 
Zerritorium früher diefer oder jener Landestheil gehört hat. Auch in Baden 
beginnt die lebendig fortwirkende Rechtsgeſchichte nicht erſt mit der Einführung 
de8 napoleonifchen Geſetzbuchs, fondern jedes Gebiet trägt noch feine befonbere 
biforifche Signatur. Während in der Nheinpfalz ſchon früh die freie Theil- 
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barfeit der Güter Sitte war, find in den eigentlichen landwirthſchaftlich-böner⸗ 
lihen Gegenden im 17. und 15. Jahrhundert überall Verordnungen erlaflen 
worden, weldye die Untheilbarfeit der Bauerngüter und ein entſprechendes Erbrekt 
im Interejie der Erhaltung des Bauernſtandes bezwedten. Bon bejonderen 
Einfluß waren namentlich die Fürftenbergiihen Verordnungen umb die für ben 
damals öfterreidhifchen Breisgau. Als Großherzog Karl Friedrich ans politiichen 
Gründen das franzöfifche Zivilgeſetzbuch einführte, hatte er die große Weishen, 
nicht ohne weiteres die Grundſätze der bäuerlichen Erbfolge im ganzen Lande 
zu nivelliven. Durch ein bejonderes Edift und einige Paragraphen des nenen 
Geſetzbuchs erhielt er beſonders die fogenannten Hofgüter in ihrer Untheilbartet 
und mit ihrem Anerbenrechte, welche befonder8 Südbaden und dem Schwarzwalde 
angehören, vielleicht jet noch einige taufend an der Zahl. Diefe find aller: 
dings vielfach Gegenftand von Angriffen geweſen? man hat gefagt, fie feien em 
Anahronismus, den man fo bald al8 möglich befettigen müſſe, es find verſchiedene 
Gutachten von theoretiihem Standpunkt gegen fie abgegeben worden, aber ans 
dem reife der betbeiligten Bevölkerung — es ift eine ganze Literatur aus dem 
Hofbauernkreife felbft hervorgegangen — tft nie eine Etimme gegen dieſelben 
erhoben worden. Als im Jahre 1818 die Frankfurter Grundrechte die unbedingte 
Theilbarkeit alles Grundbefiges proflamirt hatten, haben 69 badifche Gemeinden 
gegen dieſen Beſchluß proteftirt und verlangt, daß man ihr altes gutes Recht 
nicht nioelliren dürfe, fondern der partikularrechtlichen Geſetzgebung überlafjen 
müfle. Auch die neueften gründlichen Unterfuchungen haben die wirthicaftluhe 
Zwedmäßtgfeit der Untheilbarkeit gerade für dieſe Gegenden dargethan, und 
abermals hat ſich die bäuerliche Bevölkerung in volksthümlichen Weisthümern 
einftimmig für die Erhaltung der Hofgüter ausgeſprochen, jo daß deren Ge 
führdung durch eine doftrinäre Gefeggebung nicht mehr zu befürchten ıft. Aber 
mit diefem negativen Refultat ift noch nicht genug geichehen. Die Gefeggebung 
muß aud an die vielen zahlreihen Bauerngüter denken, welche nicht zu dieſen 
Hofgütern gehören und aljo nad) dem Buchftaben des Gejeges unter dem code 
civil ftehen, der in jedem Exbfalle entweder Naturaltheilung oder Verkauf des 
Srundbejiges anordnet. Durch die öfters erwähnte Enquöte hat fid) nun heraus 
geftellt, daß auch in vielen Theilen Badens zahlreiche Bauerngüter beftehen, kei 
welchen, troß des entgegenftehenden Geſetzesbuchſtabens, nur durch Sitte und 
Herkommen, fi Untheilbarkeit und Anerbenrecht erhalten haben. Dieſes Her: 
fommen würde aber ſtets weichen müffen, wenn die übrigen Miterben ihr volles 
Pflichttheil in Anfprud) nehmen, wenn befonders ein übergewiſſenhafter Bormund 
die Intereſſen feines Mündels rückſichtslos vertreten wollte. Aber aud m 
Baden beweisen die Bauern ihr zähes deutſches Yamilienbewußtfem — plus ibi 
boni mores valent, quam alibi bonae leges — und haben thatſächlich du 
überall ihr Anerbenrecht fonfervirt, wo es den wirtbichaftlichen Verhälmiſſen 
entfpriht. Hier ift der Punkt, wo die Gefeßgebung einzugreifen, wo fie den 
Bauernftand ım Kampf gegen einen frembartigen Geſetzesbuchſtaben zu ſchützen, 
wo ſie ſein Herkommen in ein Geſetz zu verwandeln hat. Ich habe die Grund 
linien eines derartigen Geſetzes ausgearbeitet, meine Vorſchläge haben die Bu: 
jtimmung der erften Kammer erhalten und auch in der zweiten Lammer 

gefunden, biefelben beruhen wejentlih auf der Grundlage des bannoverihen 
Höferechts, aber mit wefentlihen Modififationen , die ſich den ſüddentſchen Ber: 
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bältnifien anpafien. Es ſteht zu hoffen, daß dem nächften badiſchen — 
ein entſprechender Gefepesenhonef vorgelegt werden wird, welcher auf dem 
Brundfage vollftändiger Freiheit beruht und niemandem ein Anerbenrecht aufnöthigt, 
der von dieſer geſetzlichen Befugniß feinen Gebrauch maden will. Ueberhaupt 
halte ich jedes zwangsweiſe Vorgehen auf biejem Gebiete nicht nur fir bedenf- 
Ich, fondern geradezu für unmöglich. 

Wo die gejegliche Untheilbarfeit der Bauerngüter noch befteht, wie bei ben 
badiſchen Hofgütern, und wo fie ſich wirthſchaftlich bewährt hat, mag man ſie 
erhalten, neu einführen fann man fie nicht. Auch ſtimme ich darin 
mit dem erſten Herrn Referenten nicht überein, daß das bäuerliche Erb— 
recht im deutſchen Zivilgeſetzbuch eine Regelung für ganz Deutſchland erfahren 
möge. Sp fehr man fonft für nationale Rechtseinheit fi erwärmen mag, jo 
giebt es doch Punkte, wo man der partifularrechtlichen Geſetzgebung, ja fogar 
der Provinzialgefeggebung , freien Spielraum laſſen muß. Dahin gehört vor 
allem das ſo eigenartige, unendlich verſchiedene bäuerliche Erbrecht. Wir würden 
nur folgenden Sa in daS Zivilgeſetzbuch aufgenommen wünſchen: Die Ordnung 
der bäuerlichen Erbverhältnifie bleibt der Yandesgefetsgebung überlaffen. Es 
giebt. Gegenden ın Deutſchland, wo die Naturaltheilung des Grundbeſitzes voll- 

Händig korrelt ift, wie in ftarfbenölferten induftriellen Gegenden, in Gegenden, 
wo Handelsgewächſe gebaut, werden, wo Spatenkultur vorherrſcht oder wo 
Weinbau betrieben wird. Hier witrbe das Anerbenreht ebenſo den wirthſchaft⸗ 
lichen Bedurfniſſen, wie dem Rechtsbewußtſein der Bevölkerung widerſprechen, 
welches die völlig gleiche Theilung unter den Kindern als allein gerecht betrachtet. 
Wir ſprachen ung wiederholt gegen jede allgemeine Regelung des bäuerlichen 
Erbrechts für gen Deutſchland, beſonders aber gegen jede zwangsweiſe Turch⸗ 
führung des Anerbenrechtes aus, Wir können über die Linie des fafultativen 
Anerbenrechts nicht hinausgehen, freilih auf die Gefahr bin, daß von einer 
folchen Befugniß wenigftend anfangs nicht viel Gebrauch gemacht wird. Der 
Bauer meidet jeden aktiven Schritt, jedes neue Vorgehen, wenn das Neue 
auch nur eine —* zum Alten iſt. Gerade hier muß vor allem Lehre und 
gutes Beiſpiel wirken. Erſtere muß von den landwirthſchaftlichen Vereinen, 
von den Wanderlehrern, von allen wohlwollenden Freunden des Bauernſtandes 
ausgehen. Vor allem wichtig iſt aber das Beiſpiel. Wenn intelligente höher 
gebildete Grundbeſitzer vorangehen und ſich in die Landgüterrolle eintragen 
laſſen, wenn die Bauern ſehen, daß dadurch kein Zwang begründet, ſondern nur 
eine größere Freiheit in der Verfügung gegeben wird, fo werben auch ſie heran⸗ 
fommen, wie dies in Hannover in fo großartigem Mafftabe geſchehen ift. Wir 
machen una au für Baden keine übertriebene Borftellung, aber wir vertrauen 
auf die Macht der Ueberzeugung und die noch in unferem Bauernftande vorhandene 
alte Familienfitte, die durch ein ſolches Geſetz nur neu belebt werden fol. 


Freiherr von Hövel (Herbed): Meine Herren! Ich wilrde Sie gar 
nicht mit den paar Worten, die ich fagen werde, behellig en, wenn nicht mein 
Jramd von ‚Hammerflein heute fehlte"), a deshalb eine —* nicht zum Worte 


1 ) Sen don Hammerftein hatte das zweite Yorreferat zu bem Thema übernommen, 
war ber — —ã— Obliegenheiten verhindert — und hatte ein Mitglied 
des Vereins erfucht ihn zu entichuldigen. 
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kommen würde, die der erſte Herr Referent als Peſſimiſten bezeichnet hat. Es 
ift allerdings fo, wie der Herr Referent gejagt Hat, daß die Berichte der Ber 
bände, der Vereine meiftentheils peſſimiſtiſch gefaßt find. Es liegt das zuerſt 
daran, daß faft ſämmtliche Berichterſtatter praktiſche Landwirthe find, und es iſt 
möglich, daß die ſchlechten Reſultate der letzten Jahre mehr Einfluß 

haben, als fie hätten haben folen. Außerdem aber made id; darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß die Gründe, die ung zu der peffimiftifchen Auſchauung bewogen * 
doch auch bewieſen worden find, ſchon durch die Aenderung der allgemeinen Ver⸗ 
kehrsverhältnifſe. Der Beweis, daß eine Kriſis, oder — eine Decadence der 
Landwirthſchaft beſteht, iſt noch nicht geführt. Wenn nım der erfte Herr Rede 
rent die Sache fo hingeſtellt hat, als wenn wir Peſſimiſten ein Siechthum der 
Landwirthſchaft konſtatirt hätten gegenüber einer Kriſis, ſo beſtreite ich das; wir 
haben bloß eines behauptet, nämlich daß ber Fortſchritt in der Technit allerbings 
befteht, aber zu trennen tft von der Weberzeugung vieler von uns, daß Das alles 
umfonft geweſen ift. Wir haben den Kampf tapfer aufgenommen, aber eine 
Bervollfommnung unfere3 Gewerbes und eine Erhöhung ber Rentabilität ft 
leider Gottes zweierlei er eworden. Es bat feiner von uns gejagt, daß die Land 
wirthe die Flinte ins Korn werfen, wir fünpfen weiter, und die deutſche Land⸗ 
wirthſchaft darf mit Stolz auf die Refultate der [etsten zehn Jahre in Bezug 
auf bie technifche Vervolltonmumung des Gewerbes bliden, aber gerade deshalb 
müſſen Ste und geftatten, daß wir aud) bie Schattenfeiten ihärfer ins Auze 
faffen, namentlich die Gefahren, die und durd die Gejepgebung, durch die Fon: 
kurrenz des Auslandes drohen. Wenn ich jage: ich weiß nicht, ob id) gewinnen 
werde, jo gebe ich den Kampf darum nod nicht auf. Ein Siechthum behaupte 
ich nicht und feiner von denen, bie berichtet haben. 

Ich habe mid) geroundert, daß man in Bezug auf daS Anerbenredht fe 
weit gegangen ift, wie der erfte Herr Referent. Ich bin Weftfale, alfo ans 
einem Yande, wo das Anerbenreht volksthümlich ift und ungelchrieben von fa 
jedem Bauer als jelbftverftändlich angefehen wird. Trotzdem verſchließe ich mic 
nicht der Anficht, daß e8 nicht möglich if, in der zu erwartenden Zivilgeſet⸗ 
gebung das Anerbenrecht für ganz Deutſchland zu konſtituiren. Die einzige 
Möglichkeit, das Anerbenrecht zu erhalten, liegt darin, daß wir es den ver⸗ 
ſchiedenen Ländern oder Provinzen anheim geben, das zu thun, was Weſtfalen 
ſchon längft thut. Wer, wie ih, zum Theil auf dem Boden des code civil, 
zum Theil auf dem alten weftfäliichen Lande verfehrt, der weiß, daß es mr 
möglich ift, einer Bevölferung fräntifhen Etammes, die nicht blos durch den 
code civil, fondern durch die uralte fränkiſche ee zur Theilumg 
bes Erbes bewogen iſt, anderer Meinung zu machen. Der code civil hat eize 
abſcheuliche Zolge: er hat die Uebel des fr ae Syſiems dadurch verfchärft, 
daß er die Theilung der einzelnen. Grundftüde obligatoriſch gemacht hat. Das 
ift freilich nicht altes fränfifches Recht. Ich bin der Ueberzengung, daß, je 
Ihärfer wir vorgehen wollen mit gefeglichen Beftimmungen, je weniger wir er: 
reihen; wir dürfen nicht gegen das Bewußtfein ganzer Stämme kämpfen Wir 
tönnen aljo nicht ein allgemeines Anerbenrecht in Deutichland einführen, wenn 
ein großer Theil ımjerer Landſchaften es nicht will. Am linfen Rheinufer, un 
Elfaß-Lothringen, aud in Thitringen ift e8 nicht möglih, durd ein Geſetz ein 
Anerbenrecht zu konftituiren, ohne die größte Unzufriedenheit zu erregen. Wir 
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mäffen für dieſe Gegenden andere Mittel finden, um die Landwirthſchaft zu er⸗ 
balten, ımd die liegen auf einem anderen Gebiet: auf dem Gebiet der Steuer: 
gefeßgebung, in der Erleichterung der Landwirthichaft von der Doppelbefteuerung. 
In Bezug auf die Kornzölle ſtimme ich dem zweiten Herrn Referenten vollftän« 
dig bei: ich unterfchreibe jedes Wort, was er gefagt hat, und fo bin id 
mit diefem Punkt fertig. 

Wir müflen uns ſelbſt helfen; der Staat kann uns nit durch Zölle allein 
retten. Die Landwirtäfchaft darf fich nicht aufgeben, jondern fie muß den Kampf 
weiter führen. Aber wenn bie Landwirthſchaft erhalten bleiben joll, fo können 
wir das nicht allein, fondern das ganze deutjche Volt muß ſich erft überzeugen, 
daß der Bauer nicht im Fett fist, fondern einer Kriſis entgegengeht. Ich will 
mir aud das Wort Krifis gefallen laſſen. Wenn aber auch das von großen 
Parteien beftritten wird, und wenn gefagt wird: ihr Landwirthe bezahlt noch 
viel zu wenig; wenn gefagt wird: die Steuern find ganz gerecht, ihr habt feine 
Doppelbefteuerung, dann müfjen Sie e8 uns nicht übel nehmen, wenn wir nad) 
der andern Seite auch etwas ſchwärzer malen, um zum Ziel zu kommen; und 
dieſes Ziel ift, daß man in Deutſchland einjehe, daß die deutſche Landiwirthichaft 
die Baſis des Staats- und Volkswohls ift, und daß fie erhalten und gepflegt 
werden muß gegenüber dem Ausland. Wenn erft einmal die Frage der Erhal⸗ 
tung und Prosperität der Landwirthſchaft nicht mehr eine Parteifrage, fontern 
eine Frage der Intelligenz ift, dann beflirchte ich nichts mehr von Decadence, 
dann werben wir jede Krifid überwinden. Deshalb fehen Sie die Peſſimiſten 
nicht zu ſcharf an, fondern nehmen Sie an, daß jeder von uns gefchrieben hat 
für das Wohl und Wehe feines Landes als Patriot, der doch, glaube ich, jeder 
von uns if. (Bravo!) 


Seheimrath Dr. Thiel (Berlin): Ich muß mid auf ganz wenige Punfte 
beichränten. Ich möchte zuvörderft einigen gefetgeberifchen Kleinfram erledigen, 
der noch nicht in der Diskuffion berührt worden tft. 

Herr Minifterialraty Buchenberger bat ſchon darauf hingewieſen, wie 
ſchwierig unter Umftänden die VBerhältniffe in einzelnen Gegenden dadurch werden, 
daß durch den Landhunger der Leute eine Ueberzahlung der Srundftüde ein- 
tritt. Nun hätte ich fehr gern von ihm gehört, ob der Anlauf, den man in 
Baden genommen bat, um diefem Nothftand energifch entgegenzutreten, zu einem 
Ziele geführt. Es handelt fid) Hierbei allerdings um ein juriſtiſch gewagtes 
Erperiment, nämlih um die Eröffnung der Möglichkeit des Rücktritts vom 
Kaufvertrage innerhalb der nächſten 5 Tage, in denen ja gewöhnlich der Katzen⸗ 
jammer eintritt. Co viel ich weiß, ift diefer Anlauf zunächſt vergeblich geweſen; 
aber der Gedanke ift ein folder, der wohl geprüft zu werden verdient. Wir 
würden damit auch die Schäden der Güterichlächterei beſſer treffen, al3 durd) 
den leicht zu umgehenden Conrad'ſchen Vorſchlag. Der Reiz zum Güterſchlachten 
befteht in der Ausficht, für die Theilſtücke übertriebene Preife zu erhalten, und 
diefe werden dadurch herbeigeführt, daß durd alle möglichen Manipulationen, 
durch Beranftaltung der Verkäufe in Wirthshäufern mit Branntweinſpenden x. 
die Leute veranlaft werden, Gebote zu thun, am die fie bei rubigem Blute nicht 
denken würden; fie werden in animirter Stimmung bei ihrer Eitelfeit gepadt 
umd fteigern ins ungemefjene. 

4* 
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Ueber die Konjolibation fage id, kein Wort; es Bat fein Landwirth das 
Recht, ſich über wirthſchaftliche Mifftände zu beflagen, jo Iange in feinem Be 
zirke noch nicht konfolidirt und damit ein ganz weſentliches Mittel zur Beſſerung 
der Verhältniſſe noch nicht ergriffen ift. 

Sodann noch eine Bemerkung über die Wuchergeſchäfte. Vielleicht märe 
ein Eingreifen des Staates noch weiter möglich als durdy die kriminelle Ahm 
dung, von der ich mit Freuden gehört habe, daß damit gute Refultate erreicht 
worden find. Es follte aber * die hier ſchon früher vorgebrachte Idee weiter 
verfolgt werden, ob man nicht die gewerbsmäßigen Gelddarleiher wie die Pfand 
darleiher und Rücktaufsgeſchäftsleute behandeln und fie zwingen fönne, Bud zu 
führen und die Bücher über ihre Gefchäfte fortwährend den Berwaltungsbehörden 
offen zu legen. Man würde damit manches Wuchergeſchäft verhindern und ver 
allem die Landleute den reellen Krevitinftituten zuführen, die fie heute meiben, 
weil fie die Deffentlichfeit ihrer Kreditoperationen ſcheuen. Werden die Privat- 
kreditgeſchafte auch auf dieſe Weiſe öffentlich, jo fällt dieſer Grund weg, ds 
wäre das meiner Anſicht nach zwar nicht möglich einzuführen, ohne — 
maliſtiſch⸗juriſtiſchen Begriffen ein bischen das Kreuz zu brechen, prottijch 
würde das ſehr wohlthätig ſein. 

In Bezug auf das Anerbenrecht möchte ich nur erwähnen, daß ich in der 
Befürwortung desſelben auf dem Miaskowski'ſchen Standpunkt ſtehe, und ih 
möchte dem Herrn Vorredner zu bedenken geben, daß es ſich bei dieſer Geſtal⸗ 
tung des Erbrechts, wie auch Herr Geheimrath Schulze e3 ins Auge gefakt 
hat, zunähft nur um eine Zakultät handelt, die dem einzelnen Beſitzer verlichen 
werden fol, nicht um eine Vergewaltigung ganzer Bevölferungsflafien; wer das 
Höferedht nicht anwenden will, ift ja nicht dazu gezwungen. 

Sodann möchte ich meinem Erflaunen darüber Ausdruck geben, dab in 
Bezug auf bie Moßregeln der Steuer und Bollgefeßgebung wohl von Getreide: 
zoll die Rede geweſen ift, daß aber in Bezug auf unfere Steuergefeggebung bad 
Reſultat nicht genügend erwähnt worden ift, was meiner Anfiht nach ſowohl 
aus den Verhandlungen des Sandeöötonomiekoflegiums Preußens wie des Land- 
wirthſchaftsraths für ganz Deutichland am unbeftrittenften fid) berausgeftellt bat: 
nämlid die von Vertretern aller politifchen Parteirichtungen geäußerten 
über das Erdrüdende der Kommunallaften, vorzüglich beroorgerufen durch die 
ungemeffene und ſchlecht vertbeilte Schul⸗ und Armenlaft. Wenn irgend etwas 
ſchon jetzt fo weit feftgeftellt ift, Daß es zu meiteren Mafıregelu der Geſetz 
gebung Beranlafjung geben muß, ſo glaube ih, iſt es dieſer Punkt, über den 
ın einer großen Anzahl von Gemeinden in den verichiebenften Theilen des Vater 
landes geklagt wird; da müßte zunächſt die beſſernde Hand angelegt werden 
Darin kann ich allerdings dem erften Herrn Berichterſtatter nicht beiſtimmen 
daß es nützlich ſein witrde, die Grundſteuer aufzuheben oder fie zu */a für ab 
[ö8bar zu erklären, denn meiner Anficht nad) würden Sie, wenn Sie an einem Tage 
die Grundfteuer abſchaffen, biefelbe am andern Tage in Form einer Steuer auf 
das fundirte Einkommen oder in Form einer Kommunalfteuer wieder einführen 
mäflen. Was die Grundftener fo fchlecht gemadt und ihr Haß und Berachtumg 
zugezogen bat, das ift der Irrthum, daß man fie als Mafftab des 
benust und als Baſis zu Zufclägen aller Art verwendet hat. Dazu ben f 
nicht, weil fie auf die perjönlichen Verhältnifie des Grundſtücksbeſitzers keine 
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Rückſicht nimmt und auch nicht nehmen kann. Es wäre aber ein Fehler, des- 
wegen die werthvolle Vorarbeit der Grundfteuerveranlagung aufzugeben; man 
fol fie beibehalten, am beften al3 Kommunalfteuer zur Dedung aller der Auf- 
wendungen, die wie Wegebauten u. vergl. gerade der Benugung und Werth- 
fleigerung deB Grundbeſitzes zu Gute kommen. Bei der Dedung folder Auf- 
wendungen, die in erfter Linie den Ertragd- und Verkaufswerth der Grundſtücke 
erhöhen, Tann man dann aud ohne Unbilligfeit von den momentanen Ber: 
mögensverhältnifien des Grundeigenthümers abjehen und diefe Steuer En 
nad Fläche und Qualität vertheilen. Es iſt wenigſtens nicht einzujehen , 
durch einen Wegebau in einer Gemeinde die Grundftüde dem Berfehr ne 
fchlofien und dadurch werthvoller werden, oder wenn durch die Wegeunterhaltung 
die Benutbarkeit des Grundſtückes erhalten bleibt, warum die verſchuldeten Grund: 
rn hierzu weniger beitragen follten, als die unverichuldeten. 
Sodann noch ein Wort über die Kreditverhältniſſe. Da muß ich nun ges 
ftehen, daß ich gar Fein fo großer Schwärmer für eine ſehr weitgehende Aus- 
des Kredits bin. Ich glaube, daß ein großer Theil der Landwirthe 
dadurch in ſchlechte Verhältniſſe gekommen ift, daß er einen viel zu leichten Kredit 
dat. (Sehr wahr!) Die Tandläufigen Begriffe über den Kredit haben ſich, wie 
fo viele andere wirtbfchaftliche Begriffe, entmidelt vorzugsweiſe aus dem ſtädti⸗ 
ſchen Verkehr in Handel und Induſtrie, wo ja die Kreditwirthſchaft unvermeid⸗ 
lich ift und auch ihre großen Vorzüge hat. Diefe Anfchauungen hat man auf 
die Landwirthſchaft, als wenn das ganz dasfelbe ſei, übertragen, und man fpricht 
jet ſchon ruhig Davon, eine Verſchuldung bis zur Hälfte des Werths eines 
Grundſtücks ſei ganz unbedenklich; ja bis zu 8/4 läßt ſich auch noch darüber 
reden. Dies geht ſo weit, daß man faſt geneigt iſt, einen Landwirth, der von 
dieſem werthvollen Mittel der Kulturentwicklung keinen Gebrauch gemacht hat, 
für einen indolenten Menſchen zu halten, der mit den Fortſchritten der Beit 
nicht vorwärts geht. Ich bin mun in diejer Beziehung noch jo altväteriſch, daß 
ich für ben Landwirt eigentlich den ſchuldenfreien Zuftand für den idealen halte, 
was ja nicht ausſchließt, daß ich den Kredit unter Umſtänden, geſchickt benutzt, 
allerdings für ein ſehr werthvolles Mittel, Kulturfortſchritte zu erreichen, halte. 
Ich lann aber die ſchwerſtwiegenden Bedenten nicht unterdrücken, wenn ich ſehe, 
wie von dieſem Kulturhebel, ganz abgeſehen von dem leichtſinnigen Konfumtions- 
kredit, ein Gebrauch are wird, theils nothgedrungen, theils unüberlegt, ber 
die Wohlthaten des Kredits ſchuücßlich ganz in ihr Gehentheũ verkehren muß. 
Die Fundamentalregel muß hier ſein: es darf an Kauf⸗ und Meliorationskredit 
nicht mehr in Anſpruch genommen werden, als in entſprechender Friſt auch 
amortiſirt werden kann. Hier berührt ſich bie Kreditfrage mit der Erbredts» 
frage. Wenn in unferen bez. Inftitntionen ein Grund liegt, ber die Landwirthe 
immer wieder bei Erbübernahmen zu Weberlaftung mit Schulden zwingt, fo 
mäfjen biefe Inftitutionen geändert werden, und wenn wir fehen, daß die Land: 
de immer tiefer in Verſchuldung verfinfen, jo drängt ſich der Gedanke einer 
Kreditbeſchränkung viel mehr auf, als der einer Krediterweiterung. Es ift ein 
ganz eminentes Staatsintereffe, zu verhindern, daß das, was id als die ge= 
fundefte Bafis des Staatslebens anſehe, der Srundbefigerfland, der auf feinem 
Erbe ohne drüdende Verpflichtungen irgend welcher Art figt, immer mehr ver- 
ſchwindet. Ich möchte in diefer Beziehung daran erinnern: welde Opfer, ja 
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welche gewaltfamen Eingriffe hat der Staat bei und in einer der glorreichhe 
Zeiten Se ſozialen Geſetzgebung daran gefegt, um einen freien Baueruflanb zu 
ſchaffen, frei von allen Verpflichtung en gegen andere. ‘Das that man nicht, 
weil ber Entftefungögrund jener Abhängigteitäverbältiffe ein ungerechter geweſen 
war, oder weil es für die Leute unter allen Umftänden jo furchtbar ſchadlich 
gewefen wäre, zu dieſem oder jenem Dienfte einem andern verpflichtet zu fen, 
oder weil fie dadurch in ihrer wirtbichaftlihen Eriſtenz überall bedroht geweien 
wären, fondern gewiß hauptſächlich aus der richtigen Einſicht, daß es für den 
Staat unentbehrlich ſei, eine große Klaſſe von Grundbeſitzern zu haben, die frei 
und unabhängig auf ihrem Erbe wohnen. Aus dieſem Grunde hat man nicht 
nur alle Laſten abgelöft, fondern auch unter Nichtahtung des angeblichen Ur 
rechts eines jeden Menſchen auf Freiheit feiner —— die Dispofitumd 
freiheit nach der Richtung bin beſchränkt, daß neue ſolche Laften nicht mehr ent - 
Reben können. Und was ift daraus geworben? Nachdem wir — nebenbei be- 
merkt, nicht auf dem Wege firenger Gereditigkeit, ſondern im — des 
Siaaiswohls mit faſt revolutionären Mitteln — bier eingegriffen haben mw 
nicht überall Entſchädigung gegeben, fondern viele Rechte ohne Entfchädigung em: 
fad aufgehoben, andere mehr oder minder nad) ihrem Werth abgelöfl Baben, 
nachdem wir aljo diefen freien Zuſtand gefchaffen, find wir jest auf bem beiten 
Wege dazu, eine Unfreibeit durch die Schuldverhälmiſſe erwachſen zu — 
die unter Umſtänden viel ſchlimmer wirken kann, als die alten feudalen Ber: 
bältmifje und aus denen fic zu befreien die Betroffenen zwar das formale Kedx, 
nicht aber die faktiſche Kraft — (Bravo!) Ich gehe ſogar jo weit, daß “ 
behaupte, e8 können auf biefem Wege Zuftände eintreten, bie den Staat in 
BZwangslage bringen müßten, un Intereſſe bes Staat&wohls wieder einmal = 
berfelben Härte und Schärfe einzugreifen, wie ex feiner Zeit es gethan gegen be 
zu weit gehenden Verpflictungen der Grundeigenthümer zu fremden Laften ud 
Dienften. Der Herr Referent hat das zwar kurzer Hand abweifen wollen; er 
bat gefagt, eine Schuldentilgung durdy den Etaat würde dem Wucher nur feine 
ſchlechten Hypotheken theuer bezahlen. Wenn es aber eimmal dahin fommt — 
und es könnte freilich dahin nur kommen in ben Zeiten eines abjoluten Noth- 
ftandes, in den Zeiten einer agrariſchen Revolution —, dann wird man ebenſo 
verfahren wie bei der Aufhebung und Ablöfung der früheren Laſten, dann wer⸗ 
den die ſchlechteſten — nicht bezahlt, ſondern durch dieſelben wird einfach 
ein Strich gemacht, andere werden mit 10 %/o ihres Nominalbetrags, — mit 
200/0 u. ſ. w. und vielleicht die Hälfte zum vollen Nominalbetrage abgeldſt 
und auch dann noch als Aequivalent für die feſte Rente gegen die Privatzins⸗ 
zahlung mit einem ſehr niedrigen Zinsfuß beredjnet werben. Wie gejagt, das 
wären renolutionäre und tief einfchneidende Maßregeln, vor denen wir heutzu⸗ 
tage Gott fei Dank noch nicht flehen, aber es find das Dinge, bie ber Gefeg- 
geber und Staatsmann ind Ange fafjen muß, damit wir nicht in ſolche Zuftünde 
bineintommen. In diefer Beziehung ſehe ich allerdings —— Schuldenſiatiſtik 
ungünſtiger an, als vielleicht mancher unter Ihnen. Ich glaube, unſere Schulden⸗ 
ſtatiſtik ſpricht ſchon heute dafür, daß die Landwirthſchaft nicht in der Lage iſt, 
ſich von einer immer tiefer gehenden Verſchuldung zu ſichern und genügend zu 
amortifiven. Ich bedauere, daß man nicht in ganz Deutichland ſchon fat 
50 Jahren die betreffenden Daten genau ermittelt bat, damit man ganz Mar 
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erſehen Eönnte, ob und in welchem Maße die Berfchuldung zugenommen bat. 
Wenn wir jest mit ſolchen ftatiftiichen Erhebungen anfangen, wie auch der erſte 
Herr Referent empfohlen bat, jo müfjen wir leider recht lange warten, ehe wir 
für die praktiſche Berwerthung brauchbare Refultate An Denn es ift das 
Eigenthümliche folder ftatiftiicden Aufnahmen, daß die einmaligen durd fie er- 
haltenen abjoluten Zahlen für ſich allein kaum verwerthbar find. Dieje Zahlen 
erhalten ihren vollen Werth erſt dann, wenn wir längere Reihen mit einander 
vergleichen und aus dem Vergleich entnehmen können, in welcher Richtung fi 
die Zuſiände geändert haben. Denn wenn man in wirtbfchaftlihen Dingen vor 
die Frage geftellt ift: foll man die beftehenden Geſetze und Einrichtungen ändern 
oder beftehen laſſen? — fo genügt e8 nicht, daß man den beftehenden Zuftand genau 
lennt, man muß auch durch Bergleihung der Entwidlung beurtheilen fünnen, 
ob die Zuftände unter der Herrichaft der geltenden ©efege ftabil geblieben, beſſer 
oder ſchlechter geworden find, welche Tendenz alſo die betreffenden Geſetze ge⸗ 
fördert haben. Die Statiſtik, die wir jetzt erſt anfangen, kommt mit ihren 
Reſultaten daher etwas ſpät. Inzwiſchen müſſen wir uns mit andern Mitteln 
helfen und über folde Entwidlungszuftände, welde wir noch nicht zahlenmäßig 
belegen können, wenigſtens das Urtheil in tiefen Dingen erfahrener Perſonen 
einzuholen fuchen. Die Enqueten, welche auf das Einholen folder Urtheile ab⸗ 
zielen, haben aber nur dann vollen Werth, wenn fie in einem kontradiktoriſchen 
Berfahren — worden find. Bei unſern bisherigen Enquẽten ſtehen immer 
die Urtheile der betreffenden Referenten unvermittelt neben einander und dem 
Leſer wird gar fein inneres Kriterium geboten, welches Maß von Glaubwürdig⸗ 
keit er den einzelnen Ausjagen beimefien fol. Er Tann fid nur an den äußeren 
Umfand halten, ob und bei welcher Partei ber betr. Referent für eine mehr 
oder minder anerfannte Autorität gilt. Sehr erleichtert wird ihm Dagegen bie 
Urtheilsbildung, wenn in der Enquete Gelegenheit geboten war, die einzelnen 
Anfihten fi in einem kontradiktoriſchen Verfahren meſſen zu laſſen, und wenn 
der Leſer aus den betr. Protokollen erſehen kann, was individuelle Anficht und 
was ganz allgemeines, von feinem, aud nicht von der Gegenpartei beſtrittenes 
Urtheil war. Und auch ſelbſt da, wo in einem ſolchen lontradiktoriſchen Ber- 
fahren Anficht ‚gegen Anficht fteben bleibt, wird ter Leſer der betr. Protokolle 
immer fehr viel leichter aus der Diskuffion erfehen können, auf welcher Seite 
die befieren Gründe, die größere Sachkenntniß und Erfahrung iſt, auf welcher 
Seite politiihe und wirthſchaftliche Parteiftandpunfte das Urtheil am meiften 
gefärbt haben, als bei den jetzigen Enquöten, die ſich meiſt auf das Einziehen 
von Berichten und Publikation derjelben beſchränkt haben und welche daher in 
ihrem widerſpruchsvollen Material für jeden Standpunkt ausgenugt werben 
Binnen. Deshalb Tann ich nur wünſchen, daß neben den ftatiftifchen Aufnahmen 
auch auf dem Wege von Enqueten mit Tontradiftorifchen Verfahren über die 
Lage der ländlichen Verhältniſſe bei ung vorgegangen werden möge. (Bravo!) 


Dberbürgermeifter Dr. Miguel (Frankfurt a. M.); Meine Herren, ic) 
will aus dem großen Material, welches uns die beiden Herren Referenten in 
jo ausführlicher Weife vorgetragen haben, nur einige Punkte heraußgreifen. Zus 
erſt möchte ich anknüpfen an die Demerfungen meines geehrten Freundes Dr. 
Thiel, Daß ich zwar feine Abneigung gegen ein übermäßiges Kreditnehmen theile, 
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aber daran nicht entfernt berleite, daß die Organifation des Kredits nicht doc 
für die Landwirthſchaft ein dringende Bedürfniß wäre. Er wird mir, ha 
ein Mann if, der mitten ım Leben fteht und in diefen Dingen erfahren ik 
den Sag gewiß nicht beftreiten, daß das übermäßige leichtfinnige Kreditnehmen 
durch ſchlechte Bedingungen nicht verhindert wird; daß aber in vielen Yale 
das Kreditnehmen ganz rationell ıft, fteht wohl auch feſt. Ich Habe um ge- 
funden, daß in den alten Provinzen Preußens und merkwürdigerweife in deu 
jenigen Xändern, wo der fleine Beftg vorherrſchend ift, in Süddentichland, am 
wenigften für eine Organifation des Sredites gefchehen ift, während im be 
überwiegend mit Mittelbefig ausgeflatteten weſtlichen Provinzen Deutichlanbs 
in diefer Beziehung viel beſſer geforgt if. Wenn ich beifpielsweife ans der 
badiſchen Enquete geſehen habe, wie troß der vielen Gelegenheiten, von Privaten, 
Stiftungen und Kommunen zu leihen, wir in Sannover durd die Organifetion 
der Landeskreditkafſen ganz andere geleiftet haben, fo finde ich, daß Sit 
deutfchland, und gerade die Meineren fübdeutichen Staaten, die meiſte Ber- 
anlafjung hätte, eine beflere Organifation des Kredits zu ſchaffen, namentlich 
für den Kleinbeſitz. in ähnliches Reſultat ftellt fi für den Oſten der pres 
ßiſchen Monarchie heraus, wo zwar dur die landſchaftlichen Inſtitute fehr 
ſchön geforgt if für den großen Beſitz, wo man aber erſt neuerdings all- 
mählich dazu übergegangen ift, einigermaßen für. den fleinen Befig einzutreten. 
Run bin ic der Meinung, daß derartige Inſtitute unter einer obrigkeitlichen 
Verwaltung keineswegs direkt aus Staatdmitteln den Landwirth zu fubven: 
tioniren brauchen, daß aber die große Krediffähigfeit, die zweckmäßigere Organi⸗ 
fation der Kreditinftitute durd) genaue Prüfung der Sicherheit doch dahin führt, 
daß jedes Herabgeben des Zinsfußes unmittelbar dem betreffenden Landwirth 
zugute gebradyt werden kann, während wir es jest erleben, daß, obgleich ber 
Zinsfuß in permanentem Sinten ift für alle induftriellen und fläbtifchen Ber: 
hältuiſſe, es ſehr Lange Jahre dauert, ehe der kleine Befig auf dem Lande 
irgend einen Vortheil davon bat. (Sehr richtig!) 

Ih kann auf die Frage des Kredits wegen ber Redezeit von 10 Minuten 
nicht näher eingeben; aber ich fchließe damit, daß ih den Wunſch ausipredk, 
man möge namentlich in den fübdeutichen Staaten in biefer Beziehung doch dem 
bisweilen nützlichen Beiſpiele des Nordweſtens Folge geben. 

Ich will ſodann kurz eingehen auf die Frage des Herrn Geheimraths 
Schulze, der ſich ein großes Verdienſt erworben hat durch die Entdeckung der 
Widerſtandsfähigkeit eines großen Theiles der ſüddeutſchen Bauern gegen die 
fränkiſchen Traditionen und die franzöſiſche Geſetzgebung. Auch ich bin der 
Anſicht, daß es unmöglich iſt, in die Zivilgeſetzgebung Deutſchlands obliga⸗ 
toriſche Beſtimmungen über irgend eine beſtimmte bäuerliche Erbrechtsform 
aufzunehmen; aber ich halte es fitr völlig unſchädlich, daß fakultativ das An: 
erbenredht, ja daß es fubfidiär überall da eintritt, mo nicht andere Beſtim⸗ 
mungen teftamentarifch gegeben find. Wenn man aber nicht jo weit gehen will, 
fo verlange ich einen obligatoriſchen Sag im Zivilrecht, der eine völlige 
feitigung de8 dem Bauernftande fo ſchädlichen römifchen und franzöſiſchen Nechts 
ſatzes herbeiführt in Bezug auf die Berechnung der Quoten derjenigen (Erb: 
berechtigten, die das Gut nicht übernehmen. (Sehr richtig!) 

Das vömifhe und franzöfifhe Recht fingiren immer, als wenn bei ber 
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das But verfauft würde, und als follte der betreffende Gutsinhaber 
die übrigen Erben abfinden nach einem fingirten Verkaufswerth. Aber das Gut 
foll ja gerade nicht verkauft werden, fondern der Familie verbleiben. Der 
Landwirth kann überhaupt keine Kapitalien abgeben, fondern nur Renten, folg: 
lich muß obligatorifch beftimmt werben, daß bei ländlichen Gütern die Abs 
findung flattzufinden babe nicht nad) dem Kapitals- oder Verkaufswerth, fondern 
nah dem durdidmittlichen, als ficher anzunehmenden Ertragswertt. Meine 
Derren, wenn Sie das thun, fo brauden Sie faum Beitimmungen über Bes 
fhräntungen des Pflichttheilsrechts, denn überall, wo man die Sade in con- 
creto genau prüft, wird man die übermäßige Abfindung immer aus dieſer 
verkehrten Anfchauung des römiſchen Rechts herleiten können. Es fann ja nad) 
dem bannöverichen Höfereht der Gutäbefiger auch ander8 verfügen, aber das 
Weſen der neueren hannöverſchen Geſetzgebung liegt eben darin, daß beftimmte 
Kegeln gegeben werden über die Art der Berechnung der Abfindung nad) dem 
Spftem des Ertragswerths. Das iſt, glaube ich, die Hauptjache, daß man im 
diefer Beziehung mit dem römiſchen Recht breche. Einen folden Sat verlange 
ich aber als obligatorifch, ebenfo wie wir jest im unferem Recht obligatorische 
Beſtimmungen über die entgegengefegte Art der Berechnung haben, und ich boffe 
auch, daß es gelingen- wird, in das deutfche Zivilrecht einen foldden Sag hinein- 
zubringen, und ich wurde e8 mit großer Freude begrüßen, wenn die landwirth- 
ſchaftlichen Vereine in diefer Beziehung ihre Stimmen laut vernehmen ließen. 
Dadurch würde eine ähnlidhe Sicherung der Erhaltung des Befiges für den 
mittleren und Fleinen Bauernftand erzielt werden, wie fie da, wo Fideikommiſſe 
beftehen, für die größeren Befigungen längft vorhanden ift, vielleicht in über⸗ 
triebenem Maße vorhanden if. 

Die Hauptfache aber, wenn wir von der Erhaltung des bäuerlichen Be— 
fies ſprechen, ift für mich immer die: kann gegenüber den großen technifchen 
Fortſchritten der Landwirthſchaft, gegenüber der Anwendung von Mafchinen 
u. f. w. der mittlere Befig fich überhaupt konkurrenzfähig — nicht gegen das 
Ausland, fondern gegen den. großen Grundbefig erhalten? Das ift für mid 
die Hauptfrage. Ich babe die Anficht immer vertreten, daß allerdings ber 
fleine Bejig doch wieder fo bedeutende Vortheile auf der anderen Seite bat, 
daß er ſich dauernd erhalten könne. Würden wir das verneinen, fo fünnten 
alle gejeglichen Maßregeln nicht nützen. Ich bin allerdings der Meinung, daß 
diefe Frage mindeftens zweifelhaft fein würde für fehr viele Bezirke Deutid- 
lands, namentlich da, wo unmittelbare Konkurrenz in der Nachbarſchaft zwifchen 
feinem, mittlerem und großem Grundbefig flattfindet, wenn nicht durch Hilfe 
der Afloziation der Feine Befig fi einen Theil der Vortheile des Großgrund⸗ 

fihert; und ich meine, meine Herren, wenn wir die Geſchichte unferer 
ländlichen Gemeinden flubiren, wenn wir begriffen haben, wie die Gemeinde im 
damaligen Sinne eine wirtbichaftlihe Geſammtorganiſation für den einzelnen 
Befiger und für das Gebeihen der Mitglieder der gefammten Gemeinde be⸗ 
deutete; wenn wir, wie ich, e8 bedauern, daß man in einer ganz unbiftorifchen 
und den Verhäftniffen nicht entiprechenden Weife die Bedeutung des Geſammt⸗ 
befite8 und der Gefammtaufgabe der Gemeinde als einer wirthſchaftlichen 
Organiſation bei der Einführung der Ablöfungsgefege, der Zerichlagung ber 
Gemeinheiten verfannt hat; wenn wir es für höchſt bedenklich halten müſſen, 
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da wir jo unvermittelt damals aus dem Genoffen einer größeren Gejammthelt 
ein auf ſich jelbft geftelltes Individuum gemacht haben; wenn wir aber bed 
endlich jeden Tag die zäbe Zuſammengehbrigkeit einer foldhen ——— Ge 
meinde bewundern, fo ift das natürlihfie namentlich in jenen großen werten 
Gegenden Teutfchlands, wo ein gleichmäßig vertheilter Klein- und Mittelbefig 
vorberrfcht, diefe neuen wirtbichaftlihen Aufgaben nicht künſtlich zu ſchaffenden 
neuen Organifationen zu geben, fonbern der vorbandenen Gemeinde. Ich finde 
e8 viel leichter nad meinen Erfahrungen — id babe fehr lange mitten mm 
. Bauernftande gelebt — eine Gemeinde dahin zu bringen, daß fie eine Dreſch 
maſchine oder eine Mähmafchine aufchafft, als dafür neue Organifationen Ber: 
zuftellen, an welche die betreffenden Gemeinden gar nicht gewöhnt find. Ich 
möchte aus der noch vorhandenen ländlichen Gemeinde wieder eine wirthſchaft⸗ 
liche Gemeinde der Neuzeit machen. (Bravo!) 

Ich glaube, da müßten namentlich die Verwaltungsbeamten — und die 
tönnen ja auf dem Lande viel mehr thun als in ben Städten — ſich gam 
beftimmte Aufgaben ftellen. ch könnte eine Menge von Gemeinden ——— 
machen, wo das ſchon durchgeführt iſt, aber das könnte noch ſehr verallgemeinert 
werden. Dieſe Organifationen find in Süddeutſchland um jo — als die 
Gemeinden dort noch größtentheils Vermögen beſitzen, alſo in der Lage find 
ſolche Dinge durchzuführen. 


Geh. Komm.-Roth Heyl (Worms): Ich wollte mir geftatten, aus bem 
Kreife der Induſtrie heraus, im welchen ich gehöre, einige Bemerkungen zu 
machen zu den Ausführungen der beiden Herren Referenten, weldye in ſo ans 
giebiger, wiſſenſchaftlicher * intereſſanter Weiſe dieſes Gebiet behandelt haben, 
daß ihnen jeder Zuhörer lebhaften Dank ausſprechen muß. Ich kann aber nicht 
leugnen, daß e8 mir doch aufgefallen ift, daß die beiden Herren außerordentlich 
roße Bedenken darüber zu haben fchienen, als ob der induftrielle Arbeiter ſchon 

nahe berührt würde von der Einwirkung einer Erhöhung der Komzölle. 
Ich kann Ihnen verfichern, daß bei vielen Induſtriellen die Meinung vorherrſcht. 
daß es unſere Aufgabe iſt, dafür einzutreten, daß der Landwirthſchaft nicht nur 
durch lorporatives Zuſammenſchließen, durch Selbſthilfe, ſondern auch durch den 
Staat fo viel als möglich geholfen werde, und wir feine trennenden Geſichts— 
punkte zmifchen ben Intereſſen der Landwirthſchaft und der Induſtrie anerfennen, 
vielmehr es geradezu für unfere Pflicht gegen das Land und den Arbeiteriiaud 
halten, für das ber Landwirthſchaft einzutreten. 

Meine Herren! Wenn behauptet wird, daß eine mäßige Erhöhung ber 
Kornzölle ſchon eine Lohnerhöhung perbeiführe oder gar das Brot verthenere, 
jo kann ich mur darauf hinmweifen, daß die Bädergewinne in Deutſchland noch 
heute exorbitant groß ſind. Ich habe als Kandidat zum erg © i. J. 1881 
mir die Mühe gemacht, weil ich mit warmem Intereſſe für die Kornzölle ein⸗ 
getreten bin, Bäderkaltulationen aufftellen zu laſſen, und va bin ih auf einen 
Gewinn von 45— 50/0 bei feiner Waare geftoßen; und die Brotpreiſe find 
trog dem großen Sinfen der Getreidepreife damals nicht u 
fondern dietelben geblieben. In meinem Babriffonfumverein bezahle ich die 
gleihen Brotpreife, obwohl mir durch große Lieferungen Bugeftändnifle gemacht 
worden find, jchon feit 1870, und der Bäckergewinn, der ſchon vor drei Jahren 
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bis zu 50% geftiegen war, muß heute entſchieden nod höher fein. — Ich 
glaube, wenn diefe Gefahr alfo nicht vorliegt, jo brauden wir gar nicht fo 
ängftlih zu fein gegenüber einer angemeflenen Erhöhung der Kornzölle. Ich 
fomme aus einem gejegneten Tande, aus Rheinheſſen, aber auch da machen ſich 
die Beſchwerden der Landwirthe jo ſtark geltend, daß wir der Meinung find, 
daß gegenüber den großen Gefahren, die dem Heinen Landwirth durch den börſen⸗ 
mäßigen Berkauf des Getreide drohen, — ich fage, daß da durch Zölle fo 
bald mie möglidy geholfen werden fol. Ih habe feiner Zeit aud) die Eppor⸗ 
teurs in Antwerpen befudht und gefragt, was fie von unferem deutſchen Korn⸗ 
zoll halten, und da babe ich einftimmig als Antwort befommen, daß feit Ein- 
rührung der Kornzölle da8 Betreideeinfuhrgeichäift nach Deutſchland ein viel ges 
junderes fei, weil dadurch das wilde Spefulationsgefchäft fi) gemäßigt habe; es 
werden aber dadurch die ſchwachen Kräfte im Getreidegefhäft vor Spekulation, 
Bankerott und Getreideverjchleuderung bewahrt. 

Wenn der erfte Herr Referent gejagt bat, daß das ‘Defizit im Oetreidebau 
auszufüllen ſei durch eine Vermehrung der Viehzucht, jo möchte ich darauf hin⸗ 
weifen, daß doch nicht alle Gegenden in Deutfchland fi für Graswuchs oder 
Einführung der Viehzucht eignen, und daß überall da, wo die Viehzucht ver: 
mebrt wurde, wie in der Schweiz, jest durd die Einführung der Käfeinduftrie 
in Bayern ein ſolches Sinten der Milchpreife eingetreten ift, daß auch die Vieh 
zucht nicht mehr ventabel if. Ich bin in den fchweizer landwirthſchaftlichen 
Berbältnifien durch eigenen Grundbefig orientirt, und ich ſehe den landwirth⸗ 
Ichaftlichen Auin für St. Gallen und Appenzell voraus, wo doch der Graswuchs 
ein guter ift und Hausinduſtrie beftebt. 

Mir ift fodann der Gedanke gefommen, daß die beiden Herren Referenten 
die Bedeutung der Einfuhr nicht genügend betont haben. Ich glaube, aus 
dem praftiichen Leben heraus, daß, wenn wir nicht einen Verein durch wirtb- 
ihaftlihe Staatsverbände gründen können oder durch eine Erhöhung der Korn⸗ 
zölle wenigftens probiren, das zu thun, was in unferer Macht flieht, die Lands 
wirthſchaft in Deutichland aufs fchwerfte gejchäbigt wird. Ich glaube zu dieſen 
Ausführungen berechtigt zu fein, um damit darzutfun, dag man auch in den 
Kreifen der Induſtrie — ich ſpreche nicht mur von meinem perſönlichen Stand- 
pımft aus — die Dinge gerade fo ernſt anfieht wie in denjenigen ber Lands 
wirthe, und ich mich in biefem Sinne zu den Beljimiften zähle, von welden 
heute die Rede geweſen iſt. 


Sombart (Berlin): Ich erfläre mich mit dürren Worten gegen bie 
Getreideſchutzzölle. Ich will nicht näher darauf eingehen, weil ih vor fünf 
Fahren bier ſchon ein Referat darüber hatte und ich auch die Finanzgetreider 
zölle dadurch bejeitige, daß, wenn wir ung lediglih innerhalb unſeres heutigen 
Themas halten, wir mit Finanzichngzöllen nicht viel zu thun haben. 

Sodann aber möchte ich über die andere Steuerfrage, die von meinem 
Freunde Thiel angeregt ift, einiges fagen und meine Berwunderung darüber aus⸗ 
jprechen, daß die Herren Referenten nicht mehr auf diefe Realfteuern eingegangen 
ind und namentlich auf die Grundſteuer. Nach meiner Auffafjung — und das 
babe ih ſchon in einem Expofe von 1871 im Preußifchen Landesöfonomies 
follegium ausgeführt — ift heutzutage die Grundſteuer als Staatsfteuer nicht 
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mehr zu rechtfertigen. 1821, als fie in Preußen eingeführt wurde, lag die 
Sache anders, da gab es feine anderen Objekte, zu denen man greifen Tomte. 
Aber heute, bei dem ungeheuren Bermögen des mobilen Kapitals, iſt es eine 
faliche Maßregel, daß man die Staatsgrmdftener noch beibehalten hat, um 
deshalb habe ich ſchon 1871 mich für die Beſeitigung derjelben als Staats⸗ 
fteuer und für die Meberweifung der Grundſteuer an die Kommune ausgeſprochen. 
Es ſind auch viele Städte derfelben Ausführung beigetreten, ich erinnere mur 
am die Betition von Berlin und die 94 Städte, die fi dafür erflärt haben. 
1871 hatten wir noch nicht die neue Kreis- und Provinzialordnung in Preußen, 
und weil dur die Dotationen eine große Summe für Wege und Chauſſeen 
u. |. w. den Provinzen und Kreifen überwiefen war, babe idy mich jegt auf die 
Hälfte zurüdgezogen. Ich fordere alfo nach wie vor die Hälfte der Grumt- 
ftener als Kommunalfteuer. Es ift ſchon ausgeführt, daß der größte Theil der 
Landwirthe vom Schutzzoll nur Nachtheil hat, denn die größere Zahl konſumirt 
ihr angebautes Brot jelbft und muß noch zu kaufen, und nur der größere 
Grundbeſitz würde davon profitiren. 

In Bezug auf die Höferolle ftehe ich auf dem fakultativen Standpunft, fe 
daß man diefe Einrichtung als eine zweckmäßige empfehlen und in den anderen 
Brovinzen mit gefchloffenen Gütern einführen kann, wo das geeignete Material 
dazu vorhanden iſt; und um es den Leuten angenehmer zu machen, in die Höfe: 
volle einzutreten, fönnte man ihnen vielleicht einen kleinen Erlaß an der Grunb- 
fteuer in Ausſicht ſtellen. Es ift gewiß eine bedveutfame Maßregel, daß wir den 
bäuerlichen Befig erhalten. Wenn num aber auf das, was mein Freund Miguel 
fagte, auf die Ermittelung des Ertragswerthes, zu welchem das Gut dem eis 
zelnen Anerben tiberlaflen werden kann, näher eingegangen werden joll, jo haben 
wir bei der jüngften preußiſchen Geſetzgebung die ſchwankendſten Zahlen wahr: 
genommen. Die Provinz Weftfalen hat z. B. ftipulitt, der Anerbe foll 
ſechzehnfachen des Brundfteuerreinertrags das Gut übernehmen können. 
Provinz Brandenburg hat das dreißigfache angenommen. ‘Sch kenne wicht 
Betrag, den Schlefien angenommen bat, weiß aber, daß Hannover ſich eine 
Separattare vorbehalten hat. Da muß Wandel gefchaffen werden. Nun bat 
man mit Gelafienheit das große Wort geſprochen, es foll der 
ermittelt werden. An dieſer Klippe ift noch jeder gefcheitert, eine wirkliche 
Tare des Ertragswerihes aufzuftellen. Ich boffe, daß die Wiffenfchaft, nament: 
fi die Geologie, die Agronomie u. ſ. w. gewille Einheiten erzielen werden, 
nad) denen der Ertragswerth bemefien wird; bis Beute ift das aber nicht mög 
ih. Diefer Ertragewerth wäre der Maßſtab aud für die Beleihung. 
pflichte dem bei, was einer der Herren gefagt hat: nach meiner Auffaffung 
in ſehr vielen Gegenden der Großgrundbeſitz viel zur viel Kredit, und dadurch 
wird feine Verſchuldung herbeigeführt. Aber das habe ich aus der babifchen 
Enquete gefehen, und ich glaube, daß es auch fo mehr oder weniger in 
Süddeutfchland Tiegt, daß es dem Meinen Grundbbefig an Inſtituten fehlt, bei 
denen er unfündbare Kapitalien zu mäßtgem Zinsfuß aufnehmen kann. Wir 
haben für den großen Srundbefig in einzelnen Provinzen Preußens die Lamb» 
Thaften; in Weitfalen und Sachſen erftredt fi) deren Beleihung auf den Kleinen 
Grundbeſitz bis zu einem Grundfteuerreinertrag ven 50 Thalern. Aber es iſt 
vielleicht beſſer, daß der Meine Grundbeſitz ſeparat behandelt wird, denn ein 
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großes Gut von 100 000 Thalern Beleihung verurſacht nicht mehr Koſten als 
ein kleines Gut. Aber davor möchte ich warnen, den Perſonal⸗ und Realkredit 
zu verquicken. Die Erfahrung zeigte, daß man die Perſonalbeleihung nur auf 
enge genoſſenſchaftliche Bezirke ausdehnen kann, während für den Realkredit das 
erforderliche Geld in dieſem Bezirke nicht immer zu haben if. Wenn ſich ber 
Perjonalkredit bis zum ganzen Staat aufbauen fol, fo fehlt die Auffiht. Es 
mögen in einzelnen Bezirken oder Provinzen foldye Inſtitute eingeführt werben, 
aber einer Verbindung des Perfonal- und Realtredits möchte ich entgegentreten. 
Bielleiht Liege fi) mit den Sparkaſſen der Realkredit in Verbindung bringen. 

In Bezug auf Separationen ftehe ich auf demfelben Boden wie Herr Ge⸗ 
beimrath Thiel. Wenn man die Erfahrung gemadt hat, namentlih in Thü— 
ringen, wo die Parzellen zwei Schritt breit und 500 Ruthen lang waren, was 
da aus einer foldhen Feldmark geworden ift, nachdem eine Eeparation mit einem 
vernünftigen Wegeneg eingeführt ift, jo tritt da ein ganz neues Leben ein, und 
ih möchte dringend wünfden, daß man dieſes Beifpiel in Süddeutſchland be⸗ 
achtet. Wenn in Preußen ber vierte Theil die Verkoppelung beantragt, fo 
mußten die drei Biertel zuftimmen, dahingegen muß in Bayern nach Qualität 
und Quantität die Majorität vorhanden ſein. Da muß man etwas draloniſch 
vorgeben und derb durchgreifen. 

Sodann möchte id die fogenannten Winterfchulen erwähnen von fünf Mo- 
naten, wo zu ein oder zweijährigem Kurſus bie Bauernjühne in bie Stabt 
fommen. Hier wird, was die Wiflenfhaft nun einmal fordert für die Land⸗ 
wirtbichaft, ven Bauernfühnen gelehrt. Sollte das noch nicht allgemein fein, 
fo möchte ich diefe Einrichtung empfehlen. 

Zum Schluß möchte ich die Trage, die Herr Miquel aufgeworfen Bat, auch 
entfchieden bejahen, daß der Heine Befig im Stande ift, nicht nur neben dem 
mittleren und großen Beſitz zu beftehen, fondern zu prosperiven. Ich babe aus 
meiner eigenen 25jährigen Erfahrung gefehen, wie der Großgrundbefig ſich ges 
hoben bat und wie aud) der Kleinbauer durchaus gut forttam und mit demfelben 
konkurriren konnte, | 


Dr. Arendt (Berlin): Meine Herren! Bon den Fragen, die uns heute 
befchäftigt haben, iſt wohl feine fo viel umftritten, feine in jo hohem Maße 
brennend, wie die der Getreidezölle. Deshalb ift es vielleicht aud von hejon= 
derem Werthe, wenn diefe über den Parteien ſtehende Vereinigung ſich in ruhiger 
und fachgemäßer Diskuffion über diefe Frage meiter ergeht. Mix war e8 von 
befonderem Intereſſe, daß der erfte Herr Neferent, Herr Profeſſor Eonrad, feinen 
Standpunkt in diefer Frage nicht unweſentlich modifizirt hat. Auf dem Sons 
greß deutfcher Voltswirthe vor vier Jahren war Herr Profefior Conrad noch 
ein prinzipieller Gegner der Getreidezölle und konnte unter dem Beifall jener 
Berfommlung eine Refolution vorjchlagen, die auch zur Anmahme gelangte. 
Heute würde Herr Profefior Conrad den Beifall jener mancheſterlichen Verſamm⸗ 
lung nit mehr finden, denn er ſprach fich nicht prinzipiell gegen die landwirth⸗ 
Ichaftlihen Schußzölle aus, fondern er hieß Retorfionszölle und Schutzölle, wenn 
ein mitteleuropäifcher Ecdhugzollverein zu Stande käme, ausdrücklich gut. Nun, 
ich glaube, dad wichtige Faktum, das auf diefem Gebiet ſich feit vielen Jahren 
immer deutlicher berausgeftellt, ift der phänomenale Rückgang der Getreibepreife. 
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Wenn heute auf dem Weltmarkt in England der Getreidepreis z. B. fo ge 
funfen iſt, daß feit 1780 ein gleich niedriger Preis in den Liften nicht zu finden 
it, wem man erwägt, welche Beränderungen im Geldwerth und in dem 
meinen Verhältniſſen in diefem Jahrhundert flattgefunden haben, fo ift daS eine 
Frage von der allergrößten Tragweite, wie das alte Europa dieſen Rüdgeng 
ertragen wird. Da fcheint mir nun zunäcft wichtig zu fein, ob der Preisräd- 
gang eine vorübergehende Erſcheinung oder eine dauernde iſt. Nun Baben bie 
Unterfuchungen über die engliſche Landwirthſchaft, die unſer hochverehrter 
Borfizender publizirt, ergeben, daß in England fünf Jahre der Mipernte 
“ einander gefolgt find, und daß nichtSdeftoweniger der Getreidepreis immer mehr 
fant. Wir haben ferner heute bier erfahren, daß in den legten Zeiten auf zehn 
ſchlechte Ernten nur zwei gute gefommen find; nichtödeftoweniger fanf der Ge— 
treidepreid. Es ſcheint mir, daß jene gewaltigen Ummälzungen, welche die mo- 
derne Technit hervorgerufen bat, und die ſich in der Induſtrie bereits fett einem 
viertel Jahrhundert geltend machen, jet and in der Landwirtbichaft zum Aus⸗ 
druck kommen. Es dürfte vielleicht eine Theilung der Arbeit in der Art ent 
fteben, daß die Produktion landwirthſchaftlicher Leicht trausportabler Maſſen | 
insbefondere des Getreides, immer mehr den exotifchen Ländern zu Theil wirt, 
daß die Welt gleihfam zu einem Thünenſchen Staat wird, deflen Zentrum 
Europa bildet, während die überſeeiſchen Ränder als die Beripberie zu betrachten 
fein würden. Es mag nun wohl fein, daß @etreidezölle gegen dieje außer: 
ordentlihe Einwirkung feinen Schug gewähren; indefien, meine Herren, es iſt 
doch wohl eine wichtige Aufgabe der Geſetzgebung, diefe Beränderungen, die aus 
den nun einmal nicht zu ändernden Verhältniſſen entfpringen, möglichft zu modi⸗ 
fiziren, zu befchränfen und das Beſtehende, wenn möglich, noch einige Zeit zu 
erhalten, um dadurd den Uebergang zu erleichtern. Nun zeigt es fi, daß 
gegenwärtig nicht Amerika allein in einer gefährlichen Weiſe unſeren Markt be: 
droht. Es ift Auftralien, es ift Indien, welches nod eine außerordentlidhe Bus 
nahme der Produktion in Ausficht ftellt, und ich glaube nicht, daß deshalb die 
Zuverficht des Referenten zutrifft, daß die Preife bereits ihren niebrigften Stand 
erreicht haben. Man ermäge, welche ganz anderen Bedingungen der Produktion 
in ben üiberfeeifchen Ländern vorhanden find, die niedrige Grumdrente, der nied⸗ 
rige Arbeitslohn in Indien, die Exrportprämie, welche befonders für Indien in 
der Silberentwerthung liegt. Alles das zuſammen muß dahin führen, daß em 
immer weiteres Herabgehen des Getreidepreifes zu erwarten ift, daß insbeſondere 
in den Jahren, wo in Europa eine fchlecdhtere Ernte flattfindet, dies nicht zu 
einer naturgemäßen Erhöhung des Getreidepreifes führt, fondern umgelehrt ver 
Preis immer weiter fintt. 

Dagegen nun, glaube ich, liegt ein gewiffer Schug in Getreidezöllen,, die 
indeſſen nicht feft normirt zu fein augen: fondern die vartiren können in Ge 
mäßbeit des Getreidepreiſes. Solche variablen Getreidezölle würden die Befürch 
tungen des Herm Profeſſor Conrad ganz weſentlich befchränten. Es wäre 
dann nicht im Falle theurer Getreidepreife das Gehäffige der Steuer hervor: 
treten, denn bei theuren Getreidepreifen würden bie Zölle wegfallen. Es würde 
„dann auch nicht der Umſtand in Betracht kommen, daß durch diefe Zölle bie 
Induſtrie gefhädigt wird, denn wenn die anderen Ränder diefem Beiſpiele Dentid- 
lands nicht folgen wurden, fo würde unfere Landwirthſchaft, durch die Zölle ge: 
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ſchützt, eine ergiebigere Konfumtion der nduftrieerzeugniffe bieten, als das in 
anderen Ländern der Tall ift. ferner würden ſolche variablen Zölle den Bor: 
wurf der Brotvertheuerung nicht auftommen laſſen, weil umgelchrt dann nur 
eine Berwohlfeilerung des Getreides hintan gehalten wird. Es ſcheint mir, daß 
die Frage, inwiefern die Getreidezölle das Brot vertheuern, weder in der Art, 
wie fie Herr Heyl ausführt, bemwiefen ift, nod in der Art, wie von ber 
anderen Seite behauptet wird, daß ©etreidezölle mathematifh genau auf den 
Brotpreis einwirken. Der Brotpreis kann ja immer nur eine Wirkung der 
Broduftionstoften des Bäder fein. Die Zölle werden ja immer nur einen 
Theil der Getreidepreife bilden, während andere Umftände, die Miethe, der 
Geldwerth u. |. w. gleichfalls ihre Wirkung auf den VBrotpreis üben müſſen. 
Es iſt nun hier von befonderem Intereffe, daß eine Unterſuchung des Profefjors 
Lexis bewiefen bat, daß mit der Aufhebung des Bädereimonopols in Paris der 
Brotpreis in feiner Weife billiger wurde, daß aber die Zahl der Bäder in Paris 
fid) damals verdoppelte. Es war das die natürliche Folge davon, daß die Geſammt⸗ 
produftionstoften des Gewerbes zunahmen und die Verbilligung des Brotes 
hinderten. Nun wird gegen die Getreivezölle ins Feld geführt, daß Deutichland 
nicht im Stande iſt, den eigenen Bedarf an Getreide zu banen. ch glaube, 
daß e3 ganz befonderd wichtig wäre, wenn, wie der Herr Neferent andeutete, 
eine Bollvereinigung, nicht eine Zollunion, mit Defterreich in dem Sinne zu Stande 
täme, daß das öſterreichiſche Getreide auf dem deutichen Marft zollfrei zugelafien 
wird, — ein fo wichtiges Zugeftändniß, daß Oeſterreich dafür ſeinerſeits gewiß 
unferer Induſtrie Zugeftändniffe machen würde. Daß eine ſolche Zollvereinigung 
zwiſchen Deutihland und Defterreihh Tann den Mittelpunft einer mitteleuros 
pätjchen Zollvereinigung bilden und diefe dann Retorſionszölle gegen die über: 
feeifchen Getreide bauenden Länder einführen könnte, wenn dieſe fich unferen 
Induſtrieerzeugniſſen verfchließen, das ift eine weitere wichtige Folge. 

Um nun zu den Fragen der Kreditorganifation überzugehen, fo möchte ich 

Tauben, daß eine Aenderung unferer Genoſſenſchaftsgeſetzgebung die VBorbedingung 
ein muß, um eine Drganifation des Kredites ins Leben zu rufen, nämlidy daß 
die fafultative Theilhaft eingeführt wird. Dann aber würde die Kreditgenofjen- 
Schaft, wie Herr Profeffor Conrad fie ſich dachte, nicht dahin führen, den Kredit 
zu erleichtern, fondern jogar vielleicht eine Erfchwerung des Perfonalfredits 
Hilden, weil die Genofjen in dem engen Kreife dann ein Urtbeil haben über bie 
Kreditfähigkeit und die Kreditwürdigkeit des einzelnen. Es handelt ſich alfo 
bier bei der Bildung diefer Genoſſenſchaft nicht um eine Erleichterung, ſondern 
um eine Konfolidirung des Kredites. Es handelt fi) darum, dem Wucher ent⸗ 
gegenzutreten, indem man den Kredit da organifirt, wo er am Plage if. 

Herr Prof. Conrad hat dann außerordentlich trefjend auf die Stellung 
der Reichsbank zu diefen Fragen bingewiefen, indem er meinte, daß ein direltes 
Eingreifen der Reihsbant nicht am Plage wäre, daß aber die Reichsbank wohl 
indixeft Hilfe leiſten könne. Da würden nun dieſe Kreditorganifationen das 
Deittelglied bilden können, und die Geſetzgebung könnte hier eingreifen und für 
diefe Genoſſenſchaften Normalflatute entwerfen, deren Annahme diefen neuen 
Droganifationen dann eo ipso den Bankkredit bieten würde. Allerdings glaube 
ich, daß es bier zunächſt einer Verftaatlihung der Reichsbank bedarf, denn in 
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der jegigen Form würde e8 nicht Sache der Geſetgebung fein können, der Reihe 
bank derartige Pflichten aufzuerlegen. 


Geheimrath Dr. Thiel (Berlin): Ich wollte nım mit zwei Worten Herm 
Oberbürgermeifter Miquel envidern, daß id natürlich für eine Organiſation 
unferer Krevitverhättniffe und für eine möglichft zwedmäßige Organifation der- 
jelben bin. Was ich bei der Kürze der jedem Redner zugemefienen Zeit zu 
fagen ver geilen hatte, das war, daß ich infofern für eine Beſchränkung der 
Rrebitfähigeit der Grundbefiger Bin, daß ich glaube, u‘ es ſehr nutzlich if, 
daß irgend eine Grenze feſtgeſetzt wird, über die hinaus der Grunbbefig nicht 
beliehen werden darf, eine &renze, die g egriffen werden kann in einer Quote 
des Werthes des betreffenden Sranbftüdes oder die aud erreicht werden kann 
durch etwas der amerilanifchen Heimftättengefeggebung ähnliches, denn es if 
ſchließlich einerlei, ob ic die Beleihungs⸗ oder die Erefutionsfähigkeit begreme. 
Eine jolde Srebitbegrenung führt ganz von ſelbſt zu einer Einfchräukug 
der Privathypotheken und zu einer Beyüinftigung des forporativen Kredits und 
in diefer Beziehung möchte ih meinem Freunde Sombart entgegnen, daß ich 

laube, daß dieſes Ziel der Verhinderung ber Ueberverſchuldung für ben feinen 
am beften erreicht werden Tann gerade durch Berquidung des Perſonal⸗ 
und Realtkredits in derſelben genoſſenſchaftlichen Inſtitution. Für den Groß 
rundbeſitz kann die Landſchaft ſehr leicht die angemeſſene Beleihungsgrenze feR- 
— * es iſt aber ſehr ſchwer, für den kleinen Beſitz eine Beleihungsgrenze in 
einer Werthquote des Beſitzes mechaniſch feſtzuſtellen. Hier werden immer die 
Verhältniſſe de einzelnen Beſitzers ein großes Wort mitſprechen, der Real⸗ 
kredit für den kleinen Beſitzer iſt von * Perſonalkredit gar nicht ſo ſcharf 
zu trennen. Die Kreditgenoſſenſchaft muß da immer bie ganze Lage und Per- 
fönlichfeit des Kreditſuchers ins Auge faften und darf fih nicht ausſchließlich an 
ein mechaniſches Prinzip der realen Sicherheit für die Schulbforberung — 
durch eine ſolche Beurtheilung nicht nur ber Krebitfiherheit, ſondern auch ber 
Kreditwürdigkeit, wie fie nur von einer Genoſſenſchaft der Intereſſenten felbft 
ausgehen kann, wird zugleicd dem leichtfinnigen Schuldenmacden am beften ent> 
gegengearbeitet. 

Wenn dann Herr Sombart ed für fo ſchwierig hält, bei Erbtheilungen 
den Ertragswerth feitzuftellen, fo kann ich nur erwidern, daß zu dem Zwei, 
um den es ſich bier handelt, nicht® leichter wäre, als den — feſtzu⸗ 
ſtellen. Dan braucht nur das zu thun, was z. B. in — die 
Landeskulturrentenbank thut, wenn ſie zur Feſtſtellung der Beleih 
einen Gutswerth ermitteln will. Cie Hält fich einfach an den Pachtwerth, den 
das Grundftüd in den legten 10 bis 15 Jahren gehabt bat. Dazu braudt man 
gar Feine großen Berechnungen zu machen, fondern blos mit den betreffenden 
Berbältnifien vertraute Männer zu befragen 

Ih ſtimme Herrn Oberbügermeifter Miquel vollftändig bei, wenn er 
unfere Gemeinde wieder mehr ausbilden will zu einem wirthſchaftlichen Organ. 
Wir find aber leider Gottes ſchon zu fehr in antifoziale Ideen bineingelommen, 
und ber Individualismus hat bei und fo ſehr Wurzel gefaßt, daß man geradezu 
einen Sturm der Enträftung in vielen Kreifen erregt, wenn man ber Gemeinde 
wirtbichaftlide Aufgaben und Ausgaben auferlegen will, die nicht — und daB 


Maßregeln zur Erhaltung ded bäuerlihen Grundbeſitzes. 65 


trifft beinahe niemals ein — allen Gemeindemitgliedern in gleichen Maße zu 
ute lommen. In manden Theilen Süddeutſchlands befteht 3. B. mit großem 
Erfolge die Verpflichtung der &emeinden, die Bullen zu halten für die Vieh 
befiger. Kommen Sie mit einer folden Idee aber in anderen Gegenden und 
fagen Sie, e8 ift Aufgabe der Gemeinden, dafiir zu forgen, daß die Viehbefiger 
durch ungenügende oder fchlechte Bullenhaltung keinen Schaden nehmen, fo treffen 
Ste auf den größten Wiberftand; man fagt dann ſtets, das fet ausſchließlich 
Sache der betreffenden Intereſſenten, weil eben die Erkenntniß verloren gegangen 
oder doch wenigſtens abgeſchwächt ift, daß in einem Gemeinweſen einer bem 
andern helfen muß, daß feiner fogen darf, daß das Woblergeben des andern 
iher nichts angebe. In diefer Beziehung müſſen wir erft noch vieles wieder 
zurädlernen, um wieder auf den Standpunft fozialer Solidarität zu kommen. 


Dr. Meigen (Berlin): Ich möchte meine Befriedigung darüber aus- 
fprechen, daß der Standpunkt, der mir bei meinen Arbeiten über die Lage ber 
Landwirthſchaft der richtige ſchien, im wefentlichen von den beiden Herren Refe⸗ 
renten getheilt werden konnte. Es ift died der Standpunkt, daß es ſich nicht 
um eine wirflihe Decadence, um ein dauemdes Leiden unferer Landwirthſchaft 
Handelt, welches niemals heilbar wäre, fondern daß nur eine Krifis, deren 
Sritnde wir alle kennen, beftebt. 

Die einzelnen Fragen betreffend muß ich zunächſt bezüglich der Grundſteuer 
erflären, daß ich diefelbe in ganz Deutichlaud für nicht erheblich hoch Halte und 
nicht glaube, daß es zweiimäßig wäre, diefe Grundſteuern aufzuheben. Wenn 
man in Preußen 3. B. die Srundfteuer aufheben wollte, würde man größten- 
theils Zahlungen erlaſſen, weldhe von jeher von Rechts wegen auf den Gütern 
als Laft gehaftet haben, denn die Grundfteuer der acht alten Provinzen ift nur 
mit 2 Millionen überhaupt eine Grundfteuer, zu 8 Millionen ift fie im mefent- 
lichen ein Erſatz für fett Alters beftandene Reallaſten. Ich gebe vollftändig 
zu, daß man foldye Erlafie gewähren fann, wenn fie eine Nothwendigkeit find, 
aber ic) fehe zunächſt feine Nothwendigkeit ein, auch nicht die, den halben Be- 
trag zu fchenten, denn die Zahlung muß doch anderweitig wieder erfegt werden. 

Dagegen flimme ich damit überein, daß die Orundſteuer zu einem wahren 
Uebel werden kann, wenn fie die Grundlage der Kommunalbefteuerung bildet. 
Ihr Maßſtab kann dann zu fo großen Ungleichheiten führen, daß man ernftlich 
daran denken muß, wie man zu einer Reform der Kommunalbefteuerung zu 
toımmen vermag. Maßnahmen in diefem Sinne find nicht vollftändig unbekannt, 
yenn wir haben noch mande ältere Sommunalfteuerorganifation erhalten, 
velche ſich ebenfalls auf den Grundbeſitz gründet, aber innerhalb des Kreifes 
er Kommune das Eintommenverhältmiß und die Steuerfähigfeit richtiger trifft, 
[8 die allgemeinen Veranlagung der Staatsgrumdfteuer, welche fo individuelle 
Interfchiede nicht machen kann. Auch bat neuerdings Sachſen Schritte gethan, 
seiche einer folden Reform zum Borbild dienen können, nämlid daß man 
edes Jahr den Ertrag der Güter veranlagt. Dabei werden in den Gemeinden 
ie fpeziellen Verhältniſſe der einzelnen Güter genauer berüdfichtigt werben 
;nnen. 
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Was die Zölle betrifft, jo erkenne auch ich feinen fehr weſentlichen Einfluß 
. einer Erhöhung des Getreidezolls auf die- landwirthſchaftlichen Berhäliuifie an. 
Ih glaube nicht, daß ein Zoll von 1 Mark fehr ind Gewicht fallen winde, 
und wir als Konfumenten würden auch wenig davon merten. Ich halte des 
bald einen ſolchen Zoll für überfläffig und für bedenflih. Praktiſch würde es 
nichts nügen. ‘Die individuellen und ich möchte fagen die ideellen Folgen wär: 
den aber von großem Nachtheil fein. Die Mafregel würde dem größeren Theil 
der Bevölkerung gegen den bei weiten MHeineren, gegen die Gutäbefizer, auf 
bringen, vor allem aber würde fie die Landwirthe fofort zu dem Gedanfen ji 
anlaflen, daß ihr Gutswerth ein höherer dadurch werde. Der Landwirth, ber 
rechnet, daß er von ſeinem Gute 1000 Scheffel Roggen verfauft, würde ſich 
fagen, daß er dafür 1000 WE. mehr betomme, daß fein Gut alfo unter Brüdern 
20 000 Mark höher im Werthe ftebe. Preine Herren! Der ganze Gedanfen: 
gang des Gutsbeſitzers ift heut Leider vielfach darauf gerichtet, nur zu kaufen, 
um wieder zu verfaufen. Man fauft fein Gut zu einem fchon an ſich über: 
mäßigen Preiſe, pugt es fo viel wie möglich auf und jagt: id werde ſchon 
einen Narren finden, der mir 20°/o mehr bezahlt. Das iſt ein wefentlicher 
Grund der beftehenden Kalamität. Sowie Sie eine Mark Zoll mehr auf: 
erlegen, jo werben Ste namentlich die großen Büter von neuem in die Spehr 
lation bineintreiben. Ich glaube, für die Fleinen Güter hat die Mark des 
Getreidezolls wirtbicaftlih gar feine Bedeutung, fie verzehren das meifte felb 
oder muſſen gar faufen. Tür fie läßt fih in der That nur venfen, daß ber 
ohnehin imaginäre Preis des Guts fteigen und in noch meniger angemefjenerm 
Verhältniſſe zum Ertrage ftehen wird. Jedenfalls würde alfo, wern man eine 
zwedentipredhende Wirkung mit einem Zolle erzielen will, nichts anderes zu 
machen fein, al3 den Getreidezoll ganz erheblich, zugleid, aber nad) einer gleiten: 
den Stala zu erhöhen. Eine gleitende Stala müßte bei einem erheblichen Zoll 
jedenfal8 in Ausficht genommen werden. Man müßte bei niedrigem Getreide 
preife fi fchügen und bei höherem Preiſe den Schuß fallen laſſen. Aber dieſe 
gleitende Stala haben die Engländer gehabt und dann abgejhafft, fie haben fie 
wieder eingeführt und wieder abgefchafft, immer mit den größten Kämpfen, und 
jedesmal haben fie ſich glücklich gefühlt, wenn ſie ſie los waren. Ich will 
nicht ſagen, daß die Schwierigkeiten in der gleitenden Skala logen, fondern fie 
lagen in der Schwierigkeit ber richtigen Beſtimmung des Preiſes. Es ift mög: 
id, daß diefe Dinge fich erleichtern laffen, aber einftweilen glaube ich nicht an 
die Möglichkeit einer gleitenden Skala und damit auch nicht an die eines hoben 
Getreidezolles. 

Sodann eine Bemerkung zur Parzellirung. Ih komme unmittelbar aus 
einem Landestheile Deutfchlands, in dem von jeher freie Theilbarkeit beſteht, 
aus den Elbmarſchen; id) war aud in Oftfriesland, und ich babe außerdem 
Beobachtungen in Kaffel gemacht. Trotz der freien Theilbarkeit in den Marſchen 
find die Höfe dort außerordentlich gut erhalten. Ich habe mandye Ortichaften 
getroffen, wo feit der Anlage durch die Holländer kaum etwas geändert if; 
anderömo {ft parzellirt worden, aber im großen umd ganzen haben ſich die @äter 
felbft in der Nähe großer Städte wie Hamburg u. |. w. immer wieder auf 
eine erhebliche Größe zufammengezogen. In Oftfriesland würde man ſich - 
lich darüber befchweren, wollte man ihnen die freie Theilbarkeit und bamit die 
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Möglichkeit nehmen, fchnell etwas Grund und Boden zu verkaufen, deswegen 
nämlich, weil die augenblicklich entſtehenden und ganz unvorhergeſehenen Dei 
laſten den Wirth total aus feinem Beſitz werfen, wenn er nicht Geld durch 
Berfauf erlangen Tann. ch habe aud in Kaſſel Gelegenheit gehabt, die Katafter: 
farten des vorigen Jahrhunderts, aus d. J. 1760, genau zu vergleichen mit den 
heutigen Katafterlarten; daraus konnte ich erjehen, daß der bäuerliche Befig um 
1760 im Heſſiſchen erheblich mehr Parzellen hatten als der Heutige. (Hört!) 

Es ift das fo zu verfiehen: Im vorigen Jahrhundert beftanden noch die 
Gemeinheiten und die Güter waren fehr parzellirt. In unferer Zeit find nun 
jehr viele folder Parzellen zufammengelommen; diefe inzwiſchen ftattgefundenen 
Bereinigungen find auf den heutigen Katafterfarten, welche Kopien der alten 
find, noch durch punktirte Linien erfennbar und man fann fehen, wie häufig fie 
vorgelommen find; fie erweiſen ſich in der That überrafchend häufig. Dagegen find 
inzwiſchen die alten Gemeinheiten getheilt worden; dieſe Theilung aber erfolgte 
theilweije in fehr großer Berfiplitterung, weil nicht blos die alten Güter, fon- 
dern in der Regel alle Einwohner der Gemeinde, die auf Grund ihres Bürger: 
vecht3 oder durch Verleihung gegen Zins antheilsberechtigt geworden waren, fehr 
Meine Stüde, vielleicht Yıs, Yss Morgen und weniger von der Gemeinheit 
befommen haben. Wenn Sie nun alle diefe Parzellen rechnen, fo ift die Par- 
zellirung allerdings größer als im vorigen Jahrhundert: aber die Rechnung ift 
dennoch falſch, die Konjolidation ift im Gegentheil vorgefchritten, die eigentlichen 
Aderhöfe find größer geworden. Dabei bin id aber weit entfernt, dem ent: 
gegenzutreten, daß nicht eine weitere Konfolidation dringend nothwendig wäre. 
Ich bin jedoch nicht dafür, daß man im deutſchen Zivilgefegbud, eine allgemeine 
Anorduumg treffe, daß ein Anerbenredyt geichaffen werden müſſe; ich halte das 
für fo individuell, daß ich es der Tandesgefeggebung gerade fo überlaffen möchte, 
wie es von jeher in jevem Zivilgeſetzbuch, mit Ausnahme des preußifchen, welches 
fehr radifal vorging, ihr überlaffen gewefen ift. 

Was die Tare bei der Uebernahme durch den Anerben betrifft, fo beſtehen 
darüber mandyerlei Erfahrungen. In Schlefien find die Güter Lange Zeit immer 
nad) einer Taxe übertragen worden, und ich weiß fein Geſetz, wodurd das 
geändert wäre, fondern es ift nur ein Refultat neuerer Anſchauungen und Ge: 
wohndeiten, wenn es damit nicht mehr fo gehalten wird. Allerdings war dabei 
die Zuftimmung der anderen Erben erforderlih, aber faft felbftverftändlich. 
Tiefelbe wurde indeß dutch) ein befonderes Inſtitut erleichtert, nämlich durch die 
Eintragung eines fogenannten Surplus⸗Reſervats. Es beruhte auf dem Ge- 
danfen, daß, wenn der Erbe das Gut zu einem höheren Preife als die niedrige 
Tare verkaufte, die anderen Erben an dem Mehrgewinn ihren Antheil forderten. 
Diefes Surplus-Nefervat würde meines Erachtens gewiß nicht zu entbehren fein, 
wenn aud mehr als das 16fache des Grundfteuerreinertrages der Uebernahme 
zu Grunde gelegt würde, wie e8 zu meinem Exftaunen vorgeichlagen worden if. 
Die Kaufpreife im preußifchen Staate erreichen durchſchnittlich das 63fache des 
Grumdfteuerreinertrages. Jenes Rejervat gab indeß bei der Hypothekenverwal⸗ 
tung ımd bei Subhaftationen zu jo vielen Weiterungen und Zweifeln Anlaß, 
daß es als eine ganz befondere Schwierigleit betrachtet wurde. 

Nach allem Erörterten möchte ich mid am erften dem Gedanken zumeigen, 
daß der wirkliche wirtbichaftlide Werth des Gutes zwiſchen den Erben durd) 
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eine Tare fefigeftellt werde und die Erben ihre Antheile zugewiefen erhalten, mie fie 
ihnen das allgemeine Erbrecht zufpricht, daß ihnen ihr Anſpruch aber nur in Rewte 
und darüber Rentenverfchreibungen ausgefertigt würden. Die Schwierigkeiten, 
die durch folde von Rodbertus angeregte Verjchreibungen entfteben, find aller 
dings fehr groß, aber fcheinen mir doch nicht unüberwindlih. Ich babe dafür 
aud einen anderen Gewährsmann, v. Jnama-Sternegy in Oeſterreich, der ſich 
nad gründlichen Unterjuhungen für diefe Form der Vererbung ausfpricht, weil 
er die Anftände einer zu niedrigen Tare doch noch bedenflicher fintet. 

Scließlih noch wenige Worte über den Kredit. Im Diten de3 preußiſchen 
Staates ift der Öffentliche Kredit des Bauernftandes deshalb jo jehr vernad» 
(äffigt, weil da nur landſchaftliche Kreditinftitute exiftiren, die mit dem bäner: 
lichen Befig ihrer Natur nad) nichts zu thun haben können. Die großen Ge— 
ſchäfte der Landichaften geftatten ein genügendes Eingehen auf den feinem 
Weſen nad) eigenartigen bäuerlichen Kredit nicht. Als das befte Inſtitut für bäuer- 
lichen Kredit bat fi) die hannöverſche Landeskreditkaſſe erwieſen. Sie war and 
Schließlich für die Bauern beftimmt, hat für deren Berürfniffe mit Hingabe ge- 
forgt und ift in daS Vertrauen der Bauern eingewachſen. Ein großer Theil 
des guten Zuftandes der hannöverſchen Bauern beruht darauf, daß fie Vertrauen 
zu diefer Kaffe haben. Ich bin übrigens auch meinerfeitS der Ueberzeugung, 
daß die Landwirthe nicht zu wenig, jondern eher viel zu viel Kredit haben. 
Ich kann nur erftaunen über die ganz unbejonnenen Kreditirungen, welche auch 
anz ſchlecht fituirten Landıwirtben immer wieder entgegengebracht werden; kein 
Kaufmann und fein Fabrikant findet Aehnliches. Ein Dann, der fon durch 
den Ankauf feines Gutes fein ganzes Berinögen verloren hat, und der von Aue 
fang an nur mit untilgbaren Schulden wirthſchaftet, befommt noch immer Kredit 
aufgehalft, fo viel er Luft hat. Daß daraus die größten Kalamitäten entftehen 
muſſen, ift Mar. Ich bin der Meinung, daß ınan befondere, mit der Gemeinde 
eng verknüpfte, in ihrem engeren Kreife möglichft felbftändige Kreditforporationen 
für den Eleinen Befig zu bilden fuchen muß, die unter der Kontrole 
Kreis: und Provinzialinftitute ftehen, bei denen fie zugleich Rath und Unter 
ftügung finden -fönnen. Solche Lokalanſtalten follen dann nicht nur Kredit geben, 
fondern aud willen, weswegen fie ihn geben, jie follen vermögen feine Verwen 
dung zu beauffihtigen und follen ihn verweigern und zurüdziehen, wenn er um 
zweckmäßig if. Daß man die Gemeinde zu einem wirthichaftlihen Kreditganzen 
umgeftaltet, dagegen muß ich mid, erklären, aber die Intelligenz, die in ber 
Gemeindeleitung ftedt, gleichzeitig zu verwenden für die Leitung eines ſolchen 
Kreditinftituts, das halte ich für das eigentlichfte Bedürfniß. Ih muß Tagen, 
ich wünſche nichts angelegentlicher, als daß ſich der Verein entichlöffe, darüber 
nähere Belehrungen ausarbeiten zu laflen, und zwar zunächſt eine ganz einfache 
praftifche Arbeit dahin, daß man nachfrage und feftftelle: welche Kreditinftitnte, 
die nicht Iandichaftlid find, find bisher aufgetreten, melde Einrichtungen haben 
fie gehabt, weldye Mittel haben fie angewandt, aus weldyen Gründen find die 
einen zu Grunde gegangen, unter weldhen Verhältniſſen beftehen die anderen fert, 
welche Wirkungen haben fie gehabt, welder Berbeflerung find fie fähig? — Die 
Beantwortung diefer Fragen wäre von größter Wichtigkeit. Sie kann aber 
wirflich zutreffend und belehrend nur durd) Vertrauensmänner erreicht werben ; 
durch lediglich polizeiliches Eingreifen und Nachfragen wird man zu falfchen 
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Urtbeilen gelangen. ch empfehle aber dringend ſolche Ermittelungen, für bie 
mir der Verein fehr geeignet erfcheint. 


Dannenberg (Hamburg): Meine Herren! Ich Hatte mir das Wort 
erbeten, um auf die Ausführungen des Herrn Dr. Arendt in Bezug auf Kom: 
zöfle zu antworten. Bei ber vorgerüdten Stunde verzichte ich darauf und 
wil nur eine die Ausführungen des Herm Geheimrath Dr. Meigen ergän: 
zende Mittheilung machen. Er ſprach von der gleitenden Stala, die man 
un —— gehabt hat. Der Grundfehler derſelben beſtand in folgendem. 
Die Skala war ungefähr fo: bei einem Preiſe von ungefähr 40 —-45 
Schilling per Quarter betrug der Zoll 10 Schilling; ging ber Preis auf 
50 Schilling, jo betrug der Zoll 5 Schilling, und wenn der Preid noch höher 
ftand, hörte der Zoll auf. Ich babe die Zahlen nicht genau im Kopfe, aber 
annähernd find fie richtig. Praktifch machte ſich das nun, wie folgt. “Der 
importivende Kaufmann legte bei fteigenden Preifen feine Waare in bond, um 
den Augenblid abzuwarten, wo die Ermäßigung des Zolles eintreten würde; 
war diefer Augenblid gekommen, fo ftrömte plöglic) der ganze gelagerte Bor: 
rath auf den Markt und drüdte die Preife rafch wieder auf den Yantt hin⸗ 
unter, bei welchem wieder der höhere Zoll eintrat. Damit ſtockten dann 
wieder die Zufuhren, die Preiſe ſtiegen von neuem, und ſo war der Markt in 
unaufhörlichem Schwanken, bei dem jeder Theil nur verlor. Der Kaufmann 
verlor bei den plöglichen Preisrüdgängen, deren Eintritt fi) nicht vorher be= 
rechnen ließ, der Staat verlor einen großen Theil der Zolleingänge und ber 
Landmann hatte feinen Vortheil von einem ſolchen Zollihug. Die Folge war, 
daß das ganze Syſtem unleidlih wurde und aufgegeben werden mußte. Daß 
Herr Dr. Arendt die Erflärung abgab, hohe Kornzölle wären in Deutichland 
un mit einer gleitenden Skala denkbar, bedeutet für mich, daß wir fie über- 
haupt nicht belommen werben. (Heiterfeit.) 


Oberbürgermeifter Dr. Miquel (Sranffurt a. M.): Geftatten Sie mir 
nod), meinem Freunde Sombart ein Wort zu erwidern. Er fagte, eine Er- 
tragsberechnung fei überhaupt nicht möglich; dann fage ich mit demfelben Recht, 
eine wirkliche Verkaufswerthsberechnung ift gar nicht möglich, denn fie iſt noch 
viel ſchwankender. Die Berechnung nad dem Tapitalifirten Grundfteuerreinertrag 
ift doc aud nur eine Ertragswerthsberechnung. 

Herr Gebeimrath Meitzen feheint nun zu glauben, als wenn wir eine Be: 
ſchränkung in der Verfügung unter Lebenden wollten. Davon ift nicht die Rede. 
Wenn der Marichbauer das Höferedht annimmt, fo kann er verkaufen wie jeder 
andere und Tamm auch jede teftamentarifche Verfügung machen. Die Sade ift 
nur die: wenn Streitigkeiten über die Innehaltung des Pflichttheils entftehen, 
dann fragt der deutfche Richter: was Tann für das Gut auflommen, wenn es 
unter den Hammer gebracht wird? Diefe Frage will ich nicht, man foll ein⸗ 
fach fragen (da ja das Gut nicht verkauft werden, fondern der Familie bleiben 
ol): welden dauernden Neinertrag kann das But bei vernünftiger Bewirth- 
chaftung bringen? — und nad diefem NReinertrag foll die Abfindung gegeben 
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werden. Das römiſche Recht, welches ſoche Zuftände gar nicht kannte, bat ung das 
geltende Syſtem gebradt. Julius Cäfar hat befanntlich bei der An 

feiner Soldaten durch die Einführung der dreißigjährigen Unveräußerlichfeit zum 
erften Mal in feiner großartigen Weife diefe bundertjährige Zradition der 
römischen Yurisprudenz durchbrochen; zu einer ſolchen Maßregel aber ıft das 
römiſche Recht, welches ein ſtädtiſches Recht ift, im allgemeinen nicht ge 
fommen. Unfere Jurisprudenz ift heute nicht mehr blos eine Philologie, die 
die größte Aufgabe des Yuriften darin fucht, das römifche Recht nur zu ver 
ftehen und blind anzuwenden, fondem wir find dahin gefommen, aus unſeren 
deutfchen realen Verhältniſſen die Rechtsſätze zu fonftruiren und danach das 
Geſetz zu machen. Aber wie tief in unferen Gefesgebern noch diefe Grme- 
anſchauung des römiſchen Rechtes ftedt und wie ſehr jedesmal für jeden beutfchen 
Juriften eine Weberwindung nöthig ift auf den realen Boden unferer deutſchen 
Gegenwart zu kommen, das lehrt uns doc) die tägliche Erfahrung. 

Noch ein Punkt! Es bat eben Herr Geheimrath Meigen gefagt, er femme 
fehr viele deutſche Gegenden, wo die freie Theilbarfeit von jeher beftand, mie 
3: B. in den Marfchen, und dod würde thatſächlich nicht getheilt. Das ift mir 
volftändig bekannt. Wenn Herr Geheimrath Meigen die Marfchen noch genauer 
fennt, als er fie bis jett fennen gelernt bat, fo wird er jehen, daß ein Marſch 
gut überhaupt nicht getheilt werden kann: es iſt durch die Natur der Sade 
untheilbar, man kann davon ein Stüd abverlaufen, aber da ganze Gut kam 
man nicht theilen, denn das Gut in feinem wefentlihen Zufammenhange ıft als 
ein Waffergut, um ſich gegen Wind und Waſſer zu fichern, eine abfolute Noth 
wendigfeit. Ich gebe aber zu, daß viele ähnliche Verhältniffe in Deutſchland 
vorfommen, mo trog der freien Theilbarkeit niemals getheilt werden kam 
Aber wir wollen doch auch nicht verfennen, wie unfere Gejeggebung auf Sitten 
und Gewohnheiten, auch gegen die Natur der Tinge eingewirkt bat. Wer bat 
denn das Räthſel ſchon gelöft, daß die Thüringer theilen, daß fie die Hofeinheit 
nicht fennen, daß die Franken theilen, während die Sachſen das gerade Gegen- 
tbeil thun. Woher kommt da3? Das fommt nit von der verſchiedenen Be- 
Ichaffenheit der realen Berhältniffe. Gehen Sie nad) der Grafſchaft Yauterberg, 
da finden Sie Franken, Sahfen und Thüringer neben einander wohnend, un⸗ 
mittelbar neben einander. Die Höfe haben urfprünglic, diefelbe Größe gehabt. 
Der Sachſe hat Zehnten, der Grundbefig ift eine Einheit, er bat Anerbenredt. 
Der Thüringer hat feine Zehnten, dagegen bat er das Lehngelb, eine Abyabe, 
die feit Urzerten befteht, von der Veräußerung jedes Grundftüdstheils; folglich 
hatten die Grundherrſchaften ein großes Intereſſe, daß möglichft viel verkauft 
werde, weil jedesmal beim Berfauf die Abgabe fällig wurde an den Grun 
In Folge deffen fehen Eie ein thüringifches Dorf neben dem ſächſiſchen Liegen, 
zeriplittert bi8 in kleine Staubtheile. In der Grafichaft Hohenftein find zwei 
alte ſächſiſche Dörfer, Niederfachswerfen und Oberſachswerfen: Hofeinheit, 
Anerbenrecht, Untheilbarkeit des ganzen Hofes; alles andere iſt zerjplittert. Das 
fommt von der Einwirkung des Staates, der Verwaltung und Gefeggebung; 
man ſoll daher die Einwirfung der Gefeggebung auf diefe Dinge nidyt unter 
ſchätzen. Site kann Sitten erzeugen im Volle, gegen die eine ſpätere Geſetz 
gebung machtlos wird. Allerdings kann durch eine zweckmäßige Geſetzgebung 
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auch allmählich eine Heilung verfehrter Eitten und Anſchauungen erfolgen, und 
das zu bewirken ift die Aufgabe einer guten Gefetgebung. | 


(Ein Schlußantrag wird abgelehnt.) 


Freiherr von Reigenftein (Freiburg ı. B.): Meine Herren! Als 
Referent über Die Lage der Landwirthſchaft in Frankreich würde ich gewünſcht 
haben, über die Mittel, mit welchen dort die Staatshilfe erftrebt wird, bier 
etwas hinzufügen zu fünnen. Die Grenzen aber, melde die vorgerlidte Zeit 
meinen Bemerkungen zieht, verbietet mir hierauf näher einzugeben, und daher be: 
ſchränke ich mid) auf ein kurzes Wort gegen den Vorſchlag, weldhen Herr Sombart 
wieder aufgenommen hat, nämlicd den der theilmeifen Ueberlaffung der Grund⸗ 
fteuer an die Gemeinden, — einen Vorſchlag, den feit den fiebziger Jahren namhafte 
Sinanzpolitifer gemacht haben, und der wenn auch mit verjchtedenen erheblichen 
Modififationen in die Entwürfe der preußiſchen Verwendungsgefege übergegangen 
iſt. Meine Herren, id) bin ein Gegner diefer Uebermeifung. Ich theile aller- 
dings die Anfiht, daß die Haupturjadhe des Drudes der Steuerlaft nicht liegt 
in den Staatäfteuern, fondern in den Kommunalfteuern. Es iſt indeflen dieſe 
Ueberlaftung der Gemeinden keineswegs eine allgemeine Erſcheinung; fie trifft 
nur eine Anzahl von Gemeinden, während in anderen Gemeinden, die in Folge 
günftiger Ermwerbsverhältniffe oder durch ein größeres eigened Vermögen mit 
einer größeren Steuer: und Finanzkraft ausgeftattet find, die Leiftungsfähigfeit 
im Berhältniß zu den Aufgaben ſteht. Warum follen wir nun diefen Gemeinden 
belfen? — Es tommt doch nur darauf an, daß denen geholfen werde, bei 
denen eine Bedürftigkeit vorhanden if, d. h. deren Finanzkraft zur Erfüllung 
der Aufgaben, indbejondere der flaatlichen Aufgaben, die ihnen geftellt find, nicht 
genügt. Ich bin deshalb der Meinung, daß jede Ueberweilung, welche nad) 
gleichem Maße und ohne die Bedürftigkeit zu unterfcheiden, giebt, doch nur fehr 
unzureichende Wirkungen erzielen kann. Kann der Staat Einnahmen entbehren 
und fie den Gemeinden übermweifen, jo muß er meine8 Erachtens dieje Ueber- 
weiſung entwickeln zu einer Erleichterung der Gemeinden, welche deſſen bebürftig 
find. Sollen alle ohne Unterfchied erleichtert werden, fo werden Deittel erforder- 
lich, zu denen die erzielten Refultate in keinem Verhältniß ſtehen, während, 
wenn auf die Bedürftigkeit Rüdficht genommen wird, mit mäßigen Mitteln doc) 
Dantenswerthes erreicht werden kann. 


Dr. Meyer (Hannover): Ich habe mir nur zu einer fleinen Bitte das 
Wort erbeten. Es ift gut, daß diefe Bereinigung keine Refolutionen annimmt; 
aber für einen Wunſch ift wohl Raum. Bon den intereflanten Anregungen 
und Vorſchlägen zur Hebung der bäuerlichen Verhältniffe im erften Referat ift 
mir befonder3 einer jehr ſympathiſch geweien: es möge doch dns biefer Ber: 
einigung hervorgehen eine Schrift, welche direkt oder indirekt darauf hinwirkt, 
Daß die Kleinbauern mehr umd mehr zu wirtbichaftlichen Genoffenfchaften ſich 
zufammenthuen. Ich babe aus eigener Erfahrung gefehen, wie ungeheuer ſchwierig 
es ift, einen Iandwirthfchaftlichen Konfumverein zu Stande zu bringen. Die 
Unwiſſenheit der Bauern, die Antipathie, mit ihres gleichen zufammenzugeben 
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und hineinbliden zu lafien in ihre Berhälmifie, hat jenes häufig gehindert. 

wird vielmehr vielfach, mit dem erften beften Zwiſchenhändler wegen des — 
von Saatkorn, Futterftoffen, Dungmitteln u. |. w. verhandelt und dem erſten 
beften Aufkäufer wird Wolle, Butter u. |. m. bingegeben zu wahrhaften 
Schleuderpreifen. Auf diefem "Gebiete ift noch unendlich viel zu tfun — da 
nämlich einzelne Gemeinden und mehrere Gemeinden zufammen fid) zu wirtb- 
ſchaftlichen Konfumvereinen für Konfum und Abſatz zufammenthun. ES fehlt 
aber diefem Wirkungskreiſe noch die rechte wirthichaftlihe Grundlage, auf welcher 
unfere Wanderlehrer und unfere landwirthſchaftlichen Vereine fußen könnten. — 
Nach meiner Meberzeugung ift der Kleine Baner nicht zurüdgegangen, ſondern {fi 
nur nicht vorwärt3 gelommen in ben legten 10 Jahren. Er kämpft zwar 
vorwärts zu fommen, aber er kann's nicht. Der große Bauer bagegen iſt in 
manchen Gegenden zurüdtgefommen, zum Theil aus Shui der wirtbichaftlichen - 
Verhältniſſe, zum Theil aus eigener Schuld, weil die Bebürfnifie des Lebens 
zu groß geworden find, weil feine Söhne fid von der Handarbeit zurüdhalten, 
und er zum Theil in Spekulation und Akltienweſen bineingerathen iſt. Iſt ex 
aber zurüdgelommen, jo wird er auch Flüger werben und einfehen, daß er felbft 
wieder Hand an legen muß. Ihm kann geholfen werden, durch die Geſetzgebung 
nicht jo ſehr, wie durch gemeinnützige Beſtrebungen. Wenn nun das Wefultat 
ber beutigen Berathung fein würde, daß aus diefer Bereinigung rer 
eine Schrift über Belen und praftifche Einrichtung landwirthſchaftlicher Ge- 
nofienfchaften und dergleichen, fo wäre ſolches ein ſehr hübſches Reſultat. 


(Die Distufften wird geſchloſſen.) 


Dr. Reigen (Berlin) (zur perfönlihen Bemerkung): Ich möchte mur 
bemerken, daß Herr Oberbürgermeifter Miquel mir trog feiner — 
doch wohl Unrecht thut, wenn er meint, daß ich mich in den Marſchen 
hinreichend umgeſehen habe, um zu wiſſen daß Marſchenhofe wicht öde 
werden können. Ein folder Marſchenhof befteht in der Regel aus 6 — 8 
großen Längsſtreifen, die ihrerſeits allerdings nur ganz ausnahmsweiſe dis 
membrirt werden können, weil ſie zwiſchen tiefen Gräben liegen. Wohl aber 
kann ein ſolcher Hof ſeht gut feinen 8 Streifen nach in Achtel, Biertel oder 
Hälften getheilt werden, und wem er ſechsſtreifig iſt, in Sechsſstel und Drittel 
Jeder einzelne Streifen ift geeignet eine befondere Stelle zu bilden. Wan 
könnte aljo erwarten, daß an Stelle eines alten Hofes häufig 6 oder 8 Kofläthen 
entftanden wären. Dies kommt ab und zu aud in der That vor, aber, wie 
ich fagte, überrafchend felten. 


Heyl (Worms) (zur perſönlichen Bemerkung): Herr Dr. Arendt hat be⸗ 
merkt, ich hätte mich dafür ausgeſprochen, daß die Kornzölle auf die Brotpreiſe 
gar feine Einwirkung haben könnten. Ich babe das nicht gejagt, ſondern viel: 
mehr ausgeführt, daß eine mäßige Erhöhung einflußlos bleiben würde. Jh 
dachte an einen Zoll von 3 Mark. 


Referent Profefior Dr. Conrad (Halle): Zunädft möchte id Herrn von 
Hövel meinen Dank ausfprechen für feine freundlichen Worte, erwidere ihm aber 
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dann, daß der Ausdruck Siechthum nicht von mir herrührt, fondern daß er in 
den Sigungen des Landesbkonomiekollegiums und im Landwirtbichaftsrathe ge- 
braudt worden if, und daß man dort diefen Gegenſatz zwiſchen Siechthum und 
Krifis aufflellte, den ich beſprach. Daß die betreffenden Herren e8 in ihrem 
Innern mit dem Siechtfum nicht fo fchlimm gemeint haben, davon bin id) 
überzeugt gewefen umd freue mid, daß e8 hier beftätigt wurde. 

Berner kann davon feine Rede fein, daß ich den Peffimiften Mangel an 
BYatriotismus vorwerfe, ſondern wer, wie ich, ein Kind vom Lande ift, der 
bewahrt die Sympathie dem Landwirth für alle Beit und weiß ihn aud ale 
Peſſimiſten zu reſpektiren. 

Herrn Geheimrath Thiel gegenüber befinde ich mich in einiger Verlegenheit, 
da er es als einen Mangel hervorhob, daß die Referenten nicht die Belaſtung 
durch Kommunalabgaben betont hätten. Die Schuld trifft aber nicht mich, weil 
ich es nicht geſagt, ſondern ihn, weil er es nicht gehört hat. Aehnlich ſteht es 
mit ſeinem Vorwurf inbetreff der Grundſteuer. Ich ſagte gerade, daß es 
mir mwünfcenswerth ſchiene, die Umwandlung eines Theils der Grundſteuer in 
eine Grundlaſt zu vollziehen, damit man eine neue Grundſteuer den Kom: - 
munen überlaſſen könnte, — dann aber auf Grund einer Schätzung der that⸗ 
füchlichen Ertragsverhältniſſe: fo daß wir uns and auf dieſem Gebiet näher 
ſtehen als es ihm fcheinen wollte. 

Ih möchte dann noch Herrn Sombart gegenüber betonen, daß ich mid) 
ganz ausdrücklich dafür ausſprach, daß nur in kleinen lokalen Verbinden Real: 
und Perſonalkredit vereinigt würde, während bei den Landſchaften ſolche Ber: 
einigung ganz unthunlich wäre. 

un bedaure ich ſchließlich noch eine mich betreffende perfönliche Bemerkung 
machen zu miüflen, da ich von Herrn Dr. Arendt provozirt bin. Bon einer 
Aenderung meiner prinzipiellen Unfichten ift abjolut Keine Rede geweien. Ich 
bitte um Verzeihung, wenn ich hier auf das, was ich früher einmal gefagt und 

ieben habe, kurz zurüdtomme. Ich babe damals auf dem volläwirthfchaft- 
ichen Kongreß ausdrücklich geſagt, daß, trogdem id) den prinzipiellen An⸗ 
ſchauungen der betreffenden Herren nicht zuftimmte, ich aus genauer Erwägung 
der faktiſchen Berhältnifie im Moment ein Vorgehen mit Getreidezbllen nicht 
für angemefien erachtete. Ich habe in einer fpeziellen, eingehenden Arbeit über 
die Getreidezölle von vorn herein gefagt: ich bin in feiner Weife prinzipiell 
Freihändler, fondern ich bin unter Umſtänden, die ich befonder8 anführte, auch 
für ©etretdezölle, aber derartige Umftände Liegen augenblidlicy nicht vor. Ich 
werbe ſtets jehr bereit fein, es offen zu erklären, wenn fi) bei mir eine prin= 
zipielle Meinungsänderung wirflich vollzogen hat, hier aber liegt eime folde in 
feiner Weife vor, und ich glaube, Herr Dr. Arendt thäte gut, ſich bei der» 
artigen Borwurfen etwas mehr vorzufehen. Weiter babe ich nichts hinzuzuſetzen. 


Bräfident Dr. Naffe (Bonn): Meine Herrn! &3 ift bei Abſchaffung der 
Abftimmung in unferem Verein der Wunſch geäußert worden, daß der Vorfigenbe 
nach dem Schluß der Debatte das Refultat derfelben kurz zufammenfaflen möge. 
Ich glanbe, Sie werden mir zugeben, daß bei der Reichhaltigkeit des Gegenftandes, 
beit den manmigfaltigen Differenzen und Nuancen der verſchiedenen Anſichten 
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- 2 diefem Falle keine leichte Aufgabe ift, und ich bitte deshalb um ihre 
achſicht. 

Die beiden Referate haben zunächſt eine große Beden dadurch, daß 
fie einmal ſich bemühten zurückzuweiſen gewiſſe peſſimiſtiſche Anjchauungen über 
einen Verfall der bäuerlichen Wirthſchaft, der in den Inſtitutionen unſeres Yandes 
murzele und deshalb mit Notbwendigkeit eintrete, — und dann dadurch, daß 
fie darauf hingewieſen haben, wie die weſentliche Hilfe ohne Zweifel von ber 
Entwidlung des Bauernftandes felbft zu erwarten fei, von den Fortſchritten 
desfelben in intelleftueller und moralifiher Beziehung. Ich glaube nicht, daß es 
meine Aufgabe ift auf diefe Trage weiter einzugehen. Dagegen möchte ich ein 
gebender diejenigen Mafregeln der Geſetzgebung und zur Erbaltımg 
und Hebung des Bauernftandes hervorheben, in Bezug auf welche überwiegende 
Einftimmigfeit unter den Rednern bervorgetreten ift. 

Da glaube id) nun zuerft fagen zu dürfen, daß man einftimmig war über 
bie Nothwendigkeit von Maßregeln zur Erhaltung und Befeftigung des bäuer- 
lichen Anerbenrechtes da, wo dasſelbe dem Rechtsbewußtſein der bäuerlichen Be 
völferung noch entſpricht. Es ift andererfeits freilich hervorgehoben worden, 
daß es Gegenden giebt, in denen eine gleiche Erbtheilung aus wirtbfchaftlichen 
Gründen oder in Folge des Nechtögefühls der VBendlferung unvermeidlich iſt 
und nicht wieder befeitigt werden Tann. Aber für diejenigen Gegenden, in denen 
das Anerbenrecht thatfählih noch unter mannigfaltigen Modifitationen befteht, 
wünjchte man zu verhindern, daß die Gefeggebung dieſe Sitten und Gemohe- 
beiten des Volles zerftöre, daß fie nicht allmählıd das Rechtsbewußtſein der 
Bevölkerung ändere. Das Mittel, welches, wie ich glaube, ebenfalls allgemeine 
Buftimmung fand, ift das in einigen preußifchen Provinzen eingeführte Höferecht 
Man bat von verichiedenen Seiten darüber gefprochen, wie man dieſes Höferecht 
dem Bauernftande annehmbar machen könne; ich will nur einen Vorſchlag ber 
vorheben, daß nämlich der erſte Herr Referent befürwortete, man möge ben 
eingetragenen Höfen eine gewiſſe Ermäßigung in der Grundſteuer bewilligen. 
Dagegen haben fi faft alle Redner mit Ausnahme des erften Herrn Referenten 
gegen eine allgemeine Aenderung des Inteſtaterbrechts für fänmtliche ländliche 
Grundftüde in Deutfchland ausgeſprochen. Ebenſo Hat auf der anderen Seite 
nad Berichtigung einiger Mißverftändniffe der Gedanke eine überwiegende Zu⸗ 
flimmung gefunden, daß bei der Erbibeilung nicht maßgebend fein folle der 
Berlaufswerth, jondern der Ertragswerth, und daß die Erbquoten in Renten 
oder in Rapitalien danach bemeſſen werden follen. Ich glaube, daß, obwohl 
hierüber nicht ſämmtliche Redner fich geäußert haben, doch im großen um 

— dieſer Gedanke ſich der Zuſtimmung eines großen Theiles der Anweſen 
eut. 

In Bezug auf die Steuergeſetzgebung iſt hervorgehoben worden, wie in der 
That die Steuerverfaſſung der meiſten deutſchen Staaten den Grundbeſitzer, 
ſpeziell den Bauernſtand prägravire. Bor allem iſt darauf aufmerkſam gemach 
worden, daß das bei der kommunalen Beſteuerung der Fall ſei. Ueber bie 
Stellung der Staatögrundfteuer gingen ja bie Anfichten ans einander, aber da 
ın fehr vielen Theilen von Preußen die wichtigften Kommunallaften, insbefondere 
Schul- und Armenlaften nad dem Fuße der Grundfleuer vertheilt werden, bad 
wurde, wie ich glaube, von allen Seiten als eine Unbilligkeit bezeichnet, die um 
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jo mehr empfunden werde, als die Kommunallaften in ben legten Jahren in 
übermäßiger Weife angewachſen ſeien. 

Was die Zollfrage angeht, fo ift über die Getreivezölle von verfchiedenen 
Standpunften aus geredet worden. Die Anfichten gingen weit aus einander, 
aber ich glaube doch, daß kein einziger Redner die Getreidezölle empfohlen hat 
als ein Mittel, gerade den Bauernftand zu erhalten und den bäuerlichen Befig 
zu jchügen gegen Bufammenlegung zu großen Gütern oder Beriplitterung in 
allzu kleine Wirtbichaften. 

Vollige Einftimmigkeit hat unter allen Rednern darüber geherrſcht, daß 
für einen großen Theil von Deutfchland, alſo für das ganze linksrheiniſche 
Deutihland, für das Königreih Bayern und Theile von Württemberg die 
weſentliche Bedingung einer Beflergeftaltung der bäuerlichen Wirthfchaften in der 
Konſolidation der zerfplitterten &rundftüde oder wenigflens in einer befleren 
Flurregulirung liege. Gegenüber dem außerordentlichen Widerftande, den z. B. 
in meiner Heimath bei dem Bauernftande und bei vielen Yuriften die Maßregel 
der Konfolidation noch findet, glaube ich, bat. e8 einige Bedeutung, zu konftativen, 
daß alle Redner, die bier gefprochen haben, diefe zerjplitterte Tage der Grund- 
ſtücke in derjelben Feldmark, die unordentliche Geftalt derfelben, die mangelnde 
Zugänglichfeit als ein in der That unerträgliches Hindernig der Wirthſchaft 
bezeichnet haben. 

Was die Kreditfrage angeht, fo ift, glaube ich, ziemlich einftimmig ber 
Wunfh geäußert worden nad) Kreditorganifationen, welde die Vortheile des 
niedrigen Zinsfußes und der auf Lange Zeit untündbaren Kapitalien, wie fie die 
großen Kreditanftalten den großen Gütern zuführen, aud dem mittleren und 
Heinen Banernftande verſchaffen. Bor allem aber hat man hervorgehoben, daß es 
wänjchenswerth fei, Iofalifirte Darlehnskaſſen unter Selbftverwaltung der länd- 
Tihen Bevölkerung einzurichten für kleine Bezirke, in denen die Wirthichaft der 
einzelnen Schuldner Eontrolict und die Berwendung der ausgeliehenen Kapitalien 
überwacht werden Tann. BZunähft verlangte man fie für den perfünlichen Kredit, 
deſſen rechten "Gebraud die bäuerlichen Wirthe großentheils erft noch lernen 
möüfjen. Daß die Organifirung folder Iofalifirten Heinen Darlehnskaſſen in 
der That ein allgemeines Bedürfnig in unferem Bauernftande ift, um dem 
Wucher und der fchlehten Wirthſchaft der Bauern zu fleuern, ift allgemein 
zugegeben worden Es ift aber ferner darauf aufmerkjam gemacht worden, daf 
die Ffleinen ländlichen Sreditanftalten zum großen Theil der Anlehnung an 
größere Verbände oder Landeötreditlaffen, wie fie in Heflen und Hannover be 
ftehen, dringend bedürfen. ä 

Ste mögen verzeihen, wenn th bei diefem Punlt nicht umbin kann, zu 
gedenken des vortrefflihen Mannes, der das Bedürfniß zuerft in Deutſchland 
nicht nur erkannt, ſondern aud unter fchwierigen Verbältnifien, ohne irgendwie 
von der Verwaltung begünftigt zu werden, unter einem ſehr beruntergelommenen 
Bauernftande, feine Befriedigung mit Energie verfucdht hat, — ich meine ben 
VBürgermeifter Raiffeifen. (Bravo!) 

Ferner find einige Maßregeln zur Steuerung des gewerbsmäßigen Wuchers 
bei den Fleinen Bauern empfohlen worden, diefelben find freilich nicht eingehend 
erörtert worden. Ich will aber doch die beiden Heilmittel, welche vorzugsweiſe 
betont worden find, erwähnen. Einmal ift von dem zweiten Herrn Referenten 
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dev Wunſch nach Aenderung des Syſtems der Bwangsvollfiredung ausgeſprochen 

worden, daß nämlich an die Stelle des Verlaufsſyſtem das ſogenannte Decuns 

ſyſtem der neueren preußiſchen Subhaſtationsorduung treten möge. Ferner iſt 

der Gedanke angeregt worden, ob es nicht möglich ſei, — Perſouen 
| Grun machen, durch di 


welche Derlehen an dbeſttzer 
in &5 Weiſe zu he, wie e8 mit den gewerbömäßigen Pf 
und —— — geſchieht. 

Dann iſt endlich er der Wunſch ausgeſprochen worden nach Orgauiſatiouen 
zu befſerem Einkauf und Verkauf, ſei es in Ronfum: ober 
Pe —— 


Die heutige Sitzung iſt geſchlofſen. 


Schluß der Sißzung 4'/s Uhr. 





weite Sitzung. 


Dindtag den 7, DOltoder 1884. 
Vormittags 9 Uhr. 





Bräfident Dr. Naffe (Bonn): Ich eröffne die Sitzung. 
Der Gegenftand unferer heutigen Tagesordnung ift: | 
Einwirkung der Organifation unferer höheren und 


mittleren Schulen auf das foziale Keben und die Er= 
werbsthätigfeit der Nation, 


Der Berein betritt, indem er dieſe Frage erörtert, ein neued Gebiet, und zwar 
ein Gebiet von außerorbentlicher Schwierigleit und von der allergrößten Bedeutung 
für unfer ganzes Volksleben, insbeſondere für unfere wirthſchaftliche und ſozial 
Entwidlung. Der Berein bat trog biefer großen Schwierigkeit und trog der Be- 
deutung der Frage nicht, wie das fonft immer üblich geweſen ift, die Verhand⸗ 

en dur Gutachten und Berichte vorbereitet. Der Ausſchuß betradhtete fie 
nur al3 erften Berfuh in dieſes Gebiet einzutreten. Wir werben feben, in 
welcher Weile ung die heutigen Verhandlungen die Wege zeigen und die Mittel 
angeben, in fruchtbarer Weiſe auf diefem Gebiete vorzugehen und unfere Arbeit 
fortzufegen. 

Ich gebe das Wort dem erſten Referenten Herm Bued. 





Referat 


von Generalſekretär Bued (Düſſeldorf) 
über 


die Einwirkung der Organiſation unjerer höheren und 
mittleren Schulen auf das foziale Leben und die 
Erwerbsthätigleit der Nation. 


Meine Herren! Aus dem Umftande, daß ich bei Beſprechung ber weiteren 
Thätigfeit des Bereins in dem Ausfhuß die Behandlung der vorliegenden frage 
warm befitrwortete, leitete ich filr mich die Verpflichtung her, der Aufforderumg 
das Referat zu übernehmen Folge zu leiften. Damit verfenne ich nicht, daß 
es faft vermefien erfcyeinen fünnte, wenn ich, der ich nach 25 jähriger recht 
mübevoller gewerblicher Thätigkeit in der Abgeichlofienheit des Landlebens mid 
nur rein empirifh und autodidaftifch fpäter mit wirthſchaftlichen Fragen be 
ſchäftigt habe, bier vor einen Kreis von Männern trete, die die Wiſſenſchaft 
zu ihrem Lebensberuf erforen und es in derfelben zu allgemein anerkannten 
hoben Leiftungen gebradyt haben. Ich kann nicht, wie es fonft fafl ausnahms⸗ 
los bier der Fall ift, als felbftändiger Forſcher auftreten und habe aud durch 
aus nicht die Abficht, mir den Schein eines folden zu geben. Das thatfäclice 
Material, weldyes ich vorzubringen habe, habe ich den Arbeiten der vielen hoch 
verdienten Männer entnommen, welche ſich mit der Trage beichiftigt haben, und 
Sie werden das von mir benugte Material jehr leicht erkennen. Ich werte 
höchſtens verfuchen einige felbftändige Schluffolgerungen zu ziehen; die Erkentniß 
der Stellung aber, die ich bier einnehme, wird e8 mir fehr leicht machen, jede 
Korreltur von Ihnen mit Dankbarkeit anzunehmen. 

Geftatten Sie mir noch eine Meine Vorbemerkung. ALS ich Das Referat 
übernahm, glaubte id, in der Stille, die mit dem Sommer immer im dfient- 
lichen und im Bereinsleben eintritt, Muße genug zu finden. Das if aber 
ganz anders geweſen; eimmal find die induftriellen und wirthichaftlichen Vereine 
durd) die Vorbereitungen für die Unfallverfiherung fehr in Anſpruch genommen, 
fodann aber wurde ich kommiſſariſch zur Mitarbeit an einem in nei 





Einwirkung unlerer Schulen auf das foziale Leben ꝛc. 9 


gegründeten Verein berufen, ſodaß ic) gerade im legten Sommer das Gegentheil 
von Ruhe genoffen babe. Ich glaube daber, daß ich einen gewiſſen Anſpruch 
babe, Sie um Ihre Nahficht zu bitten. 

Meine Herren, im höheren und mittleren Schulwefen bat fich gerade in 
legter Zeit eine Wenderung vollzogen, die wohl als bedeutungsvoll angejehen 
werden muß. Dieſelbe bat aber auf die Berbältnifie, die bier zur Erörterung 
fteben, noch feinen Einfluß ausüben können. Wollen wir die Eimwirkungen des 

deren und mittleren Schulweſens auf das foziale Leben und die Erwerb3- 
thätigfeit des Volkes erörtern, fo müfjen wir die Entwidlung der Schule und 
deren Organifation in der Vergangenheit ins Auge fallen. Dabei wird e8 mir 
nun nicht möglich fein, in Bezug auf die Einwirkung der Schule das foziale 
Leben und die Erwerbsthätigkeit gleichſam als zwei getrennte Kapitel zu be- 
bandeln, denn beide ftehen in fo inniger Wechfelbeziehbung zu einander, namentlich 
im unferer neueren Zeit, daß eine ſolche Scheidung mir unthunlich erfchien. 

In früheren Zeiten freilid war das anders. Die fozialen Verhälmiſſe 
waren durch ftrenge ftändifche Gliederung geordnet und dem einzelnen wurde 
fein Plag in diefer Gliederung hauptfählich durch die Geburt zugewiefen. Den 
Stand zu wechſeln, die ftreng gezogene Grenze zu überfchreiten war nur aus⸗ 
nahmsweiſe möglich und die genofjene Schulbildung war für diefen “Ausnahme 
fall viel weniger maßgebend als andere Berbältmiife. Die Möglichkeit, auf 
Grund der allgemeinen Bildung zu höheren fozialen Stellungen vorzufchreiten, 
wurde exft gegeben mit der Entwidlung bes monardifchen Staatsweſens. Die 
Bedeutung, welche ber Beamte allmählid in dieſem Staatsweſen erlangte, machte 
e3 erit möglich, daß die Schulbiltung, die allgemeine Bildung erfolgreid) mit 
den Vorrechten der Geburt in die Schranken treten fonnte. Das ändert ſich 
wieder mit der großartigen Entwidlung unferer modernen wirthichaftlichen Ber: 
bältniffe. Die Aenderung vollzieht fi) in der Richtung, daß neben der Geburt 
und neben der allgemeinen Bildung für die foziale Stellung auch dasjenige 
maßgebend wird, was der einzelne in wirthichaftlicher Beziehung der Gefellichaft 
leiftet. Dabei gewinnt aber für die foziale Stellung mehr und mehr aud ber 
Beſitz eine gewiſſe Entſcheidung. Demgemäß nehmen Männer, die im gemwerb: 
lichen Leben aufgewachſen und thätig geweſen find, auch wenn fie von Haufe 
aus nur eine unvolltommene allgemeine Bildung genoffen haben, wenn fie aber 
um wirtbfchaftlihen Leben etwas leiften und dabei die erforderlichen Charakter⸗ 
eigenſchaften befigen, eine gleiche foziale Stellung ein wie der ftudirte Mann 
außerhalb der ihm durch fein Studium zugemwielenen Berufsſphäre. Unfere 
ſtädtiſchen Verwaltungen geben dafür, glaube ich, ein Beifpiel. In denfelben 
iſt nicht num der Mann maßgebend, der viel gelernt bat, jondern in der Haupt⸗ 
fache wird der Einfluß in denfelben ausgeübt von Männern, die fi) durch ihren 
individuellen Berftand, durch ihre Charaktereigenfchaften und durd ihren Befit 
auszeichnen. Der reiche Mann, der a falſch fpricht, wird vielleicht 
hinter tem Rüden belächelt, aber er bleibt doch immer der einflußreichfte Mann. 
Der größere Einfluß, den der Beamte in ferner Geſchäftsſphäre ausübt, ıft 
weniger die Folge feiner individuellen Eigenfchaften und der genoffenen wiſſen⸗ 
Tchaftlihen Ausbildung, al8 der Ausfluß der StaatSautorität, welde er, nad) 
Verhältniß des auf ihn fallenden Bruchtheiles, vepräjentirt. So iſt es ge: 
tommen, daß in unferer Zeit — namentlid) wenn wir den großen Einfluß ins 
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Auge fallen, den ver Beſitz an fih ſchon in dieſer Richtung ausäht — die 
fozialen Verhältmiffe beeinflußt werden durch die Erwerbsthätigkeit und durch 
deren Erfolge. 

Aber, meine Herren, fo zahlveih auch die Ausnahmen fein mögen — un 
der Hauptſache wird dieſer Erfolg doch immer abhängig von der genoffenen 
Ausbildung fein, für welde die Grundlage in der Schule gefucht werden mu. 
Die Bedeutung der Schule ift Daher nad wie vor groß und maßgebend, mar 
liegt vielleicht jet diefe Bedeutung nicht allein in dem Einfluß auf den höheren 
oder geringeren Grad der allgemeinen Bildung, fondern aud darin, in welchen 
Maße die Schule den einzelnen für das Erwerbäleben vorbereitet. 

Diefer Ausfprucd könnte mißverfianden werden, werm ich nicht fofort Hunge- 
fügte, daß der ganze Kulturzuftand einer Nation umd die Stellung, die fie auf 
Grund desfelben einnunmt, lediglich abhängt von dem größeren oder geringeren 
Maße der allgemeinen Bildung, weldye ſich jeder einzelne im Berhaͤlmiß zu 
feiner Lebensftellung erringen fann, daß alfo eine einzig auf das gewerbliche 
Leben gerichtete Fachbildung unmöglih ausreihen fann, um eine Nation auf 
der höchſten Stufe ihrer Zeit zu erhalten. ch möchte mir geftatten ein Ber 
fpiel anzuführen, gebe es aber von vornherein preis, da ich nicht in der Lage 
bin den Beweis für die Richtigkeit desfelben zu führen. Ich glaube nach meiner 
jetzt ſchon langjährigen Beobachtung des wirthichaftlichen Lebens annehmen zu 
dürfen, daß die engliſche Nation nicht in der Lage ift, ihre hohe wirthſchaftliche 
Stellung aufredht zu erhalten, und zwar weil abgefehen von den einzelnen, die 
auch in diefer Nation ſtets auf der höchſten Stufe allgemeiner Bildung ſtehen, 
die große Maſſe felbft der befier fituirten Kreife, umter Hintanfegung der all- 
gemeinen Bildung, Tediglih in der Fachbildung ihre Befriedigung geſucht bat. 
Da aber der Erfolg der gewerblichen Thätigfeit doc; immer einen großen Eim- 
fluß auf die fozialen Berbälmiffe ausübt, fo wird meines Erachtens diejenige 
Schule die beite fein, welche beide Zwecke verfolgt: einmal, jedem die nad) 
feinen Berhältniffen mögliche böchfte allgemeine Bildung zu gewähren, dam 
aber aud, jeden in höchſter Weife zu befäßigen, erfolgreih un Erwerbsleben 
zu wirfen. 

Meine Herren, e8 wird num meine Aufgabe fein zu unterfuchen, wie wett 
die Entwidelung und Organifation unſeres Schulweiens diefer Aufgabe genügt. 
Ich werde dabei nur — zu etwas weiterem bin ich wicht im flande — bie 
preußifchen Verhältniſſe ins Auge faflen, glaube aber, daß die Entwickelung bes 
Schulweſens in anderen deutſchen Staaten nicht weſentlich eine andere geweſen 
ift, wenn aud dort andere Geftaltungen vorhanden fein mögen. Ich werde 
nun nicht umbin können, einen Rüdblid auf die Entwidelmg unſeres Schul: 
weiens zu werfen. 

Meine Herren, die alten Klofterfchulen und Parochialſchulen, welche voll⸗ 
jtändig unter dem Einfluß der Geiſtlichkeit ftanden, innen uns bier nicht weiter 
interefliven; es können höchſtens bier in Betracht kommen die freien Schulen, 
welche mit der Entwidelung der Städte und, des Bürgerthums in die Erſcheinung 
treten. Aber auch diefe Schulen gelangten allmählih — freilih nach harten 
Kämpfen — unter die Auffiht und Leitung des Klerus. Uebrigens wurde ber 
Unterricht in diefen Schulen lediglich, in lateiniſcher Sprache ertheilt; die Bildung 
deutiher Schulen war erft eine Folge der Reformation, und nach dem 30jährigen 
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Kriege wurden auch dieſe wieder zurüdgedrängt; das felbftbewußte machtvolle 
Bürgerthum hatte der abfoluten Herrihaft der Fürften, die ihre Herrſchaft auf 
das lateiniſch gefchriebene römische Recht ftügten, den Plag geräumt. Die 
MWieverbegünftigung der lateinifchen Schulen beruhte theil3 in perfönlihen An- 
ſchauungen, theils in den leitenden Verwaltungsgrundfägen. Das Heine Bürger: 
thum war zu ſchwach, um diefe Wandlung zu verhindern, der höhere Bürger: 
ftand aber, welcher ſich in gewiſſem Sinne zum Träger der höheren Bildung 
emporgeſchwungen hatte, hatte fein Intereſſe ſich der größeren Begünftigung der 
lateiniſchen Schule zu widerfegen; denn der Staat hatte allmählih immer 
georbnetere Formen angenommen und der höhere Bürgerftand widmete feine 
Söhne vorzugäweife dem Staatsdienfte, für den Staatödienft der damaligen Zeit 
aber war die Kenntniß der lateiniſchen Spradye ein Haupterforderniß. 
Inzwiſchen war die Scholaftit verdrängt und der Humanismus hatte fid) 
der Schule bemächtigt; diefer vernadhläffigte jedoch faft gänzlich das Beobachtungs⸗ 
vermögen, die Kenntniß der Natur und des Stoffes, die hauptſächlichſten Grund⸗ 
lagen des menſchlichen Daſeins und der menſchlichen Thätigkeit. Erſt die all- 
mählide Erforihung und Erkenntniß der Naturgefege führte zu einer mehr 
realiftiichen Richtung in den Schulen, und bereit3 im 16. und 17. Jahrhundert 
vertraten hervorragende Männer die Unficht, daß der Bürger, deſſen Aufgabe 
doch die materielle Produktion jet, für dieſe Aufgabe beſſer vorgebildet fein 


e. 

Der Kampf zwiſchen der humaniſtiſchen und der realiſtiſchen Richtung hat 
erft in dieſem Jahrhundert zu der Errichtung der Realſchulen geführt. Beendet 
iſt diefer Kampf heute nod nicht. Wenn Sie nun erwägen, daß noch im 
18. Jahrhundert alle irgendwie beachtenswerthen Schulen ausſchließlich fogenannte 
Gelehrtenjchulen waren, daß die Volksſchulen aber, troß des perſönlichen Intereſſes 
beroorragender Herrſcher, damal3 doch unendlich wenig leifteten, jo werden Sie 
der Behauptung zuftimmen, daß während diefer ganzen Zeit für die Ausbildung 
der breiten Mafje des Volles und des Bürgerthums nur äußerft wenig geichab. 
Die Folgen find unfchwer zu erkennen. Wir willen ja alle, daß nach dem 
30 jährigen Kriege die verichiedenfien Urfachen zufammengemwirkt haben, um unfer 
von feindlichen Heeren häufig überfluthetes zerriffenes machtloſes Vaterland in 
diefer Zeit auf einer niedrigen Wirthichaftsftufe zu erhalten, und, meine Herren, 
das Frampfhafte Feſthalten an dem bis auf die Wurzelfajern verrotteten und 
abgeftorbenen Zunftwefen, die einfichtSlofe Vertheidigung werthlojer Privilegien 
fettens eined, von dem erbunterthänigen Bauernftande und dem privilegirten 
Adel faftenmäßig abgeſchloſſenen Bürgerthums enthält wohl den Beweis für 
einen überaus niedrigen Stand allgemeiner geiftiger Bildung. 

Meine Herren, ich erlaubte mir fchon zu erwähnen, daß erft in neuerer 
Zeit die Realbildung einige Berüdjihtigung gefunden hat, nod in dem Ent: 
wurf zu dem Sculgefeg von 1817 war die Erklärung enthalten, daß es be= 
jonderer Realſchulen nicht bebürfe. Aber ein in der ganzen Entwidlung ber 
Zeit Tiegende8 und mächtig wirkendes Bedürfniß läßt fi nicht zurüddrängen : 
die Realſchulen famen. Durch fortgejegte Steigerung der Anforderungen wurden 
fie jedoch fehr bald ihrem eigentlihen Zwed, dem Bürgerftande Vorbereitungs- 
anftalten für den bürgerlichen Beruf zu fein, entfremdet, und die Lehrerkollegien 
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ſelbſi, welche diefelde Ausbildung wie bie Gymnaſiallehrer erhalten Hatten, 
drängten immer mehr danach, die Realſchulen auf die Höhe der Gynmaflen 
zu heben. Das Verhältniß zwiſchen den beiden wurde endlich durch die 

ordnufg von 1859 geregelt. Danach follten dieje beiden Arten von 
einander nidyt gegenüberftehen, fondern ſich gegenfettig ergänzen. 

Das Gymnaſium war hauptſächlich Borbereitungsanftalt für Die höheren 
wifienfchaftlihen Studien, die Fealſchule für den höheren wirthſchaftlichen Beruf, 
Für den Mittelftand, für das Bürgerthum. war nach wie vor nicht geforgt; 
denm die große Kluft zwilchen der Volksſchule und ben höheren Unterriches 
anftalten war nur in höchſt mangelhafter Weife ausgefüllt und die Bolksjchule 
felbft bat bis in die neuſte Zeit hinein ihre Aufgabe nicht volllommen zu er 
fülden vermocht. Noch die Statiftif von 1875 weiſt nad, daß umter 54 469 
Lehrerftellen 4508 fo gut wie unbefegt waren, davon waren 1890 wit m 
geprüften Lehrern befegt, 2463 wurden mitvermwaltet — wodurch natürlich 
die Gruppe derjenigen Klaſſen, an denen die wirflichen Lehrer angeftellt waren, 
auch nothleidend wırde, — und 155 Stellen waren ganz ohne Belegung. 
Diefe Verhältniffe haben fi) nad) der Statiftif von 1882 völlig geändert; em 
Lehrermangel ift heut nicht mehr vorhanden; es werben 39 0/0 ber Shulm von 
einem Lehrer, 19 %/o von 2 Lehrern und 42 %/o von 3 oder mehr Lehrern 
verwaltet. Die Verhältniſſe ſind auch inſofern beſſer geworden, als die Ueber⸗ 
füllung der einzelnen Klaſſen etwas nachgelaſſen bat. Im ganzen aber an 
man annehmen, daß das geringe Penfum, welches bie Boltsfcufe ſich geſetzt 
hat und welches neben dem Religionsunterricht in Leſen und Niederſchreiben des 
Geleſenen ohne grobe orthographiſche Fehler und in ben 4 Spezies mit an: 
gewandten Zahlen und Brüuchen befteht, in einem Sjährigen Kurfus durchſchuittlih 
nicht erreicht wird. Die langjährigen Beſtrebungen, durch den 
unterricht die Lüden zu ergänzen, welche bie Boktafdhule gelafien bat, beweiſen, 
dag mein Ausſpruch nicht ganz unberedhtigt iſt. Dabei laſſen Sie mich aber 
darauf hinweiſen, daß im Jahre 1882 von den Gemeinden in Preußen für den 
Volksſchulunterricht 94—95 Millionen Mark aufgebracht worden find. 

Ich erwähnte ſchon, daß die Tide zwiſchen der Volksſchule und den höheren 
Unterrihtsanftalten fo gut wie‘ ganz unausgefüllt geblieben fl. Im zweiten 
Dezennium dieſes Jahrhunderts fühlte man das entſchiedene Bedurfniß dem 
Kleingewerbe eine beſſere Vorbereitung zu geben. Es entſtand im Jahre 1817 
die Beuth'ſche Gewerbefchule, welche mit einem Kurfus, der fi an die Boll: 
ſchule anſchloß, als eine wirfliche Vorbereitungsanſtalt für das Kleingewerbe zu 
betrachten war. Diefe Schule gab ihre beſſeren mit Stipendien ansgeſtatteten 
Schüler an das techniſche un in Berlin ab. Die NReorganifation von 
1850 hat biefen Schulen den Charakter von Vorbereitungsanſtalten für das 
Handwerk nicht genommen, wohl aber die Reorganiſation von 1870. Es trat 
die Umwandlung des techniſchen Inſtituts in Berlin in eine Gewerbeatabente 
ein. Die Beuth'ſche Schule konnte nicht beides fein, nicht zu gleicher Bert eme 
Vorbereitungsanftalt für das Handwerf und eine Borbereitungsanftalt für die 
Akademie. Der letzte Geſichtspunkt aber flegte, und mit der 3 Haffigen Gewerbe 
ſchule, für melde die Reife für die Sekunda eines Gymnaſiums oder euer 
höheren Realſchule erforderlid; war, war die Borbereitungsanftalt für das Hamt- 
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wert zu Grabe getragen. Nun, meine Herren, diefe Reorganifation von 1870 
bat fi al3 gänzlich verfehlt erwiefen. Schon im Yahre 1878 mußten dieſe 
verfehlten Anftakten ınngeändert werden. Es wurden aus denfelben theils 
6 Haffige Bürgerfchulen gemacht, theil3 wurden fie in höhere Lehranftalten mit 
9 jährigem Kurfus umgewandelt, in denen aber die allgemeine Bildung auf einem 
andersſprachlichen Material aufgebuut wurde, nämfih auf den modernen, 
Sprachen; es find da3 die jegigen fogenannten Oberrealfchulen ohne Latein. 
Dadurch wurde unferen bereits zweitheiligen höheren Lebranftalten eine dritte 
Spezies Hinzugefügt. 

Die Gewerbeichulen, von denen ich eben geiprochen babe, waren nur in fehr 
geringer Zahl vorhanden, und in neuerer Zeit ift die mangelhafte Ausbildung 
unfere3 bürgerlihen Gewerbeſtandes in erjchredender Weife, namentlich durch 
das Defizit der gewerblichen Leiftungen auf den erften großen Ausftellungen in 
London und Paris, hervorgetreten. Aber, meine Herren, daß die Söhne ans 
den Arbeiter: und Kleinbürgerftänden aus der Volksſchule nur ganz ungenügend 
vorbereitet ins Leben eintreten, iſt nur eine üble Eeite der Organifation des 
Schulwejens, und der Uebelftand wird dadurch gemildert, daß diefer Bildungs: 

jene Leute wenigſtens nidyt von ihrem natürlichen Berufe, von der wirt: " 
lichen praktiſchen Arbeit und Thätigfeit im gewerblichen Leben ablentt. Schlimmer 
ft es faft, daß ein großer Prozentjag unferer männlichen Jugend, der auf einem 
anderen Wege gleichfalls ungenügend vorbereitet ind Xeben eintritt, durch diejen 
Weg von dem natürlichen Berufe abgelenkt wird. 

Meine Herren, neben den preußiſchen Gewerbeſchulen waren in einzelnen 
Provinzen noch Mittelſchulen vorhanden, die wirklich die Aufgabe erfüllten, 
die Söhne des Mittelftandes für daS Leben vorzubereiten. Diefe Schulen 
fcheiterten aber alle an einem Punkt. Ich hatte fehon darauf hingewieſen, daß 
die Realſchule immer höher gehoben wurde, womit ſich natürlich auch der Kreis 
ihrer Berechtigungen erweiterte. Diefe Berechtigungen der höheren Lehranftalten 
find aber im allgemeinen für die große Waffe des Bürgerftandes von nur unter: 
georbneter Bedeutung, weil fie in der Hauptfache den Eühnen anderer Stände 
zu gute kommen. Nur eine Berechtigung bat heute eine allgemeine Bedeutung: 
es iM das die Berechtigung zum einjährigen $reimilligendtenft, 
md da jene Mittelichulen dieſe Berechtigung nicht gewährten, jo verloren fie 
für den Bürgerftand ihre Bedeutung. 

Damit tritt nun ein Verhältniß hervor, welches auf die neuere Entwidlung 
nnferes Schulweſens, auf den Bildungsgang eines großen Theils unjerer jungen 
Leute und damit auf das Erwerbsleben und die fozialen Berhältnifie einen 
mächtigen Einfluß gebt hat. Der Vortheil des einjährigen Dienftes ift unge 
heuer groß, und da durch den wachſenden Wohlftand immer breitere Schichten 
des Volkes in den Stand gefett find, von diefem Privilegium Gebraud machen 
zu können, it auch das Streben, diefe Berechtigung zum erlangen, ein fehr 
großes. Außer auf einigen Fachſchulen aber, die ganz fporadiic im Lande ver: 
theilt find, war dieſe Berechtigung nur auf den höheren Lehranftalten zu er- 
retehen, und fo firömte denfelben denn eine Unmafle von Schülern zu, die nad) 
dem Bildimgsdrade und ber fozialen Stellung ihrer Eltern für diefe Schulen ab⸗ 
folnt nicht geeignet waren, diefelben aber in bedenklichfter Weife überoölferten. 

6* 
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Meine Herren, diejes Moment, und nicht, wie man manchmal anzumehmen ge 
neigt war, ein etwa mächtig in der Nation zum Durchbruch gelangender Drau 
nach höherer Bildung war e8, welches in den legten 15 Jahren zu einer über: 
mäßigen, unnatürlichen Vermehrung der höheren Bildimgsanftalten geführt bat 
In Preußen waren im Jahre 1868 nur 197 Gymnmaſien, 1880 bereit? 249. 
‚Die höheren Lehranftalten überhaupt vermehrten fi von 1868 bi 1880 von 
360 auf 489. Im Jahre 1868 fam ein Gymnafiaſt auf 427 Schüler, m 
Jahre 1880 einer auf 362 Schüler. Im Jahre 1863 waren unter 144 
Gymnaſien nur 29 oder etwa 20 °/o mit einer Frequenz von über 400 Schülen, 
ım Sabre 1880 waren von 249 Gymnaſien 63 oder etwa 27 °/o mit emer 
Frequenz von 400— 700 Schülern. | 
Meine Herren, die meiften der hier ins Auge zu faflenden Schüler jollten 

nad) den gegebenen Berhältniffen eigentlich, in der praktiſchen Arbeit, im gewerb- 
lihen Leben bleiben; durd ihr Streben, die Berechtigung zum einjährigen Fret- 
willigendienft zu erlangen, werden fie von ihrer natürlichen Laufbahn abgelentt. 
Wegen der geſchilderten ungünftigen Verhältniſſe können Sie nur langfam vorwärts 
fommen ; es gelingt ihnen, wenn überhaupt, gewöhnlich erft im 17. bis 18. Lebens 
* jahre, die Berechtigung zu erreichen; denn die höheren Tehranftalten gewährten noch 
den Vortbeil, daß die Berechtigung nit wie bei der 6 klaffigen Bürgerſchule 
an die Abfolvirung einer Abgangsprüfung geknüpft war, fondern daß die Be 
rechtigung erjeffen werden konnte. War fie aber endlich erfeflen, dann waren 
die jungen Leute für die Arbeit verloren, denn in foldem Alter mit der Be. 
vechtigung in der Taſche in die Werfftätte des Vaters oder eined anderen ein: 
zutreten und dort als Gefelle das Schurzfell umzulegen, das war ihnen unfaß⸗ 
bar. Schloß fi aber andererfeitS die einjährige Dienftzeit unmittelbar an die 
Schulzeit an, fo nahın der junge Mann im Freiwilligenſtande Anſchauungen 
und Tebensgewohnbeiten an, die ihn für die praftifche Arbeit ebenfalls unbrand- 
bar madten. Derfelbe Erfolg trat weiter ein bei der viel größeren Zahl dever, 
welde die Berechtigung nicht erreichten, fondern nach jahrelangen miühenollen 
Anftrengungen, bei denen auch gewöhnlih das 16. oder 17. Jahr heranlam, 
ſchließlich doch von der Quarta oder Tertia abgehen mußten; denn allein ber 
Beſuch der höheren Lehranftalt hatte ſchon den Gedanken genährt, den fogenannten 
höheren Karrieren zuzuftreben. Diefe jüngeren Leute waren gleichfalls für de 
Arbeit verloren. In Folge diefes ganzen Verhältniffes trat eine große Zahl 
von Schülern mit vollftändig ungenügender Vorbereitung, mit einem in jever 
Beziehung halben Willen ins Leben, ihre Bildung war zu vergleichen einem 
Gebäude, weldes zwar die Ringmauern hat, aber ein Dad; niemals erhält. Die 
höhere Lehranſtalt baut mit Rückſicht auf die Abgangsprüfung ihren Lehrplan 
auf Yjährigem Kurſus auf. Die Bildung aller derjenigen Leute, die aus den 
unteren und ben mittleren Klaffen diefer Anftalten abgeben, ıft demnach ebenfe 
wenig werth, wie ein Gebäude eben bezeichneter Art, welchem das Dach fehlt 
Dieſer Inftitution verdanken wir hauptfädlid die große Maſſe von Halbiifien, 
von Halbgebilveten, die ſich für die Arbeit zu gut halten, die alfo dem niederen 
Kaufmannsftande, dem Subalternbeamtenftande zuftrömen, häufig auch untergehen, 
in den feltenften Fällen aber eine befriedigende Exiftenz erreichen, fondern die 
jenigen Kreife vermehren, die heute den Etaat und die Geſellſchaft durch ihre 
Unzufrievenheit bedrohen. (Sehr richtig!) 
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Meine Herren, e8 würde mich zu weit führen, wenn ich die Einwirkungen 
auf die technischen Unterrichtsanftalten, die das Inſtitut der Freiwilligen aus- 
geiibt hat, eingehender beſprechen wollte. Ich will daher nur andeuten, daß 
wermn die niedere Fachſchule, der ja eine praftifche Arbeit vorangehen muß, fo 
eingerichtet wird, daß fie die Berechtigung ertbeilt, — daß fie dann denen, für 
dte fie beffunmt ift, zu große Opfer an Zeit und Geld auferlegt. Soll aber 
der Fachſchule die Zjährige Dienftzeit folgen, fo ift der Efieft derſelbe. Daher 
Haben die Fachſchulen von jeher und auch heute noch mit einem zu geringen 
Beſuch, mit Schälermangel zu fümpfen. 

Es fragt fi) nun, ob in diefen Verhältniſſen nicht eine Wenderung herbei⸗ 
geführt werden kann. Würde e8 gelingen, die höheren Schulen zu entlaften, jo 
würden wir für das Material, daS darin bleibt, eine viel größere Verwerthung 
der Schule erlangen. Es würde dann eine große Zahl von Menſchen nicht in 
falcye Bahnen gelenft werden, die Kommunen würden Mittel übrig behalten, 
um Mittelfchulen zu gründen: kurz, es würde ein vollftändiger Umſchwung auf 
dieſem Gebiete herbeigeführt werden. Die Erkenntniß, daß Mittelſchulen fehlen, 
iſt Thon lange durchgedrungen, und bie 6klaſſige Bürgerſchule ift ſchon vereinzelt 

aber unendlich lange wird es dauern, bis die nothwendige Abhilfe 
nad) biefer Richtung geichaffen, bis die genligenbe Zahl folder Schulen vor- 
banden fein wird. 

Man könnte nun fagen, wir wollen die höheren Schulen dadurch entlaften, 
daß wir Berechtigung höher hinauflegen, fte entweder an den erfolgreichen 
Beſuch der Prima oder an die Abfoloirung der Abgangsprüfung knüpfen, wie 
ja auch bei der höheren Bürgerfchule die Berechtigung nur durch die Abgang 8- 
prüfung erlangt werden farın. Das würde aber eine große Ungerechtigfeit fen, 
da eben Mittelihulen für die Bürgerſchaft nur in ganz unzureichender Zahl 
vorhanden find — die 20 Schulen im Reich und die 8 oder 9 in Preußen 
reihen nicht aus das Bedürfniß zu befriedigen. Es fragt fi dann aber, ob 
nicht vielleicht in der Einrichtung des Freiwilligeninſtituts Aenderungen herbei 
zuführen wären. Ich weiß wohl, daß ich hiermit ein ſehr heikles Thema berühre, 
namentlich bei der Abneigung ber maßgebenden Kreiſe, hierin etwas zu ändern 
oder gar Erleichterungen eintreten zu laſſen. Aber geſtatten Sie mir, doch mit 
einigen Worten auf dieſe Verhältniſſe näher einzugehen, da ſie wirklich unſer 
Schulweſen in ganz außerordentlicher Weiſe beeinfluſſen. 

Meine Herren, die meiſten Sekundaner, die ſich jetzt ihre Berechtigung 
erſitzen, ſtehen nach der ſozialen Stellung und dem Bildungsgrade ihrer Eltern, 
alſo nach ihren häuslichen Verhältniſſen, gar nicht ſehr hoch über dem befſeren 
Arbeiter. Sie kommen mit ungenügenden Kenntniſſen, mit nach feiner Richtung 
bin durchgebildetem Berftande auf den Ererzierplag als Einjährigfreiwillige. 
Sollte nicht der Arbeiter, der mit Erfolg eine Fachſchule abfolvirt hat, ganz 
ebenfo wie jene geeignet fein die einjährige Dienftzeit zu abfolviren ? 

Der Grundgedanke der Beſtimmung, wonach der eine ein Jahr, der andere 
drei Jahre zu dienen hat, liegt doch in der Vorausſetzung, daß der Verſtand 
desjenigen, der ſich ein gewiſſes Maß von Kenntniſſen angeeignet hat, ein größeres 
Anſchauungsvermögen, eine größere Beobachtungsgabe, größere Energie entwicelt 
und daß der betreffende daher in ber Lage iſt, ſich die Fertigkeiten und Yähig- 
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feiten eines tüchtigen Soldaten, zu deren Aneigumg ein weniger gebilbeier 
Menſch drei Jahre gebraucht, in einem Jahre zu erwerben. Betrachten wir 
aber einmal den Bildungsgang eined Mannes, der die Fachſchule abſolvirt. 
Mit 14 Jahren tritt er aus der Voltoſchuie in die Werfflatt oder in bie 
Fabrik. Er wird während diefer Zeit, wenn er die Abficht bat eine Fachſchule 
zu beſuchen, arte die ‚Gelegenheit wahrnehmen, feine Kenntniſſe in Abend⸗ oder 
Sonntagsſchulen zu erweitern und jedenfalls wird and) bie praftifche Arbeit gewiſſe 
Beritandesrichtungen ftärten. Die Arbeit in der Fabrik, in der Werfflatt giebt 
oft genug Gelegenheit, Muth und Entichloffenheit zu üben, der Dam iſt an 
Gehorſam, Pflichterfüllung und Pünktlicjteit gewöhnt, und der erlernte Gehraud 
der Werkzeuge muß doc die Erlernung des Gebrauds der Waffen weientlih 
erleichtern. Nehmen wir num an, daß nad einer folden 3— Ajährigen Arbeit 
im praftijchen Leben nur ber beffere Arbeiter, nur der Sohn des kleinen Ge 
werbtreibenden und Fabrikanten die Fachſchule befuht, um, etwa auf Grub 
einer Prüfung, die Qualififation als Werkmeifter zu erlangen dat ferner in 
ver Fachſchule auch gewiſſe auf dem Gebiete der allgemeinen Bildung liegende, 
wie zur böheren — für das Gewerbe dienende theoretiſche Kenntniſſe 
erlangt werben, fo glaube ich behaupten zu können, Daß ein derartig vorgebildeter 
Mann mit derfelben Berechtigung Einjährigfreuwilliger fein kann wie jene halb 
gebildeten Setundaner, welche aus den unteren Ständen geben. 

Sch überfebe nicht , daß unſer Freiwilligeninſtitut auch die Aufgabe hat, 
Reſerveoffiziere zu erziehen; das Bedürfniß an Kae würde meines Erachtens 
in überreihem Maße durch die Abiturienten der höheren Bürgerjchulen und 
höheren Lehranftalten gedeckt. Sie werben mir einwenden, daß auf Dem von 
mir angebeuteten Wege zwei Kategorien von Einjährigfreiwilfigen ‚gebilbet 
würden, — das ift var, aber damit würde nur ein Zuſtand in eine fee 
Form gebracht werben, ber heute in der That unleugbar exiſtirt; auch heute 
werden Neferveoffiziere nur diejenigen jungen Leute, die fich eine höhere Bildung 
angeeignet baben, die aus höheren gejellichaftlichen Schichten beroorgegangen find. 
Die Freiwilligen, die ich zu der Vergleichung beranzog, werben auch unter ben 
jeßigen Umftänden niemals Neferveoffiziere: dieſes Material befigt wicht die 
Eigenfchaften, welche unfere Militärverwaltung von den Angehörigen des Offizier: 
ſtandes verlangt. 

Aber, meine Herren, ich beicheide mid; ; mag auf diefem oder auf einem 
anderen Dege eine Yenderung herbeigeführt werben — jedenfall würde dieſe 
Aenderung in hohem Maße die Entwicklung unferes Schulweſens nach ewmer 
befieren Richtung bin erleichtern. Namentlich aber würde die Folge fein, daß 
fih die höheren Schulen entoölterten, daß eine große Anzahl der höheren Lehr⸗ 
anftalten einginge, und dadurch würden unfere Kommunen in den Stand gefegt 
Mittelſchulen zu gründen, Aber, meine Herren, für dieſe 6 Haffigen Mittelſchulen, 
die jettt nach der neuen Bezeichnung Realfihulen heißen, feblt augenblidlidy jede 
Grundlage, und zwar ftehen der Entwicklung biefer Schulen zwei Di 
gegen. Einmal geht man von der irrthümlichen Anfiht aus, daß cin Gehrer 
der an einer Mittelfchule wirft, auch wenn er denjelbeir Bildungegang durch⸗ 
gemacht hat, niedriger beſoldet werden kann als ein Lehrer, der an einer höheren 
Säule wirkt. Das ift ganz falſch — (fehr wahr!) — denn dadurch erreicht man 
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nur, daß die ja in allem Ständen, alſo aud im Lehrerſtande vorhandenen 
weniger leiftungsfähigen Kräfte an die Mittelſchule kommen. Es iſt nicht zu 
verlangen, daß ein Direktor feinen Lebensberuf darin finde, eine ſolche Schule 
body zu heben nur aus philantbropiichen Gründen; er wird fich immer da melden, 
— er beſſer beſoldet wird. Betrachten wir nun die Sache von einer anderen 

ſo müßten eigentlich die Lehrer an den Mittelſchulen beſſer beſoldet 
— als die an der höheren Schule; es müßte den erſteren gewiſſermaßen 
an Schmerzensgelb gegeben werden, denn viele Lehrer an den Gymnaſien halten 
fi für etwas beſſeres, als die an Realſchulen, und die Lehrer an Realſchulen 
wieder für etwas befleres als die an den Mittelfehulen: obgleich die Lehrer, 
welche die Aufgabe haben die höheren Stände zu erziehen, ſich doch Tagen müſſen, 
daß dieſe Stände nur dann eine geſicherte Grundlage haben können, wenn auch 
die allgemeine Maſſe des Volls und deg Burgerihums beſſer borgebildet iſt. 
Die Lehrer an den Mittelſchulen haben alſo ganz denſelben wirthſchaftlichen und 
ſozialen Beruf zu erfüllen, wie die an den höheren Schulen. 

Zweitens —* den Mittelſchulen der fehlende Anſchluß an die höheren 
Schulen entgegen. Deine Herren, jeder Vater, der e8 irgend Tann, darf feinen 
Jungen nicht in die Mitteljchule geben, denn es ift nicht abzufehen, ob fid nicht, 
deſſen Zalent in anderer Weife entwidelt, jo daß es ſpäter nothwendig wird 
ihn einer höheren Anſtalt zuzuführen. Ein ſolcher Uebergang iſt jetzt nur zu 

ichen mit außergewöhnlicher Aufwendung von Zeit und Geld, und die— 
jenigen,, die folde Aufwendungen machen können, gehören zu den Ausnahmen, 
wir haben aber hier die Regel in Betracht zu ziehen nicht die Ausnahmen. 
Für die Regel aber fehlt der Anſchluß an die höhere Unterrichtsanfiait, und 
zwar deshalb, weil die Bürgerſchule die modernen Sprachen zur Grundlage bat, 
* die höheren Lehranſtalten die alten Sprachen bevorzugen. Dieſen Anſchluß 
allgemein zu erreichen wird daher nur möglich ſein, wenn der neuſprachliche 
Unterricht auch bei den höheren Lehranſtalten zur Grundlage genommen wird. 
Meine Herren, es ift Ihnen bekannt, daß der Kampf um dieſe Trage augen 
blicklich in ſehr hoben Wogen gebt; beide Anfichten werden von heroorragenden 
Männern vertreten. Ich natürlich bin ganz außer Stande, nach diefer Richtung 
irgend ein Urtheil abzugeben. 

Bezüglich unferer höheren Lehranftalten tobt gleichfalls ber Kampf um bie 

, in wie weit der realiftifchen Richtung ein größerer ‚Spielraum auf allen 
Gehtetn einzuräumen ſei, in mie weit in Folge defien eine Einſchränkung der 
klaſſiſchen Bildung, wenn ich mid) fo ausbrüden darf, ftattfinden fol. Unter 
Einſchränkung verſtehe ich natürlich nicht etwa eine Verdrängung der ganzen 
Laſſiſchen Bildung im allgemeinen, ſondern nur eine Einſchränkung für denjenigen 
Theil der Schüler, welcher fih nicht dem philologifch = hiſtoriſchen Studium zus 
wendet, ſondern gerade nur eine höhere Ausbildung für ben praftijchen Exwerb 
gewinnen will. Dieſe Trage aber, meine Herren, und bie weitere, in mie weit 
der in realiftifcher Richtung geführte — zum weiteren Studium berechtigt, 
entzieht ſich gleichfalls meiner Beurtheilun 

Aber eine Seite in unſerem höheren Saufwefen geftatten Sie mir vielleicht 
bo zu berühren, weil fie innig zufammenbängt mit der Entwidlung unferer 
—— und ſozialen Verhältniſſe. Ich habe mir erlaubt darauf hin⸗ 
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zumeifen, daß ben zwei verfchtedenen Arten höherer Bildungsanftalten eine dritte 
Spezies in der Oberrealichule ohne Latein Hinzugetreten iſt. Wir haben allo 
ſchon feit Errichtung der Realſchulen zwei und in neuerer Zeit dret böhere 
Lehranftalten mit vollftändig verſchiedenem Lehrgang und vollftändig verſchiedener 
Berechtigung : das Gymnaſium berechtigt bekanntlich zu jeder höheren Laufbahe ; 
die Realfchule, das Realgymnaſium dagegen nur zum Stubium der Mathematit, 
der Naturwiffenfchaften und der neueren Spraden, fowie zum Eintritt in ge 
wiffe, große Kontingente aufnehmende Beamtenfategorien , die Oberrealihule ofme 
Latein endlich berechtigt nur zum Studium ber Staatd-Bau- und Maihinenfüher 
und beredtigt micht einmal zum Eintritt in das Poft-, Forſte, Steuer: und 
Bergfach. Meine Herren, wirthſchaftlich hat ne Dreitheiligkeit in — 
Schulweſen die Folge, daß bis vor kurzem der Vater ſchon im 9. Jahre des 
Knaben Beftimmung treffen mußte über die Laufbahn desſelben, alfo im einem 
Alter, in dem fich die Fähigkeiten und Neigungen nod) durchaus nicht erfennen 
Iaffen. Die Folge davon ift, daß eine große Maſſe von jungen Leuten in 
Laufbahnen gedrängt wird, für die fie nad ihrer ganzen Anlage nicht pafien, 
in denen fie in folge deffet auch weniger leiſten und a er Selbfibefriedigung 
finden. In mirthfchaftliher Beziehung tritt für unfere Kommunen die Rotb- 
wendigfeit ein, in unwirthſchaftlicher Werfe Mittel für die Errichtung höherer 
Lehranftalten zu verwenden, denn jebe irgend größere Stadt mußte neben bem 
———— noch eine Realſchul⸗ haben, wo auch nod eine Realſchube 
ohne Yatein. 
Für die Schulen jelbft aber mar dieſe Einrichtung ſehr v 

Die jetzige Oberrealſchule ohne Latein halte ich für eine Fehlgeburt, nicht des 
Lehrplans megen — darüber maße ih mir fein Urtheil an —, aber wegen der 
mangelnden oder vielmehr durdaus einfettigen Berechtigung. Bon der Ober: 
realſchule in Breslau find in den 5 Jahren ihres Beitehens 45 Abiturienten 
abgegangen, davon a 80 %0, nämlih 35 zum Staats-Bay: und Maſchinen⸗ 
fach übergegangen, 3 zum Sciffebau, 3 find Kaufleute geworden, 1 mollie 
fih dem Studium der Chemie und 1 dem Bergfach zuwenden — diefe hatten 
aljo noch Nachprüfungen im Latein zu beftehen; ob fie fie beftanden haben, iſt 
unbekannt. Meine Herren, dagegen haben die 5 Gymnaſien in Breslau in den 
16 legten Jahren von 1868 bis 1883 1381 Abiturienten entlaffen ; davon find 
nur 21 oder 11/290 zum Baufach übergegangen, und aus dem Realgymmmafi ſium 
in demſelben Zeitraum von 16 Jahren 13%. Meine Herren, ih will nun 
durchaus nicht die Frage annähernd zu entfcheiden wagen, ob der Bildungsgang 
an der Oberrealfchule volltommen zum erfolgreihen Studium des Baufachs be 
vechtigt oder nicht; aber eins läßt fd wohl annehmen, daß, wenn einer fo 

großen Zahl von jungen Leuten fein anderer Lebensweg offen bleibt als das 
Stantsbaufad , doch eine verhältnißmäßig geringere ober größere Zahl derſelben 
nicht ganz die Anlage dazu hat, erfolgreih in diefem Berufe zu wirken, und 
daß durch diefen Umftand allein die Durchſchnittsleiſtungsfähigkeit des ganzen 
Standes heruntergedruckt werden kann. (Sehr richtig!) Meine Herren, 
fommt noch, daß diefe Schulen vielfach im Burgerſtande für wirkliche Gewerbe⸗ 
ſchulen gehalten werden — ja, der offizielle Titel dieſer Schulen verleitet dazu. 
Die Schule in Breslau heißt offiziell: Königliche Gewerbeſchule (Oberrealſchule, 
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Fachſchule für Maſchinenbau, Chemie und Baugewerbeſchule) zu Breslau. Nun 
erflärte in der betreffenden Sitzung des Abgeordnetenhauſes aber der Regierungs⸗ 
tommiffar, daß diefe Schulen den Gymnaſien und Realgymnafien nicht unter- 
geordnet, fondern nebengeordnet find, daß fie gleich diefen eine allgemeine Bil: 
bung, wenn aud mit einem verſchiedenſprachlichen Material, erreihen. Wenn 
Ste dieſe Zuflände betrachten, meine Herren, jo werden Sie die Bezeichnung 
diefer Schulen als „Mauſefallen für die Söhne übel unterrichteter Väter” viel« 
leicht nicht ganz unberechtigt finden. (Heiterkeit und Beifall.) 

Ich möchte nody eind Hinzufügen. Es wird ftet3 verheißen, daß die Be- 
rechtigungsfrage der lateinlofen Realſchule geordnet werden fol, und nod in 
einer der legten Sigungen des Abgeoronetenhaufes hat der betreffende Kom⸗ 
miffarius erflärt: die Sache wird georbnet werden — es finden kommiſſariſche 
Berathungen unter den Reſſorts ftatt, diejelben haben aber noch zu feinem Re- 
fultat geführt. Die Frage wird ganz entfchieden dilatorifc behandelt, denn e3 
ift ein Öffentliches Geheimniß, daß die anderen Reſſortchefs noch keine Neigung 
haben, diefe Schüler als Beamte in ihre Reſſorts aufzunehnen. Meine Herren, 
das Realgymnafium leidet, wenn aud in vermindertem Maße, an demfelben 
Uebelftande; denn wenn auch der Kreis der Berechtigungen ein größerer ift, fo 
ift er doch nicht ausreihend, um einen gewiſſenhaften Vater zu veranlajien, 
feinen Sohn diefer Anftalt zuzuführen, wenn er nicht Gefahr laufen will, daß 
fih in dem jungen Mann nachher andere Neigungen entwideln, die e8 bedauern 
laſſen, diefen Bildungsgang für ihn gewählt zu haben. Außerdem aber Leiden 
die Realgymnaften noch unter dem vollftändig unberechtigten Vorurtheil, daß der 
Bildungsgang auf ihnen ein leichterer ſei. Das ift durchaus nicht der Fall. 
Ich verdante einem hochverdienten Schulimann und Freunde, der große höhere 
Lehranftalten geleitet hat und noch mit großem Erfolge leitet, eine Arbeit, die 
er mir im Dlanuffript zur Verfügung zu ftellen die Güte gehabt hat. Darin 
führt er den Nachweis, daß dieſes Vorurtheil, wie auch jhon aus der Prüfungs: 
ordnung für das Abiturienteneramen ſich zeigt, unberedhtigt if. Mehmen Sie 
nur die Weußerlichleit, daß der Gymnaſialabiturient fchriftlih in 5 Fächern, 
der Realabiturient in 7 Fächern geprüft wird? — jenen 5 tritt für die Real- 
gummaflaften nod eine fchriftlidhe phyſikaliſche Arbeit und ein ſchriftliches eng⸗ 
liches Ererzitium hinzu —, daß ferner der Oymnafiaft mündlih in 7, der 
Realſchüler in 9 Fächern der Prüfung unterworfen wird, jo werden Sie, wenn 
Sie die Prüfungsordnung durdlefen, mir darin zuftimmen, daß die Chancen 
des Durdfallens für den Realſchüler viel größer find. Als durchgefallen muß 
nämlich derjenige betrachtet werben, weldyer eine Benfur ungenügend bat; eine 
Kompenfation kann nur eintreten, wenn dem „ungenügend“ ein „gut“ gegen: 
überſteht. Nun ift der Gymnaſiaſt durchgelommen, wenn er in den 5 ſchrift⸗ 
lichen Arbeiten genügend hat, der Realgymnafiaft aber fann in 6 Fächern ge⸗ 
nügend haben und trotdem noch immer durdjfallen, wenn ihm nämlich im 
fiebenten Fach ein „ungenligend“” gegeben wird. Freilich wird angeführt, daß 
der franzöftfche Aufſatz, den der Realſchüler zu leiften hat, doc lange nicht die 
Schwierigfeiten biete wie das, was man den Lateinifchen Auffag nennt — ein 
Elaborat, welches diefe Bezeichnung nad) meinem Gewährsmann eigentlich nicht 
verdienen fol. Da tritt nun der Umftand hinzu, daR der Gymnaflaft für den 
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lateiniſchen Auffag in viel umfaſſenderer Weiſe vorbereitet ift, al3 der Real- 
gymnaſiaſt für den franzöfiichen; denn im regelrechten Verlauf hat der Gye- 
nafiaft als Vorbereitung für den lateinischen Auffag 3800 Stunden gehabt, 
während der Realgumuaflaft für feinen franzöfiichen Auffag nur 1360 Stunden — 
nicht einmal die Hälfte — gehabt bat. Es wird aud) behauptet, daß die Prä- 
fung in einer todten Sprade, die wie die lateinifche in ihren Formen voll: 
ftändig erforſcht ift und feft fteht, viel leichter ift ald die Prüfung in einer 
noch in der Yortentwidlung befindlichen, Iebenden Sprade. Im übrigen ıf 
der ſprachliche Unterriht am Gymnaſium um 110 Stunden größer als an der 
Realſchule, obſchon er bier um eine Sprache vermehrt if. — Jedenfalls flebt 
feft, daß das von mir erwähnte Vorurtheil dem Realgymnaſium ein Material 
zufüßrt, mit welchem die Lehrer jchwerer Erfolge erzielen Lönmen ; denn in Folge 
diefe8 Vorurtheils werden die Realgynnafien mit den weniger begabten Schülern 
bevölfert.. Meine Ueberzeugung aber ift es, daß in dem jeßigen Zuſtande bie 
Kealgymnafien auch das Schidfal haben müfjen, im Gymnafien umgewandelt zu 
. werben, denn in der Regel find die oberen Klafien der Realgynmafien nich 
zahlreich beſucht, fondern ziemlich dünn bevölkert. 

Wenn wir nun die Gymnaſien betrachten, jo ift auf diefe das Füllhorn 
der Berechtigungen in vollfiem Maße ausgeſchüttet; fie haben die Befähigung, 
für alle Berufszweige vorzubilden. — Ein gewiſſenhafter Bater muß Daher 
feinen Sohn auf das Gymnafium fchiden, um ihm jede Chance ‚offen zu halten, 
und ich glaube, daß das ein Hauptgrund der Uebervölterung der Gpmnafien if. 
Darin erblide ich aber einen Mebelftand für die Entwidlung unſeres gewerb- 
lichen Lebens, und e8 wird mir nicht widerjprochen werden, wenn ich fage, daß 
der Bildungsgang des Gymnaſiums für die Erwerbsthätigfeit der Nation nicht 
fo vorbereitet, wie es eine mehr vealiftiihe Bildung thut. Auch fozial glaube 
ich einen Meinen Webelftand darin erbliden zu dürfen; denn fchon der Umitant, 
daß der Schüler weiß, in feiner Anftalt wird er für alle Berufsfächer genügend 
ausgebildet, während das in den anderen Schulen nicht der Fall tft, fann ihn 
Iepr leicht zu einer gewiſſen Ueberbebung verleiten, die ja bei dem Schüler viel⸗ 
leicht noch anders bezeichnet werden darf. Mir ift beifpielsweife ein Junge 
befannt, der freilich in einer großen Stadt das Gymnaſium beſucht, welches ſich 
für die Eliteanftalt diefer Art hält. Diefer Junge fieht jest ſchon unter jenem 
Schülermüschen felbft auf den gereiften Dann, der etwas im Leben geleifiet 
hat, mit Geringſchätzung, hier muß ich wohl fagen empor, wenn er nicht Gym 
nafialbildung genoflen hat. (Sehr wahr!) Meine Herren, fo etwas überträgt 
fih dann aud in das fpätere Leben und vuft doch immer eine gewiſſe Kluft 
u im Intereſſe unferer Sozialen Berhältniffe vielleicht nicht wünſchen⸗ 
werty ı 

Deine Herren, unfere Zeit ſcheint nun eine Aenberung in dieſer Drei: 
faltigfeit unferer höheren Unterrichtsanftalten mit Notbwendigfeit zu fordern, 
und die UnterrichtSverwaltung ift diefer Forderung auch ſchon in gemiffen Grade 
durch Die Unterrihtöpläne vom 31. Mai 1882 nadgefommen. Durch dieſe 
jehr vortrefflihen Maßregeln find mwenigftens in den unteren drei Klaſſen die 
Lehrpläne annähernd gleichgeftellt und es ift ein Wechſel von einer Schule zur 
anderen, wenigſtens innerhalb der unteren drei Klaffen, jest möglich geworden. 
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Meine Herren, auf dieſem Gebiet gehen die Wogen des Streites fehr had). 
Manche verlangen, daß in diefer Richtung entſchieden weiter vorgegangen werde, 
und zwar um Siume der abjeluten Einheitsſchule; andere geben nicht fo weit, 
fie verlangen, daß zwar die Einheitsfchule weiter geführt werde, daß aber viel: 
leicht non der Selunda ab eine Gabelung eintrete, nad) der einen Richtung zur 
befiexen Vorbildung für das philologifc-hiftoriihe Studium, nad der andern 
i für das naturwiſſenſchaftlich- mathematiſche Studium. Aber auch die, 
welche dieſe Richtung vertreten, ſind in ihren Anſchauungen nicht einig. Die 
einen behaupten, daß bei dieſer Weiterführung der Einheitsſchule wie bei der 
eventuellen Gabelung mit einer Aenderung der Unterrichtsmethode in den alten 
Sprachen ganz dasſelbe geleiſtet werden könnte wie bisher. Die anderen bes 
zweifeln, daß das möglich fei, behaupten aber, daß es auch nicht nöthig if; fie 
fagen, ebenfogut wie man jett den Mediziner auf die Untverfität ſchickt und 
es ihm dabei überläßt, fich erſt dort in grundlegenden Wiſſenſchaften für fein 
Studium die erforderlihen Kenntniſſe anzueignen, fo ſei e8 auch möglich, jene, 
die ſich den ſprachwiſſenſchaftlichen Studien zuwenden, mit derjenigen Sprachkenntniß 
von der Schule zu entlaffen, die ihnen zu geben nur bei Weiterführung der 
Einbeitöfchule, eventuell bei der erwähnten Gabelung in den oberen Klafien, moͤglich 
tft, aud ihnen zu übexlaflen, die weiteren Kenntniſſe in den alten Sprachen, 
beiſpielsweiſe im Griechifchen, durch felbfländiges Studium auf der Univerfität 
zu erlangen. Alſo in diefer Richtung gehen die Anfchauungen weit aus einander. 
Ich babe mehrfach, ſchon bie Reſerve erheben müſſen, daß ich hier ein Endurtheil 
abzugeben nicht befähigt bin; nad) meiner Beobachtung glaube ich aber wenigftens 
annehmen zu müflen, daß, wenn man die Dinge fo gehen läßt, die Einbeits- 
faule von ſelbſt kommen wird, und zwar in der Richtung, daß die Oberreal- 
fchule und das Realgymnaſium mit der Zeit eingeben oder ſich in Oymnaſien 
verwandeln, fo daß als Einheitsfchule das Symnafium übrig bleibt. Das aber 
würde ich als Nachtheil für unfere wirthichaftlige Entwidlung betrachten. 

Ih wende mich zum Schluß und refümire. Ich glaube, daß die Ent- 
widlung und Organifatton unferes Schulwefens unfere fozialen Berhältniffe und 
die Erwerbstbätigleit der Nation dadurch unglinftig beeinflußt haben, daß durch 
Jahrhunderte und bis Heute für die Vorbildung und Ausbildumg der unteren 
Boltsflafien ſowohl, wie namentlich des fogenannten Mittelftandes nicht das 
Genügente geſchehen if. Die Folgen des Umftandes, daß eine Mittelſchule 
gefehlt bat, find verfchärft durch die bis vor kurzem noch ganz mangelhaften 

iftungen der Bollsfhule Hierzu tritt das Inſtitut der Freiwilligen, welches 
bezüglich der Wahl des Berufs eine große Zahl jumger Leute der Arbeit ent- 
zogen und in falfche Laufbahnen und Lebensftellungen gebracht hat. Dieſe Ver- 
hältnifje namentlich, verbunden mit der Dreitheilung unferer höheren Schulen, 
haben zu einer überaus umwirtbichaftlichen Verwendung der Mittel des Staats 
und der Gemeinden, beſonders aber der Kommunen, und zu einer aufer- 
ordentlichen Ueberlaftung derfelben geführt. ‘Durch diefe Weberlaftung find bie 
Kommunen verhindert worden, eig om den Verſuch zu machen, mebr und 
beflere Vorbildungsanftalten für den Mittelftand zu fchaffen. 

Wenn ich gejagt habe: ungünftig beeinflußt, fo ift das wohl nicht ber 
richtige Ausdrud; denn das, was wir in umferer Nation in den verfchiedenften 
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Richtungen erreicht haben, ift doch im wefentlichften auf die Leiftungen der Schule 
zurüdzuführen, und ich drüde mich daher richtiger aus, wenn ich fage, daß die 
DOrganifation und Entwidlung unferer Schule für das foziale Leben und für 
die Entwidlung unferer Erwerbsthätigfeit nicht das geleiftet hat, was nad, Maf- 
gabe der großen Sorgfalt und der ungeheuren Mittel, die darauf verwendet 
worden find, Hätte geleiftet werden können. Würde es fich verbinden lafien 
mit dem Intereſſe des allgemeinen Bildungsgrades der Nation, einmal die Ein- 
heitsichule weiter zu führen, dadurch die Ausgaben für verfchteden geftaltete 
böhere Bildungsanftalten zu beſchränken ımd jo da3 Geld zur Errichtung von 
Mittelfchulen zu erlangen, ferner durd einen andersſprachlichen Unterricht die 
Berbindung der Mittelihulen mit den höheren Lehranftalten herbeizuführen un 
damit, wie durch gleiche Bejoldung der Lehrer, eine beſſere Bafid für die Mittel- 
ſchulen zu erlangen, fo glaube id}, würde der deutſchen Nation, die heute ſchon 
in ihrem durchſchnittlichen Bildungsgrade weit über den anderen Nationen fteht 
und auch in wirthichaftlider Beziehung diefelben ſämmtlich zu überflügeln den 
Anſchein bat, jedenfalls eine befiere, ficherere Grundlage gewährt. (Lebhaftes 


Bravo.) 


(Es folgt eine ®/eftändige Paufe.) 
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die Einwirkung der Organiintion unjerer höheren und 
mittleren Schulen auf daS jozinle Leben und die 
Erwerbsthätigleit der Nation. 


Hochanſehnliche Verfammlung! Es gehört ein Entjchluß dazu, in einer 
Zeit, in der unfer höheres Schulweſen den Gegenftand fo vielfacher, ſich fo 
widerfprechender und zum Theil fo leivenfchaftliher Erörterungen bildet, zu 
einer dasfelbe fo tief treffenden Frage, wie die uns heute geftellte, öffentlich 
Stellung zu nehmen; um fo mehr, wenn man felbft dem Lebrftand der höheren 
Schulen angehört und gar klaſſiſcher Philologe if. Denn nach dem Eindrud 
zu fchließen, den die Unzahl von Broſchüren und anderen Vorſchlägen zur Re: 
form unfere8 höheren Unterrichtsweſens binterlaflen muß, traut fi) eigentlich 
nur der außerhalb der Schule ftehende die nöthige Unbefangenheit zu, um Klar 
zu erfennen, was den Schulen noth thut, und den Philologen vollends hat der 
Staub des grauen Alterthfums den Blid für die Bedürfniffe unferer Zeit ver- 
ſchleiert! Der Vorftand dieſes Vereins hat, indem er von vornherein auch einen 
Bertreter des Lehrfachs um eine Meinungsäußerung anging, gezeigt, daß es ihm 
wenigftens- fern liegt, über unfer Schulwefen zu berathen, wie die Aerzte am 
Bette eines feiner Sinne ſchon nicht mehr recht mächtigen Kranken. Auch kam 
das Anſehen, deſſen fi) die frei von allen Parteibeftrebungen nur der Sache 
geltenden Verhandlungen dieſes Vereins erfreuen, nur dazu ermutbigen, auch hier 
um Unterftügung zu werben für die Offenlegung und Befeitigung von Schäden, 
die von den Schulen felbft nicht minder empfunden werden als im Erwerb3leben 
unſeres Volkes. 

Die Schule hat ja ihrerſeits alle Urſache, Männern, die mit offenem Blick 
für die Anforderungen des Lebens die Ergebniſſe der Schulbildung zu prüfen 
Selegenheit haben, dankbar Gehör zu ſchenken; fie bat aber auch bie Pflicht, 
an die Grenzen zu erinnern, die jeder Jugendbildung geftedt find, und fie darf 
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verlangen, daß fie nicht für Erfcheinungen allein verantwortlid, gemacht werke, 
die nur tbeilieife oder gar nicht in den Kreis ihrer Verantwortung fallen, daß 
fie insbeſondere nicht als Erziehungsanſtalt beurtheilt werde, während fie doch 
an der — ur zu einem beſcheidenen Theile mitzuarbeiten verfuchen 
fann. Auch die Wahl des Berufs iſt fo von den Einflüflen der Schule mır 
innerhalb gemwifler Grenzen abhängig, die ung fpäter zu beſchäftigen haben. 

Der am allgemeinften und lauteften erhobenen Klage über unfer nn 
Schulweſen, der wegen Ueberbürdung = Schüler, kam aud) bier nicht 
vollftändig aus dem Wege gegangen werden. Denn wenn es wahr if, daß 
unfere höheren Schulen ihre Schüler körperlich verfommen und geiſtig ſtumpf 
werben laſſen, jo iſt dies eine Gefahr für die ſoziale Stellung unferer gebildeten 
Bevollerung und für die Erwerbstüchtigkeit derſelben in allen Berufsarten. 
Es iſt ſicher, daß dieſen Klagen vielfach Schwächlichkeit der Anſchauungen. Ber: 
wechslung der unſerer Jugend nicht zu erſparenden Anſpamung mit Ueberbär: 
dung, noch Bang Erfahrungen an zu ſchwach begabten oder durch das Leben 
außer der Schule zerfplitterten und zerfireuten Knaben zu runde liegen. Gar 
nicht felten kommt ung Lehrern der Fall vor, daß derſelben Klaſſe gegenüber 
ber Vater des einen Schülers über Ueberbürdung Tiagt, mährenb ber emes 
anderen fragt, ob dem wirklich die Jungen fo wenig „aufbeläimen“. Daß aud 
die ärztlichen in dieſer Frage laut grorzbenen en von übertriebener 
Aengftlichfeit zum Theil mit frei find, zeigt ſchon ber Widerſpruch derſelben 
unter einander, wie ſich denn inäbefondere das von ber Kgl Preußifchen Depu⸗ 
tation für daB Medizinalweſen im Dezember v. J. in dieſer Sache erſtattete 
Outachten!) durch eine maßvolle Beurtheilung und theilweiſe durch Ablehnung 
dieſer Klagen auszeichnet?). Allerdings muß aber auch aus der Erfahrung des 
Lehrers heraus beftätigt werden, dak zumal das Maß der häuslichen Aufgaben 
leicht über Gebühr gehäuft wird ober fonft über die Leiftungsfraft des Schülers 
hinausgeht — ich erinnere nur an fo manche Aufjagthemata, melde Die gang 
Familie zu Haufe in Mitleidenſchaft zu ziehen pflegen. Someit ber 
der Schulen felbft zu weit gehende Anforderungen ftellte, ift durch Die nene 
preußifche Lehrverfaſſung (ich muß natürlich, obgleich ſelbſt nicht Preuße, die 
preußiſchen Verhältniſſe in erſter Linie ins Auge faſſen) — ee 
Weiſe hier Wandel gefchaffen worden, wie derm einer offenbaren Schwäche im 
Lehrplan ber norddeutſchen Stumnaften , daß 9—11jährige Knaben drei Jahre 
nad) einander je eine meue fremde Sprache zu beginnen no durch die Ber 
ſchiebung des Griechiſchen nad) Tertia abgeholfen worden ift. Ueberhaupt aber kann 
da8 Lehrziel der Gymnaſien nach diefen Lehrplänen, welche ala das Ergeb- 
niß Tangjähriger vielfeitiger Erfahrungen und aud die Klagen der Neuzeit auf 
merffam erwägender Weberlegungen bezeichnet werden können, aud mit mäßig 
begabten Schülern, wie fie den Hauptſtamm unferer Klafien abgeben ſollen 
ohne deren Ueberbärdung erreicht werben. 
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Dabei ift aber, mas das leiblihe Wohl der Jugend anlangt, zweierlei 
vorauszufegen. Einmal, daß der betrüübenden und auf dieſem Gebiete allein mit 
einiger Sicherheit feftgeftellten Thatſache der fo ſtart verbreiteten und in den 
oberen Klafjen zunehmenden Kırrzfichtigkeit der Schüler mit größerer Bejorgthett 
als bisher Rechnung getragen werde ſowohl von der Schule als, und noch weit 
mehr, von Seiten des Haufes. Denn id) ftehe mit der Ueberzeugung nicht allein, 
daß Die Art, wie zu Haufe von den Schülern bei ungentigender Beleudh- 
tung oder Sigart gearbeitet oder in die Dämmerung hinein Unterhaltungsleftitre 
verjchlumgen wird, an der Kurzfichtigfeit weit mehr Schuld hat, als der Unter- 
richt, während deflen die Schüler nur felten die Augen dauernd auf das Buch 
gerichtet haben. — Ferner aber ift e8 außer Zweifel, daß unjere Jugend gegen- 
über der ihr zuzumutbenden geiftigen Anfpannung ein weit größeres Gegengewicht 
geregelter Teiblicher Bewegung bedarf, al8 ihr zwei — noch nicht einmal überall 
für Sommer und Winter durchgeführte — Turnftunden bieten können. Bon 
einer bloßen Anregumg, wie fie in immerhin dankenswerther Weife der Minifter 
von Goßler den preußiihen Schulen zur Pflege der Turnſpiele gegeben bat, ift 
Gier nur an wenigen Stellen wirklich genügende Wirkung zu erwarten; auch 
Hier gilt e8 die Aufwendung nicht unbebeutender Mittel zur Schaffung von 
planmäßigen, jeden einzelnen verpflichtenden Einrichtungen, denn der Appell an 
die Freiwilligkeit wirkt gerade bei den Schulen und bei den Schülern am 
wenigften, die es am meiften noth haben. Es iſt nicht zu fürchten, daß unfere 
höheren Schulen dadurch zu Kridet- und Rubderanftalten würden, wie es fürz- 
lih von englifher Seite von dem engliihen Eton behauptet worden ift. 
Wohl aber kann auf Grund von gute Erfahrungen die Hoffnung ausgefprocen 
werden, daß größere Freude an rüftiger Leiblichkeit und an barmlofem Be: 
wegungsſpiel gerade bei unferen größeren Schülern den Geift vornehmer Blafirt- 
beit oder die Sucht, das ftudentifche Leben gerade in feinen abftoßenden Eeiten 
nadhzuäffen, nicht fo auftommen laſſen werde, wie das vielerorts zu Tage ge= 
treten ift. 

Doc die Bewegung über unfer höheres Unterrichtswefen bat weitere Ziele, 
als Abhilfe fir die Ueberburdung. Sie läuft auf die Frage hinaus, ob die 
Schule Rechnung getragen oder noch zu tragen babe den großen Ummälzungen 
des geiftigen, wirthfchaftlihen und ftaatlihen Lebens in unferer Beit, Ummäl- 
zungen, die nicht wenige für bedeutend genug halten, um ein neues Zeitalter 
mit ihnen angebrochen zu fehen. Sicher haben, jagt man, dieſe Umgeftaltungen 
neue Aufgaben mit fich gebradht, für die e8 auch die heranwachſenden Ge⸗ 
ſchlechter vorzubereiten gelte. Der politiihe Schwerpuntt Europas iſt ver- 
ſchoben worden durch das Erftehben und Erftarken neuer Staatöwelen auf dem 
Boden der Nattonalität: daher ergeht an die Schule die Forderung nationaler 
Erziehung. Ferner haben wir auf dem Gebiete unferer Erfenntniß durch willen: 
f&haftlihe Unterfuhungen Auftlärungen empfangen, die unfere ganzen geiftigen 
Anfhauungen mächtig beeinfluffen müſſen, um fo mehr, als die vorragendften 
diefer Unterfuchungen gerade den Vorgängen unferes geiftigen Lebens felbft und 
dem Mittel der Gedantenbildung, ter Sprache, gegolten oder und Probleme 
geftellt haben, wie die der Entwidlungslehre, die an Bedeutung alles Hinter fd 
laſſen, was je der menſchliche Gerft fih zur Aufgabe der Forſchung acht 
bat. Da e8 nun die Natumwiflenfchaften find oder doc naturwiſſenſchaftliche 
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Methode, denen ſolche Errungenichaften in erfter Linie verdanft werben, unb 
denen noch mehr die Zukunft zu gehören fcheint, jo wird die Forderung an bie 
Schule gerichtet, daß fie von jept ab naturwiſſenſchaftliche Kenntniß und Schulung 
zum Schwerpunkte der geiftigen Ausbildung der Jugend made. Zudem habe 
die antife Kultur, die bis jegt im Mittelpunft der Bildung unferer gelehrten 
Schulen ſich behauptet bat, was ihr an Bildungsgehalt inne wohne, jo voll: 
ftändig in die neue Kultur ergofien, daß fie ihres Dienſtes entlaffen werben 
fünne. | 
Aber nicht nur die Erkennmiß ift durd) die Fortſchritte der Naturwiſſen⸗ 
ſchaften in überrafchender Weife gefördert, ihre Entdeckungen haben au ale 
überall ind Leben eingegriffen, haben neue, ungeheure Kräfte in den Dienft des 
Menſchen geftellt und fo unfer ganzes Ermwerbäleben und Verkehrsweſen in uexe 
Bahnen gelenft. Daher einmal für unfer ſoziales Leben das Erftehen des 
neuen Erwerbsſtandes der Yabrifarbeiter mit feinen fozialen Forderungen und 
Drohungen; daher für unfer Schulweſen die Trage, ob es den geänderten Er⸗ 
werböverhältniffen fich Hinreihend angepaßt habe. 

Die erfte diefer drei Forderungen, die auf nationale Erziehung ge 
richtete, berührt fih nur wenig mit der uns heute geftellten Frage und erweift 
ſich überhaupt bei näherer Prüfung mehr al3 ein ſchön klingendes Schlagwort, 
denn ala eine Forderung von felbftändigem Gehalt. Da aber nationale Er- 
ztehung doch aud) die Einheitlichleit der Ziele der Bildung innerhalb der Nation 
vorausfegt, jo muß aud) unferer Frage gegenüber auögejprochen werden, daß 
dieſe Einbeitlichleit der Schuleinrihtungen innerhalb der Staaten des Reichs 
allerdings in hohem Grade vorhanden, und daß trog den merflichen zwiſchen 
einigen fiiddeutfchen Staaten, zumal Württemberg, und dem Norden noch be 
ſtehenden Berjchiedenheiten die Uebereinftimmung doch eine überwiegende iſt. Das 
war zum wefentlichen Theil ſchon jo vor der ftrafferen politifchen Einigung durch 
das Neid, und diefe Gemeinfamfeit erftredt fih ja auch auf die Landestheile 
deutfcher Nation außerhalb des Reichs zufolge der gemeinfamen Entwidlung de 
Bildungsweſens und der Aehnlichkeit der nationalen Neigungen. Die Gründung 
des neuen Reiches bat dann ja aud auf dem Gebiete des Schulweſens eine 
noch größere Einheitlichleit gerade derjenigen Berhältniffe unferes mittleren umd 
böberen Schulweſens nad fid) gezogen, die uns heute befonders zu bejchäftigen 
haben, d. h. das Knüpfen von wichtigen Berechtigungen an gewille Schulgattunger, 
bie dadurd für die letere gebotene Einheitlichkett der Ziele und die durch erfiere 
gegebene Anlodung zu ihrem Beſuch?). 

Wenn wir nun die Eigenart dieje8 unſeres Unterrichtsweſens dem bes 
Auslandes gegenüber kurz kennzeichnen wollen, jo ift e8 die große Werth— 
ſchätzung allgemeiner Bildung, und innerhalb deren die Würdigung aud der 
außerhalb unſeres Volksthums entfprungenen Bildungsquellen, die feine Befonder- 
beit ausmacht. Daß dabei die Frage nad) der unmittelbaren Verwendbarkeit 
des ſowohl geiftig al3 leiblich geübten zurüdtritt,- ift eben das Zeichen allge 





?) Beiläufig mag bier bemerkt werden, dab bad Wort Mitteljchule in Rorbs 
und in Süddeutichland in verfchiedenem Sinne gebraucht wird: dort für bie zwiſchen | 
ber Volksſchule und den höheren Schulen, hier Tür die zwiſchen ber erfleren und ben 


Hochſchulen inmitten liegenden Schulen; wir brauchen e8 im erfleren Sinne. 
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meiner BildungSbeftrebungg. Man rühmt das, will man es loben, als ibeal, 
man fehlt &, will man ihm nicht wohl, als unpraktiſch; die Stärke und die 
Schwäche unſeres Bildungsweſens liegen hier eben dicht bei einander: hüten wir 
uns heute, wenn wir die Auswüchſe tilgen wollen, dabei zu tief ins geſunde 
Fleiſch zu ſchneiden. 

Dieſe Vorſicht werden wir ſofort nöthig haben, wenn wir uns jener 
anderen Frage zuwenden, deren Beantwortung unſer heutiger Verhandlungs⸗ 
gegenſtand dringend erheiſcht: ob naturwiſſenſchaftliche Kenntniß und Forſchungs⸗ 
weiſe von jetzt ab die führende Stelle in der Ausbildung unſerer Jugend ein- 
zunehmen habe. Es ift dies eine Forderung, vor welder die Lehrpläne*) unferer 
Realſchulen nidyt viel befier beftehen, al3 die der Gymnaſien. Denn felbft die Ober: 
realſchulen, die unter den preufifhen Schulen der Mathematit und ten Natur- 
wiffenjchaften den meiften Raum gönnen, haben in ihrem neunflaffigen Lehrplan 
Rechnen und Mathematit unter zufammen 276 wöchentlich ertheilten Stunden 
nur mit 49, die Naturwiſſenſchaften mit 36 Etunden, von den Geifteswiflen- 
ichaften dagegen allein die Sprachen ſchon mit 112 Stunden bedacht. Bei den 
Realgymnafien ftehen den 74 mathematischen und naturwiſſenſchaftlichen Stunden 
135 Spradliche, bei den Gymnaſien 52 Stunden der erfteren Fächer 159 der 
letzteren gegenüber. Daneben verftärten bei allen drei Gattungen nody 19 Stun: 
den Religionslehre und etwa 18 Stunden Geſchichte das Gewicht der Geiftes- 
wiflenfchaften, wogegen ınan die 10 bis 12 geographifdhen Stunden nidht voll 
den Naturmiffenichaften zuzäblen fann, da diejes thatſächlich zwifchen den beiden 
Hier gegenübergeftellten Gebieten die Brücke fchlagende Fach bald mehr vom 
Standpunft des einen, bald dem des anderen ertheilt zu werden pflegt. 

Dod) man wird mir fofort einwenden, daß jene Forderung nit im 
Sinne einer völligen Umkehrung des den beiden Gebieten zugemefjenen Raums 
gemeint fei, daß es ſich aber darum handle, den Ergebniflen der Naturwiſſen⸗ 
ſchaften und ihrem Beweisverfahren — Geltung, die ſie thatſächlich im 
Leben und in der Wiſſenſchaft der Neuzeit beſitzen, auch in der Jugendbildung 
zu verſchaffen. Ich halte dem gegenüber mit dem bereitwilligen Geſtändniß 
nicht zurück, welches oft ja allerdings von humaniſtiſcher Seite nicht oder nur 
widerwillig gemacht zu werden pflegt, daß es mir allerdings als ein unerläß- 
liches Erfordemiß der allgemeinen Bildung, mie fie doch auch die Gymnaſien 
zu gewähren haben, erjcheint, den Erjcheinungen der Natur in und außer ung und 
Ergebnifien der Naturwiſſenſchaften, welche entweder im praftifchen Leben eine 
Rolle fpielen, wie Dampfkraft und Elektrizität, oder unfere allgemeinen An- 
ſchauungen fo beeinfluffen müflen, wie die Spektralanalyſe oder die Lehre von 
der Erhaltung der Kraft, nicht völlig unwiſſend gegenüber zu ftehen. So gut 
wie jegt jedes ElementargefchichtSbuch der Entdedung der Stammverwandtichaft 
der indogermaniſchen Völker Ausdrud giebt, wie von Stanley8 Kongofahrt die 
Landkarte der geringften Dorfihule Kenntmiß nehmen muß, fo bietet auch der 
jesige Stand unferes Wiſſens von der Natur nicht weniges, was unferen Knaben 
und Sünglingen vorenthalten zu wollen gerade diejenigen unter ihnen in ihrer 


4) Vol. die überfichtliche —— Die Stundenpläne für Gymnafien, 
Realgumnafien und lateinlofe Realfchulen in den bedeutendften Staaten Deutichlands. 
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allgemeinen Bildung am meiften fchädigen würde, welche durch ihren fpäteren 
Beruf nicht zur Ergänzung bdiefer Lüden nothwendig gezwungen find. Wem 
daher die bairifhen Gymnaſien den naturgefchichtlichen Unterricht noch jet voll: 
ftändig ausfchliegen und nur in den beiden oberften Klafien 1 oder 2 Stunden 
Phyſit treiben, und wenn aud) andere füt- und norddeutſche Gymnafien diefen 
Unterricht wenigftens noch in einzelnen Klaffen völlig unterbredjen, fo bärften 


ſchon die eigenen Schüler ihnen gerade dieſe Erleichterung ihrer Unterrichtsleft 


nicht danfen. Doch fo fehr ich diefen Mangel anertenne, fo fehr muß betont 


werden, daß e3 bier, foweit es ſich nicht um die Vorbereitung auf einzelne be 
ftimmte Berufsarten, alfo um Fachſchulen handelt, nicht auf eime Anhänfung 


von naturbejchreibendem Lehrftoff, nicht auf eine eingehende Spezialifirung des 


naturbejchreibenden Unterricht8 und der dem letteren aub auf den Gynmaſien 
(wenigſtens nad den preußifhen und fächfiihen Lehrplänen) anzufchliehenden 
orhebung des 


„einfachften Lehren der Chemie” ankommt, fondern auf die Herv 


für die allgemeine Anſchauung weſentlichen und auf ein den Sim für die eime 

Beobachtung wedendes und fchärfendes Verfahren. Gerade dieſe legtere Fü 
feit ift e8 ja, die befonders von medizinifher Eeite an den vorwiegend huma: 
niftifch gebildeten Studenten vermißt worden if. Die neuen preußtfchen Lehr 


pläne und die zu ihrer Ausführung gegebenen Weifungen dürften auch für bie 
Gymnaſien diefen Erfahrungen fo meit gerecht geworden fein, daß weder das 
Gymnaſium mit peinliher Unkenntniß von der Natur verlaffen werden famn, 
noch denen, welche für dieſes Gebiet befondere Neigung und Begabung haben, die 
nöthige Anregung fehlen wird. 

Im allgemeinen aber den Sinn für die Beobachtung und die auf folde 
fih aufbauende exalte Beweisführung zu weden ift zudem gar nicht mehr den 
Naturwifienfhaften allein vorbehalten. Wie die Geifteswifienfchaften überhaupt 





in unferem Jahrhundert durch Exaktheit der Methode gleichjam auf neue Gumd: 
lage geftellt find, fo beruht insbefondere der Fortichritt unferes ſprachlichen 


Unterriisverfahrens auf dem Grundſatz, die ſprachlichen Formen und Berbin- 
dungen nicht mehr wie fonft völlig unbewußt dem Gedächtuiß aufzudrängen, fon- 
dern gleich bei der eriten Mittheilung die Aufmerkſamkeit auf die Formen und 


ihre Veränderungen zu richten und dieſe Beobachtung fo zu einer Stüge de 


Gedächtniſſes zu machen. 

Aber dies ıft natürlich nur eine beiläufige Frucht ſprachlichen, insbeſondere 
fremdſprachlichen Unterrihte. Warum hat diefer bisher den Grundſtock jeber 
über die Volksſchule hinausgehenden höheren Bildung ausgemadht, und warım 
muß er das auh in Zukunft bleiben? Weil fi auch mit den Fortſchritten 
ber Neuzeit die Thatſache nicht bat ändern Fünnen, dab der Menich, was ihm 


zum Menfchen macht, feiner Sprache verdankt; weil Denken und Sprehen jo 
jehr aus derfelben Wurzel erwachſen und fo imig mit einander verfmäpft find, 
daß Feine Gedankenzucht möglich tft ohne ſprachliche Zucht. Diefe letztere aber 
dem Geiſte angedeihen zu laflen ohne da8 Gegenäberhaften einer fremden 


Sprade muß bis jegt als eins der größten pädagogiſchen Kunſtſtücke gelten. 
Aber ein Vielerlei von fremden Sprachen ift hierzu nicht nöthig; eine gründ- 
li treiben iſt aud um diefes formalen Nutzens des Sprachunterrichts wegen 
beilfamer al® mehrere anfangen. Aber das Erlernen jeder fremden Sprache 


eröffnet und auch, ganz dAbgejehen vom Nuten des praktiſchen Gebrauchs m 
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Berkehr, die Möglichkeit, die Jugend mit dem Veften, was ein fremdes Bolt 
für die Jugend verftändlihes in feiner Literatur gefchaffen hat, bekannt zu 
machen, und der Vortheil, den das Erlernen der Sprache an ſich ſchon bot, 
wiederholt fid) fo noch einmal in weiterem Umfang durch den Einblid in fremde 
Seiftesart und die Schägung fremder Kunftformen. Und wenn es fid bier 
fhon um die Entwidlung der Genußfähigkeit handelt, fo gilt daS noch meit 
mehr vom Unterrichte in der Mutterſprache; ja je mehr gerade der fremdiprad; 
liche Unterricht die Laft der grammatifchen Zucht auf fih nüunmt, um fo mehr 
gewinnen wir Raum, in dem empfänglichen Jugendalter den Sinn zu weden 
und zu bilden für die Schätze, die in unferer Sprache und in unferer Literatur 
für jedermann zu heben find. Hier und im Geſchichtsunterricht gilt es recht 
eigentlih ein Stüd nationaler und idealer Erziehung, wenn auch diefe Ziele 
nicht nur einzelnen der Unterrichtözweige zufallen können, überhaupt nicht Gegen- 
fland der Unterweifung find. ! 

Es ſchien mir förderlich, durch den Hinweis gerade hierauf anzudeuten, 
wie die Ideale der Yugendbildung fich nicht mit der Vorbereitung auf das Er: 
werböleben deden. Und gerade dieſes müffen wir uns bei unferer heutigen Ber: 
handlung gegenwärtig halten, wie die Jugendbildung nicht nur feinen befonderen 
Beruf, fondern überhaupt nicht den Beruf allein ing Auge fallen darf. Ihre 
Aufgabe ift, daS Lebensglüd ihrer Zöglinge, foweit e8 an ihr Liegt, anzubahnen, 
indem fie ſie durch allfeitige Ausbildung ihrer geiftigen und leiblichen Kräfte in 
den Stand zu fegen fucht, dereinſt felbftändig ihren Weg durchs Leben zu finden. 
Deshalb gilt e8 vor allem die Keime wahrer Religiofität und Sittlicheit in die 
Herzen der Jugend zu pflanzen, daß fie daran einen Halt finde in böfen und 
guten Tagen; deshalb gilt es aber auch, die Fähigkeit zu edlem Lebensgenuß zu 
weden, denn für nicht wenige beruht gerade hierauf die Freude am Leben. 

Ich denfe aber, auch wenn wir unferer Jugend die ftrengen Anforderungen 
des künftigen Berufslebens nicht immer gleihfam wie eine Drohung vor Augen 
halten, auch wenn wir ihr dem gegenüber die Harmlofigkeit gönnen, die ihr fo 
gut anfteht, fo geht fie doch deshalb, wenn nur jenes Hauptziel der Erziehung 
und Ausbildung vor Augen bleibt, au dem Berufsleben nicht minder gut mit 
dem aud für dieſes wichtigften ausgerüftet entgegen. ch habe einmal an 
anderer Stelle?), veranlagt durch das immer wieder auftaucdende Phantom einer 
militärifhen Jugenderziehung, unterfucht, wie denn die Erziehung für die Wehr: 
pfliht, alfo auch einen Theil des männlichen Berufslebens, am beiten vor⸗ 
bereite, und bin da zu dem beruhigenden Ergebniß gekommen, daß der Kriege: 
dienft nicht3 ‚anderes und beſſeres von der Erziehung verlangen fünne, als was 
diefe um ihres eigenen Ideals willen fi zur Aufgabe maden muß. So fchien 
es mir auch heute angezeigt, zunächft in diefer nod mehr allgemeinen Erörte⸗ 
zung es auszuſprechen, wie die feften Grundlagen jeder Jugendbildung aud) 
durch die Richtung des geiftigen Lebens unferer Zeit und durdy die Ummwälzung 
im Erwerbsleben nidyt haben erjchüttert werden fünnen. 

Ich kann mir aber nicht verfagen, gerade in diefer Stadt Frankfurt darauf 
hinzuweiſen, wie diefe Frage: wie ınan zum praftifchen Berufsleben erziehe, 


5 Mehrpflicht und Erziehung, von Dr. Heinrich Stürenburg. Deutiche Zeit: unb 
Streitfragen. Heft 116. Berlin 1879. 
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einmal gerade bier von einem unferer einfichtigften Pädagogen, Karl Kühne, 
ber bier vor zwei Jahrzehnten an der Spige einer gerade der Vorbereitung 
zum praktiſchen Ermwerbsleben dienenden Lehranftalt ftand, in eben dem Sim 
beantwortet worden ift®), daß gerade in unferer Zeit, in welcher das Erwerbs: 
leben durch die zunehmende Theilung der Arbeit auf fo viele einen verewfeiti: 


genden Einfluß ausübt, die Jugendbildung um fo fefter das Ziel allgemema 


Bildung und Anregung im Auge zu behalten habe”). 
Doch unfer mittlere und höheres Schulweien geht ja über die G 


ven 
nur allgemeiner Bildung hinaus; mir haben, ganz abgejehen von den gu: 


Schulen, welde, wie die landwirthſchaftlichen, auch ihrerjeitS die allgemeine Bil- 
dung neben der Fachbildung weiter zu fördern ftreben, eine Mannigfaltigkeit von 
Schulgattungen, die, wenn aud nicht auf einen einzelnen Beruf, fo doch auf 
beftimmte Berufdarten vorbereiten. Entſpricht nun die Zahl, in der dieſe ver: 
ſchiedenen Schulgattungen vertreten und beſucht find, und entſpricht das Wok 
von allgemeiner Bildung, das fie bieten oder vielmehr verlangen, den Bebürf- 


niffen der auf fie zur Vorbereitung angewiejenen Berufsarten? So würde de 


Frage von Seiten des Ermwerbölebens geftellt werden müſſen; man fann fie aber 
auch vom Standpunkt der Yugend aus ftelen: ft unjer Schulmweien jo ge 
faltet, daß jeder zu derjenigen Ausbildung gelangt, die ihn in den Stand fest, 
die feinen Neigungen und feiner Befähigung entfprechende Stellung im Beruf: 
leben zu gewinnen ? 

Da ift es denn Mar, daß man von diefem verfchiedenen Standpunkt nicht 
nothwendig zu demfelben Ziele gelangt. Der faum völlig lösbare Widerſpruch 
zwifchen den Bebürfnifien des Erwerbslebens und der Berufsneigung der ein⸗ 
zelnen bietet ung ja eben ein Stüd unferer fozialen Frage. Der den 
Elementen auch der unbemittelten Volksklafſen ime wohnende Trieb ſich heran! 
zuarbeiten wird, wenn er von Erfolg gekrönt ift, naturgemäß dazu führen, daß 
die niederen, mehr die rohe Arbeitskraft beanfpruchenden Erwerbözweige an 
Mangel, die eine höhere Ausbildung vorausjegenden, deshalb auch fiir vornehmer 
gehaltenen und meift einträglicheren dagegen an zu reichlihem Angebot leiden 
werden. Auch das darf nicht Überrafchen, daß in Zeiten fteigenden Wohlſtandes 
dieſes Empordrängen größeren Umfang annimmt. Daß es aber bei und in 
dem verfloffenen Jahrzehnt einen fo außerordentlichen, beforgnigerregenden Grab 
erreicht bat, kann nicht allein der allerdings rudweifen Veränderung unferer 
wirtbichaftlichen Verhältnifje zu Anfang der fiebziger Jahre zugelchrieben werden, 
dies war nur dadurd möglich, daß die Verhältmiffe unſeres Schulweſens biefe 
Bewegung in unnatürlicher Weife begünftigten. 

6) Wie man Geichäftsmänner erzieht. Progr. d. Mu . vd. 1862. 

\ Sm ie F ia wohl vs a biefer in umferem 
Bildungswefen vorherrichenden Richtung nicht ſchlecht gefahren. So weit id mir 
wenigftend auf Grund von — Reiſen im Ausland ein Urtheil zutrauen darj, 
beruht die Konkurrenzfähigkeit oder geichäftliche ang des Deutichen — ab: 
gefehen von Fleiß und Zuverläffigteit — weſentlich auf feiner gebiegeneren allge: 
meinen Bildung, die ihn in den Stand fett, fich vielfeitiger zu bethätigen. Do 
unferer gründlichen ſprachlichen Borichulung zieht, wenn auch im Unterricht bie 
prattifche Verwendbarkeit des ſprachlich erlernten nicht da8 Hauptziel abgiebt, offen⸗ 
bar ber Handel jeinen at, und die „gelehrte" Richtung unteres 
kommi fihtlicy dem Buchhandel zu gut, der 3.8. in alien, Griechenland, Rußland 
und dem Orient allein oder am beiten durch Deutiche vertreten if. 
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Das auffälligfte Symptom diefes kranfhaften Zuftandes ift die Ueber— 
füllung der Univerfitäten. Das in diefem Jahre erſchienene Werk eines 
der geſtrigen Herrn Referenten, des Profeſſor Conrad, über das Univerſitätsſtudium 

in Deutſchland während ber letzten 50 Jahre?) giebt die erwünfchte ſichere Grund⸗ 
Lage für die Feſtſtellung diefer Erſcheinung und befchäftigt ſich mit ihrer Erklärung 
fo eingehend, daß fein Schlußkapitel, „die Entwidlung bes preußifhen Schul- 
weſens vom volkswirthſchaftlichen Standpunkt”, bier als befonderes Referat ver: 
lefen zu werden verdiente. Die Zahl der Studirenden an deutſchen Univerfi= 
täten bat fi in den legten 20 Jahren verdoppelt, während die Bevölkerung 
etwa nur um Us gewachſen iſt. Die Folge davon ft, daß mit Ausnahme der 
katholiſchen Theologie ſämmtliche alademiſche Bildung verlangende Berufsſtellungen 
von Bewerbern entweder ſchon in ganz bedenklichem Grade überfüllt find oder 
e3 doch, wie felbft bei den evangeliichen Theologen, ſchon in kurzer Zeit werden 
müſſen. Dabei ift die Zahl der Stubdirenden immer nod im Steigen. 
Der Beſuch der technifchen Hochſchulen hatte in Folge des großen wirth- 
ſchaftlichen Auffhwungs der erften Hälfte der 70er Jahre ſich ſchon inner: 
halb de3 dem Jahre 1877 voraußgehenden einen Jahrzehnte verdoppelt. 
Aber wenn auch hier ſeitdem ein ſtetiger Rückgang eingetreten iſt, ſo wirken doch 
die Folgen jener Ueberfüllung noch fort, und auch hier iſt ſicher viel Kapital für 
eine höhere Ausbildung aufgewendet worden, dem nun der entſprechende Ertrag 
fehlt. Aber auch diejenigen Stellungen, die zwar nicht ein akademiſches Studium, 
aber do den vollftändigen oder doch faft vollendeten Lehrgang des Gymnaſiums 
oder Realgymnafiums beanfprudyen, wie bei der höheren Poftverwaltung, der 
Steuer, der Intendantur, haben Ueberfluß an Bewerbern, wie ſich denn über⸗ 
haupt mit dieſem Ueberfluß an höherer Schulbildung in unſerem Bolte ſicher 
häufiger als z. B. bei den Engländern die Neigung verbindet, einen ſicheren, 
wenn auch kaum auskömmlichen Poſten den weit günftigeren, aber mit Unſicher⸗ 
heit verbundenen Ausſichten der freien Erwerbsarten vorzuziehen. 

Fragen wir nach den Urſachen dieſer Erſcheinung, ſo ve fie für ne 
Ueberfüllung der Univerfitäten einmal, aber zum geringeren T in der Er 
Öffnung eine3 neuen Zugangs zu denfelben durd) die 1870 ee Be: 
vechtigung der Realſchulabiturienten zum Studium einiger Fächer innerhalb der 
philoſophiſchen Fakultät — womit ich noch nicht gejagt haben will, daß mir 
dieſe Zulaſſung an ſich als eine unberechtigte erſchiene — ; ſchon im Jahre 1879 
bildeten die allein aus Preußen fo in einem Jahr nen zutretenden in einer 

Zahl von 333 über 15 %0 der Oymnafialabiturienten?). Zum weit größeren 
Theil erklärt fi der ganz auferordentlihe Zubrang zum Studium aus ber 
gleich außerordentlihen Vermehrung der Gymnaſien und ihrer Geſammtſchüler⸗ 
zahl in und auch außer Preußen. Während nach der Erweiterung des preußi⸗ 
fhen Staats 10) im Jahre 1867 193 Gymnaſien mit 54 671 Schülern (ohne 
Die Borſchulen) beftanden, jo war ihre Zahl bis zum Jahre 1882 auf 251 
geftiegen mit 74 805 Schülern. Im übrigen Deutſchland ftieg die Zahl der 
Spmnafien von 1870 bis 1883 von 115 auf 139, im ganzen Reihe allein 
in dem legteren Zeitraume von 13 Jahren von 323 auf 393. 


8) Jena 1884. 
9) Conrad a. a. O. S. 1 
10) en f. b. amtl. Statifit db. preuß. Staat? Bd. V (1883) ©. 590. 
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Aber jo ungemein viel derer geworden find, welche die durch dieje ſtarle 
Bermehrung der Gymnaſien gebotene Gelegenheit der VBorbildung zum Studum 
durch Vollendung des Gymnaſialkurſus ergreifen, ihre Zahl ift doch noch auf 
fallend gering gegenüber der Zahl derer, die in die unteren Klaſſen eintreten, 
die Schulen aber fchon mehr oder weniger vor ihrem Ende, fei e8 der Neth 
gehorchend, fei e8 dem eignen Zriebe, verlaffen. Die Zahl der Gymnafialaki- 
turienten betrug zwifchen 1870 und 1880 in Preußen noch nicht 4 o der Ge 
famıntfchülerzahl!). Während im Sommer 1882 in den nur einen Jahrgang 
enthaltenden Quarten der preußiichen Opmnaften 2) von zufammen 89 u49 
Gymnaſiaſten 12299 faßen, enthielten die zwei Jahrgänge der Prima zuſanmen 
nur 8779 Schüler; alfo wenig mehr als ein Drittel ift bis zur oberften Stufe 
geblieben. Und dies Verhälmiß geftaltet ſich noch unglinftiger, wenn man aud 
die Zahl der Schüler der Progymnafien nod jener Selammifhälergaßf zuvechnet. 
In den außerpreußifhen Schulen fteht e8 damit nicht viel befier. In den 
Quarten von 15 fähfifhen Gymnaſien faßen 1880 733, in den Oberprimen 
von 14 Gymnaſien 312 Schuüler. Nun wird fi zwar das nie ändern Laflen, 
daß die unteren Klafien der höheren Schulen nicht nur Vorbereitungs-, fondern 
auch Verſuchsklaſſen für die oberen find, aber für den hier vorliegenden gan 
unnatürlichen Zuftand bietet dies durchaus nicht die ausreichende Erklärung; es 
wird den unteren Klaſſen der Gymnaſien eine unverhältnigmäßige Zahl von 
Schülern zugeführt, die entweder nach ihrer Befähigung oder der Richtung, die 
fie vom Haufe aus befommen, nicht den Beruf zu wiſſenſchaftlicher Arbeit in 
fi) tragen, oder die von vorm berein nach dem Wunſche der Eltern die Schule 
nur bis zu einer gewiflen Stufe befuchen oder ſich mwenigftend die größtmögliche 
Freiheit der Berufswahl fihern follen. 

Was haben alle diefe von ihrem Bruchſtück der Gymnaſialbildung? Soll 
man fi darüber freuen, daß fo doc wenigſtens eine große Menge auch der 
nicht Studirenden mit den zur Hochſchule vordringenden zufammen eine Etrede 
Wegs zurüdlegt und noch dazu auf einem Wege, der zwar fteil und mühſam 
auffteiat, aber von Alters ber bei den Pilgern im Rufe der Heiligkeit fteht 
und die, welche hinauflommen, zu einer gar freien und herzerfreuenden Ausfiht 
führt? Ober ſoll man die beflagen, die halbwegs umtehren müfjen, noc che 
die Höhe mit ihrer freien Umſchau gewonnen ift, und die fo viele Mühe um: 
font und fi ſchließlich zur Unluft an ein zu hohes Ziel gewendet haben, 
während e8 auch für fie erreichbare Ziele gab, die ihnen durch eine Meine, aber 
doch aud freie Umſchau hätten lohnen können? Hier gilt es, fi) über die Auf 
gabe und den Werth der Gymnafialbildung in unferer Zeit Mar zu werden. 

Die Gymnaſien können nit mehr den Anſpruch erbeben, allein eine 
höhere allgemeine Bildung zu gewähren; im ©egentheil bietet vielleicht gerade 
das von ihnen gegebene Willen und Können größere Lüden und ift mehr auf 
jelbftthätige Sortjegung berechnet als die Bildung andrer höherer Schulen; wie 
denn 3. B. jeßt wohl kaum ein höher gebildeter fi dem Erlernen der eng 
liſchen Sprache, fei es auch nur zum Zweck der Lektüre wiſſenſchaftlicher Werke, 
wird entziehen können. Weberhaupt will der Lehrgang der Gymnaſien mehr 


11) Conrad a. a. O. ©. 197. 
12) Yahrb. f. d. amtl. Stat. d. preuß. Staats V 642. Bgl. Conrad, 19. 
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als das folide Fundament einer Bildung, denn als eine für irgend einen Beruf 
an fit ausreichende Vorbildung beurtheilt werden.. Und als folde Grundlage 
mag fih die Gymnaſialbildung ja für die verfchiedenften Berufsarten eignen, 
vorausgefettt daß der einzelne fi den Luxus gönnen Tann, erft mit dem neun= 
zehnten Jahre 3. B. den Lehrftoff einer Handelsſchule nad;zuholen. Als unent- 
behrlich kann aber gerade diefe folide Yundamentirung der Bildung nur für 
jolche bezeichnet werden, welde fi) dem Studium derjenigen Wiſſenſchaften 
widmen wollen, deren Berftändniß die felbftändige Kenntniß der Entwidlung des 
geiftigen Lebens zur Vorausfegung bat, alio für das Studium der fogenannten 
Geiſteswiſſenſchaften: der Philofophie und Theologie, der Rechts: und Staats⸗ 
wiſſenſchaft, der philologiſch- Hiftorifchen Disziplinen in ihrem ganzen Umfang, 
die neuere Philologie nit ausgenommen. 

Das gilt nit in erfter Linie deshalb, weil diefe Wiſſenſchaften fo vielfach 
auf die praftifche Kenntnig der beiden alten Spradyen angemwiefen jind, wie die 
Juriften auf das Latein und die Theologen auf das Griechiſch. Wir lehren ja 
auch nicht das Latein des corpus iuris und das Griechiſch des neuen Xefta- 
mentes. Die Theologen brauchen ja auch das Hebrätfche, das nicht wenige erft 
auf der Univerfität nachholen und das wir — ſchon um der Beblirdung der 
Gymnaſiaſten mit einer vierten Sprache vorzubeugen — am liebften der Uni: 
verfität ganz überließen. Mancher andere lernt ja aud) Italieniſch oder Engliſch 
nad, wenn es ihm wiſſenſchaftlich nöthig iſt. Auch das ift nicht der ent- 
fheidende Grund, daß es ſich bei diefen Wiſſenſchaften fortdauernd um ſprach⸗ 
liche Erklärung und kritiſche Sichtung von Schriftquellen handelt und daneben 
auch wieder faſt bei allen auf dieſe Studien gegründeten Berufsarten eigene 
jprachliche Darflellungstunft erfordert wird: fiir diefe ſprachliche Schulung 
baben ſich allerdings bis jet die Flaffifchen Sprachen am beften bewährt, bieten 
dazu auch ficher ein um fo viel bequemeres Material, als ihre Formen: und &e- 
danfenwelt von der der modernen Spradyen mehr abweicht. Aber al3 cin völlig 
unerjegliches Mittel können fie zu diefer, wie ſchon vorbin ausgeführt, für 
jeden Gebildeten nöthigen ſprachlichen Zucht nicht bezeichnet werden. Auch das 
Franzöſiſche z. B. erweift fid) hierzu als in vieler Hinficht geeignet. Den 
Ausſchlag giebt bier die Nothwendigfeit, daß alle diejenigen, die berufen fein 
follen, die geiftige Arbeit auf den bezeichneten Gebieten dereinft mit wijfen= 
Ihaftliher Selbſtändigkeit aufzunehmen, dem Haffifchen Alterthum, ins⸗ 
befondere der re Rulturmwelt, in welde die Wurzeln unferer 
heutigen geiftigen Kultur verlaufen, felbftändig gegenüber ftehen. Dies ift 
eine für die Freiheit des wiſſenſchaftlichen Blickes auf diefen Gebieten fo uner: 
läßliche Vorausſetzung der allgemeinen Vorbildung, daß ihre nachträgliche Er- 
füllung nicht füglih in das Belieben des einzelnen gejegt werben funn, es 
jet denn, man wollte beim Staatseramen einen Theil des Abiturienteneramens 
nachholen. Hierzu kommt nun noch, daß diefe antite und aud hier ganz vor: 
wiegend wieder die griechiſche Kulturmwelt in den Schägen ihrer Yiteratur eine 
laum zu erfchöpfende Fülle gerade der geeignetften Sugenbbildungsmittel bietet, 
denen die neueren fremdſprachlichen Literaturen wenig gleichwerthiges und dabei 
doch für die Jugend gleich verſtändliches an die Seite zu fegen haben. Die 
geiftigen Erzeugnifie gerade des Yugendalters der menſchlichen Bildung 
werben eben für alle Beiten gerade für die Jugend ihren befonderen Bildungs- 
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werth und ihren befonderen Weiz behalten. Dieſer letztere Grund tft es dem 
wohl aud, der auf diefe Aildung auch die Vertreter folder Studiengebiete und 
andrer Berufsarten fo großen Werth legen läßt, für melde die umbebingte 
Nothmwendigkeit der klaſſiſchen Borbildung nicht nachgewieſen werben lann; uh 
meine A D. von den akademiſchen Studiengebieten die Naturwiſſenſchaften ımb 
die Medizin. 

Allerdings muß ja völlige Unkenntniß des Griechiſchen auch bei dem Studium 
der Iegteren Wiflenfchaften peinlich fein wegen der völligen Durchfegung ihrer 
Terminologie mit griechifchen Worten; aber bier handelt es fi Doch nur um 
etwas Griechifch, etwa wie für den Muſiker es wünfchenswerth ift zu wiſſen, 
was denn allegro, ma non troppo und pizzicato haft. Wan brand 
doch wohl aud nicht ein Gymnaſium durchzumachen, um einen Barometer von 
einem Thermometer zu unterfcheiden. Daß aber das Gymnaſium ein Monopol 
haben follte für die Wedung idealen Sinne und als Schule Iogifchen Denlens, 
das will mir fo lange nicht in den Sinn, fo lange ih mid) nicht Davon über: 
zeugt habe, daß nur wir Oüumnafiallehrer und im Beſitze diefer ſchätzens⸗ 
wertben Eigenfchaften befinden. Wohl aber beanſpruche idy dieſes Borrekt 
für die Einführung in die griehiihe und fo überhaupt in die antife Kultın: 
welt, deren unmittelbare Kenntniß ich als unerläßliche Vorbildung für das 
Studium der Geiſteswiſſenſchaften bezeihnen mußte. Dem wiſſenſchaftliches 
Studium ift e8, was der Hochſchule in diefen Disziplinen zur Aufgabe wird, 
nit die praftiihe Vorbildung zum Seelforger, zum Richter oder Advokaten, 
zum Lehrer. Hierauf fann vielleicht nebenbei da8 Augenmerk gerichtet werben: 
die Univerfität bat ihre Aufgabe vollauf erfüllt, wenn fie ihre Schüler mit dem 
wifjenfchaftlichen Rüſtzeug ihres Berufs ins Leben entläßt. 

Will aber das Gymnaſium der Aufgabe, für ſolche wiſſenſchaftliche Thätig- 
keit die Vorbildung zu geben, genügen, dann muß es die Fächer, die den Grund 
ftod feines Lehrplans ausmachen, mit wiſſenſchaftlicher Gründlichfeit treiben, frei 
bon jeder dilettantifchen Oberflächlichkeit, die ernten will ohne im Schweiße des 
Angeſichts gepflügt und gefät zu haben. Nicht als ob wir die Schriftſteller 
lefen müßten, um am ihnen Grammatik zu treiben; wo fie jo gelejen werden — 
und e3 fol das bisweilen der Fall gewefen fein, ja noch fo ſein —, da wer: 
fündigt man fih an ihrem Geifte und an dem der Jugend; aber um ihrem 
Inhalt . wirklich gerecht zu werden, dazu ift eben die gründlichfte grammatiſche 
Schulung Borausfegung. Ferner aber dürfen dieſe Lehrfächer nicht gerade du 
aufgegeben werden, wo fie Früchte zu tragen beginnen; fie ınüflen gerade in 
ben Lebensjahren fortgeführt werden, in benen der jugendliche Geift füch für 
ihren Bildungsgehalt beſonders empfänglich erweifl. Denn der griechiſche Unter: 
richt der drei oberen Klaffen, befonder3 der Brima — und auf diefem ruht, jo weit 
es ſich nicht um die mehr formale fpradjlihe Schulung handelt, der Hauptwerth 
der Gymnaſialbildung — fegt einmal fchon eine gewiſſe Sicherheit in der Kenntnik 
der Spradye, andrerfeit3 aber auch eine beftimmte Reife des Alters voranz, 
ALS diefe Jahre der reifenden geiftigen Celbftthätigfeit kann man, wie fich am 
beftummteften aus den freien deutichen Arbeiten erkennen läßt, die Zeit vom 15, 
häufiger 16., bis zum 19. Lebensjahre bezeichnen. Das 19. Lebensjahr kam 
dann wiederum als dasjenige gelten, in bem burchichnittlich der Jüngling den 
Grad perfönlicher Feftigfeit und nod) mehr den Grad von Treibeitsbebirfnik 
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erlangt zu haben pflegt, um füglic der afademifchen Freiheit überlaflen werden 
zu koönnen, falls man ihn nämlich ſchon bis dahın zu einiger Freiheit des 
Lebens und Wrbeiteng erzogen, ihn nicht nur durch ängftliche Vorfchriften und 
peinlihe Verbote zu leiten verſucht hat. Da nun andererſeits verſchiedentlich 
von ärztlicher Seite, ſo auch in dem ſchon genannten preußiſchen Medizinal⸗ 
gutahten!?) das 10. erfüllte Lebensjahr als geeigneter für den Anfang des 
Gpmnaflalunterriht3 bezeichnet wird, als das bis jett geſetzlich zuläffige, aber 
ſchon jet vielerort? noch nicht gewählte 9., To ergiebt fi, daß die Alters- 
grenzen, zwiſchen denen ſich der Lehrgang des Gymnaſiums und dem entſprechend 
auch des Realgymnaſiums durchſchnitilich bewegt, ſich aus inneren Gründen recht⸗ 
fertigen laſſen und daher auch vollkswirthſchaftlich als feine zu große Belaſtung 
hingeſtellt werden dürfen. Es ließe ſich dieſe Betrachtung anch noch zu ihrer Be⸗ 
ſtätigung fortſetzen, wenn wir das Alter ermitteln wollten, vor dem die jungen 
Männer nicht füglich zu Amt und Würden, ſei es auch nur zu den Würden 
eines Referendars, Probandus oder Pfarcvilors zugelaſſen werben können. Aller: 
dings iſt nun das Durchſchnittsalter der Gymnaſialabiturienten in der letzten 
Beit vielfach ein höheres gemejen!*); denn die Zahl derer, Die 20, 21 Jahre 
und darüber alt wurden, war etwa gleich denjenigen, die mit ober vor dem 19. 
abgingen, worauf u. a. in dieſem Srilbjahr Virchow die Aufmerkſamkeit im 
preußifchen Abgeordnetenhauſe gelentt hat!°). Aber der Unterrichtsweiſe und 
den Lehrzielen fann hieran, foweit ber einzelne jehen kann, die Schuld wohl 
num im feltenen Füllen zugemefien werden, ſchon von Seiten des Negierungs- 
tommillard iſt damals darauf hingewieſen worden, daß eine große Zahl befonders 
der nicht ort8angehörigen Schüler der Öymnafien den legteren älter, al3 normal 
ift, zugeführt wird. Sicher trägt aber einen nicht geringen Theil der Schuld 
hieran die Ueberfüflung vieler gerade der preußiſchen Gymnaſien und ihrer 
Klaffen. Jenes preußifhe Mredizinalgutachten 1%) enthält die amtliche Nachweiſung, 
daß von den damaligen 251 Gymnaſien 140, alſo (55,78 °,0) über die Hälfte 
zwei oder noch mehr überfüllte Klaſſen hatten und daß es bei den Nealichulen 
und Realgymnafien nicht viel befler ftand. Ja viele Gymnaſien hatten 3 und 4, 
einzelne bis 12 überfüllte Klaflen. Und dabei geftattet die für Preußen geltende 
Beſtimmung für Serta und Quinta die hohe Zahl von 50 Schülen! In 
diefer Sinfiht muß auf die Berhältniffe im Königreih Sachſen als durchaus 
nachahmenswerthe hingewiefen werben. Obſchan fir die beiden unterften Klaſſen 
die Zahl von nur 40 Schülern geſetzlich7) als Marimum feſtgeſtellt ift, fo 
wird doch bank der Furſorge der Regierung und der Kommunen aud) dieſe 
Zahl nur ſelten überſchritien, ſo daß im Jahre 198018) z. B. die Durd- 
ſchnittszahl der Schiller einer Klaſſe 27,85 %o, die einer Oberprima 18,35 P/o 
——— 


13) Zentralblatt für die geſammte RO vernolung in Pr. 1834. ©. 246. 
FR, brb. f. db. amtl. Stat. bed preuß. Staat? \ 654. 
N über die Dan ohungen DE va preuß. Landtags v. 1888 - 84. 
d. Abg. II. 1184. Sitzung v 
——— entralblatt — die — ——— 1884. S. 245. 
) eſeß vom 22. 6 876. 
a 


on über en nd der unterricht: u. Erziehungsanftalten im König« 
rei Sadjien 1881. ©. 
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Dieſe Ueberfüllung beſonders der unteren und mittleren Klaſſen jo vieler 
Gymnaſien führt uns auf die Frage zurüd, was denn das Bruchftück von ſeg. 
gelehrter Gymnaſialbildung, welches die jo überwiegende Zahl diefer Gymnafiaſten 
mit ins Leben nimmt, ihnen eben fürs Leben werth fei. Ich glaube es nicht 
noch befonders ausführen zu müſſen, daß mir gerade das an diefer Bildung, 
was klaſſiſch ift, trotz der außerordentlich Langen darauf verwendeten Zeit und 
Mühe von äuferft fragwürbigem Wertbe zu fein fcheint, weil e8 Die 
enthält ohne den Kern. Denn von dem formalen Bildungswerth der Halfihen 
Sprachen, zumal des Lateinifchen, haben fie allerdings die Segnungen verfpärt, 
"aber was fie felbft bis zum Ende der Unterfefunda von klaſſiſchen Schrift⸗ 
denfmälern kennen gelernt haben, da8 bot ihnen entweder (wie gerade die An= 
fangsgründe des Homer) noch fo überwiegende ſprachliche Hinderniſſe zu be= 
wältigen, daß von freiem Berftänbnig oder gar Genuß noch nicht die Rede 
fein konnte, oder fie traten an die Lektüre, wie 3. B. des Juliuns Cäſar mb 
Dvid, in noch fo unentwideltem Alter heran, daß wenigſtens eine nachhaltige 
Wirkung felten davon zurückbleibt. Was fir Bruchitüde fie aber erft m den 
anderen Lehrfächern davon tragen, und was fie für ihre Zukunft in und außer 
dem Berufe wichtigere8 an Stelle defien hätten lernen können, darüber jpäter 
noh ein Wort. Sicher ift das nicht der Weg. um zu der Einheitlichkeit der 
Bildung zu gelangen, die manden noch jest als fo wünſchenswerth ericheint, 
daß fie von der fortdauernden oder, was vermuthlid) der Hall fein wird, fort: 
fchreitenden Spaltung gerade unferes höheren Unterrichtöwejens in eine mehr 
klafſiſch bumaniftiiche und eine mehr modern reale Richtung eine Gefahr für 
unfer foziales Leben, ein Auseinanderfallen in zwei ſich gegenfeitig nicht ver: 
ftehende und nicht würdigende Gruppen befürchten. Sicher beflände dieſe Gefahr 
dann, wenn auf der einen Seite die Gymnaſien ihre Schüler ins Leben ent- 
lofien wollten, ohne fie in den Stand zu fehen, die große Bedeutung, welche 
die Naturwifienfhaften für die Erweiterung unferes geiftigen Horizonts wie 
für unſere Lebensverhältnifje gewonnen haben, zu überbliden und zu würdigen; 
oder wenn auf der anderen Seite die Realſchulen ihre Aufgabe nur in der 
Eindrillung der für gewiſſe Berufstbätigfeiten nöthigen Renntniffe und Yertig- 
feiten fühen. Uber abgejehen davon daß aud bie Realſchulen, wie oben chen 
dargelegt, in erfter Tinte Sprachſchulen find, jo flimmen überhaupt die Lehr⸗ 
pläne der Gymnaſien und Realgymnafien fo weit überein, daß von den 268 
wöchentlichen Stunden der Gymnaſien 205, alfo etwa ®/s, aud) an den WReal- 
gymnaſien ertheilt werden. ur aber um des Phantoms einer Einheitsſchule 
willen alle diejenigen, die jett auf. den Realſchulen ihre Bildung fuchen, zur 
Vollendung des Öymnafialfurfus zwingen zu wollen, denn das wäre t 
der näher liegende Weg zur Einbeitsfchule, daß hieße deren Bildungsgang derart 
verfchleppen und erfchweren, daß es pädagogifh und volkswirthſchaftlich gleich 
wenig zu verantworten wäre. Es genügt für die Einheitlichteit der Bildung, 
daß die auf verjchiebenen Wegen gebildeten nicht zu gegenfeitiger Entfremdung 
erzogen werben. Dies geſchieht don Seiten der Gymnaſien dann nicht, wenn 
fie ihren Lehrzielen allfeitig ehrlich nachzuftreben ſuchen, es geſchieht dann wicht 
von Seiten der Realſchulen, weim fie den Bildungswerth des klaſſiſchen Alter- 
thums vor allem in der Vermittlung zu bieten ſuchen, weldye unfere deutiche 
ans der Flaffifchen wiebergeborene Literatur möglich macht. Denn während bie 
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Borbereitung zu wifjenfchaftliher Thätigfeit, die ih für das Gymnafium in 
Anſpruch nahm, keinerlei Vermittlung verträgt, braudt für die Zwecke all- 
gemeiner Bildung nicht aus der Duelle gejhöpft zu werben. Wie viele von 
uns glauben Shakeſpeare als Gebildete würdigen und genießen zu können und 
wie wenige lefen ihn im Driginul. 

Bielleiht bat aber das Nealgymnafium dem Prinzip ter Einheitsbildung 
ſeinerſeits ein zu großes Dpfer gebradt, indem es das Lateiniſche in immerhin 
erheblichem Umfang mit wöchentlich 44, feit der Neugeftaltung vor zwei Jahren 
gar mit 54 Stunden in den Lehrplan aufgenommen bat — oder vielleicht 
Tage ich richtiger: — hat aufnehmen müſſen, denn es will mir fcheinen, als ob 
diefe Abweichung vom Ideal der nur auf moderne Bildungselemente ſich ftügenden 
Schule niht überall fo aufrichtig begrüßt würde, als fie fürzlih von Süd⸗ 
dentihland aus als das wahre Welen eben des Realgymnafiums 1?) ausmachend 
verfochten worden if. Ob andere der Realſchule ihrem Weſen nach zufallende 
Lehrfäher dadurch in der Entfaltung gehemmt werden, will ich hier nicht ent- 
ſcheiden 2°), fo viel ifl aber ficher, daß eine wirkliche Vereinigung des Ziel3 der 
Gymnaſien mit dem der Realfchulen dadurch nicht erreicht wird, denn das ift 
eben ohne das andere und in mancher Hinficht wichtigſte antite Lehrfach des 
Gymnaſiums, das Griechifche, nicht möglih. Die Aufnahme des Lateinifchen 
muß als ein Kompromiß erfcheinen, als eine vorläufige Konzeſſion an den bei 
uns noch fo angefebenen Klaffizismus. Und als ſolche empfiehlt fie ji aus 
manden Gründen, die bier nicht verſchwiegen werden follen. Der Werth gerade 
des lateinischen Elementarunterrichts als einer allgemeinen grammatifchen Vor⸗ 
ſchule kann am menigften von einem Gymnaſiallehrer gering angejchlagen 
werden; damit verbindet fich der unleugbare Nuten, den die Erlernung des 
Lateins für die Aneignung des Wortſchatzes der romaniſchen Spradyen und ber 
romanifchen Elemente des Engliſchon bietet. Hierzu kommt, daß allerdings die 
lateinifhe Terminologie der Botanik für Apotheker, Gärtner, Forſte und Yand- 
wirthe einige Kenntniß des Lateinischen wuünſchenswerth macht. Wehnliche Rück⸗ 
fichten müſſen für andere VBerufsarten geltend gemacht werden können. Als 
wenigftend im Sahre 1874 vom preußiichen Kultusminifterium bei den anderen 
Minifterien angefragt wurde, wie weit man lateinifche Vorbildung für die von 
ihnen abhängigen Beamten für nöthig hielte, wurde diefe, wie Conrad a. a. O. 
S. 19 beridtet, beanfprudht für die Zulaffung zu den Staat3prüfungen im 
Baufach, höheren Forſtweſen, im Bergfah, zum höheren Poftdienft, für die 
Dffiziere des Heerd und der Marine und die Milttärintendantur und natürlich 
au für Tharmazeuten und der Thierarzneitunde befliffene. Ob die im vorigen 
Sabre erfolgte Aufhebung der Realgymnaſien in Elfaß-Lothringen und ihre Er⸗ 
fegung durch die Iateinlojen Oberrealichulen auf eine Aenderung der Anſchauung 
auch maßgebenden preußiſchen Kreiſen ſchließen läßt, muß ich dahin geſtellt 
fein laſſen. 

Allerdings iſt nun durch die ſtarke Vermehrung der Stundenzahl des 
Lateinifchen beſonders in den drei Unterflafien des Realgymnaſiums und durch) 
die gleichzeitige Verſchiebung des Griechiſchen nad) der Tertia und die Ber- 


19) Das — — von C. Dillmann. Stuttgart 1884. 
30) Konrad 190, über das Alter der Realfchulabiturienten. 
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ſtärkung bes Sranzöfiihen in der Quinta und Quarta der Gymnoſien für bie 
drei Unterklaffen der beiden Gattungen der höheren Schulen ein bis auf geringe 
Berfchiedenheiten übereinftimmender Stundenplan gewonnen, auch der Uebergang 
von ber einen Schule in Die entipredende Klaſſe der anderen noch duch ge 
nauere Beftimmungen erleichtert worden. Man wird abzuwarten haben, wie 
viel von dieler Freiheit, welche die Berufswahl innerhalb der von dieſen beiden 
Schulen aus erreichbaren Ziele ſicher in etwas erleichtert, Gebrauch gemacht 
werden wird, ehe man ihren Werth für die Vereinfachung unſeres Schulweſen 
beurtheilt. Es iſt —— fie auch nahe gelegt, in Orten, melde die Errichtung 
einer vollen höheren Schule nicht ermöglichen können, wenigſtens dieſe drei 
Unterklafjen enthaltende Lateinſchulen zu bilden. Doch je mehr ſich fo die beiden 
höheren Schulen einander auf der Grundlage des Yatein nähern, um fo mehr 
trennen fie fi) von den lateinlofen Mittelfchulen, und wir werden noch zu unter- 
fuchen haben, ob nicht dadurch der einheitliche Aufbau unſeres Schulweſens mehr 
geſchädigt als gefördert wird. 

Hierzu gilt es zunächft aber noch feftzuftellen, daß auch die Realgymnafien 
in faft gleicher Weiſe wie bie Gymnaſien an der auffälligen Abnahme ber 
Schülerzahl nad den Oberklaſſen zu leiden. Während im Sommer 1882 an 
zufammen 90 Realgymnaften in jeder der drei Unterflaffen annähernd 4500 
Schüler ſaßen 21), fiel die Zahl in jedem Jahrgang ver Tertien auf etwa 3500, in 
jedem der Sekunden auf etwa 2200, in jedem der Primen auf etwa 900). 

Alfo aud Hier genießt über die Hälfte der Schüler das Bruchſtück eins 
vehrplang, der auf die Erfüllung in feiner Gejammtheit berechnet war, und fie 
genießt nicht einen Unterricht, der, für die Dauer ihres Schulbeſuchs planmäßig 
geftaltet, ihnen eine fir fie heilſamere praktiſche und allgemeine Bildung geboten 
hätte. Es find daS alfo Schäden in unferem Bildungsweſen, die weniger in 
der Organifation unferer Schulen felbft ihren Grund haben, als in ber zu 
groben Bevorzugung gerade der höheren Schulen von Seiten der Eltern. Der 

d dieſer Bevorzugung aber und inshefondere der Bevorzugung der Gymnafien 
liegt zum geringeren Theile gerade in dev Werthſchätzung des von diefen Schule 
gewährten befonberen Bildungsweges, zum hauptfädliheren Theile Tiegt er in 
den diefen Schulen ertheilten Berehtigungen und in der dadurch für die 
Eltern oder Schüler gebotenen größeren Freiheit der Berufswahl. Das 
Gymnaſium bat unbejhräntten Umfang der Berechtigungen, Daher zu ihm der 
größte Zudrang, daher das Veftreben fo vieler Kommunen gerade Gymnaſien 
zu errichten ober die Regierung zur Errichtung jolder zu bewegen. 

Diefes Berechtigungsweſen hat ſich erſt im Laufe dieſes Jahrhunderts im 
Zuſammenhang mit der zunehmenden Mannigfaltigkeit unſeres Schulweſens ent: 
widelt, wie das fürzlich erft wieber 2. Wiefe, der lange Zeit im preußiſchen 
Schulmefen io einflußreiche Mann, in feinen „pädagogifchen Jdealen und Pro- 
teſten“ entwidelt und in feinen Folgen beleuchtet hat. ES ift zugleich als eine 
Folge des engen Berbältniffes, in das die Schule zum Staat getreten ift, am 
zuſehen, daß daß von Seiten der verfchtedenften Behörden an den Beſuch befttmmter 


2) Jabıt Er ahrb. f. d. Stat. d. preuß. Staat? V 642. 
ie doppelten Jahrgänge von Prima bis Tertia find leider in der —— 
peu raum nicht getrennt angegeben. An den 12 jächfiichen Realſchulen I.O 
el die Zahl 1880 von 598 Quintanern auf 196 Primaner. 
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ftaatlich geleiteter oder doch beauffichtigter Schulen ſolche Berechtigungen gefnüpft 
oder vielmehr ihr Beſuch für die Erreihung gewiljer Vortheile zur Bedingung 
emacht wird. 8 ift daher aber nicht die UnterrichtSverwaltung felbft, welche 
fir die Entwidlung dieſes ganzen Syſtems von Berechtigungen verantwortlich 
gemadyt werden kann. So weit foldhe Berechtigungen an den erfolgreichen Ab⸗ 
ſchluß eines vollftändigen Schulkurſus ſich anfchliegen, ftehen ihnen geringere 
Bedenken gegenüber. Aber es ſoll hier gerade von einem Vertreter des Gym- 
naſialfachs nicht in Abrede geftellt werden, daß dem Gymnaſium auch Be- 
rechtigungen zuftehen, die mit feiner eigentlichen Aufgabe, zum wiſſenſchaftlichen 
Studium befonders der Geifteswifienichaften vorzubereiten, wenig zu thun haben. 
Ich will auch nicht verjchweigen, daß von beachtenswerther Seite ??) darauf hin: 
gewiefen morden ift, daß die Borbildung ter Gymnaſien für den erfolgreichen 
Beſuch der techniſchen Hochſchulen nicht mehr. al8 ausreichend betrachtet werden 
könne. Hat dody felbft ein jo eifriger Anhänger humaniſtiſcher Bildung wie 
Du Bois Reymond ?*) die — ausgeſprochen, daß die gegenwärtige 
Gymnafialerziehung feine genügende Vorbildung mehr für das Studium der 
Medizin biete, weil er u. a. die vom Gymnafium ausgejchloflenen Elemente 
der analytifchen Geometrie für den Mediziner als unentbehrlich anſehe. Nun 
° geben aber die Anfichten unferer Gymnaſialmathematiker darüber aus einander, 
ob es möglich fer, dieſe Lehre noch innerhalb der jegt der Mathematik auf dem 
Gymnaſium eingeräunten und feine Vermehrung zulaffenden Stundenzahl den 
Schülern zu eigen zu maden. Die Freiheit der Berufswahl ıft ein jo ſchätz⸗ 
bares Gut, daß die Gymnaſien ſich derjelben für ihre Abiturienten ja wohl 
freuen fünnen. Aber es kann nicht verfannt werden, daß gerade diefe völlig 
und allein unbeſchränkte Berechtigungsfreibeit des Gymnaſiums die Haupturfache 
ift von dem übermäßigen Zudrang zu ihm, unter weldem das Gymnafium 
felbft doch ſchließlich wieder nicht minder zu leiden bat, als unfer Erwerbsleben, 
weil ihm die reine Erfüllung feiner Aufgabe dadurch zweifellos ſtark erjchwert 
wird. Dagegen find die Berechtigungen dem Realgymnafium in fo feltjamer 
Weiſe befchräntt, daß feine Abiturienten zwar Naturwifſſenſchaften fludiren dürfen 
und darauf hin zu ſtaatlicher Anſtellung beredtigt find, daß ihnen aber das 
Studium der Medizin, die doch mit den Naturwiſſenſchaften weit engere Fühlung 
bat als mit den Geifteswillenichaften, dauernd verfagt bleibt. Daß auf der 
anderen Seite aud für das Studium der neueren Philologie, zu welchem das 
Realgymnaſium jetzt berechtigt, griechifche Borbildung al3 kaum erläßlich gelten 
kann, ift oben ausgeſprochen und auch von ſachkundiger Seite eingehend erwieſen 
worden 25), Der neuere Philologe würde die fogenannte Ergänzungsprüfung 
in den Gymnaſialfächern nit nur um des Griechiſchen, fondern aud um des 
vateiniſchen willen früher oder fpäter als für fein Studium heilſam anerkennen, 
während fie der jet zu ihr verpflichtete Medizin ftudirende Nealichulabiturient, 
jo weit fie über die Forderung einiger Kenntniß des Griechifchen hinausgeht, als 
eine veine Schifane empfindet, um fo mehr, als einige Kennmiß des Griechifchen 


23) Von verfchiedenen Bezirkövereinen der Ingenieure Deutichlands. Beilage zum 
polytechnifchen Journal von 1884. 

24) Auiturgeſchichte und Naturwifienichaft. Deutiche Rundichau IV (1877) 241. 

35) Insbeſondere von Körting: Gedanten und Bemerkungen über das Studium 
der neueren Sprachen auf ben deutſchen Hochſchulen. Heilbronn 1882. 
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doc für den Naturwiſſenſchaftler nicht minder erwünſcht ift, von diefem aber 
eine ——— Ergänzungsprüfung nicht verlangt wird. So viel muß zugeflenden 

werden, daß der jetige Stand des Berechtigungsweſens für die höheren Schulen 
ein unbaltbarer ift. 

Ye mehr aber dieſe Berechtigungen unter das Gefammtziel der Schule 
berabfteigen und an den einjährigen Beſuch der Prima einer der beiden höheren 
Schulen over an die Berfegung nach Prima oder Oberſekunda oder gar nad 
Untertertia anfnüpfen, um jo bedenklicher werden fie und zeigen zum Theil cime 
wahrſcheinlich der Häufigkeit des Angebots entiprechende willfürliche 
der Grenzen des Schulbeſuchs. Warum follen bie höheren Zelegraphenbeamten 
ein Jahr, aber auch nur ein Yahr in Prima gefeflen haben, die höheren Poſt 
Beamten zwei Jahre? Warum bie Zivilfupernumerare bei der Provinzialver- 
waltung und im Staatseifenbahndienft gerade noch nad) Prima verfegt jem? 
Warum ebenſo die Milttärintendanturafpiranten, während auch gediente Feld 
webel in diefelben Stellungen aufrüden? Warum dürfen wir unfere Bühne den 
Händen von Menfchen anvertrauen, die zwar im Herodot, aber mit m 
Sophofles und Platon geblättert haben? Warum genügt zum Beichenlehter die 
Neife ſchon für Unterſekunda, alfo noch ein Jahr weniger al3 zur Freiwilligen⸗ 
beredhtigung ? Ich wunſchte mir gerade einen Zeichenlehrer, welcher der hoͤchſten 
griechiſchen Bildung nicht ermangelt. 

Bei manchen ſolchen Berechtigungen iſt der Grund, weshalb gerade ein 
beſtimmter Grad der Schulbildung vorausgeſetzt wird, offen erfichtlich ans 
der bis dahin erreichten Stufe des matbematifchen Unterrichts oder der fremd- 
ſprachlichen Kenntniffe, wie denn aud) manche Gefchäftözweige, wie der Bude 
handel, auf em Map gerade von Gymnaſialbildung Werth legen und dazu 
Urface haben. Ueberhaupt aber Ioden wohl alle die ſe Berechtigungen, die 
übrigens dem Gymnafium und Realgymnafium ſämmtlich gememjam find, 
weniger zum Beſuch ber höheren Schulen, al3 daß fie denen, die fie nidyt weiter 
befuchen können oder wollen, ein gelegenes Unterkunftsmittel Darbieten; und fie 
zufen fo auch keine merflichen Unterfchiebe in der Scülerzahl ber einzelnen 
Klaffen hervor. Wohl aber gefchieht das letztere in der auffälligſten Berk 
duch die Berehtigung zum einjährigs: freiwilligen Dienf") 
In den beiden Sekunden ſaͤmmtlicher preußifcher Gymnafien faßen im Sommer 
1882 13938 Schüler, in den beiden Primen 8779; in den beiden Sekunden 
ber Realgpmnafien 4488, in den Primen 1848. Da nun der Abgang zwiſchen 
Oberfelunda und Brima ſtets ein geringer ift, fo fällt jener große Abſtand in 
feinem ganz überwiegenden Theile dem Abgang aus Unterjefunda zur Laft, d. h. dem 
Abgang nad) erlangter Berechtigung zum einjährigen Dienft. An den fümmtlicen 
ſächſiſchen Gymnaſien 27) betrug im Jahre 1880 der Unterſchied zwiſchen Ober: 
und Unterprima nur 5 Schüler, zwiſchen Unterprima und Oberſekunda 29, zwiſchen 
Unter: und Oberſekunda dagegen 125, dagegen zwiſchen Unterſelunda und Ober: 
tertia wieder nur 73. An den fächfifchen damaligen Realſchulen I. D. — 
der ne zwifchen dem erften und zweiten Jahrgang 16, zwifchen dem 





ahrb. f. d. Stat. d. preuß. Staats V 642. 
„) ericht über den Stand ber Unterrichtanftalten im ſtönigreich Sochſen 
1881. ©. 12 u. 14. | 
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zweiten und dritten 48, dagegen zwifchen dem Dritten und vierten, alſo an der 
entſcheidenden Stelle 171, dann wieder nur 52. Die preußifchen Progymnafien 
und Realprogymnaſien find auch bier noch gar nicht in Rechnung gezogen. Alle 
diefe jungen Leute haben nun bis dahin anf dem Gymnaſium drei fremde 
Sprachen getrieben, darunter zwei todte, auf dem Realgymnaſium desgleichen 
drei fremde Sprachen, darunter allerdings zwei lebende, aber immerhin haben 
fie es auch in diejen noch zu feiner irgend ficheren Beherrſchung der Sprache 
auch nur für den ſchriftlichen Gebrauch gebracht. Was fie dafür aber in den 
anderen Fächern bis dahin mitgemacht haben, tft ganz auf die Fortiegung in 
den oberen Klaſſen berechnet geweſen. 3. B. der Geichichtdunterriht an den 
fächfiihen Gymnaſien bietet erft in den drei Unterflaffen eine Auswahl von 
Geſchichtsbildern für die drei Hauptperioden: dann folgt von Untertertia ab 
en eingehender, auf die Yortjegung bis Prima berechneter Lehrgang, der in 
Unterfetunda bis zum Mittelalter gelangt if. Würde man nicht ſolchen, die 
mit diefem Jahre die Schulzeit abſchließen, gerade in diefen legten für fie 
reifften Schuljahren recht eindringlich deutſche Gefchichte bis zur Neuzeit lehren 
müflen? Mathematiſche Geographie ift im ſächſiſchen Lehrplan bis zur Ober: 
prima verfhoben, um fie den Schülern erft im möglichft reifen und mathematifch 
vorgeſchulten Alter zu bieten; dafür ift gerade in den der Freimilligenberechtigung 
vorausgehenden Schuljahren der geographifche Unterricht zweimal auf nur eine 
Stunde wöchentlich zuſammengeſchrumpft. ‘Der Zeichenunterricht, der abgefehen 
von feinem allgemein bildenden Werth für nicht wenige Berufdarten, zu denen 
ſolche Schüler übergehen, von Wichtigkeit ift, wird allen Schülern auf den 
preußischen Gymnaſien nur in den unteren drei, in Sadjen gar nur in den 
unteren zwei Klaſſen ertheilt, wo er mir neben dem Schreibunterricht noch ver: 
früht erfcheint, dann aber der Beſuch dem Belieben der einzelnen überlafien. — 
Am empfindlichften ſcheinen mir diefe Schüler aber tm Unterricht in der 
Mutterſprache gefhädigt zu fein. Für Schüler, die mit vollendetem 15. oder 
16. Lebensjahr die Schule verlaffen follen, müffen zwei deutſche Unterrichts: 
flunden als durdaus unzureichend betrachtet werden. Denn je früher man fie 
ins Leben entläßt, um fo veichlichere Uebung in der Darftellung müſſen fie 
gerade in den legten Jahren genießen, und um fo nachhaltiger gilt es ihnen 
Berftändnig und Sinn zu weden für die Schäge unferer Literatur. Wenn 
wir 3. D. auf den Gymnaſien die Wahl haben, ob wir Hermann und Dorothea 
mit Primanern Iefen follen oder mit Unterſekundanern, fo ziehen wir natürlich 
die erfte Stufe vor, auf der wir ſchon den Vergleich mit Homer beranziehen 
und überhaupt eine bewußte äfthetifche Würdigung der Dichtung anzubahnen 
verfuchen können; aber auch I5jährige und 16jährige find für die Schönheiten 
des Gedichtes ſchon empfänglihd. Man Tann ja von feiner Bildung und fo 
auch von Feiner Schulbildung fagen, daß fie abgerundet, abgeſchloſſen fer; das 
Befte, was hier erzielt werden fan, iſt ja immer die Erfennmiß, wie all unfer 
Wiſſen nur Stückwerk ift, und der Stachel, der in der Bruft bleibt und zum 
Vorwärtsſchreiten antreibt. Aber follte jene ſokratiſche Erkenntniß gerade dadurch 
geweckt werden, daß man vom Stüdwert wieder nur unbrauchbares Stückwerk 
giebt, und follte diefer Trieb dann entftehen können, wenn man die Hauptkraft 
der Jugend für Gebiete in Anfprudy nimmt, auf denen weiter zu fommen bei 
der bis dahin erlangten umzulänglihen Grundlage ſchlechterdings unmöglich iſt? 
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Aber "die vom Standbpuntte des Erwerbslebens wie der allgemeinen 
Bildung aus betrachtet gleich mangelhafte Schulbildung diefer Zaufende von 
jungen Leuten, die alljährlih nad erlangter Freimilligenberechtigung die höheren 
Schulen, befonders die Gymnaſien verlaflen, ift nicht die einzige gefährliche Folge 
diefer Berechtigung ; ſchädlicher noch für unſer Erwerbsleben ift, daß die Beruß- 
wahl diefer Jünglinge dadurch entjchieden in ungünftiger Weife beeinflußt wirt. 
Ste haben eine höhere Schule befuht, deren Bildung immerhin aud als 
Bruchſtück noch als vornehm gilt und aus dev auch die Höchftgebilveten hervor⸗ 
geben : fie fuchen daher auch einen Beruf, der als einigermaßen rejpektabel gelten 
tann, und als foldye gelten ja in unjerem nach meiner Erfahrung mehr als 
irgend ein Nachbarvolk auf Titel und Würden Werth Legenden Bolfe in erfter 
Linie die unproduftiven Xebensftellungen. Ihr Gedantenfreis ift ja auch durch 
ihre Schulbildung den Güter erzeugenden Ermwerbsarten faft völlig entfremdet 
worden. Man will auch nicht, wie treffend ausgeſprochen worden iſt, eimige 
Jahre über die allgemeine Schulpflicht hinaus auf der Echulbant gefeflen und 
mehrere fremde Sprachen getrieben haben, um jpäter im Schurzfell vor dem 
Schraubſtock oder der Hobelbanf zu ftehben?®). Nicht wenige diefer Schüler 
entfchließen fih aber auch, obgleich dies bis dahin weder in ihrem noch in ihrer 
Eltern Wunſch lag, erft jegt zum Etudium, weil fie num einmal fo weit auf 
dem Gymnaſium vorgerüdt und über die Berufswahl thatfählid in Verlegenheit 
find. Für die Schüler koſtet es ja auch ſicher den geringften Entfchluß, mit 
den bisherigen Schulfameraden zuſammen nun aud nod zu höheren Zielen 
aufzufteigen. 

Nun ift e8 allerdings leichter, diefe Schäden zu ertennen, wie fie denn 
aud) in der leuten Zeit mit fteigender Beftimmtheit erfannt worden find, als 
Abhilfe vorzufchlagen. Eine Forderung jcheint fi) doch aber aus dem Ent- 
widelten mit voller Beſtimmtheit zu ergeben, daß das Knüpfen der Berechtigung 
zum einjährigen Dienft an die Zurlidlegung von nur zwei Dritteln bes Yehr- 
gang der höheren Schulen zu befeitigen und dafür die Vollendung Des Lehr: 
gangs ſei e8 einer höheren, fei e8 einer mittleren Schule gefordert werden muß. 
Doch diefe Mafregel fünnte allein geringen oder vielleicht eher den entgegen= 
gejegten Erfolg haben, daß nody mehr die höheren Schulen bi3 zum Ende be 
ſuchen und dann die Ueberzahl der Studirenden vermehren würden. Es würde 
daneben den höheren Schulen einmal die Pflicht erwachſen, jo lange der überwiegende 
Andrang zu ihnen fortdauern follte, in den unteren Klaffen, die Gymnafien vor 
allem vor Beginn des Griedhifchen ?®), eine ftrengere Ausjcheidung der zur Fort: 
jegung des Schulfurfus wenig geeigneten Elemente vorzunehmen, um den Leber 
gang derſelben zur Mittelſchule zu einer Zeit zu veranlaflen, wo er noch mit 
geringerem Zeitverlufte fich bemwerkftelligen läßt. Weit wichtiger aber iſt die 
andere Forderung, daß Mittelfchulen, die ungefähr mit dem 16. Lebensjahre 


2 —— ie Ürbeiterfrage im Staufmannaflande. 1888. S. 24 (bei Conrad 

a. a. O. ©. 

29) Die Erfahrungen z. B. unſerer ſächfiſchen erſt mit Zertia beginnenden Fürſten⸗ 

ſchulen zeigen, was ja überhaupt kaum ent bebarf, dab eine er Auf 

nahmepräfung nach Tertia eine erheblich größere Sicherheit für die Befähigung bes 

hide zur Vollendung des Gymnafialturfus giebt, als bie Aufnahmeprüfung mad; 
erta. 
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abſchließend nicht mehr Lehrfächer anfangen, als bis zu diefer Alteräftufe erſprieß⸗ 
getrieben werden können, in größerer Anzahl über das Land‘ verbreitet 
werden müßten. Profeflor Conrad YA a. O. 221 f.) Hat mit Recht darauf 
aufmerffam gemacht, daß bie Hälfte ſämmtlicher preußiſcher Gymnaſien, ins⸗ 
beſondere in den alten Provinzen, die alleinige über die Vollsſchule hinausgehende 
höhere, aljo zum einjährigen Dienft berechtigende Schule am Orte find. Da 
zweifellos viele Eltern eine — oder mittlere Schule ganz unbelümmert um 
ihren Lehrplan nur deshalb für ihre Kinder wählen, weil fie bie ihnen am 
nädjften liegende ift — eine Erſcheinung, die fi innerhalb der großen Städte 
noch einmal in engerem Sreife wiederholt —, und da eben die Gyinnafien allein 
unbeſchränkie Berechtigungsfreiheit genießen, fo liegt e8 auf der Hand, wie durch 
bie beftehenden Berbältniffe zu der Aneignung iener gelehrten Halbbildung 
geradezu herausgefordert wird. Sp erflärt es fi ja aud, daß von ben jämmt- 
lihen Schülern höherer Lehranftalten in Preußen *s den beiden höheren, ®/s 
ben Gymnafien, nur '/s den mittleren Schulen, zu denen bier fogar noch Pro- 
gumnafien und Realprogyimnafien gerechnet find, angehören. ALS eigentlihe Mittel- 
ſchulen ohne Yatein mit der Freiwilligenberechtigung gab es im preußiſchen 
Staate i882 nur die 19 höheren Bürgerfchulen mit 4514 Schülern (ohne bie 
Borichäler) ; ſchon die 16 Realſchulen mit 4161 Schülem gehen über das Ziel 
der ichteren um ein Jahr hinaus. Das wirkſamſie Hinderniß für die Aus- 
breitung gerade ber nad zufammen Yjährigem Schulbeſuch mit dem 15. oder 
16. Lebensjahre abſchließenden höheren Bürgerfchulen Liegt in der ſchon hin⸗ 
veichend bervorgehobenen zu bequemen Konkurrenz der höheren Schulen, in erfter 
Linie der Gymnaſien. Aber auch der Lehrplan diefer Schulen leidet bis jebt 
unter dem Drude der Berechtigungdanforderungen gerade für den einjährigen 
Dienft. Denn dieje Berechtigung, mag fie nun bei den befonderen Prüfungs: 
fommiffionen oder mag fie durch Schulbeſuch erworben werben, wird bis jest 
von der Reichsſchulkommiſſion ausnahmslos nur für den Betrieb von zwei 
fremden Sprachen ertheilt, mögen es num todte oder lebende fein. Nun ift nicht 
unwahrſcheinlich, daß eine Anzahl diefer Schulen eine zweite Sprache, alſo meiſt 
neben dem Franzöſiſchen noch das Engliſche, auch unabhängig von jenem Drucke 
aufnehmen würde, beſonders wo dieſe Schulen in erſter Linie einer Handel 
treibenben Bevölterung dienen follen. Bei anderen Schulen biefer Art fteht es 
aber feit, daß die Aufnahme einer zweiten Sprache nur erfolgt ift, um eben 
jener Beſtimmung zu genügen, und Plänen zur Errichtung folder Mittelſchulen 
mit 6jährigem Betrieb allein des Franzöfiichen, wie fie bekanntlich in Berlin 
durdy den Stadtichulrath Dr. Hofmann vorgeichlagen waren, ift, fo viel befannt 
geworden, allein aus dieſem Grunde bie Berechtigung zum einjährigen Dienft 
nicht in Augjicht geftellt worden. Die Aufnahme einer zweiten fremden Sprade 
in den Pehrplan biefer Schulen, wenn au nur für die drei oberen Klaflen, 
führt aber fofort zu einer Einfchränfung nicht nur der erften Sprade, ſondern 
auch — praktiſch und allgemein wichtigerer Lehrfächer, zumal des Deutſchen. 
Was hat nun das Weſen der Berechtigung zum einjährig,freiwilligen 
Dienft zu thun mit diefer auf der Entwidlung unſeres Mittelſchulweſens 
drüdend Taftenden Beftimmung ? Die Gewährung des Vorrechts nur einjährigen 
Dienftes ift wie die allgemeine Wehrpflicht —9— eine Frucht der Befreiungs- 
kriege, denn dasjelbe Geſetz vom 3. Sept. 1814, weldes die allgemeine Wehr⸗ 
Sähriften XVII. — Berhandlungen 1884. 8 
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pfliht zu einem Eckpfeiler des preußifchen Staates ſchuf, gewährte auch der 
nad) den früheren Wehrverfaffungen ganz befreiten wohlhabenderen und 
Klafien die Bergünftigung des nur einjährigen Dienftes. Und wie wir bie 
allgemeine Wehrpflicht als die unauslöfhbare Nachwirkung der wirklich allgemeinen 
kriegerifhen Anſpannung ber Vefreiungsfriege anzufeben haben, jo verdankt auch 
ber Dienftftand der Einjährig = Freiwilligen fein_Borbild den edlen Jünglingen 
der gebildeten Stände, bie voll Feuer und Opfermuth am Befreiungstriege 
einen fo auferordentlichen Antheil Hatten. Die BVergünftigung des nur ein⸗ 
jährigen Dienfte8 wurde einmal dadurd) gerechtfertigt, daß diejenigen, für bie 
das Herausreißen aus ihrem Bildungsgang oder ihrer Verufsthätigkeit ficher 
empfindliher und mit größeren Opfern verbunden war, deren Zeit mit einem 
Worte als Loftbarer gelten mußte, für bie fruhzenigere Zurückgabe an dieſe 
Berufsthätigkeit auch als Entſchädigung eine entſprechende Steuer zu entrichten 
hätten, indem fie für ihre Ausräftung und Erhaltung während der Dienſtzeit 
nicht dem Staatsfädel zur Laft fielen. Ferner aber follte, wer auf dieſe Ber: 
ünftigung Anſpruch made, den Nachweis führen fönnen, daß er feine gänfigern 
Behenäverhältniffe auch bazu benugt babe, ſich eine Bildung zu erwerben, 
zu dem Vertrauen berechtige, daß er durch fie gleihfam in feiner 
—— — gehoben uch den Anforderungen des militäriſchen Dienftes 
leichter und beſſer gerecht werben könne. Don biejen beiden Borausfegumgen hat 
fih die erftere mit Tetenen Ausnahmen erfüllt: wer bie Mittel hatte, ſich eine 
höhere Schulbildung anzueignen, ift auch mit verſchwindenden Ausnahmen, für 
die ja auch das Geſetz eine Erleichterung zuläßt, im flande geweſen, fid 
während eines Dienftjahres aus eigenen Mitteln auszuräften und zu — 
Die zweite Vorausſetzung, daß die dlichere und weiter geführte Schal: 
Bildung auch eine Art von Gewähr dafür geben würde, daß der Einjährig⸗Frei⸗ 
willige in um fo fürzerer Zeit zu einem gefcidten Solbaten zu erzieben fit, 
bat ſich allerdings weniger ausnahmslos bewährt — zumal wenn man das 
Friedensdienftjahr allein zum Maßſtab der Tüchtigfeit nimmt. Aber aud bier 
muß die in immer weiterem Umfang vollzogene Ergänzung der Offiziere des 
Kriegäftandes der Armee aus den Einjährig-Freiwilligen, alſo eine über be 
zunächſt gleichſam ausbedungene Bergünftigung hinansgehenbe An ‚ae 
eine Bewährung des zu Grunde liegenden Prinzips gelten. Bor allem aber 
haben die großen Kriege der fechziger und fiebziger Jahre auch diefe Einrichtung 
unferer Heereöverfaflung die Feuertaufe beftehen laſſen. Dem wenn aud) die 
ſonſt jo treffliche Kriegsſtatiſtil ſich hierauf nicht erſtreckt hat, fo wird Doch jeber, 
der mit im Felde fand, es mir beftätigen fönnen, daß gerade von den Einjährig: 
Freiwilligen eine den Berluftfägen der übrigen Mannfcaften gegenüber befonders 
große Zahl ihre Pflidt mit Wunden und Tod befiegelt hat; und das tft kein 
Zufall, daß es gerabe bie beften waren, die der Tod aus unferen Reiben berans- 
gefunden hat. Hier ftehen wir aber bei dem enticheibenden Punkte im dieſer 
Frage, daß mehr noch als alle Kenntniß umd Fertigkeit im Dienft es be 
moralische Zuverläſſigkeit iſt, die den Werth des Soldaten ausmacht, und def 
biefe, die Hingebung und Opferwilligkeit vor allem, welche der Friedensdienſt nicht 
prüfen und faum fchulen fann, man als die Frucht einer gebiegeneten und ge- 
reifteren Bildung mit Recht glaubt erwarten zu’ fönnen. Man würde ja, wenn 
wirklich, die Friedensdienſtzeit den Prüfften der entfcheidendften kriegeriſchen Eigen 
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ſchaft abgeben könnte, die Enticheidung über die Vergünſtigung nur einjährigen 
Dienftes dem Heere felbft überlaflen müſſen; daß man es nidyt gethan hat, 
tft ſicher ein Anerkenntniß der wirkſamen moraliſchen Kraft wahrer Bildung. 
Und welde Bildung, welcher Bildungsnachweis giebt hierfür die befte Gewähr? 
Sicher nicht eine in den fogenannten Prefien, meift Schnellprefien, raſch zu= 
fammengeraffte Menge von Kenntnifien, wie fie von den befonderen Trüfungs: 
tonmniffionen für die Einjährigenberechtigung — ich will nicht fagen weniger 
Leicht erfannt und fomit beraußgefordert wird, aber boch befonder8 häufig fon- 
flatirt werden muß. Eine gründlihe Schulbildung muß hierfür al. der ficherfte 
Weg bezeichnet werden; denn bier finden wir außer der ſtufenweiſe fortjchreitenden 
Schulung der geiftigen und, was nicht gering anzujchlagen ift, Leiblichen Kräfte, 
aud) die Gewöhnung an Zucht und Ordnung, und bier fann, wenn irgendivo 
außer dem Haufe und der Kirche, auf Pflichtgefügl und ideale Gejinnung nach⸗ 
haltig gewirkt werden. Und welche Bedingungen ftellen wir hierfür der Schule? 
Einmal, daß fie die Ausbildung nicht vor vollendetem 15. Jahre, am beften 
erft gegen Vollendung des 16. Jahres ſchließe. Denn weder darf die Zmifchen: 
zeit zwiſchen der Schule und dem Heeresdienft eine zu große, noch der Unter: 
ſchied gegenüber der allgemeinen Schulpflicht ein zu geringer fein, und gerade 
die der allgemeinen Schulpflicht folgenden Jahre erweifen ſich als beſonders 
bildſam. Daß der Unterribt in den Hauptfähern in den Händen afademifch 
gebildeter Männer fei, ift eine Forderung, die, wie die eben angegebene Alters: 
grenze, nicht über das hinausgeht, was auch jetst ſchon von den fogenannten 
berechtigten Schulen verlangt wird. Schließlich darf die Schule nicht jo jehr 
Fachſchule fein, daß die allgemeinen Unterrichtsfächer, ſei es in der Stundenzahl, 
fei &8 in ber Wertbichägung, zu fehr beengt würden?) Daß hierzu aud 
Schulung durch eine fremde Sprache unerläßlich fei, tft von vornherein zu- 
geftanden worden, und fo deden fich die Anforderungen, die wir jet einmal 
vom Standpunkt diefer Militärberechtigung aus an Mittelfchulen geftellt haben, 
durchaus mit denen, welche vom Standpunft des Erzieherd und der Bedürfniſſe 
des Erwerbslebens aus für fie geftellt worden find. Es ift durchaus nicht 
erfihtlih, weshalb man gerade von dem Betrieb der Anfangsgründe einer 
zweiten Sprache dieſe Berechtigung abhängig machen zu müffen glaubt. Man 
vermutbet, daß die Rückſicht auf die Ergänzung der Offiziere des Beurlaubten- 
ftandes hauptfählic hierfür maßgebend geweſen fei. Aber ſchon jegt wird ja 
doch für die Offiziere des ftehenden Heeres fei e8 durch das den Realgymnaſien 
entſprechende Lehrziel der Kadettenanftalt, fei es durch die Forderung der Ent- 
Laffungsprüfung eines Gymnaſiums oder Realgymnaſiums oder die ent|prechenden 
Anforderungen der Fähnrichsprüfung eine um drei Sculjahre über die An: 
forderungen der Freiwilligenberechtigung hinausgehende Bildung verlangt. Hieran 
wird durch die Ertbeilung der Bereditigung auch an nur eine fremde Spradye 
treibende Mittelfhulen nichts, ficher nichts zu Ungunften des wirklichen Bildungs: 
ftandes der Einjährigen geändert. Aber überhaupt werden ja bier zwei ver- 


30) Ich kann deshalb auch der von beachtenswerther Seite gewünidten häu— 
igeren Anwendung des $ 89, 6b der Deutſchen Wehrordnung, wonach , kunſtver⸗ 
ändige ober mechaniiche Arbeiter, welche in ber Art ihrer Thätigkeit — 

leiſten“, vom Nachweis der wiſſenſchafilichen Befähigung entbunden werben bürfen, 
nicht das Wort reden. 
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ſchiedene Berechtigungen durch einander geworfen, wenn von einer — die 
5 nur ausreichen ſoll, in einem Jahre einen dienfifundigen und zuwver⸗ 
ifigen Soldaten auszubilden, zugleich auch verlangt wird, daß I die Grumb- 
lage der Ausbildung zu einem würdigen Mitgliede des Offigierftn ndes abgebe. 
Wenn man bisher aus der Zahl der Einjährig-fsreuvilligen diejenigen entweder 
während ber Dienfigeit oder nad berfelben herausgefunden Kat, Dede ſorohl 
durch Eifer und Fortſchritte im Dienſt wie durch Erlangung einer ſicheren, wicht 
zu untergeorbneten bürgerlichen Lebenäftellung eine Probe non dem Werth ihrer 
Perfönlichteit gegeben hatten, fo wird daran dadurch nichts geändert, daß die 
Berehtigumg, bie bißher zumeift für die in mehrfader Hinficht unpulänglihe 
gelehrte Halbbildung ertheilt wurde, auf eine gründliche Mittelfchulbildung über: 
tragen wird. “Die Sreiwilligenfchnüre werden deshalb nicht mehr als bisher 
Anſpruch darauf — ſich in die Offiziersepauletten zu verwandeln 

Doch ich bin einer Hauptſchwierigkeit für die Entwicklung dieſer Mittel: 
ſchule bisher noch aus dem Wege gegangen, daß fie nämlich nicht einmal in den 
unteren Klaſſen une Lehrplan mit dem gleichaltrigen der höheren Schulen 
bat und jo weder bie fich im ihr beſonders audzeichnenden leicht zur höheren 
Schule übertreten laffen, noch die in der Iegteren ſich nicht bewährenden leicht 
ihrerſeits aufnehmen kann. Denn daß ein allfeitig befriedigender Aufbau unſeres 
höheren Schulwefend dieſen Bedingungen genügen müſſe, muß zugeftanden werben. 
Latein wird man allerdings der Mittelfchule, felbft wenn man ihr, wie jebt 
ben höheren Bürgerſchulen, zwei Spradyen auferlegt, ſchwerlich zumuten Fönnen. 
Doch ift ja vom vorragenden Realihulmännern ?!) der Gedanke mehrfach ver: 
treten worden, daß die höheren Schulen oder wenigftend das Realgymnafium 
das Sateinifche. nit mit den unteren Klafien beginnen, fondern erft nad, all 
ne grammatifher Schulung durch das Franzöſiſche eintreten lafſſen follten. 

enn dem auch feft eingewurzelte Anſchauungen entgegenſtehen, ſo muß es doch 
für das Realgymnaſium, bei dem ja das Latein doc nicht bie führende Stelle 
einnimmt, als des Verſuches durchaus werth empfohlen werden, und es würde 
fi fo wenigftens fir dieſe höhere Schule ein gemeinfamer Unterbau mit ber 
Mittelfchule gewinnen Laflen, was meines Erachtens ein größerer Gewinn fein 
würde, al3 ihn vermuthlih bie jegige Gemeinſchaft bes Unterbans von Real⸗ 
gyamnafien und Gymnaſien bringen wird. Dann brauchten ja nur noch die —— 
5 zu folgen, und wir hätten ſo jenen Geſammtaufbau unſeres g 

ulweſens, der ja allerdings nicht der von der Bolksſchule zur Soda 
einbeitlid) fiufenweife auffteigenden Pyramide gleichen würbe, aber bed mit 
feiner gymnaſialen und vealen Spitze den mächtigen Domen, die aus gemeinſamem 
Unterbau zwei ſtolze Thürme in die Lufte ragen laſſen. 

Andere hingegen werden einen ſolchen Bau in das Gebiet der Luftſchloffer 
verweiſen, und ich ſelbſt geſtehe ehrlich, daß mir die Erfahrung und folglich die 
Zuverſicht fehlt, um in dieſes Gebiet den Flug zu wagen. Aber ich dente auch 
daß die Beantwortung der uns für beute geftellten Frage, welche Einwirkung 
die en unferer höheren und mittleren Schulen auf das foziale Leben 


I. Oftendorf: Mit welcher Spr Fo Do seces 
TH che Unterriht? Düffelborf 1078. Rottenbahe: Das 
ei as Batein erft in Oberfetunda beginnen. Bernburg 1888. 
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und die Grwerböthätigkeit der Nation ausübe, wicht zu gleicher Beit die Ver⸗ 

pflichtung auferlegt, ein Univerſalheilmittel für die bloßgelegten Schäden zu 

finden. Meine Abficht ging daher nur dahin, einige feſte Punkte zu bezeichnen, 

an denen eine Reform einfeen könnte, ohne alles Beſtehende, ſeſt Eingelebte über 

den Haufen zu werfen, und zugleich folde Punkte, bei deren Beſprechung id) 

an meine fehle Ueberzeugung einzufegen in bex 
e war. 

Es erübrigt, die Ergebniffe meiner Ausführungen, fo weit fie als Antwort 
auf die uns geftellte Frage gelten können, zufammenzufafien. 

1. Zür unfer foziales Leben ift aus der Spaltung unferes höheren 
Unterrichtsweſens in die Haffiih Humaniftifche und die modern reale Bildung 
feine Gefahr entfianden noch zu fürchten, fondern eher, die Erziehung zu gegen« 
feitigem Verſtändniß vorausgefeßt, eine fruchtbare Anregung zu erwarten. 

2. Für unfer Erwerbsleben ift die Organifation unferes 
höheren und mittleren Schulweſens an ſich nur in fo weit ein Hemmniß, als 
umter dem Drud der Anforderungen für die Berechtigung zum einjäßrigen Diemft 
die Entwidlung von Mittelfhulen mit dem Betrieb nur einer fremden Sprache 
verhindert iſt. 

3. Ueberhaupt find e8 die an den Schulbeſuch angefnüpften Berehtigungen, 
welche unſerem Erwerböleben ſchädliche Folgen aus der Organijation Infeveß 
Siulmefens entehen Iaflen. — — 

4. Das in ſeinen Berechtigungen allein unbeſchränkte Gymnaſium iſt 
eben dadurch zu der bei weitem verbreitetſten und überwiegend nur bis zu den 
mittlexen Klaſſen befuchten höheren Schule geworden, während fein Bi 
mır vollendet wirflic fruchtbar werden und als unerläßliche Vorbedingung nur 
für das Studium der Geifteswifjenfchaften gelten Tann. 

5. Die gegenwärtige Abgrenzung der Berechtigungen zwiſchen Gym— 
noftum und Realgymnafium muß al8 eine unhaltbare bezeichnet werden. 

6. Das Knüpfen von Berehtigungen, indbejondere derjenigen zum 
einjährigen Dienft, an die Zurüdlegung nur eines Theiles des Lehrgaugs 
Der höheren Schulen und überhaupt der überwiegende Beſuch der höheren 
Schulen nur bi zu den mittleren Klaſſen bewirkt, daß viele mit einer für die 
Bedürfnifle unſeres Erwerbslebens unzureichenden, aber immerhin Anfprüdhe auf 
eine höhere Berufsart erwedenden gelehrten Halbbildung in das Leben treten. 

7. Die Berechtigung zum einjährigen Dienft ift deshalb nur 
an die Vollendung des Lehrgangs einer höheren oder Mittelſchule zu knüpfen. 

8. Es ift zu erftreben, daß die höheren Schulen, insbeſondere die Gym⸗ 
naften, nicht die einzigen über das Ziel der Volksſchule hinausgehenden, zum ein« 
jährigen Dienft berechtigenden Schulen am Orte find. 

9. Mittelfihulen mit dem Betrieb einer, böchftend zweier fremden 
Sprachen, mit durchſchnittlichem Abſchluß im 16. Lebensjahr und mit der Be 
rechtigung zum einjährigen Dienft müflen als die für unfer Erwerbsleben 
erſprießlichſte Form der über das Ziel der Boltsichule hinausgehenden Schule 
bezeichnet werden. — 

N bin des Vorwurfs gewärtig, meine Herrn, daß ich zu ſehr als Schul⸗ 
meiſter hier geſprochen, daß ich nicht einmal verſucht habe, meinen Ausführungen 
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ein volkswirthſchaftliches oder ſozialpolitiſches Mäntelchen umzubängen, es fe 
denn, daß ich einmal von Güter erzeugenben und Güter vermittelnden Exrwerbs- 
arten gelprochen babe. Tod meine Üeberzeugung, daß das Erwerbsleben um 
feines eigenen Velten willen nicht ernſtlich Anforderungen an die Schule ftellen 
kann, melde fi mit dem Weſen der Jugendbildung an ſich nicht — 
iſt eine fo feſt begründete, daß ich glaubte, auch von meinem einſeitigen Stand- 

punkte aus diefer Frage näher treten zu dikrfen??). 


29 Es würde fich der Mühe —— “ ben Einfluß ber Berechtigung zum ein⸗ 
abrigen Dienft auf den Beſuch der höheren Schulen Zeutichlanda in umfaflenderer 
darzulegen, als es in vorfichendem Referat auf Grund nur der preubiichen umb 
ſachfiſchen * len je eines Jahres geſchehen konnte. Dabei wäre u. a. darauf ein 
Augenmerk zu richten, * an . Anftalten und — foldde Gymnaſien, 
die nicht die einzige echtigte“ Schule am Orte find, hierin günſtigere Ber 
al aufweiſen. Hg Privatichulen dürften dabei Ne ganz außer uber At ge 
alien werden, denn * Die berechtigten“ ehr ar wohl ‚ie ——— re 
langun der Berech tigun ihren A u nd en I erfährt die Zahl ber unter den 
ofen: en ein orbdeutichlands end Aue: — —— Mittelichulen 
durch fie eine beträchtliche Bermehrung ungen über bie Ortäange: 
börigkeit dev Schüler, wie fie nad) den in ber —— ee —2X box — 
Rath Thiel geraden be ee IE bie prenßifchen Landwirt 
zu einem jo — ine, Be * haben, würben in —— — 
erwünſcht fein. Auch Na — über Die Berufarten, deuen fidh die nach er⸗ 
langter Berechtigung abgebenden Schüler zuwenden, fehlen bisher — Wiſſens 
pr desgleichen er ulammenftellungen über den Stand der Eltern, we Söhne 
ben höheren Schulen zuführen. Es würden bei letzterer Arbeit wi 5 iejenigen, 
deren Söhne bie Schulen bis zu ihrem Abſchluß beſuchen, von denjenigen zu trennen 
fein, welde fie nur den unteren Klafien zuführen. Für die Kenutniß bed Standes 
ber Eltern der Stubdirenden zn. fich ei Conrad a. a. O. einiges Material ver⸗ 
werthet. Vgl. auch daſelbſt S 


(Die Distuſfion wird eröffnet.) 


Landtagsabgeordneter Seyffardt (Krefeld): Deine Herren! Ich bin in 
der für einen Redner fehr angenehmen Lage, mein Einverftändniß mit der 
Srundtendenz der beiden Herren Referenten, wie mit den meiften ihrer Aus- 
Führungen ausfprechen zu können. ch babe mid zum Wort gemeldet, als der 
erfte Herr Referent mir bedenklich fcheinende Aeußerungen that, denen ich zu er: 
widern beabfichtigte, und ich war fehr erfreut, daß gerade diefe Dinge von 
dem zweiten Herm Referenten widerlegt und in das richtige Licht geftellt wurden. 
Ich hätte daher wohl auf das Wort verzichten können, wenn ich nicht der An- 
fiht wäre, daß es doch wohl erwünſcht fe, daß aus dem Kreiſe dev Hörer 
folder interefianten und wahrhaft erfchöpfenden Referate eine Meinungsäußerung 
erginge über die Art und Weife, wie die Herren ihr Thema behandelt haben, 
und vor allem über diejenigen Ausführungen, von denen wir im praltifchen 
Leben irgend eine Hoffnung haben können, daß fie in nicht zu ferner Zukunft 
zur Verwirklichung gelangen können. “Denn, meine Herren, die Ausficdhten des 
erften Herrn Referenten, daß wir auf unfere Einjährigfrenvilligenordnung ein- 
wirten möchten und daß erſt da reformirt werden müßte, ehe unſer Schulweſen 
in bie richtige Bahn gebracht werden könnte, — diefe Hoffnungen find dod gar 
ſehr Zufunftsmufil. Ich werde mir daher geftatten, weientlih auf die Frage 
zurückzukommen, von der ich glaube, daR aud heute eine Keform recht wohl 
möglich ift: das ift die Frage wegen der Begründung der Mittelſchulen. Der 
erfte Herr Referent bat aefagt, daß die Einwirkung der Schule auf das foziale 
Leben und ihre Einflüfle auf das Erwerbsleben fi) gegenfeitig fo bedingten, 
dag man fie nicht trennen Tönne, Ich glaube doch, daß man beſſer thut, fie 
zu trennen, und ich möchte die Theſe aufftellen: daß die Einwirkung unferer 
Schulorganifation auf die foziale Entwidlung unferer Nation überwiegend 
gänftig, daß trog aller Schattenfeiten die Lichtſeite überwiegend geweſen ift und 
wir uns derfelben freuen dürfen, und daß umgelehrt die Einwirkung biefer 
Drganifation auf eine gebeihliche und fortfchreitende Entwidlung der Erwerbs: 
thätigfeit umferer Nation weit hinter den Wünfchen und Anforderungen zuräd- 
geblieben ift, die man zu ftellen berechtigt ift. | 

Es ift fo viel von dem Berechtigungsweſen gejprochen worden, das fo oft 
in Beſprechung der Schulfragen angefeindet und deſſen Befeitigung jo mannig⸗ 
fach angerathen wird. Ich babe mich gefreut, daß die Herren Referenten diefer 
Anfhauung niht Raum geben. Ich glaube mit ihnen, daß der eigentlich) 


120 Debatte. 


Ipringende Punkt darin liegt, daß die Berechtigungen in Zukunft ausnahmslos 
von einem abzulegenden Eramen abhängig gemacht und nicht Länger durch ambere 
Berechtigungen, die in beitimmten Klafien einfach zu erfigen find, durchkreuzt 
werden. Daß trog bed biöherigen Berechtigungsmwejen unfere Schule jo großes 
geleiftet bat, das liegt daran, daß fie immer nad) allgemeiner Bildung geftrebt 
bat und daß ſämmtliche Schulordnungen dem gleichen Ziele in dieſer Beziehung 
zugewandt waren; und ich darf binzufügen, das Reſultat ift audy em folches, 
daß wir wirflid damit zufrieden fein können. Wer häufig im Ausland geweſen 
ift und da erfahren hat, wie viel geringer die Bildung in jeder Berufsart dort 
ift gegenüber der allgemeinen Bildung des betreffenden Berufsftandes in Deutid- 
land, der, meine ich, darf mit Stolz auf folde Refultate hinbliden. Was wir 
auch thun mögen, in welcher Richtung wir aud) reformiren mögen, — es darf 
niemals geſchehen auf Koften der glücklichen Errungenichaft, daß alle mittleren 
und höheren Schulen in erfter Linie eine allgemeine Bildung anſtreben 

Wo viel Licht if, da iſt auch viel Schatten, und diefe Schattenſeite Degt 
wejentlih darin, daß unfer höheres Schulweſen dem Bedürfniß gegenüber ſeit 
10 Jahren und länger in eine Sadgaffe gerathen if. Auf allen Gebieten 
menſchlicher Thätigkeit, in der Wiſſenſchaft, in der Kunft, in ber Induſtrie bat 
fih das Syſtem der Theilung der Arbeit vollzogen; nur die Schule will weht 
folgen. In ihr ſoll fich eines für alle ſchicen. Es foll nad) der Meimmg 
der heute maßgebendften Leute in einer einzigen Schulart die Vorbildung der 
Nation dauernd ihren Mittelpuntt finden: in dem Gymnaſtum. ch bin fehr 
erfreut geweſen, daß der zweite Herr Neferent dieſen Umſtand hervorgehoben 
bat als den Krebsfchaden unferer Entwidlung. Alle Dezemnien, jo weit meine 
Erinnerung reicht, wird ein ernſter Anlauf gemadt, um das Monopol ver 
Gymnaſien zu breden: in den dreißiger Jahren zu Gunften der höheren Bürger- 
fhulen, in den vierziger Jahren der Gewerbeſchulen, in den fünfziger Jahren 
der neunklaffigen Realichulen. Einen gewiffen Erfolg haben alle diefe Verfuche 
gehabt, aber feinen durchſchlagenden. Die höheren VBürgerfihulen find nahezu 
verſchwunden, die Gewerbeichnlen andern Zwecken dienftbar gemacht werden. Der 
neunflaifigen Realſchule will man neuerdings ans Leben. Es fol unmer mehr 
dahin fommen, daß das Gymnafium nicht nur die VBildungsftätte wird für den 
Theologen und den Yuriften, fondern aud für den Raturwiſſenſchaftler um 
Mediziner, ja fogar für den Kaufmann und Jauduſtriellen. Ich glaube, douß 
das wirklich in hohem Grade zu beflagen iſt. Es ift in feiner Weiſe Böos⸗ 
willigkeit, gehen wir aber der Sache auf den Grund, fo liegt es daran, Ya 
unfer deutſcher Beanttenfand, der einen mohlverdienten Einfluß auf die öffent 
lichen “Dinge bat, die Anzweiflung der Berechtigung einer Einhettsichule kaum 
ernfthaft disfutiren will, und doch ift nad; meiner Anficht die Quimeſſenz ber 
Schwierigkeiten, die ſich der glücklichen Entwicklung entgegenftellen, der Umſtand 
daß durch das Monopol des Gymnaſiums die fachliche Behandlung der Frage 
bezüglich des höheren Unterrichts förmlich ga gemacht wird. Ich will 
Ahnen das an einigen Beifpielen illuſtriren. Die lichen Banbeamten wollen 
- en für 2. Stand von den Oberrealichulen nicht? wiſſen; wer 
ie Schriften, die Aber diefe Frage gefehrieben And, auch nur ha 8 geleten 
bet, wird gefunden haben, daß mr die Befürchtung, die — verlieren, 
zu Grunde gelegen hat. Und wer auch nur oberflächlich den Berhandlungen 
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gefolgt ift, die in dem Deutichen Aerztevereinsbunde ftattgefunten haben über 
die Frage, ob die Aerzte audy auf Realgunmafien gebildet werden können, der 
wird auch bier als entſcheidendes Moment der Befürchtung, durch die Vor- 
— auf einem Realgymmaſium an Achtung als Stand zu verlieren, be- 
gegnet ein. 

In ſchlimmſter Weile zeigen fi die Schattenfeiten, die unferer Organi⸗ 
fetton anfleben, in ver Borbildung zum wirtbichaftlichen Leben. Es kommen 
noch am beften diejenigen weg, die, fei e8 durch die foziale Stellung ihrer 
Eltern oder durch eigene Strebfamtett, ſich zu einer höheren faufmännifchen 
oder induftriellen Thätigleit berufen glauben; viefe haben zwifchen 2, in dem 
Tall für fie ganz geeigneten Schulen zu wählen, wenn fie zum Abiturienteneramen 
drrchdringen, dem Gymnafium und dem Wealgymnafium. Indeß möchte ich 
doch jedem Bater abrathen, der feinen Sohn für die wirthichaftlichen Fächer be⸗ 
fiinmt, ihn auf das Gymnafium zu ſchicken. Es tft von einem Herm Redner 
fyon darauf hingewieſen worden, wie fih der Schüler auf diefer Anftalt in 
einer Sphäre bewegt, in der die wirthichaftlichen Fücher eigentlih als mehr 
untergeordnete Kreiſe menſchlicher Thätigkeit betrachtet werden. In Folge deſſen 
wird ſehr ſelten ein ſolcher junger Mann nachher dem wirthſchaftlichen Leben 
treu bleiben, vielmehr recht Häufig die Ueberproduktion an akademiſch gebildeten 
verftärten helfen, e8 fei denn, daß er als Sohn eines vermögenden Kaufmanns 
oder Induſtriellen in ein gemachtes Bett hineintommt, Das ihm die denkbar 
bequemfte Zukunft zu fichern ſcheint. Es bleibt alſo ſolchen Leuten, die das 
wirthſchaftliche Leben in feinen höheren Geftaltungen fich zum Berufe erwählen, 
nur das Realgymnaflum übrig, und gerade biefes ift neuerdings fo vielen An- 
griffen von den verjchiedenften Seiten ausgeſetzt gewejen, daß es wohl der Mühe 
verloßnt, für dasfelbe ein Wort einzulegen. Ich will nicht die ideelle Be- 
deutung des Realgymnaſiums hervorkehren, dem zu meiner Freude bat ber 
Faffiiche Philologe, dem wir das zweite Referat verdanken, dieſer Seite Ge⸗ 
rechtigfeit widerfahren laſſen. Ich will mm fagen, wenn man den wirflid 
tächtigen Nräften im wirthichaftlichen Leben Hilfe gewähren will auch anf dem 
Gebiete der Schule und auf deren eigened Urtheil irgend welchen Werth Legt, 
dann muſſe es der allerlegte Schritt fein, die Realgymnaſien zu befehden. 
Meine Herren, am ſchlimmſten fommt aber bei der gegenwärtigen Organifation 
die Kategorie junger, fi der Erwerbsthätigkeit widmender junger Leute weg, 
von welcher die beiden Herren Referenten geſprochen haben, die Kategorie, die 
nicht länger als 6 Jahre, manchmal nur 2—3 Jahre eine höhere Schule be- 
fuhen fann und die nun neuerdings, feit e8 feine höheren Bürgerfchulen mehr 
giebt, fich auf die ıumteren und mittleren Klaffen der Gymnaſien und Real- 
gymnaſien angemiefen flieht. Es ift wirflih em wahrer Sammer, wenn man 
das Wiffen eines folchen jungen Mamnes kritiſirt, der eine Unterfetunda ver 
läßt; er glambt allerdings ein halber Gelehrter zu fein und hält deshalb im 
wirthſchaftlichen Leben nur die befieren Stellen für feiner Würde entipredhend. 
aber das, was er nachher leiftet, entſpricht manchmal nicht den beicheidenften 


erungen. 

Rod Ärger iſt es bei denjenigen Schülern, die von der Quinta oder 
Quarta abgehen; auch die halten ſich alle zu gut für das Handwerk und quälen 
fich nun ihr ganzes Leben Yang in irgend einer Meinen Stellung des Subaltern: 
dienftes oder des Wirthſchaftslebens. 
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Meine Herren, wie ift nun da Wandel zu ſchaffen? Die Schwierigkeiten 
‚ haben die Herren Neferenten ſchon angedeutet. Es wird nicht eher Wandel 
geſchafft werden, als bis der weitverbreitsten Erkenntniß, daß der Idealismus, 
der zu allem Edeln anfeuert, ebenfo wie der Realismus, der zum wirthſchaft⸗ 
lichen Forttommen befähigt, auf der Bafis einer Bildung von beicheidenem Um- 
fange, die aber in ſich abgeſchloſſen ift, viel befler gedeihen, al3 auf einer halb⸗ 
fertigen Vorbereitung zu ben höheren Stufen des Willens, endlid) aud) die ent⸗ 
fprechenden Maßregeln auf dem Scyulgebiet folgen. Aljo der Hauptpunlt wird 
immer bleiben, den für die Erwerbsthätigleit beftimmten Kräften, die doch nad 
bunderttaufenden zählen, eine geeignete Bildung zu gewähren, die ihnen emen 
Abſchluß gewährt und ihnen vor ihrem Abgange aus der Schule dasjenige näher 


bringt, was im Leben zunächſt nothwendig iſt. Für den jungen Mann diefer 


Lebensftellung ift es erforderlich, dag er die neuere Geſchichte kennt, daß er eme 
tüchtige Kenntniß feiner Mutterſprache beſitzt, ſich in der legteren befier bewegen 
kann, als das heute meift bei den jungen Leuten der Fall ift, und daß feine 
Kenntniffe in den neueren Sprachen und den Naturwiſſenſchaften jo weit reichen, 
daß auf ihnen fortgebaut werden kann. Das ift auf den Gymnaſium und 
zum Theil auch auf dem Realgymnaſium nicht möglich zu erzielen; daher bleibt 
bie erſte Erforderniß einer Bellerung: weg mit ben todten Spradien! “Die 
Borbedingungen nun, die nöthig find, um die neu zu fchaffende Bürger: ober 
Mittelfchule auch wirklich prosperiven zu laſſen, find von den Herren Vorrednern 
richtig bezeichnet worden. Es müflen an ihnen alademiſch gebildete Lehrer au- 
geftellt werben, denen diefelben Kompetenzen wie den Lehrern an Bollanftalten 
zuftehen, fonft würde der Lehrer wegen der Wettlauf nad Berechtigungen, den 
wir erlebt haben, und der auf dem Lande und in den kleinen Städten fo viele 
Progymnafien und Gymnaften, wo Bürgerjchulen befier am Platz waren, bat 
entftehen Laffen, no einmal losgehen. Wenn diefe fo oft erhobene, aber nie 
mals beachtete Forderung, die in der Unterrichtskommiſſion des preußifchen 
Abgeordnetenhaufes jedesmal laut wird, fobald von einer Schulreform die Rede 
ift, endlich durchgeführt würde, dann wäre wenigftens der heute bereditigte Bor- 
wurf befeitigt, daß von Seiten der Regierung die Bedeutung der wirthichaft: 
lihen Fächer noch nicht in dem Maße anerkannt jei, daß man es für der 
Mühe werth bielte für fie eine Borbildung zu fchaffen, die ihrer Eigenart 
einigermaßen entſpricht, und fie von dem Schickſal emanzipirte auf Anftalten 
— zu * die für ganz andere Bedürfniſſe geſchaffen und ausgebildet 
nd. (Bravo! 


Dr. Meyer (Hannover): Meine Herren! Wir find dem Borftande zu 
geoien Dante verpflichtet, daß dieſes ungemein reichhaltige Thema auf die 
gesordnung gejegt worden ift. Es wird dadurch eine Anregung gegeben und 
Crörterungen in der Preſſe werden die Folge fein, die hoffentlich nicht im 
Sande verlaufen werden. Ich greife wohl nicht fehl, wenn ic) annehme, daß 
indireft dem bedeutungsvollen Werte des Herrn Brofeflor Conrad über das 
Univerfitätsftubium die Stellung diefes Themas zu verdanken tft. Ich befonders 
bin für die Wahl diefes Themas zu Dank verpflichtet, weil ich mitten in einer 
ähnlichen Arbeit ftede. Ich hätte num gerne gefehen, daß ich meine Unter 
ſuchungen und Refultate Ihnen ſchon hätte vorlegen können, ich freue mich aber 
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bo, daß ich auch nad biefer Richtung Berichtigungen erfahren habe, Um es 
hırz außzubrüden : ich arbeite an einem Kleinen Werte über die Berechtigungs— 
jagd: Das Material dazu ift ungemein fchwer zu erlangen, denn es fehlt 
faft ganz die ftatiftijche Grundlage. Es werben leider auf den höheren Schulen 
micht genaue Tiften geführt in Bezug auf den Verbleib der abgehenden Schüler, 
und das ift unbedingt nothwendig. Wir fennen genau die Zahl der Abiturienten 
umd die Frequenz der einzelnen Klaſſen, wir wiſſen aber nicht, wo die ohne 
Erlangung irgend einer Berechtigung abgehenden Schüler bleiben, und wie viel 
mit dem Berechtigungsſchein abgehen. Ich habe mich an die Direktoren einer 
Provinz gewendet mit einem Schema zur Ausfüllung, aber das Refultat ift mr 
ein — brauchbares; indeſſen ergiebt es doch, daß faſt die Hälfte der Schüler 
der höheren Schulen auf ihrem Wege ſcheitern, Daß ohne Berechtigungen faft 50 %/0 
abgehen. Zum Theil gehen dieſe zwar ab auf andere Säulen, aber innerhalb 
einer Provinz vegulirt ſich ſolches doch einigermaßen wieder; zum Theil gehen 
fie ſchon von Quarta und Tertia ab, um einen Beruf zu ergreifen; zum Theil 
mähen fie ſich wenigfiens ab, den Beretigungsfckein zu erlangen oder geben 
anf bie unglüdjeligen Breffen — genug, es find nur etwa 50 °/o, melde in 
die Oberſekunda eintreten. Wo bleiben num die anderen 50 %0? An einer 
Schule habe ich es feftftellen können. Bon 400 Schülern find im Laufe von 
8 Jahren aus den mittleren Klaſſen — ich rechne die Schüler, die aus Unter: 
fefunda ohne Berechtigungsſchein abgegangen find, mit hinzu — zu einem Viertel 
anf andere Schulen ‚gegangen, weil fie ihr Heil nochmals anderswo verjuchen 
wollten, oder weil die Eltern verfegt wurden; ein Biertel bat irgend einen 
praktiſchen Beruf, ein Handwerf oder dergleichen erwählt, und eine volle Hälfte 
ift ins Geſchäft gegangen, d. h. fie haben einen faufmännifchen Beruf erwählt. 
Es giebt das zu ſehr großen Bedenken Anlaß. Weshalb geben fie nicht ins 
Handwerk hinein? Sie halten fid) für zu gut dazu, weil fie einen fleinen Theil 
der höheren Bildung genofien haben, fie wollen viel lieber ins Geſchäft geben, 
weil fie glauben, dort am wenigſten Arbeit zu finden, am frübeften felbftändig 
zu werden und den feinen Herrn fpielen zu fünnen. ch glaube aber, daß 
unfere Generation an fchlechten Kaufleuten zu viel und an guten Handwerkern 
zu wenig befist. 

Was follen wir nun dagegen machen? Fernhalten von den Schulen fünnen 
mir fie wicht, aber es muß die Möglichkeit gegeben werden, Mittel anzuwenden, 
Damit diefe jungen Leute in der Schule ſchon auf den rechten Weg kommen. 

Wie viele nun von denen, welche mit dem Berechtigungsſchein abgehen, 
haben ſolche körperliche und geiftige Tüchtigkeit mitgebradht, um als Einjährig- 
freiwillige mit Erfolg dienen u können? Ich habe zu dieſem Zweck nach vielen 
Bemühungen von ſämmtlichen Bataillonen eines Armeecorps eine Ueberſicht über 
die Einjährigfreiwilligen der letzten Jahre erhalten: wie ſich die Zahl der 
Einjährigfreiwilligen vermehrt bat; aus welchen Berufsflafien fie find; welche 
Berufe fie erwählt haben; ferner, wie viele bie Qualififation zum Referveoffigier, 
wie viele bie Dnalifitation zum Unteroffizier erlangt haben; wie viel von Preflen 
getommen find, wie viel von den höheren Schulen. Da ergiebt fi nun das 
eigenthämlide Reſultat, daß der Krebsſchaden unferer höheren Schulen, die 
moderne Berechtigungsjagb, zugleich droht, ein Schaden der Regimenter zu 
werden. Ein ungeeignete® Material von Einjährigfreiwilligen droht fi) auch 
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dort anzufammeln, mit weldiem die Regimentscommandeur3 wenig anzufangen 
wiffen. Die Unterfuhung ift noch nicht abgejchloffen, ih hoffe fie in dieſem 
Winter veröffentlihen zu können. So viel babe ich flar erfehen, es fehlt ums 
durhans an tüchtigen Mittelfchulen mit abgerundeter Bildung, welche die Be 
rechtigung zum einjährigen Militärdienft geben, und welche zum Theil an Stelle 
der Gymnaſien, Realgumnofien, Oberrealfchulen, Brogymnafien u. ſ. w. (eB 
gtebt nicht weniger al8 7 Arten von höheren Schulen) treten Mönnten. Im 
diefer Beziehung halte ich die Unterfuchung des Herrn Profeſſor Conrad für 
fehr dankenswerth, infofern er nachgewieſen bat, daß die ifolirten Gymnafien in 
kleinen Ztäbten am ſich nicht bereditigt find. Die Gelegenheit macht Bildung; weil 
die Schule da am Plage iſt, wird fie ven allen möglichen Elementen benutzt; es 
Könnte ebenfogut eine ganz andere Art von Schule da fein, aber die Beamten 
in den Meinen Städten drängen zum Gymnaſium und der Staat fubventiomirt 
bie Gymnaſien mit Vorliebe. Es ift doc ein ganz eigenthümliches Ergebniß, 
daß in dem Etat für 1883/84 der preußifche Staat 3853000 Markt Etaat 
fubnentionen auf Gymnaflen verwendet und nur 499000 Marl auf Real 
pnmafien und Realprogymnaften. Biermal fo groß hätte der ſtaatliche Beitrag 

die Realſchulen fein müffen, wenn derſelbe Prozentfag wie bei den Gym⸗ 
nafien hätte erreicht werden follen. Was bedeutet das? Daß diefe Realgyın- 
naſien, Realprogymnafien, böheren Bürgerſchulen von der Gunft der Be— 
völferung getragen find und daß bier ein Bedürfniß befriedigt wird, welches 
im der Zukunft noch weit mehr durch ftaatliche Subvention befriedigt werden 
muß. Die Gymnaften wachſen freilich ftetig an Schülerzahl und Lehrern; dw 
Zahl der Realgymnaften und Progymnaften aber tft rapide gewachſen, von 30 
im Jahre 1860 auf 86 im Jahre 1884. 

Während der Schwerpunft der ganzen Diskuſſion auf der einen Seite 
darin liegt: e8 als münfchenswerth zu bezeichnen, daß Mittelſchulen gefchaffen 
werden, um den Zubrang zu den höheren Schulen — ich möchte ſolches faſt, 
werm ich nicht als Kulturfeind bezeichnet zu werden filcchtete, eine Bi 
mante nennen — in das rechte Fahrwaffer zu leiten, ift auf der anderen Seite 
aud der Zudrang zu den rein wiflenfchaftlihen Fächern, alſo zur Untverfität, 
tn ſtetem Zunehmen begriffen. Herr Brofefior Conrad bat fhon das Schreds 
gefpenft eines geiftigen Proletariats, des Nihilismus, gefehen. Ich glaube, daß 
die dentfche Wifienfchaftlichleit immer Wege finden wird, um fi dem Bater- 
Yande und dem Auslande nüglich zu mahen. Es iſt freilih in den leiten 
Jahren eine ungeheuere Steigerung in.diefer Beziehung eingetreten infolge der 
ſozialen Kalamitäten; wird das in der Zukunft jo bleiben? Ich glaube nick. 
Wir haben eine ähnliche Steigerung gehabt in den dreißiger Jahren und nachher 
einen Midgang. - 

Herr Profeſſor Eonrad hat nım ein Mittel vorgefchlagen, um den Bu- 
drang zur Univerfität zu befeitigen, nämlich das Mittel der Einſchränkung der 
Univerfitätöberedgtigung für alle anderen Schulen außer den Gymnaſien. 
halte dieſes Mittel für durchaus verfehlt. Bon der Oberrealſchule will ich 
einftweilen abfehen, weil ich diefe für ein künftliches Produft vom grünen Tiſch 
halte. Wenn aber nur die Gymnaſien vorbereiten folken für die Umtverfität, 
dann ift die nothwendige Folge, daß ein großer Theil der übrigen Schulen im 
Gymnaſien umgewandelt werden muß, und e8 wäre fehr zu bedauern, wenn eine 
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ſolche Einheitsfchule durchgeführt würde. Ich adoptire lieber das Gleichniß des 
zweiten Herrn Weferenten, dak wir einen Bildungsdom bauen mit zwei gleich 
beben Thürmen. Ya, wenn die Thürme gleich Ihön und hoch find und eine 
gleiche Ausficht gewähren, fo ift das zugleich ein fchöner Anblick. Wenn wir 
aber allen anderen höheren Schulen die Berechtigung zum Univerfitätäftudium 
nehmen, jo würde ein großer Theil derjelben in Gymnaſien umgewandelt werden 
und der BZudrang zu der Univerfität würde nody größer merden; denn bie 
Gymnaſialkarriere leitet direlt auf die Univerfität bin, und über 80 %/o ber 
Gymnaſialmaturi gehen zur Univerfität über, während nur ungefähr. 40 %/o der 
Abiturienten von den Realfchulen die Univerfität beziehen. Ginge aber die Be: 
rechtigung der Realgymnafien weiter, fo würde ein großer Theil der Gymnaſien 
ihre Scüler an NRealgymnafien abgeben. Mir jcheint e8 deshalb befonders 
bedenklid, daS Monopol der Gymnaſien zu verftärten. Es würde das den 
eigenthümlichen Riß, der im bentichen Volke beſtanden hat zwiſchen ben rein 
wiſſenſchaftlich gebildeten und den anderen Etänden, den tüchtigen Induſtriellen 
und Gefchäftsleuten, wieder erweitern. Wir bauen ja gerade darauf hin, die 
Bildung zu einer folden zu machen, daß fie auf einer möglichſt breiten Grund- 
lage aufwächſt. Würden aber die Gymnaſien allein die Vorbereitungsanftalt 
für die Univerfität fein, jo würde jene Kluft nur noch erweitert werden. 

Ich bin der Meberzeugung, daß eine Löſung dieſer ganzen Frage, be- 
fonder3 des einjährig-freiwilligen Dienftes in nicht allzumweiter Ferne Liegt, und 
ich babe durdy eine Reihe von Verhandlungen die Ueberzeugung gewonnen, daß 
die jegige Art der Berehtigungsjagd im Widerſpruch mit den urfprünglichen 
Beftimmungen fteht und haltlos if. Wie eine Aenderung ftattfinden Tann, läßt 
fich jetzt nicht jagen. Wir vom Standpunkt der Schule aus haben den großen 
Wunſch, daß wir diefes ungeeignete Material von Schülern, die gegen Anlage, 
gegen Beruf, Stand und Vermögen der Eltern die Gymnafien befuchen und 
wie Shylock fehreien: ich will den Schein — daß wir diefe los werden. 


Landrath Freiherr v. Broih (Hanau): Deine Herren, die Wichtigfeit 
und Schwierigkeit der Trage, welde uns bier befchäftigt, ift bereitS von den 
Herrn Vorrednern hervorgehoben worden. Je wichtiger aber und je ſchwieriger 
diefe Frage ift, mn jo mehr ift jeder von ung verpflichtet, fein Scherflein zu 
ihrer Röfung beizutragen, da es ſich doc um das liebfte handelt, was wir be- 
figen: um unfere Rinder, und damit um die Zukunft unſeres Baterlandes. 

Ich wollte mir nur geftatten, meine Herren, einen Gegenftand näher zur 
Sprache zu bringen, der bereit3 von dem Herrn Referenten berührt worden: 
Das ift der Geift der Ueberhebung und Anmaßung, der fi, wie ja wohl allen 
befannt ift, unter unferen Gymnaſiaſten, namentlich in den Meinern Städten, 
befundet. Diefen Geift der Anmaßung und Ueberhebung, der fogar Leute in 
autoritativen Stellungen nicht verfchont, halte ich für ſehr gefährlich, denn es 
ift derfelbe Geift, der fih audh im Sozialismus bekundet, dem es darum zu 
thun ift, die Yutorität zu untergraben. Daß diefer Geift an den Gymnafien 
gelehrt wird, will id gewiß nicht fagen, aber daß eine fehlerhafte Auffaflung 
der Stellung eines Gymnaſiaſten dazu beitragen muß, das unterliegt für mid) 
feinem Zweifel. Selbſtverſtändlich trägt auch dazu bei, daß dem Bebürfniß der 
Gymnaſiaſten, das Wirthshaus zu befuchen und dem Tabakrauchen zu buldigen 
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in einer Weiſe Konzefftonen gemacht werben, die id) mit der Stellung eines 
Symnaflaften nicht vereinbar erachte. Ich habe in dieſer Hinficht ſogar die 
Wahrnehmung gemacht, daß, als ein Schüler der Unterfefunda vom Diveltor 
im Lauf des Semefters in die Sekunda eines andern Gymnafiums 

wurde und diefer ihm dabei bemerkte, er habe ſchon zweimal wegen 

an Zrinfgelagen das Konfilium bekommen, er möge ſich zujammennehmen, daß 
er es nicht zum dritten Mal erhalten, dies die beſte Empfehlung für ihm feinen 
Mitſchülern gegenüber war, ihn an die Epige ihrer Trinfgelage zu ſtellen 
(Heiterkeit.) 

Wie weit diefe Uebelſtände bereit gediehen find, Formen Ste aus folgendem 
entnehmen. Ein Berwaltungsbeamter erließ eine Polizeimaßregel, die deu Gym 
naftaften nicht kowenirte. Was mar die Folge? & befam Parnphlete zu: 
geſchidt und fein Sohn wurde in einer Weiſe beleidigt, die natürlich daraui 
berechnet war, daß e8 dem Vater, bem biefe Veleivigungen galten, zu Ohren 
fommen ſollte. Dem Bater wurde dabei gedroht, er folle fi) da und da nich 
zeigen, fo würde er durchgeprügelt werben. Sehen Sie, meine Herren, das iſt 
der Geift des Attentat3, das ift derfelbe Geiſt, mie er ſich bei den Sozialiſten 
und Anardiften bekundet. Daß aber bie Auffaflung der Herren Lehrer dazu 
beitragen muß, diefen zu nähren, das glaube ich daraus entnehmen zu mäflen, 
daß vor einigen Jahren ein Eymnaſialdirektor einen Hauptmann der Ya: 
fanterie in einer Beſprechung über das Verhalten der Gymnaſiaſten der be 
treffenden Stadt fagte: ja, ein Unterprimaner ſteht doch einem Leutnant gleich 
(Heiterkeit.) 

Mag man darüber denken, wie man will. Nach meinem Dafürbalten find 
das aber jedenfall3 Anfichten, die nicht vereinbar jind mit der Stellung, die 
der Gymnaſiaſt einnehmen fol, und wenn der Direktor der Anftalt eine ſolche 
Anficht hat, fo Liegt es fehr nahe, daß ſich das auch auf die Schüler überträgt. 

Das iſt ed, was ich mir geftatten wollte Ihnen ganz beſonders ans Herz 
zu legen: dahin zu wirken, daß diefem Geift ein Ziel gejegt werde. Es ift ja 
bier die Stelle fi offen darliber auözufprechen, und es geſchieht das meinerjet 
auch in durchaus objektiver Weife. Ich babe dabei felbftredend die befte Ab: 
fit, nur das Wohl der Schule und nes Barerlandes dadurch zu heben. 


Sombart (Berlin): Meine Herren! Wenn id das Detail, mas ber 
legte Herr Redner vorgeführt hat, aus meiner eigenen Erfahrung nicht beftätigen 
fann und mich deshalb mit ihm nicht einverftanden erfläre, jo muß ich anderer: 
ſeits jagen, daß ich fonft mit allen Rednern mich im großen und ganzen in 
Uebereinftimmung befinde, indem nämlich alle betont haben, daß zeitgemäß 
Reformen in unferem höheren und mittleren Unterrichtöweien einzuführen find. 
Das Wie wollen wir anderen Inſtanzen überlafien. Was mich insbeſondere 
veranlaßt Hat, feit einiger Zeit in bie Unterrichtöfrage einzutreten, die mir 
früßer allerdings etwas fern lag, das war das gewerblidye Unterrichtsweſen 
Im vorigen Jahre fagte im Abgeordnetenhauſe ein bewährter Gewerbefchullchrer, 
Herr Dr. Schulz aus Bodum, daR im Jahre 1870 da8 preufifche Gewerbe 
ſchulweſen desorganifirt und im Jahre 1879 ruinirt wäre, da wir 
alfo jegt für den mittleren @ewerbeftand feine Unterrichtanftalten mehr haben, 
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wo diefer feine Kenntniffe für das praftifche Leben zeitgemäß erweitern Tünnte. 
Meine Herren, ich erfenne mit großem Dante noch heute an, wie die Beuth'ſche 
Schule, namentlih von 1821 an, fegensreich für das preußifche Vaterland und 
vielleicht über deſſen Grenzen hinaus gewirkt hat, und daß e8 1850 an ber 
Zeit war, mit dem Fortichritt der Induſtrie und des wirtbfchaftlichen Lebens 
übereinftimmend dieje Lehranftalten zu reformiren. Man hat aber im Jahre 1870 
den Fehler gemadt, das, was für den Chemiker, den Mafchinenbauer, für 
den Induſtriellen nothwendig ift, mit wiſſenſchaftlichen Schulflaffen zu verbinden, 
was ganz unpraftiich war. 

Was nun der erfte Herr Referent gejagt bat in Bezug auf die heutigen 
Gewerbeſchulen mit Yjährigem Kurſus wie 3. B. die Oberrealfchule in Breslau, 
die eigentlih nur Borbereitungsanftalten find für die techniſchen Hochſchulen, 
das wiffen Sie alle. Es ift aber nad) dem Austritt auß der Schule, nament- 
lich der Mittelſchule, ein Bedürfniß, die Fortbildung der angehenden Kaufleute 
und Induſtriellen auch auf das gewerbliche Leben weiter auszudehnen, wie wir 
es 3. B. in der Landwirthſchaft fchon feit einer Reihe von Jahren gethan haben, 
wo wir Hochſchulen befigen, auf’ denen die jungen Leute der bemittelteren Stände, 
wenn fie ihre Schule abfolvirt und das Zeugniß der Reife für den einjährigen 
Dienft in der Taſche haben, und wenn fie fi demnächſt einige Jahre in ber 
Praris umgefehen haben, fih dann noch eine höhere tehnifdh:wiffen- 
Thaftlihe Ausbildung verſchafſen. Meine Herren, diefe Inftitutionen, die 
wir im Staatödienft auf verfchiedenen anderen Gebieten haben, 3.8. im Berg⸗ 
fah, im Forftfah, im Vermefjungswefen, wo die jungen Leute erft einige Zeit 
in der Prari3 gearbeiter haben müffen, um dann in das wiflenichaftliche Leben 
einzutreten, — diefe entbehren mir eigentlih in Preußen für das gewerbliche 
Berufsleben gänzlih, aljo ein Inſtitut, wo die Söhne bemittelter Eltern ſich 
vorbereiten für ihre fpätere Laufbahn. Ich wunſche, daß diejenigen Jünglinge, 
die in das gewerbliche Leben mit dem Abgangszeugniß einer Mittelſchule ein- 
treten, dann, wenn fie einige Jahre in der Lehre geweſen find, noch einen höheren 
wiſſenſchaftlich⸗ technifchen Unterricht, etwa mit zweijährigem Kurſus, genießen. 
Es hat fih das Bedürfniß auch ſchon in einzelnen Städten herausgeftellt. 
3. B. bat man feit etwa 10 Jahren in Kiga eine derartige Alademie, feit 
6 Jahren in Wien; in Dresden und Stuttgart find auch ſolche mit allerdings 
nur einjährigem Kurſus, und feit Oftern d. %. ift in Köln eine Hochſchule für 
Kaufleute errichtet. Meine Herren, ih will aber nit Privatanftalten, ſondern 
ih wünſche ein Staats- oder Gemeindeinftitut, denn das muß ımter höherer 
Auffiht und Kontrole ſtehen. Ich meine alfo, wenn der junge Kaufmann, der 
Induſtrielle, der zufünftige Inſpektor, der Faktor eine Zeitlang praftifch ge= 
arbeitet hat und weiß, was er will, dann foll er noch Technik, Bollswirthichaft, 
Statiftit, Handelödgeographie, furz feine Berufstechnik fpezieller ftudiren, nicht nur, 
um für das wirthichaftliche Leben, fondern für die höhere Bildung der Nation 
etwas beizutragen. Es ift ſchon von anderer Seite darauf aufmerffam gemacht, 
daß 3. B. im Parlament eine große Menge von Landwirthen, dagegen ſehr 
wenig Induſtrielle ſitzen. Die Induſtriellen und Kaufleute ſind viel reicher als 
jene und könnten viel eher dort eine hervorragende Stellung einnehmen. Aber 
ich glaube, es iſt eine gewiſſe Lücke bei vielen dieſer Herren vorhanden, es 
fehlt eine höhere wiſſenſchaftliche Bildung; ſie können nicht in der Weiſe wie 
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bie vandwirthe, die eine folde zum großen Theil genofien haben, mit fort, und 
es genirt fie dann, dort aufzutreten und zu ſprechen. 

Ich Habe an einer andern Stelle einen Vorſchlag gemacht. Das Beuth'ſche 
Inſtitut zu Berlin in der Klofterftraße wird in nächſter Zeit eingehen, weil 
Das große Polytechnikum auch dieſes Gewerbeinftitut in fi aufuehnen wit. 
Dort wären die Lolalitäten, die willenichaftlichen Kräfte, das Unterrichtsmaterial 
nach faft allen Richtungen vorhanden, um ein derartiged Inſtitut zu gründen; 
ih will e8 nicht Akademie nennen, damit nuht der ſtudentiſche Geift auch unter 
diefen jungen Leuten auftritt; ich will e&8 Sewerbeinftitut nennen. Day 
eine neue Anregung gegeben zu haben, war der Zwed meiner Ausführumgen. 


Dr. Shlee: Meine Herren, ich würde e8 für Unrecht halten, wenn ich 
den Ausführungen, durch welde die Herren Referenten und die Herren Rewer 
unfere gegenwärtigen Sculeinrichtungen illuftrirt und deren Beziehumg zum 
jozialen und gewerblichen Leben bargeftellt haben, noch etwas Binzufegen wollte, 
und erlaube mir nur, meinerjeit3 meine volle Zuftimmung zu den Forderungen 
der Herren Referenten auszufprechen. Ich möchte nur noch ein paar Bemerkungen 
machen, zunähft in Bezug auf die Ertheilung der Berechtigung für den einjährig: 
freiwilligen Dienfl. Die zwei Abänderungen, an die man wohl gedacht hat, 
daß die Berechtigung abhängig gemacht werde durchweg von einem Eramen, 
und die andere, daß fie durchweg abhängig gemacht werde von der Abjol: 
virung einer der höheren Schularten, — die halte ich beide nicht für 
eınpfehlenswerth. Die erftere würde den höheren Schülern nur eine neue Laſt 
ſchaffen, ohne an der Sache etwas wefentliches zu ändern, oder fie würde die 
fogenannten Preſſen vermehren. Und die Beichräntung auf die Abgangaprüfung 
ift wohl kaum ausführbar. Zwar ift auch Wiefe in feiner legten Schrift auf 
einen ſehr einfachen Borjchlag der Art gelommen, indem er fagt: die Schule 
foll überhaupt blos ihre Schulzeugniffe ausftellen, damit würden die bejonderen 
Berechtigungsſcheine von felbft wegfallen. Aber es muß doch nachher die Be: 
vehtigung an gewiffe Bedingungen geknüpft werden und e3 würde dann doch 
wohl durch eine Hinterthür wieder hineinlommen, daß die betreffenden Behörden 
die Berechtigung von dem Zeugniß einer beftummten Klafje abhängig machen. 
Auch für diejenigen, welche jest als Ballaft des Gymnaſiums bezeichnet werden, 
würde es feine guten Folgen haben, ein Theil freilich würde überhaupt ein 
Gymnaſium nicht beſuchen, ein anderer Theil aber würde dann bis zum 
Abiturientenzeugniß bleiben und dann erft recht ſtudiren wollen, obgleich er dazu 
nicht Neigung und Befähigung hatte. Ich glaube vielmehr, daß die Trage, 
wie diefe Berechtigung erlangt werden muß, und mie die üblen Folgen für Die 
foztalen Verbältniffe zu vermeiden find, mit der anderen Frage durchaus zu⸗ 
jammenhängt: es kann nur gefchehen durch eine zwedentiprecdyende Organifation 
des Schulwefens. Im großen und ganzen find die höheren Schulen, fo weit fie 
neu organifirt wurden, etwas zufällig entftanden, ohne rechtes Prinzip. Das 
Gymnaſium mar die gegebene Anftalt; und man bat zu wenig bei der Ein 
rihtung der Schulen —— welche Forderungen ſtellt das Leben, ſtellen die 
ſozialen Verhälmiſſe, ſtellen die verſchiedenen Berufsarten? — ſondern man hat 
Schritt für Schritt ſich an das Gymmaſium anlehnend die Sache nur etwas 
weiter geführt. 
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In diefer Beziehung möchte ich zu dem Referate des erfien Herrn Referenten 
noch etwas hinzufügen. Es ift früher das Gymnaſium nicht fo ausschließlich 
der einzige Weg geweſen, auf dem die höher gebildeten unferer Nation ihre 
Bildung erhielten. Wenn man das numeriſch feftftellen könnte, — ic) glaube, 
beinah die Hälfte würde man finden, die im zweiten Theil des vorigen Jahr- 
bunderts ihre Bildung privatim erhalten haben durch ihren Vater, durch den 
Pfarrer oder durch einen Hofmeifter. Und wenn Sie genauer bhinfehen, fo 
werden Sie finden, e8 war eine große Anzahl der erften Männer diefes Jahr⸗ 
hunderts darunter. Yerner finden Ste, daß menigftens in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhundert? der Unterricht bei diefen weſentlich mit dem Franzöſiſchen 
anfing und das Hauptgewicht auf das Frangöfifche legte. Sodann gab e8 eine 
viel größere Freiheit für den Uebergang auf die Univerfität. In Schleswig: 
Holftein war nod vor 17 Jahren weiter nichts nöthig, als daß man bis zur 
Sekunda gekommen war, dann konnte man auf die Untwverfität gehen und hatte 
zu allen Fakultäten die Berechtigung. Im Anfang diefes Jahrhunderts brauchte 
man nur einen Schein von irgend einem „literatus“ zu haben, daß man 
den erforderlichen Unterricht genofien habe. Wenn Sie ferner felbit in unfere 
Generation bineingehen und fragen: wann find Sie aufs Gymnaſium gefommen, 
wie lange find Sie da geweſen? — dann werden Sie eine große Zahl foldyer finden, 
die erft in Sekunda und Prima mit mangelhaften Vorkenntniſſen hineingekommen 
find. Das ift bei den Anforderungen, die man jest macht, nicht mehr möglich. 
Der Zwang, der durch unfere Edyuleinrihtungen auf die Väter geübt wird, ift 
viel größer geworden, und die Sorge eine Vaters, wenn er feinen Sohn zur 
rechten Zeit auf die Schule bringen ſoll, ift jetzt eine ſehr drüdende, namentlich 
wenn man die Schule nit am Drt hat. 

Darum glaube ih, daß die Schuleinrichtung mehr dem Bedürfniß ent- 
gegen kommen muß. Sn diefer Beziehung befinde ich mid; in der eigenthlim- 
lichen Lage, daß ich pro domo fpredien muß. “Die Anftalt, welche unter meiner 
Leitung fteht, entjpricht im ganzen dem, was der Herr Referent al3 wünſchens⸗ 
werthen Verſuch bezeichnet hat; fie ift vom Minifterium in Preußen vollftändig 
anerfannt und erfüllt alle gejeglichen Anforderungen. Die Einrichtung befteht 
darın, daß die untere Stufe die alten Sprachen wegläßt, zunächſt mit Franzöſiſch 
anfängt, dann Engliſch vornimmt und in Tertia mit Latein beginnt. Von da 
ab ſpaltet fi) die Anftalt; die eine Hälfte der Schüler, die nicht ftudirt oder 
ein Zeugniß haben will, in welchem auch da8 Lateiniſche bezeugt fein muß, geht 
dann auf der „Realſchule“ weiter, bis fie den Schein zum einjährigen Dienft 
erworben bat; die anderen, bie wenigſtens die Ausſicht haben wollen, in höhere 
Berufsarten eintreten, aud die Untverfität beſuchen zu können, geben in der 
anderen Hälfte weiter, und e8 hat ſich bis jet fo geftaltet, daß, ohne daß ein 
Einfluß der Schule auf die Schüler geübt wird, fi die Schule faft gleich 
theilt. Die Einrichtung ift aljo in ihrer didaktifchen Ausführbarkeit nicht mehr 
fragwürdig, fondern fie ift vollftändig ausgeführt und anerkannt, und das 
Minifterium ift aud an einem anderen Orte, wo von einer Kommune ber 
Antrag gemacht wurde, die Schule fo einrichten zu dürfen, fofort darauf ein- 
gegangen, und auch dort hatte die Ausführung allfeitige Anerkennung gefunden. 
Nun lamen aber mit den neuen Lehrplänen die ängftlihen Bedenken: wie ſteht 
die Schule da? fie ift in den Lehrplänen nicht einmal als eine anerkannte 
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Schulart aufgeführt; fie fteht in der Luft, ımd man weiß nicht, wann fie 
wieder umgeändert werben muß. Und fo ift fie dort wieder m der R 
fation zum Nealgymnafium nad dem allgemeinen Lehrplan begriffen. Bei ım3 
dagegen wird mit vollfter Weberzeugung an der Einrichtung feftgehalten. Didaktiſch 
ausführbar ift alfo die Schulart, fie ift aud vom Minifterium anerkannt; fie 
wird nicht begünftigt, aber auch nicht von den Behörden irgendwie befümpit. 

Demgemäß balte ich es nur für die Wufgabe der Schulorgantfation, daß 
in denjenigen Orten, wo nur eine höhere Schule beftehen kann, eine Mittel: 
ſchule oder Realfchule eingerichtet werde; damit fie aber allen Intereſſen möglidkt 
entfpricht und von den Kommunen angenommen wird, mit der Bedingung, daß 
fie irgendwie den Weg bahne auch zu den höheren Berufsarten, auch zu der 
Univerfität. Die Schule an und für fi braucht das Biel nicht zu erreichen, 
aber fie muß auf den Weg dahin führen; was am einfachften durch bie vorher 
gefhilderte Schuleinrichtung gefchehen würde. Und fo bängt denn die Edul: 
einrichtungsfrage in allen ihren Punkten wieder mit der Berechtigungsfroge 
a namentlih aud mit der Frage nad der Berechtigung zur Umiverfitk 
zufammen. 


Geheimrath Dr. Thiel (Berlin): Ich möchte ven Herm Redner fragen, 
wo die von ihm erwähnte Schule eriftirt. 


Dr. Schlee: In Altona. 


Brofeffor Bücher (Bafel): Meine Herren! Nach den ausführlichen Ace 
raten, die wir heute gehört haben, würde ich es nicht wagen, das Wort zu er 
greifen, wenn ich der Anſicht wäre, daß die im Programm geftellte Frage durd 
die Referate erfchöpfend beantwortet ſei. Die bier geftellte Frage fann näml 
nach doppelter Richtung aufgefaßt werden, einmal im Einne einer Darftellung vo 
Thatfählihem, alfo: welden Einfluß hat die feitherige Organifation anf x 


fozialen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe ausgeübt? — und dann in pritz 
pieller Weife: in welcher Art follen die höheren und mittleren Schulen oz 


nifirt fein, um unferen fozialpolitifchen Anſchauungen zu entfprechen ? Ich glauke. 
nad) der erfteren Seite find wohl fehr beadhtenswerthe Beiträge zur Beurtbeilus 
der thatfächlichen Verhälmiffe vorgebracht. Was die prinzipielle Seite der Frax 
anlangt, jo babe ich in ben Erörterumgen ber beiden Herren Referenten x 
genügende Berüdfichtigung derjelben vermißt. Ich glaube, daß dies deshalb e 
ſchehen ift, weil fie ſich beftrebt haben, ihre Erbrterungen auf die höheren m 
mittleren Schulen zu beſchränken; ich glaube aber ebenfo feft, daß es nicht wir 
lich ift, die Frage zu löfen, wenn man das Elementarſchulweſen vollſtändig are 
Acht läßt. Unſer gefammtes höheres und mittleres Schulweſen hängt nämit 
durchaus in feiner Organifation und feinem Gedeihen ab von dem 


bes Elementarſchulweſens und wirft wieder mit biefer Organifation auf 


Elementarfchulmefen zurüd. 

Wenn ih mid nun frage: in welder Weife hat die feitherige Organifat 
der Elementar: und höheren Schulen da3 gefammte foziale Leben beeinflußt? — 
jo kann ic) durchaus nicht der Anficht des Herm Seyffarbt fein, daß der jopst 
Einfluß unferer Schulorganifation ein wohlthätiger gemefen fei; im Gegentke 
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muß ich fagen: wie diefe Organifation heute ift, fo wirkt fie verfchärfend auf 
unfere fozialen und wirthichaftlichen Gegenfäge ein. (Sehr richtig!) Unfere 
höheren und mittleren Schulen berüdfichtigen durchaus nicht, daß die Elementar- 
ſchule für fie eine Vorſtufe bilden fol, in welcher das Maß an allgemeiner 
Bildung geboten fein fol, — um mid der Worte des preußiſchen Landrechts 
zu bedienen — welches jedem vernünftigen Menſchen zu feinem bürgerlichen 
Fortlommen nothwendig if. Mit dem neunten oder zehnten Jahre foll ſich ein 
junger Menſch für einen künftigen Lebensberuf entjcheiden. Aber nicht genug 
damit; diefe Schulen haben auch noch die Tendenz, unterfiügt von gewiſſen fo- 
zialen Allüren und Machtverhältniffen in unferen Kommunalverwaltungen, immer 
tiefer hinunterzugreifen und vom erften Moment an, wo das Kind der Schule 
überliefert wird, dasſelbe in ihre Kreife zu ziehen. So kommt es denn, daß 
unfere Gymnaſien und Realſchulen gewiflermaßen unten vorgefhubt werden, 
daß hier fogenannte Borfchulen errichtet werden und daß diefe Vorfchulen fchon 
gleichſam in die Kinderwelt hinein die fcharfe joziale Scheitung tragen, die leider 
durch unfer ganzes bürgerliches Leben hindurchgeht. Diefer Zug ift fehr ver: 
derblid), denn fobald wir aus den Elementarſchulen die befieren Kreife fern 
halten, fobald wir Gelegenheit bieten, daß die vermögenderen Klaſſen ihre Kinder 
fofort der bevorzugten höheren Schule übergeben können, werden wir aud) dahin 
fommen, daß für die Elementarfchulen überhaupt nichts mehr gefchieht. Diefer 
Zug, die Kaſtenſchule immer weiter auszubauen, ift unbewußt in allen Schul— 
verwaltungen wirlſam. Meine Herren. Sie befinden fidh hier in den Räumen 
der Polytechnifchen Geſellſchaft. Diefelbe ift im Jahre 1816 begründet worden 
zur Beförderung des Wohles der arbeitenden Klafſen. Diefe Geſellſchaft hat 
vor etwa 30 Jahren eine Schule begründet, die als Gewerbeſchule in ähnlicher 
Weiſe wie die Beuth'ſche Organifation in Preußen wirken follte, zum Theil 
auch als Vorbereitungsſchule für den Beſuch einer höheren technischen Lehranftalt. 
Sehr bald ift man dazu gefommen, diefer Schule nebft der ſpäter errichteten 
Handelsſchule eine Vorfchule zu geben. Diele Vorfchule nebft der Handels- 
und Gewerbefhule fand einen eifrigen Direktor, der nichts ſehnlicher wünſchte 
und nichts eifriger betrieb, als die ganze Schule umgugeftalten zu einer Real: 
ſchule I. O. mit aufgefegten Fachklaſſen — auf der einen Seite eine höhere 
Gewerbeſchule, auf der anderen Seite eine Art Handel3afademie, wie Herr 
Sombart diefelbe wünſcht. Ich wollte noch beiläufig bemerken, daß e8 auch an 
einer Vorſchule für diefe Schule nicht fehlte. Es ftellte fi nun heraus, daß 
die Mittel der Gefellihaft, die zum großen Theil durch die Erträge der Spar- 
kaſſe aufgebradht waren, anftatt „zum Wohl der arbeitenden Klafjen“ verwendet 
zu werden, zur Erhaltung einer Schule verwendet wurden, weldye vorzugsweiſe, 
ich kann fagen, faft ausfclieglih von den Kindern der franffurter Gelb: 
ariftofratie beſucht wurde. Ich bin feft überzeugt, daß feines der Mitglieder 
des Borftandes diefer Geſellſchaft fih der Umwandlung, die fo gleihjam ganz 
unter der Hand fi bier vollzogen hatte, irgendwie bewußt geweſen ift, daß 
niemand diefen Ausgang der Entwidlung gewünſcht oder herbeizuführen geſucht 
hat. Es find nun einmal die fozialen Klafien-Anfhauungen, die in dieſen 
Ieitenden Kreifen der Bereinsthätigfeit und der Kommumalverwaltung maßgebend 
find, welche bier wie in andern Fällen ihre natürlide Macht geltend madıten. 

Wenn wir heute immer mehr folder Erfahrungen machen, für die ſich die 
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Beifpiele ja verhundertfachen ließen, ſo haben wir uns die Frage vorzulegen: 
was ſoll denn eigentlich eine Organiſation des geſammten Schulweſens? — 


Nun kann ich auch hier wieder in Anknupfung an die Worte des preußiſchen 
Landrechtes jagen: es ſoll zunächſt jedem einzelnen die Möglichkeit geboten werben, 
diejenigen Kenntniſſe voll zu erwerben, die ihm dag Yortlommen im bürgerlihen 
Leben ermöglichen, aber e8 follen auch diejenigen Kenntniffe ihm nicht verichloflen 


fein, welche den einzelnen befähigen zum Auffteigen auf der jozialen Stufen: 


leiter. Betrachten Sie num Dielen Srundfägen gegenüber die gegenwärtige 


Schulorgantfation, fo werden Sie jagen müfien, daß eben durch das vorher 
geichilberte tiefe Eingreifen der höheren Schulen die Brüde zwiſchen ber le: 


mentarbilbung und der höheren Bildung durchaus abgebroden iſt. Es beikt 


bier: entweder Elementarſchulbildung und dann für immer beſtimmt zu banau- 
ſiſcher Thätigfeit, wenn nicht außergewöhnliche Kraft und — gegeben 
find, — oder höhere Schulbildung, und dann entweder. eine durch das Bered 


tigungsweſen verpfufchte Eriftenz ober ein Hinaußdrängen über den Stand und 


die vorhandenen geiftigen und materiellen Mittel. Ich glaube, daß der Grund⸗ 
gedanle, welcher urſprünglich dem einjährig: freiwilligen Dienſt zu Grunde liegt, 
gegenwärtig ſo ſehr verdunkelt iſt, daß es nothwendig iſt, ihm wieder einmal 
nachzugraben. Herr Bued meint, es ſei die Idee geweſen, daß derjenige, der 

eine höhere geiſtige Ausbildung erlangt babe, nun um fo fchneller die militäriſchen 
Fertigkeiten fid würde aneignen können. Ich glaube, das ift wicht die Grunb- 
idee geweſen, fondern vielmehr die, daß biejenigen, welche |päter dem Staate 
als Beamte doch ihre Kräfte widmen wollten, eine Erleichterung haben folten 
in ihrer Berufsbildung. Wenn wir das Verechtigungewejen etwas weiter ver⸗ 
folgen über den einjährig - freiwilligen Dienſt hinaus, z. B. ben Militärdienſt 
ber Lehrer, fo prägt fih das ganz deutlich aus. Hier heißt es: menn Ihr 
nit dem Staate Eure Kräfte widmet, fo werdet Ihr zum dreijährigen Tienft 
herangezogen. Wie es jest mit dem einjährig-freiwilligen Dienft ſteht, it er 
erſtens ein Krebsſchaden für das gefammte höhere Schulweſen und zweitens ein 
Privileg nicht der-Bildung, fondern bes Geldſacks, und einer jolden Einrichtung, 
welche jeder BVerbefferung in der Organifation des höheren Schulweſens von 
vornherein als unlberftglicher Damm fic) entgegenftellt, haben wir al3 Sozial⸗ 
politifer durchaus feinen Grund dad Wort zu reden. Ich möchte mich deshalb 
ganz kurz dafür ausſprechen, daß die Berechtigung zum einjährig-freitvilligen 
Dienft geknüpft werde an das Maturitätszeugniß, daß fie aber nur denen wirt: 
lich zu Theil werde, die fi) Tpäter dem Staatsdienft widmen, daß alfo die Be 
vehtigung auf Grund ber Erreichung einer beftimmten Scultlafie ausgeichlofien 


= die Berfchiedenbeit i in der Organifation der höheren Anftalten betrifft, 
jo babe ich mich gewundert, daß Herr Seyffardt jo fehr Die allgemeine Bildung 
betont hat, bie durch dieſe Organiſation erzielt werben ſoll, und daß er trogdem 
nicht zu der Forderung einer Einheitsſchule hat gelangen können. Ich glaube, 
von unſerem Standpunkt als Sozialpolitiker können wir es auch nicht als "glei 
ang betrachten, daß durch die höher gebildeten Klaſſen unferer Nation eine 
Iuft hindurchgeht zwiſchen humaniſtiſch Gebildeten und realiftiich Gebildeten, 
und ich glaube, daß e8 wünſchenswerth wäre, wenn auch von diefem Geſichts⸗ 
punkte aus auf die Einführung einer Einheitsfchule Bedacht genommen witrbe, 
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Aber auch von einem mehr prinzipiellen Standpunkt, glaube ih, werden 
wir zur Forderung einer Einheitsfhule gelangen. Wenn dem, was wir für 
die Elementarfchule fordern, nachgekommen werben fol, fo ift e8 durchaus noth- 
wendig, das Biel der Elementarſchule höher zu fteden und die allgemeine Schul- 
pflicht für alle Klaſſen der Bevölkerung wirflid zur Wahrheit zu machen. Wir 
gelangen dam zu einer Elementarjchule, die etwa bis zum 14. oder 15. Jahre 
ihre Schüler in Anſpruch nimmt und zu einem Aufbau von Sekundärſchulen 
und Fachvorbereitungsſchulen, der fi) daran anſchließt. ebenfalls möchte ich 
zum Schluß nochmals hervorgehoben haben: welde Organifation auch beliebt 
werden möge, es muß darauf Bedacht genommen werden, daß die wirthichaft- 
lichen und fozialen Gegenfäge nicht durch Gegenfäge der Bildung verſchärft 
und dadurch zu unüberbrüdbaren gemacht werben. 


Geheimrath Dr. Thiel (Berlin): Meine Herren! Ich kann wohl an: 
nehmen, daß der geehrte Herr Vorredner, wenn er fih für die Beſchränkung 
der Berechtigung zum einjährigen Dienft nicht blos auf Abiturienten, fondern 
fogar nur auf die zukünftigen Beamten ausſprach, damit den Hintergedanfen 
verfnüpft hat, daß einem foldhen Privilegium eine bedeutende Verkürzung der 
allgemeinen Wehrpflicht für den ganzen übrigen Theil der Bevölterung zur 
Sette fliehen müſſe, dem fonft wäre eine ſolche Einrichtung gar nicht denkbar. 
In Bezug auf diefen Punkt möchte ich mir nur eine Bemerkung erlauben. Es 
ift mandmal in meiteren Kreifen jehr mißverftanden worden, warum die Militär- 
verwaltung fi einer Abkürzung der Dienftpfliht al Prämie für beftimmte 
Bildungsgrade fo ablehnend entgegenftelle. Der Gedanke hat ja häufig nabe 
gelegen, man möge die allgemeine Wehrpflicht benugen, um daraus ein großes 
Bildungsmittel zu machen, indem man ebenfo, wie man jegt an die Erwerbung 
eine8 Oberfehmdazeugnifies die Prämie des einjährigen Dienftes nüpft, fo ab: 
ftufend nad) den verfchiedenen Bildungsgraden aud die verſchiedene Länge der 
militärifchen Dienftzeit normire, um dadurch für jeden Menſchen einen kräftigen 
Antrieb zu Schaffen, fi eine möglichſt gute Bildung zu erwerben. Die Militär: 
verwaltung bat ſich diefen Ideen gegenüber wohl deshalb jo ablehnend- ver- 
halten — und ih glaube, man kann ihr darin nur Recht geben —, weil fie 
befürchten muß, daß in dem Maße, wie auf dieſe Weife die befier gebildeten 
Elemente der Bevölferung dem Gro8 der Truppe gegenüber eine. befondere 
Stellung erhalten, ſich dieſes Gros in feiner ganzen Haltung verfchlechtert. 
Wir willen alle, weldhen ungeheuren Werth es für die moralifche Haltung der 
Armee bat, daß im Kriegsfalle, wo alle Vorrechte aufhören, der Freiwillige, 
der höher gebildete, von dem man tm allgemeinen annehmen kann, daß er 
auch höheres Pflichtgefühl gegenüber den idealen Anforderungen beſitzt, 
die das Baterland an ihn ſtellt, in Reih und Glied mit Leuten ſteht, von 
denen doch viele nicht fo fehr von der Weberzeugung durchdrungen find, daß es 
ihre ehrenvolle Pflicht ift, fich fir das Baterland todtſchießen zu laſſen. ‘Dies 
gilt in gewiflem Maße auch für den Frievensftand der Armee. Der Geift des 
willigen Gehorſams und des pflichttreuen Dienftes läßt fih um fo leichter er: 
balten, wenn die mehr widerwilligen Elemente beeinflußt werden durch diejenigen 
Soldaten, welde, aus den befjeren Familien des Bauern: und Heinen Bürger: 
ftandes ftammend, nicht blos dem Zwange gehorchen, fondern der eigenen Er⸗ 
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tenntniß und dem Ehrgefühl. Dieſer Einfluß verliert aber in dem Maße an 
Kraft, wie die Gemeinſamkeit der ganzen Stellung und Behandlung in Bezug 
auf alle Dienitpflichten, Laften und Entbehrungen aufgehoben if. Nur dam 
wagt der ſchlechter gefinnte nicht zu murren, wenn er fieht, wie der höher 
ftehende, der ganz dasſelbe zu tragen bat, freudig feine Pflicht thut. In dem 
Maße alfo, wie man in ber SGriedendarınee die beileren Elemente ausfortirt und 
ihnen dann eine andere Stellung, Behandlung und Ausbildung geben muß, ver: 
ſchlechtert ſich der Reſt, der dann ven moraliſchen Anfprüchen des Dienſtes ſchon 
im Frieden nicht mehr genügen wird und ganz anders regiert werden muß, als 
dies jetzt der Fall iſt. Der Geiſt einer folden Truppe muß hierdurch ſinken. 
und das wird fih aud im Ernſtfalle bemerkbar maden, felbft wenn dann 
ge alle Unterfchiebe — ſind. Dieſen Bedenken gegenüber wird es 
jedenfalls im Intereſſe der Armee, welches ja auch das Intereſſe des Landes 
ft, notbwendig fein, wenn man überhaupt auf dieſem Wege weiterſchreiten 
will, —— denſelben Fehler zu machen wie beim einjährigen Dienſt, wo 
man bie Verechtigung an ein Befähigungszeugniß gefnüpft bat, welches ohne 
Mitwirkung der Militärbehörde erworben wird, fondern man wird bie 
Verleihung folder Begünſtigungen in die Hände der Truppenführung * 
müflen und es dieſer überlaſſen, die beſſere Ausbildung, nicht ſowohl die beffere 
Schulbildung, als vielmehr die befiere militärifhe Bildung und Führung, zu bes 
lohnen dadurch, daß fie die betreffenden früher von der Fahne entläßt. Dee 
Anfänge zu einem ſolchen Syſtem haben wir ja fhon darin, daß, wie Ihnen 
allen befannt ift, die DurchfchnittSdienftzeit bei der Anfanterie längft nicht mehr 
drei „Jahre beträgt, jondern daß diejenigen, bie ſich militärifch auszeichnen, ſchon 
mit zwei "Jahren ablommen Tönnen. Das iſt aber ganz was anderes, als em 
abgeftuftes Syſtem 21/32, 2:, 1N/sjähriger Dienftzeit je nach der Schulbilbung, 
denn für die frieggtüchtige Ausbildung der wehrpflichtigen Mannſchaft ift e8 ein 
gewaltiger Unterjdied, ob die Militärbehörde in der Lage ift, folde Begünſti⸗ 
gungen ertheilen zu können al3 Belohnung für gute Dienfte und ftraffreie Zäh- 

rung, oder ob jemand mit einem Ctüd Papier vor den Regimentdcommandenr 
fommt und fagt: du mußt mic) nach 1Nis oder 2 Jahren entlafien, weil ich ein: 
mal — längere Zeit die Schulbank gedrückt habe. 

Zum Thema unſerer Verhandlungen ſelbſt möchte ich mit Bezug auf die 
auch von mir befürwortete Nothwendigkeit der Errichtung möglichſt nee 
Mittelichulen eine Wahrnehmung mittheilen, melde ich in meinem amtlichen 
Wirkungskreis zu machen Gelegenheit hatte. Die Wahl der Schule, auf welche 
der Sohn geſchickt wird, beftimmt ſich bei ben Eltern leider Gottes in ben 
meiften Fällen nicht durch die zwedmäßigſte Organiſation der Schule für den 
Beruf des Jungen, ſondern vorzugsweiſe nach rein äußerlichen Momenten, nän- 
lich danach, welche Schule gerade am nächſten und bequemſten li Man 
ſollte denken, in unſerer Zeit der bequemen und raſchen Kommunitationsmittel, 
welche die Entfernungen faft aufgehoben haben, follte nur die paſſendſte Eim- 
rihtung der Schule den Ausfchlag geben, aber die Eltern fcheinen den Haupt 
— darauf zu legen, den Jungen zu Haufe zu behalten oder doch möglichſt 

nahe zu haben, und die nächſte Schule muß dann aud die befte fein. ‘Die 
— auf Koſtenerſparniß und perſönliche Ueberwachung oder auf die 
Erleichterung des perſönlichen Verkehrs mit den Lehrern und ——— iſt ſo 
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groß, daß die Eltern ſich nur höchft ungern entichließen, ihren Sohn von dem 

, wo fie wohnen, wegzuſchicken oder ihn, wenn er eine fremde Schule be- 
juhen muß, aud nur eine Meile weiter zu ſchicken, als die nächſte Schule 
belegen ift, felbft wenn fie etwas weiter eine für den vorliegenden Fall befiere 
Schule erreichen könnten. Das kann man dur) die Statiftif der 16 preußi- 
chen Yandwirtbichaftsfchulen genau nachweiſen. Diefe Schulen, deren in jeder 
Provinz eine oder zwei exiftiren, find dazu beftimmt, diejenigen Söhne von 
Landwirtben in ihrem ganzen Schulbezirk zu ſammeln, die daS einjährige Zeug- 
niß erlangen wollen, ohne fpäter eine weitere theoretifhe Fachbildung auf höheren 
landwirthſchaftlichen Schulen zu erftreben, alfo alle diejenigen jungen Landwirthe 
aufzunehmen, die vor der Errichtung der Landwirthſchaftsſchulen auf das nächſt⸗ 
gelegene Gymnaſium oder Realgymnafium, wenn nicht gar in eine Preſſe geben 
mußten und ji dort die Brucftüdbildung erwarben, über deren Schäden mir 
heute jo viel gehört haben. Der Zweck diefer Schulen ift alſo, neben der Be: 
vechtigung, auf welde viele Eltern für ihre Söhne nun einmal nicht verzichten 
wollen, den Echülern eine ın ſich abgefchlofjene, den |päteren Lebensberuf ber- 
jelben möglihft berüdfichtigende Ausbildung zu geben. 

Was ift nun das Nefultat? Diefe Schulen floriren, und es reut die land- 
wirtbichaftliche Verwaltung gewiß nicht, daß fie begründet worden find; aber den 
eigentlichen Zwed, diefe Kategorie von jungen Landwirthen der ganzen ‘Provinz 
zu jammeln und fie den für fie minder geeigneten Schulen zu entziehen, haben 
fie nicht vollftändig erreiht. Aus der Statiftif ergiebt fi, daß bei jeder Schule 
die ſtarke Hälfte bis zu drei Viertel der Schüler dem Orte der Schule felbft 
und der nächſten Umgebung der Schule angehörig ift; der Reſt der Schüler ver- 
tbeilt ſich mit je einzelnen Schülern pro Kreis auf das übrige Schulgebiet. 
Neben den jungen Landwirthen finden wir dann noch auf diefen Landwirtb- 
ſchaftsſchulen, beſonders da, wo fie die einzigen berechtigten Schulen ihres Ortes 
find, immer eine Anzahl von jungen Lenten, die mit der Landwirthſchaft in gar 
feinem Bufammenbang ftehen und welche von den ortSangefeflenen Eltern nur 
deswegen hingeſchickt werden, damit fie die Berechtigung zum einjährigen Dienft 
erlangen. Dieſen Eltern ift es ganz einerlei, ob ihre Kinder Landwirthſchaft 
oder Latein oder Griechiſch oder gar Sanskrit und wer weiß was treiben; fie 
fagen fi, das bischen Landwirtbichaft oder Latein zc. wird dem ungen ja 
nicht ſchaden, die Hauptfache ift der Berechtigungsſchein. (Heiterkeit.) 

Wenn aber ſolche äußerlihen Diomente fo ausfchlaggebend find, dann erfcheint 
e3 miı von allergrößtem Werth für die Unterridhtsverwaltung und das ganze ge= 
werbliche Xeben, dafür zu forgen, daß fo viel wie möglich berechtigte Schulen, die 
für eine möglichft große Klaſſe von Gewerbtreibenden paffen, über da8 Land 
verbreitet find, und daß der jegige Zuftand möglichft bejeitigt wird, daß in den 
fleineren Städten ein Gymnaſium oder eine Realſchule die einzige berechtigte 
Schule ift, weil dadurch diefer einzigen Schule des Orts eine Menge von Ele: 
menten zugeführt wird, für welche diefe Schule gar nicht berechnet if. Eine 
ſolche Berallgemeinerung der Mittelfchule wird allerdings ſchon des Koſten⸗ 
punktes wegen nur möglich fein, wenn die Mittelichule nicht von der unterften 
bis zur oberften Klaſſe ganz felbftändig neben den anderen ebenfall3 ganz felb- 
ftändigen Schulen ftehen muß, fondern wenn es gelingt, die Schulen fo zu orga= 
nifiren, daß die unteren Klafien einen allen gemeinfamen Unterricht bieten können, 
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was wiederum bedingt, daß in den unteren Klaffen mit den modernen Spraden 
angefangen, und der Unterricht in den todten Sprachen in die oberen SHafien 
verlegt wird, wozu wir ja an den Gymnaſien einen fleinen Anlauf ſchon ge: 
nommen haben. 

Nun möchte ich noch ganz kurz einen Punkt berühren, der zu meinem Er 
ftounen in der ganzen heutigen Diskuffion noch nicht betont worden iſt. Unſer 
Thema heißt ja eigentlich: „Einwirkung der Organifation unjerer höheren 
und mittleren Schulen auf das foziale Leben und die Erwerbsthätigkeit der 
Nation.” — Und da ift allerdings die Mittelihulfrage die brennendfle und auch 
die verhältnißmäßig am leidhteften zu Löfende. Aber ich möchte doch auch er⸗ 
wähnen, daß fich die gegründetften Zweifel geltend machen laſſen, ob in der That 
für daS gewerbliche Leben unjerer Nation die Entwidlung, die unfer höherer 
technifcher Unterricht genommen hat, die Entwidlung unferer techniſchen Hod- 
ſchulen eine richtige und zwedentiprechende ıft. Es liegt ja in den Borzügen 
der deutfchen Natur, daß wir allen Dingen gern auf den Grund gehen, und 
daß wir daher den Werth einer möglichſt vertieften theoretiſchen Ausbildung 
ungemein hochftellen und bemüht find, einem jeden, der ſich einem beſtimmten 
Berufe widmet, und der nicht auf einer ganz fubalternen Stufe bleiben fol, mit 
dem vollen Nüftzeug der betreffenden Wiffenfchaft und ınit der vollen theoreti- 
ſchen Erkenntniß auszuftatten. Aber alle menſchlichen Eigenjhaften haben ihre 
Kehrfeite, und ich glaube, daß wir anfangen, unter den Fehlern unjerer Bor: 
züge zu leiden, daß wir auf dem Gebiet des technifchen Unterrichts in theorettjcer 
Beziehung fhon etwas zu weit gegangen find, und daß wir das praftiiche Können 
über dem theoretifchen Wiffen etwas vernadhläffigt haben. Es ift mir ſehr wohl 
bewußt, daß für die höchften Aufgaben der Technik auch die höchfte Wiſſenſchaft 
eben nur ausreicht, daß alſo diejenigen, die zu den höchſten Aufgaben der Zedmif 
berufen find, auch mit allem Rüſtzeug der modernen Wiſſenſchaft ausgeflattet 
fein müffen. Wenn ich aber das Schülerperfonal unferer techniſchen Hochichulen 
anſehe und bedenke, in welchen verbältnigmäßig untergeordneten praktiſchen Stel: 
lungen da8 Gros diefer Schüler fpäter verharren wird und muß — fie Kinn 
doch nicht alle große Conſtructeurs und Erfinder werden —, dann glaube id, 
dag wir in diefen Schulen eine Summe’ von Zeit und Koften, von Kraft md 
geiftiger Energie verfchwenden, die beiler anderweitig angelegt werden Tönnte, vor 
allem in einer gründlicheren praktifhen Ausbildung. Denn es ift ein zwar 
weit verbreiteter Irrthum, aber doch immer ein Irrthum, daß man die Reful: 
tate der Wiſſenſchaft in der Technik nicht praftifch verwerthen fünme, wenn man 
nicht ſelbſt die Wiſſenſchaft vollftändig beherrfhe. Die tüchtigen Praktiker aller 
Gewerbe zeigen uns jeden Tag, daß fie von den Nefultaten wifjenjchaftlicher 
Forſchung, die ein Gelehrter in ſtiller Studirftube oder im Laboratorium ge 
funden hat, den ausgiebigften und vortbeilhafteften Gebrauch machen, ohne ſich 
über die tieferen Gründe des betreffenden Verfahrens irgendwie Rechenſchaft 
geben zu können. Auf jeden Fall nügt die Wiflenfhaft mur dem, der fie auch 
wirflih ganz und nit nur bruchſtückweiſe befigt und dem das immerhin bobe 
Maß geiftiger Fähigkeit innewohnt, eine felbftändige Anwendung wiſſenſchaftlicher 
Geſetze auf praftiiche Fälle machen zu können. Doch man könnte ſich über dieſe 
Verſchwen dung noch tröften: wir könnten jagen, es ift doch von fo großem 
Werth, den Studirenden einmal in die höchſten Aufgaben feines Fachs eingeführt 
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und ihm einen Einblit in ben großartigen Bau wiſſenſchaftlicher Forſchung 
eröffnet zu haben, daß wir e8 darüber verfchmerzen fünnen, daß jo wenig Zeit 
und Luft für die allgemein bilvenden Fächer übrig bleibt, oder daß die Praris 
des Gewerbes zu furz fommt; was ein tüchtiger Menſch ift, wird fi ja ſchon 
im Berufsleben die Praxis genfigend aneignen und aud noch Zeit zu weiterer 
bumaner Ausbildung finden. So dirfte man aber nur fagen, wenn in der 
That die hodygefpannten Ziele des Lehrplans unferer techniſchen Hochſchulen bei 
der Mehrzahl der Studirenden wirklich erreicht würden. “Dem fteht aber, ab⸗ 
gefehen von der nicht entjprechenden geiftigen Begabung mancher Studirenden, 
die von den Untverfitäten fopirte Lehrmethode und die alademifche Freiheit ent: 
gegen. Das Dominiren des alademifchen Vortrags entfpricht zwar der Würde 
und, mit Berlaub bemerkt, aud) der Bequemlichkeit des Profeſſors gegenüber 
dem Schulmeiſter, iſt aber jelbft für manche Univerfitätsdisziplinen ſchon ver- 
altet, und die afademifche Stubdienfreiheit paßt an und für fich fchlechter für die 
den Grundftod des technifchen Unterrichts bildenden mathematiſch⸗naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fächer als für die meiſten Univerſitätsdisziplinen. Denn wenn es 
ſchon in dieſen nicht nützlich iſt, zu den höheren Aufgaben vorzuſchreiten, ehe 
man die niederen ganz bewältigt bat, jo ift ein ſolches unſyſtematiſches und 
bruchſtückweiſes Studium in den mathematiſch⸗ naturwiſſenſchaftlichen Fächern gan; 
unmöglich. Rechnet man Hinzu, daß für einen großen Theil der flubivenden 
Techniker das Korrigens für die alademiſche Freiheit fehlt, welches fir bie 
allergrößte Mehrzahl Der Univerfitätsftubirenden in der Nothendigteit des Be⸗ 
ſtehens verfchiedener Prüfungen gegeben ift, falls nicht ſonſt die ganze Laufbahn 
abgeſchnitten fein foll, fo muß man zugeben, daß für das technifche Studium die 
Studienfreiheit und der Wegfall der Zmifcheneramina feine großen Bedenlen hat. 
Dem entjprechend finden wir denn auch vielfach, daß, wo kein Eramen im Hinter: 
grund droht, die Kollegien geſchwänzt werden, — mo aber ein Examen zwingt, 
auch an den Theil der Wiflenfchaften beranzutreten, von dem fich der betreffende 
jagt, daß er nad) feiner ganzen geiftigen Anlage und fpäteren Wirkfamfeit doc) 
nie in die Lage kommen wird, davon fruchtbringenden Gebraudy zu machen, daß 
da meift nur em ganz mechanifches Einpauffyftem Plag greift, deſſen Refultate 
nicht ſchnell genug vergeflen werben fünnen. 

Auf diefe Weife verbringt ein nicht unbeträdhtlicher Theil der Studtrenden 
ber technifchen Hochſchulen ſeine Studienjahre, während er dieſe Zeit gewiß beſſer 
in der praktiſchen Thätigkeit oder in einer auf beſchränktere Ziele gerichteten und 
mehr ſchulmäßig organiſirten techniſchen Schule ausgenutzt hätte, ganz abgeſehen 
davon, daß der intendirte Beſuch der Hochſchule ihn ſchon vorher gezwungen hat 
Länger auf der zur Hocſchule vorbereitenden Schule zu bleiben, als zur Ge— 
winnung genügender Zeit zur praftijhen Ausbildung wünſchenswerth geweſen 
wäre. Wenn wir den Gang der technijchen Ausbildung in England mit der 
unfrigen vergleichen, fo finden wir da vielleicht Den entgegengefegten Fehler und 
ein abſolutes Ueberwiegen der praftifchen Einübung über den theoretijchen Unter 
richt. Wenn es gelänge, bier einen Mittelweg zu finden, jo würden wir meiner 
Anfiht nad den Einfluß auch unferes Höheren technifchen Unterrichts auf bie 
Ermwerböthätigfeit der Nation günftiger geftaltet haben, ohne deshalb befürchten 
zu möüflen, Ki Geſchlecht guoßzwiehen welches den höheren Aufgaben der Menſch⸗ 
heit entfremdet und ſpeziell den ſozialen Problemen der Gegenwart nicht ge 
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wachen fei. Im Gegentheil, etwas weniger theoretiſche Grundlagen und dafür 
etwas mehr — und Geſchichte käme dem zukunftigen Beruf de 
ſtudirenden Technikers als Arbeitgeber oder Vorgejegter in der Großinduſtrie 
gewiß ſehr zu gute, 


Dannenberg (Hamburg): Meine Herren! Ich babe mich erft verhält 
nigmäßtg ſpät zum Worte gemeldet, als mir der Eindruck immer ſtärker werde, 
daß die Debatte eine ſehr einfeitige Richtung eingejchlagen babe, und daß ein 
großer Theil defien, was unfere Tagesordnung mit umfaßt, faft ganz veraad- 
läffigt werde. Unſere Tagesordnung ſpricht davon, daß hier debettirt werden 
fol „über die Einwirkung der Organiſation unferer höheren und mittleren 
Schulen auf das foziale Leben und die Ermwerböthätigkeit der Nation”. Bir 
haben aber bisher faft ausfchließlih von dem ann und höchften Schulweſen 
gehört und haben die mittleren Schulen verhälmißmäßig zu wenig berückfichtigt, 
und das möchte ih, foweit es in meinen Kräften fteht, gut — indem id 
eingebe auf das, was das Bildungswefen für denjenigen Theil der erwerbenden 
Klaſſen bedeutet, der der Zahl nach doch der größte tft: für den Handiwerfer: 
ſtand. Man wird mir entgegenhalten, die Vorbildung der Handwerker jet Sadk 
der Elementarſchulen, mehr brauchten fie nicht, und wenn die Elementarſchule 
gut fei, werde fie ©enügendes leiten. Das ift vielleicht früher ammähernd 
richtig gewefen, jet aber nicht mehr. Wie wir überhaupt i in Deutichland gem 
mit Schlagwörtern operiren, fo haben wir jest ein neues befommen; wenn bie 
Schäden, die das Handwerk drüden, debattirt werden, fo jagt man, eß giebt um 
ein Heilmittel: das Handwerk muß Kunftdandiwert werben Nun habe ich aber 
allerdings beſcheidene Zweifel, wie weit das überall möglich iſt. Ich kann mir 
nicht denfen, wie weit 3. B. die Schuhmacherei zum Kunſthandwerk werden 
fann, — von den Schneidern will ich das nicht fagen, denn fonft kommt mir 
die Dresdener Schneider: Akademie auf den Hal. Aber wenn das Handwerk 
zum Kunfthandwerf entwidelt werden foll, fo ift doch das Nächſtgegebene, daß 
den Männern des Handwerks auch eine höhere allgemeine Bildung zu 
gemacht werben muß, jo daß fie mit Hilfe einer höheren Bildung aud) eine 
Dößere Entwidlung ihres Faces erreichen können. In dieſer Beziehung find 
num die Gymnaſien und Realgymnafien für das Handwerk micht zu brauchen, 
und zwar aus einem einfachen praftifchen Grunde: das Gymnaſium und das 
Nealgymnafium verlangen ben Schüler wenigftend bis zum 18. Lebensjahr, 
manchmal noch viel länger, wenn der Bildungsgang unterbrochen wird durch 
Sigenbleiben, zu behalten. Es ift ſchon vorhin mehrfach ausgeſprochen worden, 
der Gymnaſiaſt gebt überhaupt ſchon nicht mehr in bie Werfftätte und bindet 
das Scurzfell um; aber, meine Herren, je länger er zurüdgehalten wird m 
einer höheren Bildungsanftalt, defto meniger können Sie erwarten, er werde 
Schufter oder Schneider, Tifchler oder Schloffer werden. Was das Haudwert 
braucht, das find fo eingerichtete Schulen, daß der Schüler in einem der im 
Handwerksftande berrfchenden Sitte und Gewohnheit entiprechenden Alter ent« 
laffen werden und dann in das Handwerk treten fan, alfo mit dem 15.— 16. 
Lebengjahre. In Norbdeutfchland ift e8 Brauch, daß der Knabe im 14. Jahre 
fonfirmirt wird und dann in die Lehre geht. Länger aber al3 bis zum 15. 
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oder 16. Jahre kam man nicht warten, und man muß den Unterricht fo ein: 
richten, daß derfelbe bis dahin das für das Handwerk genügende leiſtet. 

Deine Herren, was dem Volksleben im allgemeinen in neuerer Beit fehr 
großen Schaden zugefügt hat, das ift eine gewifle Hebungsmanie. Bei uns in 
Deutſchland ſoll fett einigen Jahrzehnten alles gehoben werden. Eine Bürger: 
Thule ruht nicht eher, als bis fie Realſchule geworden if; ift fe das, dann 
will fie ein Realgyınnaflum und dann entweder ein reines Gymnaſium werben 
oder doc die Berechtigung haben, Wbiturienten zur Univerſität zu entjenden. 
Man hebt die Bildungsanftalten fo lange, bis fie, die früher im Boden 
wurzelten, endlich zwifchen Himmel und Erbe ſchweben, ohne irgendwo noch 
rechten Anhalt zu haben. Ich will Ihnen ein Beiſpiel anführen, welches mir 
fehr nahe ſteht. Wir haben etwas heillofes angerichtet durch die fogenannte 
Hebung der Navigationsſchulen. Bor reihlid einem Dezennium trat plöglid 
die Meinung hervor, unfere Seeleute wären nicht gebildet genug. Daß fie 
praktiſch die tüchtigſten Seeleute waren, da8 war auf einmal nicht genug, die 
Leute follten auch gebildet werden, und nun wurden die Eramina auf den Naviga- 
tionsſchulen unmer mehr erfchwert, bis ſchließlich Jan Maat nicht mehr mit konnte. 
Diejenigen Elemente, auf denen die eigentliche Kraft unſeres Seemannsſtandes 
berubte, die an der Küfte aufgewachfenen Jungen, blieben nach und nad) fort, 
weil fie, die lediglic) den Unterricht einer Dorfichule erhalten hatten, die maßlos 
gefteigerten Anfprüde für das Steuermannd- und Schiffereramen nicht erfüllen 
fonnten und doch auch nicht Luft hatten, ihr ganzes Leben als einfache Matrofen 
zu verbringen. Wozu aber verlangt man von dem angehenden Seemann Fer⸗ 
tigkeit in der ſphäriſchen ZTrigonometrie, warum foll er im Stande fein, die 
Formeln, die er doch nur richtig anzumwenden braucht, auch felbft abzuleiten ? 
Fazit: das Gros der Leute, die früher die Blüthe unferer Marine bildeten, 
ift von diefer Karriere ausgefchloffen, und der Jammer über den Mangel an 
tüchtigen deutfchen Seeleuten wird alljährlich Tauter. Der Marineminifter fon- 
ftatirt, die für die Marine erforderlihen Mannichaften nicht mehr aus der 
Handelsmarine befommen zu fünnen, und die vom Minifter dem Reichstage im 
Frühling diefes Jahres überreichte Denkſchrift ſchließt mit Betonung der That: 
Jade, daß am 1. Januar 1884 unferer Marine für den Fall einer Mobil« 
machung 7600 Dann fehlten. Hier haben wir einmal ein ellatantes Beiſpiel 
dafür, was bei der unvernänftigen Hebungsmanie herauskommen fann. Wenn 
wir dabei bleiben und meinen, es müſſe die Bildung immer weiter getrieben 
werden, fo werden wir ähnliche Refultate noch an anderen Stellen erleben. 

Fahren wir fort, die früheren Mittelfchulen zu Gymnaſien und Neal: 
gumnafien zu machen, fo wird es bald für den Kern unferes Nährftanves an 
einer Gelegenheit für die angemeſſene Vorbildung des jungen Nachwuchſes fehlen. 
Es ift vorhin aud viel von den bejonderen Berechtigungen der höheren Schulen 
geſprochen, aber in ſehr einfeitiger Weife; man bat ſich faft gan beichräntt 
auf die Berechtigung für den Br freiwilligen Dienft. Eine viel ſchäd⸗ 
lichere Seite des Berechtigungsweſens liegt aber auf einem anderen Gebiet, in= 
dem man den Eintritt in gewiſſe Berufszweige, namentli in den Bffentlichen 
Dienft, immer ausfchliegliher von dem Nachweiſe des Beſuches einer höheren 
Bildungsanftalt abhängig macht. Sehen Sie fid) jet die verfchiedenen Er: 
werbözweige an, bei denen der Staat mitzureden hat; da find überall die An- 
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ſprüche immer mehr verſchärft worden; wir find Dabei auf den Weg gedrängt, 
daß der tüchtige Subalterne, das Talent aus dem Volke, nicht mehr in die 
Höhe kommen kann. Dan ift mit dem Nachweis zufrieden, baß der betreffende 
an der und der Schule verfuht Habe etwas zu lernen, während viel weniger 
Werth darauf gelegt wird, was gelernt worden ift, was der betreffende wirt- 
lich kann. Bor einiger Beit ſprach ich über diefe Dinge mit einen hervor⸗ 
ragenden Manne aus einem deutſchen Stleinftaate. Er fagte zu mir: ich habe 
fein Gymnaſium beſucht, ich babe feine polytechniſche Scuke befucht, ich habe 
meine Fachſtudien unter einem tüchtigen Vorgefegten gemacht, mid) dabei autos 
didaktiſch fortgebilbet und jetzt bin ich Chef meines ‘Departement? ; wenn hente 
jemand mit ähnlichem Bildungsgange oder id) felbft zu mir käme, fo könnte ich 
{hm nur eine ganz untergeordnete Stellung geben und er käme wicht meiter. 
Es mar eine der größten Autoritäten feined Faces und wurde weithin über 
die Grenzen Deutſchlands hinaus Eonfultirt! Yet würde man eine ſolche Kraft 
brach liegen Laffen. 

Der erfte Herr Neferent hat als Aufgabe der Bildungsanftalten bezeichnet, 
daß fie wirken follen zur Ausgleihung des Gegenſatzes zwiſchen den oberen und 
den unteren Ständen. Die jeßigen Einrichtungen aber ſchneiden die Karriere 
der unteren Stände ab und halten die Leute in einer niedrigeren Stellung 
zuräd, nicht weil diefe Leute nicht tüchtig find, fondern weil man fie nicht 
böher fteigen laſſen will. Daher die Thatſache, daß man im fubalternen Ve: 
amtenftande jo viele Unzufriedene findet, die trog alles Talentes nicht weiter 
fommen können; bie Leute ſagen: was von mir verlangt wir, Tönnte ich recht 
wohl leiften, aber man läßt mich nicht vorwärts fommen, denn id) babe ja nicht 
den Schein, und der Schein tft jegt alles. Und dann wundre man fih noch 
über das Umfichgreifen der Sozialdemokratie in den unteren Schichten des Be⸗ 
mine Gerade die fühigften Köpfe werden ihr zuerft in die Arme ge 

trieben 

Sodann nod eine Bemerkung. Was meiner Meinung nad der Nüglid: 
feit der Gymnaſien außerordentlih Abbruch thut, das ifl, daß man fie rein 
nad einer Schablone ſchafft und beftehen Läßt, ganz unbekümmert um die Ber: 
bältnifie, unter denen fie eriftiren; ein Gymnaſium in Ratibor ift genau jo 
organifirt, wie eins in Hamburg. Daß fie ganz verſchiedenes Material zu ber 
arbeiten haben, wird völlig außer Acht gelafien. Dan entſchuldigt dieſe Em: 
richtung damit, daß das Symmaflum beftimmt fei, die Schüler fir das Stu: 
dium der Wiffenfchaften vorzubereiten, und da es nur eine Wiſſenſchaft gäbe, 
jo bedürfe es auch nur einer Art der Vorbildung. Diefe Auffaffung von ber 
Beſtimmung der Gpmnafien ift zwar praktiſch zu einer Fiktion geworden, man 
hält aber daran feft, obgleih nur ein Viertel der GEymnaſiaſten diefe Fiktion 
nachher verwirklicht. ‘Der ganze Organismus ift auf dieſes Viertel zugefchnitten, 
und die übrigen drei Viertel werben nebenher jo mitgefchleppt.. Was für ein 
Material unter diefen Umftänden von Unterfefunda abaeht dafür nur ein Bet: 
jpiel. Ein junger Mann diefer Art, der. aus dem Gymnaſium ind Geſchäft 
getreten war, erhielt einige Briefe zum Adreſſiren; da Flebte er auf einen Brief 
nah Mitau eine Groſchenmarke. ALB er darauf aufmerffam gemacht wurde, 
daß dies für einen Brief nah Rußland nicht genüge, fragte er ganz naiv: 
liegt denn Mitau nit in den deutfchen Oftfeeprovingen? Das war das Maß 
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feiner geographiſchen Kenntniffe. (Heiterkeit) Meine Herren, das iſt haar- 
fträubend, kann man fagen. Wenn diefer junge Mann aus der Volksſchule ge- 
fommen wäre, jo hätte ex beſſer Beſcheid gemußt. 

Solde Dinge follte man ſehr ernſtlich erwägen, und aud die Herren von 
den Gymnaſien und den höchſten Bildungsanftalten ſollten ſich fagen, daß auch 
fie in ihrer Wirkung an Ort, Zeit und Umgebung gebunden find. Wenn 
überhaupt da8 Bildungsweſen unferer Nation wirklich das leiften fol, was es 
leiften könnte nad) den Koſten und Mühen, die darauf verwendet werden, dann 
muß gebrochen werden mit der dee, daß die Menſchheit da ſei der E dhule 
wegen; das allerfchönfte aber ift, dag, wenn man das einem der Herren jagt, 
man angejehen wird als ein ignoranter Menſch, mit dem es fich nicht mehr 
lohnt zu debattiren. (Heiterkeit) 


Dr. Hornftein (Kaflel): Herr Profeſſor Bücher bat vorhin von einer 
zwiefachen Kluft geiprodhen, welde durch unſere Nation fich hindurchziehe, ein- 
mal, fofeın unfere Kinder in den erften drei Jahren an anderen Stellen 
erzogen werden, wenn fie aus den höheren Ständen, und wieder an ans 
deren, wenn fie aus den fogenannten niederen Ständen ftammen. Ich glaube, 
daß diefe Gefahr überihägt wird. Es ift gerade im umgelehrten Sinne eine 
Gefahr vorhanden; denn nad allgemeiner Erfahrung wird der Menſch viel 
leichter herabgezogen, als er hinaufgezogen wird, und das gilt in erfter Linie von 
dem jungen empfänglichen Rinde. Werden die Kinder aus den höheren Etänden 
zufammengeworfen mit allen möglichen Kindern aus den niederen Ständen, fo 
werden fie deren Gewohnheiten und fchlechte Ausdrücke annehmen, aber e8 werden 

anz gewiß nicht die Kinder aus den unteren Ständen heraufgezogen merden. 

Bern man aber aud) das, was al3 empfehlenswerth von vielen angefehen wird, 
annehmen wollte, — es würde nicht gelingen. ‘Denn wenn man aud eine 
Einbeitselementarfchule für alle Kinder errichtete, fo würde der Wohlhabende, 
der eine foldhe Erfahrung gemacht hat, fein Kind in eine Privatichule ſchicken, 
und Privatfchulen würden in Menge entftehen; der Staat würde unmöglid) 
foldye Privatſchulen verbieten können, und dann wären wir gerade da wieder 
angelangt, wo wir jegt find. 

Was die andere Kluft anlangt, die befürchtet wird, die ſich nämlich, zwiſchen 
ben Schülern von Realgyinnafien und von humaniſtiſchen Gymnaſien beraus- 
bilden fol, fo halte ich diefe Befürchtung noch viel mehr für irrthümlich. Wenn 
man die aus diefen beiden Anftalten abgegangenen Schüler fragt, wenn man fie 
in ihrem Lebensgange verfolgt, fo fieht man, daß fie überall mit einander ver: 
fehren, und daß diejenigen, welhe auf den Hochſchulen find, — ich Habe mid) 
häufig danach erfundigt — durchaus feine Unterfchiede unter einander machen. 
Es ift aber an fi auch ganz naturgemäß, daß fein Unterſchied befteht, denn 
wie einer der Herren Referenten bervorhob, ift ja der Unterriht an beiden 
Schulen in einer überwiegenden Zahl von Stunden gleidh; das giebt gerade in 
den ſchwerſt wiegenden Fächern eine gleichartige Grundlage, fo befonderd aud) 
in deutſcher Sprache und Geſchichte. Es muß das auch fein; gerade Die na= 
ttonale Grundlage muß bei den Schülern diefelbe fein, und nur in diefer Be- 
ziehung könnte die Befürchtung eines Riſſes auftauchen. Es ift aber feiner vor: 
handen, und es wird fi) auch keiner bilden, 
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Ich ſehe mich veranlaßt, bei dieſer Gelegenheit auf eine Schlußfolgerung 
hinüberzugreifen, welche der zweite Herr Referent gemacht bat, mit deffen Aus 
führungen ich mich im ganzen einverſtanden erflären kann, während ih m 
einem Punkt ihm unbedingt widerſprechen muß. Er bat die Anſicht una 
ſprochen, daß zu dem Studium der Geifteswiffenfchaften nur vorbereitet werden 
könne durch eine Borbildung auf einem bumaniftiichen Gymnaſium. Die Er: 
fahrumg ſpricht auch hiergegen. Es ift von mehreren Herren auf die alten 
Zeiten hingewieſen worden, jo bejonder8 von Herrn Direktor Schlee, und es 
find ſchwerwiegende Beifpiele von Männern in Menge nachgewieſen worden, von 
denen man weiß, daß fie ohne diefe Bildung Bedeutendes erreicht haben. & 
find die Geifteswilienfchaften auch ehedem prachtvoll gebiehen, obne dag Die 
Stubirenden vorher Griechiſch gelernt hätten. Aber auch jett iſt es vielfad 
nicht anders, es kommt von den Realgymnafien eine große Zahl junger Leute, 
die auf die Univerfität übergehen und dort Geiſteswiſſenſchaften treiben und es 
zu fehr tüchtigen Leiftungen bringen, bie aber zum ‘Theil noch genöthigt find, 
ein Nacheramen zu machen auf den Gymnaſien. Sie machen es in 1is, in 
ı Jahr, ja auch wohl in ! /3 Jahr; dadurch haben fie aber doch gewiß noch 
nicht den Geift aufnehmen können, der in dem neunjährigen Gymnafialunterricht 
ſteckt: nichtsdeſtoweniger werden fie zu allen Studien zugelaffen. Un 8 wird 
auch fünftig gerade fo bleiben, daß man Schüler erft in die oberften Mafien 
des Gymnaſiums aufnimmt und dort nicht worgebilbete zu dem Eramen zuläft, 
auch wenn man die Einheitöfchule errichten wollte, — eine Einbeitöfchule, die 
allerdings im vollen Sinne bes Wortes ganz gewiß unmöglich iſt. Inſofern 
aber ift eine Einheitsſchule vielleicht möglich, wenn mit einem einheitlichen Unter⸗ 
richt begonnen wird und nachher eine Gabelung eintritt. ‘Dabei könnte und 
müßte aber auch Ruckſicht & enommen werden auf die fo fehr gewünfchte Mittel- 
fchule, welche die höheren Schulen entlaften foll. 

Eine Mittelſchule kann eben nur dann gedeihen, wenn fie die Viöglickeit 
bietet eines Ueberganges auf die anderen Schulen, denn — das ift ja Beute 
ſchon mehrfach erwähnt worden — die Eltern wollen ihren Kindern die Mög: 
lichkeit geben nachher jedes Fach zu ergreifen. Wenn fie mit dem vollendeten 
9. Jahre das Kind in die Schule geben, fo wiffen fie noch nidyt, was aus den: 
felben werden kann und werden foll; und ich kann es deshalb niemandem übel» 
nehmen, wenn er jagt: idy halte bie und bie Schule zwar für befler geeignet 
für meinen Jungen, aber ich gebe ihn auf das Gymnaſium, denn von da ftehen 
ihm die Wege zu allen Berufsarten offen. Darum fann die Mitrelfchule nie 
gebeihen, wenn nicht der Knabe von der Mittelfchule auf das a über- 
geben kann. Man mag no fo viele Mitteljhulen errichten, — fie werden 
ohne dieſe Bedingung — bleiben. Deshalb müßte man damit den Verſuch 
machen, daß man vielleicht überall mit dem Franzöſiſchen anfinge, wie es and 
fhon verfucht worden tft, und ſpäter erft zu ben alten Spraden überginge 
Ueber die Ausführbarfeit müßten ſich in befonderen Berathungen allerdings Foch 
männer befinden und endlich, vor allen Dingen da8 Erperiment entſcheiden, wo⸗ 
mit, wie wir gehört haben, in Altona ja ſchon der Anfang gemacht worden if. 
Die alten Spradyen können recht wohl erft in den fpäteren Jahren angefangen 
werben, und es läßt fich, wenn das gefcieht, mehr und befferes leiftiem. Der 
Unterricht wird viel fruchtbarer werden, wenn der Geift ſchon mehr geſchult fl, 
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als wenn mit dem kleinen Jungen die Bormenlehre bis zum Erzeß traktirt 
wird, bis zu dem Erzeß, daß der Unterricht den Sindern nach allen Rich— 
tungen zuwider wird. — Das Zugeftändniß der Berechtigung für den einjährigen 
reimilligendienft muß dann aber au den Mittelfchulen gemacht werden, wenn 
fie gedeihen follen. Es ift vorgefchlagen worden, alle jungen Yeute dieſe Be- 
rechtigung durch ein allgemeines Eramen erwerben zu lafien. Aber wenn man 
blos auf eine foldye Prüfung hin die jungen Leute zu der Berechtigung zulaffen 
will, jo wird man das Wichtigfte nicht eruiren können, nämlih man mird die 
Frage nicht beantworten fünnen, ob auch nach feiner Charafterentwidlung der 
betreffende junge Dann fähig ift, das zu leiften, was man von ihm im Dienft 
verlangt. . Dazu müflen die Erfahrungen der Lehrer, muß die Erziehung der 
Schule Hinzufommen, und auch deshalb möchte ic) mich gegen ein allgemeines 
Eramen, welches die ſog. Preffen zur böchften Blüthe kommen laſſen würde, 
ganz entſchieden ausſprechen. Wir haben ja außerdem aud) genügende Gelegen: 
beit zu den ſchlimmſten Erfahrungen bei diefen Prüfungen, die gar nicht die 
Möglichkeit und die Gewähr für eine richtige Beurtheilung geben; es kommt ja 
daber oft genug vor, daß gerade die tüdhtigen durchfallen und die ſchwächſten 
durchkommen. Den Schulen, die fie jetzt haben, möchte id) deshalb diefe Be: 
rechtigung erhaften und aud den Mittelfhulen diefelbe in gleicher Weife und 
ohne Prüfung zuerkannt willen. 


Spier (Frankfurt a. M.): Der Verſuch, die Schulfrage zur Debatte zu 
jtellen, bat, glaube id), die verſchiedenſften Anregungen gebracht; wir werden und 
aber doch bejchränfen müſſen und dürfen nicht eingehen auf ſolche Punfte, wie 
die Einheitsſchule, die polytechniſche Schule u. |. w., fo intereffant fie auch fein 
mögen. Ich bin im großen und ganzen mit ven Weußerungen, die die Herren 
Profefior Bücher, Geheimrath Thiel und andere gemacht haben, in vollitem 
Maße einverftanden. Ich glaube, die Aufgabe dürfte ſich heute nad) der Seite 
bin entfchieden zu einem Abſchluß bringen laffen, wenn wir uns vorzugsweife 
auf die Frage unferes Themas befchränten. Ich glaube, das Gefühl ift Heut 
allgemein, daß unfere Mittelklaffe, unfer kleiner Bürgerftand, heute nicht ge: 
nügend vorgebildet if, um im praftifchen Leben etwas zu erreidhen. Unſer 
preußiſches Schulfyften bat die heutige Oberrealfchule, das Realgymnafium 
und das Gymnaſium mit neunjährigem Kurfus. Die heutige Realſchule iſt 
feine geſchloſſene Schule, fondern nur eine Vorſchule für die Oberrealfhule, in 
ähnlicher Weife wie das Progymnafium für das Gymnaſium. Wir haben da⸗ 
gegen in unferem Lehrgang für die höheren Schulen eine Schule, die entſchieden 
den Bebärfniffen entjpricht, die heute hervorgehoben worden find, — und das 
ift der Lehrplan der höheren Bürgerſchule. Es find das ſechsklaſſige Schulen 
mit Franzöſiſch und Englifch, die nur die eine Schattenfeite haben, daß fie in 
Preußen jehr wenig verbreitet find. 

Yun liegt e8 mir ja außerordentlich, fern, die Kultur Preußens für unfere 
deutiche Entwicklung irgendwie zu unterfchägen, ich glaube aber, es hätte nichts 
geſchadet, wenn einer der Herren Referenten fih das Material vielleicht auch 
aus anderen deutſchen Staaten verfchafft hätte, und fo kann ich Ihnen wahr: 
ſcheinlich zu Ihrer Befriedigung mittheilen, daß in Bayern biefe ſechsklaſſigen 
höheren Bürgerſchulen faft ın allen mittleren und größeren Städten als Real- 
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ſchulen organifirt find mit der Berechtigung für den einjährigen Dienft. (Zunuf: 
Bei und au!) Um fo beſſer. Nur ift der Bortheil dabei, daß das Zeuquiß 
nicht erfeflen werden fann, fondern daß eine Prüfung gemacht werden muß 
Ich gebe fehr gern den Herren zu, die den Werth einer Prüfung anfechten, daß 
ja jede Prüfung mehr oder weniger mit Glück verbunden ift, und daß wir es 
fehr wohl den Yen der betreffenden Schulen überlafjien könnten, in Kon: 
ferenzfigungen zu entfcheiden: ift der junge Mann, nachdem er die oberfte Klafie 
abfolvirt hat, reif für den Dienft oder nicht. Aber das ift eine pädagogifche 
Frage für fih, die uns hier in unferem Verein nicht befchäftigen kann. Diefe 
höhere Bürgerfchule, nad dem Plan, wie er hier normirt ift, mit obligatorifcher 
Prüfung, ift, glaube ich, eine Organifation, die wir empfehlen können. Es 
wäre aber dann vielleiht al® Wunſch hinzuzufügen, daß für diefe mittleren 
Schulen das Schulgeld in ähnlicher Weife, wie das bei der Mafje der berliner 
höheren Bürgerfchulen der Fall ift, erlaffen würde. Ich glaube, es iſt das 
etwas fozialpolitifChes, worüber unfer Berein ein Urtbeil fich wohl erlauben 
dürfte; und ich glaube, da Herr Bücher die Einrichtungen von Frankfurt be 
rührt bat, worin ich ihm vollftändig beiftimme, daß es aud einen Eindrud auf 
unfere ftädtifhe Verwaltung maden wird, wenn bier im Berein für Sozial: 
politit die Mittheilung gemadyt wird, daß in dem fogenamten demokratiſchen 
Frankfurt nicht eine einzige Schule ift, in der fein Schulgeld gezahlt wird. 

Ich möchte noch eins binzufügen. Es ift vorhin hervorgehoben worden, 
dab Nüdfiht zu nehmen fei auf die Heranbildung von Reſerveoffizieren, und 
ich glaube, daß da ein Unterſchied gemacht werden könnte, und taß auch dem 
Plan, den der zweite Herr Referent vorgelegt hat, entiproden werden könnte, 
wenn man den Abiturienten von Oymnafien, Realgyınnofin und herreal- 
ſchulen das Recht vorbehalten würde, einzig und allein Neferneoffiziere zu ftellen, 
daß andererfeit3 für die Zöglinge der höheren Bürgerſchulen nicht der frei- 
willige Milttärdienft mit Tragung aller Koften eintritt, fondern ein einjähriger 
Milttärdienft, aber unter Tragung der Koſten feitens de3 Staated. Es unter- 
liegt, glaube ih, faum einem Zweifel, daß unfer fleiner Bürgerftand in Handel, 
Induftrie und Gewerbe nicht vorwärts, ſondern zurüdgeht, und daß er nicht im 
Stande ift, die beträchtlichen Koften für den einjährigen Dienft zu tragen, und 
daß infolge deffen ein Entgegentommen der befigenden Klaſſen nah der Seite 
berechtigt ift, daß die Koften für den einjährigen Dienft auf den Staat über: 
nommen werden. 


Profeffor Bücher (Bafel): Zuerſt möchte ich dem Iegten Herrn Redner 
bemerken, daß allerdings in Frankfurt eine Schule eriftirt, in der fein Edhul: 
geld erhoben wird: e3 ift dies die Arnsburger Schule. (Zuruf: Da werden 
6 Mark erhoben.) Dann muß fi das geändert haben. Jedenfalls aber will 
ic) onftatiren, daß hier eine Armenjchule eriftirt. 

Sodann möchte ih Herrn Geheimrath Thiel verfihern, daß er ſich nicht 
getäuſcht bat in der Annahme, daß ich von dem Gedanken der Nothwendigkeit 
einer Berfürzung der Dienftzeit ausgegangen bin. Eine ſolche Verkürzung Halte 
ic) unter der Borausfegung einer berartig gehobenen Elementarjchule, mie fie 
von mir gefchildert ift, durchaus fiir möglich. 
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Sodann möchte id Herrn Dr. Hornſtein bemerken, daß feine Beftreitung 
des doppelten Gegenfages, den wir allerdings als Folge unferer Schulorgani« 
ſation ſich herausbilden fehen, nicht durch Thatſachen geftügt ift, ſondern edig⸗ 
lich durch individuelle Erfahrungen. Ich glaube, es liegen Thatſachen vor, 
welche einen ſolchen Gegenſatz deutlich beweiſen. Es ſind ja von einigen der 
Herren heute ſchon Beiſpiele dafür angeflihrt worden, daß im Gymnaſiaſten be⸗ 
reit3 eine gewiſſe Geringſchätzung derjenigen Schüler, "welche realiftiiche Anftalten 
befuchen, exiſtirt. Ich will nur noh auf den fehr langen und unerquidlichen 
Kampf der preußifchen Baubureaufratie gegen die Zulaffung der Iateinlofen Real- 
ſchule als Vorbereitungsanftalt für die fünftigen Baubeamten hinweiſen. Daß 
im Verein für Sozialpolitik die Klaſſenſchule von unten auf einen ſo warmen 
Vertheidiger finden würde, wie ſie ihn in Herrn Dr. Hornſtein gefunden hat, 
das habe ich wirklich fur unmöglich gehalten. Ich glaube, von dem Boden aus, 
auf welchem wir ſtehen, kann man zu keinen andern Konkluſionen kommen, als 
zu denen ich gekommen bin. Herr Dr. Hornftein iſt allerdings ausgegangen von 
pädagogifchen Erfahrungen, und von biejem Standpunkt möchte id) ihm doch als 
alter Schulmeiſter bemerken, daß, wenn eine Gefahr vorhanden iſt, herabgezogen 
zu werden, fie nicht auf Seiten der befipenden Klaſſen Liegt, fondern auf Seiten 
der nichtbefienden. 

Es wurde endlich gefagt, daß eine allgemeine Elementarſchule von unten 
herauf, die ale Stände in Anſpruch nimmt, nicht möglich ſei. Ich brauche in 
dieſer Hinſicht nur auf die Schweiz und die Vereinigten Staaten von Nord: 
amerifa hinzumeifen, wo eine derartige allgemeine Vollsſchule thatſächlich mit 
beſtem Erfolge eriftirt. Wenn wir bie feither beftehende Richtung zur Ab- 
ſchließung der Schule nach verſchiedenen ſozialen Klaſſen befördern, ſo werden 
wir zu einem Zuſtande kommen, der für uns die verhaugnißvouſten Folgen 
haben kann; wir werden dann zu einer kaſtenartigen Geſellſchaft kommen, die 
thatſächlich nicht mehr im ſtande iſt, aus dem Vorn, aus welchem jede Ge⸗ 
ſellſchaft ſich immer wieder regeneriren muß, ſich neu zu kräftigen: aus ber 
Volkskraft der unteren Klaſſen. 


(Die Diskuſſion wird geſchloſſen.) 


Referent Generalſekretär Buſeck (Düſſeldorfy: Meine Herren! Wenn 
ich auf die Diskuſſion zurückblicke und auch auf das Referat, welches mein hoch⸗ 
verehrter heutiger Herr Kollege hier gehalten hat, ſo finde ich, hat ſich doch im 
allgemeinen eine große Uebereinſtimmung herausgeſtellt, und bie geringen Ab— 
weichungen, die hervorgetreten find, geben mir feine Beranlaffung, eine Wider: 
legung im einzelnen zu verfuhen. Ich glaube, es Liegt auch in Ihrem Inter— 
efje, wenn ich mich fo kurz wie möglid) falle. 

Bezüglich der Ausführungen des Herrn Referenten find mir einige Be 
merfungen aufgeftoßen. Er bat 3. B. gejagt, daß die Anforderungen bes fünf- 
tigen Berufs nicht Aufgabe der Yugenderziehung fein dürfen, daß man nur die 
geiftige ‚Bildung in Betracht zu ziehen habe. Mir ift zweifelhaft, ob der Aus: 
ſpruch in diefer Nacktheit anerfannt werden darf. Der Herr Referent hat ferner 
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die Behauptung aufgeftellt, daß die alten Sprachen als beftes Mittel für bie 
Geiftesbildung zu betrachten find. Es giebt hervorragende Schulmänner, die 
glauben, daß die neueren Sprachen ein ebenfo gutes Bildungsmittel abgeben. 

Sodann hat der Herr Referent auf da3 Studium des Griechiſchen ala 
Bildungdmittel einen ganz befonderen Werth gelegt. Auch das wird von 
anderen Sculmännern beftritten. Weiter hat der Herr Referent gefagt, das 
Griechiſche muß fo getrieben werden, daß der Gymnaſiaſt mit einem gewiſſen 
Genuß in die Schäge des Haffischen Alterthums eindringen kann. Won anderer 
Seite aber wird behauptet, daß der Gymnaſiaſt unferer Tage nur in Aus 
nabmefällen befähigt wird, im bie griechiſche Literatur einzubringen. 
möchte ich doch in Ergänzung der vielen Fälle von anderen Bildungsgängen, 
die einer der Herren Redner angeführt bat, aud) darauf hinweiſen, daß bis in 
die 20er Jahre hinein ein Dispens vom Griechifchen auch für das Univerfitäts- 
ftudium ertheilt wurde. Auf alle diefe Punkte aber Tann ic nicht näher ein⸗ 
geben, weil ich darüber fein eigenes Urtheil habe. 

Meine Herren! Die Einheitäfchule habe ich nicht gewünfcht; ich habe nur 
objeftiv die verfchiedenen Beftrebungen, die ſich bezüglich der Schule gezeigt 
haben, refapitulirt, und auch mit der großen Reſerve, die ich mir bezüglich 
meines eigenen Urtheils in diefen philologifchen Fragen auferlegt habe. Ich 
will aber nicht leugnen, daß, jo weit mein Berftändniß zur Beurtbeilung diefer 
Trage reicht, ich die Einheitsſchule bis zu einem gemiffen Grabe weiter ala jet 
und in einer dann eintretenden Gabelung fortgeführt für vielleicht mög⸗ 
lich halte. 

Wenn der Herr Referent dann gefagt hat, daß ih ein Remedium für 
unfere jetzigen Zuftände im Schulweſen lediglich in der Reorganifation des Frei- 
willigendienftes erblidt habe, fo ift das doch nicht ganz das, was ich gemeint 
babe. Es giebt noch viele andere Wege, um eine beffere Organifation im 
Schulweſen herbeizuführen. Aber ein Hauptübelftand bleibt das Berech— 
tigungswefen, und alle Redner haben e8 auch als folchen bezeichnet. Ich 
habe ja in meinem Referat mir erlaubt, den Hauptſchwerpunkt darauf zu 
legen, daß viele junge Leute aus ihrem wirklichen Berufe herausgedrängt werden, 
und ich freue mid) ganz befonders, daß Herr Seyffardt diefe Ausführungen noch 
nad einer Richtung ergänzt bat, daß nämlich diefe für den gewerblichen Beruf 
beftimmten Leute, wenn fie im Beruf bleiben und ein höheres Streben haben, 
dieſes Streben nicht mehr in der Hebung ihres eigenen Gewerbes fuchen, ſon⸗ 
dern nad) Richtungen ftreben, die außerhalb des Gewerbes Liegen. Meine 
Herren, e8 entipringt ja daraus noch ein anderer Uebelftand für unfer Ge 
werbe, der aud) noch nicht berührt iſt; ich habe vergelfen, ihn in meinem Re⸗ 
ferat vorzulegen. Der große Uebelftand für unfer Kleingewerbe ıft der, daß es 
in Bezug auf die Rekrutirung jest einfach auf den Arbeiterftand und meiftens 
auf die Söhne von landwirthſchaftlichen Arbeitern angewiefen tft, Die ganz wenig 
vorbereitet aus Volksſchulen hervorgegangen find. In der Volksſchule wird 
beifpiel3weife der Beichenunterricht noch nicht obligatorifcd getrieben, und noch 
bi8 vor furzem waren nur an wenigen preußtichen Seminarien wirklid) aus⸗ 
gebildete Beichenlehrer vorhanden. Das ifl ja in Süddeutſchland, namentlich 
in Württemberg, wefentlich beſſer, da wird fett einer Reihe von Jahren der 
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Zeichenunterricht im höchſten Maße gepflegt; bei uns nody gar nit. Meine 
Herren, in Bezug auf die von Herrn Vrofeffor Bücher über die Volksſchule 
gemachten Bemerkungen bin ich doch anderer Anfiht. Jetzt ſchon die Ziele der 
Boltsfäle höher zu fteden, würde ein müßiges Beginnen ſein, da wir alle die 
Ueberzeugung haben, daß die Ziele, die ſie jetzt verfolgt, noch nicht erreicht 
werden. Wenn heute der Normalbefuch einer Klaffe 70—80 fein foll, und 
wenn, mie id) Ihnen anführen könnte, in einer ganzen Reihe von Regierungs- 
bezirfen der durchſchnittliche Beſuch ber Klaffen noch bi8 auf 106 fteigt, und 
wenn Sie erwägen, daß die Gemeinden ſchon jeßt etwa 95 Millionen für die 
Bolksſchulen aufbringen, fo würde eine ſehr große Erhöhung diefer Summe 
nothmendig fein, wenn wir die Volksſchule fo organiftren wollten, daß fie jetzt 
fchon höhere Ziele verfolgen könnte. 

Den von Herrn Geheimrath Thiel bezeichneten Weg, die Prüfung an das 
Ende der Dienftzeit zu fegen, und es in die Hände der Militärbehörde zu 
legen, ob der Mann entlafjen werden kann oder nicht .. 


Geheimrath Dr. Thiel (Berlin): Nicht für die jetzigen Einjährigfreis 
willigen, fondern für eine andere Mittelflaffe. 


Referent Generaljefretär Bued (Düffeldorf): Das würde doch den Uebel- 
Rn haben, daß die Pläne für die Zukunft für den jungen Mann zu unficher 
würden. 

Bezüglich der Polytechniken ſtimme ich im weſentlichen den Ausführungen 
des Herm Geheimraths Thiel zu. Ich halte einen alademifchen Zuſchnitt 
die Polytechniken auch nicht für richtig, und ich glaube, daß wir überhaupt 
ſchon zu viel Polytechniten in unferem Baterlande haben; ich glaube, es find jett 
9, und die Hälfte oder weniger würde vollftändig genügen, um den Bedarf an 
höher gebildeten Technikern zu deden. Uns fehlen nicht Techniker, fondern ung 
fehlen Handmwerfsmeifter, die in den niederen Fachſchulen ausgebildet werden 
müflen, deren wir noch zu wenig haben. Aber, meine Herren, darin kann id) 
Herm Geheimrath Thiel nicht beiftimmen, daß unferen Zechnilern eine zu hohe 
Bildung gegeben wird. Daß unfer Gewerbe ſich mehr und mehr herausgebildet 
bat, beruht eben auf der großen Bildung unferer Gemwerbtreibenden und Techniker. 
Wenn der hochgebilvete Techniker ſchließlich nichts weiter als einen Hohofen zu 
leiten hat, was der Engländer mit feiner ganz gewöhnlichen Fachbildung thut, 
jo kommen doch Fälle vor, wo ihm fein höheres Willen ganz entfchteben zu 
Hilfe fommt, und wo er dann den Engländer meit überragt. Ich halte daran 
feft, wenn ih es auch nicht beweijen fann, daß England im feiner wirthſchaft⸗ 
lichen Entwidelung und Leiftung nicht auf der Höhe bleiben wird, weil feine 
Techniker und Gewerbtreibenden durchſchnittlich theoretiſch nicht fo" ausgebildet 
find, wie die —— abgeſehen natürlich von den hochgebildeten Leuten, deren 
es auch dort giebt. 

Sodann möchte ich noch auf eine Bemerkung des Herrn Sombart zurück⸗ 
kommen, der den Umſtand, daß in unſeren Parlamenten mehr Landwirthe als 
Gewerbtreibende figen, auf eine Unficherheit bezüglich der genofienen allgemeinen 
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Bildung zurüdführen zu dürfen glaubte. Ich glaube, daß das nicht der Fall 
ift, fondern es fpielen da andere Umftände mit. ch kenne die landwirthſchaft⸗ 
hen Berhältniffe und habe auch die induftriellen fennen gelernt, und id kam 
mir vielleicht in diefem alle geftatten, ein Urtheil abzugeben. Ich glaube thats 
fühlih, daß in den VBerufsiphären, welde Parlamentarier flellen können, eine 
Vertretung de Landwirths leichter möglich ift, als eine Vertretung des In 
duftriellen, da der induftrielle Betrieb immer auch zugleih in hohem Maße ein 
kaufmänniſcher ift, und e3 ſchwer ift, in diefer ‘Doppelftellung geeignete Vertreter 
zu finden. Wir haben unter den Leitern unferer großen Aftiengefellichoften 
eine nicht geringe Zahl von Leuten, die das Studium bi3 zu den letzten Staats: 
prüfungen abfolvirt haben. Da tritt aber wieder der Umftand entgegen, daß 
die Verwaltungsräthe der Aktiengeſellſchaften in ganz natürlicher Ideenderbin⸗ 
dung jenen nicht geftatten ins Parlament zu gehen, weil ihnen dadurch die hoch 
befoldeten Kräfte verloren gehen. 

Die Bemerkung des Herrn Profeffor Bücher, daß der einjährig: frei- 
willige Tienft nur den fpäteren Beamten zu geftatten wäre, ift wohl auch nicht 
richtig, denn dann würde der Zudrang zum Staatsdienertfum nur nody größer 
werden, und außerdem würde das eine zu große Ungerechtigkeit gegen die anderen 
Stände fein. Ein folder plöglicher Uebergang würde im Volke al3 eine große 
Unbilligfeit aufgefaßt werden, weil nicht jeder in der Lage ift, die höhere Schule 
zu beſuchen. 

Run, meine Herren, fomme ich zum Schluß. Trotz Heiner Abweichungen 
babe ich mir erlaubt, die Einftimmigtett zu betonen, die heute in der Berjamm- 
lung geherrſcht hat. Weber einen Punkt ift fie vollitändig geweſen, nemlich daR 
der größte Uebelftand in dem Umftande zu erbliden ıft, daß uns die Bildungs: 
anftalten für den Mittelftand fehlen, und jeder der bier anmwefenden tft durd- 
drungen von ber Ueberzeugung, daß nad biefer Richtung Wandel geichafft 
werden muß. Nun ift auüch fchon von anderer Seite betont worden, daß ber 
Berein ſich ein großes Verdienft erworben hat, daß er diefe Frage, die fo brennend 
ift, hier verhandelt hat. Ich glaube Ihren Gedanken zu begegnen, wenn id 
ausfpreche, daß es nicht erwünfcht wäre, wenn mit der heutigen Sitzung unfer 
Perein feine Thätigfeit auf dieſem Gebiete abſchlöſſe. Ich flimme einem der 
Herren Redner zu, daß die Frage der Einheitsichule, der Berechtigungsarten 
u. ſ. w. eigentlid) nicht vor das Forum unferes Vereins gehören. Aber die 
Frage, was der Staat oder die betreffenden FKreife zu thun haben, um Mittel: 
ihulen zu Schaffen, oder mit anderen Worten, Bildungsanftalten für unjeren 
Mittelftand, das ift eine Frage, die unfer Verein wohl wird erörtern fünnen. 

Meine Herren! Nad) den Statuten des Vereins find Beſchlüſſe Hier nicht 
zu fallen. Ich möchte mir aber nod erlauben, jchon jest, da ıh um 5 Uhr 
notbgedrungen abreifen muß und der heute folgenden Ausſchußſitzung nicht bei⸗ 
wohnen fan, einen Antrag für den Ausfhuß zu ftellen, und zwar einen Antrag, 
der das bezeichnen fol, wa3 der Berein für zwedmäßig hält, um die Frage 
weiter zu verfolgen. Diefer Antrag lautet wie folgt: 


„Von keiner Seite ift beftritten worden, daß der Mangel an Bildungs: 
anftalten für die breiten Schichten des Mittelftandes die ſozialen Verhält⸗ 
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niffe und die Erwerbsthätigleit des Volkes ungünftig beeinflußt bat, und 
daß in biefer Beziehung auch in der Gegenwart genügende Abhilfe noch 
nicht geichafft if. u | 

„In welder Weife find die Organifation unferer höheren und mittleren 
Säulen und die diefe beeinfluffenden Verhältniſſe anders zu geftalten, 
um dem Mittelftande, ohne Schädigung der in den höheren Schulen zu 
verfolgenden Ziele, die erforderlihen Bildungsanftalten zu fchaffen, wie 
find diefelben einzurichten und in welder Weife find die erforderlichen 
Mittel zur Errichtung foldher Anftalten ſeitens des Staats, beziehungs- 
weife der Kommunen zu beichaffen?“ 


Wenn der Ausſchuß des Vereins und der hochverehrte Herr Vorſitzende 
desjelben e8 für zwedmäßig erachten follte, in diefer Richtung vorzugehen, fo 
würden die Fragen bier zufammengeftellt fein, die eventuell durch Gutachten 
Florzulegen wären. Ste werden aber vielleicht auch bei der flüchtigen Vorlefung 
berausgefühlt Haben, daß man auch noch andere Fragen in dieſes Gebiet hinein- 
ziehen kann, — ausgeſchloſſen habe ich fie nicht. 


Korrefernt Dr. Stürenburg (Leipzig): Meine Herren! Auch id 
kann nur meine Genugthuung darüber ausfprechen, daß die Verhandlungen, 
nad fo vielen Eeiten fie auch gelenkt worden find, doch in der Hauptſache faft 
völlige Uebereinftimmung erzielt haben, und kann mich deshalb jegt auf wenige 
Bemerkungen befchränfen. 

Zunähft möchte ich zu Gunſten des Ausſchuſſes erwähnen, daß die 
Stellung de3 heutigen Verhandlungsthemas nicht erft durch das Conrad'ſche 
Bud veranlaßt worden ift, denn die Frage war für diefe Berfammlung ange- 
fegt, ebe diefe8 Buch erfchienen war. 

Es ift ferner von einigen Herren Rednern, und das wohl mit Recht, be- 
merkt worden, daß fowohl ich, wie der erfte Herr Referent der einen Frage, 
in wie weit eine Einwirkung der Echulverhältniffe auf das foziale Teben zu 
erkennen fei, nur wenig auf den Grund gegangen fei. Ich geftehe aber, daß 
ich auch durch die Ausführungen, die in der Debatte zur Ergänzung biefer Rüde 
gemacht worden find, nicht den Eindrud befommen babe, als ob hier leicht be= 
flimmtere Ergebniffe zu gewinnen feien. ch gebe 3. B. gern zu, daß die Ein⸗ 
richtung der Vorſchule für die höheren Schulen durchaus geeignet ift, eine foziale 
Sonderftellung der Schüler von Anfang an bervorzurufen. Aber felbft da, wo 
feine Borfchulen find, werden Sie e8 nicht erreichen, daß der Sohn des Ge- 
heimraths oder des General3 mit dem Kinde des Arbeiter8 in derfelben Schule 
zufammen fist. Ich kann dafür unfere leipziger Erfahrungen anführen. Wir 
haben dort und meines Wiſſens in Sachſen überhaupt feine Vorfchulen für die 
höheren Schulen, und wir fehnen uns durchaus nicht nad) ihnen; aber die Folge 
Davon ift, daß diejenigen Kinder, die zum Uebergang auf die höheren Schulen 
beftimmt find, fi) meiſt in einer oder zwei Bürgerfchulen oder in Privatichulen 
der betr. Städte zufammenfinden, und daß der vielleicht ideale Zuftand, daß 
nämlich die Kinder aller Stände wenigſtens in der Elementarſchule zuſammen⸗ 
ſitzen, ſonach auch da nicht erreicht wird, wo es feine Vorſchulen giebt. 
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Was die Ausführungen desſelben Herrn über die Berechtigung zum ein 
jährigen Dienft anlangt, fo fann ich mid) auf eine Keftimmte Thatfade zum 
Beweis dafür ftügen, daß die Berechtigung zum einjährigen Dienft nicht ein 
„Privilegium für den Geldſack“ fein, ſondern dag in erfter Linie die Vildung 
prämiirt werben follte; denn wenn ein Seereöpflichtiger die Verechtigung zum 
einjährigen Dienſt, fet e8 durch bejondere Prüfung, ſei e8 in einer Schule, er: 
langt bat, aber nicht im ftande ift, fich felbft auszuräften und zu verpflege, 
jo giebt e8 nad 5 34, 11 der deutjchen Wehrordnung den Weg, daß er oh 
Entgelt ausgerüſtet und in die Verpflegung des Truppentheils aufgenommen 
werden Tann, fo daß aljo trot feiner Deittellofigkeit feine Bildung prämürt wm. 

Sodann ift von demfelben Herrn gefagt worden, daß doch eine Bildung: 
Auft infolge der Scheidung der höheren Schule in Gymnaſial- und Realanfalte 
eingetreten fei. Ih muß fagen, ich habe von dieſer Kluft noch nie etwas be 
merkt, obwohl wir die Realfchulen doch feit geraumer Zeit haben; man fit 
fie am erften noch darin erkennen, daß ſich bei gymnaſial gebildeten nicht fern 
eine erftaunliche Unwiffenheit in Dingen der Natur, fo z. B. in der Erdkunde, findet; 
auch habe ich ja anerkannt, daß völlige Unkenntniß des Griechiſchen Studiren: 
den aller Fächer oft peinlich fein muß. Dasſelbe gilt andrerfeits vom Enz; 
liſchen. Doc daraus, daß nicht alle Gebilbeten in allen Dingen und Eprachen 
dasfelbe willen, entfteht doch Feine Kluft der Bildung, fo wenig man eine ſolche 
zwifchen gebildeten Männern und Frauen finden wird, objchon doc ven den 
legteren nur Blauftrümpfe Griechifh zu lernen pflegen. Es giebt in Datkb 
land große gewerbliche Etabliffements, in denen theils auf Gymmafıen, til 
auf Realſchulen vorgebilvete Chemiker und Phyſiker gewiffermaßen ein wie: 
ſchaftliches Kollegium zufammen bilden. Es ift mir aus ſolchen beftimmt wer: 
fichert worden, daß fich nicht eine Spur von fozialer Scheidung der verſchiede 
vorgebildeten da eingeftellt hat. Ganz dasjelbe kann aus dem Heere beflitit 
werden: der Offizierftand fest ſich im wefentlichen zufammen aus folden, de 
entweder auf der Kabettenanftalt oder in Nealfchulen modern reale oder auf de 
Gymnaſien Humaniftiihe Bildung erhalten haben, und auch bier fann me 
eher behaupten, daß durch dieſe verjchiedene Bildung mie durch eine Art vn 
Raffenfreuzung eine fruchtbare Anregung gegeben werde, al3 daß eine luft de 
Bildung durch den Stand bindurchginge, 

Bon andrer Seite, u. a. vom Herrn Referenten, ift verfucht worden, M 
Anſchauungen, die ich über die Beredhtigungsverhältnifje zum Studium vertre@ 
babe, entgegenzutreten. Ich würde, wenn insbejondere der Herr Referent ce 
eigener Weberzeugung geredet hätte, ihm hier entgegentreten. Weil er aber m 
andrer Auffaſſung berichtet hat, und aud die anderen Herren Redner die gar 
nur beiläufig geftreift haben, die ja auch unferem heutigen Verhandlungsgege 
ftand gegenüber nur eine untergeordnete Rolle fpielt, jo will ich mid dam 
befchränfen, zu erklären, daß meine Meberzeugung durch nichts erſchüttert worte 
ft: daß griehifche Bildung zur Einführung in die Geifteswiflenihefe 
unerſetzlich ift. 

Sodann ift von Seiten de3 Herrn Dannenberg gefagt worden, die Cr 
nafien follten fi) den Bildungsbedürfniſſen, die an dem betreffenden Orte wr 
banden wären, anpaſſen. Doch es tft unmöglich hier zwei Herren zu dime: 
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Die Gymnaſien find nad) ihrem Lehrplan dazu da, die Vorbereitung zum wifjen- 
Ichaftlihen Studium zu bieten; damit nod andere Zwecke zu vereinigen, ift 
nicht durchzuführen Wir ftimmen ja darin überein, daß wir die Menge von 
jungen Leuten, die das Biel de8 Gymnaſiums nicht erreichen wollen oder vor⸗ 
ausſichtlich nicht erreichen können, von ihnen fern halten wollen, wir wifjen, daß 
wir unjer Ziel mit den übrigen dann um fo leichter erreichen werden. Aber 
wenn wir das Gymnafium darauf einrichten wollten, daß wir bis zur Er- 
langung ber Einjährigen-Beredhtigung etwa nur eine moderne und von da ab 
exit die klaſſiſche Bildung geben wollten, dann fünnten wir das Biel des Gym: 
nafiums nicht mehr erreichen. 


Zum Schluß muß ich befennen, es wundert mid), daß eine Ergänzung, 
deren beide Referate bedurft hätten, nicht aus der Berfammlung felbft erfolgt 
tft, nämlid daß des Hanbfertigkeit3unterricht3 nicht gedacht worden iſt. Ich 
will, damit diefe Verhandlung nicht zu Ende gehe, ohne daß diefe Trage wenig: 
ſtens geftreift wird, fo viel jagen, daß ich diefem Unterricht für biejenigen Kreiſe, 
aus denen Handfertigkeit hervorgehen fol, alles gute wünfdye, daß mir deshalb 
auch nicht ausgefchloffen fcheint, daß in Mittelſchulen Gelegenheit zu feinem Be- 
triebe gegeben werde, Auch könnte wohl mancher Bater, deſſen Sohn auf der 
böheren Schule nicht an feinem Plage ift, dur den HandfertigfeitSunterridht 
eine andermeitige Beanlagung desſelben zu erkunden ſuchen. Doch kann ich der 
Meiming nicht beipflidhten, daß Handfertigkeit, daS heißt in einem beftimmten 
einzelnen Handwerk geſchulte Handfertigkeit, ein nothwendiges Erforderniß jeder 
allgemeinen Bildung fer, dem deshalb auch die höheren Schulen Rechnung zu 
tragen hätten. Das wäre nur ein neues in Stubenluft getriebenes Lehrfach, 
von dem nicht viel mehr zu erwarten wäre, als Vermehrung der ſchon hin- 
reichend großen Berfplitterung und Zerſtreuung und ſchließlich ein neuer Anlaß 
zur Ueberbürdung. 


Präfident Dr. Naffe (Bonn): Meine Herren! Es liegt in der Natur der 
Dinge, daß eine Generaldiskuſſion, wie wir fie gehabt haben, nicht nach allen Seiten 
bin erichöpfend fein und nicht in dem Maße zu pofitiven, beftimmten Zielen führen 
fonnte, wie da3 die Erörterung fpezieller Einzelfragen thut. Um jo erfreulicher 
ift es, daß doch in einem Punkte fich völlige Uebereinftimmung der Redner er⸗ 
geben hat, nämlid darin, daß ſich zu unferen höheren Bildungsanftalten, haupt: 
ſächlich infolge der Berechtigungsbeſtimmungen über den einjährigen ‘Dienft, eine 
Menge von Schülern drängt, welde dieſelben mit einer durchaus fragmen⸗ 
tarifhen Bildung wieder verlaſſen. Dadurch entiteht für fie die Gefahr 
einer verehrten Berufswahl, fie werden veranlaft, fi) Berufen zuzumenden, 
von denen fie beffer fern blieben; wenn fie aber diefer Verleitung widerftehen 
und fi) dem Handwerk und dem kleinen Gewerbebetriebe zuwenden, fo tft 
die Bildung für fie eine durchaus unzweckmäßige. In diefer Beziehung ift 
die allgemeine Anficht dahin gegangen, daß es nothiwendig fei, geeignete Mittel: 
ſchulen für dieſe Klaſſe einzurichten und zu vermehren. Es ift davon geredet 
worden, ohne daß eine volle Uebereinftimmung der Anfichten über diefen Punkt 
vorhanden mar, daß diefe Mittelfhulen aud), wenn irgend möglich, zu befür- 
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dern ſeien durch Aenderung der Beſtimmungen über die Berechtigung zum en: 
jährigen Dienft. Das glaube ich al8 daS erfreulihe Reſultat der heutigen 
Erörterungen Tonftatiren zu können. 

Wir find damit am Schluffe unferer Beſprechungen angelangt; id danke 
Ihnen für Ihre Theilnahme an denfelben, insbefondere den Herren Rejerenen 
für ihre vortrefflihen Neferate, und ſchließe die diesjährige Generalverfammlug. 


Sombart (Berlin): Meine Herrn! Ih bitte Sie, mit mır an: 


ftimmen in den Ruf: Es lebe unfer Borfigender, Herr Geheimrath Brofrier 
Dr. Naſſe! (Die Verſammlung ſtimmt dreimal freudig in diefen Auf an) 


Schluß der Sikung 8!/2 Uhr. 
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